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Vorrede. 


Die Darſtellung des politiſchen Lebens und Wirkens des Fürften 
Bismarck, wie fie in dieſem Buche an dem Faden der Thatſachen und 
urfundliher Aeußerungen verjucht worden ift, bat in ihrem erften 
Bande fo vielfältige Zuftimmung gefunden, dab der Verfaffer ſich 
zur weiteren Durchführung der Aufgabe in demjelben Sinn und Geift 
ermuthigt finden durfte. 

Der vorliegende zweite Band enthält die Darftellung der deut- 
Ihen Politik vom Beginn ded franzöfiichen Krieges bis zum Früh⸗ 
jahr 1877. 

Die politiiche und diplomatische Geſchichte des Krieges gegen 
Frankreich nimmt einen bedeutenden Raum in diefem Bande ein, 
im unmittelbaren Zuſammenhange damit die Gejchichte der Grün- 
dung des deutfhen Kaiferreihd. Dad wejentlihe Material 
dieſes AbjchnittE war von dem Verfaſſer bereitd in einer früheren 
Beröffentlihung*) gejammelt worden. Die jehige Darftellung ift 
nad ihrem bejonderen Zwed unter Ausſcheidung alle militärijchen 
Materials auf die eigentlich politiiche Action concentrirt, in dieſer 
Richtung aber in vieler Beziehung vervollſtändigt, unter Bes 
nutzung der zahlreichen politiichen Thatfahen und Documente, 
welche inzwilchen durch beglaubigte diplomatische Veröffentlihungen 
and Licht gefommen find. Es kam darauf an, ein möglichſt volles 
und zugleich Iebendiged Bild von der großartigen Wirkſamkeit ded 
Kanzlerd in jener gewaltigften und entjcheidenften Epoche der nafto- 
nalen Geſchichte zu geben. 

Eine weitere hervorragende Stelle nimmt in diefem Theile des 


*) „Der Krieg Deutſchlands gegen Frankreich und bie Grüudung bes Dent- 
ſchen Kaiferreiche.” Berlin, W. Her 1871. 
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Buches die Entftehung und der Verlauf des kirchlichen Kampfes") 
ein. Behufs vollftändiger Meberficht find in einem einleitenden Ab⸗ 
Schnitt Die wichtigften Momente aus der Geſchichte des Vatikaniſchen 
Konzils, namentlich in Betreff der Stellung der weltlichen Mächte zu 
demfelben vorangeihidt. Es folgen fodann in möglichft überfichtlicher 
Gruppirung die einzelnen Phaſen des thatjädhlichen kirchlichen Kon- 
flikts, des parlamentariſchen Kampfed und der neuen ftaatlichen Geſetz⸗ 
gebung. Fürſt Bismard hat der Aktion der Regierung auf diefem 
Gebiete unzweifelhaft die allgemeine Richtung gegeben und den Stempel 
feines Geifted aufgebrüdt, aber einen großen Theil der Ausführung und 
der Bertretung, namentlich in Betreff der einzelnen Schritte der Ges 
febgebung, bat er der Natur der Sache nad dem Kultus- Minifter 
Dr. Salt überlaffen: um daher ein fortlaufended Bild von der Ent- 
widelung dieſes Theils der Bismarck'ſchen Geſammtpolitik zu geben, 
war ed nöthig, neben feinen eigenen Aeußerungen und den Namens 
des Gelammt- Diinifteriumd ergangenen Staatöichriften auch die 
wichtigften Reden ded Kultus Minifterd über die Stellung unb 
Auffaffung der Regierung auszüglic aufzunehmen. 

Der Rüdblid auf jene ganze Reihe von Kundgebungen wird 
bie Weberzeugung beftätigen, daß Fürſt Bißmard vom Anbeginn 
und in allen Phafen ald den Zweck des Kampfes vor Allem 
die Sicherung des Staated und feiner Angehörigen gegen geiftliche 
Mebergriffe und als Ziel die Möglichkeit eines feften und dauernden 
Friedend zwiihen Staat und Kirche im Auge hielt. Möchten bie 
Anzeichen nicht trügen, welche eine nahe Grfüllung dieſes Strebens 
in Außdficht nehmen laſſen! 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik tritt nächft den 
Berhandlungen über die jchließliche Negelung der Kriegskoſtenentſchä⸗ 
digung und die Räumung des franzöfiihen Gebiets die Thatſache 
der DreisKaifer-Politil mit den daran fich knüpfenden weiteren 
Beziehungen in den Vordergrund; daneben die Epijoden in Bezug 
auf Belgien, Spanien, die Kriegsbeſorg niſſe von 1875. 

Die diplomatiiche Correfpondenz, welche im Zufammenhange mit 
bem Arnim'ſchen Prozeffe befannt geworden ift, hat ihre Stelle 


*) Der Ausbrud „Kulturlampf“, welcher thatſächlich allgemeine Geltung 
und eine biftorifde Bebeutung gewonnen bat, iſt in ben amtlichen unb halb⸗ 
amtlichen Aeußerungen nicht gebraucht worben. 
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zum Theil bei den betreffenden politiichen Abſchnitten, theilweije in 
einem bejonderen Kapitel gefunden. Bon dem eigentlichen Arnim'ſchen 
Prozeß, ſoweit er nur die perjönliche und disciplinariiche Stellung 
des Grafen Amim betrifft, find nur die Hauptmomente aus ber 
Anklageſchrift und dem gerichtlichen Urtheil mitgetbeilt. 

Die jüngfte Phafe der Drientfrage und der ruſſiſch-tür— 
kiſche Krieg fallen in ihren entjcheidenden Momenten nicht mehr 
in die Zeit, bis zu welcher die Mittbeilungen in diefem Banbe 
reichen: um die Stellung der deutſchen Politif zur orientaliichen Ver- 
widelung im Zuſammenhange überjehen zu laflen, ift die Darftellung 
derjelben von den Anfängen im Sabre 1876 bis zum Berliner Kon⸗ 
greß und Friedensvertrage einem weiteren Hefte vorbehalten. In⸗ 
zwilchen wird ſich wohl auch beftimmter herauöftellen, ob der Friede 
von Berlin, abgejehen von der glüdlichen Erfüllung feiner nächiten 
Aufgabe, der Abwendung der unmittelbar drohenden Gefahr eined 
europäiihen Krieged, — für die orientaliiche Frage felbit die Be 
deutung eined vorläufigen friedlichen Abſchluſſes oder in Folge der 
Berblendung der Pforte nur die Bedeutung einer erjten friedlichen 
Bereinbarung über die unaufbaltiame Auflöjung der europätichen 
Türkei haben fol. 

Als eine der intereflanteften und bebdeutendften Seiten des 
ſtaatsmänniſchen Wirkens des Fürften Bimard wird dereinſt 
die Behandlung gelten, welche er den elſaß⸗lothringiſchen An— 
gelegenheiten vom erſten Augenblick gegeben hat. Alle ſeine Reden 
und Schritte, wie fie in dieſer Darftellung feit dem Mat 1871 ver 
zeichnet find, geben den Beweis, wie der Kanzler auf dieſem Gebiete 
mit ruhiger Zuverficht, ohne Selbfttäufchung, aber aud ohne Aengſt⸗ 
lichkeit den innerlich nothwendigen Berlauf der Dinge und bie 
daraus fich ergebenden Gefichtspunkte für da8 Verhalten der Regie 
rung vorher erfannt und offen verfündet hat. 

Auf dem Gebiete der inneren Politik, bejonders der inneren 
Reichspolitik bringt auch diefer zweite Band eine Yülle bebeu- 
tender Reden und Aeuberungen in Bezug auf die verjchiedenften Ge⸗ 
biete der ftaatlihen Sntereffen: die denkwürdigen Reden über die 
Aenderung der Strafgefebgebung, über Die Organilation und Ent⸗ 
widelung der Reichsämter, über die Nothwendigfeit und die allges 
meinen Grundfähe einer veränderten Zoll- und Steuerpolitit, Die 
Darlegung ber tiefgreifenden Neformpläne für dad Eijenbahnwejen. 
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An der wichtigen Phafe der Reichöpolitit, welche fih im Frühjahr 
1874 an die Bereinbarung ded Reichs⸗Militärgeſetzes fnüpfte, 
war der Kanzler zwar oftenfibel nur mit einigen „Aeußerungen vom 
Kranfenbette” betheiligt, aber die damaligen parlamentarijchen und 
nationalen Vorgänge ftanden in jo innigem Zujammenhange mit 
ber gefammten von ihm geleiteten nationalen Entwidelung, daß die 
Mittheilung der bedeutendften Momente jener Krifis in dem Ge⸗ 
fammtbilbe der Wirkſamkeit des Kanzlerd nicht fehlen durfte. 

Der Band jchließt mit der Beurlaubung ded Yürften im Früh⸗ 
jahr 1877. Dieſer Zeitpunkt bezeichnet einen Abjchnitt und in mehr» 
facher Beziehung einen neuen Ausgangspunkt für die innere Ent⸗ 
widelung in Preußen und im Reiche. Seit der Rückkehr des Fürften 
Bismard im Winter 1878 find wichtige Neugeftaltungen auf dem 
politiichen und abminiftrativen Gebiete theild ind Leben gerufen, theils 
angebahnt oder vorbereitet. Die dabei zu Grunde liegenden Ideen 
und Pläne ded Kanzlerd in ihrem tieferen Zufammenbange aber, ſo⸗ 
wie die Mittel und Wege zur Durchführung derfelben find zunächft 
noch Gegenſtand der mannichfachſten Erörterung und des parlamen- 
tariihen Kampfed. Die Berföhnung der einftweiligen Gegenſätze 
ift neuerdings durch dad jähe Dazmwilchentreten der Mordverſuche 
gegen den Kaiſer und die in den Vordergrund der politiichen Sorge 
gedrängte Belämpfung der Jogialsdemofratiichen Bewegung weiter 
verzögert worden. Da hiernach jene im vorigen Sabre eingeleitete 
Entwidelung noch im Werden begriffen ift, fo fchien e8 angemeſſen, 
auch die biöherigen vorbereitenden Stadien derfelben einer fpäteren 
Darftellung in überfichtlihem Zujfammenhange und boffentlih mit 
pofitivem Abjchluffe vorzubehalten. 

Ein ausführlihed8 Sachregifter zu den beiden Bänden wird 
den Gebraudy des Buches wejentlich erleichtern. 

Endlich iſt noch eine Zufammenftellung bedeutender Aeußerungen 
und „geflügelter” Worte des Fürften hinzugefügt, welche in 
chronologiſcher Anordnung einen nochmaligen kurzen Ueberblid feines 
politiihen Wirkend gewährt. 


Berlin, den 18. Oftober 1878. 
Ludwig Hahn. 
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An der wichtigen Phafe der Reichspolitik, welche fih im Frühjahr 
1874 an die Vereinbarung ded Reichs⸗Militärgeſetzes fnüpfte, 
war der Kanzler zwar oftenjibel nur mit einigen „Aeußerungen vom 
Kranfenbette” betheiligt, aber die damaligen parlamentarijchen und 
nationalen Vorgänge ftanden in fo innigem Zujammenhange mit 
der gelammten von ihm geleiteten nationalen Entwidelung, daß bie 
Mittheilung der bedeutenditen Momente jener Krifiß in dem Ge⸗ 
fammtbilde der Wirkjamfeit des Kanzlerd nicht fehlen durfte. 

Der Band fchließt mit der Beurlaubung ded Fürſten im Früb- 
jahr 1877. Diejer Zeitpunkt bezeichnet einen Abfchnitt und in mehr 
facher Beziehung einen neuen Ausgangspunkt für die innere Ent⸗ 
widelung in Preußen und im Reiche. Seit der Rückkehr des Fürften 
Bismard im Winter 1878 find wichtige Neugeftaltungen auf dem 
politiihen und abminiftrativen Gebiete theild ind Leben gerufen, theils 
angebahnt oder vorbereitet. Die dabei zu Grunde liegenden Ideen 
und Pläne ded Kanzlerd in ihrem tieferen Zuſammenhange aber, ſo⸗ 
wie die Mittel und Wege zur Durchführung derfelben find zumächft 
noch Gegenftand der mannichfachften Erörterung und des parlamen⸗ 
tariihen Kampfes. Die BVerföhnung der einftweiligen Gegenſaͤtze 
ift neuerdings durch dad jähe Dazwilchentreten der Mordverſuche 
gegen den Kaiſer und die in ben Bordergrumd ber politifchen Sorge 
gedrängte Belämpfung der fozialsdemofratiichen Bewegung weiter 
verzögert worden. Da hiernach jene im vorigen Sabre eingeleitete 
Entwidelung nod im Werden begriffen ift, jo ſchien es angemeſſen, 
auch die bisherigen vorbereitenden Stadien berjelben einer jpäteren 
Darftelung in überfichtlihem Zufammenhange und Hoffentlich mit 
poſitivem Abjchluffe vorzubehalten. 

Ein ausführlihe8 Sachregifter zu den beiden Bänben wird 
den Gebrauch ded Buches wejentlich erleichtern. 

Endlich ift noch eine Zufammenftellung bebeutender Aeußerungen 
und „geflügelter” Worte bed Fürften hinzugefügt, welde in 
chronologiſcher Anordnung einen nochmaligen kurzen Weberblid feines 
politiſchen Wirkens gewährt. 


Berlin, den 18. Oktober 1878. 
Ludwig Hahn. 
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Borrede 


Die Darftellung des politischen Lebend und Wirkens bed Fürften 
Bidmard, wie fie in diefem Buche an dem Faden der Thatſachen und 
urkundliher Aeußerungen verſucht worden ift, bat in ihrem erften 
Bande fo vielfältige Zuftimmung gefunden, daß der Verfaſſer fich 
zur weiteren Durchführung der Aufgabe in bemjelben Sinn und Geift 
ermuthigt finden durfte. 

Der vorliegende zweite Band enthält die Darftellung der deut⸗ 
Ihen Politik vom Beginn des franzöfiihen Krieges bis zum Früh—⸗ 
jahr 1877. 

Die politifhe und diplomatische Gefchichte ded Krieges gegen 
Frankreich nimmt einen bedeutenden Raum in diefem Bande ein, 
im unmittelbaren Zufammenhange damit die Geſchichte der Grün⸗ 
dung ded deutſchen Kaijerreihd. Dad welentlihe Material 
dieſes Abſchnitts war von dem DVerfaffer bereitd in einer früheren 
Beröffentlihung*) gejammelt worden. Die jegige Darftellung ift 
nad ihrem bejonderen Zwed unter Ausſcheidung alled militärifchen 
Materiald auf die eigentlich politiiche Action concentrirt, in diejer 
Richtung aber in vieler Beziehung vervollftändigt, unter Bes 
nugung der zahlreichen politiichen Thatſachen und Documente, 
welche inzwilchen durch beglaubigte diplomatijche Beröffentlichungen 
and Licht gefommen find. Es fam darauf an, ein möglichſt volles 
und zugleich lebendiges Bild von der großartigen Wirkſamkeit des 
Kanzlerd in jener gewaltigften und entfcheibenften Epoche der nafio- 
nalen Geſchichte zu geben. 

Eine weitere hervorragende Stelle nimmt in dieſem Theile des 


*) „Der Krieg Deutſchlands gegen Frankreich und die Grüudung bes Deut⸗ 
ſchen Kaiſerreichs.“ Berlin, W. Herk 1871. 
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Buches die Entftehung und der Verlauf des kirchlichen Kampfes”) 
ein. Behufs vollftändiger Meberficht find in einem einleitenden Ab⸗ 
Schnitt die wichtigften Momente aus der Geihichte des Vatikaniſchen 
Konzils, namentlich in Betreff der Stellung der weltlichen Mächte zu 
demjelben vorangeſchickt. Es folgen ſodann in möglichit überfichtlicher 
Gruppirung die einzelnen Phafen des thatjächlichen kirchlichen Kon⸗ 
flikts, des parlamentariichen Kampfes und der neuen ftaatlichen Geſetz⸗ 
gebung. Fürſt Bismarck bat der Aftion der Regierung auf diefem 
Gebiete unzweifelhaft die allgemeine Richtung gegeben und den Stempel 
ſeines Geiſtes aufgedrüdt, aber einen großen Theil der Ausführumg und 
der Vertretung, namentlich in Betreff der einzelnen Schritte der Ge- 
febgebung, hat er der Natur der Sache nad) dem Kultus» Minifter 
Dr. Salt überlaffen: um daher ein fortlaufendes Bild von der Ent- 
widelung diejed Theils der Bismarck'ſchen Geſammipolitik zu geben, 
war ed nöthig, neben jeinen eigenen Aeußerungen und den Namens 
des Gefammt- Minifteriumd ergangenen Staatöichriften auch die 
wichtigften Reden ded Kultus-Minifterd über die Stellung und 
Auffaffung der Regierung auszüglich aufzunehmen. 

Der Rüdblid auf jene ganze Reihe von Kundgebungen wird 
die Ueberzeugung beitätigen, daß Fürſt Bißmard vom Anbeginn 
und in allen Phaſen ald den Zwei des Kampfes vor Allem 
die Sicherung des Staated und feiner Angehörigen gegen geiftliche 
Mebergriffe und als Ziel die Möglichkeit eines feften und dauernden 
Friedend zwiſchen Staat und Kirche im Auge hielt. Möchten bie 
Anzeichen nicht trügen, welde eine nahe Erfüllung dieſes Strebend 
in Ausficht nehmen lafjen! 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik tritt nächft den 
Berhandlungen über die jchließliche Regelung der Kriegskoſtenentſchä⸗ 
digung und die Naumung des franzöfiichen Gebiets die Thatſache 
der DreisKaifer-Politif mit den daran ſich knüpfenden weiteren 
Beziehungen in den Vordergrund; daneben die Epijoden in Bezug 
auf Belgien, Spanien, die Kriegsbeſorgniſſe von 1875. 

Die diplomatische Correfpondenz, welche im Zufammenhange mit 
bem Arnim'ſchen Prozeſſe befannt geworden ift, hat ihre Stelle 


*) Der Ausdruck Kulturkampf“, welcher thatſächlich allgemeine Geltung 
und eine hiſtoriſche Bedeutung gewonnen bat, tft in ben amtlichen unb halb⸗ 
amtlichen Aeußerungen nidyt gebraucht worben. 
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zum Theil bei den betreffenden politiichen Abſchnitten, theilweiſe in 
einem bejonderen Kapitel gefunden. Bon dem eigentlichen Arnim'ſchen 
Prozeß, joweit er nur die perfönliche und disciplinariiche Stellung 
bed Grafen Amim betrifft, find nur die Hauptmomente aus ber 
Anklagefhrift und dem gerichtlichen Urtheil mitgetheilt. 

Die jüngfte Phaje der Drientfrage und der ruſſiſch-tür— 
kiſche Krieg fallen in ihren enticheidenden Momenten nicht mehr 
in die Zeit, bis zu welder die Mittheilungen in diefem Bande 
reichen: um die Stellung der deutichen Politik zur orientalischen Ver⸗ 
widelung im Zuſammenhange überjehen zu laffen, ift die Darftellung 
berjelben von den Anfängen im Jahre 1876 bis zum Berliner Kon- 
greß und riedendvertrage einem weiteren Hefte vorbehalten. In⸗ 
zwifchen wird fi wohl auch beftimmter heraußftellen, ob ber Friebe 
von Berlin, abgejehen von der glüdlichen Erfüllung feiner nächſten 
Aufgabe, der Abwendung der unmittelbar drohenden Gefahr eines 
europätjchen Krieged, — für die orientaliihe Frage jelbit die Be— 
deutung eined vorläufigen friedlichen Abſchluſſes oder in Folge ber 
Berblendung der Pforte nur die Bebeutung einer erften friedlichen 
Vereinbarung über die unaufbaltiame Auflöjung der europätichen 
Türkei haben joll. 

Als eine der intereffanteften und bebeutendften Seiten bes 
ſtaatsmänniſchen Wirkens des Yürften Bismarck wird bereinft 
die Behandlung gelten, welche er den elſaß-lothringiſchen An— 
gelegenheiten vom erſten Augenblick gegeben hat. Alle ſeine Reden 
und Schritte, wie fie in dieſer Darftellung ſeit dem Mat 1871 ver 
zeichnet find, geben ben Beweis, wie der Kanzler auf diefem Gebiete 
mit ruhiger Zuverficht, ohne Selbittäufchung, aber auch ohne Aengſt⸗ 
lichleit den innerlich noihwendigen PVerlauf der Dinge und die 
daraus fich ergebenden Gefichtöpuntte für dad Verhalten der Regie 
rung vorher erfannt und offen verlündet hat. 

Auf dem Gebiete der inneren Politik, beſonders der inneren 
Reichspolitik bringt auch dieſer zweite Band eine Yülle bedeu⸗ 
tender Reden und Aeußerungen in Bezug auf die verjchiebenften Ges 
biete der ftaatlidhen Intereſſen: die denfwürbigen Reden über die 
Aenderung der Strafgefepgebung, über die Organiſation und Cnt- 
widelung der Reichsämter, über die Nothwendigfeit und bie allge 
meinen Grundfäge einer veränderten Zoll- und Steuerpolitif, die 
Darlegung der tiefgreifenden Reformpläne für das Eifenbahnweien. 


— 
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An der wichtigen Phaſe der Reichspolitik, welche fih im Frühjahr 
1874 an die Bereinbarung ded Reichs⸗Militärgeſetzes fnüpfte, 
war der Kanzler zwar oftenjibel nur mit einigen „Aeußerungen vom 
Krankenbette“ betheiligt, aber die damaligen parlamentariichen und 
nationalen Vorgänge ftanden in fo innigem Zuſammenhange mit 
der gefammten von ihm geleiteten nationalen Entwidelung, daß die 
Mittheilung der bedeutendften Momente jener Krifis in dem Ges 
fammtbilde der Wirkſamkeit des Kanzlerd nicht fehlen durfte. 

Der Band fchließt mit der Beurlaubung ded Fürften im Früh⸗ 
jahr 1877. Diejer Zeitpunkt bezeichnet einen Abfchnitt und in mehr- 
facher Beziehung einen neuen Ausgangspunkt für die innere Ent⸗ 
widelung in Preußen und im Reiche. Seit der Rückkehr des Fürften 
Bismard im Winter 1878 find wichtige Neugeftaltungen auf dem 
politiihen und abminiftrativen Gebiete theild ind Leben gerufen, theils 
angebahnt oder vorbereitet. Die dabei zu Grunde liegenden Ideen 
und Pläne bed Kanzlerd in ihrem tieferen Zuſammenhange aber, ſo⸗ 
wie die Mittel und Wege zur Durchführung berfelben find zunächft 
noch Gegenftand der mannichfachſten Erörterung und des parlamen- 
tariihen Kampfed. Die Verſöhnung der einftweiligen Gegenſäatze 
ift neuerdings durch dad jähe Dazwilchentreten der Mordverjuche 
gegen den Kaiſer und die in den Vordergrund der politiichen Sorge 
gedrängte Belämpfung der fozialsdemofratiihen Bewegung weiter 
verzögert worden. Da hiernach jene im vorigen Sahre eingeleitete 
Entwidelung noch im Werden begriffen ift, jo ſchien es angemefjen, 
auch die biöherigen vorbereitenden Stadien derjelben einer Tpäteren 
Darftellung in überfihtlihem Zujammenhange und boffentlid mit 
pofitivem Abjchluffe vorzubehalten. 

Ein ausführliches Sachregifter zu den beiden Bänden wirb 
den Gebrauch ded Buches wejentlich erleichtern. 

Endlich iſt noch eine Zufammenftellung bebeutender Aeußerungen 
und „geflügelter“ Worte des Fürſten hinzugefügt, welche im 
chronologiſcher Anordnung einen nochmaligen kurzen Weberblid feines 
politiihen Wirkens gewährt. 


Berlin, den 18. Oftober 1878. 
Ludwig Hahn. 
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Aer Krieg gegen Frankreich. 


Jurſt Biomarck. 1 


1. Bie Stimmungen in Fraukreid, gegenüber 
Deutſchlund 


(ſeit der Löfung ber Luremburger Frage). 


1867. Dezember. Verhandlungen über das Militärgefeß. 


Erklärung bes Kriegsminifters Marſchall Niet. 


„Und Sie wollen unter berartigen Bedingungen Frankreich ber Gefahr 
ausjegen, eines Tages gegen eine Nation (Preußen) zu marſchiren, bie geſchickt 
und von langer Zeit ber organifirt ift, in ber vielfache Uebungen ftattfinden, in 
welcher der militairifche Geift in einem Grabe, wie wir ihn vielleicht nie erreichen 
werben, vorberriht? Daran Binnen Sie nicht denken, oder wenn Sie auf das 
franzöfifche Bolt das Syftem des Maffenaufgebotes anwenden wollen, jo müfien 
Sie daffelbe volllommen nad preußiihem Mufter organifiren, unb dann, aber 
nur dann, können beide Nationen ohne Nachtheil für die eine von ihnen, fich auf 
bem fo ſchwierigen Schlachtenboben gegenübertreten.” 


Der Marichall geht ſodann auf das Lob der heutigen franzöfiichen Armee 
über und weiſt mit Befriedigung auf den Grund der Schlagfertigfeit hin, ven 
die Armee unter feiner kurzen Amtsführung bereits erlangt hat. 

„Die gefammte Infanterie wirb bis zum nädften Frühjahr mit einem 
ausgezeichneten Gewehre verjehen fein; bie Zeughäufer und die Magazine find 
gefüllt, die Feſtungen find bereits in einem beffern Zuftande und man arbeitet 
alle Tage daran.“ 

Unb durch Alles Dies iſt der Marſchall überzeugt, mweientli zum Fortbe⸗ 
fieben bes Friedens beigetragen zu haben. 

„Denn das franzöftfche Volk ift von jeher ſehr ſtolz geweſen, unb die Armee 
ift fein Ebeubild. Es hat galliihes Blut in den Adern und vermag nicht Tange 
eine Gefahr, die es bedroht, zu ertragen. Es geht lieber biefer Gefahr entgegen. 
Das franzöfiiche Bolt lebt darum nicht gerne in ber Ungewißheit und fieht —* 
Handel und Induſtrie dahinſiechen; lieber ſofort den Krieg. Giebt man ihm nun 
eine militairiſche Organifation, die ihm alle Sicherheit gewährt, ſo läßt es die 
Sorgen fahren. Es fürchtet ſeine Nachbarn nicht, träumt ſelber von feinen Ero⸗ 
berungen und überläßt ſich bann im Frieden feinen gewohnten Beichäftigungen. 
Diefes Reſultat wird dur die Einführung bes neuen Armeegeſetzes erreicht.“ 


1* 
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Ber Krieg gegen Frankrrich. 


1, Die Ftimmungen in Frankreich gegenüher 
Deutſchland 


(ſeit der Löfung der Luxemburger Frage). 


1867. Dezember. Berhandlungen über das Militärgeſetz. 


Erklärung des Kriegsminifterse Marſchall Niet. 


„Und Sie wollen unter berartigen Bebingungen Frankreich ber Gefahr 
ausfegen, eines Tages gegen eine Nation (Preußen) zu marſchiren, bie geſchickt 
und von fanger Zeit ber organifirt ift, in ber vielfache Uebungen fattfinden, in 
welcher der milttairifche Geift in einem Grabe, wie wir ihn vielleicht nie erreichen 
werben, vorberriht? Daran können Sie nicht denken, oder wenn Sie auf das 
franzöſiſche Bolt das Syftem des Maffenaufgebotes anwenden wollen, jo müffen 
Sie daſſelbe vollfommen nad preußiihem Mufter organifiren, unb dann, aber 
nur dann, können beibe Nationen ohne Nachtheil für Die eine von ihnen, fich auf 
dent fo ſchwierigen Schladhtenboben gegenübertreten.“ 

Der Marichall geht fobann auf das Lob der heutigen franzöfiichen Armee 
über und weift mit Befriedigung auf den Grund ber Schlagfertigleit bin, ben 
die Armee unter feiner kurzen Amtsführung bereits erlangt bat. 

„Die gefammte Infanterie wird bis zum nächften Frühjahr mit einem 
ausgezeichneten Gewehre verjeben fein; bie Zeughäufer und bie Magazine find 
gefüllt, die Feftungen find bereits in einem befiern Zuftande und man arbeitet 
alle Tage daran.“ 

Und durch Alles dies if der Marſchall Überzeugt, weſentlich zum Fortbe⸗ 
fiehen bes Friedens beigetragen zu haben. 

„Denn bas franzöfiiche Bott ift von jeher ſehr flolz geweien, und die Armee 
iſt fein Ebenbild. Es hat galliiches Blut in den Abern unb vermag nicht lange 
eine Gefahr, bie e8 bedroht, zu ertragen. E8 geht lieber biefer Gefahr entgegen. 
Das franzöfifche Voll lebt darum nicht gerne in der Ungewißheit und fieht Gehen 
Handel und Imbuftrie bahinfiehen; Tieber fofort den Krieg. Giebt man ihm nun 
eine militairiſche Organifation, die ihm alle Sicherheit gewährt, fo läßt es bie 
Sorgen fahren. Es fürchtet feine Nachbarn nicht, träumt jelber von keinen Ero- 
berungen und überläßt fi dann im Frieden feinen gewohnten Beichäftigungen. 
Diefes Nefultat wird durch die Einführung bes neuen Armeegeſetzes erreicht.” 


1* 
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1867. 
Aeußerung des Abgeorbneten Ollivier. 


„Wir, Frankreich, haben ben Krieg von 1866 organifirt, indem wir bie 
Allianz zwiſchen Preußen und Italien erweiterten. Indeß Venetien war nur ein 
Borwand. Der eigentlide Grund war der, unfere Armee zu beichäftigen und 
dann jene abfcheulihe, in gewiffen Gemüthern allmächtige Ueberzeugung, baß 
man nur burh Siege und Groberungen neue Dynaftien gründe. Man hoffte, 
daß der Krieg zwiihen Preußen unb Defterreich ſich in die Länge ziehen, und 
daß fi eine Wenbung ergeben werde, bie eine Intervention und einen Antheil 
an ber Beute geftatte. Allein man täufchte fi) und bat jett nicht den Muth, 
fih in dieſe Enttäufchung bineinzufinden. 

Und Sie trugen viel bazu bei. Sie begrüßen und verlündigen bei jeber 
Selegendeit ben Frieden, bei jeber Gelegenheit ſprechen Sie Wünſche für feinen 
Fortbeftand aus, und in ber Wirklichkeit votiren Ste jeden Tag ben Krieg. Ja, 
jeven Tag votiren Sie den Krieg. 

Sedesmal, wenn in biefem Haufe ein Rebner fich erhebt, um Ihnen bar- 
zuthun, daß zulett die in Deutichland vollzogenen Ereigniffe weber drohend noch 
demütbhigend für uns find, erfliden Sie feine Stimme buch Ihr Gemurr. 
Sowie dagegen ein Redner behauptet, Daß ber Sieg von Sabowa für Frankreich 
eine Art Niederlage, eine Schwächung, eine Beeinträhtigung feines Glanzes fei, 
zollen Sie Beifall. 

Sie leugnen e8? Lefen Sie doch den „Moniteur” nad. Ja, Sie zollen 
Beifall. 
Nun denn, in einem Lande wie das unfrige, das ſtolz, empfindlich, leicht 
reizbar im Ehrenpunkte ift, kann man unmöglich auf der Tribüne und in der 
Preſſe unter jeber Form es denken, behaupten unb alle Tage wiederholen, daß 
wir gefchwächt, gefährbet, erniebrigt find, ohne daß ſich eine wirkliche Aufregung 
ergebe. Es ift unmögli, daß wenn ber, welder an ber Spige ber Regierung 
ſteht, Napoleon heißt, welches auch feine humanen Gefinnungen, feine richtige 
Auffaffung der Lage, feine Wünfche für den Fortbeſtand bes Friedens fein mögen, 
baß er enge, baß er immer einem fo fletig wiederkehrenden, gebieterifchen Drucke 
widerſtehe. 

Te müſſen aljo entweber biefe Kammern unb biefe Nation ſich nicht nur 
in das Bollbracdhte ergeben, ſondern e8 auch ohne Rückgedanken hinnehmen, ober 
aber fie müſſen mannhaft bie früber ober ſpäter unvermeibliche Nothwendigkeit 
eines ernflen, furchtbaren Krieges mit Deutihland in's Auge faflen. 

Sie fönnen mir wiberfprecden, Sie können mid) bementiren und behaupten, 
baß Sie ben Frieden wollen; das ändert nichts an meiner Ueberzeugung. Sie 
haben gut ben Frieden wollen: wenn Sie in Ihrer gegenwärtigen Politik ver- 
harren, fo padt Sie der Krieg auch wiber Ihreu Willen. Und aus allem bem, 
was vorgeht, jehe ich feinen andern Ausweg, ald das Schlachtfeld. Zwei einzige 
Mittel giebt es, um dieſes Unheil zu beſchwören: von Seiten ber Regierung eine 
Rückkehr zu fich ſelbſt, einen entſcheidenden Entſchluß und die Errichtung einer 
liberal⸗ conftitutionellen Regierung an Stelle bes perjönlichen Regiments; von 
Seiten bes Landes und von Ihrer Seite gilt es die Verpflichtung, ein Gefe zu 
verwerfen, befien Nügfichleit zum Mindeſten zweifelhaft, das aber gewiß nicht 
nothwenbig ift, und das, mögen Sie nun fagen und thun, was Sie wollen, in 
Fraukreich und in Europa als gleichbedeutend mit Krieg gilt. Ich werbe unbedenklich 
gegen das Geſetz ftimmen. Was kümmert es mid, wenn man in leibenichaft- 
lihem Tone zu mir jagt unb wiederholt: „Seien wir Franzoſen und feine 
Deutichen oder Italiener!” Ja, feien wir Franzoſen, aber glauben wir nicht, daß 
man in hochherzigem Sinne Franzoſe if, wenn man die Veftrebungen anderer 
Bölfer unterbrüdt, glauben wir nicht, daß man mit Ehren Franzoſe ift, wenn 
man bie Deutjchen verhintert, Deutiche, und die Ftaliener, Italiener zu fein!“ 


1868. Zuli. Aus den VBerhandiungen über die auswärtige Politik 
Frankreichs. 
Aeußerung von Thiers. 


„Wiſſen Sie, was die jetigen enormen Ausgaben bes Kriegsbubgets zur 
Nothwendigkeit macht? Die Lage Europas. Und wiſſen Sie, wer biefe Lage 
geichaffen bat? Das heutige Geſchlecht leider, das in feinem Irrwahn fi von 
der fländigen Politit Europas trennen wollte. Man bat die Geifter durch ben 
Reiz der Neuheit verführt und ihnen jene traurigen politiichen Theorien, jene 
Nationalitäts - Theorien vorgeführt, weldhe bie Oberflähe Europas verändert 
haben, welche ven Drient umzugeſtalten unb die heutige Menichheit in unfägliche 
Berwirrungen und graufige Blutftröme zu ſtürzen broben. Sie haben Hecht, ven 
Krieg zu verabſcheuen. Allein es ift wahr, daß unfer Geſchlecht vor der Geichichte 
den Irrthum zu verantworten haben wirb, den es baburch beging, daß es bie 
wahrhaft franzöflfche Politik aufgab. 

Die von Frankreich feit Jahrhunderten befolgte große Politik, durch die es 
in ben Mittelpunkt Europas geftellt warb, und die zwiſchen ben Böllern aus» 
gleichende Wage in Händen bielt, jene Politit warb aufgegeben, um gewifſen 
tbörichten Tagesibeen zu fchmeicheln. 

Man bat die Einheit Italiens geichaffen und dadurch die Einheit Deutſch⸗ 
lands nnabweisbar gemadt. Ja, man hat fie jogar felbft geichaffen, worüber ich 
an meinem Theil untröftlih bin. Es ſchmerzt mich dies tief für mein Land, 
denn die Lage Europas, noch mehr aber die Frankreichs, ift Dadurch tief geftört 
worben. 

Darum aud müflen Sie fo viel Gelb ausgeben. Nicht bie neue Bewaff- 
nnng, nicht der Fortjchritt der Wiffenfchaften, nein, Die Politit gebeuf es. Ich 
beeile mid, Hinzuzufügen, daß ich meines Theils alle diefe Ausgaben als noth- 
wendig anerfenne, welche durch die nationale Borficht geboten find. Allein ich 
bewillige diefe Ausgaben nicht mit dem geheimen Wunſch nach einem Krieg. 

Wiſſen Sie, meine Herren, welche Ausficht uns bleibt, daß das wahrhafte 
Bleihgewicht Europas wieder hergeftellt werde? Es bleibt uns bie Ausficht, daß 
der Föderativſinn (sentiment federal), der ftet8 in Deutichland vorhanden war, 
wieber erſtehe. Er ift beftrebt, wieder zu erftehen, und wiffen Sie, feit wann? 
Seitdem man in Deutichland angefangen hat, fi zu Überzeugen, daß Frankreich 
nicht geneigt if, gegenwärtig in den beutichen Angelegenheiten zu interveniren. 
Seitdem Deutſchland fi beruhigt, kehrt es zu dem ihm innewohnenben tiefen 
Zrieb nad) einer Föderation, und keineswegs nach einem militairiſchen Einheits⸗ 
ſtaat zurüd. Man würde dieſen wertboollen Prozeß in ven Geiftern (ce precieux 
travail dans les esprits) flören, wenn man heute intervanixen wollte. Es 
wäre ein großer Fehler, ich wiederhole e8, jett Krieg zu wollen, und ich fage 
darum zu ben beiden glorreihen Miniftern: Ia, ih flimme dafür, die Summe, 
weiche Sie fordern, zu bewilligen, aber nicht für den Krieg. 

Wiffen Sie, meine Herren, warum id biefe Rüftungen billige, ohne daß 
ih ben Krieg will? Darum, weil biefe Rüftungen Frankreich in größere Achtung 
jegen werben (rendront plus respectable). 

Man muß von zwei Dingen überzeugt fein: einmal, daß wir ben in 
Deutihland vor fich gehenden Prozeß nicht ftören wollen, dann, daß wir mädjtig 
genug find, feine neue Anmaßungen (usurpations) in Europa mehr zu geftatten. 
Und wenn einmal, in Verbindung mit unfern Rüftungen, unfer Entihluß, ben 
Frieden erhalten zu wollen, feftfteht, fo wird bies eine große Friedensbürgſchaft 
fein. x.” 
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1868. + 
Erffärung des Minifters Rouher. 


... Ich betrachte die Rüftungen, bie wir ausführen, als notbwenbig; 
allein mein innigfter Wunſch if ber, daß fie volllommen unnöthig fein mögen. 
Ja, ich würde es als die böchfte, bie beillofefte Unklugheit anfeben, wollten wir 
bie Berantwortlichkeit, bie Herr Favre und empfiehlt, auf ung nehmen. Wir 
möüffen bereit und organifirt fein, wir müſſen bie Ereigniffe mit Feſtigkeit, Auf- 
richtigkeit und Mannhaftigkeit in's Ange faffen und einfehben, daß eine große 
Nation ſich im gegebenen Augenblicke nicht mit ihrer Nachläſſigkeit ober ihrer 
Schwäche entihuldigen darf. Müffen wir aber darum ben Krieg Derbeimünfeen? 
Ih bin mit Herm Favre in dem einen Punkte völlig einverftanden, daß wir 
fein Intereffe haben, den Frieden, deſſen Europa fich erfreut, zu verleken. Diele 
Politik haben wir fortwährend allen Mächten gegenüber befolgt, in Griechenland, 
in Creta und wo e8 nur zu gähren begann. 

Welches war unfere Haltung Deutichland gegenüber? Befanden wir une 
in einem fo gereizten Zuftande, wie Herr 3. Favre fagt, daß es ſchien, ale 
jeien wir und Preußen bereit, uns gegenfeitig anzugreifen? Nein! Wir haben 
angefichte Deutichlands die Achtung vor feiner Weſenheit (entitE) befunbet; wir 
baden in den Fragen, die in ben unferer Grenze nahegelegenen Lanbestheilen 
verhandelt werben, das Prinzip der Achtung ber Nationalitäten aufgeftellt, und 
indem wir verlündigten, baß wir uns enthalten würben, verlangten wir, daß 
auch anbere fich enthalten, und fo baben wir ben einzelnen Autonomien ihre 
Freiheit und folglich auch ihre Kraft wiebergegeben. 

Liegt in allem bem irgend ein Kriegsgedanle? Der Wille bes Staatsober- 
bauptes, der Wille des gefeßgebenden Körpers, der Wille des Landes ift die Er- 
haltung bes Friedens in der Welt. Hierliber befteht weber Meinungsverjchieden- 
heit, noch Aufregung, noch SHintergebanle. Der Friede ift Die große Bedingung 
der Civilifation, und bie Bernirfligung biejer Bedingung ſuchen wir in unaus- 

eſetztem Fortſchritt. Wir halten ben Krieg für eines ber großen Mißgefchide, 

r die wir nie bie unmittelbare und perſönliche Verantwortung übernehmen. 
Wir begreifen den Krieg nie anbers, denn als einen Krieg der Bertheibigung, 
nicht allein aber unferes Gebietes, jonbern auch unjerer Würde, unferer Ehre und 
unferes Einfluffes.“ 


Aus dem Jahre 1869. 


18. Januar. Aus ber Thronrebe des Kaiſers Napoleon zur Eröffnung bes 
Senats und bes gejekgebenben Körpers. 


— — „Das Milttairgefeg und bie durch Ihren Patriotismus bewilligten 
Hülfsmittel haben bazu beigetragen, das Vertrauen bes Landes zu befeftigen und 
in einem beredtigten Gefühle feines Stolzes empfindet bafjelbe eine wirkliche 
Befriedigung feit dem Tage, an welchem es fich bewußt geworben ift, Daß es in 
ber Lage war, allen Eventualitäten gegenüberzutreten. Die feft organifirte Land⸗ 
unb Seemadt ift auf dem Sriebensfue. Der Effektivbeftend unter ben Bahnen 
überfchreitet nicht denjenigen unter ben früheren Regierungen, aber unfere ver- 
volllommmete Bewaffnung, unjere gefüllten Arfenale und Magazine, unjere aus- 
gebildete Referve, bie in der Organifation begriffene mobile Nationalgarde, unfere 
umgebaute Flotte und unfere in gutem Zuſtande befindlichen feften Plätze geben 
unferer Macht eine unerläßlich nothwendige Entwidelung. 

Das beftänbige Ziel meiner Beftrebungen ift erreicht, bie militairischen 
Hälfsmittel Frankreichs find von jett auf ber Höhe feiner Beſtimmung in ber 
Welt. Unter diejen Umftänden können wir laut unfern Wunſch, den Frieden zu 
erhalten, ausſprechen. Es liegt keine Schwäche darin, dies zu fagen, fobald man 
für die Vertheibigung ber Ehre und der Unabhängigleit des Landes bereit ifl.“ 
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1869. 
29. Rovember. Aus der Thronrebe des Kaiſers Napoleon zur Eröffnung 
des Senats und des gejetgebenden Körpers. 


— — ‚„Benn ih von unferen inneren Zuftänden meine Blicke jenjeits 
unferer Grenzen wenbe, fo wünſche ich mir dazu Glüd, wahrnehmen zu dürfen, 
daß bie fremden Mächte freundfchaftliche Beziehungen mit uns unterhalten. Die 
Souveraine und bie Völker wünſchen den Frieden und beichäftigen ſich mit den 
Fortſchritten der Kivilifation. Welchen Borwurf man auch unferem Zeitalter 
maden Tönnte, wir haben — 55 erechten Grund, auf daſſelbe ſtolz zu ſein: 
Die neue Welt hebt die Sklaverei auf, Rußland ſetzt bie Leibeigenen in Freiheit, 
England läßt Irland Gerechtigkeit wiberfahren, das Beden des Mittelmeeres 
iheint fich feines früheren Glanzes zu erinnern, und von ber Zuſammenkunft 
aller Biſchöfe der Latholifchen Welt in Rom darf man nur ein Werk ber Weisheit 
und Berföhnung erwarten. Die Fortſchritte der Wiffenfhaft bringen die Völker 
einander näher. Während Amerika ben Stillen» mit dem Atlantifhen Ocean 
durch eine Eifenbahn von 1000 Meilen Länge verbindet, verfländigen fich überall 
die Kapitalien unb die Männer der Wiffenfchaft, um bie entfernteften Gegenden 
des Erdballs durch elektriſche Verbindungen miteinander in Berührung zu bringen. 
Stranfreih und Italien werben ſich durch den Alpentunnel die Hand reichen, die 
Baffer des Mittellänpifchen- und des Rothen Meeres vermifchen fich bereits durch 
ben Kanal von Suez. Ganz Europa hat fi in Aegypten bei der Einweihung 
diefes gigantifhen Unternehmens vertreten laffen, und wenn die Kaiferin beute 
der Eröffnung der Kammern nicht beimohnt, fo gejchieht es, weil ich gewünjcht 
babe, daß ihre Anweſenheit in einem Lande, wo ehemals unfere Waffen Ruhm 
erwarben, von der Sympathie Frankreichs für ein Werk Zeugniß ablege, welches 
wir der Beharrlichleit und bem Geifte eines Franzofen verbaulen.“ 





>, Die Hohenzollerufce Kandidatur und die 
herausforbernde Politik Frankreichs. 


Bolitiihe Stille. 


1870. 30. Juni. Aeußerung des franzöſiſchen Minifters Ollivier im gefeh- 
gebenben Körper. 

„Zu leiner Zeit war bie Aufrechterhaltung des Friedens mehr gefichert ale 
jet. Wohin man auch blidt, kann man nirgenb eine Frage entbeden, bie Gefahr 
in fih bergen könnte; überall haben Die Cabinete begriffen, daß bie Achtung vor 
ben Berträgen fich Iebermann aufbrängt, namentlich aber vor ben beiden Ber- 
trägen, auf weldhen ber Frieden Europas ruht: vor dem Barifer Bertrag von 
1856, der für den Orient, und vor dem Prager Bertrag von 1866, ber für 
Deutichland den Frieden fichert.” 


2. Zuli. Aeußerung des Staatjefretaird von Thile (aus einer 
Depeche des öfterreihiichen Geſchäftsträgers in Berlin). 

Herr von Thile, den ich geftern befuchte, verficherte mich mit ficht- 

barem Woblgefallen, daß in der politiihen Welt beinahe ausnahmsloſe 

tiefe Ruhe berrfche, und wie, als natürliche Folge hiervon, die auswärtigen 

Vertreter ſich ziemlich alle ſchon von bier entfernt hätten, fo boffe auch 

er demnäcft feine gewohnte Kur in Marienbad antreten und die Gefchäfte, 
wie im vorigen Jahre, Herrn von Balan übergeben zu können. 


Die erften öffentlichen Mittheiluugen nnd Anfragen 
über die Hohenzollernſche Candidatur. 


Die Eorrefpondance Havas meldet aus Madrid, daß das Minifterium be- 
ſchlofſen habe, vem Bringen Hohenzollern bie Krone anzubieten. Eine Depn- 
tation, welche bamit beauftragt fei, den Prinzen darüber zu verftänbigen, fet 
bereits nach Deutichland abgereift. 


4. Zuli. Communiqus im Conftitutionel. 


Aus Mittheilungen, welche uns vertrauenswürbig fcheinen, gebt bervor, 
daß Agenten des Marihall Prim fich biefer Tage nach Preußen zu dem Prinzen 
von Hohenzollern begeben hätten, um ihm die Spanifche Krone anzutragen 
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1870. 


und baß Seine Hoheit diefelbe angenommen hätte. Wir wiſſen noch nicht, ob 
der Marihall Brim, als er biefen Schritt that, in feinem perfönlichen Namen 
bandelte, oder ob er von den Spaniſchen Cortes oder dem Regenten irgend ein 
Mandat empfangen batte. Auch wollen wir weitere Nachrichten abwarten, um 
ein Ereigniß zu würbigen, beffen Bedeutung Niemand entgehen wird. Wenn ver 
Marihall, wie Alles vermuthen läßt, ohne Mandat gehandelt bat, fo beſchränkt 
fih dieſer Zwiſchenfall auf bie Berhältniffe einer Intrigue; wenn bagegen bie 
Spanifche Nation dieſen Schritt beftätigt ober anräth, jo müſſen wir ihn vor 
Allem mit der Achtung ins Auge faffen, welde ber Wille einer ihre Geſchicke 
regelnden Nation einflößt. 

Aber bei aller Hochadtung vor ber Souverainetät des Spaniſchen Volles, 
welche in biefem Falle der einzig competente Richter ift, Fönnten wir ein Gefühl 
des Erſtaunens nicht unterbrüden, wenn wir das Scepter Karls V. einem Breu- 
fifhen Brinzen anvertraut fähen. 


Erfte diplomatiſche Erörterung in Berlin. 
3. Inli. Gramont an den Gefhäftsträger Le Sourb in Berlin. 


„Wir erfahren, daß eine vom Marihall Prim entfandte Deputation bem 
Prinzen von Hohenzollern die Krone Spaniens angeboten und daß er fie 
angenonımen babe. Wir betradyten dieſe Kandidatur nicht als ernft und glauben, 
daß die ſpaniſche Nation fie zurüdweifen wird. Aber wir können nicht ohne 
Ueberrafchung den Verſuch anfehen, einen preußiſchen Prinzen auf den ſpaniſchen 
Thron zu ſetzen. Wir möchten glauben, daß das Berliner Kabinet viefer In- 
trigue fremd ift; im eutgegengelettten Fall würbe fein Berhalten uns Erwägungen 
zu peinläder Natur eingeben, als daR ich biefelben in einem Telegramm aus- 
iprehen Tönnte. Ich nehme jedoch nicht Anftand, Ihnen zu jagen, daß ber Ein- 
drud ein fchlimmer ift und ich erſuche Sie, Sich in dieſem Sinne auszufprechen. 
Ich erwarte bie Mittheilungen, die Sie mir über ben bebauerlihen Zwiſchenfall 
werben geben können.“ 


4. Juli. Te Sourd an Gramont. 


„Ich babe fo eben Herrn v. Thile gejeben unb ibm von ber Nachricht ge- 
ſprochen, welche Ihnen in Betreff der Annahme ber Thronkandidatur in Spanien 
Seitens des Prinzen von Hohenzollern zugegangen ifl. Er fragte mid von 
vorn herein, ob ich ihn amtlich darüber interpellire, in welchem Kalle er zunächſt 
bie Befehle bes Königs direct einholen müßte. Ich antwortete, daß ich ihn ein- 
fach auf eine Nachricht aufmerkſam machen wolle, die in Paris übles Auffeben 
made; ich fügte hinzu, daß wir vor Allem ein Intereffe haben, zu erfahren, ob 
die prenßiſche Regierung der Verhandlung fremb fei. Sichtlih in Verlegenheit 
fagte mür Herr vo. Thile, daß die preußiiche Regierung von der An- 
gelegenbeit abſolut Nichts wiffe, und daß biefelbe für fie nit 
eriftire. Er ſuchte durch feine Erklärung die Berantwortlichleit feiner Regierung 
außer Frage zu fielen; aber Ew. Ercellenz werben bemerlen, daß er ſich enthielt, 
tategorifch zu verfichern, daß das Berliner Kabinet die Eriftenz und das Ergebniß 
ter Verhandlung nicht kenne. Mein erfter Eindrud ift, daß die Ihrer Excellenz 
mitgetheilte Thatfache richtig ift, daß aber Herr v. Thile mit feiner gewohnten 
Umficht wenigftens fürs Erfte bie Nichtigkeit unjerer Information nicht aner- 
fennen will.” 
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Ein Bericht Benebettis aus dem vorhergehenden Jahre. 


Bertrauliher Beriht an Gramont vom 11. Mai 1869 (aus ben 
fpäteren Beröffentlihungen Benebettis). 

„als ih Graf Bismard wiederſah, brachte ih das Geſpräch auf bie 
Spanifhen Berhältniffe und befragte ihn wegen ber Gerlichte Über eine Kanbi- 
batur des Prinzen von Hohenzollern. Der Düinifter- Bräfident lehnte Die 
Unterhaltung darüber nit ab; er bemerkte, daß die Souverainetät, weldhe man 
bem Prinzen Leopold anbieten möchte, nur eine flüchtige Dauer haben uud ihn 
ben größten Gefahren und Enttäufchungen ausjegen könnte. In biefer Ueber- 
zeugung würbe der König eintretenden Falls ſich gewiß enthalten, ihm zur An- 
nahme bes Anerbietens der Cortes zu rather. Der Bater des Prinzen theile 
biefe Anfiht: er babe fih durch die Nothwendigleit ber Unterſtützung feines 
Sohnes in Rumänien überzeugt, wie brüdend für fein Vermögen die Macht 
befielben fei, und babe feine Luft, daffelbe von Neuem zu Gunften ber Befteigung 
bes ſpaniſchen Thrones Seitens feines älteften Sohnes zu belaften. Obne mir 
zu verbeblen, daß er Gelegenheit gehabt, über die Sache mit dem Könige und 
Fürſt Anton zu fprechen, beichräntte er ſich auf die vorftehenben Anbeutungen. 
— — — Ich bemerkte, daß der Prinz Leopold ben Wünfchen der Cortes nicht 
ohne Zuftimmung bes Königs nachgeben könnte, und daß Se. Majeftät in einem 
ſolchen Yale dem Prinzen fein Verhalten vorzufchreiben haben würde. Herr 
v. Bismard erkannte das an; — aber flatt mir die VBerficherung zu geben, 
daß der König ihm unbebingt die Enthaltung vorjchreiben würde, ſprach Herr 
v. Bismard nohmals von ben Gefahren, welchen ber neue Souverain vom 
erften Augenblide an ausgejeit fein würde. Uebrigens werbe es zur Wahl eines 
Fürſten überhaupt nicht fommen, wegen ber ehrgeizigen perjönlichen Abſichten 
der ſpaniſchen Staatsmänner. — — — Er erwähnte noch, daß Prinz Friedrich 
Karl nicht abgeneigt fein wünbe, das Abenteuer in Spanien zu verſuchen, — 
doch fei für ihn bie Religion ein unüberwindliches Hinberniß.” — — — 


1870. 5. Zuli. Erklärungen der franzöfiihen Minifter im geſetz⸗ 
gebeuben Körper. 


Der Deputirte Cochery bringt im gefeßgebenden Körper folgende Inter- 
pellation ein: 
„Wir wünſchen die Regierung wegen der Kanbibatur eines Prinzen 
von Hohenzollern für den ſpaniſchen Thron zu interpelliren.” 


6. Juli. Erflärung des Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten Herzogs 
von Gramont. 

„Meine Herren! Ich bin gelommen, um auf bie geflern von Herrn 
Cochery an mich gerichtete Interpellation zu antworten. Es ift durchaus richtig, 
daß Marigall Brim bem Bringen Leopold von Hohenzollern Die Krone Spaniens 
angeboten und lebterer fie angenommen hat. Aber das Spaniſche Volk hat ſich 
noch nicht ausgefprodhen und wir fennen auch noch nicht die Einzelheiten einer 
Unterbanbflung, bie vor uns geheim gehalten worden ift. 

Eine Discuffiion würde jetst kein praftifches Rejultat haben. Wir bitten 
Sie, diefelbe zu vertagen. 

Wir haben nicht aufgehört, der Spaniſchen Nation unfere Sympathien zu 
bezeigen und alles zu vermeiben, was ben Schein hätte haben können, als wollten 
wir uns irgendwie in die inneren Angelegenheiten einer eblen und großen Nation 
einmijhen, bie in voller Ausübung ihrer Souveränetät if. In Bezug auf bie 
verfchiebenen Kronprätendenten find wir nit aus ber firengftien Neutralität 
binausgegangen und haben für feinen derſelben jemals. weber Vorliche noch Ab- 
neigung bezeigt. Wir werben biefe Haltung auch ferner beobachten, aber wir 
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glauben nicht, daß bie Achtung vor den Rechten eines Nachbarvolkes uns ver⸗ 
pflichtet, zu Dulden, daß eine fremde Macht, inbem fie einen ihrer Prinzen auf 
ben Thron Karls V. fett, dadurch zu ihrem Vortheil das gegenwärtige @leich- 
gewicht der Mächte Europas derangiren (ſtürmiſcher Beifall) und fo bie Iuterefien 
und die Ehre Frankreichs gefährden könnte (neuer VBeifallefturm). 

Bir hoffen, daß diefe Eventualität fich nicht verwirklichen wirb; wir rechnen 
Dabei auf bie Weisheit des Deutſchen und bie Freundſchaft des Spaniſchen 
Bolles. Wenn es anders kommen ſollte, ſo würden wir, ſtark durch ihre Unter⸗ 
ſtützung, meine Herren, und durch die der Nation, unſere Pflicht ohne Zaudern 
und ohne Schwäche zu erfüllen haben.“ 


Erklärung des Miniſters Ol livier im weiteren Verlaufe ber Erörterung: 


„Morgen werden die Mitglieder der Kammer die Erklärung nadlefen, bie 
foeben (von ®ramont) vorgetragen worben ift, und über welche der Miniſterrath 
beſchlofſen bat, und fie werden die Tragweite berjelben beffer beurtheilen können... . 
Wenn Sie Über die Declaration nachgedacht, jo werben Sie fi) Überzeugen, daß 
fie gegen Niemanden eine Herausforderung enthielt, baß fie ben legitimen 
Rechten bes Spanien Bolles, das wir als ein befreunbetes Wolf betrachten, 
keinen Abbruch thut, und daß fie beſonders feine Ungewißheit Über den Gedanken 
der Regierung läßt, infofern e8 fi) darum handelt, ob fie den Frieden will ober 
den Krieg berkeiruft. 

—* Regierung wünſcht den Frieden, ſie wünſcht ihn mit Leidenſchaft! aber 
mit e! 

Es iſt noch nichts definitiv und ich kann die Behauptung nicht zugeben, 
daß die Regierung, indem ſie offen und deutlich ihre Meinung über eine Lage 
ausdrüũckt, welche die Sicherheit und Macht Frankreichs berührt, den Weltfrieden 
in Gefahr brädte. Meine Meinung ift, daß fie das einzige Mlitttel, welches übrig 

feibt, anmwenbet, um ihn zu befeftigen; benn jo oft Frankreich ſich bei Ver⸗ 
theidigung eines Tegitimen Rechts feft zeigt, ohne das Maaß zu überfchreiten, 
kann es auf die moralifche Unterftügung und Billigung Europas rechnen. 

Ih Bitte alfo die Mitglieder diefer Verſammlung, ich bitte bie Nation, 
überzeugt zu fein, daß fie fich nicht vor verhällten Vorbereitungen zu einer Action 
befinde, auf welde wir auf Schleichwegen zuichreiten; wir jagen unfere Ge⸗ 
Danten ohne Rüdhalt: wir wollen keinen Krieg, wir fuchen den Krieg nicht, wir 
haben nur unfere Würde vor Augen. Sollten wir eines Tages ben Krieg für 
unvermeidlich halten, jo würden wir und nur auf denfelben einlaffen, nachdem 
wir Ihren Beiftand geforbert und erhalten haben.” 


Spaniſche Depeche. 
7. Juli. Der Dinifter des Auswärtigen Sagafta an bie Vertreter Spaniens. 


„Herr Botſchafter! Ew. Ercellenz find die wichtigen Erfärungen bekannt, 
die am 11. Juni in der Sitzung der conftituwirenden Cortes von Sr. Ercellenz 
dem Herrn Präfidenten des Minifterratbes gegeben wurden. Indem er ben Re⸗ 
präfentanten ber ſpaniſchen Nation bie bis dahin erfolglofen Schritte Darftellte, 
die gefchehen waren zum Zwede, einen Candidaten für ben Thron zu finden, 
weichen fie kraft ihrer unbeftreitbaren Souverainetät bergeftellt haben, verkündete 
ihnen ber Präfident des Minifteriume, daß zuerft die proviforifhe Regierung, 
bann die Erecutingewalt, und jpäter die Regierung Sr. Hoheit des Regenten ibn 
mit einem unbeſchränkten Vertrauen beehrt hätten, ibn bevollmädhtigend, alle 
Schritte zu tbun und alle Unterbandlungen vorzunehmen, die nöthig waren, um 
in einer Frage von fo hoher Bedeutung einen genugthuenden Erfolg zu erzielen. 
Mit dieſen Vollmachten ausgeftattet, hatte der Marihall Brim zur Erfüllung 
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feiner jchwierigen Milfton außer feiner hoben perfönlichen politiiden Stellung bie 
moralifde Autorität der ganzen Regierung, bie Kraft, welche bie Einigleit ber 
Meinungen und ber Hanblungen "verleiht und bie Garantie ber unbebingteften 
Berichwiegenbeit. 

Man war aljo berechtigt, zu boffen, daß er trog bes ungtüfichen Erfolges 
feiner erften Schritte, alle Arten von Schwierigkeiten befiegen fünnen und baf es 
ihm gelingen werbe, feinen Eollegen in ber Regierung unter Zuſtimmung ber 
eonftituivenden Cortes einen Candidaten vorzuftellen, wirbig, die Krone von 
Spanien zu tragen und zugleih annehmbar für alle Männer der großen monar« 
chiſchliberalen Partei. Die Regierung batte biefes Zutrauen, welches nicht ge- 
täufcht worden ift, und heute bat fie die Genugthuung, Ew. Ercellenz burch meine 
Bermittlung anzuzeigen, daß ber Rath der Minifter, am 4 d. M. zu La Granja 
unter dem Vorfitze Sr. Hoheit des Regenten verfammelt, den Prinzen Leopold 
von Hohbenzollern-Sigmaringen als Kandidaten für den Thron von 
Spanien bezeichnet bat. Die ſehr günftigen Umftände, in welchen ſich der Prinz 
befindet, und die gute Aufnahme, welde feine Bezeichnung in ber öffentlichen 
Meinung bes Landes gefunden bat, geben der Regierung die angenehme Hoffnung, 
daß ihr Kandidat demnähft von den Cortes mit einer großen Majorität zum 
Könige ernannt werden und daß bamit die ruhmreiche conftituirende Periobe, bie 
im September 1868 begann, ihren Abſchluß finden mwerbe. 

Geſtern, ſobald es möglich war, aus ber Zurüdhaltung hervorzutreten, welche 
uns bisher von ber Klugheit geboten war, beeilte ich mich, Ew. Excellenz tele- 
graphifh Kenntnig von dem Beichluffe der Regierung und ben Maßregeln zu 
geben, die fie unverzüglich treffen wollte, um ihn den Cortes zur Sutdeifung 
vorzuſchlagen, inbem fie ſich fireng an die Vorjchriften des Staatsgrundgeſetzes 
und an die durch das Geſetz über vie Königswahl aufgeftellten Regeln anſchloß. 
Indem ih Ew. Ercellenz erfuche, der. . . Regierung hierüber Mittbeilung zu 
machen, gebe ih Ihnen einige Andeutungen Über die wahre politiihe Bedeutung 
biefes Ereignifjes, welches in nichts unjere Beziehungen mit den anderen Mächten 
berübren darf, ungeachtet bes großen Einfluffes, den e8 auf die Zufunft bes 
ſpaniſchen Bolles auszuüben beftimmt if. — — 

— — Wenn Prinz Leopold dazu gelangt, den fpanifhen Thron zu be= 
fteigen nad dem Botum ber fouwerainen Cortes, fo wird er couflitutioneller 
König fein mit einer Berfafjung, welche die demokratiſchſte ift von allen, bie in 
den mit liberalen Staatseinrichtungen verjehenen Ländern befteben. Seine Re⸗ 
gierung wirb mithin nicht entrathen können, mie jet fo auch in Folge den Ein- 
gebungen bes öffentlichen GBeiftes zu gehorchen, ber ſich nicht ändern wird, weil 
ein Fremder bie erfte Beamtenftelle ber Nation einnimmt. Bon bem Augenblide, 
wo er den Thron San Fernando's befleigt, wird er Spanier fein und in biefer 
Eigenſchaft das Werk der September» Revolution vom ausſchließlich ſpaniſchen Ge⸗ 
fihtspunfte fortſetzen unb befeftigen. Hauptſächlich mit der politifchen inneren 
Wiedergeburt der Nation beihäftigt, wird er bie firengite Neutralität nach außen 
beobachten, was ihm geftatten wird, alle feine Kräfte der Entwidiung ber fittlihen 
und materiellen Intereſſen bes Landes zu widmen, und nichts wirb bie Bahn 
ändern können, welche die ſpaniſche Nation ſich vorgezeichnet hat. 

Deshalb bat die Regierung Sr. Hoheit, ihre freie Action benugend, um 
bie ihr nothwendige monardiiche Löſung vorzubereiten, allein auf eigene Berant- 
wortung gehandelt und ſich direkt mit bem Prinzen Leopold ind Ber- 
nehmen gejett, ohne einen einzigen Augenblid daran zu denken, baß ihre 
Ehre ihr geftatte, mit dem geringften Einfluffe eines fremden Kabinets zu trans- 
igiren. Ich lenke ganz bejonbers die Aufmerliamleit Ew. Excellenz auf biejen 
Bunkt, weil viel darauf anlommt, feftzuftellen, daß bie Regierung bes Regenten 
in diefer Sache nur ihren eigenen Regungen gefolgt ift und baß fein natio- 
nales Intereife im Auslande und noch weniger ein auslänbifcdhes 
Intereſſe ihren Borfigenden im Berlaufe diejer Unterbandblung 
geleitet bat. Nur ber Wunſch, den Willen ber Nation und den Auftrag zu 
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erfüllen, den der Regent und feine Collegen im Cabinet ihm ertheilt, bat ihn 
bewogen, zur Bewerbung um den Thron Spaniens einen großjährigen Brinzen 
aufzuforbern, der, freier Herr feines Handelns, durch verwandtſchaftliche Be⸗ 
ziehungen zu ben meiften regierenden Häufern, ohne bei irgenb einem berfelben 
zur Thronfolge berechtigt zu fein, in biefer Stellung jeden Gedanken einer Feind⸗ 
jeligkeit gegen irgend welch' eine Macht ausichloß. 

Somitberübhrt bie Kandidatur des Prinzen von Hohenzollern- 
Sigmaringen in kleiner Weife die freunbfhaftlihen Beziehungen 
Spaniens mit den anderen Mächten und kann und darf noch weniger bie 
Beziehungen, welche diejelben unter fich haben können, berühren.” — — 

Madrid, 7. Juli 1870. 

Unterz.: Braredes M. Sagafta. 


8. Juli. Ans der Erflärung des Eufebio de Salazar y Mazarredo 
über die Entftehung der Hohenzollernſchen Candidatur. 


„Im Herbfte 1869, ale die Mehrheit der Cortes eine monarchiſche Löſung 
angenommen hatte, veröffentlichte ich ungeſäumt eine Flugſchrift, die ich heute zum 
großen Theil nochmals berausgebe, weil die Zeitumftänbe bies rechtfertigen. 
Jene Schrift, der Candidatur des Prinzen Leopold günftig, ſchloß fich folge: 
richtig einer andern an, weldye im Anfange des Jahres 1869 ans Licht trat, und 
worin ih an erſter Stelle die Kandidatur Don Fernando's von Portugal befür- 
wortete. Sein Schwiegerfohn ift heute der amtlidhe Kandidat, und der Antbeil, 
den ih an ben zu dieſem Zwede geführten Unterhandlungen gehabt, bewegt mich, 
diefe Zeilen zu fchreiben, welde als Einleitung zu der erwähnten Flugſchrift 
dienen jollen. — 

— — Niemandem war e8 verborgen, daß Prinz Leopold bis zu einem 
gewiffen Grade ber franzöfiihen Regierung wenig genehm fein würde. Unb fo 
bielt ich es, als ter General Brim die Güte hatte, mich mit der zarten Auf» 
gabe zu betrauen, die ich ausgerichtet habe, für meine erfte Pflicht, ihn auf jenen 
Umfland aufmerljam zu machen, worauf Iener nur eine body patriotifche und 
Hug ſtaatsmänniſche Antwort gab. 

Haben wir und zuerft an einen preußifchen Prinzen gewandt, um bie Krone 
anzubieten? Was bat nicht die ganze franzöſiſche Preſſe gefagt, weil Spanien in 
Siflabon, in intra, in Florenz und in Harrow Zurüdweriungen erfahren hutte? 
Wenn wir nun in jenen Verſuchen fein Glück gehabt haben und es befannt 
it, daß auf dem Herzoge von Montpenfier und der Republik ebenfalls das Veto 
Napoleons rubt; foll deshalb die September - Errungenjchaft zu einer fleten 
Unfertigleit verurtbeilt fein? Was kann Frankreich von einem preußifchen Prinzen 
fürchten, der auf dem Throne Spaniens fit? 

Erftens gehört Don Leopoldo dem katholifchen Zweige Preußens an, ber 
ſchon feit Jahrhunderten von dem evangelifchen, welcher jett in Berlin berricht, 
weit getrennt ift; und es verdient hier Erwähnung, daß der amtlide Kandidat 
Spaniens heute der Erbe der Krone Preußens wäre, wenn feine Altvordern, 
weiche das Erfigeburtsrecht beſaßen, die katholiſche Religion für die proteftantifche 
abgejchworen hätten. 

Zweitens, kann denn ein parlamentarifcher König fein Land in einen aus- 
wärtigen Krieg verwideln? Hängt von Portugal Brafilien ab, weil. auf den 
beiden Thronen Mitglieder berjelben Familie fiten? Was hat im Jahre 1866 
dem enttbronten Könige von Hannover feine VBerwandtichaft mit der Königin 
Bictoria genugt? 

Desgleichen zeigte fih Philipp V. nicht fonberlich dankbar gegen Frank⸗ 
reich, welches fich jo jehr angeftrengt hatte, um ihm die Krone Carl's II. auf's 
Haupt zu fegen; und es ift Überflüjfig, an Bernadotte, den Thronfolger von 
Schweben, oder an ben fhon erwähnten Murat zu erinnern, die im Sabre 1814 
gegen ihren alten Herrn und Beſchützer Napoleon I. kämpften. 
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Dank if in ber Politil ein leeres Wort; unb von ber anderen Seite be- 
trachtet: was würde benn ber Prinz Leopold Preußen zu verbanfen haben? 
Nichte ‚ gar nichts: Alles hätte er bem Willen ber fpanifchen Cortes zu ver- 
anken. 

Die Preußiſche Regierung hat ſich in dieſe Unterhandlung 
nicht eingemiſcht, und der König von Preußen war überraſcht, als 
ibmber Prinz, welcher volljährig iſt, nah Ems ſeinen endgültigen 
Entſchluß mittheilte als eine Sache ber Höflichkeit (acto de cortesia). 

Don Leopoldo würde daher ein ſpaniſcher König fein, ber weber durch 
fein Auftreten noch durch feine Neigungen unferem mächtigen Nachbar Beſorgniß 
einflößen Lönnte.“ 


Zwiſchen Paris nnd Madrid. 
6. Juli. Der fpanifche Geſandte in Paris an ben Kriegeminifter in Mabrib. 


„Weit entfernt, pie Wirkungen bes erften Einbruds übertrieben zu haben, — 
können bie Erklärung der Regierung und die Haltung bes gejeßgebenben Körpers 
ale ficherer Borbote eines Krieges gegen Preußen betrachtet werben, wenn ein 
preußiiher Prinz König von Spanien würde.“ Dlozaga 


7. Iuli. Der franzöfiide Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Geſandten Frankreichs in Mabrib. 


„Ungeachtet des Eirculars des Marſchalls Brim und ber Mittbeilung, welche 
mir Herr Olozaga foeben machte, haben wir zuviel Vertrauen in bie Gefinnungen 
ber ſpaniſchen Nation, um zu glauben, daß man in Madrid einzig auf der Löfung 
bebarre, welche gleichzeitig unjere Würde unb unſere SIntereffen verlegt. Wir 
werden alfo in unferer freunbichaftliden Haltung verbleiben und fortfahren 
an ber jpanifchen Grenze die nöthige Wachſamkeit zu üben, um Alles von bort 
zu verfcheuchen, was von ber Natur wäre, Unruhen auf ber Halbinfel zu unter- 
halten. Wir werden bis zum letten Augenblid unfern Sympatbien treu fein 
und werben ficher nicht die Erften fein, Bande zu zerreißen, welche uns tbeuer 
waren und welde wir unauflösbar gemacht zu haben Hoffen möchten.” 


8. Juli. Der fpanifche Staatse- Minifler an ben Geſandten Spaniens in Paris. 


„Ew. Ercellenz joll bementiren, daß die Candidatur des Prinzen Leopold 
Hohenzollern in einem Frankreich ober feiner Regierung feindlihen Gedanken 
vorbereitet worben fei. Sie follen ebenfalls dementiren, daß General Brim fi 
an den Grafen Bismard gewenbet habe, um die Zuftimmung bes Königs von 
Preußen zu erlangen. Die Verhandlungen find ausjhlieglih mit dem 
Prinzen Leopold geführt worben, ohne irgend weldhe Beziehungen 
von unferer Seite, binfihtlih diejes Gegenſtandes, mit dem 
Grafen Bismard.” 


Die erften officiöfen Aenferungen von Preußiſcher Seite, 
Aus der „Norbdeutihen Allgemeinen Zeitung” vom 6. Juli. 


„a8 aus Spanien kommt, hat — man kann das zugeftehen — gewöhnlich 
mehr Anregenbes für die Phantaſie, als was aus minber romantiſchen Ländern 
flammt, aber wenn bei Gelegenheit der neueften Schritte der Madrider Regie 
rung geiwiffe Parifer Journaliſten von einem beabfiätigten Staatsſtreich, von 
Einfegung eines Königs ohne Befragen der Cortes und der Ration u. j. w. gar 
Bieles und Schrediiches zu berichten wiffen, fo find fie gegen ihre eigene erregte 
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Einbildungskraft nicht vorfidhtig genug geweien. Wie man fi) aus ber Rede bes 
Marſchals Prim am 11. Juni erinnern ann, batte er früher vom Regenten 
und ter Regierung den Auftrag erhalten, mit dem Prinzen, deffen Namen zu 
verfhweigen er damals durch Ehrenmwort verpflichtet war, Unterbanblungen ein» 
zuleiten, natürlich mit Vorbehalt ber fpäteren Natification ber durch bie Ber- 
faffung als zuftändig bezeichneten Factoren. Dies ift auch jetzt ber Fall. Ein 
hentiges Telegramm bezeichnet ausdrücklich Die bis jet geführten Verhandlungen 
als vertrauliche, beftätigt aber, daß dieſelben mit einem Prinzen von Hohenzollern 
gerft en würden. Welcher von ben beiden Brüdern des Fürſten Karl von 

umänien gemeint fet, ift nicht näher gefagt, ob ber ältere Erbprinz Leopold, 
geboren 22. September 1835, vermählt jeit 1861 mit Antonia, der Schwefter 
bes Königs von Portugal, oder Prinz Friedrich, ber jüngere Bruder, geboren 
25. Juni 1843.” 


Ferner: 


„Ein Urtheil über die Sade erfcheint durchaus verfrüht, unreif, auf bloße 
Hypotheſe begründet, jo lange die ſpaniſche Vollksvertretung ſich nicht geäußert bat. 
So lange dies nicht geichehen ift, fo lange bie Cortes in Madrid die Wahl des 
von der proviforiichen Regierung ins Auge gefaßten Königs, die von ihnen allein, 
nit Durch Wünfche oder Befürchtungen des Auslandes, zu entſcheiden ift, nicht 
nah den beftebenven Gefeten vollzogen und endgültig feftgeftellt haben, find 
alle Betrachtungen über die Angelegenheit wenig mehr als Streit um bes 
Kaiſers Bart. 

Die deutſchen Regierungen haben jeberzeit die Thatſachen vor Augen gehabt, 
daß Spanien ein ſelbſtſtändiger Staat ift, und daß die Spanier ein mündiges 
Bolt find, weldes feinen Bormund, feinen Rath, keine Anregung und feinen 
Vorſchlag von Außen bebarf, um zu wiffen, was ibm in Berfaffungsfragen 
froummt, unb wer zum oberften Lenker feiner Geſchicke am geeignetften if. Die 
deutihen Regierungen haben darnach gehandelt, und fie werben ferner darnach 
handeln. Sie werben folglih, wie wir mit Beftimmtbeit annehmen, in bieler 
inneren Frage Spaniens, wie in jeber ähnlichen, weber zu- noch abrathen, ge- 
ihweige benn irgend welde andere Einmifhung fi erlauben, irgend melden 
Drud ausüben auf den Gang der Dinge jenfeit3 der Pyrenäen. 

Die Weisheit des ſpaniſchen Volfes, repräfentirt Durch die Cortes, hat bier 
zu reden und nur fie. Die Weisheit bes deutſchen bat Lediglich fich neutral zu 
verhalten und wird fich neutral verhalten. Will man anderswo eine andere 
Stellung einnehmen, beftimmend, rathend, brobend, zwingend auf bie Entichei- 
dung ter Frage einwirken, wohlan, mag man es verſuchen. Wir laſſen bie 
Hände davon.“ 


Aus der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung” vom 8. Suli: 


„Die Interpelation Cochery Über die ſpaniſche Thronfolge hat geftern im 
jranzöſiſchen Geſetzgebenden Körper ftattgefunden, und das Rejultat ber minifte- 
riellen Antwort war das Sinken ber Rente um zwei Franes. Uns ift die Ant- 
wort bes Herrn Minifters ebenfo unverftändlich, wie das Refultat dieſer Antivort. 
Während wir zum erften Male aus ter Rede bes Herzogs v. Gramont de— 
finitio erfahen, daß der Prinz von Hohenzollern das Anerbieten Prime an⸗ 
genommen babe, erfahren wir aus berfelben Quelle, daß man in Frankreich die 
betreffenden Unterbandlungen nicht kennt, daß eine weitere Discuffion zwecklos 
fi, und doch bei aller biefer Unficherbeit feiner Information, erflärte der Herr 
Minifter, daß bie franzöſiſche Regierung nicht dulden werbe, „daß eine freinbe 
Macht einen Prinzen auf ben fpaniihen Thron fee und bie Ehre und Würde 
Frankreichs in Gefahr bringe.” Eben fo wenig verftehen wir das Wort „Krieg,“ 
weiches fpäter Herr Olivier in die Discuſſion hineinwarf. Krieg, mit wenn? 
Mit dem ſpaniſchen Volle, weil fich dafjelbe, der Unficherheit müde, einen König 
geben will? Wir würden einen folgen Krieg nicht verftehen, denn er würde ja 
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gerade das Refultat haben, welches Herr v. Sramont vermeiden will: eine 
fremde Macht würbe über den fpanifchen Thron entſcheiden. Krieg mit Deutich- 
land? Wir verftehen bie® noch weniger, denn oft genug und deutlich genug haben 
die Thatſachen, aus denen ſich die Gefchichte ber letzten vier Jahre zufammen- 
fett, ergeben, daß die Neugeftaltungen in Deutſchland nur nationale Motive 
haben, nur nationale Zwede verfolgen, währenb Preußen, als Sonberftaat gerade 
dur die Schöpfung des Norbbentichen Bundes und bie Verpflichtung, bie es ſich 
baburh zu Gunften feiner Bundesgenoffen aufgelegt hat, ebenfalls ben Beweis 
gegeben bat, daß es jeine möglichen PBartikular - Intereffen ber nationalen Bewe- 
gung unterorbnet. Wir glauben baber, ber frieblihen Entwidelung der Dinge 
mit ber gleichen Zuverficht entgegen feben zu können, wie dies Herr Ollivier 
am Schluffe feiner Rebe ausipradh, und meinen, man müfje bie Worte der fran- 
zöſiſchen Minifter nur nach dem Umftande beurtheilen, daß fie vor einer parla- 
mentarifchen Verſammlung geſprochen wurden, deren Majorität nicht gerade bie 
zuverläffigfte iſt.“ 


Weitere tyranzöfifche Aenßerungen. 


9. Juli. Circular⸗Depeſche des Minifters der Auswärtigen Angelegenheiten an 
bie Repräfentanten Frankreichs im Auslande. 


„In Ihren Unterhaltungen mit ben Mitgliedern der Regierung, bei welcher 
Sie beglaubigt find, wollen Sie bemerlen, bob wir Nichts verlangen, was nicht 
mit den am beften feftgeftellten Präcedenzfällen des öffentlichen europäifchen Rechtes 
übereinftimmt. Unfere Brincipien find diejelben, welche bie Großmächte in Belgien 
im Jahre 1831 zur Geltung braten bei ber Wahl des Herzogs von Nemours 
zum König ber Belgier, weiche 1862 Frankreih und Rußland in Griechenland 
geltend machten bei der Wahl des Prinzen Alfred zum König ber Hellenen durch 
das allgemeine Stimmredt; welche im Jahre 1862 Eugland und Frankreich ver- 
einigt in Betreff des Herzogs von Leuchtenberg, des ruffishen Kandidaten für 
den griehifhen Thron, zur Geltung bradten; welde Kaifer Napoleon III. 
ſelbſt freiwillig angewendet hat bei Gelegenheit ber Candibatur bes Prinzen Murat 
zum Thron von Neapel. Wir würden es nicht verfleben, wie man uns die 
Wohlthat einer Doctrin verfagen könnte, weldhe die Mächte ſchon angenommen 
und auch ſchon oft genug fanktionirt baben.” 
Gramont. 


Aus dem „Moniteur“ vom 8. Juli 1870. 


„Die Lage, wie fie ſich durch die Annahme des Prim'ſchen Antrages 
Seitens des Prinzen von Hohenzollern geftellt bat, ift durchaus Far. Die 
betbeiligten Parteien find Preußen, Spanien und Frankreich. und es ift unmöglich, 
in ihren reſp. Stellungen eine Zweibentigleit zu finden. Nachdem die Preußiiche 
Regierung vier Jahre lang mit unferer Gebuld unb der Gebuld ganz Europas 
Mißbrauch getrieben, bat fie nun alle Grenzen überjcritten. Der Marſchall 
Prim bat eine wahre Intrigue angeiponnen, die für Frankreich die ernfteften 
Folgen haben follte. Was uns betrifft, jo haben wir unfer Wohlwollen für Preußen 
zum Aeußerſten getrieben. Spanien und bie Spaniſche Regierung Können ſich 
nur belobenb Über uns ausfpreden, und wir find überzeugt, daß die Regierung 
des Kaifers auch in Zukunft Beweiſe ihres Wohlwollens geben wird. Wenn 
unfere Politil Spanien gegenüber eine gemäßigte fein muß, jo ftehen wir Preußen 
gegenüber ganz anders. Diefe durch ihre erften Erfolge in Selbfttäuichung ver- 
ſetzte Macht icheint ſich das Uebergewicht und die Herrihaft in Europa anmaßen 
zu wollen. Es iſt Zeit, folhem Anſpruch ein Ziel zu ſetzen. Die Srage muß 
erweitert werden, unb beute ift pie Entfagung des Prinzen leopold 
auf den Spanischen Thron niht mehr ausreihend, denn dies würde 
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Seitens des Grafen v. Bismard nur ein geſchicktes Berfahren/ 8 ab 
waffen, mit bem Vorbehalt, fpäter eine beffere biplomatif \ 


Meinung in Deutichland vorbereitet, in ueue unb ernftere V 

wideln. Man wilıde immer von vorn anfangen möüffen. 

wir verlangen mäüflen und was uns heute befriedigen fan 

Belräftigung und die abjolute Ausführung bes Prager F 

laute und Geifte nach, d. h. bie Freiheit der jübbentihen & 

der Feſtung Mainz, weldhe zum Süden gehört, das Aufgeben ermew „... 
tairiſchen Einfluſſes jenfeit des Mains und die Regulirung des Artikels V. mm 
Dänemarl. Dies find die einzigen Garantien, weiche uns befriedigen Könnten, 
und wenn man fie und nicht gewährt, jo können unfere Korberungen nur größer 
werben.“ 


nehmen und uns, nachdem er feine militairischen — 


Aus dem „Pays.“ 


„Das kaudiniſche Joch iſt bereit für die Preußen; fie werben ſich darunter 
beugen und zwar ohne Kampf beſiegt und entwaffnet, wenn ſie es nicht wagen, 
einen Kampf aufzunehmen, deſſen Ausfall nicht zweifelhaft iſt. Unſer Lriegs⸗ 
geſchrei iſt bis jetzt ohne Antwort geblieben. Die Echos des Deutſchen Rheius 
find noch ſtumm. Hätte uns Preußen die Sprache geſprochen, bie Frankreich 
ſpricht, ſo wären wir ſchon lange unterwegs.” 


Die „Liberté“ verlangt, daß man der Sache ein Ende mache, und den 
Rhein wegnehme, wenn man ihn braude, daß man die Gelegenheit benuge, un 
auf Diplomatiihem Wege ober durch deu Krieg Preußen für fein Auftreten gegen 
Dänemark und Oefterreich zu ftrafen und dahin zu bringen, daß es in Zukunft 
nicht mehr zu fürchten jei. 


7. Juli. Depeihe an Benedetti nah Ems. 


Herrn Benedetti, Botfchafter Frankreihs. — Wildbad. 
„Reiſen Sie nah Ems ab. Ein Attaché, den ih morgen früh abreifen 
Yoffe, wird Ihnen Iuftruktionen dahin bringen. Er wird in Ems um 11 Uhr 
Abends anlommen. Laſſen Sie dem Bahuhofschef mittheilen, wo Sie abfleigen 


werben. Sramont. 


Diplomatiihe Mittheilungen zwiſchen Gnglaud und 
Frankreich. 


(Aus dem Engliſchen Blaubuche.) 


In einer Depeſche, vom 8. Juli, theilt Lord Lyons dem Lord Granville 
mit, daß Gramont ihm (Lyons) in einer Unterredung bemerlt, Preußen habe 
noch feine Antwort auf bie Forderung Frankreichs gegeben, letzteres bürfe iu 

olge deſſen mit feinen militairifchen Vorbereitungen nicht länger zögern. Einige 

dritte in biefer Richtung feien bereits geichehen, und morgen müßten die Be⸗ 
hörden allen Ernftes beginnen ... . . Als ih dann mein Erftaunen und Be- 
bauern über die Schuelligleit ausdrückte, mit welder bie franzd« 
fiihde Regierung vorzugehen jheine, befand Herr von Gramont 
Darauf, bat ein längerer Aufihub unmöglich fer... . man könne nicht jagen, 
daß Frankreich den Streit ſuche, von der Schladht bei Sabowa bis zu 
dieſer Thron-⸗Candidatur babe die franzöſiſche Regierung eine 
Geduld, eine Mäßigung, einen verſöhnlichen Geift entwidelt, der 
nah der Meinung vieler Franzoſen zu weit gegangeı fei.... 
&s fiehe ernſtlich zu hoffen, daß ber König von Breufen bem Prinzen offeu 
»serbieten werde, nah Spanien zu geben. Es gäbe inbeffen noch eine andere 
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gerade das Refultat haben, welches Herr v. Gramont vermeiden will: eine 
fremde Macht würbe Über dem fpanifchen Thron entſcheiden. Krieg mit Deutfch- 
land? Wir verftehen dies noch weniger, denn oft genug unb beutlich genug haben 
die Thatſachen, aus denen fi) die Geichichte der Tetten vier Jahre zufammen- 
fett, ergeben, daß die Neugeftaltungen in Deutſchland nur nationale Motive 
haben, nur nationale Zwede verfolgen, während Preußen, als Sonberftaat gerade 
durch die Schöpfung des Norddeutſchen Bundes und die Verpflichtung, bie es fich 
baburh zu Gunſten feiner Bundesgenoffen aufgelegt bat, ebenfalls den Beweis 
gegeben bat, daß es feine möglihen Partifular- Intereffen der nationalen Bewe- 
gung unterorbnet. Wir glauben daher, ber frieblihen Entwidelung der Dinge 
mit ber gleihen Zuverficht entgegen ſehen zu können, wie bie® Herr Dllivier 
am Schluffe feiner Rede ausſprach, und meinen, man müfje die Worte der fran- 
zöſiſchen Minifter nur nach dem Umftande beurtheilen, daß fie vor einer parla- 
mentarifhen Berfammlung geſprochen wurden, deren Majorität nicht gerade Die 
zuverläffigfte ift.“ 


Weitere Franzöſifche Aenfernugen. 


9. Juli. Circular⸗Depeſche des Miniſters der Auswärtigen Angelegenheiten an 
die Repräfentanten Frankreichs im Auslande. 


„Su Ihren Unterhaltungen mit den Mitglieder der Regierung, bei welcher 
Sie beglaubigt find, wollen Sie bemerlen, daß wir Nichte verlangen, was nicht 
mit den am beften feftgeftellten Präcedenzfällen des öffentlichen europäiichen Rechtes 
übereinftimmt. Unſere Principien find biejelben, weldye die Großmächte in Belgien 
im Jahre 1831 zur Geltung brachten bei der Wahl des Herzogs von Nemours 
zum König ber Belgier, welche 1862 Frankreich und Rußland in Griechenland 
geltend machten bei der Wahl des Prinzen Alfred zum König ber Hellenen durch 
das allgemeine Stimmredt; welche im Jahre 1862 England und Frankreich ver⸗ 
einigt in Betreff des Herzogs von Leuchtenberg, bes ruffiihen Candidaten für 
ben griechifchen Thron, zur Geltung brachten; welche Kaifer Napoleon IU. 
jelbft freiwillig angewenbet bat bei Gelegenheit der Candidatur bes Prinzen Murat 
zum Thron von Neapel. Wir wiürben es nicht verfteben, wie man uns bie 
Wohlthat einer Doctrin verfagen Fünnte, welche die Mächte ſchon angenommen 
und auch ſchon oft genug fanktionirt baben.” 

Gramont. 


Aus dem „Moniteur” vom 8. Juli 1870. 


„Die Lage, wie fie fih durch die Annahme des Prim'ſchen Antrages 
Seitens des Prinzen von Hohenzollern geftelt hat, ift durchaus Har. Die 
betheiligten Parteien find Preußen, Spanien und Frankreich, und es ift unmöglich, 
in ihren rejp. Stellungen eine Zweibentigleit zu finden. Nachdem die Preußiſche 
Kegierung vier Jahre lang mit unferer Gebuld unb ber Geduld ganz Europas 
Mißbrauch getrieben, bat fie nun alle Grenzen überfchritten. Der Marſchall 
Prim bat eine wahre Intrigue angelponnen, die für Frankreich bie ernfteften 
Folgen haben ſollte. Was uns betrifft, jo haben wir unfer Wohlwollen für Preußen 
zum Aeußerften getrieben. Spanien und die Spaniſche Regierung können fich 
nur belobenb Über uns ausiprechen, und wir find Überzeugt, daß die Regierung 
bes Kaiſers auh in Zukunft Beweiſe ihres Wohlwollens geben wird. Wenn 
unfere Politit Spanien gegenüber eine gemäßigte jein muß, fo ftehen wir Preußen 
gegenüber ganz anders. Dieje durch ihre erften Erfolge in Selbfttäuichung ver- 
ſetzte Macht icheint ſich das Uebergewicht und die Herrihaft in Europa anmaßen 
zu wollen. Es ift Zeit, ſolchem Anſpruch ein Ziel zu ſetzen. Die Frage muß 
erweitert werden, und beute ift bie Entjagung des Prinzen Leopold 
auf den Spanifhen Thron nicht mehr ausreihend, denn bies wirbe 
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Seitens des Grafen v. Bismard nur ein gejchidtes Verfahren fein, und zu ent- 
waffnen, mit bem Vorbehalt, ſpäter eine beflere biplomatifche Stellung einzn- 
nehmen und uns, nachdem er feine militairiichen Streitkräfte und die öffentliche 
Meinung in Deutichland vorbereitet, in neue und ernftere Berlegenheiten zu ver- 
wideln. Man wilde immer von vorn anfangen müflen. Das Wenigfte, was 
wir verlangen mäflen unb was uns heute befriebigen kann, wäre bie formelle 
Behräftigung und die abfolute Ausführung des Prager Friedens feinem Wort- 
laute und Geifte nach, d. h. die Freiheit ber ſüddeutſchen Staaten, die Räumung 
der Beftung Mainz, welhe zum Süben gehört, das Aufgeben eines jeben mili» 
tairifchen Einfluſſes jemfeit des Mains und die Regulirung des Artilels V. mit 
Dänemarl. Dies find bie einzigen Garantien, welche uns befriedigen Könnten, 
und wenn man fie uns nicht gewährt, jo können unjere Forderungen nur größer 
werden.” 
Aus dem „Pays.“ 


„Das kaubdiniſche Joch it bereit für die Preußen; fie werben fi Darunter 
beugen und zwar ohne Kampf befiegt und entwafjnet, went fie e8 nicht wagen, 
einen Kampf aufzunehmen, beifen Ausfall nicht zweifelhaft ift. Unſer Lriegs⸗ 
geſchrei iſt bis jetzt ohne Antwort geblieben. Die Echos bes Deutſchen Rheins 
find noch ſtumm. Hätte uns Preußen die Sprache geſprochen, bie Frankreich 
jpricht, ſo wären wir ſchon lange unterwegs.” 


Die „Liberté“ verlangt, daß man ber Sade ein Enbe made, und ben 
Rhein wegnehme, wenn man ihn brauche, daß man bie Gelegenheit benuge, um 
auf diplomatiſchem Wege oder dur deu Krieg Preußen für fein Auftreten gegen 
Dänemark und Defterreich zu ſtrafen und dahin zu bringen, baß es in Zulunft 
nicht mehr zu fürdten fei. 


7. Zuli. Depeide an Benedetti nah Ems. 


Herrn Benebetti, Botjchafter Frankreihs. — Wildbad. 
„Reifen Sie nah Ems ab. Ein Attache, den ich morgen früh abreiien 
Iaffe, wird Ihnen Juſtruktionen dahin bringen. Er wird in Ems um 11 Uhr 
Abends anlommen. Laſſen Sie dem Bahıhofschef mittheilen, wo Sie abfleigen 


werben. Sramont. 


Diplomatiihe Mittheilungen zwiſchen England und 
Fraukreich. 


(Aus dem Engliſchen Blaubuche.) 


In einer Depeſche, vom 8. Juli, theilt Lord Lyons dem Lord Granpille 
mit, daß Gramont ibm (Lyons) in einer Unterrebung bemerkt, Preußen babe 
noch feine Antwort auf bie Forderung Frankreichs gegeben, lettteres bürfe in 
Folge deſſen mit feinen militairiſchen Vorbereitungen nicht länger zögern. Einige 
Schritte in biefer Richtung ſeien bereits geichehen, und morgen müßten die Be⸗ 
hörden allen Eruftes beginnen ... . . AS ih dann mein Erftaunen und Be- 
dauern über die Schnelligleit ausdrückte, mit welder die franzd- 
fifhe Regierung vorzugehen fcheine, beftand Herr von Oramont 
darauf, bat ein längerer Auffchub unmöglich jet... . man könne nicht fageı, 
baß Fraufreih den Stieit ſuche, vou der Schlaht bei Sadowa bis zu 
biefer Zhron-Caudidatur babe die franzöſiſche Regierung eine 
Geduld, eine Mäßigung, einen verſöhnlichen Geift eutwidelt, ber 
nah der Meinung vieler Franzoſen zu weit gegangen fei.... 
Es ftebe ernftlih zu hoffen, daß der König von Preußen dem Prinzen offen 
verbieten werde, nah Spanien zu gehen. Es gäbe inbeffen noch eine andere 
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Löfung der Frage, auf welde er (Gramont) die englifche Regierung beſonders 
aufmerkſam machen wolle. Der Prinz von Hohenzollern könnte ſeine Prä⸗ 
tenſionen auf den ſpaniſchen Thron aus eigenem Antriebe aufgeben... . Ein 
freiwilliger Rüdtritt feitens bes Prinzen würbe feiner (Gramonte) Anficht 
nad eine höchſt glückliche Löſung fchwieriger und verwidelter Fragen fein, und er 
bitte die englifche Regierung, allen ihren Einfluß aufzubieten, um eine foldhe 
Löſung zumege zu bringen. 

Die engliihe Regierung that dies, ließ aber zugleich die franzöfifche Re⸗ 
terung zur Mäßigung auffordern. Die leßtere wollte jeboch ihre militatrifchen 
üftungen nicht aufgeben. 

In einer Depefhe von Lyons an Granville vom 10. heißt es: 
Gramont bemerkte, „daß einfache Vorficht gebiete, mit den militairiſchen Vor⸗ 
bereitungen nicht zurück zu fein... . Es ſei nöthig, daß Frankreich wenigftens 
ebenfoweit fei, wie Preußen... . Die franzöfiihe Regierung wolle auf eine 
kurze Zeit (3. B. 24 Stunden) jene großen, oftenfiblen Kriegsvorbereitungen (wie 
Einberujung der Referven), welde bie öffentlihe Stimmung in Frankreich in 
Brand fteden (inflame) würben, verfchieben. Alle wejentlihen Vorbereitungen 
indeß müßten unverzögert ausgeführt werben. Die franzöfiihen Minifter würden 
unmeife fein, wenn fie es darauf anlommen laffen wollten, Preußen durch aus- 
weichenbe Vorwände einen Zeitgewinnft zu geftatten. ... . Wenn ber Prinz jet 
auf den Rath des Königs von Preußen bin feine Candidatur zurlidzöge, fo 
würbe bie ganze Angelegenheit erledigt fein... . Wenn aber ber Prinz nad 
feiner Berathung mit dem König darauf bebarre, ale Candidat für ben fpanifchen 
Thron aufzutreten, bann werbe Frankreich fofort gegen Preußen den 
Krieg erklären.“ 


Erflärungen im engliſchen Parlamente. 


11. Juli. Im Oberhauſe flellte Lord Malmesbury eine Interpellation 
über die fpanifche Frage. 


Earl Granville beantwortet die Interpellation folgendermaßen: „Erſt am 
vorigen Mittwoch hatte ich die Ehre, die Siegel des auswärtigen Amtes in 
Empfang zu nehmen. Ale ich Tags zuvor eine unoffiziele Unterrebung mit 
Herrn Hammond, dem erfahrenen Unterftaatsjelretair des auswärtigen Amtes 
batte, bemerkte er, daß, abgejehen von ber Griechischen Banbitengefchichte, eine 
folde Stille in auswärtigen Angelegenheiten ihm während feiner ganzen langen 
Praris noch nicht vorgelommen fei, und daß eine wichtige Frage, jeines Wiffens, 
in meinem Departement vorliege. Das war am Dienstag zwiſchen 3 und 4 Ubr. 
Zwei Stunden fpäter erhielt ic ein Telegramm, daß die jpunijche Krone durch Die 
proviforifche Regierung dem Prinzen Leopold von Hohenzollern angetragen 
und von ibm angenommen worden fei. Am folgenden Tage fuhr ich nach Winbfor, 
wofelbft ich bie Ehre hatte, bie Siegel bes auswärtigen Amtes zu erhalten. Bei 
meiner Zurückkunft ſprach ih Herrn v. Lavalette, der mir die bereits befannte 
Neuigleit mittheilte, fich im jehr energiſchen Worten über bie Frankreich dadurch 
gebotene Beleidigung äußerte und mir den Entichluß der Faiferlihen Regierung 
mittbeilte, die Ausführung bes Planes nicht zu geftatten, Ich ſprach mein Be— 
dauern aus, daß bie franzöſiſche Regierung fofort ſolche ſtarke Aeußerungen ge- 
braucht, räumte das Vorhandenſein einer gewaltigen und aufgeregten öffentlichen 
Meinung in Frankreich ein und bemerkte, daß ich mid bemühen würde, ferne 
von jeber gebieteriichen Haltung und jeder ungeziemenben Einmiſchung in bie 
Angelegenheiten anderer Staaten, biefen die Nothwendigkeit einer Erörterung 
biefer wichtigen Frage von den verfchiebenften ihrer ernften Gefichtepuntte auf bas 
Dringenbfte an das Herz zu legen. Dieſen Prinzipien gemäß bat Ihrer Ma⸗ 
jeftät Regierung bisher gehandelt. Ich fette mich in Verbindung, wicht allein mit 
Frankreich, Spanien und Preußen, fondern auch mit den übrigen Großmächten 
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oder beren Bertretern, und ich habe feinen Grund zur Annahme, daß irgend 
eine biefer Mächte von einem anderen Gefühle befeelt fei als dem, ben Frieden 
zu erhalten und zu deſſen Erhaltung nach Kräften bas Ihrige beizutragen. Ueber 
die Wirkungen biefer Bemühungen kann ich heute noch feine Meinung äußern, 
boch jpreche ich die zuverfichtlihe Hoffnung aus, daß es ber Weisheit und Mä⸗ 
Bigung der Fürſten und Staatsmänner Europas gelingen werbe, ein fo unge» 
henres linglüd, wie ein Krieg wäre, abzuwenden. Uns Allen ift befannt, wie ge» 
ringfügige Beranlaffungen, Mißgriffe nnd Mißverflänpniffe beider Theile mehrere 
der traurigften Calamitäten, unter benen Europa zu leiden batte, berbeiflihrten, 
doch foliten, meinem Dafürhalten nad, Mittel gefunden werden, um derartigen 
Ergebuiffen, wie fie durch Lord Malmesbnry angebeutet wurben, vorzubeugen.” 


Sm Unterhanje beantwortet Oladſtone eine Interpellation in bem- 
jelben Sinne, er fügt die Bemerkung hinzu: „Ihrer Majeftät Regierung ift es 
nicht befannt, daß die Regierung bes Königs von Preußen ſich zu einer Billigung 
ber bewußten Candidatur irgendwie anheiſchig gemacht ober gebunden habe.” 
(has committed or bound itself to any approval of such candidature.) 


Stellung Oeſterreichs. 


6. Juli. Depeiche des Erafen Beuft au ben Öfterreichifchen Geſchäftsträger im 
Berlin. 

„Als der kaiſerlichen und königlichen Regierung vor einiger Zeit die erften 
Notizen darüber zufamen, daß der erledigte Thron Spaniens dem Erbprinzen 
von Hobenzollern-Sigmaringen zugedacht werbe, fand fie darin noch feine 
Beranlaffung, fi) nach irgenpwelder Seite barliber auszufprechen. Heute, nach⸗ 
dem viele Candidatur als Thatjache gilt, und bereits in ganz Europa als ein 
folgenreiches Ereigniß aufgefaßt wird, fühlt dieſelbe ficd gedrungen, ihren Anfichten 
und gewiffermaßen ihren Ahnungen Ausdrud zu leihen. Sie folgt hierbei feinem 
anderen Beweggrunbe, als ihrer Sorge für die Erhaltung des allgemeinen Frie- 
dens. — — 

Die franzöſiſche Nation bat die Empfinblichleiten unterbrüdt, welche bie 
Bergrößerung Preußens in Deutfchland bei ihr rege gemacht bat, aber das kaum 
überwundene Mißtrauen würde nicht nur von neuem erwachen, fondern bis zu 
ernfier Beunruhigung ſich fleigern, wenn ber Verſuch gemacht würbe, Spanien 
durch die Thronbefteigung einer Seitenlinie des preußiſchen Königshaufes für den 
Einfluß Preußens zu gewinnen. Unjere Nachrichten aus Frankreich geftatten 
feinen Zweifel daran, daß man bort einen ſolchen Verſuch als gegen die franzd- 
fihen Nationalintereffen gerichtet betrachten, und daß gegenüber ber Kandidatur 
des Prinzen Leopold die Haltung Frankreichs diejenige einer entichiedenen Gegner- 
ihaft fein würde, einer Gegnerjchaft, die nur zu leicht in Spanien den Bürger⸗ 
frieg und in Europa bie gefährliche Spannung zwiichen zweien jeiner Haupt- 
mãchte zur Folge haben koͤnnte. — 

Angeſichts ſo ernſter Eventualitäten hat es uns zu beſonderer Befriedigung 

ereicht, aus Paris zu erfahren, daß Kaiſer Napoleon in der freundſchaftlichſten 

—*— die Lage, in welche die neueſte Wendung der ſpaniſchen Thronfolge den 
Chef des franzöſiſchen Volles verſetzen würde, Seiner Majeſtät dem Könige 
Bilbhelm vorftellen und bie vertrauensvolle Ueberzengung babe ausdrücken lafien, 
der Weisheit des Königs und feinem Einfluffe als Haupt des Hobenzollerjchen 
Hanfes werde es vorbehalten jein, eine fo bedenkliche Berwidelung fernzuhalten. 
Unfer Wunſch, ben Frieden gefichert zu wiſſen, ift zu lebhaft, und unfere Be⸗ 
iorgniß, daß ſchwere Berhängnifje aus der Annahme der Krone Spaniens durch 
einen Hobenzollern’ihen Prinzen hervorgehen würben, zu gut begründet, als 
ta wir nicht auch unſererſeits unjere Stimme in ähnlidem Sinne erheben 
müßten.“ — — 9» 
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7. Juli. Telegramm bes Grafen Beuft an ben öfterreidhiichen Gefanbten in 
Mabrib, 


„Laut Mittbeilung bes ſpaniſchen Geſandten hat die Regierung beſchloſſen, 
den Cortes die Kandidatur Hohenzollern vorzuichlagen. Sie erklärt, daß dieſer 
Entihluß nur den Nationalwillen vollziehe und keinen beunrubigenden Gedanken 
in fich jchließe. Ich habe geantwortet, ber Gedanke könne vortreiflich fein, bie 
Wirkung aber fei bellagenswerth. Kunbgebungen des Nationalwillens für eine 
Combination, die den Frieden Europas gejährbe, jeien mir nicht bekannt, und es 
fei zu hoffen, daß Volt und Re kerung Spaniens ben Appell Frankreichs an 
ihre Weisheit und ihre Freundſchaft Gehör leihen würden. Unſere Meinung 
jei um fo unverbädtiger, als wir jederzeit bie volllommenfte Unparteilichkeit 
und fireugfie Zurädhaltung in den Angelegenheiten Spaniens beobachtet hätten.“ 


8. Zuli. Depeche des Botichafters Fürften Metternich in Paris an Graf Beuft. 


„Ich hatte mich vorigen Dienftag, 5. Juli, bei dem Herzog von Gramont 
angemeldet. Kaum war ich eingetreten, al® der Herzog mich mit ben Worten 
empfing: „Ich bin ſehr glüdlih, Sie zu fehen; ich komme eben von St. Eloub, 
wo ber Minifterrath fehr bewegt war. — Sie wiflen, was vorgebt?" — — 
Mit jehr feftem, beinahe bewegtem Zone fügte er hinzu: „Das foll nicht ge- 
ſchehen; wir werden uns mit allen Mitteln eutgegenfegen, follte 
ſelbſt der Krieg gegen Preußen daraus hervorgehen.“ 

Ich antwortete ſogleich: „Aber wie werben Sie e8 verhindern? — Wenn 
der Prinz Leopold in Spanien anlommt, wenn er dort ausgerufen wirb, fo 
ift es Spanien, mit dem Sie den Krieg führen müffen.“ 

Die Antwort des Herzogs war etwas ausweichend, aber folgendes ift ber 
Blan, welchen, wie ich glaube, die Regierung befolgen wird. 

Spanien gegenüber wird man fih nicht rühren, fo gewiß ift man, 
daß wenn man in Mabrib wüßte, bie Regierung in Frankreich fei gegen bie 
Candidatur des Prinzen Leopold, dies hinreichen würde, feine Ernennung zu 
fiden. Man wird ſich allein an Preußen halten. 

Schon hat eine jehr beftimmte Erklärung flattgefunden zwiſchen dem Herzog 
von Gramont und dem Baron von Werther. Der Letztere ift mit ber 
Ueberzeugung abgereift, daß man dieſe Candidatur nicht aufftellen laſſen will, 
und er hat verfproden, Alles, was in feinen Kräften fteht, zu thun, um ben 
König, zu dem er fih nah Ems begeben hat, Dazu zu vermögen, daß er feinen 
Berwanbten auffordeie, die Krone Spaniens zurüdzumeiien. Das ift es, was 
man von Preußen als einen Akt bes Entgegenlommens fordert. 

Ich Habe dem Herzog gelagt, taß ich mich jehr wundern würde, wenn in 
einer Frage, die Preußen nicht direlt intereffirt, das Letztere nicht nachgeben wollte; — 
daß Dies ein biplomatifher Erfolg jei, den Herr v. Bismard Frankreich be- 
willigen könne, bejondere wenn er zum Erſatz dafür andere Zugeflänbniffe er- 
bielte in ragen, die ihn näher angingen. 

Der Herzog erwiberte mir: der Schlag jei geführt, es werbe aus 
dieſer Angelegenheit ein jhlageuder Beweis von Preußens Uebel- 
wollen hervorgehen, welcher nicht mehr vergeflen werben könne, 
ſelbſt wenu es gegenüber der fategorifhen Aufforderung, welche 
er an daſſelbe richten werde, nachgeben jollte. 

Er fragte mid, ob ich glaube, daß es nüglich fein wiıbe, wenn wir in 
biefer Sache in verſöhnlichem Einne intervenirten. Ich habe ihm geantwortet, 
meiner Auficht nach könnten wir Dies nur auf fehr vorfichtige Art thun, und im 
einer aufrichtig friedlichen Abſicht. Der Herzog fagte mir, es wilde das Beſie 
fein, wenn Sie in Berlin recht zu verftehen geben, daß man ber hier herrſchenden 
nationalen Erregung gegenüber, im Intereffe des Friedens wohl thun würbe, ben 
Bringen Leopold aufzuforbern, dieſe Kandidatur zurüdzumeijen.“ 
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11. Iufi. Depeiche des Grafen Beuft an Fürft Metternid. 


„Ihre Mittheilung vom 8. d. M. malt uns die Lage in ziemlich beun- 
ubigenden Farben. Wir können nicht beanſpruchen, uns zu Richtern aufzumwerfen 
über die Intereflen, die bei ber Frage ber Candibatur des Prinzen von Hohen⸗ 
zollern für den Zhron Spaniens in Betracht fommen. Das einzige Gefühl, 
das uns bei biefer Gelegenheit bejeelt, ift der Wunſch, zur Erhaltung bes Friedens 
beizutragen. Kein anderes Interefie kann unfere Politik leiten, aber biefes if 
ſtark genug, um uns zu bewegen, einen thätigen Antheil an ben Bemühungen zu 
nehmen, die von verihiedenen Seiten verfucht werben follen, um zu verhindern, 
Laß Die jetzige Verwidelung einen bedauernswerthen Umfang gewinne. 

Wir haben nicht gezaubert, die Sache des Friedens zu vertreten, indem wir 
verfuchten, einen Anlaß zu befeitigen, über ben die franzöftiche Regierung fich nicht 
ohne Grund erregt zeigt. Wir wiffen, daß die englifhe Regierung in Berlin eine 
ber unfrigen faft gleide Sprache geführt bat, und wir find überzeugt, daß bie 
anderen Kabinete nicht fäumen werben, dieſem Beiſpiel zu folgen, wenn fie es 
nicht ſchon nachgeahmt haben. 

Wir zweifeln nicht, daß bie vereinten Stimmen Europas fi zu Gunſten 
ber Erhaltung bes Friedens werben vernehmen laſſen, und e8 fcheint uns ein- 
leuchtend, daß die Aurüdziebung der Candidatur des Prinzen von 
Hohenzollern, welche noch nicht der Gegenftand einer feierlichen Manifeftation 
ber ſpaniſchen Nation geworben ift, und welche keineswegs in einer ernſten Noth⸗ 
wendigkeit ber Lage begründet ift, die einfachfte Löſung ber Schwierigkeit fein 
würde, welche heut mit vollem Rechte ganz Europa befchäftigt. Dieje Löfung tritt 
leinem Rechte zu nahe, und legt fein Opfer auf, felbft nicht der perſönlichen Würde 
des Prinzen, welder, indem er auf bie faum veröffentlichte Canbibatur verzichtete, 
ein edles Beifpiel der Selbftverleugnung gäbe, deſſen Werth überall geſchätzt 
werben würbe. 

Andererfeits glauben wir gern, daß Frankreich, wenn es fih and auf bie 
Bahrung jeiner Würbe eiferſüchtig zeigt, ſich doch davor hüten werde, burch feine 
Haltung die Gefahren der Lage zu vermehren. Wir begreifen ee, wenn bie fran- 
zöfffche Regierung darauf befteht, daß den augenfcheinlichen Intereffen, die es bet 
dieſer Gelegenheit vertheibigen muß, Rechnung getragen werde, aber die Mäßigung 
wird ber Feftigteit biefer Sprache nicht Schaden, und ihr nur neue Anrechte an 
Die Eympatbien der Mächte erwerben, welche darauf halten, daß bie öffentliche 
Ruhe nicht durch unvorhergefehene Verwidelungen geftört werde.“ 


11. Inli. Vertrauliche Depeihe Beufts an Metternid. 


„Der täglich fich fleigernde Ernft der Lage läßt es mir als Pflicht er- 
ſcheinen, Ihnen meine Auflaffung beftimmt auszuſprechen. — In ber einzigen 
offiziellen Mittheilung, die mir ber franzöfiiche Gejichäftsträger gemacht bat, for- 
dert der Herzog von Gramont nur unfere dipfomatifche Unterſtützung, auf 
welche er im vollften Maße rechnen kann. Aber in Berfolg jener offiziellen Mit- 
theilung fügte der Marquis von Cagaur hinzu, daß er auf Grund vertraulicher 
Schreiben des Herzogs ſich veranlaßt jehe, „in alademiſcher Weife” mit mir bie 
Kriegsfrage zu beſprechen. — Ich merkte, daß er mich fondiren follte, ob 
unfere Mitwirkung nicht Über eine blos diplomatische Action hinausgehen könnte, 
wenn es zum Kriege käme. Es iſt wichtig, daß in biefer Beziehung fein Miß- 
verfländniß auflomme. Ich lege beionders Werth darauf, baß ber Kater Na- 
poleon und feine Minifter fich feiner Täuſchung darüber hingeben, als könnten 
fie uns nad ihrem Gefallen mit fi fortreißen über die Grenze unferer Ber- 
fpredungen hinaus und ohne Rückſicht auf unfere Lebensintereflen. — Mit Zu- 
verfiht von einem Obſervations corps Iprechen, das wir in Böhmen auf- 
Rellen follen, wie e8 nah Ihren Berichten der Herzog von Gramont im 
Miniſterathe gethan hätte, hieße boch gar zu fühn vorgehen. Nichts berechtigt 
den Herzog, auf eine bergleihen Maßregel unfjerer Seits zu 
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feiner ſchwierigen Miſſion außer feiner hohen perjönlichen politifchen Stellung bie 
moraliſche Autorität ber ganzen Regierung, die Kraft, melde bie Einigleit ber 
Meinungen und der Handlungen "verleiht und bie Garantie ber unbebingteften 
Berichwiegenheit. 

Man war alfo berechtigt, zu hoffen, daß er troß des unglüdlichen Erfolges 
feiner erften Schritte, alle Arten von Schwierigleiten befiegen können und baß es 
ibm gelingen werbe, feinen Eollegen in ber Regierung unter Zuftimmung ber 
conftituirenden Cortes einen Candidaten vorzuftellen, würdig, bie Krone von 
Spanien zu tragen und zugleich annebmbar für alle Männer der großen monar- 
chiſchliberalen Partei. Die Regierung hatte biefes Zutrauen, welches nicht ge- 
täufcht worben ift, und heute hat fie die Genugthuung, Ew. Ercellenz durch meine 
Bermittlung anzuzeigen, baß ber Rath ber Minifter, am 4. d. M. zu La Granja 
unter dem Borfige Sr. Hoheit bes Regenten verfammelt, ven Prinzen Leopold 
von Hohenzollern- Sigmaringen als Candidaten für den Thron von 
Spanien bezeichnet bat. Die ſehr günftigen Umftände, in welchen fi der Prinz 
befindet, und die gute Aufnahme, welche feine Bezeichnung in der öffentlichen 
Meinung des Landes gefunden bat, geben ber Regierung die angenehme Hoffnung, 
daß ihr Kandidat demnächſt von ben Cortes mit einer großen Majorität zum 
Könige ernannt werben und daß bamit die ruhmreiche conftituirende Beriobe, bie 
im September 1868 beganır, ihren Abſchluß finden werbe. 

Geſtern, fobald es möglich war, aus der Zurückhaltung hervorzutreten, welche 
uns bisher von der Klugheit geboten war, beeilte ih mich, Ew. Ercellenz tele- 
graphifh Kenntniß von dem Veichluffe der Regierung und den Mafregeln zu 
geben, die fie unverzüglich treffen wollte, um ihn den Cortes zur Gutbeißung 
vorzufhlagen, inbem fie fih ftreng an die Vorſchriften des Staatsgrundgejeies 
und an die durch das Geſetz Über vie Königewahl aufgeftellten Kegeln anſchloß. 
Inden id Em. Ercellenz erjucde, ber... . Regierung bierüber Mittbeilung zu 
machen, gebe ich Ihnen einige Andeutungen über die wahre politifhe Bedeutung 
dieſes Ereignifjes, welches in nichts unjere Beziehungen mit den anderen Mächten 
berühren darf, ungeachtet des großen Einfluffes, den e8 auf die Zukunft bes 
ſpaniſchen Volles auszuüben beftimmt if. — — 

— — BWenn Prinz Leopold dazu gelangt, den fpanifhen Thron zu be: 
fteigen nad dem Votum der fouverainen Cortes, fo wirb er conflitutioneller 
König fein mit einer Berfaffung, welche die demokratiſchſte ift von allen, bie in 
ben mit liberalen Staatseinrichtungen verfehenen Ländern befteben. Seine Re- 
gierung wirb mithin nicht entratben können, wie jet jo auch in Folge den Ein- 
gebungen des öffentlichen Geiftes zu gehorchen, der fich nicht ändern wirb, weil 
ein Frember die erfte Beamtenftelle der Nation einnimmt. Bon dem Augenblide, 
wo er den Thron San Fernando's befteigt, wird er Spanier fein unb in biefer 
Eigenſchaft das Werk der September - Revolution vom ausſchließlich ſpaniſchen Ge⸗ 
ſichtspunkte fortjegen und befeftigen. Hauptſächlich mit ber politiihen inneren 
Wiebergeburt der Nation befchäftigt, wird er bie firengfie Neutralität nach außen 
beobachten, was ihm geftatten wird, alle jeine Kräfte der Entwidiung ber fittlidhen 
und materiellen Intereſſen des Landes zu wibmen, und nichts wird die Bahn 
ändern können, welche die ſpaniſche Nation fi) worgezeichnet hat. 

Deshalb Hat die Regierung Sr. Hoheit, ihre freie Action benugend, um 
die ihr nothwendige monardiiche Löfung vorzubereiten, allein auf eigene Berant- 
wortung gehandelt und ſich direkt mit bem Prinzen Leopold ins Ver⸗ 
nehmen gejett, ohne einen einzigen Augenblid daran zu denken, daß ihre 
Ehre ihr geftatte, mit bem geringften Einfluffe eines fremden Kabinets zu trans» 
igiren. Ich lenke ganz beionders die Aufmerkſamkeit Ew. Excellenz auf biejen 
Bun, weil viel Darauf ankommt, feftzuftellen, daß bie Regierung bes Regenten 
in biefer Sache nur ihren eigenen Regungen gefolgt ift und baß fein natio- 
nales Intereffe im Auslande und noch weniger ein ausländijches 
Intereife ihren Borfigenden im Berlaufe diefer Unterbandblung 
geleitet bat. Nur der Wunſch, den Willen der Nation und den Auftrag zu 
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erfüllen, ben ber Regent und feine Collegen im Cabinet ihm ertheilt, hat ihn 
bewogen, zur Bewerbung um den Thron Spaniens einen großjährigen Prinzen 
oufzuforbern, der, freier Herr feines Handelns, durch verwanbtichaftliche Be⸗ 
ziehungen zu den wmeiften regierenden Häufern, ohne bei irgend einem berfelben 
zur Thronfolge berechtigt zu fein, in bieler Stellung jeben Gedanken einer Feind⸗ 
feligfeit gegen irgend weldy’ eine Macht ausſchloß. 

Somit berührt bie Canbibatur des Prinzen von Hobenzollern- 
Sigmaringen in feiner Weife bie freundfhaftlihen Beziehungen 
Spaniens mit deu anderen Mächten und kann und darf noch weniger bie 
Beziehungen, welche diefelben unter ſich haben können, berühren.” — — 


Madrid, 7. Juli 1870. 
Unterz.: Braredes M. Sagafta. 


8. Juli. Aus ver Erklärung des Eufebio de Salazar y Mazarrebo 
über die Entitehung der Hohenzollernſchen Candidatur. 


„Sm Herbfte 1869, als die Mehrheit der Cortes eine monarchiſche Löfung 
angenommen hatte, veröffentlichte ich ungefäumt eine Flugſchrift, Die ich heute zum 
großen Theil nochmals berausgebe, weil die Zeitumftände dies rechtfertigen. 
Jene Schrift, der Candidatur des Prinzen Leopold günftig, ſchloß ſich folge- 
richtig einer andern an, welche im Anfange bes Jahres 1869 ans Licht trat, und 
worin id an erſter Stelle die Kandidatur Don Fernando's von Portugal befür- 
wortete. Sein Schwiegerfohn ift heute der amtliche Candidat, und der Antbeil, 
den ich an ben zu dieſem Zmede geführten Unterhandlungen gehabt, beivegt mich, 
diefe Zeilen zu jchreiben, welde als Einleitung zu ber erwähnten Ylugichrift 
dienen jollen. — 

— — Niemandem war e8 verborgen, daß Prinz Leopold bis zu einem 
gewiffen Grabe der franzöfifchen Regierung wenig genehm fein würbe. Und fo 
bielt ich es, als der General Prim die Güte hatte, mich mit der zarten Auf- 
gabe zu betrauen, die ich ausgerichtet habe, für meine erfte Pflicht, ihn auf jenen 
Umftand aufmerfiam zu machen, worauf Iener nur eine hoch patriotiihe und 
Hug ſtaatsmänniſche Antwort gab. 

Haben wir uns zuerft an einen preußifchen Prinzen gewandt, um bie Krone 
anzubieten? Was hat nicht die ganze frauzöfiiche Preſſe gejagt, weil Spanien in 
Liffabon, in Cintra, in Klorenz und in Harrow Zurückweiſungen erfahren hatte? 
Wenn wir nun in jenen Berfuchen kein Gtüd gehabt haben und es bekannt 
ift, Daß auf dem Herzoge von Montpenfier und der Republik ebenfalls das Veto 
Rapoleone ruht; foll deshalb die September - Errungenfchaft zu einer fteten 
Unfertigfeit verurtheilt fein? Was kann Frankreich von einem preußifchen Prinzen 
fürchten, der auf dem Throne Spaniens fitt? 

Erftiens gehört Don Leopoldo dem Latholiihen Zweige Preußens an, ber 
ſchon ſeit Jahrhunderten von dem evangeliihen, welcher jetzt in Berlin berricht, 
weit getrennt if; und es verdient hier Erwähnung, daß der amtliche Candidat 
Spaniens heute ber Erbe der Krone Preußens wäre, wenn feine Altoorbern, 
welche das Erfigeburtsrecht befaßen, bie katholiſche Religion für die proteftantifche 
abgeſchworen hätten. 

Zweitens, lann denn ein parlamentarifher König fein Land in einen aus- 
wärtigeu Krieg verwideln? Hängt von Portugal Braftlien ab, weil auf ben 
beiden Thronen Mitglieder derſelben Familie fiten? Was hat im Jahre 1866 
tem enttbronten Könige von Hannover feine Berwandtihaft mit der Königin 
Bictoria genugt? 

Desgleihen zeigte fih Philipp V. nicht fonberlich dankbar gegen Franl- 
reich, welches ſich fo jehr angeſtrengt hatte, um ibm bie Krone Cari's II. auf's 
Saupt zu jeßen; und es ift Überfläffig, an Bernabotte, den Thronfolger von 
Schweden, oder an den ſchon erwähnten Murat zu erinnern, bie im Jahre 1814 
gegen ihren alten Herrn und Beſchützer Napoleon I. kämpften. 
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Dank ift in ber Politik ein leeres Wort; und von ber anderen Seite be- 
tradhtet: was würbe denn ber Prinz Leopold Preußen zu verbanlen haben? 
Riats ‚ gar nichts: Alles hätte er dem Willen ber ſpaniſchen Cortes zu ver⸗ 
danlen. 

Die Preußifhe Regierung bat ſich in dieſe Unterhandlung 
niht eingemifcht, und der König von Preußen war überrafdt, als 
ihm der Prinz, welder volljährig ift, nah Ems ſeinen endgültigen 
Entſchluß mittheilte ale eine Sache der Höflichkeit (acto de cortesia). 

Don Leopolbo würde daher ein ſpauiſcher König fein, der weder durch 
fein Auftreten noch durch feine Neigungen unjerem mächtigen Nachbar Beforgniß 
einflößen konnte.“ 


Zwiſchen Paris und Madrid. 
6. Juli. Der fpanifhe Gefandte in Paris an ben Kriegeminifter in Mabrib. 


„Weit entfernt, die Wirkungen bes erften Einpruds übertrieben zu haben, — 
Können bie Erffärung der Regierung und die Haltung bes gejehgebenben Körpers 
als ficherer Vorbote eines Krieges gegen Preußen betrachtet werben, wenn ein 
preufiicher Prinz König von Spanien würde.“ Dlozaga 


7. Juli. Der franzöfiihe Miniftler der auswärtigen Angelegenbeiten an ben 
Geſandten Frankreichs in Madrid. 


„Ungeachtet des Eirculars des Marſchalls Brim und der Mittheilung, welche 
mir Herr Dlozaga foeben machte, haben wir zuviel Vertrauen in die Gefinnungen 
der fpaniihen Nation, um zu glauben, daß man in Madrid einzig auf der Löſung 
bebarre, welche gleichzeitig unjere Würde und unfere Interefien verlett. Wir 
werben alfo in unferer freunbichaftlihen Haltung verbleiben unb fortfahren 
an ber fpanifchen Grenze die nöthige Wachſamkeit zu üben, um Alles von bort 
zu verſcheuchen, was von der Natur wäre, Unruhen auf der Halbinfel zu unter- 
halten. Wir werden bis zum letzten Augenblid unfern Sympathien tren fein 
und werben ficher nicht bie Erften fein, Bande zu zerreißen, welche uns theuer 
waren und weldhe wir unauflösbar gemacht zu haben hoffen möchten.” 


8. Iuli. Der fpanifche Staats. Minifter an den Geſandten Spaniens in Paris. 


„Ew. Excellenz ſoll dementiren, daß die Candidatur des Prinzen Leopold 
Hohenzollern in einem Frankreich oder feiner Regierung feindlichen Gedanken 
vorbereitet worden fei. Sie follen ebenfalld dvementiren, daß General Prim ſich 
an den Grafen Bismard gewendet babe, um bie Zuftimmung bes Könige von 
Breußen zu erlaugen. Die Verhandlungen find ausſchließlich mit bem 
Bringen Leopold geführt worden, ohne irgend welde Beziehungen 
von unferer Seite, binfihtlih diefes Gegenſtandes, mit dem 
Grafen Bismard.“ 


Die erften officiöfen Aenferungen von Prenfifcher Seite. 
Aus der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung” vom 6. Juli. 


„Bas aus Spanien kommt, hat — man kann das zugeftehen — gewöhnlich 
mehr Anregendes für bie Phantafie, als was aus minder romantiſchen Ländern 
ſtammt, aber wenn bei Gelegenheit ber neueften Schritte der Mapriver Regie 
rung gewiffe Barifer Journaliſten von einem beabfichtigten Staateftreih, von 
Einfeung eines Könige ohne Befragen ber Cortes und der Nation u. f. w. gar 
Bieles und Schredliches zu berichten wiffen, jo find fle gegen ihre eigene erregte 
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Einbildungskraft nicht vorſichtig genug geweſen. Wie man fich aus ber Rede bes 
Marihalle Prim am 11. Juni erinnern kann, hatte er früher vom Regenten 
und der Regierung ben Auftrag erhalten, mit dem Prinzen, deffen Namen zu 
verjhweigen er damals durch Ehrenwort verpflichtet war, Unterhandlungen ein- 
zuieiten, natürlich mit Vorbehalt ter jpäteren Ratification ber durch die Ver⸗ 
fafjung als zufländig bezeichneten Factoren. Dies ift auch jett der Fall. Ein 
beutiges Telegramm bezeichnet ausdrücklich die bis jet geführten Verhandlungen 
als vertrauliche, beftätigt aber, daß biefelben mit einem Brinzen von Hohenzollern 
epflegen würben. Welcher von ben beiden Brüdern bes Fürften Karl von 
nmänien gemeint fei, ift nicht näher gefagt, ob ber ältere Exbprinz Leopold, 
geboren 22. September 1835, vermählt jeit 1861 mit Antonia, ber Schweſter 
bes Königs von Portugal, ober Prinz Friedrich, der jüngere Bruder, geboren 
25. Juni 1843.” 


Ferner: 


„Ein Urtheil über die Sache ericheint durchaus verfrüht, unreif, auf bloße 
Hypotheſe begründet, jo lange bie jpanifche Vollsvertretung fich nicht geäußert hat. 
So lange dies nicht geſchehen ift, fo lange die Eortes in Madrid die Wahl des 
von ber proviforifhen Regierung ins Auge gefaßten Königs, die von ihnen allein, 
nicht durch Wünſche oder Befürchtungen des Auslandes, zu entſcheiden ift, nicht 
nad ben beſtehenden Geſetzen vollzogen und endgültig feftgeftellt haben, find 
alle Betrachtungen über die Angelegenheit wenig mehr als Streit um bes 
Kaiſers Bart. 

Die deutſchen Regierungen baben jeberzeit die Thatfachen vor Augen gehabt, 
daß Spanien ein ſelbſtſtändiger Staat ki und daß die Spanier ein mündiges 
Volk find, welches keinen Bormund, Teinen Rath, keine Anregung und keinen 
Borihlag von Außen bedarf, nm zu wiffen, was ihm in Berfaffungsfragen 
frommt, und wer zum oberften Lenker feiner Gefchide am geeignetften ift. Die 
beutihen Regierungen haben barnach gehandelt, und fie werben ferner darnach 
handeln. Sie werben folglih, wie wir mit Beftimmtbeit annehmen, in biefer 
inneren Stage Spaniens, wie in jeber ähnlichen, weder zu- noch abrathen, ge- 
ichmweige denn irgend welde andere Einmiſchung fich erlauben, irgend welden 
Drud ausüben auf den Gang der Dinge jenfeits der Pyrenäen. 

Die Weisheit des ſpaniſchen Volles, repräfentirt Durch bie Eortes, bat bier 
zu reden und nur fie. Die Weisheit des beutichen hat lediglich fich nentral zu 
verhalten und wirb fih neutral verhalten. Will man anderswo eine andere 
Stellung einnehmen, beftimmend, rathend, drohend, zwingend auf die Entfchei- 
dung ber Frage einwirken, wohlan, mag man es verfuchen. Wir laffen die 
Hände davon.” 


Aus der „Norbdeutihen Allgemeinen Zeitung” vom 8. Juli: 


„Die Interpellation Cochery über die ſpaniſche Thronfolge bat geftern im 
feanzöfiihen Gejetsgebenden Körper ftattgefunden, unb das Refultat der minifte- 
riellen Antwort war das Sinfen ber Rente um zwei Franes. Une ift bie Ant- 
wort des Herm Minifters ebenfo unverftänblid, wie das Refultat diefer Antwort. 
Während wir zum erften Male aus ver Rede bes Herzogs v. Öramont be- 
finitio erjaben, daß der Prinz von Hohenzollern das Anerbieten Prime an- 
genommen babe, erfahren wir aus berjelbden Duelle, daß man in Frankreich bie 
betreffenden Unterhandlungen nicht kennt, daß eine weitere Discuffion zwecklos 
jet, und doc bei aller diefer Unficherbeit feiner Information, erklärte der Herr 
Minifter, daß die franzöfiihe Regierung nicht dulden werbe, „daß eine freinbe 
Macht einen Prinzen auf ben fpaniihen Thron ſetze und die Ehre und Würbe 
Frankreichs in Gefahr bringe.“ Eben fo wenig verftehen wir das Wort „Krieg,“ 
meiches fpäter Herr Ollivier in bie Discuffion hineinwarf. Krieg, mit wen? 
Mit dem ſpaniſchen Volke, weil fich daſſelbe, der Unficherheit mübe, einen König 
geben will? Wir würden einen ſolchen Krieg nicht verftehen, denn er würde ja 
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gerade das Reſultat haben, welches Herr v. Bramont vermeiden will: eine 
frembe Macht würbe über ben fpanifchen Thron entſcheiden. Krieg mit Deutjch- 
land? Wir verfteben dies noch weniger, denn oft genug und deutlich genug haben 
die Thatfahen, aus denen fi bie Geſchichte ber letzten vier Jahre zufammen- 
fett, ergeben, daß die Neugeftaltungen in Deutfchland nur nationale Motive 
haben, nur nationale Zwede verfolgen, während Preußen, als Sonberftaat gerade 
durch die Schöpfung des Norbdentihen Bundes und bie Verpflichtung, Die es ſich 
dadurch zu Bunften feiner Bunbesgenoffen aufgelegt hat, ebenfalls ben Beweis 
gegeben bat, daß e8 feine möglichen Bartikular » Interefien der nationalen Bewe⸗ 
gung unterordnet. Wir glauben baber, der friebliden Entwidelung der Dinge 
mit der gleichen Zuverfiht entgegen ſehen zu können, wie dies Herr Dllivier 
am Scluffe feiner Rebe ausſprach, und meinen, man müfje die Worte der fran- 
zöfiichen Minifter nur nad dem Umftande beurtheilen, daß fie vor einer parla⸗ 
mentarifchen Verſammlung geſprochen wurden, deren Majorität nicht gerabe bie 
zuverläffigfte iſt.“ 


Weitere Syranzöfifche Aeußerungen. 


9. Zuli. Circular⸗Depeſche des Minifters der Auswärtigen Angelegenheiten an 
die Repräfentanten Frankreichs im Auslande. 


„In Ihren Unterhaltungen mit den Mitgliedern ber Regierung, bei welcher 
Sie beglaubigt find, wollen Sie bemerfen, * wir Nichts verlangen, was nicht 
mit den am beſten feſtgeſtellten Präcedenzfällen des öffentlichen europäiſchen Rechtes 
übereinſtimmt. Unſere Principien ſind dieſelben, welche die Großmächte in Belgien 
im Jahre 1831 zur Geltung brachten bei der Wahl des Herzogs von Nemours 
zum König ber Belgier, weiche 1862 Frankreich und Rußland in Griechenland 
geltend machten bei ver Wahl bes Prinzen Alfred zum König ber Hellenen durch 
das allgemeine Stimmredt; welche im Jahre 1862 Eugland und Frankreich ver- 
einigt in Betreff des Herzogs von Leuchtenberg, des ruffiihen Kandidaten für 
ben griechifhen Thron, zur Geltung bradten; welche Kaifer Napoleon IL. 
jelbft freiwillig angewendet hat bei Gelegenheit der Candidatur des Prinzen Murat 
zum Thron von Neapel. Wir würden e8 nicht verftehen, wie man uns die 
Wohlthat einer Doctrin verfagen fünnte, welche Die Mächte ſchon angenommen 
und auch ſchon oft genug fanktionirt baben.” 
Gramont. 


Aus dem „Moniteur” vom 8. Juli 1870. 


„Die Lage, wie fie fih burd die Annahme des Prim'ſchen Antrages 
Seitens des Prinzen von Hohenzollern geftellt bat, ift durchaus Mar. Die 
beteiligten Parteien find Preußen, Spanien und Frankreich, und es ift unmöglich, 
in ihren rejp. Stellungen eine Zweideutigkeit zu finden. Nachdem bie Preußijche 
Regierung vier Jahre lang mit unferer Gebuld und ber Geduld ganz Europas 
Mißbrauch getrieben, hat fie nun alle Grenzen überfchritten. Der Marſchall 
Prim bat eine wahre Intrigue angelponnen, die für Frankreich bie erniteften 
Folgen haben follte. Was uns betrifft, jo haben wir unſer Wohlmollen für Preußen 
zum Aeußerſten getrieben. Spanien und die Spaniſche Regierung können ſich 
nur belobend über uns ausipreden, und wir find überzeugt, daß die Regierung 
des Kaifers auch in Zukunft Beweiſe ihres Wohlwollens geben wird. Wenn 
unfere Bolitit Spanien gegenüber eine gemäßigte fein muß, fo-fteben wir Preußen 
gegenüber ganz anders. Dieſe durch ihre erften Erfolge in Selbſttäuſchung ver- 
fetste Macht ſcheint ſich das Uebergewicht und die Herrichaft in Europa anmaßen 
zu wollen. Es ift Zeit, ſolchem Anſpruch ein Ziel zu jegen. Die $rage muß 
erweitert werden, und heute ift die Entjagung des Prinzen Leopold 
auf den Spanifhen Thron nicht mehr ausreihend, denn dies würde 
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Seitens des Grafen v. Bismard nur ein gejchidtes Verfahren fein, uns zu ent- 
waffnen, mit dem Borbehalt, ſpäter eine befiere bipfomatiiche Stellung einzn- 
nehmen und uns, nachdem er feine militairiihen Streitkräfte und die öffentliche 
Meinung in Deutichland vorbereitet, in neue und ernftere Berlegenheiten zu ver- 
widels. Man würde immer von vorn anfangen müſſen. Das Wenigfte, was 
wir verlangen müflen und was uns heute befriedigen kann, wäre bie formelle 
Belräftigung und die abfolute Ausführung des Prager Friedens feinem Wort- 
laute und Geiſte nad, d. h. die Freiheit ber ſüddeutſchen Staaten, die Räumung 
der Beftung Mainz, welde zum Süden gehört, das Aufgeben eines jeden mili- 
tairiſchen Einfluffes jenfeit des Mains und die Regulirung des Artikels V. mit 
Dänemarl. Dies finb bie einzigen Garantien, welche uns befriedigen könnten, 
und wein man fie uns nicht gewährt, jo können unfere forderungen nur größer 
werben.” 


Aus dem „Pays.“ 


„Das kaudiniſche Joch ift bereit für die Preußen; fie werben fich darunter 
beugen und zwar ohne Kampf befiegt und entwaffnet, wenn fie es nicht wagen, 
einen Kampf aufzunehmen, beffen Ausfall nicht zweifelhaft if. Unſer Kriegs⸗ 
geſchrei ift bis jegt ohne Antwort geblieben. Die Echos bes Deutſchen Rheins 
find noch fiumm. Hätte uns Preußen die Sprache gejprochen, bie Frankreich 
ſpricht, ſo wären wir ſchon lange unterwegs.“ 


Die „Liberté“ verlangt, daß man ber Sade ein Enbe made, und beit 
Rhein wegnehme, wenu man ihn braude, daß man bie Gelegenheit benuge, um 
auf biplomatifchem Wege ober durch den Krieg Preußen für fein Auftreten gegen 
Dänemart und DOefterreih zu ftrafen und babin zu bringen, baß es in Zukunft 
nicht mehr zu fürchten jei. 


7. Juli. Depeihe an Benebetti nah Ems. 


Herrn Benedetti, VBotfchafter Frankreichs. — Wildbad. 
„Reifen Sie nah Ems ab. Ein Attaché, den ich morgen früh abreijen 
laffe, wird Ihnen Inſtruktionen dahin bringen. Er wird in Ems um 11 Uhr 
Abends ankommen. Laffen Sie dem Bahuhofschef mittheilen, wo Sie abfleigen 


werben. Öramont. 


Diplomatifhe Mittheilungen zwifhen England uud 
Franukreich. 
(Aus dem Engliſchen Blaubuche.) 


In einer Depeſche, vom 8. Juli, theilt Lord Lyons dem Lord Granville 
mit, daß Gramont ihm (Lyons) in einer Unterredung bemerkt, Preußen habe 
noch Feine Antwort auf bie Forderung Frankreichs gegeben, letsteres bürfe in 
Folge deffen mit feinen militairifchen Vorbereitungen nicht länger zögern. Einige 
Schritte in biefer Richtung feien bereits geicheben, und morgen müßten bie Be- 
börden allen Ernftes beginnen... . . Als ich dann mein Erftaunen und Be- 
dauern über bie Schnelligleit ausprüdte, mit welcher die franzd- 
ſiſche Re ierung vorzugehen heine, beftand Herr von Gramont 
darauf, bad ein längerer Auffhub unmöglich ſei.... man könne nicht jagen, 
daß Fraukreich den Streit ſuche, von der Schlacht bei Sabowa bis zu 
diefer Thron-Candibatur babe bie franzdfifhe Regierung eine 
Geduld, eine Mäßigung, einen verſöhnlichen Geiſt eutwidelt, ber 
nah der Meinung vieler Franzoſen zu weit gegangeu fei.... 
Es ſtehe ernftlich zu hoffen, daß ber König von Preußen dem Prinzen offen 
verbieten werbe, nach Spunien zu geben. Es gäbe inbeffen noch eine andere 
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Löſung der Frage, auf welde er (Gramont) die englifche Regierung beſonders 
aufmerkſam machen wolle. Der Prinz von Hohenzollern könnte feine Prä- 
tenfionen auf ben ſpaniſchen Thron aus eigenem Antriebe aufgeben... . Ein 
freiwilliger Rüdtritt feitens bes Prinzen würde feiner (Gramonts) Anficht 
nad) eine höchſt glüdliche Löſung fehwieriger und verwidelter Fragen fein, und er 
bitte die engliihe Regierung, allen ihren Einfluß aufzubieten, um eine foldhe 
Löſung zuwege zu bringen. 

Die engliiche Regierung that dies, ließ aber zugleich bie franzöſiſche Re⸗ 
ierung zur Mäßigung auffordern. Die letere wollte jeboch ihre militatrifchen 
Srüftungen nicht aufgeben. 

In einer Depefhe von Lyons an Granville vom 10. heißt es: 
Gramont bemerkte, „daß einfache Vorſicht gebiete, mit den militairifhen Bor- 
bereitungen nicht zurüd zu fein... . Es ſei nöthig, daß Frankreich wenigſtens 
ebenfoweit jet, wie Preußen. ... Die franzöftiche Regierung wolle auf eine 
furze Zeit (3. B. 24 Stunden) jene großen, oftenfiblen Kriegsvorbereitungen (wie 
Einberufung der Referven), welche bie öffentliche Stimmung in Frankreich in 
Brand fteden (inflame) würden, verfdhieben. Alle wejentlihen Vorbereitungen 
indeß müßten unverzögert ausgeführt werden. Die franzöfifchen Minifter würden 
unweife fein, wenn fte e8 darauf anlommen laſſen wollten, Preußen durch aus⸗ 
weichende Borwände einen Zeitgewinnft zu geftatten. ..... Wenn ber Prinz jetzt 
auf den Rath des Königs von Preußen bin feine Kandidatur zurückzöge, fo 
würde die ganze Angelegenheit erlebigt fein... . Wenn aber ber Prinz nach 
feiner Berathung mit dem König darauf beharre, als Candidat für den fpanifchen 
Thron aufzutreten, dann werde Frankreich fofort gegen Preußen den 
Krieg erklären.“ 


Erflärungen im englifhen Barlamente. 


11. Juli. Im Oberbaufe ftellte Lord Malmesbury eine Interpellation 
über bie ſpaniſche Frage. 


Carl Granville beantwortet die Interpellation folgendermaßen: „Erfi am 
vorigen Mittwoh hatte ich die Ehre, Die Siegel des auswärtigen Amtes in 
Empfang zu nehmen. Als ih Tags zuvor eine unoffizielle Unterrebung mit 
Herrin Hammond, bem erfahrenen Unterftaatefelretair des ausmärtigen Amtes 
hatte, bemerkte er, daß, abgejehen von der Griechiſchen Banbitengefchichte, eine 
ſolche Stille in auswärtigen Angelegenheiten ihm während feiner ganzen langen 
Praxis noch nicht vorgelommen fei, und daß feine wichtige Frage, feines Wiffens, 
in meinem Departement vorliege. Das war am Dienstag zwilchen 3 und 4 Uhr. 
Zwei Stunden fpäter erhielt ich ein Telegramm, daß bie ſpaniſche Krone Durch bie 
proviſoriſche Regierung dem Prinzen Leopold von Hohenzollern andetragen 
und von ihm angenommen worben ſei. Am folgenden Tage fuhr ih nad) Winpfor, 
wofelbft ih die Ehre hatte, die Siegel bes auswärtigen Amtes zu erhalten. Bei 
meiner Zurückkunft ſprach ich Herrn v. Lavalette, der mir bie bereits befannte 
Neuigkeit mittheilte, ſich in jehr energiihen Worten Über die Frankreich dadurch 
gebotene Beleidigung äußerte und mir den Entichluß ber faiferlichen Regierung 
mittbeilte, bie Ausführung des Planes nicht zu geftatten. Ich ſprach mein Ber 
dauern aus, daß bie franzöfiiche Regierung fofort ſolche ſtarke Aeußerungen ge- 
braucht, räumte das Vorhandenfein einer gewaltigen und aufgeregten öffentlichen 
Meinung in Frankreich ein und bemerkte, daß tch mich bemühen wilrbe, ferne 
von jeber gebieteriihen Haltung und jeder ungeziemenben Ginmifhung in bie 
Angelegenheiten anderer Staaten, biefen die Nothwendigkeit einer Crörterung 
dieſer wichtigen fgrage von ben verjchtebenften ihrer ernften Geſichtspunkte auf das 
Dringendfte an das Herz zu legen. Diejen Prinzipien gemäß hat Ihrer Ma- 
jeſtät Regierung bisher gehandelt. Ich ſetzte mich in Verbindung, nicht allein mit 
Srantreih, Spanien und Preußen, jondern aud mit den Übrigen Großmächten. 
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oder beren Bertretern, und ich habe feinen Grund zur Annahme, daß irgend 
eine dieſer Mächte von einem anderen Gefühle bejeelt ſei als dem, ben Frieden 
zu erhalten und zu deſſen Erhaltung nad Kräften das Ihrige beizutragen. Leber 
die Wirkungen dieſer Bemühungen kann ich heute noch feine Meinung äufern, 
Doch jpreche ich die zuwerfichtliche Hoffnung aus, daß e8 ber Weisheit und Mä- 
Bigung der Fürſten und Staatsmänner Europas gelingen werbe, ein fo unge 
heures Unglüd, wie ein Krieg wäre, abzuwenden. Uns Allen ift belannt, wie ge- 
ringfügige Beranlaffungen, Mißgriffe und Mißverſtändniſſe beiber Theile mehrere 
der traurigftien Calamitäten, unter denen Europa zu leiden hatte, berbeiführten, 
doch follten, meinem Dafürhalten nach, Mittel gefunden werden, um berartigen 

en, wie fie burdh Lord Malmesbnry angebeutet wurben, vorzubeugen.“ 


Im Unterhanſe beantwortet Gladſtone eine SInterpellation in dem⸗ 
jelben Sinne, er fügt bie Bemerkung hinzu: „Ihrer Majeftät Regierung ift es 
nicht befannt, daß die Regierung des Könige von Preußen ſich zu einer Billigung 
ber bewußten Candidatur irgenbwie anheifchig gemacht ober gebunden habe.” 
(has committed or bound itself to any approval of such candidature.) 


Stellung Oeſterreichs. 


6. Juli. Depefche des Grafen Beuft au ben Öfterreichifchen Gejchäftsträger im 
Berlin. 

„Als der Eniferfihen und königlichen Regierung vor einiger Zeit bie erften 
Notizen barüber zulamen, baß der erledigte Thron Spaniens dem Erbprinzen 
von Hobenzollern-Sigmaringen zugedacht werde, fand fie barin noch feine 
Beranlaffung, ſich nad irgenbwelder Seite darüber auszufpredhen. Heute, nach» 
dem bieje Candidatur als Thatfache gilt, und bereits in ganz Europa als ein 
folgenreihes Ereigniß aufgelaßt wird, fühlt Diefelbe ſich gebrungen, ihren Anfichten 
und gewifiermaßen ihren Ahnungen Ausprud zu leihen. Sie folgt hierbei feinem 
anderen Beweggrunde, als ihrer Sorge für die Erhaltung des allgemeinen Fries 
bene. — — 

Die franzdfiihe Nation bat die Empfinblichkeiten unterbrüdt, welche bie 
Bergrößerung Preußens in Deutſchland bei ihr rege gemacht bat, aber das faum 
überwundene Mißtrauen würbe nicht nur von neuem erwachen, fonbern bie zu 
ernfter Beunrubigung ſich fleigern, wenn der Verſuch gemacht würde, Spanien 
durch die Thronbefteigung einer Seitenlinie bes preußifhen Königshauſes für ben 
Einfluß Preußens zu gewinnen. Unfere Nachrichten aus Frankreich geftatten 
feinen Zweifel daran, daß man dort einen jochen Verſuch als gegen bie franzö⸗ 
ſiſchen Nationalintereffen gerichtet betrachten, und daß gegenüber ber Kandidatur 
des Brinzen Leopold bie Haltung Frankreichs diejenige einer entfchiebenen Gegner- 
ichaft jein würbe, einer Gegnerſchaft, die nur zu leiht in Spanien den Bürger⸗ 
frieg und in Europa die gefährlichfte Spannung zwijchen zweien feiner Haupt⸗ 
mãchte zur Folge haben Fünnte. 

Angefichts fo ernfter Eventualitäten hat es uns zu bejonderer Befriedigung 

eicht, aus Paris zu erfahren, daß Kaiſer Napoleon in der freundicaftlidften 
Beile die Lage, in welche bie neuefte Wenbung ber ſpaniſchen „beonfolge ben 
Chef des franzöfiihen Volles verjegen würde, Seiner Majeflät dem Könige 
Wilhelm vorftellen und bie vertrauensoolle Ueberzeugung habe ausbrüden laffen, 
der Weisheit des Königs und feinem Einfluffe als Haupt des Hohenzollerſchen 
Hauſes werde es vorbehalten fein, eine jo bedenkliche Berwidelung fernzuhalten. 
Unfer Wunſch, ben Frieden geſichert zu wiffen, iſt zu lebhaft, und unjere Be⸗ 
ſorgniß, daß ſchwere Berhängniffe aus der Annahme der Krone Spaniens durch 
einen Hohenzollern'ſchen Prinzen hervorgehen würden, zu gut begründet, als 
daß wir nicht auch unſererſeits unfere Stimme in ähnlihem Sinne erheben 
mäßten.” — — 9% 
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7. Iuli. Telegramm des Grafen Beuft an ben öfterreichifchen Geſandten in 
Madrid. 


„Laut Mittbeilung des fpanifchen Geſandten bat die Regierung beichloffen, 
ben Cortes die Kandidatur Hohenzollern vorzujchlagen. Sie erklärt, daß dieſer 
Entſchluß nur den Nationalwillen vollziehe und leinen beunrubigenden Gedanken 
in fich fchließe. Ich habe geantwortet, der Gedanke könne vortiefflich fein, bie 
Wirkung aber fei beflagenswerth. Kuntgebungen des Nationalwillens für eine 
Combination, die den Frieden Europas gejährbe, jeien mir nicht befannt, und es 
fei zu hoffen, daß Bolt und Regierung Spaniens den Appell Frankreichs an 
ihre Weisheit und ihre Sreundidaft Gehör leihen würden. Uufere Meinung 
fei um fo unverbädtiger, als wir jeberzeit die vollfommenfte Unpmteilichleit 
und ſtrengſte Zurüdhaltung in den Angelegenheiten Spaniens beobachtet hätten.“ 


8. Zuli. Depeche des Botfchafters Fürften Metternich in Baris an Graf Beuft. 


„Ih hatte mich vorigen Dienftag, 5. Fult, bei dem Herzog von Gramont 
angemeldet. Kaum war ich eingetreten, als der Herzog mich mit den Worten 
empfing: „Ich bin ſehr glüdlich, Sie zu ſehen; ich lomme eben von St. Cloud, 
wo ber Minifterrath fjehr bewegt war. — Sie wiffen, was vorgebt?" — — 
Mit fehr feftem, beinahe bewegtem Tone fügte er hinzu: „Das foll nicht ge⸗ 
iheben; wir werben uns mit allen Mitteln entgegenjegen, jollte 
ſelbſt der Krieg gegen Preußen baraus hervorgehen.” 

Ich antwortete fogleih: „Aber wie werben Sie es verhindern? — Wenn 
ber Prinz Leopold in Spanien ankommt, wenn er bort ausgerufen wird, fo 
ift es Spanien, mit dem Sie den Krieg führen müfſen.“ 

Die Antwort des Herzogs war etwas ausweichend, aber folgendes ift ber 
Plan, welchen, wie ich glaube, bie Regierung befolgen wird. 

Spanien genenüber wird man fi nicht rühren, fo gewiß ift man, 
daß wenn man in Madrid wüßte, die Regierung in Frankreich fei gegen bie 
Kandidatur des Prinzen Leopold, dies hinreichen würde, feine Ernennung zu 
fiheın. Man wird fi allein an Preußen halten. 

Schon hat eine fehr beftimmte Erklärung flattgefunden zwilchen dem Herzog 
von Gramont und dem Baron von Werther. Der Lettere ift mit ber 
Ueberzeugung abgereift, daß man dieſe Kandidatur nicht aufftellen laſſen will, 
und er bat verſprochen, Alles, was in feineu Kräften ftebt, zu thun, um ben 
König, zu dem er fi nah Ems begeben bat, dazu zu vermögen, daß er feinen 
Berwanbten auffordeie, die Krone Spaniens zurüdzuweilen. Das ift es, was 
man von Preußen als einen Alt des Entgegentommens fordert. 

Ich habe dem Herzog gejagt, taß ich mich fehr wundern würde, wenn in 
einer Frage, bie Preußen nicht direlt intereffirt, das Yettere nicht nachgeben wollte; — 
daß dies ein biplomatiicher Erfolg jei, den Herr v. Bismarck Frankreich be- 
willigen Tönne, bejonders wenn er zum Erſatz dafür andere Zugeftänbniffe er- 
bielte in Fragen, die ihn näher angingen. 

Der Herzog erwiberte mir: der Schlag fei geführt, es werde aus 
biefer Angelegenheit ein [hlagender Beweis von Preußens Uebel- 
wollen hervorgehen, weldher niht mehr vergeflen werden könne, 
ſelbſt wenn e8 gegenüber der kategoriſchen Aufforderung, welche 
er an bafjelbe rihten werde, nachgeben jollte. 

Er fragte wich, ob ich glaube, daß es nützlich fein wilıde, weun wir in 
diefer Sache in verföhnlihem Sinne intervenirten. Ich babe ihm geantwortet, 
meiner Anficht nad könnten wir dies nur auf ſehr vorfichtige Art tbun, und in 
einer aufrichtig friedlichen Abſicht. Der Herzog fagte mir, e8 würde das Beſie 
fein, wenn Eie in Berlin vecht zu verftehen geben, daß man ber bier berrichenpen 
nationalen Erregung gegenüber, im Intereffe bes Friedens wohl thun würbe, den 
Bringen Leopold aufzufordern, dieſe Kandidatur zurückzuweiſen.“ 
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11. Zuli. Depeſche des Grafen Beuft an Fürſt Metternid. 


Ihre Mittheilung vom 8. d. M. malt uns die Lage in ziemlich beun- 
rubigenden Farben. Wir können nicht beanspruchen, uns zu Richtern aufzumerfen 
über die Iutereflen, die bei ber Frage ber Kandidatur bes Prinzen von Hohen» 
zollern für den Thron Spaniens in Betracht kommen. Das einzige Gefühl, 
das uns bei biefer Gelegenheit bejeelt, ift der Wunſch, zur Erhaltung des Friedens 
keizutragen. Kein anderes Jutereſſe kann unfere Politik leiten, aber dieſes ift 
Kart genug, um uns zu bewegen, einen tbätigen Antheil an den Bemühungen zu 
nehmen, die von verihiebenen Seiten verlucht werben jollen, um zu verhindern, 
daß bie jeige Verwidelung einen bedauernswerthen Umfang gewinne. 

Wir haben nicht gezaubert, die Sache des Friebene zu vertreten, indem wir 
verjuchten, einen Anlaß zu befeitigen, über ben bie franzöfiiche Regierung fich nicht 
ohne Grund erregt zeigt. Wir wiffen, daß bie englifche Regierung in Berlin eine 
der unfrigen faft gleihe Sprache geführt bat, und wir find überzeugt, baß bie 
anderen Kabinete nicht jäumen werben, biefem Beifpiel zu folgen, wenn fie es 
nicht ſchon nachgeahmt haben. 

Wir —8 nicht, daß die vereinten Stimmen Europas ſich zu Gunſten 
der Erhaltung des Friedens werden vernehmen laſſen, und es ſcheint uns ein⸗ 
lenchtend, die Zurückziehnng der Candidatur des Prinzen von 
Hohenzollern, welche noch nicht der Gegenſtand einer feierlichen Manifeſtation 
der ſpaniſchen Nation geworden iſt, und welche keineswegs in einer ernſten Noth⸗ 
wendigkeit der Lage begründet iſt, die einfachſte Lößung der Schwierigkeit ſein 
würde, welche heut mit vollem Rechte ganz Europa beſchäftigt. Dieſe Löſung tritt 
leinem Rechte zu nahe, und legt fein Opfer auf, ſelbſt nicht der perſönlichen Würde 
bes Brinzen, welcher, indem er auf bie kaum veröffentlichte Candidatur verzichtete, 
ein edles Beijpiel der GSelbftverleugnung gäbe, defien Werth überall gejchätst 
werben würbe. 

Anbererfeite glauben wir gern, baß Frankreich, wenn es fih auch auf bie 
Wahrung feiner Würde eiferfüchtig zeigt, filh doch davor hüten werde, burch feine 
Haltung die Gefahren der Lage zu vermehren. Wir begreifen es, wenn bie fran- 
zefifche Regierung darauf beftebt, daß den augenicheinlichen Intereffen, bie es bei 
biefer Gelegenheit vertheidigen muß, Rechnung getragen werbe, aber bie Mäßigung 
wird ber Feftigleit biefer Sprache nicht Schaden, und ihr nur neue Anrechte an 
Me Sympathien der Mächte erwerben, welche darauf halten, daß bie öffentliche 
Anbe micht durch unvorbergefehene Berwidelungen geftört werbe.” 


11. Juli. Bertraufihe Depeihe Beufts an Metternid. 


„Der täglich fidh fleigernde Eruft der Lage läßt es mir als Bilicht er- 
Iheinen, Ihnen meine Auffaſſung beftimmt auszufpreden. — In ber einzigen 
offiziellen Mittbeilung, bie mir ber franzöfiiche Geſchäftsträger gemacht hat, for- 
bert der Herzog von Gramont nur unfere bipfomatifche Unterftügung, auf 
welche er in vollftien Maße rechnen lann. Aber in Berfolg jener offiziellen Mit- 
tbeilung fügte der Marquis von Cagaur hinzu, daß er auf Grund vertrauficher 
Schreiben bes Herzogs ſich veranlaßt fehe, „in alabemifcher Weife” mit mir bie 
Kriegsfrage zu beipredhen. — Ich merkte, daß er mid ſondiren follte, ob 
unfere Mitwirkung nicht Über eine blos biplomatiiche Action hinausgehen Fönnte, 
wenn e& zum Kriege käme. Cs if wichtig, daß in diefer Beziehung fein Miß⸗ 
verflänbniß auflomme. Ich lege bejonbers Werth darauf, daß der Kaiſer Na- 
poleon und feine Minifter fich keiner Zäufchung darüber hingeben, als Fünnten 
fie uns nad ihrem Gefallen mit fich fortreißen über Die Grenze unſerer Ver⸗ 
ſprechungen hinaus und ohne Rüdfiht auf unfere Lebensinterefien. — Mit Zu⸗ 
verfiht von einem Obfervationscorps ſprechen, das wir in Böhmen auf- 
Rellen fjollen, wie es nah Ihren Berichten der Herzog von Gramont im 
Minifteratbe gethan hätte, hieße doch gar zu fühn vorgeben. Nichts beredhtigt 
den Herzog, auf eine dergleihen Maßregel unjerer Seite zu 
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rechnen. — Die einzige Berpflitung, die wir übernommen haben, gebt dahin, 
uns nit ohne Wiſſen Frankreichs mit einer anderen Madt zu 
verbinden. Dieſes Verſprechen werben wir gewiflenhaft halten. — Wir er- 
Mären uns außerdem laut als aufrihtige Freunde Braufeeine und unjere 
diplomatische Mitwirkung ift ihm geſichert. Darauf allein beſchränkt ſich unjere 
Aufage. Ich babe nicht nöthig, Sie daran zu erinnern, daß wir bei der Er⸗ 
wägung ber Kriegseventualitäten ftets erklärt haben, daß wir uns gern ver- 
pflidten würden, activ in bie Handlung einzutreten, weun Ruß- 
land fih an die Seite Preußens ftellt, baß wir aber, fo lange Preußen 
allein gegen Frankreich kämpfe, neutral bleiben wollten. — — 

Der Kaifer Napoleon bat uns zugefagt, uns zu Hülfe zu 
fommen, wenn wir von Preußen angegriffen wlrben, aber gewiß bält 
er ſich nicht für verpflichtet, einfach hinter uns herzumaſchiren, wenn und bie 
Luft anwandelt, ohne feine Zuſtimmung den Krieg an Preußen zu erklären. 

Man fagt freilich: Frankreich fei nicht der Angreifer, Preußen fei es, das 
ben Krieg provozire, wenn e8 nicht Die Hohenzollerfche Kandidatur zurüdnehme. 
Ich will mich barüber ganz offen ausſprechen. Wenn der Krieg nothwenbig 
wird, fo wird es vor Allem durch die von Frankreich feit dem erften 
Augenblide angenommene Haltung ber Fall fein. — Gleich feine erften Kund⸗ 
gebungen tragen nicht den Character einer diplomatiſchen Action, fie find vielmehr 
eine wahrhafte Kriegserflärung gegen Preußen und zwar in Ausbrüden, 
welche in ganz Europa Erregung hervorrufen und zu dem Glauben an einen 
vorbedachten Plan, den Krieg nm jeden Preis berbeignführen, berechtigen. 

Alle Anzeichen laffen nur allzuſehr erfennen, daß auf Seiten Frank⸗ 
reichs der Wunſch beftebt, Streit mit Preußen anzufangen unb in 
dieſer Abfiht einen Borwand aus der erften Angelegenheit, die ſich darbietet, zu 
entnehmen. Die näheren Angaben in ihren Berichten können mich in biefer 
Auffeffung nur beftärten, und ich ſehe darin nur einen Grund zu größerer Zu— 
rüdhaltung. Wenn man in Paris die ganze Angelegenheit mit bloßer Leiden- 
fhaft bebanbelt, fo Fünnen wir nicht den Wunſch begen, uns unter ſolchen 
Aufpizien mit einzuſchiffen. — — — 

Neben den politiihen Gründen giebt es übrigens für uns auch materielle 
Gründe, die uns nicht geftatten würben, eine kriegeriſche Haltung anzunehmen. 


Der Herzog von Sramont hat uns zu fehr aus ber Nähe kennen ge- 
fernt, um fich darüber zu täuſcheu. Selbſt wenn wir wollten, könnten wir nicht 
fo plötzlich erhebliche Streitkräfte aufftellen. — — — 

Wir können nicht von heut zu morgen zur Action übergeben. — Ich will 
nit jagen, daß nit Eventualitäten eintreten könnten, bie uns zu 
einer Theilname an dem über eine Machtfrage zwiſchen Frankreich und Preußen 
ausbrechenden Kamıpfe beftimmen, — aber ganz gewiß wird man nicht als— 
bald beim Beginn bes Krieges Oeſtreich-Ungarn zur Betheiligung 
bereit finden. Unſere Dienfte find bis zu einem gewiflen Maße geflcert, 
aber dieſes Maß wird nicht überfchritten werben, wenn uns nicht die Ereigniffe 
dazu brängen, und wir denken nicht, uns blos auf das Belieben Frankreichs in 
einen Krieg zu ftürzen. Diefe unfere Stellung dem Kaiſer Napoleon nahezu⸗ 
legen, ohne jein Miffallen beroorzurufen, das ift bie Schwierigkeit Ihrer Auf⸗ 
gabe. Es darf nicht gefchehen, daß ein Ausbruch übler Laune gegen Oeſtreich 
plöglih eine andere Wendung feiner Politik bervorrufe. — Spreden Sie 
baber fo laut wie möglih von unferen Berpflidtungen und unferer 
Treue in Erfüllung derfelben, Damit ber Kaifer fih nit plötzlich 
anf unfere Koften mit einer andern Macht vertrage. Halten Ste bie 
Augen offen, das ift meine legte und hauptſächliche Empfehlung.“ 
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Die Vorgänge in Ems bis zum Verzicht des Brinzen 
von Hohenzollern. 


9. Juli. Erſte Depefhe Benedettis aus Ems an Gramont. 


„In Gemäßheit ber telegraphiſchen Depeſche Ew. Excellenz babe ich mich 
fofort nach Ems begeben, wo ich geftern Abend angelommen bin. — — Meine 
erfie Aufgabe war bier, eine Aubienz beim König zu erlangen. Der Flügelad⸗ 
jutent fam Bormittags mir zu melden, daß der König mi Nachmittag empfangen 
würde. — — — Zur bezeichneten Stunde ließ mich der Kaifer rufen. Ich fetste 
ihm Die durch die Hohenzollernfche Kandidatur gejchaffene Lage auseinander und 
verbeblte ihm nicht die dadurch in Frankreich hervorgerufene Erregung. — — 
Der König, fagte ih, kaun die verberblichen Folgen des Schrittes belihtoören, 
ber Prinz Sobemollern fann die Krone Spaniens nicht ohne Genehmigung 
Sr. Majeftät annehmen; möge ber König ihn davon abhalten und alle Beun- 
rubigung ſchwindet. — Ich appellirte an bie Weisheit und bas Herz Sr. Majeftät 
und fügte binzu, Daß bie Regierung bes Kaiſers darin eine Bürgſchaft für bie 
Befefligung der guten Beziehungen mit der preußtichen Regierung fehen würde. 

Der König antwortete mir: man dürfe ſich Über den Character feiner Be⸗ 
tbeiligung an der Angelegenheit feine irrthümlichen Gedanken machen: die bezlig- 
then Berbandlungen find zwiſchen ber fpanifchen Regierung und bem Prinzen 
von Hohenzollern geführt worden: Die preußifche Regierung iſt denſelben 
nit blos fremd geblieben, fie bat bavon gar feine Kenntniß ges 
babt. Der König ſelbſt bat es vermieden, baran Theil zu nehmen, 
ev hat es verweigert, einen Abgejandten ber fpanifhen Regierung, 
ber ein Schreiben bes Marſchalle Prim überbringen follte, zu 
empfangen, indem er jedoh ben ®rafen Bismard von diejen 
Zwifchenfällen unterridtete. Er bat ſich erfi zu einer Aubdienz 
entſchloſſen, ale der Prinz von Hohenzollern ſich entjchloffen Hatte, 
das Anerbieten anzunehmen unb feine Einwilligung bazu erbat, 
was zur Zeit der Aukunft in Ems ftattfand. Er babe fi darauf beſchränkt, 
ihm zu erklären, daß er feinem Vorhaben fein Hinderniß entgegenjeen wolle. 
Nur ale Familienhaupt, durchaus nicht als Souverain von Preußen, ift er aljo 
von ber Sache unterrichtet worden, und hat er ſich baran betheiligt; auch bat er 
den Minifterrath nit mit der Sache befaßt, und die preußifche Regierung kann 
nit um eine Angelegenheit zur Rede geftellt werben, bie fie nicht gelannt bat 
und mit ber fie nichts mehr gemein hat, als irgend eine andere Regierung. — 

Ich erlaubte mir zu erwibern, daß ber genaue Sinn biefes Unterjchiebes 
der öffentlichen Meinung nicht zugänglich gemacht werben könne, daß fie vielmehr 
im Prinzen Hohenzollern nur ein Mitglied des preußifchen Königshauſes jehe, — 
daß das Nationalgefühl von Frankreich einmüthig davon ausgehe und die Re⸗ 
gierung des Kaiſers darauf Ruͤckſicht nehmen milfe. 

Der König ging zu einem anderen Gefichtspunkt über und bemerkte, daß 
bie jetzige Regierung von Spanien fouverain und von allen Mächten anerkannt 
ji, Se. Majeſtät vermöge nicht zu erkennen, mit welchem Recht man fich einer 
von der fpantichen Landesvertretung frei getroffenen Wahl eines Souverains 
wiberjegen Fönnte. Nach einer von dem ſpaniſchen Geſandten vorgeftern in Berlin 
gemachten Mittheilung, der erften und einzigen welde bie preußiſche Regterung 

isher empfangen habe, follten bie Cortes zum 20. zuſammen berufen werben, und 

fie fönnten ja die Hohenzollernſche Candidatur zurüdweifen, wenn fie den Wünſchen 
des Landes nicht entipräde. — — — Indem er von Neuem auf feinen ge- 
wiffermaßen negativen Antheil an ber ganzen Angelegenheit zurückkam, wieberhofte 
er, daß er den Bringen Leopold keineswegs ermuthigt, jondern ſich darauf be» 
ſchränkt babe, ihm die Annahme nicht zu unterfagen, — er Fönne jett nicht 
pſotzlich ſein Recht dahin geltend machen, ihn zur Entfagung zu nöthigen. Wir 
möchten unfere Anftrengungen nah Madrid richten, um bie dortige Regierung 
zum Verzicht auf das Project zu beflimmen.” — — — 


24 
1870. 


10. Suli. Sramont an Benebettt. 


„Sch babe erft heute Morgen Ihre Depefche von geftern Abenb erhalten. 
Eie müſſen Alles daran jeten, eine befinitive Antwort zu erhalten. Wir Können 
nicht warten, wenn uns nicht in ben Vorbereitungen Preußen zuvorkommen foll. 
Der heutige Tag barf nidht zu Ende gehen, ohne daß wir an— 
fangen.” — 


Weiter, an demſelben Tage: 


„Schreiben Sie nur eine Depeſche, bie ih in den Kammern 
fefen oder verdffentlihen fann, in welder Ste darlegen, daß der 
König die Annahme Seitens des Prinzen von Hohenzollern ge- 
fannt und gebilligt bat und fagen Sie namentlich, baß er verlangt hat, 
fih erfi mit dem Prinzen ind Bernehmen zu fegen, ebe er Ihnen feinen Ent- 
ſchluß mittbeilt.” 


10. Juli. Depeſche Gramonts an Benebetti. 


— — „MWährenb der König Sie von Stunbe zu Stunde hinhält, unter 
dem Vorwand fih mit dem Prinzen von Hohenzollern zu verfländigen, ruft 
man in Preußen bie Referven ein und gewinnt uns gegenüber einen koſtbaren 
Borjprung. Um keinen Preis bürfen wir unferen Gegnern beute biejelben 
Bortheile laffen, weldhe im Jahre 1866 jo verhängnißvoll für Deftereih wurden. 
Ueberbies entflammt bie öffentlihde Meinung immer mehr und überflutbet uns. 
Wir müffen anfangen; wir warten nur auf eine Depeihe von Ihnen um 
300,000 Mann einzuberufen. Ich bitte Sie dringend, jchreiben Sie ober 
telegraphiren Sie etwas reht Deutlidhes (de bien clair)., Wenn ber 
König dem Prinzen niht die Entjagung anratben will, — nun 
denn, fo haben wir fofort den Krieg und in wenigen Tagen find 
wir am Rhein.“ 


11. Juli. Gramont an Benebetti (Telegramm). 


„Sie können fih nicht denken, in welchen Grabe bie Bffentliche Meinung 
erregt iſt; fie überflutbet uns von allen Seiten und wir zählen die Stunden. 
Sie müflen unbedingt darauf beftehen, eine Antwort vom König zu erhalten, 
verneinend oder bejabend. Wir müffen Sie morgen haben, — übermorgen 
wäre e8 zu ſpät. Der Regent von Spanien hat nach einer Berathung beichloflen, 
an den Prinzen Jemand zu fdhiden, der auch den König und Graf VBismard 
fprechen fol, um Die Rüdnahme der Sandibatur zu verlangen. Sie können fich 
diefer Nachricht bedienen, wenn Sie glauben, daß es für ben Erfolg nüklich 
fein kann; aber es wäre für die Regierung vorzuziehen, wenn die 
Rüdnahbme der Kandidatur nur dem Einfluſſe des Königs zu 
danken wäre.” 


11. Juli. Benebetti an Gramont (Depeſche). 


— — — „Der König bat mich heute früh empfangen. Ich habe mir alle 
Mübe gegeben, ihn zu einer Entihliefung zu drängen, und bat ihn mich zu ber 
Mittbeilung zu ermäcdtigen, daß er den Prinzen Hohenzollern zum Berzicht 
auffordern würde. — — — Ge. Majeftät wiederholte feine früher ausgefprochenen 
Auffaffungen und befand darauf, daß er nur als Familienhaupt gehandelt babe. 
Ich erwiberte diesmal, daß ber Dualismus in feiner Perfon in jeder Beziehung 
unbaltbar fei, daß der König nur Samilienoberhaupt fei, weil er eben ber Sou- 
verain fei, und baß es eben deshalb leicht zu begreifen jei, wenn man in Frank⸗ 
reich die Thronbefteigung eines Prinzen von Hohenzollern wie die Wieber- 
berftellung ber Herrihaft Karls V. anſehe. Der König beftritt dieſe Auslegung 
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und verficherte, daß bie Wahl des Prinzen Leopold durchaus kein neues natio⸗ 
nale® Band zwiihen Spanien und Preußen fchaffen würbe. Ich bat den König 
um die Erlaubniß, mich ganz offen auszufprehhen und fagte ihm mit aller Be⸗ 
fimmtheit, daß Die dynaſtiſchen Beziehungen zwiſchen beiden Ländern binreichten, 
am uns bie Pflicht aufzuerlegen, eine ſolche —— zu beſchwören. — Der 
König erwiderte, daß ich die Bedeutung ber Combination übertriebe. Nach 
den Ausdrücken ſeiner Erklärungen muß ich annehmen, daß er es mit ſeiner 
Würde als Souverain unvereinbar findet, ven Prinzen Leopold jetzt zum Ver⸗ 
zicht zu veranlaſſen, und daß er bie Verantwortlichleit für ein ſolches Zugeſtändniß 
dem deutichen Nationalgefühl gegenüber nicht auf ſich nehmen will. — 

Ih wiederholte, daß die franzöſiſche Regierung ber Landesvertretung unb 
ber erregten öffentlichen Meinung gegenüber mit beftimmten Erklärungen nicht 
länger zögern könnte. Der König, fichtlic davon lebhaft berührt, erwiderte: da 
er nur einen kurzen Aufſchub verlange, um fi) der Abfichten ber beiden Prinzen 
von Hohenzollern zu verfihern, jo müſſe ihm unfer Drängen den Einbrud 
maden, als jet e8 von uns anf einen Conflilt abgeſehen. „Ich kenne, fagte ber 
König, die Vorbereitungen, welche in Paris getroffen werben und verhehle Ihnen 
nicht, Daß ich auch meinerjeits Maßregeln treffe, um nicht Überrafcht zu werben.“ 
Er fudte dann den Ernft biefer Worte zu mildern, indem er bie Zuverfiht auf 
Erhaltung des Friebens Äußerte. „Derjelbe wirb nicht geftört werben, wenn man 
in Paris abwarten will, daß ich dazu beitragen fann und mir bie dazu nöthige 
Zeit gönnt.” — — Ich machte nody einen legten Verſuch, um zum Ziel zu ge- 
langen: der König aber forberte mich nochmals und angelegentlichlt auf, in feinem 
Kamen Ihnen zu telegraphiren, daß er noch an dieſem Abenb oder morgen eine 
Mittbeilung vom Prinzen Leopold zu erbalten gebente, ber bei feinem Vater 
in Sigmaringen angelommen jein müffe, und daß er fich beeilen würde, mir 
eine beftimmte Antwort zu geben.“ 


11. Juli gegen Abend. Gramont an Benebetti. 


„In ber Lage, bei der wir angelangt find, muß ich Ihnen fagen, baß Ihre 
Eprade an Entſchiedenheit nicht mehr ber Stellung ber Regierung entipridt. 
Eie müfſen jegt den Ton fleigern. Wir verlangen, daß der König dem Prinzen 
verbiete, bei der Candidatur zu verharren und wenn wir bis morgen feine ent- 
fcheidenbe Antwort haben, fo werben wir das Schweigen ober bie zweibeutigen 
Antworten als Berweigerung unferes Verlangens anjeben.” 


11. Juli Abende. Benedetti an Gramont. 

„Sie wollen eine fofortige und beflimmte Antwort; der König verharrt 
aber, troß aller meiner Anftrengungen, bei ber Erklärung, daß er dem Prinzen 
ten Befehl zum Verzicht nicht geben Fünne und wolle. — — — Ich werde 
morgen wieber zum König geben und eine legte Schlacht liefern. Sie werben 
ans der Sprache, die ich heut früh geführt, erfehen, daß ich in meinen Bemerkungen 
nicht zurädhaltend bin, wenn ich auch in Worten und Haltung immer Maß zu 
balten fuche.“ 


12. Juli Morgens. Benedetti an Gramont. 


„Ich hatte ſelbſt fchon erkannt, daß ich bei dem gegenwärtigen Stand ber 
Dinge eine beflimmte Sprache hier führen und mic drängender zeigen müßte. 
Das habe ig gehen bereits gethan. Sie werben aus dem Berichte erjeben, daß 
ih meine Worte nicht lebbafter betonen konnte, ohne meiner Aufgabe zu 
ſchaden.“ 
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Verzicht des Prinzen zn Hohenzollern. 


12. Juli. Depeſche ded Fürften Anton zu Hohenzollern nad) Mabrib. 


„Begenüber ben Berwidelungen, welche durch die Kandidatur meines 
Sohnes Leopold entftanden, Verwidelungen, die nothmendiger Weife 
einen gewiflen Einfluß auf die Cortes ausüben müſſen, jo daß ein Botum 
derfelben nicht wohl ohne die Einwirkung von Elementen möglich wäre, 
welche der Perfon, um die es fi handelt, durchaus fremd find, trete ich 
im Namen meined Sohnes von der Kandidatur auf den fpanifchen Thron 


urüd, 
’ Schloß Sigmaringen, 12. Zuli, 11 Uhr 28 Minuten. 
Anton Hohenzollern.“ 


Depeihe des Fürften an den Marihall Prim. 

Sigmaringen, 12. Juli. 
„Angeſichts der Berwidelungen, welchen die Candidatur meines Sohnes 
Leopold zum fpanifchen Thron zu begegnen fcheint und der peinlichen 
Situation, welche die legten Ereigniffe dem ſpaniſchen Bolfe gefchaffen 
Fe indem fie e8 in eine Alternative verfegen, in der e8 nur noch 
ein Unabbängigfeitsgefühl zu Rathe ziehen Fünnte, und überzeugt, daß 
unter ſolchen Umftänden feine Abftimmung nicht die Strenge und frei» 
heit haben würde, auf welche mein Sohn rechnete, al8 er die Kandidatur 

annahm, ziehe ich diefelbe in feinem Namen zurüd. 
Fürſt zu Hohenzollern.“ 


Fernered Telegramm aud Sigmaringen. 


Sigmaringen, ben 12. Yuli. 
„Der Erbprinz von Hohenzollern, um ber fpanifchen Regierung 
die Freiheit ihrer „Initiative zurückzugeben, entfagt feiner Throncandidatur, 
feft ent[älafien, eine untergeordnete Yamilienfrage nicht zu einem Kriegs⸗ 
vorwande heranreifen zu lafien. 
Im Auftrage des Fürften: 


Hoflammerrath Taffer.“ 


12. Zufi. Telegramm von Madrid nah Paris. 


„Prinz Leopold von Hohenzollern hat der Kandidatur für den fpanifchen Thron 
entfagt, um der ſpaniſchen Regierung bie Freiheit ber Initiative zurüdzugeben. 
Er ift feſt entichloffen, eine untergeordnete Familienfrage nicht zum Borwande für 
den Krieg beranreifen zu laſſen.“ 


12. Inli. Telegramm aus Paris. 
„Der ſpaniſche Botſchafter Olozaga bat heute Mittag dem Herzog von 
Gramont amtlich mitgetheilt, daß ber Prinz von Hohenzollern auf feine Thron⸗ 
canbibatur verzichte.“ 
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14. Suli. Telegramm Prims an den Fürften von Hohenzollern. 

„Ich habe die Ehre, auf die Depeſche zu antivorten, mit welcher Ew. Hoheit 
im Ramen Ihres Sohnes, des Prinzen Leopold, befien Candidatur auf ben 
fpaniihen Thron zurüdziebt. Die Regierung ſchätzt die fchmeichelhaften Worte 
Em. Hoheit für den edlen fpanifhen Charakter, und indem fie Die erbabenen 
Gründe berüdfichtigt, welche Em. Hoheit zu einer folden Entſcheidung veranlaft 
haben, nimmt fie diefelbe als vollzogene Thatſache an.” 


Neue Forderung Fraukreichs. 


12. Juli. Bericht des Norddeutſchen Botſchafters Freiherrn 
von Werther in Paris an Se. Maj. den König. 


Allerdurchlauchtigſter zc. 

„Nachdem ich heute Vormittag um 10 Uhr eingetroffen (in Geſell⸗ 
ſchaft eines franzöſiſchen Couriers, des Grafen Benedetti, des Attach6 
Baron Bonrqueney), hat der Herzog von Gramont fehr bald feinen 
Gabinetshef Grafen Faperney zu mir geſchickt, um mich fragen zu 
laſſen, ob ih im Stande wäre, dem Minifter heute meinen —** zu 
machen. ch babe mich gleich bereit erflärt und wurde vom Herzog von 
Gramont in der gemohnten Weife, wie es zwifchen alten Bekannten üblich, 
empfangen. Ehe ıch über unfere Unterredung berichte, möchte ich bemerken, 
Daß dielelbe durch Anmeldung des fpanifchen Botſchafters, der eine offi- 
ge Mittheilung zu machen Babe, unterbrochen wurde. Dieje Mittheilung 

eftand in einem Xelegramm des Prinzen Anton von Hohenzollern 
Bater), worin derjelbe anzeigte, daß fein Sohn, der Erbprinz, bei der 

erwidelung, die jeine Throncandidatur herporrufe, dem fpanifchen Thron 
anlade und an den Marſchall Prim diefe Nachricht direft habe gelangen 
affen. 

Unfere vom Herzog von Gramont eingeleitete linterredung bezog 
fih Hauptfächlic auf den vom Grafen Benedetti angeregten Begenftand, 
daß Em. königlihe Majeſtät durch die für die Hohenzollernfche Thron» 
Candidatur gegebene Autorifation, ohne ſich vorher darüber in irgend 
einer Weife mit der kaiſerlich franzöfifhen Regierung ins Benehmen zu 
fegen, Sich nicht bewußt wären, dadurch Frankreich verlegt zu haben. 

Er fragte mich, ob fich dieſes wirklich fo verhalte. — Ich entwidelte 
ibm darauf, daß Eure königliche Majeftät diefe Autorifation formell 
nicht hätten verfagen fünnen, nachdem der Prinz von Hohenzollern 
ar Annahme der ıhm angebotenen Krone einen Beruf gefüpit babe, und 

ben Allerhöchſtdieſelben, bei den verwandichaftlihen Verhältnifien des 
rinzen zum Kaiſer gar nicht glauben können, daß diefe Thron -Candis 
datur in Frankreich Übel aufgenommen werden würde. 

Der Herzog von Gramont citirte darauf die Beifpiele des Herzogs 
von Nemours für den belgiſchen Thron und des Prinzen Alfred für 
den griehifhen Thron als Fälle, mo eine foldhe Autorijation verjagt 
worden wäre. ‘ch beftritt die Analogie mit dem gegenwärtigen Fall. — 

Der Herzog von Gramont führte alsdann an, es liege doch 
nahe, daß Franlreih als der nächte Nachbar Spaniens in Bezug auf 
die Thronbefegung legeren Landes ein reges Intereſſe haben müſſe. Das 
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Geheimniß, welches über die Hobenzollernfchen Verhandlungen a 
hätte bier nur fehr verlegen können, und dies um fo mehr, als der kaiſer⸗ 
liche El in allen politifchen ragen ftet3 die größten Rüdfichten für uns 
fere Regierung bewieſen habe. Dies Verfahren habe in ganz Frankreich 
tief verlegt und finde den Ausdrud in der Stimmung der Kammer, 
die zur Erſchwerung der Frage leider gegenwärtig vereinigt wäre. 

Der Herzog von Gramont fügte hinzu, er fehe die Entfagung 
des Prinzeu von Hohenzollern auf den fpanifchen Thron als 
Nebenſache an, denn die franzöfiiche Regierung hätte doch niemals 
feine Thronbefteigung zugelaflen, aber er fürchte, daß aus unferem Ver⸗ 
fahren eine bleibende Berftimmung zwiſchen unferen beiden ändern fort» 
dauern würde. Der Keim dazu mühe vertilgt werden, und er ginge dabei 
von dem Gefichtöpunkte aus, daß wir in unjerem Verfahren gegen Frank⸗ 
reich kein freundliches Procsde beobachtet, wie dies auch feines Wiffens von 
allen Großmächten anerfannt würde. Er möchte, aufrichtig gejagt, feinen 
Krieg, fondern freundliche und gute Beziehungen mit Preußen, und von 
mir wiffe er, daß ich nach demjelben Diele trachte; wir müßten daher 
zufammen überlegen, ob e8 ein Mittel gebe, hierin eine befriedigende 
Einwirkung außzuüben, und ftele meiner Erwägung anheim, ob dazu 
niht ein Brief des Königs an den Kaifer der richtige Ausweg 
wäre. Er appellire dabei an das ritterlihe Herz Em. königlichen Majeftät, 
welches dabei gewiß die richtige Eingebung verleihen würde. 

Es könne darin nur gejagt werden, daß Em. königliche Majeftät, 
indem Allerhöchſt Sie den Prinzen Leopold von Hohenzollern zur 
Annahme der Krone Epaniend ermächtigt hätten, nicht hätten glauben 
fünnen, weder den Intereſſen noch der Würde der franzöfifchen Nation 
zu nabe zu treten; der König ſchlöſſe fi) der Entfagung des Prinzen 
von Dohengollern an, und zwar mit dem Wunſche und der Hoffnung, 
daß jeder Grund des Zwieſpaltes zwiſchen unferen beiden Negierungen 
nunmehr verfchwunden fein würde. Solche und ähnliche Worte, die im 
Allgemeinen durch Publizität zur Beichwidhtigung der allgemeinen 
Bolföftimmung beitragen könnten, dürfte dieſer —* enthalten; doch 
möchte er bevorworten, daß von den verwandſchaftlichen Beziehungen zum 
er nicht die Rede fei. Diefes Argument verlege hier eigenthlimlicher 

eile. 

Ich habe dem Herzog von Gramont bemerkt, daß ein folder 
Schritt ungemein durch feine am 6. d. M. in der Deputirtenfammer geges 
bene Erklärung erjchwert würde; es kämen da Andeutungen vor, die Em. 
königliche Majeſtät hätten tief beleidigen müfjen. Er wollte daß beftreiten, 
bob hervor, daß Preußen gar nicht darin genannt, und feine Rede zur 
Beruhigung der aufgeregten Kammer damals dringend nothiwendig geweſen 
wäre. Unterdeilen kam der Juftize Dlinifter Herr Ollivier zu unferer 
Unterredung, über die ihn der Herzog von Gramont in Kenntniß ſetzte. 
Herr Ollivier hob dringend die heilfame und im Intereſſe des Friedens 
nothwendige Wirkung hervor, und bat mid) inftändigft, den Gedanken eines 
folhen Briefe Em. königlichen Majeftät gegenüber auszufprechen. Beide 
fagten, daß Falls ich es nicht glaubte übernehmen zu können, fo würden 
fie fih genöthigt fehen, mit der Anregung diefer Frage den Grafen Ber 
nedetti zu beauftragen. Indem die beiden Miniſter hervorhoben, daß 
fie einen ſolchen Ausgleih zur Beruhigung der aufgeregten Gemlither für 
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ihre minifterielle Stellung bedurften, fügten fie hinzu, daß ein folcher 
Brief fie berechtigen würde, bei nicht ausbleibenden Angriffen gegen Em. 
töniglihe Majeftät als Vertheidiger aufzutreten. Beide bemerkten mir 
Ihließlih, fie könnten mie nicht verheblen, daß unfer Verfahren in der 
bobenzollern= jpanifchen Angelegenheit viel mehr die franzöfifche Nation 
aufgeregt als den Kaijer beichäftigt habe. 

In unferem Geſpräch ließ der Herzog von Gramont die Bemer⸗ 
tung fallen, wie er glaube, daß der Prinz von Hohenzollern auf Em. 
königlichen Majeſtät Veranlafjung entfagt babe; doch beitritt ich das und 
bezeichnete die Renunciation als nur gewiß auf eigener Initiative des 
Gobenzollernicen Prinzen berubend. 

ei dem eiligen Drängen der beiden Minifter wünfchten fie, daß 
uh die Sache telegraphifch anregen follte; doc dazu fand ich feine Ver⸗ 
anlaffung.“ 


Weiteres ans dem Englifchen Blanbuche. 


Am 12. meldet Lord Lyons dem Earl Granville, daß laut einer Mit⸗ 
theilung des Herzogs von Gramont ber Fürſt von Hohenzollern bie Can⸗ 
didatur feines Sohnes in aller Form zurüdgezogen babe. — Herr von Öra- 
mont fagte, daß dieſer Stand der Dinge bie franzöfifche Regierung fehr in Ver⸗ 
legenbeit jege. Auf ber einen Seite jei die öffentliche Meinung in Frankreich 
jo aufgeregt, daß es zweifelhaft jei, ob das Minifterium nicht morgen geftürzt 
werbe, wenn e8 nad ber Kammer ginge unb bie Angelegenheit als erledigt au⸗ 
tündigte, ohne eine vollftändige Genugtbuung von Preußen erlangt zu babeı. 
Anderjeits made ber Rüdtrittdpes Prinzen Teopold ber urſprünglichen 
Urfade des Streits ein Ende .... Spanien fei jett jedenfalls aus ber 
Streitfrage heraus, und der Streit — wenn e3 Streit gebe — beſchränke 
fjih anf Frankreich und Preußen. Ich verbehlte dem Herru von Gra- 
mont mein Erftaunen und Bebauern nicht, daß die franzöſiſche Regierung einen 
Angenblid zögern könne, den Rüdtritt des Prinzen als Beilegung ber Angelegen- 
beit anzunehmen. So dringend, wie ich konnte, bob ich alle die Grüude hervor, 
welche ein Zurückgehen feinerjeitd von ber früher gemachten Berfiherung für bie 
engliihe Regierung peinlih und beunrubigend machen würden. Ueberdies wies 
ich darauf bin, wie der Rüdtritt des Prinzen die Situation Frankreichs gänzlich 
änderte. Wenn jegt ein Krieg ausbredhe, fo würde ganz Europa 
fagen, Frankreich trage die Schuld, Frankreich habe ſich ohne fubftantielle 
Urſache bineingeftärzt, blos aus Stolz und Empfindlichkeit ... Preußen bürfe 
dann wohl den Beiftand von ganz Deutichland erwarten, um einem Angriffe 
Widerſtand zu leiften, dem man leinen anderen Beweggrund unterjchieben könne, 
als die Eiſerſucht Frankreichs und eine leidenfchaftliche Begierde, jeinen 
Rahbar zu demüthigen. Ich fagte geradezu, Frankreich wärpe die 
öffentlihe Meinung in ber ganzen Welt gegen fi haben, und fein 
Gegner all deu Bortheil Iemandes, der augenſcheinlich zur Selbtvertheibigung, 
um einen Angriff abzumehren, zum Kriege gezwungen wird. Nach einiger Er- 
Örterung jagte Gramont: ein Enbentihluß bänge von einem Minifterratbe 
ab, weiber morgen in Gegenwart des Kaifers abgehalten werden follte, und 
deſſen Rejultat der Kammer unmittelbar barauf mitgetheilt werben müſſe. Gegen 
3 Uhr morgen werde die Welt wiffen, welchen Weg frankreich einzuichlagen ge- 
benfe. Er ‚werde nidt im Stanbe fein, mich zwiichen dem Minifterrathe und 
feinem Erſcheinen in der Kammer jeben, aber er verfihere mid, daß auf bie 
UAnficht, weiche ich im Namen der engliichen Regierung abgegeben babe, das nöthige 
Gewicht gelegt werben Jolle. 
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In Erwiderung auf biefe Depeie brädt aud Lord Granville fein 
Bedauern aus, daß der Rüdtritt des Prinzen nicht als Erledigung der Angelegen- 
beit angenommen worben jet, und fiellt in Abrebe, daß bie engliſche Regierung 
— wie Gramont dies im gefeßgebeuden Körper angedeutet hatte — bie Forde⸗ 
rungen Frankreichs für berechtigt (legitimate) anerfannt habe. 


Die weiteren Borgänge in Ems. 


12. Zuli. Telegramm aus Ems. 


Nachdem die Nachrichten von ber Entfagung des Erbprinzen von Hohen⸗ 
zollern der kaiſerlich franzöfiſchen Regierung von der Königlich ſpaniſchen amtlich 
mitgetbeilt worden find , bat der franzöftihe Botfchafter in Ems an Seine Ma- 
jeftät den König noch die Forderung geftellt, ihn zu autorifiren, daß er nad 
Paris telegraphire, baß Seine Majeſtät ber König ſich für alle Zu⸗ 
kunft verpflichte, niemals wieder ſeine Zuſtimmung zu geben, 
wenn die Hohenzollern auf ihre Candidatur wieder zurückkommen 
ſollten. Seine Majeſtät der König bat es darauf abgelehnt, den franzöſichen 
Botichafter nochmals zu empfangen, und bemfelben dur den Adjutanten vom 
he — laſſen, daß Seine Majeſtät dem Botſchafter nichts weiter mitzu⸗ 
theilen habe. — 


12. Juli Nachmittags. Gramont an Benedetti. 


„Wenden Sie Ihre ganze Kunſt an, um feſtzuſtellen, daß der Verzicht bes 
Brinzen Ihnen durch den König von Preußen ober feine Regierung angelünbigt, 
mitgetheilt oder übermittelt worden ifl. Das ift von ber größten Wichtiglett —* 
uns. Die Betheiligung des Könige muß nm jeben Pireis von ihm eingeſtanden 
werben ober aus ben Thatfachen genligenb hervorleuchten.” 


12. Juli Abends. Gramont an Benebetti. 


„Wir baben durch den ſpaniſchen Geſandten den Verzicht bes Fürften Anton 
Namens feines Sohnes erhalten. Damit dieſe Berzidhtleiftung ihre volle 
Wirkung Übe, ift nothwendig, daß der König fih derjelben an« 
fhließe und uns bie Berfiderung gebe, daß er bie Candidatur 
nit von Neuem genehmigen werde. Gehen Sie fofort zum König, um 
von ihm die Erklärung zu verlangen, welche er nicht verweigern kaun, wenn er 
wirflich feine Hintergedanten hat.” 


13. Juli Morgens. Benedetti an Öramont. 


„Ich babe fo eben den König geiprodhen. Er hatte noch nicht bie erwar- 
tete Nachricht von Sigmaringen. & gab ihm Kenntniß von ber Mittbeilung 
des fpanifhen Gejandten. Ich bemerkte, daß ber vom König gebilligte Verzicht 
bes Prinzen uns eine Bürgichaft für die Gegenwart fei, aber daß wir aud für 
die Zukunft forgen müßten. Der König möge mir zu ſolchem Zwed erlauben, 
Ihnen in feinem Namen mitzutbeilen, baß, wenn der Prinz von Hohenzollern 
auf fein Vorhaben zurüdkäme, Se. Majeftät feine Autorität gebrauchen würde, 
um es zu hindern. Der König hat unbedingt verweigert, mid) zu einer folchen 
Erklärung zu ermädtigen. Ich habe lebhaft darauf beftanden, aber ohne feine 
Entſchließung ändern zu können. Der König ſchloß die Unterrebung mit ber Er- 
färung, daß er eine folche Verbinblichleit nicht Übernehmen könne noch wolle, 
und daß er für einen ſolchen Fall, wie für jeden andern, fih bie Erwägung ber 
Umftände vorbehalten müſſe.“ 
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13. Inli Nachmittags. Benebetti an Öramont. 


„Der König hat die Antwort bes Prinzen von Hohenzollern erhalten: 
fie iR vom Fürften Anton und meldet Sr. Majeftät, daß ber Prinz Leopolb 
von der Kandidatur auf bie fpantihe Krone Abftand genommen hat. Der Köni 
ermächtigt mich, ber Regierung bes Kaiſers mitzutheilen, baß er dieſen Entſchlu 
billigt. Der König hat einen feiner Adjutanten beauftragt, mir dieſe Mittbeilung zu 
machen unb ich wieberhole genau bie Worte berjelben. Da Sr. Majeftät mir 
Nichts in Betreff der von uns gewünſchten Bürgfchaften für die Zukunft jagen 
ließ, fo erbat ich eine nochmalige Aubienz, um die ihm heute früh vorgetragenen 
Bemerkungen weiter begründen zu können. Ich habe gute Gründe zu der An⸗ 
nahme, daß ich Fein Zugeſtändniß in biefer Beziehung erreichen werbe.“ 


13. Juli (410 Uhr Abends), Gramont an Benedetti. 

— — ‚Das nationale Gefühl in Frankreich ift fo Überreizt, daß wir für 
unjere Erffärungen mit großer Mühe Aufihub bis zum Freitag erlangt haben. 
Machen Eie eine legte Anftrengung beim König. Sagen Sie ihm, daß wir uns 
barauf befchränfen, zu verlangen, baß er dem Prinzen von Hohenzollern ver- 
biete, auf feinen Berzicht zurüdzulommen. Er brauchte Ihnen nur zu ſagen: 
„ih werbe es ihm verbieten,” — das genügte und. Wenn ber König in 
der That Feine Hintergebanten hat, fo if es für ihn eine untergeorbnete Frage, 
für uns aber ift fie jehr wichtig. Das Wort bes Königs allein kann uns eine 
Bürgihaft für die Zukunft geben. 

Ich babe Grund zu der Annahme, daß bie Übrigen Kabinette 
uns gereht und gemäßigt finden. Der Kaiſer Alerander unter- 
ſtützt uns mitgroßer Wärme. — Jedenfalls verlaffen Sie Ems und bringen 
Sie uns eine pofitive ober negative Antwort.” 


13. Juli Abends. Benebetti an Gramont. 


„Auf meine Bitte um eine nocdhmalige Aubienz hat der König mir ant- 
worten lafien, daß er fich nicht dazu verftehen Fünne, die Erörterung über Bürg- 
fhaften für die Zukunft mit mir nochmals aufzunehmen. Der König bezieht ſich 
auf bie Erwägungen, die er mir diefen Morgen mitgetheilt. 

Der König bat, wie mir fein agelanbier in jeinem Namen erffärte, ein- 
gewilligt, feine vollftändige und rüdhaltlofe Billigung bes Verzichtes des Prinzen 
von Hohenzollern auszufprehen; mehr könne er nicht thun.“ 


14. Zufi. Benebetti an Öramont. 


— — „Rad der Erflärung, die mir der König geftern durch einen feiner 
Adintanten machen ließ, konnte ich mid nicht nochmals an Se. Majeſtät wenben. 
Ich babe Heute früh eine Unterhaltung mit dem Miniſter des Inneren benutzt, 
um ibm anf Grund Ihrer lebten Er irungen genau zu jagen, wie wir uns bie 
Vürgſchaft für Die Zukunft denken. Der Minifter hat mir zugefagt, meine Be- 
mertungen dem König mitteilen zu wollen, und bat mir verſprochen, mid) noch⸗ 
—* u geben. So eben hat er mich jedoch wifjen laffen, daß er mir Nichts zu 
agen habe. 

Um nicht gegen die Rüdfichten der Schicklichkeit zu verftoßen, habe ich ben 
Mjntanten vom Dienft gebeten, dem König zu fagen, baß ich heute Abend ab⸗ 
teile, und babe den Wunſch ausgefprocden, mich an Se. Majeftät zu empfehlen. 
Der König hat mir antworten lafien, baf er mich in feinem Salon auf dem 
Bahnhofe einige Augenblide vor feiner Abreiſe nach Koblenz fehen wolle.“ 


14. Juli Nachmittags. Benebetti an Gramont. 

„Ich babe ben König foeben auf dem Bahnhofe gejehen. Er hat fich darauf 
beſchränkt, mir zu Jagen, daß er mir Nichts mehr mitzutheilen babe, und daß 
die etwa meiter erforberlihen Verhandlungen durch feine Regierung geführt 
werben würden.“ 
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Amtliche preußiihe Notiz über die Vorgänge 
in Ems. 


„Der Graf Benedetti beantragte am 9, d. M. in Ems eine Audienz 
beim Könige, die ihm fofort bewilligt ward. In derfelben verlangte er, 
der König folle dem Erbprinzen von Hohen 130 LLern den Befehl erteilen, 
feine Annahme der ſpaniſchen Krone zurüdzunehmen. Der König ent- 
gegnete, daß, da er in der ganzen Angelegenheit nur als Zamilienhaupt 
und niemals ald König von Preußen begrüßt worden fei, und da er feinen 
Befehl zur Annahme der Thron» Candidatur ertheilt habe, er ebenjo wenig 
einen Befehl zur Zurüdnahme ertheilen könne. Am 11. erbat und erhielt 
der franzöfifche Botſchafter eine zweite Audienz, in welcher er eine Preſſion 
auf den König auszuüben fuchte, damit derjelbe in den Prinzen dringe, 
der Krone zu entjagen. Der König erwiderte, der Prinz jei volllommen 
frei in feinen Entichläffen; übrigens wife er felbft nicht einmal, wo ber 
Prinz, der eine Alpenreife machen wolle, fidy in diejem Augenblid befände. 
Auf der Brunnen= Promenade am 13. Morgend gab der König dem 
Botfchafter ein ihm felbft fo eben zugeftelltes Ertrablatt der Kölner Zeis 
tung mit einem Privat⸗Telegramm aus Sigmaringen über den Verzicht 
des Prinzen mit der Bemerkung, daß er jelbft, der König, noch fein 
Schreiben aus Sigmaringen erhalten habe, ein ſolches aber wohl heute 
erwarten könne. Graf Benedetti erwähnte, daß er ſchon geftern Abend 
die Nachricht vom Verzicht aus Paris erhalten habe, und als der König 
biermit die Sache als erledigt anjah, verlangte der Borjchafter nunmehr 
ganz unerwartet vom Könige, er jolle die beftimmte Verſicherung aus⸗ 
iprecden, daß er niemals wieder feine Einwilligung geben werde, wenn 
die qu. Kron⸗Candidatur etwa wieder aufleben Sole. Der König lehnte 
eine ſolche Zujtimmung beſtimmt ab und blieb bei diefem Ausſpruch, als 
Graf Benedetti wiederholt und immer dringender auf jeinen Antrag 
zurüdfam. Demungeachtet verlangte Graf Benedetti nad) einigen Stunden 
eine dritte Audienz. Auf Beiragen, welcher Gegenftand zu befprechen fei, 
ließ er erwiedern, daß er den am Morgen beiprodpenen zu wiederholen 
verlange. Der König wies aus diefent Grunde eine neue Audienz zurüd, 
da er feine Antwort als die gegebene habe; übrigens auch von nun an 
alle Verhandlungen durch die Minifterien zu gehen hätten. Den Wunſch 
des Grafen Benedetti, ſich beim König bei feiner Abreife zu verab- 
ſchieden, gewährte derjelbe, indem er ihn bei einer Fahrt nad Koblenz 
auf dem Bahnhofe am 14. im Borübergehen begrüßte. Hiernach hat alſo 
der Botichafter drei Audienzen beim Könige gehabt, die ftet3 den Chas 
tacter von Privatgejprächen trugen, da car Benedetti niemals als 
Beauftrager oder Unterhändler ſich gerirte.“ 


Bericht des Flügel-Adjutanten Fürſten Radziwill. 


„Seine Majeſtät der König, in Folge einer Unterredung mit dem 
Grafen Benedetti am 13. Juli früh auf der Brunnen= Promenade, hatte 
die Gnade, mich gegen 2 Uhr Nachmittag mit folgendem Auftrag zu dem 
Grafen zu fchiden: 

Se. Majeftät hätte vor einer Stunde, durch ſchriftliche Mittheilung 
des Zürften zu Hohenzollern aus Sigmaringen, die volllommene Bes 
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tigung beffen erhalten, wa8 ihm ber Graf des Morgens in Betreff der 
Berzihtleiftung bes Prinzen Leopold anf die ſpaniſche. Throms Candidatım, 
als dirett aus Paris erfahren, mitgetheilt hätte. Se. Majeſtät fähe hiermit 
dieje Angelegenheit als abgemacht an. 

Graf Benedetti, nachdem ih ihm diefen Auftrag ausgerichtet, 
äußerte, ex hätte feit feiner Unterredung mit dem Könige eine neue Des 

bes Herrn von Gramont erhalten, in der er beauftragt würde, 
eine Audienz von Sr. Majeftät zu erbitten, und nochmals Sr. Ma- 
jelät den Wunſch des franzöfiichen Gouvernements nahe zu legen: 

1) vie erziätleiftung des Prinzen zu Hohenzollern zu appros 

iren un 

2) die Berfiherung zu ertbeilen, daß auch in Zukunft diefe Candi⸗ 

datur nicht wieder aufgenommen werden würde. 

ierauf ließ Se. Majeſtät dem Grafen durch mich erwidern, daß 
Se. Majeftät die Berzichtleiftung des Prinzen Leopold in demijelben 
Sinne und in demjelben Umfange approbirten, in dem Se. Majeftät dies 
vorher mit der Annahme dieſer Kandidatur gethan hätten. Die fchriftliche 
Mütheilung der Berzichtleiftung hätte Se. Majeftät von dem Fürſten 
Anton zu Hohenzollern erhalten, Höchftweldyer hierzu vom Prinzen 
Leopold antorifirt worden fei. In Betreff des zweiten Punktes, der Ver⸗ 
Kherung für die Zukunft, könne fi Se. Mojehät nur auf daß berufen, 
mas Allerhöchftberjelbe dem Grafen des Morgens felbft erwidert hätten. 

Graf Benedetti nahm diefe Rüdäußerung Sr. Majeftät dankbar 
entgegen umd äußerte, er werde diejelbe, wie er hierzu autorijirt jet, feinem 
Soupernement zurüdmelden. 

Ju —— des zweiten Punktes müſſe er aber, weil er durch die 
legte Depefche des Herrn von Gramont die außdrüdliche Anweiſung 
Dierzu hätte, feine Bitte um eine nochmalige Unterrebung mit Sr. Mas 
jetät aufrecht erhalten, und wäre es auch nur, um Ddiefelben Worte 
Sr. Majeftät wieder zu vernehmen, um fo mehr, als ſich in diefer legten 
Depeiche neue Argumente vorfänden, die er Sr. Majeftät unterbreiten möchte. 

Hieranf ließ Se. Majeftät dem Grafen Benedetti durch mich zum 
dritten Dale, nah Tiſch, etwa um 6 Uhr, erwidern, Se. Majeftät müfle 
es entihieden ablehnen, in Betreff diejes letzten Punktes (bindende Ver⸗ 
füherungen für die Zukunft) fi in weitere Diskuffionen eingulaffen. Was 
er beute Morgen gefagt, wäre Allerhöchſt fein legte® Wort in diejer 
Sache und er könne fich Lediglich darauf berufen. 

Auf die Verficherung, daß auf die Ankunft des Grafen Bismard in 
Ems auch für den nächſten Tag beftimmt nicht zu rechnen fei, erflärte 
Graf Benedetti, fich feinerfeitö bei diefer Erklärung Sr. Majeftät des 
Rönigs beruhigen zu wollen.“ 

m8, den 13, Juli 1870. 


Aus Berlin. 


12. Zuli. Rückkehr ded Grafen v. Bis marck von Varzin nad) Berlin. 
Provinzial» Correspondenz vom 13. Juli 1870. 


Graf Bismard war Angefihts der Dringlichkeit der politifchen Ver⸗ 
Bältuiffe von Sr. Majeftät dem Könige nad) Ems befchieden worden, um 


Für Bismard. 3 
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über die wünſchenswerthe Einberufung des Reichsſstages Bortrag zu halten, 
Graf Bismard folgte, indem er die begonnene Karlsbader Kur unter- 
brach, unvermweilt dem Rufe des Königs und traf am Dienstag (12.) 
Abend von Barzin in Berlin ein, wo er fofort eine Beſprechung mit dem 
Kriegsminifter und dem Minifter des Innern hatte und am Mittwoch 
früh die Reife nah Ems fortzufegen beabfichtigte. 
Nachdem jedoh am Abend ein Telegramm der Botichaft in Paris 
bier eingegangen war, nad) welchem der dortige ſpaniſche Geſandte dem 
yerang von Gramont amtlich den DVerzicht auf die Hohenzollernjche 
andidatur angezeigt hat, gab Graf Bismard unter den veränderten 
Umftänden eine weitere Reife nah Ems auf. 


Die Lage der Dinge. 
Erklärung der Provinzial» Eorrespondenz vom 13. Juli 1870. 


„Die Geduld des deutichen Volkes ift durch die Behandlung, melde 
die Candidatur des Prinzen von Pe ollern für den fpanifchen 
Thron in Frankreich erfahren bat, auf eine —*8* Probe geſtellt worden; 
aber ſo groß die Geduld war, tief iſt auch die gerechte Entruſtung 
über den beleidigenden, ſelbſt drohenden Ton, der jenſeits des Rheins bei 
dieſer Gelegenheit angeſchlagen worden iſt. Wenn man der Tagespreſſe 
in Zeiten der Erregung eine ſchroffe und verletzende Sprache allenfalls zu 
Gute hält, fo dürfte man doch von einem Daun, wie dem Herzog 
von Gramont, melder als der auswärtige Minifter eines ** 
Landes die Gewohnheit oder die Fähigkeit haben ſollte, ſchwierige politiſche 
Fragen mit Schonung zu behandeln, erwarten, daß er auch im gegen⸗ 
wärtigen Yalle die Sache mit größerer internationaler Borfiht und Rück⸗ 
ſichtnahme angefaßt hätte, 

Wäre wirklid ein überwiegendes franzöfifches Intereſſe durch die 
Candidatur des hohenzollernſchen Bringen verlegt worden, jo wäre bis zum 
6. Juli für Frankreich Nichts leichter geweſen, als die guten Dienfte 
irgend einer befreundeten Macht, vielleicht grade Preußens in vertraulicher 

eiſe in —— zu nehmen, um den Verſuch zu machen, die thatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe mit den Intereſſen Frankreichs womöglich in Einklang 
zu bringen. Der Weg dagegen, welchen der Herzog von Gramont ein- 
gejchlagen hat, die im diplomatiichen Verkehr und im Munde eines aus⸗ 
wärtigen Minifter8 unerhörte Färbung der von ihm beliebten Sprache müflen 
in den Gefühlen des deutjchen Volkes eine tiefe und ernfte Berftimmung 
egründen. 

Dean bat in Deutichland bis zum legten Augenblide an eine ernfte 
Kriegsgefahr nicht glauben mögen, weil in der That die Frage dazu 
nicht angetban ſchien. Dan durfte bei uns zunächft der Meinung fein, 
daß der Prinz von Hohenzollern, der ein naher Verwandter des 
franzöfiihen Kaiferhaufes ift, während er mit dem preußiichen Königs⸗ 
hauſe nur eine Namenverwandtichaft Hat, daß namentlich fein Bater, 
welcher mit dem Kaifer der Franzofen von alter Zeit ber in engen per- 
fünlihen Beziehungen fand, wohl wiſſen mußte, wie Frankreich fi) zu der 
Sandidatur ftellen würde, — daß ferner die fpanifche Regierung, welche 
die Sade vor Allem anging, fi der Auffafiung Frankreichs verfichert 
baben würde. 
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Die preußifche Regierung als ſolche ift, wie auch den Bertretern in 
Deutfchland mitgetheilt worden, der ganzen Angelegenheit vollſtändig fremd 
geblieben; felbit Se. Majeftät der König ift nach den Hausgefegen nicht 
m der Lage, den Mitgliedern des fürftlich hohenzollernſchen Haufes zur 
Ammahme einer fremden Krone die Erlaubniß zu ertbeilen oder zu vers 
jogen. Der preußifche Staat und der König haben daher mit der Sache 
jelbft Nichts zu fchaffen gehabt: alle Enticheidung und Verantwortung ruhte 
von vornherein ausſchließlich bei der ſpaniſchen Wegierung und bei dem 
Prinzen von Hohenzollern felbfl. 

Es war daher ewme völlig ungereimte Zumuthung von franzöfifcher 
Seite, daß Se. Majeftät der König oder vollends die preußifche Regierung 
dem Prinzen von Hohenzollern die Annahme der fpanifchen Krone 
unterſagen follte. Beide hatten dazı fein Recht, da Prinz Leopold, 
welcher 35 Jahre zählt, groBlährig iſt und ſich aller der Rechte perfönlicher 
GSelbftftändigkeit erfreut, welche die Berfaffung ibm fo gut, wie jedem 
anderen Staatsangehörigen gemährleiftet. ‘Der König konnte mithin gar 
nicht in die Berjuhung kommen, dem von franzöfiicher Seite an ihn erho⸗ 
benen Anſpruch zu genügen. 

Wenn inzwilhen von Madrid über Paris die Nachricht eingetroffen 
it, daß der Fürſt von Hohenzollern, ber Bater des Erbprinzen Leo⸗ 
pold, der fpaniihen Regierung die Mittheilung von der Berzichtleiftung 
befielben auf die Thronbemwerbung gemacht babe, fo hat der Prinz bet 
diejer Ablehnung ebenjo innerhalb ferner jelbftftändigen perſönlichen 
Beredtigung gehandelt, wie bei der vorherigen Annahme. Welche 
Erwägungen ihn dabei geleitet haben, das entzieht ſich für jegt der nä⸗ 
beren Kenntniß und Betrachtung. 

Db die franzöfiiche Erregung gegen Preußen durch diefe Entſchließung 
des Prinzen, weldyer, jo bochgeftellt er ift, doch eben nur ein Privatmann 
ift, bejchwichtigt jein wird, dad muß der weitere Erfolg lehren. Deut ſch⸗ 
land ift glüdliher Weife in der Lage, diejen Erfolg ruhig 
abwarten und den Entſchließungen jedes jeiner Nahbarn, 
wer es auch fei, ohne ſonderliche Beforgniß entgegenjeben zu 
fönnen. 

Sollte aber aud in Paris die bisherige Aufwallung einer ruhigen 
Auffaſſung Play machen, jo wird doch in Deutjchland auf lange Zeit der 
Eindrud nicht zu verwilchen fein, den diefe plögliche drohende und belei- 
digende Haltung unferer Nachbarn hinterlafien hat. Es wird fchwer fein, 
das Bertrauen auf gute nachbarlihe Verhältniffe und den Glauben an 
den guten Willen der jegigen franzöfiichen Regierung auf Erhaltung des 
Friedens wiederherzuftellen, nachdem die Berfiherungen, welche diejelbe 
Regierung am 30. Juni d. J. gegeben, daß der Friede niemals geficherter 
gewefen, al3 gerade jest, nad) faum acht Tagen in fo re und befremd⸗ 
licher Weife verleugnet worden find. E8 kann nicht fehlen, daß alle die 
beumrubigenden Gerüchte, welche den Eintritt des Herzog8 von Gramont 
ind Miniſterium begleiteten, mit einem ftarfen Anſpruch auf Glaubwür⸗ 
digfeit wieder aufleben; der Schaden aber, welchen die Wohlfahrt fried⸗ 
fiher Bevölkerungen dur folhe Anwandlungen, wie die der letzten Woche 
erleidet, Tann leider fo fchnell nicht verwachſen, wie er bereitet wird.“ 


3% 








3. Vermittelungsnerſuche und Enticheibung 
zum Kriege, 


Bermittelungsverinde. 
Aus dem Englifhen Blaubuche. 


Am 13. Inli erfuht Sranville den Lorb Lyons auf eine beflimmte 
Erklärung ber franzöfiihen Regierung zu dringen, was biefe denn eigentlich als 
eine enbgiltige Beilegung ber Angelegenheit zu acceptiven geſonnen ſei. 


Unterrebung von Lord Lyons mit bem Herzog von Gramont, 
Depeche von Lorb Lyons: 


„... Der König von Preußen babe — fo wieberbolte Gramont — 
nichts, abfolut nichts gethan. . . . Alles, was Frankreich jetzt verlange, fei, daß 
ber König von Breußen dem Prinzen verbiete, feinen Entſchluß bezüglich bes 
Rücktritt von ber Thron- Eanbibatur in Zukunft zu ändern. Es fei natikrlich 
nur vernünftig, daß Frankreich einige Vorſichtsmaßregeln gegen eine Wieberholun 
beffen ergreife, was fich ereignete, als ber Bruder des Prinzen Leopold nad 
Bulareft ging. . . . Wenn der König von Preußen bies thun wollte, jo würbe 
die ganze Angelegenheit abfolut erledigt fein... . Er nahm dann ein Städ 
Papier und fchrieb das folgende Memorandum nieder, welches er mir übergab: 
„Nous demandons du Roi de Prusse de döfendre au Prince de Hohen- 
zollern de revenir sur sa r6&solution. S’il le fait, tout l’incident est ter- 
mine“... . Schließlich fragte Gramont, ob Frankreich auf bie Unterſtützung 
Englands zur Erlangung biejes VBerbotes vom König von Preußen zählen könne. 
Ich fagte, nichts könne den Wunſch meiner Regierung, eine Verſöhnung zwifchen 
Frankreich und Preußen herbeizuführen, überfteigen; ich Tönne mich aber natürlich) 
nicht unterfangen, jo auf ber Stelle, ohne mid) zuerft mit ber englifchen Regie- 
rung in Beziehung zu ſetzen, eine fo fpecificite Frage zu beantworten.“ 


Erfte Aeußerung Bismarcks. 


13. Juli. Depeſche des englifhen Botſchafters in Berlin, Lorb Loftus an 
Lord Grauville. 


„Ih hatte heut eine Unterrebung mit dem Grafen Bismard unb gra- 
tulirte Sr. Ercellenz zu ber bevorftehenden Löſung der ſchwebenden Kriſis durch 
den freiwilligen Rüdtritt bes Bringen von Hohenzollern. Se. Ercellenz fchien 
etwas im Zweifel darüber zu fein, ob fich dieſe Löfung als Beilegung ber Diffe- 
renz wit Frankreich ausweiſen werbe. Er fagte mir, daß bie vom König von 
Preußen bewiefene Mäßigung gegenüber bem drohenden Tone ber franzöfijchen 
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Regierung . . . . in Preußen allgemeines Befremben hervorgerufen babe... . 
Graf Bismard drückte dann den Wunſch aus: die englifche Hegierung follte 
eine Gelegenheit ergreifen, möglicherweife durch eine Erklärung im Parlament, 
ihre Aufrieenellung mit der Löjung der ſpaniſchen Schwierigkeit durch ben 
Rücktritt des Prinzen Leopold auszubräden, und öffentlich Zeugniß abzulegen 
für die mbige und weile Mäßigung bes Königs von Preußen, ber Regierung 
unb ber Prefie... . Graf Bismard bemerkte dann: von Paris ſei — wiewohl 
nicht offiziell von chen. v. Werther — bie Nachricht eingetroffen, daß dieſe 
Löfung ber ſpaniſchen Schwierigkeit nicht hinreihen werbe, bie franzöſtſche Re⸗ 
geung zufrieden zu ftellen, und daß biefe neue Anfprüche geltenb machen wolle. 
i dies ber Ber dann liege e8 Mar zu Tage, daß die ſpaniſche Thronfolge- 
e ein bloßer Borwand gewdien, unb es der wirllide Zwed Frank⸗ 
reichs fei, für Königgrit ade zu nehmen. Die beutiche Nation fühle, 
daß fie vollfländbig im Stanbe fein würde, es mit Frankreich aufzunehmen, und 
vertraue fo fehr auf militairifche Erfolge, wie bie franzöfifche nur könne... . 
— fagte Se. Excellenz — wir wünſchen ben Krieg nicht, wir haben unjere 
frieblihe Gefinnung bewiefen, und werben auch fortfahren fie zu beweifen, doch 
önnen wir ben Sranzojen, was Rüſtungen angeht, nicht erlauben, einen Vor⸗ 
fprung vor uns zu haben. „Sch habe,” jo fagte Se. Ercellenz, „pofitive Infor- 
mation, daß in Frankreich Kriegerüftungen betrieben worben finb und augen- 
biidliy betrieben werben. . . . Wenn biefe fortgefetst werden, werden wir uns 
gemäthigt feben, die kanzifige Regierung um Aufllärung Über deren Zwed unb 
tung anzugehen.” Graf Bismard fagte ferner, baß bie preußifche Re⸗ 
gierung, falls Frankreich ben europäiſchen Mächten jetzt nicht eine Verficherung, 
eine Erllärung gebe... . daß es bie Löfung ber Frage für endgültig halte und 
feine andern Anſprüche geltend machen wolle, wofern weiter Frankreich die dro⸗ 
bende Sprache bes Herzogs von Gramont nicht zurildnehme ober genügende 
Erklärungen abgebe — daß die preußiſche Regierung ſich genöthigt fehen würde, 
eine Erklärung von Frankreich zu fordern. . . . Es ſcheint mir (Lord Loftus) 
geniß, daß Graf Bismard und das preufiihe Minifterium die Haltung des 
nigs dem Grafen Benebetti gegenüber bebauern, und baß fie Angefichts ber 
Mfentlihen Meinung in Deutihland entfheidende Mafiregeln zur Wah⸗ 
rung der nationalen Ehre für nothwendig eraditen. . . .* 


Der engliſche VBotichafter in Wien, Lord Bloomfield, berichtet Über bret 
Unterrebungen mit Graf Beuft. 

Die erfte Depeihe vom 9. Iuli meldet: „Ich fattete heute Graf Beuft 
einen Beſuch ab und fanb Se. Ercellenz ſehr beforgt bezüglich bes Refultats, 
welches bie Mittbeilung aus Parts binfichtlich ber Candidatur des Prinzen Leo⸗ 
pold von Hohenzollern für ten ſpaniſchen Thron bei ber preußifchen Re⸗ 
gierung hervorgebracht haben wird. Er fagte: die Sprache, in welcher die Bor- 
ftellungen ber franzöfiihen Regierung übermittelt worben feien, dürfte nicht dazu 
angethau fein, eine Beilegung zu erleichtern, aber er wolle noch immer bas befte 
hoffen, und er habe Herrn von Münd, ben öſterreichiſchen Geichäftsträger in 
Berlin, infruirt, alles zu thun, um die Ausfichten einer frieblichen Löſung ber 
wilden Frankreich und Preußen beftebenden Schwierigkeiten zu fürbern. Er 
fügte hinzu: er habe Abſchrift biefer Iuftrultion an den Grafen Apponyi (Bfter- 
reichiſchen Botſchafter in London) geſchickt und ihn vollflänbig über die Frage 
informirt, er habe von biefem noch nichts gehört, hoffe aber, baß in dem Inter» 
efie ber Erhaltung bes Friedens die engliiche Regierung nicht abgeneigt fein 
werbe, als Bermittlerin zwiſchen Frankreich und Preußen zu handeln. ſagte 
Se. Excellenz . . . ich hege keinen Zweifel, daß Ste (Graf Granville) geneigt 
fein wärben, alles in Ihren Kräften Liegende zu thun, um bie ernſtlichen Ver⸗ 
widelungen von Europa abzuwenden zu ſuchen, von melden biejes bebrobt zu 
fein ſcheine; daß aber, ehe eine Vermittlung begonnen ober felbft vorgejchlagen 
werben Tönne, zuerft eine Baſis für biefelbe feftgeitellt werben müfle. Wir unter» 
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bielten uns darauf im Allgemeinen über dieſe unglüdielige Angelegenheit, worauf 
Graf Beuft feine Mißbilligung und fein Bedauern ausprüdte Über 
bie Art und Weiſe, in ber die franzöſiſche Regierung in der Kammer 

efprodhen babe; dieſelbe biene dazu, die Schwierigfeiten und Ge- 
ohren ber ?age bedeutend zu vermehren und eine freundſchaftliche Löſung 
um fo fchwieriger zu machen.“ 

Zwei Tage darauf (11.) hielt Bloomfield abermals eine Unterrebung mit 
Beuſt, in welcher ber öfterreichtiche Reichskanzler feine Ueberzeugung ausfpradh, 
daß England unter den Umfländen nicht mehr hätte thun können, als was es 
getban. „Er fagte, von Paris fet ihm nicht ein ermuthigendes Wort zu Obren 

ekommen; von Berlin wiffe er einfach nichts, die Verzögerung unb offenkundige 

nie, mit welcher bie preußiſche Prefſe die Angelegenbeit bebanble, habe nur 
dazu gebient, die Gereiztheit in Paris zu fteigern; Fürſt Metternich fcheine bas 
Schlimmfte zu bejorgen, und er fönne mir nicht verheimlichen, daß — wenn ber 
König von Preußen fi) weigern follte, die Kandidatur des Erbprinzen von 
Hohenzollern zu desavoniren — er feine Möglichkeit fehe, einen Compromiß 
zwifhen ben beiden Mächten zu Wege zu bringen. Im gegenwärtigen Augen- 
biide jehe alles dunkel und hoffnungslos ans. Es thne ihm leid, fagen zu müffen, 
daß trot aller lobenswerthen Beftrebungen ber Mächte e8 gegenwärtig nicht wahr- 
ſcheinlich jet, daß dieſe von Erfolg gekrönt werben.“ 

Nah dem Nüdtritt des Prinzen von Hohenzollern berichtet Lorb 
Bloomfielb abermals über eine Unterrebung, welde er am 13. mit bem Grafen 
Beuft gehabt: „Se. Ercellenz ſchien durch den Rücktritt des Prinzen Leopolb 
etwas beruhigt, aber er ſchien nicht überzeugt zu fein, daß dieſe Erklärung hin⸗ 
reichen werbe, bie Forberungen (requirements) ber franzöfifhen Regierung zu⸗ 
friedenzuftellen. Er wiederholte, was er fhon bei anderen Gelegenheiten gelagt 
batte, daß er alles mögliche gethban babe, um Frankreich davon abzubringen, bie 
Angelegenheit zum Aeußerften zu treiben, aber er fchien nicht viel Vertrauen auf 
feine Macht zu feßen, viel zu Wege zu bringen, und fein Eindrud iſt ber, daß 
nichts im Stande fein wird, den Fortgang der Ereigniffe zu hindern. Se. Er- 
cellenz fügte hinzu, daß vielleicht Niemand beffer im Stande fei, bie Stimmung 
in ben jübdentfhen Staaten zu beurtbeilen, als er jelber, und daß er 
überzeugt fet, Frankreich made einen großen Fehler, wenn es anf bie 
Sympatbien Diefer Staaten für feine Sache rehne. In ber Abficht daher, 
um Frankreich in etwaigen Erwartungen auf Unterflügung von biefer Seite zu 
entmutbhigen, habe er es im Intereffe bes Friebens für gut erachtet, dieſe feine 
Ueberzeugung zur Kenntniß der franzöfiihen Regierung zu bringen.” 


Die englifche Regierung empfahl, dem Verlangen bes Herzogs von Gra⸗ 
mont folgend, dem König von Preußen am 14. Juli feine Zuſtimmung zum 
Rücktritte des Prinzen Leopold Frankreich ausdrücklich mitzutheilen. 

Der Vorſchlag wurde a und Granville meldet darüber an 
Lyons: ...,„Graf Bernftorgf drüdte mir fein Bebauern aus, baf bie eng- 
liſche Regierung einen Borfchlag gemacht babe, den er bem Könige unmöglich 
zur Annahme empfehlen könne. Breußen babe unter einer öffentliden 
Drohung von Fraukreich eine Ruhe und Mäßigung gezeigt, welde 
jede weitere Conzeſſion als eine Demüthigung erjheinen lafjen 
müſſe, ... und bie dffentlihe Meinung in Deutihland beweife, 
daß ein Krieg felbf unter den fhwierigften Berbältniffen einem 
Nahgeben ſeitens des Königs vor den ungeredtfertigten Forde⸗ 
rungen Frankreichs vorzuziehen fei.“ 
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Die Entfheidung zum Kriege in Paris. 
15. Juli. Erklärungen der Minifter in der Kammer. 


Im gefetsgebenden Körper verlieft Minifter Ollivier folgende Erklärung: 

„Da die Art und Weife, wie das Land unfere Erflärung vom 6. Juli auf- 
nahm, uns die Gewißheit gab, daß Sie unfere Politik billigten und daß wir auf 
Ihren Beiſtand zählen könnten, fo haben wir fogleich Unterhbandblungen mit ben 
fremden Mächten eingeleitet, um ihre guten Dienfte bei Preußen in Anſpruch zu 
nehmen, bamit dieſes bie Rechtmäßigkeit unſerer VBejchwerben anerfennte. Im 
diefen Unterhanblungen verlangten wir nichts von Spanien, beffen Empfindlichkeit 
wir nicht wachrufen und befien Unabhängigkeit wir nicht Tränfen wollten; wir 
verhandelten auch nicht bei dem Prinzen von Hobenzollern, den wir als burdh 
den König gebedt anfahen; wir enthielten uns endlich in unferer Diskuffion jedes 
Borwurfs und entfernten uns nit von dem Gegenftande felbft, auf welchen wir 
fie von Anfang an eingefchräntt hatten. Die meiften Mächte waren befliffen, uns 
zu antworten, und gaben mit größerer ober geringerer Wärme bie Rechtmäßigfeit 
unferer Forderungen zu. Das preufifche Minifterium bes Aeußern wies uns ab, 
indem es vorgab, daß es nichts von ber Sade wüßte und daß das Berfiner 
Cabinet ihr fremd geblieben ſei. Wir mußten uns alfo an ben König jelbft 
wenden und gaben unferm Botichafter Befehl, fih zu Sr. Majeftät nah Ems zu 
begeben. „(Rah einer Darftellung der gepflogenen Berhandlungen bis zur Wei- 
gerung des Königs von Preußen, bie geforderte Erffärung zu geben, — fährt 
der Miniſter fort:) 

„Dbgleih dieſe Weigerung uns eine nicht zu vechtfertigenbe zu fein ſchien 
fo war unjer Wunſch, Europa die Wohlthaten bes Friebens zu erhalten, jo groß, 
daß wir die Verhandlungen nicht abbrachen und troß ber berechtigten Ungebulb 
der Kammern beantragten, unjere Erklärungen bis auf heute verfchieben zu 
dürfen. Um fo größer war unfere Ueberrafhung, als wir geftern erfuhren, daß 
der König von Preußen unfern Botſchafter durch einen Adjutanten 
batte wifien laffen, wie er ihn nicht mehr empfangen wolle, unb 
Daß feine Regierung, um diefer Weigerung einen unzweibeutigen 
Charakter zu geben, fie offiziell den europäilden Eabinetten mit- 
getbeilt hatte. Gleichzeitig erfuhren wir, baß ber Herr Baron Werther ben 
Befehl erhalten babe, einen Urlaub zu nehmen, und daß Preußen rüfte. 

Unter diefen Umftänden wäre ein weiterer Verſuch zur Berföhnung eine 
Hintanſetzung der Würde und eine Unflugheit gewejen. Wir haben nichts ver- 
ſäumt, um einen Krieg zu vermeiden; wir werben uns jett rüften, ben Krieg zu 
führen, den man uns anbietet, indem wir einem eben ben auf ihn fallenden 
Theil der Verantwortung laflen. Gleih geftern haben wir unfere Re- 
ferven einbernfen und mit Ihrem Beiftande werden wir fofort bie 
nötbigen Mafregeln ergreifen, um bie Interefjen, die Sicherheit 
und die Ehre Frankreichs zu wahren.“ 


Minifter Ollivier bringt bieranf als bringlich einen Antrag auf Bewil- 
ſigung eines Credits von 50 Millionen ein, welcher mit allen gegen wenige 
Stimmen angenommen wird. 

Gambetta bringt darauf, daß wenigſtens bie Depeiche vorgelegt werde, 
welche den Bruch berbeiführte und der zufolge der König Wilhelm dem fran- 
zöſiſchen Botichafter feine Thür verweigert haben fol. 

Dllivier: „Ich habe bereit gefagt, daß ber König von Preußen fi) ge- 
weigert hat, unfern VBotichafter zu empfangen. Seine wahre Bebeutung erhielt 
Diefer Alt aber erft dadurch, daß bie preußifche Regierung ſich beeilte, ihn offiziell 
zur Kenntniß der europäifchen Cabinette zu bringen, was man fonft niemals thut, 
wenn man aus barmlojen Gründen einem Botſchafter eine Aubienz verweigert. — 

Diefe Neuigkeit wurbe nicht etwa ben fremben Höfen in's Ohr gehst, 
fondern durch die Preffe in ganz Deutſchland verbreitet, bie offizidfen Blätter 
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verfünbeten fie in Ertra- Ausgaben und an einigen Orten wurben bieje Zeitungen 
in ben Straßen angefchlagen. Gleichzeitig erhielt der Baron Werther einen 
Urlaub und in ber Naht vom 13. zum 14. begannen in Preußen bie militai- 
riſchen Vorkehrnngen. Durften wir ba länger euhig bleiben? Der Schlüffel zu 
biefen Vorgängen liegt aber in Folgendem: Der König von Preußen ſah recht 

t ein, daß ber Anſpruch Frankreichs, fich zu wiberfegen, daß ein preußifcher 

rinz den Thron von Spanien befteige, ein volllommen gerechter ſei. Er fürchtete 
aber, das militairifche Ehrgefühl der Nation zu verlegen und fagte immer nur: 
„Ih will mich in bie Sache nicht einmiſchen; mag ber Prinz verzichten, ich habe 
nichts dagegen, aber ich forbere ihn auch dazu nicht auf.“ ALS die Berzichtleiftung 
des Prinzen nun befannt wurbe, erregte fie lebhafte Unzufriedenheit in der Mi⸗ 
ftairpartei in Preußen, und um biefe zu befchwictigen, nahm man, flatt rubig 
zu unterhanbeln, feine Zuflucht zu biefem theatraliſchen Effekt, den wir unjerer- 
feits nicht zulafien lönnen. Wohl ruht auf ung eine ſtarke Berantwortung, 
aber wir nehmen fie leiten Herzens auf uns; ja wohl, leichten 
Herzens, nämlich vertrauend in bie Gerechtigkeit unferer Sache und überzeugt, 
baß diefer Krieg und aufgezwungen wird.” (Der Minifter verläßt unter flürmi- 
ſchem Beifall ber Majorität die Tribüne.) 


Der Kriegs - Minifter Marſchall Leboeuf bringt folgende zwei Geſetzent⸗ 
wöürfe ein. Der erfte befteht aus einem Artikel: „Die mobile Garde wirb in Als 
tiottät gejeßt.” Der zweite, aus brei Artikeln beftehend, orbnet bie Anwerbung 
von Freiwilligen für die Dauer bes Krieges nad den durch bas Rekrutirungs« 

eſetz vorgeichriebenen Beflimmungen an. Als Motive bringt ber Minifter unter 
ebhaftem Beifall nur die Worte bei: „Es giebt in Frankreich viele junge Leute, 
welche das Pulver lieben, wenn auch nicht die Kaferne.” Die Dringlichkeit dieſer 
Borlage wirb fogleich votirt. 

Der Finanzminifter bringt einen Gefe- Entwurf ein, bem zufolge bem 
Merineminiftertum ein neuer Erebit von 16 Millionen bewilligt wird. Die 
Dringlichkeit auch diefer Vorlage wird votirt. 


Die Siung wirb unterbroden. Nachdem fie wieber aufgenommen worben, 
ergreift Minifter Ollivier aufs Neue das Wort. 

Die Regierung, fagt er, will vor Allem in biejer Angelegenheit die ganze 
Wahrheit fagen. Eigentliche Depeichen Über viefelbe haben wir nicht, fonbern nur 
diplomatifche Berichte, Die zu veröffentlichen nicht ver Brauch ift. Aber der Grunb 
bes Bruches follte doch genügend dargelegt fein. Es kann vorkommen, daß ein 
König ſich weigert, einen Botichafter zu empfangen; aber etwas Anberes iſt es, 
wenn bie Weigerung eine abfichtliche, wenn fie den fremden Cabinetten durch Te- 
legramm und bem Lande durch Ertrablätter notiflzirt wird. Diefes Berfahren 
war um fo bebeutfamer, als ber Adjutant, welder unſerm Botſchafter eröffnete, 
daß er nicht empfangen werben könne, es an feiner Höflichleitsform fehlen ließ, 
Y zwar, daß unfer Botfhafter ſelbſt von der beleibigenden Abſicht 

eine Ahnung hatte.” 

Choiſeul: „Dan kann unmöglich aus ſolchem Grunde den Krieg erklären!“ 

Garnier-Pagds: „Das find Redensarten !“ 

Arago: „Wenn man bies hören wird, wirb bie civilifirte Welt Ihnen 
Unrecht geben, und wenn Sie darauf bin ben Krieg erklären, jo wirb 
man wiffen, vaß Sie ihn um jeden Preis haben wollten.“ 

Dllivier: „Dan wollte uns bemüthigen und uns eine Schlappe bei- 
bringen, um Pin für die Verzichtleiftung des Prinzen von Hohenzollern zu 
entfhäbigen, enn Ste eine folde Situation vor den Augen Europas annehmen 
wollen, wir Fönnen es nit. Wann bat man jemals in ber Geichichte e8 ge- 
wagt, fih Hinter unferm Rüden zu verfhwören, um einen preußifchen Prinzen 
auf den ſpaniſchen Thron zu erheben? Dies hätte allein uns ſchon bis aufs 
Aeußerſte bringen follen und wir baben noch unterhandelt und nur Zuficherungen 
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für die Zukunft verlangt. Man verweigerte uns biefelben. Haben wir gebroht, be- 
leidigt? Rein, wir unterbanbelten weiter und zum Lohn für unfere Mäßigung 
werben bie Unterrebungen in hochmüthiger Weife abgebrochen. Wer bies recht» 
fertigen möchte, kennt nicht das ſeit Jahren zwiichen beiben Nationen beftehenbe 
gereizte Berbältuiß. Hat nicht gerabe bie Oppofition feit 1866 all- 
Jährlich wiederholt, daß Sabowa die franzdfifhe Nation gede- 
müätbhigt und von bem erfieu Rang in Europa berabgeftürzt habe. 
Gleichwohl bewahrte bie Regierung bie größte —A— gegen Preußen Haben 
wir nicht noch in der Angelegenheit ber Gottharbbahn das Verfahren Preußens 
als ein vechtmäßiges refpeltirt und vertheibigt? Wie oft bat man nicht unfere 
Anfmerffamtleit anf das unglückliche Loos ber Dänen von Schleswig gelenkt, wie 
oft Darauf gebrängt, baß wir die Ausführung bes Prager Friedens verlangen 
foliten ! 38 babe es ftets abgelehnt; rühren wir nicht, ſagte ich, an biefe bren- 
nenben Fragen; fie könnten erft zu Animofitäten und bann zu einem Zuſammen⸗ 
ſtoß führen, den wir nad Kräften vermeiben wollen. 

Und während wir fo mit eifrigfter Sorge über ben europäilchen Frieden 
wadten, fordert Preußen uns heraus mit einem Anfpruch, ber einen Elementar- 
fag der franzöftihen Politik, für welchen wir unter Lubwig XIV. Jahre lang 
gelämpft haben, umfloßen würde. Noch vor wenigen Wochen war Europa glüd«- 
HR und in Frieden. Haben wir etwa biefe gefährliche Streitfrage aufgeworfen? 
Haben wir etwa ein Hecht jenes großen und eblen Deutichlands verfannt, veffen 
Feinde wir nit find? Haben wir etwa das Feuer in bie Nähe des Pulver 

ebracht, um nnd dann zn wundern, wenn eine Erplofion erfolgt? Bebenlen Sie, 
Ba wenn wir nicht raſch zu Werke gegangen wären, ein Botum der Cortès 
den preußifhen König proffamirt hätte und daß wir e8 dann noch mit dem Na⸗ 
tionalgefühl eines folgen Volkes zu thun gehabt hätten. Konnten wir in unferen 
Forderungen etwa beicheibener jein? Ober tabeln Sie es, daß wir gebrochen haben 
uch bem in ber Perjon unferes VBotichafters empfangenen Schimpf? Möge jetzt 
die Sammer entſcheiden! Wenn wir zu empfindlich geweien find, fo hätten Ste 
unfere Erflärungen nicht mit Ihrem Beifall aufgenommen. Ich ergebe mich in 
Ausführungen, welche, ich weiß es wohl, für bie Mehrheit biejes Hauſes über- 
naifg find; aber e8 war nothwendig, vor bem Lande bie Gerechtigleit und bie 
Stärte unferer Sache darzulegen.” (Anbaltender ftürmiicher Beifall.) 

Thiers: „Seien Ste Überzeugt, meine Herren, daß, wenn ich über biefe 
Frage nicht eine tiefe Ueberzeugung hätte, ich in biefem Punkte dem Gefühle nicht 
wiberfiehen würbe, das Sie zu ertennen geben. Der Herr Siegelbewahrer fucht 
feine Schritte zu dere und id bebauere, ba ich fein Mißwollen gegen das 
Cabinet bege, daß ich mich gezwungen fühle zu befennen, baß wir den Krieg in- 
folge eines Cabinetsfehlers haben. Der Herr Siegelbewahrer hat die eine —* 
mit der andern verwechſelt; er hat mit Recht bemerkt, daß wir Preußens Unter⸗ 
nehmen in Betreff Spaniens nicht dulden dürfen. 

Preußen bat einen ungebenren Fehler gemadt: vor diefem Zwiſchenfall aber 
wollte es den Frieben, weil e8 bie Gefahren lannte, welche ihm dergleichen Unter- 
nchmungen brobten. Was uns anbetrifft, jo haben wir ſtets gefagt, daß ber 
Zag fommen werde, wo es In Schwierigleiten geratben werbe, 
nämlich au dem Tage, wo es die Hand nah Deutſchland ausftredte. 
Daher fagte ih: Warten Sie zu, benn man muß zu einem Fehler 
niht einen zweiten Figen, nämlih bie Ungeduld, ben erfien zu 
befeitigen. Ia, wir hätten auf diefe Weiſe bie Gelegenheit er- 
halten, Sabowa auszumwegen, unb wir hätten babei bie ganze Welt 
für uns gehabt. 

In unferen Tagen darf man aus Laune feine Kriege herbeiführen, bein 
die ganze Welt if ale Zeuge babei zugegen. Preußen bat einen großen Fehler 
begangen! es büßt denſelben zwar bereits durch eine Schlappe unb durch ben 
Krieg, aber leiber wirb es nicht allein zu büßen haben. Wenn es fich bei une 
darum hanbelte, das Aufgeben ber Candidatur des Prinzen von Hohenzollern 
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durchzuſetzen, fo ftänbe ih auf Ihrer Seite; boch was mich im tiefften Innern 
fchmerzt, ift ber Umftand, daß dieſes Ziel ber Hauptſache nach erreicht war. Sie 
hatten die Hanptſache erlangt und ein bedeutender morafifcher Einbrud war 
erreicht. Aber, ſagte man, die Candidatur war nicht auf alle Zeiten befeitigt. Ich 
lege Berufung an ben gefunden Menichenverftand ein, unb an bas, was auf ber 
Hand liegt; Sie werben in einigen Tagen das Urtheil der ganzen Welt iiber Ihre 
Politit vor Augen haben, Sie werden es in allen Blättern Iefen. Ich rebe nicht 
von den franzöftihen Zeitungen, auch nicht einmal von ben preußiichen, welche 
intereifirte Parteien bei ber Frage find; aber ich rebe von Europa: Europa bat 
fi) Ihnen angeihloffen,; Sie werben fehen, was e8 heute von Ihnen benft, Sie 
werben es durch bie englifche Prefie erfahren, welche in dieſer Angelegenheit eine 
große Mäfigung gezeigt hat. 

Ich wieberhole e8, ich berufe mich auf das, was auf ber Hanb liegt, unb 
ich fage, wenn man annimmt, daß Preußen nad einer ſolchen Kampagne, wie es 
foeben gemacht hat, heute die Candidatur des Prinzen von Hohenzollern zwar 
aufgebe, aber im Sinne babe, mit berfelben wieber bervorzutreten, fo heißt das 
ihm eine Tollheit zuſchreiben. Ja, es müßte toll fein!“ 

Der Herzog von Gramont: „Warum bat e8 filh denn gemweigert, es 
zu erklären?“ 

Arago: „Weil Sie es prowocirt haben.” 
brech niert: „Es bat ſich geweigert, wollen Sie wiffen warum? (Neue Unter- 

rechung. 

Sie würden im Rechte geweſen ſein, wenn man ſich geweigert hätte, die 
Thronbewerbung bes Prinzen zurückzuziehen. Ja, dann würde im Lande, in 
ganz Europa nur eine Stimme geweſen ſein, Frankreich Recht zu geben. Alle 
Welt ſagte noch vor drei Tagen, daß, wenn man die Zurücknahme der Candidatur 
erlange, ſo müſſe man ſich damit begnügen: Es ift augenfceinlih, daß, wenn 
man, nachdem man fie erlangt bat, Streit Über Worte und Empfiublichleiten er- 
hebt, Krieg daraus entfliehen wird. Der gewöhnliche gefunde Menſchenverſtand 

enügte, um vorauszufehen, daß, wenn nad einer Conzefſion bes Königs von 

Breu en (Ollivier unterbrit: er bat keine gemadt!) .... Wie? Bor der 
ganzen Welt zieht der König von Preußen die Candidatur bes 
Prinzen von Hobenzollern zurück, oder läßt fiezurüdzieben, und 
das wäre feine Eonzeffion? Können Sie das aufrechthalten? Ich gebe 
noch weiter: nad ben eben gelefenen Altenftüden bat ber König von Preußen 
einge niet, burd bie Organe feiner Regierung zu erflären, daß er um bie Zu⸗ 
rüdziehung ber Kandidatur gewußt und fie gebilligt habe. 

Sie wollen Breußen einen Stoß geben, und id will es, wie 
Sie. Rennen Sie mid, wenn Sie wollen, einen Freund von Preußen; bas 
Lanb wird entfcheiden zwiſchen mir und Ihnen. Ich beichränfe mich darauf, biefe 
unbeftreitbaren Thatſachen Hinzuftelen. Die Candidatur ift zurldgezogen. Der 
König bat e8 gewußt und eingemilligt, daß feine Regierung e8 erkläre. Es war 
augenfcheinlich, daß wenn man fidh nicht daran hielt, daß wenn man liber bie 
Art der Zurüdziehung eine Diskuffion erheben und neue Empfindlichleiten ber- 
vorrufen wollte, man ben Stolz Preußens reizen und zum Krieg gelangen werbe. 

Möge ein Jeder von uns die Bedeutung feines Votums vor Augen haben! 
Was mich betrifft, jo werbe ich aus Sorge für mein Andenken bie Berantwort- 
lichkeit für einen ſolchen Entfchluß nicht Übernehmen. Ich verlange Angefichts des 
Landes, daß man uns die Depeſchen mittbeile, in Folge beren man bie Kriegs⸗ 
erflärung bei'hloffen bat. Wäre ich am Ruber geweſen, fo hätte ich es für meine 
Pflicht gehalten, dem Lande einige Augenblide der Ueberlegung zu gönnen. Ich 
halte dieſen Krieg für unflug; die Ereignifje von 1866 gingen mir 
mebr nahe als irgendwem, aber die Gelegenheit, das Uebel wieder 
gut zu maden, tft Häglidh gewählt. Man bat Ihnen eine Genngthuung 
zugeftanden. Preußen war in feinem Unrecht und Europa vermag uns Genug- 
thbuung zu geben. (Anbaltenver Lärm) Ich bin gewiß, bat Sie eines 
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Tages biefe Ueberffürgung bereuen werben. (Tumult.) Beſchimpfen 
Sie mich, ih werbe doch meine Pflicht erfüllen. Die Gelegenheit zum Krieg iſt 
ſchlecht gewählt unb dies wirb fich rächen. Ich verlange nochmals Mittheilung 
der Depeihen; möge dann bie Kammer thun, was ihr gut ſcheint.“ 

Minifter DIlivier: „Ich hatte Herrn Thiers achtungsvoll angehört, ba 
es immer ein Beweis von Muth if, wenn man gegen ben Strom fchwimmt, aber 
ich muß gegen einige Worte des Vorredners proteftiren. Wir wiflen, daß unfere 
Berantwortung groß fein wird. Wir haben ſtets bie Leiben, welche ein Krieg mit 
ſich bringt, vor Augen gehabt und auch wir halten Diejenigen für firafbar, 
welche das Land in Abenteuer flürzen. Aber wir erflären, daß, wenn jemals ein 
Krieg nothwendig war, fo iſt e8 ber Krieg, zu welchem uns Breußen zwingt. 
Niemand von uns ſuchte eine Gelegenheit zum Krieg ober fragte ſich, ob ber 
Augenblid gMdih gewählt fei, Preußen anzugreifen. Wber wir hatten Feine 
Minute zu verlieren. Wenn man uns in der Sade eine Genugthuung zuge- 
fanden hätte, jo wären wir zufrieben geweſen: aber der König von Preußen 
weigerte fich beharrlih, ein Verſprechen einzugeben. Haben wir uns etiwa von 
einer Leidenſchaft hinreißen laffen? Keineswege. Wir unterhanbelten noch, als 
man uns in ber Breile ein Miniftertum der Feigheit und Schande nannte und 
indefien melbet man Europa, daß man unferem Botfchafter die Thür gewieſen 
hätte. Herr Ehiers nennt das Empfindlichkeit; ich nenne es Ehrgefühl und in 
Frankreich ift die Ehre das erfte aller Büter. Depeichen haben wir nicht weiter 
vorzulegen; in unferm Expoſé ift Alles gelagt.“ 

Der Minifter des Aeufern, Herzog von Gramont: „Wenn wir länger 
gewartet hätten, fo hätten wir Preußen Beit gegeden, uns mit feinen Rüftungen 
zuvorzulommen. Das Berfahren Preußens ift eine Beleidigung für ben Kaiſer 
und für ganz Frankreich; und wenn fi, was ih für unmöglich halte, 
in meinem Baterlandbe eine Kammer fände, ſolches zu ertragen, 
fo wärbe ih nicht fünf Minuten mehr Minifter bleiben. (Lebhafter 
Beifall.) In der Zeit, welde Herr Thiers zum Nachdenken forbert, wlrben 
die Preußen ihre Kanonen laden. Der Krieg ift beffer als der bewaffnete Friebe.“ 

Zules Favre führt im Sinne Thiers nohmals aus, daß bie Ehre 
Frankreichs nicht im Spiele fei, daß fein rechtmäßiger Grund zum Kriege vor- 
Diege und daß die Regierung allein für die kommenden Ereigniffe verantwortlich jei. 

Herr von Köratry dagegen if ber Meinung, baß Frankreich mit ber in- 
bireten Zurückziehung der Kandidatur nicht hinreichende Genugthuung erhalten 
hätte und baß ber Krieg ein gerechter jei. Ein formeller Antrag Fules Fapre’s 
auf Borlegung von Depefchen wirb mit 159 gegen 84 Stimmen verworfen. 


Der erfte Gefekentwurf (Credit von 50 Millionen) wirb mit 245 gegen 
bie 10 Stimmen (von Arago, Deffeaur, Esquiros, Jules Favre, 
Gagneur, Sarnier-Pagds, Glais-Bizoin, GOrévy, Orbinaire unb 
Belletan), bie drei andern Geſetzentwürfe werben mit allen Stimmen gegen bie 
bes Herrn Glais⸗Bizoin angenommen. 


Im Senat erideint der Minifter des Auswärtigen Herzog von Gra⸗ 
mont und verlieft baffelbe Exrpofe. Die Senatoren zollen dieſer Erklärung aus⸗ 
nahmslos ſtũrmiſchen Beifall. 

Bräfident Rouber: „Der Senat iſt mit feinen enthuſiaſtiſchen Beifallsrufen 
nur ber Vorläufer ber wahren Gefühle des Landes geweſen. An dem Schwert 
Frankreichs ift es jet, feine Pflicht zu thun.“ 
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Enpfang des Senats und des gejeigebenden Körpers 
beim Sailer. 


16. Suli. Empfang des Senats. 


Aus der Anrede Roubers. 


— — „Em. Majeflät zieht das Schwert: Das Vaterland ift mit Ihnen, 
bebenb vor Ungeduld und Stog. Die Uebergriffe eines durch einen 
Tag großen Glüdes Überreizten Ehrgeizes mußten früher ober 
fpäter erfolgen. Haftiger Ungebulb wiberftehend, befeelt von jener flillen Be⸗ 
harrlichkeit, in welcher die wahre Kraft liegt, hat ber Kaijer zu warten gewußt; 
aber feit vier Jahren bat er die Ausrüftung unferer Soldaten zur höchſten Boll- 
kommenheit gebradht und bie Organifation unferer Milttairkraft zu ihrer ganzen 
Macht erhoben. Dank Ihrer Gürforge ſteht Frankreich fertig da, Sire, unb durch 
feine Begeiſterung beweift e8, daß es, wie Sie, entichloffen war, kein vermeffene® 
Unternehmen zu dulden. Möge unferer erhabenen Herrſcherin wieber bie Taijer- 
fihe Macht Übertragen werben. Die großen Staatsförper werben ſie mit ehr- 
furchtsvoller Zuneigung, mit unbeicränkter Ergebenheit umgeben. Die Nation 
kennt die Erhabenheit ihres Herzens und bie Feftigleit ihrer Seele, fie bat Ber- 
trauen in ihre Weisheit nub in ihre Thatkraft. Wenn die Stunde ber Gefahr 
ekommen, ift die Stunde bes Sieges nahe. Balb wird bas bankbare 
ateriand feinen Kindern die Ehre bes Triumpbes zuerfennen, 
bald, wenn Deutſchland befreit iſt von der Herrſchaft, die es uuter- 
brüdt, wenn ber Friede Europa zurüdgegeben ift burd den Ruhm 
nnierer Waffen, wirb Ew. Majeftät, welche vor zwei Monaten für Si und 
für Ihre Dynaftie durch den NRationafwillen eine neue Macht erhielt, ſich von 
Neuem dem großen Werke der Berbefferungen und Reformen widmen Tnnen, 
bie — Frankreich weiß es und ber Genius des Katjers fihert es 
ihm zu — keine andere Berzögerung erleiben wird, als bie Zeit, 
welde Sie gebranuden, um zu ſiegen.“ 


Empfang des gejepgebenden Körpers, 


Aus ber Anrebe bes Präfidenten Schneider. 


— „Wenn es wahr iſt, daß ber eigentliche Urheber bes Krieges nicht ber 
ift, der ihn erflärt, fonbern berjenige, ber ihn nothiwenbi gemacht bat, fo wirb 
e8 nur eine Stimme unter den Böllern beider Welten fein, welche bie Berant- 
wortlichkeit Dafür auf Prenßen fallen läßt, das, durch ungehoffte Erfolge beranicht 
und kühn gemacht durch unſere Geduld und unfern Wunſch, Europa die Wohl» 
thaten des Friedens zu erhalten, gegen unjere Sicherheit confpiriren und unferer 
Ehre einen Stoß verfegen zu können geglaubt bat. In biefem Falle weiß Frank⸗ 
reich feine Pflicht zu erfüllen. — Sirel Die heifeften Wünſche werben Ihnen 
zur Armee folgen, deren Oberbefehl Sie übernehmen, begleitet von Ihrem Sohne, 
welcher über die Pflichten feines Alters hinaus an Ihrer Seite lernen wirb, wie 
man feinem Laube dient. Hinter Ihnen, hinter Ihrer Armee, welche bie Fahne 
Drauteihe zu tragen gewohnt und flets zum Erſatze bereit ift, ſteht die ganze 
tion.“ 


Antwort bes Kaifere. 


„Meine Herren! Ich empfinde eine hohe Vefriebigung, am Borabende meines 
Abganges zur Armee, Ihnen für die patriotifche Unterſtützung, welche Sie meiner 
Kegierung gewährt haben, zu banken. Ein Krieg ift legitim, wenn er mit ber 
Zufimmung bes Landes und ber Billigung feiner Bertreter geführt wird. Sie 
haben Recht, an bie Worte Montesquiens zu erinnern: „Der wahre Urheber bes 
Krieges iſt nicht der, welcher ihn erflärt, jonbern ber, welcher ihn notbwenbig 
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macht.“ Wir haben Alles, was von uns abhing, getban, um ihn zu vermeiden, 
und ich kann jagen, daß es das ganze Volk ift, welches unter feinem unwider⸗ 
ſtehlichen Drange unſere Beichlüffe bictirt hat.“ 


Ueber das Borgehen Frankreichs. 


15. Inli. Fürſt Metternich in Paris an Graf Beuſt. 

— — — In den wenigen Tagen ängftlider Erwartung war 
es fihtlih, wie Die Wogen anfhwollen und wie raſch ber Wunſch 
fih RReigerte, biefe Gelegenheit zu benugen, um ein für alle Mal 
ans ber Lage zu lommen, welde die immer erneuten Gründe zur 
Miffimmung gegen den mähtigen Nachbar feit 1866 Frankreich 
bereitet hatten. — — — 

Biele fprechen e8 aus, daß bie Regierung mit unvorfichtiger Leiben- 
faftlichleit auf den erften gegebenen Vorwand losgeſtürzt ift, um einen 
Streit mit Prenßen anzufangen und die ungewöhnliche Form der Erklärung 
des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten giebt diejer Behauptung einige 
Wahrſcheinlichkeit; — aber man darf nicht vergeffen, daß unter ben jeßigen Um⸗ 
ſtänden der geringfte Borwanb alle feit 1866 kaum eingelchläferten Empfindlich⸗ 
feiten ber franzöfiigen Nation wieder erweden mußte, und baß ein Funken, ber 
in bie glimmende Aſche flel, dieſen Heerd von Unzufriedenheit, von bitteren Er⸗ 
innerungen und eiferfücdhtigem Mißtrauen entzünden mußte” — 


Zur Richtigſtellnug der Thatſachen. 
18. Suli. Depefche des Bundeskanzler Grafen von Bidmard 
an die Vertreter bei den Deutichen und anderen Regierungen. 


„Das Auftreten der franzöſiſchen Minifter in den Sigimgen des Se 
nats und des gefeßgebenden Körper am 15. d. M., und die dort mit 
dem feierlichen Charakter amtlicher Erklärungen borgebrachten Entftellungen 
der Wahrheit haben den letzten Schleier von den Abſichten hinweg—⸗ 
genommen, weldhe ſchon keinem Unbefangenen mehr zweifelhaft fen 
tonnten, feit das eritaunte Europa zwei Tage zuvor aus dem Munde 
des franzöfifchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten vernommen 
Hatte, daß Frankreich mit dem freiwilligen Verzicht des Erbprinzen nicht 
befriedigt fei und noch mit Preußen Verhandlungen zu führen hete 

Während die fibrigen europäiſchen Mächte mit Erwägungen beſchäftigt 
waren, wie fie dieſer neuen und unerwarteten Phaſe begegnen und viels 
leicht auf dieſe angeblichen Verhandlungen, deren Natur und Gegenftand 
Niemand ahnen Tonnte, einen verfühnenden und vermittelnden Einfluß 
üben follten, bat die franzöfiiche Regierung es für gut befunden, durch 
eine öffentliche und feierliche Erklärung, welde den Drohungen vom 
6. d. Dits. unter Entftellungen befannter Thatſachen neue Beleidigungen 
binzufügte, die Verhältniſſe auf eine Spitze zu treiben, wo jeber Aus⸗ 

leich unmöglih werden und, indem den befreundeten Mächten jede 
Sandhabe der Einwirkung entzogen würde, der Bruch unvermeidlich 
werden follte. ' 

Schon feit einer Woche konnte es für uns keinem Zweifel mehr 
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unterworfen jein, daß der Kaifer Napoleon rüfichtSlos entſchloſſen jet, 
uns in eine Lage zu bringen, in der uns nur die Wahl —5 dem 
Kriege oder einer Demüthigung bliebe, welche das Ehrgefühl keiner Nation 
ertragen kann. Hätten wir noch Zweifel hegen können, ſo hätte uns der 
Bericht des königlichen Botſchafters über ſeine erſte Untervebung m 
dem Herzog von Gramont und Heren Dllivier nad feiner Rüd- 
kehr aus Ems, in welcher erfterer den Verzicht des Erbprinzen ald Neben- 
fache bezeichnete, und beide Miniſter die mutgung, außfprachen, Seine 
Meajeftät der König folle einen entjchuldigenden Brief an den Kaifer 
Napoleon ſchreiben, deilen Publikation die aufgeregten Gemüther in 
Frankreich beſchwichtigen könne. Abfchrift dieſes Berichtes füge ich bei; es 
bedarf feines Commentars. 

Der Hohn der franzöftihen Regierungs⸗Preſſe anticipirte den er. 
ftrebten Triumph; die Regierung aber ſcheint gefürchtet zu haben, daß ihr 
der Krieg dennoch entgehen könnte, und beeilte fich, durch ihre amtlichen 
Erklärungen vom 15. d. Mts. die Sache auf ein Feld zu verlegen, auf 
dem es feine Bermittelung mehr giebt, und uns und aller Welt zu be= 
weilen, daß feine Nachgiebigleit, welche innerhalb der Grenzen natio- 
nalen Ehrgefühls bliebe, ausreichend fein würde, um den Frieden zu erhalten. 

Da aber Niemand in Zweifel darüber war und fein konnte, daß wir 
aufrichtig den Frieden wollten und wenig Tage zuvor feinen Krieg möglich 
hielten; da jeder Bormand ge Kriege fehlte, und auch der lette, künſtlich 
und gewaltjam geichaffene Gorwand, wie er ohne unfer Zuthun erfunden, 
fo auch von felbft wieder verfhwunden war; da e8 ſomit gar Temen 
Grund zum Kriege gab, blieb den franzöfiihen Miniftern, um — vor 
dem eigenen, in der Mehrheit friedlich geſinnten und der Ruhe bedürftigen 
Volke Yheinbar zu rechtfertigen, nur übrig, durch Entitellung und Ers 
findung von Thatjachen, deren Unwahrheit ihnen aktenmäßig bekannt war, 
den beiden repräjentativen Körperjchaften, und durch fie dem Volke ein⸗ 
ureden, es fei von Preußen beleidigt worden, um dadurch die Leiden- 
*8* zu einem Ausbruch aufzuſtacheln, von dem ſie ſich ſelbſt als fort⸗ 
geriſſen darſtellen konnten. 

Es iſt ein trauriges Geſchäft, die Reihe dieſer Unwahrheiten aufzu⸗ 
beden; glücklicher Weiſe haben die franzöſiſchen Miniſter dieſe Aufgabe 
abgekürzt, indem fie durch die Weigerung, die von einem Theil der Ver⸗ 
jammtung geforderte Vorlage der Note oder Depefche zu gewähren, 

ie Welt darauf vorbereitet haben, zu erfahren, daß diefelbe gar nicht 


e. Ä 
Dies ift in der That der Fall. Es eriftirt feine Note oder 
Depejche, durch welde die preußische Regierung den Eabinetten 
Europas eine Weigerung, den franzöfiihen Botſchafter zu 
empfangen, angezeigt hätte. Es erikirt nichts als das aller 
Welt befannte Zeitungs- Telegramm, welches den deutſchen Re— 
ierungen und einigen unferer Vertreter bei außerdeutjchen 
egierungen, nad dem. Wortlaute der Zeitungen, mitgetheilt 
worden ie um fie über die Natur der franzöfifchen Forderungen und 
die Unmöglichkeit ihrer Annahme zu informiren, und welches überdies nichts 
Berlegendes für Frankreich enthält. 
Der Tert derfelben erfolgt bierbei. Weitere Mittheilungen baben 
wir über den Incidenzfall an feine Regierung gerichtet. 
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Was aber die Thatſache der Weigerung, den franzöfifchen Botjchafter 

in empfangen, betrifft, jo bin ich, um diefe Behauptung in ihr rechtes 

icht zu ftellen, von Sr. Majeſtät dem Könige ermächtigt worden, Euerer 
... mit dem Erſuchen der Mittheilung an die Regierung, bei der Sie 
beglaubigt zu fein die Ehre haben, die beiden anliegenden Alktenftüde zu 
überfenden, von denen das erfte eine auf Befehl und unter unmittelbarer 
Approbation Sr. Majeflät des Königs redigirte buchfläblich getreue Dar⸗ 
ftellung der Vorgänge in Ems, daS zweite den amtlichen Bericht des 
Blügel=- Abjutanten Sr. Majeftät vom Dienft über die Ausführung des 
ihm gewordenen Auftrages enthält. 

3 wäre unnöthig, darauf hinzumweijen, daß die Feſtigkeit der Zurück⸗ 
weifung franzöfifher Anmaßung in der Sade zugleih in der Form 
mit aller rückſichsvollen Freundlichkeit umgeben geweien ift, welche eben jo 
ſehr den perfönlihen Gewohnheiten Sr. Dlajeftät des Königs, wie den 
Grundfägen internationaler Höflichkeit gegen die Vertreter fremder Sou⸗ 
veraine und Nationen entjpricht. 

In Bezug endlich auf die Abreife unferes Botſchafters bemerke ich 
nur, wie es dem franzöfiichen Sabinet amtlich befannt war, daß dieje feine 
Abberufung, fondern ein von dem Botfchafter aus perjönlichen Rückſichten 
erbetener Urlaub war, bei weldem der Letztere die Geſchäfte dem erften 
Botfhaftsrath, der ihn ſchon öfter vertreten, übergab und Dies wie üblich 
anzeigte. Auch die Angabe ift unwahr, daß Seine Majeftät der König 
mir, dem unterzeichneten Bundesfanzler, von der Kandidatur des Prinzen 
Leopold Mittheilung gemacht habe. Ich habe gelegentlich durch eine bei 
den Berhandlungen betheiligte Privatperfon vertrauliche Kenntnig von dem 
ſpaniſchen Anerbieten erhalten. 

Wenn biernah alle von den franzöfifchen Miniftern angeführten 
Gründe für die Unvermeidlichleit des Krieges in Nichts zerfallen und 
abfolut aus der Luft gegriffen erjcheinen, jo bleibt uns leider nur die 
traurige Rothwendigkeit, die wahren Motive in den jchledhteften und ſeit 
einem halben Jahrhundert von den Bölfern und Regierungen der civilifirten 
Welt gebrandmarkten Traditionen Yudwigs XIV. und des erften Kaiſer⸗ 
reichs zu fuchen, welche eine Partei in Frankreich noch immer auf ihre 
Fahne jchreibt und denen Napoleon III, wie wir glauben, glüdlich wider- 
fanden batte. 

Als bewegende Urfachen diefer bedauerlichen Geiheimmg können wir 
feider nur die jchlechteften Inſtinkte des Haſſes und der Eiferfucht auf 
die Selbftftändigteit und Wohlfahrt Deutichlands erkennen, neben dem 
Beftreben, die Freiheit im eigenen Rande dur Verwickelung deſſelben in 
auswärtige Kriege niederzubalten. 

Schmerzlich ift es, zu denken, daß durch einen fo riefenhaften Kampf, 
wie ihn die nationale Erbitterung und die Größe und Macht der beiden 
Länder in Auafict ftellt, die friedliche Entwidlung der Eipilifation und 
des nationalen Wohlftandes, die in fleigender Blüthe begriffen war, auf 
viele Jahre gehemmt und zurüdgedrängt wird. Aber wir müſſen vor Gott 
und Menſchen die Verantwortung dafür denen überlafien, welche durch 
ihr frevelbaftes Beginnen und zwingen, um der nationalen Ehre und der 
Freiheit Deutfchlands willen, den Kampf aufzunehmen; und bei einer fo 
gerechten Sache dürfen wir vertrauenspoll auf den Beiſtand Gottes hoffen; 
wie wir fchon jet des Beiftandes der gefammten deutfchen Nation durch 
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die fich immer fteigernden Beichen der freubigen Opferwilligkeit ſicher find, 

und auch die Zuverficht hegen dürfen, daß Frankreich für einen fo muth- 

— u jo rechtslos heraufbeſchworenen Krieg keinen Bundesgenoſſen 
en werde.“ 


Die Kriegserklaͤrung Frankreichs. 


19. Inlt wird die Kriegserklärung durch ben franzöſtſchen Geſchäftsträger 
Le Sourd dem Bundeskanzler Grafen von Bismard übergeben. 


„Der unterzeichnete Geſchäftsträger Frankreichs hat in Ausführung der 
Befehle, die er von ſeiner Regierung erhalten, die Ehre, folgende Mit⸗ 
theilung zur Kenntniß Sr. Excellenz des Herrn Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten Sr. Majeſtät des Königs von Preußen zu bringen. 

die Regierung Sr. Majeſtät des Kaifers der Franzoſen, indem fie ben 
Plan, einen preußifdden Prinzen auf den Thron von Spanien zu er- 
heben, nur als ein gegen bie territoriale Sicherheit Frankreichs gerichtete® 
Unternehmen betrachten Tann, bat ſich in bie Nothwendigkeit verjetst ge- 
funben, von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen bie VBerfiherung zu 
verlangen, daß eine ſolche Kombination fi nicht mit feiner Zuſtimmung 
verwirklichen Fönnte. 

Da Se. Majeftät der König von Preußen fich geweigert, dieſe Juficherung 
zu ertbeilen, und im Gegentbeil, dem Botichafter Sr. Majeftät des Kaiſers 
der Franzoſen bezeugt bat, daß er ſich für diefe Eventualität, wie für 
jebe andre, die Möglichkeit vorzubehalten gebente, Die Umflänbe zu Rathe 
zu ziehen, jo bat bie kaiſerliche Regierung in biefer Erflärung des Königs 
einen Frankreich ebenfo wie das allgemeine europäiſche Gleichgewicht be» 
drohenden Hintergedanken erbliden müffen. 

Diefe Erflärung ift noch verihlunmert worben a bie den Kabinetten 
zugegangene Anzeige von ber Weigerung, den Botichafter bes Kaiſers 
zu * angen und auf irgend eine neue Auseinanderſetzung mit ihm ein⸗ 
zugehen. 

In Folge deſſen hat die franzöſiſche Regierung die Verpflichtung zu 
haben geglaubt, unverzüglich für bie Vertheidigung ihrer Ehre und ihrer 
verlegten Interefien zu forgen, und, entichloffen, zu biefem Endzwed 
alle durch die ihr gefchaffene — gebotenen Maßregeln zu ergreifen, 
betrachtet fie ſich von jetzt an als im Kriegszuſtande mit Preußen. 


A, Außerordentliche Keichstagsſeſſiun. 


1870. 15. Zul. Rückkehr des Könige Wilhelm von Ems 
nah Berlin. 


Eröffnung der aufßerordentlichen Reichstags - Seffion. 


19. Zuli. Thronrede Str. Majeftät ded Königs. 


Geehrte Herren vom Neichstage des Norddeutichen Bundes! 


„Als Ih Sie bei Ihrem legten Zufammentreten an diefer Stelle im 
Namen der verbündeten Regierungen willkommen hieß, durfte Ich es 
mit frendigem Dante bezeugen, daß Meinem aufrichtigen Streben, ben 
Wünſchen der Böller und den DBedürfniffen der Eirifilation durch Ver⸗ 
hütung jeder Störung des Friedens zu entſprechen, der Erfolg unter 
Gottes Beiſtand nicht gefehlt habe. 

Wenn nichtsdeſtoweniger Kriegsdrohung und Kriegsgefahr den ver⸗ 
bündeten Regierungen die Office auferlegt haben, Sie zu einer außeror- 
dentlihen Seffion zu berufen, jo wird in Ihnen wie in Uns die Ueber 
zeugung lebendig jein, daß der Norddeutſche Bund die deutjche Volkskraft 
uiht zur Gefährdung, fondern zu einer ſtarken Stüge des allgemeinen 
Friedens auszubilden bemüht war und daß, wenn Wir gegenwärtig diefe 
Volkskraft zum Schuße Unferer Unabhängigkeit aufrufen, Wir nur dem 
Gebote der Ehre und der Pflicht gehorchen. 

Die jpanifhe Thron» Candidatur eines deutjchen Prinzen, deren 
Auffiellung und Beſeitigung die verbündeten Aegterungen glei fern 
fonden und die für den Norddeutfchen Bund nur infofern von Intereſſe 
war, als die Hegierung jener und befreundeten Nation daran die Hoff 
zung zu Inüpfen fchien, einem vielgeprüften Lande die Bürgjchaften einer 
geordneten und friedliebenden Regierung zu gewinnen, bat dem Gouver⸗ 
nement des Kaiſers der Franzoſen den Vorwand geboten, in einer dem 
diplomatiichen Verkehre feit langer Zeit unbelannten Weife den Kriegsfall 
zu ftellen und denjelben, auch nad Beſeitigung jene® Vorwandes, mit 
jener Geringſchätzung des Anrechts der Völker auf die Segnungen des 
Friedens feitzubalten, von welder die Gejchichte früherer Beherrſcher 
Frankreichs analoge Beifpiele bietet. 

Hat Deutfchland derartige Bergewaltungen feines Rechts und feiner 
Ehre in früheren Jahrhunderten ſchweigend ertragen, fo ertrug fie es nur, 


Furſt Bismard. IL 4 
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weil es in feiner Zerriffenheit nicht wußte, wie ſtark e8 war. Heut, 
wo da8 Band geiftiger und rechtlicher Einigung, welches die Befreiungsfriege 
a len begannen, die deutfhen Stämme je länger, deſto inniger ver» 
indet; heut, wo Deutichlands Rüftung dem Feinde feine Deffnun 
mehr bietet, trägt Deutichland im ſich felbft den Willen und die Kraft 
der Abwehr erneuter franzöjifcher Gewaltthat. 

Es ift feine Ueberhebung, welde Mir diefe Worte in den Mund 
legt. Die verblindeten Regierungen, wie Ich felbft, Wir handeln in dem 
vollen Bemußtfein, daß Sieg und Niederlage in der Hand des Lenkers 
der Schlachten ruhen. Wir haben mit klarem Blicke die VBerantwortlich- 
feit ermeſſen, welche vor den Gerichten Gottes und der Menſchen den 
trifft, der zwei große und friedliebende Völker im Herzen Europas zu 
verheerenden Kriegen treibt. 

Das dentjche, wie das franzöſiſche Bolt, Beide die Segnungen chriſt⸗ 
liher Gefittung und fleigenden Wohlftandes gleichmäßig geniegend und 
begehrend, find zu einem heilfameren Wettlampfe berufen, als zu dem 
blutigen der Waffen. 

Doh die Machthaber Frankreichs haben es verftanden, das wohl» 
beredhtigte, aber veigbare Selbſtgefühl vo ir roßen Nachbarvolkes 
durch berechnete Mißleitung für perjönliche Intereſſen und Leidenfchaften 
außzubeuten. 

Se mehr die verbündeten Regierungen fich bewußt find, Alles, was 
Ehre und Würde geftatten, gethan zu haben, um Europa die Segnungen 
des Friedens zu bewahren, und je unzweideutiger e8 vor Aller Augen 
liegt, daß man uns dad Schwert in die Hand gezwungen bat, mit um fo 
größerer Buperficht wenden wir uns, geftügt auf den einmüthigen Willen 
er deutfchen Regierungen des Südens wie des Nordens an die Vater- 
landsliebe und Opferfreudigleit des bdeutfchen Volles mit dem Aufrufe zur 
Bertheidigung feiner Ehre und feiner Unabhängigfeit. 

Wir werden nad) dem Beifpiele unferer Väter für unfere Freiheit 
und für unſer Recht gegen die Gewaltthat fremder Eroberer kämpfen und 
n biefem Kampf, in dem wir fein anderes Ziel verfolgen, als ben 
Frieden Europas dauernd zu fihern, wird Gott mit uns fein, wie er mit 
unfern Vätern war.“ 


Mitteilung der Kriegserflärung an den Reichstag 
in ber 1. Sikung (am 19.) unmittelbar nad ber Eröffuungs -Situng. 
Bundeskanzler Graf von Bismarck. 


„Ich theile dem Hohen Haufe mit, da mir der franzäfifche Ge⸗ 
fhäftsträger hente die Kriegserllärung Frankreichs überreicht Hat. 

Nach den Worten, die Se. Majeftät foeben an den Reichstag ge 
richtet hat, füge ich der Mittheilung diefer Thatfache nichts meiter hinzu,“ 
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Mittheilungen des Grafen von Bismarck au ben 
Buudesrath und Reichötag Über die politifhe Lage. 


Erfte Mittheilung im Bundesrath. 
(Aus dem Protofoll der Sitzung vom 16. Juli 1870.) 


„Die Ereignifle, durch welche Europa im Laufe der letzten „piergehn 

Tage aus dem Buftande. einer feit Jahren nicht erlebten Ruhe ⸗ 

bruch eines großen Krieges geführt ift, Gene fich fo ehr vor Aller Augen 

vollzogen, daß eine Darftellung der Geneſis der augenblidlichen Lage 

oa a ndered jein kann, als eine Zufammenftellung bekannter 
atfachen 

Man weiß auß den Mittbeilungen, welche der Herr Präfident des 
ſpaniſchen Miniſterraths am 11. v. M. in der S Sitzung der conflituirenden 
Cortes machte, aus der, durd) die Preffe veröffentlichten Circular⸗Depeſche 
des ſpaniſchen Herrn Miniſters des Auswärtigen vom 7. d. M. und auß 
einer Erklärung, welche Herr Salaz ar 0 Mazarredo vom 8. d. M. in 
Madrid druden lie * daß die Ipaniice egierung feit Monaten mit Gr. 
Durdlaudt dem bpringen Leopold von Hohenzollern über bie 
Annahme der jpanifchen Krone unterhandeln ließ, daß diefe dem Herrn 
Salazar übertragenen Unterhandlungen, ohne Betheiligung oder Da⸗ 
zwilchenfunft irgend einer andern Regierung unmittelbar mit dem Prinzen 
und deſſen erlauchtem Bater geführt wurden, und daß Se. Durdlaudt 
Re endlich entihloß, bie Thron⸗Candidatur anzunehmen. Se. Majeftät 

der König von Preußen, welchem hiervon Anzeige gemacht wurde, hat 
nicht geglaubt, dem, von einem großjährigen Fürften nad) reiflicher lieber 
legung und im Einverſtändniſſe mit deſſen Herrn Vater gefaßten Ents 
ſchluſſe entgegentreten zu ſollen. 

Dem Auswärtigen Amte des Norddeutſchen Bundes, wie der Re⸗ 
gierung Sr. Majeſtät bed Königs von Preußen waren diefe Torgän gänge 
voliftändig fremd geblieben. Ste erfuhren erft durch das am 3. 
Abends aus Paris abgegangene Havas’iche Telegramm, daß das —8* 
Miniſterium eſglogen habe, dem Prinzen die Krone anzubieten. 

d. M. erſchien der —* franzöfiihe Herr Beihpäjtöträger 
auf m Ausioärtigen Amte. Im Auftrage Feiner Negierung gab er der 
peinlihen Empfindung Ausdrud, welde die von dem Marſchall Prim 
beftätigte Racriht von der Annahme der Candidatur durch den Prinzen 

in Paris hervorgebracht habe und fragte er, ob Preußen bei der Sache 
beibeifigt fei. Der Herr Staatsſekretair erwiderte ihm, daß die Angele⸗ 
genden für die preußiſche Regierung nicht eriftire und letztere nicht in der 
sage „ieh * etwaige —— des ſpaniſchen Meinifter » Präfidenten 

Pingen Auskunft 

in van ben Zage ie ber Herr Botſchafter des Bundes zu Paris 
mit dem Heren Duc de Gramont eine Unterhandlung über den näm⸗ 
lichen Gegenftand, welcher aud der Herr Minifter Ollivier beimohnte. 
35 franzöſiſche Herr Miniſter ſprach ebenfalls den peinlichen 

d aus, —8*— die Nachricht gemacht habe. Man wiſſe nicht, ob 
—* in die Verhandlun eingemeiht jet, ve öffentlige Meinung werde 
es glauben, und in dem Geheimniß, welches bie Berhanblung umgeben 
babe, ein unfreundliches Verfahren nicht bios Spaniens, ſondern beſonders 
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Preußens erbliden. Das Ereigniß, wenn es fich wirklich vollgiche, werde 
eeignet fein, die Fortdauer des Friedens zu compromittiven. Man appel⸗ 
—* daher an die Weisheit Sr. Majeſtät des Königs, welche einer ſolchen 
Combination nicht zuſtimmen werde. Der ger inifter hielt e8 für ein 
lückliches Sf een daß der Herr Botfchafter, welcher ſchon acht 
Eoge vorher die Erlaubniß nachgeſucht und erhalten hatte, Sr. Majeftät 
dem Könige von Preußen in Ems aufzumarten, den folgenden Tag für 
feine Abreife beftimmt babe, alfo im Stande fei, die Eindrüde, welche in 
Paris berrichten, aus friiher Anfchauung vortragen zu können, und er- 
fuchte ihn, ihm etwaige Mittheilungen auf telegrophififem Wege zugehen 
zu laſſen. Der Herr Botfchafter fonnte auf diefe Eröffnung nur erwidern, 
aß ihm von der Angelegenheit gar nichts befannt ſei, zugleich übernahm 
er e8, die ihm gemachten Mittheilungen zur Kenntnig Sr. Majeftät des 
Königs zu bringen. Er trat am 5. die Reife nad) Ems an, welde er 
unter den obwaltenden Umftänden unterlafien haben würde, wenn er nicht 
geglaubt hätte, dem ihm kundgegebenen Wunfche nach rafcher Ertheilung 
on Jaformation und raſcher Surficgabe von Aufflärungen ent|prechen 
u follen. 

’ Am Tage feiner Abreife brachte Herr Cochery im Corps lögislatif 
eine Interpellation über die fpanifche Yrage ein. Schon am folgenden 
Tage, bevor ed möglich war, daß der Herr Botichafter irgend eine Nach» 
richt aus Ems hätte nach Paris gelangen laſſen können, beantwortete der Herr 
Duc de Gramont diefe Interpellation. Seine Antwort, obgleich fie davon 
ausging, daß die Einzelnheiten der Verhandlung noch nicht befannt feien, 
gipfelte in dem Sage, daß Die rangäfiige Regierung nit glaube, durch 
die Achtung vor den Rechten eines Nachbarvolles verpflichtet zu fein, zu 
dulden, daß eine „fremde Macht“, indem fie einen ihrer Prinzen auf den 
Thron Carl V. fee, zum Nachtheile Frankreichs das gegenwärtige 
Sleihgewiht der Kräfte in Europa ftören und das Intereſſe und die 
Ehre Frankreichs gefährden dürfe. 

Nach einer folden Erklärung war der Herr Botichafter nicht mehr 
in der Lage, Aufflärungen nad Baris elangen zu laffen. Sein dafiger 
Bertreter wurde am 9. d. M. von der Sachlage in Kenntniß sejett, wie 
fie fhon am 4. dem Herren Geſchäftsträger Frankreich bier bezeichnet 
war. Die Angelegenheit, wurde ihm gejagt, geht nicht Preußen und 
Deutichland, jondern nur Spanten und deffen Thron» Gandidaten etmas 
an. Die Verhandlungen mit dem legteren bat der Marſchall Brim ohne 
Betheiligung Preußens direft führen laffen. Se. Majeftät der König von 
Preußen babe aus Achtung für den Willen Spanien? und des Prinzen 
eine Einwirkung auf dieſe Verhandlungen weder üben wollen, noch geübt, 
und daher die Kandidatur weder befördert, noch vorbereitet. 

Inzwiſchen hatte die kaiſerlich franzöſiſche Regierung ihren auf Urlaub 
in Wildbad weilenden Botfchafter bei Sr. Majeftät und dem Bunde 
beauftragt, fi nad) Ems zu begeben. Herr Graf Benedetti wurde am 
9. Zuli von Sr. Majeftät wohlmollend empfangen, obſchon der Aufenthalt 
des Königs im Bade und die Abweſenheit aller Miniſter gefchäftliche An⸗ 
forderungen an Se. Majeftät auszuſchließen fchienen. Die Deittheilungen 
des Botjchafters fimmten mit den Eröffnungen überein, welche der Herr 
Duc de Gramont dem Herrn Frhrn. v. Werther gemacht hatte; er 
appellirte an die Weisheit Sr. Majeftät, um durch ein an den Prinzen 
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zu richtendes Verbot das Wort zu fpredden, welches Europa die Aube 
wiedergebe, Es wurde ihm ermwidert, daß die Unruhe, von welder Europa 
erfüllt jet, nicht von einer Handlung Preußens, fondern von den Erflä- 
rungen der faiferlihen Wegierung im Corps lögislatif herrühre. Die 
Stellung, welche Se. Majeſtät der König, als Familienhaupt, zu der 
Frage eingenommen, wurde als eine außerhalb der Staatsgeſchäfte lie⸗ 
ende bezeichnet, und eine jede Einwirkung auf den Fürſten und den 
rinzen von Hohenzollern, als ein Eingriff in deren berechtigte freie 
Selbhbefimmung abgelehnt. 

So mar es denn aud ein Alt freier Selbfibeftiimmung, daß der 
Erbprinz am 12.d. M, im Gefühle der VBerantwortlichkeit, welche er, der 
eingetretenen Sachlage gegenüber, durch die Aufrechthaltung feiner Can⸗ 
didatur übernommen haben würde, diefer Kandidatur entjagte und ber 
ſpaniſchen Nation die Freiheit ihrer Initiative zurüdgab. Die preufifche 
Regierung erhielt die erfte Nachricht von diefem Schritte aus Paris, “Der 
daſige ſpaniſche Gefandte überbrachte nämlich daB Telegramm des Fürften 
dem Herrn Duc de Gramont in dem Augenblid, als letzterer den Herrn 
Frhru. v. Werther empfing. 

Der Botfchafter hatte am 11.d. M. Ems verlafien und war am 12. 
wieder in Paris eingetroffen. In einer Unterredung, melde er an dem⸗ 
felben Tage mit dem Herrn Duc de Gramont hatte, erklärte leßterer 
die eingegangene Entfagung ald Nebenfadhe, da Yranfreich die Thronbe⸗ 

eigung bes Prinzen we; niemals zugelafien haben würde. In den 

ordergrund ftellte er die Verlegung, welche Frankreich dadurch zugefligt 
ſei, daß Se. Majeftät der König von Preußen dem Brinzen die Annahme 
der Candidatur erlaubt habe, ohne Sich vorher mit Frankreich zu bes 
nehmen. Er bezeichnete als ein befriedigendes Mittel zur Ausgleichnng 
diefer Berlegung ein Schreiben Sr. Majeftät des Königs an Se. Ma- 
jeftät den Kaifer der Franzoſen, in welchem außgelprnden werde, daß 
Se. Majeftät der König, bei Ertheilung jener ih nicht babe 
glauben können, dadurd den Intereflen und der Würde Frankreichs zu 
nabe zu treten und fi der Entjagung des Prinzen anjchließe. 

Am Tage darauf ftellte Herr Graf Benedetti, als er Sr. Majeftät 
dem Könige in Ems begegnete, an Allerhöcjtdiefelben dad Anfinnen, daß 
Sie die Berzichtleiftung des Prinzen approbiren und die VBerficherung er» 
tbeilen follten, daß auch in Zukunft diefe Kandidatur nicht wieder aufge 
nommen werden würde. Herr Graf Benedetti ift hierauf von Gr. Ma⸗ 
jeftät nicht weiter empfangen worden. Dem Botſchafter des Norddeutfchen 
Bundes gegenüber hat der Duc de Gramont vorftehenden Forderungen 
noch die eines entjchuldigenden Schreibens Sr. Majeſtät des König an 
den Kaiſer Napoleon hinzugefügt. 

Es it der vorftehenden Schilderung der Thatfahen nur eine Bes 
merlung hinzuzufügen. Als Se. Majeftät der König von Preußen von 
den zeoiichen der |panifchen Regierung und dem Prinzen geführten Ber» 
bandlungen außeramilih Kenntniß erhielten, geſchah dies unter der 
ausdrüdliden Bedingung der Geheimhaltung. In Betreff eines 
fremden Geheimnifjes, welches weder Preußen noch den Bund berührte, 
fonnten Se. Majeftät keinen Anftand nehmen, die Geheimhaltung zuzu« 
fagen. Allerhöchftdiefelben haben daher Ihre Regierung von der Ange- 
legenheit, welche für Sie nur eine Familienſache war, nicht in Kenntniß 
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geſetzt, und hatten das Benehmen mit anderen Regierungen, foweit folches 
erforderlich fein konnte, von der fpanifchen Regierung oder deren Thron⸗ 
Sandidaten erwartet und denjelben überlafien. Das Verhältniß, in wel⸗ 
dem die fpanifche Regierung zu der benachbarten franzöfifchen fteht und 
die perjönlichen Segiehungen, welche zwiſchen dem fürftlich hohenzollernſchen 
Haufe und Sr. Majeftät dem Kaifer der Franzoſen fett langer Zeit ob» 
walten, eröffneten einem unmittelbaren Benehmen der wirklich Betheiligten 
mit Frankreich den einfachiten Weg. 

Die dahen verbündeten Negierungen werden ermefien, wie wenig 
unter diefen Umftänden das Bundes⸗Praſidium darauf gefaßt fein fonnte, 
zu erfahren, daß die he Regierung, deren Intereſſe an der ſpa⸗ 
nifhen Frage ihm auf die Verhütung einer republifanifchen oder orlea- 
niftiichen Entwidtung ſich zu begrenzen fchien, in der Annahme der Throns 
Eandidatur dich den Prinzen von Hohenzollern eine ihr zu efigte Kränkung 
erblid. Wäre es dem franzöfifhen Cabinet le ig ih darum 
ji thbun gewefen, zum Zwede der Bejeitigung diefer Can— 

idbatur die guten Dienfte Preußens in Anfprud zu nehmen, 
fo hätte fi demfelben hierfür in einem vertraulichen Be— 
nehmen mit der preußifchen Regierung der einfadhfte und 
geeignetfie Weg dargeboten. Der Inhalt der vom Herrn Duc 
e Gramont im Corps lögislatif gehaltenen Rede ſchnitt da- 
egen jede Möglichkeit folder vertrauliden Erörterung ab. 
ie Aufnahme, welche diefe Rede in der genannten Berfammlung fand, 
die von der franzöfifchen Megierung feitdem eingenommene Haltung, die 
pon ihr geftellten unannehmbaren Zumutbungen Tonnten dem Bundes⸗ 
Präfidium keinen Zweifel mehr darüber laffen, daß die fran— 
zöjiihe Regierung es von vornherein darauf abgefehen hatte, 
entweder feine Demüthigung oder den Krieg herbeizuführen. 
Der erfteren Alternative fi) zu fügen, war unmöglich. Die Leiden, welche 
mit dem Ausbruch eines Krieges zwifchen Deutfchland und Frankreich im 
Centrum der emropäifhen Civilifation unausbleiblich verbunden find, 
machen den gegen Dentichland geübten Zwang zum Kriege zu einer 
chweren Berjündigung an den Intereſſen der —— Die öffentliche 
eimung Deutſchlands bat dies empfunden. Die Erregung des deutjchen 
Nationalgefühls giebt davon Zeugniß. Es bleibt feine Wahl mehr als 
ber Krieg oder bie der franzöflichen Regierung obliegende Bürgfchaft 
gegen Wiederkehr ähnlicher Bedrohung des Friedens und der Wohlfahrt 

opas.“ 


Der Freiherr von Frieſen erklärte: 

„Im Namen ber Königlich ſächſiſchen Regierung, welche, wie ich annehmen 
barf, hierin mit allen Übrigen Hoben Bundes - Kegierungen im vollen Einflange 
fi befindet, fpreche ich Das Einverſtändniß mit allen bisherigen Schritten bes 
Bundes - Präfibiums und mit der von Preußen kundgegebenen —2 der 
—— aus. Frankreich will den Krieg. Möge derſelbe denn möglichſt ſchnell 
und kraͤftig geführt werden!“ 


Die Bevollmächtigten der übrigen Bundes- Regierungen 
traten jämmtlich der Grllärung Königreich Sachſens bet. 
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Mittheilungen an den Reichstag. 


Erklaͤrung des Bundeskanzlers Grafen von Bismard . 
m der Sitzung vom 20. Suli 1870. 


„Meine Herren! Ich hatte mir vorgenommen, dem Weichstage die 
— der Aktenſtücke heut vorzulegen, welche ſich über die Ent⸗ 
wicklung des vorliegenden Kriegsfalles in den Händen der Regierun 
befinden; fie find mir noch nicht zur Hand, ich erwarte fie jedo 
im Augenblick. 

Ich habe einftweilen nur zu erllären, daß fich wohl felten ein fo 

wichtiges europäifches Ereignig vollzogen und zwiſchen den verfchiebenen 
Höfen vorbereitet hat, wo die Zahl der Altenftüde, in denen der Ges 
eterſcher dereinſt die Urſache ſuchen wird, ſo karg bemeſſen wäre, 
wie hier. 
Wir haben nämlich von der kaiſerlich franzöſiſchen Re— 
gierung in der ganzen Angelegenheit nur eine einzige amts 
ihe Mittheilung erhalten: e8 tft dies die gefirige Kriegs— 
erllärung. 

Es ift dies die erfte und einzige amtlihe Eröffnung, welche feit der 
Anfrage des frangöfiicen Gefchäftsträgere — ich glaube am 5. oder 4. 
—, was wir von der Sade müßten, und unfrer Antwort, J wir nichts 
davon müßten, überhaupt unſeres Wiſſens von Seiten der franzöſiſchen 
Regierung ausgegangen, jedenfall an uns mitgetheilt if. Alle Bes 
fpredhungen, die ber Gral Denedetti, mag er feine Eigenfchaft als 
franzöfifcher Botjchafter dabei geltend gemacht haben oder nicht, die er 
an einem Badeorte unter vier Augen mit Sr. Majeftät meinem aller» 
nädigften Herrn gehabt hat, find, wie jedem Kenner internationaler Ber: 
Dan lungen ohne Berfiherung geläufig fein wird, Geſpräche perjönlicher 
und privater Natur, die für internationale Verbältniffe keine amtliche Be⸗ 
Deutung haben. 

uch alle perfönlichen Erklärungen, die man von Sr. Majeftät dem 
Könige dort im Wege anjcheinend wohlwollender Privatlonverjation 
erlangen verfucht hat und die vielleicht, wenn Se. Majeftät nicht die 
eigene Feſtigkeit des Eharakter8 auch auf die Haltung im Privatleben 

ügen, hätten erreicht werden können, würden doch niemals ide 
ute gemeien fein, jondern perfönliche Heußerungen, fo lange 
der Dionar nicht in diefer Seiner ftaatSrechtlichen Eigeniget anderweitig 
befräftigt und dadurch Seinen Willen bekundet hätte, fie zu Staatsalten 


machen. 
. Nachdem ich dies über die franzöſiſche Rriegäerflärung vorausge⸗ 
ſchickt habe, erlaube ich mir einen kleinen Blick auf die anderen Altenſtücke 
werfen, die hauptfächlich in Mittheilungen des auswärtigen Amtes des 
Bundes befteben, die ergangen find, nachdem die Sache ſchon nicht mehr 
ut zu maden war, um ben andern Regierungen darzulegen, wie bie 
Ding fih entwidelt hatten. 

Es enthalten diefe Mittheilungen das befannte Zeitungstelegranm, 
weldyes dem franzöfiihden Miniſterium als ſchließlich einzige Urfache des 
Krieges übrig geblieben ift und auch nur dadurch zu dem Zwecke benutzt 
werben konnte, daß man es als eine Note bezeichnet hat, die von Seiten 
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der Töniglichen Regierung an andere Regierungen erlafien if. Ich will 
mid ur die Definition von Noten nicht einlaften, aber die Mittheilung 
eines Zeitungstelegrammd, die dazu beftimmt war, unjere Bertreter bet 
den deutjchen und den andern Regierungen, die wir ung befreundet bielten, 
darüber zu orientixen, wie die Entwidlung der Sache augenblidlich Liegt, 
und wie unfere Stimmung eine feftere fei, als auf anderer Seite vielleicht 
eglaubt wurde, nachdem wir an den Grenzen, die uns die nationale 

re zieht, angekommen zu fein glaubten — eine Her Beitungsmit- 
theilung bat das franzöfifche Meinifterium öffentlich als Note qua— 
lifizirt. Die Herren haben fi) wohl gehütet, dem Drängen der wenigen 
bejonnenen Oppofitiond- Mitglieder in Paris nachzugeben und dieſes 
Ültenftüd vorzulegen; denn das ganze Gebäude, die ganze Unter- 
lage der Kriegserllärung wäre in Nichts verflogen, fobald 
die Volksvertretung dieſes angebliche Altenftüd gelannt hätte 
und namentlich feine Form — es war fein Altenftüd, es war ein benach⸗ 
richtigendes Telegramm. 


Nr. 2 und 3 find zwei bereit3 anderweitig veröffentlichte authentifche 
Darftellungen der im Grunde nicht flaatlichen, aber doc für die Geneſis 
der Gituation im hohen Grade wichtigen Vorgänge in Ems, die den 
Herren bereit8 aus den Zeitungen befannt find, denen aber doch ein 

rößeres Anfehen dadurch verliehen wird, daß fie, wie fie e8 ihrem Ur⸗ 
(range nah verdienen, unter die amtlichen Altenftlide aufgenommen 
werden. 


Dann viertend ein Bericht des Freiberen v. Werther aus Paris 
pom 12. Juli. Dies ift ein amtliches Altenftüd, welches zwifchen preußi- 
ihen Behörden, aber immer noch fein foldhes, das ggeiiden Frankreich 
und Preußen gewechſelt it Diefer Beriht des Norddeutihen Bot—⸗ 
ſchafters erzählte und theilte mit den Inhalt einer Unterredung, melde 
er mit dem franzöfifhen Minifter der ausmärtigen Angelegenheiten und 
gleichzeitig mit dem Juſtiz⸗Miniſter Herrn Ollivier gehabt hatte. Der 
eriht gab und Nachricht von den befannten unannehmbaren Forderungen 
eines Entjhuldigungsbriefes, den Se. Majeſtät zu fchreiben habe, und 
ab deſſen Inhalt an. Sch babe dem Botichafter darüber feine amtliche 
ntwort ertbeilt, als diejenige, ich wäre überzeugt, daß er die mündlichen 
Eröffnungen des franzöftichen Miniſters mißverftanden hätte; und jeden- 
falls weigerte ih mid, in meiner Eigenfhaft als verantwort— 
liher Minifter, diefen Beriht Sr. Majeftät zur amtliden 
Berbandlung vorzulegen. Wenn die franzöfiihe Wegierung uns 
Mittheilungen der Art zu machen babe, fo möge fte fie felbft redigiren 
und ung durch den Botfhafter Frankreichs bier in Berlin überreichen. 


Yünftens ein Circular vom 18. Juli zur Mittheilung der vorftehenden 
vier Schriftftüde an die deutjchen und andere Regierungen. 


Sechſstens — und das ift nun daß einzige Altenftüd von der 
Urt, wie ihrer bei Entwidelung ähnlicher Kriſen fehr viele zur öffent 
lichen Kenntniß zu kommen pflegen — der Bermittelungsverfuch einer 
befreundeten Regierung, der königlich gesßbeitannifchen, nämlich ein 
Schreiben des englifcen Botſchafters Lord ugufus Loftus vom 
FR Su in engliiher Sprade, und fiebentes Ueberſetzung des Vor⸗ 
ehenden. 
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Achtens. Erwiderung des Bundeslanzlerd darauf. 

Da dieſes Aktenſtück dem Hohen Hauſe noch nicht bekannt iſt, ſo will 
ich mir erlauben, es vorzuleſen und die Herren werden auch daraus ſich über⸗ 
zeugen, daß das audmwärtige Amt des norddeutſchen Bundes die Richtungs⸗ 
Imie der Mäßigung und friedfertigen Ruhe auch in diefem legten Moment 
niht aufgegeben hat. 

Berlin, ben 18. Juli 1870. 

(Die engliichen Agenten fchreiben ung engliſch und mir antworten 
ihnen — 

Ew. Excellenz gefälliges Schreiben vom 17. d. M., worin der 
Gedanke, "daß Preußen und Frankreich die guten Dienſte einer 
befreundeten Macht zur Erhaltung des Friedens nachſuchen mögen 
und zugleih die DBereitwilligfeit des königlich großbritanniichen 
Gouvernements zu den etwa gewünfchten vermittelnden Schritten 
außgefprochen wird, babe ich mich beeilt zur Kenntniß Sr. Ma» 
jeftät des Königs zu bringen. Se. Majeftät bat mir befoblen, 
Em. Ercellenz zu erklären, wie dankbar Er das freundchaftliche 
und humane Beftreben, von zwei Nationen die Calamität eines, 
für die Wohlfahrt von ganz Europa verderblichen Krieges abzu- 
wenden, anerfenne, und wie Seine, Niemandem beſſer, als dem 
Gouvernement Ihrer Majeftät der Königin von Großbritannien 
befannte aufrichtige Friedensliebe Ihn immer geneigt mache, Sic) 
feiner Verhandlung zu entziehen, welche auf einer, für die Ehre 
und das Natinonalbemwußtjein Deutſchlands annehmbaren Baſis 
den Frieden zu fihern den Zmed hätte. Die Möglichkeit zur An⸗ 
knüpfung folder Verhandlung würde aber nur durch vorgängige 
Feſtſtellung der Bereitwilligkeit Frankreichs gewonnen werden. (E8 
iit ung äußerlich befannt, daß Frankreich den gleichen Schritt ab» 
lehnend beantwortet hat; von Seiten der königlich großbritannifchen 
Regierung ift ung darüber Deittheilung gemacht.) Frankreich hat die 
Initiative zum Kriege ergriffen und an derjelben feftgehalten, nach⸗ 
dem die erfte Eomplilation auch nach Englandd Meinung mas 
teriell bejeitigt war. Eine von unferer Seite jeßt zu ergreifende 
Snitiative zu Verhandlungen würde von dem nationalen Gefühle 
der Deutjchen, nachdem dafielbe durch Frankreich Drohungen tief 
verlegt und aufgeregt worden, mißverftanden werden. Unfere Stärke 
Ttegt in dem nationalen, dem Rechts- und Ehrgefühl der Nation, 
während die franzöfiiche Regierung bewiefen bat, daß fie dieſer 
Stüge im eigenen Lande nicht in gleichem Maße bedarf. 

Indem ich mich hiermit der Befehle Sr. Majeftät entledige und 
Em. :ıc. bitte, die Auffaffung Allerhöchfideflelben zur Kenntniß der 
degierung Ihrer Miajeftät der Königin zu bringen, benuge id) die 
Gelegenheit, um Em. ꝛc. die Verſicherung meiner ausgezeichnetften 

Hochachtung zu erneuern. 


v. Bismard. 
Er. Erc, Lord Auguftus Loftuß ıc. ıc. 
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Dann kommt ber franzöfiiche Tert der SKriegserflärung, die ja im 
Drud fon befannt iſt — in deutfcher Ueberjekung —, aber bier im 
franzöfifchem —— in den Alten des Reichstages abgedruckt werden 
wird, und das Circular an die Gejandten des Norddeutſchen Bundes zur 
Mittheilung an die Öefandten über die Urfachen, wie der Krieg entftanden 
fei, und über unfer Berhalten dazu. Es beiteht dieſes Eircular aus einem 
neuern, in der That das —*8* jetzt bildenden und einem etwa zwei 
Tage älteren, was bei der ſchnellen Entwickelung aber bereits veraltet 
war und nur noch nachträglih und hiſtoriſch mitgetheilt wurde, weil 
e8 auf der Grundlage berubte, daß die Kriegserklärung noch nicht 
ausgehändigt worden war, Der dert Präfident wird mir vielleicht ge⸗ 
ftatten, gleih nad der Sigung die nöthigen Beſprechungen über dieſe 
Nedaktion und Sonderung der, wie ich mich entichuldigen muß, 
etwas ungeordneten Sachen zu yelten die Herren werden es natürli 
finden, daß in diefen Zeiten die Arbeiten Tag und Nacht fo gehen, daß 
F Beamten kaum im Stande ſind, denſelben ohne Erſchöpfung zu 
olgen.“ 


Depeſchenwechſel zwiſchen dem Norddeutſchen 
Bunde und England. 


17. Juli. Mittheilung bes engliſchen Botſchafters Lord Loftus an den Bundes⸗ 
kanzler Grafen von Bismarck. 


„Herr Kanzler! Nach den Nachrichten, welche ver Regierung Ihrer Majeſtät 
zugelommen find, muß ich fürchten, Daß ein Bruch ber freundlichen Beziehungen - 
zwiſchen bem Norbbeutihen Bunde und Frankreich bevorſtehe und daß Krieg er⸗ 
folgen werbe. 

Die Regierung Ihrer Majeftät würde biefes große Unglüd für zwei be⸗ 
freunbete Mächte fowohl wie für gan Europa tief bedauern. Im Intereffe der- 
ſelben und in bem ber Menfchlichleit, bin ich von Ihrer Majeflät Gouvernement 
beauftragt, an bie Regierung Seiner Majeftät einen dringenben Anruf zu richten, 
begrünbet auf bem 23. Protofoll des Parifer Vertrages von 1856, mwoburd bie 
europäifchen Mächte übereingelommen find, irgend zwiſchen ihnen entſtehende Dif- 
ferenzen ben guten Dienften einer befreundeten Macht vorzulegen, ehe fie zu ben 
Waffen jchritten. 

In Uebereinfliimmung mit diefer weifen und humanen VBerabrebung, bin ich 
von bem Gouvernement Ggrer Majeftät beauftragt, ber Regie bes Königs 
von Preußen den Gedanken vorzutragen, — wie es in gleicher Weiſe ver Re⸗ 

ierung bes Kaiſers der Franzoſen geichehen ift, — daß, ehe fie zum Aeußerſten 
Pfreiten ‚ fie die guten Dienfle einer ober mehrerer befreunbeter Mächte anrufen 
möchten, zu bem Zweck, wo möglich, das Unheil bes Krieges noch abzuwenden. 

Ich bin ferner beauftragt zu erflären, daß Ihrer Majeftät Regierung 
bereit ift, irgenb welche vermittelnde Schritte zu thun, um welche fie erſucht 
werben möchte. 

Indem ic Ew. Excellenz von Seiten ber Regierung Ihrer Majeflät bie 
dringende Hoffnung ausſpreche, daß der Vorſchlag, welchen ıch jest Ew. Ercellenz 
u unterbreiten bie Ehre babe, bei ber Regierung Sr. Majeftlät bes Könige von 
Breußen eine günftige Aufnahme finden möge, benutze ich dieſe Gelegenheit x. x. 


(gez.) Auguſtus Loftus. 


Die Antwort des Grafen Bismarck auf dieſe engliſche Depeſche 
ſiehe vorſtehend. 
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Franzöſiſche Zurückweiſung der englifhen Ber: 
mittelung’).- 


Aus dem engliſchen Blaubuche. 


Lorb Lyons berichtet Über eine Unterrebung mit dem Herzog von Gra⸗ 
mont vom 18. Yıli.... „Bramont beauftragte mich, ber engliſchen Regie⸗ 
zung den Dank der Eniferlichen Regierung für bie freundlichen Benrühungen um 
eine frieblidde Löfung der Frage mit Preußen zu übermitteln. Die freundliche 
Bermittelung fei aber durch bie lebten Schritte ber preußifchen Regieruug un- 
möglich geworben. Dieje habe Frankreich infultirt, indem fie dem Publikum er- 
Härte, der König habe ben franzdfifchen Botfchafter beleidigt... . Der König 
habe in ber That den Herrn Benedetti nicht einmal mit der rohen Unböflich- 
keit behandelt, mit welcher bie preußifche Regierung prable. Aber biefe babe es 
jet für gut befunden, Deutichland und Europa zu erflären, Daß Frankreich in 
der Perſon feines Botſchaftere beleidigt worben fei. Und gerabe biefes Sich⸗ 
Drüften made die Beleidigung aus . .. . Frankreich Fönne baber ben von Eng⸗ 
land vorgeihhlagenen Modns zur Ausgleihung ber urſprünglichen Steeitfeage nicht 
an 0. ... Was nun die Behauptung bes Herrn v. Gramont betrifft, 
Daß alle Cabinette, an bie er fi) gewanbt, bie Beichwerben Frankreichs als be- 
rechtigt anzuerkennen ſchienen, fo verficherte er mich (Lord Lyons), daß er ganz 

sie beabfichtigte, die Regierung Großbritaniens in biefe Behauptung einzu- 
feßen, und baß er noch immer vente, er fei hiezu berechtigt gewefen. . . . Die 
Behauptung fei bei einem verbältuigmäßig frühen Stadium der Unterhandlungen 
gemacht worden, unb vor jener ‚Beieivigung, welche ertreme Maßregefn nothwenbig 
machte. . . . Ich fagte, daß die engliſche Regierung nicht im Stande geweſen fet, 
biejelbe Anfiht von biefem unglüdjeligen Streite zu gewinnen, als bie 
Regierung bes Kaiferd. .. . Ich Könnte nicht leugnen, daß bie enalijche Regie. 
zung Grund habe, fi enttäufcht, um nicht zu fagen, verlegt zu fühlen. an 
babe fie zu dem Ölauben gebracht, daß der Rücktritt des Prinzen Leopold von 
allen Anſprüchen auf den ſpaniſchen Thron Alles fei, was Frankreich verlange. 
Die engliiche Regierung habe fi) aufs Aeußerfte angeftrengt, um dies zu erlangen 
und jest fage man ihr, Krankreich verlange mehr. Wie dem auch fein möge, 
Togte ih zum Schluß, die freunbichaftfihe Stimmung, welche bas grüdlice Er⸗ 
gebniß eines langjährigen herzlichen Einverſtändnifſes zwiſchen den beiden Regie⸗ 
rungen und ben beiden Nationen fei, habe keine Schmälerung erlitten.” 


19. Juli. Circulardepeſche des Grafen von Bidmard an die 
Vertreter des Norddeutichen Bundes nach der franzöftichen 
Kriegderflärung. 

„Die kaiſerlich franzöfiiche Regierung bat durch ihren Geſchäftsträger 
das in Abjchrift anliegende Aktenftüd — ihre Kriegserllärung enthaltend 
— übergeben lafien. 

Es ift das die erfte und einzige amtliche Mittheilung, welche wir in 
der genen, die Welt feit vierzehn Zagen befchäftigenden Angelegenheit 
von kaiſerlich franzöfifchen Regierung erhalten haben. 

‚ als Motive für den Krieg, mit dem fie und überzieht, giebt fie 


an: 
die Ablehnung Sr. Majeftät des Königs, die VBerficherung zu geben, 
daß die Erhebung eines preußiſchen Prinzen 1 den Tpanifchen 
n nicht mit feiner Aufirmmmamg verwirklicht werden könne, 
und die angeblih den Cabineten gemachte Notififation von der 


®) Der Ueherfidt wegen bier eingeſchalten. 
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Weigerung, den ſranzbſiſchen Botfchafter zu empfangen und mit 
ihm weiter zu verhandeln. 

Wir aiaben darauf kurz folgendes zu erwiedern: 

Se. Majeftät der König, in voller Achtung vor der Selbſtſtändigkeit 
und Unabhängigkeit der fpaniichen Nation und vor der Freiheit der Entſchlüſſe 
der Prinzen des fürftlich rin aujes, hat niemals daran 8 
dacht, den Erbprinzen auf den fpanifchen Thron erheben zu wollen. Di 
an Se. Majeftät gefellten Borderungen von Zufagen für die Zukunft waren 
unberehtigt und anmaßend. Ihm einen Hintergedanlen oder eine feindliche 
Abficht gegen Frankreich dabei zuzufchreiben, ift eine willfürliche Erfindung. 

Die angebliche Notififation an die Eabinete hat niemals ftattgefunden, 
eben fo wenig wie eine Weigerung, mit dem Botfchafter des Kaiſers ber 
Franzoſen zu unterhandeln. Im Gegentheil hat der Botjchafter amtliche 
Berhandlungen mit der Föniglichen Regierung niemals verjuht, fondern 
nur mit Sr. Mojeftät dem König perfönlic und privatim im Bade Ems 
die Fragen befprocden. 

Die deutfhe Nation, innerhalb und außerhalb des Norddeutſchen 
Bundes, hat erkannt, daß die Forderungen der franzöflfchen Regierung 
auf eine Demüthigung gerichtet waren, melde die Nation nicht erträgt, 
und daß der Krieg, welcher niemals in den Abfichten Preußens liegen 
fonnte, und von Frankreich aufgeziwungen wird. 

Die gefammte civilifirte Welt wird erkennen, daß die Gründe, welche 
Frankreich anführt, nicht eriftiren, ſondern erfundene Vorwände find. 

Der norddeutfhe Bund und die mit ihm verbündeten Regierungen 
von Süddeutſchland proteftiren gegen den nicht prongzirten —* 
Deutſchen Bundes und werden — 86 mit allen Mitteln, die ihnen 
Gott verliehen hat, abwehren. 

Em. .... werden erſucht, von dieſer Depeſche und ihren Anlagen 
ber Regierung, bei welcher fie beglaubigt find, Abjchrift zu übergeben.“ 

v. Bismard. 


Adrefie des Reichstages. 


Die Adreſſe wurde vom Abg. Miguel und mehr als 150 Mitgliedern 
aller Fractionen beantragt. 

Bei der Beratbung (in der Situng vom 20. Juli) fagte der Antragfteller : 
„Die zahlreichen Unterfchriften, die der Entwurf ber Aoreffe aus allen Sractionen 
gefunden bat, bezeugen, daß die Einmüthigkeit, die in ber Nation berricht, fidh 
twieberfpiegelt in den Vertretern des Volles. In dem Augenblide, wo unfere 
Söhne unter die Waffen gerufen find, wo franzöfiiche Truppen an unfere Grenzen 
rüden, würbe ich fein unnöthiges Wort verantworten Finnen. 

Ih halte aber fein Wort für nöthig, die ſchlichten Gedanken, bie in meiner 
Adrefſe ausgefprochen find, noch näher zu motiviren und bitte Sie beshalb um 
einftimmige Annahme ber Abreffe.” 

Präfident Dr. Simfon: „Es meldet fi) Niemand zum Worte. Ich [ließe 
bie Debatte.“ 

Als der Präſident erklärt, daß er die Adreſſe verlefen werbe, erhebt fich 
das ganze Haus. Die Verlefung erfolgt dann unter feierliher Stille und ge- 
panntefter Aufmerkfamtleit. 

Bei der ſodann folgenden Abftimmung erhebt ſich das ganze Haus. 

Das Präfidium wird mit ber Ueberreihung ber Adreſſe beauftragt; dieſelbe 
fand noch am 20. Juli flatt. 
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Die Adreſſe ded Reichstages. 


Allerdurdhlauchtigfter, Großmädhtigfter, 
Allergnätigfter König und Herr! 
„Die erbabenen Worte, welde Em. Majeftät im Namen ber verbündeten 
a an uns gerichtet haben, finden im deutſchen Volle einen mächtigen 
Biederball. 
Ein Gebdante, ein Wille bewegt in dieſem ernflen Augenblide die beutfchen 


zen. 

Mit frendigen Stolze erfüllt bie Nation ber fittliche Ernft und bie hohe 
Würde, mit welder Ew. Majeftät die unerbörte Zumuthung des Feindes zurück⸗ 
ewieſen, ber uns zu bemüthigen gedachte, jest aber unter ſchlecht erfonnenen 
Bormänden bas Baterland mit Krieg überzieht. 

Das beutihe Volk Hat keinen andern Wunſch, als in Frieden und Freund⸗ 
ſchaft zu leben mit allen Nationen, welche feine Ehre und Unabhängigleit achten. 

Wie in der ruhmmeichen Zeit der Befreiungskriege zwingt uns heute wieder 
ein Rapoleon in ben heiligen Kampf für unfer Recht und unfere Freiheit. 

Wie damals, fo werben heute alle auf die Schlechtigfeit und bie Untreue 
ber Menſchen geftellten Berehnungen an ber fittlihen Kraft und dem entfchlof- 
jenen ®illen bes beutihen Volles zu Schanten. 

Der durch Mißgunft und Ehrſucht irre geleitete Theil des franzöflichen 
Volles wirb zu fpät die böſe Saat erkennen, weldhe für alle Völker aus dem 
blutigen Kampfe emporwächſt. 

Dem beſonnenen Theile dieſes Volkes iſt es nicht gelingen, das gegen bie 
Wohlfahrt Frankreichs nnd das brüderliche Zufammenleben der Böller gerichtete 
Verbrechen zu verhüten. 

Fr Deutiche Voll weiß, daß ihm ein fchwerer und gewaltiger Kampf be- 
vorſteht. 

Wir vertrauen auf die Tapferkeit und bie VBaterlandbsliebe unſerer bewaff⸗ 
neten Brüder, auf den unerſchütterlichen Entſchluß eines einigen Volles, alle 
Güter diefer Erte daran zu ſetzen, unb nicht zu dulden, daß der fremde Eroberer 
dem deutſchen Mann ben Naden beugt. 

Wir vertrauen der erfahrenen Führung des greifen Heldenlönigs, bes beut- 
hen Feldherrn, dem bie Vorfehung beichieben hat, den großen Kampf, den ber 
Jüngling vor mehr als einem halben Jahrhundert lämpfte, am Abenb feines 
Lebens zum enticheidenden Ente zu führen. 

Wir vertrauen auf Gott, beffen Gericht den blutigen Frevel ftraft. 

Bon den Ufern tes Meeres bis zum Fuße der Alpen hat das Boll fi 
auf den Auf feiner einmüthig zufammenfiehenten Fürften erhoben. 

Kein Opfer ift ibm zu fchwer. 

Die öffentlide Stimmung ber civilifirten Welt erlennt bie Gerechtigleit 
unferer Sache. 

Befreundete Nationen fehen in unferem Siege bie Befreiung von dem aud) 
anf ihnen laftenden Drude bonapartifher Herrſchſucht und bie Sühne bes auch 
an ihnen verlibten Unrechts. 

Das deutſche Volk aber wirb endlich auf ber behaupteten Wahlftatt ben 
von allen Bölkern geacdhteten Boden frieblicher und freier Einigung finden. 

Euer Majeflät und bie verbündeten deutſchen Regierungen ſehen uns, wie 
anfere Brüder im Süben, bereit. 

Es gilt unfere Ehre und unfere Freiheit. 

Es gilt die Ruhe Europas und die Wohlfahrt der Völker. 

In tieffter Ehrfurcht verharren wir 

Eurer Böniglihen Majeftät 
allerunterthänigfte, treugehorfamfte 
Der Reichstag bes Norddeutſchen Bunbes.“ 
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Erwiderung Sr. Majeftät ded König. 
Mittheilung des Präfibenten Dr. Simfon in der 3. Sitzung am 20. Inli Nachm. 


„Die Bräfidenten des Reichſtages haben die in der Sigung vom 
Vormittage befchloffene Adrefie Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
fhon bald nah 12 Uhr überreichen dürfen. Se. Majeftät ließen Id die 
Adreſſe vorlefen und ertheilten und demnächſt die Weilung, dem Reichs⸗ 
tage für die, wie der König fi wörtlich ansdrüdte, fo —* und er⸗ 
hebenden Aeußerungen voller Hingebung für das beutiche Vaterland feinen 
tief bewegten Dank auszuſprechen. Auch in de einftimmig befchlofienen 
Erflärmg erkennen Se. Majeftät ein Pfand das endliche und voll» 
fommene Gelingen der großen Aufgabe, die vor ihm und vor und Ein 
Auch daraus gewinne der König die Veftätigung feiner vollen Zuverficht, 
dag die Natiou diefe Aufgabe mit unermüdlicher Ausdauer zu verfolgen 
nimmer ablafien werde.“ 


20. Zuli. Einftimmige Bewilligung des beantragten Kredits 
von 120 Millionen Thalern. 


Schluß des Reichstages. 


21. Juli. Mittheilung des Bundeskanzlers Grafen von Bismarck 
(im Sitzungsſaale des Reichstages). 


„Die verbündeten Regierungen glauben den Wünfchen nnd Anſichten 
bes Reichstages entgegen zu kommen, wenn fie in biefer brängenden Zeit, 
wo ein Jeder von und, fer es durch Amts⸗, fet es durch eigene —— 
fo bald als möglich in andere Kreiſe gerufen wird, von den gewöhnlichen 
herkömmlichen Formen in Bezug auf den Schluß der Seffion abweichen 
und den Schluß bereits heute und in diefem Saale ausſprechen. 

Nah den Worten, welde Se. Majeftät der König zu zwei wieder⸗ 
holten Malen an den Reichstag gerichtet hat, würde e8 mir nicht geziemen, 
denjelben irgend etwas binzugufigen, wenn Se. Moajeftät mir nıdt aus⸗ 
drücklich befohlen hätten, dem Neichstag Seinen warmen und berzlichen 
Dank für die Schnelligkeit ımd Einmüthigleit auszufprechen, mit welder 
derfelbe feinerfeit8 den Bedürfniſſen des Baterlandes entgegengelommen 
if. Indem ich mich dieſes Allerhöchſten Befehls entledige, erfläre ich 
ag auf Allerhöchſten Präfidialbefehl die Sitzungen des Reichstages 

geſchloſſen.“ 

Präſident Dr. Simſon ſchloß die Sitzung mit fol- 
genden Worten: 

„Meine Herren! Die Arbeit der Vollsvertretung iſt ſomit für dies 
Mal vollbracht; nun wird das Werk der Waffen ſeinen Lauf nehmen. 

Möge der Segen des almäßtigen Gottes auf unlerm 
Bolte ruhen aud in diefem heiligen Krieg. Der oberfte Bun- 


besfeldberr der deutfchen Heere, König Wilhelm von Preußen, 
er lebe hoch!“ | 


d, Jeutſchlands Erhehung, 


1870. 16. Juli. Mobilmachungsordres in Sachſen, Bayern, 
Württemberg, Baden und Helfen. 


Die Schut- und Trutzbündniſſe und die ſüddentſchen 
Fürften. 

19. Zuli. König Ludwig von Bayern meldet dem König von 
Preußen, daß er die Mobilmahung feiner Armee befohlen 
habe, um diefelbe auf Grund des Bünbnißvertraged vom 
Auguft 1866 unter den Oberbefehl des Königs Wilhelm 
zu ftellen. 


20. Zuli. Telegramm bed Königs Wilhelm an König Ludwig 
von Bayern. 


„Rach erhaltenem Telegramm von Ihrem Minifterium babe Ich fofort 
da8 Commando über Ihre Armee übernommen und diefelbe der unter 
Meinen Sohn geftellten III. Armee überwiefen. Wir find durch uner- 
hörten Uebermuth auß dem tiefften Frieden in den Krieg geworfen. Ihre 
öcht deutſche Haltung hat auch Ihr Volk eleltrifirt, und ganz Deutſch⸗ 
lond fteht eimg zuſammen, wie nie zubor. Gott wolle Unfere Ssafjen 
(gnen in den Wechelfällen des Krieges! Ihnen perſönlich muß ich aber 

einen innigen Dank ausfprechen für die treue Feſthaltung der zwiſchen 
Uns beftehenden Verträge, auf denen das Heil Deutichlands ruht.“ 
" gez. Wilhelm Rex. 


Erwiderung ded Königd von Bayern: 


Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. 

‚ „Ihr foeben erhaltenes Telegramm hat in meiner Bruft den freudigften 
Wirderhall erweckt. Mit Begeifterung werben meine Truppen an ber 
Seite Ihrer ruhmgefrönten Waffengenoffen für deutfches Recht und deutfche 
Ehre den Kampf anfnehmen. Möge er zum Wohle Deutſchlands und 
zum Seile Bayerns werden!“ Ludwig Rex 
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Telegramm ded Könige von Württemberg an den 
König von Preußen. 


„Mit voller Zuverficht übergebe ich der bewährten Führung Em. 
föniglihen Majeſtät meine Truppen, feſt entfchlofien, mannhaft in ben 
Kampf für Deutfchland einzutreten. Rückhaltlos vertraue ich iu dieſem 
Kriege die Intereſſen Württembergd dem ritterliden Sinne Eurer Mas 


jeftät an.“ Rarl. 


Antwort des Königs von Preußen: 


„Ew. Majeftät haben getreu den zwifchen Uns beftehenden Verträgen 
Ihre Truppen unter Meine Befehle geftellt und find dieſelben Ipagell 
dem Commando Dteine® Sohnes, des Kronprinzen, zugetheilt. tt 
wolle Unfere gemeinfamen Anftrengungen fegnen bei —* Kampfe, 
damit endlich ein geſicherter Frieden Deutſchland zu erneuter Blüthe führe. 
Dank Ew. Majeſtät und der einmüthigen Geſinnung Württembergs ſieht 


Deutſchland in Feſtigkeit zuſammen.“ 
Wilhelm Rex. 


Bayern und der casus foederis. 


19. Juli. Erklärung bes Minifters Grafen von Bray bei Beratbung bes 
Geſetzentwurfs über den außerorbentlihen Milttärcrebit. 


(Der Ausihuß beantragte, den Erebit „zur Aufrechthaltung bewaffneter 
Neutralität“ zu bewilligen.) 

Graf Bray fette zunächft auseinander, daß Frankreichs Verhalten nach 
ber AZurüdziehung ter Hohenzollernihen Kandidatur beweife, daß man in Frank⸗ 
reich den Krieg wollte. Er fuhr dann fort: „Man hat in ber heutigen Situng 
ben casus foederis, feine Gejchichte und feine Anmwenbung für den gegebenen 
Fall bes Defteren beſprochen. Ich bin Mitunterzeichner dieſes Vertrages; ich weiß, 
wie er zu Stande kam, und babe meine Stellung zu bemfelben nie verleugnet. 
Als ich zu ber Ehre berufen wurde, bie Leitung der äußeren Angelegenheiten 
Bayerns zu Übernehmen, habe ich es ausdrücklich ausgeſprochen, daß ich zu biefem 
Vertrage ſtehe. Er ift ein Defenſivbündniß und nicht in jedem Falle verbindlich. 
Aber wenn ein Angriff auf beutiches Gebiet flattfindet, tritt er in Wirkfamleit, 
weil in biefem Bündniß bie gegenfeitige Garantie für das Gebiet ber Contra⸗ 
benten ausgeſprochen ifl. 

Diejer Fall Hat fRattgefunden, beutfhes Gebiet ift über- 
ſchritten, bie Kriegserklärung ift erfolgt. 

Die Regierung achtet im höchſten rate die Rechte diefer hoben Kanımer; 
aber fie verlangt andy die Achtung für bie ihr zuftehenden Rechte. Unter biefen 
Rechten des Königs fteht obenan die Entſcheidung über Krieg und Frieden. Es 
ift nicht zuläffig, daß die Kanımer die Bewilligung ber Öelbjummen an eine Be- 
dingung knüpfe: in biefem Falle müßte bie Regierung ihre Vorlage ale abgelehnt 
betrachten. Ich babe allerdings im Kusihun gefagt: Neutralität wäre für 
Bayern das wünſchenswertheſte, eine Wohlthat; fie mußte fi aber auf den 
ganzen Süben erfireden und von beiben kriegführenden Theilen garantirt werben. 

Schließlich habe ih noch mitzutheilen, daß die Regierung das Votum ber 
Abgeordnetenlammer mit ber Ruhe, welche Die Ueberzeugungstreue giebt, erwartet. 
Sollte das Botum beweijen, daß bie Kammer das Bertrauen zu 
den Männern, welde gegenwärtig an der Spike der Geſchäfte 
fteben, nicht habe — das Bertrauen, deſſen fie jegt mehr als je 
bebürfen — ſo werben biefelben Anderen Plak machen, welden 
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biefes im höheren Maß entgegengetragen wird; fie werden ihrer 
Uebergeugung getreu von ihrem Boften zurüdtreteu. Ich habe mit 
Gottes Gnade nicht bis heute getren gelebt, um jett am Abend 
meines Lebens meiner Uebergeugung untreu zu werben.“ 


Der Kriegs - Minifter von Prankh fagte: 


In diefer Debatte, wo bie Waffen ber Dialektik mit großer Kunft geführt 
werben, fomme es ihm ſchwer an, das Wort zu ergreifen; er verftehe als Soldat 
biefe Kunft nit. Den Muth dazu gebe ihm nur fein wohlbegrünbeter Auf ale 
„Partifulerift”. Die Lage fet Mar; die Kriegserklärung jei erfolgt. Auch bie 
Regierung babe eine klare Lage; biefe ſei erleichtert worden durch das fefte, männ- 
liche Eingreifen des Königs, ber ben casus foederis anerfannt babe. In ber 
Politil gelte weber Liebe noch Haß, lediglich das Intereffe enticheive. Das 
bayerifhe Interefie aber, bie berechtigte Selbfiflänbigleit Bayerns verlange es, 
baß Bayern feine Pflicht erfülle.. Wenn bie Regierung mit Erfolg, Sicherheit 
und ohne Wanlen in ihren Wege vorgehen jollte, brauche fie die Zuſtimmung 
ber Zanbesvertretung. Dieſe möge ſich genau prüfen, ob fie im Intereffe Bayerns 
oder ohne Wiffen und Willen in anderem Intereſſe handelte. 

Die Staatöregierung fei fih wohl bewußt geweien, welche Stürme fie mit 
ihrem Entichluffe für Bayern beraufführe; fie fenne bie Opfer, die dem Lande 
an Gut und Blut zugemutbet würden. Das alte taufenbjährige Bayern babe 
große Stiirme burchlebt, es werbe auch biefen Überbauern, feſt und nicht getrennt 
von den andern beutichen Staaten. 

Blieben wir neutral, fo wären wir ganz beſtimmt das Objelt, über das ſich 
die großen Streitenden in kürzeſter Zeit einigten. 

Bayern müffe jet beweifen, daß es als ſeübſtſtändiger Staat 
nit vergeffe, daß es aud ein beutfher Staat fei. Als Bartikularift 
vom reinften Wafler fage er das. 

Die nationale Idee beftehe, das laſſe fich nicht wegleugnen; es handle ſich 
un, der Idee jenes Bett anzumweilen, wo fie zu unfrem Frommen wire. 
Zeennten wir une vom übrigen Deutichland, dann wären wir verloren. Das 
Land dürfe fich gefaßt machen, Schweres zu ertragen; ein fefter Entichluß bringt 
aber das Ziel um Bieles näher. 

Wenn wir wünſchen, daß bie beutfchen Waffen fiegen, — unb wer tn 
diefem Saale thäte bas nicht? — möchten wir auch angeben. daß bie Ober- 
leitung ber Heere Preußen übergeben werde. Als Militair fpreche er 
das aus: die Leitung müfle eine einheitliche fein; fie könne und dürfe nur im 
Einer Hand gelegen fein. Die Pfalz fei eine edle Perle in der Krone Bayerns; 
fie zu ſichern, ſeien alle Maßnahmen getroffen, welche in feiner bes (Kriegs- 
miniftere) Möglichkeit geftanden. 

Aus dem Frieden, ber uns aus dem Krieg erblühbt, möge 
noch etwas Schöneres hervorgehen: ber innere Friede, bie allge- 
meine Berſöhnung, das allfeitige Bertrauen.” 


„&s hat“, fo ſchloß Herr v. Praukh, „ein echter Bayer, aber 
auch Deutfher zu Ihnen geſprochen.“ 


Der Ausihuß- Antrag wurde vom Abgeordnetenhaufe 


abgelehnt und der Militär Credit mit großer Mehrheit, 
im Reichsrathe mit Einftimmigfeit angenommen. 


Yürk Biämard. II. 5 
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Württemberg und ber casus foederis. 


21. Juli. Erffärung des Minifters von Barnbüler Namens bes Gefamntt- 
Minifteriums bei der Berathung bes auferordentlihen Militärerebits 
in der Kammer ber Abgeorbneten. 

„Mit dem am 12. Juli unter Vorwiffen und Genehmigung des Königs 
von Preußen erfolgten Verzichte bes Erbprinzen von Hohenzollern auf bie 
ſpaniſche Thron - Canbibatur mußte bie friebliche Löfung dieſer Frage allen Un- 
befangenen als gefichert erfcheinen. Daß es anders kam, daß mit folder Eile, 
folhem Ungeftüm zum Kriege getrieben warb, beweift, daß bie fpanifche Yrage 
wohl der Anftoß, nicht aber ber wahre Grund bes Krieges fein kann, daß 
deshalb auch bie Enbziele bes Krieges weiter reichen. 

Das Minifterium, welches in der ganzen Angelegenheitvon Anfang an vollftänbig 
einig ging, hält, fo wie bie Dinge liegen, bie Integrität Deutſchlands für bedroht. 

Für Deutſchlands Unverfehrtheit und Ehre redhtzeitig, ohne 
Schwanken und mit aller Kraft einzutreten, halten wir für Pflicht; 
wir find deshalb der Anficht, baß auf Preußens Srage, ob wir in 
biefem Krieg ihm uns anzufhließen gefonnen feien, mit einem 
offenen Ja geantwortet werben muf. Wir ftehen vor einem Entichluffe, 
welcher entjcheitend werben kann für bas Schidfal Württemberge, für dasjenige 
Deutſchlands. Mit tiefem Schmerze verläßt die Regierung bie fegensreichen Ar- 
beiten bes Friedens, ruft fie die Wohlſtand und Gefittung ſchaffenden Kräfte zu 
zerſtörender Thätigkeit. Ich bitte Sie, meine Herren, fteben Sie zu ihr mit ber 
vollen Kraft des Württemberger Landes und zeigen Sie Europa burdeinen 
raſchen kräftigen Bejhluß, daß ein felbfiffändiger deutſcher Stamm 
aus freier Entfhliefung mit männlider Kraft und freubigem 
Muthe eintritt inden Kampf um beutfhes Land, um dentſche Ehre!” 


Der Credit wurde in der zweiten Kammer mit 58 gegen 
1 Stimme, und ebenjo in der erften Kammer bewilligt. 


Dank des Königs Wilhelm. 


25. Juli. Allerhödjiter Erlaß: 

„Aus allen Stämmen des deutfchen Vaterlandes, aus allen Kreifen 
bes deutjchen Volkes, felbft von jenſeits des Meeres, find Dir aus Anlaß 
des bevorftehenden Kampfes für die Ehre und Unabhängigkeit Deutfch- 
lands von Gemeinden und Corporationen, von Vereinen und Privatper- 
fonen jo zahlreiche Kumdgebungen der Hingebung und Opferfreudigfeit für 
das gemeinfame Vaterland zugegangen, daß es Mir ein unabmeisliches 
Bedürfnig ift, diejen Cinflang des deutjchen Geiftes öffentlich zu bezeugen 
und dem Ausdrud Meines königlichen Dankes die Berfiherung hinzuzu⸗ 
fügen, daß Ich dem deutjchen Bolfe Treue um Treue entgegenbringe und 
unwandelbar halten werde. Die Liebe zu dem gemeinfamen Baterlande, 
die einmüthige Erhebung der deutichen Stämme und ihrer Fürften bat 
alle Unterfchiede und Gegenſätze in fich befchlofien und verjöhnt, und 
einig, wie faum jemals zuvor, darf Deutſchland in feiner Einmüthigkeit, 
ivie in feinem Recht, die Bürgjchaft finden, dag der Krieg ihm den dau= 
ernden Frieden bringen und daß aus der blutigen Saat eine von Gott 
gefegnete Ernte dentiher Freiheit und Einigkeit prießen werde.“ 


27. Zuli. Außerordentliher Bettag. 
3. Auguft. Amneitie: Erlaß. 





6. Biplomatifche Bundgehungen und Ent- 
hüllungen beim Beginn des Krieges, 


1870. Schriftwechjel zwiſchen dem Papfte und König Wilhelm. 
Schreiben des Papſtes. 
Majeſtät! 

„Unter den ernſten Umſtänden, worin wir uns befinden, wird es 
Ihnen vielleicht ungewöhnlich erſcheinen, von mir einen Brief zu empfan⸗ 
gen, aber als Stellvertreter des Gottes des Friedens auf Erden glaube 
1 micht weniger thun zu fünnen, ala Ihnen meine VBermittelung ans 

teten. 
” Mein Wunſch ift, die Kriegsvorbereitungen verfehwinden zu ſehen 
und die Uebel, welche die unvermeidliche Folge davon find, zu verhindern. 
Meine Bermittelung ift die eines Souveraind, der in feiner Eigenfchaft 
ald Regent wegen der Kleinheit feines Gebietes keine Eiferfucht einflößen 
kam, der aber gleichwohl durch den moralifchen und religiöfen Einfluß, 
ben ex perfonifizirt, Vertrauen einflößen wird. 

Möge Gott meine Wünfche erhören und aud die, welde ich für 
Em. Majeſtät hege, mit mwelder id wünſche, durch die Bande derſelben 
Ehriftenliebe vereinigt zu fein.” 

Pius R.P.R. 


Aus dem Batilan am 22. Juli 1870. 


Nachſchrift. Ich habe gleichfalls an Se. Majeftät den Kaifer der 
Franzoſen gefchrieben. 


Antwort ded Königß. 


Sehr erhabener Bapft! 

„sh war nicht erftaunt, jondern tief bewegt, al& Ich die von Ihrer 
Hand aufgezeichneten rührenden Worte lad, um mid die Stimme de 
Gottes des Friedens hören zu laflen. Wie könnte Mein Herz einen fo 
mädtigen Ruf nicht hören! Gott ift Mein Zeuge, daß weder Ich noch 
Mein Bolt den Krieg gewünſcht oder herdorgeruten haben. Indem Wir 
den geheiligten Pflichten, weldhe Gott den Souverainen und den Nationen 
auflegt, gehorchen, ergreifen Wir das Schwert, um die Unabhängigkeit 
und die Ehre des Baterlandes zu vertheidigen, und Wir werden immer 
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bereit fein, es niederzulegen, fobald diefe Güter bewahrt fein können. 
Wenn Em. ‚peiligleit ir von Seiten defien, welcher den Krieg fo un« 
vermuthet erklärt bat, die Berficherung aufrichtig friedlicher Gefinnungen 
und Bürgfchaften gegen die Rückkehr eines ähnlichen Angriffes auf den 
Frieden und die Ruhe Europas geben könnten, fo würde Ich ficher Deich 
nicht mweigern, fie auß den verehrungsmwürdigen Händen Em. Heiligleit zu 
empfangen, mit der Sch durch die Bande der chriftlichen Liebe und einer 
aufrichtigen Freundſchaft verbunden bin.“ 


Berlin, den 30. Juli 1870. Wilhelm. 


Oeſterreichs Stellung. 
20. Juli. Oftenfibeles Rundſchreiben bes Reichskanzlers Grafen von Beuf. 


„Sobald als bie Frage der hobenzollernfchen Kandidatur für den fpanifchen 
Thron in einer der Ruhe Europas fo bebrohliden Weife aufgetaucht war, beſtand 
nfere einzige Sorge darin, für die Aufrechthaltung bes Friedens thätig zu fein. 
Wir erhoben unfere Stimme ebenfo in Paris, wie in Berlin und Mabrib, um 
une zu Gunften ber Verfühnung zu verwenden. Wir konnten nicht baran denken, 
als Schiebsriter in ber fo unvermutbet aufgeworfenen Streitfrage aufzutreten, 
und es kam uns nicht zu, ein Urtheil Über ben Werth der von beiden Seiten 
vorgebradhten Behauptungen abzugeben. Wir mußten uns barauf beſchränken, 
von ber Aufrechthaltung einer Kandidatur abzurathen, gegen welche ſich fo ge- 
wichtige Einwendungen erhoben. Ohne vorbergängiges Einvernehmen hatten bie 
meiften Cabinete ein gleichen Berhalten beobachtet und bie k. und f. Regierung 
vereinigte mithin ihre Bemühungen mit benen, die zur Herbeiführung einer Be- 
ſchwichtigung von verichiedenen Seiten unternommen worben waren. Durch biefe 
Sorge, der wir uns mit lebhaften Eifer gewidmet hatten, völlig in Anſpruch ge- 
nommen, unb durch bie Hoffnung zurädgehalten, e8 möge bie Situation ibre 
Spannung verlieren, batten wir es bis jegt unterlaffen, uns über bie Haltung 
auszufprechen, die wir in bem Falle einnehmen würden, baf ber Krieg wilden 
ben beiden, in einen fo beflagenswertben Conflikt verwidelten Mächten unver⸗ 
meidlich werben follte. 

Heute müfſen wir jeboh zu unjerem großen Bebauern anerkennen, daß 
unfere und der Übrigen Mächte Bemühungen keine Ausfiht auf Erfolg mehr 
bieten. Weit entfernt, daß bie Streitfrage beigelegt wäre, nahm fie nur einen um 
fo fchärferen Charakter an, fo zwar, baß bie entfefjelten Leidenfchaften kaum noch 
die Hoffnung auf die Möglichkeit einer wirkfamen Vermittelung geftatten. Die 
Rriegserllärung Frankreichs ift in Berlin übergeben worben, und Angefidts einer 
fo entfcheivenden Thatſache will ich nicht länger zögern, Sie Über bie Pflichten zu 
unterrichten, welche die Sorge für Ueterwadung ber Interefien unb ber Würde 
des Reichs ber E. und k. Regierung auflegen. 

Wenn es uns nicht gelungen ift, Europa und uns ſelbſt bie ſchweren Er⸗ 
fhütterungen zu erfparen, welche bie unvermeiblihe Rüdwirkung bes Zufammen- 
ſtoßes zweier mächtiger Nationen find, fo wilnfchen wir minbeftens bie Heftigkeit 
berjeiben zu mäßigen. Zur Erreichung defien muß bie E. und k. Regierung bei 
ben gegenwärtigen Conjunkturen eine paflive Haltung und bie ihr dadurch vor« 
gezeichnete Neutralität bewahren. Diefe Haltung ſchließt jedoch bie Pflicht 
nicht aus, für die Sicherheit ber Monarchie zu wachen und ihre Intereffen zu be- 
ſchützen, indem man ſich in die Lage verſetzt jebe mögliche Gefahr abzuhalten. 

Wir fehen länder, deren Neutralität durch internationafe Verträge verbürgt 
ift, beträchtliche Opfer nicht ſcheuen, um fih in den Stand zu feßen, auf alle Er⸗ 
eigniffe vorbereitet zu fein unb fich jelbft zu beſchützen. Solche Beiſpiele dürfen 
nicht unbeachtet bleiben; fie beweifen, wie allgemein bie Ueberzeugung ift, daß es 
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nicht hinreicht, neutral bleiben zu wollen, fondern daß man fi auf bie Noth⸗ 
wenbigleit gefaßt machen muß, feiner Unabhängigkeit Achtung zu verſchaffen. In 
fo kritiſchen Augenbliden, wie bie gegenwärtigen find, lann die Schwäche eben- 
ſowohl als bie Leidenſchaft Urſache ber Gefahr für bie Länder wie für die Re 
gierungen werben. Beide find Klippen, bie eine Nation vermeiden muß, um nicht 
aus der Bahn gerorien zu werben, welche ihr durch ihre eigenen Intereffen vor» 
gezeichnet if. Das öſterreichiſch⸗ ungarifche Heich muß jeber Preifion, wie jedem 
unbebachten Geflihle wiberftehen, wenn es Herr feiner Gefchide bleiben und nicht 
der Spielball der Ereigniffe werben will. 

Der innigfte Wunſch der E. und k. Regierung iſt es, die Monarchie vor dem: 
Wechſelfällen zu behüten, benen ein großer Theil Europas ſich ausgejegt fehen 
bürfte. Wir werben nicht aufhören, bie Augen auf biefen Zweck gerichtet zu halten, 
und alle Maßregeln, bie wir ergreifen, werden uns allein durch den Wunfch biktirt, 
zugleidy bie Hude unb bie Interefien der Völker des Kaiferftaates fiherzuftellen. 

Wollen Sie fih, fo oft ſich Ihnen die Gelegenheit dazu bietet, in dieſem 
Sinne Über unfere Intentionen ausſprechen, und genehmigen Sie zc. zc. 


Beuft.“ 


20. Juli. Bertraulihe Depeiche bes Reichskanzlers Grafen von Beuft an den 
Fürſten Metternih*) in Paris. 


„Graf Bitzthum hat unferen erhabenen Herrn von dem mündlichen Auf- 
trage Kenntniß gegeben, welchen ber Kailer Napoleon ihm ertheilt hat. Dieſe 
kaiſerlichen Worte haben jede Möglichkeit eines Mifverftänbnifjes bejeitigt, das 
Das Unvorbergejehene biefes plötzlichen Krieges entfteben Iafien Eonnte. Sie 
wollen daher Sr. Majeftät dem Kailer und feinen Miniftern wiederholen, daß 
wir getren ben Berpflidätungen, wie fie in den zu Ende vorigen Jahres 
zwiiden den beiden Souverainen ansdgetanichten Schreiben feitgeftellt find, 
Die Sade Fraukreichs wie die unfere betrachten und in den Grenzen bes 
Möglihen zum Erfolge feiner Waffen mitwirken werden. Diele Grenzen 
find einerfeitS burch unfere inneren Berbältnifie, andererjeits durch politiiche Er⸗ 
wägungen von ber höchſten Wichtigkeit beftinnmt. Ich will bejonbers von ben 
letzteren ſprechen. 

Bir glauben, trotz der Verſicherungen des Generals Fleury zu wiſſen, 
Daß Rußland bei feiner Berbindung mit Rreußen verbarrt, ber 
Art, daß unter gewifien Eventualitäten die Einmifhung ruſſiſcher 
Armeen niht ale wahrſcheinlich, fonbern als gewiß anzufeben if. 
Unter vielen Möglichleiten beichäftigt uns biejenige, welche uns jelbft betrifft, 
notbwenbiger Weile am meiften. Wenn wir nun biefe Beſorgniß mit aller 
Dffenheit, welche man fi) unter Freunden fchulbet, ausfprechen, jo wird, wie wir 
glauben, der Kailer Napoleon uns bie Gerechtigkeit widerfahren laffen, es nicht 
als engberzigen Egoismus anzujehn; wir denken babei an ihn ebenjo wie an 
uns. Erfordert nicht das Interefie Frankreichs ebenjo wie das unfrige, daß das 
zwiſchen zwei Mächten begonnene Spiel nicht allzubalb weitere Berwidlungen erfahre? 

Wir glauben aber zu wiffen, daß unier Eintritt in die Hanb- 
Iung fofort ben von Rußlunb nad fich ziehen würde, das uns nicht 
blos in Galizien, ſondern auch am Pruth und an der unteren Donau 
bedroht Rußland neutral zu erhalten, bis zu dem Zeitpunkt, wo bie vorge» 
rüdte Jahreszeit ihm nicht mehr geftattet, an die Eoncentration von Truppen zu 
denten, Alles zu vermeiben, was e8 verlegen ober ihm einen Vorwand zur Ein- 
mifdrung geben Fönnte, das muß für ben Augenblid das oftenfible Ziel unferer 
Bolitik fein. Man möge fi darüber in Paris nicht täufhen: Die Neutra- 
lütät Rußlands hängt von ber unfrigen ab. — — Wie id in ben Be⸗ 
fprechungen bes leiten Jahres ftets bemerkt habe, wir bürfen nicht vergefien, daß 
unjere 10 Millionen Deutjcher int gegenwärtigen Kriege nicht ein Duell zwifchen 


®) Beröffentlicht im „Temps vom 9. April 1874, 
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Frankreich und Preußen, fonbern ben Anfang eines nationalen Kampfes erbliden. 
Wir können uns auch nicht verheblen, daß bie Ungarn ſich ſehr zurückhaltend er- 
weiſen werden, wenn es gilt, ihr Blut und ihr Geld für die Wiedergewinnung 
unſerer Stellung in Deutſchland zu opfern. 

Unter biefen Umfländen if das Wort Neutralität, mweldes wir nicht 
ohne Bedauern aueiprechen, eine gebieteriiche Notbwenbigfeit für uns. Aber 
dieſe Rentralität ift une ein Mittel, nämlich das Mittel, und dem wirt 
lichen Ziel unferer Politik zu nähern, das einzige Mittel, unfere Rüftungen 
zu vollenden, ohne uns einem vorzeitigen Angriffe Prenßens oder Ruß⸗ 
lands anszuſetzen. 

Während wir aber unfere Neutralität verlünden, haben wir keinen Augen- 
bfid verloren, uns mit Italien wegen der vom Kaifer Napoleon uns über- 
laffenen Bermittelung in Verbindung zu jegen. — — Ich habe bereits telegraphilch 
von ber Rothwenbi keit ber Räumung Roms geſprochen. — An demfelben Tage, 
wo bie Franzofen Rom verlaffen, müßten die Italiener mit Zufimmung Frank» 
reiche und Oefterreichs einrüden. Niemals werben wir die Italiener von Herzen 
für uns haben, wenn wir ihnen nicht ben römischen Stachel ausziehen. — Mit 
einem Alt unzweifelhaft Tiberaler Politit würde Frankreich feinem Feinde eine 
Waffe entreißen und einen Damm gegen jenes Weberfluthen bes Tento— 
nismus aufwerfen, welden Preußen, eine vor Allem proteftantiide 
Macht, in Deutfchland aufzunehmen gewußt bat, unb welchen wir wegen feiner 
anftedenden Kraft doppelt zu fürchten haben.” 


21. Juli. Rundſchreiben des Herzogs von Gramont 


an bie biplomatifchen Vertreter Frankreichs. 


„Mein Herr! Sie kennen bereits die Verkettung ber Umflänbe, welde uns 
zu einem Bruche mit Preußen geführt haben. Die Dtittheilung, welche die Re⸗ 
gierung des Kaifere am 15. d. Mts. auf bie Tribüne der großen Staatelörper 
gebracht hat, hat Frankreich und Europa bie rafchen Wechielfälle einer Unterhand⸗ 
fung bargelegt, bei welcher, in tem Maße, wie wir unfere Anftrengungen ver- 
boppelten, um ben Frieden zu bewahren, fih Die geheimen Abfichten bes Gegners 
entwidelten, ber entihloffen war, fie unmöglich zu machen. Sei e8, daß das 
Cabinet von Berlin den Krieg nothwenbig hielt für bie Vollendung ber Projecte, 
bie e8 feit langer Zeit gegen bie Selbſtſtaͤndigkeit der Staaten Deutſchlands vor» 
bereitete, jei es, daß, —* nicht zufrieden damit, im Mittelpunkte Europas eine 
Milttairmacht gegrünbet zu haben, die allen feinen Nachbarn gefährlich geworben 
tft, e8 bie erworbene Macht verwenben wollte, um zu feinen Gunften das inter- 
nationale Gleichgewicht zu verrücken: bie vorbedachte Abſicht, uns bie unerläßlichſten 
Garantien für unfere Sicherheit wie für unfere Ehre zu verfagen, zeigt ſich mit 
ber äußerſten Augenfcheinlichleit in feiner ganzen Haltung. 

Der gegen uns combinirte Plan war ohne Zweifel der folgende: 

Ein geheimnißooll durch nicht offen anerfannte Vermittler verbreitetes Ein⸗ 
verſtändniß follte, wenn es nicht vor ber Fr ana Licht gebracht worden wäre, 
bie Sache auf ben Punkt führen, wo bie Canbibatur eines preußifchen Prinzen 
iur Krone von Spanien plötlich den Cortes verfündigt worben wäre. Eine durch 

eberraihung erlangte Zuftimmung, bevor das ſpaniſche Volk Zeit zur Ueberlegung 
gehabt, hätte, fo hoffte man wenigftene, ben Prinzen Leopold von Hohen⸗ 
zollern zum Erben bes Thrones Carls V. proflamirt. Dann hätte fi Europa 
einer vollbrachten Thatfache gegenüber gefunden, und auf unfere Achtung vor dem 
roßen Grunbfate ber Vollsjouverainetät fpefulirend, rechnete man darauf, daß 
Frankreich, ungeachtet eines vorübergehenden Mißvergnügens, vor dem offen aus- 
gelprogenen len einer Nation zurädtreten werbe, für welde man alle unfere 

ympatbien kannte. 

Sobald die Regierung bes Kaifers von ber Gefahr unterrichtet war, hat fie 
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nicht gezögert, dieſelbe den Vertretern des Landes wie auch allen fremden Cabi⸗ 
netten mitzutheilen: gegen dieſes Manöver warb das Urtheil ber öffentlichen 
Meinung ihr Tegitimfler Bundesgenoffe. 

Die unparteiiihen Geifter haben fich nirgende über bie wahre Sachlage 
geirrt; fie haben ſchnell begriffen, daß wir, wenn auch fchmerzlich berührt, Spanien 
um ausſchließlichen Intereffe einer ehrgeizigen Dynaftie eine Rolle angewieſen zu 
feben, welche diefem ritterlichen Volle fo wenig angemefien und fo wenig im Ein- 
Hange mit den freundichaftlichften Inſtinkten und Zrabitionen iſt, bie bafjelbe 
mit uns verbinden, doch nicht ben Gedanken begen konnten, unfere nuwanbelbare 
Achtung vor der Unabhängigkeit ſeiner nationalen Entſchließungen zu verläugnen. 

an hat gefühlt, daß hier die wenig ſerupulöſe Politik Preußens allein im 
Spiele war. Dieſe Regierung iſt es in der That, welche ſich nicht an das all⸗ 
gemeine Recht gebunden wähnend, und die Regeln verachtend, denen die größten 
Mächte ſich zu unterwerfen die Weisheit hatten, verſucht bat, dem getäufchten 
Eurepa eine fo gefährliche Ausdehnung ihres Einfluffes aufzubrängen. 

Frankreich hat Die Sache bes GOleichgewichts aufgenommen, d. 6. 
die Sache aller Völker, die, wie es felbft, bedroht find, durch Die unverbält- 
nigmäßige Vergrößerung eines königlichen Hauſes. Setzt es fih, wie man hat 
glauben machen wollen, indem es fo handelt, in Widerſpruch mit feinen eigenen 
Srundfägen? Gewiß nicht. Jede Nation, wir verkünden es gern, ift bie Herrin 
ibrer Geſchicke. Diefer von Frankreich Laut befräftigte Grundſatz ift eines ber 
Sundamentalgejege der modernen Bolitil geworben. Aber das Recht jebes Volkes 
wie jedes einzelnen Menſchen ift beichränkt durch das Recht des anbern, und 
Beine Nation barf unter bem Borwanbe, ihre eigene Souverainetät auszuüben, 
die Eriftenz ober die Sicherheit eines Nachbarvolles bedrohen. In diefem Sinne 
fagte einer unferer großen Redner, Ramartine, im Jahre 1847, als es ſich um 
die Wahl eines Souverains handelte: eine Regierung bat niemals dad Recht zu 
prätendiren und bat immer ba® Recht auszufchließen. 

Diefer Grundſatz ift von allen Cabinetten in ähnfichen Fällen angenommen 
worben, wie ber ift, in den uns die Kandidatur des Brinzen von Hobenzollern 
gebracht bat, namentlich 1831 in ber beigifchen Frage, jowie 1830 und 1862 in 
der griechifchen Frage. 

Preußen, dem wir nicht ermangelt haben, dieje Präcebentien in Erinnerung 
zu bringen, ſchien einen Augenblid unferen berechtigten Forderungen nachzugeben. 
Brinz Leopold ftanb von feiner Bewerbung ab; man konnte fich ſchmeicheln, daß 
Der Friebe nicht würbe geftört werben. Aber biefe Hoffnung wich bald neuen 
Befürchtungen und ſodann ber Gewißheit, daß Preußen, ohne ernftlih auch nur 
einen feiner Anſprüche zurüdzuziehen, nur Zeit zu gewinnen ſuchte. Die Anfangs 
zögernde, dann entſchiedene und hochmütige Sprade bes Oberhauptes vom Haufe 
Hohenzollern, die Weigerung, fich zu verpflichten, die Verzichtleiftung vom 
Zage zuvor am Tage nachher aufrecht zu erhalten, bie unſerem Botſchafter zuge- 
fügte Behandlung, die darin beftand, daß ihm durch mündliche Beſtellung jebe 
weitere Mittheilung zum Zwed feiner Berföhnungsmiffion unterfagt wurde, und 
endlich die Deffentlichleit, die diefem ungewöhnlichen Vorgange burch bie preußifchen 
Zeitungen und burd bie den Cabineten davon ertbeilte Notiflcation gegeben 
worden; alle diefe auf einander folgenden Anzeichen aggreifiver Abfichten haben 
in den befangenften Geiftern jeden Zweifel bejeitigt. Iſt Selbfttäufchung zuläffig, 
weun ein Herrſcher, ber eine Million Soldaten befehligt, mit ber Hand am Griff 
Des Schwertes erklärt, er behalte fi) vor, mit ſich allein und den Umftänben zu 
Rathe zu geben? Wir waren fo bis zur äußerften Grenze gelommen, mo eine 
——ã— bie fühlt, was fie fich ſchuldig iſt, uur noch ben Forderungen ihrer Ehre 
Gehör giebt. 

an bie Testen Umſtände biefer peinlihen Verhandlung nicht ein ge- 
nügend helles Licht auf bie von bem Berliner Kabinet gehegten Projelte wiürfen, 
fo giebt es einen bis auf den heutigen Tag weniger belannten Umftand, welder 
feinem Verfahren eine entjcheivende Bedeutung verleiht. Die Idee, auf ben 
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Thron von Spanien einen Hohenzoller zu erheben, ift nicht neu. Bereits im 
Monat März 1869 war fie angedeutet durch unferen Gefanbten in Berlin, ber 
fogleich aufgefordert wurbe, ven Grafen Bismard wifen zu lafien, wie bie Re- 
gierung des Kaiferd eine ſolche Eventualität betrachten würde. Herr Graf Be⸗ 
nebettt bat in Unterrebungen fowohl mit dem Kanzler bes norbeutfchen Bunbes, 
als auch mit dem Unter- Staatsjelretatr, ber mit ber Leitung ber auswärtigen 
Angelegenheiten beauftragt war, nicht verhehlt, daß wir es nicht zulafien könnten, 
ba ein preußiiher Prinz jenjeit ber Byrenäen regiere. Graf Bismard feiner- 
feits hatte erklärt, daß wir keineswegs beforgt fein dürften wegen einer Kombi» 
nation, bie er ſelbſt für unausführbar erachte und in einem Augenblide, wo, in 
Abweienheit bes Bunbeslanziers, Herr Benedetti fi ungläubig und bringenb 
bezeigen zu müſſen glaubte, hatte Herr v. Thile fein Ehrenwort gegeben, baß 
der Prinz von Hohenzollern ein ernfthafter Kandidat für die Krone von 
Spanien nicht fei, noch auch werben könne. 

Wenn man bie Aufrichtigleit ber fo beftimmten offiziellen Verficherungen 
beargwohnen müßte, fo würden bie diplomatiſchen Mittbeilungen kein Pfand bes 
europäiſchen Friedens mehr fein; fie würden nur noch ein Yallfirid oder eine 
Gefahr bleiben. Daher hatte, obgleich unſer Botſchafter diefe Erklärungen unter 
allen Borbebalten übermittelte, bie kaiſerliche Regierung es für entiprechend er- 
achtet, diefelben günftig aufzunehmen. Sie nahm Auftand, den guten Glauben 
berjelben zu bezweifeln, bis zu bem Tage, wo ſich plöglich Die Combination berans» 
ftellte, welche das fchreiente Gegentheil derfelben war. Indem Preußen unver- 
bofft das Wort zurlidnahm, welches es uns gegeben hatte, ohne jelbft einen Ber- 
ind zu machen, ſich von den Berbinblichleiten gegen ung zu befreien, richtete es 
an uns eine wirkliche Herausforverung. Fortan über den Werth aufgeklärt, ven 
die beflimmteften Zuficherungen ber preußiſchen Staatsmänner haben konnten, 
lag uns bie gebieterijche Pflicht ob, in Zukunft unfere Ehrlichleit gegen neue 
Mißverſtändniſſe durch eine ausdrückliche Bürgſchaft zu hüten. Wir mußten 
baber, wie wir es gethan, darauf beftehen, um bie Gewißheit zu erlangen, Daß 
eine Entjagung, welde nur mit fpißfindigen Unterfheidungen auftrat, definitiv 
and ernftlich werde. 

Es ſteht feft, daß der Berliner Hof vor ber Geſchichte die Ber- 
antwortiihhleit für dieſen Krieg trägt, ben zu vermeiden er bie Mittel 
in Hänben batte, doch ben er gewollt hat. Unter welchen Berhältnifien bat ex 
ben Krieg gefuht? Nachdem Frankreich ihm jeit vier Jahren ben Beweis einer 
befländigen Mäßigung gegeben und fich mit ber vielleicht Übertriebenen Gewiſſen⸗ 
baftigleit enthalten hatte, gegen ihn Verträge anzurufen, bie ſelbſt unter ber Ber- 
mittlung bes Kaiſers gefchloffen waren, doc beren willfürlihe Nichtbeachtung aus 
allen Schritten einer Regierung erhellt, bie bereits in dem Augenblide, wo fie 
biefeiben unterzeichnet, Daran dachte, fich derſelben zu entichlagen. 

Europa ift Zeuge unferes Verfahrens und es bat bafjelbe mit dem Preußens 
während bes Verlaufes biefer Beriobe vergleichen lünnen. So möge e8 fi denn 
beute über bie Gerechtigleit unferer Sache ausſprechen. Wie auch das Loos ber 
Schlachten fallen mag, wir erwarten unbejorgt das Urtbeil unferer Zeitgenoffen 
wie das der Nachwelt. 

Genehmigen Sie x. gez. Gramont.“ 


Paris, 21. Juli 1870. 


23. Juli. Offizioͤſe Notiz in preußiſchen Blättern gegenüber obiger 
Depeſche. 

„In Bezug auf einen telegraphiſchen Apezug einer angeblichen De⸗ 

— des Herzogs von Gramont, wonach der Bundeskanzler die Can⸗ 

idatur eines hohenzollernſchen Prinzen für den. ſpaniſchen Thron für 

unausführbar erflärt und der Staatsjekretair v. Thile fein Wort gegeben, 
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daß ſolche nicht eriftire, find fowohl der Bundeskanzler als der 
Staatöfelretair in der Lage, amtlich und perfünlich zu erklären, daß 
zwifchen einem von ihnen und dem Grafen Benedetti, jeitdem ihnen 
von dem an den Fürften von Hohenzollern geriteten Antrag 
etwas befannt geworden, die ſpaniſche Candidatur des Prinzen 
niemal8 auch nur mit einer Silbe amtlich oder privatim be- 
ſprochen worden ifl.“ 


frühere Anfrage wegen der Hohenzollerufchen Kandidatur. . 

(In Folge der vorftehenden Notiz vom 23. Juli veröffentlichte ber 
Herzog von Öramont einen Bericht Beuebettis an den Margnis 
de Lavalette vom 31. März 1869 folgenden Inhalts :) 

„Ew. Ercellenz haben mich beauftragt, mich zu verfichern, ob bie Kandidatur 
bes Prinzen von Hohenzollern auf ben fpanifhen Thron einen ernſten Cha- 
talter babe. Heute Morgen batte ich Gelegenheit, Herr v. Thile zu ſehen und 
fragte ihn, ob den in jener Beziehung umlaufenden Berichten irgend eine Wich⸗ 
tigkeit beizulegen fei; und ich machte bemerklich, daß eine folche Eventualität bie 
franzöſiſche Regierung zu fehr berühre, als daß ich nicht alsbald auf die Ge- 
fahren derſelben aufmerffam machen follte. Herr v. Thile gab mir die fürm- 
fihfte Berfiherung, daß er zu Feiner Zeit Kenntniß von irgend einem Anzeichen 

habt babe, welches an eine folche Eonjectur glauben laſſen Könnte, unb daß ber 
—* Geſandte in Wien bei feinem Beſuche in Berlin auch keine Anſpielun 
darauf gemacht habe. Er glaubte, obwohl in meinen Aeußerungen fein Anlat 
dazu fag, fein Ehrenwort dafür einjegen zu müffen. — Er kam wiederbolt auf 
die Erflärung zurüd, daß von dem Prinzen von Hohenzollern für ben Thron 
von Spanien nicht bie Rebe ſei und fein könne.“ 


X. Suli. Staatöfecretär v. Thile an Graf v. Bismarck. 


— — ,IG babe zu bemerken, daß von einer Abficht der [panifchen 
Regierung, dem Prinzen von Dobengallern die Spanifche Krone anzu» 
tragen, mir die erfte Kunde gegen Mitte März 1870 zugelommen 
und daß feitdem diefe Angelegenheit zwiihen dem Grafen 
Benedetti und mir niemals berührt worden ift. Einer Beiprechung 
mit dem Grafen Benedetti über die gedachte Kandidatur aus früherer 
Zeit und namentlich aus dem März 1869 entfinne ih mid nicht, kann 
aber nicht mit Beftimmtheit behaupten, daß eine ſolche nicht ftattgefunden 
babe, da bei den zahlreichen Unterredungen, die ich täglich mit den aus⸗ 
wärtigen Vertretern zu führen habe, ein Geſpräch, deſſen Gegenſtand damals 
m die Kategorie müßiger Gerüchte gehörte, nad 16 Monaten meinem 
Gedächtniß entihwunden fein mag. Sat ein folche8 Geſpräch ftattgefunden, 
0 kann fich dafjelbe meinerfeit® nur auf das Bekenntniß meiner völligen 
Untenntniß der fraglichen Thron⸗Kandidatur beichräntt haben, da lettere, wie 

erkt, mir erft ein Jahr nach der angeblihen Konverfation zu Ohren 
gelommen ift. Daß ich der Berfiherung meines Nichtwiſſens einen beſonders 
feierlichen Ausdrud gegeben haben Hollte, ift mir unwahrſcheinlich, da 
Ki Betheuerungsweiſe nicht in meinen Gewohnheiten liegt. Schließlich 
darf ich daran erinnern, daß der Spanifche Geſandte in Wien, Herr Rancdg, 
während feines Beſuches in Berlin im März 1869 fich in hiefigen Kreifen 
ſeht warm und angelegentlich für die Tpeontanbibatur des Herzogs 
von Montpenfier ausgeſprochen hat. 
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Frankreichs frühere Anerbiehmgen an Preußen und Anträge 
wegen Belgien. 


25. Inli. Notiz der „Times.“ 

Die „Zimes” veröffentliht den Inhalt eines Offenfiv- und Defenfiv- 
Traktates, den Frankreich, nah ben Informationen der „Zimes“, während ber 
Luremburger Angelegenheit Preußen angetragen babe und kürzlich abermals als 
. Sriebenspreis heimlich habe antragen laffen. Frankreich erklärt fi im Traktate 
mit dem Beitritt Süddeutſchlands zum Norbdeutfhen Bunde einverftanben, wo⸗ 

egen Preußen ibm bie Erwerbung Luxemburgs geftatte unb eventuell ihm zur 
roberung Belgiens gegen jedwede Macht beiftebe. 

Wie die „Times“ hinzufügt, habe Preußen beibe Male ein ſolches Alliauz- 
Anerbieten einfach abgelehnt. 


Der Benebetti’fche Bertragsentwurf. 


„St. Majeflät der König von Preußen und Se. Majeftät der Kaifer ber 
Franzoſen, es für nüßlich haltend, die Freundſchaftsbande, welche fie verbinden, 
enger zu knüpfen unb bie glüdticherweife zwijchen ben beiden Ländern beftebenben 
Beziehungen guter Nachbarſchaft zu befeftigen, andererfeits überzeugt, daß, um 
biefes die Aufrechtbaltung bes Weltfriedens verbürgende Refultat zu erreihen, es 
ihnen obliegt, ſich Über ragen zu verftänbigen, welde ihre zufünftigen Be⸗ 
ziehungen angeben, haben ſich entichloffen, zu dieſem Zweck einen Vertrag abzu- 
ſchließen und in Folge defſen zu ihren Benollmächtigten ernannt: — —, welde 
über folgende Artifel übereingelonmen find: 

Art. I. Se. Majeflät der Kaifer der Franzofen Täßt zu unb erfennt an bie 
Erwerbungen, weile Preußen in Folge bes letzten Krieges, ben e8 gegen Oefter- 
reih und feine Verbündeten führte, gemacht bat, ebenfo wie bie für Aufrichtung 
eined Bundes in Norbdeutfchlanb getroffenen ober noch zu treffenden Einrich- 
tungen, indem er fich zu gleicher dit verpflichtet, ber Erhaltung dieſes Werkes 
feine Unterftägung zu leihen. 

Art. II. Se. Majeftät ber König von Preußen verfpricht, Frankreich Die 
Erwerbung Luremburgs zu erleidtern: zu biefem Zweck wirb bie genannte Ma⸗ 
jeftät in Verhandlungen mit Sr. Majeftät ben: König ber Nieberlande eintreten, 
um benfelben zu beftinnmen, dem Kaijer der Franzoſen feine Souverainetätsrechte 
über biejes Herzogthum abzutreten gegen eine Entſchädigung, die für hinreichend 
erachtet werben wird ober auf andere Weije. Um biefe Transaktion zu erleichtern, 
verpflichtet ficd der Kaifer der Franzoſen feinerfeits beiläufig, bie pefuntären Laften 
auf fih zu nehmen, bie fie mit fich bringen könnte. 

Art. II. Seine Majeftät der Kaifer der Franzoſen wirb fich einer föde⸗ 
ralen Bereinigung des Nordbundes mit den Staaten Süddeuntſchlands, Defterreich 
ausgenommen, nicht wiberjegen, welche Vereinigung auf ein gemeinfames Par⸗ 
lament bafirt fein fann, wobei aber in billigem Maße die Souverainetät ber 
fagter Staaten geachtet bleibt. 

Art. IV. Seinerfeits wird Se. Majeflät ber König von Preußen in bem 
Galle, daß Se. Majeſtät der Kaifer der Franzoſen durch Die Umftänbe bewogen 
werben follte, jeine Zruppen in Belgien einrüden zu laflen, oder es zu erobern, 
Frankreich die Beihülfe feiner Waffen gewähren und ibm mit allen feinen Land⸗ 
und See» Streitlräften gegen und wider jebe Macht beiftehen, welche in dieſem 
Hal ihm den Krieg erklären follte. 

Art. V. Um die vollfländige Ausführung ber vorflehenden Beſtimmungen 
zu fihern, fchließen Se. Majeftät ber König von Preußen und Se. Majeflät ver 
Kaifer der Frauzoſen durch gegenwärtigen Bertrag eine Ofienfio « ober Defenfio- 
Allianz, welche fie fich feierlich aufrecht zu erhalten verpflichten; — Ihre Ma⸗ 
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jefäten machen fich Überdies und ausdrücklich anheifchig, biefelbe in allen Fällen 
zu beobachten, wo ihre refpeltiven Staaten, beren Integrität fie fich gegenfeitig 
verbürgen, von einem Angriff bedroht werben follten, indem fie fidy für gebunden 
balten, in einem berartigen Fall, ohne Zögern und ohne fich unter irgendwelchen 
Borwand zu weigern, bie militairifhen Vorkehrungen zu treffen, welche durch ihr 
gemeinſchaftliches Intereffe im Einklang mit den oben angegebenen Klaufeln und 
Borausfegungen geboten find.“ 


25. Zuli. Telegraphiſche Mittheilung ded Grafen von Bismard 
an den Botichafter in London 


(in Folge der von bem engliihen Minifter gemachten vorläufigen Aeußerungen 
über deu Bertragsentwurf wegen Belgien). 

„Ew. Ercellenz wollen an Lord Granville, vorbehaltlich jchriftlicher 
Darlegung, Folgendes mittheilen. Das Altenftüd, welches die „Times“ ver⸗ 
öffentlicht bat, enthält einen der verfchiedenen Vorſchläge, welde uns 
feit Beginn des däniſchen Streites bis vor Kurzem durd amtliche 
und außeramtlidhe franzdjifhe Agenten gemaht worden find, 
um zwiſchen Preußen und Frankreich ein Bündnig zum Zweck 
beiderfeitiger Vergrößerung herbeizuführen. “Sch werde Em. zc. 
noch den Tert eined andern vom Frühjahr 1866 fchiden, ebenfalls das 
Anerbieten einer Dffenfiv- nnd Defenfiv- Allianz enthaltend, vermöge 
welcher Frankreich 300,000 Mann gegen Defterreih und ſechs bis acht 
Millionen Bergrößerung für Preußen verſprach, gegen Abtretung eined 
Landftriches zwifchen Rhein und Mofel. Die Unmöglichkeit für mich, auf 
dergleichen einzugehen, war gewiß Jedermann, nur nicht der franzölifchen 
Diplomatie Har. Nahdem wir im uni 1866 diefe und andere Vor⸗ 
fchläge abgelehnt, begann damals die franzöfifche Regierung, auf unfere 
Niederlage und deren Ausbeutung zu rechnen und Ddiejelbe diplomatifch 
vorzubereiten. Nah Eintritt der „patriotifchen Bellemmungen“ des Mi- 
niſters Rouber FR Frankreich nicht aufgehört, und durch Anerbietungen 
auf Koften Deutihlands und Belgiens in Verfuhung zu führen. 
Intereſſe des Friedens bewahrte ih das Geheimnig über 
dieſe Zumutbungen und behandelte fie dilatoriſch. Nach Störung 
der beſcheidenen luxemburgiſchen Beftrebungen Frankreichs durch befannte 
öffentliche Vorgänge, wiederholten fi) die erweiterten Vorjchläge, welche 
Belgien und Süddeutfchland umfaßten. In diefe Zeit 1867 fällt die Mit- 

tlung des Benedettifchen Manuſkripts. Daß der franzöfifche Bot- 
Ichafter ohne Genehmigung ſeines Souverains eigenhändig diefen Entwurf 
formulirt und mit mir darüber wiederholt verhandelt habe, ift unwahr⸗ 
ſcheinlich. Die verſchiedenen Phaſen franzöfiiher Verſtimmung und Kriegs⸗ 
Inft, welche wir von 1866 bis zur belgiſchen Eiſenbahnfrage durchgemacht 
haben, coincidirten mit der Neigung oder Abneigung, welche die franzö⸗ 
fifchen Agenten bei mir für diefe Verhandlung zu finden glaubten, 
Die ſchließliche Ueberzeugung, daß mit uns feine Örenzerweiterung 
Frankreichs zu erreichen jet, wird den Entjchluß gereift haben, eine jolche 
ge gen uns zu erfämpfen. Sch habe fogar Grund zu glauben, daß, wenn 
ieſe Beröffentlihung unterblieben wäre, nad Vollendung der franzöftichen 
und unferer Rüftungen uns von Frankreich das Anerbieten gemadt fein 
würde, an der Spite beider gerüfteter Heere dem unbewaffneten Europa 
gegenüber gemeinfam da8 Benedettifche Programm durchzuführen, d. h. 
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anf Koften Belgiens Frieden Ru Ichliegen. Der in unferer Hand befind⸗ 
lihe Entwurf, welchen Lord U. Loftus gejehen bat, ift von Anfang bis 
zu Ende, einfchließlich der Eorrecturen, von der dem engliichen Botfchafter 
befannten Hand des Grafen Benedetti geiöjrieben. 

Denn das kaiſerlich franzöfiihe Cabinet Beftrebungen, für welche 
es feit 1864, zwiſchen Befprehungen und Forderungen wechſelnd, ohne 
Unterbredung bemüht gewejen ift, uns zu gewinnen, heute ableugnet, fo 
ft das Angeſichts der politifchen. Situation erflärlich.“ 


Der Benedetti'ſche Entwurf uud die Politik Frankreichs. 


29. Zuli. Rundjchreiben des Grafen von Bismarck) an die 
diplomatischen Vertreter des Norddeutichen Bundes. 


„Der von Lord Granpille und Mr. Gladſtone im Parlamente 
ausgeiprochenen Erwartung, daß über den Vertrags» Entwurf des Grafen 
Benedetti von den beiden betheiligten Mächten nähere Mittheilungen 
erfolgen würden, bin ich vorläufig durch einen an den Grafen Bern- 
ftorff gerichteten telegraphiſchen Erlaß vom 27. d. M. nachgekommen. 
Die telegraphifche Form geftattete nur eine kurze Darftellung, welche ich 
nunmehr auf fohriftlidem Wege vervollfländige. — Das von der „Times“ 
veröffentlichte Schriftftüd enthält keineswegs den einzigen Vorſchlag, der 
uns in diefem Sinne von franzöfifcher Seite gemacht worden if. Schon 
vor dem däniichen Kriege ift durch amtliche und außeramtliche franzöfiiche 
Agenten mir gegenüber verfucht worden, zwifchen Preußen und Frankreich 
ein Bündniß zum Zweck beiderfeitiger Vergrößerung herbeizuführen. — 

babe kaum nöthig, Ew. . . . darauf aufmerkfam zu maden, daß der 
Glaube der franzöjiihen Regierung an die Möglichkeit einer derartigen 
Transaktion mit einem deutfchen Minifter, deffen Stellung dur ferne 
Uebereinftimmung mit dem deutfchen Nationalgefühl bedingt ift, feine Er- 
klärung nur in der Unbekanntſchaft der franzöliihen StaatSmänner mit 
den Grundbedingungen der Eriftenz anderer Bölfer findet. Wenn die 
Agenten des Pariſer Cabinets für die Beobachtung deuticher Verhältniſſe 
befähigt gewejen wären, fo hätte man fi in Paris der Illuſion, daß 
Preußen ſich darauf einlaffen könnte, die deutfchen Angelegenheiten mit 
Hilfe Frankreih ordnen zu wollen, niemals bingegeben. Em. . . . find 
freilih von der Unbekanntſchaft der Franzofen mit Deutichland ebenjo 
unterrichtet wie ih. — Die Beftrebungen des franzdfifhen Gou— 
pernements, feine begehrlichen Abfichten auf Belgien und die 
Rheingrenze mit preußifhem Beiftande durchzuführen, find 
fhon vor 1862, alfo vor meiner Uebernahme des Ausmär- 
tigen Amtes an mid berangetreten. Ich kann es nicht ala meine 
Aufgabe anfehen, ſolche Mittheilungen, die rein perfünlicher Natur waren, 
in da8 Gebiet der internationalen Verhandlungen zu übertragen, und 
glaube die intereffanten Beiträge, welche ih auf Grund von Privatger 


*) Das Rundſchreiben, welches bereits im Bande I im Abfchnitte „Franke 
reihe Kompenfationspolitit” (S. 550 fi.) abgebrudt ift, wird bier wegen des 
Bufammtenhanges mit ber weiteren Korrespondenz wieberbolt. 
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fprächen und Privatbriefen zur Beleuchtung diefer Angelegenheit geben 
Könnte, zurüdhalten zu ſollen. Durch äußerliche Einwirkung auf die euros 

ifche * machten ſich die erwähnten Tendenzen der franzöſiſchen 

egierung zunächſt in der Haltung erlennbar, welche Frankreich in dem 
deutſch-däniſchen Streite zu unſern Gunſten beobachtet hat. Die 
darauf folgende Ber ftinmung Frankreichs gegen und über den Vertrag 
von Gaſtein hing mit der Beſorgniß gulammen, daß eine dauernde Bes 
feftigung des preußiſch⸗ öfterreichifchen Bündniffes das Pariſer Cabinet um 
die Serühte diefer feiner Haltung bringen könnte — Frankreich hatte 
{don 1865 auf den Ausbrud des Krieges zwifhen ung und 
Defterreich gerechnet, und näherte fi) uns bereitwillig wieder, fobald 
umnfere Beziehungen zu Wien fi) zu trüben begannen. — Bor Aus» 
brucd des öfterreihifchen Krieges 1866 find mir theild duch Ver⸗ 
wandte Sr. Majeftät des Kaiſers der Yranzofen, theils durch vertrauliche 
Agenten Vorſchläge gemacht worden, welche jederzeit dahin gingen, kleinere 
oder größere Transaktionen zum Behuf beiderteitiger Bergrößerung zu 
Stande zu bringen; es handelte fich bald um Luxemburg, oder um die 
Grenze von 1814 mit Landau und Saarlouis, bald um größere Objekte, 
von denen die franzöfiiche Schweiz und die Frage, wo die Spracdhgrenze 
in Piemont zu ziehen fei, nicht außgefchloffen blieben. — Im Mai 1866 
nahmen diefe Zumuthungen die Seftalt des Vorſchlages eines Dffen- 
fio» und Defenfiv-Bündniffes an, von deflen Grundzügen folgender 
Auszug in meinen Händen blieb: 


1) En cas de congr&s poursuivre d’accord la cession de la Vé- 
nötie à 1’Italie et l’annexion des duchés & la Prusse. 


2) Si le congrös n’aboutit pas, alliance offensive et defensive. 


3) Le Roi de Prusse commencera les hostilitös dans les 10 jours 
apres la söparation du congröds. 


4) Si le congrös ne se r6nnit pas, la Prusse attaquera dans 
30 jours aprös la signature du prösent traite. | 


5) L’Empereur des Frangais döclarera la guerre à l’Autriche, dds 
qne les hostilitös seront commenc6es entre l’Autriche et la Prusse (en 
30 jours 300,000). 

6) On ne fera pas de paix s6öparde avec l’Autriche. 


7) La paix se fera sous les conditions suivantes: La Vendtie & 
1’Italie. A la Prusse les territoires allemands ci-dessous (7 & 8 mil- 
lions d’ämes au choix) plus la röforme födörale dans le sens prussien. 
— Pour la France le territoire entre Moselle et Rhin sans Coblence 
ni Mayence: comprenant: 500,000 ames de Prusse, la Baviöre rive 
gauche du Rhin; Birkenfeld, Homburg, Darmstadt 213,000 ames. 

8) Convention militaire et maritime entre la France et la Prusse 
des la signature. 

9) Adhösion du Roi d’Italie. 

Die Stärke des Heeres, mit welchem der Kaifer nad Art. 5 uns 
beiftehen wollte, wide in fchriftlichen Erläuterungen auf 300,000 Mann 
angegeben; die Seelenzahl der Vergrößerungen, welche {frankreich erftrebte, 
nach franzöfiichen, mit der Wirklichkeit nicht übereinftimmenden Berech⸗ 
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nungen, anf 1,800,000 Seelen. — Ein Jeder, welcher mit der intimeren 
diplomatischen und militairiichen Gefchichte des Jahres 1866 vertraut ifl, 
wird durch diefe Elaufeln die Politit hindurchſchimmern ſehen, welde 
Frankreich gleichzeitig gegenüber Italien, mit dem e8 ebenfalls verhandelte, 
und fpäter gegenüber Preußen und Italien befolgte. Nachdem wir im 
Juni 1866 ungeachtet mehrfacher, faft drohender Mahnungen zur Annahme 
obiges Allianzprojeft abgelehnt batten, vechnete die franzdfifche Regierung 
nur noch auf den Sieg Defterreich8 über uns und auf unjere Ausbeutung 
für franzöfifchen Beiſtand nad) unſerer eventuellen Niederlage, mit deren 
diplomatifcher Anbahnung die ranzöfiiche Politik fi nunmehr nad Kräften 
beichäftigte. — Daß der in dem vorftehenden Allianz» Entwurf gedachte 
und fpäter noch einmal vorgefchlagene Congreß die Wirkung gehabt haben 
würde, unfer nur auf drei Donate geichloffenes Bündnik mit Italien 
ungeuutzt gm Ablauf zu bringen, und wie Frankreich durch die weiteren 
Euftozza betreffenden Berabredungen bemüht war, unfere Tage zu benad)- 
theiligen, und wo möglich unfere Niederlage herbeizuführen, ift Ew.... 
befannt. Die „patriotifchen Bellemmungen“ des Minifterd Rouher liefern 
einen Commentar über ben weiteren Verlauf. 

Bon der Zeit an hat Frankreich nit aufgehört, uns 
Durch Anerbietungen auf Koften Deutjchlands und Belgiens 
in Verſuchung zu führen. Die Unmöglichkeit, auf irgend welche An- 
erbietungen der Art einzugehen, war für mich niemals zweifelhaft; wohl 
aber hielt ich es im Intereſſe des Friedens für nützlich, den frans 

öſiſchen Staatsmännern die ihnen eigentbümliden Illu— 

** ſo lange zu belaſſen, daß dieſes, ohne ihnen irgend— 
welche auch nur mündliche Zuſage zu machen, möglich fein 
würde. Ich vermuthete, daß die Vernichtung jeder Franzöfithen Hoff 
nung den Frieden, den zu erhalten Deutſchlands und Europas Intereſſe 
war, gefährden würde. 

Ih war nicht der Meinung derjenigen Bolitifer, welche dazu riethen, 
dent Kriege mit Frankreich deshalb nicht nad Kräften borqubeugen, weil 
er doch unvermeidlich fei. So fiher durchſchaut Niemand die 
Abfihten göttliher Vorſehung bezüglich der Zufunft, und 
ih betrachte aud einen fiegreihen Krieg an fi immer als 
ein Uebel, welches die Staatsfunft den Bölfern zu erjparen 
bemüht fein muß. Ich durfte nicht ohne die Möglichkeit rechnen, daß 
in Frankreichs Verfaſſung und Politif Veränderungen eintreten Tönnten, 
welche beide große Nachbarvölker über die Nothwendigfeit eines Krieges 
ginmeggefüibrt hätten — eine Hoffnung, welcher jeder Aufſchub des 

ruches zu Gute fam. Aus diefem Grunde ſchwieg ich über die gemachten 
Bumutbungen und verbandelte dilatorijch über diefelben, ohne 
meinerfeits jemals auch nur ein Berfprehen zu maden. Rad 
dem die Verhandlung mit Se. Majeftät dem Könige der Niederlande über 
den Ankauf von Luxemburg in bekannter Weife gejcheitert mar, wieder 
halten fi) mir gegenüber die erweiterten Vorjchläge Frankreichs, melde 
elgien und Süddeutihland umfaßten. 

In diefe Eonjunktur fällt die Mittheilung des Benedetti'ſchen Ma⸗ 
nufcripts. Daß der franzöfiiche Botfchafter ohne Genehmigung feines 
Souveraing mit eigener Hand dieſe Vorfchläge formulirt, fie mir über 
reicht uud mit mir wiederholt und unter Modifizirung von Zertftellen, 
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die ich monirte, verhandelt haben follte, ift ebenſo unmwahrfcheinlich, wie 
bei einer andern Gelegenheit die Behauptung war, daß der Kaiſer Na- 
poleon der Forderung der Abtretung von Mainz nicht beigeftimmt 
babe, welche mir im Auguft 1866 unter Androhung des Krieges 
im alle der Weigerung durch den kaiſerlichen Botſchafter 
amtlich geftellt wurde. Die verjchiedenen Phaſen franzöfifcher Ver⸗ 
ſtimmung und Kriegesluft, welche wir von 1866— 1869 durchgemacht 
haben, coincidirten ziemlich genau mit der Neigung oder Abneigung, welde 
Die ranzöfigen Agenten bei mir für Berhandlung der Art zu finden 
glaubten. 

Zur Zeit der Vorbereitung der belgifchen Eifenbahnhändel im März 
1868 wurde mir von einer hochftehenden Perfon, melde den früheren 
Unterhandlungen nicht fremd war, mit Bezugnahme auf leßtere angedeutet, 
daß für den Fall einer franzöfiichen Deccupation Belgiens „nous trouve- 
rions bien notre Belgique ailleurs.*“ Gleicherweiſe wurde mir bei frü⸗ 

ren Gelegenheiten zu erwägen gegeben, daß Frankreich bei einer 

öfung der orientalifhen Frage feine Betheiligung nicht 
im fernen Dften, fondern nur unmittelbar an jeiner Grenze 
fuchen könne. — 

Ich habe den Eindruck, daß nur die definitive Ueberzeugung, es ſei 
mit uns keine Grenz⸗Erweiterung Frankreichs zu erreichen, den Kaiſer 
zu dem Entſchluſſe geführt hat, eine ſolche gegen uns zu erſtreben. Ich 
habe ſogar Grund zu glauben, daß, wenn die fragliche Veröffentlichung 
unterblieben wäre, nach Vollendung der franzöfiichen und unſerer Ruſtungen 
uns von Frankreich das Anerbieten gemacht fein würde, gemeinfam an ber 
Spitze einer Million gerüfteter Streiter dem bisher unbemwaffneten Europa 
gegenüber die und früher gemachten Vorſchläge durchzuführen, d. h. vor 
oder nad) der erften Shladt Frieden zu jchließen, auf Grund der Bene: 
dettrichen Vorſchläge, auf Koften Belgiens. 

Ueber den Tert diefer Vorſchläge bemerfe ih no, daß der in 
unjeren Händen befindlihe Entwurf von Anfang bis zu Ende 
von der Hand des Grafen Benedetti und auf dem Papier des 
Kaiſerlich franzöfifhen Botſchafter geſchrieben ift, und daß die 
tefigen Botjchafter rejpective Gefandten von Defterreich, Großbritannien, 

Bland, Baden, Bayern, Belgien, Heflen, Italien, Sachfen, der Türkei, 
Württemberg, welche das Driginal gejehen, die Handfchrift erkannt haben. 
In dem Art. I. hat Graf Benedetti gleich bei der erſten Vorlefung auf 
den Schlußpafjus verzichtet und ihn eingeflammert, nachdem ich ihm bemerkt 
batte, daß derjelbe eine Einmiſchung Frankreichs in die innern Angelegen- 
heiten Deutſchlands vorausfegte, die ich auch in geheimen Altenftüden 
nicht einräumen könnte. Aus eigenem Antriebe bat er eine weniger be⸗ 
deutende Eorreftur des Art. II. in meiner Gegenwart am Rande vorge- 
nommen. Lord Aug. Loftus habe ih am 24. c. von der Eriftenz des 
fraglicden Atenftüdes mündlich unterrichtet, und auf feine Zweifel ihn zu 
perjönlicher Einficht deffelben eingeladen. Er hat am 27. d. M. von dem- 
jelben Kenntniß genommen und ſich dabei überzeugt, daß es von der 
—— ſeines früheren franzöſiſchen Collegen iſt. Wenn das kaiſerliche 

abinet Beſtrebungen, für welche es ſeit 1864 zwiſchen Verſprechungen 
und Drohungen wechſelnd, ohne Unterbrechung bemüht geweſen iſt, uns 
zu gewinnen, heute ableugnet, ſo iſt das Angeſichts der politiſchen 
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Situation leiht erklärlich. — Em... . wollen gefälligft diefen Erlaß dem 
Herrn ... vorlefen und in Abfchrift behändigen.*)“ 


v. Bismarck. 


29. Zul. Schreiben bes Grafen von Benebettt an ben Herzog 
von Gramont. 

„Herr Herzog! So ungerecht auch die Beurtheilung war, deren Gegenftand 
ich periönlich geweſen bin, als man in Frankreich erfuhr, der Prinz von Hoben- 
zollern habe die Krone Spaniens angenommen, fo babe ich es nicht für paſſend 

ebalten, mich darüber auszufprechen. Wie es mir meine Pflicht gebot, babe ich 
Ber Megierung des Kaiſers die Sorge Aberlafen, fie zu berichtigen. 

Ih kann nicht daſſelbe Stillſchweigen bemahren dem Gebraude gegenliber, 
ben ber Graf v. Bismard von einem Documente gemacht hat, dem er einen 
Werth zur geben fuchte, den es niemals gehabt hat, und ich erfuche Ew. Excellenz, 
die Thatfachen in ihrer ganzen Genauigkeit darlegen zu bilrfen. 

Es ift allgemein befannt, daß Graf v. Bismard uns vor und wäh- 
rend bes letten Krieges angeboten bat, dazu beizutragen, Belgien 
mit Srantreih zu vereinigen als Erfat für die Beftrebungen, nad 
denen er firebte und bie er für Preußen erbalten bat. Ich Könnte mid 
in dieſer Beziehung auf das Zeugniß ber ganzen europätfchen Diplomatie be» 
zufen, der nichts unbelannt geblieben if. Die Regierung des Kaiſers bat fort 
während biefe Eröffnungen abgelehnt und einer Ihrer Vorgänger Herr Drouyn 


*) Unter den nad) Ausrufung der Republik vorgefunbenen geheimen Papieren 
ber franzöfiihen Kaiferfamilie fand fi ein Attenftüd, weiches das „Journal 
oficiel de la Republique Francaise“ aus ber amtlich veranftalteten Sammlung 
mit folgenben einleitenden Worten mittbeilt: Parmi les lettres et projets 
dietes par Napol6on & son chef de cabinet, figure la note qu’on va lire. 
Elle met en lumidre les desseins et les proc6d6s de la politique im- 
p£riale. 

„(Sans date.) — Si la France se place hardiment sur le terrain des 
nationalit&s, il importe d’etablir, ds à pr&sent, qu’il n’existe pas une 
nationalit& belge, et de fixer ce point essentiel avec la France. Le 
cabinet de Berlin, d’autre part, dispose à entrer avec la France dans 
les arrangements qu’il peut convenir & la France de prendre avec lui, 
il y surait lien de negocier un acte secret qui engagerait les deux 
parties. — Sans prétendre que cet acte füt une garantie parfaitement 
süre, il aurait le double avantage de compromettre la Prusse et d'ötre 
pour elle un gage de la sincerit& de la politique ou des intentions de 
'’empereur. Il convient de ne pas se dissimuler, quand on connait le 
caractöre du roi de Prusse et celui de son premier ministre, quo les 
derniers incidents diplomatiques, comme les dispositions actuelles du 
sentiment public en France, ont dü les raffermir dans la conviction 
que nous n’avons pas Tenonce & revendiquer la frontiöre du Rhin. — 
Pour ötre certain de trouver une confiance qui est n6cessaire au maintien 
d’une entente intime, nous devons nous employer & dissiper les appr&hen- 
sions qu’y a toujours entretenues cette Eventualit6, appr&hensions qul 
ont 6t6 reveilldes par nos derniöres communications. Ce r6sultat ne peut 
&tre obtenu par des paroles, il faut un acte, et celmi qui consistersit 
à regler le sort ulterieur de la Belgique de concert avec la Prusse, 
en prouvant & Berlin que l’empereur cherche decid&ment ailleurs que 
sur le Rhin l’extension n6cessaire & la France depuis les &vönements 
dont l’Allemagne vient d’ötre le thöätre, nous vaudra du moins un® 
certitude relative que le gouvernement prussien ne mettra pas obstacle 
& notre agrandissement dans le Nord.“ 
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de Lhuys, if im Stande, in biefer Beziehung Erflärungen zu geben, welche 
keine Zweifel obwalten Iafien würden. Im Augenblide des Abſchluſſes des Prager 
Friedens und Angeſichts der Aufregung, welde in Frankreich die Annerion 
Hannovers, Kurhefiens und der Stabt Frankfurt an Preußen hervorrief, bezeigte 
Herr v. Bismard von Neuen ben Iebhafteften Wunfch, Das durch feine Acqui⸗ 
fitionen geftörte Gleichgewicht wieder berzuftellen. Verſchiedene Combinationen, 
welche bie Integrität ber Frankreich und Deutichland benachbarten Staaten reipel- 
tirten, wurden vorgebradht, fie wurben ein Gegenftanb mehrerer Unterredungen, 
in welchen Herr v. Bismard immer danach trachtete, feine perfönfihen Ideen 
zur Geltung zu bringen. 

Dei einer diejer Unterredungen und um mir eine genaue 
Rechenſchaft feiner Combinationen zu geben, ging ich darauf ein, fie 
fo zu fagen unter feinem Diktat aufzuzeihnen. Die Form nicht minder 
als ber Inhalt zeigt deutlich, daß ich mich darauf beſchränkt habe, ein von ihm 
ausgebachtes und entwideltes Projekt wiederzugeben. 

Herr v. Bismard behielt dieſe Abfaffung, weil er fie dem Könige unter- 
breiten wollte. Meinerſeits legte ich der kaiſerlichen Regierung im Wejentlihen 
Rechenſchaft ab von den TMittdeilungen, die mir gemacht worden waren. Der 
Kaiſer wies fie zuräd, fobald fie zu feiner Keuntniß gelangten. 

Ich muß jagen, daß ber König von Preußen felbft bie Grundlage berfelben 
nicht ſchien annehmen zu wollen, und feit jener Zeit, db. b. während ber lebten 
wier Jahre, babe ih durchaus feinen neuen Ideen⸗Austauſch mit Herrn von 
Bismard über biefen Gegenftanb gepflogen. 

Wäre die Initiative eines berartigen Vertrages von ber Regierung bes 
Kaijers ergriffen worden, jo wäre ber Entwurf vom Miniſterium aufgeſetzt 
worben und ich hätte nicht eine von meiner Hand geſchriebene Copie vorzubringen 
gehabt; Übrigens wäre er auch anders abgefaßt worden und hätte zu Verhand⸗ 
lungen Anlaß gegeben, welche gleichzeitig in Paris und in Berlin verfolgt worden 
wären. In dieſem Falle hätte ſich Herr v. Bismard nicht damit begnügt, ben 
Wortlaut deſſelben in indirekter Weiſe der Publizität zu übergeben, beſonders im 
Augenblid, wo Em. Ercellenz in Depeſchen, bie in's offizielle Journal aufge 
nommen wurden, anbere Irrthümer berichtigten, bie man gleichfalls in Umlauf 
zu ſetzen ſuchte. Aber um ben Zwed zu erreichen, ben er fich vworgeftedt hatte, 
ben, die öffentliche Meinung irre zu leiten und ben Inbiscretionen, die wir ſelbſt 
uns hätten erlauben können, zuvor zu fommen, hat er fich dieſes Ausweges be- 
dient, ber ihn davon befreite, genau anzugeben, in welchem Augenblid, unter 
welden Umftänden unb auf welde Weile viefes Document gefchrieben worben 
war. Er bat fi augenfheinlih damit geſchmeichelt, Dank biefen Weglaffungen, 
Conjecturen zu unterftellen, welche, inbem fie feine perjönliche Berantwortlichkeit 
entlafteten, diejenige ber Regierung des Kaifers compromittiren würden. Ein 
derartiges Verfahren bedarf feiner Dualification; es genügt, auf baffelbe hinzu⸗ 
weijen, indem man es beim europäifchen Publitum zur Würdigung vorlegt.“ 


3. Auguſt. Rundfchreiben des Herzogs von Gramont. 


„Mein Her... . Wir lennen heute die weitere Ausführung des von 
bem Herrn Grafen Bismard an ben Gejanbten Preußens in London gerichteten 
ZTelegramms, um England die angeblichen Geheimniſſe mitzutheilen, in beren 
Beſitz zu jein ber Bunbesfanzler angiebt. Seine Depeiche fügt keine wefentliche 
Thatſache zu denen, welde er ſchon vorgebradht hatte. Wir finden darin nur 
einige Unwahrfcheinlicleiten mehr. Die öffentlihe Meinung hat bereits Behaup- 
tungen ihr Recht wiberfahren laffen, welche keine Autorität gewinnen durch die 
Kühnheit, womit man fie wieberholt, und wir betrachten als enbgiltig feftgeftellt, 
trog alles Leugnens, baß der Kaifer Napoleon niemals an Preußen einen Ber- 
trag vorgefhlagen hat zum Zwecke, von Belgien Befit zu ergreifen. Dieje Ibee 
gebört dem Herrn v. Bismard an, fie war eines ber Hilfsmittel ber Politil ohne 
Scrupel, weile, wie wir hoffen, ihrem Enbe nabe ift. 


Türk Bismard. IL. 6 
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Ich würbe mich alfo enthalten, auf Behauptungen zurüdzulonmen, beren 
Falſchheit heute feftftebht, wenn der Verfaſſer ber preußifchen Depefche, mit einem 
Mangel an Takt, dem ich zum erften Male in ſolchem Grabe in einem biploma- 
tifhen Documente begegne, nicht Verwandte bes Kaifers citirt hätte als Träger 
von compromittirenden Botſchaften und Confidenzen. Mit welchem Wiberwillen 
ich mich auch genöthigt fehe, um dem preußiichen Kanzler zu folgen, einen meinen 
Gewohnheiten jo entgegengelettten Weg einzufchlagen, fo überwinde ich biefes 
Gefühl, weil es meine Pflicht ift, bie perfiden Andeutungen zurüdzumeiien, welche 
gegen Mitglieder der kaiſerlichen Familie gerichtet, augenſcheinlich den Kaifer ſelbſt 
zu treffen juchen. 

In Berlin war e8, wo Herr v. Bismard, Die Initiative ber 
Ideen ergreifend, deren erfte Eonception er uns heute zufhreiben 
will, in den folgenden Worten den franzöfifhen Prinzen aniprad, 
welchen er heute mit Verachtung aller Eonvenienzen in feine Polemik hineinziebt. 

„Sie ſuchen,“ fagte er ihm, „eine unmöglihe Sache; Sie wollen die 
Rheinprovinzen nehmen, die deutſch find. Warum wollen Sie fid 
nicht lieber Belgien aneignen, wo ein Volk eriftirt, welches benfelben Ur- 
fprung, dieſelbe Religion bat, und biefelbe Sprache ſpricht? Ich babe das ſchon 
dem Kaifer fagen laſſen; wenn er auf meine Anfichten einginge, jo würben wir 
ihm belfen, Belgien zu nehmen. Was mich betrifft, wenn ich Herr wäre und 
nicht dur ben Willen des Königs gehindert würde, jo wäre das fchon gethan.“ 

Dieje Worte des preußiſchen Kanzler wurden fo zu fagen wörtlih am 
franzöfifhen Hofe wiederholt durch den Grafen v. d. Goltz. Dieſer Gefanbte 
machte jo wenig Geheimniß daraus, daß bie Zahl ber Zeugen, melde fie gehört 
haben, beträchtlich ift. 

Ih füge noch Hinzu, daß zur Zeit der Weltausftelung bie Eröffnungen 
Preußens mehr als einer hoben Perjon bekannt wurden, welche bavon genane 
Notiz nahmen und fich derjelben noch erinnern. Es war biejes außerbem bei dem 
Herrn Grafen Bismard kein vorübergehender Einfall, fondern ein wohl über- 
legte8 Projekt, an welches fi feine ehrgeizigen Pläne anfnüpften, und er verfolgte 
die Ausführung davon mit einer Ausdauer, welde feine häufigen Aueflüge nad) 
Frankreich, ſowohl nah Biarit ale nah anderen Orten, binreichenb bemeijen. 
Er ſcheiterte an dem unerſchütterlichen Willen bes Kaijers, ber fich immer wei⸗ 
gerte, an einer Politik fich zu betheiligen, die feiner Loyalität unmwilrdig wäre. 

Ich verlaffe jetzt diefen Gegenftand, den ich zum letzten Male berührt habe, 
mit ber feften Abficht, nicht mehr auf ihn zurückzukommen, und ich gelange zu 
einem. wirklich neuen Punkte der Depeiche des Herrn v. Bismard: „Ich bake 
Grund, zu glauben,“ fagt er, „daß, wenn ber Vertrag nicht veröffentlicht worden 
wäre, Frankreich uns nach der Vollendung unferer beiberfeitigen Rüftungen Das 
Anerbieten gemacht haben würde, die Vorſchläge, melche es uns früher gemacht 
hatte, auszufübren, wenn wir uns zufammen an der Spibe einer Million wohl» 
bewaffneter Solbaten im Angeficht des unbewaffneten Europa befänben, d. b. vor 
oder nach der erften Schlacht auf Grund der Vorſchläge des Herrn Benedetti 
auf Koften Belgiens Frieden zu ſchließen.“ 

Es würbe ſich für die Regierung des Kaifers nicht ziemen, eine ſolche Ber- 
fiherung zu ertragen. Im Angefichte Europas fordern die Minifter Sr. Majeftät 
den Herrn v. Bismard auf, irgend eine Thatfache beizubringen, welche voraus⸗ 
ſetzen läßt, daß fie direkt oder indirekt auf offiziellem Wege ober durch Bermittelung 
geheimer Agenten bie Abficht gezeigt haben, fi mit Preußen zu vereinigen, um 
mit ihm gegen Belgien das Attentat zu verüben, weldhes gegen Hannover voll- 
zogen wurde. Wir haben mit Herrn v. Bismard keine Unterhanblungen eröffnet, 
weber über Belgien, noch über irgend einen andern Gegenftand. 

Weit entfernt, den Krieg zu fuchen, wie man uns anklagt, haben wir Lord 
Clarendon gebeten, beim preußiſchen Minifter zu interveniren, um eine wechlel- 
jeitige Entwaffnung bervorzurufen, welche wichtige Miffion Lord Clarendon 
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aus Freundſchaft für Krankreih und aus Hingebung an bie Ideen bes Krieges 
vertraulich zu Übernehmen keinen Anftanb nahm. 

Hier folgen die Worte, mit denen Graf Daru in einem Briefe vom 1. Fe⸗ 
bruar Die Abfichten der Regierung dem Marquis von Lavalette, unferem Ge⸗ 
fandten in London erflärte. 

„3b würde mich ficherlich nicht in dieſe Angelegenheit mifchen, noch auch 
eine Einmiſchun Englands verlangen, wenn es fich einfach nur um einen banalen 
und rein formellen Schritt handelte, der nur ven Zmed hätte, Herrn v. Bismard 
eine Gelegenheit zum erneuten Ausbrud feiner Weigerung zu geben. &8 handelt 
fid um einen feſten, ernften, pofitiven Schritt. Der erfte Staatsjecretair jcheint 
vorauszufeben, daß Herr v. Bismard eine erfle Erregung von Unzufriebenheit 
und Unmuth verfpüren wird. Das ift möglich, aber nicht ficher. In dieſer Bor- 
aueficht ift es vielleicht gut, das Terrain vorzubereiten, jo daß eine negative 
Antwort gleih von Anfang an vermieden wird. Ich bin überzeugt, daß bie 
Ueberlegung unb die Zeit den Kanzler bahin bringen werben, ben Schritt Eng- 
lands in ernfte Betrachtung zu ziehen; wenn er nicht von erften Tage ab jede 
Eröffnung zurüdgewielen bat, wird Preußens und Deutſchlands Interefje fich 
ſehr bald laut geltend maden, um fein Wiberftreben zu befänftigen. Er wirb 
nicht die Dieinung feines ganzen Landes gegen fi aufwiegeln wollen. Wie 
würbe in ber That feine Lage fein, wenn wir ibm ben einzigen Vorwand 
wegnehmen, binter dem er fih verfchanzen kann, nämlich bie Bewaffnung Frank⸗ 

—2 


Doch Graf Bismard antwortete darauf, er könne es nicht über ſich ge- 
winnen, dem Könige die Mittheilungen der britiſchen Regierung vorzulegen, und 
er fei über die Anfichten jeines Souverains hinreihend unterrichtet, um den Ein- 
druck auf ihn vorberfehen zu fönnen. Der König Wilhelm, fagte er, mwürbe in 
dem Schritte bes Londoner Cabinets ficherlich den Beweis einer Aenderung in 
ben Gefinnungen Englands gegen Preußen erbliden. Schließlich faßte der Bunbes- 
kanzler feine Erklärung dahin zufammen: „Es fei für Preußen unmöglich, 
ein militairifhes Syftem zu modifiziren, weldes fo tief mit den 
Kraditionen des Landes verwachſen jei, eine der Grundlagen feiner 
Conſtitution bilde und ganz normal fei.“ 

Graf Darn ließ ſich Durch dieſe erfie Antwort nicht abjchreden. Am 13. Febr. 
ſchrieb er an Herrn v. Lavalette: „Ich hoffe, daß Lord Elarendon fi nicht 
für geichlagen halten und den Muth nicht verlieren wird. Wir werben ibm 
nächften® Gelegenheit geben, auf die Angelegenheit zurüdzulommen, wenn es ihm 
paftend ſcheint, und bie unterbrochdene Converfation mit dem Bundeskanzler wieder 
aufzunehmen. Unjere Abficht ift, in der That, unfer Contingent zu vermindern; 
wir würden es bedeutend vermindert haben, wenn wir eine günftige Antwort vom 
Kanzler des Norbdeutihen Bundes erlangt hätten; wir werden e8 weniger ver- 
minbern, weil die Antwort negativ if, aber wir werben e8 vermindern, bie Re⸗ 
duction wird, wie ich hoffe, 10,000 Mann betragen; bieje Zahl werbe ich vor⸗ 

en. Wir werben auf biefe Weife durch Handlungen, bie immer mehr als 
Worte gelten, unfere Abfichten, unfere Politik beftätigen. Neun Contingente, jedes 
um 10,000 Mann verniindert, machen eine Gefammtverminderung von 90,000 Mann. 
Das ift ſchon etwaß, es ift ein Zehntel der beftehenden Armee, ich bedaure, nicht 
mebr thun zu können. Das Gejet über das Contingent wird nächſtens vorgelegt 
werben. Lord Clarendon wirb dann beurtheilen, ob es an der Zeit ift, Herrn 
vo. Bismard vorzuftellen, daß die preußifche Regierung allein in Europa ber 
Sriebensliebe keine Conzeſſionen macht und daß fie fi ſomit in eine bedenkliche 
Stellung bringt inmitten der europäifchen Gejellichaft, weil fie aller Welt gegen 

Waffen leiht unb auch ben Benölferungen, die erbrüdt werben von ben Mi- 
Ktairlaften, bie fie ihnen auferlegt. 

Lebhaft gedrängt, hielt Graf Bismard es für nöthig, Lord Cla rendon 
einige nee Erflärungen zu geben. Diefe Erflärungen, wie wir fie durch einen 
Brief des Herrn v. Lavalette, datirt vom 23. Februar, kennen, waren voller 
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Neticenzen. Der Kanzler bes preußiſchen Bundes war auf feinen erflen Entichluß 
zurüdgelommen und hatte fi mit dem König Wilhelm über den von England 
empfohlenen Vorſchlag unterhalten; aber Se. Majeftät hatte ihn abgelehnt. Zur 
Stütze dieſer Abweiſung zog ber Kanzler die Furcht vor einem eventuellen Bünd⸗ 
niffe Oefterreihs mit Süddeutſchland an und die Neigung zur Vergrößerung, 
welche Frankreich haben könnte. Boran aber ftellte er vor Allem die Belorgnifie, 
welche ihm bie Politik Rußlands einflößte, und erging fich bei biefer Gelegenheit 
in eigentbümlichen Betrachtungen über ben Petersburger Hof, welche ich lieber 
mit Stillſchweigen übergebe, da ich mich nicht entichließen kann, verwunbenbe 
Infinuationen zu reprobuciren. Das find Gründe für die Nichtannahme, wie 
fie Graf Bismard dem loyalen und gewiffenhaften Anliegen entgegenfebte, 
welches auf bie Bitte der faiferlihen Regierung durch Lorb Elarenbon wieber 
und wieder erneuert wurde. 

Wenn aljo Europa unter Waffen geblieben tft, wenn eine Million Menſchen 
im Begriffe Reben, fi auf den Schlachtfeldern zu verwunben, fo ift e8 nicht mehr 
erlaubt, es zu leugnen: bie Berantwortlichleit für einen ſolchen Zuftanb ber 
Dinge gebührt Preußen; denn Preußen bat jeden Gedanken an Entwaffnung 
zurüdgeftoßen, als wir ihm ben Vorſchlag dazu zukommen ließen und als wir 
anfingen ihm das Beifpiel zu geben. 

Erflärt fi) dieſes Betragen Übrigens nicht aus der Thatſache, daß in ber- 
felben Stunbe, wo Frankreich jein Kontingent verminderte, das Berliner Cabinet 
im Dunleln die proooeirende Candidatur eines preußiſchen Prinzen organifirte ? 

Welche Berleumbdungen aud ber Bundeskanzler erfunden haben mag, wir 
find ohne Furcht; er bat das Recht verloren, Glauben zu finden. Das Gewiſſen 
Europas und bie Geſchichte werben fagen, daß Preußen ben gegenwärtigen Krieg 

efucht hat, indem es gegen Frankreich, welches mit Ausbilbung feiner politifchen 
inrichtungen beſchäftigt war, eine Beleibigung fchlenderte, welche feine flolze 
unb muthige Natiou hätte annehmen bürfen, ohne bie Verachtung ber Völker zu 
verbienen.” 


Prenßens angebliche Beforgniffe wegen Süddeutſchlands. 


12. Auguft. Erlaß des Staatsſekretairs von Thile an die Ge 
iandten bei ben ſüddeutſchen Negierungen. 


„Ew. .... fennen aus den öffentlichen Blättern das Eircular, welches 
von dem Herzoge von Gramont unter dem 3. d. M. an die franzöfifchen 
Sefandfchaften erlaffen und im „Sournal officiel“ veröffentlicht ift. Une 
geachtet der geringen Glaubwürdigkeit, welche die neuerlichen Kundgebungen 
der kaiſerlichen Regierung verdienen und finden, glaube ich e8 nicht unter- 
laffen zu dürfen, eine der in diefem Circular enthaltenen Unwahrheiten 
ausdrüdlich als folche zu bezeichnen. Ich meine die Herrn Grafen Bis 
mard zugejchriebene Aeußerung, daß er eine eventuelle Allianz Defterreichs 
mit den füddeutichen Staaten Pirate. Ich gebe mich zwar feinem Zweifel 
darüber bin, daß die jüddeutfchen Regierungen, ganz abgefehen von dem 
beftehbenden Vertrags⸗Verhältniß, aus unferem Verhalten gegen fie und 
aus ihrem eigenen Bemwußtfein die Ueberzeugung gefchöpit Babe werden, 
daß eine folde Furcht uns nicht befchleichen fann. Da aber jene Behaup: 
tung in Zufammenhang gebracht wird mit einem ©egenftande, der nie 
auß dem Gebiete eine® vertraulichen Gedanfenaustaufches herausgetreten 
war, den an legterem nicht betheiligten Regierungen alfo ein pragmatifches 
Material, an welchem fie die Behauptung des Herrn Herzogs prüfen 
fönnten, nicht vorliegt, fo bin ich es wenigften® der hiftortihen Vollſtän⸗ 
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digfeit fcyuldig, jene Aeußerung, die der Herzog aus einem Schreiben des 
franzöfiihen Gefandten in Rondon, Marquis de Lavalette, entnommen 
haben will, für abfolut erfunden zu erflären. 


Zn Anfang dieſes Jahres machte der Graf Elarendon dem 
gem Bundeskanzler vertraulich den Vorſchlag, daß der Norddeutiche 
und die Snitiative zu einer allgemeinen Verminderung der Wehrkräfte 
ergreifen möchte, ließ den Vorſchlag aber auf die diefjeit® erhobenen Be- 
denken fallen. Diefe Bedenken, über deren Berechtigung ich heute Fein 
Wort zu verlieren brauche, beruhten im Wefentlichen darauf, daß bei 
der Berfhiedenheit der Wehrſyſteme der einzelnen Länder, 
namentlih Norddeutfhlands und Frankreichs die Herftellung 
und Eontrolirung einer verbältnigmäßigen Abrüftung die 
größten Schwierigfeiten haben werde. ‘Der jüddeutfchen Staaten 
iſt in dem Schreiben des Grafen Bismard über diefe Angelegenheit 
mit feiner Sylbe erwähnt und ebenfomenig, nach der amtlichen Erflärung 
des Grafen Bernftorff, in den Unterredungen, welche dieſer über den 
Vorſchlag gehabt hat. 
Em. .... erfuche ich ergebenft, den Herrn Minifter der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten diefen Erlaß vorzulefen und ihm eine Abfchrift 
defjelben zu übergeben.” | 


10. Augult. Weitere Veröffentlihung ded „Staatd-An= 
zeigers“ über Sranfreih8 Forderungen im Auguft 
1866 (vgl. Band I ©. 508). 


Im Archiv des Auswärtigen Amtes befindet fich folgendes Schreiben 
de8 Grafen Benedetti an den Präfidenten des Staats » Miinifteriums 
Grofen Bismard vom 6. Auguft 1866 mit dazu gehörigem Vertrags » 
Entwurf, beides von Anfang bis zu Ende von der Hand des Grafen 
Benedbetti. 

Particulidre. 
Mon cher Prösident! 


„En reponse aux communications que j'ai transmises de Nikols- 
bourg & Paris & la suite de Notre entretien du 26 du mois dernier, 
je regois de Vichy, le projet de convention secröte que Vous trou- 
verez ci-joint en copie. Je m’empresse de Vous en donner connais- 
sance afin que Vous puissiez l’examiner à Votre loisir. Je suis du 
reste à Votre disposition pour en conferer avec Vous quand Vous en 
jugerez le moment venu. 


Tout & Vous 
Dimanche 5 Aoüt 1866. signe Benedetti.“ 
S.M. etc. et S.M. etc. 
Article I. 


L’Empire francais rentre en possession des portions de territoire 
qui, appartenant aujourdh’ui à la Prusse, avaient dt6 comprises dans 
la de6limitation de la France en 1814. 
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Article D. 


La Prusse s’engage à obtenir du Roi de Baviöre et du Grand Duc 
de Hesse, sauf & fournir & ces Princes des dddommagements, la cession 
des portions de territovire qu’ils possödent sur la rive gauche du Rhin 
et & en transförer la possession & la France. 


Article III 


Sont annuldes toutes les dispositions rattachant & la confederation 
Germanique les territoires plac6s sous la souverainet& du Roi des Pays- 
Bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison daus la forteresse 
de Luxembourg. 


10. Auguft. Rundichreiben ded Kanzler des norddeutichen 
Bundes bei Mittheilung vorftehenden Entwurfs. 


„Mein an den Herrn Botfchafter des Norddeutfchen Bundes im 
London gerichteter, von dem Grafen Granpille in der Sitzung des 
Oberhauſes vom 28. v. M. mitgetheilter telegraphiicher Erlaß, betreffend 
den in der „Times“ vom 25. veröffentlichten Vertrags - Entwurf, hat den 
Herrn Grafen Benedetti veranlaßt, in dem „Journal officiel de l'Em⸗ 
pire“ vom 30. Juli eine Darftellung von der Entftehung jenes Bers 
trags⸗Entwurfes zu geben; und nachdem ich mich in meinem fchriftlichen 
Erlaffe vom 29. deflelben Monats ausführlicher über den Entwurf und 
feinen Zufammenhang mit der Politik des Kaiſerreiches ausgejprochen 
hatte, ift die vom 3. d. M. datirte Circular⸗Depeſche des Herzogs von 
Gramont publizirt worden. Indem ich an dieje beiden Veröffentli⸗ 
Hungen erinnere, habe ich nicht die Abficht, eine Erwiderung darauf zu 
geben: der dankbare Stoff, den fie der Kritik liefern, ift ſchon von der 

refje aller Länder, Frankreich nicht ausgenommen, bearbeitet worden. 
Zweck diefer meiner ergebenften Mittheilung ift vielmehr, ein neue® Beweis⸗ 
ſtück Eurer.... zugehen zu laflen und zur Kenntniß der hohen Regierung 
zu bringen, bei der Sie beglaubigt find. 

Ich babe von demfelben nicht früher Gebrauch gemacht, weil ich, auch 
im Kriegdzuftande, die Perfon de8 Monarchen nicht in die Erörterum 
von Amt3bandlungen feiner Vertreter und Miniſter zu ziehen wünfchte un 
bei dem Regierungsſyſtem, melches in Frankreich erflärtermaßen vor dem 
2. Januar d. J. beftand, nicht auf die Behauptung gefaßt fein konnte, daß 
ein Akt, wie die Borlegung jened Vertrags: Entwurfed an mid) und bie 
anderen in meinem Erlaß vom 29. bezeichneten Borfchläge und Zumuthungen 
ohne Vorwiſſen des Kaiſers Napoleon erfolgt feien. Die Verfiherung des 
franzöfifhen Herrn Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, que jamais 
l’empereur Napolöon n’a propos6 & la Prusse un trait6 pour prendre pos- 
session de la Belgique, und die Angaben des Grafen Benedetti, daß der 
Vorſchlag zu dem Vertrage von mir herrühre; daß er, um fich über meine 
Combination klar zu werden, ſich vagı verftanden habe, fie zu Papier zu 
bringen en quelque sorte sous ma dict6e, und daß der Kaijer Napoleon 
erft nachher Kenntniß von diefem PVertragg-Entmurf enthalten babe — 
diefe Behauptungen nöthigen mich, von einem Mittel Gebrauch zu machen, 
welches mir zu Gebote fteht, um meine Vorausſetzung von dem geſchäft⸗ 
lichen Verhältniß zwifchen dem Kaifer und feinen Miniſtern, Gefandten und 
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Beauftragten und meine Darlegung der franzöfifchen Politik noch zu befräfs 
tigen. In den Alten des ausmärtigen Amtes befindet ſich das in Abjchrift 
anliegende Schreiben de Grafen Benedetti an mich vom 5. Auguft 1866 
und ein mittelft deffelben überfandter Bertragsentmurf. Die Driginalien, 
von der Hand des Grafen Benedetti, lege ich den Vertretern der neu⸗ 
tralen Mächte zur Einfiht vor; ein photographifches Facſimile derfelben 
werde ih) Eurer... zu libergeben mich beehren. Ich erlaube mir, daran 
u erinnern, daß nad Ausweis des „Moniteur“ der Kaifer Napoleon die 
age vom 28. Juli bi 7. Auguft 1866 in Vichy zugebracdht hat. In der 
amtlichen Unterredung, welde ich mit dem Grafen Denedetti in Folge 
dieſes Schreibens Hatte, unterftügte derjelbe die in letzterem enthaltenen 
Forderungen durh die Drohung des Krieges für den Fall der 
Ablehnung. Der gleihmwohl meinerfeitd ausgeſprochenen Ableb- 
nung folgte das Berlangen nad Yuremburg und dem Mißlingen 
dieſes Geſchäfts der größere, Belgien umfafjende Borfchlag, 
mweldyer in dem von der „Limes“ veröffentlidten Vertrags— 
entwurfe des Grafen Benedetti formulirt ift. 
Eure .... erjuche ich ergebenft, dem Herrn Minifter der ausmärtigen 
An elegenheiten diefen Erlaß vorzulefen und ihm eine Abjchrift, beziehung» 
weile eberfegung, nebft Abjchrift der Anlagen zu behändigen, auch das 
fpäter folgende Yacfimile der leeren vorzulegen.“ 


Der Bundeskanzler. 
In Vertretung: 
v. Thile. 


Weitere Mittheilung des „Stagts - Anzeigers” 


(aus dent Oftober 1871) über die franzöſiſche Kompenjationspolitif im Auguft 1866 
mit Bezug auf bie Schrift Benedetti's „Ma mission en Prusse.“ 


„Das Auswärtige Amt hat bei Ausbrud des Krieges mit Frankreich einige 
Bruchſtücke früherer geheimer Verhandlungen, namentlich franzöſiſche Vorſchläge, 
welche das Königreich Belgien betrafen, ber Oeffentlichkeit übergeben. Es war 
Dies ein Verfahren, zu welchem die Diplomatie nur unter ausnahmsweifen und 
zwingenden Umftänben fchreitet. Solche lagen zur Zeit ber Veröffentlichung vor, 
indem es fih darum handelte, Angefichts eines Angriffstrieges einer jo großen 
Macht, wie Frankreich, den aus demſelben für Deutſchland entſtehenden Gefahren 
mit allen zuläffigen Mitteln entgegenzutreten unb namentlich auch dem Angreifer 
bie Gewinnung der Sympathien anderer Mächte, auf deren wohlwollenbe Haltung 
beide Kriegführende gleihen Werth zu legen hatten, zu erfchweren. 

Wenn jetst ber frühere franzöfiiche Botichafter Graf Benebetti die Ber- 
Bffentligungen aus dieſem Gebiete fortjegt, um nachzuweiſen, wen bie Fehler ber 
franzöfiihen Politik zur Laft fallen, fo liegt in dieſem Verfahren, deſſen Berant- 
wortlichleit feinem Urheber überlaffen bleibt, ein Anlaß, die Veröffentlihungen 
deffelben wenigfiens in den Punkten zu berichtigen, wo fie darauf ausgeben, bie 
Zuverläffigleit der vorjährigen Mittheilungen des Auswärtigen Amtes in Yrage 
u ftellen. 

’ ar Benedetti hat offenbar nicht gewußt, welche Theile ber geheimen 
franzöfiihen Archive im Verlaufe des Krieges in bie Hände ber beutichen Truppen 
gefallen find; fonft würde er in feinen Beröffentlihungen vorfichtiger geweſen fein 
und namentlich nicht verſucht haben, bie Ableugnungen, welche die kaiſerliche Re⸗ 
gierung im vorigen Jahre ben beutfchen Mittheilungen über das befannte Projekt 
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ber Erwerbung Belgiens für Frankreich entgegenfetste auch jet noch aufrecht zu 
erhalten. Graf Benedetti fagt auf Seite 197 feines Buches: 

„On se rappelle que, le 5 aofit, j’avais remis à M. de Bismarck le 
projet de trait6 concernant Mayence et la rive gauche du Haut-Rhin, 
et 1 n’ai pas besoin de dire que M. Rouher fait, le 6, allusion & cette 
communication dans le second paragraphe de sa lettre. Mais ce qu’elle 
demontre &galement, et ce qu’il importe d’etablir, contrairement aux 
assertions de M. de Bismarck, c’est que personne & Paris ne songeait & 
faire de la Belgique l’appoint des concessions ne&cessaires à la France, 
et qui lui étaient dues, au dire möme de l’ambassadeur de Prusse.* 


Er ſucht damit und im ben barauf folgenden Auseinanberfegungen zwei 
verſchiedene Phafen ber bilatorifchen Verhandlungen, welche der preußifche Minifter- 
präfident mehrere Jahre hindurch mit ihm geführt bat, zu vermilchen. Die For⸗ 
derung ber Abtretung beutfhen Gebietes, einjchlieflid Mainz, welde er am 
5. und 7. Auguft 1866 an ben Minifterpräfidenten ftellte, zieht er zujammen mit 
ber jpäteren Forberung von Belgien und ſucht bie in den Zutlerien gefundenen 
unb bereits veröffentlichten Briefe ausſchließlich auf erftere zu beziehen, während 
biefe doch mit dem von ihm felbft auf Seite 181 erwähnten Briefe des Kaifers 
an ben Marquis de Lavalette ihren Abichluß gefunden hatten. Daß beide 
Phaſen fih auch in feiner Auffaffung fehr genau ſchieden, geht aus feiner in ben 
Händen des auswärtigen Amtes befindlichen Berichterftattung hervor.“ 

(Ster fotgt die Mittheilung über die Verhandlungen im Auguft 1866, wie 
fie im Band 1. ©. 508 ff. wiedergegeben find, — bis zu dem vorläufigen Ab⸗ 
ihluß Ende Auguft 1866. Dann beißt es im „Staats« Anzeiger“ weiter:) 


„Die geheimen Verhandlungen haben alfo bier nothwendig einen Ruhepunkt 
von einigen Monaten gehabt, was fie, wie wir gewiß find, nicht verhindert bat, 
jpäter zu verſchiedenen Zeiten wieber aufgenommen zu werben und, wenn Graf 
Benedetti auf Seite 185 feines Buches hervorhebt, daß es ein Irrthum fei, 
wenn Herr von Bismard die Verhandlungen über Belgien, weldhe 1866 ftatt- 
gefunben haben, in das Jahr 1867 verlegt, fo ift daraus nur zu fließen, baß 

er franzöfifche Botfchafter auch im Jahre 1867 die im Vorjahre unterbrodenen 
„dilatoriihen Verhandlungen“ nad dem Miflingen des luxemburgiſchen Berjuchs 
in Beſchränkung berfelben auf Belgien wieber angelnüpft bat. Die Haltung 
Frankreich zur Zeit bes belgiſchen Eifenbahnftreites wird nad dem, was oben 
erzählt ift, es nicht unglaublich erſcheinen Taflen, daß Frankreich ſelbſt Damals 
noch nicht auf die Hoffnung verzichtet hatte, für fein Lieblingsprojelt bie Zuftim- 
mung Rorbdeutfchlands zu gewinnen. 

Wir haben inbefjen nicht die Abſicht, Entbüllungen zu machen, welche über 
ben Zwed der Abwehr hinausgingen. Wir beſchränken uns darauf, die falfchen 
Auffaffungen über bie deutſche Politik zu berichtigen, zu benen bie Darftellung 
bes Grafen Benedetti Beranlaffung geben Fünnte. Bis wir von Neuem ge- 
nöthigt werben, uns biefer Aufgabe zu unterziehen, werben wir ber Verſuchung 
wiberftehen, das reichhaltige und lehrreiche Material, welches zu unferer Verfü- 
gung fteht, ausgiebiger zu benußen.“ 


9. Auguft. Neuer Vertrag über die Neutralität Belgiens zwiſchen 
England und Preußen 
(ebenfo zwiſchen England und Frankreich). 


„Ihre Majeftät die Königin bes vereinigten Königreichs von Großbritannien 
und Irland, und Eeine Majeftät der König von Preußen, von bem Wunſche be» 
feelt, im gegenwärtigen Augenblid burch einen feierlichen Aft ihren beflimmten 


89 
1870. 


Entſchluß urkundlich feftzuftellen, bie Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens 
aufrecht zu erhalten, wie im Artilel 7 bes am 19. April 1839 zu London unter- 
zeichneten Vertrages zwiſchen Belgien unb ben Niederlanden vorgejehen worben 
iſt, welchem Artilel durch ben fünffeitigen Vertrag von 1839 biejelbe Kraft und 
Bedeutung beigelegt wurde, als wenn er wörtlich in ben genannten fünffeitigen 
Bertrag aufgenommen wäre, haben Ihre Majeftäten befchloifen, unter Sich einen 
Geparatvertrag abzufchließen, welcher, ohne die Bebingungen des genannten fünf- 
feitigen Bertrages abzuſchwächen oder zu entkräften, fich fubfipiär und accefforiich 
zu bemfelben verhalten joll; und Ste haben bemgemäß für Diefen Zweck zu Aller- 
höchſt Ihren Bevollmädtigten ernannt, nämlid: — — — welde, nachdem fie 
fi gegenfeitig ihre Vollmachten mitgetbeilt, und biefelben in guter und gehkriger 
Form befunden, über die folgenden Artilel Übereingelommen find und biefelben 


abgeiählofien haben: 


Art. 1. Nachdem Se. Majeflät der König von Preußen erflärt bat, daß 
Er, ungeachtet der Feindſeligkeiten, in welche der Norddeutſche Bund mit Frank⸗ 
reich verwidelt ift, bie fefte Abficht habe, die Neutralität Belgiens fo lange zu 
rejpectiven als biejelbe von Frankreich refpectirt werbe, jo erklärt Ihre Majeftät 
bie Königin bes Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Irland Ihrer⸗ 
feit®, daß Sie, wenn die Armeen Frankreichs während der genannten Feindſelig⸗ 
keiten biefe Neutralität verlegen jollten, bereit jein wird, mit Sr. preußiichen 
Majeflät zur Bertheidigung berfelben in folcher Weiſe, ald man gegenfeitig über- 
eingelommen fein wird, zuſammen zu wirken, indem Sie zu biefem Ende ihre 
Eee- und Landmacht verwenden wird, um deren Beobachtung zu fihern und in 
Gemeinihaft mit Sr. Majefät dem Könige von Preußen dann und nachher bie 
Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens aufrecht zu erhalten. — Es ift deutlich 
verftanden, daß Ihre Majeftät die Königin des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Irland Sich durch diefen Vertrag nicht verpflichtet, Sih an 
den allgemeinen Operationen des gegenwärtig zwiſchen dem Norbdeutichen Bunde 
und Frankreich geführten Krieges über die Grenzen Belgiens hinaus zu betbeiligen, 
wie biefelben durch ben Vertrag zwiſchen Belgien unb ben Niederlanden am 
19. April 1839 feftgejetst worben find. 


Art. 2. Se. Majeftät der König von Preußen erflärt Sich Geinerfeits 
damit einverftanden, in dem burch ben vorigen Artikel vorgefehenen Falle mit 
Ihrer Majeftät der Königin des Vereinigten Königreihs von Großbritannien und 
Itland zu befagtem Zwede durch Berwenbung Seiner See» unb Landmacht zu⸗ 
fammen zu wirlen, unb im gegebenen alle mit Ihrer Majeftät Die Maßregeln 
zu verabreden, welche abgelonbert ober gemeinfchaftlich getroffen werben jollen, um 
die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens zu fichern. 


Art. 3. Diefer Vertrag ſoll für die hoben contrahivenden Theile während 
ber Dauer bes gegenwärtigen Krieges zwifchen dem Norddeutſchen Bunde und 
Srenkeic, und für zwölf Monate nad) Ratifizirung irgend eines zwifchen biefen 

Rächten abgeſchloſſenen Friedens -Bertrages, bindend fein: und nah Ablauf 
dieſer Friſt wirb Die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens, infoweit die hoben 
contrahirenden Theile beziehentlich babei betheiligt find, fortfahren, wie bisher 
air dem 1. Urtilel bes fünfjeitigen Vertrages vom 19. April 18389 zu be- 
ruhen. 
Art. 4. Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratifizirt, und bie Ratifikationen 
follen zu Lonbon ſobald als möglich ausgewechſelt werden. — Zur Urkund deſſen 
haben die beiderſeitigten Bevollmächtigten Die gegenwärtige Uedereinkunft unter- 
zeichnet und mit ihren Wappen ——— .“ 


So geſchehen zu London, 9. Auguſt 1870. 
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Allianz: Verhandlungen zwifchen Fraukreich, Oeſterreich 
und Italien, von 1868 bis 1870. 


L 
Aus einer Veröffentlihung des Prinzen Napoleon in ber Revue 
des deux Mondes vom 1. April 1878. 


— — „Es wäre ſchwer genau zu fagen, warn unb in welchen Ausdrücken 
die erſten Vorſchläge von Italien gemacht wurden. Es waren zunächſt nur bei- 
läufige Unterbaltungen, bingeworfene Worte und vertrauliche Briefe. Der Kaiſer 
Napoleon und der König von Italien tauſchten ihre Anfichten über einen Defen- 
fiovertrag aus, welcher auch zu einem Offenfivvertrag werben könnte. Dieſe Art 
Berhbandlungen begannen im Jahre 1868 unb dauerten bis zum Juni 1869. 
Die Souveraine bebienten fi) dabei vertraulicher Unterhänbler. Der Hauptratb- 
geber in Paris war Rouber, welchem ber Marquis von Lavallette vertraus 
liche Dienfte dabei Teiftete. Der General Menabrea, Minifter- Präfident von 
Stalien, nahm erft Theil an den Verhandlungen, als dieſelben fchon weit vor- 
gerüdt waren. 

Herr von Beuſt wußte um Alles und wurbe durch den Fürften Metter- 
nich von Allem fofort unterrichtet, welcher dabei nicht fo jehr als Botichafter, wie 
als Bertrauter der Zuilerien mitwirkte. Es wurden viele Notizen und Privat«- 
Briefe gewechfelt, aber Fein amtliches Aktenftüd. 

n einem weiteren Stabium führten die Verhandlungen zu einem Bertrags- 
entwurf: da mußten ſelbſtverſtändlich bie verantwortliden Minifter zugezogen 
werben. Italien verlangte nun als Gegenleiftung für feine in Ausficht genom- 
mene Action die Regelung der römijhen Frage auf Orundlage ber Räu⸗ 
mung Roms burd die franzdfifhen Truppen. 

Der Bertrag follte eine Tripleallianz zwiſchen Frankreich, Oeſterreich 
und Italien zu Stande bringen, — man gelangte zur Rebaction eines Delenfio- 
vertrags, welcher in einen Offenfivvertrag umgewandelt werben könnte; Italien, 
von Oefterreih unterftügt, verlangte ausdrücklich die Räumung Roms und bie 
Möglichkeit für die Italiener dort einzuriiden. Ueber biejen legten Punkt aber 
fonnte man nicht zur Verftändigung kommen. Die ganze Berbanblung von 
1869, die Allianz zwiſchen Frankreich, Defterreich und Italien ſchei⸗ 
ehe an ber Klaufel wegen Roms. Das ift eine unleugbare That- 

abe. — — 
Der Kaifer Napoleon meinte jedoch in ben perfünliden Schreiben bes 
Kaifers von Defterreih und des Königs von Italien bie Gewißheit zu 
befigen, daß biefelben in einem gewiffen Augenblide ohne Weiteres als Grund- 
lage für einen Bertrag dienen könnten, ben man in wenigen Tagen abſchließen 
könnte. Die Thatfachen haben dies als einen ſchweren Irrthum erlennen laffen; 
aber man muß anerleunen, dab das Berhalten ber beiden Bertreter Oeſterreichs 
und Italiens in Paris, der Herren von Metternich und Nigra durchaus bazu 
angetban war, ben Kaifer in ſolche Illuſionen zu verfegen. Diejelben gaben in 
Privatgefprädden unb vertraulichen Ergüſſen die höchſten Verfiherungen von ben 
günftigen Stimmungen ihrer Souveraine. Ihre häufigen und unmittelbaren Be⸗ 
ziehungen zu ben Zuilerien haben offenbar den Kaifer und feine Umgebung irre 
geführt. Die frivolften Motive mögen ben Botjchafter bei diefem intimen Berlehr 
dazu bewogen haben, dem Kaiſer den Glauben beizubringen, daß bie Allianz mit 
Den an ungen leichter zu erreihen fein würde, als es in Wirklichkeit 
er Hal war 

Der Eintritt des liberalen Minifteriums in Frankreich am 2. Januar 1870 
wurbe in Italien als ein Aufgeben aller Kriegsgebanlen angefeben. Mit Defter- 
rei aber wurde bie Intimität noch größer, der Gebanlenaustaufch noch lebhafter, 
namentlich zur Zeit bes Beſuchs des Erzherzogs Albrecht in Paris im Februar 
und März 1870. Die Unterhaltungen bezogen fich beſonders auf Die militärifchen 
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Fragen. Der Kaifer hörte mehr zu ale er ſprach. Der General ®..... wurde 
leich darauf nach Wien geſandt, um die ſtrategiſchen Grundlagen des Krieges, 
18 er unvermeidlich werden jollte, zu erörtern. 

Die fpanifche Berwidelung traf Frankreich wie ein Donnerſchlag inmitten 
feiner politiiden Wandelung. In dieſer fchwierigen Lage fand ber Kaifer die 
Stunde gelommen, um bie Zripleallianz zum Abſchluß zu bringen. Herr v. Beuft 
machte bei biefer Gelegenheit Borfchläge wenig ernfter Art: er rieth, ben 
Brinzen von Hohenzollern fi einſchiffen zu laſſen und ihn dann auf 
offener See feftzunehmen. Die Ereigniffe aber entwidelten fich über jebe 
Erwartung fchnell. 

In der zweiten Juliwoche nahm der Kaifer die Verhandlungen von 1869 
wieber auf, unb ſchlug unter Berufung auf bie Briefe der beiden Souveraine 
die Unterzeihnung eines Bertrags in brei Artikeln vor, welcher die bewaffnete 
Action der drei Mächte feftftellen follte. Dieſer Vertragsentwurf wurde nad 
Florenz und nad Wien gejandt. Italien erklärte, daß e8 an einem Kriege zu 
Sunften Frankreichs nicht Theil nehmen könne, ohne ein bedeutendes italienijches 
Intereſſe, d. h. ohne daß ber italtenifchen Nation eine Genugthuung in Bezug auf 


Rom gegeben würde. — — Ein Schreiben bes General Türr (der zugleich 
Ungar und Italiener war) an den Minifter des Auswärtigen (aus Florenz vom 
I. Juli 1870) fagte: — — „Kaum bier angelommen, babe ich mich mit den Mi- 


niftern in Beziehung gefetzt. Ich mußte mich bald Überzeugen, daß, wenn man Italien 
raſch zum Handeln fortreißen will, etwas Erhebliches zu Gunften ber Frage Roms 
eicheben muß. Könnte der Kaiſer nicht geheime Zufagen an den König vou 
Stalien gelangen laffen, damit dieſer in ber Lage wäre, feinem Volke zu jagen, 
Daß die nationale Frage Italiens mit dem Kriege ihre volle Löſung finden folle? 
Wenn die Regierung bie Nation bierliber beruhigt, kann fie dieſelbe fofort gänzlich 
mit fih fortreißen.” — — 

Diefes Schreiben wurde, um jeben Verzug und jede Inbiscretion zn ver- 
hüten, durch Madame Türr nah Paris befördert und am 29. Juli übergeben. 
Der General Türr war am 29. in Wien eingetroffen. Am 30. tbeilte ibm unfer 
Gejandter in Wien, Brinz Latour d'Auvergne bie folgende Depeiche mit: „Der 
Herzog von Gramont an den Prinzen Latour dAuvergne: Sagen Sie dem 
General Türe — feinen Brief empfangen, — es ift uns unmöglid, Das 
Geringfte für Rom zu thun. Wenn Italien nicht marſchiren will, 
fo mag ea zu Hauje bleiben.” 

önig Victor Emanuel war perfönlic in den beften Dispofttionen für 
Frankreich. Graf Beuft jagte in Paris und in Florenz, Defterreih werbe nicht 
unterzeichnen ohne Italien, und Stalien könne nicht unterzeichnen, wenn es nicht 
in Bezug auf Rom befriedigt werde. — — 

Die Ereignifje ſchritten raſcher vor als die Verhandlungen. Der italienifche 
Unterhändler kam in Paris am 1. Auguft au, al8 der Kaifer ſchon nah Miet 
abgegangen war und reifte ibm nad. Die franzöſiſche Regierung, die eine raſche 
unlitärifche Entwidelung nicht vorausfah, erhob ernſten Widerjpruch gegen ben 
in Wien binzugefügten Artikel über die römiſche Frage. -Der Vertrag nahm auch 
für Italien eine „genifie Zeit für die Rüftungen in Ausficht. Auch Oeſterreich 
verlangte einige Wochen. Die erfte Hälfte des September wurde als ber 
frühefte Zeitpuuft für die Beendigung ber Vorbereitungen in Aus- 
fit genommen. 

Der Kaiſer in feiner Unentfchloffenheit machte unter Anderm auch geltend, 
Daß der Bertrag fchlecht gefaßt fer, und daß es bei ber Uncorrectheit der Form 
nicht möglich fei, ihn zu unterzeichnen. Ich (Prinz Napoleon) erlaubte mir den 
Kath: „Untergeihuen Sie, Sire, immerhin den Bertrag, wie er ift; benachrich⸗ 
tigen Sie Wien und Florenz telegraphiih, daß Sie gezeichnet haben, um Ihre 
Berbündeten feft zu machen. Wenn wir ficgen, werben wir etwaige Aenberungen 
leicht erreichen fönnen; werben wir bagegen befiegt, jo werben wir wenigſtens 
dieſen Bertrag gefichert haben, — aber zeichnen Sie, ehe die Waffen entichieben 
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haben.” — Der Kaifer fchrieb am 3. Auguft an den Minifter Gramont: „Uns 
geadtet ber Vorſchläge von X und ber Anftrengungen, gebe ich in Bezug auf 
om nicht nach.“ 

„Der italieniiche Unterhändler mußte alfo neue Abändberungsvorjchläge mit- 
nehmen: die baraus entftehenden Berzögerungen ſchienen unglüdlicher Weife bie 
franzöfifche Regierung nicht bedenklich zu machen, welche an ihre Kriegs⸗ 
erfolge fo fiher glaubte, daß fie Italien und Defterreih nad dem 
erfien Siege auch ohne Bedingung wegen Roms fortzureißen 
hoffte. Die allgemeine Auffajfung ber europäifhen Regierungen 
ermutbigte bie Hoffnungen; fo groß war das militäriſche Anfeben 
Frankreichs. 

Deritalienifhe Abgeſandte reiſte am 3. Auguftab: am 6. Auguſt 
wurden die Schlachten von Wörth und Saarbrücken verloren. Die 
einfache Nebeneinanderſtellung dieſer Daten iſt beredter als jede Betrachtung. — — 

Ich wurde von Chalons nach Italien geſchickt mit perſonlichen Inſtructionen 
des Kaiſers und einem militäriſchen Auftrag bes Marſchalls Mae⸗Mahon und 
kam am 20. Auguſt in Florenz an. Ich ſollte bie bewaffnete Hülfe Italiens 
und Oeſterreichs verlangen; während Italien frei bleiben ſollte, 
in Rom zu thbun was eswollte. Abereswarzufpät, das Zugefländniß 
wegen Roms konnte nicht mehr wirken. Italien verlangte fich mit Defterreich zu 
verflänbigen, — Oeſterreich zögerte mit der Antwort. Die militärifchen 
Nachrichten waren zu ungänfig, um bie Erreichung militärifchen 
Beiſtandes möglih zu maden. 

Der 4. September fam heran und mit vemfelben ſchwand ber 
legte Hoffnungsjhimmer einer bewaffneten Häülfe für Frank— 


id. — 

Das ift Die Wahrheit Über die Verhandlungen zwiſchen Frankreich, Defter- 
reih und Italien von 1868 bis 1870. Ich halte für unwahr was man über 
die von Preußen an Stalien gemachten Zufagen erzählte. Als die Staliener am 
20. September 1870 in Rom einmarfdirten, waren fie fehr zweifelhaft und un- 
rubig darüber, wie Preußen über Bie Occupation urtheilen würde. Ein Zwifchen- 
fall erklärt dieſe Unficherheit. Angefichts des drohenden Einmarſchs der Staliener 
batte der Papft an ten König von Preußen gejchrieben, um feine Hülfe zu er. 
bitten. Das Schreiben bes Papſtes traf vor dem 20. September im Haupt⸗ 
quartier zu Ferrieres ein, wo jedoch die militärifchen Aufgaben ben beutichen 
Minifterpräfiventen verhindern mochten, die Angelegenheit, fo wichtig fie war, bem 
König fofort vorzutragen. Es trat ein längeres Schweigen von Seiten Preußens 
ein, was bei ben Italienern Unrube, in Rom Hoffnungen bervorrief. Man ſieht, 
daß Seitens des Papftes alle Einflüffe zugleich angerufen wurben: er wibmete 
dem unglüdlihen Frankreich feine Gebete, während er gleichzeitig bie Hülfe bes 
flegreihen Preußen nachſuchte — — — 

Die erften Verhandlungen von 1868—1869 find an dem Einfluß ber 
klerikalen Partei gefcheitert, die zweite Verhandlung im Jahre 1870 ift zu 
fpät aufgenommen worden, — bie raſche Folge unferer Niederlagen hat 
jede Hülfe verhindert.” — — 


Hd. 


Entgegnung bes Herzogs von Gramont in ber Revue de 
France vom 15. April 1878. 


— — „Hinfiätlih der Unterhandlungen von 1869 ift gegen vie Darlegung 
bes Artifels ber „Revue des deur Mondes” nichts einzuwenden. Es ift voll- 
kommen richtig, daß ber König von Italien im letten Augenblide auf ber 
Räumung des päpftlichen Gebietes durch die franzöfiichen Truppen befland und 
der Kaiſer Napoleon nicht in biejelbe willigen zu bürfen glaubte, weil bamals 
ber Zuftand Italiens noch nicht gerügenbe Sargigaften für eine treue Beob⸗ 
achtung ber Convention vom 15. September 1 ot, welde einen wirlſamen 
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Schuß gegen alle Anfchläge ber revolutionären Partei bezwedte. Davon war 
eben ein ofienbarer Beweis geliefert worden. Gleichwohl machte das Florentiner 
Cabiuet aus ber fofortigen Räumung die conditio sine qua non der Allianz, 
unb das Wiener Cabinet, an beffen Spite ber Graf Beuft fland, ſchien dieſe 
Forderung als gerecht anzuertennen und gab ihr ſogar feine eventuelle Zuſtimmung. 
In Frankreich war man der entgegengejetten Anficht und ber Vertrag von 1869 
wurde nicht unterzeichnet. Man machte Damals beim Kaifer Napoleon große An 
firengungen, daß er den Papſt fallen ließe; aber bie feindlichen Kundgebungen, 
welde in Italien gegen ben heiligen Stuhl bervortraten, ließen keinen Zweiſel 
über das Schickſal des Papſtthums, falls man daſſelbe auf feine eigenen Kräfte 
angewiefen hätte. Die franzöfiiche Bejagung von Rom zurüdziehen, bief ben 
Papſt feinen Feinden ausliefern, und wie innig bie franzdfiiche Regierung auch 
eine Allianz wünſchte, die volllommen ihren Intereffen entſprach, wollte fie fie 
nicht um dieſen Preis erfaufen. Geben wir aber zum Jahre 1870 über; denn 
bier wird unjere Darftellung von der „Revue bes deur Mondes” abweichen. 

In der zweiten W des Juli war nicht der Kaifer in ber Lage, bie 
Beiprehungen von 1869 wiederaufzunehmen, fondern Defterreih und Italien 
tamen aus eigenem Antriebe der Unterhbandlungentgegen. Sobald 
einmal der Krieg erflärt war, batte die Srage ber Ränmung bes päpftlichen Ge⸗ 
biet3 durch die franzöfiihen Truppen einen ganz anderen Charakter als zuvor. 
Das Scidjal des Papſtthums war thatfählih an das Loos unjerer Waffen ge- 
bunden. Waren wir befiegt, fo verlor der heilige Stuhl feine letzte Stütze; 
fiegten wir, jo wurde unfer Schuß um fo viel wirkſamer. Die Brigabe, welche 
Eivitavechia befettt hielt, hatte nur einen moraliihen Werth als Vorhut ber 
franzöftiden Armee für den Fall eines Angriffs, und als die ganze franzöftiche 
Armee in einen ſchweren Krieg verwidelt war, entjprach biejes vereinzelte Korps 
nicht mehr den Anforderungen der Lage. Entweber mußte man vielmehr nad 
Rom eine ganze Armee legen, um biefe Stellung mit Gewalt zu behaupten, und 
dann eo ipso auf eine italienijche Allianz verzichten, ober bie Brigade abberufen 
und fi mit Italien verbinden und bann von biefer befreundeten Macht die 
nöthigen moraliihen und politifchen Sicherheiten verlangen. Das letztere allein 
war möglih und die päpftliche Regierung ſelbſt begriff ee. Das Florentiner 
Sabinet war uns durch feine gewinnende Haltung entgegengelommmen und bie 
Epradye des itafieniihen Minifters des Aeußern, welche ven Beifall der Kammer 
fand, berechtigte zu den jchönften Hoffnungen. Demgemäß wurde Die Abberufung 
der Brigade entſchieden unb der Kaifer vertraute in einem Handſchreiben bem 
König Bictor Emmanuel das Schidfal des Papſtthums feiner Ehre und Loya⸗ 
litãät an. Dieje perſönliche Abrede hatte den Bortbeil, Die Sicherheit des heiligen 
Stubles unter die Gewähr bes Königs felbft zu ftellen; aber anderfeits Tief fle 
ein gewiffes Mißtrauen gegen bie italienische Regierung erlennen, wofür ſich bie 
Minifter jehr empfindlich zeigten. In feiner am 21. Juli geichriebenen Antwort an 
ven Kaifer gab der König Victor Emanuel biefer Empfindlichkeit Ausprud und 
man kam überein, bes Briefwechiels zwifchen den beiden Souveränen nicht weiter 
zu gebenlen und fchlechtweg zu der September- Convention zuridzugreifen, in 
welder bie italieniihe Regierung fich verpflichtete, das päpftliche Gebiet zu re- 
fpectiren und nötbigenfall® gegen jeben Angriff von außen zu jchügen. Dieſes 
Uebereinlommen jollte in oificiellen Depeichen niedergelegt werden, die man 
nöthigenfalls den beiberfeitigen Parlamenten unterbreiten würbe; damit alfo das 
Einvernehmen einen recht aufrichtigen Charakter trage, wurde verabrebet, daß bie 
beiden Cabinette ſich die auszutaufchenden Depefchen zuvor im Entwurf mittheilen 
würden. Damit war das Hinderniß, welches einige Monate früher dem Abſchluß 
De von Defterreih und Italien vorgefchlagenen Allianzvertrages im Wege ftand, 

eitigt. 

Die Unterhanblung wurde von ben beiden Mächten, denen die Sache ſehr 
dringend ſchien, fogleihy wieder aufgenommen. Fürft Metternich unb Graf 
Bitzthum für Defterreih, Graf Bimercati für den König von Italien, traten 
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mit dem Minifter des Aeußeren zufammen und beipradhen in einer erften Unter- 
rebung die Bellimmungen des Vertrages unb ben Interventionsmodus. Der 
offtcielle Charakter der öfterreichiihen Bevollmächtigten ift unzweifelhaft, ber bes 
Grafen Bimercati minder feftgeftellt, obgleih er dem Minifter des Aeußeren 
ein eigenhändiges Schreiben des Könige von Italien vorlegte, in welchem dieſer 
ihn ermächtigte, in feinem Namen zu ſprechen; ber Mintiter benahm fich daher 
auch erft mit dem in Paris beglanbigten italieniſchen Gejandten, Ritter Nigra, 
und holte deſſen Zuftimmung ein. Es handelte fi einfach darum, ven 1869 
vorgeſchlagenen Zripel-Bertrag wieder aufzunehmen und glei zu unterzeichnen. 
Dann follten bie beiden Bundesgenoſſen Frankreichs zunächſt diplomatiſch 
interveniren und, wenn bies erfolglos bliebe, ins Selb rüden. 
Für die diplomatische Einmiſchung erörterte mar zwei Syfteme. Nach dem erften 
follte man einen Congreß vorſchlagen, in welchem aufer ber ſchwebenden Streit- 
frage zwilchen Frankreich und Preußen auch die anderen Fragen bezliglich ber 
Nihtausführung des Prager Friedens zur Sprade gebracht werben 
follten. Die öſterreichiſchen und italientihen Bevollmächtigten verhehlten fich nicht, 
daß das berliner Cabinet einen Congreß auf diefer Grundlage niemals annehmen 
würde, und man gab den Plan balb wieder auf. Das zweite Syſtem, welches 
ber öfterreichiiche Botichafter vorſchlug und bie anderen Unterhändler annahmen, 
beftanb in einer an Preußen zu richtenden Forberung oder Somma- 
tion, es folle ſich verpflidten, in Deutihland ben status quo 
enau auf Grundlage bes prager Friedens aufreht zu erhalten. 
iefer Antrag follte von Defterreih und Italien geftellt werden und in dem leicht 
vorauszufehenden Kalle einer Ablehnung follten bie beiden Mächte 
ihre Allianz mit Frankreich erflären und ins Felb rüden Der 
König von Italien erklärte fih bereit, fofort 60,000 Mann und nad einigen 
Wochen weitere 40,000 Mann, im Ganzen alfo für den Anfang 100,000 Mann, 
zu ftellen. Oeſterreichs Armeen follten Anfangs September bereit fein. Die beiben 
Mächte jollten zunächſt eine bewaffnete Neutralität annehmen, dann an Preußen 
bie verabrebete Sommation richten und, fo bald Preußen ablehnte, die Feind- 
feligfeiten eröffnen. Die italienifhe Armee follte die öfterreichiihe Grenze 
überfchreiten, in Baiern eindringen und auf Münden marjhiren, 
welches von 100,000 Italienern bejetst werben follte. Die Defterreiher jollten 
fih in Böhmen befeftigen und den Italienern in Baiern die Hand 
bieten. Nachdem Alles ausgemacht war, ging Graf Bisthum wieder nah Wien, 
und Graf Bimercati nah Florenz und Wien, um das Projekt zur Ausführung 
zu bringen. Hinfichtlih Roms war bis dahin von nichts Anderem, als von ber 
Räumung des päpftlihen Gebiets auf ben Grundlagen der September-Convention 
bie Rede gewefen. 
Der General Türr befand fih damals in Paris. Er hatte feinen offi- 
ciellen oder offtciöjen Auftrag, interejfirte fich aber in feiner Eigenſchaft ale 
Ehren- Abjutant des Königs Victor Emmanuel und vermöge feiner Sympathien 
für die franzöfiicde Sache lebhaft an dem Auftandelommen der Zriple- Allianz 
und bot feine Dienfte als Privatvermittler an. Er wurbe von dem Minifter am 
Abend des 20. Juli empfangen und ging dann nad Florenz. Die Wahrheit zu 
efteben, fahen bie italienischen Bevollmächtigten feine Einmiſchung nit gern. 
tt trat zum erflenmale der Gedanke hervor, von Frankreich etwas mehr, ale 
die Rückkehr zur September» Convention zu verlangen. Graf Beuft ergriff Die 
Fnitiative in einem vom 20. Juli batirten, am 23. in Paris eingegangenen 
Briefe, deſſen Inbalt in dem Sape gipfelte: „An dem Tage, ba bie Fran 
zojen bie päpflihden Staaten verlaffen, müſſen bie Italiener von 
Rechts wegen und mit Zuftimmung Oefterreihs und Frankreichs im 
biefelben einrüden bürfen.” Diefe neue Forderung des Wiener Cabinets 
mußte in Paris einen um fo mißfälligeren Einbrud maden, je weniger man fie 
grade von dem Wiener Hofe, der damit alle feine Ueberlieferungen verläugnete 
und plößlich einen Act direkter Keinbjeligleit gegen das Papſtthum anregte, er- 
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warten durfte. Der öfterreichifche Botichafter ſelbſt konnte fein Bebauern und 
feine Ueberrafhung nicht verbehlen und erklärte fich dieſe Haltung des Wiener 
Cabinets nur aus gewiſſen geheimen Schritten ber Florentiner Regierung, welche 
wiederum von ben italienischen Bevollmächtigten entichteden abgeläugnet wurden.“ 

(Hier folgen längere Erörterungen über bie römifhe Frage und die Ver- 
bandiungen über biefelbe bis zum 30. Juli, — dann heißt e8 weiter:) 

„Zwei Tage jpäter (1. Auguft) fam Graf Bimercati von Wien wieber 
nach Paris mit einem VBertragsentwurf in vier Urtileln. Der Kaifer von 
Deferreih und ber König von Italien verpflichteten fi, ihre Land⸗ 
und Seearmeen auf den Fuß der bewaffneten Neutralität zu ftellen, 
welhe auf Abrede und gleichzeitig in eine effective Cooperation zu 
Gunften Frankreichs verwandelt werben follte. Die Bedingungen diejer 
Cooperation vor, während und nad dem Kriege waren gegenfeitig geregelt und 
in den erftien Tagen bes September follte man, wie Defterreih ſchon 
mehrmals erklärt hatte, in's Feld rüden. Der Vertrag enthielt auch einen 
bejonderen Artikel über Rom, kraft deſſen Oeſterreich Italien feinen Beiftanb 
veriprah, um für die Regelung ber römifchen Angelegenheiten vortheilbaftere 
Bedingungen zu erwirlen, als biejenigen der September - Convention. Diefer 
Artilel wiederholte in einer weniger ansprüdlichen, aber eben fo wirfjamen Form 
das früher bei Seite geſchobene Anſinnen. Der Vertrag wich übrigens wejentlich 
von tem erſten ab, in jo fern er nicht mehr ein Vertrag zu Dreien, jondern 
eine Convention zwiſchen zwei Mächten war, bie fich erft jpäter mit einer britten 
verbünden jollten. Das war denn auch bie erfte Bemerkung, welche ſich dem 
Minifter des Aeußeren aufbrängte. Man antwortete, daß, da Frankreich ein 
hiegführenber Theil geworben, ein Vertrag zu Dreien fofort die Eröffnung ber 
Seindfeligleiten Preußens und vielleicht auch Rußlands gegen Defterreih und 
Stafen nach fich ziehen würde. Man dürfe ſich nicht angreifen laffen, ehe man 
bereit wäre, fonbern müffe bi8 Anfang September warten dürfen. Darum hätte 
man eine bewaffuete Neutralität verabrebet, welcher außerorbentlihe Zuſtand alle 
Küfungen rechtfertigt, ohne doch eine Kriegserklärung zu fein; um aber bei uns 
keinen Zweifel über den wahren Zwed bes Vertrages auflommen zu laffen, hätte 
man ausdrücklich hinzugefügt, daß dieſe bewaffnete Neutralität ſich in eine effec- 
fie Cooperation zu Bunften Frankreichs ummanbeln follte. 

Nachdem er einige Stunden in Paris geweilt, ging Graf Bimercati nad 
Met, um den Vertrag dem Kaifer zu unterbreiten. Einen oder zwei Tage baranf 
lam er von bort zurück. Der Kaifer hatte zweierlei verlangt: 1) Daß der Augen- 
did, da die bewafinete Neutralität fih in einen effectiven Beiftand verwan- 
dein follte, jogleich und zwar für einen naben Zeitpunkt feftgeftellt, und 
2) daß der Artikel, in welchem Oefterreich- Italien feine Unterſtützüng für bie 
Resifion bes Septembervertrags verſprach, geftrichen würde. In der That hatte 
tiefer Artilel nach ten in ben lebten wierundzwanzig Stunden ausgetauſchten 
Erflärungen keine Berechtigung mehr. Am 28., alfo drei Tage vor der Ankunft 
des Grafen Bimercati, hatte ber franzöſiſche Gejanbte in Florenz gefchrieben: 
„der BisconticVenofta erwartet die Ankunft des Grafen Bitthbum, um 
nd von den Vorſchlägen Defterreich® und den Vortheilen einer bewaffneten Nen- 
ttralität einen richtigen Begriff zu machen. Er ift der Anficht, daß nad ben 
jängften Erflärungen ein Uebereinkommen, in welchem das Wiener Cabinet feine 
guten Dienfte veriprach, um von uns wichtige Zugeftänbnifje in ber römijchen 
Frage zu erwirken, nicht von Belang und mithin überflüffig wäre.“ — — 
Nah einem mehrftündigen Aufenthalt in Paris kehrte Graf Bimercati 
nad Florenz zurüd, wo inzwiſchen Graf Vitzthum mit den Inſtructionen bes 
Grafen Beuft von Wien eingetroffen war. In diefer letzten Phaſe der Unter- 
handlung oder vielmehr ber Abfafjung des Vertrages war ber König Bictor 
Emmanuel eifrig bemüht, die Sache zum Abſchluß zu bringen. Er beklagte den 
Berzug, welchen das Wiener Cabinet in die Action brachte, und ſchien bereit, 
ſchon früher ins Feld zu rüden, wenn Oefterreich ihm den Durchzug nad) Baiern 





96 
1870. 


geftatten wollte. Aber bie Defterreiher wanbten ein, daß e8 ein offenbar krie⸗ 
erifcher und aljo mit ber eigenen Eröffnung ber Feindſeligkeiten gleich bebeutenber 
Act wäre, wenn e8 ben italienifhen Zruppen feine Südgrenzen öffnete. Das 
Gebiet des Kaijerftaates, fagten fie, ſtößt an Preußen und Rußland 
und fie müßten ſich daher bei dem erften feindjeligen Acte darauf 
efaßt machen, angegriffen zu werben. Deshalb könne Defterreich - Ungarn 
ine halbe Maßregel ergreifen und nicht früher den Krieg erflären, als 
bis es feine Rüftungen beendet hätte. Aus diefem Grunde müſſe es fi, 
wie in bem Artilel des Vertrages gefchehen, das Recht vorbehalten, im Einver- 
nehmen mit ben beiden anberen Mächten den Augenblid feiner milttärifchen 
Action zu beflinmen. Der Artilel über Rom hingegen wurde in Wien wie 
in Florenz fallen gelafien und mithin aus dem Bertrage geflrichen, in dem er 
wohl auch nur als Verſuchsballon Plat gefunden hatte. 

So weit waren bie Dinge gebiehen; bie franzöſiſchen Vertreter hatten bie 
nöthigen Vollmachten erhalten und man erwartete von Stunde zu Stunde ben 
Abſchluß und die Unterzeichnung bes Vertrages, als die für unjere Waffen 
unglädliden Kämpfe von Wörth und Weißenburg dazwiſchen ka— 
men. Das Minifterium trat am 9. Auguft zurüd und aller Wahr- 
fheinlichleit nah war von dem öſterreichiſch-italieniſchen Bertrage, 
ber fih in eine Tripel-Allianz verwandeln follte, nicht mehr die 
Rede; denn noh mehr mit dem Sieger ale mit Frankreich hatten 
Defterreih und Italien ſich verbünden wollen. Bon ber Miffton vom 
20. Auguft und den Verzichtleiftungen, die fie bezwedt zu haben fcheint, weiß ber 
Berfaffer diefer Darftellung nichts und kann er nichts jagen. Sie gehört ber 
Kriegsgeihichte an und nicht der Bolitil. Wohl aber mußte conſtatirt werben, 
daß bie Allianzen des Kaiſerreichs nicht durch die Schuld bes heiligen Stuhle 
zertrimmert oder verhindert worben find. Ste wurben zerrifien burd 
unjere Unglüdsjhläge, bie uns in wenigen Tagen tief unter bas 
Niveau berabbradten, auf welchem die Allianzen gebeiben.“ 


1. Die Küſtungen. 


Aud dem Generalftaböwerle „Der deutich=franzöftiche 
Krieg 1870— 71." 


Die franzdfifhe Armee, ihr Operationsplan und ihr 
Aufmarſch. 


„Gegen Mitte Juli 1870 betrug nach den beſten franzöſiſchen Quellen bie 
Stärke des Heeres 567,000 Dann, wovon jedoch 230,500 Mann nicht für bie 
Selbarmee in Betracht famen, fo baß für diefe nur rund 336,000 Mann übrig 
bfieben, eine Ziffer, bie mit ben vom preußifchen Generalftabe vor bem Kriege 
gemachten Ermittelungen faft genau übereinftinmt. 

Der innere Zuftand der Armee krankte an manden fchwer wiegenden Ge⸗ 

n. — — — 

Durch den ſteten Wechſel der Regierungsformen war diejenige Treue und 
Anhänglichkeit an ein angeſtammtes Herrſcherhaus im Heer, wie in ber Nation 
ũberhaupt verloren gegangen, welde in anbern Ländern verberblide Erſchütte⸗ 
rungen ber öffentlichen Zuftände abwendet. Der franzöflihe Offizier und ſelbſt 
der gemeine Soldat bient dem Baterlande und dient ihm mit Hingebung und 
Aufepferung, aber an der wechſelnden Geftalt des Staatsoberhauptes hängt er 
richt mit Dem regen Pflichtgefühl, das in bebingungslofer Anerkennung der 
Autorität alle feine Kräfte opfert. 

Wie die ganze Nation, fo belebt auch den franzöſiſchen Offizier ein hohes 
und in vieler Beziehung gerechtfertigtes Selbftgefühl, aber auch eine Unterfhägung 
Anderer. Seine ganze Erziehung wirkt darauf bin, ihm Die Ueberzeugung bei« 
zubringen, daß Frankreich allen anderen Ländern weit voranfteht. Wenn ber 
Zoͤgſug der Milttärfchule von St. Cyr die goldenen Säle von Verſailles durch⸗ 
ſchieitet, jo erblict er faft nur Schlachtgemälde, und in allen find die Franzofen 
die Sieger. In langen Reiben ftehen bie Helden, welche die Oriflamme, das 
&lienbanner,, ven Adler oder die Trilolore, immer aber die Zeichen Frankreichs 
nah den Hauptftäbten beinahe aller Länder getragen haben. So wird bie fran- 
zöfiiche Kriegsgeichichte, eine Gefchichte ununterbrodhener Triumphe, ein Helben- 
gebicht, in welchem Mißerfolge nur durch Nebenumflände oder durch Verrath zu 
erflären find. Die Wahrheit zu fuchen Iohnt nicht der Mühe, fie auszufprecden, 
wäre unpatriotifh. Kein Wunder aljo, wenn ber junge Offizier fi) wenig um 
das Ausland, um befien Sprade, Einrichtungen und Zuflände befümmer. Dan 
bat in Frankreich faum eine Ahnung gehabt von dem Umſchwung, ben zwei Feld⸗ 
jüge in ber Gefinnung ber deutſchen Völkerſtämme bewirkt hatten, von ihrem 
nicht mehr befiegbaren Gefühl der Zufammengehörigleit und man iſt volllommen 
überrafcht gewejen, einen ebenbürtigen Gegner zu finden. Nur wenige Mlarer 
blidende Männer glaubten von ben Heereseinrichtungen des Auslandes etwas 
für fi felhft Brauchen zu können. — — 


Fur Bismard. IL 7 
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Der Blan für die VBerwentung ber Streitfräfte bei einem Kriege gegen 
Deutihland dürfte Ichon feit Jahren Gegenftand von Berathungen gewejen fein, 
auch hatte man einzelne Berfuche gemacht, fi Kenntniß von den geographiſchen 
und ftatiftifchen Verhältniſſen jenfeit der eigenen Landesgrenze zu verſchafſen. — — 
Eine in der zweiten Hälfte bes Krieges erfchienene und bem Kaifer Rapoleon 
ſelbſt zugefchriebene Brochüre dürfte das Wejentliche bes fchlieglich angenommenen 
Plaues enthalten. Nach dieſer wäre ber franzöflichen Heerführung die große 
Ueberlegenbeit nicht verborgen geweien, welche das vereinigte Deutſchland ben 
Streiträften Frankreichs entgegenzuftellen vermochte. Bon der Anficht ausgehend, 
daß die Zahl der wirklichen Kämpfer im freien Felde niemals bie Hälfte ber 
Geſammt⸗Heeresſtärke Überrage, glaubte man bie auf dem Echlachtfelde verwend⸗ 
baren beutihen Streitkräfte auf ‚000 Mann, die eigenen auf 300,000 Mann 
berechnen zu jollen. 

Aber dieſe faft Doppelte Ueberlegenbeit des Gegners hoffte der Kaifer durch 
die Schnelligkeit der Bewegungen nicht nur gut zu machen, fontern auch das 
Berhältniß zu feinen Gunften umzugeftalten. Die Bedingung hierfür war, daß 
es ibm gelänge, den Rhein in feinem oberen Laufe überraſchend zu überfchreiten 
und dadurch Süd⸗ und Norbbeutichland von einander zu trennen. 

Preußen berechnete man mit einer Wehrkraft von 350,000 Kombattanten, 
und als Ergebniß eines erften Erfolge wurde ber Anfchluß Oeſterreichs und 
Italiens erwartet. 

Seinem Blane gemäß, von welchem ber Kaifer in Paris nur den Mar- 
fällen Mac Mahon und Leboeuf Mittheilung machte, follte bie erſte Con⸗ 
centration der Armee mit 150,000 Mann um Met, mit 100,000 Mann bei 
Straßburg und mit weiteren 50,000 Mann im Lager von Chälons erfolgen. 
Alsdaun war beabfihtigt, die Armee von Met näher an die von Straßburg 
heranzuziehen und in einer Stärke von 250,000 Daun ben Rhein bei Marau 
zu überjchreiten. 

Nachdem man hierauf bie füddeutſchen Staaten zur Neutralität gezwungen, 
follte die preußifche Armee aufgefucht und befämpft werben. Während diefer Ope- 
rationen fiel dem aus dem Lager von Chälons auf Met birigirten Reſervecorps 
die Aufgabe zu, den Rüden der Armee zu beden und die Norboftgrenze zu über- 
wachen. @leichzeitig erwartete man, daß das Erfcheinen der Flotte im Baltiſchen 
Meer einen Theil der feindlichen Kräfte zur Sicherung der Küften fefthalten werde. 

Allerdings bafirte der jo aufgeftellte Plan auf ber richtigen Anſchauung, 
daß die Ueberlegenheit des Gegners nur durch Schnelligfeit ber Bewegung aus- 
zugleiden fei, aber man täujchte ſich Über die Verhältniffe Süb- und Rorb- 
deutſchlands, wie man bie Selbfithätigfeit und bie Ziffer ber preußiſchen Streit- 
fräfte unterjchäßte. Letzteres war um fo auffallender, als mun wiſſen mußte, 
daß Preußen bereits im Feldzuge von 1866 etwa 350,000 Mann ins Feld ge- 
führt, und daß jeine Streitkräfte ſeitdem eine nicht unbeträdhtlihe Vermehrung 
erfahren hatten. 

Sernerhin aber verfannte man, wie wenig gerabe bie franzdfifhe Armee in 
ihrem damaligen Zuſtande für fchnelle Erdfinung des Feldzuges unb rapide 
Führung ber Operationen befonbers geeignet war. 

Die ſchwächſte Seite der franzöfiihen Heeresorganifation war ber langſame 
und fchwerfällige Webergang der Armee von den Friebensverhältniffen auf ben 
Kriegsfuß. Dies zwang zu fi) überfürzenden und verwirrenden Maßregeln bei 
der Mobilmachung, deren nachtheilige Folgen für die Armee gleich bei Eröffnung 
bes Krieges überaus verhängnißvoll wurden. Während in Deutjchland im Hinbfid 
auf den nah allen Seiten bin gründlich vorbereiteten und bewährten Mobil⸗ 
madhungsplan ftreng an dem Grundſatz feitgehalten wurbe, bie Mobilmachung 
jedes einzelnen Truppentheils an Ort und Stelle orbnungsmäßig durchzuführen, 
bevor man mit ber Konzentrirung und dem Eifenbahntransport nad) der Grenze 
begann, wurden in Frankreich Die einzelnen, noch dazu meift neu zu formirenben 
Korps in unfertigem Zuſtande nad der Grenze vorgejhoben, noch bevor fie ihre 
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Neferven, Trains x. erhalten hatten. Die franzöfifchen Streitkräfte, obichon früher 
bis gegen die Grenze vorgeichoben, als bie deutichen, wurben bemumgeachtet erft 
viel ſpäter volllommen gebrauchsfähig, jo baß, als die deutſche Offenfive mit 
vollſtändig friegsgeorbueten Armee - Corps und Armeen begann, die franzöflichen 
Corps zum größten Theil noch in ber Formation und Kriegsausrüftung begriffen waren. 

Die franzöſiſche Diplomatie hätte den Ausbruch des Konfliltes verzögern 
innen, bis man zum Schlagen bereit war; aber fie erklärte den Krieg, noch 
bevor bie Regierung in der Lage war, biejer Erflärung unmittelbar Folge zu 
geben; und jo geſchah es denn nachmals, daß die Streitkräfte Frankreichs, noch 
ehe fie völlig verfammelt und zu DOffenfiv- Operationen bereit waren, von ben 
beutfhen Armeen auf eigenem Gebiet angegriffen wurden. Diejen auf Unkenntniß 
bes Gegners ſowohl, al® der eigenen Kraft und Bewegungsfähigkeit bafirten fran⸗ 
zöfihen Blanerı gegenüber hatte nun bie deutſche Heeresleitung ſchon feit Jahren 
bie Grundideen feftgeftellt, welche unter ben gegebenen Berhältniffen die Baſis 
ihrer Operationen gegen Frankreich werben ſollten.“ 


Die deutfhen Armeen. 

„Bei der in Frankreich berrichenden Aufregung war bie preußische Regierung 
nicht im Zweifel geweien, daß jede in die DOeffentlichleit hinaustretende Vorbe⸗ 
reitung gegen SKriegegefahr den Krieg jelbft unausbleibli herbeiführen würde. 
Ran wußte, Daß jchon jeit längerer Zeit eine große Zhätigleit im franzöftichen 
Kriegs - Minifteriunt berrichte, daß bereits Vorbereitungen für Eifenbahntransporte 
getroffen und bebeutente Vorräthe an Fourage beichafft waren. 

Auf deutfcher Seite war jede partielle Maßnahme, jelbft die Armirung der 
Feſtungen, bisher unterblieben. Dan wollte gar nicht oder vollſtändig rüften 
and hatte das Vertrauen, bei der Ordnung, welde in allen militä- 
riſchen Zweigen berrihte, damit nicht zu ſpät zu kommen. Erſt aß 
m Laufe des 15. Juli die Gewißheit gewonnen war, daß in Frankreich ein Ein» 
berufen von Reſerven und Mobilgarben thatjächlich fattfinde, auch in den Häfen 
te Kriegsflotte ausgerüftet werde, erfolgte in ber Nacht zum 16. die Mobil- 
medungsorbre und zwar für das geſammte norbbeutiche Heer. 

Aber Preußen und der Norbbeutihe Bund jfollten im bevorftehenben 
Kampfe nicht allein flehen. Die Gefahr, welche durch das Vorgehen bes alten 
Exhfeindes für ganz Deutichland drohte, fand von dem Moment an, wo Franf- 
sah nad dem Rücktritt des Hobenzollernfchen Prinzen die Angelegenheit für noch 
nicht exledigt erllärte, alljeitig ihre volle Würdigung. 

Ganz Deutſchland trat unter die Waffen, vom erften Moment feiner Be⸗ 
drohnng au geeint, wie nie zuvor. 

Benn ber Krieg auch unerwartet zum Ausbruch kam, jo wurden bie deut» 
hen Armeen dennoch durch benfelben nicht überraſcht. Die Erfahrungen bes 
Feldzuges von 1866 waren von feiner der damals Friegführenden Mächte unbe- 
rädfichtigt gelaffen worben und ein allfeitig veges Streben hatte theilweife zn 
neuen Organifationen, überall aber zu vielfachen: Berbefferungen geführt.“ 

(Der Generalftab giebt bier eine Ueberſicht ber Berbefferuigen ,‚ welche im 
Norddeutſchen Bunde, fowie in Bayern, Württemberg und Baben im mehr ober 
minder engen Anfchluffe au bie norbbeutiche Heeredeinrichtungen eingeführt waren, 
— und fährt daun fort:) 

‚ „Allen biefen Bemühungen ber verbündeten Staaten verbantte Deutſchland 
bie Anfftellung einer Streitmadt, wie iu Stärke und einheitlicher Ausbildung 
di6 dahin noch feine Nation fie zu verwirklichen vermodt hatte. — — 

Nach erfolgter Mobilmachung zählten die Streitkräfte des Norddentſchen 
Bundes ohne Stäbe, Offiziere: 

die Feldarmee 385,000 Mann Infunterie, 48,000 Mann Kavallerie unb 

1284 Gefüge, | 

die Beiakungstruppen 115,200 Mann Infanterie, 7200 Mann Kavallerie, 
34,600 Dann Feflungs- Artillerie und 162 Geſchütze, 
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bie Erfagtruppen 122,500 Mann Infanterie, 15,200 Maun Kavallerie unb 
246 Geile. 


Die Berpflegungsflärle nach einer Berechnung im Monat Auguft 1870 
betrug 982,064 Mann mit 209,403 Pferden. 

Die Gejammtleiftung Bayerns ftellte ſich nach berfelben Berechnung auf 
128,964 Dann und 24,066 Pferde, — bie Geſammtſtärke Württembergs auf 
37,180 Mann nnd 8876 Bferde, die Badenſchen Truppen auf 35,181 Mann 
und 8038 Bferbe. 

Die Zotalfumme der beutfhen Streitfräfte im Monat Auguft nad der 
Berpflegungsftärle war daher (mit Ausnahme der Marine) 1 Million unb 
183,389 Mann mit 250,373 Pferben.” 


General Moltles Feldzugsplan. 


„Zu ben Aufgaben bes Generalftabes im Frieden gehört es, für alle wahr⸗ 
ſcheinlichen kriegeriſchen Eventualitäten bie Bruppirung und ben Transport ber 
Truppenmaffen in betaillirtefter Weife zu bearbeiten, und bie Entwürfe dafür im 
Boraus bereit zu halten. 

Bei dem Aufmarjche einer Armee kommen bie vielfeitigften politiſchen und 
geographilhen Erwägungen neben den militärifchen in Betracht. Fehler in ber 
urfprüngliden Verſammlung der Heere find im ganzen Berlauf ber Feldzüge 
kaum wieder gut zu mucen. Alle dieſe Anorbnungen aber laffen ſich lange vorher 
erwägen und — bie Kriegsbereitichaft ber Truppen und die Organifation Des 
a rtciene vorausgejegt — miülfen fie zu bem beabfichtigten Reſultat 

ren. 

Kein Operationspları kann mit einiger Sicherheit Über das erfle Zufanımen- 
treffen mit ber feindlichen Hauptmacht binausreihen. Nur ver Laie glaubt im 
dem Berlaufe eines Feldzuges die voraus geregelte Durchführung eines in allen 
Einzelheiten feftgeftellten und bie an das Ende eingebaltenen urfprängliden 
Planes zu erbliden. Gewiß wird ber Felbherr feine großen Ziele fletig im Auge 
behalten, unbeirrt darin durch die Wechjelfälle der Begebenheiten, aber bie Wege, 
auf welchen er fie zu erreithen hofft, Taffen ficy weit hinaus nie mit Sicherheit 
vorzeichnen. 

Die detaillirten Vorſchläge für die Verfammlung aller deutfhen Streit- 
kräfte im Fall eines Krieges gegen Frankreich und für Aufftelung und Gliederung 
der einzelnen Armeen, als Baſis jeber weiteren Operation, finden wir nieber- 
gelegt in einem Memoire des preußiichen Generalftabes, welches ſchon vom Winter 
1868 —69 batirt. 

Als nächftes Operationsziel wirb in bemfelben bezeichnet, „bie Hauptmacht 
bes Gegners aufzuſuchen und, wo man fie findet, anzugreifen.” Bei diefem ein⸗ 
fachen Plan wird jedoch auf bie Schwierigleit bingewiejen, welche aus ber Hand» 
babung der dafür erforberlidhen „jehr großen Maſſen“ erwächſt; und als leitender 
Gedanke, ſchon von ben erften Bewegungen an, läßt ſich unſchwer das Beftreben 
erkennen, die feindlihe Hauptmacdht in nörblier Richtung von ihrer Verbindung 
mit Paris abzubrängen. 

Das Memoire des General® von Moltke prüft zunähft die Stärkever⸗ 
hältniffe ber beiberfeitigen Yeldarmeen. Indem hierbei von ber Annahme aus- 

egangen wird, daß in Folge der Transport» und vielleicht auch politiicher Ver⸗ 
Pältniffe Norbdeutihland zunächſt nur Über 10 Corps verfügt, werben biefelben 
auf 330,000 Dann beziffert, welchen Frankreich im erften Augenblid nur 250,000, 
nah Einreihung feiner Referven aber 343,000 Mann entgegenftellen werbe. 

Dieſes anfängliche Stärkeverhältniß mußte bebentend zu unferen Gunften 
umfhlagen, wenn die fübbeutichen Staaten gleichfalls am Kriege Theil nahmen, 
oder wenn demnächſt auch nur bie 3 noch bisponiblen Reſerve⸗Corps und einige 
ber zu formirenben Landwehr - Divifionen aus Norbdeutihland rechtzeitig beran- 
gezogen wurben. | 

,„Es leuchtet ein,” fagt das „Memoire,“ „wie wichtig es ift, bie Ueberlegen⸗ 
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beit anszunngen, welche wir gleich anfangs, allein fchon in den norbbeutichen 
Kräften befigen.“ 

„Dieſe wird am enticheibenben Punkte noch weientlich gefteigert werben, 
wenn die Franzoſen fich anf Expeditionen gegen die Nordfee- Küfte oder nach 
Shödentihlend einlaffen. Zur Abwehr der erfteren find bie ausreichenden Mittel 
im Lande verblieben. In Betreff ver letzteren Operationen hatten bereits früher 
Beiprehungen zu Berlin mit den Vertretern ber ſüddeutſchen Kontingente ſtatt⸗ 
gefunden. Man hatte fi übergengt daß bei divelter Bertheibigung bes oberen 

beine und des Schwarzwalbes Norddeutſchland eine wirkſame, unmittelbare 
Hälfe im erften Augenblid, ſchon ber Entfernung nach, nicht zu leiften in ber 
Lage fei, daß eine weit größere Sicherung bes beutichen Südens aus ber Ber- 
einigung aller Streitkräfte am mittleren Rhein erwachſe, welche von bort, jei es 
auf dem rechten ober bem linken Ufer, offenfiv in bie Flanke der feindlichen In⸗ 
vafion vorgingen und biefe nothwendig fehr bald zum Stehen ober zur Umlehr 
zwingen mußten. 

Es verdient ansdrücklich hervorgehoben zu werben, daß bie fllpbentichen 
Fürſten, biefen Anfichten beipflichtend, in Hingebung an bie gemeinfame Sache 
und im Bertrauen auf die obere Heeresleitung nicht zögerten, das eigene Landes⸗ 
gebiet von ihrer altiven Militärmacht zu entblößen, um fie dem norbbentichen 
Heere unmittelbar anzureiben. Um fo jchwerer wog dabei bie Verpflichtung, welche 
der Rorben übernahm.” 

Das, wie bereits bemerkt, im Winter 1868/69 niebergelegte Memoire ent- 
widelte ſodann vollflänbig den Plan zu ben Operationen auf dem erfien Kriegs⸗ 
theater zwiſchen ber Saar und Strafiburg, wie berjelbe im Sommer 1870 un- 
verändert die Grundlage für die bei bem plötzlich entbrennenden Kriege zunächſt 
zu treffenden Anorbnungen gebilbet bat. 

In der Vorausfegung ihrer Gutheifung waren die Vorarbeiten in jeder 
Richtung bis in das letzte Detail fortgeführt, und als der König beim Eintreffen 
in Berlin die Genehmigung erteilte, war nur erforderlich, das Datum des erften 
Mobilmadhungstages in bie, von der Eifenbahn- Abtheilung im Generalftabe für 
jeden einzelnen Zruppentheil ausgearbeiteten, Marſch- und FYahr- Tableaur ein- 
zufügen und fo ben XZransport beginnen zu laflen. 

Bereits unter dem 18. Juli befahl Se. Majeftät der König bie Bilbung 
ber einzelnen Armeen in der vorgeichlagenen Weije, beren Ober - Kommandos 
gleich nach erfolgter Konzentration in Wirkſamkeit traten. 

Im preußifhen Generalftabe hatte man die in Frankreich flattfindenden 
Formationen mit eige Sorgfalt aufmerkſam verfolgt, daß ſchon am 24. Juli 
eine von dem Major Kraufe zuſammengeſtellte Ordre de bataille der franzöſiſchen 
Armee zur Keuntniß der deutſchen Armeen gebracht werben konnte, welche jpäterhin 
zur vollfländigen Richtigkeit nur unwefentliher Korrelturen beburfte.“ 
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haben.” — Der Kaifer fchrieb am 3. Auguft an den Minifter Gramont: „Un 
geachtet der Vorſchläge von X und der Anftrengungen, gebe ih in Bezug auf 
om nicht nach.“ 

„Der italienische Unterhändler mußte alfo neue Abänderungsvorſchläge mit- 
nehmen: die baraus entſtehenden Berzögerungen fchienen unglücklicher Weife bie 
franzöfifhe Regierung nicht bebenflih zu machen, welde an ihre Kriegs- 
erfolge fo fiber glaubte, daß fie Italien und Defterreih nah dem 
erftien Siege auch ohne Bedingung wegen Roms fortzureißen 
hoffte. Die allgemeine Auffafjung der europäifhen Regierungen 
ermutbigte bie Hoffnungen; fo groß war das militärifhhe Anſehen 
Frankreichs. 

Der italie niſche Abgeſandte reiſte am 3. Auguſt ab: am 6. Auguſt 
wurden die Schlachten von Wörth und Saarbrüden verloren. Die 
einfache Nebeneinanderftellung biefer Daten ift berebter als jene Betrachtung. — — 

Ich wurde von Chalons nad Italien gefchicdt mit perfönfichen Inftructionen 
bes Kaiſers und einem militäriichen Auftrag bes Marſchalls Mac-Mahbon und 
kam am 20. Auguft in Florenz an. Ich follte pie bewajfnete Hülfe Italiens 
und Oeſterreichs verlangen; während Italien frei bleiben follte, 
in Rom zu thun was es wollte. Abereswarzufpät, das Zugeſtändniß 
wegen Roms konnte nicht mehr wirken. Italieu verlangte ſich mit Deflerreich zu 
verflänbigen, — Oeſterreich zögerte mit der Antwort. Die militärifhen 
Nachrichten waren zu ungänftig, um bie Erreihung militärifchen 
Beiftandes möglih zu maden. 

Der 4. September fam heran und mit demſelben fhwand ber 
legte Hoffnungsfhimmer einer bewaffneten Hülfe für Franl- 
reid. — 

Das ift die Wahrheit Über die Verhandlungen zwifchen Frankreich, Oeſter⸗ 
reich und Italien von 1868 bis 1870. Ich halte für unmahr was mun über 
die von Preußen an Italien gemachten Zufagen erzählte. Als die Staliener am 
20. September 1870 in Rom einmarjdirten, waren fie jehr zweifelhaft und un⸗ 
rubig darüber, wie Preußen Über Bie Occupation urtheilen würde. Ein Zwiſchen⸗ 
fall erklärt diefe Unficherheit. Angefichts des drohenden Einmarſchs der Italiener 
batte der Papſt an ten König von Preußen gefchrieben, um feine Hülfe zu er» 
bitten. Das Schreiben des Papftes traf vor dem 20. September im Haupt» 
quartier zu errieres ein, wo jedoch die militäriichen Aufgaben ben deutſchen 
Minifterpräfiventen verhindern mochten, die Angelegenheit, fo wichtig fie war, dem 
König fofort vorzutragen. Es trat ein längeres Schweigen von Seiten Preußens 
ein, was bei den Stalienern Unruhe, in Rom Hoffnungen bervorrief. Dan fieht, 
baß Seitens des Papftes alle Einflüffe zugleich angerufen wurden: er wibmete 
dem unglücklichen Frankreich feine Gebete, während er gleichzeitig die Hülfe bes 
fegreichen Preußen nachſuchte — — — 

Die erften Verhandlungen von 1868—1869 find an dem Einfluß ber 
klerikalen Partei gefceitert, die zmeite Verhandlung im Jahre 1870 ift zu 
jpät aufgenommen worden, — bie raſche Folge unferer Nieberlagen hat 
jede Hülfe verhindert.” — — 


IH. 


Entgegnung bes Herzogs von Gramont in ber Revue de 
France vom 15. April 1878. 


— — „Hinfihtlih ber Unterhandlungen von 1869 ift gegen die Darlegung 
bes Artilels der „Revue bes beur Mondes“ nichts einzuwenden. Es ift voll» 
fommen richtig, daß der König von Italien im legten Augenblide auf ver 
Räumung des päpftlihen Gebietes durch bie franzöfiihen Truppen beftand und 
ber Kaiſer Napoleon nicht in biefelbe willigen zu Dürfen glaubte, weil Damals 
ber Zuftand Italiens noch nicht genügende Bürgichaften Re eine treue Beob- 
achtung ber Convention vom 15. September 1 bot, welche einen wirkſamen 
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Schuß gegen alle Anfchläge ber revolutionären Partei bezwedte. Davon war 
eben ein ofienbarer Beweis geliefert worden. Sleichwohl machte das Florentiner 
Cabinet aus ber fofortigen Räumung die conditio sine qua non der Allianz, 
nnd das Wiener Cabinet, an beffen Spite der Graf Beuft ftand, ſchien dieſe 
Forderung als gerecht anzuerlennen und gab ihr jogar feine eventuelle Zuftimmung. 
In Frankreich war man der entgegengejetten Anfidht und der Vertrag von 1869 
wurde nicht unterzeihnet. Man machte damals beim Kaifer Napoleon große An 
firengungen, daß er ben Papft fallen ließe; aber bie feindlichen Kundgebungen, 
welde in Stalien gegen den heiligen Stuhl bervortraten, ließen keinen Zweifel 
über Das Schidjal bes Papſtthums, falls man baffelbe auf feine eigenen Kräfte 
angewiejen hätte. Die franzöfiihe Bejagung von Rom zurüdziehen, bieß ben 
Bapft feinen Feinden ausliefern, und wie innig die franzöfifche Regierung auch 
eine Allianz wünſchte, die volllonımen ihren Intereſſen entſprach, wollte fie fie 
nicht um dieſen Preis erfaufen. Geben wir aber zum Jahre 1870 Über; denn 
bier wird unfere Darftellung von der „Revue bes beur Mondes“ abweichen. 

In ber zweiten Woche des Juli war nicht ber Kaifer in der Lage, bie 
Beiprechungen von 1869 wieberaufzunehmen, jonbern Defterreih und Italien 
tamen aus eigenem Antriebe der Unterhbandlungentgegen. Sobald 
einmal der Krieg erllärt war, hatte die Frage der Ränmung bes päpftlichen Ge⸗ 
biet8 durch die franzöfiiden Truppen einen ganz anderen Charalter als zuvor. 
Das Schidfal des Papſtthums war thatſächlich an das Loos unferer Waffen ger 
bunden. Waren wir befiegt, fo verlor der heilige Stuhl feine Iette Stütze; 
fiegten wir, fo wurde unjer Schug um fo viel wirkſamer. Die Brigade, welche 
Tipitavecchia beſetzt hielt, hatte nur einen moraliihen Werth als Vorhut ber 
franzöfiichen Armee für ven Fall eines Angriffs, und als die ganze franzöfifche 
Armee in einen jchweren Krieg verwidelt war, entiprach dieſes vereinzelte Korps 
nicht mehr den Anforderungen ber Lage. Entweder mußte man vielmehr nad) 
Rom eine ganze Armee legen, um biefe Stellung mit Gewalt zu behaupten, unb 
dann eo ipso auf eine italieniſche Allianz verzichten, ober die Brigade abberufen 
und fih mit Italien verbinden und dann von biefer befreundeten Macht bie 
nöthigen moralifhen und politiihen Sicherheiten verlangen. Das lettere allein 
war möglich und bie päpftliche Regierung ſelbſt begriff es. Das Florentiner 
Cabinet war uns durch feine gewinnende Haltung entgegengelommen und bie 
Sprache bes italienischen Miniſters des Aeufern, welche den Beifall der Kammer 
fand, berechtigte zu ben fchönften Hoffnungen. Demgemäß wurde bie Abberufung 
der Brigade entichieden und der Kaifer vertraute in einem Hanbichreiben bem 
König Bictor Emmanuel das Schidjal des Papſtthums feiner Ehre und Loya- 
Ität an. Diefe perſönliche Abrebe hatte den Vortheil, die Sicherheit des heiligen 
Stuhles unter die Gewähr des Königs felbft zu ftellen; aber anderſeits ließ fie 
ein gewiffes Mißtrauen gegen bie italienische Regierung erlennen, wofür fich bie 
Minifter ſehr empfindlich zeigten. In feiner am 21. Juli gejchriebenen Antwort an 
den Kaifer gab der König Bictor Emanuel biefer Empfinblichleit Ausbrud und 
man lam überein, bes Briefwechfels zwiſchen ven beiden Souveränen nicht weiter 
zu gebenfen und fchlecdhtweg zu der September» Conveution zuridzugreifen, in 
welcher bie italienische Regierung fich verpflichtete, das päpftliche Gebiet zu re» 
fpectiren und nöthigenfall® gegen jeden Angriff von außen zu jhügen. Diejes 
Üebereinlommen follte in officiellen Depeichen niedergelegt werben, die man 
nöthigenfall8 den beiderfeitigen Parlamenten unterbreiten würde; bamit aljo das 
Einvernehmen einen recht aufrichtigen Charakter trage, wurbe verabredet, daß bie 
beiden Cabinette fi die auszutaufchenden Depefchen zuvor im Entwurf mittheilen 
würden. Damit war das Hinderniß, welches einige Donate früher dem Abjchluß 
* von Oeſiterreich und Italien vorgeſchlagenen Allianzvertrages im Wege ſtand, 

eitigt. 

Die Unterhandlung wurde von den beiden Mächten, denen die Sache ſehr 
dringend ſchien, ſogleich wieder aufgenommen. Fürſt Metternich und Graf 
Bitzthum für Oeſterreich, Graf Vimercati für den König von Italien, traten 
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mit dem Minifler des Aeußeren zufammen und beiprachen in einer erften Unter- 
rung die Beftimmungen bes Bertrages unb ben Interventionsmobus. Der 
officielle Charakter ber öſterreichiſchen Bevollmächtigten ift unzweifelhaft, ber des 
Grafen Bimercati minder feftgeftellt, obgleich er bem Minifter des Aeuferen 
ein eigenhänbiges Schreiben bes Königs von Italien vorlegte, in welchem biefer 
ihn ermächtigte, in jeinem Namen zu fpreden; der Minifter benahm fich daher 
auch erft mit dem in Paris beglaubigten italienifchen Geſandten, Nitter Nigra, 
und bolte beffen Zuftimmung ein. &8 handelte ſich einfach barım, ben 1869 
vorgeſchlagenen Zripel»-Bertrag wieder aufzunehmen und gleich zu unterzeichnen. 
Dann follten die beiden Bunbesgenofjen Frankreichs zunächſt diplomatiſch 
interveniren und, wenn bie erfolglos bliebe, ins Selb rüden. 
Für bie diplomatiſche Einmiſchung erörterte man zwei Syfteme. Nach bem erften 
follte man einen Congreß vorfchlagen, in welchem außer der ſchwebenden Streit- 
frage zwiſchen Frankreich und Preußen auch die anderen Fragen bezüglich ber 
Nihtausführung des Prager Friedens zur Sprache gebradht werben 
follten. Die öſterreichiſchen und italieniſchen Bevollmächtigten verhehlten ſich nicht, 
daß das berliner Cabinet einen Congreß auf biefer Grundlage niemals annehmen 
würde, und man gab ben Plan bald wieder auf. Das zweite Syſtem, welches 
ber öfterreichifche Botfchafter vorſchlug und die anderen Unterhändler annahmen, 
beftand in einer an Preußen zu rihtenden Forderung oder Sommea- 
tion, es jolle ſich verpflidten, in Deutihland den status quo 
enau auf Grundlage bes prager Friedens aufreht zu erhalten. 
iefer Antrag follte von Defterreih und Italien geftellt werben und in bem leicht 
vorauszufehenden Falle einer Ablehnung follten die beiden Mächte 
ihre Allianz mit Frankreich erllären und ins Feld rüden. Der 
König von Italien erklärte fi bereit, fofort 60,000 Mann und nad einigen 
Wochen weitere 40,000 Mann, im Ganzen aljo für den Anfang 100,000 Dann, 
zu ftellen. Oeſterreichs Armeen follten Anfangs September bereit jein. Die beiden 
Mächte follten zunächft eine bewaffnete Neutralität annehmen, dann an Preußen 
die verabrebete Sommation riten und, fo balb Preußen ablehnte, bie Sein 
feligleiten eröffnen. Die italienifhe Armee follte vie öſterreichiſche nze 
überſchreiten, in Baiern eindringen und auf Münden marſchiren, 
welches von 100,000 Italienern beſetzt werden follte. Die Oeſterreicher ſollten 
fi in Böhmen befeftigen und den IStalienern in Baiern die Hand 
bieten. Nachdem Alles ausgemacht war, ging Graf Bitthum wieder nah Wien, 
und Graf Bimercati nah Florenz und Wien, um das Projelt zur Ausfilbrung 
zu bringen. Hinſichtlich Roms war bis dahin von nichts Anderem, al® von ber 
Räumung des päpftlichen Gebiets auf den Grundlagen der September-Convention 
bie Rede geweſen. 
Der General Türr befand fi damals in Paris. Er hatte keinen offi- 
ciellen ober offlcidfen Auftrag, intereifirte fich aber in feiner Eigenihaft ale 
Ehren Abjutant des Königs Victor Emmanuel unb vermöge feiner Sympatbien 
für die franzöfiihde Sache lebhaft an dem Auftandelommen der Triple» Allianz 
und bot feine Dienfte als Privatvermittler an. Er wurde von dem Minifter am 
Abend des 20. Juli empfangen und ging dann nah Florenz. Die Wahrheit zu 
efteben, jahen die italieniihen Benollmächtigten feine Einmiſchung nicht gern. 
Seht trat zum erftenmale ber Gedanke hervor, von Frankreich etwas mehr, ale 
die Rücklehr zur September- Convention zu verlangen. Graf Beuſt ergriff die 
Smitiative in einem vom 20. Juli datirten, am 23. in Paris eingegangenen 
Briefe, deffen Inhalt in dem Sate gipfelte: „An dem Tage, ba die Sran- 
zofen bie päpftlliden Staaten verlafjen, müffen bie Ftaliener von 
Rechts wegen und mit Zuftimmung Defterreihs und Frankreichs in 
biefelben einrüden dürfen.“ Diefe neue Forberung bes Wiener Cabinets 
mußte in Paris einen um fo mißfälligeren Einbrud machen, je weniger man fie 
grade von dem Wiener Hofe, ber damit alle feine Weberlieferungen verläugnete 
und plöglih einen Act birelter Feinbjeligleit gegen das Papſtthum anregte, er- 
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warten burfte. Der öſterreichiſche Botſchafter ſelbſt fonnte fein Bedauern und 
feine Ueberrafhung nicht verhehlen und erklärte fi dieſe Haltung des Wiener 
Cabinets nur aus gewiffen geheimen Schritten der Slorentiner Regierung, welche 
wiederum von ben italienischen Bevollmächtigten entſchieden abgeläugnet wurden.“ 

(Hier folgen längere Erörterungen über die römiſche Frage und bie Ver⸗ 
bandlungen über biejelbe bis zum 30. Juli, — dann heißt e8 weiter:) 

dei Tage jpäter (1. Auguft) fam Graf Vimercati vou Wien wieber 
nah Paris mit einem NVertragsentwurf in vier Artikeln. Der Kaifer von 
Defterreih und der König von Italien verpflichteten fi, ihre Land⸗ 
nnd Seearmeen auf den Fuß der bewaffneten Neutralität zu ftellen, 
welde auf Abrede und gleichzeitig im eine effective Cooperation zu 
Sunften Franlreihs verwandelt werben ſollte. Die Bedingungen dieſer 
Cooperation vor, während unb nach dem Kriege waren gegenfeitig geregelt und 
in ben erſten Tagen des September jollte man, wie Defterreih ſchon 
mehrmals erflärt hatte, in's Feld rüden. Der Vertrag enthielt auch einen 
beſonderen Artikel über Rom, kraft deſſen Defterreih Italien feinen Beiftand 
verſprach, um für die Regelung der römilchen Angelegenheiten vortheilhaftere 
Bebingungen zu erwirlen, als diejenigen ber September - Convention. Dieſer 
Artikel wieberbolte in einer weniger ausprüdlichen, aber eben fo wirlſamen Form 
das früher bei Seite geichobene Anfinnen. Der Vertrag wich übrigens weſentlich 
von tem erften ab, in fo fern er nicht mehr ein Bertrag zu Dreien, fondern 
eine Konvention zwiſchen zwei Mächten war, die ſich erft ſpäter mit einer dritten 
verbünden jollten. Das war benn auch bie erfte Bemerkung, welche fich dem 
Minifter des Aeußeren aufdrängte. Man antwortete, daß, da Frankreich ein 
hiegführender Theil geworden, ein Vertrag zu Dreien fofort die Eröffnung der 
Keinbfeligleiten Preußens und vielleicht auch Rußlands gegen Defterreich und 
Stafien nad) fidh ziehen würde. Dean dürfe ſich nicht angreifen laffen, ehe man 
bereit wäre, fondern müfje bis Anfang September warten dürfen. Darum hätte 
man eine bewaffnete Neutralität verabredet, weldyer außerordentliche Zuſtand alle 
Rüftungen rechtiertigte, ohne doch eine Kriegserklärung zu fein; um aber bei uns 
keinen Zweifel über ben wahren Zwed bes Vertrages auflommen zu laffen, hätte 
man ausdrädlic hinzugefügt, daß diefe bewaffnete Neutralität fich in eine effec- 
tive Cooperation zu Gunſten Frankreichs ummanbeln follte. 

Nachdem er einige Stunden in Paris geweilt, ging Graf Bimercati nad 
Meg, um den Vertrag dem Kaiſer zu unterbreiten. Einen ober zwei Tage darauf 
fam er von Dort zurüd. Der Kaifer hatte zweierlei verlangt: 1) Daß der Augen- 
Bid, da dis bewaffnete Neutralität fi in einen effectiven Beiftand verwan- 
dein jollte, jogleih und zwar für einen naben Zeitpunkt feftgeftellt, und 
2) daß der Artilel, in weldem Oefterreich- Italien feine Unterflügung für bie 
Reoifion des Septembervertrags verſprach, geftrihen würbe. In ber That hatte 
tiefer Artikel nah ten in ben lebten vierundzwanzig Stunden ausgetaujchten 
Erklärungen keine Berechtigung mebr. Am 28., alfo drei Tage vor ber Ankunft 
tes Grafen Bimercati, hatte ber franzöſiſche Geſandte in Florenz gejchrieben: 
„Herr Bisconti-Benofta erwartet die Ankunft des Grafen Vitzthum, um 
fih von den Vorſchlägen Oeſterreichs und den Vortheilen einer bewaffneten Neu- 
tralität einen richtigen Begriff zu machen. Er ift der Anſicht, daß nad ben 
jüngften Erklärungen ein Vebereinlommen, in welchem das Wiener Cabinet feine 

ten Dienfte verſprach, um von uns wichtige Zugeftänbniffe in ber römijchen 
Frage zu erwirken, nicht von Belang und mithin überflüffig wäre.” — — 

Nah einem mehrftündigen Aufenthalt in Paris kehrte Graf Bimercati 
nad Florenz zurüd, wo inzwiſchen Graf Vitzthum mit den Inſtructionen bes 
Grafen Beuft von Wien eingetroffen war. In biefer fetten Phaje der Unter» 
handlung ober vielmehr der Abfafjung des Vertrages war ber König Bictor 
Emmanuel eifrig bemüht, die Sache zum Abſchluß zu bringen. Er beliagte den 
Berzug, welden das Wiener Cabinet in die Action brachte, und jchien bereit, 
Ihon früher ins Feld zu rüden, wenn Defterreich ihm ben Durchzug nach Baiern 
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geftatten wollte. Uber die Deflerreiher wandten ein, daß es ein offenbar krie⸗ 
gerifher und alfo mit ber eigenen Eröffnung der Feinbfeligleiten gleich bebeutenber 
Act wäre, wenn es den italienifhen Zruppen feine Südgrenzen öffnete. Das 
Gebiet des Kaiferftaates, fagten fie, ſtößt an Preußen und Rußland 
und jie müßten fih daher bei dem erften feindjeligen Acte Darauf 

efaßt maden, angegriffen zu werben. Deshalb könne Defterreich - Ungarn 

ine halbe Maßregel ergreifen und nicht früher den Krieg erklären, ale 
bis es feine Rüftungen beendet hätte. Aus diefem Grunde müſſe es fid, 
wie in dem Artilel des Vertrages geſchehen, das Hecht vorbehalten, im Einver- 
nehmen mit ben beiden anderen Mächten ven Augenblid feiner militäriichen 
Action zu befiimmen. Der Artikel über Rom hingegen wurde in Wien wie 
in Florenz fallen gelaffen unb mithin aus dem Vertrage geftrichen, in bem er 
wohl auch nur als Verſuchsballon Plat gefunden hatte. 

So weit waren bie Dinge gediehen; bie franzöfiichen Vertreter hatten bie 
nötbigen Vollmachten erhalten und man erwartete von Stunde zu Stunde ben 
Abſchluß und die Unterzeichnung bes Vertrages, als die für unfere Waffen 
unglädliden Kämpfe von Wörth und Weißenburg bazwifchen la- 
men. Das Minifterium trat am 9. Auguft zurüd und aller Wahr- 
ſcheinlichkeit nah war von bem öſterreichiſch-italieniſchen Bertrage, 
der fi in eine Tripel- Allianz verwandeln follte, nit mehr die 
Rede; denn noh mehr mit dem Sieger als mit Frankreich hatten 
Deflerreih und Italien fih verbünden wollen. Bon der Milfion vom 
20. Auguft und ben Berzichtleiftungen, die fie bezweckt zu haben feheint, weiß ber 
Berfaffer biefer Darftellung nichte und kann er nichts fagen. Sie gehört ber 
Kriegsgeihichte an und nicht der Bolitil. Wohl aber mußte conftattrt werben, 
daß die Allianzen bes Kaiferreihs nicht durch bie Schuld bes heiligen Stuble 
zertrümmert oder verhindert worden find. Sie wurben jerriffen durd 
unfere Unglüdsfchläge, die uns in wenigen Tagen tief unter das 
Niveau herabbrachten, auf welchem die Allianzen gedeihen.“ 





1, Die Büfungen, 


Aud dem Generalftabswerfe „Der deutich-franzöfiiche 
Krieg 1870— 71." 


Die franzöfifhe Armee, ihr Operationsplan und ihr 
Aufmarſch. 


„Gegen Mitte Juli 1870 betrug nach den beſten franzöſiſchen Quellen die 
Staärke des Heeres 567,000 Mann, wovon jedoch 230,500 Dann nicht für bie 
Felbarmee in Betracht kamen, jo daß für biefe nur rund 336,000 Mann übrig 
bfieben, eine Ziffer, die mit den vom preußifchen Generalſtabe vor bem Kriege 
gemachten Ermittelungen faft genau übereinflimmt. 

Der innere Zuftand der Armee krankte an manchen fchwer wiegenden Ge- 

u. — — — 

Durch ven ſteten Wechſel der Regierungsformen war diejenige Treue und 
Anhänglichkeit an ein angeſtammtes Herrſcherhaus im Heer, wie in ber Nation 
überhaupt verloren gegangen, welde in andern Ländern verberbliche Erſchütte⸗ 
rungen der öffentlihen Zuſtände abwenbet. Der franzöfifcge Offizier und ſelbſt 
ber gemeine Solbat bient dem Baterlande und bient ihm mit Hingebung unb 
Anfopferung, aber an ber wechſelnden Geftalt des Staatsoberhauptes hängt er 
nicht mit Gem regen Pflichtgefühl, das in bebingungslofer Anerfennung ber 
Autorität alle feine Kräfte opfert. 

Wie die ganze Nation, jo belebt auch ben franzöſiſchen Offizier ein hohes 
und in vieler Beziehung gerechtfertigtes Selbftgefühl, aber auch eine Unterſchätzung 
Anderer. Seine ganze Erziehung wirkt darauf bin, ibm bie Ueberzeugung bei« 
zubringen, daß Frankreich allen anderen Ländern weit voranſteht. Wenn ber 
Zoͤgſing der Militärihule von St. Cyr die goldenen Säle von Berfailles durch⸗ 
Khreitet, jo erblidt er jaft nur Schlachtgemälde, und in allen find bie Franzojen 
die Sieger. In langen Reiben ftehen die Helden, welche bie Oriflamme, das 
tifienbanner, den Adler over die Trilolore, immer aber die Zeichen Frankreichs 
nah den Hauptftädten beinahe aller Länder getragen haben. So wirb bie fran- 
zoͤſiſche Kriegegeichichte, eine Gefchichte ununterbrochener Triumphe, ein Helben- 
gebiht, in welchem Mißerfolge nur durch Nebenumftände oder durch Berrath zu 
erflären find. Die Wahrheit zu juchen lohnt nicht der Mühe, fie auszufprechen, 
wäre unpatriotifh. Kein Wunder alfo, wenn ber junge Offizier fi wenig um 
das Ausland, um deſſen Sprache, Einrichtungen und Zuftände befiimmert. Man 
bat in Frankreich kaum eine Ahnung gehabt von dem Umſchwung, den zwei Feld⸗ 
züge in der Gefinnung ber deutſchen Böllerflämme bewirkt hatten, von ihrem 
nicht mehr befiegbaren Gefühl der Zufammengehörigleit und man ift volllommen 
überrafcht gemwejen, einen ebenbürtigen Gegner zu finden. Nur wenige Hlarer 
biidenbe Männer laubten von ben SHeeredeinrichtungen des Auslandes etwas 
für fi ſelbſt Srauden zu lönnen. — — 


Fark Blemard. I. 7 
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Der Plan für die Verwendung der Streitfräfte bei einem Kriege gegen 
Deutihland dürfte fchon feit Jahren Gegenftand von Berathungen geweſen fein, 
auch hatte man einzelne Verſuche gemacht, ſich Kenntniß von ben geographifchen 
und ftatiftifchen Verhältniffen jenfeit der eigenen Landesgrenze zu verfeaffen. — — 
Eine in ber zweiten Hälfte bes Krieges erſchienene und dem Kaiſer Napoleon 
ſelbſt zugefchriebene Brochüre dürfte das Wefentliche des fchließlih angenommenen 
Planes enthalten. Nach biefer wäre ber franzöftiihen Heerführung Die große 
Ueberlegenheit nicht verborgen geweſen, welche das vereinigte Deutichland ben 
Streitkäften Frankreichs entgegenzuftellen vermochte. Bon ber Anficht ausgehend, 
baß die Zahl der wirklihen Kämpfer im freien Felde niemals bie Hälfte ber 
Sefammt - Heeresftärte überrage, glaubte man die auf dem Echlacdhtfelbe verwenb- 
baren deutſchen Streitkräfte auf 550,000 Mann, die eigenen auf 300,000 Dann 
berechnen zu follen. 

Über diefe faft boppelte Ueberlegenheit des Gegners hoffte der Kaifer durch 
die Schnelligkeit der Bewegungen nicht nur gut zu machen, fondern auch das 
Verhältniß zu feinen Gunften umzugeftalten. Die Bedingung hierfür war, daß 
es ihm gelänge, den Rhein in feinem oberen Laufe überrafchenb zu überfchreiten 
und dadurch Süd⸗ und Norbbeutichland von einander zu trennen. 

Preußen berechnete man mit einer Wehrkraft von 350,000 Kombattanten, 
und al® Ergebniß eines erften Erfolgs wurbe ber Anfchluß Defterreihs und 
Italiens erwartet. 

Seinem Plane gemäß, von welchem ber Kaifer in Paris nur den Mar- 
ſchällen Mac Mahon und Teboeuf Mittheilung machte, jollte bie erfte Con⸗ 
centration der Armee mit 150,000 Mann um Met, mit 100,000 Dann bei 
Straßburg und mit weiteren 50,000 Mann im Lager von Chälons erfolgen. 
Alsdann war beabfidtigt, die Armee von Met näher an bie von Straßburg 
beranzuzieben und in einer Stärfe von 250,000 Mann ven Rhein bei Maxau 
zu überjchreiten, 

Nachdem man hierauf die ſüddeutſchen Staaten zur Neutralität gezwungen, 
follte die preußifche Armee aufgefucht und befämpft werben. Während diefer Ope- 
rationen fiel dem aus bem Lager von Chälons auf Met birigirten Refervecorps 
die Aufgabe zu, den Rüden ber Armee zu deden unb die Norboftgrenze zu über- 
wachen. Gleichzeitig erwartete man, daß das Erſcheinen der Flotte im Baltifchen 
Meer einen Theil der feindlichen Kräfte zur Sicherung ber Küften fefthalten werbe. 

Allerdings bafirte ber fo aufgeftellte Plan auf ber richtigen Anſchauung, 
baß bie Lieberlegenheit des Gegners nur durch Schnelligkeit der Bewegung aus- 
zugleichen fei, aber man täufchte fich Über die Berhältniffe Süd- und Norb- 
deutſchlands, wie man die Selbfithätigfeit und bie Ziffer der preußiſchen Streit- 
fräfte unterſchätzte. Letzteres war um fo auffallenter, als man wiſſen mußte, 
daß Preußen bereits im Feldzuge von 1866 etwa 350,000 Mann ins Feld ge- 
führt, und daß feine Streitfräfte feitbem eine nicht unbeträchtlihe Vermehrung 
erfahren hatten. 

Fernerhin aber verlannte man, wie wenig gerabe die franzdfilhe Armee in 
ihrem damaligen Zuftande für fchnelle Eröffnung bes Feldzuges und rapibe 
Führung der Operationen beſonders geeignet war. 

Die ſchwächſte Seite der franzöſiſchen Heeresorganifation war ber langfame 
und fchwerfällige Mebergang der Armee von ben Friedensverhältniffen auf ben 
Kriegsfuß. Dies zwang zu fi Überfürzenden und verwirrenden Maßregeln bei 
der Mobilmadhung, deren nachtheilige Folgen für die Armee gleich bei Eröffnung 
bes Krieges überaus verhängnißooll wurben. Während in Deutihland im Hinblid 
auf den nah allen Seiten bin gründlich vorbereiteten und bewährten Mobil- 
madhnngsplan fireng an dem Grundſatz feflgehalten wurde, bie Mobilmadung 
jebes einzelnen Truppentheils an Ort und Stelle orbnungsmäßig burdhzuführen, 
bevor man mit der Konzentrirung und dem Gifenbabntransport nach ber Grenze 
begann, wurden in Frankreich bie einzelnen, noch dazu meift neu zu formirenben 
Corps in unfertigem Zuftande nad der Grenze vorgefchoben, noch bevor fie ihre 
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Referven, Trains ꝛc. erhalten hatten. Die franzöfiichen Streitkräfte, obfchon früher 
bi8 gegen die Grenze vorgeichoben, als die deutichen, wurden demungeachtet erft 
viel fpäter volllommen gebraudsfähig, fo daß, als bie beutfhe Offenfive mit 
vollſtändig friegsgeorbneten Armee» Corps und Armeen begann, die franzöfifchen 
Corps zum größten Theil noch in ber Formation und Kriegsausrüftung begriffen waren. 

Die franzöfiihe Diplomatie hätte den Ausbruch des Konflikte verzögern 
Einnen, bi8 man zum Schlagen bereit war; aber fie erklärte den Krieg, noch 
bevor bie Regierung in ber Lage war, dieſer Erflärung unmittelbar Kolge zu 
geben; und fo geſchah es denn nachmals, daß die Streitkräfte Frankreichs, noch 
ehe fie völlig verfammelt und zu Offenfio- Operationen bereit waren, von ben 
deutichen Armeen auf eigenem Gebiet angegriffen wurden. Diejen auf Unkenntniß 
bes Gegners ſowohl, als der eigenen Kraft und Bewegungsfähigkeit bafirten fran« 
zöfihen Planen gegenüber hatte nun die deutjche Heeresleitung ſchon ſeit Jahren 
die Grundideen feſtgeſtellt, welche unter den gegebenen Verhältniſſen die Baſis 
ihrer Operationen gegen Frankreich werden ſollten.“ 


Die deutſchen Armeen. 

„Bei der in Frankreich herrſchenden Aufregung war die preußiſche Regierung 
nicht im Zweifel geweſen, daß jede in die Oeffentlichkeit hinaustretende Vorbe⸗ 
reitung gegen Kriegsgefahr den Krieg ſelbſt unausbleiblich herbeiführen würde. 
Man wußte, daß ſchon ſeit längerer Zeit eine große Thätigkeit im franzöſiſchen 
Kriegs - Minifterium berrichte, ; bereit8 Vorbereitungen für Eifenbabntransporte 
getroffen und bedeutende Vorräthe an Fourage beichafft waren. 

Auf deutſcher Seite war jede partielle Maßnahme, felbft die Armirung ber 
Sefungen, bisher unterblieben. Dan wollte gar nicht oder vollſtändig rüften 
und hatte das Vertrauen, bei der Ordnung, welde in allen militä- 
riſchen Zweigen berrichte, damit nit zu jpät zu kommen. Erſt als 
m Laufe des 15. Juli die Gewißheit gewonnen war, baf in Frankreich ein Ein- 
beruien von Rejerven und Mobilgarden tbatjächlich flattfinde, au in den Häfen 
tie Kriegsjlotte ausgerüftet werde, erfolgte in ber Nacht zum 16. die Mobils 
madhungsordre und zwar für das gefammte norbbeutihe Heer. 

Aber Preußen und der Norbbeutfhe Bund follten im bevorftehenden 
Kampfe nicht allein fteben. Die Gefahr, welche durch das Vorgehen bes alten 
Erbfeindes für gem Deutſchland drohte, fand von dem Moment an, wo Frank⸗ 
rad nah dem Rüdtritt des Hobenzollernfchen Prinzen die Angelegenheit für noch 
nicht erledigt erklärte, allfeitig ihre wolle Würbigung. 

Ganz Deutſchland trat unter die Waffen, vom erften Moment feiner Be⸗ 
drohung an geeint, wie nie zuvor. 

an der Krieg auch unerwartet zum Ausbruch kam, jo wurden die beut- 
iden Armeen bennod durch benjelben nicht überrafht. Die Erfahrungen bes 
Feldzuges von 1866 waren von feiner der bamals Friegführenden Mächte unbe- 
rädfihtigt gelaffen worden und ein allfeitig reges Streben hatte theilweije zu 
neuen Organifationen, überall aber zu vielfachen: Berbefferungen geführt.” . 

(Der Generalftab giebt hier eine Ueberficht ber Berbeflerungen ,‚ welche im 
Rorddeutihen Bunde, fowie in Bayern, Württemberg und Baben im mehr ober 
minder engen Anfchluffe an bie norbdeutiche Heeredeinrichtungen eingeführt waren, 
— und fährt dann fort:) 

„Allen biefen Bemühungen ber verbündeten Staaten verbantte Deutichland 
die Aufftellung einer Streitmadht, wie in Stärke und einheitlicher Ausbildung 
bis dahin noch keine Nation fie zu verwirklichen vermocht hatte. — — 

Nah erfolgter Mobilmachung zählten die Streitfräfte des Norbbeutichen 
Bunbes ohne Stäbe, Offiziere: 

bie Felbarmee 385,000 Mann Infanterie, 48,000 Mann Kavallerie und 
1384 Geichüge, 
die Beſatzungstruppen 115,200 Dann Infanterie, 7200 Mann Kavallerie, 
34,600 Mann Feftungs - Artillerie und 162 Gefchüge, 
7 * 
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die Erfabtruppen 122,500 Dann Infanterie, 15,200 Mann Kavallerie unb 
246 Geichlike. 


Die VBerpflegungsflärle nach einer Berehnung im Monat Auguft 1870 
betrug 982,064 Dann mit 209,403 Bferben. 

Die Gefammtleiftung Bayerns ftellte ſich nach berfelden Berechnung auf 
128,96 Mann und 24,066 Pferde, — die Geſammtſtärke Württemberge auf 
37,180 Mann und 8876 Pferde, bie Babenfhen Zruppen auf 385,181 Mann 
und 8038 Bferbe. 

Die Totalfumme der deutſchen Streitkräfte im Monat Auguft nach ber 
Berpflegungsflärle war baher (mit Ausnahme ber Marine) 1 Million und 
183 Mann mit 250,373 Bferben.“ 


General Moltkes Feldzugsplan. 


„Zu den Aufgaben bes Generalftabes im Frieden gehört es, flir alle wahr- 
ſcheinlichen kriegeriſchen Eventuafitäten die ©ruppirung und den Transport ber 
Truppenmaſſen in betaillirtefter Weife zu bearbeiten, und bie Entwürfe dafür im 
Boraus bereit zu halten. 

Bei dem Aufmariche einer Armee kommen die vielfeitigften politiſchen und 
geographiihen Erwägungen neben den militärifhen in Betracht. Fehler in ber 
urfprüngliden Verſammlung ber Heere find im ganzen Berlauf ber Felbdzüge 
kaum wieber gut zu machen. Alle diefe Anordnungen aber laffen ſich lange vorher 
erwägen und — bie Kriegsbereitihaft ber Zruppen unb bie Organilation bes 
Knunportmefens vorausgefegt — müſſen fie zu dem beabfichtigten Hefultat 

ren. 

Kein Operationsplan kann mit einiger Sicherheit über das erſte Zuſammen⸗ 
treffen mit ber feindlichen Hauptmacht binausreichen. Nur der Laie glaubt in 
bem DBerlaufe eines Feldzuges bie voraus geregelte Durchführung eines in allen 
Einzelheiten tefgef ten und bis an das Ende eingehaltenen urſprünglichen 
Planes zu erbliden. Gewiß wird ber Felpherr feine großen Ziele ftetig im Ange 
behalten, unbeirrt darin durch bie Wechfelfälle der Begebenheiten, aber bie Wege, 
auf welden er ſie zu erreichen hofft, laſſen fich weit hinaus nie mit Sicherheit 
vorzeihnen. 

Die betaillirten Borjchläge für die Berfammlung aller deutſchen Streit- 
träfte im Fall eines Krieges gegen Frankreich und für Aufftellung und Gliederung 
der einzelnen Armeen, al® Baſis jeder weiteren Operation, finden wir nieber- 

elegt in einem Memoire des preußifchen Generalftabes, welches ſchon vom Winter 
868 —69 batirt. 

Als nächſtes Operationsziel wirb in bemfelben bezeichnet, „bie Hauptmacht 
bes Gegners aufzuſuchen und, wo man fie findet, anzugreifen.” Bei diefem ein- 
faden Plan wirb jedoch auf bie Schwierigkeit hingewiejen, weldhe aus ber Hand⸗ 
babung ber dafür erforberlien „fehr großen Maffen“ erwächſt; und als leitender 
Gedanke, ſchon von ben erften Bewegungen an, läßt ſich unfchwer das Beſtreben 
erlennen, die feindliche Hauptmadt in nördlicher Richtung von ihrer Verbindung 
mit Paris abzubrängen. 

Das Memoire des Generale von Moltke prüft zunähft die Stärkever⸗ 
bältniffe ber beiderjeitigen Felbarmeen. Indem hierbei von der Annahme aus- 

egangen wird, daß in Folge der Zransport- und vielleicht auch politifcher Ver⸗ 

Itnifje Norddeutſchland zunächft nur Über 10 Corps verfügt, werben biefelben 
auf 330,000 Dann beziffert, weichen Frankreich im erften Augenblid nur 250,000, 
na Einreihung feiner Referven aber 343,000 Mann entgegenftellen werde. 

Diefes anfängliche Stärleverhältniß mußte bedeutend zu unferen Gunften 
umfdlagen, wenn bie füddeutſchen Staaten gleichfalls am Kriege Theil nahmen, 
oder wenn demnächſt auch nur die 3 noch bisponiblen Referne- Corps und einige 
ber zu formirenben Landwehr - Divifionen aus Norddeutſchland rechtzeitig heran⸗ 
gezogen wurben. | 

,Es leuchtet ein,“ fagt das „DMemoire,“ „wie wichtig es ift, die Ueberlegen⸗ 
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beit auszunugen, welche wir gleich anfangs, allein fchon in den norbbeutfchen 
Kräften befiten.” 

„Diele wird am entfcheivenden Punkte noch wejentlich gefleigert werben, 
wenn die Franzoſen fih auf Erpebitionen gegen bie Rorbiee- Küfte oder nad) 
Süpdentichland einlaffen. Zur Abwehr ver erfteren find bie ausreichenden Mittel 
im Lande verblieben. In Betreff der letzteren Operationen hatten bereits früber 
Beiprehungen zu Berlin mit ben Vertretern der fübdeutfchen Kontingente flatt- 
gefunden. Man hatte fich Uberzeugt, daß bei direlter Vertheidigung des oberen 

beins und des Schwarzwalbes Norbbeutichland eine wirkfame, unmittelbare 
Hülfe im erfien Augenblick, ſchon ber Entfernung nach, nicht zu leiften in ber 
Lage fei, daß eine weit größere Sicherung bes deutſchen Südens aus ber Ver⸗ 
einigung aller Streitkräfte am mittleren Rhein erwachſe, welche von bort, fei es 
auf dem rechten ober dem Tinten Ufer, offenfiv in bie Flanke der feindlichen In⸗ 
vafion vorgingen und biefe nothwendig jehr bald zum Steben oder zur Umlehr 
wingen mußten. 

Es verdient ausdrücklich hervorgehoben zu werben, baß bie fübbeutichen 
Fürſten, dieſen Anfichten beipflichtenb, in Hingebung an bie gemeinfame Sache 
und im Vertrauen auf bie obere Heeresleitung nicht zögerten, das eigene Landes» 
gebiet von ihrer altiven Militärmacht zu entblößen, um fie dem norbbeutichen 
Heere unmittelbar anzureiben. Um fo ſchwerer wog dabei bie Verpflichtung, welche 
der Norden übernahm.” 

Das, wie bereits bemerkt, im Winter 1868/69 niebergelegte Memoire ent- 
widelte ſodann vollftändig den Plan zu ben Operationen auf dem erſten Kriegs⸗ 
theater zwiſchen der Saar und Strahburg, wie berielbe im Sommer 1870 un- 
verändert bie Grundlage für bie bei dem plötzlich entbrennenden Kriege zunächſt 
zu treffenden Anorbnungen gebilbet bat. 

In der Vorausfegung ihrer Gutheißung waren bie Vorarbeiten in jeber 
Rihtung bis in das letzte Detail fortgeführt, und als ber König beim Eintreffen 
in Berlin die Genehmigung ertheilte, war nur erforderlich, da8 Datum bes erflen 
Nobilmachungstages in die, von ber Eiſenbahn⸗Abtheilung im Generalftabe für 
ren einzelnen Xruppentheil ausgearbeiteten, Marich- und Fahr⸗Tableaur ein- 
zufügen und fo den XZransport beginnen zu laflen. 

Bereits unter dem 18. Juli befahl Se. Majeflät ver König die Bildung 
ver einzelnen Armeen in ber vorgeichlagenen Weije, deren Ober - Kommandos 
gleich nach erfolgter Konzentration ın Wirkſamkeit traten. 

Im preußiihen Generalftabe hatte man die in Frankreich fattfindenben 
Formationen mit folder Sorgfalt aufmerfjam verfolgt, daß ſchon am 24. Juli 
ne von dem Major Kraufe zufammengeftellte Ordre de bataille der franzöftichen 
Armee zur Keuntniß ber deutſchen Armeen gebracht werben Tonnte, welche jpäterhin 
zur vollflänbigen Richtigkeit nur unmwejentliher Korrekturen bedurfte.” 


8. Ber Krieg. 


Bis Iedan. 


1870. 2. Auguft. Armeebefehl ded Königs. 


Ganz Deutfchland ſteht einmüthig in den Waffen gegen einen Rad 
barftaat, der ung überrafchend und ohne Grund den Krieg erflärt bat. 
Es gilt die Vertheidigung des bedrohten Baterlandes, unferer Ehre, des 
eigenen Heerdes. Ich übernehme heute da3 Commando über die gefammten 
Armeen und ziehe getroft in einen Kampf, den unjere Väter in gleicher 
Lage einft ruhmpoll beftanden. Mit Mir blidt das ganze Vaterland ver- 
trauenspoll auf Euch. Gott der Herr wird mit unferer gerechten Sache fein! 


Mainz, den 2. Auguft 1870. Wilhelm. 


4. Auguſt. Weißenburg. 
6. Auguft. Wörth. 
6. Auguft. Spicheren. 


Die Eindrüde und Folgen der Niederlagen in Fraukreich. 
Erſte Depeichen des Kaifers. 
Mer, 6. Mitternacht. 


„Mac⸗Mahon hat eine Schlacht verloren. Froſſard ift an ber Saar 
genäthigt worben, fich zurüdzuziehen. Der Rüdzug vollzog fi in guter Orbuung. 
8 kann nod Alles wieder gut werben.“ 


Paris, Sonntag 7. Auguft, Nachmittags. 

Aus Mes, Sonntags 8, Uhr Morgens, wirb officiel gemeldet: „Um uns zn 
unterftägen, ift e8 nöthig, daß Frankreich und Paris einträdhtig bereit find, ihrem 
Batriotismus bie größten Anftrengungen aufzuerlegen. Hter verliert man weber Kalt- 
blütigkeit noch Vertrauen; die Mrobe, auf bie wir geftellt werben, ift ernft, aber 
fie gebt nicht über das hinaus, was der PBatriotismus ber Ration leiften kann.“ 


Proclamation der Kaiferin - Regentin. 

„Franzoſen! Der Beginn bes Krieges ift für uns unglinflig geweſen. 
Unfere Waffen haben eine Niederlage erlitten. Seien wir dieſem Unfall gegen- 
über feft und beeilen wir uns, ihn gut zu machen. Möge e8 unter ung nur eine 
Bartei geben, ber alle Franzoſen angehören; nur eine Fahne — die unferer natio- 
nalen Ehre — möge uns voranwehen. Ich komme in Eure Mitte. Treu meiner 
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Miſſton und meiner Pflicht, werbet Ihr mich als bie Erfte bei jeder Gefahr 

eben, wo e8 gilt, die Fahne Frankreichs zu vertbeibigen. Ich beſchwöre alle 

guten Bürger, die Ordnung aufrecht zu erhalten. Dieſelbe flören, wäre nichts 
nberes, als mit unferen Feinden zu confpiriren. 

Gegeben im Palaft der Zuilerien, 7. Auguft, 11 Uhr Vormittags. 

Eugenie.” 
Brockamation des Minifteriums,. 

„Hranzofen! Wir haben Euch jet die volle Wahrheit gefagt, jet iſt es an 
End, Eure Pflicht zu thun. Ein und derfelbe Ruf möge von allen Franzoſen 
von einem Ende Frankreichs bis zum andern töten. Möge das ganze Boll ſich 
erheben in Hingebung, nm großen Kämpfen Stand zu halten. Cinige unferer 
Kegimenter find unterlegen, unfere ganze Armee iſt noch nicht befiegt. Derielbe 
Hauch der Unerfchrodenbeit befeelt fie noch immer. Seten wir ber jett von 
glüdlihem Erfolge begleiteten Kühnheit des Gegners Zähigkeit entgegen, welche 
die Geſchicke beherrſcht. Ziehen wir uns auf uns ſelbſt zurüd und mögen bie 
„Stoberer“ gegen einen Wal von menſchlichen Leibern anftirmen. Wie es im 
Jahre 1792 und wie es bei Sebaftopol gewejen, fo mögen and jett unfere 
Niederlagen nur eine Schule der Siege fein. Es wäre ein Verbrechen, auch nur 
einen Augenblid an der Wohlfahrt des Baterlandes zu verzweifeln und noch 
mehr, nicht zu berfelben beizutragen. Bleibt aufredht alfo! Aufrecht! Und Ihr 
Einwohner des Centrums, bes Nordens und des Südens, auf denen nicht bie 
Bürbe des Krieges Iaftet, eilet mit einmüthigem Elan Euren Brüdern im Often 
zu Hülfe. Möge Frankreich, das in Erfolgen einig gewelen, noch einiger fein in 
der Zeit ber Prüfungen. Gott jegne unjere Waffen!” 


Aus dem „Journal officiel“ vom 8. Augufl. 


„Es giebt im Leben ber Völker feierliche und enticheidende Stunden, wo 
Gott ihnen Gelegenheit giebt, zu zeigen, was fie find und was fie vermögen. 
Ein folder Augeublid ift für Frankreich gefommen! Man bat oft gemeint, daß 
die große Nation, fo unerfchroden fie im Anftürmen fei, doch ſchwere Unglücks⸗ 
fälle nicht zu ertragen wife. 

Was fi jet vor unfern Augen vollzieht, firaft dieſe Berfeumbung Lügen. 
Die Haltung der Bevölkerung zeigt feine Entmuthigung, fonbern eine patriotiiche 
Wuth gepen bie Angreifer Frankreichs, welche bier ihr Grab finden follen. 

e Franzofen werben fi wie ein Mann erheben! Sie gedenken ihrer 
Borfahren und Derer, die nad ihnen kommen. Hinter ihnen liegen Jahrhunderte 
. des Ruhmes, vor ihnen eine Zukunft voll Freiheit und Macht, die ihr Herois⸗ 
mus fchaffen fol! Niemals bat Frankreich in gleich großer und impofanter 
Weiſe den edeln Stolz und bie Kraft bes National Characters gezeigt. Boll 
Enthufiasmus ruft Alles: Auf zu den Waffen, fiegen ober fterben! 

Während unfere Soldaten heroiſch den Boden des Baterlandes vertheibigen, 
iR Europa mit Recht voll Unruhe Über die Erfolge Preußens. Man weiß nıdt, 
wie weit ber Ehrgeiz dieſer unerjättliden Macht gehen könnte, wenn ein befint- 
tiner Triumph fie noch mehr anftadgelte. Es iſt ein unveränberliches Gele ber 
Geſchichte, daß jebes Bolt, welches durch außergewöhnliche Erfolge das allgemeine 
Gleichgewicht flört, gegen feine Siege eine Reaction wach ruft und alle andern 
Böller fi zu Feinden madt. Es faun nicht fehlen, daß dieſe Wahrheit auch 
jest wieder d bie Thatfachen beftätigt wird. 

Wer ift denn überhaupt intereffirt an ber Herftellung eines beutichen Reichs, 
wer fanı denn überhaupt wünſchen, daß bie Nord» und Oftfee ein preußifcher 
See würben? 

FR es vielleicht Schweben, Norwegen und Dänemark, welche ber Triumph 
Prenßens vernichten würde, ober ift es etwa Rußland, welches mehr als eine 
andere Macht Intereſſe bat, das Gleichgewicht bes Nordens gegen das Bor- 
drängen bes Germanentbums zu wahren? 
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Iſt es vielleicht England, welches als große Seemacht, als Schüker Däne- 
marks fich weiteren Foriſchritten ber preußiichen Marine entgegenftellen muß? 
Iſt es vielleicht Holland, welches bereits lange genug durch die Intriguen Bis⸗ 
mards bebroht war. 

Was Deflerreih betrifft, jo würde bie Wieberberftellung eines deutſchen 
Reiches unter dem Haufe Hobenzollern ber gefährlichfte Schlag nicht nur für bie 
Dynaftie Habsburg, fondern Überhaupt für die Eriftenz einer auftro - ungarifcdhen 
Monardie fein. Preußen würde ficherli verfuchen, dem Wiener Cabinet Ber- 
ſprechungen zu maden, aber man weiß, welder Glaube dem Worte Bismard's 
beizumefien if. Eine angebliche Garantie, welcher Art fie auch fein möge, öunte 
niemals ftärker fein als die Bande, welche Preußen mit dem ehemaligen beutfchen 
Bunde vernüpften, und melde Preußen, doch ohne feiner Verpflichtungen ein- 
geben zu fein, in jo gewaltthätiger Weile zerriffen hat. 

Ein definitiver Triumph der Hohenzollern wäre für Italien nicht miuber 
traurig als für Defterreih. Ein beutfches Reich würde fih um jeden Preis 
Küftenlänter zu verfchaffen ſuchen und zwar im Süden wie im Norben. &s 
würbe nach dem Beſitze Venedigs, Zriefs, Amſterdams fireben. Die Regene⸗ 
ration Italiens würde gefährbet fein. 

Wir appelliren an bie Regierungen und an bie Vöolker Europas, um 
Europa dem preußiſchen Defpotismus zu entreißen, um uns, fei e8 durch Allianzen 
oder durch Sympathien, bei der Wahrung des europüifhen Gleichgewichts zu 
nnterflügen. Kür England, Dänemark, Schweden liegen ſchon Anzeichen vor für 
eine folde Wendung. Defterreih und Italien rüften bereits. Unfer Patriotis- 
mus ift allen Gefahren gewachſen. Je ernfter die Umſtände fein werben, befto 
größere Energie wirb bie Nation entfalten.” 


Sturz des Minifterrumd Olivier. Minifterium Palifao. 


Einmarih der deutſchen Armeen in Frankreich. 


11. Auguft. Proclamation an das franzöfiihe Volk. 


Hauptquartier Saarbrüden vom 11. Augufl. 

Wir Wilhelm, König von Preußen, thun den Bewohnern der 
durch die deutjchen Armeen befegten franzöfiichen Gebietstheile zu wifien, 
was folgt: 

Nachdem der Karfer Napoleon die deutſche Nation, welche wünſchte 
und noch wünſcht, mit dem franzöfiichen Volle in Frieden zu leben, zu 
Waller und zu Lande angegriffen hatte, habe ich den Oberbeiehl über bie 
beutihen Armeen übernommen, um diefen Angriff zurüdzumeiien; ich bin 
durdy die militairifchen Ereigniffe dahin gelommen, die Grenzen Frank⸗ 
reichs zu überjchreiten. 

Ich führe Krieg mit den franzöflihen Soldaten und nicht mit den 
Dürgern Frankreichs. Diefe werden demnad fortfahren, einer vollfoms 
menen Sicherheit ihrer Perſon und ihres Eigentums zu genießen und 
zwar‘ fo lange, als fie mich nicht felbft durch feindliche Unternehmungen 
gegen die deutfchen Truppen des Rechts berauben werben, ihnen meinen 

Hug angedeihen zu laſſen. 
Die Generale, welche die einzelnen Corps commandiren, werben 
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durch befondere Beftimmungen, welche zur Kenntniß des Publitums werden 
gebracht werden, die Maßregeln feftjegen, welde gegen die Gemeinden oder 
egen einzelne Perjonen, die fi in Widerfpruch mit den Kriegsgebräuchen 
egen, zu ergreifen find; fie werden im gleicher Weife Alles, was fih auf 
die Requifitionen bezieht, feftfegen, welche durch die Bedürfniffe der Truppen 
als nöthig erachtet werden, fie werben auch die Coursdifferenz wilden 
deutfcher und franzöfiiher Währung feftftellen, um jo den Einzelverlehr 
zwifchen den Truppen und den Bewohnern zu erleichtern. 


Wilhelm. 


Die Answeifung der Dentjchen ans Fraukreich. 


22. Zuli. Eircular des Minifters des Innern an die Präfecten. 


„Eine gewiffe Anzahl deutſcher in Frankreich wohnender Unterthanen ift 
zum Dienft ber Referven ober ber Landwehr in ihre Heimath zurüdgerufen 
worben. tbeile Ihnen die in Betreff derſelben jeit der Kriegeerflärung ge⸗ 
faßten Beichlüffe mit. 

E8 darf ihnen nicht geflattet werben, Frankreich zu verlaffen, 
am gegen daſſelbe die Waffen zu tragen. Sie werden daſelbſt den 
Schuß der Geſetze und. der Ihrigen finden, wenn fie fortfahren, 
jih deſſen würdig zu zeigen. 

Geben fie fi aber im Gegentheil Mandvern ober Unternehmungen gegen 
die Sicherheit des Staates hin, fo würde es Ihre Pflicht fein, fie daran zu ver- 
hindern und Sie würden Sorge tragen, mir Rechenjchaft darüber abzulegen.“ 


12. Augufl. Aus dem geſetzgebenden Körper. 


Die Erklärung des Minifters des Iunern, Chevreau, daß man anfänglich 
bie Abreiſe der Deutichen verhindert habe, um bem Feinde keine Streitfräfte zu- 
zuwenden, daß man aber fobann in legterer Zeit mit der maffenbaften Aus- 
weifung thätig vorwärts jchreite, veranlaßten den Marquis de Piennes zu fol- 
gender Anfrage: „Ich erjuche den Minifter des Innern, das Wort „ausweiſen“ 
(expulser), welches er fo eben ausgeſprochen bat, näher zu erllären. Es hätte 
feine bedenklichen Uebelſtände vom Geſichtspunkte der Humanität und der Civi⸗ 
Ifation, wenn man ohne Unterfchteb alle Perfonen aus Frankreich oder gar nur 
aus Baris verjagen mwürbe, weldhe ben Nationen angehören, mit denen wir im 
Kriege find. (Genug! Genug! Zugesorbnung!) Die Regierung bat das Recht, 
und fie bat Iogar bie Pflicht, die Fremden zu überwachen, welche die Gaftfreund- 
haft, bie fie bei uns finden, mißbraucen. Ihre Umtriebe müffen ſtreng beftraft 
werben. Aber die Humanität und die Eivilijation würden Maßregeln zurüdweifen, 
welche ohne Unterſchied Deutſche träfen, melde jeit langer Zeit in Frankreich 
wohnen unb welche durch ihre Induſtrie und ihre Arbeit zur Größe und zur 
Wohlfahrt unſeres Landes beigetragen haben.“ 

Der Minifter des Innern: „Ich erwibere, daß es felbftwerftänblich außer 
Zweifel if, daß eine Maßregel wie diejenige, um welche es ſich handelt, Mittel⸗ 
wege (temperaments) zuläßt unb daß, wenn Männer als friedlihe Bürger be- 
zeichnet werben, welche durch langen Aufenthalt, durch ihre Gewohnheiten, durch ihre 
Familienbande fo zu jagen naturalifitt find, wir nicht die Grauſamkeit haben, fie 
* Frankreich zu verweiſen. Ich glaube nicht, daß es nöthig geweſen wäre, das 
in ſagen.“ 
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Diplomatife Anfrage. 
Die ruſſtſche Geſandtſchaft in Wien telegraphirt nach geichehener Anfrage bei 
ber ruſſiſchen Geſandtſchaft in Baris (nach Stuttgart): 
„Mein Barijer Kollege geht ihnen Nachricht, daß feine Ausweiinngeverfügung 
getroffen if. Friedliche Deutſche, welde in Frankreich zu bleiben 
wünſchen, find dazu ermächtigt.“ 


Beitere Ausweifungen. 

Paris, 13. Auguſt. Die Ausweifung ber Deutfchen aus Frankreich nimmt 
immer größere Dimenfionen an. 

Köln, 15. Auguf. Bei der maflenhaften Ausweifung ber Deutſchen aus 
Frankreich ift von Seiten bes Norbbeutihen Bundes Anordnung getroffen, baß 
allen bebiürftigen ansgewiefenen Deutſchen das erforderliche Reiſegeld gewährt 
wird. Auch wegen bemnäcfliger freier Beförderung ber Ausgewiejenen auf ben 
deutſchen Eifenbahnen iſt Einleitung getroffen. 


17. Augufl. Antrag Gambetta’s. 

„Sch Yege eine Petition der Einwohner von Fa Billette nieder, welche bie 
fitenge Anmwenbung bes Fremdengeſetzes fordert. Site haben fi) zu biefer ernſten 
Maßregel entichloffen, weil fie überzeugt find, daß wir von Spionen und Agenten 
der Fremden umgeben find. Sie find lebhaft bewegt durch die Vorgänge vom 
Sonntag. Das Bolt mit feinem eigenthümlichen Scharffinn fchreibt fie wicht 
Franzoſen, fondern Umtrieben ber Fremden zu.” 


28. Auguf. Ausweifungs- Decret. 

Der Gouverneur von Paris: „In Erwägung des Gejeßes vom 9. Auguft 
1849 über den Belagerungszuftand; in Erwägung bes faiferlichen Decrets vom 
7. Auguft 1870, durch welches Baris und das Seinebepartement in Belagerungs- 
zuftand erklärt worben find; in Erwägung bes Artikels 75 des Decrets vom 
24. December 1811, welches den Gouverneur eines in Kriegszuftand verjegten 
Plates mit der Vollmacht verfieht, die Auslänber auszumeifen; in Erwägung bes 
Geſetzes vom 18,20. November und vom 3. December 1869, betreffend bie auf 
bie Ausländer anwenbbaren Bolizeimaßregeln, in Anbetracht, daß es im Inter⸗ 
effe der NRationalvertheibigung und auch für die Sicherheit der Perfonen, welche 
ihrer Nationalität nah den mit Frankreich in Krieg begriffenen Ländern ange- 
bören, nothwendig ift, biefe Ausländer zu entfernen: verfügt, wie folgt: 

„Art. 1. Jedes Individuum, welches nicht als Franzofe naturaliftrt ift und 
einem ber mit Frankreich im Kriege begriffenen Länder angehört, ift verpflichtet, 
Baris und das Seinebepartement binnen drei Tagen zu verlaffen und fih aus 
Frankreich zu entfernen ober fi) in eines ber jenſeits der Loire gelegenen Depar- 
tements zurüdzuzieben. Artilel 2. Jeder Ausländer, welcher in das vorflehenbe 
Gebot verfällt und bemielben nicht entiprocdhen und auch keine befondere Aufent- 
baltserlaubniß von dem Gouverneur von Paris erwirkt bat, ift zu verhaften unb 
vor die Kriegsgerichte zu ftellen, Die nach dem Geſetze zu erkennen haben. 


i8, ben 28. 1870. 
Paris, den 28. Auguft 1870 Dee Gouverneur von Paris. Trohu.“ 


Aeußerung bes preußiſchen „Staats-Anzeigers“ Über 
die Ausweifungen. 

„Ih führe Krieg mit den frauzöfiichen Soldaten und nicht mit den Bürgern 
Frankreichs. Dieje werben demnach fortfahren, einer volllommenen Sicherheit 
ihrer Perfonen und ihres Eigenthums zu genichen unb zwar jo lange, als fie 
Mich nicht ſelbſt duch feindliche Unternehmungen gegen bie beutichen Truppen 
bes echtes berauben werben, ihnen Meinen Schuß angebeiben zu laffen.” 

„So lauten die Worte, welche der Königliche Oberfelbherr ber bentfchen 
Heere am 11. d. M. an das franzöfiſche Voll richtete. 
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Als Antwort baranf hat zwei Tage fpäter ber Minifter des Innern im ge- 
feßgebenben Körper erflärt, „daß bie Regierung Maßregeln treffe, um alle deutſchen 
Untertanen von franzöftihem Boden zu vertreiben.“ 

‚ Diele neuefle Maßnahme ber „Machthaber Frankreichs“ bildet nur einen 
weiteren Schritt auf ber Bahn ber Vergewaltigung, mit welcher biefelben ben 
Kriegsfall geRelt und den Krieg bisher geführt haben. 

Im Anſchluß an bie einftimmige Haltung ber hiefigen Blätter geben auch 
wir uns dem Bertrauen bin, baß bie verbündeten deutſchen Regierungen, geſtützt 
auf ben einmüthigen Willen ber Nation, alle Mittel aufbieten werben, um uu- 
feren vertriebenen Brübern jebe irgenb angängige Hülfe und Unterfiügung zu ge- 
währen. Feineemegs aber wirb Deutichland — wie wir ebenfo ber feften Zuner- 
fit find —, im Bemußtfein feiner eigenen Würde und Ehre, an ben Bürgern 
Frankreichs, welche frieblih unter uns leben, bie terroriſtiſche Gewaltthat ftrafen, 
mit welder das franzöfiihe Gouvernement die beiden „zu einem beilfameren 
Weltkampf berufenen Nachbarvölker“ zu entzweien trachtet. Auch im Angeficht 
ber ungerechten und barbarifchen Verfolgung, welche über unfere beutfchen Brüder 
bereingebrodhen, werben wir ber ehrwürdigen Sitte unferer Borfahren gemäß bas 
Gaſtrecht der Bürger Frankreichs achten, welche, auf den Schuß unferer Geſetze 
vertrauend, den deutſchen Boben betreten haben.” 


Die Kämpfe bei Dieb. 
14. Auguft. Colombey-Rouilly (Courcelles). 
16. Auguft. Bionville (Mard-la- Tour). 
18. Auguft. Gravelotte. 


Am Abend der Schladt. 


„_ — Der König faß gegen Abend neben einer Gartenmauer biesfeits 
Reézonville. Unmittelbar an feiner Seite brannte eine große Wollfpinnerei, bie 
nächke Umgebung mit ihrem unbeimlichen Lichte erhellend. Man hatte eine 
Leiter von einem Bauernwagen ale Sit für ihn eingerichtet, und zwar fo, daß 
das eine Ende auf eine Decimalwage, das andere Ende auf einen crepirten fran- 
zöfihen Granuſchimmel gelegt war; an feiner Seite befanden fih Prinz Carl, 
ber Großherzng von Weimar, der Erbgroßberzog von Medlenburg, Graf Bis- 
mard, von Roon und Braf Dönhoff. 

Rah dem Siege dachte man auch an Erguidung — ein nicht fern halten⸗ 
der Marketender wurbe berangefchleppt. Der König trank aus einem abgebrochenen 
Zulpenglafe, Bismard laute vergnüglih an einem großen Stüd Kommisbrob. 

Inzwiſchen war e8 8°, Uhr Abends geworben, als das Feuer auf allen Punkten 
nah und nah ſchwieg. Bis PBont-A-Moufion wären 5 Meilen zurüdzulegen 

weien, und jo befahl der König das Bivonac auf dem Schlachtfelde. Der 

önig ſelbſt wollte fi in feinen Wagen fehen. Es wurde jeboch nach einigen 
Stunden in dem nahen Dorfe Rézonville noch ein Haus gefunden, wo ber König 
fh in einen Raum zurädzieben konnte, dem er bie Benennung einer „Stube“ 
Beilegte. Aus dem Töniglichen. Kranken» Transportwagen wurbe ein Geftell ge- 
nommen und durch ein Baar barauf gelegte Sigliffen des königlichen Wagens iu 
ein Feldbett verwandelt. Auf demſelben brachte der König, nur mit einem 
Mantel zugebedt, die Nacht nach der Schladht zu. Das Telegramm des Königs 
aus bem Bivouac, welches den Sieg vom 18. meldete, war bes Nachts vom 
Grafen Bismard beim trüben Scheine eines Wachtfeuers, dem aus der Nach⸗ 
barfchaft ein brennendes Haus leuchten half, niebergeichrieben worden, und zwar 
im bie —— eines Beamten, ber eben angelommen war und gemelbet hatte, 
baß er die Telegraphenleitung nach Borze hergeftellt, auf der dann bie betreffende 
Siegesnachricht in die Welt flog. Lebensmittel waren in biefer Nacht fehr knapp 
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in ber Umgebung bes Königs, besgleihen war es mit dem Rachtquartier übel 
beftellt, da alle Dörfer voll Berionnbeter lagen.” 


Bon Sieg zu Sieg. 
Aus dem „Staats » Anzeiger.” 

„Gott leitet unfere Fahnen von Sieg zu Sieg! Seine Hand richtet unfer 
Bolt auf und färkt es in ber ſchweren, blutigen Zeit! 

Drei Schlachten find in der kurzen Spanne Zeit, vom 14. zum 18. Auguſt, 
um Meb geihlagen. Die Palme von Mars-Ta- Tours, am 16., fiel dem bran- 
benburgifhen Armee⸗Corps zu. Aber an dem enticheibenden Tage nor Me, 
am 18. Auguft, führte der Königliche Felbherr feine Preußen faft aus allen Landes⸗ 
tbeilen, dazu unfere norbbeutfchen Sunbesgenofen, zu großem, alorreichemn Sieg! 

Die franzöfiihe Hauptmacht mit ihren Kerntruppen, bie Garden mit ihren 
ſtolzen Erinnerungen, find unter ihren bewährteftien Generalen in feiter Stellung 
aufs Haupt geichlagen worden; Angefichts bes großen Waffenplates, ber ihren 
Stütpuntt bildete und unerfchöpfliche Hülfsquellen an Kriegsmaterial zu bieten ſchien. 

Legen wir ben wohlvervienten Lorbeer und reiche Siegespalmen auf bie er- 
blaßten Heldenſöhne und Helbenbrüber, welche für König und Vaterland fiegten 
und farben, und um welche ihre Waffenbrüber und das ganze beutiche Boll in 
Trauer fteben! 

Es find Gottes Gerichte, die fie mit ihrem edlen Blute befiegeln; Gottes 
Gerichte gegen ein Boll, das in Ueberhebung und Verblendung ausharrt, und von 
befjen fittliher Berlommenbeit ber — 5 Zeugniß giebt, welcher jetzt die wil⸗ 
beften Leidenſchaften aufruft und entfefſelt. 

Widerwärtig find die Scenen in der Haupiftabt Frankreichs während ber 
nabenden SKataftrophe in ben oberen unb unteren Volksſchichten. Ein hohler 
Pathos appellirt vergeblid an ben Patriotismus. Er bat mit der Erfcätte- 
rung ber fittlihen ©runblagen im dffentlihen Leben Frankreichs dort feinen 
ebelften Gehalt verloren. 

Der Fanatismus der Parteien und ber angefachte Racenhaß vermögen ben 
Patriotismus nicht zu erſetzen. Böllerrehtswidrige Handlungen gegen friebliche 
deutiche Einwohner, Unthaten, welche durch Entfeflelung der Leivenfchaften iu ber 
Kriegführung hervorgerufen werben, find deren Folgen und branpmarken Franl- 
veih in den Augen aller Kulturvöller. 

Wenden wir dagegen das Auge auf das eigene Vaterland und feine Söhne, 
wie wohlthuend und erhebend if dann der Blid! ’ 

Deutihe Männer und beutfhe Jünglinge geben freudig und mit Sieges⸗ 
zuverfidht in den Opfertod. — Nicht Einer wid vor dem Feinde — nicht Einer 
von der ſchönen fittlihen Manneszudt, deren Symbol die preußiihen Fahnen 
flets waren und die jeden unferer beutichen Krieger erfüllt. 

Unfer Bolt daheim aber läßt die Banner und Bahnen nach den Siegen 
em mit ftoßger Freude, aber zugleich mit Ernft und Würbe und mit ſtummem 

merz 

Wenn feine Edelſten fallen, bat es einen zuverfichtlichen Troſt! Vergebens 
wirb biefer heilige Kampf nicht wieber gelämpft werden wie von unfern Vätern, 
gegen ein Boll voll Herrichfucht und Uebermuth, das Deutſchland feine ſchönſten 
Gebiete geraubt, es Jahrhunderte lang anmaßlich bebroht und gefährbet und zu 
erniebrigen verfucht hat. 

Der Herr, der unfere Heerichaaren zum Siege führt Über Lüge und Un⸗ 
fitte, Er wird jekt gnäbiglich fürforgen, daß unfere eblen Opfer nicht vergeblich 
fallen. Er wird unferen Königlichen Kriegsherrn im Silberhaare fegnen, daß ihm 
vergönnt fei, einen bauernden Völkerfrieden berzuftellen im Herzen Europas, durch 
ein großes einiges beutiches Vaterland, als Hort der Gottesfurcht, edler Sitte und 
wahrer Freiheit!” Ä 

Das walte Gott!“ 


— — — — —— 
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1. September. Schlacht bei Sedan. 
Kailer Napoleond Ergebung. 
Schreiben des Kaiſers Napoleon. 


Monsieur mon fröre! N’ayant pas pu mourir au milieu de mes 
troupes, il ne me reste qu'à remettre mon épée aux mains de Votre 
Majest6. Je suis de Votre Majesté le bon fröre. 


Sedan, le 1. Septembre. Napoleon. 


Antwort ded Königs. 


Monsieur mon fröre! En regrettant les circonstances, dans lesquelles 
nous nous rencontrons, j’accepte l’öpsee de Votre Majest6 et je vous 
prie de bien vouloir nommer un de Vos officiers muni de Vos pleins 
pouroirse, pour traiter de la capitulation de l’armde qui s’est si bravement 
battue sous Vos ordres. De mon cöt6 j’ai dösign6 le general de Moltke 
a cet effet. Je suis de Votre Majests le bon fröre 


Devant Sedan le 1. September 1870. Guillaume. 


2. September. Die Kapitulation von Sedan. 


Bericht ded Grafen von Bismard an Sr. Majeltät 
den König über die Verhandlungen bei Sedan. 


Dondery, ben 2. Scptember 1870. 

„RNRachdem ich mich geftern Abend auf Ew. Königlichen Dlajeftät Befehl 
hierher begeben hatte, um an den Verhandlungen der Kapitulation theil- 
zunehmen, wurden lettere biß etwa 1 Uhr Nachts durch die Bewilligung 
einer Debentgei unterbrochen, welche General Wimpffen erbeten, nachdem 
General v. Moltke beftimmt erklärt hatte, daß feine andere Bedingung 
als die Waffenftredung bewilligt werden und das Bombardement um 
9 Uhr Morgens wieder beginnen würde, wenn bis dahin die Kapitulation 
nicht abgejchlofien wäre. Heut früh gegen 6 Uhr wurde mir der General 
NReille angemeldet, welcher mir mittheilte, daß der Kaijer mich zu ſehen 
wünjche umd fich bereitS auf dem Wege von Sedan hierher befinde. Der 
General kehrte fofort zurüd, um Sr. Majeftät zu melden, daß ich ihm 
folgte, und ich befand mic furz darauf etwa auf halbem Wege grigen 
bier und Sedan, in der Nähe von Frönois, dem Kaifer gegenüber. Se. Mas 
jeftät befand fi in einem offenen Wagen mit drei höheren Offizieren und 
ebenfo vielen zu Pferde daneben. Perjönlich befannt waren mir von legteren 
die Generale Kaftelnau, Reille und Moskowa, der am Fuß verwundet 
fhien, und Baubert. Am Wagen angelommen, flieg ich vom Pferde, 
trat an der Seite des Kaiſers an den Schlag und fragte nad) den Befehlen 
Sr. Majeftät. Der Kaifer drüdte zunächſt den Bun aus, Em. Königliche 
Majeftät zu fehen, anſcheinend in der Meinung, daß Allerhöchftdiefelben 
fi ebenfalls in Donchery befänden. Nachdem ich erwidert, dak Em. Ma⸗ 
jeftät Hauptquartier augenblidlih drei Meilen entfernt, in Vendreſſe, ſei, 
fragte der Kaijer, ob Em. Majeftät einen Ort beftimmt hätten, wohin ex 
fi zunächſt begeben folle und eventuell, welches meine Meinung darüber 
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fei. Ich entgegnete ihm, daß ich in vollftändiger Dunfelbeit hierher ge⸗ 
fommen und die Gegend mir deshalb unbekannt fei, und ftellte ihn das 
in Donchery von mir bewohnte Haus zur Berfügung, welches ich jofort 
räumen würde. Der Kaiſer nahm die an und fuhr im Schritt gen Don⸗ 
Ge, bielt aber einige hundert Schritt von der in die Stadt führende 
aasbrücke vor einem einfam gelegenen Arbeiterhaufe an und fragte mid), 
ob er nicht dort abfteigen könne. Se ließ das Haus durch den Legations⸗ 
rath Grafen Bismard» Bohlen, der mir inzwischen gefolgt war, beſich⸗ 
tigen; nachdem er gemeldet, daß feine innere Beſchaffenheit fehr dürft 
und eng, das Haus aber von Verwundeten frei fei, flieg der Kailer 
und forderte mich auf, ihm in das Innere zu folgen. Hier hatte ich in 
einem fehr Meinen, einen Ziih und zwei Stühle een Zimmer 
eine Unterredung von etwa einer Stunde mit dem Sailer. Se. Majeftät 
betonte vorzugsweiſe den Wunſch, günftigere Kapitulationsbedingungen für 
die Armee zu erhalten. Ich lehnte von Haufe aus ab, hierüber mit 
Sr. Majeftät zu unterhandeln, indem dieſe rein militärifche drage zwifchen 
dem General v. Moltke und dem General v. Wimpffen zu erledigen jei. 
Dagegen fragte ich den Kaifer, ob Se. Majeftät zu Friedensverhandlungen 
geneigt jei. Der Kaifer ermwiderte, daß er jegt als Gefangener nicht in 
der Lage fei, und auf mein weitere Befragen, durch wen jeiner Anficht 
nach die Staatögewalt Frankreichs gegenwärtig vertreten werde, verwies 
mid Se. Majeftät auf das in Paris beftehende Gouvernement. Nach 
Aufklärung dieſes aus dem geftrigen Schreiben des Kaiſers an Em. Mas 
jeftät nicht mit Sicherheit zu beurtbeilenden Punktes erlannte ich, und 
verfchwieg die auch dem Kaifer nicht, daß die Situation noch heut, wie 
geftern, fein anderes praktiſches Moment ald dag militärifche darbiete, 
und betonte die daraus für und hervorgehende Nothwendigkeit, durch bie 
Kapitulation Sedan’3 vor allen Dingen ein materielle Pfand für die 
Berefligun der gewonnenen militäriſchen Refultate in die dan zu be 
fommen. batte ſchon geftern Abend mit dem General v. Moltke nad) 
allen Seiten bier die Frage erwogen: ob es möglich fein würde, ohne 
Schädigung der deutfchen Sntereften dem militärifchen Chrgefühl einer 
Armee, die fi) gut gefchlagen hatte, günftigere Bedingungen als die feſt⸗ 
gefeiten anzubieten. Nach pflihtmäßiger Erwägung mußten wir Beide in 
er Berneinung diejer Frage beharren. Wenn daber der Öeneralv. Moltke, 
der inzwiſchen aus der Stadt hinzugelommen war, fi) zu Em. Majeftät 
begab, um Allerhöcftdenjelben die Wünſche des Kaifers vorzulegen, io 
eichah dies, wie Em. Majeſtät bekannt, nicht in der Abficht, diefelben zu 
efürworten. 

Der Kaifer begab N demnach ins Freie und Iud mich ein, mich vor 
der Thür des Haufes neben ihm zu fegen. Se. Majeftät ftellte mir bie 
Frage, ob es nicht thunlich fei, die franzöfifche Armee über die belgifche 
Grenze gehen zu lafien, damit fie dort entwaffnet und internirt werde. 
Ich —* auch dieſe Eventualität bereits am Abend zuvor mit General 
vd. Moltke beſprochen und ging unter Unführung der oben bereit3 ange 
deuteten Motive auch auf die Beiprechung diefer Modalität nicht ein. In 
Berührung der politifchen Situation nahm ich meinerfeitß feine Initiative, 
der Kaijer nur injomweit, daß er das Unglüd des Krieges beklagte, und 
erklärte, daß er felbft den Krieg nicht gewollt habe, durch den Drud ber 
Öffentlichen Meinung Frankreichs aber dazu genöthigt worden fei. 
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Dur Ertundigungen in der Stadt und inäbefondere durch Recognos⸗ 
zungen der Officiere vom Generalftabe war inzwifchen, etwa zwifchen 9 und 
10 Uhr, feftgeftellt worden, daß das Schloß Bellevue bei Frosſsnois zur 
Aufnahme des Kaiferd geeignet und auch noch nicht mit Verwundeten bes 
legt ſei. Ich meldete dies Sr. Majeftät in der Form, daß ich Frésnois 
als den Ort bezeichnete, den ih Em. Majeftät zur Zufammenkunft in 
Vorſchlag bringen würde, und beöhalb bem Kaifer anbeimftellte, ob 
Se. Majeſtät fich gleich dahin begeben wolle, da der Aufenthalt innerhalb 
des Meinen Arbeiterhaufes unbequem fei, und der Kaiſer vielleicht einiger 
Ruhe bedürfen würde. Se. Majeftät ging darauf bereitwillig ein, und 
eleitete ich den Kaifer, dem eine Ehren» &stkorte von Em. Majeftät Leib» 

traffier- Regiment voranritt, nah dem Schlofle Bellevue, wo inzwiſchen 
das weitere Gefolge und die Equipagen des Kaiſers, deren Ankunft aus 
der Etadt bis dadin für unfiher gehalten zu werden fchien, von Sedan 
eingetroffen waren. Ebenfo der General Wimpffen, mit welden, in Er⸗ 
martung der Rückkehr des Generald v. Moltte, die Beſprechung der 
geftern abgebrochenen Kapitulationd»Berhandlungen dur den General 
v. Bodbielaty, im Beifein des Oberft-Lieutenants v. Berdy und des 
Stabschef8 des Generals v. Wimpffen, melde beiden Officiere da8 Pro» 
totoll führten, wieder aufgenommen wurde. Ich babe nur an der Ein« 
leitung derſelben durch die Darlegung der politischen und redtlihen Si» 
tmation nad Maßgabe der mir vom Kaifer felbft gemordenen Aufjchlüffe 
tbeilgenommen, indem ich unmittelbar darauf durch den Rittmeiſter 
Grafen v. Roftiz im Auftrage des Generals v. Moltke die Meldung 
erhielt, daß Em. Majeftät den Kaiſer erft nad Abfchluß der Kapitulation 
der Armee jehen wollten, — eine Meldung, nach welcher gegneriſcherſeits 
die Hoffnung, andere Bedingungen als die abgejchloffenen zu erhalten, 
aufgegeben wurde. 

ch ritt darauf in der Abfiht, Em. Majeftät die Rage der Dinge 
zu melden, Allerhöchtdenjelben nach Ehshery entgegen, traf unterwegs 
den General von Moltke mit dem von Ew. Majeftät genehmigten Texte 
der Kapitulation, welcher, nahdem mir mit ihm in Yr6snoi eingetroffen, 
nunmehr ohne Widerjpruh angenommen und unterzeichnet wurde. Das 
Verhalten des Generals v. Wimpffen war, ebenjo wie das der übrigen 
franzöfifchen Generale in der Nacht vorher, ein fehr würdiges, und konnte 
diejer tapjere Dfficier fich nicht enthalten, mir gegenüber feinem tiefen 
Schmerze darüber Ausdrud zu geben, daß gerade er berufen fein müſſe, 
achtundvierzig Stunden nad feiner Ankunft aus Afrifa und einen halben 
Tag nad) Hebernahme des Commandos feinen Namen unter eine für die 
franzöfiihen Waffen fo verhängnißvolle Kapitulation zu fegen; indefjen 
der Mangel an Lebensmitteln und Munition und die abjolute Unmög⸗ 
Iihleit jeder weiteren Bertheidigung lege ihm als General die Pflicht auf, 
jene perfönlichen Gefühle jchmeigen zu lafien, da weiteres Blutvergießen 
in der Situation nicht mehr ändern könne. Die Bewilligung der Ent- 
laſſung der Officiere auf ihr Ehrenwort wurde mit lebhaftem ‘Dante ent» 
dsengenommen als ein Ausdrud der Intentionen Ew. Majeftät, den 

etühlen einer Truppe, welche ſich tapfer geichlagen hatte, nicht fiber Die 
Linie hinaus zu nahe zu treten, welche durch das Gebot unjerer politiſch⸗ 
militäriſchen Intereſſen mit Nothwendigleit geg0 en war. Dieſem Gefühle 
hatts der General v. Wimpffen auch nachträg id in einem Schreiben Aus⸗ 
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drud gegeben, in welchem er dem General v. Moltke feinen Dank für die 
rüdfihtspollen Formen ausdrädt, in denen die Berhandlumgen von Seiten 


befielben geführt worden find.“ Graf Bismard 


Anſprache ded Königs an die Fürften. 

„Sie willen nun, meine Herren, welch großes gefchichtliches Ereigniß 
fi) zugetragen hat. ch verdante dies den außgezeichneten Thaten der 
vereinigten Armeen, denen Ich Mich gerade bei diefer Veranlaflung ges 
drungen fühle, Meinen Königlihen Dant ausgufpredien, um fo mehr, ala 
diefe großen Erfolge wohl geeignet find, den Kitt noch fefter x geftalten, 
der die Yürften des norbdeutichen Bundes und Meine anderen Verbündeten 
— deren fürftlihe Mitglieder Ich in diejem großen Momente zahlreich 
um Mich verfammelt fehe — mit Uns verbündet, fo daß wir hoffen dürfen, 
einer glücklichen Zukunft entgegen zu gehen. Allerdings ift unfere Aufgabe 
mit Dem, was fich unter Unjeren Augen vollzieht, noch nicht pollendet; 
denn wir willen nicht, wie da8 übrige frankreich e8 aufnehmen und beur- 
tbeilen wird. Darum müflen wir ſchlagfertig bleiben; aber ſchon jetzt 

einen Dank Jedem, der ein Blatt zum Lorbeer⸗ und Ruhmeskranze 
Unſeres Vaterlandes hinzugefügt.“ 

(Als der König ſeine Verbündeten erwähnte, richtete er ſeine Augen 
beſonders auf die Bringen Zuitpold von Bayern und Wilhelm von 
Württemberg, denen Se. Majeftät fpäter auch noch die Hand reichte.) 


Trinkſpruch ded Königs beim Mittagdmahle im 
Großen Hauptquartier (am 3. September). 


„Wir müflen beut aus Dankbarkeit auf das Wohl Meiner braven 
Armee trinlten. Sie, Kriegäminifter v. Roon, haben unfer Schwert ge: 
ſchärft; Sie, General v. Moltke, haben e8 geleitet, und Sie, Graf 
v. Bismard, haben jeit Jahren durd die reitung der Bolitil 
Preußen auf jeinen jegigen Höhepunkt gebradt. Laſſen Sie Und 
alfo auf das Wohl der Armee, der drei von Mir Genannten und jedes 
Einzelnen unter den Anmwefenden trinten, der nad) feinen Kräften zu ben 
bisherigen Erfolgen beigetragen bat.“ 


Stimmung und Bewegung in Dentſchland. 


Abweilung fremder Einmiſchung. 


Aufruf und Abrefje (in einer Berfammlung in Berlin unb bem- 
nächſt in den meiften Stäbten Deutichlanbs beichloffen). 


Aufruf an das beutiche Voll. 


„Während ber bewaffnete Theil bes Volles auf frembem Boben ben uns 
ängebachten Angriff abwehrt und feinen Siegeslauf mit feinem Herzblut beftegelt, 
rüftet fih bie Diplomatie fremder Mächte, uns im enticheivenden Zeitpunlt bie 
Bedingungen bes Friedens aufjzuerlegen. Schon einmal nad ben glorreichen 
Kämpfen von 1813, 14 unb 15 ift das deutſche Volk durch fremde Mißgunft um 
ben vollen Lohn feiner Siege, um bie Erfüllung feiner beißeften Wünſche betrogen 
worden. Der beflegte Feind wurbe über fein eigenes Erwarten gefchont und be 
günftigt, die deutſchen Grenzen blieben gefährdet und ber erneuten Angriffstuft 
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ausgefetzt; flatt ber Einheit bes beutfchen Reiches wurbe uns bie Schwäche bes 
alten Bunbes auferlegt. Ein halbes Jahrhundert hat Europa im bewaffneten 
Frieden die Schuld der Diplomatie gebüßt. Während jettt die gleiche Gefahr 
droht, darf das dentſche Volk nicht fchweigen. Die Welt muß erfahren, baß 
Herrſcher und Bolt entihloffen find, nadinholen, was 1815 uns vorenthalten if: 
ein einiges Reih und geſchützte Grenzen. 

In der nachſtehenden Adreſſe an Se. Majeftlät den König haben wir ben 
einfahen Ausbrud unferer Sefinnungen niedergelegt. Mögen die Unterfchriften 
aus bem geſammten Deutichland barthun, baf wir bie Gefinnungen bes ganzen 
Volles wiebergeben.” 

Berlin, den 30. Auguft 1870. 


Die Abreſſe lautet: 

„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter, 
Allergnãdigſter König und Herr! 

Um Ew. Majeftät und deren Verbündete ſchaarte ſich, als ber Krieg unver⸗ 
meidſich war, einmüthig die Nation. Sie gelobte treu auszuharren in dem Kampfe 
für die Sicherheit, Einheit und Größe des deutſchen Vaterlandes. Gott hat die 
Waffen geſegnet, welche für bie gerechte Sache mit unllbertroffener Tapferkeit ge⸗ 
führt werden. Mit Strömen des edelſten Blutes find bie Siege errungen worben, 
doch unerwartet ſchnell haben fie dem vorgeftedten Ziele uns nahe gebracht. Ge⸗ 
waltige Anftrengungen fiehen noch bevor; das beutfche Volk ift zu jedem Opfer 
entſchlofſen, welches den höchſten nationalen Aufgaben gewibmet ift. Aber in ber 
Mitte der ernften und gehobenen Stimmung werben wir beunrubigt durch bie 
immer wieberlehrenden Berichte, baß fremde Einmiſchung, bie doch die Schreden 
bes Krieges nicht abzuwenden mußte, jet bemüht fei, den Preis unferer Kämpfe 
nah ihrem Ermeflen zu begrenzen. Das Andenken an bie Vorgänge nad ber 

lorreichen Erhebung unjerer Bäter lebt frifch in unferem Gedächtniß unb mahnt 
tſchland, Daß es bie Forderungen feiner Wohlfahrt allein berathe. Darum 
nahen Em. Majeftät wir abermals mit dem Geldbniß, treu auszubarren, bis es 
der Weisheit Ew Majeftät gelingt, unter Ausfchluß jeder fremden Einmiſchung 
de zu fchaffen, welche das friebliche Berhalten bes Nachbarvolles befier, als 
bisher, verbürgen, bie Einheit bes gefammten beutfchen Reiches begrünten und 
gegen jebe Anfechtung ficher ftellen. 
In unverbrüdlicher Treue verharren wir ehrfurchtsvoll 
Ew. Majeftät 
treu gehorfame.“ 


Deutſchlands Wünfhe wegen Elſaß und Loth» 
ringen. 
Provinzial» Korrespondenz vom 31. Auguft. 

„Der bisherige raſche und glüdliche Verlauf des Krieges läßt den Blick 
{don vielfach auf die Bedingungen bes Ffünftigen Friedens richten, indem im 
beutfhen Bolle die Zuverficht mehr und mehr Raum gewinnt, daß wir auch 
ſchließlich den Sieg behalten unb in der Lage fein werden, bie Friedensbedingungen 
zu beftimmen. 

In dem Bewußtſein freilih, daß bie Arbeit des Krieges noch keineswegs 
beendigt ift unb daß das Glück der Schlachten bis zum legten Augenblide in 
ber Hand bes allmächtigen Gottes fteht, welcher auch das Geſchick ber gemaltigften 
Heere wenden kann — würden wir von ben Aufgaben und Ausfichten ber künf⸗ 
tigen Friedensverbanblungen an biefer Stelle auch jetzt nicht ſprechen, wenn nicht 
bie Art und Weife, wie einzelne auswärtige Stimmen fi darüber vernehmen 
laffen, es zur patriotifhen Pflicht machten, dem beutichen Volke, welches jett auf 
den Schladhtfeldern fein Edelſtes bingiebt, ſchon im Voraus fein volles und un- 
antaftbares Recht für bie demnächſtigen Friebensverhanblungen zu wahren. 

drſt Biömard. IL 8 
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Bon den Tagen an, wo Deutichland ſich in verjüngter Einigkeit und Kraft 
erhob, um gegen bie frewentliche Herausforberung Frankreichs zunächſt das bedrohte 
Vaterland und den eigenen dentſchen Heerb zu verteidigen, von dem Augenblide 
vollends, wo die Heere bes Üübermüthigen Erbfeindes unter den mächtigen Schlägen 
unferer beutfhen Waffen in Trümmer zerfielen und bie alten beutichen Reichs⸗ 
lande Elſaß und Lothringen in unferen Händen blieben, ging immer lebhafter 
durch alle deutſchen Herzen ber erbebende Gedanle, daß es dieſer großen Zeit 
vorbehalten fei, nicht blos den jetigen Frevel Frankreichs gegen Deutſchland zu- 
rüdyuweifen, ſondern auch ben Frevel zweier Jahrhunderte endlich zu jühnen und 
jene alten, durch Gewalt und Liſt abgerifienen Reichslande mit bem zu neuer 
Macht erftandenen Deutſchland wieder zu vereinigen. 

Es find dies zunähft nur Wünfche, einmüthige Wünfche bes beutfchen Volles; 
— inwieweit biefe Wünfche demnächſt bei ben Friedensverhandlungen als aus- 
drückliche Forberungen geltend gemadı werben follen, bafür liegt in diefem Augen⸗ 
bfide ein beflimmter Anhalt felbftverfländlich nicht vor. Es Tann fi für jegt nur 
darum handeln, bie innere Berechtigung und bie wahre Bedeutung jenes natio- 
nalen Berlangens zu begründen. 

Deutihiand ift fi bewußt, daß es an dem Ausbruche des gegenwärtigen 
biutigen Krieges keine Schuld trägt, daß ihm ber Kampf vielmehr durch ben 
frevelhaften Angriff aufgebrängt worden if. Nicht Gedanken nationalen Ueber- 
muths, nicht Kriegs» und Eroberungsfudht von unferer Seite haben die Friebens- 
ftörung —A— das deutſche Volk wie die deutſchen Regierungen hatten 
feinen andern Wunſch, als im Frieden das nationale Gemeinweſen weiter auszu⸗ 
bilden unb freundliche Beziehungen mit den Nachbarvölkern zu pflegen. 

Über mitten in den frieblihen Wünſchen und VBeftrebungen mwurben wir 
erft durch die diplomatiſche, gleich darauf durch die militärijche Herausforberung 
Seitens Frankreichs geradezu überfallen. 

Dur die inzwilchen erfolgten Enthüllungen ift für Jedermann offenbar 

eworben, daß Frankreich, um fein jeit Jahrhunderten erflrebtes Uebergewicht in 

Europa zu fihern, ein einiges und mächtiges Deutſchland neben ſich nicht dulden 
will; zur Erhöhung feiner eigenen Madhtftellung aber richtete e8 bie gierigen Blicke 
nicht blos auf die neutralen Staaten an feiner Grenze, ſondern aud auf das 
deutſche Gebiet am Mittelrhein, auf Rheinbayern, Rheinheſſen und unfere pren- 
ßiſche Rheinprovinz. 

Die Zuverfiht Frankreichs in Bezug auf die leichte Ueberwindung Deutſch⸗ 
lands gründete ſich aber vorzugsweiſe auf die günftige Stellung, bie es in ben 
vormals deutſchen Ländern, Elſaß und Lothringen, geſtützt auf bie gewaltigen 
Feftungen Straßburg und Met und auf das Vogefengebirge, gegen Deutichlanb 
inne bat. Die vom deutſchen Reiche abgeriffenen Länder find für Frankreich die 
Hauptſtützpunkte des bebrohlichen Angriffs gegen Deutſchland geworben. 

Die hätte nad den glorreihen Siegen ber deutſchen Deere unb nach ber 
Eroberung der früheren beutichen Lande, wie hätte nach den fchweren unb theuern 
Opfern, mit melden die Siege errungen worden, nicht mit aller Macht die Ueber⸗ 
zeugung bervortreten follen, daß bie Ehre fowohl, wie bie Sicherheit Deutſchlands 
gebieterifch verlangen, jener alten Schmach, daß beutfches Land zum Ansgangs- 
punkt für deutiche Knechtung benutzt werde, nunmehr ein Enbe zu machen? 

So tief der beutiche Patriotismus alle Zeit den Berluft jener alten Reichs⸗ 
lande empfunden batte, fo würbe doch ohne Frankreichs erneute übermüthige 
Herausforderung Niemand in Deutfchlanb auch bei ber zuverfichtlichſten Erhebung 
bes nationalen Strebens daran gebadht haben, auf jene frage zurädzulommen. 
Der jüngfte Friedensbruch allein und bie bei bemfelben hervorgetretene ſchwere 
Gefährbung der ſüddeutſchen Grenzen haben ben Blid ganz Deutiejlande unmwill- 
fürlih von Neuem auf Elfaß und Lothringen richten müffen und bas alte Be- 
wußtfein ber uns angethbanen Schmach mit unwiberftehliher Gewalt wieder er- 
waden lafſen. | 

Auch jegt iſt es nicht Luft an Eroberung ober ber Wunfch nad) Ausbehnung 
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der beutichen Grenzen, auch nicht Rachedurſt oder das Verlangen nach einer Zer- 
ftädelung Frankreichs, was jenen einmätbhigen Kundgebungen zu Grunde liegt: — 
biefelben beruhen vielmehr einerfeit3 auf ber Ueberzeugung, daß dem fo ſchmählich 
angetafteten deutichen Nationalgefähl durch bie Sühne jener alten Schulb volle 

buung zu Theil werben müfle, anbrerfeits und vorzugsmeife auf bem feften 
Billen, buch Wiederherftellung ber wirklichen natürlichen Grenzen bie Berthei- 
bigung Südbeutihlande gegen bie Wieberlehr franzöfljcher Anfälle befier als 
bisher ficher zu ftellen. 

Diejes Berlangen ift unter ben Berbältniffen, wie fie fih in ben legten 
Wochen gefaltet haben, fo naturgemäß, baß ſchwerlich von irgend einer Seite 
verfucht werben bürfte, dem einmütbigen nationalen Willen Deutſchlands darin 
eutgegenzutreten. 

Die enropäiſchen Mächte haben durch ihr bisheriges Verhalten zu erkennen 

eben, daß fie ſich in den Austrag des Streites zwiſchen Frankreich und Deutſch⸗ 
ud nicht mifchen wollen. Sie haben, obwohl fie den von Frankreich benutten 
Borwand zum Kriege mißbilligten, doch keine erheblichen Anftrengungen gemacht, 
nm ben Ausbruch des Krieges zu verhindern; — fie fehen auch dem Berlaufe 
besfelben ohne eigene Betheiligung zu. Ste werben, treu ber angenommenen 
zentralen Stellung, auch den Kolgen bes Kampfes nicht willkürlich Halt gebieten 
wollen, infofern nicht durch die etwaigen Friebensbebingungen ein wejentliches 
enxopãiſches Intereffe verletst würde.“ 


8* 





9, Der Sturz des frunzöſiſchen Kuiferreichs 
und die Erklärung der Kepublik. 


1870. Die erften Rundgebungen über Sedan uud der Sturz 
des Kaiſerthums. 


Baris, 2. Sept. (Tag ber Eapitulation von Sedan.) Die „Patrie* ie 
richtet: „Die von den Preußen in allen ausländiſchen Journalen verbreiteten 
falſchen Nachrichten nöthigen uns, trotz unferer gerähalicen urũckhaltung, zu 
einem näheren Eingehen auf bie Thatſachen. — Der Marihall Mac Mabeon, 
in Ausführung der prachtvollen Bewegung, beren Phaſen wir Schritt 
für Schritt verfolgt haben, hat mit dem Feinde zahlreiche Zufammen- 
Bir gehabt, welche für unfere Waffen immer ruhmreich endeten; er 

at ben Vebergang Über die Maas auf glängenbe Weiſe ausgeführt 
und zulegt den Preußen bei Longwy, einer kleinen Greuzſtadt im 
Moſel⸗Departement, ein vortheilhaftes Treffen geliefert. 

Die Preußen, nad fehr lebhafter Gegenwehr geſchlagen, haben 
fi auf Inremburgifhes Gebiet geflüchtet, wo fie entwaffnet und 
internirt werben.“ 

Baris, 3. September. Das „Journal officiel“ fchreibt: „Das Kriegemini- 
flerium bat geftern über das Refultat des Kampfes am Donnerſtag noch feine 
officielle Depeſche erhalten. Die anberweitigen bier eingelaufenen Nachrichten 
find zu widerſprechender Art, um berüdfichtigt zu werben. 


Baris, 3. September. Im Senat wirb Seitend ber Regierung wmitgetheilt, 
man habe auf verjhiebenen unb zwar nicht officiellen Wegen vernommen, daß 
Bazaine's neuefter Verſuch, ſich der Umfchließung ber Feinde bei Meb zu ent 
ziehen, mißglüdt fe. Bazaine fe mit großem Heroismus vorgegangen, und 
auch ber König von Preußen babe nicht umhin gelonnt, der Borzäglichkett unjerer 
Soldaten alle Anerlennung wiberfahren zu laſſen. Mac Mahon fei nach meh 
reren vergeblichen Verſuchen, Baza ine vom Norden zu Hülfe zu kommen, ge 
nötbigt worben, ih auf Sedan zurlidzuziehen; mehrere Tage ſei mit abwed- 
feindem Erfolge gelämpft worden. Bei der mumerifchen Ueberlegenheit bes 
Feindes fheinen jedoch, trog ber energifchften Bemühungen, dieſe Kämpfe 
einen unglüdliden Ausgang für uns genommen zu haben. Anbermeitige 
Mittbeilungen preußiichen Urfprungs lauten 108 unglinftiger für uns, boch fcheinen 
fie unglaubwürdig; jebenfalle würbe bie Regierung benfelben eine gewile 
Autorität verleihen, wenn fie diefelben bem Publikum mittheilen wollte. Unfere 
Niederlagen ſchmerzen uns; nicht ohne tiefe Bewerung fieht man foviel Muth 
und Hingebung unnüß verſchwendet; aber fern bavon, uns unfere Energie zu 
ranben, vermehrt, verboppelt biefer Umftanb unfere Energie. Es bleiben und, 
weun wir alle Hülfsquellen Frankreichs in Anfprud nehmen, noch hinreichend 
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viele und mächtige, um mit ber energifchen Hülfe ber Nation in biefem Kampfe 
dos letzte Wort zu fprechen; hoffen wir, daß wir mit Gottes Hälfe den 
Feind verjagen werben. 

Der Minifler David bemerkt noch, daß bie Vorkehrungen zur Verthei- 
gung vou Paris auf das befte getroffen ſeien und nach bem Urtheil ſachver⸗ 
fündiger Männer allen Verſuchen bes Feindes zu widerſtehen im Stande fein 
werben. „Wir werben Baris in den Befefligungen und in ben 
Straßen vertheibigen und wenn e8 fein muß, uns unter feinen 
trämmern begraben.“ 


Im gefehgebenden Körper. 
Raditfitung vom 3. zum 4. September 1870. 

Bräfident Schneider: „Meine Herren! Eine ernfte, jchmerzliche Nachricht 
it mir heute Abend mitgetheilt worben. Ich habe fofort bie Kammer zufammen- 
berufen, wie dies meine Pflicht gegen biejelbe, gegen bie Nation war. Ich bin 
darin einem Gedanken gefolgt, ber mir von einer großen Anzahl unjerer Kollegen 
ausgefprocden worben war. Ich habe unter fo peinlichen Umftänden feine andere 
Berantwortlichleit als bie Verpflichtung, Sie bier zu verfammeln. Ich ertbeile 
tem Herrn Kriegsminifter das Wort, um bie in ber geflrigen Sitzung von ihm 
abgegebene Erklärung zu vervollfänbigen.“ 

Minifter Palikao: „Meine Herren Deputirten, ich babe die ſchmerzliche 
Aufgabe Ihnen anzukündigen, was meine Worte an diefem Morgen Sie bereits 
voraus ahnen Tiefen. Die offizidfen Nachrichten find offiziell geworben. Nach 
drei Tagen heldenmüthiger Kämpfe ift unfere Armee auf Seban zu⸗ 
rüdgedrängt und bort von fo Überlegenen Streitlräften eingeſchloſſen 
worden, baß fie Fapituliren mußte. Der Kaifer if zum Gefangenen 
ae mworben. Es iſt uns, den Miniftern, nicht möglich, einen fofortigen 

Huf zu faffen, weil wir nicht die Zeit gehabt haben, und untereinander zu 
verfländigen. Ich fchlage daher der Kammer vor, die Berathung zu vertagen.“ 

Präſident: „Ich ſchlage der Kammer vor, heute Mittag zufammenzutreten.” 
Jules Favre: „Wenn die Kammer der Anficht ifl, daß in ber unglüdlichen 
Lage, in welcher ſich das Laub befindet, fie die Sikung auf heute Mittag ver- 
tagen fell, fo babe ich für meinen Theil nichts dagegen einzumwenben. Aber ba 
& bei diefer Verwaiſung der Gewalt unſere Pflicht if, Berathungen über die 
zum Seile des Baterlanbes geeigneten Schritte herbeizuführen, fo lege ich folgenben 
Antrag, dem ich ein Wort der Erläuterung beifügen will, auf bem Bureau nieder: 

Antrag auf Abfegyung: Artilel1. Louis Rapoleon unb feine 
Dynaftie find der VBefugniffe, welche ihnen die Berfaffung übertragen 
Bat, für verlufiig erflärt. — Artilel 2. Es wird eine Kommiſſion 
von . . . Mitgliederu (die Kammer wirb bie Zahl beftimmen) er- 
nannt, welche die Aufgabe hat, die Bertheibigung bis zum Aeußerften 
fortzufegen unb ben Feinb zu vertreiben. — Artilel 3. General 
ar wird in feinen Funktionen als Generalgouverneur von Paris 

igt,“ 


Die Kanımer nahm ben Antrag mit tiefem Schweigen auf unb trennte fich 
ohne Beſchluß. 


‚  Yaris, 4. September. Broflamation bes Minifterratbes: „Franzofen! 
Ein großes Unglüd hat Frankreich betroffen. Nach breitägigen heldenmüthigen 
Kümpien der Armee Mac Mabons gegen 300,000 Feinde wurben 40,000 Mann 
a Gefangenen gemadtt General Wimpffen, welder ben Oberbefehl über bie 
Armee an Stelle bes ſchwer verwunbeten Mac Mahon übernommen hatte, 
imterzeichnete bie Kapitulation. 

Diefer graufame Unglücksſchlag foll unfern Muth nicht erſchüttern. 
Paris if heute im Vertheibigungszuftande. Die militärtfchen Kräfte bes 
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Landes organifiren fih unb binnen wenig Tagen wirb eine neue Armee unter 
ben granern von Paris fteben. Eine andere Armee formirt fih an ben Ufern 
ex Loire. 

Euer Patriotismus, Enre Einigkeit, Eure Energie werben Frankreich retten! 

Der Katfer ift in dieſem Kampfe zum Gefangenen gemacht. Die Regierung 
weiß fih Eins mit ben großen Staatslörpern; fie wirb alle Maßregeln treffen, 
welche der Ernft ber Ereigniffe mit ſich bringt.” 

(Die Unterfchriften.) 


Die Erflärung der Republik, 


Sountag, 4. September. Abends. Gefehgebenber Körper. Die Tri- 
bünen und alsbald auch die Situngsfäle werben von Bollsmaflen erfüllt, welche 
bie Abſetzung der Dynaflie und Proklamirung der Republik verlangen. 
Die meiften Deputirten verlaffen den Saal. 

Gambetta unb andere Deputixte forbern, daß bas Voll bie Freiheit ber 
Berathung refpeltire und ftillichweigend zuhöre. Ihre Verſuche bleiben ohne Erfolg. 

Die Aufregung ift unbejchreiblih. Bon draußen vernimmt man ben Ruf: 
Es lebe die Republikl! 

Gambetta mit anderen Mitgfiebern ber Linken will fich nach bem Hotel 
de Ville begeben, um bajelbft eine proviforifche Regierung zu proffamiren. 

Paris, 4. Septbr. Abends 9 Uhr: Der Pla vor dem Hotel de Bille if 
von einer unermeßlihen Menfchenmenge erfüllt, von allen Seiten erfchallt ber 
Ruf: Es lebe bie Republil. Die proviſoriſche Regierung Tonftituirt fich. 


Broclamationen nud Decrete der nenen Regierung. 


4. September. Proclamation an bas franzdfifhe Volk. 


„Branzojen! Das Volk hat bie Kammer überholt, welche zauberte. Um 
Das Baterland zu retten, das ſich in Gefahr befindet, bat es die Republil ver- 
langt. Es hat feine Vertreter nicht in bie Regierungsgewalt (au pouvoir), fon- 
dern in bie Gefahr eingefekt. Die Nepublif hat die Invafion im Jahre 1792 
befiegt; bie Republik ift proflamirt. Die Revolution ift im Namen des echtes, 
bes oͤffentlichen Wohles vollzogen. Bürger! Bewacht bie Stabt, bie Euch an- 
vertraut worben ift; morgen werbet Ihr mit der Armee die Rächer des Bater- 
laubes fein.” 
Emanuel Arago, Eremieur, Dorian, Jules Favre, Jules Kerry, 
Ouyot-Montpeyrour, LEon Bambetta, Garnier Pages, Magnim, 
Ordinaire, A. Tachard, E. Belletan, Erneft Picard, Jules Simon. 


An die Barifer. 

„Bürger von Paris! Die Republik ift proffamirt. Eine Regierung if mit 
Acclamation ernannt worden. Sie befteht aus ben Bürgern: Emanuel Irag 
Cremieux, Inles Favre, Jules Ferry, Gambetta, Garnier Bages 
Glais⸗Bizoin, Pelletan, Picard, Rochefort, Jules Simon, Abgeordnete 
von Paris. General Trochu iſt mit ben militäriſchen Vollmachten für die natio⸗ 
nale Vertheidigung ausgerüſtet. Er iſt zur Präſidentſchaft ber Regierung berufen 
worben. Die Regierung forbert bie Bürger zur Ruhe auf; das Volk wird nicht 
vergefien, daß e3 dem Feinde gegenüberftieht. Die Regierung if vor Allem eine 
Regierung der nationalen Bertbeibigung.” 

Die Regierung ber nationalen Bertheibigung. 


(Dieſelben Unterfchriften und bie des General Trochu.) 
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6. September. Broclamation an bie Armee. 


„Wenn ein General fein Commando compromittirt bat, jo entzieht man es 
ibm. Wenn eine Regierung durch ihre Fehler das Wohl bes Vaterlandes in 
Gefahr gejettt hat, ſetzt man fie ab. Das that Frankreich fo eben. 

Mit Abſchaffung der Dynaftie, weiche für unfere Unfälle verantwortiidh ift, 
bat e8 alsbald vor den Augen der Welt einen großen Alt der Gerechtigkeit voll- 
zogen. Frankreich hat das Urtheil vollftredt, welches Ihr Alle im Innern längft 
gefällt hattet. 

Frankreich bat gleichzeitig einen Rettungsalt ausgeführt. Die Nation hatte 
zu ihrer Rettung nur nöthig, felbft wieder aufzuftehen und außerdem nur auf 
zwei Dinge zu rechnen, ihren Entſchluß, welcher unbefleglih if, unb Euren 
Heldenmutb, der nicht Seinedgleichen hat, und der inmitten unverbienter Schläge 
das Erſtaunen ber Welt erregt. 


Soldaten! Wir haben in ber furdhtbaren Krife, welche wir burdheilen, das 
Ruder ergriffen, haben aber damit nicht etwa einen Parteierfolg errungen. Wir 
befinden uns nidt in ber Macht, fondern im Kampf. Wir find keine Bartei- 
regierung, fondern wir find eine Regierung ber Nationalvertheibigung. Wir 
baden nur Einen Zweck, nur Einen Willen: das Wohl bes Vaterlandes burch 
Armee unb Nation, welche fih um das ruhmreiche Symbol fchaaren, welches 
Europa vor achtzig Jahren zurüddrängte. Heute wie damals beveutet der Name 
Republik: innige Eintracht von Armee und Bolt für Vertheidigung bes Bater- 


landes. (Die Unterſchriften des General Trochu und aller Miniſter.) 


Decret vom 4. September. 


1. Der legislative Körper iſt aufgelöſt. 
2. Der Senat iſt abgeſchafft. 


6. September. Rundſchreiben Gambettas an die Präfecten. 


„Herr Präfekt, nachdem Sie am Tage äußerſter Gefahr durch eine Regie⸗ 
rung, welche fih den Titel Regierung ber Nationalvertheibigung beigelegt bat, 
in Ihre Funktionen eingejegt find, findet fi Ihre Amtsftellung und ba® von 
Ihnen einzuhaltende Verfahren durch dieſelbe jo Kar feftgeftellt, als es bie brin- 
genden Korberungen bes öffentlichen Wohles geftatten. 

VBertheibigung des Landes vor Allem! Alfo Siherung! Nicht nur 
dadurch, daß Sie ohne Berzug mit Ueberwindung aller Hinbernifle die Ausfüh- 
rung aller Maßnahmen vorbereiten, welche unter ber früberen Regierung be- 
fhloffen wurden, fondern indem Sie alle örtlichen Kräfte Ihrer Umgebung er- 
weden, indem Sie im Voraus alle Yeußerungen ber Hingebung biscipliniren, 
damit die Regierung nach ben Bebürfniffen des Landes daraus Bortheil ziehen kann. 


Ihre ganze Verwaltung beichräntt ſich augenblidiich darauf, ben großen Auf- 
wand von Kräften Durchzufegen, welcher von allen Bürgern in ber Ausficht auf 
Frankreichs Rettung verfucht werden muß. In dieſer Hinficht haben Sie das Recht, 
auf Gutheißung aller Maßnahmen zu zählen, welche Sie zu biefem Hanptzwed 
ergreifen werben. — 

Mit einem Wort, denken Sie nur an den Krieg und an bie 
Maßregeln, welde diefer erzeugen muß; ſchaffen Sie Ruhe und Sicherheit, 
um dagegen Einigkeit und Bertrauen zu erzielen. Halten Sie von Ihrer Amts- 
thätigkeit Alles fern, was nicht auf bie Rationalvertheibigung gerichtet ift ober 
fie hemmen Tonnute. Geben Sie mir Rechenſchaft Über alle Ihre Schritte und 
zählen Sie auf mid, um fih in dem großen Unternehmen zu behaupten, welchem 
Sie Sih angeſchlofſen haben unb welches uns Alle mit dem glühendſten Eifer 
entflammen muß, weil es die Rettung des Baterlandes gilt.“ 
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Broclamation ber Regterungs- Delegation in Tours. 


Franzöfiihe Republil. An Frankreich. 

„Franzoſen! Der Feind marſchirt auf Paris. — — 

Die Einheit, bie Eintracht zwiſchen allen Bürgern, dies iſt ber erfle Stüg- 
punkt gegen ben gemeiufchaftlichen Keinb, gegen bie Fremden. Möge Preußen 
begreifen, daß, wenn e8 vor ben Wällen unferer Haupiflabt ben energiläfen, den 
einftimmigften Widerſtand finbet, es auf allen Punkten unferes Xerritoriums 
jenen uneinnehmbaren Wal finden wird, welchen bie heilige Vaterlandsliebe 
egen den fremben Einfall erhebt. Erinnern wir uns, daß wir vor faun zwei 

onaten das erfte Boll ber Welt waren; wenn bie gebäfftgfte und unfähigfte 
Regierung ungeachtet der heroiſchen Wunber unferer Armee, bie zu führen fie 
machtlos war, bem Feinde die Mittel lieferte, in unfer Xerritorium einzubringen, 
fo erinnern wir und an 92, und, würdige Söhne ber Solbaten ber Revolution, 
erneuern wir mit dem Mutbe, ben fe auf uns vererbt, ihre prachtvollen Siege; 
wie fie, laßt uns den Feind zurückdrängen und ihn von dem Boden der Republil 
verjagen!” 


Aus einer Anſprache Bictor Hugo’s. 


„Paris retten, beißt nicht Frankreich allein, ſondern bie Welt retten. Paris 
iſt der Mittelpunkt der Menjchheit, Paris ift bie heilige Stabt. Wer Paris an- 
greift, greift das ganze Menjchengeichlecht an. Paris ift die Hauptflabt ber Ci⸗ 
vilifatton, bie weder ein Kaiferreih, noch ein Königreich, ſondern das ganze 
Menſchengeſchlecht in feiner Vergangenheit und Gegenwart barflellt. Daß eine 
folge Stadt, eine ſolche Hauptſtadt, ein folcher Heerd des Lichtes, ein ſolcher 
Mittelpunkt der Geifter, Herzen unb Seelen, ein ſolches Gehirn des allgemeinen 
- Gebantens, entweiht, zerichmettert, geftürmt werben könnte — und durch Wen? 
durch einen Einfall von Wilden — das ift nicht möglih! Bürger! Paris wirb 
triumphiren, weil es bie menjchliche Idee und den Bollsinfiinct vepräfentirt” x. x. 


Politiſche und diplomatifhe Lage nach dem Sturze 
des Kaiſerreichs. 


6. September. Rundſchreiben bes Minifters Iules Favre über 
bie Einfegung ber neuen Regierung. 


„Dte Ereigniffe, die in Paris vollzogen wurben, lafſen fich fo leicht durch 
bie unerbittliche Logik der Thatſachen erklären, daß es unnüß wäre, ihren Sinn 
und ihre Tragweite umflänblich zu erörtern. 

Die Bevöllerung von Paris, indem fie einer unwiderſtehlichen Begeifterung 
folgte, bie lange zurädgehalten war, bat einer höheren Nothwenbigfeit, ber ihres 
Heils, gehorcht. Sie wollte nicht mit ber verbredheriichen Macht, welche Frank⸗ 
reich zum Verderben führte, zugleich untergehen. Sie hat nit den Fall Napo⸗ 
leons III. unb feiner Dynafie ausgeiprochen: fie bat ihn im Namen bes 
Rechts, der Gerechtigkeit unb des öffentlichen Heils verzeichnet. 

Und dieſe Sentenz war ſchon im Boraus fo gut buch das Gewiſſen Aller 
beftätigt, baß nicht ein Einziger unter den lärmendften Vertheidigern ber fallenben 
Macht fih erhoben hat, fie zu unterſtützen. Sie ſank von ſelbſt zufammen unter 
der Laſt ihrer Fehler, unter bem großen Beifallsruf eines großen Volles, ohne 
daß ein Tropfen Bluts vergoflen, ohne daß Jemand feiner Freiheit beraubt 
worden wäre. — — 

Bereit von ber Schanbe unb ben Gefahren einer zum Berräther gewor⸗ 
benen Regierung begreift ein Ieber, baß bie erfte That der enblich wieder er- 
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rungenen Rational» Souverainetät barin beftebt, fich ſelbſt zu beberrichen und 
feine Kraft im Refpelt des Rechts zu fuchen. 

Uebrigens ift bie Zeit koſtbar; ber Feind if vor unferen Thoren; 
wir baben nur einen Gedanken: ihn aus unferem Territorium zu 
vertreiben. 

Jedoch iſt biefe Verpflichtung, bie wir entiehloffen Übernehmen, nicht von 
aus Frankreich aufgegwungen worden; es würde fie nicht zu tragen haben, wenn 
unfere Stimme gehört worben wäre. 

Wir haben, jelbft mit Berluft unferer Bopularität, energiich die Politik des 
Sriedens vertheibigt. Wir beharren in derjelben mit immer größerer Ueberzeugung. 

Unfer Herz bricht beim Aublid biefer Megeleien von Menſchen, in welchen 
die Blüthe zweier Völler vernichtet wird. Wir befigen keinen Wusbrud, ber bie 
Bewunderung ſchildern kann, die wir für unfere beroifche, durch die Unfähigkeit 
des Oberbefehls geopferte Armee, in ihrer Niederlage größer, als in 
ihren brillanteften Siegen haben. 

Ihr fer die Ehrel Die Nation dffnet ihr ihre Arme! Die Taiferliche 
Macht hat fie entzweien wollen, das Unglüd und bie Pflicht vereinigen fie zu 
einer feierfihen Umarnrung. Beftegelt durch den Patriotismus und die Freiheit, 
macht diejes Bündniß uns unbefiegbar. 

2 Allem entſchloſſen, eben wir mit Ruhe bie uns bereitete Tage an. 

iefe Lage, ich will fie in einigen Worten darlegen; ich unterbreite fie dem 
Richterſpruche meines Landes und Europas. 

Wir haben laut ben Krieg verworfen, und unferen Reſpekt für bie Rechte 
der Böller ausſprechend, haben wir verlangt, daß man Deutichlanb Herr feines 
Schickſals fein laſſe. Wir wollen, daß bie Freiheit zugleich unfer gemeinſchaft⸗ 
liches Schild fei; wir waren überzeugt, biefe moraliihen Kräfte würben für 
immer das Aufrechterhalten bes Friedens fichern. 

Die Laiferlihe Regierung, bie feit lange ſchon ihre Intereffen von benen 
bes Bolles getrennt batte, bat unfere Politik anrthdgeitehen. Dir nehmen fie 
wieder auf in ber Hoffnung, Frankreich, durch die Erfahrung belehrt, wird bie 
Beisheit haben, fie auszuüben. ° 

Seinerſeits hat der König von Preußen erklärt, er made nit Frank⸗ 
reih, fonbern ber kaiſerlichen Dynaftie ben Krieg. 

Die Dynaftie iſt am Boden. Das freie Frankreich flebt auf. 

Bill der König von Preußen einen ſcheußlichen Krieg fortfegen, ber ihm 
wenigſtens ebenfo verhängnißvoll wie uns jein wird? Will er ber Welt bes 
19. Zahrhunbertse das graufame Schaufpiel zweier fich zerreißenden Nationen 
geben, die die Menſchlichkeit, die Wiſſenſchaft, die Vernunft vergeffend, Ruinen 
und Leichname aufbäufen ? 

Es fiebe ihm frei, er übernehme dann auch bie Verantwortlichleit vor 
der Welt und der Geſchichte! Wenn es eine Herausforderung ift, nehmen 
wir fie an. 

Bir Üüberlaffen feinen Finger breit Erbe, einen Stein unferer Geftungen. 

Ein ehrlofer Friede wäre ein Bernichtungsfrieg nad) kurzer Friſt. ir 
werben nur wegen eines dauerhaften Friedens unterhandeln. 

Dabei ift unfer Intereffe das von ganz Europa, unb wir haben 
Urfache zu boffen, bie Frage werde ohne jebes dynaſtiſche Vorurtheil fo in den 
Kabinetten eufgefaßt werben. 

Doch jollten wir auch allein bleiben, wir werben nicht wanlen. Wir be- 
figen eine entichloffene Armee, gut verforgte Feſtungen, einen gut angelegten 
Heftungsgürtel und vor Allem die Bruft von 300,000 Streitern, entſchlofſen, bis 
auf ben letten Mann fi zu halten. 

Wenn fie Kränze ber Chrerbietung nieberlegen zu Füßen ber Statue 
Straßburg, fo gehorchen fie nicht allein einem Sefüte begeifterter Bewunderung, 
fie nehmen auch ihr heidenmüthiges Loſungswort, fie ſchwören, ihrer Brüder im 
Elſaß würdig zu ſein und, wie fie, zu flerben. 
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Nah den Forts die Bruftwehren, nad ben Bruſtwehren die Barrilaben. 
Paris kann fi drei Monate halten unb fliegen; wenn es unterläge, jo würde 
Frankreich, auf feinen Ruf aufftehend, es rächen; e8 würde ben Kampf fortfeten 
und ber Angreifer würbe babei zu Grunde geben. 

Das iſt's, mein Herr, mas Europa wiffen muß. Wir haben bie Regie⸗ 
zungsgewalt zu leinem anderen Zmwed übernommen. Wir würben fie nicht eine 
Minute behalten, wenn wir nicht die Bevölkerung von Paris und ganz Frank⸗ 
reich entſchloſſen finden, unfere Beſchlüfſe zu theilen. 

Ich fafle es in Ein Wort zufammen vor Gott, ber uns bört, vor ber 
Nachwelt, die uns richten wird. Wir wollen nur ben Frieden. Aber 
wenn man einen verberblihen Krieg, ben wir verdammt haben, 
gegen uns fortfegt, fo werden wir unfere Pfliht bis zu Ende thun, 
und ih babe die fefte Uebergeugung, daß unfere Sade, welde die 
bes Rechtes und ber Gerechtigkeit ift, [hlieflih den Sieg da von 
tragen wird. 

In diefem Sinne forbere ih Sie auf, die Situation dem Herm Minifter 
bes Hofes, bei dem Sie accrebitirt find, darzulegen und eine Eopie dieſes Docu- 
mentes in feinen Hänben zu laffen.” 


Die parifer Republik und ber Friede. 


„Provinzials Korrespondenz“ vom 14. September. 


„Die Republilaner, welche für den Augenblid bie öffentliche Gewalt in 
Baris ausüben, haben den beutfchen Heeren die wunderlide Zumuthung geftellt, 
nach allen den blutigen Kämpfen unb Siegen, welde uns vor die Hauptftabt 
Branfreiche geführt haben, nunmehr auf Grund ber Sefangennahme bes Kaifers 

apoleon einfach Über den Rhein zurüdzulehren, ohne einen anberen Siegespreis, 
ee bie Jeneihuns ber franzöſiſchen Republik für das ſiegreiche Vorbringen in 
rankreich. 

König Wilhelm ſelbſt habe ja erklärt, daß er nicht gegen Frankreich, ſondern 
gegen bie Regierung bes Kaifers Krieg führe; jet habe Frankreich eine Regie- 
rung, melde die Kriegspolitit des Kaifers verurtheile. Wolle der König von 
Preußen den „ruchlofen Krieg“ dennoch fortfegen, jo werbe er allein bie Berant- 
mortung dafür zu tragen haben. 

8 bebarf kaum eines Wortes, um dieſe einfältige Zumuthung zurückzu⸗ 
weifen; nur die thatfächlichen Behauptungen, auf welche dieſelbe begründet ift, 
erfordern eine nähere Beleuchtung. 

auniaf find die angeblihen Aeußerungen unferes Königs gefälicht worben, 

ohl hatte König Wilhelm in feiner Thronrede vom 20. Juli darauf 
bingewielen, baß das deutſche und das franzöſiſche Boll zu einem beiffameren 
Wettlampfe berufen feien, als zu bem blutigen ber Waffen, — wohl batte er 
beklagt, daß die Machthaber Frankreichs es verftanben hätten, das wohlberechtigte, 
reizbare Selbfigefühl Frankreichs für perſönliche Intereflen und Leidenſchaften aus- 
zubeuten; — aber niemals hat ber König der Meinung Ausbrud gegeben, daß 
das franzöfifche Voll etwa wibermwillig in biefen Krieg gegangen fei, niemals an- 
gebeutet, daß er ben Krieg nur gegen Napoleon, nicht gegen Frankreich führe. 
Beim Einrüden in Frankreich verfünbete ber König allerdings, daß feine Armeen 
nur bie Soldaten Frankreichs, nicht den friedlichen Bürger befriegen; unb das 
haben bie deutſchen Heere treulich beachtet und befolgt, ſoweit Die Bürger Frank⸗ 
reich8 es burch ihr Verhalten möglich gemacht haben. 

Die Soldaten aber, welche wir zu befriegen batten, waren nicht Sölbner 
des kaiſerlichen Beherrſchers: es waren die Solbaten Frankreichs. Als 
ſolche werben fie von ber neuen Regierung ſelbſt ob ihrer Haltung bewundert 
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unb gerühmt. Feierlich wirb verfünbet, das Heer fiebe in feinen Niederlage 
größer ba, als in den glänzenbfien Siegen. 

Die Aeußerungen ber jetigen Regterung geben unummunben Zeugniß dafür, 
daß wir in ben franzöfiihen Solbaten eben Frankreich bekämpft haben, und das 
franzöfiiche Voll, welches fich mit feiner Armee unbebingt eins weiß, wirb auch 
die Folgen ber „glorreichen“ Nieberlagen berjelben tragen müſſen. 

Aber Frankreich ſelbſt fei, wie die neue Regierung behauptet, mit ber Ge⸗ 
fangennahme Napoleons ein völlig anderes geworben; das Frankreich, das ben 
Krieg verſchnldet bat, eriftire nicht mehr. 

„Wir haben Tant den Krieg verdammt,” — ruft ber neue Minifter. 

Er fällt bier die offenkunbigften Thatſachen ebenfo, wie er bie Worte 
unjeres Konigs gefälicht hat. 

Die Partei, welche ſich ber Regierung in Frankreich für einen Angenblid 
bemädtigt bat, iſt an ber Berirrung und Aufreizung bes franzöfiichen Volles 
Deutihland gegenüber ebenſo ſchuldig, wie die Taiferlihe Regierung. Grabe bie 
Dppofitionspartei in Frankreich bat feit vier Jahren Preußens und Deutichlande 
Erhebung fort und fort als eine Niederlage für Frankreich dargeftellt unb als 
Borwurf gegen die Regierung bes Kaiferd ausgebeutet. Es verging feine Seffton, 
in welder nicht die rabilalen Abgeorbneten auf Preußens Sieg bei Sadowa als 
auf eine noch zu fühnende Schuld der Regierung hinwiefen und bamit die Empfind- 
fichleit des Volkes und der Armee aufftachelten. Als bie Taiferlihe Regierung 
ſchließlich den Krieg gegen Deutſchland bejchloß, fanb fie auch bei ver Mehrzahl 
der fonfligen Oppoftion Zufimmung und Unterflügung, und wenn einige fehr 
vereinzelte Abgeordnete Bedenken und Widerſpruch erhoben, fo geſchah es nicht 
aus Gründen einer ehrlichen Friebenspolitit, fondern weil fie für ben Augenblid 
an ber genügenben Vorbereitung bes Krieges und deshalb an ber Sicherheit bes 
"Erfolges zweifelten. 

Die republilanifhe Bartei hat den Krieg gegen Deutſchland nicht „ver- 
damımt,“ fie bat vielmehr jeit Jahren zum Kriege gehetzt und gebrängt, und einer 
ihrer heroorragenbfien Führer, ber jeige Minifter des Innern, bat dem Kampfe 

en Deutſchland zuerft jene gehäffige Wendung gegeben, burch weiche Taufenbe 
iedlicher Deutſcher auf bie unmenſchlichſte Weile aus ihren Verhältniffen in 
Frankreich berausgeriffen und vertrieben worden find; — er hat den Eintritt in 
fein neues Amt noch durch eine Schärfung jener gewaltiamen Maßregel bezeichnet. 
In einem ber jekigen Regierung nahe ſtehenden Blatte ift geradezu verfünbet 
worben, baf bie Deutichen „außerhalb alles Völkerrechts“ zu ftellen feien, und 
bereits treten bie Früchte biefer neuen vepublilanifchen Lehre in dem nichts⸗ 
wäürbigen Berbalten ver franzöfiihen Bevölkerung hervor. . 
nd eine ſolche Partei wagt es, ſich auf bie hochherzigen Abfichten unferes 
Könige zu berufen, — nnd dem Giegeslaufe unferer Armeen mit bem bloßen 
Hinweife auf ihre wohlwollenden Gefinnungen Halt zu gebieten! 
Welche Bürgſchaften könnte denn bieje jetige fogenannte Regierung über⸗ 


haupt gehen? 

ie verbankt ihr angenblidliches Beſtehen dem Gewaltaft eines willen 
Bollshaufens; — ber folgende Augenblid kann bie That des 4. September rüd- 
gängig machen ober durch weitere Ercefie noch überbieten. Die jegige Regierung 
entbehrt jeber wirklichen Zuftimmung bes franzöfifchen Volles, und wer wollte 
verbürgen, baß fie auch nur fo lange beftehen wird, bis das Bolt Gelegenheit 
findet, fi über bie künftige Regierungsgewalt auszufprechen ? 

Die Art, wie Frankreich in Zulunft regiert fein foll und 
will, ift lediglich feine innere Angelegenheit; wir haben uns nicht 
darein gemift und werben e8 nicht thun; wir haben einen Wechſel 
der Regierung als Siegespreis nit gefordert, und können ihn 
uns als ſolchen niht anrechnen laffen. 

Weldye Bedeutung aber die VBefeitigung Napoleons für Frankreich haben 
möchte, für uns unb ben Weltfrieben Tönnten wir barin um fo weniger eine 
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Bürgfchaft finden, als fchou bie wenigen Tage fett bem Regierungswechiel gezeigt 
haben, daß die neue einftweilige Regierung von bemfelben Dünkel, von derſelben 
Ueberhebung und Selbſtüberſchätzung t if, welche das frauzöſiſche Boll von 
jeher verblendet haben. 

Wenn die republikaniſche Regierung inmitten der beiſpielloſen Niederlagen, 
welche das franzofiſche Heer und Voll —— auf Schlag getroffen und jede 
ernſte Widerſtandskraft vernichtet haben, 44 dem Sieger gegenüber eine ſolche 
Sprache zu führen ſich erbreiftet, wie es in jenen ebenfo thörichten, als heraus» 
fordernden Kunbgebungen geſchieht, — wie würben Regierung und Volk in Frank⸗ 
reich ſich von Neuem geberden, wenn ber Krieg von ihnen genommen würde, 
ohne daß bie ganze Bedeutung ber Niederlage ihnen vollends zum Bewußtſein 
gebracht wäre? 

Je mehr das politifche Reben in Frankreich auch jett wieber von Paris 
aus beberriht und beſtimmt wird, befto mehr kommt es barauf an, ben Ueber⸗ 
muth Frankreichs vor Allem noch an biefem feinen Haupifige zu beugen und 
auch dort endlich das Bewußtſein zu weden, daß bie Ruhe Europas nicht ferner 
* iwau ber Launen und ber Frivolität eines ſittlich verkommenen Bolles 
ein darf. 

Das neu erſtandene Deutſchland wird en Siegeszug duch Frankreich 
nicht abbrechen, ohne dieſe Aufgabe erfüllt zu haben. 

Republit, Kaiſerthum oder Königthum, — das iftfür Gegen- 
wart und Zulunft Frankreichs eigene Sahe; — unfer Ziel if ein 
Frieden, welder unferer blutigen Opfer wertb ift und wahrhafte 
fette Bürgſchaften für eine friedliche und ſegensreiche Zukunft giebt. 

‚ Einen folgen Frieden werben wir, jo Gott will, vor Paris 
erringen.“ 


Der Krieg gegen die franzöfifche Republik. 
3. September. Mari nad Paris. 
5. September. In Rheims. 
18. September. Hauptquartier in Ferriores. 


10. Bentichlants Friedensforberungen und 
die Mepublik, 


Nundfchreiben des Grafen von Bismard, 


I. 
Rheims, den 13. September 1870. 
„Durd die irrthümlichen Auffaffungen über unfer Verhältniß zu 
Frankreich, welche und auch von befreundeten Seiten zulommen, bin 
ih veranlaßt, mich in Folgendem über die von den verbündeten deut- 
fhen Regierungen getheilten Anfichten Sr. Majeftät des Königs auszu⸗ 
en. 


Wir hatten in dem Plebiszit und den darauf folgenden fcheinbar 
befriedigenden Zuftänden in Frankreich die Bürgichaft des Friedens und 
den Ausdrud einer friedliden Stimmung der franzöfifhen Nation zu 
ſehen geglaubt. Die Ereigniffe haben ung eines andern belehrt, wenigftens 
baben ee ezeigt, wie leiht diefe Stimmung bei der franzöfiichen 
Ration in ihr Gegentheil umſchlägt. Die der Einftimmigleit nahe Mehr⸗ 
beit der Volksvertreter, des Senates und der Organe der öffentlichen 
Meinung in der Prefie haben den Eroberungsfrieg gegen und jo laut 
und nachdrücklich gefordert, daß der Muth zum Widerfprucd den ifo- 
Iirten Freunden des Friedens er und daß der Kaiſer Napoleon 
Sr. Majeftät feine Unwahrheit gejagt haben dürfte, wenn er noch heut 
behauptet, daß der Stand der Öffentliden Meinung ihn zum Sriege ges 
zwungen babe. 

ngefichts dieſer Thatſache dürfen wir unfere Garantien nicht in 
franzöſiſchen Stimmungen ſuchen. Wir dürfen und nicht darüber täufchen, 
daß wir und in Folge dieſes Krieges auf einen baldigen neuen Angriff 
von Frankreich und nicht auf einen dauerhaften Frieden gefaßt machen 
müflen, und daß ganz abhängt von den Bedingungen, welche wir etwa 
an Frankreich ftellen möchten. Es ift die Niederlage an fich, es ift unfere 
fiegreiche Abwehr ihres frevelhaften Angriffs, welche die Ieangöftfehe 
Nation und mie bergeiben wird. Wenn mir jet, ohne alle Gebietsab- 
tretung, ohne jede Gontribution, ohne irgend melde Bortheile ald ben 
Ruhm unferer Waffen aus Frankreich abzögen, fo würde doch derfelbe 
Haß, diefelbe Rachſucht wegen der verlegten Eitelfeit und Herrichfucht in 
der franzöfifchen Nation zurückbleiben, und fie würde nur auf den Tag 
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warten, wo fie hoffen dürfte, dieſe Gefühle mit Erfolg zur That zu machen. 
Es war nicht der Zweifel in die Gerechtigkeit unſer Sache, und nicht Be⸗ 
forgniß, daß wir nicht ſtark genug fein möchten, welde uns im Sabre 
1867 von dem uns ſchon damals nahe genug gelegten Kriege abbielt, 
fondern die Scheu, gerade durch unfere Siege jene Teidenfchaften aufzu- 
regen und eine Aera gegenfeitiger Erbitterung und immer erneuter Krie 
beraufzubefchwören, während mir goften, buch längere Dauer und auf⸗ 
merljame Pflege der friedlichen Beziehungen beider Nationen eine fefte 
Grundlage für eine Yera des Friedens und der Wohlfahrt beider zu ge⸗ 
winnen. Jetzt, nachdem man uns zu dem Sriege, dem wir widerftrebten, 
gezwungen bat, müſſen wir dahin ftreben, für unfere Bertheidigung gegen 
den nächſten Angriff der Franzoſen beſſere Bürgfchaften als die ihres Wohl⸗ 
wollend zu gewinnen. 

Die Garantien, welde man nad dem Jahre 1815 gegen diefelben 
franzöfifhen Gelüfte und für den europäiſchen Frieden in der heiligen 
Allianz und anderen im europäiſchen Intereſſe getroffenen Einrichtungen 
geſucht bat, haben im Laufe der Zeit ihre Wirkfamkeit und Bedeutung 
verloren, jo daß Deutichland allein: fi ſchließlich Frankreichs hat er⸗ 
wehren müflen, nur auf feine eigene Kraft und feine eigenen Hilfsmittel 
angewiejen. Eine ſolche Anftrengung, wie die heutige, darf der deutſchen 
Nation nicht dauernd von Neuem angejonnen werden; und wir find 
daher gezwungen, materielle Bürgichaften und die Sicherheit Deutſch⸗ 
lands gegen Frankreichs Fünftige Angriffe zu erſtreben, Bürgfchaften zu⸗ 
gleih für den europätjchen Frieden, der von Deutfchland eine Störung 
nicht zu befürchten hat. Diefe Bürgfchaften haben wir nicht von einer 
vorübergehenden Regierung Frankreichs, jondern von der franzöſiſchen 
Nation zu fordern, welche gezeigt hat, daß fie jeder Herrichaft in den Krieg 
gegen uns zu folgen bereit iR, wie die Reihe der jeit Jahrhunderten 
hend gegen Deutjhland geführten Angriffskriege unwiderleglich 

arthut. 

Wir können deshalb unſere Forderungen für den Frieden lediglich 
darauf richten, für Frankreich den nächſten Angriff auf die —* 
und namentlich die bisher ſchutzloſe jüddeutjhe Grenze dadurch 
zu erfhweren, daß wir diefe Grenze und damit den Aus— 

angspunkt franzöjifher Angriffe weiter zurüdlegen und die 
Keflungen, mit denen Frankreich uns bedroht, als defenfive 
Bollwerke in die Gewalt Deutſchlands zu bringen fuden. 

Euere ꝛc. wollen Sid, wenn Sie befragt werden, in dieſem Sinne 

ausſprechen.“ 


I. 
Meaur, den 16. September 1870. 


„Eurer zc. ift das Schriftſtück befannt, welches Herr Jules Favre im 
Namen der jegigen Machthaber in Paris, welche fich felbft dag Gouver- 
nement de la döfense nationale nennen, an die Vertreter Frankreichs im 
Auslande gerichtet hat. 

Öleichzeitig ift e8 zu meiner Kenntniß gelommen, daß Herr Thiers 
eine vertrauliche Mijfion an einige auswärtige Höfe übernommen hat, und 
ih darf vorausfegen, daß er es ſich zur Aufgabe machen wird, einerſeits 
den Glauben an die Friedensliebe der jegigen Barifer Regierung zu er 
weden, anderjeitd die Intervention der neutralen Mächte zu Bunften eines 
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Friedens zu erbitten, welcher Deutichland der Früchte ſeines Sieges be- 
rauben und jeder Friedensbaſis, welche eine Erfchwerung des nächſten 
franzöfifchen Angriffs auf Deutjchland enthalten könnte, vorbeugen joll. 

An die ernftlihe Abficht der jegigen Parifer Regierung, dem Kriege 
ein Ende zu machen, können wir nicht glauben, fo lange diefelbe im Innern 
fortfährt, durch ihre Sprache und ihre Alte die Volksleidenſchaft aufzu⸗ 
ſtacheln, den Haß und die Erbitterung der durch die Leiden des Krieges 
an fi gereigten Bevölkerung zu fleigern, und jede für Deutihland an« 
nehmbare Bars als für Frankreich unannehmbar im voraus zu verdammen. 
Sie maht fi dadurch felbft den Frieden unmöglich, auf den fie durch 
eine ruhige und dem Ernft der Situation Rechnung tragende Sprache das 
Bolt vorbereiten müßte, wenn wir annehmen jollten, daß fie ehrliche Frie⸗ 
densverhandlungen mit und beabfichtige. Die Zumuthung, daß wir jegt 
einen Waffenſtillſtand ohne jede Sicherheit für unjere Friedensbedingungen 
abjchliegen follten, könnte nur dann ernfthaft gemeint fein, wenn man bei 
uns Mangel an militairifhem und politiſchem Urtheil oder Gleichgültigkeit 
gegen die Intereſſen Deutſchlands vorausſetzt. 

Daneben beſteht ein weſentliches Hinderniß für die Franzoſen, die 
Nothwendigkeit des Friedens mit Deutſchland ernſtlich ins Auge zu faſſen, 
in der von den jetzigen Machthabern genährten Hoffnung auf eine diplo⸗ 
matijche oder materielle Intervention der neutralen Mächte zu Gunften 
Frankreichs. Kommt die franzöfifhe Nation zur Ueberzeugung, daß, wie 
fie allein den Krieg willkürlich heraufbeſchworen hat, und wie Deutichland 
ihn allein hat auslämpfen müſſen, fo fie auch mit Deutſchland allein ihre 
Rechnung abjchliegen muß, jo wird fie dem jeßt ficher nutzloſen Widerftande 
bald ein Ende machen. Es ift eine Graufamleit der Neutralen gegen bie 
franzöfiiche Nation, wenn fie zulafien, daß die Parifer Regierung im Volle 

Ubare Hoffnungen auf Intervention nähre und dadurch den Kampf 
verlängere. 
ir find fern von jeder Reigung zur Einmifhung in die 
inneren Berbältnifje Frankreichs. a3 für eine Regierung 
fi die franzöſiſche Nation geben will, ift für und gleich— 
gültig. Formell ift die Regierung des Kaiſers Napoleon bisher die allein 
von uns anerfannte. Unfere Friedensbedingungen, mit welcher zur Sache 
legitimirteu Regierung wir diejelben auch mögen zu verhandeln haben, 
find ganz unabhängig von der Frage, wie und von wem die franzöfifche 
Ration regiert wird, fie find uns durch die Natur der Dinge und durch das 
Geſetz der Nothwehr gegen ein gewaltthätiges und friedloſes Nachbarvolk 
vorgefchrieben. Die einmüthige Stimme der deutichen Regierungen und des 
deutfchen Volles verlangt, daß Deutichland gegen die edroLungen und 
Bergewaltigungen, welche von allen franzöfiihen Regierungen feit Jahre 
Bunderten gegen uns geübt wurden, durch bejiere Grenzen als biöher ges 
Ihätt werde. So lange Frankreich im Befig von Straßburg und 
Met bleibt, iſt feine Offenſive firategifch ſtärker als unfere 
Defenfive beatiglic des ganzen Südens und des linksrheiniſchen 
Rordens von RE Straßburg if, im Befige Frank⸗ 
reichs, eine ſtets offene Fusfalipforte gegen Süddeutjchland. 
In deutfhem Befig gewinnen Straßburg und Meg dagegen 
einen befenfiven Charakter; wir find in mehr als zwanzig 
Kriegen niemals die Angreifer gegen Frankreich gemeien, und 
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wir haben von letzterem nichtS zu begehren, als unfere von ihm fo oft ge⸗ 
fährdete Sicherheit im eigenen Rande. Frankreich dagegen wird jeden jeht zu 
[Hließenen Frieden nur als einen Waffenftillftand anſehen und ung, um 

ache für feine jegige Niederlage zu nehmen, ebenfo händeljüchtig und 
ruchlo8 wie in diefem Jahre, wiederum angreifen, jobald es fi durch 
eigene Kraft oder fremde Bundnifſe ſtark genug dazu fühlt. 

Indem wir Frankreich, von deflen Jnitiative alletn jede bisherige Beun- 
rubhigung Europa außgegangen ift, das Ergreifen der Offenfive erihweren, 
handeln wir zugleich im europäifchen Intereſſe, welches Das des Friedens 
if. Bon Deutihland ift feine Störung des europäifchen Friedens 

u befürdten; nachdem ung der Krieg, dem wir mit Sorgfalt und mit 
Hebermindung unfere® durch Frankreich ohne Unterlaß beraußgeforderten 
nationalen Selbftgefühls vier Jahre lang aus dem Wege gegangen find, 
troß unferer Yriedensliebe, aufgezwungen worden ift, wollen wir zufünftige 
Sicherheit ald den Preiß der gewaltigen Anſtrengungen fordern, die wir zu 
unferer Vertheidigung haben machen müffen. Niemand wird und Mangel 
an Mäßigkeit vorwerfen können, wenn wir diefe gerechte und billige For: 
derung feithalten. 

Euere ıc. bitte ih, Sich von diefen Gedanken zu durchdringen umd 
diefelben in ihren Beiprechungen mit zur Geltung zu bringen.” 


Die Aufgabe und Stellung der Regierung der nationalen 
Bertheidigung. 
17. September. Rundſchreiben Yules Favre's. 

„Indem wir bie gefährliche Aufgabe, welche uns ber Sturz ber Faiferlichen 
Regierung auferlegte, auf uns nahmen, hatten wir nur ben einen Gedanken, 
unjer Gebiet zu vertbeibigen, unfere Ehre zu reiten und ber Nation die von ihr 
ausgehende Gewalt wieber zurlidzugeben, welche fie allein auszuliben berechtigt iſt. 

Wir hätten gewünſcht, daß biefer große Akt ſich ohne eine Zwiichen - Re- 
gierung vollzogen hätte; allein vor Allem war es nothwendig, dem Feinde ent- 
gegengutrelen. Wir haben nicht bie Abficht, von Preußen Uneigennütigleit zu 

egehren; rechnen wir mit dem Gefühle, welches burch die Größe ber erlittenen 
Verlufte und bie durch ben Sieg naturgemäß erzeugte Eraltation hervorgerufen 
worben ifl. — Wir find weit entfernt, biermit die Abfichten ber Staatgmänner 
zu verwechſeln. Dieje werben fich vielmehr fcheuen, biefen ruchlofen Krieg, in 
weichem ſchon mehr als 200,000 Menſchen zu Grunde gegangen find, fortzu- 
fegen; unb es würde heißen, denjelben erzwungener Weife fortiegen, wollte man 
Frankreich unannehmbare Friebensbedingungen auferlegen. 

Man wenbet uns ein, bie gegenwärtige Regierung befige keine regel- 
mäßige VBollmadt, Frankreich zu repräfentiren. Wir erkennen Dies 
ehrlich an, unb eben beshalb haben wir fofort bie frei zn wählende conſtitui⸗ 
rende Berfammlung einberufen. Wir mafen uns fein anderes Brivilegium an, 
als unferem Baterlande unfer Herz und unfer Blut zu weiben, uns feinem fon- 
verainen Auefpruche zu unterwerfen. Nicht unfere Eintagsgewalt alfo, fonbern 
das unfterblicde Frankreich ift es, das fich gegen Preußen erhebt, um das Leichen- 
tuch des Kaiſerreichs abzuſchütteln, jenes Frankreich, welches frei, edelmüthig, 
bereit ſich für ſein Recht und ſeine Freiheit zu opfern, jede Politik der Erobe⸗ 
rung, jede gewaltthätige Propaganda von ſich abweiſt, das keinen andern Ehrgeiz 
kennt, als Herr feiner ſelbſt zu bleiben, um feine geiſtigen und materiellen Kräfte 
zu entwideln, mit feinen Nachbarn gemeinſchaftlich in den Fortſchritten ber Ci⸗ 
vilifation zu arbeiten, jenes Frankreich, welches, ſobald ihm bie Freiheit 
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der Altion zurüdgegeben war, fofort das Aufbören bes Krieges ver- 
langt Ba welches aber ben Untergang taujfendmal der Schande 
vorziebt. 

Diejenigen, welche biefe fürchterliche Geißel heraufbefchworen, fie juchen 
beute der fie zermalmenden Verantwortlichleit hierfür durch bie faliche Behauptung 
m entgeben, fie hätten fi den Wünſchen bes Landes gebeugt. Dieje Berleum- 
dung kann das Ausland blenden, aber e8 iſt Niemand unter uns, ber fie nicht 
zurädweifen mwürbe, als das Werl empörenber Yalfchheit. Die Wahlen von 1869 
hatten den „Frieden“ und die „Freiheit“ zu Lofungsworten; das Plebiszit ſelbſt 
eignete fich dieſes Programm an. Es ift mohl wahr, daß bie Majorität des ge» 
feßgebenden Körpers die Friegeriihen Erklärungen bes Herzogs von Gramont 
mit Beifall begrüßte, aber wenige Wochen vorber hatte dieſelbe Majorität den 
friedlichen Aeußerungen Olliviers ebenfalls zugejauchzt. Diefe Majorität, ber- 
vorgegangen aus dem perſönlichen Regimente, hielt fich eben für verpflichtet, 
demſelben gehorfam zu folgen, und durch die Abflimmung fein Bertrauen zu 
demſelben zu bezeugen. Aber Niemand in Europa wird ber Behauptung Preußens 
beiftimmen, daß Frankreich, wenn e8 in Freiheit hätte abflimmen können, ben 
Krieg gegen Preußen befchloffen haben würbe. Ich ziehe hieraus feineswegs bie 
golgerung, daß wir beshalb nicht verantwortlich feien. Wir haben das Unrecht 
begangen, und wir büßen jett graufam baflir, eine ſolche Regierung geduldet zu 
baben, welche uns in das Verderben riß. Wir erfennen nunmehr die Verpflich⸗ 
tung an, daß wir das Unrecht, welches jene Regierung verübt hat, gutmachen 
müfſen; aber wenn die Macht, mit welder fie uns in fo ſchwere Berwidiung 
geſtürzt bat, ihr Uebergewicht und unfer Unglüd zu unferer Vernichtung benuten 
wu, dann werben wir verzweifelten Wiberftand leiften, unb es ift dies wohl zu 
beachten, dieſen Widerſtand wird die durch eine freigewählte Berfammlung 
rehtmäßig vertretene Nation leiften, welche jene Macht vernichten will. 

Wenn die Frage jo geflellt wird, dann wird jeder von une jeine Pflicht 
thun. Das Glück das une bisher ungünftig war, kann fich unverſehens wenden. 
Europa fängt an, fih zu regen, feine Sympathien für ung erwachen wieder, bie 
Ermpathien der Eabinette ehren und tröften uns, fie werben lebhaft gerührt fein 
über die edle Haltung von Paris, welches inmitten fo furdhtbarer Ereigniffe und 
gewaltigſter Erregungen voller Vertrauen bereit ift, auch das Letzte zu opfern. 

Die bewaffnete Nation betritt nunmehr den Kampfplak, ohne 
rüdwärts zu bliden, und nur die einfache, große Pflicht vor Augen, 
ihren beimathlihen Heerb und ihre Unabhängigkeit zu vertbeibigen. 

Ich bitte Sie, mein Herr, biefe Geſichtspunkte dem Repräfentanten ber 
Macht, bei weldher Sie accrebitirt find, wahrbeitsgemäß darzulegen. Derſelbe wird 
die Wichtigkeit dieſer Mittbeilungen begreifen und dadurch in die Lage geſetzt 
jein, fi einen richtigen Begriff von unfern Dispofitionen zu machen.” 


Zuſammenknunft des Grafen von Bismard mit Jules Favre 
in Serriered am 19. und 20. September. 


I. 
Bermittelung Englands Behufs der Zuſammenkunft. 
9. September. Der englifhe Botfchafter in Paris Lord Lyons an Lord Gran⸗ 
ville (Uebermittelung einer Anfrage von Jules Favre an Graf 
Bismard): 


„Bil Graf Bismard in ‚Delprehungen eintreten Behufs Herbeiführung eines 
Baffenftillfandes und einer Konferenz über Friedensbebingungen und mit wen 
wünſcht er dieſe Beſprechungen zu halten?“ 


FR Bismard. II. 9 
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13. September. Lorb Granville an Lorb Lyons (Vebermittelung einer Ant- 
wort bes Grafen Bismard auf die Anfrage von Iules Favre, 
unb zwar): 

„Weihe Bürgſchaft ift vorhanden, daß Frankreich ober auch für ben 
Augenblid die Truppen von Meg und Straßburg bie Abmahungen 
anerlennen werben, über welde man ſich mit der gegenwärtigen Parifer Re⸗ 
gierung ober einer von benen, die vermuthlich ihr folgen werben, einigen könnte?“ 


14. September. Lord Granville an Graf Beruftorff (Uebermittelung ber 
Erwibderung Iules Favre's): 

„Die von Graf Bismard geforderten Bürgfchaften können von einem 
zwiefachen Stanbpunfte gegeben werden, vom politiihen unb vom militärifchen. 
Bom politifhen Standpunkte will die Regierung der nationalen Bertheibigung 
einen Waffenftillftanb fchließen und fofort eine Berfammlung berufen, welche den 
Friedensvertrag geneh igen jol. In militärifher Beziehung bietet die Re⸗ 

ierung ter nationalen ertheibigung biefelben Bürgichaften, wie jebe regelmäßige 

Begierung, da alle Befehle bes Kriegsminiftere befolgt werben. Was baber in 
biejer Beziehung in einem Waffenſtillſtandsvertrage beftimmt würde, wirb pünktlich 
unb unverweilt ausgeführt werden.” 


19. September. Lorb Lyons an Lord Granville (aus Tours) (Beiprechung 
mit Jules Favre vor ber Ueberfiebelung nad Tours am 17.): 


„Favre will, wenn die Antwort des Grafen Bismard ſich verzögert, 
auf alle Fälle den Gang ins preußifche Hauptquartier unternehmen. Lord Lyons 
ermuthigt ihn bazu, ba Graf Bismard gegen ben engliſchen Botſchafts⸗— 
fecretair Malet feine Bereitwilligleit ausgefproden habe, mitirgenb 
Jemand, den die franzöfifhe Regierung beaugtragen würde, zu 
verhandeln. Jules Favre erklärte darauf, daß er fih am andern Morgen 
in das preußifche Hauptquartier begeben wolle.” 


II 


21. September. Bericht Jules Favre's an bie Regierung ber na—⸗ 
tionalen Bertheidigung. 


„Die enge Einheit aller Bürger und befonders die der Mitglieber der Re- 
gierung ift mehr denn je eine Nothwendigfeit tes öffentlichen Wohles. Jede 
unferer Handlungen muß fie befeftigen. Die, welche ich auf meine eigene Ber- 
antwortlichleit ausführte, war mir von biejer Gefinnung eingegeben; fie wirb 
biefes Refultat haben. Ich hatte die Ehre, Ihnen diefelbe in ihren Einzelheiten 
zu erllären. Dies reiht nit hin. Wir find eine Regierung der Oeffentlichkeit. 
Wenn im Augenblide der Ausführung das Geheimniß unumgänglich nothwendig 
ift, fo muß Die einmal vollendete Thatſache mit dem größten Lichte umgeben 
werden. Wir find nur etwas durch die Meinung unferer Mitbürger; fie muß 
uns beurtbeilen, unb um ung zu beurtbeilen, hat fie das Recht, Alles zu erfahren. 
Ich babe geglaubt, daß es meine Pflicht war, mich in das Hauptquartier ber 
feinblichen Armee zu begeben. Ich bin bingegangen. Ich habe Ihnen über bie 
Miſſion Rechenichaft abgelegt, die ich mir jelbft auferlegt hatte; ich foınme, meinem 
Lande die Gründe, welche mich dazu beftimmt, ben Armed, ben ich verfolgt, den, 
welchen ich glaube erreicht zu haben, mitzutbeilen. 

Ich habe nicht nothwendig, an bie von uns eingefchlagene Politik zu erinnern, 
welche der Minifter des Aeußern befonders beauftragt war, zu formuliren. Wir 
find vor Allem Männer bes Friedens und ber Freiheit. Bis zum letzten Augen- 
blide haben wir uns dem Kriege wiberjett, welchen bie Kaiferliche Regierung in 
einem ausſchließlich dynaſtiſchen Intereffe unternahm, und als biefe Regierung 
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gefallen ift, haben wir erklärt, energifcher denn jemals auf ber Friebenspolitif zu 
beharren. Diefe Erklärung machten wir, als bie verbrecdheriihe Thorbeit eines 
Mannes und feiner Rathgeber unfere Armee vernichtet hatte, unſer glorreicher 
Bazaine und feine tapferen Soldaten vor Met blofirt waren, Straßburg, Toul 
und Pfalzburg von ben Bomben niebergefchmettert wurden, ber fiegreiche Feind 
auf unjere Hauptflabt marſchirte. Niemals war eine Lage fchrediicher; fie flößte 
aber dem Lande keinen Gedanken der Schwäche ein, und wir glaubten feine ge- 
treuen Dolmeticher zu fein, indem wir Far und deutlich die Bedingung aufftellten: 
kin Zoll unjeres Territoriums, kein Stein von unferen Feftungen. Wenn alfo 
in diefem Augenblide, wo fich eine fo außerorbentliche Thatfacdhe zutrug, wie der 
Eturz des Urhebers des Krieges, Preußen auf der Bafis einer Gelbent- 
ſchädigung hätte unterhanbeln wollen, jo würbe ber Friede geichloffen worden 
fein; er würbe wie eine unermeßlihe Wohlthat aufgenommen worben fein; er 
würbe ein ficheres Pfand ber Verſöhnung zwiſchen den beiden Völlern geworben 
fein, die eine gehäffige Politik allein entzweit hat. 

Wir bofften, daß die Menfchlichkeit und das wohlverſtandene Intereffe den 
Eieg davon tragen würden, denn er hätte eine neue Aera eröffnet, und bie 
Staatemänner, welche ihre Namen daran gelnüpft, hätten als Führer die Philo- 
jophie, bie Gerechtigkeit, als Belohnung die Segnungen und das Wohlergehen 
ver Böller gehabt. 

Dit diefen Ideen unternahm ich bie gefährliche Aufgabe, mit welcher Sie 
mich betraut. Ich mußte vor Allem mir ilber die Meinung ber europätihen Ca⸗ 
dinette Rechenfchaft ablegen und mir ihren Schuß fichern. Die kaiſerliche Regie- 
rung batte dies vollfländig vernadhläffigt und fie war geicheitert. Sie ging auf 
den Krieg ein ohne Allianz, ohne eine ernftlihe Unterbandlung; Alles um fie 
herum war Feindſeligkeit ober Gleichgültigkeit; fie erntete fo bie bittere Frucht 
einer Politik, die durch ihre Drohungen und Anfprüde für jeden Staat ver- 
leßenb war. 

Kaum waren wi im Stadthauſe, fo verlangte ein Diplomat, befjen Namen 
wir noch nicht euthüllen dürfen, mit uns in Beziehungen zu treten. Am nächſten 
Zage empfing Ihr Minifter die Repräfentanten aller Mächte. Die Republik der 
Berainigten Staaten, di: Schweiz, Italien, Spanien und Portugal erlannten die 
franzöfiiche Republik offiziell an. Die übrigen Regierungen ermädhtigten ihre 
Agenten, wit uns offizidfe Beziehungen zu unterhalten, welche uns geftatten, jofort 
anf nüßliche Beiprechungen einzugehen. 

Ich würde dieſem ſchon zu ausgebehnten Erpofe eine Entwilung geben, 
welhe demſelben nicht zulommt, wenn ich im Einzelnen bie kurze, aber lehrreiche 
Geihichte der Unterhandlungen geben wollte, welche folgten. Ich glaube behaupten 
zu Sinnen, daß fie nicht ohne Bert fiir unferen moraliſchen Credit fein werben. 
Ih beſchränke mich darauf, zu fagen, daß wir Überall ehrenvolle Sympathien 
gefunden haben. Mein Zwed war, fie zu gruppiren unb bie Mächte, welche ben 
Bund der Neutralen unterzeichnet haben, zu beftimmen, birelt bei Preußen zu 
interveniren, indem fie als Bafis die Bedingungen nahmen, bie ich geftellt. Bier 
dieſer Mächte haben es mir angeboten: ich babe ihnen im Namen meines Landes 
meine Dankbarkeit bezeigt, aber ich wollte bie Mithülfe von zwei anderen. Die 
eine verſprach mir eine inbivibuelle Action, deren freiheit fie ſich worbehielt, bie 
andere ſchlug mir vor, mein Vermittler Preußen gegenüber zu fein. Sie that 
fogar einen Schritt weiter: auf die Bitte bes außerordentlichen Abgeſandten 
Frankreichs wollte fie direkt meine Schritte empfehlen. Ich hatte viel mehr ver- 
langt, aber ich verweigerte feine Mithilfe, ba ich glaubte, daß das Intereſſe, 
welches man uns bezeigte, eine Kraft fei, bie nicht vernachläffigt werden dürfe. 

Indeß ging die Zeit vorbei, jede Stunde brachte ven Feind uns näher. 
Bon den fchmerzlichften Gefühlen heimgefucht, hatte ich mir vorgenommen, bie 
Belsgerung von Paris nicht beginnen zu laffen, ohne einen letzten Schritt zu 
tun, und wäre ih allein, um ihn zu thun. Preußen beobachtete Schweigen, 
und Niemand war geneigt, es zu befragen. Diefe Lage war nicht haltbar; fie 
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geftattete unferem Feinde, die Berantwortlichleit der Fortfegung bes Kampfes uns 
zur Laſt zu legen; fie verurtbeilte uns dazu, unfere Abfichten zu verfchweigen. 
Dem mußte ein Enbe gemacht werben. Ungeachtet meines Wiberwillens entſchloß 
ih mid, bie guten Dienfle anzunehmen, welche mau mir bot, und am 10. Sep- 
teımber erbielt Herr v. Bismard ein Telegramm mit der Anfrage, ob er in 
eine Unterrebung über bie Bedingungen einer Ausgleihung eintreten wollte. 

Die erfte Antwort war eine verneinenbe, auf ber Unregelmäßigleit unferer 
Regierung baftıt. Der Kanzler bes Norbbeutichen Bundes beſtand jedoch nicht 
darauf, und ließ mich fragen, welche Garantien wir für die Ausführung eines 
Bertrages darböten. Da biefe zweite Schwierigleit von mir bejeitigt worden war, 
fo mußte man weiter gehen. Dan flug mir vor, einen Eourter abzufenben, 
was id annahın. Au gleicher Zeit telegraphirte man birelt an Herrn v. Bismard, 
und der erfte Minifter der Macht, welche uns als Vermittler diente, fagte unferm 
außerorbentliden Abgelandten, daß Frankreich allein banbeln könne, er fü 
binzu, daß es wünſchenswerth jei, daß ich vor einem Schritt ins Hauptquartier 
nicht zurückſchrecke. Unſer Abgefandter, welcher den Grunb meines Herzens kannte, 
antwortete, daß ich zu allen Opfern bereit fei, um meine Pflicht zu thun, Daß es 
beren feine fo peinliche gäbe, als die, durch bie feindlichen Linien hindurch unfern 
Befieger aufzufuchen, aber er feßte voraus, daß ich mich dazu verfiehen würde. 
Zwei Tage fpäter kam der Eourier zuräd. Nach taufend Hinderniffen hatte er 
den Kanzler gejeben, ber ihm gejagt, daß er gern bereit fei, mit mir zu fprechen. 
Ich wollte nun birelte Antwort auf das Telegramm unſeres Bermittlers haben. 
Sie ließ auf fi warten. Die Einihließung von Paris wurbe beendet. Man 
Durfte nicht mehr zaubern, und ich entſchloß mich zur Abreife. 

Nun war es widtig, daß, während ich biefen Schritt that, er unbelaunt 
bliebe; ich empfahl das Geheimniß, und ich mar ſchmerzlich erflaunt, als ich 
geftern Abenb bei meiner Rückkehr erfuhr, daß baffelbe nicht bewahrt worben 
war. Eine firafbare Imbiscretion war begangen worden. Ein Journal, ver 
„Electeur Libre,“ welcher von der Regierung ſchon desavouirt worben war, 
hatte daraus Nuten gezogen; eine Unterjuchung ift eingeleitet worben, und ich 
hoffe, dieſen doppelten Mißbrauch beftrafen zu können. 

Ich hatte die Discretion fo weit getrieben, daß ich fie jelbft Ihnen, meinen 
Collegen, gegenüber beobachtet hatte. Ich hatte mich dazu nicht ohne großes Miß⸗ 
vergnügen entichlofjen. Aber ich kannte Ihren Patriotismus und Ihre Zunei⸗ 

ung; ih war ſicher, freigeiprochen zu werben. Ich glaubte einer bringlichen 
Rotbiwenbigkeit gehorchen zu müſſen. Bereits früber babe ih mit Ihnen über 
meine Gewiffensjerupel geiprohen und Ihnen gefagt, daß ich nicht ruhig fein 
würbe, bevor ich alles Menſchenmögliche getban, um biefem abjcheulichen Kriege 
Einhalt zu thun. Mich an bie Unterrebung erinnernd, welche diefe Eröffnung 
bervorrief, befürchtete ich auf Widerſpruch zu floßen, und fo war ich entichloffen; 
ich wollte Übrigene, indem ih mit Herrn v. Bismard anfnüpfte, von jeder 
Berpflichtung frei fein, um das Recht zu haben, keine Verpflichtungen zu über⸗ 
uehmen. Ich lege Ihnen diefe Geflänbniffe offen ab; ich made fie dem Lanbe, 
um Ihnen eine Verantwortlichleit zu nehmen, welche mich allein trifft. Wenn 
mein Schritt ein Fehler war, fo muß ich alle veffen Folgen tragen. 

Ih batte indeß den Herrn Kriegsminiſter benachrichtigt, der mir einen 
Dffizier mitgeben mußte, um mid) zu den Vorpoften zu geleiten. Der Ort bes 
Dauptquartierd war uns unbelannt. Man vermuthete es in Grosbois. Wir 
gingen bem Feinde durch das Thor von Eharenton entgegen. 

Ich unterbrüde alle Einzelheiten dieſer peinfichen, aber doch höchſt inter- 
effanten Weile; fle würden bier nicht an ihrem Plate fein. Nah Billeneuve 
St. Georges geführt, wo ſich ber General- Commanbant bes 6. Armee - Corps 
befand, erfahre ich ziemlich jpät am Nachmittage, daß das Hauptquartier in Meaur 
wäre. Der General, über befien Auftreten ich mich nur belobenb ausſprechen 
fann, fchlug mir vor, einen Offizier mit dem Briefe, welchen ich für Herrn von 
Bismard vorbereitet hatte, abzuſenden. Der Brief lautete: 
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„Herr Graf! Ich habe immer geglaubt, daß, ehe bie Yeindfeligleiten unter 
ben Bauern von Baris einen ernften Anfang nehmen, es unmöglich fei, daß 
nicht vorher eine ehrenvolle Transaction verſucht werbe. Die Berfon, melde bie 
Ehre hatte, Ew. Ercellenz vor zwei Tagen zu ſprechen, bat mir gejagt, daß fie 
aus Deren Munbe ben nämlichen Wunſch gehört hätte. Ich bin zu ben Bor- 
poften gelommen, um mich Ew. Ercellen; zur Berfügung zu ftellen. Ich erwarte, 
daß Diefelben mich wiſſen lafjen wollen, wo ich die Ehre haben kann, auf einige 
Angenblide mit Ew. Excellenz zu conferiren. Ich habe bie Ehre, mit aller Hoch⸗ 
achtung zu fein Em. Excellenz ſehr ergebener und fehr gehorfamer Diener 

Jules Favre.” 


Wir waren durch eine Entfernung von 48 Kilometern getreunt. Am fol- 
genden Morgen um 6 Uhr empfing ich folgende Antwort: 

„Ih Babe das Schreiben erhalten, welches Ew. Ercellenz bie Gefälligleit 
gehabt hat, an mich zu richten, und es wird mir außerorbentlich angenehm jein, 
wenn Sie mir die Ehre erzeigen wollten, mich morgen bier in Meaur zu befuchen. 
Der Ueberbringer dieſes Schreibens, Fürft Biron, wird darüber waden, daß 
Ew. Ercellenz durch unſere Linien bindurchgeführt werben. Ich babe die Ehre, 
zu jein mit aller Hochachtung Em. Ercellenz ſehr gehorfamer Diener v. Bismard.“ 

Um neun Uhr war die Escorte bereit, und ich ging mit ihr ab. In ber 
Nähe von Meaur gegen brei Uhr Nachmittags angelommen, wurbe ich von einem 
Miutanten angehalten, welcher fam, um mir anzulünbigen, baß ber Graf mit 
dem Könige Meaur verlaffen habe, um die Nacht in Ferridres zuzubringen. Wir 
hatten uns gefreuzt; indem wir Beibe zurüdiehrten, konnten wir uns treffen. 
Ih kehrte alfo um und flieg in einem Pächterhofe ab, der, wie faft alle Häufer, 
welde ich auf dem Wege gejeben, vollftändig verwüftet war. Nach einer Stunde 
Iım Herr v. Bismard an. Es war für uns fchwierig, in einem folden Orte 
mit einander zu ſprechen. Das dem Grafen v. Rillac angehörige Schloß Haute 
Maison war in unferer Nähe; wir begaben uns borthin, und bie Unterrebung 
begaun in einem Salon, wo Trümmer jeder Art in Unorbnung herumlagen. 

Ich möchte Ihnen diefe Unterredung vollftänbig wiedergeben, fo wie ich fie 
am nächſten Tage einem Secretair biktirte. Jede Einzelheit darin hat ihre Wich- 
tigleit. Ich kann fie bier nur analyfiren. 

Ich ſtellte zuerft genau den Zweck meines Schrittes feſt. Da ich Durch mein 
Circular die Abfichten der franzöfiihen Regierung befannt gemacht, fo wollte ich 
die des erſten Minifters von Preußen erfahren. Es dien mir unzuläffig, daß 
zwei Nationen, obne ſich vorher zu erflären, einen fchredlichen Krieg fortfegen, 
der ungeachtet ber errungenen Bortheile dem Sieger harte Leiden auferlegt. Durch 
die Macht eines Einzigen hervorgerufen, hatte biefer Krieg feinen Grund mehr, 
fortzudauern, fobald Frankreich wieder Herr feiner felbft geworden war. Ich fand 
für deſſen Liebe zum Frieden ein und zugleich für peffen unerfjchütterlihen Ent- 
ſchluß, Leine Bedingung anzunehmen, weile aus biejem Frieden einen kurzen 
und drohenden Waffenſtillſtand machen werbe. 

Herr v. Bismard antwortete mir, daß, wenn er die Ueberzeugung bätte, 
daß ein folher Friede möglich wäre, er ihn fofort unterzeichnen würde. Er er- 
fannte an, daß die Oppofition ben Krieg immer verdammt habe. Aber die Re- 
gierung, welche heute dieſe Oppofition repräfentire, fei mehr als prefür. Wenn 
in einigen Zagen Paris nicht genommen werde, fo werde fie ber Pöbel Hürgen.... 
IH unterbrach ihn lebhaft, um ihm zu jagen, daß esin Paris feinen Pöbel 
gebe, fondern eine intelligente, ergebene Bevölkerung, welche unfere Abfichten 
tenne, und bie fi) nicht zum Helfershelfer des Feindes machen werbe, indem fie 
unjerer Aufgabe der Bertheibigung Hindernifje in den Weg lege. Was unfere 
Gewalt anbelange, fo feien wir bereit, fie in bie Hänbe ber bereit® von uns zu⸗ 
ſammen berufenen Verſammlung nieberzulegen. 

„Dieje Berfammlung,” fo entgegnete ber Graf, „wird Abfichten haben, bie 
Nichts vorausfehen läßt. Aber wenn fie dem franzöſiſchen Gefühl Gehör fchentt, 
je wird fie den Krieg wollen. Sie werden eben fo wenig bie Kapitulation von 
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Seban vergeffen, wie Waterloo und Sadowa, welches letztere Sie Nichts anging.“ 
Er ließ fih dann Über den feften Willen ber franzöftichen Nation aus, Dentfch- 
land anzugreifen und ihm einen Theil feines Gebietes zu entreißen. Bon 
Ludwig XIV. an bis auf Napoleon ITI. hätten fi dieſe Tendenzen nicht ge- 
findert, und als ber Krieg angekündigt worben, hätte ber geſetzgebende Körper 
die Worte des Minifters mit Beifall Überſchüttet. Ich bemerkte ihm, baß bie 
Majorität des gefeßgebenden Körpers einige Wochen vorher dem Frieden acclamirt 
hätte; daß dieſe von dem Fürften gewählte Majorität unglidticgerweile es für 
nöthig erachtet hätte, ihm blindlings nachzugeben, daß die Nation jeboch, zweimal 
confultirt, bei ben Wahlen von 1869 und bei ber Alftimmung bes Plebiszits, 
ber Friedens» und Freiheitspolitik energifch zugeftimmt habe. 

Die Unterrebung Über diefen Gegenftanb verlängerte fich; denn ber Graf 
hielt feine Meinung aufrecht und ich vertheibigte die meinige; ba ich Betreffs 
feiner Bedingungen in ihn drang, fo antwortete er mir Mar und deutlich, daß die 
Mehrheit feines Landes ihm auferlege, das Gebiet zu behalten, welches baffelbe 
ficherſtellt. Er wiederholte mir mehrere Male: „Straßburg ift der Schlüſſel 
zum Hanfe, ich muß ihn haben.“ Ich forderte ihn mehrere Male auf, deutlicher 
zu fein. Es ift unnüß, entgegnete er, ba wir uns nicht verfländigen Können, fo 
ift es eine Sache, welche fpäter georbuet werden muß. Ich bat ihn, es fofort zu 
tbun, und er fagte mir alsdann, daß bie beiden Departements bes Ober» und 
Niederrbeines, ein Theil des Mofel- Departements mit Meb, EChäteau- Safıns 
und Soiffons ihm unumgänglich nothwenbig feien und daß er nicht darauf ver- 
sichten könne. 

Ich machte ihm bemerklich, daß bie Zuſtimmung ber Böäller, über die er 
auf dieſe Weiſe verfllge, mehr als zweifelhaft fei, und das europäiſche Staatsrecht 
ihm nicht geftatte, Diefe zu umgeben. „Doch,“ antwortete er mir, „ich weiß fehr 
wohl, daß fie von uns nichts wiffen wollen. Es wird eine große 
Laft für uns fein, aber wir können nicht umbin, fie zu nehmen.“ 
Ich bin fiher, daß wir in einer nahen Zeit einen neuen Krieg mit Ihnen haben 
werden. Wir wollen ihn mit allen Bortheilen für uns führen. 

Ich lehnte mich, wie ich e8 mußte, gegen ſolche jungen auf. Ich fagte 
ihm, daß mir e8 ſchiene, daß er zwei wichtige Elemente ber Diefuffion vergefle. 
Auerft Europa, weldhes dieſe Forderungen übertrieben finden unb ſich ins Mittel 
legen könnte; dann Das neue Recht, ber Fortſchritt der Sitten, welche ſolchen 
Forderungen ganz antipathifch feien. Ich fügte hinzu, daß, was uns hetreffe, 
wir fie niemal® annehmen würden. Wir Lönnten als Nation untergehen, aber 
uns nicht entehren; übrigens jei das Land allein kompetent, um fi üher bie 
Abtretung von Gebiet auszusprechen. Wir zweifelten nicht am feiner Anficht, aber 
wir wollten es fonfultiren. Ihm gegenüber alfo befinde fi Preußen. Und um 
Har und deutlich zu fein, müffe man jagen, daß es, vom Sieg beraufcht, die 
Vernichtung Frankreichs wolle. 

Der Graf proteftirte, indem er immer die Bertheidigung ber uationalen 
Sicherheit vorfhüßte. Ich fuhr fort: „Wenn es Ihrerſeits kein Mißbrauch ber 
Gewalt ift, der geheime Abfichten verbirgt, fo geftatten Sie mir, die Berfammlung 
zufammentreten zu laffen; fie wirb eine definitive Regierung ernennen, welche 
Ihre Bebingungen beurtheilen wirb.” 

Um dieſes Projekt auszuführen — antwortete mir ber Graf — bebärfe 
es eines Waffenftillftiandes, und er wolle denſelben um keinen Preis. 

Die Unterrebung nahm einen immer peinliheren Verlauf. Der Abend 
kam beran. Ich verlangte von Herrn v. Bismard eine zweite Unterrebung zu 
Ferrieres, wo er die Nacht zubringen jollte, und Jeder ging feinen Weg. 

Da id meine Miffton bis zum Schluß erfüllen wollte, fo mußte ih auf 
mehrere der Fragen, welche wir behandelt hatten, zurüd- und zu Enbe kommen. 
Deshalb bemerkte ich dem Grafen, als ich gegen 9% Uhr Abends mit ihm wieder 
zufammentraf, daß, ba die Auskunft, welche ich von ihm haben wollte, für meine 
Regierung unb das Publikum beftunmt fei, ich zum Schluß unjere Unterrebung 
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refumiren werbe, um nur das zu veröffentlichen, worliber wir übereingelommen 
feien. „Geben Sie ſich biefe Mühe nit — antwortete er mir — ich gebe fie 
Ihnen ganz Preis; Ihrer Beröffentfihung fteht nichts entgegen.” Wir nahmen 
die Diekufflon wieder auf, bie bis Mitternacht dauerte. Ich bob befonbers bie 
Nothwendigkeit hervor, eine Berfammlung zu berufen. Der Graf ließ fih nad) und 
nach Überzeugen, unb fam auf ben Waffenftillftand zurüd. Ich verlangte 14 Tage. 
Bir disfutirten die Bedingungen. Er erklärte fih auf fehr unvollfländige Weile 
und behielt fih vor, den König zu confultiren. Deshalb verabſchiedete er mich 
anf den folgenden Tag um 11 Uhr. Ich Habe nur noch ein Wort zu fagaır; 
denn, indem ich biefe peinliche Erzählung mittheile, wirb mein Herz von allen 
Aufregungen zerrifien, welche es während ber 3 ſchrecklichen Tage gequält haben, 
and e8 drängt mid, zu Ende zu kommen. Ich war im Schloß zu Yerridres um 
11 Uhr Morgens. Der Graf trat um 11%, Uhr aus den Appartements bes 
Könige, und ich vernahm von ihm die Bebingungen, welche er an ben Waffenſtill⸗ 
fand knüpfte. Sie waren in einem in beuticher Sprache gefchriebenen Texte 
niedergelegt, von welchem er mir mündlich Mittheilung machte. Er verlangte 
als Pfand bie Beſetzung von Straßburg, Toul und Pfalzburg, und ba ich am 
Tage vorher gejagt, daß die Verſammlung in Paris zufammentreten follte, fo 
wollte er in biefem Kalle ein Fort, welches bie Stabt beberriche, 3. B. das bes 
Mont Balerien. 

Ich unterbradh ihn, um ihm zu fagen: „Es wäre viel einfacher, Paris von 
uns zu verlangen. Wie, wollen Sie, daß eine franzöfiihe Verſammlung unter 
Ihren Kanonen beratbe? Ich hatte die Ehre, Ihnen zu fagen, daß ich meiner 
Regierung unfere Unterhaltung mittheilen werbe; ich weiß wahrlich nicht, ob ich 
wagen werde, zu fagen, daß Sie mir eine ſolche Propofition gemacht haben.“ 

„Suden wir eine andere Kombination,” erwiberte er mir. Ich ſprach ihm 
von dem AZufammentritt der VBerfammlung in Tours, ohne daß man nad ber 
Seite von Paris ein Pfand nehme. 

Er jchlug mir vor, mit dem Könige barüber zu ſprechen, und, auf die Be- 
(Kung von Straßburg zurückkommend, fügte er hinzu: die Stabt wirb in unfere 
dinde fallen; das ift nur noch Sache der Berechnung eines Ingenieurs. Des» 
un verlange id auch von Ihnen, daß die Garnijon fih als kriegsgefangen 
üßergebe. 

Bei diefen Worten [prang ich vor Schmerzen in die Höhe und rief aus: 
„Sie vergeffen, daß Sie zu einem Franzoſen fprechen, Herr Graf! Eine helden⸗ 
müthige Beſatzung opfern, welche der Gegenftanb von unferer unb aller Welt 
Bewunderung ift, wäre eine Feigheit und ich verfpreche Ihnen nicht, zu fagen, 
daß Sie mir eine ſolche Bedingung geftellt haben.“ 

Der Graf antwortete mir, baß er nicht die Abſicht habe, mich zu verlegen, 
daß er fih nach den Gejetten des Krieges richte, daß Übrigens, wenn der König 
eimmlige, biefer Artikel modiflzirt werden könne. 

ah einer Biertelftunde kehrte er zurid. Der König acceptirte die Com⸗ 
Bination von Tours, aber er beftand darauf, daß ſich bie Befagung von Straf- - 
burg als kriegsgefangen ergebe. 

Meine Kräfte waren erſchöpft und ich fürdhtete einen Augenblid lang, zu⸗ 
jemmen zu finten. Ich wandte mid ab, um bie Thränen zu verfchluden, bie 
mid erflidten, und indem ich mich wegen biejer unfreiwilligen Schwäche ent- 
ſchuldigte, verabſchiedete ich mich mit diefen einfachen Worten: „Ich habe mich 
getänfht, Herr Graf, indem ich hierher kam; ich bereue e8 nicht, ich habe genug 
gelitten, um mich vor mir ſelbſt zu entfchuldigen; übrigens habe ich nur bem Ge- 
fühle meiner Pflicht geborcht. Ich werde Alles, was Sie mir gejagt haben, 
meiner Regierung berichten, und wenn biefelbe für paflend hält, mich abermals 
zu Ihnen zu fchiden, fo werbe ich, wie ſchmerzlich mir auch dieſer Schritt fein 
möge, die Ehre haben, Sie wieber zu fehen. Ich weiß Ihnen Dank für Ihr 
Vohlwollen gegen mich, aber ich fürchte, ba wir den Greigniffen ihren Lauf 
lafſen müffen. Die Bevölkerung von Paris ift muthig und zu allen Opfern bereit, 
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Ihr Helbenmuth lann den Bang ber Ereiguiffe ändern. Wenn Sie bie Ehre 
haben, fie zu befiegen — unterwerfen werben Sie dieſelbe nicht. Die ganze 
Nation ift von berieben Geſinnung. So lange wir in ihr ein Element bes 
Widerſtandes finden, werben wir Sie befümpfen. Es ift dies ein enblofer Kampf 
zwiichen zwei Böälfern, weiche fi Die Hände reichen jollten. Ich hatte eine andere 
Löſung gehofft. Ich entferne mic ſehr unglüdlih und dennoch voll Hoffnung.” 

Ich füge dieſer durch fich felbft zu berebtjamen Darftelung nichts hinzu. 

Sie erlaubt mir die Schlußfolgerungen zu ziehen und Ihnen zu fagen, 
weiche in meinen Augen bie Tragweite jener Beſprechungen ifl. Ich verlangte 
die Möglichkeit, das durch eine freigewählte Berfammlung vertretene Frankreich 
zu fragen, man bat mir geanttoortet, indem man mir bas faubinifche Joch zeigte, 
unter welchem es fih zuvor beugen müfle. Ich Mage Niemanden an. be» 
ſchränke mid darauf, bie Thatjache zu erhärten, um fie meinem Lande und 
Europa zu fignalifivren. Ich habe Iebhaft ven Frieden gewünſcht, ich verhehle es 
nicht, und indem ich brei Tage lang den Jammer unjerer unglücklichen Länder 
fab, fühlte ich in mir biefe Liebe zum Frieden zunehmen mit einer folden Macht, 
daß ich meinem Muthe Gewalt anthun mußte, um auf ber Höhe meiner Milfion 
u bleiben. 

’ Ich babe nicht weniger einen Waffenſtillſtand gewünſcht, ich geftebe auch 
dies ein, damit das Volk Über bie fürchterliche Lage, bie das Geihid uns flellt, 
befragt werben koͤnne. 

Sie kennen jetzt die Borbebingungen, die man uns auferlegen möchte. So 
war ich, und waren Sie ohne Berathung einftimmig der Anficht, daß man beren 
Demlthigung zurüdweijen müfje. Ich bin von ber Ueberzengung burchbrungen, 
daß ungeachtet ver Leiden, welche es erbulbet unb noch vorherjieht, das entrüftete 
Frankreich unfern Entſchluß theilt, unb ich habe geglaubt, von feinen Anſchauungen 
infpirirt zu fein, ale ich diefe, bie Verhandlung fchließende Depeiche an Herrn 
v. Bismard nieberichrieb: 

Herr Graf! Ich habe meinen Eollegen ber Regierung ber nationalen Ber- 
tbeibigung die Erklärungen, welche Ew. Excellenz mir hat geben wollen, getreu 
dargelegt. Ich bebaure, Ew. Excellenz mittheilen zu müſſen, daß die Regierung 
Ihre Vorſchläge nicht annehmen kann. Sie würde einen Waffenſtillſtand an« 
nehmen zu dem Zwede ber Wahl und ber Bereinigung einer Nationalverfammlung. 
Allein fie kann die Bedingungen nicht unterfchreiben, welche Ew. Ercellenz bie- 
ſelbe unterwirft. Was mich betrifft, fo bin ich mir bewußt, Alles gethan zur 
haben, damit das Blutvergießen aufhöre und ben beiden Nationen der Friebe 
wieber gegeben werbe, für die er eine große Wohlthat fein würbe. Ich weiche nur 
zurüd vor einer gebieteriihen Pflicht, bie mir vorfchreibt, nicht die Ehre meines 
zum energicen iderſtande entfchloffenen Landes zu opfern. Ich fchließe mich 
ohne Rüdhalt diefem Wunſche, jo wie bem meiner Kollegen an. Gott, welcher 
uns richtet, wird über unfere Geſchicke entſcheiden. Ich vertraue auf feine Ge⸗ 
rechtigkeit. Ich habe die Ehre, Herr Graf, zu fein Ihr ganz ergebener und ge- 
horſamſter Diener. 

21. September 1870. Jules Favre. 


Ich habe Alles geſa t, meine lieben Collegen, und Sie werden, wie ich, 
glauben, daß, wenn ich keinen Erfolg hatte, meine Miſſion doch nicht durchaus 
ohne Nutzen war. Sie hat bewieſen, daß wir uns getren geblieben ſind. Wie 
in den erſten Tagen, verwerfen wir einen von uns zum Voraus mißbilligten 
Krieg, wie in den erſten Tagen nehmen wir ihn aber lieber an, als daß wir uns 
entehren ſollten. Wir haben noch mehr gethan: wir haben die Zweideutigkeit 
vernichtet, in welche Preußen ſich einhüllte, und welche zu zerſtreuen Europa uns 
nicht beiſtand. Indem es unſeren Boden betrat, hat es der Welt ſein Wort ge⸗ 
geben, daß es Napoleon und feine Soldaten angreife, aber daß es die Nation 
reſpeltire. Wir wiſſen heute, was davon zu halten iſt. Preußen verlangt drei 
unſerer Departements, zwei Feſtungen, die eine von 100, die andere von 
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65,000 Einwohnern, 8 bis 10 andere, ebenfalls befefligte Städte. Es weiß, daß 
bie Benöllerungen, bie e8 von uns nehmen will, es zurüdftoßen, es bemädhtigt 
ih derſelben nichtsbeftoweniger, indem es die Schneide feines Säbels den Pro- 
teflationen ihrer Bürgerfreiheit und ihrer moralifhen Würbe entgegenhält. Der 
Nation, welche in bie Lage zu kommen verlangt, Ai zu berathen, jchlägt e8 bie 
Garantie ber anf den Mont Balerien aufgeftellten Mörſer vor, welde ben 
Eigungsfaal beſchützen follen, in welchem unjere Deputirten abzuflimmen haben. 
Das iſt es, was wir wiflen, unb was ich autorifirt bin, Ihnen zu jagen. Möge 
bes Land uns hören, möge es aufflehen, um uns zu verleugnen, wenn wir ihm 
rathen, bis aufs Aeußerfte zu wiberfteben, ober mit uns biefe legte und ente 
ſcheidende Prüfung zu ertragen. Paris iſt dazu entichloffen. Die Departements 
srganifiren ſich und eilen berbei, um uns zu unterftügen. Das legte Wort iſt 
noch nicht 1; in biefem Kampfe, in dem jetzt die Gewalt über das Recht 
herſtürzt. Es hängt von unferer Ausbauer ab, daß e& ber Gerechtigkeit unb ber 
Freiheit angehöre. Genehmigen Sie, Tiebe Kollegen, bie brüderfchaftlihe Hulbi- 
gung meiner unveränberlicden Ergebenheit. 

Baris, 21. September 1870. 
Der Bice- Präfident der Regierung der National» Bertheibigung. 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Jules Favre.“ 


III. 
Circular⸗Depeſche des Grafen von Bismard an die 
Vertreter des norddeutichen Bundes. 


Ferridres, den 27. September 1870. 

„Der Bericht, melden Herr Jules Favre über feine Unterredungen 
mt mir am 21.d. M. an feine Collegen gerichtet hat, veranlaßt mic, 
En..... über die zwiſchen uns ftattgefundenen Verhandlungen eine 
ittgeilung zugeben zu Tafien, welche Sie in den Stand fegen wird, ſich 
von dem Verlaufe derjelben ein richtiges Bild zu machen. 

Im Allgemeinen läßt ſich der Darftellung des Herrn Jules Fapre 
die Anerkennung nicht verfagen, daß er bemüht geweſen ift, den Hergan 
der Sadye im Ganzen richtig wiederzugeben. Wenn ihm dies nicht übera 
elungen ift, jo ift dieß bei der Dauer unferer Unterredungen und ben 
mfländen, unter welchen fie ftattfanden, erflärlih. Gegen die Geſammt⸗ 
Tendenz feiner Darlegung kann ich aber nicht unterlaffen zu erinnern, 
daß nicht die Frage des Friedensſchluſſes bei unferer Beſprechung im 
Sordergrunde fland, fondern die des —— £ welcher jenem 
poraußgehen follte. In Bezug auf unfere Yorderungen für den päteren 
Abſchluß des Friedens habe ich Herrn J. Favre gegenüber ausdrüdlich 
conftatirt, daß ich mich über die von uns beanfprudhte Grenze erſt dann 
erflären würde, wenn das Prinzip der Landabtretung von Brantreih übers 
haupt öffentlich anertannt fein würde. Hieran anknüpfend, ift die Bildung 
eines neuen Mofels Departements, mit den Arrondijjement® Saarburg, 
Ehätean- Salin®, Saargemünd, Mes und Thionville, als eine Organı- 
ſation von mir bezeichnet worden, welche mit unjeren Abfichten zu⸗ 
ſammenhänge. Keineswegs aber habe ich darauf verzichtet, je nach den 
Opfern, welche die Fortfegung des Krieges uns in der Folge aufer- 
— wird, anderweitige Bedingungen für den Abſchluß des Friedens zu 

n. 
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Straßburg, welches Herr Favre mich als den Schlüffel des Hauſes 
bezeichnen läßt, wobei es ungemwiß bleibt, ob unter legterem Frankreich 
gemeint if, wurde von mir außdrüdlich als der Schlüffel unjeres Haufes 

ezeichnet, defien Befig wir deshalb nicht in fremden Händen zu laflen 
wünfchten. 

Unfere erfte Unterredung im Schloſſe Haute Maiſon bei Montry 
hielt fich überhaupt in den Grenzen einer academifchen Beleuchtung von 
Gegenwart und Vergangenheit, deren fachlicher Kern fich auf die Erklärung 
des Herren J. Favre befchräntte, jede mögliche Geldfumme (tout l’argent 
que nous avons) in Ausficht zu ftellen, Randabtretungen dagegen ablehnen 
zu müflen. Nachdem ich legtere als unentbehrlich bezeichnet hatte, erflärte 
er bie Sriedensunterhandlungen als ausſichtslos, wobei er von der Anficht 
ausging, daß Landabtretungen für Frankreich erniedrigend, ja fogar ent- 
ebrend fein würden. 

Es gelang mir nicht, ihn zu überzeugen, daß Bedingungen, deren 
Erfüllung Frankreich von Italien erlangt, von Deutfchland gefordert babe, 
ohne mit einem der beiden Länder im Kriege BE dk zu fein, Bedingungen, 
welche Frankreich ganz zweifellos uns auferlegt aben würde, wenn wir 
befiegt worden wären, und welche das Ergebniß fat jeden Krieges auch 
ber neueften Zeit geweſen wäre, für ein nad) tapferer Gegenwehr befiegtes 
Land an fi) nichts Entehrendes haben könnten, und daß die Ehre Frank⸗ 
reichs nicht von anderer Befchaffenheit fei, als diejenige 
aller anderen Ränder. Ebenjowenig fand ich bei Herrn Favre dafür 
ein Verftändniß, daß die Ritdgabe von Straßburg bezüglich des Ehren- 
punktes Teine andere Bedeutung als die von Yandau oder Saarlouis haben 
würde, und daß die gewaltthätigen Eroberungen Ludwigs XIV. mit der 
Ehre Frankreichs nicht fefter verwachſen wären, als diejenigen der erften 
Republik oder des erften Kaiferreiche. 

Eine praltiichere Wendung nahmen unfere Beiprehungen erft in 
Ferridres, wo fie fich mit der Trage des Waffenftillitandes befchäftigten 
und durch diejen ausſchließlichen Inhalt ſchon die Behauptung widerlegen, 
daß ich erklärt hätte, einen Waffenftillftand unter feinen Umftänden zu wollen. 
Die Art, in weldher Herr Favre mir die Ehre erzeigt, mich mit Bezug 
auf diefe und andere ragen als jelbftredend einzuführen („il faudrait 
un armistice, et je n'en veux & aucun prix* und Xehnliches), nöthigt 
mid zu der Berichtigung, daß Wi in dergleihen Unterredungen mi 
niemal3 der Wendung bedient babe oder bediene, daß ich —ã 
Etwas wollte oder verſagte oder bewilligte, ſondern ſtets nur von den 
Abſichten und Forderungen der Regierungen ſpreche, deren Geſchäfte ich 
zu führen habe. 

Als Motiv zum Abſchluß eines Waffenſtillſtaudes wurde in dieſer 
Unterredung beiderſeits das Bedürfniß anerkannt, der franzöſiſchen Nation 
Gelegenheit zur Wahl einer Vertretung zu geben, welche allein im Stande 
fein würde, die Legitimation der gegenwärtigen Regierung fo weit zu er« 
gänzen, daß ein völferrechtlicher Abfchluß des Friedens mit ihr möglich 
würde. Ich machte darauf aufmerkſam, daß ein Waffenftilftand für eine 
im fiegreihen Yortfchreiten begriffene Armee iebergeit militairiiche Nachtheile 
mit fi bringe, in diefem Falle aber für die Bertbeidigung Frankreichs 
und für die Reorganifation feiner Armee einen ſehr wichtigen Zeitgewinn 
darftelle, und daß wir daher einen Waffenftilftand nicht ohne militatrifches 
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Aequivalent gewähren Tönnten. ALS ein folches bezeichnete ich die Uebergabe 
der Feſtungen, welche unjere Verbindung mit Deutfchland exfchwerten, 
weil wir bei der Verlängerung unferer Berpflegungsperiode durch einen 
dazwiſchen treteuden Waffenftilitand eine Erleichterung diefer Verpflegung 
ald Borbedingung deflelben erlangen müßten. Es handelte fich dabei um 
Straßburg, Toul und einige Heinere Pläge. In Betreff Straßburgs machte 
ih geltend, daß die Einnahme, nachdem die Krönung des Glacis vollendet 
fei, in kurzer Zeit ohnehin bevorftehe, und wir deshalb der militairiſchen 
Situation entſprechend hielten, daß die Befagung ſich ergebe, während die 
der übrigen Feſtungen freien Abzug erhalten würden. — Cine weitere 
Ihwierige Frage betraf Paris. Nachdem wir dieſe Stadt vollftändig einge- 
ſchloſſen, konnten wir in die Deffnung der Zufuhr nur dann willigen, 
wenn die dadurch ermöglichte neue Verproviantirung des Platzes nicht 
unfere eigene militairiiche Poſition ſchwächte und die demnächftige Frift 
für da8 Ausbungern des Plates binausrüdte. Nach re mit den 
militairiſchen Autoritäten ftellte ich daher auf Allerhöchften Befehl Sr. Ma- 
jeftät des Königs in Bezug auf die Stadt Paris fchlieglich folgende Al- 
ternative auf: 

Entweder die Pofition von Paris wird uns durch Uebergabe eines 
dominirenden Theil® der Feſtungswerke eingeräumt; um diejen ‘Preis find 
wir bereit, den Verkehr mit Paris vollftändig preiszugeben und jede Verpro⸗ 
viontirung der Stadt zuzulaflen. 

Oder die Pofition von Paris wird uns nicht eingeräumt; alsdann 
kömen wir auch in die Aufhebung der Abfperrung nicht willigen, fondern 
müflen die Beibehaltung des militairifhen status quo vor Paris dem 
Waffenſtillſtand zu Grunde legen, weil fonft legterer für uns lediglich die 
Folge hätte, daß Paris ung nach Ablauf des Waffenftiliftandes neu ver- 
proviantirt und gerüftet gegenüberftehen würde. 

Herr Favre lehnte die erfte Alternative, die Einräumung eines 
TDeils der Befeftigungen enthaltend, eben fo beftimmt ab, wie die Bedins 
gimg, daß die Beſatzung von Straßburg friegsgefangen fein ſollte. Das 
gegen verjprach er, über die zweite Alternative, welche den militairifchen 
status quo vor Paris aufrechthalten follte, die Meinung feiner Collegen 
in Paris einzuholen. 

Das Programm, welches Herr Favre als Ergebniß unſerer Unter 
redungen nach Paris brachte und welches dort vermorfeu worden ift, ents 
bielt demnach über künftige Friedensbedingungen gar nichts, wohl aber die 
Benilligung eines Waftenftillftandes von 14 Tagen bi drei Wochen zum 
Bebuf der Wahl einer Nationalverfammlung unter folgenden Bedingungen: 

1) In und vor Paris Aufrechthaltung des militairiſchen status quo. 
2) In und vor Metz Fortdauer der Yeindjeligkeiten innerhalb eines 
näher zu beftimmenden, um Metz gelegenen Umkreiſes. 
3) Uebergabe von Straßburg mit Kriegsgefangenſchaft der Bejagung; 
von Zoul und Bitſch, mit freiem Abzug derielben. 
glaube, unfere Ueberzeugung, daß wir damit ein fehr entgegen» 
lommendes Anerbieten gemacht haben, wird von allen neutralen Cabinetten 
gebeit werden. — Wenn die franzöfifche Regierung die ihr gebotene Ge⸗ 
genheit zur Wahl einer Nationalverfommlung au innerhalb ber von 
md occupirten Theile Frankreichs nicht hat benugen wollen, jo bekundet 
fie damit ihren Entſchluß, die Schwierigkeiten, in welchen fie fi einem 
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völferrechtlichen Abſchluß des Friedens gegenüber befindet, aufrecht zu er 
balten und die öffentliche Dleinung des franzöfiihen Volkes nicht hören zu 
wollen. Daß allgemeine und freie Wahlen im Sinne des Friedens außs 
gefallen fein würden, tft ein Eindrud, der fi) uns hier aufdrängt und 
und aud den Machthabern in Paris nicht entgangen fein wird. 

En..... erfuche ich ergebenft, den gegenwärtigen Erlaß gefälligft zur 
Kenntniß der dortigen Regierung zu bringen. 

v. Bismard,“ 


Nah dem Scheitern der Waffenftillftandsverhandlungen. 


20. September. Proclamation ber Parifer Regierung. 


„Franzöſiſche Republik. Regierung der nationalen Vertheidigung. 

Man bat das Gerücht verbreitet, daß die Regierung ber nationalen Ver⸗ 
theidigung daran denke, die Politik aufzugeben, in Folge deren fie auf ben Poften 
ber Ehre und der Gefahr geftellt wurde. Diefe Politik ift bie, welche fi in 
folgenden Ausdrücken formulirt. Weder einen Zoll unferes Territorinns, nad 
* Stein unſerer Feſtungen. Die Regierung wird fie bis zu Ende aufrecht 
erhalten. 

Gegeben im Hotel de Bille am 20. September 1870. 


General Trochn. Emanuel Arago. Jules Favre. Gambetta. 
®. Picard. Rochefort. Jules Simon. General Le Flo. 
Magnin. Dorian.” 


24. September. Broclamation ber Regierung in Tours. 


„an Srankreih! Bor ber Eernirung von Paris bat Herr Iules Favre 
ben Grafen Bismard befuhen wollen, um bie Abfichten bes Feindes fennen zu 
lernen. Folgendes ift die Erklärung des Feindes: Preußen willden Krieg 
fortfegen und Frankreich auf den Stand einer Macht zweiten 
Ranges herabſetzen. Preußen wil Elſaß und Lothringen bis Met kraft 
Eroberungsredt. Für die Gewährung eines Waffenftillftandes wagt Preußen bie 
Mebergabe von Straßburg, von Toul und vom Mont Balerien zu fordern. Das 
erbitterte Paris würbe fih eher unter feinen Trümmern begraben. Auf fo un⸗ 
verfhämte Anſprüche antwortet man nur durch den Kampf bis aufs 
Aeußerfte. Frankeih nimmt diefen Kampf auf und rechnet auf alle feine 


Kinder.“ Die delegirten Mitglieder der Regierung: 
Eremieur, Slais-Bizoin, Admiral Fourichon.“ 


8. Oltober. Broclamation ber Regierungsbelegation in Tours. 


„Franzoſen! Am 8. September richtete bie in Paris verweilenbe Regierung 
an Frankreich folgende Worte, die wir heute zu wieberbolen verpflichtet find: 

„Europa muß aufgellärt werden; es ift nötbig, daß es durch unbeftreitbare 
Zeugniſſe davon Kenntniß nimmt, daß das ganze Land mit uns ifl. Der Er- 
oberer muß auf feinem Wege nicht allein bem Hinderniß einer immenfen Stadt, 
bie eher zu fterben als fi zu ergeben entichloffen ift, begegnen, ſondern auch 
einem ganzen, gerüſtet und organiſirt daſtehenden Volle, einer Verſammlung 
endlich, die überallhin, jedem Unglück zum Trotz, das Leben und die Seele des 
Baterlandes tragen kann.“ 

Dieſer Inſpiration unſeres Herzens, bie ben öffentlichen Gedanken wieder⸗ 
ſpiegelte, war ein Dekret hinzugefügt, welches die Wahlbezirke zum Zwecke ber 
Wahl einer Eonftituirenden Nationalverfammlung auf Sountag, ben 16. Dftober, 
zufammenberief. 
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Ihr wißt, baß bie Berufung bann auf einen früheren Tag, auf ben 
2. Oltober feftgefetst wurbe. Die Regierung hatte geglaukt, baß unfer theurer 
Iules Faore, indem er bei feinem patriotiihen Beſuche beim Könige von 
Preußen ſich auf ein Geſetz ftültte, welches ben Tag, an weldem das ganze Voll 
feinen Willen kundgeben foll, vorbatirte, dem Feinde das Vertrauen einflößen 
würbe, welches bie Loyalität unferer Nation erheifcht unb dem Mitgliebe ber 
durch Die Alklamation bes Volkes von Paris eingefetten und von allen unfern 
Nittärgern freubig begrüßten Regierung einen ihm gebührenden ebrenvollen 
Empfang ficherte. 

Es war fein Grund mehr fürden Kampf zwiſchen zwei großen 
Nationen vorhanden; gan Europa wußte aus unferen Debatten im geſetz⸗ 
ebenden Körper, daß alle Mitglieder der Regierung der nationalen Vertheidigung 
Hi biefem unbeiloolfen Kriege wiberjegt hatten, ber nur im dynaſtiſchen Inter⸗ 
effe durch ben flrafbaren Ehrgeiz eines Despoten beichloffen worden war. Der 
König von Preußen hatte feinen Feind zu belämpfen, nachdem von beiden Theilen 
in biefem Rieſenkampfe fo viel Heldenmuth gezeigt war. 

Während aber das Mitglied der Regierung ber Nationalvertbeibigung von 
bem preußifhen Minifter mit allen feinem Charakter und feinem Rufe geziemen- 
ben Rüdfihten empfangen. wurbe, babt Ihr mit fchmerzliher Entrüftung bie 
PBropofitionen bes Herm von Bismard vernommen. Paris, verzweifelt und 
duch eine Belagerung bebroht, burfte mur an feine Vertheidigung denken, b. h. 
en bie Bertheidigung ber Hauptftabt der civilifirten Welt; feine unerichrodenen 
Bürger verlangten Waffen, um fich zu fchlagen, und nicht Urnen zur Abftimmung. 
Die Wahlen wurben vertagt und das beftürmte Paris zeigt uns täglich einen 
energiſchen Soldaten in jedem feiner Bürger, bie Alle mit gleicher Hingebung 
die Regierung ber Nationalvertheibiguung umgeben. 

Uns ift bie Ehre zu Theil geworben, bie Regierung zu repräfentiren, bie 
in biefem Augenblide fih nicht an Frankreich, den Gegenſtand unferer Verehrung, 
wenden lann. 

In ihrem Namen und in unjerem eigenen forbern wir jett unjere Mit- 
bürger zur Vornahme des wichtigfien Altes des republilanifchen Lebens auf. 
Das allgemeine Stimmmecht ſpreche fih aus, ber Bolfswille werde befannt und 
Ionftatirt, eine Tonftituirende Nationalverfammlung trete zuſammen! Möchten 
doh vor dem Tage, zu welchem bie republifanifche Regierung bie VBerfammlung 
berufen wird, bie Ereigniffe und ber Muth der Parifer bie Befreiung herbeiges 
führt haben! Wenn wir noch kämpfen müffen, fo möge die Verſammlung felbft 
der Armee, bie Baris befreien wird, den Hauch des Patriotismus und der Ehre, 
die das Ganze befeelt, einflößen. Möge ber Feind in ber That das ganze fran- 
söfiihe Boll wie Einen Dann gegen ben fremben Einbringling, ber in unfer 
theures Baterland eingebrochen ift, marſchiren ſehen. 

Bürger, ihr begreift bie Bebeutung der bevorfiehenben Wahlen. Die voll- 
fänbigfte Freiheit ift Euch gelaffen; keine Autorität wird Eurem Willen Gewalt 
anthun, bıe öffentliche Verachtung bat die offiziellen Kanbibaturen gebranbmarft. 
Berathet Euch während der vierzehn Tage, bie dem Wahltermin vorhergehen. 
Rein Tumult, keine ſtürmiſchen Vereinigungen! Niemals, zu feiner Zeit ber 
Geichichte der Völker, war die Lage eine ernftere und feierlichere. Frankreich wird 
auf Der Höhe der Geichide ſtehen, die fein Votum feftftellen foll. 

Mit einem fchmerzlihen Bebauern für unjere Mitbürger, bie ber Feind 
bebrängt, werben ſich die Repräſentanten noch mehr ihrer ruhmvollen Pflichten 
erinnern, bie fie zu erfüllen haben, nicht nur in ihrem Namen, ſondern auch 
Namens der Abweſenden, bie, inbem fie eine Gewalt nicht ausüben können, bie 
in ihren Händen fo gut aufgehoben wäre, biejelbe denen anvertrauen, bie von 
ihren Mitbürgern al® die würbigften erflärt werben.“ 
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Weitere Erflärungen der prenfifchen Regierung. 
1. Oftober. Circular⸗Depeſche des Grafen von Bismard über 
die Proclamation der Regierung in Tour. 


Serrieres, den 1. Oftober 1870. 


„Den Zeitungen zufolge ift von Seiten der fi in Tours aufhaltenden 
Abtheilung der —— Regierung eine amtliche Bekanntmachung er⸗ 
laſſen, laut deren der Unterzeichnete dem Herrn Favpre erklärt haben ſoll, 
„Preußen wolle den Krieg —* und Frankreich auf den Stand einer 
Macht zweiten Ranges zurückführen“. Wenn auch eine ſolche Aeußerung 
nur in den Kreiſen auf eine Wirkung berechnet ſein kann, welche weder 
mit der üblichen Sprache internationaler Verhandlungen, noch mit der 
Geographie Frankreichs näher bekannt ſind, ſo veranlaßt mich doch der 
Umſtand, daß jene amtliche Bekanntmachung die Unterſchrift der Herrn 
Crémieur, Glais⸗-Bizoin und Fourichon trägt, und daß dieſe Herren 
der jegigen Negierung eine großen europäijchen Reichs angehören, zu 
dem Erfuchen, daß Ew. ... diefelbe einer Beleuchtung in Ihren gejchäftlichen 
Beiprehungen unterziehen wollen. 

In meinen Unterredungen mit Herrn Favre ift die Frage der 

Griedensbedingungen überhaupt nicht bis zur geſchäftlichen Behandlung 
ediehen, und nur auf feinen wiederholten Wunſch habe ich dem franzöfijchen 
—** dieſelben Gedanken, welche den Hauptinhalt meines Rundſchreibens 
d. d. Meaux, den 16. September, bilden, in allgemeinen Umriſſen mit⸗ 
etheilt, darüber hinausgehende Forderungen aber bisher nach Feiner 
Sichtung bin geftellt. Die danach von ung erfirebte Abtretung von 
Straßburg und Met bedingt in ihrem territorialen Zufammen» 
hbange eine Berminderung des franzöjifhen Gebietes um 
einen Fläheninhalt, welher der Bermehrung defjelben durd 
Savoyen und Nizza ziemlich gleich fommt, die Bevölkerung dieſer 
von Stalien erworbenen Landestheile aber um etwa 7; Millionen über- 
trifft. Wenn man fih nun vergegenmwärtigt, daß Frankreich nad dem 
Cenſus von 1866 ohne Algerien über 38 Diillionen, und mit Algerien, 
welches egenmärtig In einen wefentlichen Theil der franzöfiichen Streit. 
fräfte liefect, 42 Millionen Einwohner zählt, fo liegt auf der Hand, 
daß eine Verminderung von 7. Millionen der letteren an der Be- 
deutung Sranfreih8 dem Auslande gegenüber nichts ändert, 
diefem großen Reiche vielmehr diejelben Elemente der Machtfülle läßt, 
durch deren Befi e3 im orientaliichen, wie im italienifhen Kriege einen 
jo entjcheidenden Einflug auf die Geſchicke Europas auszuüben im 
Stande war. 

Diefe wenigen Andeutungen werden genügen, um den Ueber» 
treibungen der Proflamation vom 24. d. M. die Logik der Thatſachen 
fiegreich entgegenzuftellen. Ich füge nur noch Hinzu, daß ich auch Herrn 
Favre in unjeren Beiprechungen auf dieje Geſichtspunkte ausdrücklich auf- 
merkſam gemacht habe und daher, wie Ew..... auch ohne meine Ver⸗ 
fiherung überzeugt fein werden, weit entfernt geweſen bin von jeder ver⸗ 
legenden Hindeutung auf die Folgen des gegenwärtigen Krieges für Frank⸗ 
reichs zukünftige Weltftellung.* Ä 
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Der diplomatifche Verkehr mit Paris. 


26. September. Rundfchreiben des Staatfecretaird von Thile. 


„Nachdem die franzöſiſchen Machthaber den Waffenftillftand abgelehnt 
und Paris zum Schauplage des Krieges gemacht haben, und nachdem 
eme anerfannte Regierung in Paris nicht befteht, auch die faktifche dem 
Bernehmen nad nad) Tours verlegt ift, beehrt fich der Unterzeichnete 
En..... ganz ergebenft zu benachrichtigen, daß die Sicherheit des Ber- 
tehr8 nach, aus und in Bari nur noch nad Maßgabe der militärifchen 
Ereignifje befteht.“ 


20. Dftober. Rundichreiben des Grafen von Bidmard. 


„Mein Herr! Ich hatte die Ehre, den Brief vom 6. October zu em» 
pfangen, worin mir die noch in Paris wohnenden Mitglieder des Diplo» 
matithen Corps haben anzeigen wollen, daß es ihnen unmöglich werde, 
die officiellen Beziehungen mit ihren reſp. Regierungen zu unterhalten, 
wenn die Bedingung, daß nur offene Depefchen an diefelben gerichtet werden 
fönnen, feftgehalten wiirde. 


Als die Yortdauer der Belagerung von Paris durch die Verweigerung 
eines Waffenftillftandes non Seiten der rangöfilhen Regierung unauds 
weihlih gemacht wurde, benadhrichtigte die Regierung des Königs aus 
äigenem Antrieb durch eine Lircularnote des Staats» Secretaird von Thile 
vom 26. September die in Berlin accreditirten Agenten der neutralen 
Mächte, daß die Freiheit des Verkehrs mit Paris nur in fo meit beftehe, 
als die militatrifchen Borgänge e8 erlaubten. Am nämlichen Tage empfing , 
ih in Ferridres eine Mittheilung des Hrn. Minifterd des Aeußern der 
Regierung der Nationalvertheidigung, die mir den vom diplomatifchen 
Corps ausgedrüdten Wunſch anzeigte, ermächtigt zu werden, jede Woche 
einen Courier mit Depejchen an ihre Regierungen abzufenden, und ich 
fand nicht an, in Mebereinftimmung mit den nad dem internationalen 
Recht aufgeftellten Regeln eine Antwort zu geben, die von den Erforder- 
niffen der militairiſchen Lage dictirt war. Die gegenwärtigen Inhaber 
der Gewalt haben es für angemeffen gehalten, den Sig ihrer Regierung 
innerhalb der Befeftigungen von Paris aufzufchlagen, und dieſe Stadt 
und ihre Umgebung Ri Kriegsihauplag zu wählen. Wenn Mitglieder 
des diplomatischen Corps bei der früheren Regierung fich entjchloffen 
baben, mit der Megierung der Nationalvertheidigung die mit dem Aufent- 
halt in einer belagerten Feſtung unzertrennliden Widermärtigfeiten zu 
theilen, fo fällt die Berantwortlichkeit hierfür nicht der Negierung des 
Königs zu. 

Welches auch unfer Vertrauen fei, daß die Unterzeichner des Briefes 
vom 6. October in den an ihre Regierungen gerichteten Mittheilungen fich 
perfönlich den Perbinduichieinen zu unterziehen wiffen werden, welde 
ihre Gegenwart in einer belagerten Feſtung nad) den Regeln des Kriegs» 
rechts diplomatischen Agenten auferlegen kann, fo muß man doch der Mög» 
Ückeit Rechnung tragen, daß ihnen die Wichtigfeit gewiſſer Thatſachen 
dom militairifchen Gefichspuntte aus entgehen könnte. Es ift überdies 
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Mor, daß fie außer Stande feien, und die nämlihe Garantie für bie 
Doten zu geben, die fie verwenden müßten, und die wir genöthigt wären, 
durch unfere Linien Hin- und hergeben zu laffen. 
Es bat fih in Paris ein Auftand der Dinge gebildet, zu dem die 
neuere Gefchichte unter dem Geficht3punfte des internationalen Rechts 
feine zutreffende Analogie bietet. Eine Regierung im Kriege mit einer 
Macht, welche diefelbe noch nicht anerkannt bat, hat ſich in eine belagerte 
Feſtung eingejchloffen und fieht ſich von einem Theile der Diplomaten ums» 
eben, die da bei der früheren Regierung accreditirt waren, an deren Stelle 
ih die Regierung der National» Bertheidigung geſetzt hat. Angeſichts 
einer jo unregelmäßigen Rage wird es ſchwer Tin, auf Grundlage des 
Völkerrechts Regeln aufzuftellen, die unter jedem Öefichtöpuntt al8 unbe: 
ftreitbar erfcheinen. Ich glaube hoffen zu dürfen, daß J. Exc. die Richtig⸗ 
feit diefer Bemerkungen nicht verfennen und die Betrachtungen würdigen 
werde, die mich zu meinem lebhaften Bedauern hindern, dem in Ihrem 
Briefe vom 6. October ausgedrüdten Wunfche Sog: zu geben. 
Wenn übrigens die Unterzeichner die Nichtigkeit nicht glaubten zus 
eben zu können, fo werden fich die Regierungen, die fie in Paris vertreten 
—* und denen ich unverzüglich von der mit Ihnen ausgetauſchten Cor⸗ 
reſpondenz Mittheilung machen werde, ihrerſeits mit der Regierung des 
Königs in Verbindung fegen, um die Yragen des Völkerrecht zu prüfen, 
die ſich an die anormale Pofition knüpfen, welche die Ereignifje und die 
gel der Regierung der National» Bertheidigung in Paris gejchaffen 
aben.“ 


23. September. Kapitulation von Zoul. 
28. September. Fall von Straßburg. 


Die Wiedervereinigung von Straßburg mit 
Deutidhland. 


„Provinzial- Korrespondenz“ vom 5. Oltober 1870. 


„Im ganzen wunderbaren Verlaufe des jetzigen Krieges hat feine Sieges⸗ 
nachricht bie beutfchen Herzen mit ſolch inniger Sreube erfüllt, wie bie Kunbe von 
ber Einnahme Straßburgs. 

So groß der Triumph und Siegesjubel über Seban und über bes Kaifers 
Gefangennehmung waren, jo mächtig das Bemwußtfein bes bort Errungenen alle 
Herzen ergriff, fo ift body die Befriedigung bes beutihen Volles über Straßburg 
noch tiefer und inniger: überall wirb empfunden, daß in ber Einnahme Straf- 
burgs nicht blos ein kriegeriſcher Erfolg, ſondern vor Allem ein hochbedeutſames 
nationales Ergebniß vorliegt. 

Die Biebergewinnung Straßburgs if im beutichen Vollsbewußtfein bas 
Wahrzeichen ber Bbieberge urt Deutſchlands, der Auferfiefung bes Volles zu 
nationaler Kraft und Macht. Ebenjo wie bie Losreifung Strafburge vom 
beutichen Reiche durch franzöſiſche Lift die Zeit des tiefften Verfalls unjeres Vater⸗ 
landes bezeichnet, fo ift Durch eine wunderbare Fügung Gottes bie Wieberver- 
einigung ber alten deutſchen Stabt mit bem nen erftehenden Reiche bie erfte Be⸗ 
thätigung ber geeinigten Vollskraft Deutſchlands geworben. 

Eine Fügung Gottes ift es in Wahrheit; denn Niemanb hätte vor wenigen 
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Monaten geahnt, baf wir dahin kommen könnten, Straßburg wieber mit Deutſch⸗ 
land zu vereinigen. So ſchmerzlich bie Erinnerung an bie frühere Schmad und 
Beranbung bes beutfchen Baterlandes bie patriotiichen Herzen immerdar berührte, 
fo galten doch jene Thatfachen unb bie barauf begründeten Berhältniffe als 
traurige zwar, aber unwiderrufliche Ergebniſſe einer früheren Geſchichte, nicht als 
möglihe Anläffe unb ragen einer Politik der Gegenwart. Bei allen nationalen 
Kegungen und Bewegungen ber Ietten fünfzig Jahre konnte e8 doch ben eifrigften 
beutichen Patrioten ud in den bochfliegendfien Plänen nicht in ben Sinn 
Iommen, bie Wiedergewinnung von Straßburg, bie Wiebernereinigung von Elfaf 
and Lothringen mit Deutihland in das Bereich ihrer Hoffnungen ober Yorbe- 
ringen zu ziehen. 

Der neuen Herausforderung und Bebrohung Deutſchlands durch ben alten 
Erbfeind war es vorbehalten, das Bewußtjein ber Jahrhunderte alten Verſchul⸗ 
bung Frankreichs im deutihen Volle wieder aufzufriihen, — aber nur ein 
Siegesiauf von fo beifpiellofer niederfchmetternber Gewalt, nur eine Bewährung 
ber einheitlichen beutihen Macht, wie ge in biefem Feldzuge beroorgetreten, 
fonnten bie unerwartete welthiſtoriſche Wanbelung ber Auffaffungen und Ber- 
hältnifſe zn Wege bringen, daß jene vor Kurzem ungeahnte und unfaßbare For- 
derung für Deutfchland jetzt als ganz naturgemäß, ja als jelbfiverflänblich gilt, 
daß das beutiche Bolt, welches vor wenigen Wochen keinem Yürften, keinem 
Staatsmanne eine folche Aufgabe zugemuthet ober zugetraut hatte, jetst Dagegen 
- 68 nicht verſtehen und zulaffen würbe, daß auf bie Erreichung biejes Ziels ver- 
zichtet würde. 

In dieſer großen Wandelung der Geſammtauffaſſung und Stellung Deutſch⸗ 
lands vor Allem tritt die erhabene Bedeutung der Einnahme Straßburgs hervor. 
So gewichtig die poſitiven, thatſächlichen Gründe, namentlich die militäriſchen 
Gefichtspunkte der nationalen Vertheidigung find, um derenwillen bie Feſthaltung 
bes eroberten Landes bis zur Vogeſen⸗ und Mofel-Linte geboten erſcheint, — iu 
dem Jubel des dentſchen Volles über Straßburg iſt doch nicht Dies bie Haupt⸗ 
ſache, — die Feftfreube entipringt vor Allem dem unmittelbaren Bemwußtjein bes 
Volkes, das in Straßburg Deutſchland fich felber wieder gefunden und eine neue 
Zeit feiner Gefchichte ruhmvoll begonnen bat. 

In diefem Sinne enthält die jetige große Freude zugleich ein ernſtes Ge⸗ 
lübde: das deutſche Voll, welches die Wiedergeminnung Straßburgs als ein Feft 
der Wiedererſtehung Deutſchlands feiert, muß entichloffen fein, die Grundlage ber 
neu erwachten Kraft, bie Einmüthigleit der Herzen und bie Gemeinſchaft bes 
nationalen Strebene zu wahren und durch fefte politifche Einrichtungen zu 


Die Wiebervereinigung Straßburgs und ber alten dentſchen Gauen mit bem 
neuerftebenben deutſchen Reiche möge nicht blos eine Probe und Bewährung bes 


neu erwachten Geiftes, ſondern für alle Zeiten ein Unterpfanb ächter beuticher 
Einheit und nationaler Macht fein!“ 


5. DOftober. Einzug in Verſailles. 


Fürk Biämard. IL 10 
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1870, Verſuche zu einer Bereinbarnng unter den neutralen Mächten. 


17. Auguft. Note des Lord Granpille an ben öfterreihifchen Botjchafter in 
London Grafen Apponyi. 


„Ihrer Majeſtät Regierung bat mit vieler Befriebigung bie Mittheilung 
von dem durch Ihre Regierung angekündigten Entſchluß, in dem unglüdlicher- 
weile zwifchen Preußen und Frankreich ausgebrochenen Kriege eine ſtrenge Neu⸗ 
tralität zu beobachten, empfangen, und es ſcheint Ihrer Majeftät Regierung, daß 
dieſer Entſchluß, der von ihr ſelbſt it wird, noch befefligt und gefichert werben 
dürfte, wenn alle neutralen Mächte ein befonberes Ablommen unter 
einanber mit Bezug auf bie Aufrehterhaltung ihrer gemeinfamen 
Neutralität abfhlöffen. 

Ihrer Majeftät Regierung ift der Meinung, daß e8 in bem jegigen Augen- 
bfide nicht angemeifen wäre, daß bie neutralen Mächte eine fürmliche oder be 
fimmte Verpflichtung wegen ber Erhaltung ber Neutralität eingeben follten, noch 
hält fie es für nothbwendig ober wünſchenswerth, daß das befondere Ueberein⸗ 
fommen, von welchem ich ſprach, bie Form eines feierlihen Tractats annehme, 
ober auch nur zu Protololl gebracht werbe, fondern fie hält es für binreichenb 
und in ber That vorzuziehen, baß es bloß burd Schreiben abgeichloffen werbe, 
bie zwiſchen ben verjchiebenen Theilen gewechjelt werben und beftätigen, baß 
feine von ben beiden Mächten, zwifhen denen ein folder Austaufd 
fattgefunden hat, von ihrer Neutralität im gegenwärtigen Kriege 
abgeben folle, ohne vorhergehende Mittheilung der Abfichten und 
bie gegenjeitige Antündigung einer Aenderung in ber Beobachtung 
ibrer Neutralität. 

Ich möchte hinzufügen, daß bie Regierungen von Rußland und Italien, 
welchen Ihrer Majeftät Regierung Mitteilungen barüber gemacht hat, ihre Zu- 
fiimmung zu biefem Verfahren gegeben haben.” 


23. Anguft. Graf von Beuft an ben Grafen Apponpi. 


„Ih habe Ew. Excellenz ichon burch mein Telegramm vom 19. davon be⸗ 
nachrichtigt, daß bie k. k. Regierung geneigt wäre, im Prinzip die burch bie brit- 
tifhe Regierung angeregte Ipee anzunehmen. Wir Fünnen uns in der That nur 
mit Befriedigung jedem Plane anfchließen, der zum Zweck bat, bie Stellung ber 
neutralen Mächte zu flärken. 

Nur betrachtet e8 bie k. k. Regierung, um biefen Zweck beſſer zu erreichen 
und zugleich die gejchloffene Verbindung fefter und eriprießlicher zu machen, als 
ſelbſtverſtändlich, daß feine ber fich verbindenden Mächte einen verein- 
zelten Bermittlungsverfuh machen werbe, ohne ſich mit ben andern 
zu verflänbigen, und baß, wenn eine folde Bermittlung flattfände, 
die andern Mächte fogleih ihre volle und gänzliche Freiheit bes 
Hanbelns wiebererbalten würben. — — 











147 


1870. 
10. September. Rote bes Grafen Apponyi an Lorb Granville. 

„Durch die Rote, die Ew. Ercellenz mir bie Ehre erwielen haben, unter 
bem beutigen Datum an mich zu richten, theilen Sie mir gütigft mit, baß bie 
Regierung Ihrer brittiſchen Majeftät bereit if, mit ber Sr. k. E. Apoſtoliſchen Ma⸗ 
jeät ein Uebereinlommen abzuſchließen, wonach „weder England noch Defter- 
reig-Ungarn während bes gegenwärtigen Krieges aus ihrer Neutra- 
lität beranstreten jollen, ohne fi ihre Anfihten mitgetheilt, und 
einander gegenjeitig jede Beränberung angefünbigt zu haben, bie 
ihre Rentralität erleiden könnte.” 

Der Benollmädtigung gemäß, bie ih zu biefem Zwed erhalten babe, 
beeile ich mich, Ihnen anzuzeigen, Herr Graf, daß bie Regierung Sr... 
Apofolifhen Majeftät ihre volle Zufimmung zu bem oben erwähnten 
en aeiätommen giebt, und fi verpflichtet, es in allen Punkten zu 
alten.“ 


29. September. Graf Beuft an ben Grafen Apponpt. 


„als die engliſche Regierung verjuchte, durch ben Austaufch von gegen- 
feitigen Schreiben zur Aufrechterhaltung der Neutralität die Mehrheit der Mächte 
zu einer gemeinfamen Haltung zu vereinigen, bofften wir, daß biefe Maßregel zu 
einer gemeinfamen Bemühung für bie Wiederherftellung des —3* 
dene führen könnte. Mit Bezug auf dieſes mögliche Ziel, wünſchten wir in 
unfere Antwort einen Vorbehalt, der jeden vereinzelten Verſuch ber Vermittlung 
ausſchließen follte, zu feken. 

Unfer Vorſchlag wurbe nicht günſtig aufgenommen, und wir haben barauf 
verzichten müſſen, ihn zur Geltung zu bringen. Die englifhe Regierung 
bat vorgezogen, daß jede Macht ihrerfeits frei Handeln könne. Jede 
hat feitbem in ber That ziemlich fruchtloje Verfuche gemacht, um eine Annäherung 
unter den Kriegführenden anzubahnen. Diefer wenig befriedigende Erfolg betrübt 
uns, obne uns zu Überrafchen. Wir finden darin bie Beftätigung unferer Bor- 
auefiht, Die nur im gemeinfamen Hanbeln die Möglichkeit des Erfolges erblidte. 

Ih habe mich ſchon Über bie Beweggründe ausgeiproden, welche bie k.k. 
Regierung verhindern müſſen, in Betreff der Vermittlung eine Initiative zu er- 
greifen. Die Rüdfichten, die uns davon abhalten müffen, find bei 
Beitem nicht in demfelben Grade für England und Rußland vor- 
handen. Der Stand ihrer Beziehungen zu den kriegführenden Mächten war 
ein folder, daß man von feiner Seite ihren Schritten einen Hintergebanfen 
unterlegen unb fie einer ungerechten Parteilichleit befchulbigen konnte. Die Ka- 
binette von London und von St. Petersburg wären nur bie Dollmeticher bes 
allgemeinen Gefühle von Europa geweſen, welches danach feufzt, die Unruhe und 
bie Angft aufhören zu fehen, bie burch ben gegenwärtigen Krieg jo ſchwer auf 
ihm laftet. Wir würden uns ihnen fchleunigft angefchloffen haben, um bie Sache 
des Friedens im Namen ber Intereffen der Menjchheit zu führen, nicht weniger 
als die der Politik. Den erften günftigen Moment zu benutzen, um durch meile 
Anfihten und gemäßigte Rathſchläge bie Neigungen, bie ſich zu Gnnften bes 
Friedens zeigen würben, zu ſtärken, wäre gewiß ein werbienftliches Werk geweien, 
würdig des Beifalls aller Böller. 

Unter dem Einfluffe diefes Gefühle haben wir gehanbelt, als wir bem 
Schreiben, das Ew. Ercellenz an Lorb Granpille richten follten, jenen Bor- 
behalt hinzufügen wollten. Wir haben nicht länger darauf beftanden, um nicht 
das Anfeben zu haben, als wollten wir uns von den Übrigen Mächten trennen,’ 
während wir im Gegentheil ihre Bereinigung befördern wollten. — — 

Ih wünfde, daß Sie mit Lorb Granville über ben Gegenftand meiner 
jeßigen Depeiche ſprechen. Wenn die Grünbe, welche ich eben barlegte, uns be- 
wegen, bie Initiative den Kabinetten von London und St. Petersburg zu über- 
lofien, fo find wir doch nicht weniger von dem lebhaften Wunſche purd- 
drungen, Europa aus ber Art von Betäubung beranstreten zu fehen, 

10* 
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in bie e8 Angeſichts einer großen Ummwälzung gefallen if. Es ſcheint, 
dag man in London und eben fo tn St. Petersburg der Anſicht ift, daß bie ge- 
meinſchaftlichen Schritte weniger Ausficht hätten, von bem Sieger güuſtig auf⸗ 
genommen zu werben, als einzelnes Einſchreiten. Wir verlennen feineswege, was 
an biefer Beurtheilung Richtiges ift, aber es ift uns auch erlaubt, uns zu fragen, 
ob eine Bereinigung ber neutralen Mächte, bie ji im Geifte einer 
wohlwollenden Unparteilichleit erwiefe, und nicht nur danach firebte, 
bie Horberungen bes Siegers zu mäßigen, jondern aud die Erregung 
des Defiegten zu befänftigen, nicht geeignet wäre, Bortheile darzu⸗ 
bieten, bie Preußen und feine Berbündeten eben fo würdigen fönnten, 
wie Frankreich. 

Scheuen wir uns nicht, es auszuſprechen: was heute mächtig bazu wirft, 
ben Kampf zu verlängern, bis zu ben größten Schreden eines Vernichtungstrieges, 
das find einerjeits die Illuſionen und falfchen Hoffnungen, andererfeits bie Un- 
befümmertheit und Nichtachtung in Bezug auf bas dem Kampfe zufchauende 
Europa. Aber ich wieberhole es, es ift nicht die k. k. Regierung, bie fich in ben 
Vordergrund ftellen kann, ihr Vorgehen würbe von beiden Theilen falſch ver- 
flanden werben, auf ben einen als unbeilbringende Ermutbigung wirtenb, würde 
e8 von bem andern als feindliche Einmifhung angeſehen werben.“ 


Frankreichs Hülferuf an bie Neutralen. 
Aus dem engliſchen Blaubuche. 


In einer Depeihe aus Tours vom 27. September berichtet ber engliſche 
Botſchafter, Lord Lyons, an Lorb Granville: 

„Graf Chaudordy habe vermittelft Ballonbriefes aus Paris einen Bericht 
Favre's Über feine Unterrebung nit dem Grafen Bismard erhalten, Preußens 
Prätenfionen feien nach der Anſicht Favre's derart, baf Frankreich fich ihnen 
niemals fügen könne: 

Zules Favre fühle jih Daher beredtigt, an bie Übrige Welt um 
Hülfe zu appelliren. Die Zeit für bloße Bermittelung fei worüber. 
Die Mächte follten jegt zu Preußen in einem Tone ſprechen, ber 
uiht mißverftanden werben könnte, und fie follten Maßregeln er- 

reifen, welde dafür bürgten, daß man ihnen Gehör ſchenke. Her 
Gutes avre habe alles Mögliche getban, um dauerhafte Sriebensbebingungen 
zu erzielen, er fei zu jebem vernünftigen Opfer bereit, um folde VBebingungen 
zu erlangen. Es fei nicht fein Fehler und auch nicht der Fehler Frankreichs, wenn 
der Krieg fortbauere und er fühle fich berechtigt, mit Vertrauen Die active 
Intervention Europas anzurufen.“ 


Die Miffion von Thiers und die neutralen Mächte. 


Ankündigung der Miffion Thiers. 


12. September. Lorb Lyons an Lord Granville. 


„In dem „Journal officiel“ ift eine Notiz erfchienen, daß Herr Thiers 
im Begriff ftebe, fih in einer fpeziellen Miffion zuerft nad Lonbon und dann 
nach Petersburg und Wien zu begeben. Ich erhielt einen Beſuch von Herren Favre, 
welcher mir fagte, daß biefer Schritt geftern Abend verhieffen worben ift, und 
baf die Regierung und das Land Herrn Thiers fehr dankbar fin müßte, daß 
er in feinem hoben Alter dieje wichtige Miffion unternehmen wolle. Seine lange 
Erfahrung, fein großer Ruf und die hervorragende Stellung, welche er in Frank⸗ 
reich einnehme, werben ben Informationen, welche er den Regierungen über bie 
Lage und Ausfichten Frankreichs geben jolle, großes Gewicht verleihen.” 
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Thiers in Rondon. 
13. September. Korb Granville an Lorb Lyons. 
„Herr Thiers ift heute früh angekommen, id ging um 12 Ubr zu ihm. 

Er fagte mir: es fei der Wunfch ber Dlinifter einen ehrenvollen rieden zu 
ſchließen, und zu biefem Zwede babe er auf ben Wunſch nicht blos der Regie» 
rung, ſondern aller jeiner konſervativen und Tiberalen Freunde, die Reife unter» 
nommen. Er verlange feine Intervention mit Waffengewalt, aber er appellire 
an England, baf es all feinen moralifhen Einfluß zur Wieberherftellung des 

iedens anwende. Es Tonne nicht im Intereffe Englands liegen, auf jeine 

tellung als Großmacht zu verzichten. Obwohl es eine Infel und eine Seemacht 
fäi, gehöre e8 doch zu Europa. Früher babe es fein Intereſſe an der Erhaltung 
bes europätfchen Gleichgewichtes ftet8 bethätigt. Es könne nicht wünſchen, Frank⸗ 
reih, — welches an feiner Seite in ber Krimm gefochten, — erniedrigt unb ge- 
ſchwächt zu ſehen. Wenn England fih an bie Spike ftellen wolle, jo würden 
alle anderen Mächte folgen. — — Ich fagte ihm, England habe Alles gethan, 
um den Krieg zu verhüten, — e8 habe bazu beigetragen, ben Grund bes Krieges 
zu befeitigen. Aber die franzöfiihe Regierung babe fih daran nicht genügen 
laſſen, babe uns bei Seite gelaffen und fich beeilt, den Krieg zu erflären. re 
hätten ſeitdem mit Zuftimmung bes Parlaments Neutralität beobachtet. Eine 
Bermittelung könnten wir nur verſuchen, wenn wir Ausficht hätten, fie von beiden 
Seiten angenommen zu fehen.” — — 


16. September. Lord Sranville an Lord Lyons (Weitere Beiprechung mit 
Thiers). 

— „Herr Thiers kam nochmals auf die von England bewieſene Apathie 
mäd, — er ſprach von ber Beeinträchtigung ber Würde Englands, von den 
Gefahren, welche fiir uns und ganz Europa aus dem Uebergewicht Deutſchlands 
entfteben, — ganz unmittelbar für Defterreich, welches feine beutichen Provinzen 
verlieren müfle; benn e8 werde Nichts geben, was Norddeutſchland mit 60 Mil⸗ 
fionen Einwohnern, welche wie eine Maſchine geleitet werben unb unter Bismard 
ziht ausführen könne. — Ich fagte Herrn Thiers, daß ich feine Argumente 
nicht weiter erörtern Tonne: biefelben gingen über feine Anträge binaus unb 
zielten auf eine bewaffnete Intervention. Darüber aber ſei bie öffentliche 
Deinung Englands nicht zweifelhaft. Uebrigens werbe er mit feinem Beſuche 
m London Doch nicht ganz unzufrieden fein Lönnen. — Während feiner Anweſen⸗ 
beit jet die Möglichkeit einer Beipredung I. Favre's mit Bismard berbei- 
geführt worben, welche ſchwerlich ohne Nuten fein inne.“ — — 


11. September. Lord Granville an Lorb Lyons. 
„Ih hatte mit Herrn Thiers auf feinen Wunſch noch eine Unterrebung. 
Nach einer philofophifchen, hiftorifchen und berebten Anſprache kam er auf meine 
tellung vor dem englifhen Parlament, das eiferſüchtig fei auf die Ehre Eng⸗ 
lands und fragte mich in verfchiebenen Wenbungen, ob in bem alle, daß Rußland 
freundſchaftliche Vorſtellungen zu Gunften Frankreichs an Deutichland richtete, 
England fi nit anfchfießen wolle. Ich fagte ihm, daß das Parlament unjere 
Bolitit gebilligt habe, und daß ich mich auf die Beantwortung hypothetiſcher 
ragen nicht einlaffen könne.“ — — 


Thiers in Wien. 
3. September. Graf von Beuft an ben Grafen Apponpi. 


„Auf feiner Reife nah St. Petersburg hat ſich Herr Thiers mur einen 
Tag in Wien aufgehalten, wo er fi vorbehält, auf feiner Rückreiſe länger zu 
verweilen. Ich babe darum nur eine einzige Unterhaltung mit biefem Staats⸗ 
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mann in Betreff der Milfion, bie ihm von ber gegenwärtigen Regierung auver- 
traut ift, haben Fünnen. 

Herr Thiers ift, nachdem er mir Über den Urſprung und ben Lauf bes 
Krieges Andeutungen gegeben batte, welche jowohl dur den Inhalt intereffant, 
wie durch die Form anziehend waren, zu beflimmten Schlüffen in biefer Unter- 
haltung nicht gelommen. Er ging kaum über Allgemeinbeiten binaus, unb 
außer bem fehr natürlichen Wunfh, ein wohlwollendes Eingreifen ber 
Neutralen für Frankreich zu bewirken, fchien er mir fein beflimmteres 
Ziel zu verfolgen. 

Ih muß indeſſen anerkennen, baf er fi keine Flluflonen in Betreff ber 
Lage zu machen fcheint. Seine Sprache macht nicht den Eindrud der Entmu- 
thigung, fonbern zeigt eine richtige Würdigung ber Ereigniffe und giebt bie 
Nothwendigkeit zu, fih bedeutenden Opfern zu unterwerfen, um ben 
Frieden zu erlangen. 

Was die befondern Forderungen betrifft, die er an bie k. k. Regierung zu 
richten hatte, jo beichränten ſie fich etwa auf bie beiden folgenden Punkte. Erftens, 
daß man die gegenwärtige Regierung Frankreichs ernftlid nehmen, 
unb ihr mit Bertrauen begegnen möge, dann, daß man fi ben Ber- 
mittelungs-Berfuhen anjchließen wolle, die von andern Mächten, 
und befonbers von Rußland gemacht werben follten. 

Die republilaniiche Form wäre die einzige, fagte mir Herr Thiers, bie 
jetzt in Frankreich angenommen werben könnte. Es wäre bie einzige Art, alle 
Barteien unter die Sahne ber nationalen Bertheidigung zu fammeln, und keine 
andere Regierung könnte fich felegen. Er ſprach mit Tobeserbebungen von ben 
Männern, die an die Spite ber Regierung geftellt find. Sie wären rechtichaffen, 
gemäßigt in ihren Meinungen unb dächten nur daran, das Land zu retten. Die 
Sabinette follten alio kein Mißtrauen hegen und fich nicht durch das Wort Re- 
publif erſchrecken lafſen. Man müffe die gegenwärtige Regierung ernftlich nehmen, 
und fie als bie befte und genauefte Repräfentation ber Interefjen Frankreichs betrachten. 

Was die Bermittelungsverjuche betrifft, jo hoffte Herr Thiers gute Re 
fultate von feiner Reife nah Rußland. Nach feiner Meinung wäre ohne Wibder- 
rede das Cabinet von St. Petersburg am erften iu ber Tage, ſich in 
Berlin vernehmen zu lafjen, und für die Wiederherftellung eines auf an- 
nehmbaren Bedingungen gegründeten Friedens einzutreten. Er glaubte, daß bie 
Sntereffen der Menſchlichkeit ſowohl, als Die ber Bolitif den Hof Rußlands be» 
wegen würben, feine guten Dienfte einzufeßen, und er wünſchte nur, daß Defter- 
reich bie eventuellen Schritte Rußlands unterftütte. 

Ich habe mich beeilt, Herrn Thiers zu verfidern, baß, was uns an 
betrifft, feine BWünfhe im Boraus gewährt wären. Wir hätten fein 
feinbliches Borurtheil gegen welche Form der Regierung e8 auch fei in Frankreich. 
Bon dem erften Augenblid an wären wir in Verbindung mit ber neuen Regie⸗ 
rung getreten, und wir verlangten nichts Anderes, als fortdauernd gute Bezie- 
bungen wit ihr zu erhalten. Unſere Sympathien für Frankreich ſowohl wie bie 
Intereſſen, welche uns mit biejem Lande verbänben, wären unabhängig von feiner 
Hegierungsform, unb wir wären bereit, den Männern, welche unter fo ſchwierigen 
Umftänben die Laft ber Macht auf fi genommen hätten, unjer Vertrauen zu ſchenken. 

Die Anfichten des Herrn Thiers in Betreff einer eventuellen Vermittlung 
entſprächen ganz ben unfrigen. Wir hätten ſchon in St. Petersburg wie in London 
das Angemeffene einer gemeinfamen Vermittlung angebeutet, unb wären immer 
der Anficht geweien, daß die Initiative von St. Beteröbur ausgeben wmiülffe. 
Wir könnten alfo nur mit unbebingter Befriedigung einen Ig der Miffion 
bes Heren Thiers betrachten, und man würbe uns immer bereit finben, 
uns ben Bemühungen anzufhließen, bie von Rufland verſucht wer- 
den dürften, um dem Elend des Krieges Grenzen zu ſetzen. 

Das ift ungefähr ber Inhalt des Geſprächs, das ich mit dem berühmten 
franzöſiſchen Staatsmann hatte.“ 
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Thiers in Petersburg. 
6. Oftober. Lord Lyons an Lorb Granville (aus Tours). 


„Borgeftern madte mid Graf Chaudordy mit bem Inhalt eines Tele 
gramms belannt, daB er von Herrn Thiers aus Petersburg empfangen hatte. 
Herr Thiers fcheint eine große Befriedigung Über ben Empfang ausgebrüdt zu 
haben, ber ihm vom Kaijer und der Katferlihen Familie, vom Fürften Gort- 
Ihaloff und ber ganzen Gefellihaft bereitet worben. Er fand bie öffentliche 
Meinung beunruhigt durch die Kortichritte Preußens und ausnehmenb günftig 
geftimmt für Frankreich. Der Kaifer uud Fürſt Gortſchakoff haben fich mit 
Börme gegen die Auferlegung irgend welcher übertriebener (exorbitant) Friebens- 
bedingungen ausgeiprochen und erklärt, daß Rußland niemals feine Zuftimmuug 
zu unbilligen Bebingungen geben würde. Demzufolge würde auch die Sanction 
der Übrigen Mächte ausbleiben und bie Gewaltfchritte (exactions) Preußens 
würden Daher ber europäifhen Bürgfchaft entbehren. Dies war ber wefentliche 
Inhalt des Telegramm von Herrn Thiers. Es ſcheint jedoch nit, daß 
Herr Thiers weder vom Kaiſer, noch von Fürft Gortſchakoff eine 
beftimmte Aeußerung herausgelodt bat, weldhe Friebensbebingungen 
fie für billig oder unbillig halten würben, noch auch irgenb eine 
befimmte Erllärung zu Qunften ber Erhaltung ber Integrität des 
franzöfifhen Gebietes.” 


Nah Thiers Rückkehr aus Petersburg. 


12. Oktober. Der Graf von Beuft an ven Brafen von Chotel in St. Peters- 
burg. (Kein Europa mehr.) 

„Ih habe mehrere Unterhaltungen mit Herrn Thiers bei feiner Rückkehr 
von Rußland gehabt. Ich fand ihn etwas entmuthigt durch die Einbrüde, bie 
a in St. Petersburg empfangen bat. Er fagt jedoch, er habe Vertrauen in bie 
Gefühle des Wohlwollens, die der Kaifer Alerander ihm perfönlidh in Hin⸗ 
ft auf Frankreich gezeigt habe; aber er macht ſich feine Slufion über bas Maß 
der Bortheile, bie fein Baterland durch das vereinzelte Einjchreiten Rußlands er- 
langen könnte, und befieht lebhaft auf der Nothwendigkeit eines gemein- 
ſchaftlichen Handelns der Neutralen. 

Ich fagte ihm, daß ich in biefem Punkte feine Meinung volllommen theile, 
ohne mir bie geringe Ausficht zu vwerhehlen, die fie habe zur Geltung zu gelangen. 
Die Haltung Rublande und bie ber brittifchen Regierung, die wenig bavon ab» 
weicht, laffen in biefer Hinfiht wenig Hoffnung. Wenn ich trogbem fortfahre, 
bie Sade des gemeinfamen Handelns zu vertreten, fo ift es, weil in meinen Augen 
die Bortheile erſichtlich find. 

Unter den jetigen Umftänben kann in der That nur eine übereinſtimmende 
Sprache ber Regierungen in einem friedlichen Sinne noch Autorität genug 
baben, um bei ben Entichlüffen der beutihen Staaten ins Gewicht zu fallen. 
Es if dies außerdem nach unjerer Anficht das beſte Mittel, bas für pie Mächte 
jo jehr wünſchenswerthe Refultat zu erlangen, baß fie mit dem Stanbe ber 
Öffentlichen Meinung Europas in Uebereinſtimmung bleiben. Es ift klar, 
daß die dem Frieden günftigen Stimmungen täglich mehr Boben 
gewinnen, wäre es auch nur durch eine natürliche Folge der Leiden des Krieges, 
deren traurige Einwirkung man anfängt in allen Ländern mehr oder weniger zu 
fühlen. Auch ſträubt ſich die öffentliche Meinung allgemein, an ben Erfolg ber 
durch diefe ober jene Regierung gemachten, vereinzelten Verſuche zu glauben, unb 
Greibt eine ernfllihe Einwirkung nur bem gemeinfamen Handeln des neutralen 

opas zu. 
Ws ich neulich mit Herrn v. Novikow fprady, bemerkte ich ihm, daß neuer- 
dinge ar merlliche Veränderung in den Anfichten feiner Regierung vorgegangen 
in ſein fchiene. 
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Zur Zeit Ihrer letzten Reife nach Wien rieth uns, wie fih Em. Ercellenz 
erinnern, ber Hof von St. Petersburg fortwährend bie größte Zurädhaltung anf 
militäriihem Gebiete an, inbem er fich beſonders darauf gründete, daß jebe 
Bewegung, die wir maden würben, bem Gelingen einer möglichen Bermittelung 
Gefahr brädte. Die Thatſache ift, ba man nirgends Anzeichen einer Ber 
mittelung wahrnimmt, und bejonbers vermag ich Fein Europa mehr zu erkennen. 

Als ih dem Gefanbten Rußlands biefe Bemerkung machte, ſuchte er fie zu 
befämpfen, indem er bemerkte, baß jeit dem Zeitpunkt ber Reiſe Ew. Excellenz 
bie Ereigniſſe mit einer Schnelligkeit vorgeſchritten feien, bie 
Niemand hätte vorausfehen können. Damals, fagte er, fanden 
zwei Kämpfende gegenüber, unter benen Bermittlung möglich war, 
bald nachher bat die Kataftrophe von Sedan einen ber beiden 
en vernidtet, und ber Erfolg bes Krieges ift baburd ent» 
ſchieden. 

Ich erwiderte Herrn v. Novikow, daß ich mich dieſer Auffafſung nicht 
anſchließen könne. Wie wunderbar auch bie durch die Waffen Preußens und feiner 
Verbündeten errungenen Erfolge geweſen jeien, e8 gäbe boch immer noch Deutſch⸗ 
Iand gegenüber ein Frankreich. Ohne Zweifel ift es wenig warſcheinlich, Daß bie 
Sranzojen dazu gelangen, Kräfte ins Feld zu fchiden, bie fähig wären, ben 
dentſchen Armeen die Spite zu bieten, aber jo lange es biejen nicht ge- 
lungen fein werbe, zwei Plätze erfien Ranges, wie Baris und Meg 
zu nehmen, könne man nicht fagen, daß der Krieg aufgehört babe. 
Es bleiben zwei ftreitenbe Parteien, zwifhen welden das vermit- 
telnde Europa jebe Fähigkeit bat, einzutreten. 

IH halte aufrecht, was ich in einer meiner Depeſchen an ben Grafen 
Apponyi gefagt habe: die vereinigten Kräfte ber Mächte follten nicht nur baranf 
gerichtet fein, die Forderungen bes Siegers zu mäßigen, fondern au bie Bit- 
terleit ber Gefühle zu mildern, welde ven Befiegten niederbrüden 
müjjen, und einem Volle, das fo graufam geprüft ift, unb fo zart 
im Punkte der Ehre, die Entſchlüfſe leihter maden, welde die 
Nothwendigkeit von ihm verlangt. Ich werbe befeftigt in dieſer Anficht 
durch das, was mir ber Fürft von Metternich vor Kurzem geſchrieben bat, 
welcher glaubt, daß die Bedingungen, bie man Frankreich piktiren wird, fo hart 
fie auch fein mögen, doch leichter bewilligt werben würben, wenn fie ihm von 
ber vereinigten Stimme ber unbetheiligten Mächte angeratben würben, als wenn 
es nur das Geſetz bes Siegers zu ertragen hätte. Ein Telegramm, bas ich im 
biefen Tagen aus Tours erhalten habe, unterftüßt auch noch dieſe Anſchauungsweiſe. 

Die Borgänge eines gemeinfamen Handelns von Europa 
fheinen mir alfo außer Zweifel und follte ih in der Wüfe pre- 
digen, ih werde nicht aufbören, fie hervorzuheben. 

Em. Ercellenz ift ermächtigt, bie vorliegende Depeiche dem Fürften Gort⸗ 
ſchakoff vorzufefen. Ich werde mit dem höchſten Intereffe die Betrachtungen aufe 
nehmen, bie fie bei einem Staatsmann, beffen Weisheit fo allgemein und fo ge 
rechterweiſe geſchätzt wird, hervorrufen.“ 


4. Oktober. Lord Granville an Lorb Lyons. 


„Offenbar verfolgt bie proviforische Regierung das Ziel, daß die neutralen 
Mächte, Falle nöthig, etwaige Borflellungen, bie he Preußen gegenüber machen 
wäürben, mit Gewalt unterflügen follten. Die Regierung Ihrer Majeftät ift ver 
pflichtet, ausbrädlich hervorzuheben, baß fie ihrerfeits nicht vorbereitet if, 
einen folden Weg einzufhlagen ober den anbern Mächten vorzu> 
Hlagen. Sie kann nur ängſtlich den Zeitpunkt abwarten, wo fidh etwa eine 
usfiht zeigt, daß dieſer traurige Son ikt durch bie Weisheit, ben moraliſchen 
Muth und bie Mäfigung ber en Sriegführenden zum Ende gebracht wird, 
ober daß ſich eine Gelegenheit für die neutralen Mächte biete, ihren Einfluß zur 
Wieberberftellung bes Friedens auszuüben.“ 
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Ehauborby verlas balb darauf vor Lorb Lyons eine Depefche Favre's 
ans Paris, „welche mit einiger Bitterkeit darüber klagt, daß bie enropäiſchen Ca⸗ 
binette — wie der Schreiber es ausprüdte — Frankreich im Stich Tiefen, und 
welhe gerabezu eine Anweifung entbielt, daß er eine beſtimmte Forderung um 
Beffenkäffe (concours arm6) an Italien richten follte.“ 


11. Ottober. Lord Granville an Lorb Lyons: 


„+. Wenn fih Ihnen eine ähnliche Gelegenheit wiederum bieten follte, 
wollen Ste bann hervorheben, baß Ihnen zwar feine Inftructionen zugegangen 
fein, eine Anficht Über bie Friedensbebingungen abzugeben, daß es aber aus einem 
Theile meiner Depeſche nom 4. d., in welcher ih auf bie Forderung ber franzö⸗ 
figen Regierung um active Unterſtützung erwieberte, nothwendigerweiſe erfichtlich 
ei, wie bie Regierung Ihrer Majeftät die Anficht bege, unter den gegenwär- 
tigen Kriegsumſtänden fei bag zähe Feſthalten Herrn Favre an 
den Bedingungen, „leinen Zoll breit Landes und feinen Stein einer 
— abzutreten, ein großes Hinderniß für den Frieden. Sollte 
fi) im Laufe der Unterrebung eine Bereitwilligkeit zeigen, bie von ber franzöſiſchen 
Regierung behauptete Stellung aufzugeben, jo wollen Sie fragen, ob Sie ermäd- 
figt feien, bie8 der Regierung Ihrer Majeftät mitzutbeilen, und wollen Sie mir 
in diefem Falle fofort telegraphiren.” 








12, Beitere Vuffenſtillſtandsnerſuche. 
Thiers in Werfnilles, 


1870. Die Gefahren für Parts, 


4. Oktober. Graf Bismardd Denkihrift über die Gefahren 
von Parid (Circular= Depeche). 

„Ew.... überfende ich anliegend ein kurzes Memoire über die 
Folgen, welche unausbleiblich dann eintreten müfjen, wenn die Stadt Paris, 
oder vielmehr die in ihr jetzt herrſchenden Machthaber, ihren Widerftand 
bi8 zu dem letzten Augenblid fortjegen follten, wo die Erjchöpfung ber 
Borräthe fie zur Uebergabe zwingen wird. 

Wir bliden mit ſchmerzlichem Bedauern auf diefe Folgen, welche abs 
zumenden wir nicht im Stande find. 

Aber wir haben im Voraus darauf aufmerkſam machen wollen, um 
zu erflären, daß wir keine Verantwortung für das unvermeidliche Elend 
übernehmen, und daß wir die ſchwere Verantwortung dafür denjenigen über⸗ 
laſſen müffen, welche durch fortgefegte Aufreizungen und bemußte Lügen 
eine Bevölkerung, welche ein Augenblid der Befonnenheit retten fönne, zu 
einem nutzloſen Widerftande aufſtacheln. 

Em... . erjuche ich, mit diefer mündlichen Bemerkung eine Abfchrift 
des anliegenden Pro Memoria der dortigen Regierung zu übergeben; und 
nachdem dies gejchehen ift, auch für die Verbreitung deffelben durch bie 
Prefie Sorge zu tragen.“ 

v. Bismard. 


„Die Herrn Jules Favre geftellten Waffenftillftands - Bedingungen, 
auf Grund deren bie Anbabnung genrdneter Zuftände in Frankreich erftrebt 
werden follte, find von ihm und feinen Kollegen verworfen worden. 

Die Yortfegung eines, nad dem bisherigen Gange der Ereigniffe, für 
das franzöfliche Volk ausfichtslofen Kampfes ift Damit ausgeſprochen. 

Die Chancen dieſes opferpollen Kampfes haben fich Hr Frankrei 
ſeitdem noch regeechert Toul und Straßburg find gefallen, Paris i 
eng cernirt und die deutjchen Truppen ftreifen bis zur Loire. Die vor 
jenen Feſtungen engagirt gemwejenen beträchtlichen Streitkräfte ftehen der 

eutſchen Armeeführung zur freien Verfügung. 
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Das Land hat die Seonfequenzen des von den franzöſiſchen Macht⸗ 
babern in Paris gefaßten Entichluffes eines SKampfe8 à outrance zu 
tragen, feine Opfer werden fi unnützer Weife vergrößern und die focialen 
Auflände in immer gefährlicheren Dimenfionen fich zerjegen. 

Dem entgegen zu wirken fieht fich die deutfche Armeeführung leider 
nicht in Der Lage. Aber fie ift fi) über die Folgen des von den franzöfifchen 
Machthabern beliebten Widerflandes völlig Mar und muß namentlich auf 
nen Punkt die allgemeine Aufmerkſamkeit im Voraus leiten. 

Es betrifft dies die fpeciellen Berhältnifie in Paris. 

Die bisher von diefer Hauptftadt geführten größeren Gefechte am 
19. und 30. v. Mts. in welchen der Kern der dort vereinigten feindlichen 
Streitkräfte nicht ein Mal vermocht hat, die vorderfte Linie der Cernirungs⸗ 
truppen zurüd ge werfen, giebt die Ueberzeugung, daß die Hauptftadt 
über furz oder lang fallen muß. 

Wird diefer Zeitpunkt dur) das Gouvernement provisoire de la 
döfense nationale jo weit binausgefchoben, daß der drohende Mangel an 
Lebensmitteln zur Kapitulation zwingt, jo müfjen daraus fchredenerregende 
Konfequenzen entftehen. 

Die franzöfifcher Seit in einem gemiflen Umfreife von Paris aus⸗ 
geführten widerfinnigen Zerftörungen von Eifenbahnen, Brüden und Ka⸗ 
nälen, haben die Fortichritte der diefjeitigen Armeen nicht einen Augenblid 
aufzuhalten vermocht; die fiir legtere nothwendigen Land- und Waſſer⸗ 
Kommunikationen find in fehr kurzer Zeit von ihr retablirt worden. 

Diefe Wiederberftellungen beziehen fi naturgemäß nur auf die rein 
milttärtichen Intereſſen; Die fonfigen BZerftörungen aber hemmen jelbit 
nad einer Kapitulation von Paris die Verbindung der Kapitale mit den 
Provinzen auf lange Zeit hinaus, 

Der deutfchen Armeeführung iſt e8, wenn jener Fall eintritt, eine 
pofitine Unmöglichkeit, eine Bevölkerung von nahe an 2 Millionen Dienfchen 
auch nur einen einzigen Tag mit Lebensmitteln zu verfehen, die Um⸗ 
gegend von Paris bietet alsdann, da deren Bellände für den Bedarf 
der dieffeitigen Truppen nothwendig gebraucht werden, auf viele Tage 
märſche bin ebenfowenig irgend welche Hülfsmittel und geftattet daber 
nicht ein Dial, die Bewohner von Parid auf den Landwegen zu evakuiren. 

Die unaußbleibliche Folge hiervon tft, Daß Hunderttaufende dem 
Hungertode verfallen. 

Die franzöfifchen Machthaber müſſen diefe Konfequenzen ebenſo Klar 
überfehen, wie die deutjche Armeeführung, welcher nichts übrig bleibt, als 
den angebotenen Kampf auch durchzuführen. 

Wollen Jene e8 bis zu dieſem Ertrem kommen laffen, fo find fie 
auch für die Folgen verantwortlich.“ 


13. Oktober. Graf von Beuft an den Grafen von Wimpffen in Berlin. 


„Durch die verjchiedenen, von bem Grafen Bismard aus dem Haupt- 
guartier Sr. Majeflät bes Könige von Preußen erlaffenen Eircular- Depefchen 
wurde feither der Taiferlih und Löniglihen Regierung Anlaß zu itgenb einer 
Aeußerung nicht geboten. Einige dieſer alsbald auch zur Oeffentlichleit gelangten 
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Altenftüde waren zunächſt an bie Abrefie der am Kriege betbeiligten beutfchen 
Regierungen gerichtet, und wiewohl General von Schweinit dieſer Erflärungen 
mündlich gegen mich erwähnte, jo geihah bies doch nicht in einer Weile, bie Pr 
zu ber Annahme berechtigt hätten, daß in Berlin einer Erwiberung auf biefe bio 
nachrichtlichen Mittheilungen entgegen geſehen werbe. 

Im Grunde liegt der gleiche Fall auch bezüglich eines Memorandums bes 
Grafen Bismard vor, weldes von ben fchredenerregenben Folgen ſpricht, bie 
fih an einen bartnädig und bis zu eintretendem Mangel an Lebensmitteln fort» 

eſetzten Widerſtand der von zwei Millionen Menſchen bewohnten Hauptſtadt 
Franfreiche fnüpfen müßten. Da tnbeffen ber Königlich preußiiche Herr Geſandte 
uns eine Abjchrift biefer auch Ihrem Berichte vom 10. v. M. beiliegenden Auf- 
zeichnung übergeben bat, fo muß ich hierin eine Aufforderung, von berjelben 
Notiz zu nehmen, um fo mehr erbliden, ala ihr Zweck bahin geht, vor Europa 
alle Berantwortlichleit für Die darin vorgeſehene entſetzliche Eventualität von ber 
Königlich preußifchen Regierung abzulehnen. 

Dies vorausgeihicdt, kann ich ben Einbrud meiner Beſorgniß nicht unter» 
drücken, daß bereinft vor dem Urtbeile der Geſchichte ein Theil der Verantwort⸗ 
lichkeit auf die Neutralen fallen würbe, wenn fie ſich bie Gefahr unerhörten 
Unbeils in ſtummer Gleichgültigkeit vor Augen ftellen ließen. Ih muß baber 
Ew. Ercellenz aufforbern, wenn ber Gegenſtand gegen Sie berührt wird, offen 
unfer Bedauern darüber auszufprechen, daß in einer Tage, in welder bie 
Böniglih preußifhe Regierung Kataftropben, wie die in jenem Me» 
moranbum angebeutete, vorherfieht, dennoch das entjhiedenfte Be- 
fireben fi kund giebt, jede verſöhnliche Einwirkung dritter Mächte 
fern zu halten, glei als ob im vorhinein belorgt werben müßte, man 
werde Preußen zumuthen, Deutſchlands edles Blut umfonft vergoffen 
zu haben, unb man werde fidh ber vielleicht wenig bantbaren, aber 
darum nidht minder lohnenden Aufgabe entziehen, bem Befiegten 
bie ame harter Bedingungen durch Schonung feiner Gefühle zu 
erleichtern. 


Jenes Beftreben kann nicht das Mittel fein, das Uebermaß von Greuel 
abzuwenden, welches Preußen aus Gründen ber Menſchlichkeit dem Feinde er» 
fparen zu können wünſcht. Um nicht bie Strafe ber Fehler ber geftürzten Re⸗ 

ierung tragen zu müſſen, find bie republilanifchen Machthaber in Frankreich zu 

ben äußerften Entihlüffen geneigt, — es kann nicht das Mittel fein, fie hiervon 
zurüdzubringen, daß man außer dem Machtgebote des Siegers feine anbere 
Stimme zu ihnen fpreden läßt. Nüdfichten auf eigene Intereſſen finb es nicht, 
welche die Hegierung Oeſterreich⸗ Ungarns beklagen laffen, daß auf dem Punkte, 
zu welchem bie Dinge gebieben find, jede friebliche Einflußnahme ber neutralen 
Mächte fehlt. Aber es ift ihr unmöglich in ber Weife, wie e8 neuerlih von 
Seiten des Peteröburger Eabinets geichieht, die abjolute Enthaltung bes unbe- 
theiligten Europa zu billigen unb zu empfehlen. Sie hält es viefmehr für Pflicht 
auszufprechen, daß fie noch an allgemein europäifche Iutereflen glaubt und daß 
fie einen durch unpartetifhe Einwirkungen ber Neutralen berbeigeführten Frieden 
ber Bernichtung weiterer Hunberttaufende vorziehen würde. 

Ih wieberhole inbeflen ausdrücklich, daß Vorſtehendes nur für ben Fall 
geichrieben ift, daß Ew. Excellenz Anlaß gegeben werben follte, fi über ben 
angeregten Gegenftanb auszuſprechen. Unfer Intereffe ift mit ber vollftänbigften 
Enthaltfamkeit vereinbar unb wird von ber längeren Dauer bes Krieges wenig 
berührt. Nichts kann uns daher ferner liegen, als die Abficht, Rathſchläge ober 
Anerbietungen entgegenzubringen. Nur infofern bie Blide fi) nad) ben neutralen 
Mächten richten, liegt uns daran, die Sachlage in das rechte Licht zu ftellen.” 
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handlungen. 
20. Oktober. Lord Oranville an Lord Loftus. 

„Es iſt unndthig zu erwähnen, wie tief die Regierung Ihrer Majeſtät den 
Ausbruch und die Fortdauer des großen Krieges beklagt hat, welcher noch immer 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich wüthet. 

Sie hat ihr Aeußerſtes gethan, denſelben zu verhüten und ſeit der Kriegs⸗ 
erflärung und ihrer eigenen Neutralitäts⸗Erklärung bat fie ihren Einfluß auf⸗ 
geboten, feiner Ausbehnung vorzubeugen, denn, wenn eine ber neutral gebliebenen 

tionen daran Theil genommen hätte, jo würbe wahrſcheinlich ganz Europa 
allmählich in bie Drangfale verwidelt worden fein zum zweifelhaften Vortheil 
eines ber Kriegführenben. 

Nichts würde ber Regierung Ihrer Majeftät mehr Befriebigung gewährt 
baben, als anf irgend eine Weife zu einem ehrenvollen und dauerhaften Frieden 
beizutragen. Anerbietungen zur Vermittlung ober zu guten Dienften würben 
ihrerfeits nicht gefehlt haben, wenn bie Regierung Ihrer Majeftät zu irgend einem 
Zeitpuntte geglaubt hätte, daß ſolche Anerbietungen für beibe kriegführende Theile 
annehmbar geweien wären. 

Sie konnte gleihwohl ihre Augen vor ber Thatſache nicht verichließen, baf 
ſolch ein Stand der Dinge nicht eingetreten ſei unb ber Weg, welden fie jelbft 
einihlug und welden fie Anderen anempfabl, war die Enthaltung von unannehm⸗ 
baren Vorfchlägen ober wirtungefofen Rathichlägen, welde nur die Ausficht ver- 
Fi fonnten, in einer fpäteren Zeit bas Biel zu erreichen, welches fie im 

uge hatte. 

Sie empfahl in ber That, daß Graf Bismard und Herr Favre per- 
ſoönlich ihre Anſichten austaufchen follten; ſolch eine Begegnung fand ftatt, aber 
unglüdlicherweife ohne einen anderen unmittelbaren Erfolg, als ben zu zeigen, 
wie weit auseinandbergebenb die beiberjeitigen Meinungen über eine mögliche 
Grundlage der Verhandlung feien. Welches ift nun, nach ununterbrodhenen und 
außerorbentlihen Erfolgen auf Seiten Deutſchlands, Die gegenwärtige Kriegslage? 

Die Hauptmacht bes beutihen Heeres ift durch die Umzingelung ber fran- 
zöfiichen Hauptftabt gebunden und die Unterwerfung von Paris durch Hungers- 
noth und Beſchießung fcheint fi unter den Maßnahmen zu befinden, welche im 
dentſchen Hauptquartier erörtert werben. 

Graf Bernftorff hat mir einige der Runbfchreiben mitgetheilt, welche von 
ber Norddeutſchen Regierung in Betreff des Krieges veröffentlicht wurden und 
am 11. d. Mts. übergab er mir das Cirkular, in welchem darauf aufmerkfan ge» 
macht wird, daß die unvermeibliche Folge einer Verlängerung des Kampfes vor 
Paris der Hungertod von Hunderttaufenben fein würbe. 

Die Mittbeilung biefer Anficht Über bie furdhtbaren Ergebniffe, welche 
möglicher und felbft nicht unmwahrjcheinlicher Weife aus einer langen Belagerung 
von Paris hervorgehen werben, macht e8 der Regierung Ihrer Majeftät zu einer 
zweifellofen Pflicht, nichts unverfucht zu laffen, um ſolch ein fchreiendes Unglüd 
abzuwenden. Auch ift es einleuchtend, daß der Krieg bereits Erſcheinungen zu 
Tage geförbert hat, und wenn er verlängert wirb, in zunehmender Anzahl auf- 
ln, muß, welche nicht bie beiden Kriegführenden allein, fonbern ganz Europa 

n 


Die Hegierung Ihrer Majeftät vertraut barauf, daß bie Darlegung ihrer 
Anfichten nicht als ein unfreundfchaftlicher Alt aufgefaßt werben wird. Diefelbe 
ift eingegeben durch bie aufrichtigfte Beſorgniß um die gegenwärtige und zufünf- 
tige Wohlfahrt zweier Nationen, mit welchen diejes Land jeit lange in den freunb- 
ſchaftlichſten Beziehungen peftanben bat. 

Ich kenne jehr wohl die gewichtigen Gründe, welhe zu Gunften ber äufßer- 
fen Mafregeln gegen Paris geltenb gemacht werben können. 

Indeſſen wünſche ich Tebhaft zu unterjuchen, ob es nicht Erwägungen giebt, 
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welche vielleicht den Zuſchauern durchichlagenber ericheinen, als benen, welche 
unter dem Einfluffe außerorbentlicher militairiicher Erfolge und des Bewußtfeins 
großer Anftrengungen und weitreichenber Opfer ſtehen. 

Es ift unzweifelhaft, daß ein Unternehmen wie bie Bezwingung von Paris 
buch Hungersnoth ober Beſchießung, obſchon ohne Vorgang in Betreff feiner 
Größe, durch bie Gewohnheiten bes Krieges gerechtfertigt ift: ebenfo ſicher aber 
wird Jedermann einräumen, daß zu bdiefem Unternehmen, welches nah Graf 
Bismard’s eigener Angabe nicht nur ben Ruin, fondern auch den Tob von 
Hunderttauſenden von NRichtlämpfern unter beſonders jchredfichen Umftänden nad 
fich zieht, nicht früher gefchritten werben follte, als bis alle andern möglichen 
Alternativen erfchöpft worben find. 

Wird unterftellt, Daß ein Angriff auf Paris in nicht ferner Zeit zu einem 
flegreihen Ausgang führen werde, fo ift e8 nicht unvernünftig, mit deſſen Vor⸗ 
tbeilen bie vorausfichtlih damit verbundenen Nachtheile zu vergleichen, und bie 
Thatfache, daß einige der letzteren ebenſo jehr das menſchliche Gefühl, als ben 
menſchlichen Verſtand berühren, ermuthigt die Regierung Ihrer Majeftät, dieſelben 
bem Könige und deſſen Rathgebern vorzulegen. 

Die bittere Erinnerung an bie vergangenen brei Monate mag mit ber Zeit 
und durch die Empfänglichkeit für das Benehmen und bie Tapferkeit bes Feindes 
auf dem Schlachtfelde ansgelöfcht werben. Aber e8 giebt Grabe der Erbitterung 
und bie Wahrjcheinfichkeit eines neuen und unverfönlichen Kriege muß ſehr ver. 
größert werben, wenn eine Generation ber Sranzojen Zeuge ift von ber Zerſtö⸗ 
rung einer Hauptſtadt, ein Schaufpiel, begleitet von dem Tode einer großen 
Anzahl hülflofer und unbewaffneter Menſchen unb ber Zerflörung unſchätzbarer 
und unerfeglicher Schäße der Kunft, der Wiffenfchaft und gefehichtlicher Erinnerungen. 

Schrecklich, wie eine jolde Kataftrophe für Frankreich und gefahruoll, wie 
fie, meines Erachtens, für die künftige Erhaltung bes europäiſchen Friebeus fein 
würbe, müßte fie nach ber Anficht rer Majeftät Regierung für Niemand pein- 
licher werben, als für Deutichland und jeine Herricer. 

Die franzöfiihe Regierung, nah Geſichtspunkten handelnd, welche ihr 
folgerichtig erjcheinen, hat feit der Begegnung des Grafen Bismard mit Herrn 
Favre es abgelehnt, Friedensverhandlungen vorzuſchlagen. 

Aber die Regierung Ihrer Majeſtät hat die Verantwortung über ſich ge⸗ 
nommen, bei der proviſoriſchen Regierung auf Annahme eines Waffenſtillſtandes 
zu dringen, welcher zur Berufung einer konſtituirenden Verſammlung und der 
Wiederherſtellung bes Friedens führen könnte. 

Die Regierung Ihrer Majeſtät hat es auch nicht daran fehlen laſſen, der⸗ 
ſelben bie Wichtigkeit jedes, unter ben gegenwärtigen Verhältniſſen des Krieges 
mit ihrer Ehre vereinbaren Zugeftänbniffes vorzuftellen. 

Die Regierung Ihrer Majeftät iſt nicht ermächtigt zu erflären, aber fie 
kann nicht glauben, daß ſolche Vorftellungen ohne Wirkung auf bie franzöfiiche 
Regierung bleiben würden. 

In diefem Kriege haben zwei moralifche Urfachen Die große materielle Macht 
der Deutichen unermeßlich unterftüßt. Sie haben gelämpft, um bie Drohung 
eines fremden Ueberfalls zurückzuweiſen und das Hecht eines großen Landes zu 
vertheibigen, ſich in ber, einer vollen Entwidelung feiner Hilfsmittel förderlichſten 
Weiſe einzurichten. 

Der Ruhm dieſer Anftrengungen wird noch vermehrt werben, wenn bie 
Geſchichte in Wahrheit erzählen kann, da der König von Prenfen jeden Berfud, 
zum Frieden zu gelangen, erſchöpft habe, bevor ber Befehl zum Angriff auf Paris 
gegeben wurde, unb baß bie Bedingungen bes Friedens gerecht, gemäßigt umb 
in Uebereinſtimmung gewefen feien wit richtiger Politit und den Empfindungen 
ber Zeit. 

Sie Regierung Ihrer Majeftät wünjcht, es möchte Mar verſtanden werben, 
was ihr Sieheriges Verhalten deutlich beweift, daß fie nicht baran denkt, den 
Kriegführenden Überflüffige ober unaunehmbare Rathſchläge zu ertheilen. 
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Die Anregung, welche fie fo eben in bem freunbichaftlichften Geiſte gegeben 
bat, entfpringt daraus, daß ihre Aufmerkfamkeit auf die erichredlichen Folgen 
foͤrmlich gelenkt wurbe, welde nah Graf Bismard’s Urtheil aus ber —2 
gerten Einſchließung von Paris wahrſcheinlich entſtehen werben. 

Sie kann nicht ſchweigend verharren oder etwas unverſucht laſſen, was zum 
Zwed haben kann, ſolch ein furchtbares und beiſpielloſes Unglüd abzuwenden.“ 


23. Oltober. Der engliſche Botſchafter in Petersburg an Lord Granville. 


— „Auf die Anfrage, ob die ruſſiſche Regierung eine diplomatiſche Vor⸗ 

zur Unterſtützung der engliſchen Vorſchläge an Preußen gerichtet habe, 

ſagte Fürſt Gortſchakoff, daß die Korrespondenz in dieſer Beziehung birect 

wwiſchen bem Kaifer unb bem König von Preußen ftattfinden werbe, ba ber 

Kailer es vorziehe, feine Anfichten barliber in feiner Privatlorrespondenz mit bem 
Könige auszufprechen.“ 


27. Dftober. Graf Beuft an Graf Apponyi. 


„Mit aufrichtiger und lebhafter Befriedigung habe ich den Entichluß bes 
engliſchen Kabinets vernommen. Das allgemeine Gefühl Europa’s ſpricht ſich 
often gegen bie Verlängerung eines Kampfes aus, welcher nur bie von beiden 
Zheilen erbuldeten Leiden vermehrt. Indem die Kabinette fi zum Organ biefes 
Gefühle machen, haben fie nicht zu fürchten, daß man fie anlage, felöftjlichtige 
Abfihten zu verfolgen. Je mehr fie gemeinihaftli handeln, beflo weniger wirb 
man diefer Einmifhung den Sinn einer bem einen ber beiben Gegner feindlichen 
Nanifeftation beilegen können. Man wirb darin im Gegentheil den einfachen 
Ausdrud eines allgemeinen Wunſches erbliden, einem Bebürfniß entiprechend, das 
fh in faft ganz Europa tief fühlbar macht und mit Autorität genug bervortritt, 
daß man es nicht mit dem Entſchluß bloßer Nichtannahme abweiſen kann. 

Der gemeinfante Charakter eines folchen Handelns ift gerabe das, mas 
bemfelben in unferen Augen Gewicht giebt und damit zugleich jeben Schein 
nimmt, ben befonberen Intereffen dieſer ober jener Macht zu dienen. Wenn bie 
Regierungen alle bie Sache des Friedens vertreten, aus gleichem Gefichtspunkt 
und in gleicher Sprache, jo würbe ihre ben Stempel ber volllommenen Unpartei- 
fihfeit tragende Haltung Preußen weber erregen noch fein Mißtrauen erweden 
Innen, und Frankreich nicht erlauben, ſich Illuſionen zu machen über bie Hilfe, 
die e8 von auswärts erwarten Tann. 


Ih ſehe aus Ihren letzten Mittbeilungen, baf Lord Granville noch immer 
den größten Werth barauf legt, Alles zu vermeiden, was einem auf Preußen 
ausgeäbten Drud ähnlich fehen könnte. Ich Habe mich von ganzem Herzen ben 
Bemühungen Englands angeſchloſſen unb wünſche ihnen den beften Erfolg. Aber 
ih glanbe aufrichtig, daß iöre Ausfichten größer geworben wären, wenn alle neu⸗ 
tralen Mächte zu gleicher Zeit ben Kriegführenden gegenüber biejelbe Sprache 
geführt hätten. 

Bir wollen jebod hoffen, daß man zu einem befriebigenben Refultat ge- 
langen werde, indem man ſich darauf beichränft, der burch bie englifche Regierum 
glädficherweife gegebenen Anregung zu folgen. Wir begen heiße Wünſche, ba 
8 gelingen möge, bem Elend bes Krieges ein Ziel zu feken, und werben bie 
aufrichtigften Bemühungen in biefer Hinficht befunden. 

Wollen Sie Lord Granville in meinem Namen danken für die Auf- 
Mirıngen, bie er Ihnen gegeben bat, unb ihn verfihern, daß wir ben burd 
England der Sache bes Friebens bei biejer Gelsgenpeit geleifteten Dienſt ſehr 
* ſchätzen. Wir wünſchen ihm Glück, dieſe Initiative ergriffen zu haben, und 
werden es dafür fegnen, wenn e8 die Regierungen zu ber Richtſchnur ber Hal- 
ng hinführt, bie wir oben bezeichnet haben.” 
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28. Oftober. Journal de St. Petersbourg. 


(Nach einem Rüdblide auf bie früheren unfruchtbaren Verhandlungen ber 
Neutralen heißt es weiter:) 

„se mehr ber Kampf fih in bie Länge 309, je mehr berfelbe einen Cha⸗ 
rafter der Erbitterung annahm, um fo mehr mußten die Geflihle der Humanität 
unb das allgemeine Intereſſe Enropas bavon berührt werben. 

Die Denkſchrift des Bundeskanzlers über Die Gefahren einer Hungerenoth 
in Paris mußte einen um fo tieferen Einbrud machen, weil fie zugleich die Ber- 
aniwortlichleit der Neutralen anzurufen ſchien. 

Diefer Eindrud war allgemein und rief ben einen gleichzeitigen Gebanten- 
Austaufch unter den neutralen Mächten bervor. Doch ergab ſich Daraus kein be- 
flimmter Plan. Man ſah wohl Überall ven Wunſch herbortreten, irgend etwas 
für den Frieden zu thun, indem man fi über ben Vorſchlag annehmbarer 
Sriedensbebingungen zu verſtändigen fuchte. 

Das kaiſerliche Kabinet glaubte jeboch nicht, daß biefer Weg zum Biele 
führen könne: berfelbe zielt auf eine Art Vermittlung oder Schiebögericht, welches, 
wenn fein materieller Nachdruck hinzukam, wirkungslos bleiben mußte. Den 
Kriegführenden allein käme es zu, die Kriedensbedingungen unter 
einander feftzuftellen. 

Was die Neutralen nah der Meinung bes kaiſerlichen Kabinets thun 
Tonnten, beftand darin, wieder eine Thür zur Verhandlung zu eröffnen. Das 
einzige Mittel, bie® zu erreichen, war bie Wiederaufnahme des Plans eines 
Waffenſtillſtandes, um eine confituirende Berfammluug zu be- 
rufen, weldhe allein berechtigt erſchien, jih über die Fortſetzung 
bes Krieges ober über ae auszufpreden. 

Diefe Erwägungen führten zu dem von allen Neutralen unterftügten Vor⸗ 
ſchlage des Londoner Kabinets, welcher hoffentlich zu dem von Europa und wie 
wir glauben, von den Kriegführenben ſelbſt gewünſchten Ausgang führen wird.“ 


28. Oktober. Graf Bismard an Graf Bernftorff in London. 


„Lord Granville hat die Gefälligkeit gepebt, Em. Excellenz die 
Depejche mitzutheilen, welche er unter dem 20. d. Mts. an Lord Auguſtus 
Loftus gerichtet hat. Em. ꝛc. find daher mit dem Inhalt derfelben bekannt. 

Ich kann fofort zu der Berficherung übergehen, daß der Lebhafte 
Wunſch na einer Beendigung des zerftörenden Kampfes zweier großer 
Nationen und nach Vermeidung der äußerften, durch den völterrechtlichen 
Kriegsgebrauch gebotenen Mittel, welcher fi darin ausſpricht, von Sr. 
Majeftät dem Könige nicht minder lebhaft getheilt, ja um jo viel tiefer 
empfunden wird, als Deutjchland durch die Opfer, die es felbft auch im 
flegreihen Kriege zu bringen hat, noch ganz anders dabei betheiligt if, 
als ein neutrales Land, welches dem Kampfe mit den theilnehmenden Ge⸗ 
fühlen der Menſchlichkeit, deren reiche und edle Bethätigung wir anertennen, 
zuſchauen darf. 

In diefem Sinne bat e8 Se. Majeftät den König befonders ange 
nehm berührt, aus der Depefche des Lord Granville zu erjehen, mie 
auch die königlich großbrittanifche Negierung unfere Ueberzeugung theilt, 
daß, um fruchtbare Friedensverhandlungen zu ermöglichen, es vor allen 
Dingen nöthig ſei, dem franzöfiihen Volke die Wahl einer nationalen 
Bertretung zu geftatten. Wir find von diefer Nothmendigfeit ſtets über 
zeugt geweſen von dem Augenblide an, wo und die Parifer Ereigniffe des 
4. September befannt wurden; und wir haben dieſer Ueberzeugung bei 
jeder Gelegenheit, welche fi) uns darbot, Ausdrud gegeben. 
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Ih darf daran erinnern, daß auf den Vorſchlag des englifchen 
Cabinets Se. Majeftät der König mich ſchon vor länger als einem Monate 
m Meaur ermäditigte, mit Herrn Jules Fapre über die Möglichkeit 
der Zufammenberufung einer conftituirenden Berfammlung in Verband» 
Img zu treten. Der Wunfch nach Herftellung einer legaler Vertretung 
des franzöſiſchen Volles beftimmte Se. Majeſtät den König, bei den 
Berhandlungen in Yerriöres fo günftige Bedingungen für den Waffen» 
ſtillſtand zu ftellen, daß deren bigung allgemein anerkannt und dur 
den einige Tage darauf erfolgenden Fall von Toul und Straßburg in 
ſchlagender Weiſe bekundet wurde. Daß und wie ſie dennoch abgelehnt 
wurde, iſt bekannt. Ebenſo bekannt iſt, daß nichtsdeſtoweniger Se. Mas 
jeſtät der König bereit war, die ſchon von der Regierung in Paris auf 
den 2. Oktober ausgefchriebenen Wahlen im ganzen Bereich der von den 
deutſchen Truppen occupirten Tandestheile in voller Freiheit zu geftatten 
und ihnen jede —— zu gewähren, obſchon die Ausſchreibung durch 
eine noch nicht anerkannte Regierung erfolgt war. Unſere Verhandlungen 
mt den franzbſiſchen Lokal-⸗ und Departemental-Behbrden, von welchen 
die mit dem Maire von Verſailles geführten in öffentliche Blätter über⸗ 
egangen ſind, beweiſen die Bereitwilligkeit der deutſchen Behörden, das 
—e— — unabhängiger Wahlen zu fördern. 

Wie wenig aber das Pariſer Goupernement die Abficht hatte, die 
Nation wirklich zur Wahl kommen zu laflen, bewies daſſelbe, indem eg 
mt nur die uriprünglih auf den 2. d. Mts. angefegt gewefenen Wahlen 
binausfchob, fondern auch die von der Regierung in Tour außgegangene 
nene fung derfelben auf den 16. ej. ausdrücklich annullirte. Das bes 
treffende Dekret ift durch die Zeitungen bereit veröffentlicht; die Aus⸗ 
fertigung deſſelben mit den Originalunterfchriften der Hegierungsmitglieder 
it in unfere Hände gefallen, zugleich mit einem Schreiben von Herrn 
Sambetta, von weldem ich mir nicht verfagen fann, Em. ıc. in der Ans 
lage Abfchrift mitzutheilen, weil e8 die in der Parifer Regierung herrſchende 
Stimmung lennzeichnet. 

Diefe Wahrnehmungen verhinderten uns nicht, an neuen Berfuchen 
der Barifer Regierung, wenn fie das franzöfiiche Volt zu Wahlen, zu 
Meimmgsäußerungen und zur Betheiligung an der Verantwortlichkeit der 
eigenmächtig ergriffenen Randesregierung in den Stand fegen wollte, unfere 
Mitwirkung zu diefem Zwed in Ausficht zu ftellen. 

Die freundlich dargebotene Bermittelung angejehener, einer neutralen 
Nation angehörender Perfönlichkeiten, welche zum Behufe der Bermittelung 
nad Paris fich begaben, gewährte die Gelegenheit, den dortigen Macht« 
babern noch einmal da8 Mittel darzubieten, durch Bornehmen der Wahlen 
Frankreich von der Anarchie zu befreien, welche Berhandlungen über den 
Frieden unmöglich macht. Wir erllärten und bereit zu einem Waffenftill- 
Rande von ber zur Bornahme von Wahlen erforderlichen Dauer, und 
boten zugleich an, entweder alle Deputirte der Nation nad) Paris hinein, 
oder die Parifer Deputirten, falls ein anderer Berfammlungsort beliebt 
werden follte, aus der Stadt ungehindert herauszulaſſen. 

Dieſe Borfchläge, welche noh am 9. d. M. von neutraler Seite mit 
unferer Zuſtimmung bei den Mitgliedern der Parifer Regierung befites 
wortet worden find, begegneten bei legterer einer folgen Aufnahme, daß 
die vermittelnden Perfünlichleiten ſelbſt erklärten, nunmehr die Hoffnungen 
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aufgeben zu müflen, die fie gehegt haben. Unmittelbar nachher verlieh 
Ser Bambetta Paris mitteln —* Luftballons, und fein erſter Auf, 
nachdem er den Erdboden wieder erreicht hatte, iſt nach franzöfifchen 
Quellen ein Proteft gegen die Bornahme von Bollswahlen gemejen. 
Die Erfahrung eigt, daß es ihm gelungen ift, dieſelben zu verhindern 
und wi den ablen günftigen Beitrebungen von Erömieur wirkungslos 
machen. 

” Aus dieſer Darlegung von Thatſachen gebt hervor, daß zu dem 
Mittel, welches die königlich großbrittannifche Regierung mit Recht als 
den Weg zum Frieden empfiehlt, nämlich der Vornahme freier Wahlen zu 
einer conftituirenden Berfammlung nicht unfere, fondern die Zuftim- 
mung der Barifer Machthaber fehlt, und dag wir von Anfang an 
dazu bereit geweſen find und wiederholt die Hand geboten haben, daß 
aber da8 Gouvernement der nationalen Vertheidigung diefe Hand jederzeit 
zurückgewieſen hat. | 

ir find daher auch in unferem vollen Recht gewefen, wenn wir im 
der Mittheilung vom 11. d. Mts., auf welche der engliiche Herr Miniſter 
fih bezieht, jede Verantwortlichleit für die traurigen Yolgen von ung ab» 
lehnen, welche ein biß aufs Aeußerfte fortgefegter Biberftand ber Feſtung 
Paris für die Bevölkerung diefer Stadt haben muß. 

Es entſpricht unferer Erwartung, daß diefe Mittdeilung ihren Ein- 
Drud auf das englifhe Cabinet nicht verfehlt hat. Wie ſehr wir e8 be 
Hagen würden, wenn die Madithaber von Paris den Widerfland bis zu 
biefer äußerften Kataftrophe treiben follten, haben mir eben dadurch bes 
wiefen, daß wir die Deffentlichleit und namentlich die neutralen Mächte 
rechtzeitig darauf aufmerkſam gemadt haben, indem mir bofften, daß ind« 
befondere die Vorftellungen der legteren auf die Machthaber, welche das 
Bermögen und das Leben der Bevölkerung von Paris ihrem eigenen Ehr⸗ 

ize opfern, nicht ohne Eindrud bleiben würden. Wir hatten dies um 
A mehr gehofft, al8 die Regierungen von Paris und von Tours die 
Zeitung der Geſchicke Frankreichs auf eigene Verantwortung und ohne 
andere Legitimation in die Hand genommen haben, als die, welche eigen- 
mächtige und gemaltthätige Befigergreifung bei fortgefegter Weigerung, 
die Stimme der Nation zu hören, zu verleihen im Stande find. 

Wenn die köoniglich großbrittannifche Kegierung den Verſuch macht, 
dieſes Gouvernement von dem gewaltthätigen und gefährlichen Wege, auf 
dem es fich befindet, abzuwenden und es Erwägungen zugänglich zu machen, 
welde Frankreich vor dem weiteren Fortſchritte feiner politifchen und fo- 
ialen Herrättung und feine glänzende Hauptftadt vor den Zerflörungen 
er Belagerung bewahren, jo können wir daß nur dankbar anerkennen. 

Wir können uns freili der Belürhtung nicht verichließen, daß bei 
der Berblendung, in welcher die Parifer Regierung befangen zu fein 
jeint, die wohlwollende Intention des englischen Cabinets non derfelben 
nur mißverftanden, und in der humanen Theilnahme, welche diefe Ein- 
wirkung veranlagt bat, die Illuſion einer Unterügung durch die neutralen 
Mächte und dadurd eine Ermuthigung zu weiterem Wiberftande gefunden 
werde, welche gerade das Gegentheil von den Abfichten Lord Granville's 
bewirken fünnte. 

Daß von unferer Seite nad den Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, Feine Juitiative zu neuen Verhandlungen ergriffen werden Tann, 
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davon ſcheint auch Lord Granville nah dem Inhalte feiner Depefche 
überzeugt zu fein. Ich bitte Em. zc. aber, indem Sie ihm von dem ganzen 
Inhalt dieſes Erlaſſes Kenntnig geben, ihm zugleich zu verfihern, daß 
wir jeden von franzöfifcher Seite und zugehenden, auf Anbahnung von 
Briedensverhandlungen gerichteten Vorſchlag, bereitwillig entgegennehmen 
und mit aufrihtigem Wunjche nad Wiederberftellung des Friedens prüfen 
werden.” 


Zur Stellung Rußland. 


8. Rovember. Lord Granville an den Botſchafter in Petersburg. 


„Herr Zifjot theilte mir ein Telegramm bes Herrn v. Chandordy mit, 
wonach ihm ber franzöfiiche Gejchäftsträger in Petersburg Kenntniß davon ges 
eben, daß ber Kaifer von Rußland an ben König von Preußen unb an bie 
önigirt von Württemberg gefchrieben, um zu empfehlen, daß man auf ben Ge⸗ 
danken von Territorialabtretungen, welde geeignet wären, ben Friedensabſchluß 
wumöglich zu machen, verzichte. Herr Tiſ —* ſagte mir nicht, ob das Reſultat 
dieſer Mittheilung an den König von Preußen und der daraus für den Fürſten 
Gortſchakoff ſich ergebende Eindruck, daß es für die neutralen Mächte 
vergeblich ſein würde, eine Anſicht über die Friedensbedingungen 
anszuſprechen, ber franzöſiſchen Regierung gleichfalls mitgetheilt worden iſt. 
Es iſt zu beſorgen, daß, Falls dies nicht geigehen ift, eine unvoll« 
ſtändige Mittheilung die provifortfhe Regierung leicht in Bezug 
ef bie Hülfe, welche fie von Rußland zuerwarten hätte, irreleiten 

unte.“ 


Waffenſtillſtandsverhandlungen zwiſchen Graf Bismard 
und Thiers. 
Vorverhandlungen. 


23. Oktober. Lord Granville an Graf Bernſtorff. 

„Mittheilung des Wunſches des Herrn Thiers, mit Zuſtimmung ber Re⸗ 
ierung in Tours perſönlich mit ber Regierung in Paris und dann mit Graf 
ismard zu fonferiren, um über einen Waffenftillfiand mit Ausfiht auf Be⸗ 

rufung einer Nationalverſammlung und eventuellen Sriedensichluß zu verhandeln.“ 


24. Dktober. Lorb Granville an Lord Lyon. 
„Miüttheilung eines Telegramms bes Grafen Bismard, wonach Herr 
Thiers fi) wegen eines Geleitiheins an den General v. d. Tann in Soifſons 
dt babe; es ſei ihm ein folder von Berfailles Überfanbt worden, und bei 
Feiner Ankunft würden Berbanblungen zwilchen ihm und Graf Bismard flatt- 
finden.” 


8. November. Rımdichreiben ded Grafen von Bismarck. 


„Ew.... ift e8 befannt, daß Herr Thiers den Bunieh ausgedrüdt 
hatte, fi zu Verhandlungen ind Hauptquartier begeben zu dürfen, nach⸗ 
dem er fih mit den periihiedenen Mitgliedern des Gouvernements ber 
nationalen Bertheidigung in Tours und in Paris in Verbindung geſetzt 
haben würde. Auf Befehl Sr. Majeftät des Könige habe ich mi zu 
einer folchen Beſprechung bereit exrflärt und ift Heren Thiers geftattet 
worden, zuvor am 30. v. M. nad) Kan bineinzubegeben, von wo er 
am 31. ej. ind Hauptquartier zurüdgelehrt iſt. 
11* 
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Die Thatfahe, daß ein Staatsmann von der Bedeutung und der 
Gefchäftserfahrung des Herrn Thiers die Vollmachten der Barifer Re 
gierung angenommen hatte, ließ mich hoffen, daß uns Vorfchläge gemacht 
werden würden, deren Annahme möglich und der Herftellung des Friedens 
förderlich fein würde. Ich empfing Herrn Thiers mit dem achtungs⸗ 
vollen Entgegenkommen, auf welches feine ausgezeichnete Perfönlichkeit, 
auch abgeſehen von unferen früheren Beziehungen, ihm den vollften 
Anſpruch geb. Herr Thiers erklärte, bob Frankreich auf Wunſch der 
en ächte bereit fein werde, fih auf einen Waffenftilftand ein⸗ 
zulaffen. 


Se. Majeftät der König hatte gegenüber biefer Erklärung zu er- 
wägen, daß jeder Waffenftillftand an und für fi für Deutſch— 
land alle die Nachtheile bedingt, mit denen für eine Armee, 
deren Berpflegung auf weit zurüdgelegenen Hülfsquellen be- 
rubt, jede Berlängerung des Feldzuges verbunden ift. Außer 
dem übernahmen wir mit dem Waffenftillitande die Verpflichtung, der 
deutfchen Truppenmafle, weldhe durch die Kapitulation von Metz verwendbar 

eworden war, in den Stellungen, welche fie am Tage der Unterzeichnung 

inne gehabt haben würde, Halt zu gebieten, und damit auf die Beſetzung 
weiter feindlicher Nänderftreden zu verzichten, welche gegenwärtig ohne 
Schwertftreih oder mit Ueberwindung unbedeutenden Widerftandes von 
und eingenommen werden können. Die deutjchen Heere haben einen we⸗ 
jentlihen Zuwachs in den nächſten Wochen nicht zu erwarten. Dagegen 
würde der Waffenftillftand Frankreich die Möglichkeit gewährt 
gaben, die eigenen Hülfäquellen zu entwideln, die in der 
Bildung begriffenen Formationen zu vollenden, und, wenn 
die Feindfeligleiten nach dem Ablauf des Waffenftilftandes wieder bes 
ginnen follten, uns widerftandsfähige Truppenkörper entgegenzuftellen, 
melche jest noch nicht vorhanden find. 

Ungeachtet diefer Erwägungen ließ Se. Majeflät der König den 
Wunſch, einen erften entgegenlommenden Schritt zum Yrieden zu thun, 
vorwiegen; und ich wurde ermädtigt, Herrn Thiers fofort mit der Ges 
währung eines Waffenftillftandes® auf 25 oder auch, mie er fpäter ge- 
wünfcht, 28 Tage auf dem Grund des einfachen militairifchen status quo 
am Tage ber Unterzeichnung entgegenzufommen. Ich ıhtug ihm vor, 
dur eine zu beftinmende Demarlationslinie die Stellung der beider 
feitigen Truppen, fo wie fie am Tage der Unterzeichnung fein wurde, 
abzugrenzen, die Zeindfeligleiten auf 4 Wochen zu * und in dieſer 
Zeit die Wahlen und die Conſtituirung der nationalen Vertretung vor⸗ 
zunehmen. Auf franzöfifcher Seite würde diefe Waffenrube nur den Ber 
zicht auf Meine und jederzeit unglüdliche Ausfälle und auf eine nutlofe 
- und unbegreifliche Verſchwendung artilleriftiicher Munition aus den Feſtungs⸗ 
— ‚ir die Dauer des Waffenftillftandes zur militatrifchen Folge 
ebabt haben. 
seh In Bezug auf die Wahlen im Elſaß konnte ich erklären, dag wir 
auf feiner Stipulation beftehen würden, welche die Zugehörigkeit der deut⸗ 
[hen Departements zu Frankreich vor dem Friedensſchluſſe in Frage flellen 
Könnte, und daß wir feinen Bewohner der legteren dafür zur Rede flellen 
würden, daß er als Ubgeordneter feiner Landsleute in einer franzöfifchen 
Nationalverfammlung erichienen jet. 








165 
1870. 


Ich war erflamt, als der franzöfifhe Unterbändler diefe 
Borfchläge, bei welchen alle Vortheile au franzöfifcher Seite waren, ab» 
lehnte und erflärte, einen Ya AT nur dann annehmen 
u können, wenn derfelbe die Zulaffung einer umfaffenden 
Ber roviantirung von Paris einfchlöffe. Ich erwiderte, daß diefe 
Bufaffımg eine fo weit über den status quo und über jede billige Erwar⸗ 
tung hinausgehende militatrifche Conzeſſion entalten würde, daß ich ihn 
frage, ob er ein Hequivalent dafür zu bieten im Stande fein 
werde und mweldes? Herr Thiers erflärte, zu feinem militairiſchen 
Segenanerbieten ermächtigt zu fein, und die Forderung der Verprovian⸗ 
trung von Paris ftelen zu müflen, ohne uns dafür etwas Anderes 
bieten zu fönnen, als die Zereiminiget der Pariſer Regierung, der 
franzöfiſchen Nation die Wahl einer Vertretung zu ehatten. aus 
welcher wahrfjcheinlich eine Behörde hervorgehen würde, mit welcher uns 
über den Frieden zu unterhandeln möglich fein werde. 

In diejer Lage hatte ich das Ergebniß unferer Verhandlungen dem 
Könige und Seinen militatriihen Wathgebern vorzulegen. 

Se. Majeftät war mit Recht befremdet über fo ausfchmweifende 
militairiihe Zumutbhungen, und enttäufht in den Erwartungen, 
welche Allerhöchftdiefelben an die Unterhandlungen mit Herrn Thiers 
gelnüpft hatte. Die unglaublide Forderung, dag wir die Frudt 
aller leit zmei Monaten gemadten Anfrengun en und ers 
rınngenen Bortheile aufgeben, und die Berhältniffe auf den 
Punkt a erfdtı werden follten, auf welchem fie beim 
Beginn der Einfhließung von Paris gewefen waren, konnte 
nur von neuem den Beweis liefern, daß man in Paris nad 
Borwänden, der Nation die Wahlen zu verfagen, fuhte, aber 
niht nah einer Gelegenheit, diejelben ohne Störung zu 
vollziehen. 

uf meinen Wunſch, vor Sortiegung der Feindfeligleiten noch einen 
Berfuh der Berftändigung auf anderen Grundlagen zu len bat Herr 
Thiers am 5. d. M. in der Borpoftenlinie noch eine Beſprechung mit 
den Mitgliedern der Barifer Regierung gehabt, um denjelben entweder 
einen fürzeren Waffenftilftand auf Baſis des status quo, oder die ein- 
fache Ausschreibung der Wahlen vorzufchlagen, er conventionsmäßigen 
Baffenftillftand, in welchem Falle ich die freie Zulafjung und bie —* 
währung aller mit der militairiſchen Sicherheit irgendwie vereinbaren Er⸗ 
leichterungen zuſagen konnte. 

Ueber den Inhalt dieſer ſeiner Beſprechung mit Herrn Favre und 
Trochu hat Herr Thiers ſich nicht näher gegen mich ausgeſprochen; 
er konnte mir als Ergebniß derſelben nur die erhaltene Weiſung mit- 
tbeilen, die Berhandlungen abzubrehen und Berfailles zu verlafien, 
da ein Waffenftillftand mit Verproviantirung von Paris nicht zu ers 
reichen ſei. 

Seine Abreife nach Tours hat am 7. Morgens ftattgefunden. 

Der Berlauf der Verhandlungen bat mir nur die Weberzeugung 
interlafien, Daß e8 den jegigen Machthabern in Frankreich von 
nfang an nit Ernft damit geweſen ift, die Stimme der 

franzöfifhen Nation durch freie Wahl einer diefelbe vertre- 

tenden Berfammlung zum Ausdrud gelangen zu laffen; und 











166 
1870. 


daß e3 eben fo wenig in ihrer Abficht gelegen, einen Waffenftiliftand zu 
Stande zu bringen, fondern daß fie eine Bedingung, von deren 
Unannehmbarkeit fie überzeugt fein mußten, nur barum ge- 
ftelt haben, um den neutraleu Mächten auf deren Unters 
fügung fie hoffen, nicht eine abweifende Antwort zu geben.“ 


8. November. Bericht von Thiers an bie Vertreter ber neutralen Mächte. 


„Herr Botſchafter! 

Ih glaube den vier Großmächten (an bie Türkei und Spanien wurbe ber 
Bericht erſt ſpäter gefanbt), welche bie Propofition Betreffs eines Waffenftilltandes 
zwiſchen Frankreich und Preußen unterftügt haben, einen gebrängten, aber ge⸗ 
treuen Bericht Über bie ernfle und zarte Miffton zu fhulben, zu deren Uebernahme 
ich meine Bereitwilligfeit erflärt. — — 

Der Gegenftand meiner Miſſion war dem Grafen v. Bismard vollflänbig 
befannt, da er, wie Kranfreih, bie Propofition der neutralen Mächte erhalten 
hatte. Rad einigen Reſerven Über die Einmiſchung der Neutralen in biefe Nego⸗ 
ctation, welche Reſerven ich anhören mußte, ohne fie zugugeben, wurde ber Gegen⸗ 
Hand meiner Mifflon zwiſchen Herrn v. Bismard und mir vollfländig genan 
angegeben unb feftgeftellt. Es handelte fih um ben Abichluß eines Waffenftill- 
flandes, welcher bem Blutvergießen zwifchen zwei ber civififirteften Nationen ber 
Erde Einhalt thun und Frankreich geftatten follte, durch freie Wahlen eine regel- 
mäßige Regierung zu conftituiven, mit welcher man auf gültige Weife unterhanbeln 
tönne. Diefer enftanb war um fo mehr angebeutet, als bie preußiſche Di- 
plomatie mehrere Male behauptet hatte, baß bei ber gegenwärtigen Lage ber Dinge 
in Frankreich fie nicht wiffe, an wen fie fih wenben folle, um Unterbanblungen 
anzufnüpfen. Bei biefer Gelegenheit machte mir Herr v. Bismard, ohne jebodh 
Darauf weiter einzugeben, bemerklich, daß fi in dieſem Augenblide zu Caffel bie 
Ueberbleibiel einer Regierung befänben, bie ſich neu zu geftalten juche, unb welche 
Bis jetzt die einzige von Europa anerkannte fei; daß er dieſe Bemerlung nur 
made, um bie biplomatifche Tage genau feftzuftelfen unb feineswegs, um fich in 
irgend einer Weile in bie innere ierung Frankreichs einzumiihen. Ich ant⸗ 
wortete auf ber Stelle dem Herrn Grafen v. Bismard, baf wir es eben fo 
verftänden; daß Übrigens bie Regierung, welche Frankreih in den Abgrund eines 
thöricht beſchloſſenen und unfähig geführten Krieges geftürzt babe, für immer in 
Sedan ihre unbeilvolle Eriftenz beichloffen habe und für die franzöſiſche Ration 
nur eine Erinnerung der Schande unb bes Schmerzes fein werbe. 

Ohne das, was ich fagte, zu beftreiten, proteflirte Herr Graf v. Bismard 
nochmals gegen jede Idee Betreffs einer Einmiſchung in unfere inneren Angelegen- 
heiten und fügte hinzu, baß meine Anweſenheit im Hauptquartier und ber ⸗ 
pfang, ber mir dort zu Theil werde, ber Beweis der Aufrichtigkeit dieſer Erklärung 
fei, weil ber Kanzler bes Norbbundes, ohne dem Rechnung zu tragen, was in 
Caſſel vorgehe, fich beeile, mit dem Wbgefanbten ber franzöfiihen Republik zu 
unterhandeln. 

Nachdem dieſe Präliminar⸗Bemerkungen erledigt, unterwarfen wir bie Fragen, 
welche die Propoſition der neutralen Mächte hervorriefen, einer erſten ſummariſchen 


ng: 

1) Waffenftillftandbsprinzip, welches zum weſentlichen Zwed hat, bem Blut⸗ 
vergießen Einhalt zu thun und Frankreich die Mittel zu gewähren, eine Regierung 
zu conftituiren, welche auf dem von ber Nation ausgebrüdten Wunſche beruht. 

2) Dauer dieſes Waffenftillfianbes, motivirt burch bie Zeit, welche bie 
Bildung einer fouverainen Derfammlung erbeifät. 

3) Vollfländig geficherte Freiheit der Wahlen in ben von ben preußiſchen 
Truppen gesenwä befetten Provinzen. 

4) Verhalten ber kriegführenden Armeen währenb ber Unterbrechung ber 
Feindſeligleiten. 
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5) Enblih Berproviantirung ber befagerten Plätze, namentlich von Paris, 
während der Dauer bes Waffenſtillſtandes. 

Betreffs dieſer fünf Punkte und befonbers betreffs des Waffenſtillſtands⸗ 
Prinzips ſelbſt ſchien mir Herr v. Bismard feine unüberwinbbaren Einwürfe 
zu baben, und ich konnte glauben, daß in Folge biefer erften Konferenz, welche 
nicht weniger als vier Stunden gedauert hatte, wir uns über alle Bunte ver⸗ 
Rändigen und eine Konvention abfchließen würden, welche ber erfte Alt ber von- 
ben beiben Welttbeilen fo bei gewünſchten Bacifilation fein werbe. 

Die Eonferenzen folgten fi auf einanber, gewöhnlich zwei an jebem Tage, 
denn ich war ungebuldig, ein Reſultat zu erlangen, welches dem Donner ber 
Kanonen ein Ziel fege, bie wir ohne Unterbredung hörten, und von welden ein 
jeder Schuß mich neue Berwüflungen, neue menſchliche Opfer befürchten ließ. 

Bier die Einwürfe und Löfungen über bie verſchiedenen oben aufgezäblten 
Buntte während biefer Eonferenzen. 

Was das Prinzip und ben Zwed des Waffenftillfiandes anbelangt, fo be- 
kräftigte mir Herr v. Bismard, daß er eben fo fehr wie die neutralen Mächte 
bas Ende der Keinbfeligleiten ober doch zum wenigften ihre Suspenfion wünſche, 
und daß er für Frankreich die Errichtung einer Regierung wolle, mit welcher er 
Serpftüchtungen eingeben könne, bie zugleich gültig und von Dauer fein würden. 
Es beftand daher ein vollfländiges Einvernehmen in biefem wejentlichen Punkte 
und jede weitere Diskuffion war unnöthig. 

Die Dauer bes Waffenftillfiandes betreffend, verlangte ich von bem Herru 
Kanzler des Nordbundes 25 bis 30 Tage, 25 Tage zum wenigften. Zwölf Tage 
— fo fagte ih ibm — find notbwendig, damit die Wähler ſich verfländigen unb 
ihre Sandibaten aufftellen fönnen, ein Tag für die Abſtimmung, 4 bis 5 Tage, 
bamit bie gewählten Canbibaten bei bem Suftande ber Wege Zeit haben, fih in 
bem zu begeichnenben Orte zu verfammeln, und 8 bis 10 Xage für eine ſumma⸗ 
rifhe Berifilation der Gewalten und ber Eonftituirung der zukünftigen National- 
verfommfung. Der Herr Graf v. Bismard beftritt dieſe Berechnungen nicht 
und beſchränkte fi darauf, zu bemerken, daß, je weniger lang bie Dauer, befto 
weniger groß bie Schwierigkeiten fein würben, auf weldye das Waffenftillftands- 
Projekt ftoßen könnte. Er ſchien jedoch, wie ich, der Anficht zu fein, daß eine 
Daner von 25 Tagen feſtgeſetzt werben müffe. Hierauf kam bie ernfte Frage der 
Wahlen an die Reihe. Herr v. Bismarcd verfierte mir, daß fie in den von 
ber preußifhen Armee befetsten Lanbestheilen fo frei fein würben, wie fie es nur 
in Frankreich Hätten fein können. Ich dankte ihm für dieſe Zuficderung, mit ber 
ich mich begnügt hätte, wenn ber Herr Graf v. Bismard, ber zuerft feine Aus- 
nahme für dieſe Freiheit der Wahlen verlangt hatte, nicht einige Reſerven gemacht 
hätte betreffs gewifler Theile des franzöſiſchen Territoriums, an unferer Grenze 
gelegen, und wie er fagte, ihrem Urfprung und ihrer Sprache nach deutſch. Ich 
antwortete fofort, daß der Waffenftillftand, wenn man ihn, wie e8 ber allgemeine 
Bunid fet, ſchnell abichließen wolle, feiner ver Fragen vorgreifen dürfe, welche 
erft bei Gelegenheit eines befinitiven Friedensvertrages in Anregung gebracht 
werden dürften; daß ich mich für meinen Theil weigere, auf irgenb eine ber- 
felben einzugeben, unb daß ich, inbem ich fo handle, meinen Inftructionen und 
meinem periönlichen Gefühle gehorche. Der Herr Graf Bismard antwortete 
mir, daß er auch ber Anflcht jei, an feine dieſer Fragen zu rühren, unb er ver- 
fpra mir, in das Brojelt des Waffenftillftandes nichts Über dieſen Gegenſtand 
einzuräden, jo daß über nichts in biefer Hinficht im Voraus abgeurtbeilt werbe; 
daß, wenn er bie Wabhlagitation in ben Provinzen, von welchen die Rebe jet, 
nicht zulaffe, er nicht verweigere, daß fie in ber zulünftigen National⸗Verſamm⸗ 
Inng von Notabeln repräjentirt wilrben, die wir bezeichnen follten, ohne daß er 
fich hineinmifhe und welche, wie alle Repräfentanten Frankreichs, vollfländige 
Meinungsfreiheit haben würden. Da dieſe Frage, die ernftefte von allen, fich 
auf dem Wege ber Loͤſung befand, fo beichäftigten wir uns mit bem Berbalten 
ber Armeen während ber Einſtellung ber Yeindfeligleiten. Herr v. Bismard. 
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hatte vorher an bie von Sr. Majeftät dem Könige verfammelten unb präfibirten 
preußifchen Generale referiren müflen, und nachbem wir Alles geprüft, war bas, 
was uns beiberfeits gerecht und ben in allen ähnlichen Fällen angenommenen 
Gebräuden am meiften entſprechend erſchien, Solgenbes Die lriegführenpen 
Armeen werben gehalten fein, am Tage, wo ber ffenſtillſtand unterzeichnet 
wirb, de Halt zu maden, wo fie fih befinden; eine Linie, alle Punkte, wo fie 
Halt gemacht, verbinbend, wirb bie Grenzlinie bilden, welche fie nicht überichreiten 
dürfen, innerhalb welder fie fich aber bewegen Fönnen, ohne jedoch irgend einen 
Alt der Feindfeligleiten: zu begeben. Wir waren, fo p ſagen, betreffs der ver⸗ 
ſchiedenen Punkte dieſer ſchwierigen Unterhandlung einig geworben, ale bie letzte 

rage, die ber Verprovianfirung ber feften Plätze und beſonders von Paris, zur 

prache fam. Der Herr Graf v. Bismard hatte betreffs dieſes Punktes keinen 
Saupteinwurf erhoben, und e8 ſchien mir, baf er nur wegen ber Höhe ber ver⸗ 
langten Ouantitäten, fowie wegen der Schwierigkeiten, fie zufammenzubrin 
und in Paris einzuführen, Bedenken hatte (was letteres Übrigens une nur allein 
anging); was bie Quantitäten ſelbſt anbelangt, jo hatte ich ihm förmlich erfiärt, 
ba fie der Gegenſtand einer freundſchaftlichen Diskuffion und felbft wichtiger 
Conzeſſionen unfererfeits fein würben. Diejes Mal wollte ber Kanzler bes Rorb- 
bundes nochmals an bie militairifhen Behörden referiren, welchen er fchon vorher 
mehrere Fragen unterbreitet hatte, unb wir famen überein, bie befinitive Yöfung 
dieſer Frag⸗ auf den nächſten Tag, Donnerſtag 3. November, zu vertagen. 

onnerftag, ben 3., fragte mich Herr v. Bismard, welcher, wie ich fand, 

beforgt ausſah, ob ih Nachrichten aus Paris habe, worauf ich erwiderte, daß ich 
feit Montag Abend, dem Tag meiner Abreife, feine erhalten habe. Herr v. Bis- 
mard war in ber nämlichen Lage. Er ließ mich hierauf die Berichte ber Vor⸗ 
poften leſen, welche von einer Revolution in Paris und ber Proflamation einer 
neuen Regierung ſprachen. Dieſes Paris, von welchem fonft die geringften Nach⸗ 
richten mit ber Schnelle der Electricität abgingen, um fi in wenigen Minuten 
über die ganze Welt zu verbreiten, hätte in dieſem Augenblide ber Schauplatz 
einer Revolution fein können, ohne daß man es brei Tage fpäter an feinen 
Thoren wußte. Tief betrübt über biefes biftoriiche Phänomen, verficherte ich bem 
Herrn Grafen v. Bismard, daß, wenn die Unordnung einen Augenblid lang 
in Paris habe triumphiren können, bie energiiche Liebe der Pariſer Bewöllerung 
für die Ordnung, die ihrer Vaterlandsliebe gleichlemme, bie geftörte Ordnung 
bald herfiellen werbe. (Thiers wußte bekanntlich, Daß bei feiner Abreife von Paris 
ein Aufftand ausgebrochen war, er glaubte jedoch, daß Alles wieber beigelegt fei, 
Da Herr de Ehoijeuil, Nationalgarbift zu Pferde, ibm nachſprengte, um ihm, je- 
bo fälichlicher Weife, mitzutbeilen, daß die Ruhe wieber bergeftellt worben fei.) 
Indeß hatte ich feine Vollmachten mehr, wenn bie verbreiteten Nachrichten be» 
gründet waren. Ich mußte baber die Unterhandlung bis zn weiteren Informa- 
tionen fuspenbiren. Da ich von Herrn v. Bismard bie Mittel erlangt hatte, 
mid mit Paris in Verbindung zu fegen, jo konnte ih am nämlichen Tage 
(Donnerftag) erfahren, was fi am Montage zugetragen, und mich vergewiflern, 
baß ich mid) nicht geirrt hatte, als ich verficherte, daß der Triumph der Unorbuung 
nur einige Stunden hatte dauern können. 

Ih begab mi am nämlichen Abend zu Herrn v. Bismard, unb wir 
fetten die am Morgen unterbrochene Unterhaltung während eines Theiles ber 
Naht fort. Die Frage betreffs ber Verproviantirung ber Hauptſtadt wurbe 
zwifchen uns aufs lebhaftefte beiprochen, indem ich immer behauptete, daß meine 
Forderungen, infofern es die Quantitäten beträfe, nach einer betaillirten Diekuifion 
mobiflzirt werden Fünnten. Bald konnte ich aber jehen, daß es keine Detailfrage, 
ſondern eine Prinzipienfrage war, welche aufgeworfen wurbe. Ich machte Bei 
Herrn v. Bismard das große Waffenftillfiundsprinzip geltend, welches erheiſcht, 
Daß fich jeder Kriegiührende am Ende einer Suspenfion ber Feindſeligkeiten in 
ber nämlichen Lage befindet, in ber er fich beim Beginn berieiben befand; daß 
biefes auf ber Gerechtigkeit und ber Vernunft bafirte Prinzip ven Gebrauch zur 
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Folge gehabt, die befagerten Pläke zu verproviantiren und jeben Tag bie Lebens⸗ 
mittel zu erfeen, welche anfgezehrt worben feien; denn ohne dieſe Borficht, fagte 
ich zu Herrn v. Bismard, würde ein Waffenſtillſtand hinreichen, um die ſtärkſten 
Pläte der Welt zu nehmen. 

Er konnte, ich glaube es zum wenigften, auf biefe Auseinanberjegung ber 
unbeftrittenen unb unbeflreitbaren Prinzipien und Gebräuche nichts erwiedern. 
Der Kanzler des Nordbundes, alsdann nicht in feinem Namen, fonbern im Namen 
der Milttairbebörben fprechenb, erlärte mir, daß ber Waffenſtillſtand ganz gegen 
bie preußiiden Intereffen ſei; baß bie Gewährung eines Waffenftillftandes von 
einem Monat unferen Armeen bie Zeit verfchaffen würde, fich zu organifiren; 
baß die Einführung einer Duantität von Lebensmitteln in Paris, die ſchwer feft- 
zuſetzen, biefem das Mittel geben wlrbe, auf unbeflimmte Zeit feinen Wiberftanb 
zu verlängern, und daß man beshalb ſolche Vortheile ohne „militairifche Aequi⸗ 
salente” (jo ift der Ausprud des Herrn v. Bismard) nicht bewilligen könne. 
Ich beeilte mich, zu erwibern, daß ber Waffenflilltand ohne Zweifel für uns ge- 
wifje materielle Vortbeile haben Tünne, daß jedoch das preußiſche Cabinet biejes 
bei Aulaffung des Waffenftilfianbeprinzips hätte vorausfehen müffen; baß Übrigens 
die Baciftlation ber nationalen Leidenſchaften, bie Vorbereitung des Friedens und 
befonbers die Erfüllung des förmlichen Wunfches von Europa für Preußen poli- 
tiſche Bortheile wären, welche die materiellen Vortheile, die es uns bewilligen 
Tanne, aufwiegen würden. Ich fragte alsbann, welches die „militatrifhen Aequi⸗ 
valente“ wären, welde man von uns verlange, benn Herr v. Bismard gab 
eine große Sorgfalt fund, fie nicht zu bezeichnen. 

Er theilte fie mir endlich immer mit ber nämlichen Zurückhaltung mit. 
„„Es wäre — meinte ee — eine militairifhe Stellung um Paris.“ Und als ich 

darauf beftand, mehr zu willen: „Ein Fort — fügte er hinzu, — vielleicht 
De Ich fiel dem Kanzler des Norbdentichen Bunbes fofort ins Wort: „Es 
ft Paris — fagte ih ibm — welches Sie von uns verlangen; denn uns bie 
Berproviantirung verweigern, beißt, uns einen Monat unterer Bertheibigung 
wegnehmen; von uns ein ober mehrere Forts fordern, heißt unfere Wälle ver- 
langen. Es heißt mit einem Worte, uns Paris abverlangen, indem wir Ihnen 
Die Mittel an die Hand geben follen, es auszuhungern oder zu bombardiren. Als 
wir barauf eingingen, mit Ihnen wegen eines Waffenftillftandes zu unterhandeln, 
haben Sie niemals vorausfegen fönnen, daß die Bedingung beffelben fein werbe, 
Ihnen Paris ſelbſt zu Überliefern; Paris, unfere Hauptlraft, unfere große Hoff- 
nung nnd für Sie bie größte Schwierigleit, welche Sie nad einer Belagerung 
von funfzig Zagen noch nicht Überwinden konnten.” Bei biefem Punkte angelangt, 
tonnten wir feinen Schritt weiter thun. Ich bemerkte dies Herrn v. Bismard, 
und es war für mich leicht zu eriennen, daß ber militairifhe Geift in ben Be⸗ 
ſchlüfſſen Preußens über ben politiichen Geiſt, welcher ben Frieden unb alles, 
was zu bemfelben führen konnte, anrieth, den Sieg davon getragen habe. Ich 
verlangte hieranf von Herrn v. Bismard bie Möglichkeit, mich nochmals zu den 
Borpoften zu begeben, um mit Herrn Jules Favre Über dieſe neue Lage zu be- 
rathen, was er mit einer Höflichkeit bewilligte, die ich immer in Allem, was bie 
perfönlihen Beziehungen betraf, gefunden habe. Als ich Herrn v. Bismard 
verließ, beauftragte er mich, ber franzöfiichen Regierung zu erflären, daß, wenn 
man die Wahlen ohne Waffenſtillſtand vornehmen wolle, er ihnen in allen von 
den preußiihen Armeen bejetsten Lanbestheilen volle Freiheit laſſen unb er alle 
Leichtigleit gewähren würbe, damit Baris und Tours Über alles, was die Wahlen 
anbelange, mit einander verlehren Tönnten. 

Ih nahm biefe Erklärung entgegen und begab mid am nächſten Tage, 
5. November, zu den franzöflihen Borpoften. Ich ging durch biefelben hindurch, 
um mich mit Seren Jules Favre in einem verlaffenen Hanfe zu beiprechen. Ich 
machte ihm ein vollſtändiges Erpofe der ganzen Lage vom militairiſchen unb po⸗ 
litiſchen Stanbpunfte aus, indem ich ihm bis zum nächften Tage Zeit ließ, um 
mir bie offizielle Antwort ber Regierung zulommen zu laffen, unb ihm zugleich 
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bie Mittel angab, um fie mir nad Berfailles zu fenben. In ber That erhielt 
ich dieſelbe am felgenben Tage, Sonntag, ben 6. November. Sie forberte mid 
auf, die Unterhand wegen bes Zurückweiſens ber Yorberung betreffs ber Ber- 
probiantirung nbaubredhen, fofort das preußiſche Hauptquartier zu verlaffen, um 
mid nad Tours zu begeben und bort zu verweilen, wenn ich zuftimme, zur Ver⸗ 
fügnng der Regierung für ben Fall zu bleiben, baß meine Intervention bei 
fpäteren Verhandlungen noch nütlih fein koönne. Ich tbeilte dieſen Beſchluß 
Herrn v. Bismard mit, ihm wieberholend, bag wir ihm weber beu Unterhalt, 
noch bie Vertheidigung von Paris überliefern könnten, und baß ich Bitter be 
baure, daß Ich nicht einen Alt habe abichlieken Fünnen, der eine Anbahnung zum 
Frieden gewefen wäre. 

Das ift bas getreue Erpof6 diefer Verhandlung. Es iſt jebt an ben new 
tralen Mächten, zu beurtbeilen, ob ihren Rathſchlägen genug Redhuung getragen 
worden ifl, und wir find es nicht, ich hoffe es, denen fie vorwerfen fönnen, ihren 
Rathſchlägen nicht Die Beachtung gegollt zu haben, bie fie verbienten. Wir fehen 
fie Übrigens zu Richtern Über das Auftreten ber beiden friegführenden Mächte 
ein, und th danke ihnen meinerſeits ebenfo fehr als Menſch wie als Wranzofe 
für bie Unterſtützung, welche fie mir bei ben Anftrengungen ‚gewähr baben, 
ich verfucht, um meinem Baterlande bie Wohlthaten des Friebens zurüdzugeben, 
biefes Yriebene, welchen es verloren hat nicht burch feinen fehler, jonbern burd 
ben einer Regierung, deren Eriftenz der einzige Fehler Frankreichs if, es iſt 
freilich ein fehr großer, nicht wieber gut zu machender Fehler, eine folde 
en gegeben unb ihr ohne Controle alle feine Geſchicke überlaffen zu 

n.“ 


Thiere. 





13. Ber Fall von ek, 


1870. Die Bapitulationdverhandlungen und die Heber- 
gabe. 


Aus dem „Staats - Anzeiger.” 


„Nachdem am 7. Oktober ber Marſchall Bazaine in bem neunftünbigen 
Kampfe bei Woippy abermals die Erfahrung gemacht hatte, daß ein Durchbrechen 
der Cernirungslinie weber auf dem rechten noch auf bem Tinten Mofelufer möglich, 
weder nah Süden noch nach Norben ausführbar, daß auf ein Entlommen auf 
neutrale Gebtet aber noch weniger zu hoffen ſei, konnte es für benfelben im 
Hinblick auf eine durch die Berhältniffe nunmehr ibm mit Sicherheit auferlegte 
Kapitulation nur noch baranf ankommen, für eine ſolche bie möglichft günftigen 
Bedingungen zu erhalten: als ſolche galten ihm mit Recht diejenigen, in welchen 
das Schickſal der Feftung unabhängig von bem ber Armee feftgeftellt werben 
würde. Für folden Fall mit Bollmachten verfehben, traf ber erfte Abjutant bes 
Marias, General Boyer, mit ber Erlaubniß bes Ober⸗Befehlshabers ber 
Gernirungsarmee im Töniglihen Hauptquartier zu Verjailles in Begleitung bes 
Kittmeifters Milfon vom oldenburgifchen Dragoner-Regiment Nr. 19 ein; in ben 
Tagen des 13.—15. Oltober fanden daſelbſt die bezüglichen Verhandlungen ftatt, 
welche jedoch zu keinem Reſultate führen konnten, dba man beutfcherjeits die Armee 
und die Feftung als ein nachgerabe untrennbare® Ganzes anſah, anbererjeits aber 
General Boyers Inftrultionen auf dieſen Fall nicht ausgedehnt worden waren. 

Wenn bie Anweſenheit des Generals in Verfailles auch nicht fogleich zum 
Abſchluß der Kapitulation geführt hatte, fo war doch während ber Berhanblungen 
demſelben die volle Ueberzeugung geworben, daß auf andere und noch gemäßigtere 
Bedingungen einzugehen man im Töniglichen Hauptquartier leineswegs gelounen 
wäre. Mit dieſen Anfchauungen kehrte General Boyer nah Metz zurüd, wo bie 
Erfolglofigleit der in Verfailles geführten Verhandlungen fehr bald auf bie leitenden 
miltäriichen wie bie Eivil-Berwaltungs-Behörben ihren Rüdichlag zu Üben begann. 

Schon einige Tage vor der Kapitulation war ber Feftungs-Kommanbant, 
General Eoffinidres, mit einigen Offizieren in der öffentfihen Sigung bes Ge⸗ 
meinberathes erfchienen und hatte dort, wenn auch noch nicht direkt, fo doch durch 
Anorbnung befonberer Maßregeln, und durch bie, biefe begleitenden Aeußerungen 
bie Kataſtrophe angekündigt. Am 21. Oftober machte der General Coffinidres 
dem Marihall die Eröffnung, daß er fi) außer Stand fähe, für die außerhalb 
ber Feſtung gelagerte Armee noch ferner Dunbvorräthe liefern zu WBnnen, und 
daß biefe ſonach ſelbſt für ihre weitere Verpflegung forgen müffe. In Folge 
deſſen befahl der Marſchal Bazaine feinen Vorpoften, auf bie dieffeitigen das 
Feuer einzufellen, unb ſtillſchweigend geftattete er feinen Mannfchaften zu de⸗ 
ſertiren. Kleinere Gruppen von Deferteuren wurben anfangs als egegefangene 
in ben preußiſchen Linien angenommen, größere hingegen durchweg zurüdgewielen. 

Noch einmal wollte der Marſchall in der Naht vom 24. zum 25. Oftober 
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in der Richtung auf Gravelotte einen flarlen Ausfall wagen; berfelbe follte ohne 
irgendwelche Hoffnung auf bie Rettung eines Theile ber organifirten Truppen 
auegeführt unb nur zu dem Zwede unternommen werben, um bie Cernirungs⸗ 
Armee zu zwingen, die franzöfiihen Solbaten in großen Mengen zu Gefangenen 
zu maden, bamit aledann bie Feſtung felbft in Folge ber um fo viel geringer 
beaufprudhten Mundvorräthe in den Stand gefetst würbe, noch einige Zeit länger 
fih zu haften. Bevor jeboch biefer, im preußiſchen Hauptquartier bereits befaunt 
geworbene Ausfall noch ausgeführt wurbe, gelang es dem Marihall Bazaine, 
am 24., etwa gegen 7 Uhr Abends, ven General Eoffintdres Davon zu Überzeugen, 
Daß das unvermeiblie Blutvergießen für bie Berlängerung des Wiberftandes um 
nur wenige Wochen Doc ein zu tbeurer Preis fein würde. Es wurbe baber von 
bem benbfichtigten Kampfe Abftand genommen und an ben Ober⸗Befehlshaber ber 
Cernirunge-Armee ein Parlamentär mit ber Melbung geichidt, daß bie Feſtuug 
zu fapituliren gefonnen fei. Dies war ber erfle Vorſchlag, welcher bie Feſtung 
und die außerhalb Tiegende Armee einbegriff. Am 25. Oftober, Mittags Y, 1Ubr, 
erihien ber General Ehangarnier in Corny zum Zwede einer Audienz, bie Se. 
Königlihe Hoheit ber Prinz Friedrich Earl auf Anfuhen bes Marſchalls 
Bazaine dem erfleren gewährte. Diejelbe hatte bie Dauer von etwa einer 
halben Stunde, nach Ablanf deren ber franzdftfche Unterhändler nad Met zurück⸗ 
fehrte. Um 5 Uhr deffelben Tages traf in Folge der gegenfeitig getroffenen Ber- 
einbarungen ber Chef bes Generalftabes der Cernirungs-Armee, General von 
Stieble, in Begleitung bes Hauptmanns Steffen vom großen Generaiftabe 
im Schloffe von —* ein, welches ſüdweſtlich von Metz, noch im Bereiche 
der preußiſchen Vorpoſtenlinien gelegen war. Franzöſiſcherſeits hatte in demſelben 
fih der General Ciſſey, einer ver Diviſions⸗Commandeure vom Corps Ladmirault, 
eingefunben, welchem in einer längeren Unterrebung bie vorläufigen Kapitulations- 
Bedingungen mitgetheilt wurben; es zeigte fich von Seiten deſſelben zunächft feine 
befonbere Geneigtbeit, auf diefelben einzugeben. General vo. Stiehle kehrte in 
ber Nacht nad Corny, General Ciſſey nah Meb zurüd, wo noch in ber Nacht 
ein Marſchalls⸗Rath abgehalten wurbe, welcher bie Kapitulation ber Feſtung wie 
ber Armee beichloß. 

Am 26. Oltober wurden daher die Verhandlungen in Frescaty fortgeſetzt, 
und war zu dieſem Zwecke ber Generalftabs-Chef des Marſchall Bazaine, Ge⸗ 
neral Jarras, bort eingetroffen, welcher von Oberftien Say unb dem Major 
Samuel begleitet wurde. Auch an biefem wie bem folgenden Tage bauerten 
die Verhandlungen noch längere Zeit, ba es fih darum handelte, ven franzöftichen 
Offizieren ihre Degen zu belafien, eine Bewilligung, zu welcher bie Erlaubniß 
erſt aus dem Königlihen Hauptquartier telegraphiſch eingeholt werben wußte. 
Nach Genehmigung berjelben reisten bie Unterbandlungen mehr und mehr ihrem 
Ende zu, fo daß die Kapitulation als gefihert zu betrachten und bie besfallfige 
Meldung noch in ber Nacht an Se. Majeftät ven König gemacht werben konnte, 
bei Allerhöchſtwelchem biejelbe am 27. Dftober Morgens °/,8 Uhr eintraf. Im 
Laufe des 27. Oktober kamen bie beiberjeitigen Bevollmächtigten abermals im 
Schloſſe zu Frescaty zufammen, wo in ber zehnten Abendftunde vom General v. 
Stiehle und dem General Iarras bas Kapitulations-Protololl, wie bie dem⸗ 
felben angefügten Beilagen befinitio vollzogen wurben. 

Um 12 Uhr 18 Minuten Nachts wurde in Eorny das Telegramm ar Se. 
Majeſtät den König aufgegeben, das die vollzogene Kapitulation meldete und, 
nad) 2 Uhr Morgens, am 28. Oktober, in Berfailles angelommen, fofort dem 
Königlichen Oberfeibherrn eingehändigt wurde. Noch an demſelben Tage erließ 
Se. Majeftät einen Armeebefehl an bie deutſchen Truppen, in welchen deu leßteren 
die Ernennung Ihrer Königlichen Hoheiten des Kronprinzen und bes Prinzen 
Friedrich Earl zu General-Felbmarjchällen mitgetheilt wurde, ein nie dage⸗ 
wejenes Ereigniß in bem hobenzollernfchen Kürftenhaufe, von welchem Se. Majeftät 
era General⸗Feldmarſchall Srafen v. Wrangel birelt in Kenntniß zu ſetzen 
gerubt hatten. 





173 
1870. 


Die Bedingungen ber Kapitulation find im Wefentlichen die von Seban, die 
Uebergabe der Armee unb ber Feftung, die Armee kriegsgefangen, das Material 
der Feftung als Kriegsbeute; nur bleibt ben Offizieren in Anbetracht der be- 
wiejenen Tapferkeit der Armee der Degen belaffen; nah ben bis jett eingegan- 
genen Meldungen find in deutſche Hand gefallen: 3 Marihälle, 50 Generale, 
6000 Offiziere, 173,000 Mann, unter benjelben 20,000 Verwundete und Krane, 
53 Adler mit Fahnen, 66 Mitrailleufen, 541 Gen eichlige, 800 Feſtungsgeſchütze, 
das Material 85 Felbbatterien, 2000 Milttärfahrzeuge, gegen 300,000 Ge⸗ 
wehre, Küraffe, Säbel in größter Anzahl, fo wie nicht verarbeitetes Blei, Bronze, 
Holz in großen Maffen, eine vollftändig eingerichtete Pulverfabrik u. ſ. w. 

Die Gährung in ber Stadt, wie bie Biegiplintofigkeit in ber Armee hatten 
Vorkehrungen potendis gemacht, welche bie nächſten Tage vollauf in Anf 
nahmen, jo daß das Einrüden unferer Truppen erft am 29. Oktober ſtattfinden 
tonnte. Morgens um 10 Uhr unterfuchten Artillerie- und Ingenieur- Offtziere 
die Korte auf Minen, welde alsdann von der Artillerie bes 7. Corps bejett 
wurden. Um 12 Uhr etwa infpizirte Prinz Friedrich Carl Königliche Hoheit 
unweit Tourtebride, auf ber Ehauffee von Met nach Nanzig, die dritte Divifton, 
welche ter bereit8 zur Cernirungsarmee abgerüdten vierten unverzüglich folgen 
follte. en 3 Uhr etwa empfing ber General⸗Feldmarſchall den Frontrapport 
der franzöfifhen Armee, nach beflen Ueberreihung der Vorbeimarſch der franzöfl- 
ſchen Garben erfolgte, welche allein mit Waffen befilirten, die von den übrigen 
Corps in der Feftung abgelegt worben waren. Wenige Stunben fpäter war 
Mes von ben preußiſchen Kegimentern beſetzt. Um 6 Uhr lehrte der Prinz nad 
Corny zurüd, während der lommandirende General bes 7. Corps, General ber 
Infanterie von Zaſtrow, interimiflifch bie Gefchäfte des Gouverneurs, General- 
Lieutenant von Kummer bie bes Kommandanten übernahm. Die obere Leitung 
biefer ſämmtlichen Angelegenheiten übernahm zunächft General von Zaftrom, bis 
durch Allerhöchſte Cabinets⸗Ordre der General-Lieutenant v. Loewenfeld zum 
Sonverneur des Platzes ernannt worben iſt.“ 


General Boyer im deutichen Hauptquartier. 
Aus dem Generalftabswerf. 


„Zu biefer Zeit machte I der zunehmende Mangel an Lebensmitteln auf 
Seite der Franzoſen ſchon in hohem Grabe fühlbar. Im Folge einer am 8. Ol⸗ 
tober erflatteten Meldung bes Keftungs- Kommandanten, daß feine Vorräthe 
böchftens noch für 12 Tage ausreichten, hatte Marſchall Bazaine am 10. einen 
Kriegsrath berufen, welcher fih in Beantwortung ber ihm vorgelegten Fragen 
ungefähr dahin ausiprah: „Das Ausharren bei Met fei noch immer ber befte 
Dienft, den die Rhein-Armee dem Baterlande zu leiften vermöge, weil ein flarles 
Denutiches Heer dadurch vor ben Mauern ber Sefung gefeffelt unb für bie 
Nüftungen im Lande Zeit gewonnen werde. Die bedenkliche Abnahme der Bor- 
räthe gebiete indeſſen ein fofortiges Anknüpfen von Unterhandlungen mit dem 
Gegner, um, falls Letzterer unannehmbare und bie Waffenehre verlegenbe Forderungen 
en follte, noch ein Durchbrechen ber Einſchließungslinie verjuchen zu können, 
bevor der Hunger bie eigenen Kräfte — erſchöpft habe.“ Auf Grund dieſes 
Beſchlufſes ging am fetgenben Tage ber General Boyer mit dem Auftrage des 
Marſchalls nad Verſailles ab, für die Rhein-Armee freien Abzug von Met mit 
kriegeriſchen Ehren zu fordern, die Bebingungen ber Kapitulation von Sedan 
aber unter allen Umftänben abzulehnen. 
Als der Franzöftide General in Berfailles eintraf und fein Anliegen im 
roßen Hauptquartier vorbrachte, wurbe zunächſt die Frage aufgeworfen, welde 
önlichleit bei der augenblidlicyen Lage Frankreich dazu berechtigt fei, für das» 
jeibe einen bindenden Vertrag abzuſchließen. Seinerfeits erklärte der Generat, 
daß bie Rhein-Armee an ihrem bem Kaifer geleifteten Eide fefthalte und daher nur 
die von bemfelben eingejettte Regentichaft anerlenne. Da bie Katjerin aber das 
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Antnüpfen von Unterbanblungen bereits verweigert hatle, es auch vorläufig an 
jeber Bürgfchaft baflir fehlte, daß gs Srankrei ihren etwaigen Abmachungen 
fügen werde, fo forberte Graf v. Bismard als Vorbedingung jeber ferneren 
Erörterung, baß bie Kaiferin fich zum Unterzeichnen eines Vertrages bereit er⸗ 
kläre, und daß bie Rhein-Armee ihre Vereitwilligleit, der Regentſchaft zu ge⸗ 
borchen, durch eine beftimmte Kundgebung unzweifelhaft darthue. Nachdem Ge⸗ 
neral Boyer mit biefem Beſcheide nach Meg zurückgekehrt war, begab er ſich 
bemnähft unter Zuſtimmung bes Franzöſiſchen Kriegsraths zur Kaiferin nad 
England. Letzterer ließ jeboch Sr. Majeftät bem Könige eröffnen, daß fie einen 
vierzehntägigen Waffenftiliftand nebft der Erlaubniß zur Berproviantirung von 
Metz verlange und in eine Schmälerung bes Länberbeftanbes Frankreichs niemals 
einwilligen werde. Diefe ganz unannehmbaren Borberungen führten natürlicher 
Weiſe auch diesmal zum Abbruch der Unterbandlungen. Der König beantwortete 
bie an ihn gelangte Erklärung der Kaiferin dahin, daß es fein aufrichtiger Wunſch 
fei, ben Frieden wieberherzuftellen, daß aber bie noch obwaltende Ungewißheit, 
ob das Franzöftihe Bolt und bie Rhein-Armee den etwaigen Bereinbarungen 
Bun leiften würde, ihm vorläufig nicht erlaube, auf weitere Verhandlungen ein- 
zugeben.“ 


Reiſe ded General Bourbafi zur Kaiferin 
Eugenie. 
Aus dem Generalftabswerf. 


„Bon einem aus England lommenben Sranzofen, Namens Regnier, war 
ber anſcheinend wohlgemeinte Verſuch gemacht worden, auf Grund einer zwiſchen 
ber Kaiſerin unb dem Ober- Befehlshaber der Rhein-Armee zu erzielenden Ber- 
fländigung ben Abſchluß des Friedens mit Deutſchland anzubahnen. Nachdem 
fih Regnier in Ferriöres als Beauftragter des Kaiferlichen Hofes vorgeftellt*) 
und bie Genehmigung bes Bundeskanziers Grafen von Bismard erbalten 
hatte, fich zu obigem Zwed nad Diet zu begeben, gelangte er zunähft in bas 
Sanptquartier des Prinzen Friedrich Karl nah Corny unb von dort am 
23. September in bie eingefchloffene Feſtung. Marſchall Bazaine -entichied ſich 
nah mehrfacher Rückſprache mit dem ibm bisher perſönlich unbelannten Unter» 
händler zur Abfendung bes Generals Bourbali an bie Kaiferin. Der ge 
nannte General burchfchritt hierauf am 25. gemeinfchaftlic mit mehreren Werzten 
aus Luxemburg, in birgerlicher Kleidung die Deutſchen Vorpoften, erhielt aber in 
England von Seiten der Kaiferin ben Beſcheid, daß fie Regnier ben von ihm 
bezeichneten Auftrag nicht ertheilt habe und auch nicht auf Unterhandlungen ein- 
gehen wolle, welche bie Bebrängniß ber augenblidfichen Landesregierung ver- 
mehren müßten. Marſchall Bazaine beantwortete feinerfeits eine an ihn ge 
richtete Anfrage aus Ferridres am 29. September dahin, daß er eine Capi⸗ 
tulation nur mit Ausichluß der Feſtung und bei Gewährung freien Mbzuges für 
bie Rhein- Armee unterzeichnen werde. Da man Deutſcher Seits auf berartige 
Bedingungen nicht eingeben konnte, ohne bie nun ſchon reifende Frucht ber 
langen Einfchließung preiszugeben, fo wurben bie Berbandlungen abgebrochen.” 


12. Oktober. Lorb Granville an Lorb Lyons. 

— „Ih erhielt am 29.0. M. ein Schreiben bes Generals Bourbaki fol- 
genden Inhalts: ein Yranzofe Namens Regnier, mit einem von Graf Bie- 
mard ertheilten Paß fir zwei ober drei Perſonen, ftellte fih am 23. September 
dem Marſchall Bazaine vor und führte an, daß er im Beſitze mündlicher In- 
frucionen ber Raiferin fei, wonach Marſchall Eanrobert oder General Bour- 

ati unverweilt zu ihr gefanbt werben möchte. Regnier babe erflärt, daß bie 
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preußifche Regierung ſich dem nicht wiberjegen wolle, baß einer von ben beiden 
Genanuten abreife — Marſchall Bazaine babe biefer Erklärung zufolge, ba 
Canrobert unwohl fei, Bourbaki entſandt. Bei ihrer Ankunft an ben Außen⸗ 
poften haben fie einen preußiſchen Oberſt gefunden, welcher fie feit dem Tage 
zuvor erwartet habe, und dem General Bourbafi ſei jebe Erleichterung zum 
Reife nach Belgien gewährt worben, von wo er am 26. in Lonbon eingetroffen 
fi. Bei den erſten Worten aber, bie er mit ber Kaiferin gewechſelt habe, jet 
offenbar geworben, baß fie die Opfer von Schritten und Umflänben geworben 
jeien, welche vorläufig nicht aufgellärt find. Die Kaiferin habe weber direct noch 
inbirect, weber ſchriftlich noch mündlich irgend Iemanbem einen Auftrag ober 
Infruction für den Marihall Bazaine gegeben. Bei diefem Stanbe ber 
Dinge fagte Bourbali, feine militärifche Ehre erforbere, daß er birect zu feinen 
Truppen zurädkehre und ihr Geſchick theile. Er bat mich zu biefem Zwecke, mich 
für ihn beim König von Preußen zu verwenden, um einen Paß zur Rückkehr auf 
feinen Pofen zu erhalten. Der König werbe, davon fei er überzeugt, das Ge⸗ 
fühl an Ehre, das ihn babe leite, würbigen und nicht bulden, daß das Verhalten 
eines ehrlichen Soldaten ungerechten Auslegungen ausgeſetzt werbe. Ich verlor 
feine Zeit, mich unter Mittheilung bes Schreibens des Generale Bonrbali an 
Graf Bernftorff zu wenden. Am 4. d. M. tbeilte er mir folgendes Schreiben 
bes Grafen Bismard mit: „Prinz Friedrich Karl ift unterrichtet worden, 
daß er die Rückkehr des General Bourbaki auf feinen Poften nad befjen 
Wünſchen erleihhtern möge. Herr Regnier fcheint ein Schwinbler zu fein, doch 
mag er aufrichtig ber Kaiferin zu dienen gemeint haben, indem er Bonrbali 
zu ihr brachte.” — General Bourbaki äußerte ſich fehr dankbar für bie ihm 
ertheilte Erlaubniß und verließ alsbalb England.” 


Angeblihe Separatverhbandlungen Bazaines. 


20. Oftober. Lord Lyons an Lorb Granpille. 

„Ich erhielt geftern Abend Ihr Telegramm über bie Mittbeilung aus 
Bräflel, daß zwilhen Bazaine und ben Preußen ein Vertrag abgeichloffen J— — 
Ich ſah heute früh Herrn Chaudordy; er wiederholte mir, daß bie Regierung 
im Tours feine Kenntniß von irgend einem zwiſchen Bazaine und Preußen 
verhanbelten Bertrage babe. Die franzoſiſche Geſandtſchaft in Brüſſel habe auch 
offenbar keine berartige Nachricht. Die Regierung bier fei freilich beforgt, daß 
Marſchall Bazaine Verbindungen mit ben preufiiiden Autoritäten unterbalte, 
und fie babe Grund zu dem Berdachte gehabt, daß er mit denselben zu einem 
Ablommen zu gelangen wünſche auf dem Boden ber Wiebereinjekung bes Kaifers 
ober einer Regentſchaft der Kaiſerin. Das Ichte Telegramm bes Herrn Tachard 
(in Bräffel) fei vom 18. und berichte, daß Bazaine's Verhandlungen neuerdings 
einen ernfleren Character angenommen zu haben fcheinen und nicht mehr auf bie 
Reſtauration ober eine Regentichaft, fondern auf bie Einfegung bes Marſchalls 
ſelbſt als Dictator gerichtet ſeien.“ 


Schreiben des Königs Wilhelm an die Kaiſerin Eugenie. 


Madame! Verſailles, 25. Oltober 1870. 
„Graf Bernſtorff hat Mir die Worte telegraphirt, welche es Ihnen 
—*5 bat an Mich zu richten. Ich wunſche von ganzem Herzen ben 
iden Nationen den Frieden wiedergeben zu können; dazu müßte aber 
vor Allem wenigftend die Wahrfcheinlichleit vorhanden fein, daß e8 uns 
gelingen witrde, das Ergebniß unferer Verhandlungen Frankreich gegenüber 
ur Anerlennung zu bringen, ohne genöthigt zu fein, den Krieg gegen die 
ammtheit der franzöſiſchen Streitkräfte weiter zu führen. Zur Zeit 
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muß ich bedauern, daß die Ungewißheit, in er wir und in Vetreff 
der vohtifhen Abfihten der Armee von Metz, ſowie der franzöftfchen 
Nation befinden, uns nicht geftattet, den von Em. Majeftät vorgefelagenen 


Verhandlungen Folge zu geben. Wilgelm.“ 
27. Oktober. Die Kapitulation. 


PBroclamation ber Regierung zu Tours in Betreff ber 
Kapitulatiou von Metz. 


„Kranzofen! Erhebet eure Seelen und eure Entichließungen anf die Höhe 
der erihredlichen Gefahren, welche über das Vaterland bereinbrecdhen; es hängt 
von uns ab, das Unglüd zu ermüben und ber Welt zu zeigen, was ein großes 
Bolt ift, welches nicht untergehen will und befien Muth fich ſelbſt inmitten ber 
Schidjalsichläge fleigert. 

Met bat capitulirt!!! 

Der General, auf welchen Frankreich, jelbft nach ber Erpebition von Merilo, 
vechnete, nimmt dem Baterlande in Gefahr mehr als hunberttaufend Vertheibiger. 
Bazaine bat Berrath geübt, er bat fih zum Werkzeug bes Mannes von 
Sedan gemacht und zum Mitſchuldigen der Eroberer, und mit Berachtung ber 
Ehre der Armee, über welde er bie Obhut hatte, bat er, felbft ohne eine letzte 
Anftrengung zu verſuchen, bundertundzwanzigtaufend Kämpfer, zwanzigtaufend 
Berwunbete, feine Gewehre, feine Kanonen, feine Fahnen und bie flärkfte Cita⸗ 
belle Frankreichs, Met, iungfräulih bis auf ihn von aller Befleckung, ben 
Gremben überlieiert.” Ein ſolches Verbrechen ſteht ſelbſt über den Strafen ber 

erechtigkeit; und jetzt, Franzoſen, meſſet die Tieſe des Abgrundes, in welchen 
euch das Kaiſerthum geſtürzt hat. 

Smanzig Jahre lang hat Frankreich biefe corrumpirenbe Gewalt ertragen, 
die in ihm alle Quellen ber Größe und bes Leben verfiegen machte. Das 
Frankreichs, feines nationalen Charakters beraubt, ohne es zu wiffen, ein Wert- 
zeug ber Regierung und der Knechtſchaft geworben, ift troß bemi Helbenmuthe ber 
Soldaten durch ben Berrath der Anführer in den Unfällen bes Baterlanbes ver- 
ſchlungen; in weniger als zwei Monaten find zweimal hundertundzwanzigtanſend 
Maun dem Feinde ausgeliefert worben. Unheilvolles Rachipiel zu dem mili⸗ 
toirifhen Handſtreiche vom December! 

Es iſt Zeit, uns wieder zu erheben und unter ber Yegide der Re- 
publik, weldhe wir weder im Innern noch im Aeußeren capituliren 
zu laſſen entſchloſſen find, aus dem äufßerfien Maße unferes Unglücket 
ſelbſt die Wieberverjüugung unferer Moralität, unferer politifhen und focialen 
Männlichkeit zu ſchöpfen. 3a, welchen Umfang unfer Unglüd auch haben möge, 
es findet uns nicht beſtürzt noch zaghaft; wir find bereit zu ben letzten Opfern, 
und Angefihte von Feinden, welche Alles begünftigt, ſchwören wir, uns niemals 

u ergeben; jo lange wir noch einen 84 des geheiligten Bodens unter unſeren 
Süßen haben, werden wir bie glorreiche Fahne ber anzöfihen Revolution feſthalten. 

Unfere Sache iſt bie der Gerechtigkeit unb bes Rechtes. Europa ſieht e6; 
Europa fühlt es; vor fo viel unverbienten Unglüdsfällen ift e8 aus eigenem An- 
triebe, ohne von uns weber Aufforderung noch Zuflimmung erhalten zu haben, 
ergriffen worben und rührt fich. 

Keine Ilufionen. Lafien wir uns weber entlräften noch entnerven, und 
beweijen wir durch unfere Handlungen, daß wir durch uns felbft die Ehre, bie 
Unabbängigleit, bie Integrität, alles was das Vaterland frei und flolz macht, 
feſthalten koͤnnen. 

Es lebe Frankreich, es lebe die einige untheilbare Republik! 

Die Mitglieder der Regierung. 
(Unterz) Crémieurx. Glais-Bizoin. Gambetta.“ 
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PBroctamation Gambetta’s an bie Armee. 

„Solbaten! Ihr wurbet verratben, aber nicht entehrt; jetst wo Ihr Eurer 
unwihrbigen Yührer entledigt fein, kämpfet für bie Rettung des Baterlanbes, für 
Euren beimathlihen Heerb und Eure Familien, für Frankreich, Eure Mutter. 
Richet Eure Ehre, welche bie Ehre bes Laudes if. Eure Brüder von ber 
Rheinarmee haben gegen jenes feige Attentat ihre Stimme erhoben, und ihre 
Hände von jener guömürbigen Kapitulation ferngehalten. Führet ihr ben Sieg 
zu uns zurück. ch find die Geſchicke des Landes anvertraut.” 


Erklärung des General Boyer. 

„Die Gerüchte, die ſich ſeit mehreren Tagen an meinen Namen knüpfen, 
die Interpretationen aller Art, zu benen bie mir übertragene Milfion Anlaß ge⸗ 
geben, haben mich aus der Zurüdhaltung nicht beraustreten laffen, bie mir burch 
bie Umſtände auferlegt war. 

Ih habe die Gerichte ihren Lauf nehmen Taflen und bie Interpretationen 
babe ich nicht zu berichtigen. 

Aber jeit zwei Tagen leſe ich in allen öffentlichen Blättern Aufrufe an bie 
Ehre und den Patriotismus Frankreichs, denen Verwünfchungen beigefügt find 
gegen den Marſchall Bazaine und bie militairifchen Führer der Rheinarmee, 

Sereibiguungen und gewaltjame Angriffe find bie einzigen Gründe, über 
welche Herr Sambetta verfügen kann. 

Er bebient ſich dieſer oratorifhen Mittel in ausgiebigfter Weile. Obne 
Zweifel wirb er einige finbliche ober blöde Geifter täufchen, welche das Heer ber 
Eyaltixten verflärlen werben. 

Gemäßigter als er, beichränte ich mich anf einen Proteft gegen feine nicht 
näher zu bezeichnende Gewaltthätigleit, und im Namen ber ganzen Rheinarmee, 
von ber ih bie Milfion erhalten, die mich nach Verſailles und nach London ge⸗ 
führt bat, im Namen ihres ruhmvollen Führers erlläre ich, Daß Herr Gambetta 
das öffentliche Gewiſſen ebenfo wie unfere tapferen Soldaten beleidigt bat. 

Wir haben nicht capitufirt mit der Ehre, nicht mit der Pflicht, wir haben 
capitufirt mit dem Hunger. 

Bräffel, 31. October 1870. General Baron Napoleon Boyer.“ 


Die Kriegslage und die Fortſetzung des Kampfes. 


24. November. Aus der Rede des Minifterd Delbräd zur Er⸗ 
Öffnung des auberorbentlihen Reichstages. 


„Seine Mojeftät der König von Preußen dor mir den Yuftrag zn 
ertbeilen geruhet, den Reichstag des Norbdeutichen Bundes im Namen 
der verbündeten Regierungen zu eröffnen. 
Es würde Semer njehät zu hoher Befriedigung gereicht haben, 

beute in Ihrer Mitte zu fein, um an diefer Stelle Gott dir bie Erfolge 

danken, mit welchen die Waffen der deutfchen Heere gefegnet worden 

d, um Ihnen andzufprechen, welchen Antheil die nationale Haltung 
und die Einmüthigleit des Reichstages bei DBereitftellung der zu Fuh⸗ 
rung des Krieges Fer — Mittel an dieſen Erfolgen gehabt haben. 
Durch die in der Kriegsgeſchichte beiſpielloſen Siege, welche nach ottes 
Willen die heldenmüthige Tapferkeit und die einſichtige Führung der deut⸗ 
fen Heere erfochten haben, ift der Angriff, den Frankreich im Juli wi 
Dentſchland unternahm, zurüdgeworfen worden. Das franzöflihe Bo 
muß die Ueberzeugung gemonnen haben, daß. feine jegige Kriegsmacht, 

Für Bismard. IT. 12 
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nad der Bernichtung der gegen uns aufgeftellten Heere, der geeinten 
Wehrtraft Deutfchlands nicht gewachſen ift. Wir Könnten daher ben Ab⸗ 
Motu bes Friedens als gefihert betrachten, wenn unfer unglüdliches 

achbarland eine Regierung hätte, deren Träger ihre eigene Zukunft als 
untrennbar von der ihres Landes betrachteten. Eine ſolche Regierung 
würde jede Gelegenheit ergriffen haben, die Nation, an deren Spibe fie 
fih aus eigener Madhtvolllommenbeit geftellt Bat, zur Wahl einer Volks⸗ 
vertretung und durch diefe zur Ausfprache über die Gegenwart und bie 
Zukunft des Landes in den Stand zu fegen. Aber die Altenftüde, melde 
Ihnen, meine Herren, von dem Präfidium des Bundes vorgelegt werben 
follen, werden Ihnen den Beweis liefern, daß die jeßigen Wachthaber im 
Frankreich es vorziehen, die Kräfte einer edlen Nation einem außfichte« 
[ofen Kampfe zu opfern. 

Die unverhältnigmäßige Erihöpfung und Zerrlttung, welche für 
Frankreich die Folgen der Gortfegung dieſes Kampfes unter den gegen- 
märtigen Umftänden find, müflen zwar die Kraft des Landes in dem 
Maße ſchwächen, daß dafjelbe zu feiner Erholung längerer eit bedürfen 
wird, als bei einem regelmäßigen Verlaufe des Krieges der Fall geweſen 
wäre. Die verbiindeten Regierungen haben aber mit Bedauern der Ueber⸗ 
eugung Ausdrud zu geben, daß der Triebe zwilchen ben beiden großen 

achbarvölkern, deſſen ungetrübte Dauer ſie noch vor weniger als 
einem halben Jahre zählten, durch die Erinnerungen, welche die Eindrücke 
dieſes Krieges in Frankreich hinterlaſſen werden, nur um ſo ſicherer ge⸗ 
fährdet ſein wird von dem Augenblicke an, wo Frankreich durch die &- 
neuerung der eigenen Kraft oder durch Bündniffe mit andern Mächten 
fih ſtark genug Fiblen wird, den Kampf wieder aufzunehmen. 

Die Bedingungen, unter welden die verbüindeten Wegierungen zum 
Frieden bereit fein würden, find in ber Deffentlichfeit beſprochen worden. 
Sie müffen zu der Größe der Opfer, welche diefer ohne Ieglichen Grund, 
aber mit der Zuftimmung der gefammten franzöfiihen Nation unters 
nommene Krieg unferm Baterlande auferlegt hat, im Verhältniß ſtehen; 
fie müflen vor allen Dingen gegen die Fortfegung ber von allen 
Mahtbabern Frankreichs feit Jahrhunderten geübten Erobe> 
rungspolitik eine vertheidigungsfähige Grenze Deutfchland 8 
badurd berftellen, daß fie die Ergebnifje der unglüdlidhen 
Kriege, weldhe Deutfhland in der Zeit feiner Zerriffenbheit 
nah Frankreichs Willen führen mußte, wenigen theilweiſe 
züdgängig machen und unfere füddeutfhen Brüder von dem 
Drude der drohenden Stellung befreien, welde Frantreid 
feinen früheren Eroberungen verdankt. Die verbündeten Regie⸗ 
rungen haben da8 Vertrauen zu dem norddeutichen Reichſstage, daß der- 
felbe ihnen die Mittel, welche zur Erreichung diejeß Zieles noch erforderlich 
find, nicht verfagen werde. Sie find gewiß, jeßt, wo es gilt, die erlangten 
Erfolge zu fichern, bei Ihnen der nämlidden patriotifchen Hingebung zu 
begegnen, welche fie fanden, als e8 darauf ankam, die heute gewonnenen 
Erfolge zu errreihen. Es ift ihr lebhafter Wunſch, daß es möglich 
werde, jene Mittel nicht in vollem Umfange zu verwenden.“ 











14, Puxemburg. 


Zur Haltung Luxemburgs. 
1870. Depeihe ded Grafen von Bismard an die Luxem⸗ 
burgiiche Regierung. 
Berfailles, den 3. Dezember 1870. 

„Der unterzeichnete Kanzler des Norddeutſchen Bundes beehrt fich 
der Hochlöblichen Regierung des Großherzogthums Luxemburg folgende 
ganz ergebenfte Mittheilung zu machen. 

Der dem Ausbruch des Krieges hat die Regierung Sr. Majeftät 
des Königs erflärt, daß fie die Neutralität des Bro herzogtums Lurems 
burg achten würde unter der —— ‚ daß dieſelbe auch von 
feanzöfiicher Seite refpettirt, und, wie felbitwerfländlich, von dem Groß⸗ 
berzogthum jelbit mit Ernft und gutem Willen aufrecht erhalten werden 


Die Löniglihe Regierung iſt dieſem Berfprechen getveuli nachges 
fommen und tft in ihrer Nücdficht fo weit gegangen, daß fie fidy alle 
Unbequemtlichleiten in Betreff des Transports ihrer Berwundeten aufs 
erlegt hat, welche der Proteft der franzöfifchen Negierung gegen den im 
Intereſſe der Menſchlichkeit vorgefchlagenen Transport von Verwundeten 
durch luxemburgiſches Gebiet ihr auferlegt. 

Zu ihrem lebhaften Bedauern aber hat das Verfahren weder auf 
—ã noch auf luxemburgiſcher Seite den gehegten Vorausſetzungen 
entſprochen. 

Eine Auzahl von Fällen, in welchen ſich eine feindliche Stimmung eines 
Theils der Venölferung felbft bis zu thätlichen Mißhandlungen dortiger 
deutſcher Beamten verftiegen hat, mögen unerwähnt bleiben, um nicht die 
großherzoglihe Regierung flir die Dergehen Einzelner verantwortlich zu 
machen, welche allerdings eine ftärtere Repreſſion verdient haben würden, 
als ihnen zu Theil geworden zu fein fcheint. 

Ein ellatanter Fall von Berlegung der Neutralität iſt durch die 
dur mächtliche Eifenbahnzüge von Lurxemburg aus betriebene Verpro⸗ 
biantirung der Feftung Thionville, fo lange fie noch in franzöſiſchen Händen 
war, eingetreten. Die großberzogliche Regierung bat ihr Bedauern hier⸗ 
über edrüdt, aber nicht umhin gekonnt, die Thatſache anzuerkennen, 
und es ijt unzweifelhaft conflatirt, daß die Bejörderung ber betreffenden 
Eifenbahnzäge nach Thionville nicht hat ohne Connivenz großherzoglicher 

12* 
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Eifenbahn- und Polizeibeamten ftattfinden können. Die Tönigliche Regie⸗ 
rımg bat ſchon bei diefer Gelegenheit ihre Beſchwerde am die großherzog- 
lihe Regierung gerichtet und legtere auf die Folgen aufmerkſam gemacht, 
welche ein foldes Berfabren nothwendiger Weife nach fich ziehen müfle. 

Diefe Warnung ift leider nicht beachtet worden. 

In der neueren Zeit bat vielmehr die Verlegung ber Neutralität eine 
Ausdehnung angenommen, melde es der königlichen Regierung unmöglich 
macht, fie länger zu überfehen. 

Nah der Uebergabe von Meg bat ein maflenhafter “Durchgang 
franzöfifcher Soldaten und Officiere durch das Großherzogthum Behufs 
—— in Frankreich unter Umgehung der deutſchen Aufſtellungen 

attgefunden. 
en Luxemburg felbft hat fich der dort refidirende franzöfiiche Vice⸗ 
Eonful auf dem Bahnhof ein fürmliches Bureau eingerichtet, in welchem 
die Flüchtigen mit Mitteln und Beſcheinigungen verjehen worden find, 
um den Marſch nah Frankreich zum Eintritt in die Nord⸗Armee fort 
fegen zu können. 
ie geht der auf diefe Weife den franzdfiihen Streitfräften zu» 
geführten Combattanten beläuft ſich nach den vorliegenden Angaben auf 
Seen Bherzoglichen R find feine Maßregel 
on Seiten der großberzoglihen Regierung find Teine Maßregeln 
dagegen ergriffen worden, die — * —*2*8 ſind weder internirt, 
noch an der Aüdkehr nad Frankreich mit der offenkundigen Abſicht, an 
dem Kriege gegen Deutfchland Theil zu nehmen, verhindert worden. Dem 
franzöſiſchen Vice⸗Conſul find bei feinem ebenfo offenfundigen, ber Neu⸗ 
tralität des Großherzogthums hohnſprechenden Verfahren, feine Schwierig» 
feiten in den Weg gelegt worden. 

Daß in biefem Durchzuge durch das Großberzogthum zum Zwed 
des Eintritts in die aktiven franzöfiichen Streitfräfte, in der offiziellen 
Bermittelung deffelben durdy den Beamten der franzöfiichen Regierung, 
in der Duldung dieſes Verfahrens durch die großherzogliche Regierung 
eine flagrante Verlegung der Neutralität des Großherzostbums liegt, kann 
nicht in Zweifel gezogen werden. 

Hiermit find die VBorausjegungen, an welche die Tönigliche Regierung 
die Beobachtung der Neutralität des Großherzogthums Inüpfen mußte, nicht 
mehr vorhanden. 

In Folge deflen hat der Unterzeichnete auf Befehl Sr. Majeſtät des 
Königs die Ehre, der großberzoglichen Regierung zu erklären, daß die 
Königliche Regierung auch i terfeits in den militärifchen Operationen der 
beutfchen Heere fi) durch keine Rückſicht auf die Neutralität des Groß⸗ 
der gthums mehr ggenunden erachtet, und daß fie die Verfolgung ihrer 

—* an die Regierung des Großherzogthums wegen der ihr durch 
Nichtaufrechterhaltung der Neutralität zugefügten Schädigung und die 
nöthi a Mapregeln zur Sicherftellung gegen ähnliche Vorkommmiſſe ſich 
vorbehält. 

Indem der Unterzeichnete fi hinzuzufügen beehrt, daß die Regie 
rungen, welche den Vertrag vom 11. Mai 1867 unterzeichnet haben, hiervon 
in Kenntniß geſetzt find, benußt er auch diefen Anlaß zu erneuerter Ber 
fiherung feiner ausgezeichneten Hochachtung. | 

v. Bismard. 
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Die Luremburgifhe Regierung fprad in ber Erwiderung vont 
14. Dezember 1870 die Hoffnung aus, den angekündigten folgenichweren Entichluß 
einer richtigern Auffaffung ber Xhatfachen weichen zu jehen; fie hege bie lieber- 
zeugung, daß derſelbe nur auf Grund ungenauer Berichte gefaßt worben if. Sie 
verjuchte „Aufflärungen zu geben, welche geeignet feien, den Beweis zu liefern, 
baß die Thatfachen, woburd das Großherzogthum feine Neutralität folle verletzt 
haben, entweder bes ihnen beigelegten Charakters entbehren, oder feine Berant- 
wortlichleit für den Staat involviren.“ 

Die ſehr eingehende Darlegung bes Verhaltens ber Inremburger Regierung 
[bloß mit bem Ausbrude, der Zurerficht, daß biefes Verhalten fchließlich Die ver⸗ 
diente Würbigung finden werde im Hinblid auf bie loyalen Abfichteu ber lurem⸗ 
burgiſchen Regierung, Abfichten, welche offizielle Anerlennung gefunden, welche fich 
aus den Maßregeln ergaben, die fie zu verichiebenen Malen, jelbft auf Die Gefahr 
bin ſich Frankreich gegenliber zu compromitticen, getroffen, unb welche fie noch 
täglich, bejonbers im AIutereffe von Deutichland treffe, ſowie aus ber fleten Sorg- 
fat, womit fie auch nicht unterjagte Hanblungen vermieb, wo nur eine falſche 
Deutung derjelben zu befürchten ſtand. Sie gebe daher die Hoffnung nicht auf, 
daß das Großherzogthum ben Gefahren entgehen werbe, womit e8 eine Verlegung 
der Berbinblichleiten feiner Neutralität bedrobe. 


Auf eine Depeſche des Bundeskanzlers Grafen von Bismard 
vom 6. Januar 1871 erklärte bie Inremburgifche Regierung unterm 
12. Januar 1871: 

„Die Iuzemburgifche Regierung bat mit großer Genugthuung ben Vorſchlag 
entgegen genommen, welcher die Ernennung eines Commiſſars zum Gegenftande 
bat, ber fih nach Luremburg begeben würbe, um ein Einverftänbniß hinſichtlich 
ber Maßregeln herbeizuführen, welche jeber Schwierigkeit in ber Neutralitätsfrage 
vorzubeugen beftimmt find. Es Tiegt uns nichts mehr am Herzen, als zu kinerlei 
Reklamation in biefer Hinfiht Beranlaffung zu geben. Ich habe fon im 
Borans Heren Foehr beauftragt, ber Regierung Sr. Majeſtät des Königs in 
Berlin Eröffnungen zu machen, um ihre Abfichten kennen zu lernen.“ 


Die Handhabung der Neutralität Seitens Englands, 


Ans der Borftellung bes deutſchen Borfchafters in Lonbon. 

— — „Die gegenwärtige Controverfe bewegt fich Tebiglich um bie Frage, ob Die 
Beigerung ber königlich grofbrittannifepen Regierung, die Waffenausfuhr zu ver⸗ 
bieten, mit den zur Zeit noch nicht abgeänberten allgemeinen Regeln bes Völler⸗ 
rechts über die Pfitchten ber Neutralen gegen bie Kriegführenden und mit ben zur 
Erfüllung dieſer Pflichten einftweilen noch nicht durch die gejeßgebende Gewalt 
england befeitigten Geſetzen biefes Landes in Widerſpruch ſteht. Daß bies ber 
Fall, glaube ih Eurer Ercelleuz an ber Hand der Thatjachen unb der Geſetze 
ſelbſt nachgewieſen zu haben. 

Es bleibt mir nur noch Äbrig, zu verjudhen, das lette Bedenken zu zerſtreuen, 
welches nah dem Schlußſatz ber geehrten Note Euer Ercellenz vom 15. v. M. die 
Regierung Ihrer großbrittanniichen Majeſtät verhindert, jetzt ein Verbot gegen bie 
Baffenausfuhr ergeben zu laffen. Euer Ercellenz conftatiren, daß Frankreich nur 
Niederlagen erlitten, Deutſchland dagegen ununterbrochen Erfolge aufzumweifen babe, 
und tuüpften hieran vie Erwägung, daß e8 gegen bie Gefühle ber großbrittanniichen 
Regierung verftoßen wärbe, jetst Diejenige Botitit zu verändern, welche fie zu einer 

it eingelifagen batte, wo fie noch nicht wiſſen konnte, auf welche Seite ſich das 
tegeglüd wenden würde. 

Hiergegen möchte ich mir zunächft einzumenben erlauben, baß die Regierung 
Ihrer großbrittannifchen Majeftät den neuen Foreign Enlistment Act nad dem 
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Ausbruch des Krieges dem Parlamente vorgelegt unb bei Bertheibigung beffelben 
ansbrüdlich betont hat, daß die bisherigen Geſetze bierburch nicht abgeändert, fon- 
bern nur ergänzt würben. Wenn es nun aber einerjeits nicht zweifelhaft ift, daß 
nad) der Lage der Berhältniffe das neue Geſetz ausichließlich Frankreich zu Gute 
tam, indem es Deutichlanb die Beichaffung von Schiffen, an benen e8 am uzeiften 
Mangel litt, unmöglid machte, währenb anbererfeits bie englifche erung ſich 
jest weigert, bie alten Geſetze zur Berhinberung bes Erports von Waffen unb 
Munition anzuwenden und daburd das Vereinigte Königreich zu einem großen 
Kriegsarſenal für unfern Begner werben läßt, fo erhält in Yolge deſſen jeme® nene 
Gefe einen gegen Deutichland feindlichen, wenigſtens praktiſch übelwollenden 
Charakter, was ber Anflcht des Geſetzgebers, wie bies zu meiner Genngthuung 
bie Parlamentöverhanb lungen beweifen, keineswegs entipridt. 

Sodann aber babe ich die Ehre, zu bemerien, daß unfere Beſchwerden über 
die Handhabung der euglifhen Neutralitätägejege ebenfalls ans einer Zeit ber- 
flammen, wo wir noch Feine Siege erfochten hatten; daß fie keineswegs zuerft 
Durch mein Memorandum vom 30. Anguſt erhoben worden find; ſowie daß zur 

eit der Abfafjung beffelben Frankreich noch zwei ſtarle Armeen befaß, während f 
Sotten bie Oſt⸗ und Nordſee beberrichten, und daß es daher nichts weniger ale 

leichgültig für uns fein konnte, ob England durch bie Art der Handhabung feiner 
Freutralit t bie Vortheile wejentlich vergrößerte, welche Frankreich aus unferer 
Schwache zur Gee 209. 

Über au unter gegentvärtigen Berbältniffen möchte e8 dem beutichen 
Volle fchwer eiuzureben fein, daß es unritterlich fei, fih darüber zu beſchweren, 
daß burh bie offene Duldung ber Waffenausfuhr unferem mit großen eigenen 
Opfern überwältigten Feinde Die Mittel in die Hand gegeben werben, einen Kampf 
zu verlängern, ber, wenn auch fein ſchließliches Hefultat dadurch nicht weſentlich 
geändert werben follte, doch jedenfalls beiden Theilen um fo mehr Blutvergiehen 
und Opfer toften wird. Dies mit ben fonft fo vielfach betonten Humanitätsrück⸗ 
fihten und Friedenswünſchen Englands in Einklang zu bringen, möchte bem be- 
rebteften Bertheibiger einer ſolchen Neutralitätspolitit vor ber öffentlichen Dleinung 
Deutſchlands nicht Leicht gelingen. 

Ich vermag baber Eurer Ercellenz Hoffnung, das beutiche Bolt werbe in 
einem ruhigeren Augenblide die gegenwärtige Haltung ber Regierung Großbrit- 
tannien® in biefer Frage weniger fireng, als jetst während ber Hite bes Kampfes 
beurtheilen, tu Folge ber Note Eurer Excellenz vom 15. v. M. unb ber gleich⸗ 
zeitig zu ihm berübergelommenen Nachrichten won ber täglichen Berforgung feines 

eindes mit engliſchen Waffen, leiber nicht zu tbeilen, und glaube zur Liuberung 
einer Gefühle, wenn biefer Zuſtand fortbauert, nur noch auf ben verföhnenben 
Einfluß der zahlreihen und thatfächlichen Beweiſe von Sympathie bes englifchen 
Bolkes und ber vielfachen Aeußerungen ber öffentlichen Meinung in biefem Lanbe 
zu Gunften Deutjchlands und feines guten Rechte vertrauen zu bürfen.“ 


Bernftorff. 











5, Bir Frage des Schwarzen Meeres, 


1870. 19. Oktober. Depeiche des ruſſiſchen Reichskanzlers an ben ruffifchen 
Gefandten Baron von Oubril in Berlin. 


„Die allmäligen Veränderungen, welde bie als bie Grundlage bes euro» 
Hilden Gleichgewichts angefehenen Transaktionen in den legten Jahren erlitten, 
haben das kaiſerliche Kubinet in die Notbwenbigleit verjekt, Die Daraus für bie 
politiſche Stellung Rußlands bervorgehenden Konſequenzen zu erwägen. 

Unter dieſen Transaktionen iſt jene, welhe Ruklanb am unmittelbarften 
berührt, der Vertrag vom 18./30. März 1856. Die Speziallonventionen zwiſchen 
ben beiben Uferftaaten des Schwarzen Meeres, welche einen Anhang zu biefem 
Bertvage bildet, enthält für Rußland die Verpflichtung, feine Seeftreitfräfte bis auf 
bas geringfte Maaß zu beſchränken. Dagegen bot ihm biefer Vertrag das Prinzip 
ber atrafüfirung biefee Meeres. 

Nach ber Meinung der unterzeichneten Mächte follte biefes Prinzip jebe 
Möglichkeit von Konflikten, fei e8 unter den Uferftaaten, ſei es zwilchen ihnen und 
den Seemächten, bejeitigen. Es jollte die Zahl der durch einhellige Uebereinkunft 
Europa’s zum Genuffe ber Wohlthaten ber Neutralität berufenen Gebiete ver- 
mehren, und folchergettalt Rußland jelber vor jeber Gefahr eines Angriffs ficher 
ſtelen. Eine fünfzehnjährige Erfahrung bat dargetban, daß biefes Prinzip, von 
welchem die Sicherheit ber Grenzen bes ruifiihen Reichs nach diefer Richtung in 
ihrer vollen Ausbehnung abhängt, nur auf einer Theorie beruht. In Wirklich 
keit, während Rußland im Schwarzen Meere abrüftete, und ſich fogar durch eine 
in den Konferenz « Brotofollen niebergelegte Erklärung Ioyaler Weife die Möglich- 
keit verfagte, Mafregeln zu wirkſamer maritimer Bertheibigung in ben angren- 
zenden Meeren unb Häfen zu treffen, bewahrte bie Türlei Das Recht, unbegrenzte 
Gerftreitfräfte im Archipel und in ben Deerengen zu uuterbaften, unb blieb es 
Franfreih und England freigeftellt, ihre Geſchwader im Mittellänbiichen Meere 
zuſammenzuziehen. Weberbies ift, nach dem Wortlaut bes Vertrags, bie Einfahrt 
ind Schwarze Meer förmlich, und für immerwährende Zeiten ber Kriegsflagge, 
fei e8 der Uferftaaten, fei e8 irgend einer andern Macht, unterfagt; allein kraft 
bes fogenannten Meeren en « Bertenge ift die Durchfahrt Durch biefe Meerengen 
nur in Friebenszeiten für die Kriegsſchiffe gefperrt. Aus dieſem Wiberfpruch 
exgiebt fi, daß die Küſten bes rufflihen Reiche allen Angriffen, jelbft von Seiten 
minder mädtiger Staaten, von dem Augenblid an preisgegen find, wo bieje über 
Geeftreitträfte verfügen, benen Rußland nichts als einige Schiffe von geringem 
Umfang gegenüberzuftellen hätte. 

Ber Bertrag vom 18.80. März ift Übrigens nicht den Abweichungen 
(derogations) entgangen, wovon die Mehrzahl der europäifhen Transaktionen 
betroffen worden ift, und Angefichts deren e8 ſchwer wäre zu behaupten, daß das 
auf die Achtung der Verträge ala Grundlage des öffentlichen Rechte und Segel 
für die Beziehungen zwiſchen den Staaten begründete gefchriebene Recht biejelbe 
moraliſche Sanktion bewahrt habe, bie e8 zu anderen Zeiten gehabt haben mag. 
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Mau bat gefehen, wie die Fürftenthämer Molbau und Walachei, deren Geſchid 
burch ben Friedensvertrag und bie fih ihm anreihenden Protololle unter ber 
Bürgfchaft der Großmächte feftgefetst worben, eine Reihe von Ummälzungen voll- 
bracht haben, die ebenfo ſehr bem Geifte wie dem Buchftaben dieſer Transaktionen 
zuwiberliefen, und fte zuerft zur Union und dann zur Berufung eines auswär⸗ 
tigen Würften geführt haben. Diele Thatſachen haben ſich vollzogen mit Ein- 
willigung ber Pforte, mit Zuftimmung ber Großmächte, ober wenigftens ohne daß 
dieſe für nothwendig erachtet hätten, ihren Feſtſetzungen Achtung zu verſchaffen 
(de faire respecter leurs arröts). Der Bertreter Rußlands war ber einzige, 
welcher feine Stimme erhob, um bie Kabinette darauf aufmerkſam zu machen, daß 

e ih durch diefe Duldſamkeit in Widerfpruch mit den klaren Beftimmungen bes 

ertrages ſetzten. Gewiß, wenn biefe einer ber chriftlichen Nationalitäten des 
Drients gewährten Konzeffionen aus einem allgemeinen Einverſtändniß zwiſchen 
ben Kabinetten unb ber Pforte in Gemäßheit eines auf ſaämmtliche chriftliche Be⸗ 
pölferungen ber Türkei anmwendbaren Prinzips hervorgegangen wären, hätte bas 
taiſerliche Kabinet dem nur feinen Beifall zollen Tounen. Sie waren jeber 
erliufiver Art. 

Das kaiſerliche Kabinet mußte alfo betroffen fein, zu feben, daß kaum einige 
Jahre nach feinem Abſchluſſe der Vertrag vom 18.80. März Angefihts ber zu 
Baris in Konferenz verfammelten und in ihrer Gejammtheit bie hohe Kollektiv- 
Autorität, auf welcher ber Friede bes Drients ruhte, darſtellenden Großmächte nu⸗ 
— in einer feiner wefentlihen Beſtimmungen übertreten werben konnte. Dieſe 

erlegung war nicht bie einzige. Zu wieberholten Malen und unter verfchie- 
denen Borwänden tft die Einfahrt in die Meerengeu fremben Kriegsichiffen und 
jene in das Schwarze Meer ganzen Geſchwadern geöffnet worden, deren, An- 
wejenheit eine Verlegung bes biefen Gewäſſern beigemeffenen Charakters unbe 
dingter Neutralität bildete. 

In dem Maaß, ale Ipthergehalt bie von dem Vertrage dargebotenen Unter- 
pfänder und namentih die Bürgſchaften einer wirkſamen Neutralität bes 
Schwarzen Meeres an Werth verloren, vermehrte die Einführung ber zur Zeit 
ber Abichließung bes Vertrages von 1856 unbelannten und nicht vorbergefehenen 
Panzerichiffe für Rußland die Gefahren eines etwaigen Krieges, indem dadurch 
bie ohnehin ſchon offenkundige Ungleichheit ber betreffenden Seeftreitkräfte in ſehr 
bedeutenden Berhältniffen gefteigert wurde. 

Bei biefer Lage ber Dinge mußte fih Se. Majeflät ber Kaifer bie Frage 
vorlegen: welches die Rechte und welches bie Pflichten find, bie für Rußland aus 
dieſen Mobdificationen ber allgemeinen Lage unb aus biefen Abweichungen (dero- 
gations) von den Verpflichtungen fich ergeben, denen es unausgeſetzt gewiffenhaft 
treu geblieben ift, wiemohl fie im Geifte des Mißtrauens gegen Rußland abgefaßt 
worben waren. Nach einer veiflihen Prüfung biefer Frage gelangte Se. Kaiferl 
Majeſtät zu folgenden Schlußfolgerungen, welche Sie angewiejen werben, zur 
Kenntniß der Regierung, bei welcher Sie beglaubigt find, zu bringen. 

Unfer erlaudgter Herr veımag de jure nicht guantafien, daß Verträge, bie 
in mehreren ihrer weſentlichen und allgemeinen Klaufeln überſchritten worden 
find, in denjenigen Klaufeln, welde bie bireften Intereſſen feines Reiches be⸗ 
rühren, verbindlich bleiben follen. Se. Kaiſerl. Majeftät kann de facto nicht 
ugeben, daß bie Sicherheit Rußlands von einer Fiction abhänge, bie ber 

robe der Zeit nicht wiberftanden bat, und daß diefe Sicherheit burd bie 
Achtung ruſſiſcherſeits derjenigen Verpflichtungen gefährdet werde, bie in ihrer 
Integrität nicht beobachtet worden find. Im Vertrauen auf das Billigleitegeſübl 
der Mächte, welde den Vertrag von 1856 unterzeichnet haben, ſowie auf bas 
Bewußtſein, Das diefe Mächte won ihrer eigenen Würde haben, befiehlt Ihnen 
ber Kaifer zu erflären: „Daß Se. KaiferL Majefät an bie Berpflid- 
tungen bes Vertrages vom 18./80. März 1856, infoweit biefelben 
| ine Souveränetätsredhte im Schwarzen Meer einjchränten, fid 
nicht länger mehr gebunden eradten lfaun; baß Se. Kailerl. Majeſtät 
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fih berechtigt und verpflichtet glaubt, Sr. Majeflät dem Sultan die Special⸗ 
und Zufa-Eonvention zu bem befagten Bertrage zu kündigen, welche letztere bie 
a und die Größe der Kriegsichiffe feftftellt, welche bie beiden Ufermächte im 
warzen Meere zn befiken ſich vorbehalten; daß Allerhöchftberfelbe ben Mächten, 
welche ben allgemeinen Bertrag, deſſen integrivenben Beftanbtpeil bieje Convention 
bildet, unterzeichnet und gewährleiftet haben, bavou in loyaler Weiſe Kenntniß 
bt; daß Allerhöchftberjelbe in biefer Beziehung Sr. Majeftät dem Sultan beu 
ollgenuß feiner Rechte zurüdgiebt und ebenjo biefen Vollgenuß für fich felber 
wrüdnimmt.“ 

Indem Sie fi biefer Pflicht entlebigen, werben Sie für den Nachweis 
Eorge tragen, daß unfer erhabener Gebieter nur die Sicherheit und Wire feines 
Beides im Auge bat. Ge. Kaiferl. Majeflät trägt fich keineswegs mit dem Ge⸗ 
danlen, bie orientalifche Frage anzuregen. Auf biefem Punkte, wie überall jonft, 
hegt Se. Kaiſerl. Majeflät Teinen anderen Wunſch, als ben bes Kortbeftandbes 
und der Befeftigung des Friedens. Allerhöchftverfelbe verharrt vollflänbig in ber 
Zufinnmmung zn den allgemeinen Principien bes Bertrages von 1856, welde bie 
Stellung der Türkei im enropäifhen Konzert feftgeftellt haben. Se. Kaiferl. 
Majeftät ift bereit, fih mit ben Mächten, welche bie Transaltion unterzeichnet 
baben, zu verflänbigen, fei e8 um beren allgemeine Stipufationen neu zu ber 
flätigen, fei es um fie zu erneuern, fei es enblih um au deren Stelle jebes 
andere billige Abkommen (arrangement) zu feßen, das geeignet. erichiene, bie 
Kube des Orients und das europuiſche Gleichgewicht zu fchern. 

Se. Kaiferl. Majeftät ift überzeugt, daß biefer Friede und dieſes Gleichge⸗ 
wicht eine Burgſchaft mehr erhalten, wenn fie auf gerechter und feflerer Grund⸗ 
lage ruben, als auf derjenigen, welche aus einer Stellung beroorgeht, bie Feine 
Großmacht als eine normale Bedingung ihrer Eriftenz hinnehmen kann. 

Sie werben eingeladen, bem Herrn Minifter ber answärtigen Angelegen- 
heiten gegeuwärtige Depeche vorzulefen und im Abfchrift zu hinterlafſen.“ 


10. Rovember. Aus der Depeidhe Lord Granvilles an Lorb Buhanan im 
Petersburg (Schluß). 


„Es entſteht die Frage, nicht ob ein von Rußland ausgebrüdter Wunſch in 
freunblihem Sinne von ben Übrigen Mächten, welche mitunterzeichnet haben, forg- 
fältig zu erwägen wäre, fondern ob die Mächte von Rußland die Ankündigung 
hinnehmen follen, daß es Durch eigenes Vorgehen ohne ihre Zuftimmung fi von 
einer feierlichen Vereinbarung Lee bat. Ich brauche kaum zu fagen, baß 
Ihrer Majeftät Regierung diefe Mittbeilung mit tiefem Bedauern vernommen 
bat, weil diefelbe eine Erörterung eröffnet, welche das von ihr fo eruftlih an- 
gehrebte herzliche Eingernehmen mit Rußland aus dem Geleiſe bringen Fünnte. 

us den oben erwähnten Gründen ift es für Ihrer Majeſtät Regierung unmög- 
ih, u dem von dem Fürften Gortſchakow angekündigten Verfahren ihre Ge- 
nehmigung zu ertbeilen. Wenn flatt einer berartigen Erklärung bie ruffiihe Re⸗ 
Berg an bie bieffeitige Regierung unb bie übrigen Mächte, welche bei dem 

ttrage von 1856 betheiligt find, einen Vorſchlag zur gemeinſchaftlichen Er⸗ 
wägung gerichtet hätte, ob fich etwas zugetsagen habe, was man für eine Ber- 
trageverletzung halten lönnte, ober ob ſich unter den VBebingungen etwas befinde, 
was nuter ben veränderten Verhältnifſen mit Übermäßiger Härte anf Rußland 
brüde, ober was im Laufe ber Ereigniffe unnöthig geioor en fei für bie fchulbige 
Beihägung der Türkei, fo würde rer Majeftät Regierung fich nicht geweigert 
haben, Die Frage im Einverflänbniß mit ben Mitunterzeichneru bes Vertrages zu 
unterfuchen. Bas immer auch bie Ergebniffe derartiger Mittheilungen geweſen 
fein möchten, bie Gefahr fernerer Berwidelungen und ein fehr gefährlicher Prä- 
“realen rel bie Gültigkeit internationaler VBerbindlichleiten wäre vermieben worben. 

ibe x. 


ge. Sranpille.“ 
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16. Rovember. Aus ber Depeſche des Grafen Beuft au ben Grafen Chotel. 
„Die Regierung Sr. k. und k. apoftolifhen Majeſtät konnte nur mit pein- 
lichem Bebauern ben Entichluß vernehmen, ben uns bie Depeſche bes Fuürſten 
Gortſchakow ankündigt, und für welchen bie kaiſerl. ruffifche Regierung eine ſchwere 
Berantwortfichleit übernimmt. Es iſt ihr unmöglich, ihr äußerſtes aunen zu 
verbeblen und fie muß bie ernfte Aufmerkſamkeit des Tatfer!. ruſſtſchen Kabinets 


. anf bie Bolgen eine® Schrittes Ienten, welcher nicht blos fich gewaltfam gegen 


einen von allen Großmächten unterzeichneten internationalen Bertrag vergeht, fon- 
bern ber auch unter Berbältniffen gefchieht, die mehr al® je Europa jene Garan⸗ 
tten zum Bebürfniß machen, für feine Rube unb feine Zulunft in ber Heilig. 


haltung ber Verträge liegen. 
Senehmmigen Sie x.” 
16. Robenter. Aue einer zweiten Depeiche bes Grafen Beuſt an ben Grafen 
otet. 


„Der Schritt, ber eben gemacht wurbe, Tann nicht verfehlen, bie ernfteften 
Beſorgniſſe bervorzurufen. Im weitliben Europa brachte er bereits eine Erregung 
ber Geifter hervor, die ber Sache bes Friedens ſehr abträglich ift; in ber Levante 
wird dieſer Verſuch Rußlands, fich felbft Recht zu verjchaffen, ohne Zweifel als 
Beweis betrachtet werben, baß biefe Macht ven Moment für gelommen eradhtete, 
bie efung ber fogenanuten orientalifchen vage in die Hanb zu nehmen. Die je 
lebhafte Einbildungskraft der chriftlicden Voller in biefen Gegenben wird barin 
eines der lebhafteften Aneiferungsmittel finden. Das hervorſtehende Beiſpiel eines 
Staates, defien Anſehen in ihren Augen fo groß ift, wird in Zukunft, jo fürchten 
wir, bei ihnen alle Agitationen und Gewaltthätigleiten rechtfertigen. 

Der ruffiide Kanzler wirb nicht in Abrede ftellen können, baf etwas vor⸗ 
handen, was uns Grund zur Beſorgniß giebt, unb wirb ſich auch nicht wundern, 
daß wir bie Ueberraſchung fehr ernft nehmen, bie er ber politifchen Welt bereitet. 
Wir ſehen in der von dem Petersburger Kabinet eingenommmenen Haltung zwar 
nicht eine birelte Bebrohung Europas, aber boch eine Urſache unang 
Störung, die feine Ruhe unb Sicherheit in Gefahr bringt. Ich babe nie ein 
Geheimniß aus meiner Ueberzeugung gemacht, baf das Uebereinlommen von 1856 
Rußland am Schwarzen Meere in eine Situation gebracht, bie einer Großmacht 
wenig würdig, ba fie bie Rolle abſchwächt, bie es ın ben Gewäſſern zu fpielen 
berufen ift, welche feine Ufer beipillen, und ich babe nichts unterlaffen, ich Tann 
bies behaupten, um für biefe Uebergeugung bei ben anderen Garantiemädhten 
Theilnahme zu gewinnen. Ich war beshalb um fo peinlicher berührt, bie kaiſerl. 
Regierung, um ihren Beichwerben abzuhelfen, zu einem Mittel greifen zu feben, 
das in jeder Beziehung mir zum Mindeften unglüdlich gewählt ericheint.” 


8. November. Aus einer Depeihe bed Fürften Gortihaloff an Baron 
Brunnow in London. 

„Unfer erbabener Herr hat eine gesieterif che Pflicht gegen fein Land zu er⸗ 
füllen gehabt, ohne bamit weber eine Berlegung, noch eine Bedrohung eines ber 
Unterzeichner bes Bertrages von 1856 zu beabfihtigen. Im Gegentheil appellict 
Se. Majeftät an bas chtigleitögefühl derjelben und jan ihr Bewußtſein ber 
eigenen Würbe. 

Bir bebauern zu ſehen, baf Lord Granville fi vorzugsweile au bie 
Form unferer Mittbeilung hält. Diefelbe lag nicht in unjerer Wahl. Gewiß, 
wir hätten nichts Beſſeres verlangt, ale burch eine VBerflänbigung mit ben Unter- 
zeichuern bes Vertrages von 1 zum Ziel zu fommen. r erſte Staats- 
elretair Ihrer britifchen Majeſtät weiß wohl, daß alle vie zu verichiebenen 

alen gemachten Berjucdhe zur Bereinigung der Mächte, um gemeinfchaftlich über 
Beleitigung ber ben allgemeinen Frieden flörenden Urſachen zu berathen, ſtets 
geicheitert find. Die Verlängerung ber gegenwärtigen Krifie und bie Abweſenheit 
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einer regelmäßigen Kegierung in Frankreich ſchiebt die Möglichkeit einer ſolchen 
noch binans, inzwiſchen aber ift bie burch jenen Vertrag für Ruß⸗ 
land gemachte Stellung mehr und mehr unerträglich geworben. 

Lord Sranville wirb zugeben, daß das heutige Europa weit entfernt if, 
baflelbe zu fein, welches ben Alt ven 1856 unterzeichnete. Es war unmöglich, 
daß Rußland fidh dazu verfieben konnte, allein, in infinitum an ein Ueberein⸗ 
fommen gebunden zu bleiben, welches, ſchou beichwerlich zur Zeit, ale es abge» 
ſchloſſen wurbe, von Tag zu Tag feine Garantien mehr unb mehr verlor. 

Unſer erbabener Herr hat zu fehr das Gefühl deſſen, was er feinem Lanbe 
ſchuldig iR, um bemfelben noch länger eine Verpflichtung aufzuerlegen, gegen 
welche das Nationalgefühl proteftirt. 

Wir Finnen nicht zugeben, baß bie Beſeitigung eines theoretiſchen Grund⸗ 
fages ohne unmittelbare Anwenbung, welche Rußland einfach ein Recht zurück⸗ 
iebt, befien feine Großmacht beraubt werben kann, als eine Bebrobung bes 

teben® zu betrachten wäre, noch auch, daß die Annullirung eines Punktes bes 
von 1856 bie Annullirung des Ganzen in fich begreift. 

Dies ift nie der Gedanke bes kaiferlichen Cabinets geweſen. 

Im Gegentheil erklären unſere Mittbeilungen vom 19. Dftober in ber 
beutlichften Weile, daß Se. Majeftät der Kaiſer feine Zuflimmung zu ben Ver⸗ 
teägen von 1856 vollflänbig aufrecht erhält, und daß er bereit ift, fich mit bem 
Unterzeichnern dieſes Uebereintommens zu verftänbigen, ſei es um bie allgemeinen 
Feſtſetzungen deſſelben zu beftätigen, ſei es um biejelben zu erneuern, fei e8 um 
biefelben burch irgend eine andere billige Abmachung, welche für geeignet zur 
—— der Ruhe im Orient und das Gleichgewicht Europas erachtet würde, 
zu erſetzen.“ 


Zur Stellung der dentfchen Politik. 


Bismards erfie Aeußerungen Über Rußlands Vorgehen. 
23. November. Obdo Ruſſell an Lorb Grauville. 


„Graf Bismard empfing mich geftern und das Ergebniß breiftändiger Er⸗ 
Örterungen war, baß er mich ermächtigte zu verſichern: 

8 daß das ruſſiſche Rundſchreiben vom 19. ihm überraſchend gekom⸗ 
men fi; — 

2. daß während er jeder Zeit der Meinung geweien jet, daß ber Vertrag 
von 1856 mit ungerechifertigter Härte auf Rußland laſte, er doch die Art bes 
Borgebens Rußlands und bie zur Erzwingung einer Reviſion des Vertrags ge- 
wählte Zeit mißbillige; 

3. daß er bedaure wegen bes gegenwärtigen Kriege® weber fidh einzumiſchen 
noch jelh das ruififche Eircular zur Zeit amtlich beantworten zu lönnen; — 


4. daß er jedoch, um ben Ausbrud eines anberweitigen Krieges zu ver- 
hüten, fich entfchieben für bie Abhaltung von Conferenzen in Konftantinopel 
ansipredhen werbe. — — 

Eine zweite Befprehung mit Graf Bismard bauerte geftern Abend von 
10 Uhr bis nad Mitternacht. 

Der Kaifer hatte inzwifchen telegraphiſch mit bem preußifchen Geſandten in 
Petersburg corresponbixt unb autorifirte mich nach London zu telegraphiren, daß 
Tells Ew. Lordſchaft einverſtauden wäre, er gern ber Initiative zu dem Vor⸗ 
Klage von Konferenzen ergreifen würbe, um eine friebfiche Löſung einer Frage 
zu finden, welche, wie ich ihm offen ausgeſprochen hatte, in ihrer gegenwärtigen 
geeignet wäre, uns mit ober ohne Bundesgenoſſen zum Kriege mit Rußland 
drängen würde. — Graf Bismard ſprach fih für Abhaltung einer Konferenz 
in Peteroburg aus, wo mit Rüdficht auf bie Anweſenheit bes Kaiſers leichter zu 
einer Berfländigung zu gelangen wäre als in Konflantinopel zc. 2c.“ 
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25. November. Lord Granville an Odo Ruffell 
Ausbrud ber Befriebigung bariiber, daß die ruſſiſche Eröffnung auch von ber 
preußifhen Regierung mit Ueberrafhung und Bebauern aufgenommen worden 
ſei. — Bereitwilligleit Englands zu einer Konferenz, — aber weber in Petersburg 
noch in Konftantinopel, — auch nicht in Berlin mit Nüdficht auf Frankreich. 


Odo Ruſſell an Lorb Granpille. 

Graf Bismard ſchlägt London als Konferenzgort vor, — nachdem Fürf 
Gortſchakoff fih dazu gegen ben Norddeutſchen Gefanbten bereit erklärt habe, 
um bie Ehrlichkeit ber ruffifchen Politik zu bethätigen und ber öffentlichen Meinung 
Englands eine Befriedigung zu gewähren. 


29. November und 1. Dezember. Lorb Lyons an Lorb Granville. 
Bedenken der franzöflihen Regierung iu Tours, an einer Konferenz Theil 
zu nehmen, welche auf Preußens Anlaß unb unter ben Auspicien Preußens 
fattfinden folle.. — 
Frankreich würde ba eine untergeorbnete Rolle jpielen unb bazu beitragen, 
* von Preußen ſchon jetzt in Anſpruch genommene Uebergewicht in Europa zu 
onſtatiren. — 
Lord Lyons machte dagegen geltend, daß Frankreichs Würde und Intereſſe 
p erfordern ſchiene, daß es bei ben Konferenzen nicht fehle. Eine Zuſammen⸗ 
nft ber Vertreter der Großmächte, bei welcher auch Frankreich vertreten ſei, 
würde gerade in dem Augenblicke vortheilhaft für daſſelbe ſein. 
Herr v. Chaudordy blieb ſchließlich dabei ſtehen, daß die Regierung in 
Tours eine Entſcheidung nicht ohne Verhandlung mit ber Regierung in Paris 
treffen fönnte. — 


27. Dezember. Mittheilung ber franzöfiichen Regierung nach London, baß 
J. Favre zum Vertreter Frankreichs auf den Konferenzen beftimmt fei. 


Deutiher Vermittelungsvorſchlag. 


6. Dezember. Mitteilung ded Bundeöfanzlerd Grafen v. Bid- 
mard bei Vorlegung der Actenftüde im Reichstage. 


„sch bemerfe, daß das Bundespräfidium den Zeitpunft für günftig 
erachtet bat, um einen Bermittelungsvorfchlag an die Mitumterzeichner 
be Agent Frieden - Bertraged vom 30. März 1856 zu richten, welder 
abin gebt: 
i daß diefelben ihre Vertreter in London autorifiren möchten, zu 
einer Konferenz zufammenzutreten, um in derfelben die Fragen 
je erwägen, welde fih an die von dem kaiſerlich rujfifchen Ka⸗ 
inet durch deſſen Cirkular vom 19./31. Oktober d. J. gemachten 
Eröffnungen Inlipfen. 
Diefer Vorſchlag hat die allfeitige Zuftimmung gefunden und bad 
Präfidium wird hiervon dem Londoner Kabinet mit dem Erfuchen Kenntniß 
geben, den Bufanmentritt der Konferenz in London einzuleiten.“ 


Der Berlauf der Londoner Konferenz. 
Aus den Protocollen. 


„Nach wiederholter Verſchiebung trat bie Eonferenz am 17. Januar zum 
erften Male zufammen. In biefer erften Sigung flellte der türkiſche Gefanbte ven 
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Antrag, daß Lord Granville den Borfig übernehme, als ein Zeugniß für das 
Bertranen aller Mächte auf deſſen erleuchtete Fürſorge, eine Löfung anzubabnen, 
welche mit ber Gerechtigkeit und bem allgemeinen Wunfche nah Erhaltung bes 
Friedens im Einklange jet. Lord Granville nahm ben Vorſitz banken an und 
ſprach zugleich fein Bebauern aus, daß fein Bertreter Frankreichs angegen ſei. 
Er ſchlagt vor, die Reſultate der Verhandlungen dem franzöſiſchen Geſchäfisträger 
jedesmal konſidentiell mitzutheilen, und die Verſammlung ſtimmt dem bei. Hierauf 
ſtellt Lord Granville ben Antrag, ein befonderes Protofoll zu unterzeichnen, bes 
Inhalte, daß bie Eonferenz von allen ven Mächten, welche den Bertrag von 1856 
unterzeichneten, angenonmen fei, um ohne vorgefaßte Beichlüffe und mit voll« 
tommener Freiheit die Mobiflcationen jenes Vertrages zu beratben, welche Ruß⸗ 
Ianb in Beziehung auf die Neutralifirung des Schwarzen Meeres wünſche, und 
im Einflange mit dem wefentlichen Grundſatze bes öffentlichen Rechtes, welches 
alle Mächte anerleunen, daß „feine derſelben fi von den Verpflichtungen eines 
Vertrages Iosjagen ober beffen Beflimmungen mobifiziren kann, e8 jei benn mit 
Zuflimmung ber contrahirenden Parteien auf dem Wege freundlicher Berflän- 
digung.“ Hierüber wird ein Protololl ad hoc unterzeichnet und die Vertreter 
ber Bforte, der Öfterreihifh-ungariihen Monardyie und Italiens erflären ihre 
formelle Sufiumnung zu dem nbfate. Dann las ber Vertreter Rußlande 
ein Memoire vor über die Thatfachen und Umftände, welche feit dem Bertrage 
von 1856 die Wirkungen beffelben mobifizirt und den Czaaren veranlaft haben, 
eine Reviſion ber Artikel, welche fih auf das Schwarze Meer beziehen, zu bean⸗ 
tragen, da dieſe nicht länger verträglih find mit ben guten nachbarlidhen Be⸗ 
jiehungen zwiſchen ben beiben Wfermäisten. Er beantragt diefe in boppeltem In⸗ 
tereſſe für die Sicherheit ſowohl ale für die MWürbe feines Staates unb mit ter 
fetten Abficht, Die allgemeinen Grundſätze bes Vertrages von 1856, durch welchen 
bie Stellung ber Türkei im europuiſchen Concerte feitgeftellt wurde, aufrecht zu 
erhalten. Der Bertreter ber Pforte erfennt den verſönlichen Geift ber ruffifchen 
Erllärung an und fpridht ben Wunſch des Sultans aus, mit bem Czaaren in ben 
frenndlichſten nachbarlihen Beziehungen zu bleiben und feine friedlichen Gefin- 
nungen bei diefer Gelegenheit durch feine Mitwirkung zur Verhinderung von Com⸗ 
plilationen zu beweifen. Er beantragt dann einen Aufſchub der nächſten Sitzung, 
um die ruſſiſchen Vorſchläge veiflicher erwägen zu Fünnen. Der Vertreter von 
Rorbdeutfchland wünſcht die erfte Gelegenheit zu ergreifen, um zu beftätigen, daß 
bie Regierung des Königs eine Conferenz vorgeichlagen babe im Sinne der Ber- 
ſohnlichkeit, der Billigleit umb bes Friedens; er ſei in demſelben Sinne beauftragt, 
eine ernſtliche ung ber ruffiihen Wünſche nah einer Reviſiou folcher 
Clanſeln des Bertrages von 1856 zu empfehlen, melde bie nachbarlichen Be⸗ 
ziehu ber beiden Ufermächte zu berühren ſcheinen, bie jo weſentlich für die 
Ruhe des Orients ſeien. Er würde feinen Inſtructionen gemäß mit völliger und 
aufrichtiger Unparteilichkeit auf die Diskuffton eingeben, lediglich in ber Abficht, 
dur das Einverflänbnig aller Bertragsmächte die Sicherheit des Orients und die 
Integrität ber ottomanifchen Pforte zu wahren. Zum Schluß giebt Lord Gran⸗ 
vilfe ben Gefiunungen feine Anerkennung, welche Preußen veranlaften, eine 
Eonferenz in Anregung zu bringen, halte es aber für nötbig, zu bemerfen, daß 
urſprünglich vorgejchlagen war, die Eonferenz in Petersburg zu balten, und daß 

nur angenommen wurbe unter ber Bebingung, daß fie an einem anderen 
Orte und ohne vorgefaßte Beichlüffe gehalten werbe. 

In der zweiten Sigung am 24. Februar zeigt ber preußiſche Bevoll⸗ 
mähtigte an, daß fein Souverain den faiferlihen Titel angenommen babe, 
and ber ruffifhe Geſandte beeilt fi, anzukündigen, daß er Inſtructionen 
erhalten babe, diefen neuen Titel des Königs von Preußen anzuer- 
lennen. Alle anderen Bertreter fließen fich biejer Anerkennung an. 

Dann verfieft ber rufflfche Vertreter ein Refume der Anfichten feiner Regierung. 
Er vergleicht den gegenwärtigen Zuſtand von Europa mit dem zur Zeit des Endes 
des Krimkrieges. Dann auf bie Frage wegen bes Schwarzen Meeres kommend, 
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wirb baranf bingewieien, baß bie Ravigationsfreibeit ein wefentfiches ** 
Uferfiaaten ſei, daß eine geſunde Politik den Mächten empfehle, einem 

ein Enbe zu machen, ber bie Unabhängigleiten beider Staaten beſchräule und bie 
Keime von Unruhe und Zwietracht enthalte, unb es wirb ber Pforte die Initiative 
zu folgen Mobiftlationen vorbehalten, wie Rußland fie wünſcht. Der türlkiſche 
Bevollmächtigte will die Beftimmungen von 1856 nicht als nachtheilig für bie 
Unabhängigkeit der Uferſtaaten anerkennen, noch auch, baf fie durch bie Begeben⸗ 
beiten ber legten fünfzehn Jahre weientlich berührt jeien; er bebauert, daß Muf- 
land barin ein Hinberniß für den Frieden im Orient erblide, jedoch habe feine 
Regierung in verſöhnlichem Sinne ihn inftruirt, ſolchen Modifilationen puzu⸗ 
flimmen, welche die anberen Bertragsmächte für äquivalente Garantien unb für 
verträglich mit ber Sicherheit bes ottomaniſchen Reiches anerkennen. Dieſem 
Brinzipe der Xequivalente ſtimmt ber öfterreichifche Vertreter bei. Lorb Gran⸗ 
ville Lobt ben verföhnlichen Sinn der türkiſchen Erklärung, bemerkt aber, daß 
ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes politifche Perſonen in England ſich gegen bie 
Reutralitätsflaufeln bes Vertrages erklärt hätten. Gr jelbft glaube zwar, baf fie 
zur Zeit wichtig und nüßlic für bie Sicherheit bes tärfifden Reiches geweſen 
feien, er wäre jeboch bereit, Namens feiner Regierung eine Convention im Sinne 
ber ruffiihen Wünfche zu unterzeichnen, unter ber Bebingung, ba Aequivalente 
für bie Neutralitätsklauſeln erlanıt würben. 

Am 3. März war wieberum Situng, unb die Artilel eines neuen Ber- 
trages ale Erfa für ben von 1856 wurden biecutirt. Der Bertreter der Türlei 
macht Einwärfe gegen den Ausbrud „Richtufermächte” (pouvoirs non riverains) 
in dem Artilel, welcher bem Sultan erlaubt, in bringenden Fällen bie Darda- 
nellenſtraße fremden Kriegeichiffen zu öffnen, unb wünſcht anflatt befien „befreunbete 
Mächte” zu ſetzen, ba jener Ausbrud eine Beſchränkung ber fouverainen Hechte 
ber Pforte einſchließe und ben Schein habe, gegen Rußland allein gerichtet zu 
fein. Baron v. Brunnow ergebt ſich weitläuftg über bie durchaus friebliche 
Politik feines Sonverains und fpricht das Vertrauen aus, baf bie Einſtimmigkeit 
aller Mächte die beſte Garantie fei für die Ruhe, bie Sicherheit und die Wohl⸗ 
fahrt der Türkei. Lorb Granpille betont alle bie freunbliden Geflunungen 
noch mehr, lann aber ben Einwürfen des türkifhen Vertreters wegen bes Aus⸗ 
brudes Nichtufermächte“ nicht beiflimmen, ba diefer Ausprud in bem Bertrage 
von 1856 gebraucht jei. Mufnrus Paſcha befteht aber darauf, ans dem neuen 
Bertrage jeden Unterſchied zwifchen ben Mächten zu entfernen, welche alle gleich 
mäßig die Integrität und die Unabhängigkeit des ottomanifchen Reiches garantirt 
haben und beruft fi) auf den Bevollmägtigten Deutſchlands, welcher wieberholt, 
baß das weſentliche Ziel feiner Regierung fei, ein gemeinfames Einverflänbniß 
zwiſchen ben Unterzeichnern bes Vertrages von 1856 herbeizuführen. Dann werden 
bie Claufeln über bie Donau in Betracht gezogen und Lorb Granville ichlägt 
vor, bie internationale Commiſſion für 26 Sabre beizubehalten, obgleich er eine 
unbeſchränkte Berlän rung ihres Beſtehens wünfchen möchte Graf Bernftorff 
hätte auch einer unbefchränkten Fortdauer zugeflimmt, ba jedoch Deflerreih und 
Rußland nur einen Zeitraum von 12 Jahren zugeben wollen, jo nimmt er biefen 
an und Lord Granville ſtimmt vorläufig zu. 

Die vierte Sigung ber Eonferenz war ſehr kurz. Alle Benollmädtigten, 
anßer Mufurus Paſcha, waren bereit, die Artikel des vorgefchlagenen Vertrages 
anzunehmen, aber der Vertreter Frankreichs war noch nicht eingetroffen. 

Bei Eröffnung der fünften Sitzung am 13. März fellte der Borfigenbe 
ben Herzog be Broglie der Eonferenz als Bevollmächtigten für Frank⸗ 
zei vor. Der Herzog be Broglie erkennt bie Worte Lord Granville’e 
als voll Freundihaft und Wohlwollens für Frankreich an, bezieht fih auf bie 
Urfachen, welche verhindert haben, daß ein Vertreter Frankreichs bei ben früheren 
Sitzungen gegenwärtig war; bemerlt, daß bie franzöfiiche Regierung vielleicht vor⸗ 
ezogen haben würbe, bis zu Ende abweienb zn bleiben, jeboch gefürchtet habe, 
br ihrem Bewußtſein von ber Wichtigkeit, bie Harmonie zwi ben beiben 
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Großmachten zu bewahren ober herzuftellen, nicht genligenben Ausbrud zu geber. 
Er ift mit Eifer bie Gelegenheit, um ſich zu dem heilſamen Grunbjate der 
enropãiſchen Geſellſchaft zu belennen, „baß feine weientlichen Aenberungen in ben 
internationalen Beziehungen ſtattfinden follten ohne die Einftimmung aller Groß- 
mãchteꝰ. Die franpöfifhe Regierung habe keinen genügenden Grund zur Ab⸗ 
änderung der Beflimmungen bes Bertrages von 1856 finden fünnen, unb würde 
vorgezogen haben, ihn beizubehalten; da jeboch die Pforte, als Haupt-Intereffent, 
die Wünfche Aufßlande zugeſtehe, jo flimme die franzöfiiche Regierung gern ben 
Beiläffen ber Eonferenz zu. Der Vertreter Italiens fchlägt vor, in bem zweiten 
Artilel bes neuen Vertrages bie Worte „befrennbet und alliirt” an bie Stelle 
von „Richtufer“ (non riverain) zu fehen, womit Mufurus Paſcha einverftanden 
f. Dann werben noch verfchiedene Aenberungen einzelner Ausdrücke in Vor⸗ 
ſchlag gebracht, wie „Convention“ für „Vertrag“, „Kriegeichiffe” für „Flotten“ 
und ein Schlußſatz binzugefligt, welcher das Hecht des Sultans, nöthigenfalls in 
Sriebenszeiten bie Darbanellenftraße zu Öffnen, mit ber Nothwendigkeit, bie Ans⸗ 
führung des Vertrages von Paris zu wahren, tbentiflzirt. Diefe Amendements 
werden angenommen. Bezüglich anf die Dauer ber internationalen Donane 
Commiffion wird der ðſterreichiſche Vorſchlag von 12 Jahren angenommen; Graf 
Apponyi bätte eine längere Dauer gewünjcht, wenn bie andern Mächte zuge- 
Rimmt hätten, Graf Bernftorff und Baron Brunnow find nur zur Annahme 
der 12 jährigen Frift ermächtigt; bie Vertreter Frankreichs und Italiens hätten eine 
an erlängerung angenommen. Dann melden bie Bevollmächtigten 
Rußlands und ber Türler, daß fie ermächtigt find, eine befonbere Convention zu 
unterzeihnen, woburd bie fpeziellen Elaufeln bes Vertrages bon 1856 bezüglich 
anf bie Zabl der Kriegsichiffe, welche jede Macht im Schwarzen Meere halten 
darf, befeitigt werben; biefe befonbere Eonvention fol ber Konferenz mitgetbeilt, 
dem Bertrage angehängt unb bie Ratifllation beider an bemfelben Tage ausge: 
t werben. Dann wirb bie Urfchrift bes Vertrages von allen fleben 

vollmächtigten unterfchrieben und am folgenden Tage bie fieben Abſchriften ge- 

hrend unterzeichnet und befiegelt, worauf ber tärkiihe Bevollmächtigte für fich 
und alle Theilnehmer ben Dank ber Conferenz an ihren Vorfikenden, Lord 
Granville, ausipricht.“ 


Ergebniß der Gonferenz über die Pontußdfrage. 


Bertrag vom 13. März 1871 zwiſchen Deutſchland, Oeſterreich, 
FKraufreih, England, Italien, Rußland und der Türkei. 


Art. 1. Artikel 11, 13 und 14 des Barifer Vertrages vom 30. März 
1856, wie bie zwifchen ber hoben Pforte und Rußland abgeichoffene und dem 
Art. 14 beigefügte Convention werben aufgehoben unb durch den folgenden Artikel 

t. 


Art. 2. Das Prinzip der Schliefung ber Darbanellen und des Bosporus, 
wie dafielbe durch Separatvertrag vom 30. März 1856 bergefiellt worben, wirb 
aufrehterhaften, fowie die Macht Sr. kaiſerlichen Majeftät des Sultans, die ge» 
nannten Meerengen in riebenszeiten ben flotten ber befreundeten und alliirten 
Mächte, falle die Ausführung ber Stipulationen bed Parifer Vertrages vom 
30. März 1856 es erfordern follte, zu öffnen. 

Urt. 3. Das Schwarze Meer bleibt wie bisher den Hanbels-Marinen 
Mer Nationen geöffnet. 

Art. 4 Die durch Art. 16. des Pariſer Vertrags errichtete Commifflon, in 
welcher jeder der Mächte, bie gemeinichaftlic den Vertrag unterzeichneten, durch 
einen Delegirten repräfentirt if, unb die mit bem Entwurf und ber Ausführung, 
ber unterhalb Iſaktſcha nothwendigen Arbeiten betraut wurbe, um bie Mündung 
ber Donan, ſowie bie benachbarten Theile des Schwarzen Meeres, von Sand⸗ 
Binfen und anberen Hinberniffen frei zu machen, bamit dieſer Theil bes Flufſes 
and bie genannten Theile bes Meeres in beften Zuftaub für bie Schififahrt geſetzt 
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werben, verbleibt in ihrer gegenwärtigen Zufammenfegung. Die Dauer biefle 
Commiſſion ift anf einen weiteren Zeitraum von 12 Jahren, unb zwar vom 
24. April 1871 bie 24. April 1883 — dem Termin zur Einlöfung bes von dieſer 
Commiſſion unter Garantie von Deutichland, Defterreih, Ungarn, Frankreich, 
Großbrittannien, Italien und ber Türkei contrabirten Anlehens — feftgeftellt. 

Art. 5. Die Bedingungen bes Wieberzufammentritts ber durch Artikel 17 
des Parifer Vertrages vom 30. März 1856 gebildeten Fluß⸗Commiffion fol durch 
eine vorhergehende Berfländigung zwiſchen den Flußmächten, ohne Präjubiz ber 
auf die drei Donau-Fürftenthümer Bezug habenden Clauſel feftgeftellt werben, 
und infofern irgend welche Mobifizirung bes Artikels 17 bes genannten Bertre 
involoirt fein mag, fo foll letztere ber Gegenftanb einer Spezial-Eomvention 
zwiſchen den Signaturmächten bilden. 

Art. 6. Die Mächte, welche die Küften dieſes Theiles der Donau befiten, 
wo bie Kataralte und bie Eifernen Thore der Schifffahrt Hinberniffe bereiten, in- 
dem fie ſich vorbehalten, Behufs Bejeitigung biejer Hinberniffe zu einer Ber- 
fändigung zu kommen, erkennen ben hoben contrabirenben Parteien das Recht 
zu, bis zur Tilgung der zur Ausführung ber Arbeiten contrahirten Schuld eine 
proviſoriſche Abgabe auf Hanbelsichiffe jeder Flagge, welche von nun an dadurch 
Nuten ziehen, zu erheben, und fie erflären, daß Artikel 15 bes Barifer Vertrages 
von 1856 auf biefen Theil bes Fluffes für den zur Rückzahlung ber qu. Schub 
nothiwenbigen Zeitraum feine Anwendung guabet. 

Art. 7. Alle durch bie enropäiſche Commiſſion in Ausführung bes Pariſer 
Vertrages von 1856 ober bed gegenwärtigen Vertrages errichteten Bauten und 
Etabliffiements follen fortfahren, ſich derſelben Neutralität zu erfreuen, bie fie 
bisher geichütst bat und welche Seitens der hoben contrabirenben Parteien unter 
allen Umftänden in gleicher Wetfe für bie Zukunft reipektirt werben wird. Die 
baraus entipringenben Vortheile der Privilegien erftreden fi) auf das gefammte 
Berwaltungs- unb Ingenieur-Berfonal der Commiffion. Wohlverſtanden affiziren 
biefe Beftimmungen dieſes Artikels in einer Weile das Recht der hohen Pforte 
in ihrer Eigenſchaft als Territorialmacht, wie bisher ihre Kriegsſchiffe im bie 
Donan zu fenden. 

Art 8. Die boben contrabirenden Parteien erneuern unb beRktigen alle 
Stipulationen bes Vertrages vom 80. März 1856, fowie auch beren Anhänge, 
bie durch ben gegenwärtigen Vertrag nicht anullirt oder mobiftzirt find. 

Art. 9. Der gegenwärtige Vertrag foll vatiflzirt und bie Ratifllationen 
follen innerhalb ſechs Wochen ober früher, wenn möglich, ausgewechſelt werben. 














16, Die Campagne der franzöfifden Kepublik. 


Die erſte Campagne. 


1870. 10. Oktober. Gam bettas Proclamation nad feiner Ankunft in Tours. 


„Mitbürger! Auf Befehl der Regierung ber Republif habe ich Paris ver⸗ 
laſſen, um Euch zugleih mit ben Hoffnungen, von benen das Volk von Paris 
erfüllt ift, die Anweilungen und Befehle berjenigen zu übermitteln, welche fich 
der Aufgabe unterzogen haben, Frankreich von ben Fremden zu befreien. 

Baris, welches feit fiebzehn Zagen belagert ift, bietet das Schaufpiel bar, 
wie mehr als 2,000,000 Menſchen, welche alle Zmiftigleiten vergeffen, um ſich 
um die Fahne der Republik zu fchaaren, die Vorausſicht bes einbringenden 
Feines zu nichte machen, welder auf Zwietradht im Innern rechnete. Die Res 
volution hatte in Paris weber Geſchutze noch andere Waffen gefunden. Setzt find 
in der Stabt 400,000 bewaffnete Nationalgarden, 100,000 Mobilgerden und 
60,000 Maun reguläre Truppen. In den Werkflätten werben Geſchütze gegoffen, 
bie Frauen fertigen tägli eine Million Patronen an. Jedes Bataillon ber 
Nationalgarde bat zwei Mitrailleufen; auch wirb fie mit Feldgeſchützen verfehen, 
um Ausfälle gegen die Belagerer machen zu können. Die Forts find mit 
Marine- Truppen bejett und mit vortrefflihen Geſchützen verjehen, welche von 
ben beften Artilleriften der Welt bedient werben. Bis jett bat ihr Feuer ben 
Feind verhindert, auch nur das kleinſte Erdwerk aufzurichten. Die Enceinte, 
welde am 4. September nur mit 500 Kanonen befegt war, bat jett deren 3800 
mit ansreichenber Munition. Mit bem größten Eifer wirb das Fener fortgejekt; 
jeder Mann befindet fih an dem für ibn beftimmten Boften. Die Enceinte ift 
fortwährend von der Nationalgarbe befettt, weldhe vom Morgen bis zum Abend 
das Werk des Krieges verrichtet. Die Yeitigleit und Erfahrung biefer improvifirten 
Soldaten wirb.von Tag zu Tag größer. Hinter ber einen Enceinte eriftirt noch 
eine anbere, von Barriladen gebilbete, deren Bau bie Parifer zur Bertheibigung 
der Republik jett wieber aufgenommen haben. Alles biejes ift mit Ruhe, Ord⸗ 
nung und Entbufiasnrus ins Wert gefetst worden. 

Es ift feine Illuſion — Paris ift uneinnehbmbar! Es kann 
weder burh Gewalt no durch Ueberraſchung erobert werben. Zwei 
andere Mittel blieben ben Preußen: der Aufſtaud nnd bie Hungers- 
notb; aber weder zu bem einen, noh zu bem audern wirb es in 
Paris lommen. Da die Stabt mit dem Nöthigen verjehen ift, jo ift fie im 
Stande, bem Feinde lange Monate hindurch Trotz zu bieten. Die Lebensmittel 
find in Mafle aufgehäuft und mit männlicher Ausdauer wirb bie Stabt alle Be- 
drängniffe ertragen, um ihren Brübern in den Departements Zeit u 
geben, ibr zu Hülfe zu kommen. Dies ifl, ohne irgend welche Entftellung, 
die Situation von Paris. 

Große Pflichten werben Euch baburch auferlegt. Die erſte dieſer Pflichten 
M, daß Ihr Leinen auberen Gedanken habt als ben Krieg. Die 
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zweite beftebt darin, daß Ihr in brüderlichem Eutgegenlommen Euch ben Befehlen 
der republikaniſchen Regierung fügt, weldhe durch das Recht der NRothwen- 
bigfeit geſchaffen ift und keinen anderen Ehrgeiz, keine andere Leibenfchaft hat, 
als Frankreich dem Abgrunde zu entreißen, an melden es die Monarchie geführt 
bat; ſobald das geſchehen ift, wird die Republik fef begrünbet und ge- 
ſchützt ſein gegen alle Verſchwörer und Reactionaire. 

Die Republik ruft die Mitwirkung Aller au. Der Himmel wird aufhoͤren, 
unfere Gegner zu begünftigen. Die Herbftregen werben fommen, und, zurüd- 
gehalten bei Paris, weit entfernt von ihrer Heimath, beunruhigt von uns, werben 
bie Feinde becimirt werden durch unfere Waffen, durch dem Hunger, durch bie Natur. 

Nein! es ift micht möglih, daß ber Genius Frankreichs fein Antlig auf 
immer verhüllt habe, daß bie große Nation fich den ihr zulommenben Blat iu 
der Welt buch die Invafion von 500,000 Menſchen nehmen läßt. Erheben wir 
uns in Maſſen; laft uns lieber fterben, ale die Schmach einer Zerftädelung 
Frankreichs erbulden; trog alles unferes Unglüds bleibt uns noch bas Gefühl 
der Einheit und Untheilbarkeit der franzöſiſchen Republil. 

Ruhmreicher als je wird das belagerte Paris jene unfterbliche Deviſe auf- 
vechterhalten, welche ganz Frankreich ihm uachiprechen wirb: Es lebe die Nation, 
e8 lebe die eine und untbeilbare Republik.“ 


11. Oftober. Einnahme von Orleans. 
30. Oftober. Gefecht bei Le Bourget. 


2. November. Dekret der franzöfiihen Regierung wegen Mafjen- 
aufgebot8. 


Gefahren an der Loire. 
9. November. Räumung von Drleand Seitens der deutichen Truppen. 
27. November. Sieg bei Amiens. 
29. November. Gefecht bei Villiers. 
2.—4. Dezember. Gefechte bei Brie und Champigny. 
4. Dezember. Wiedereroberung von Drleand. 


Die Ergebniffe der erften republifanifchen Campague. 
6. Dezember. Armeebefehl des Königs. 


„Soldaten der verbündeten Deutſchen Armeen! Wir ſtehen abermals 
an einem Abſchnitt des Krieges. 

Als Ich zuletzt zu Euch ſprach, war mit der Capitulation von Meg 
die legte der feindlichen Armeen vernichtet worden, welche uns beim Bes 
ginn des Feldzuges gegenüberftanden. 

Seitdem bat der Feind durch die außerordentlichften Anftrengungen 
und neu gebildete Truppen entgegengeftellt, ein großer Theil der Be 
wohner Frankreichs bat feine friedlichen, von uns nicht gehinderten Ge⸗ 
werbe verlafien, um die Waffen in die Hand zu nehmen. 

Der Feind war uns an Zahl oft überlegen, aber dennoch habt hr 
ihn wiederum gefchlagen; denn Tapferkeit und Mannszucht und das Ber: 
trauen auf eine gerechte Sache find mehr werth, wie die Ueberzahl. 
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Ale Berfuche des Feindes, die Cernirungslinie von Paris zu durch⸗ 
brechen, find mit Entfchiedenheit zurüdgemiefen worden, oft zwar mit 
vielen blutigen Opfern — wie bei Champigny und bei Le Bourget — 
aber auch mit einem Heldenmuth, wie Ihr Ye überall bemeifet. 

Die Armeen des Feindes, melde zum Entjag von Paris von allen 
Seiten heranrüdten, find ſämmtlich gefchlagen. 

Unfere Zruppen, die zum Theil noch vor wenigen Wochen vor Metz 
und Straßburg ftanden, find heute jchon über Nouen, Orleans und Dijon 
hinaus, und neben vielen Heinen fiegreihen Gefechten find zwei neue 
große Ehrentage — Amiens und die mehrtägige Schlacht von Drleang 
— den früheren binzugetreten. Mehrere Feftungen find erobert und vieles 
Krieggmaterial ift genommen worden; jomit habe ich nur Anlaß zur 

ößten Zufriedenheit, und es ift Mir eine Freude und ein Bedurfniß, 
uch dies auszuſprechen. 

Ich danke Euch Allen, vom General bis zum gemeinen Soldaten. 

Beharrt der Feind bei einer weiteren Fortſetzung des Krieges, ſo 
weiß Ich, daß Ihr fortfahren werdet, dieſelbe Anſpannung aller Kräfte 
zu bethätigen, welcher wir unſere bisherigen großen Erfolge verdanken, 
bis wir einen ehrenvollen Frieden erringen, der würdig der großen Opfer 
iſt, die an Blut und Leben gebracht worden. 

H.⸗Q. Verſailles, den 6. Dezember 1870. Wilhelm.“ 


Der Angriff auf Paris. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 26. Oktober. 

„Die Verzögerung bes Angriffs auf Paris hat mannigfache irrthümliche Aus- 
legungen hervorgerufen: bie einzig richtige Erklärung der jeitherigen Verzögerung 
ift, daB die nothwendigen militärifhen Vorbereitungen nicht vajcher gefördert 
werden fonnten. 

Die urfprüngliden Berehnungen und voraneilenden Erwartungen beruheten 
zunächſt auf der Annahme, daß eine theilmeife Beichiehung von Paris ſchon ftütt- 
finden würde, fobalb das’ dazu unbedingt erforderliche Material an Feſtungsge⸗ 
hät bei der Belagerungsarmee eingetroffen fein würde. Es lag dabei vor Allem 
die Borausjegung zu Grunde, daß der Muth und bie Wiberftandöfraft ber in 
allen Richtungen leicht erregbaren Pariſer Bevölkerung Angefichts einer Beſchießung 
jebr bald zur Berwirrung und Nachgiebigleit umfchlagen würde. Nah dem Falle 
von Toul ſchien nun die Hoffnung begründet, daß die nad jener Auffafjung er- 
forderliche Anzahl von Belagerungsgeihügen nebft Munition in furzer Zeit bis 
vor Paris würden gefchafft werden können. 

Im Kriegsrathe unſers Königs gelangte jedoch nicht jener Geſichtspunkt 
einer weſentlich morafiihen Wirkung auf die parifer Bevöllerung zur entſcheiden⸗ 
den Geltung, jondern die ernft militärifche Auffaffung des Bombarbements, nach 
weicher auch dieſe friegerijche Operation von vorn herein mit der vollen Energie 
und alljeitigen Vorbereitung in Angriff genommen werben jollte, burdy welche 
alle Aufgaben während bes ganzen Verlaufs bed Krieges ſo erfolgreich gelöſt 
worden find. Dan verzichtete darauf, Paris, wie man es allerdings fchon vor 
Wochen gelonnt hätte, durch eine vorläufige Beſchießung zu ſchreden, welche ben 
gehofften Eindrud möglicher Weife doch verfehlt und in folhem Falle ein erſtes Miß⸗ 
lingen bereitet hätte; man fchritt vielmehr fofort zu den umfaffenden Vorbereitungen, 
um bie artilleriftifche Aufgabe, wenn auch mit einem furzen Verzuge, doch um fo 
wirfjamer und nadhbrudsvoller durchzuführen. 

13*® 
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Die Vorarbeiten hierzu haben allerbinge eine etwa® längere Zeit in Au⸗ 
ſpruch genommen, als zunächſt (auch an dieſer Stelle) vorausgeſetzt war; bie 
Schwierigkeiten ber Herbeiſchaffung bes gewaltigen Materials an Geſchütz und 
Munition haben fich noch erheblicher erwielen, als man fie geichätt hatte. Auch 
nah dem Falle von Toul reichte die Eijendahnverbinbung nur bis Rantenil vor 
Meaur, wo durch bie Sprengung eines Tunnels die Verbindung gefperrt if. 
Bon dort bis vor Paris muß der Transport des Belagerungsmaterials auf einer 
Strede von 10 bis 12 Meilen mit Fuhrwerk erfolgen, wobei einerfeits durch bie 
Schwierigleit der Beihaffung von Pferden, Wagen und Karren, anbererfeit® durch 
bie Zerſtoͤrung faft aller Wege in bem weiten Umkreiſe von Paris die größten 
Erſchwerungen bereitet wurben. Wer einen Begriff von dem Umfange des Ma- 
terials bat, welches zur wirfjamen Belagerung einer Rieſenfeſtung wie Baris er- 
forberli ift, der wird auch den um einige Wochen verlängerten Zeitraum: für 
bie ungeheuren Vorbereitungen nicht übertrieben lang finden. Die Eroberung 
der Feſtung Sebaftopol feitens der vereinigten Engländer, Sranzofen und Stafiener 
bat ein ganzes Jahr erfordert. Man bat baber feinen Grund zur Ungeduld, 
wenn bie urfprünglichen Erwartungen vor Paris um eine kurze Weile über 
fchritten worden find. 

Mit größter Beſtimmtheit aber barf wieberholt hervorgehoben werben, baß 
bie Verzögerung einzig und allein burd die in der Sache liegenden Schwierig. 
feiten, nicht burch irgenb welche politiichen Bedenken veraulaßt worben if. 

Es kann feine politifche und keine fogenannte Gefühlsrückficht geben, welche 
daranf verzichten ließe, den Krieg, ber uns wider Willen aufgebrängt ift unb 
beffen Fortſetzung durch das Verhalten ber jetigen franzöfifchen Regierung unb 
des franzöftihen Volkes zur Nothmenbigkeit geworden ift, in jeber Beziehung mit 
uhr htenbem Erfolge und bis zur gänzlichen Nieberwerfung Frankreichs durch⸗ 
zuführen. 

Es bedarf feiner ernenten Berfiherung, daß, wenn irgend ein Monard, 

ewiß König Wilhelm die Verantwortung für jede nutzloſe Fortſetzung des 
Srieges, für jedes weitere Blutvergießen und nicht minder für die Zerrüttung 
einer Stadt wie Paris weit von fich weiſen würde, wenn ihm ein anderer Weg 
geboten wäre, ben angemeffenen Abſchluß dieſes Krieges und damit zugleich bie 
Bürgihaften künftigen Friedens zu finden. 


Bei ber beherrſchenden Stellung aber, welche Paris gegenüber ganz Frunf- 
reich einnimmt und welche fich auch in jüngfler Zeit wieder bethätigt bat, iſt 
eine volle Beendigung des Krieges ohne bie Unterwerfung ber Hauptftabt nicht 
möglih. Wenn bierzu eine Belagerung mit ihren Gefahren und Schrecken er- 
forberiich ift, To ift dies nicht unfere Schuld, ſondern die Schuld derer, welde 
Baris in eine Feſtung verwandelt haben, ſowie die Schuld der jetzigen Macht⸗ 
baber, welche nach der Meberwindung aller ſonſtigen militäriſchen Widerftanbetraft 
Frankreichs die Werke und die Mauern von Paris zur letten Zuflucht ihres uns 
gebeugten Trotzes und Uebermuthes machen. 

Was uns betrifft, jo forbert all das theure und edle Blut, welches bie 
Söhne des deutſchen Baterlandes in dieſem fürchterlichen Kriege vergofien haben, 
daß wir in dem Siegeslauf nicht vor dem Ziele fliehen bleiben, ſondern ihn wiel- 
mehr bis zum leisten entſcheidenden Ziele vollenden. 

Das Ziel eines flegreichen Krieges gegen Frankreich kann nur Paris fein; 
nur dort Fönnen wir Die endgültige Anerkennung unſeres Sieges und bie Bürg⸗ 
fchaften des Friedens finden. 

Unfere Kriegsleitung hat Alles vorbereitet, um auch das fette Bollwerk bes 
Keindes zu bezwingen; ſobald es zum Angriff fommt, wird gewiß ein rafder 
und wirljamer Erfolg auch dieſes lette große Unternehmen und bamit bie ganze 
Kriegsarbeit krönen.“ | 
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Militärifge Ehre und Sitte in Fraukreich. 


Bruch des Ehrenworts Seitens franzöjifcher 
Offiziere. 


14. Dezember. Rundſchreiben des Grafen von Bis marck. 


„Die häufigen Entweichungen franzöfifcher Offiziere unter Bruch ihres 
Ehrenwortes und die Erklärungen, welche einige von denen, die in der 
Kapitulation von Sedan begriffen waren, mit Bezug auf ihre heimliche 
Entfernung veröffentlicht haben, bemweilen, daß die Begriffe von Ehre 
wenigſtens nicht bei allen franzöfifchen Offizieren biejenigen find, welche 
von deutſcher Seite bei Annahme eines Ehrenmortes ald Bürgichaft biöher 
poraußgefegt wurden. Wir hatten e8 am 2. September in der Gewalt, 
die in Sedan eingefchloffene Armee im Ganzen wie im Einzelnen durch 
Baffen oder durch Hunger zu vernichten und dadurch unfchädlich zu machen. 
Im Bertrauen auf Bertragstreue aber bemilligten wir die befannte Ka⸗ 
pitulation. Indem der Oberbefehlähaber der eingefchlofienen Truppen, 
General von Wimpffen, diefelbe unterzeichnet hatte, verbürgte er uns 
die Erfüllung Ka er durch die unter ihm ftehenden Offiziere, und legtere 
waren nad den jonft üblichen Begriffen von militärifher Ehre und nad) 
algemeinem Vertragsrecht verbunden, die Konvention zu beobachten. 
Davon, ob etwa einzelne Offiziere mit der Kapitulation nicht einverftanden 
woren, hatten wir feine Kenntniß und brauchten wir feine Kenntniß zu 
nehmen, ſonſt könnte niemals ein Heer oder eine Bejagung ohne Er⸗ 
Härung jedes Einzelnen zur Kapitulation angenommen werden. That⸗ 
fähli) machten fich —* alle Offiziere der Doc Mahon-Wimpffen’schen 
Armee, die in Sedan maren, die Bewilligungen, die in der Kapitulation 
ugeftauden waren, zu Nutze, um ihr Xeben und ihr Eigenthum zu erhalten. 
inige unter ihnen aber mißbrauchten das Vertrauen, welches die deutichen 
Vefehlshaber bezüglich der Erfüllung der Gegenbedingungen perfönlich in 
fie geſetzt hatten. Unter ihnen die Generale Ducrot, Barral und Sams 
brield, Em. werden in den Zeitungen die Erklärungen des erfteren be 
merft haben, in der er erzählt, wie er von dem Bahnhofe von Pont⸗à⸗ 
Mouffon entwichen fei, und vermittelft einer Kaſuiſtik, auf deren Beurtheis 
lung ich nicht eingehen will, darlegt, wie er das in ihn gejegte Vertrauen 
getäufäht, die gewährten Rüdfichten gemißbraucht, und fein nah Abſchluß 
er Kapitulation perſönlich gegebenes Ehrenwort feiner Meinung nad) 
nicht gebrochen, aber jedenfall umgangen habe. In einem durch den 
„Siöcle“ veröffentlichten Schreiben vom 15. November d. 3., in welchem 
der General Cambriels fich mit lebhaft erregtem Ehrgefühl gegen ge⸗ 
wife Vorwürfe erhebt, die ihm von franzöfifcher Seite gemacht werben, 
erwähnt er beiläufig, und als eine Sache, die fich von felbft veriteht, daß 
er fih die Kapitulation, in welche er einbegriffen war, und unfere rückſichts⸗ 
volle Behandlung der Berwundeten zu Nutze gemacht habe, heimlich aus 
Sedan zu entweichen. Der General Barral hat meines Wifjend gar 
einen * einer Rechtfertigung oder Beſchönigung darüber gemacht, 
daß er fein Ehrenwort gegeben hat, in dem gegenmärtigen Kriege nicht 
die Waffen gegen Deutfchland zu führen und ſich an den ihm bezeichneten 
Aufenthaltsort zu begeben und unmittelbar darauf wortbrüchig in die 
franzöfifche Armee eingetreten ift. Nach diefen Vorgängen nimmt ed wer 
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niger Wunder, ift aber doch für eine auf ihre Ehre eiferfüchtige Armee 
nicht minder empfindlich, wenn viele Offiziere niederen Grades, non denen 
einige in der anliegenden Fifte verzeichnet find, mit Bruch ihres Ehren⸗ 
wortes aus den Orten in Deutjchland entwichen find, innerhalb deren 
ihnen die freie und unbeauffichtigte Bewegung nur im Glauben an ihr 
verpfändetes Ehrenwort, ſich nicht zu entfernen, geftattet worden war. 

So erheblih die Zahl diefer mortbrüchigen Offiiere an fi ift, fo 
bildet fie doch einen Heinen Bruchtheil der Gefammtzahl ihrer.ehrenwerthen 
Kameraden, melde für das unwürdige Verhalten jener bis jett nicht 
einmal durch eine Berfchärfung der Aufficht verantwortlich gemacht worden 
find. Eine andere Geſtalt aber gewinnt die Sache dadurd, daß der 
Wortbruch der entflohenen Offiziere von der Regierung der Nationalver- 
theidigung durch Anftellung derjelben in’ der gegen uns lämpfenden Armee 
amtlich gebilligt wird, und daß bisher feine Weigerung aus dem Schooße 
der aktiven franzöfifhen Armee gegen die Aufnahme mwortbrüdiger Dffi- 
iere in ihre Reihen befannt geworden iſt. Es leuchtet ein, daß die parifer 

egierung felbft und alle unter ihr dienenden Offiziere dadurd die Mit- 
verantwortung für den Wortbruc jener Individuen gegen allen Kriegs⸗ 
gebrauch auf fich nehmen. 

Unter diefen Umftänden haben die verbündeten deutfchen Regierungen 
die Berpflihtung, zu ermägen, ob e8 mit den militärifchen Antereifen 
vereinbar ift, ferner gefangenen franzöfiichen Offizieren die üblichen Er- 
leichterungen zu gewähren, und fie werden fich die noch ernftere Frage 
vorzulegen haben, welches Vertrauen fie zur Erfüllung etwa mit franzöfifchen 
Befehlehabern oder mit der franzöfifhen Regierung noch abzufchliegender 
Konventionen ohne materielle Garantien werden haben fünnen. Indem ich 
den deutichen Regierungen ihre Entjchliegungen in diefer Beziehung vor= 
behalte, empfinde ich das Bedürfniß, auf die Erfahrung, die wir gemacht 
baben, und auf die Bedeutung, welche ihr für die internationalen Ver⸗ 
hältniffe mit dem jegigen Frankreich beizulegen iſt, Die Aufmerkſamkeit der 
Regierung, bei welder Em...... beglaubigt find, hinzulenken, Damit 
etwaige Reklamationen der franzöfifhen Machthaber gegen von uns zu 
treffende BorfichtSmaßregeln die fachentiprehende Würdigung finden. 
Em. ..... erfuche ich daher ergebenft, diefen Erlaß dem Herrn Miniſter 
der ansmärtigen Angelegenheiten vorlefen und ihm eine Abichrift deffelben 
bebändigen zu wollen. v. Bismard.“ 


(Folgt die Lifte der Wortbrüchigen.) 


Deutihe und franzöfifhe Kriegführung. 
1871. 9. Sanuar. Circular= Depejche ded Grafen von Biömard. 


Em.... werden glei mir in den Zeitungen ein von dem Grafen 
Chaudordy unterzeichnetes Schriftftüd bemerkt haben, welches mit An⸗ 
lagen gegen die deutjchen Heerführer und Truppen angefüllt ift und den 
neutralen Mächten im Namen der Regierung der Nationalvertheidigung 
mitgetheilt fein fol. Ob dies wirklich gefchehen ift, weiß ich nicht und 
möchte e8 faft bezweifeln, fo fichtlich ift das Schriftftüäd auf ein franzöſi⸗ 
ſches Publikum und auf das Bedürfniß des uns feindlich gefinnten Theiles 
der Preſſe anderer Ränder berechnet. Es ift kaum zu glauben, daß der 
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Straf Ehaudordy und die Perfonen, die ihn beauftragt haben, bei einer 
Regierung diefelbe, Unbelanntjchaft mit auswärtigen Dingen vorausgefeßt 
haben follten, auf die fie in Frankreich ihre Berechnungen gründen können. 
In anderen Ländern aber ift man gewöhnt, auch die Eulturzuftände fremder 
Böller zum Gegenftande des Studiums und der Beobadhtung zu machen. 
Die Welt fennt das Unterrichtsmefen und feine Früchte in Deutfchland 
und in Frankreich, die allgemeine Wehrpflicht bei und und die Con⸗ 
feription mit Loskauf bei unfern Gegnern; fie weiß, welche Elemente in 
den deutfchen Heeren den Erfagmännern, den Turkos und den Strafs 
Vataillonen gegenüberftehen; fie erinnert fi aus der Geſchichte früherer 
Kriege und ın vielen Gegenden aus eigener Erfahrung, wie franzöfifche 
Truppen in Yeindesland zu verfahren pflegen. Bereitwillig bei und zu⸗ 
geiafiene Bertreter der europäifchen und der amerikanischen Preffe haben 
eobachtet und bezeugen, mie der deutiche Soldat Tapferkeit mit Menſch⸗ 
. ligleit zu paaren weiß und wie zögernd die ftrengen, aber nach Bölfers 
reht und Kriegsgebrauch berechtigten Maßregeln zur Ausführung fommen, 
weile anzuordnen die deutfche Heeresleitung durd) das völkerrechtswidrige 
Verhalten der Franzofen und zum Schutze der eigenen Truppen gegen 
Meuchelmord gezwungen worden ift. Auch der größten und außdauerndften 
Bahrheitsentftellung wird es nicht gelingen, die Thatfache zu verbunteln, 
daß die Franzoſen es find, melde diefem Kriege den Charafter gegeben 
haben, den ein jeder Tag tiefer und breiter ausprägen muß. Schon vor 
mehreren Monaten, nachdem wiederholte Fälle und die Ueberzeugung ver- 
Ihaft hatten, daß die franzöfiihen Truppen das allgemeine Völkerrecht, 
jowie die befonderen Abmacungen, an denen Frankreich Theil genommen 
batte, grundjäglih mißachteten, nachdem wiederholt, man darf faft fagen 
regelmäßig auf unfere Barlamentäre gefchoffen, fo wie gegen Aerzte und 
Ambulanzen vertragsmwidrige und rohe Yeindieligkeiten verlibt worden 
waren, habe ih Em...... erfucht, dieferhatb bei der dortigen Regie⸗ 
rung Proteft zu erheben. In der feitdem verflofienen Zeit haben wir nicht 
nur die damals vorbehaltenen Beweisftüde fammeln können, fondern aud) 
eine lange Reihe neuer Fälle zu conftatiren gehabt. 

Unter Umftänden, melde die Annahme eine Zufalles oder eines 
Irrthums auf Seiten der franzöfiihen Truppen völlig ausſchließen, ift 
auf Parlamentäre, welche eine weiße Fahne und einen blafenden Trompeter 
mit fih hatten, bei den in der Anlage A. aufgeführten 21 Gelegenheiten 
geihoffen worden, theils mit Kleingewehr, theild mit Granaten, zumeilen 
von einzelnen Schligen, zumeilen in Salven. Einige Trompeter find dabei 
getödtet, Fahnenträger vermundet worden. Die gerichtlichen Protokolle, durch 
welche diefe Fälle Tonftatirt worden find, liegen mir vor und werden ge= 
drudt werden. , 

Rah der Schlaht von Weißenburg ftellte es fich heraus, mie 

w...... aus meinem Erlaß vom 27. September v. J. erinnerlich ſein 
wird, daß nicht nur die in unſere Gefangenſchaft gerathenen Verwundeten, 
ſondern auch höhere franzöſiſche Militärärzte von der Genfer Convention 
gar nicht mußten und daß einige der legteren, nachdem fie von ben 
diefleitigen Delegirten belehrt worden waren, ſich daß vorgefchriebene Ab» 
zeichen nothdürftig und unkenntlich ſelbſt herftellten. Freilich kann uns das 
weniger Wunder nehmen, feit wir aus den durch die Parifer Machthaber ver⸗ 
Öffenlichten amtlichen Depefchen aus dem Juli und Auguft v. J. erfahren 
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ben, wie unvolllommen vorbereitet für diefen fo lange beabfichtigten und fo 

evelhaft herbeigeführten Krieg Frankreich gemefen iſt. Allmählich hat man 
fih auf franzöfticher Seite mit der Genfer Convention jo wohl vertraut 
gemacht, daß man die Vortheile derfelben in vollem Maße in Anſpruch 
zu nehmen weiß; um die Erfüllung der entfprechenden Pflichten aber ift 
e8 nicht befler geworden. Während wir auch die unzwedmäßigen Be 
flimmungen der Convention um den Preis großer Unbequemlichkeiten umd 
militärifcher Nachtheile durchzuführen uns angelegen fein lafien, während 
mehr als hundert franzöfifhe Militärs hier am Site des Pauptqnartiere 
als Uerzte und Sranfenmwärter fi mit der größter Freiheit bewegen, 
während franzöfiiche Delegirte in Gefangenendepots in Deutjchland zuge 
laſſen worden find, obwohl zu vermutben war und fich zu beftätigen 
fcheint, daß ein folcher Bertehr verrätberifche Aingettehngen ur Fol 
haben würde, fo haben von franzöfifcher Seite die Angriffe auf Berban 
pläge und Ambulanzen, die Mißhandlungen und Beraubungen von Uerzten, 
Delegirten, Lazarethgehülfen und Kranfenträgern, die Ermordung von Ber 
wundeten bis auf die neuefte Zeit fortgedauert, und wo Aerzte in die Ge⸗ 
walt der feindlichen Truppen gefallen find, find fie nicht felten mißhandelt 
und eingelerlert, im günftigften Falle ihrer Effelten beraubt und auf be 
Shwerlicen Wegen nach der ſchweizer oder italienifchen Grenze geſchafft 
worden. Bei den häufigen Bewegungen der Truppen und Sanitäts⸗ 
Colonnen ift e8 nod nid möglich gewefen, alle zur Sprache gefommenen 
Bälle gerichtlich zu conftatiren; aus dem vorhandenen reichhaltigen Material 
mögen die in der Unlage B. kurz aufgeführten Beifpiele genügen. Nur 
ein Zeugniß kann ic ie nicht enthalten, gleich bier ausführlicher mit⸗ 
zutheilen, des Schweizer Arztes Dr. Burkhard, datirt aus Pnifeaur vom 
18. Dezember: 

„Die Genfer Convention ift in den Gefechten in den Wäldern von 
Drleans vielfach verlegt worden. Ich jah den 30. November einen franzöfi- 
— Militärarzt, von dem nicht nur franzöſiſche Gefangene behaupten, 
ondern der es ſelbſt offen eingeſtand, daß er mit feinem Revolver viele 
preußifche Gefangene erſchoſſen. 

Biele Franctireurs, fo erzählen uns zahlreiche Bermundete, zogen bei 
rüdgängigen Bewegungen Genfer Binden aus der Taſche. Das Schießen 
auf Verwundete fam dfters vor.“ 

Einer fo confequenten Mißachtung der Genfer Abmachungen gegen- 
über werden die verbündeten deutſchen Regierungen zu der gung 
genöthigt werden, ob oder in welchen Grenzen fie fi Frankreich gegen- 
über ferner an diefelbe gebunden erachten können. Außer den in meinem 
Circular vom 27. Scptember v. J. erwähnten, find von franzöfifcher Seite 
auch Zummderhandlungen anderer Art gegen Bertrag, Völkerrecht und 
Kriegsgebrauch ciwilifirter Bölter vorgelommen. In der Schlacht bei 
Wörth wurde bemerft, daß Srintentugein in die Erde einfchlugen und 
dann mit einem fehr vernehmlichen Exrploſionsknall das Erdreich aufs 
warfen. Unmittelbar nach diefer Wahrnehmung wurde der Oberft v. Bede- 
dorff durch eine erplofive Flintenkugel ſchwer verwundet. Ein eben ſolches 
Geſchoß hat in dem Gefecht bei Zourd am 20. Dezember v. J. den 
Lieutenant vom 2. pommerjchen Ulanen» Regiment v. Dergen getroffen. 
Bei angeftellten Nachforſchungen, die noch nicht abgejchlofien find, haben 
fi) unter der in Straßburg erbeuteten Munition Sprenggejchoffe für 
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das fogenannte fusil à tabatidre vorgefunden. ch behalte mir vor, fiber 
diefe Berlegung der Petersburger Convention an die Unterzeichner derjelben 
eine beiondere DMittheilung zu richten. Schon jegt aber verdient es in 
die Erinnerung zuräüdgerufen zu werden, daß ein franzdfifcher Befehls⸗ 
baber die badıfchen Truppen, bei denen fo wenig, wie in den übrigen 
deutfchen Heeren, Sprenggeſchoſſe für die Hand⸗Feuerwaffen vorhanden 
find, der Penugung, bon conventionsmwidrigen Erplofingeichoffen befchuldigt 
und die badiiche Bevölkerung deswegen amtlid mit dem Schickſal der 
Pfälzer unter Louis XIV. bedroht hat, „möme les femmes.“ F 

Eine nahe Verwandtſchaft mit dieſer Kampfweiſe hat es, daß in den 
Taſchen gefangener Franzoſen eine Patrone gefunden worden iſt, deren 
Geſchoß aus einer in 16» oder mebrlamtige Stüde zerichnittenen, lofe 
wieder zufammengelegten Bleikugel befteht. Eins der vielen eingelieferten 
Eremplare dieſes Geſchoſſes, welches in feinen Wirkungen dem ges 

dten Blei gleichlommt, ift dem Auswärtigen Amte in Berlin über« 
ent und daſelbſt den Herren Bertretern der fremden Mächte vorgelegt 
worden. 

Auch im Seekriege ſetzen fi) die Franzoſen ebenfo tiber das Böllerrecht 
— Der franzöſiſche Kriegs dampfer „Defair“ hat drei deutſche Kauf⸗ 
ahrer, die er aufgebracht ehe „Ludwig“, „Vorwärts“ und „Charlotte“, 
anftatt fie in einen franzöfifchen Hafen S führen und den Spruch eines 
—— — herbeizuführen, auf hoher See durch Verbrennen, beziehungs⸗ 
weiſe Verſenken, zerftört. Die deutſchen Schiffe werden deshalb zu Re⸗ 
preflalien gegen franzöfifche angewiefen werden. 

Es Tann nicht befremden, daß Machthaber, welche für Geſetz und 
Vertrag fo wenig Achtung haben, noch weniger Anftand nehmen, ſich von 
der Sitte der heutigen Völker loßzufagen und zu Verfahrungsweifen längft 
vergangener Eulturperioden zurüdfehren, ja “Dinge billigen, die in allen 
Zeiten und bei allen Völkern, welche irgend einen, wenn auch noch fo 
eigenthümlichen Begriff von Ehre ‚haben, für bejonders fchimpflich ges 
balten worden find. 

Wie die franzöfiihen Gefangenen, deren wir eine beilpiellofe Menge 
unterzubringen haben, die verwundeten und kranken, wie die gefunden, in 
Deuttihland behandelt werden, darüber haben Krankenpfleger aus neutralen 
Staaten aus eigener Anfchauung öffentlich und mit Nennung ihrer Namen 
unaufgefordert Zeugniß abgelegt. Die deutfchen Gefangenen in Frankreich, 
obwohl fie nicht den zehnten ‘Theil jener Zahl erreichen, find an manchen 
Orten mit unmenjchlicher Härte und Bernadläffigung behandelt worden. 
Ein Transport von ungefähr .300 in den Lazarethen von Orleans „ge= 
fangenen" baierifchen Kranken, die meiften entweder von Typhus und 
Dofenterie befallen oder verwundet, wurden in Pau in den Zellen und 
Gängen des Gefängniſſes zufammengepfercht, mit einem Strohbündel als 
Lager, und erhielten ſechs Tage lang keine andere Nahrung, als Brot 
und Waſſer, bis deutiche und engliihe Damen ſich ihrer annahmen, mit 
eigenen Mitteln zutraten und die mwiderftrebenden Behörden zu einiger 
darforge bewogen. An anderen Orten, insbefondere bei der Armee des 
Generals Faidherbe, werden die Gefangenen, bei einer Kälte von 
16 ®rad, in unheizbaren Bodenräumen gehalten und nicht mit Deden, 
nicht einmal mit warmer oder ausreichender Nahrung verfehen, während 
in Deutihland alle zur Aufnahme von Sriegsgefangenen beftimmten Ge⸗ 
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laſſe beim Eintritt des Winters mit Defen verfehen worden find. Die 
Mannjchaften deuticher Kauffahrer werden nicht allein als Kriegdgefangene 
feftgehalten, fondern wurden zu Anfang wie Verbrecher behandelt, zwei 
und zwei mit Ketten zufammengejdloffen, von Ort zu Ort trandportirt 
und erhielten eine Nahrung, die nad Beichaffenheit und Menge zu der 
Ernährung eines Menſchen unzureihend war. Einem rechtswidrig zum 
Gefangenen gemachten Eiviliften wurde auf feine Beſchwerde über Zurüd- 
haltung des für ihn eingefandten Geldes jchriftlih der amtliche Beſcheid, 
e8 höre jede Miüdficht gegen die Gefangenen auf. — Gegen empörende 
Mißhandlungen der durch Städte transportirten Gefangenen durch die 
Bevölkerung werden lettere außerhalb Paris noch heute nicht beichligt. 
In Deutfchland dürfte kein Fall vorgekommen fein, daß die Bevölkerung 
auch nur mit einem fränfenden Worte die Achtung verlegt hätte, welche 
das Unglüd bei gebildeten Völkern findet. Ungeachtet der von Turcos 
begangenen Barbareien ift feiner derjelben in Deutfchland beleidigt oder 
gar mißhandelt worden. 

Die von den Turcos und Arabern an Verwundeten verübten Grans- 
famleiten und geſchlechtlichen Beftialitäten find ihnen felbft nach dem 
Grade ihre Givilifation weniger anzurechnen, als einer europäifchen Re 
gierung, welche diefe afrikaniſchen —* mit aller Kenntniß ihrer Ge⸗ 
wohnheiten auf einen europäiſchen Kriegsſchauplatz fuhrt. Das „Journal 
des Débats“ hat fi fo viel menſchliches Gefühl und Scham bewahrt, 
um Entrüftung darüber zu ‚äußern, daß Turcos ben VBerwundeten oder 
Gefangenen mit dem Daumen die Augen aus dem Kopfe drüden. Aber 
die „Indöpendance Algörienne“ und nad ihr andere franzöfiihe Blätter 
richten an die neuerding8 gebildeten afritanifhen Soldtruppen, die Gums, 
Fi fie ihnen einen Einfall in Deutfchland empfehlen, folgende An- 
pradıe: 

„Wir fennen Euch, wir ſchätzen Euren Muth, wir willen, daß Ihr 
energiſch, ungeltüm, unternehmend feid; gebt und ſchneidet Köpfe ab; je 
mehr, defto höher wird unfere Achtung vor Euch fteigen. — Fort mit dem 
Erbarmen! fort mit den Gefühlen der Menichlichleit! — Die Gums 
werden Ehre einlegen, wenn wir ihnen die Loſung geben: Tod, Plünde- 
rung, Brand!“ 

Mean mag ed auf Rechnung der Turcos fchreiben, daß nicht nur 
Leihen, fondern auch Verwundeten in dem Dorfe Coulours bei Billeneune 
le Roi die Köpfe und in dem Dorfe Auron bei Troyes und anderwärts 
Najen und Ohren abgefchnitten worden find. 

Bielleiht ift e8 ber langjährigen Beziehung zu Algier und den Nad)- 
fommen der Barbaresfen zuzufcreiben, daß franzöfifche Behörden ihren 
Mitbürgern Handlungen geftatten und fogar VBorfchriften geben, in denen 
alle Kriegsfitte Hriftlicher Bölfer und jedes militärifhe Ehrgefühl ver- 
läugnet it. Während bei den übrigen europäiſchen Völkern der Soldat 
eine Ehre darein fett, ſich als das, was er ift, als Feind, dem Feinde 
fenntlih zu machen, hat zum Beifpiel der Präfect des Departements Cote 
d’Or, Luce-Billiard, am 21. November v. 3. an die Unterpräfecten und 
Maired ein Circular erlaffen, in dem der Meuchelmord durch Nicht 
uniformirte empfohlen und als Heldenmuth gefeiert wird. 

„Das Baterland“, heißt e8 darin, „verlangt von Euch nicht, daß 
Ihr Euch in Maſſen verfammelt und (Euch dem Feinde offen entgegen- 
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ftellt; e8 erwartet von Euch, daß drei oder vier entichlofiene Männer 
jeden Morgen von ihren Sommunen ausgehen und fid) an einem durd) 
die Natur Feb bezeichneten Orte etabliren, von wo fie ohne Gefahr auf 
die Preußen fchießen können. Bor Allem müſſen fie auf feindliche Reiter 
ihiegen, deren Pferde fie an dem Hauptort des Arrondiffements abzus 
Iiefern haben. Ich werde ihnen eine Prämie ertheilen und ihre helden- 
müthige That in allen Departemental-Beitungen und im „Journal officiel“ 
befannt machen laſſen.“ 

Eine Berlengnung nit nur des militäriſchen Ehrenpunftes, fondern 
auch der gewöhnlichſten Nechtlichkeit ift an den gegenwärtigen Machthabern 
wahrzunehmen in Bezug auf den Ehrenwortsbruch franzöfifcher Offiziere, 
über den ich mich in meinem Cirkular vom 14. Dezember ausgeſprochen 
babe. Wie dort bemerkt, kommt es weniger darauf an, eine verhältniß- - 
mäßig geringe Anzahl von Individuen des franzöfifchen Dffizierftandes 
zu beurtheilen, welche ihr Ehrenwort brechen, nachdem fie fi) durch Ver⸗ 
pländung defjelben die Freiheit der Bewegung innerhalb einer deutſchen 
Stadt erfchlihen haben, fondern es kommt bauptjählid darauf an, daß 
Verfahren einer Negierung zu würdigen, melde einen Ehrenwortsbrud 
durch Aufnahme des Wortbrühigen in die Armee thatfächlich gutheißt, 
ihn durh Agenten und Prämien fördert. In den lebten Tagen haben 
wir den Beweis erhalten, daß der gegenwärtige Kriegsminiſter den Wort⸗ 
bruch ausdrüdlich gutheißt, dazu ermuntert und ihn durch Baarzahlung 
zu belohnen verheißt. Ein in die Hände unferer Truppen gefallener Er» 
laß des Krieggminifterd vom 13. November, desirant encourager les 
officiers & s’6chapper des mains de l'ennemie, verheißt jedem aus 
Deutſchland Entflohenen, abgejehen von der nach älteren Beitimmungen 
zuläjfigen Entſchädigung für erlittene Verluſte, eine Gratififation von 
750 Franten. 

Eine Regierung, welche darauf rechnete, unter regelmäßigen Zuftänden 
an der Spige de Landes zu bleiben, würde ſolche Maßregeln im In⸗ 
tereffe der Zukunft ihres Baterlandes verjhmähen. Die Dictatur aber, 
melde fi in Frankreich der Gewalt dur einen Handſtreich bemädhtigt 
bat, und welche weder von den europäiihden Mächten, no von dem 
franzöfiihen Volke anerkannt ift, rechnet mit der Zukunft des Landes 
nur nah Maßgabe ihrer eigenen Intereſſen und Leidenfchaften. Die 
Machthaber in Paris und Bordeaur unterdrüden das im Volle laut ge- 
mwordene Berlangen nad) der Möglichkeit einer Willenserklärung ebenfo 
gewaltfam, wie jede freie Meinungsäußerung in Wort und Schrift; durch 
eine Schredensherridhaft, wie fie fo millfürlih in feinem anderen euro» 
pãiſchen Lande möglich) wäre, zwingen fie das Bolt zur Hergabe feiner 
Geld⸗ und Streitmittel und zur Derlängerung des Krieges, weil fie vor⸗ 
ausſehen, daß deſſen Beendigung auch ihrer Uſurpation ein Ende machen 
würde. Eine ſolche Regierung bedarf, um zu beſtehen, der fortdauernden 
Erregimg der Leidenfchaften und der gegenfeitigen Berbitterung der beiden 
lümpfenden Nationen, weil fie der Yortdauer des Krieges bedarf, um fich 
die Herrfchaft Über ihre Mitbürger zu erhalten. Diefem Zmwede dient 
eine Art der SKriegführung, melde den fittlihen Begriffen des Jahr⸗ 
hunderts widerftrebt und für welche, abgeſehen von den eingeborenen 
ofritanifchen Elementen des franzdiifchen Heeres, mejentliche Beftandtheile 
deſſelben nur durch die Entwöhnung von europäijcher Kriegafitte in Über 
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feeifchen Kämpfen fo weit vorbereitet werden konnten, baß fie in ben 
militärifhen Traditionen Frankreichs keine allgemeine Berurtheilung mehr 

det. Wenn e8 in der Abficht der Machthaber in Frankreich läge, nicht 
en Haß der beiden fämpfenden Nationen zu fleigern, fondern ihnen die 
Serellung des Friedens zn ermöglichen, fo würden fie dem franzöfiiden 

olfe die Möglichkeit gewähren, auf dem unfehlbaren Wege freier Preſſe 
die Wahrheit zu erfahren und feine Meinungen zu äußern, und fie würden 
ſich beeilen, die auf ihnen Laftende Verantwortlichkeit mit den Vertretern 
der Nation zu theilen. Statt deffen fehen wir, daß die Prefie in Frank⸗ 
reich ala Monopol einer gemwaltthätigen Regierung nur zur Entftellung 
der Ereigniffe, zur Fälſchung der Situation und zur Ausbeutung der 
Borurtheile beugt wird, welche die franzöfifche Stantserziehung den 
Franzoſen bezüglich ihrer Ueberlegenheit und ihres Anſpruchs auf Herr 
ſchaft über andere Bölfer foftematifch anerzogen bat. 

Die Regierung der nationalen Bertheidigung regt die Volksleiden⸗ 
haften auf, ohne irgend welches Beftreben, —* irkungen in den 
Schranken der Öefittung und des Völlkerrechts zu balten; fie will den 
Brieden nicht, denn fie beraubt fi durch ihre Spradhe und ihre Haltung 
der Möglichkeit, ihn, felbft wenn fie wollte, der von ihr erzeugten Stim⸗ 
mung der Maſſen gegenüber, zur Annahme zu bringen. Sie hat Kräfte 
entfeffelt, welche fie nicht zu beherrſchen und nicht innerhalb der Schranfen 
des Völkerrecht? und der europäiſchen Kriegäfitte zu halten vermag. Wenn 
wir diefer Erjcheinung gegenüber zur Handhabung des Kriegsrechtes in 
einer Strenge genöthigt Em, welde wir bedanern, und welche weder in 
dem deutfchen Volkscharalter, noch, nad) Ausweis der Kriege von 1864 
und 1866, in unjerer Tradition liegt, fo fällt die Verantwortung dafür 
auf die Perjonen, welde ohne Beruf und ohne Beredtigung die Fort- 
fegung des Napoleonijchen Krieges gegen Deutfchland unter Losſagung 
von den Traditionen europäifcher SKriegführung übernommen und der 
franzöfifchen Nation aufgezwungen haben. 


Ew..... erjuche ich ergebenft, dem Herrn Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten eine Abſchrift dieſes Erlafles und feiner Anlagen zu über: 


Die Anlage A. bringt eine Ueberfiht der Fälle, in denen von frau 
geligen Zruppen auf deutſche Barlamentäre gefchoffen worden ift; es find 
3 an der Zahl 
In Anlage B. wird eine Ueberſicht der biß jeßt ermittelten Berlegumgen 
der Genfer Convention ſeitens der Franzofen gegeben. In allen aufs 
geführten 31 Fällen waren die betreffenden Peronen. Fahrzeuge und 
Localitäten mit den vorfchriftsmäßigen Abzeichen verfehen; Fälle, in denen 
die Möglichkeit eines Irrthums oder Zufalld durch die Stellung und 
Entfernung der Ungreifenden oder die Tageszeit gegeben ift, find nicht 
aufgenommen. 
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Seite Kampagne der. Republik. 


1870. 28. Dezember. Zweite Schlacht bei Amiens. 
1871. 2. u. 3. Januar. Schlacht bei Bapaume. 
5. Januar. Beginn des Bombardements in Paris. 


Bas Bombardement und das Bölkerredt, 


13. Sanuar. Beſchwerde und Bitte der in Paris affreditirten 
Gejandten der Schweiz, von Schweden, Dänemark, Belgien, 
Niederlande, der Nordamerikaniſchen Staaten u. |. w. an 
den Kanzler des Norddentihen Bundes. 


„Herr Graf. Seit mehreren Zagen find zahlreiche Geichoffe von den ver- 
fdiedenen Punkten der Belagerungstruppen ausgehend, in das Innere die Stabt 
Paris gebrungen. Frauen, Kinder, Kranke find davon betroffen worden. Unter 
den Opfern gehören einige ben neutralen Staaten an. Das Leben und @igen- 
ttum der in Paris wohnhaften Perfonen jeder Nationalität find fortwährend in 

r 


Gefahr. 

Dieſe Thatſachen ſind eingetreten, ohne daß die Unterzeichneten, deren 
Mehrzahl gegenwärtig leine andere Aufgabe in Paris babe, als über bie Sicher⸗ 
beit und bie Interefien ihrer Angehörigen zu wachen, durch eine vorhergehende 
Mittheilung in den Stand gefettt worden wären, fie gegen die Gefahren zu ſchützen, 
von denen fie bedroht find und denen fich zu entzieven, fie durch Gründe zwin- 
gender Gewalt und beſonders durch bie ihrer Abreife Seitens der Kriegführenben 
entgegengelegten Schwierigleiten verhindert worden find. 

Angefihts von Ereigniffen fo ſchwerer Bebeutung haben bie Mitglieber bes 
dipfomatifchen und bes confulariihen Corps es für nöthig erachtet, im Gefühl 
ihrer Berantwortlichleit gegen ihre Regierungen und durchdrungen von ben 
Pflihten gegen ihre Nationalangehärigen, ſich über gemeinfame Schritte zu beratben. 
Diefe Beſprechungen haben bie Unterzeichneten zu dem einmüthigen Beichluffe ge- 
führt, zu bitten, daß den Prinzipien und anerkannten Bräuchen des Völkerrechts 
entiprehend, Maßregeln ergriffen werben, um ihren Angehörigen zu geftatten, fich 
und ihr Eigentbum zu ſchützen. Indem wir mit Vertrauen die Hoffnung aus⸗ 
ſprechen, daß Em. Ereellenz im Sinne biefer Bitte bei den militärifchen Behörben 
eintreten wolle, benugen wir bie Gelegenheit zur Berficherung ꝛc. ꝛ⁊c.“ 


17. Januar. Erwiderung ded Grafen von Bismard an 
den Schweizer Gefandten in Paris. 
„Dein Herr Minifter! . 

Ich babe die Ehre gehabt, das von Ihnen und dem amerikanifchen 
Herrn Gelandten, ſowie von mehreren früher in Paris accreditirten Dis 
plomaten unterzeichnete Schreiben vom 13. d. M. zu empfangen, in welchem 
mit Berufung auf das Völkerrecht das Verlangen an mich gerichtet wird, 
bei den Militärbehörden dahin zu wirken, daß Mafregeln getroffen würden, 
die es den Landsleuten der Herren Unterzeichner geftatteten, fih und ihr 
Eigenthum während der begonnenen Belagerung von Paris in Sicherheit 
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zu bringen. Ich bedaure, mich nicht überzeugen zu künnen, daß die Re 
clamation, weldye an mich zu richten die grg Unterzeichner mir die 
Ehre erwieſen haben, in dem Völkerrechte ihre Begründung findet. Die 
ungewöhnliche, in der neueren Geſchichte einzig daftehende Wopregel die 
Hauptftadt eines großen Landes in eine Feſtung und ihre Umgebung mit 
fat 3 Millionen Einwohnern in ein verjchanztes Lager zu verwandeln, 
bat allerdings für die legteren ungewöhnliche und fehr bedauernswerthe 
Zuftände zur Folge gehabt. Diefelben find von denen zu verantworten, 
weiche diefe Hauptitadt und ihre Umgebung zur Feftung und zum Schlacht⸗ 
felde gewählt haben, in jeder Zeitung aber von denen zu tragen, welde 
in einer foldhen freiwillig ihren Wohnfig nehmen und im Kriege beibe- 
halten. Paris ift bie wichtigſte Feſtung des Landes und Frankreich hat in 
derjelben feine Dauptheere gejammelt; dieſe greifen aus ihrer feften Stellung 
inmitten der Bevölkerung von Paris durch Ausfälle und Gefchütfener 
die deutichen Heere an. Angeſichts diejer Thatjachen kann den deutichen 
Heerführern nicht zugemuthet werden, auf den Angriff der Yeltung Paris 
zu verzichten oder denjelben in einer Weife zu führen, welcher mit dem 
Zwede jeder Belagerung unverträglic) wäre. 

Bas geichehen konnte, um den unbewaffneten neutralen Theil der 

pariler Bevölkerung vor den Nachtheilen und Gefahren der Belagerung zu 
ewahren, das tft von deutjcher Seite gejchehen. Durch ein Eircular des 
Gtaatsjecretaird Hrn. v. Thile vom 26. September v. J. wurden die in 
Berlin beglaubigten Gejandten und durch mein Schreiben vom 10. Oktober 
wurden Se. Eminenz der päpftliche Nuntius und die übrigen damals noch 
in Paris vermweilenden Mitglieder des diplomatischen Corps daran erinnert, 
daß die Einwohner von Paris fortan dem Gange der militärifchen Ereig- 
niffe unterworfen jeien. In einen: zweiten Circular vom 4. Öftober wurde 
auf die Folgen hingewieſen, welche für die Eivilbevölferung aus einem aufs 
Aeußerfte fortgejegten Widerftande erwachſen müßten; und den Inhalt diejes 
Circulars habe ich unter dem 29. dejlelben Monats dem Herrn Gefandten 
der Vereinigten Staaten in Paris mit dem Erſuchen witgetheilt, den 
übrigen Mitgliedern des diplomatiihen Corps davon Kenntniß zu geben. 
Es hat an vorgängiger Warnung, an Aufforderung, die belagerte Stadt 
a verlaffen, den Neutralen nicht gefehlt, obwohl der Erlaß folder 
Warnungen und die Geftattung der Entfernung wohl von humanem Ge—⸗ 
fühl und von Rüdfiht auf die Angehörigen neutraler und bejreundeter 
Staaten, aber keineswegs durch einen Sat des Völkerrechts dictirt find. 
Noch weniger ift dur Gefeg oder Gewohnheit die Verpflichtung be- 
gründet, den Belagerten von den einzelnen militärifhen Operationen, zu 
denen die Belagerung fortichreitet, vorher Anzeige zu machen, wie ich ſchon 
mit wein auf dad Bombardement in meinem an Herrn 3. Zapre ge 
richteten Schreiben vom 26. September v. %. zu conftatiren die Ehre 
ehabt habe. Daß bei fortgefegtem Widerftande eine Beichiegung der 

tadt erfolgen werde, darauf mußte man gefaßt fein. Obwohl er fein 
Beijpiel einer befeftigten Stadt mit fo großen Heeren und Sriegsmitteln 
wie Paris, vor Augen hatte, bezeugt Battel: 

„Dötruire une ville par les bombes et les boulets rouges est d’une 
extr6mitö & laquelle on ne se porte pas sans de grandes raisons. 
Mais elle est autoris6ee cependant par les lois de la guerre, lorsqu'on 
n'est pas en état de r&duire autrement une place importante de la- 
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quelle peut döpendre le succ#s de la guerre on qui sert & nous porter 
des coups dangereux.“ 

Gegen die Beichiegung von Paris ift ein rechtöbegründeter Einwand 
um fo weniger zu erheben, als es nicht unfere Abficht ift, die Stadt, 
wie Battel es zuläffig hält, zu zerftören, jondern nur die feite centrale 
Stellung unhaltbar zu machen, in welcher die franzöfiichen Armeen ihre 
Angriffe auf die deutfchen Truppen vorbereiten und nad deren Aus⸗ 
führung Dedung finden. 

Ih erlaube mir endlih, Ew. 2c. und die übrigen Herren Unterzeichner 
de8 geehrten Schreibend vom 13. d. M. daran zu erinnern, daß nach den 
oben erwähnten dieffeitigen Ankündigungen und Warnungen monatelang 
alle Neutrale, die es wünſchten, ohne weitere Bedingung als die Felt 
ftellung ihrer Identität und Nationalität durch unfere Linien gelaffen 
wurden, und daß bis zum heutigen Tage nicht allein den Mitgliedern 
deö diplomatischen Corps, fondern auch anderen Neutralen, wenn fie von 
ihren Regierungen rejp. Geſandten veclamirt wurden, Paſſirſcheine bei 
unjeren Borpoften zur Verfügung geftellt worden find. Biele der Herren 
Unterzeichner de8 Schreibens vom 13. find feit Monaten von und bes 
nachrichtigt, daß fie unfere Linien pafliren können, und fie find feit lange 
im Befige der Erlaubniß ihrer Regierungen, Parid zu verlaſſen. In 
analoger Lage befinden fih Hunderte von Angehörigen neutraler Staaten, 
deren Herauslaffung durch ihre Geſandten bei uns beantragt wurde. 
Weshalb diefelben von der Ermächtigung, die fie ſeit jo langer Zeit befitzen, 
feinen Gebrauch machten, darüber fehlen amtliche Nachrichten. Aus glaubs 
würdigen Brivat- Mittheilungen darf ich aber ſchließen, daß die franzöftichen 
Behörden feit längerer Zeit den Angehörigen neutraler Staaten, auch den 
Diplomaten derjelben, nicht geftatten, Paris zu verlaſſen. Wenn dies 
der Fall it, fo würde es ſich empfehlen, daß die zum Verbleiben in 
Paris Gezwungenen ihre Protefte bei den dortigen Machthabern anbringen. 
In jedem Falle bin ich nach dem‘ Vorftehenden berechtigt, die Annahme 
in dem Schreiben vom 3. d. M., daß die Neutralen ont été empéchés 
de se soustraire au danger par les difficult6s oppos6es & leur depart par 
les beiligerants, rüdfichtlid der deutjchen Heerführung zurüdzumeijen. 
Die den Mitgliedern des Ddiplomatifchen Corps ertheilte Ermächtigung 
werden wir ald eine Sade internationaler Courtoiſie aufrecht erhalten, 
jo ſchwierig und jtörend auch die Ausführung in dem gegenwärtigen 
Stadium der Belagerung werden muß. Ihre zahlreichen Landsleute den 
von der Belagerung einer Feſtung ungertrennlichen Gefahren zu entziehen, 
babe ich gegenwärtig zu meinem Bedauern fein anderes Mittel mehr, 
als die Uebergabe von Paris. Wir befinden uns in der traurigen Noth» 
wendigfeit, die militärifche Action nicht unferem Mitgefühl für die Leiden 
der Eivilbevöllerung von Paris unterordnnen zu können: unjer Verfahren 
if uns ftreng vorgezeichnet durch das Gebot des Krieges und die Pflicht, 
die deutfchen Heere gegen neue Angriffe der Parijer Armee zu fichern. 

Daß die deutjche Artillerie nicht abjichtlich auf Gebäude ſchießt, welche 
zum Aufenthalt von Frauen, Kindern und Kranken beftimmt find, braucht 
faum verficyert zu werden, bei der Gemijjenhaftigkeit, mit welcher unferer- 
ud die Genfer Convention auch unter den hmierigften Berhältniffen 
beobachtet worden ift. Wegen der Bauart der Feſtung und der Entfer- 
nung, auß der die Batterien jet noch feuern, ift eine zufällige Beſchädi⸗ 
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ung folder Gebäude fchwer zu verhüten, geid wie die Bermundung und 

ödtung nicht militärifcher Perfonen, die bei jeder Belagerun zu — 2* 
find. Daß die peinlichen und von uns lebhaft beklagten Vorfälle in eine 
Stadt wie Parıs in größerem Maßſtabe als in anderen Feftungen mit 
einer Belagerung verbunden fein müflen, hätte von der Befeftigung oder 
von bartnädiger Bertheidigung derfelben abhalten follen. Aber teiner Ro 
tion kann gefattet werden, ihre Nachbarn mit Krieg zu überziehen und 
im Laufe defjelben ihre Hauptfeftung durch Bezugnahme auf die dort woh⸗ 
nenden unbewaffneten und neutralen Einwohner und auf die vorhandenen 
Hofpitäler fchügen zu wollen, in deren Mitte die bewaffneten Heere nad 
jedem Angriffe ihre Dedung fuchen und ſich zu neuen Angriffen rüſten 

unen. 

Ih erfuche Em. ıc. ergebenft, diefe Antwort geneigteft zur Kenit- 
niß der Herren Mitunterzeichner des Schreibens vom 13. d. DM. bringen 
und die erneuerte Berfiherung meiner vorzüglichen Hochachtung genc- 
migen zu wollen. von Bismard." 


10.— 12. Sanuar. Schlacht bei Le Mans. 

16.— 13. Sanuar. Werderd Kämpfe bei Montbeliard. 

19. Sanuar. Schlacht bei St. Quentin. 

19. Sanuar. Lepter Ausfall aus Pariß. 

26.— 27. Sanıar. Ende ded Bombardements. 

„Bor Paris fchweigt gemäß Verabrebung feit 12 Uhr 

in der Naht vom 26. zum 27. vorläufig beiderſeits das 
Geſchützfeuer.“ 








11. Die Kapitulation von Paris und der 
Vnffenſtillſtand. 


1871. Letzte Vermittelungsverſuche. 


Aus dem engliſchen Blaubuche. 


Frankreich beſtürmte England immer und immer wieder um Vermittelungs⸗ 
ſchritte im deutſchen Hauptquartier. Granville ſchlug das Geſuch ab. I 
Dezember macht Graf Chaudordy einen dreifachen Vorſchlag, welchen Odo 
Aufjell dem Grafen Bismard unterbreiten follte. — Charakter und Erfolg 
dieſes Borfchlages ift aus folgender Depeihe Granvilles an Lyons erfichtlidh: 

„Auswärtiges Amt, 19. Dezember 1870. Mylord, Graf Bismard, 
welchem ber Inhalt bes Zelegtamms Ew. Excellenz vom 16. d. mitgetheilt 
worden ift, Bat ermwibert, es fei unmöglich, auf eine ber darin enthaltenen brei 
Korberungen ter franzöfifhen Regierung einzugehen — nämlich entiweber ein 
Beffenftillftiand mit ber Bedingung der Berproviantirung, um eine Nationalver- 
ſammlung zu erwählen, ober Friedensſchluß ohne Gebietsabtretung,, oder ſchließlich 
Einberufung eines europäifchen Congreffes, welcher bie zwifchen Frankreich und 
Preußen ſchwebenden Kragen erörtern würde, und Se. Ercellenz fügte überdies 
hinzu, daß irgend eine deutfche Regierung, welche in folhe Borfchläge willigen 
wäre, ohne durch Waffengewalt zum Nachgeben genötbigt zu fein, fi in Der 
Lage ſehen wiälıbe, zur Abdankung gezwungen zu fein. Granville.“ 


Eine Depeſche Granvilles an Mr. Odo Ruſſell vom 9. Januar 1871 
beipricht eine Unterredung zwifhen Granville und Bernflorff. Granpille 
warnt Deutfchland vor ten Folgen, welche bie Ablehnung freundſchaftlicher Ver⸗ 
mittelung haben Fönnten und fagt: 

"Benn Deutichland nicht im Stande wäre, den Krieg fofort (b. h. mit der 
Kapitulation von Paris) zu beendigen und feine eigenen riedensbebingungen zu 
erlangen, dann würde es bie Hartnädigleit bedauern, mit welcher e8 feine Ab- 
neigung gezeigt habe, bie freundfchaftlichen Bermittelungen ber neutralen Mächte 
anzuwenden ober auch nur zu geftatten. Ich verftehe es vollfländig, daß Deutich- 
land, fiegreih in einem großen Kriege, deſſen Drud und befien Opfer e8 allein 
u tragen gehabt, ben Entichluß zeigt, fih von denjenigen, welche ferne ſtanden, 
fine Vorſchriften machen zu laffen (to be dictated)..... Wenn aber ber 
Krieg fortdauerte, wenn Frankreich gänzlich desorganifirt würde — ein Fluch für 
fich ſelber und für Europa — unfähig Deutichland für die Koften des Krieges 
ſchadlos zu halten, und wenn dann Deutfhland Nichts anderes übrig bliebe, als 
fh großer Länberftreden gegen den Willen der Bevöllerung zu bemächtigen und 
fie zu occupiren, dann würde ihm die Schuld zufallen, daß es — nicht die Inter- 
vention — ſondern bie freundfchaftlihe Vermittelung einiger neutralen Mächte 
von fi gewiejen babe, eine Bermittelung folder Natur, wie fie fo oft in inter- 
nationalen Zwiftigkeiten zu befriedigenden Refultaten führte.” 


Für Biömard. II. 14 
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20. Sanuar. Lorb Granville an Odo Auffell in Berfailles. 

„Graf Bernftorff hat mir bas Runbichreiben bes Grafen Bismard vom 
9. d. M. Über bie franzöfiiche Kriegführung mitgetheilt. — — Diefer erneute 
Anruf der öffentfihen Meinung Europas veranlaft die Regierung Ihrer Majeftät, 
ber Katferlich deutſchen Regierung nochmals im Geiſte aller Freundichaftlichkeit 
einige Bemerkungen in der Abficht zu unterbreiten, das Aufbören eines Konflilis 
herbeizuführen, deſſen Fortdauer ein Gegenftand tiefen Bedauerns für bie 
Regierung felbft jein muß. Es ift gefagt worden, es fei Sache bes Kxterfiegenben, 
zuerft Friedensvorſchläge zu machen, und bie Reutralew follten fich mit ihren 
Rathſchlägen bahin wenden. Aber bas Wiberfitebew von Seiten Frankreichs, um 
Frieden zu bitten, wirb offenbar durch bie Größe feiner Niederlagen nur ver 
für. — Die englifche Regierung bat fi) enthalten, bie Hoffnungen Frankreicht 
zu ermuntern; fie bat fi fogar große Zuriidhaltung in dem Ausbrud ber 

ten für ein Land auferlegt, mit bem es fo lange Zeit eng verfnüpft 
war, und das fo tief niebergebrädt ift, wie Franfreih in biefem Augenbiid. 
Aber fie vermag nicht ihren Rath einem Volle aufzubrängen, weldes für vie 
Bertheivigung feines Gebiets kämpft und felbft Richter darüber fein muß, was 
feine Ehre und fein Intereffe erfordern. 

Sole Rüdfichten können uns dagegen nicht von einer offenen Mittbeilung 
an Deutichland abhalten, welches auf der Höhe feiner Macht und in feinen vollen 
Siegeszuge nicht fürchten Tann, daß ein Wunfch, biefem gie Kampfe ein 
Ende zu machen, falſche Deutungen finde. Bis zu biefer Stunde ift feine 
beffimmte Anbeutung über die Forderungen Deutfhlanbe gegeben 
worden. Die Regierung Ihrer Majeftät will durchaus feine Vorſchläge in 
Bezug auf die Bedingungen maden, unter welchen Deutichland zum Frieben 
bereit fein follte, aber fie glaubte, daß eine Erklärung über die Abfichten der 
Kaiferlihen Regierung und ihre Bereitwilligleit zu Unterbanblungen das Enbe 
der Drangfale ber Belagerung von Paris, der Schreden bes Krieges und bie Ber- 
Iufte auch für die fiegreiden Armeen in Frankreich befchleunigen Fönnte.” 


Correspoudenz fiber die Theilnahme Jules Favre's au 
der Londoner Poutus⸗Couferenz. 


12. Ianuar. Circular- Depefhe Iules Favre's. 
„Mein Herr! Die Regierung bat es bis jeßt für ihre Pflicht gehalten, 
roße Zurückhaltung betreffs ver Veränderung der Verträge von 1856 zu beobachten. 

Das eine ſolche Veränderung, wenn fie nothwendig if, ausfchließlich den Mächten, 
Untergeichnern dieſer Verträge, zuftebt, ift eine fo augenſcheinliche Wahrheit, daß 
e® unnüg ift, bei derfelben zu verweilen. Sie konnte nicht in Zweifel gezogen 
werben. Sobald eine der Mächte Mobifilationen der Conventionen verlangte, 
welche alle Unterzeichner gleichmäßig verpflichteten, wurbe deshalb die Idee Betrefft 
einer Conferenz, in welcher bie Frage biscutirt werbe, ohne Schwierigkeit ange- 
nommen. Der Platz Frankreichs ift in derſelben bezgeidhnet. Aber 
fonnte e® daran denken, ihn einzunehmen, wenn ed von ber Ber- 
tbeibigung feines Territoriums gänzlih in Anfprud genommen 
war? Das ift die Frage, welche bie Regierung unter den Umſtänden, an bie id 
ſummariſch erinnern will, zu prüfen batte. 

Es war eine Depeſche, batirt aus Tours vom 11. November, eingetroffen in 
Paris am 17., durch welche ber Minifter ber äußeren Angelegenheiten durch Herrn 
von Chaudordy von dem Kircular des Fürften Gortſchakoff Kenntniß er- 
bielt. Diefe Nachricht war ihm durch folgendes Telegramm unferes Minifters in 
Wien zugegangen: „Der ruſſiſche Minifter hat geftern eine Mittheilung gemadıt, 
aus welcher hervorgeht, daß jeine Regierung fi) durch die Stipulationen der Ber- 
träge von 1856 für nicht mehr gebunden erachtet.” Am nämlichen Tage, 17. Ro- 
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venbex, antwortete ber DMinifter bes Aeußeren Herrn Chaudordy und empfahl 
dieſen die ſtrengſte Zurüdhaltung. Wir hatten noch feine officielle Mittbeilung 
und wir mußten uns auf bie Rolle bes Beobachter beſchränken, ohne jeboch zu 
verfäumen, bei jeber Gelegenheit unfer förmliches Recht aufrecht zu erhalten, zu 
einem Beſchluß hinzugezogen zu werben, ber ohne unjere Betheiligung abfolut 
ohne allen Werth fein wlrbe. 

Europa konnte dieſes nicht anders auffaffen unb in ben Unterrebungen und 
Noten zwiſchen ben verſchiedenen Mächten und uns galt es immer für felöftver- 
ſtändlich, daß Frankreich notbwenbigerweife an ber Beratbung Theil nehmen unb 
za berjelben berufen werben müffe. 

Unfere Bemübung war, aus den wohlwollenden Dispofitionen, die man 
uns bewies, Ruben zu ziehen unb bie Repräſentanten ber Mächte dahin zu führen, 
anzuertennen, bag, ohne in Etwas das Intereffe erften Ranges aufzugeben ober 
u verringern, welches für uns mit der Diskuſſion der Verträge von 1856 entfteht, 
wir bei unferem Eintritt in die Eonferenz bie Pflicht hätten, in berfelben eine 


Debatte von einer ganz anderen Bebeutung anzuregen, betreffs derer man uns, 
fein „fin de non recevoir“ entgegenftellen lönne. Indeß muß man fagen, daß bie - 


Delegation von Tours, indem fie dieſe Anficht vollftänbig theilte, immer glaubte, daß 
wir die Einladung Europa’s, wenn fie an uns gerichtet würbe, annehmen müßten. 
Diefe Meinung zufammenfaflend, fehrieb Herr v. Chaudordy in feiner Depeiche 
vom 10. Dezember: „Die Delegation ift, nachdem fie mit mir alle Depeichen geprüft 
hat, ber Anficht, daß wir in bie Konferenz geben müſſen, jelbft wenn wir vorher 
weder ein Verſprechen, noch einen Waffenftilftand erlangt haben.” Die Meinung 
der Mitglieder der Delegation hat ſich Übrigens nie geändert. Herr Gambetta 
drüdt fie noch auf fo kräftige Weife in feiner leßten Depeiche vom 31. Dezember 
aus, ih an den Minifter des Aeußern richtend, fagt er: „Sie müffen auf bem 
Buntte ſtehen Paris zu verlaffen, um fich zur Londoner Konferenz zu begeben, 
wenu, wie man behauptet, e8 England gelungen ift, einen Geleitichein zu erhalten. 
Ih ſtelle mir die Qualen vor, welche Sie empfinden müſſen, Paris zu verlafien. 
Ih höre bier den Ausdruck Ihrer Schmerzen und Ihrer ernften Weigerungen, und 
doch muß ich im Intereffe unferer Sache Ihnen jagen, daß es gelöehen muß.“ 

Ehe Herr Gambetta bieje Zeilen geichrieben, hatte ber Minifter des Aeußern 
bie in Tours begonnenen und feitbem in Borbeaur fortgefegten Unterhandblungen 
verfolgend, jo viel e8 bie Unvollſtändigkeit und bie Verzögerungen der Communi⸗ 
cationen geftatteten, bem Herrn v. Chaudordy bekannt gemadt, daß bie Regie- 
rung beſchloſſen habe, daß Yraufreich, wenn man es auf regelmäßige Weife berufe, 
fih in ber Londoner Conferenz, jedoch unter ber Bedingung, vertreten laffen 
werbe, daß England, welches die mündliche Einladung gemacht, ſich damit be» 
faſſen werde jeinem Repräfentanten, wenn er in Paris gewählt würde, ben noth» 
wendigen Geleitſchein zu verjchaffen. 

Diefe Anordnung wurde von dem engliihen Eabinet angenommen. Herr 
d. Chandordy jeßte den Minifter des Aeußern durch eine Depeiche, Borbeaur, 
den 26. Dezember 1870, die ben 8. Januar eintraf, davon in Kenntnif. Er 
unterrichtete ihn zugleih, daß die Delegation der Regierung ihn dazu beftimmt 
babe, Frankreich in der Eonferenz zu vertreten. Diefe Mittheilung wurbe durch 
folgendes Schreiben beftätigt, welches Lord Granville am 29. Dezember fchrieb, 
und welches durch bie Vermittelung bes Minifters der Vereinigten Staaten am 
10.d. M. übergeben wurbe.” 


London, 29. Dezember. 

Lord Granville an Se. Ercellenz ben Dlinifter des Aeußern in Paris. 

„Herr Minifter! Herr Chauborby hat Lorb Lyons benachrichtigt, daß Ew. 
Ercellenz in Borichlag gebracht worben tft, um frankreich in ber Conferenz zu 
repräfentiren, und er bat zugleich von mir verlangt, einen Geleitichein zu be- 
ſorgen, welder Ew. Excellenz geftatten werbe, die preußifchen Linien zu durch⸗ 
ſchreiten. Ich bat fofort ben Grafen v. Bernftorff, biefen Geleitichein zu ver- 
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langen und Ihnen denſelben durch einen als Parlamentair abzuſendenden dentſchen 
Offnier zuftellen zu lafſen. Seren v. Bernftorff ließ mich geftern wiflen, daß ein 
Geleitſchein zur Verfügung Em. Ercelfenz geftellt werde, ſobald er burch einen von 
Paris nach dem beutfchen Hauptquartier abgehenben Offizier verlangt werden 
würde, Er fügte hinzu, daß er von feinen beutichen Offizier gebradyt werben 
fönne, fo lange bem Offtzier, Träger der Barlamentärfahne, auf welchen bie 
Geamolen geichoffen, keine Genugthuung gegeben worben fei. Ich bin von Her 

iffot in Kenntniß gefettt worden, bob viel Zeit vergeben werbe, ehe biefe Mit⸗ 
theilung Ihnen von der Delegation in Bordeaur überſandt werben könne, ich 
babe deshalb dem Grafen Bernftorff ein anderes Mittel angeratben, fie Ihnen 
zulommen zu laffen und bie Gelegenheit zu benußen, welde mir vom Geſchäfts⸗ 
träger ber Vereinigten Staaten angeboten wurde, um Sie von bem Borgefallenen 
in Kenntmiß zu feren. Ich hoffe, baf Eure Erellenz mir geftatten wirb, biefe 
Gelegenheit zu ergreifen, um Denjelben meine Befriedigung, zu Ihnen in perfönliche 
Beziehung zu treten, und das Vergnügen auszubräden, welches id empfinben 
werde, Diejelben in London zu fehen. 


Ich babe bie Ehre x. Lorb Granville.“ 


„Durch diefe Depeiche Direct aufgefordert, konnte die Regierung, ohne dem 
Rechte Frankreichs zu entfagen, die Einlabung nicht zurückweiſen, bie fle in feinem 
Namen erhielt. Ohne Zweifel Tann man erwibern, daß bie Stunde zu einer 
Diskuffion Über bie Neutralifation des Schwarzen Meeres für Frankreich nicht 
glücklich — iſt. Aber gerade dadurch, daß in dieſem höchſten Augenblicke, 
wo es allein für feine Ehre und Eriftenz kämpft, ber officielle Schritt der euro⸗ 
päilhen Mächte bei ber franzdfiichen Republik gemacht wirb, erhält er einen aut- 
nahmsweiſen Ernſt. Er ift ein verfpäteter Anfang ber Gerechtigkeit, eine Ber- 
pflihtung von ber man fich nicht mehr losſagen kann. Er heiligt mit ber Autorität 
bes Völterrechte ben Regierungswechfel und läßt auf ber Scene, auf welcher es 
fih um bie Gefchide der Welt handelt, die ungeachtet ihrer Wunden freie Ration 
eriheinen Angefichts des Oberhauptes, das fie zu ihrem Ruin geführt, ober ber 
Prätendenten, welche über fie verfügen wollen. Wer fühlt übrigens nicht, 
daß Frankreich, zu den Repräjentanten Europa’s zugelaffen, das 
unbeftreitbare Recht erhält, vor ihnen feine Stimme au erheben? 
Wer wird es aufbalten können, wenn e8, fih aufbie ewigen Regeln 
ber Gerechtigkeit Hübend, die Principien vertheidigen wird, melde 
. feine Unabhängigkeit und feine Würde fiherftellen? Es wirb eines 
berfelben aufgeben. Unfer Programm hat fich nicht geändert, und Europa, welches 
denjenigen einlabet, ber es aufgeftellt, weiß ſehr wohl, baß er ben Willen und 
pie Pflicht bat, es aufrecht zu erhalten. Man bürfte baber nicht zaubern, unb 
bie Regierung hätte einen ſchweren Fehler begangen, wenn fie bie ihr gemachte 
Eröffnung zurückgewieſen hätte. 

Indem fie dies aber anerfannte, dachte fie, wie ich, daß ber Minifter bes 
Auswärtigen, wenn es fi nicht um höhere Interefien handle, Paris inmitten 
des Bombarbements nicht verlaffen könne, welches der Feind auf bie Stabt 
richtet. Es find acht Tage, daß der Obercommandant ter preußifhen Armee 
plöglih, ohne die Waffenlofen und Neutralen zu benachrichtigen, unfere Gebäude 
mit feinen Wurfgefchoffen bevedt. Es ſcheint, daß er unfere Hofpigen, unfere 
Schulen, unfere Tempel und Ambulanzen mit Vorliebe gewählt hat. Die Frauen 
werben in ihren Betten getöbtet, die Kinder in den Armen ihrer 
Mütter wie unter ben Augen ihrer Lehrer; geflern begleiteten wir zu 
ihrer letzten Ruheftätte fünf Heine Särge junger Zöglinge, niedergefchmettert unter 
dem Gewichte einer Bombe von 180 Pfund. Die Kirche, wo ihre fterblichen 
Ueberbleibfel von bem Priefter gejegnet und von den Thränen ihrer Eitern be 
nett wurden, legte durch ibre Mauern, die in der Nacht durchlöchert worden 
waren, Zeugniß von ber Wuth ber Angreifer ab. Ich weiß nicht, wie lange 
dieſe unmenſchlichen Hinſchlachtungen dauern werben. Für ben Angriff nutlos, 
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find fie nur ein Act ber Verwüſtung und bes Mordes, dazu beſtimmt, Schrecken 
zu verbreiten. Unfere brave Barijer Bevölkerung fühlt mit der Gefahr ihren 
Mauth fleigen. Fett, gereigt, entfchloffen, ift fie entrüflet und beugt fi nicht. Sie 
will mehr denn je lämpfen und fiegen, unb wir wollen es mit ihr. Ich kann 
ziht daran denken, mich in biefer Krifis von ihr zu trennen. Vielleicht ſetzen 
unfere an Europa gerichteten Proteftationen wie bie ber in Paris anweſenden Mit⸗ 
glieder des diplomatiſchen Corps berfelben bald ein Ziel. England wird begreilen, 
daß bis dahin mein Pla in ber Mitte meiner Mitbürger if. Dies erklärte ich 
dem Minifter der äußeren Angelegenheiten Großbrittanuniens in der Antwort, bie 
folgt, und welche vieles Erpoje natürlich flieht. 

„Herr Srafl Ich erhalte erft heute, 10. Sanuar, um 9 Uhr Abende, durch 
Bermittelung bes Minifters der Bereinigten Staaten ben Brief, welden Eure 
Ereellenz; mir am 29. Dezember zu fchreiben bie Ehre erwiefen und worin Die- 
jelben mir ankündigen, daß Sie den Herrn Grafen von Beruftorff gebeten haben, 
ben @eleitfchein zu meiner Verfügung zu ftellen, deſſen ich bedarf, um die preußifchen 
Linien zu durdhichreiten und als Repräſentant Frankreichs der Eonferenz anzu» 
wohnen, welde in London eröffnet werden fol. Ich danke Eurer Excellenz für 
diefe Mittheilung und die Güte, mit welcher mir biefelben bie Erfüllung der mir 
auferlegten Pflicht erleichtert haben. Es wirb mir jedoch ſchwierig, mich fofort 
aus Baris zu entfernen, das feit acht Tagen den Schredniffen eines Bombardements 
Preis gegeben ift, welches ohne die im Völlerrechte übliche Ankündigung auf eine 
wafienlofe Bevõollerung gerichtet iſt. Ich ſchreibe mir nicht bas Recht zu, meine 
Mitbürger im Augenblide zu verlaffen, wo fie das Opfer diefer Gewaltthat find. 
Uebrigens find die Verbindungen zwiſchen Paris und London dur die Schulb 
des Commandanten ber Belagerungs- Armee fo langfam und ungewiß, baf id) 
ungeachtet meines guten Willens anf ihren Aufruf dem Wortlaute Ihrer Des 
peihe gemäß nicht entiprecdhen kann. Sie haben mich wiffen laffen, daß die Eon- 
ferenz am 3. Februar zujammentreten und fi dann wahrſcheinlich um eine Woche 
vertagen wird. Benachrichtigt am 10. Januar, Abends, würte ich nicht zur rechten ° 
Zeit von Ihrer Einladung Gebrauh machen Tünnen. Außerdem bat Herr 
von Bismard, als er mir biefelbe zulommen ließ, feinen Geleitſchein hinzugefügt, 
der doch unumgänglich nothwendig ift. Er verlangt, daß ein franzöflicher Offizier 
fi ins Hauptquartier begiebt, um ihn zu holen, inbem er fi auf eine Recla- 
mation ftägt, bie er bei Gelegenheit eines Vorfalles, über den fich ein Parla⸗ 
mentär am 23. Dezember zu beflagen gehabt, an ben Kern Gouverneur von 
Paris gerichtet hatte, und Herr von Bismard fügt hinzu, daß bis Genug- 
thuung gewährt fei, der preußiſche Ober- Commandant jede Mittheilung durch 
Barlamentäre unterfagt habe. Ich unterſuche nicht, ob ein folder, den Kriegs⸗ 
gelegen zuwide rlaufender Beichluß nicht die abjolute Negation der höheren Rechte 
if, welde die Nothwendigkeit und die Menjchlichleit immer zu Gunften der Krieg- 
führung aufrecht erhalten haben. Ich begnüge mich, Eurer Excellenz bemerklich 
zu machen, baß ber Gouverneur von Paris ſich beeilt bat, eine Unterſuchung über 
bie vom Grafen von Bismard bezeichnete Sache zu befehlen, und indem er 
ihm dies ankündigte, brachte er zu feiner Kenntniß viel zahfreichere Thatſachen, 
weihe den preußiichen Schildwachen zur Laft gelegt worden find, auf bie er fi 
aber nie ftätte, um ben Austauſch ber gewöhnlichen Mittheilungen zu unterbrechen. 
Der Herr Graf von Bismard fcheint, zum wenigften theilweife, bie Nichtigkeit 
diejer Bemerkungen zugelafien zu haben, weil er heute den Minifter ber Ver⸗ 
anigten Staaten beauftragt bat, mich wiflen zu laſſen, daß unter dem Vorbehalte 
gegenfeitiger Unterjugung er bie parlamtentärifhen Verbindungen wieberherftelle. 
Es fiegt alfo keine Nothwendigkeit vor, daß ein franzöfiiher Offizier fih in das 
preußiſche Hauptquartier begebe, und ich werde mich mit dem Minifter der ver- 
einigten Staaten in Beziehung fegen, um ben Geleitichein zu erhalten, welchen Sie 
für mid erwirft haben. Sobald ich denſelben in Händen haben werde, und bie 
Lage von Paris es mir geftattet, werde ih den Weg nach London nehmen, im 
Boraus ficher, nicht vergeblich im Namen meiner Regierung bas Princip bes 
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großes Intereſſe bat. Wollen Sie x. 

Paris, 10. Januar 1870. Jules Favre.“ 

Ih bitte Sie, mein Herr, dem Repräfentanten ber Regierung, bei welder 
Sie beglanbigt find, Kenntniß von biefer Depeche zu geben. Es iR wichtig, daß 
Europa Über unfere Abfichten und Handlungen aufgeflärt wird; wir unterbreiten 
biefelben feinem Rechtsgefühle.“ 


18. Januar. Depeſche Jules Favre's an ben Grafen von Bismard. 

„Bert Graf! Lord Granville benachricgtigt mich durch feine Depeſche vom 
29. Dezember v. J., welche ih am 10. Januar Abends erhielt, daß Ew. Greellenz 
auf das Erſuchen bes engliſchen Cabinets einen Geleitfchein zu meiner Verfügung 
halten, welder für ben Bevollmächtigten Frankreichs zur Lonboner Konferenz noth⸗ 
wenbig ift, um bie preußifchen Linien paffiren zu können. Da ich in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft defignirt bin, beehre ih mid, von Ew. Excellenz die Zufenbung dieſes Ge- 
leitiheins in meinem Namen in ber möglichft fürzeften Frift zu reclamiren. Ge⸗ 
nehmigen Ew. sc.“ 


16. Sonn. Antwort ded Grafen von Bismard an Jules 
avre. 


„Herr Miniſter! Ew. Excellenz bitte ich, in Erwiderung auf die 
gefälligen beiden Schreiben vom 13. d. M., mir zunächſt die Beſeitigung 
eines Mißverſtändniſſes zu geftatten. 

Em. Excellenz nehmen an, daß auf den Antrag der königlich groß- 
brittannifchen Regterung ein Geleitichein für Sie bei mir bereit liege, zum 
Bwed Ihrer Theilnahme an der Londoner Conferenz. 

Diefe Annahme ift indeflen nicht zutreffend. 

Ih würde auf eine amtlihe Verhandlung nicht haben 
eingeben können, welcher die VBorausfegung zu Grunde lag, 
daß die Hegierung der nationalen Bertheidigung völlerredt= 
ih in der Lage bei, im Namen Frankreichs zu handeln, fo 
lange fie nit mindeſtens von der franzöſiſchen Nation ſelbſt 
anerkannt ift. 

Ich vermutbe, daß die Befehlhaber unferer Borpoften Em. zc. die Er 
mächtigung zum Paffiren durch die deutjchen Linien ertheilt haben würden, 
wenn Em. :c. diefelbe bei dem Commando des Belagerungdheeres nad. 
gefuht hätten. Letzteres würde nicht den Beruf gehabt haben, Em. x. 
politiihe Stellung und den Zweck Ihrer Reife in Berüdjihtigung zu 
ziehen, und die von den militärifchen Yührern gewährte Ermächtigung, 
unfere Linie zu paffiren, welde von ihrem Standpunkte kein Bedenten 
efunden, würde dem Botichafter Sr. Maj. des Königs in London freie 

and gelafien haben, um in Betreff der Frage, ob nad dem Völlerrecht 

w. ıc. Erklärungen als Erklärungen Frankreichs anzufehen wären, feine 
Stellung zu nehmen, und feinerteite Formen zu Anden, welche jedes 
Präjudiz verhütet hätten. 

Diefen Weg haben Em. ıc. mir dur Ihr an mich unter amtlicher 
Angabe des Zweckes Ihrer Reife gerichtetes amtliche® Geſuch um einen 
Geleitfchein behufs der Vertretung Frankreichs auf der Confereng durch 
Ew. ⁊c. abgeſchnitten. Die oben angegebenen politiſchen Erwä— 
gungen, zu deren Unterfüguug id mich auf die Erklärung bes 
ziehe, welche Em. x. am 12.0. M. amtlich veröffentliht haben, 
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verbieten mir, Jhrem Wunſche um Ueberfendung eines ſolchen 
Documentes zu entfpreden. u 

Indem ich Ihnen dies mittheile, kann ich Ihnen nur überlaflen, fitr 
Sich und Ihre Regierung zu erwägen, ob ſich ein anderer Weg finden 
läßt, auf welchem die angeführten Bedenken bejeitigt und jede aus Ihret 
Anweienheit in London chende Präjudiz vermieden werden kann. 

Aber and wemn ein foldher We gefanden werden folite, erlaube a 
mir doch die Frage, ob es rathſam ift, dag Em. xc. Paris und Ihre 
Boten als Mitglied der dortigen Wegierung jebt —X 
um perfönlich an einer Conferenz über das Schwarze Meer theilzunehmen, 
in einem Angenblick, wo in Harig Interefien auf dem Spiele ftehen, 
weiche fr Frankreich und Deutſchland wichtiger find, als der Artikel XL 
des Vertrages von 1856. Auch würden Em. ıc. in Paris die bdiplo- 
matiſchen Agenten und die Angehörigen der neutralen Staaten zu« 
rüdlaffen, welche dort geblieben oder vielmehr zurüdgehalten find, nad» 
dem fie längft die Erlaubnig zum Paffiren der deutſchen Linien erhalten 
batten, und welche daher um fo mehr auf den Schug und die Fürſorge 
Em. x. als des Minifters der factiichen Regierung für die answärtigen 
Angelegenheiten angemiefen find. 

fann daher faum annehmen, daß Em. ıc. in der kri— 
tifhen Lage, an deren Herbeiführung Sie einen fo wefent» 
lihen Antheil hatten, Sich der Möglichkeit werden berauben 
wollen, zu einer Löfung mitzuwirken, wofür die Berantwort» 
lichfeit auch Sie trifft.“ 


Verziht Iules Favre's auf die Theilnahbme an ber 
Eonferen;. 

Aus Paris vom 23. Januar: „Sicherem Bernehmen nah hat Jules Favre 
die Mittheilung an Odo Ruſſell in Verjailles gelangen laffen, baf er Parts 
nicht zu verlaffen gebenle. — Der Herzog v. Broglie wurde ſodann als Ber- 
treter Frankreich zur Londoner Conferenz entfanbt. 


Inles Favre in Verſailles. 


Verſailles, 24. Januar. „Am 23. Januar Abends iſt Jules Favre in 
Verſailles erſchienen. Ein vom Commandanten, General von Voigts⸗Rhetz, 
geſtellter Wagen hatte ihn an der Seèvresbrücke abgeholt unb unter Eskorte von 
Dragonern hierher geführt, wo er gegen 8 Uhr Abends eintraf. Herr Jules 
Favre fprach noch am 23. Abends den Bundeskanzler Grafen Bismard, ber 
fi dann um 11 Uhr in bie Präfectur zu Sr. Majeftät ven Kaifer begab. Am 
Morgen des 24. fand eine Berathung ftatt, an ber, außer Sr. Majefät unb dem 
Kronpringen, Graf Bismard, bie Generale und ber Kriegd-Minifter Theil 
nahmen. So viel bis jetzt belannt, ift die Miffion des Herrn Favre keine 
ſtreng officiefle gewejen, in dem Sinne, daß er von den Mitgliebern bes Gonver- 
aemente mit beftimmten Anträgen geichidt worden wäre. Vielmehr kam Herr 
Favre zunächſt nur, um bie bieffeitigen Forderungen binfichtlih der eventuellen 
Sanaation von Paris zu vernehmen. Er verließ Verjailles heute bald nad 


Berfailles, 25. Jannar. „Beftern früh 11 Uhr machte Graf Bismard dem 
Seren Iules Favre in beffen Ouartier einen halbſtündigen Beſuch. Hierauf 
Kiegstath beim Kaifer, bem ber Kronprinz, bie Generale von Moltke, 
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von Boyen, von Roon und Graf Bismard beiwohnten. Um 2 Uhr fanb 
bei Graf Bismard eine Conferenz zwiſchen biefem unb Herrn Favre flatt. 
Um ’44 Ubr kehrte letzterer mit feinem ihn begleitenden Schwiegerfohne über bie 
Soèvresbrücke nad Paris zurüd. Die Nachrichten Über bie Unruhen in Baris 
find durch Herrn Favre beflätigt. Heute, den 25., Favre wieber ans Paris 
zurüd und in Verhandlungen mit bem Grafen Bismard.” 

Berjailles, 27. Januar, Bormittage. „Eine zweite Berhanblung wegen ber 
Präßiminarien zur Capitulstion von Paris, bie geftern und vorgeftern ber Bunbes- 
fanzler Graf Bismard mit dem am 25. Abends nach Verfailles zurückgekehrten 
auswärtigen Minifter bes Barifer Gouvernements, Jules 8 avre, geflogen hat, 
enbete bamit, daß von dem letteren Die Entſendung einer militärifhen Commiffion, 
mit welder die näheren Bedingungen vereinbart werben follen, zugelagt wurbe.” 

Beriailles, 27. Januar. „Jules Favre reifte geftern Nachmittag nach Paris 
zurüd, um bie aufgeftellten Bebingungsvorfchläge dem Parifer Gouvernement zur 
Genehmigung zu unterbreiten. Die beiden Staatsmänner haben das 
Ablommen getroffen, baß von 12 Uhr Nachts bis 6 Uhr Morgens 
von beiden Seiten das Feuer eingeftellt werben follte, während 
welcher Zeit die Regierungsmitglieder in Paris fich Über bie Vorfchläge einigen 
follten. Mit dem Glockenſchlage 12 Uhr wurbe bie Kanonabe ein t, die bie 
Mitternacht von beiden Seiten auf bas Lebbaftefte unterhalten worden war. De 
in ber Nacht in Paris gepflogenen Berathungen fcheinen den Erfolg gehabt zu 
haben, baß man ſich gerei t zeigt, bie Grundlage unferer orberungen anzu- 
nehmen. Soeben, 10%, Uhr Vormittags, ift nämlid Jules Favre in Be—⸗ 
gleitung eines franzöſiſchen Generals, zweier Legatione-Secretaire und feines 
Schwiegerſohnes hier eingetroffen. Ohne Aufenthalt begaben fih die Herren 
fort zum Reichskanzler Graf Bismard, bei welchem in biefem Augenblicke te 
entſcheidenden Berhandlungen geführt werben. In Paris fährt bie Mehrzahl ber 
Pariſer Journale fort, zum Widerſtande aufzureizen und einen großen Maffen- 
ausfall zu fordern, fo namentlich das „Siecle” vom 24. mit größter Leidenſchaft⸗ 
lichkeit. Alle Journale find aber bennocd ber Uebergeugung, daß bie Tage von 
Paris gezählt find, ba der Hunger in furdtbarfter Geftalt fi) meldet. Dazu 
fommt, daß von unferer Seite geftern nach Belleville hineingejchoffen worben 
Pr cz Quartier, in welchem belanntlich die Arbeiterbenöllerung ihren Wohn- 

at.“ 

Berfailles, 28. Ianuar. „Iules Favre hatte geftern in Gemeinfchaft mit 
dem franzöfiihen General Beaufort eine vierftündige linterrebung mit bem 
Grafen Bismard. Hierauf begaben fich die Herren zum Grafen Moltke, bei 
welcbem in einer längeren Conferenz bie militäriichen Maßnahmen vereinbart 


28. Sanuar. Die Waffenftiliftandg- Convention von Berfailles. 


„Zwiſchen dem Herrn Grafen v. Bismard, deutſchen Bunbesfanzler, ber 
im Namen Sr. Majeſtät des Kaiſers von Deutſchland, Könige von Preußen, 
banbelt und Herrn Jules Favre, Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
ber Regierung der Nationalvertbeidigung — beide mit regelmäßigen Bollmachten 
verſehen — find nachſtehende Abmachungen befchloffen worben. 

Art. 1. Ein allgemeiner Waffenftillftand wird auf ber ganzen militärifchen 
Dperationslinie eintreten und für Paris noch heut, für die Departements inner- 
balb breier —F beginnen. Die Dauer des Waffenſtillſtands iſt von heute ab 
einundzwanzig dergeſtalt, daß außer im Falle der Erneuerung er überall 
am 19. Februar Mittags 12 Uhr ſchließt. Die triegfübrenben Heere behalten 
ihre beziehungsweiſen Stellungen, welche durch eine Demarcationslinie getrennt 
werben. — — Die beiden friegführenden Heere und ihre beiberfeitigen Borpoften 
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halten fih anf 10 Kilometer Entfernung von ben, zur Trennung ihrer Stellungen 
gezogenen Linien. Jedes ber beiben Heere behält fi) das Recht vor, feine Auto» 
ntät in dem von ihm beſetzten Gebiete aufrecht zu erhalten und die Mittel an- 
zuwenden, die feine Befehlshaber zur Erreichung dieſes Zweckes nöthig halten 
werben. Der Waffenſtillſtand findet gleichmäßig auf bie Seeftreitlräfte ber beiben 
Länder Anwendung, inben der Meridian von Dünlinchen als Demarcationslinie 
angenommen wird. — — 

Art, 2. Der aljo verabredete Waffenftillftann hat den Zweck, ber 
Regierung ber Rationalvertbeibigung bie Berufung einer frei ge 
wählten Berfammlung zu geftatten, bie Über die Frage zu ent- 
jheiden haben wird, ob ber Krieg fortgelegt oder unter welden Be- 
dingungen Frieden gejhlofjen werben foll. Die Verfammlung tritt in 
Borbeaur zufammen. Alle Erleichterungen zur Wahl und zum AInfammentritt 
der aogeorbneten werden feitens ber Befehlshaber der beutichen Deere gewährt 
werben. 

Art. 3. Dem beutfhen Heere werben durch bie franzöftfche Militärbebörbe 
alle Korts ber äußeren Bertheibigungslinie von Paris, wie ihr 
Kriegematerial übergeben. Die außerhalb biejes Umkreiſes, ober zwiichen 
den Forts liegenden Gemeinden und Häufer können von ben beutihen Truppen 
bis zu einer von militäriihen Commiſſarien zu ziehenden Linie befettt werben. 
Das Terrain das zwifchen bieler Linie und ber befefligten Enceinte ber Stabt 
Paris fiegt, ift ben bewaffneten Streitträften beiber Parteien unterfagt. 
ni art 4. Mähren bes Waffenſtillſtandes wirb das beutiche Heer Paris 
nicht betreten. 


Art. 5. Die Enceinte wird von ihren Gefchüten entwaffnet, deren Laffetten 
in bie von einem Bevollmächtigten des beutfchen Heeres bezeichneten Forts ge- 
bracht werben. 

Art. 6. Die Befatungen (Linienbeer, Mobilgarben, Seetruppen) von 
Paris und ber Forts find Friegsgefangen, bis auf eine Divifion von 
12,000 Dann, welde die Militärbehörbe in Paris für den inneren Dienft be- 
Kt. Die friegsgefangenen Truppen geben ihre Waffen ab, welde in ben be- 
zihneten Orten gejammelt und hergebrachter Maßen abgeliefert werben. Diele 
Truppen bleiben in der Stabt und bürfen bie Enceinte während des Waffen- 
ſtillſtandes nicht Überjchreiten. — — 

Art. 7. Die Nationalgarde behält ihre Waffen und verfieht die Be⸗ 
wahung von Paris und bie Aufrechterhaltung ber Ordnung, ebenjo bie Gen- 
barmerie und bie zum Stadtdienſt verwandten gleichartigen Truppen, wie bie 
wepublikaniſche Gurte, Zollbeamten unb Feuerwehren. Die Geſammtzahl biejer 
Kategorien darf die Zahl 3500 nicht Überfteigen. Alle Franctireurs⸗Corps werben 
durch Befehl ver franzöftihen Regierung aufgelöft. 

Art. 8. Gleich nah Unterzeihnung dieſes und vor ber Beſitznahme ber 
orte wirb der Oberbefehlshaber ber beutichen Heere den Bevollmächtigten alle 
rieihterungen gewähren, welde bie franzöfiiche Regierung in die Departements 

oder ins Ausland abfhiden wird, um die Ernährung ber Stabt vorzu- 
bereiten und die der Stadt beftimmmten Waaren beranfchaffen zu laſſen. 

Art. 9. Nach Uebergabe der Forts und Entwaffnung ber Enceinte (Art. 5 
und 6) wird bie Ernährung von Paris auf ben Eifenbahnen und Flüffen frei- 
krachen. Die zu diefem Zwecke erjehbenen Lebensmittel dürfen aus ben von 

reutihen beſetzten Gebietstheilen nicht genommen werben und bie franzöfiiche Re- 

gierung verpflichtet fich, fie außerhalb ber die deutſchen Xruppen umgebenden 
Demarcationslinie zu juchen, falls nicht von ben Commandanten ber Letzteren 
Gegenerlaubniß gewährt wird. 

Art. 10. Wer Baris verlaffen will, bedarf einer regelmäßigen Erlaubniß 
der franzöfifchen Militärbehörbe und bes Viſums der deutfchen Vorpoſten. Diefe 
Erlaubnißſcheine und Viſa werben von Rechts wegen den Candidaten, welche fich 
um eine Wahl in den Provinzen bewerben, unb ben Mbgeorbneten der Verfamm: 
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kung ertheilt. Der Berlebr ter affo mit Erlaubniß verfebenen Berfonen if nur 
zwiſchen 6 Uhr Morgens und 6 Uhr Abende uiäife. 

Art. 11. Die Staht Paris zahlt eine ſtädtiſche Kriegscontribntion 
von 200 Mil. France unb zwar vor dem 15. Tage des Waffenſtillſtandes. Die 
Bahlangeweile wirb von einer gemifchten deutich-franzöftfchen Eommiffion feftgelekt. 

rt. 12. Während bes Waffenſtillſtandes darf von öffentlihen Werthen, 
die zur Zahlung der Contribution bienen Mnnten, nichts entfernt werben. 

Art. 13. In Paris dürfen während bes Waffenftillftanbes Waffen, Mn- 
nition ober bie zu ihrer Fabrikation bienenden Stoffe nicht eingeführt werben. 


Geſchehen zu Verſailles am 28. Januar 1871. 
Bismard. Favre.“ 


Die Uebergabe der Forts. 


Der Kaijerin und Königin. 


Berfailles, 30. Januar. „Die Uebergabe aller Forts hat inckufive 
St. Deniß im Laufe des geftrigen Tages ohne alle Widerſetzlichkeit uud 
Störung ftattgefunden. 

Bon unfern Belagerungs- Batterien ſah ich die Preußiſche Fahne auf 
Ing flattern. Wilhelm“ 


Der Fall von Baris und der Friede. 


„Provinztal»-Eorresponbenz” vom 1. Februar. 


„Mit dem Fall von Paris fiehen wir unerwartet vor dem gänzlichen Ende 
bes Krieges und vor dem wirkliden Friedensſchluſſe. 

Das iſt Mehr und Höheres, als bie Zuverfichtlichften noch vor Kurzem zu 
hoffen wagten. 

Es find erft wenige Doden ber, ba war noch Überall, und bei den Sunbigen 
nicht minber als in weiteren Kreifen, die Ueberzeugung geltend, daß nad dem 
Falle von Paris erft noch die volle Entfaltung uuferer militärifhen Macht in 
ben Provinzen Frankreichs nöthig fein würde, um bie nen aufgerufenen Kräfte 
bes Widerftanbes zu brechen, — und man wlnjchte mit einiger Ungeduld be 
ſonders deshalb bie Lieberwinbung von Paris beichleunigt zu ſehen, bamit unſere 
—— Freiheit gewinnen möchten, ihre weiteren Aufgaben in Frankreich 
zu erfüllen. 

Noch in der erſten Woche des Januar war dies die allgemeine —— 
der militäriſchen Lage, und die deutſche Heeresleitung, ebenſo wie unſer Voll, 
mußte fich darauf gefaßt machen, bie endliche Niederlage Frankreichs erſt noch 
mit dem Aufwand weiterer Kräfte und mit längeren Opfern zu erfaufen. 

Da brachten zuerft bie gewaltigen Siege bes Feldmarſchall Prinzen 
Brieb rich Carl über bie franzöfifche Weftarmee und bes Generals von Goeben 

ber die Norbarmee, fowie die Vereitelung ber Pläne Bourbaki's burd ben 
heidenmüthigen Wiberftand bes Werder'ſchen Corps — eine hoch erfreuficde 
Wenbung der Ausfichten herbei; aber fo zuverfictlih man nun and hoffen konnte, 
daß bie Nieberwerfung Frankreichs nah bem Falle von Paris Feine erheblichen 
militäriſchen Schwierigkeiten mehr bereiten würbe, jo galt es boch als gewiß, daß 
die Fortfegung bes Widerftandes, zu weldder namentlih Gambetta mit dilta⸗ 
torifcher Gewalt immer aufs Neue antrieb, ernſtlich verfucht werben und noch 
arten einige und läftige, wenn auch nicht mehr gefahrnolle Kriegführung nöthig 
machen wilrbe. 





219 
1871. 


Über wäre ſelbſt ber Krieg thatfächlich beenbigt geweſen, fo war ed bach 
nicht abzufehen, wie unb mit wem es zum Friedensſchlufſe kommen ſollte; 
benn die Regierung ber nationalen Vertheidigung entbehrte einerfeits noch allet 
foaterechtlichen Anerlennung auch im eigenen Volle, fie erichien anbererfeits in 
ſich ſelbſt zwielpältig und zerfallen, unb es war faum zu hoffen, baf bie Ergebung 
von Paris nub ein Abkommen mit ber bortigen Regierung einen entſcheibenden 
Einfluß auf das Berhalten Gambetta's und der Regierung in Borbeaur zu 
üben vermödckten. 

Die Unterwerfung von Paris war daher nur als ein gewichtiger Schritt 
zum glädlichen Ende, aber nicht als das Ende ſelbſt in Ansficht genommen. 

Es galt als unvermeidlich, daß unfere Heere noch auf ange Zeit hinaus in 
Frankreich feftgebalten werben wiürben. 

Dank der Umficht und Energie unferer Staatsleitung ſcheint es anders zu 
bommen; wir dürfen jest in dem Falle von Paris zugleich den Schluß des 
Krieges und einen nahen glorreigen Frieden begrüßen. 

Benn es, wie zu boffen ift, elingt, durch den Parifer Kapitulstionsvertrag 
gleichzeitig die Unterwerfung ganz Frankreichs und einen Frieden, wie Deutich- 

ibn haben muß, von ber Regierung ber nationalen Bertheibigung zu er- 
wußen, fo wirb Damit eine ber größten und ſchwierigſten Aufgaben der Politik 
in ebenfo glänzenber und überraſcheuder Weiſe erfüllt fein, wie feither alle militä- 
riſchen Aufgaben währenb bes Feldzuges gelöft worben find.“ 


4. Februar. Proclamation der Parifer Regierung über die 
Urſachen der Eapitulation. 


„Mitbürger, wir wollen Frankreich fagen, in welcher Lage unb nad) welchen 
Anfrengungen Paris unterlegen iſt. Die Einfchließung bat vom 16. September 
bis zum 26. Januar gedauert. Während dieſer ganzen Zeit haben wir, abgefehen 
von einigen Depeichen, von der Übrigen Welt abgeiperrt gelebt. Die ganze männ⸗ 
fihe Bevöllerung war in Waffen, bei Tage zu ben Uebungen und Nachts auf 
den Willen und Vorpoſten. Das Gas ging uns zuerft aus und die Stadt war 
Abends in Dunkelheit gehüllt; dann kam ber Mangel an Holz und Kohlen. 
Set dem Monat Oktober mufte zum Metzgerfleiſch Pferbefleiih zur Speife 
Hinzugefügt werben; vom 15. Dezember an mußten wir noch zu letterem ganz 
unfere Zuflucht nehmen. Sehe Wochen hindurch befamen die Pariſer täglich 
nur 30 Grammes Pferbefleiih; feit dem 18. Januar wurbe das Brod, morin 
Roggen nur noch den britten Theil bildete, zu 300 Grammes für den Tag an- 
geſetzt, was auf einen gefunden Menfhen im Ganzen 330 Grammes Rabrung 
ausmachte. Die Sterblichkeit, welche jonft 1500 betrug, überſtieg 5000 unter dem 
Einfinffe ber bartnädigen Boden und der Entbehrungen aller Art. Alle Stände 
haben gelitten, alle Samitien batten Trauer. Das Bombarbement bat einen 
Monat gedauert und die Stabt St. Denis, fo wie faft bie ganzen Stabttheile 
auf dem linken Seineufer niebergefchmettert. 

In dem Augenblide, wo der Widerftanb aufbörte, wußten wir, daß unfere 
Armeen an der Grenze zurfidgetrieben und aufer Stande waren, uns zu helfen. 
Unterflägt von ber Nationalgarbe, welche ſich tapfer geichlagen und eine große 
Anzahl von Leuten verloren Bat, bat die Armee am 19. Januar ein Unternehmen 
verjucht, das allgemein als ein Alt der Verzweiflung bezeichnet wurde. Dieſer 
Berfuh, deſſen Zwed die Durchbrechung ber feinblichen Linien war, fcheiterte, 
nt „jeder Berſuch bes Feindes, die unfrigen zu durchbrechen, gejcheitert fein 
wir 

Trotz alles Feuers unferer Nationalgarben, welde nur ihren Muth zu 
Rathe zogen und fich bereit erfärten, in ben Kampf zurüdzufehren, blieb une 
keine Ansficht, Paris zu beblofiren oder es zu verlaffen, um nur bie Armee nad 
außen zu werfen und fie in eine Entjag-Armee umzugeftalten. Alle Generale 
allärten, es würde eine Thorheit fein, wenn biefe® Unternehmen verfucht würbe; 
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die Werte der Deutihen, ihre Anzahl, ihre Artillerie machten ihre Finten un- 
durchdringlich; wir würden, wenn wir ba® Unmögliche leifteten nnd ihnen Über 
ben Leib hinwegſchritten, darüber hinaus nur eine Eindbe von breißig Wegfumben 
finden; bort würben wir vor Hunger vergehen, benn man bürfte nicht daran 
denken, Lebensmittel mitzunehmen, weil wir bereit® am Ende unferer Hüifs- 
quellen jeien. Die Divifionäre wurben bei ben Chef der Armee zu Rathe ge 
zogen und ertheilten Beicheib wie fie. In Anwejenbeit der Minifter und Maires 
von Paris wurben biejenigen Oberften und Bataillons-Ehefs berufen, weiche für 
die tapferften galten. Die nämlide Autwort. Man konnte fi töbten laffen, 
aber man konnte nicht mehr fiegen. In biefem Augenblide, als jebe Hoffnung 
anf Hülfe und jede Ausficht auf Erfolg geihwunben, blieb une nach ficherer 
Schätung noch Brod auf acht Tage und Bierbefleiih auf 14 Tage, wenn alle 
Pferde geichladhtet wurden. Bei den zerftörten Eiſenbahnen, ben verborbenen 
Wegen, der abgeipertten Seine fehlte viel an ber Gewißheit, bis zur Stunde ber 
Widerverproviantirung auszureichen. Selbft heute noch leben wir in ber Be- 
forgniß, das Brob und bie Übrigen Vorräthe Fönnten une ausgeben, ehe bie erfien 
Bujenbungen eintreffen. Wir haben daher über die Möglichkeit hinaus ausgeharrt 
unb ſgeper ſelbſt die Möglichkeit nicht, die uns noch bedroht, uns ber furchtbaren 
ti r ber Hungersnoth einer Bevölkerung von zwei Millionen Seelen an 
zuſetzen. 

Wir ſagen es laut, daß Paris durchaus und ohne Rückhalt Alles that, was 
eine belagerte Stadt thun konnte. Wir ertbeilen ber Bevöllerung, bie dem 
Waffenftillftaube ihre Rettung verbanlt, biefes Zeugniß, daß fie bis ans Ende 
beivenmäthigen Muth und Ausbauer bewiefen bat. Frankreich, das Paris nah 
fünf Monaten wieberfinbet, kann auf die Hauptſtadt ftoß fein. 


Wir haben den Widerſtand aufgegeben, die Forts übergeben, die Enceinte 
abgerüftet, unfere Beſatzung ift friegsgefangen, wir zahlen eine Kriegsentfchäbigung 
von zweihundert Millionen. 

Aber der Feind rüdt nicht in Paris ein; er erfennt das Prinzip der Bolle⸗ 
fouveränetät an, er läßt unferer Nationalgarde ihre Waffen und ihre Organifation, 
er läßt eine Divifion der Armee von Paris befteben. Unſere Regimenter behalten 
ihre Fahnen, unjere Offiziere behalten ihre Degen; Niemanb wird ale Kriege⸗ 

efangener aus ber Ummallung berausgeführt: Niemals bat fich ein belagerter 
Bias unter fo ehrenvollen Bedingungen ergeben, und dieſe Bedingungen wurben 
erreicht, als Hülfe unmöglih und das Brod ausgegangen war. 


Enblich hat der abgeſchloſſene Waffenftillftand zur unmittelbaren Folge bie 
von Seiten der Regierung erlaffene Einberufung einer Affemblee, welche ſouverän 
über Krieg und Frieden zu entjcheiden haben wird. 


Das Kaiſerthum unter feinen verfhiedenen Formen bot bem Feinde bie 
Anktnüpfung von Verhandlungen an. Die Afjemblee wirb rechtzeitig zujammen- 
treten, um dieſe Umtriebe zu vernichten unb den Grundſatz der Nationalſouve⸗ 
ränetät zu wahren. Frankreich allein wirb über Frankreichs Geſchicke entſcheiden. 
Eile war nöthig, der Verzug war bei dem Zuſtande, in weldhem wir uns be 
fanden, bie größte Gefahr. In acht Zagen wird Frankreich feine Vertreter ge 
Dale haben. Möge e8 die ergebeuften, uneigeunügigften und unbeftechlichften 

en. 

Das größte Intereffe für uns ift, wieber aufzuleben und bie biutenden 
Wunden bes Baterlanbes zu heilen. Wir find überzeugt, daß dieſes biutbebedie, 
ansgeraubte Lanb wieder Ernten und Menden hervorbringen, daß ber Wohl 
fand nah fo harten Prüfungen wieberfehren wird, wenn wir unverzüglich 
De enigen Tage recht benuben, bie uns noch zur Erholung und Berathung 

eiben. 

An dem Tage ber Affemblde wirb bie Regierung bie Gewalt im deren 
“ Hände legen. An dieſem Tage wird Frankreich, wenn es bie Augen auf 
lenkt, fich tief unglüdlich finden; aber wenn es fich zugleich durch das Unglüd 
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wieber gerählt und im vollen Befitze feiner Energie und feiner Sonveränetät 
a fo wirb es wieber Bertranen auf feine Größe und anf feine Zukunft 
Paris, 4. Yebruar 1871. 


PBroclamation Napoleond. 


Wilhelmshöhe, am 4. Februar 1871. 


„Kranzofen! Vom Glücke verlaffen, babe ich feit meiner Gefangennahme 
jenes tiefe Stillſchweigen beobachtet, welches bie Trauer bes Unglüde if. So 
fonge fih die Armeen gegenüber geftanden, habe ich mich eines jeben Schrittes, 
eines jeden Wortes enthalten, welches Zwieſpalt hätte hervorrufen können. Heute, 
bei dem tiefen Unglüd bes Landes, ann ich mid nicht länger im Schweigen 
Gatten, ohne gefühllos für feine Leiden zu ericheinen. 

In jenem Augenbfid, ale ich gezwungen war, mich gefangen zu geben, 
tounte ich in feine Verhandlungen Über den Frieden eintreten; da ich nicht frei 
war, fo hätte es den Anſchein gewonnen, als feien meine Entſchließungen burch 
yerfönfiche Rüdfihtenahmen piltirt. Ich überließ ber Regierung ber Regentichaft, 
welche ihren Sig in Paris inmitten der Kammern hatte, die Pflicht, darüber zu 
entigeiden, ob das Intereſſe ber Nation bie Fortfehung des Kampfes erheilche. 

Troy unerbhörter Unglücdsfälle war Frankreich nicht beflegt; unfere feften 
Bläke fanden noch aufrecht, Paris war im Zuſtande ber Bertheibigung, einer 
weiteren Ausbehnung unjerer Unglüdsfälle konnte noch Einhalt gethban werben. 
Über, während alle Blicke gegen den Feinb gerichtet waren, brach in Paris eine 
Infurreltion ans; bie Bollsvertretung wurde vergewaltigt, bie Kaiferin bebrobt, 
eine Regierung inftallirte fich durch Ueberraſchung auf bem Stabtbaufe und das 
Raiferreih, welchem die geſammte Nation foeben zum britten Mal ihre Zuſtim⸗ 
mung gegeben hatte, wurte durch biejenigen geftürzt, melde berufen waren, es 
zu vertbeibigen. Meinen gerechten Unmuth unterbrüdend, rief ich mir zu: „Was 
Iegt an der Dynaftie, wenn das Baterland gerettet werden kann“, und anftatt 
gan die Berlekung bes Rechtes zu proteftiren, richtete ich meine beißeften 

ünihe anf den Erfolg der nationalen Bertheibigung, unb bie patriotifche Hin- 
gebung, welche alle Klaffen ber Bevölkerung und alle Barteien bewiefen, bat mid) 
mit Bewunberung erfüllt. 

Aber jetst, wo ber Kampf unterbrochen und die Hauptftabt nach helden⸗ 
mätbigem Widerſtande gefallen ift, jet, wo jede vernünftige Ausficht auf den 
Sieg verſchwunden ift, jetzt ift e8 Zeit, von Jenen, melde bie Gewalt ufurpirt 
baden, Rechenfchaft zu verlangen flir das unnöthiger Weile vergoffene Blut, für 
bie ohne Grund anfgehäuften Trümmer, fir die ohne Kontrofe verichleuberten 
Hülfsquellen bes Landes. 

Das Schickſal Frankreichs kann nicht einer Regierung ohne Mandat überlaffen 
werben, welche, indem fie die Bermaltung besorganifirte, nicht eine einzige jener 
Autoritäten beſtehen Tieß, welche ihren Urjprung bem allgemeinen Stimmredt 
verbanften.” Eine Nation kann einer Regierung nicht Tange Gehorſam ſchenken, 
weihe kein Recht bat, zu befehlen. Orbnung, Vertrauen, ein ficherer Friede wird 
nur dann erzielt werten, wenn das Volk zu Rathe gezogen worden ift über jene 
Regierung, welche am meiften befähigt ift, das Vaterland von feinen Leiden zu 
befreien. Unter den feierlichen Umftänden, in melden wir und Angefichts ber 
Invafion und des aufmerffamen Europas befinden, ift e8 nöthig, daß Frankreich 
eins ſei in feinen Beftrebungen, in feinen Wünfchen, in feinen Entfchließungen. 
Dies ift das Ziel, weiches alle guten Bürger beftrebt fein müffen zu erreichen. 
Bas mih anbelangt, gebeugt durch fo viele Ungerechtigleiten und bittere Ent⸗ 
täuihungen, will ich heute nicht jene Rechte in Anſpruch nehmen, welche Ihr vier 
Mal in zwanzig Jahren mir freiwillig Übertragen habt. 

Angefichte des Unglücks, welches uns umringt, if fein Raum vorhanden 
für perfönlichen Ehrgeiz; aber, fo lange nicht das Voll in regelmäßiger Weiſe in 
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feinen Komitien verfammelt, feinen Willen wirb kundgegeben haben, wird es 
meine Pflicht fein, als wahrhafter Repräfentant ber Nation, mich an. diefelbe zu 
wenden und ihr zu jagen: Alles, was ohne Eure birelte Beiheitigung geihteßt, 
iR ungeſetzkich. Nur eine ans. ber Bollsjouveränetät entiprungene Regierung, 
welche fich über den Egoismus ber Parteien zu erheben vermag, wird im Stande 
fein, Eure Wunden zu heilen, Eure Herzen ber Hoffnung, und bie i 

Kirchen Euren Gebeten wieder zu eröffnen und die Arbeit, bie Einigleit und den 
Frieden in ben Schooß des Baterlanbes zurüdzuführen.“ Navol 
apoleon. 


Sambetta's Sturz. 


31. Januar. Proclamation Gambetta's an das franzöfliche Boll. 


„Bürger! Die Fremden haben Frankreich die graufamfte Beleidigung zu- 
gefügt, welde unferem Bolle in biefem unglüdlihen Kriege, der uns eine über. 
mäßige Sühtigung für unfere Irrtümer und Schwächen uuferlegte, zu ertragen 
beichieben war. as uneinnehmbare Baris hat, gezwungen burch ben Hunger, 
bie deutſchen Horben nicht länger von fi abhalten Biunen. Am 28. Jannar it 
es erlegen. Die Stadt Baris bleibt noch intalt. Es ift Das bie letzte Hulbigung, 
welche der Barbarei durch bie moraliſche Macht und Größe abgerungen wurbe. 
Nur die Forts find den Feinden übergeben worben; aber noch im 5 bat uns 
Baris den Preis feiner beroiichen Opfer binterlaffen. Während der Entbehrungen 
und Leiden, bie e8 5 Monate hindurch auf fih nahm, bat es Frankreich Zeit ge- 
währt, ſich wieberzufinden und feine Söhne aufzurufen, damit fie ſich waffneten 
und neue Heere bilbeten, welche allerbings noch jung, aber doch tapfer und ent» 
ſchloſſen, und denen bis jett nichts fehlt, als eine gewiſſe Solibität. Paris ver 
banken wir e8, daß wir zu patriotiihem Handeln entfchloffen find. In unferen 
Ken haben wir Alles, was nöthig if, um Paris zu rächen unb uns zu 

eien. 

Aber es ſcheint, als ob ein ſchlimmes Geſchick uns noch größeres Ungläd 
und größeren Schmerz, als durch den Fall von Paris geichehen war, bereiten 
will. Ohne unfer Wiffen, ohne Euch zu benachrichtigen und ohne uns zu Rathe 
zu zteben, hat man einen Waffenftillftand unterzeichnet, deſſen fträfliche Leichtfertig⸗ 
feit wir nur zu fpät erfahren haben; einen Waffenftillftand, welcher ben preußifchen 
Truppen bie Departements überliefert, welche noch von unferen Soldaten befekt 
find, einen Waffenſtillſtand, welcher uns die Verpflichtung auferlegt, une 3 Wochen 
rubig zu verhalten, um in ben traurigen Berhältniffen, in benen das Land ſich 
befindet, eine Nationalverfjammlung zujammen treten zu lafſen. 

Wir haben Aufklärung über bie Verhältniſſe von Paris erbeten unb bis 
dahin Stillſchweigen bewahrt. Indem wir uns an Euch wenbeten, wollten wir 
die verbeißene Ankunft eines Regierungsmitgliedes aus Paris abwarten. Wir 
hatten beichloffen, unfere Vollmachten in die Hänbe dieſes Mitgliebes nieber- 
zulegen. 
Die hiefige Delegation ber Regierung bat den Willen zu gehorchen, um eın 
Pfand ihrer Mäßigung und ihres guten Ölauben® zu geben. Sie will bie Pflicht 
erfüllen, welche erheiicht, feinen Poften nicht eher zu verlaffen, als bie man von 
bemjelben entboben if. Sie will ihren Freunden und Gegnern burch ihr Bet- 
fpiel den Beweis liefern, daß eine demokratiſche Regierung nicht nur bie größte, 
fondern auch bie gewiffenbaftefte aller Regierungen iſt. 

Judeſſen es ift Niemand von Paris gelommen, und fo müffen wir benn, 
es koſte was es wolle, handeln, um bie perfiven Kombinationen der Feinde Sranl- 
reichs zu Schanden zu marken. 

Preußen vechnet auf den Waffenftillftanb, um unfere Armeen zu entnerven 
und zur Auflöfung zu bringen. Preußen hofft, daß eine Verfanmlung, welche 
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nah vieles auf einanber folgenden Unglüdsfällen und unter bem furchtbaren 
Guben des Falles von Paris zujammentritt, auch muthlos und zur Annahme 
eines ſchmãhlichen Friedens geneigt fein mäfle. 

Es hängt von uns ab, biefe Berechnungen zu Schanben zu maden unb 
zu bewirten, daß bie Werkzeuge, welche beftimmt waren, ben Geift des Wider⸗ 
Ranbes zu ertöbten, vielmehr benjelben aufs Neue beieben und erhöhen. Be⸗ 
nugen wir den Waffenftillftanb bazu, um unfere jungen Truppen einzuüben und 
bie Organijation ber Bertheibigung und bes Krieges mit größerer Energie ale je 
zu betreiben; bieten wir Alles auf, daß an Stelle der von ben Fremden erhofften 
reoktionären und feigen Kanımer eine wahrhaft nationale unb republilaniiche Ver⸗ 
fammlung zujammentritt, weldhe beu Frieden will, wenn berjelbe die Ehre und 
bie Integrität unferes Landes fichert, die aber ebenfo fähig und bereit if, ben 
Krieg zu wollen, um zu verhindern, daß ein Mord (assassinat) an Frank⸗ 
reich begangen werbe. 

Franzofen, gebenfen wir unferer Väter, welche uns Frankreich als einen 

tompoften und untbeilbaren Staat hinterlaffen haben. Hüten wir uns davor, 
unfere Geſchichte zu verrathen und unfern ererbten Befig in bie Hände ber Bar- 
baren übergeben zu laſſen. Wer würde überhaupt ein Uebereinkommen, das 
foles enthielte, unterzeichnen? Ihr würdet e8 gewiß nicht thun, Ihr Pegitimiften, 
die Ihr fo tapfer unter ber Fahne ber Republik kämpftet, um ben Bodeu bes 
alten Töniglichen Frankreichs zu vertheibigen. Und eben jo wenig würbet Ihr es 
thun, Ihr Söhne der Bürger von 1789, bie vor Allen dahin gewirkt haben, vie 
alten Provinzen zu einer feften, unlöslihen Einigung zufammenzufügen, und 
fiherlih würbet auch Ihr, Arbeiter in den Städten, Euch zu folhem Thun nicht 
berbeilaffen, Ihr, deren intelligenter unb edler Patriotismus ſich flets in feiner 
ganzen Kraft und Einheit und als Ausgangspunkt für die Freiheit der Völler 
gaeigt bat, und eben fo wenig barf ih Euch nennen, bie Ihr den Boben bes 
andes bebaut und befitt, bie Ihr niemals Euer Blut gejpart habt, wenn es fich 
darum handelte, bie Rewolution zu vertbeibigen, ber Ihr das Eigenthum an 
Grund und Boden und die Würbe des Bürgers verdankt. Nein, nicht ein ein- 
jiger Franzoſe wirb fich finden, um einen jo ehrlofen Vertrag zu unterzeichnen. 
Die Fremden werben fich getäufcht finden, fie werben barauf verzichten müffen, 
Srankreih zu verſtümmeln; benn Alle find bejeelt von berfelben Liebe für das 
gemeinfame Baterland und laſſen ſich durch Ungtüdsfälle nicht mieberbeugen ; wir 
werben wieder erflarken unb bie Fremden verjagen. Um biejes heilige Ziel zu 
erreihen, mäffen wir unjere Herzen, unjer Wollen und unfer Leben bingeben und 
wir bärfen nicht bavor zurüdichreden, das ſchwerſte Opfer zu bringen und vielleicht 
unjer Beftes einzubüßen. 

Bir müffen uns alle um die Republik ſchaaren und vor Allem kaltes Blut 
und Feftigleit befunden, weber Schwächen noch Leidenſchaften dürfen wir uns 
bingeben. Schwören wir als freie Männer Frankreich und die Republit gegen 
alle Angreifer zu vertbeibigen. Zu den Waffen! Es lebe Franfreih! Es lebe 
die eine untbeilbare Republik!“ 

Leon Sambetta. 


1. Februar. Wahldekret Gambetta's. 


„Die Regierung bat unter geftrigem Datum ein Dekret exlafien, durch 
weiches die Wahlen für die fonftituirende Verſammlung auf den 8. Februar an- 
beraumt werben. Ein zweites Dekret erklärt verichiebene Berjonen für wahlun« 
fähig. Yu dieſem Dekret heißt es: Es ift gerecht, daß alle Mitfchuldigen jener 
Regierung, welche mit dem XAttentate vom 2. Dezember begann, um burdy bie 
Kapitulation von Sedan zu endigen, indem fie Frankreich den Ruin unb bie 
Smvafion als Erbtheil binterließ, — daß dieſe Perſonen in biefem Augenblick in 
diefelbe politiſche Ohnmacht verfett werben, in welcher fich die Dynaſtie befindet, 
deren Mitſchulbige und Werkzeuge fie geweien find. Es ift dies die nothiwenbige 
Sanktion ber Berantwortlichleit, welche fie auf fich genommen haben, inbem fie 
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den Kaifer bei Bollbringung gewiffer Alte feiner Regierung unterftütten. Sierzu 
sebören alle diejenigen 5 onen, welde vom 2. Dezember 1851 bis zum 
4, September 1870 die Stellung eines Minifters, Senators, Staatsratb und 
Bräfelten tbelleivet haben. Ebenſo, mie dieſe, find von ber Wählbarfeit für bie 
Berſammlung ansgeichloffen alle Individuen, welche bei den Wahlen zur Legis⸗ 
lative in ber Zeit vom 2. Dezember 1851 bis zum 4. September 1870 als off- 
sielle Kanbibaten in irgend einer Form anfgeftellt worben find. Ein brittes 
Dekret verfügt bezliglich des Vollzuges ter Wahlen, daß alle Wähler im Hanpt- 
exte des Kantons ihre Stimmzettel abzugeben haben. Bon ber Wählbarfeit aue- 
ee find die Mitglieder derjenigen Familien, welche in Arankreich feit dem 

abre 1789 regiert haben. Als Repräfentanten bes Volls Fönnen ferner bie- 
jenigen Berfonen nicht fungiven, welde in einer ber neun erften Kategorien bes 
Artitels 79 bes Geſetzes vom 18. März 1849 und burch die Beſtimmungen des 
Artilele 81 befjelben Gefetzes beſonders bezeichnet find.” 


Proteſt des Grafen Bismard gegen Gambetta's 
Wahldekret. 


Telegramm an Gambetta. 


„Im Namen der durch die Waffenftillftands » Konvention verbürgten 
Freiheit der Wahlen erhebe ich Einſpruch gegen die von Ihnen erlaflenen 
Verfügungen, welche zahlreiche Kategorien franzöfifcher Bürger des Rechtes 
berauben, in die Verfammlung gewählt zu werden. Durch Wahlen, die 
unter der Herrfchaft der Unterdrüdung und der Willfür ftattfinden, können 
die Rechte nicht ertvorben werden, welche die Waffenftillftands- Konvention 
freigemählten Abgeordneten zuerlennt.“ 


3. Februar. Depeihe an Jules Favre, 


„Herr Minifter. 

Aus Amiens wird mir der Inhalt eines Wahldekrets der Delegation 
des Goupernement3 der nationalen Bertheidigung zu Bordeaur mitgetheilt, 
welches von der Wählbarkeit alle diejenigen ausſchließt, welche unter dem 
Kaiſerreich Miniſter, Senatoren, Staatsräthe oder Präfelten gemefen 
find; ferner Alle, die feit 1851 jemals im „Moniteur“ als offizielle oder 

pupernementale Kandidaten genannt worden find. Ein Auszug des Cir⸗ 
lars liegt in Abjchrift bei. 

Ich beehre mich, an Euere Excellenz die Frage zu richten, ob Sie 
dies mit der Beftimmung der Konvention, daß die Verſammlung „frei 
gewählt“ (librement &lue) werden foll, verträglich erachten. 

Erlauben Euere Excellenz mir, Sie an die Verhandlungen zu erin- 
nern, welche der Konvention vom 28, Januar vorangegangen find. Ich 
ſprach ſchon damals die Befürchtung aus, daß unter den gegenmärtigen 
Umftänden es fchwer fein würde, die volle Freiheit der Wahlen zu fichern 
und jeden gegen diefe Freiheit gerichteten Verſuch zu verhindern. diefer 
Beſorgniß, welcher das Cirkular des Herrn Gambetta heute Recht zu 
geben fcheint, ftellte ich die Frage, ob es nicht richtiger fei, das Corps 
l6gislatif zu berufen, welches eine gejeliche, durch allgemeines Stimm- 
recht gewählte Autorität bilde. Euere Ercellenz lehnten dies ab, und gaben 
mir die fürmliche Zuficherung, daß kein Drud auf die Wähler ausgeübt, 
und daß die vollite Freiheit der Wahlen gefichert werden folle. 

Sch wende mich an die Loyalität Euerer Ercellenz, um zu enticheiden, 
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ob die durch das fragliche Dekret grimbfäglich ausgeſprochene Ausſchließu 

anzer Kategorien von Sandibaten mit der Freiheit der Wahlen, fo * 
e in der Konvention vom 28. Januar verbürgt worden, verträglich, iſt. 
IH glaube die beftimmte Hoffnung ausdrüden zu dürfen, daß dies Dekret, 
deſſen Anwendung mir im Widerjpruch mit den Stipulationen der Kon⸗ 
ventiom zu ftehen fcheint, ohne Verzug zuridgenommen und daß die Re- 
gierung der nationalen Bertheidigung die erforderlichen Maaßregeln ergreifen 
werde, um die Ausführung des Artikel II. der Konvention in Betreff der 
Greiheit der Wahlen zu garantiren. Wir würden den Perfonen, weldye 
unter den Beflimmungen des Cirkulars von Bordeaur gewählt werden, die 
Privilegien nicht gängeitehen können, welde durch die Waffenftillftands« 
Konvention den Abgeordneten zur Verſammlung gewährt worden find. 

GBenehmigen zc. ıc. 

v. Bismard.“ 
Antwort Jules Favres. 

„Herr Graf! Sie hatten recht, an meine Ehrenhaftigfeit zu appelliren, Sie 
werden mich nie gegen biefelbe fehlen ſehen. Es ift vollftändig richtig, daß 
Ew. Excellenz mir dringend ans Herz gelegt bat, die einzig möge Kombination 
ber Bufammenberufung ber legten Kammer anzunehmen. Ich babe fie aus 
mehreren Gründen, auf bie zurüdzufommen mir überflüffig erfcheint, welche Sie 
aber gewiß nicht vergeſſen haben, abgelehnt. Auf bie Einwände Em. Ercellenz 
erwiebere ich, daß ich meines Landes ficher genug zu fein glaubte, um zu be- 
banpten, daß es nur freie Wahlen wolle unb daß feine einzige Zuflucht das 
Prinzip der Souveränetät ber Nation fei. Daraus aber gebt bereits hervor, daß 
ich feine Beſchränkung des Wahlrechts zulaſſen konnte. Ich habe das Syſtem der 
offiziellen Kanbibaturen nicht darum befämpft, um es nachher zu Gunften ber 
— Regierung anzuwenden. Em. Ercellenz kann alſo verſichert ſein, 
daß, wenn das Dekret, von welchem Ew. Excellenz ſpricht, von ber Delegation in 
Borbeaug veröffentlicht worden iſt, es von ber Regierung ber nationalen Ver⸗ 
Bergung widerrufen werben wirb; ich will mich blos vergeiffern, ob jenes 
Dekret überhaupt offiziell befteht und habe zu dieſem Behufe Erkunbigungen ein« 
gezogen. Es befteht demnach zwiſchen uns keine Uneinigfeit, unb wir beide 
mäflen an ber feften Ausführung ber Uebereinkunft, welche unjere Unterſchrift 
trägt, arbeiten. Ich werde Übrigens bie Ehre baben, Ew. Ercellenz um 1 Uhr 
zu feben. Inzwiſchen danke ich . Ercellenz für bie jchnelle Bereitiwilligleit, mit 
der Sie die Anorbnungen zur Senbung von Lebensmitteln nach Paris getroffen 
haben. Genehmigen Em. Ercellenz ıc. Iules Favre.“ 

4. Februar 1871, 1 Uhr Morgens. " 


4. Februar. Erflärung der Barifer Regierung gegen die Dele- 
gation in Vordeaux. 


„Franzoſen! Paris hat die Waffen niedergelegt am Tage, ehe es hätte 
Hungers flerben müffen. Man hatte ihm gefagt: Haltet Euch einige Wochen, 
und wir werben Euc befreien! Es hat fünf Donate Wiberftand geleiftet, und 
ungeachtet heldenmüthiger Anftrengungen haben bie Departements ihm nicht zu 
Hülfe fommen Tonnen. Es bat bie graufamften Entbehrungen erbulbet. Es bat 
den Ruin, die Krankheit, die Erſchöpfung ansgehalten. Während eines Monate 
haben bie Bomben es heimgefucht, haben die Weiber, haben bie Kinder getöbtet. 
Seit über ſechs Wochen haben die wenigen Grammes ſchlechten Brodes, die man 
an jeben Einwohner vertheilte, faum bingereidht, ihn vor dem Hungertode zu 
Khügen. Unb als fo, von ber unerbittlichften Nothwendigkeit beflegt, bie große 
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Stadt inne hält, um nicht zwei Millionen Bürger zur gräßlichſten Kataſtrophe zu 
verurtbeilen, als fie bie lette ihr übrig bleibende Kraft benugt unb mit bem 
Feinde unterbanbelt, anftatt eine Ergebung auf Gnade und Ungnabe zu ertragen, 
beſchuldigt man draußen die Regierung nationaler Bertheidigung firafbarer Leicht- 
fertigfeit, man benuncirt fie, man verwirft fie. Möge Frankreich uns beurtbeilen, 
uns und Diejenigen, bie uns noch geftern mit Senaniffen ber Sreunbichaft und 
Achtung überſchütteten und die uns heute infultiren! ir wärben ihre Angriffe 
nicht aufnehmen, wenn bie Pflicht uns nicht geböte, bis zur letzten Stunde mit 
fefter Hanb das Steuer zu halten, welches das Boll von Paris uns anvertraut 
bat inmitten bes Ungewitters. Dieje Pflicht, wir werben fie erfüllen. 

Als wir uns Ende Januar zu dem Verſuch entichloffen, zu unterhandeln, 
war es bereits ſehr ſpät. Wir batten nur noch für zehn Tage Mehl und wir 
mußten, daß bie Berbeerung bes Lanbes bie DVerproviantirung ganz unficher 
machte. Diejenigen, bie heute gegen uns auftreten, werben niemals die Angſt 
fennen, bie wir empfanben. Es banbelte ſich indeffen darum, fie zu verbergen, 
dem Feinde mit Entfchloffenheit entgegen zu geben, noch bereit zu fcheinen, zu 
impfen unb mit Lebensmitteln verſehen zu fein. Was wir wollten, war Fol⸗ 

enves: vor Allem Fein einziges Recht ufurpiren. Frankreich allein gehört bas 
Rest, über fich ſelbſt zu verfügen. Wir haben es ihm vorbehalten wollen. Es 
bat langer Kämpfe beburft, zur Anerlennung feiner Souveränetät zu gelangen. 
Sie ift der wichtigfte Punkt unferes Vertrages, Wir haben ber Rationalgarbe 
ihre Freiheit und ihre Waffen bewahrt. enn wir ungeachtet unjerer Beſtre⸗ 
bungen die Armee und die Mobilgarde nicht haben ber Strenge bes Krieges 
entziehen können, fo haben wir fie wenigftens vor der Gefangenichaft in Deutic- 
land ober vor ber Internirung in einem verfhanzten Lager unter den Flinten 
bes Feinbes bewahrt. Dan wirft uns vor, die Delegation von Borbeaug nicht 
zu Rathe gezogen zu haben! Man vergißt, daß wir in einen eifernen Ring einge- 
ichloffen waren, den wir nicht brechen fonnten. Man vergißt Übrigens, daß jeder Tag 
bie ſchreckliche Kataftrophe der Hungersnoth wahrfcheinlicher machte, und bennod 
haben wir während jech8 Tagen den Boden Schritt für Schritt vertheibigt, während 
die Bevöllerung von Paris ihre wahre Tage nicht kannte und nicht fennen durfte und 
fie, von einem hochherzigen Eifer hingeriffen, zu kämpfen verlangte. Wir haben 
mithin einer verhängnikpollen Notbwendigkeit nachgegeben. Wir haben für die 
Aufammenberufung der Berfammlung einen Waffenſtillſtand ftipulirt, als vie 
Armeen, die ung zu Hülfe fommen konnten, weit von uns zurüdgebrängt waren. 
Eine einzige hielt fi noch, wir glauben e8 wenigftens. Preußen bat die Erge- 
bung Belforts gefordert. Wir haben fie verweigert und wir haben baburdh ſelbſt, 
um ben Plag zu ſchützen, für einige Tage die Altionsfreibeit ihrer Hülfsarmee 
vorbehalten. Aber, was uns unbelannt war, es war zu fpät. Bon den deutſchen 
Armeen in zwei Theile zerichnitten, konnte Bourbali, ungeadtet feines Helten- 
muthes, nicht Widerftand leiften, und nach einem Alt bochberziger Berzweiflung 
gab er ſich auf, feine Truppen wurden gendthigt, über die Grenze zu geben. Der 
Bertrag vom 28. Januar bat mithin durchaus feine Intereflen fompromittirt und 
Paris allein ift aufgeopfert. Es murrt nit. Es bulbigt der Tapferkeit berer, 
die weit von ihm gelämpft haben, um es zu unterflügen. Es klagt nicht ein- 
mal denjenigen an, ber beute jo ungerecht und fo tollfühn if, und der doch Ge- 
neral Chanzy aubalten wollte, als er Paris zur Hilfe marſchiren wollte, und ihm 
ben Befehl gab, fich hinter bie Mayenne zurüdzuziehen. Nein! Alles war nutzlos 
und wir mußten unterliegen. Aber unjere Ehre fteht aufrecht und wir werben 
nicht leiden, daß man baran taftet. Wir haben Frankreich berufen, frei eine 
Berlammlung zu wählen, welche in dieſer äuferften Krifis feinen Willen zu er 
fennen geben wird. Wir erlennen Niemandem das Recht zu, ihm einen aufzu- 
drängen, weder für den Frieden noch für den Krieg. Eine von einem mächtigen 
Feinde angegriffene Nation kämpft bis zum Aeußerften; aber fie wird flets ber 
urtheilt nah ber Stunde, in welder der Widerſtand aufhört, möglich zu fein. 
Das wirb das Land fagen, welches über fein Schidfal zu Rathe gezogen wird. 
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Damit fein Wille fi Allen als ein geachtetes Geſetz auferlege, muß er ber fou- 
veräne Ausdrud ber freien Abſtimmung Aller jein. Nun aber geben wir nicht 
zu, daß man diefer Abſtimmung willkürliche Beſchränkungen auflegen könne. 
Bir baben bas Kaiferreih und feine Praktiten bekämpft, wir wollen fie nicht 
wieder anfangen, inbem wir auf dem Wege von Ausichließungen offizielle Kan- 
dibaturen einführen. Daß große Fehler begangen find, daß daraus ſchwere Ver⸗ 
antwortlicgleiten hervorgehen, nichts ift wahrer; aber das Unglüd des Vaterlandes 
Gt über das alles hinweggeben; und übrigens, wenn wir uns zu Parteimännern 
berabfeßen würben, um unfere ehemaligen Gegner zu ächten, jo hätten wir ben 
Schmerz und die Schmach, Diejenigen zu treffen. welche ihr Blut fämpfend an 
unjerer Seite vergofien haben. Sich der vergangenen Ziwifligleiten erinnern, 
während der Feind auf unferem blutigen Boden fteht, daß hieße das große Werk 
der Befreiung des Vaterlandes durch feinen Groll verfleinern. Wir ftellen bie 
Prinzipien über biefe Erörterungen. Wir wollen nicht, daß das erfte Dekret ber 
republilanifhen Berfammlung von 1871 eine Handlung des Mifitrauens gegen 
die Wähler fei. Ihnen gehöre bie Souveränetät an; mögen fie bie ohne Schwäche 
zur Ausführung bringen und das Baterlandb wird gerettet werben fönnen. Die 
Regierung weift mithin das wibergefeglich von der Delegation von Borbeaur er- 
lofiene Dekret zurück und annullirt es nöthigenfalls, und fie beruft alle Franzoſen 
zur Abftimmung, ohne Kategorie, über die Nepräfentanten, die ihnen bie würdigſten 
jheinen, Frankreich zu vertheidigen. Es lebe die Republik! Es lebe Frankreich. 


Barie, 4. Februar. 
Die Mitglieder der Regierung: 
General Trochu, Jules Favre, Jules Perry, Garnier-PBagds, 
Eugene Belletan, Ernefi Picard, Emanuel Arago. 


Die Minifter: Dorian, General Lefld, 3. Magnin $. Herold.“ 


Gambetta's NRüdtritt. 


Borbeaur, Sonntag 5. Februar. Ein Altenflüd der Regierung enthält 
folgende Mitteilung: „Zules Simon, Mitglied ber Regierung zu Paris, hat 
nah Bordeaur bie Anzeige eines Wahldekrets überbracht, welches mit bem 
Seitens der Regierung zu Borbeaur am 31. Ianuar erlaffenen Wahldelret in 
einem Punkte nicht übereinflimmen würde. Die Regierung zu Paris ift feit vier 
Monaten eingefchlofien, fie ift abgefchnitten von jeder Verbindung mit der öffent- 
lichen Meinung, noch mehr, fie befindet fich gegenwärtig im Zuſtande ber Kriegs⸗ 
geiangenſchaft. Nichts fteht der Annahme entgegen, daß die Regierung zu Paris, 
wenn fie beffer unterrichtet gemwefen wäre, in Uebereinſtimmung mit der Regierung 
zu Borbeaur verfahren haben würde; ebenfo wenig tft e8 aber erwiejen, dag, als 
die Barifer Regierung Jules Simon im Allgemeinen die Milfion ertbeilte, bie 
Wahlen bewerkitelligen zu laffen, fie in abjoluter und verlegender Weife für ben 
Gall der Incompatibilität bat enticheiden wollen. Unter dieſen Umftänden hält 
die Regierung zu Borbdeaur es für ihre Pflicht, ihr Wahldelret aufrecht zu er- 
balten, troß der Remonftrationen und der Einmifhung des Grafen Bismard 
in die inneren Angelegenheiten bes Landes; fie hält es aufrecht im Namen ber 
Ehre und Intereffien Frankreichs. Ein Mitglied ber Regierung von Borbeaur 
ft heute abgereift, um jelbft den wahren Sachverhalt zur Kenntniß der Parifer 
Regierung zu bringen. Gegeben zu Borbeaur am 4. Februar 1871. Gez.: 
remieur, Sambetta, Glais⸗Bizoin, Fourichon.“ 


Borbeaur, Montag 6. Februar. Die Regierungs- Mitgliever Arago, 
Garnier-Bag&s und Pelletan haben ein von ſämmtlichen Mitgliedern ber 
Regierung unterzeichnetes Decret Überbracht, welches das Wahlbeichränfungsdecret 
Bambetta’s vom 31. Januar annullirt. 


. 
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Gambetta hat heute an die Präfelten ein Eircular erlaffen, worin er ben 
felben anzeigt, daß er in Folge bes fein Wahlbecret vom 31. Januar aunıli- 
renden Decretes der Barifer Regierung vom 4. b. jeine Demiffion gegeben habe. 

Bordeaur, Dienstag 7. Februar. Die Demiffion Gambetta’s ifk feitens 
der Regierung ber nationalen Bertheibigun angenommen. Ein Decret berfelten 
vom 6.b. ernennt an Stelle Gambetta's Emanuel Arago zum Miniſter 
bes Innern. — Ein zweites Decret überträgt dem neu ernannten Minifter bes 
Innern, Arago, bie interimiſtiſche Leitung des Kriegsminifteriume. 

In Folge Aufforderung des ans Baris hier eingetvoffenen Mitgliedes ber 
Regierung ber NRationalvertbeibigung bat ber hieſige General» Direktor ber 
Telegrapben an alle Präfelten auf telegraphiſchem Wege folgende amtliche Mit- 
tbeilung gelangen laffen: 

„Ein Decret d. d. Bordeanx, 6. Februar annullirt das aus Bordeaux unter 

dem 31. Ianuar erlaffene Wahlbecret, welches den Wählern Beichränkungen auf 
. erlegte und gewiffe Kategorien von Bürgern mit der Nichtwählbarteit Deal bie 
nach dem Wahlbecret der Barifer Regierung wählbar find. Diefe Bejchränkungen 
find unvereinbar mit der Freiheit und bem allgemeinen Stimmrecht. Die von 
der Parifer Regierung unter bem 28. Januar erlaffenen Wahlbecrete werben un 
verfehrt aufrecht erhalten.” 


1. Februar. Die Kataftrophbe Bourbafis. 
16. Februar. Kapitulation von Belfort. 








18. Um Vuffenſtillſtund zu den Frirdens- 
yrüliminnrien, 


1871. 12. Februar. Cröffnung der Nationalverfammlung zu 
Bordeaux. 


13. Februar. Niederlegung der Regierungsgewalt Seitens der Re⸗ 
gierung der nationalen Vertheidigung. 
16. Februar. Einſetzung von Thiers als Chef der Executipgewalt. 


17. Februar. Proteſt der Abgeordneten aus Elſaß und 
Lothringen gegen die Abtretung dieſer Provinzen. 


„Frankreich und Europa, welche das Schauſpiel der preußiſchen Forderungen 
vor Augen haben, können nicht dulden, daß ſich ein Alt vollziehe, durch —*8 
Eiſaß und Lothringen Frankreich entriſſen würden. Wir find und wir bleiben 
in guten wie in ſchlimmen Tagen Franzoſen; wir haben mit unſerem Blute den 
unfösbaren Pact befiegelt, ber uns mit Frankreich vereint, indem wir bie Treue 
an die gemeinfame Sache unerſchütterlich in allen Prüfungen bewahrten. Frank⸗ 
reich wird diejenigen nicht verlafien, welche fich nicht von ihm Iostrennen wollen. 
Eine Berfammiung, welche aus dem allgemeinen Stimmrecht hervorgegangen ift, 
taun nicht felbft an einem Werle Theil nehmen, durch welches die Rationalität 
emer ganzen Böllerfchaft zu Grunde gerichtet werben fol, und eben fo wenig als 
die Rationalverfammlung kann fi Europa an einem ſolchen Attentate betheil gen; 
es kann nicht dulden, daß ein Volt wie eine Heerbe behandelt werbe. Ein Friebe, 
durch Gebietsabtretungen erlauft, würbe kein bauerbafter Friebe, er würde höchſtens 
an Waffenſtillſtand fein, der balb von einem neuen Kriege gefolgt wäre. Wir, 
Benohner von Elſaß und Lothringen, finb bereit, den Krieg aufs Neue zu be- 
ginnen unb wir erflären von vornherein für null und nichtig jebes Anerbieten, 
jeben Bertrag unb jebe Abftimmung, welche bezwedt, Eifaß und Lothringen von 
Frankreich zu trennen. Prollamiren wir unfer Recht, mit Frankreich vereint zu 
bleiben, halten wir feft an unferen Verpflichtungen zur Bertbeibigung unferer Ehre 
and unferer Würde.“ 

Bei der Debatte ber NRationalverfammlung über bie geichäftliche Behandlung 
dieſes Proteſtes erklärt fih Thiers für fofortige Derweiung an die Bureaur 
zur Berichterflattung unb motivirt biefen Antrag in folgender Weife: „Es handle 
fh darum, zu wiffen, ob die Kammer ben zur Unterhanblung Beauftragten ein 
imperativeg Mandat geben, ober ob fie venfelben die Freiheit zur Unterhanblung 
lafien wolle. Er für feine Perfon theile von Grund feines Herzens die Gefühle 
Rellers; es ſei aber nöthig, daß bie Kammer in einem fo ernften Augenblide 
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denjenigen Entſchluß faffe, welcher allein ihrer Würde entiprähe. Nach feiner 
Anficht wäre jede Vertagung mehr als inopportun, fie wäre wahrhaft kindiſch 
(puerile). Nicht morgen, fonbern fofort müfle die Kammer berathen unb be» 
fchließen;, bie Kammer darf fich nicht hinter jene Regierung verſchanzen, welde 
fie einfegen werbe, fie müſſe vielmehr ſelbſt in voller Ausübung ihrer Rechte nud 
ihrer Verantwortlichkeit fich entſcheiden. Es fei nöthig, daß man wifje, was bie 
Kammer wolle. Was mich anbelangt, fügt Thiers hinzu, ber ich mein ganzes 
Leben meinem Baterlande geweiht habe, jo bin. ich bereit, auch jekt noch alle 
meine Kräfte, alle meine Ergebenbeit demjelben zu wibmen; allein es ift nöthig, 
daß die Kammer bie Frage erledige. Laffen wir fofort bie Burenur zufammen- 
treten und ohne 24 Stunden zu warten, fagen wir, was wir wollen!“ — Die 
Kammer fuspenbirte hierauf ihre Sigung für kurze Zeit und faßte nach Wieder» 
zufammentritt den Beſchluß, den Antrag fofort in den Abtbeilungen zu beratben; 
fie ſprach ſich demnächſt einfah dahin aus: fie habe von dem Protefte Kenntniß 
genommen und benfelben ben Friedensunterhänblern überwieſen. 


(Die Berfammlung vermieb e8 hiernach, fich irgendwie durch eine aus 
drückliche Zuſtimmung zu dem Protefte zu binden, indem fie es vielmehr dem 
Laufe der Unterbanblungen überließ, inwieweit eine Berüdfichtigung beffelben 
möglich fein würde) _ 


19. Februar. Rebe von Thiers beim Autritt ber Regierung in ber 
Situng der Nationalverfammlung. 


„Meine Herren! Ich muß Ihnen vor Allem banken, nicht für die nieber- 
fhmetternbe Laft, die Sie mir aufgeladen, fondern für den Beweis bes Vertrauens, 
welchen Sie mir in ber vorgeftrigen Situng gegeben haben. 

Obgleich erfchredt durch die fchwierige, gefährlihde und beſonders ſchmerz⸗ 
hafte Aufgabe, die mir auferlegt if, empfanb ich nur ein Gefühl, ein einziges, 
das ber jofortigen abfoluten Unterwerfung unter ben Willen des Landes, dem 
man um fo mehr geborchen, das man um fo beffer bedienen, um jo mebr lieben 
muß, je unglücklicher es if. Ach! es iſt unglücklich, unglücklicher als 
zu irgend einer Zeit feiner fo gewaltigen, jo glorreiden Ge⸗ 
ſchichte, in der man e8 fo oft in den Abgrund bes Unglüds geftürzt ſah, um 
plöglich wieber auf den Gipfel der Macht unb bes Ruhms emporzufteigen, indem 
es befländig die Hand in Allen hatte, was groß, fchön und ber Menſchheit 
nüsfich war! Es ift allerdings im Mißgejchide; aber es bleibt eines ber größten, 
der mädtigften Länder der Erbe, immer jung, ſtolz, unerfhöpflid im 
feinen Hilfsquellen, befonbers immer heroiſch, mie biefer lange Widerſtand 
von Paris beweift, ber eines der Monumente ber menichlichen Beflänbigteit und 
Energie bleiben wird. Boll Vertrauen in bie mächtigen Hilfsquellen unfere® theuren 
Baterlandes gebe ich mich ohne Zaubern, ohne Berechnung dem von Ihnen ans 

eprüdten nationalen Willen bin, und ich bin bier zu Ihrer Verfügung, zu Ihren 

Befehlen, wenn ich jo fagen kann, bereit, Ihnen zu geborchen, jedoch mit einem 
Vorbehalt, nämlich dem, Ihnen zu wiberfiehen, wenn Sie, bingeriffen durch ein 
ebeimüthiges, aber unüberlegtes Gefühl, von mir bas verlangen, was bie politifche 
Klugheit verdammen würde, wie ich es that, ale ich vor acht Monaten mid 
plöglich erhob, um den bebauernswerthen Hinreißungen zu widerſtehen, weldhe 
uns zu einem unglüdieligen Kriege führen follten. — — 

Ohne Ihnen heute ein Regierungsprogramm vorzulegen, was immer etwas 
Unbeftimmtes bat, werbe id mir erlauben, Ihnen einige Bemerkungen über bie 
Einheitsidee zu unterbreiten, welche mich leitet unb aus ber ich bie gegenwärtige 
Reconft tution unferes Landes hervorgehen fehen möchte. In einer im Wohlſtand 
lebenden, regelmäßig conftituirten Gejellichaft, die friedlich ohne Erſchũtterung dem 
Fortjchritt nachgeht, repräſentirt jede Partei ein politiſches Syſtem und vereinigen 
ſich alle Parteien in einer nämlichen Verwaltung; wenn man entgegengefetzte 
Tendenzen, bie ſich gegenfeitig annulliren ober befämpfen würden, gegenüberſteüt, 








231 
1871. 


wirde man zur Machtloſigkeit und dem Confliete gelangen. Aber ach! ift diefe 
unfere gegenwärtige Lage eine regelmäßig conftituirte Geſellſchaft, weiche bem 
Fortſchritt ber Geifter nachgeht? 

Srantreih, ohne ernſthaften Beweggrund, ohne hinreichende 
Borbereitung in ben Krieg geſtürzt, ſah feinen Boden überfallen, 
feine Armee vernichtet, jeine ſchöne Organifation zerftört, feine alte 
und mädtige Einheit in Gefahr gebracht, feine Finanzen zerrüttet, 
den größten Theil feiner Kinder der Arbeit entriffen, um auf bem 
Schlachtfelde zu flerben, bie Ordnung durch ein plöglihes Er- 
jheinen der Anarchie geftört und nach der ergwungenen Uebergabe 
von Baris den Krieg nur für einige Tage fuspenbirt um alsbald 
wiederzu beginnen, wenn nicht eine von Europa geadtete Regierung, 
mit Muth die Gewalt in bie Hand nehmend und auf fi die Ber- 
antwortlichleit fchmerzbafter Unterbandlung ladend, ſchreckichen 
Unglücksfällen ein Ziel ſetzt. 

Giebt es, kann es angefihts einer ſochen Sachlage zwei Politiken geben? 
Und giebt es im Gegentheil nicht eine einzige, gezwungene, uoth- 
menbige, bringlidhe Politik, darin beftebend, ſchnellmöglichſt den 
Uebeln ein Ziel zu feßen, welche uns nieberfhmettern? Wird irgenb 
Jemand behaupten Minen, daß man nicht fo fchnell und fo vollftändig, als nur 
möglih, der fremben Dccupation vermittelt eines Friedens ein Ende machen 
muß, über den man unnötbiger Weije bebattirt, ber freilich nur angenommen 
werben kann, wenn er ebrenhaft ift; — daß es nicht nöthig ift, unjere Landbe⸗ 
völlerungen vom Feinde zu befreien, ber fie niebertritt und ausfaugt, aus den 
fremden Gefängniffen unfere Soldaten, Offiziere und Generale zurädzuberufen: 
mit ihnen eine disciplinirte unb tapfere Armee zu reconftituiren; bie geftörte Ord⸗ 
nung wieder berzuftellen, alsdann und fofort die Abminiftratoren, die unwürbig 
find oder ihre Entlaffung gegeben haben, zu erfeten, unfere aufgelöften General- 
und Gemeinderäthe durch die Wahl zu reformiren, fo unfere desorganifirte Ver⸗ 
waltung mieber herzuftellen; bie uns zu Grunde richtenden Ausgaben einzuftellen, 
wenn auch nicht unfere Finanzen, was nicht das Werk eines Tages fein kann, 
doch unfern Credit wieder zu heben, was das einzige Mittel ift, dringlichen Ver⸗ 
pflichtungen bie Spite zu bieten; dem Lande und ben Werkflätten unjere Mobilen 
und Mobilifirten zurüd zu fenden; bie unterbrodenen Lanbftraßen wieder zu 
Öffnen, fo wie überall unterbrochene Arbeit wieder ins Leben zu rufen, welde 
allein unferen Arbeitern und Bauern wieder ihre Thätigleit verichaffen kann? 
Giebt e8 irgend Jemand, der uns fagen Fünnte, daß es irgend etwas Dring- 
liheres gebe, als alles Diefes? Und würde es zum Beifpiele Iemanden bier 
geben, der wagen mwürbe, Artilel der Verfaſſung zu bisfutiren, während unjere 
Gefangenen elendiglich in fernen Gegenden umlommen oder während unjere vor 
Qunger fterbenden Bevölkerungen genöthigt find, den fremben Solbaten das legte 
Stud Brod zu verabreichen, welches ihnen übrig bleibt? 

Nein! Nein! Meine Herren! Frieden machen, reorganifiren, 
ben Credit heben, die Arbeit beleben — bies ift die einzig mög- 
lihe, in diefem Augenblide allein begreiflihe Politil. An biefer 
lann jeder vernünftige, ehrenhafte, erleuchtete Mann, wie er auch Über Die Re⸗ 
pubiif oder bie Monarchie denken mag, auf nütliche Weife arbeiten; und würde 
er daran nur ein Jahr, nur ſechs Monate gearbeitet haben, fo wird er in ben 
Cchooß des Vaterlandes mit hochgetragener Stirn und befriedigtem Gewiſſen zu» 
rüdfchren können. Wenn wir unferem Lande die dringenden Dienfte geleiftet, 
bie ih angeführt, wenn wir biefen eblen Verwundeten, den man frankreich 
nennt, vom Boden, auf bem er bingefiredt liegt, aufgehoben haben, wenn wir 
feine Wunden geheilt, feine Kräfte neu belebt haben, jo werben wir ihn auf feine 
eigene Füße ftellen, und er, dann hergeftellt und wieber im vollen Befige feiner 
Freiheit des Geiftes, wird jagen, wie er leben will. 

Wenn diejes Werk der Reparation beendet fein wird — und es wirb nicht 
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lange währen könnuen —, wirb bie Zeit zur Discuffion, zur Abwägung ber Re 
gierungstbeorien gelommen, fein, unb Dies wirb nicht eine dem Wohle bes Landes 
geraubte Zeit fein. Schon ein wenig entfernt von ben Leiden einer Revolution, 
werben wir unfere Kaltblütigleit wieber gefunben haben; indem wir unter ber 
Regierung der Republik unfere Reconftitution bewerffielligt haben, können wir 
uns über unſere Geſchicke ausfpredden, und dieſes Urtheil wird ausgeſprochen 
werben nit von einer Minorität, fonbern von ber Majorität ber Bürger, d. h. 
von bem nationalen Willen ſelbſt. — 

So ift die einzig mögliche, nothwendige, ben ſchmerzlichen Umflänben, iz 
welchen wir uns befinden, angepaßte Politik. Vereinigen wir uns, meine Gerren, 
und fagen wir uns, baß, indem wir uns ber Eintracht unb ber Weisheit fähig 
zeigen, wir bie Achtung Europas und mit feiner Achtung feine Unterffügung und 
bann bie Achtung des Feindes felbft erlangen werben, unb bie wirb die größte 
Kraft fein, welche Sie Ihren Unterhändlern geben Finnen, um bie Jutereſſen 
Frankreichs in den ernſten Unterhanblungen zu vertheibigen, welche beginnen 
werben. Berichieben Sie aljo bis zu einer Zeit, bie Übrigens nicht mehr feru 
fein kann, bie Verſchiedenheit der Principien, welche uns geipalten haben, bie uns 
vielleicht noch fpalten, aber kommen wir barauf nicht eher zurüd, ale bie bie 
Streitigkeiten, jo jehr fie ernflen Ueberzeugungen entipringen mögen, nicht mehr 
ein Attentat gegen bie Eriftenz und das Wohl des Landes fein werben.“ 


Die tyriedensverhandlungen. 


Notiz der „Provinzial Eorresponbenz” vom 22. Februar. 


„De Frievenshoffuungen haben ſich im Laufe ber jüngft verfloffenen Woche 
befeftigt, und wir bürfen jetzt mit einiger Zuverſicht ber nahen Erfüllung ber 
felben entgegenfeben. 

Die Verſammlung in Borbeaur hat durch ihre erſten Schritte bie Er- 
wartungen beftätigt, weiche fi au den Ausfall der Wahlen Inlipften: ber Geiſt 
patriotifcher Ergebung in bie unabwenbbaren Folgen ber gewaltigen Rieberlage 
Frankreichs und vor Allem die Einfiht in die abfolute Nothwenbigkeit eines 
(hleunigen Friedensſchluſſes feheint ihr ganzes Verhalten zu leiten. 

Die Berufung auf Frankreichs Ehre, wie fie in ben Aeußerungen aus 
Borbeaur öfter wieberlehrt, hat im Zuſammenhange ber fonftigen Schritte unb 
Kundgebungen ber Rationalverfammlung und ber neuen Regierung augenſcheinlich 
nicht mehr benfelden Sinn, in weldem die Ehre Frankreichs bei den früheren 
Berbandblungen als ein abjolntes Hinberniß jeder Abtretung franzöfiichen Gebietes 
bezeichnet wurbe. Vielmehr fcheint die vom Grafen Bismard früher geltend ge- 
machte Auffaffung, baß bie Ehre Frankreichs nicht von anderer Beichaffenbeit jei, 
als diejenige anderer Länder, und daß die VBebingungen, welche Frankreich ganz 
zweifelloe uns auferlegt haben würbe, wenn wir befiegt worden wären, und melde 
das Ergebniß faft jeden Krieges auch ber neueften Zeit geweien find, für ein 
nach tapferer Gegenwehr befiegtes Land an ſich nichts Entehrendes haben können, 
— biefe Auffaffung ſcheint jeßt auch bei ber franzöftfhen Regierung zur that- 
ſächlichen Anerkennung zu gelangen. 

Hierauf, fowie auf der Erfenutniß ber abfoluten Unmöglichkeit einer er⸗ 
folgreihen Wieberaufnahme bes Kampfes Seitens Frankreichs beruht die Zuver⸗ 

St, daß bie Friedensverhandlungen zu einem baldigen erwünfchten Crgebnifie 
bren werben. 

Eine Berlängerung bes Waffenftillftandes konnte unter ben ob⸗ 
waltenden Berhältniffen Seitens unferer Regierung umfomehr bewilligt werben, 
als durch bie Vebergabe von Belfort inzwifchen auch ein neues thatfächliches Unter⸗ 
pfanb für bie Sicherung ber unerläßlichen Beiebenebebingungen ewmonnen war. 

Die Berlängerung ift jeboch nit, wie von franzöflicher Seite gewänict 
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wurbe, auf eine geräumigere Friſt, fonbern mit Rüdfiht auf die im Süden 
Frankreichs fortbauernden Rüftungen, nur auf 5 Tage, bis zum freitag (24.) 
Mittags erfolgt, um ber franzöfiichen Regierung und Nationalverfammlung bie 
unverweilte feſte Entichließung über Krieg und Frieden unbebingt nahe zu legen. 

Thiers hat in bem von ihm ernannten Minifterium bie fernere Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten dem bisherigen Minifter Jules Favere, welcher 
ſammtliche @inleitungen für bie Friedensverhandlungen getroffen hatte, über- 
tragen. Beide haben fich bereits am 21. nad Paris und von ba nach Verfailles 
begeben, um bie Berhanbiungen mit Graf Bismarck dort wieber aufzunehmen. 

Die Hegierung des deutſchen Reiches bat bie Forberungen, welde fie tm 
Intereſſe der gerechten Entichäbigung Deutſchlands, fowie feiner zulünftigen 
Sicherheit ſtellen muß, zugleich fo beſtimmt auf das Maß bes Unerläßlichen be⸗ 
ſchrãnkt, daß es ſich Für bie franzöſiſchen Umterhänbler im ber Hauptfadhe nur um: 
einen raſchen und feften Entſchluß handeln Tann. 

Kur in dem Falle, daß beim Ablaufe bes Waffenftillftiannes am 24. bie 
Horderungen Deutſchlands im Weſentlichen bereits angenommen find, wird mög. 
licher Weiſe eine nochmalige Frift von einigen Tagen zum befinitinen Abſchlufſe 
gewährt werben. 

Unfere Regierung bat in ber Zuverſicht auf das Gelingen ber Friedens⸗ 
verbanbiungen bie Vertreter fübbeutfcher Regierungen zu benfelben zugezogen. 

Die nähfte Woche wird uns, wenn bie bisherigen Anzeichen nicht trügen, 
mit Gottes Hilfe bie Grundlagen bes wieberhergeftellten Friedens bringen.“ 


Ueberfiht der „Provinzial- Corresponbenz” vom 1. März. 


„Bert Thiers hatte es übernommen, in Gemeinichaft mit den Miniſtern 
Inles Favre und Picard, fowie unter dem Beirathe einer Commilflon von 
kan Abgeorbneten mit dem beutihen SHauptquartiere Über ben Frieden zu ver- 

n. 

Die Verhandlungen begannen am 21. Februar. Herr Thiers war an 
biefem Tage in Paris eingetroffen und hatte noch für benjelben Tag eine Zu⸗ 
ſammenkunft mit dem Bundeskanzler Grafen Bismard in Verſailles erbeten, 
zu welcher er in Begleitung von Jules Favre bort eintraf. 

Die erfte Unterrebung beftätigte burch ihren Verlauf die Ausficht auf eine 
Berfländigung und führte demzufolge alsbald zu einer Verlängerung des Waffen- 
fillftandes, welcher am Freitag (24.) zu Ende geben follte, zunähft bis zum 
Eonntag (26.). 

Am Mittwoch (22.) fam Herr Thiers wiederum ans Paris nad Ber- 
ſailles und hatte nicht nur eine längere Eonferenz mit dem Grafen Bismard, 
jendern wurde auf feinen Wunſch auch von Sr. Majeflät dem Deutſchen 
Kaifer empfangen. Auch dem Kronprinzen hatte er feine Aufmwartung ge 
macht und in einer Unterrebung, welde faft eine Stunde währte, fich über bie 
Berhältniffe Frankreichs fehr eingehend ausgeſprochen. 

Die Grundlagen ber deutihen Friedensbedingungen, insbeſondere die For⸗ 
derung einer Gebietsabtretung, fcheinen bei den gegenwärtigen Berhanblungen von 
vornherein jenem grunbfäßlichen Wiberfpruche, an welhem bie früheren Ver⸗ 
handlungen geicheitert waren, nicht mehr begegnet zu fein. 

Freilich war das Streben des Herrn Thiers darauf gerichtet, die Gebiets⸗ 
abtretungen auf das geringfie Maß zu beichränten, und es jcheint, daß in biefer 
Saiehung die berechtigten deutfchen Aniprüche nur Schritt vor Schritt durchgeſetzt 

n konnten. 

Während aber bie Abtretung bes wejentlih beutihen Elſaß mit Straß- 
burg, wenn auch mit Widerftreben, zugeftanden werben mußte, fcheint bagegen 
die Abtretung eines größeren Theild von Lothringen und namentlih ber 
befung Deo anf ben heftigſten und hartnäckigſten Widerſtand geftoßen zu fein. 
ie franzöfifchen Unterhändler fcheinen fich hierbei, abgeiehen von ihren 
eigenen Auffafjungen, zugleich auf gewiſſe Kunbgebungen ber öffentlichen Meinung 
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in Englanb geftüßt zu haben, ohne zu erwägen, wie wenig praltifdhe Bebentun 
berartigen Aeußerungen beizumeffen ift. 

Auch die Forderung, daß beutihe Truppen noch in Paris einmarjchiren, 
begegnete bem lebhafteften Widerſtreben ber franzöfiihen Unterhändler, welche 
darin eine ueue, tiefe Demütbigung für die Hauptſtadt erfennen wollten unb zu- 
gleich vermöge ber Erregung ber Beröfferung die größten Gefahren für bie ein- 
rüdenden Deutſchen verfünden zu müffen glaubten. 

Einen Augenblid fchien es, als follten bie unter den beſten Anzeichen be⸗ 

onnenen Berbanblungen ſchließlich fcheitern, indem Herr Thiers namentlich bie 
rantwortung für bie Abtretung von Meb nicht Übernehmen zu können meinte. 
Er madte den Berfuh, einen Verzicht Deutichlande auf Me unter ber Be- 
dingung zu erreichen, daß Fraukreich fich verpflichte, die Feſtungswerke zu ſchleifen; 
— er fol enblih ein Arrangement bergeiählagen baben,, durch welches Deutid- 
land einen anbermeitigen Erſatz für Dieb erhalten hätte; — Graf Bismard 
aber beftand unbebingt auf ber Erwerbung von Met, welches für Deutichland 
in militärifcher Beziehung noch bei Weitem wichtiger if, ale Straßburg, und in 
dieſem Betracht durch Fein anderes Zugefändniß aufgewogen werben Fönnte. 

Um den Franzofen dagegen ben Beweis zu liefern, daß bie beutiche Politik 
in ber That nur auf bem beftehbe, was fie aus überwiegenden Gründen bes 
nationalen Intereffes fefthalten muß, willigte Graf Bismard ſchließlich darein, 
daß Belfort an Frankreich zurüdgegeben werbe. Auch diefe Feſtung, welde 
jüngft mit blutigen Opfern von un® errungen wurbe, ift zur VBertbeibigung bes 
ſüdlichen Elſaß von einiger Wichtigkeit, — doch nicht von fo unmittelbarer und 
Durchgreifenber, wie Straßburg und Met. Wenn es gelang, durch ben Berzicht 
auf Belfort ohne Erneuerung bes Krieges einen Friebensichluß zu fichern, der und 
biefe Hauptbollwerle in die Hand gab, jo war biefer Erfolg gewiß eines folden 
Opfers werth, und bie tapferen Krieger, welche um Belfort gerungen, baben fid 
auch bei foldem Ausgange ein großes Berbienft um ben glorreihen Erfolg des 
Krieges errungen. 

Der Verzicht Deutichlands auf Belfort fcheint in der That bie flodenben 

Verhandlungen wieder belebt und den Eutichluß der franzöfiihen Unterhändler, 
fih in bie Abtretung von Det; zu fügen, ermöglicht zu haben. 
Auch der Widerſpruch gegen den Einmarſch deutſcher Truppen in Paris 
konnte nicht aufrecht erhalten werben, ba es für unfere fiegreichen Truppen jeben- 
falls verletzender wäre, auf ben Eintritt in bie bezwungene Hauptflabt verzichten 
zu müffen, als für die Parijer, bie Feinde, welche von den Forts aus bereite bie 
Stabt beherrfchen, auch innerhalb ber Shore derſelben zu feben. 

In Betreff ver Kriegsentihäbigung fanden die deutſchen Anſprüche zunächſt 
gleihfalls lebhaften Widerſpruch; es erfolgte fchließlich eine Verſtändigung über 
eine Zahlung von 5 Milliarden Francs.“ 


Zepter Verjuh einer Einmilhung in die Ber- 
handlungen. 


Aus dem englifchen Blaubuche. 

Der neue franzöfiihe Botſchafter, Herzog von Broglie, traf am 24. Fe⸗ 
bruar in London ein; fchon um 101,, Uhr hatte Lord Sranville eine Zufammen- 
kunft mit ihm, fellte ihn um 1'% Uhr Ihrer Majeflät der Königin zur Ueber⸗ 
reichung feiner Beglaubigungsichreiben vor, unterbreitete feine Korberungen un- 
mittelbar darauf einem eigens einberufenen Kabinetsrathe und beförberte dann ben 
bort gefaßten Beichluß an Lorb Loftus in Berlin. Das betreffende Altenftüd 


lautet im Auszuge: 
Ausw. Amt, 24. Februar 1871. 
„Diylord. — Ohne von ben anderen in Vorſchlag gebrachten Friebenebe- 
dingungen unterrichtet zu fein, vernimmt Ihrer Maj. Regierung von dem Bot- 
ſchafter Frankreichs, daß bie von Deutichland verlangte Kriegsentihäbigung ſechs 
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Milliarden Franken beträgt, bie faft unverzüglich zu zahlen und einigen noch 
nicht feftgefetzten Abzligen unterworfen feien. Se. Ercellenz bat ber Regierung 
Ihrer Wojetät vorgeftellt, daß es der Regierung Frankreichs unmöglich fein 
würde, eine folde Summe zu zahlen, und baß es ihrerſeits unehrenhaft wäre, 
fi zu einer Zahlung zu verpflichten, deren Leiftung burchaus ihre Kraft Überfteigt; 
fie erfucht daher Ihrer Majeftät Regierung, die Unmöglichleit einer ſolchen Zah⸗ 
Iungsleiftung vorzuftellen ... . . . Angefichts des Äußeren Drängens ber Zeit ift 
Ihrer Majeftät Regierung gewillt, Deutichland über den Betrag dieſer Entſchä⸗ 
digung Borftellungen zu maden und ihre Bermittelung in freundſchaftlichem 
Geiſte beider Barteien anzubieten, in der Ueberzeugung, daß e8 nicht minder in 
Deutſchlands als in Frankreichs Intereffe liegt, den Betrag ber Kriegsentihäbigung 
nicht größer zu machen, als man vernünftiger Weife erwarten kann, daß Frank⸗ 
reich ihn zu zahlen im Stande ſein werde.“ 


In einer Depeſche an Lord Lyons, vom 25., theilt dann Lord Gran⸗ 
ville mit, worauf die Forderungen des Herzogs von Broglie eigentlich hinaus⸗ 
liefen: 

„Der Herzog von Broglie ſagte, er wünſche, daß wir Deutſchland auf⸗ 
forderten, ben Waffenſtillſftand zu verlängern, damit bie Unterhandlungen nicht 
aller Kenutnißnahme von Seiten Europas entzogen blieben und zweitens follten 
wir fchiebsrichterlihe Aburtheilung Über den Betrag ber Kriegsentihäbigung vor⸗ 
ihlagen ... . . Ich verſprach, bie Angelegenheit meinen Kollegen vorzulegen, 
und der Herzog von Broglie behielt fi das Recht vor, bezüglich ber terri- 
torialen und politifchen VBedingungen an uns zu appelliven ..... Nachdem 
ohne Verzug ein Kabinetsrath bezüglich der mir vom Herzog von Broglie ge- 
madten Mittheilungen einberufen worben, tbeile ich ihm mit, bezüglich des erften 
Punktes, daß Ihrer Majeflät Regierung Deutihland zu einer Verlängerung bes 
Waffenſtillftandes behufs des von Sr. Ercellenz bervorgehobenen Zweckes veran- 
lafſen möge, jei das Kabinet der Anſicht, daß ein folder Schritt den von Sr. Ex⸗ 
cellenz beabfichtigten Zwed nicht fördern würde, baß aber Ihrer Majeſtät Re⸗ 
gierung in der Depeihe an Lord Auguftus Loftus die Weſenheit bes zweiten 
mir vom franzöfiichen Botichafter unterbreiteten Borichlages, behufs eines befrie- 
en va otommeng über die von Frankreich zu zahlende Entichäbigung nieber- 
gelegt habe .. . . . “ 


Auf die erfle Depeiche erwiderte Ford Loftus unterm 28., daß er fie dem 
Staats» Sekretär von Thile vorgelegt, und biefer ihm werfprocden babe, biefelbe 
fofort an ben Bundeskanzler Grafen von Bismard zu übermitteln, während 
bie Erwiderung Odo Ruſſels — welchem eine Abjchrift ber Depeche an Korb 
Loftus zugegangen war — von größerem Intereſſe it. Sie lautet: 


Berjailles, 26. Februar 1871. 


„Das Telegramm Ew. Lorbichaft vom 24. d., 1TUhr 45 Minuten Nachts, 
bezüglich der Kriegsindemnität wurde mir geftern Abenb um 11 Uhr ausgehändigt, 
far nah meiner Rückkehr von einem Beſuche beim Hauptquartier des Kron- 
primen, wo ich vernommen hatte, daß die Kriegsinbemnität won ſechs auf fünf 
Milierden herabgefegt und von M. Thiers genehmigt worden war. Ich ziehe 
den Schluß, daß das Telegramm Ew. Lorbichaft durch den Grafen Bernftorff 
geftern früh eingetroffen ift; felbft aber babe ich den Kanzler nicht fehen Fönnen; 
rin zu fehr durch die franzöfifchen Uuterhändler in Anſpruch genommen, um 
beute irgend Jemanden empfangen zu können. Die Unterhandlungen müffen vor 
Mitternacht geichloffen fein, denn dann enbigt der Waffenftillftaub und werben bie 
Feindfeligleiten wieber aufgenommen werben, wenn bie Bräliminarien nicht an- 
genommen find.” — 
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26. Sebruar. Der Friedens⸗ Bräftminar-Bertrag von Verſailles. 


„Zuiigen dem Kanzler bes beutfchen Reichs Herrn Grafen Otto v. Bis» 
mard-Schönhaufen, ber mit Vollmacht feitend Sr. Majeflät bes beutichen 
Kaifers und Königs von Preußen verſehen ift, 

Dem Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs 
von Baiern, bem Herrn Grafen Otto v. Bray- Steinburg, 

Dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeftät bes Könige 
von Württemberg dem Herrn Freiherrn Auguſt v. Waechter, 

Dem Staatsminifter und Hinifterraths « Bräfibenten Sr. Koniglichen Hoheit 
bes Großherzogs von Baben, Herm Julius Jolly, welche das beutiche Reich 
vertreten einerjeite 

und bem Chef ber Erecutingewalt ber franzöftihen Republik, Seren Thiers, 
und dem Minifter ber ausmärtigen Angelegenheiten, Herrn Jules Favre, 
welde Frankreich vertreten, andererſeits 

ift, nachdem bie Vollmachten ber beiden contrahirenden Theile in guter und 
regeltechter Form befunden worden, nachſtehende Vereinbarung getroffen worben, 
bie als Bräliminar- Orunblage für ben fpäter abzufchließenben Frieden bienen foll 


Artikel I. Frankreich verzichtet zu Gunften des deutjchen Reiches auf 
alle feine Rechte und Anſprüche auf vicjenigen Gebiete, welche öftlih von 
der nachſtehend verzeichneten Grenze belegen find. 


Die Demarcationslinie beginnt an ber norbweftliden Grenze bes Cantons 
Cattenom nach dem Großherzogthum Luremburg zu, folgt ſüdwärts ben weſt⸗ 
fihen Grenzen der Kantons Cattenom und Thionville, burchichneibet ben Canton 
Briey, indem fie längs der weftlihen Grenzen der Gemeinden Montois - la. Mon- 
tagne und Roncourt, fowie der öſtlichen Grenzen ber Gemeinben Marie - anr- 
chͤnes, Saint Ail, Hadouville hinläuft, berlihrt die Grenze des Kantone Gorze, 
welche fie längs der Grenzen ber Gemeinden Bionville, Bouridres und Onville 
burchichneidet, folgt der Sudweſt⸗ bez. Südgrenze des Arrondiffements Metz, ber 
Weftgrenze bes Arronbiffements Chateau -Salins bis zur Gemeinde Pettoncomt, 
von ber fie bie Weſt⸗- und Südgrenze einfchließt, und folgt dann dem Kamme 
ber zwifchen der Seille und Moncel gelegenen Berge bis zur Grenze bes Arron- 
biffements Saarburg füblih von Garde. Sodann fällt bie Demarcationslinie 
mit ber Grenze biefes Arrondiffements bis zur Gemeinde Tanconville zufammen, 
beren Norbgrenze fie berührt. Won bort folgt fie dem Kamme ber zwifchen ben 
Duellen der Saare blande und ber Bezouze befinbliden Bergzüge bis zur 
Grenze bes Cantons Schirmed, geht entlang ber weftlichen Grenze dieſes Kantone, 
fchließt die Gemeinde Saales, Bourg- Bruce, Colroy la Roche, Plaine, Ranrupt, 
Saulrures und St. Blaije- la Rode, im Kanton Saales ein und fällt dann mit 
ber weſtlichen Grenze ber’ Departements Nieber- unb Ober» Rhein bis zum 
Canton Belfort zufammen. Sie verläßt deifen Sübgrenze unweit von Bour- 
venans, burchichneidet den Kanton Delle bei ber Sübgrenze ber Gemeinden 
Bourogne und Froide⸗-Fontaine und erreiht die Schweizergrenze, indem fie längs 
ber Oftgrenzen der Gemeinden Jouchery und Delle binläuft. 


Das Ddeutjche Wa wird biefe Gebiete für immer mit vollem Sow 
veränetäts⸗ und Eigenthumsrecht befigen. 


Eine internationale Commiſſion, bie beiberfeit8 aus ber gleichen Zahl von 
Bertretern der hoben contrahirenden Theile - geübet wird, fol unmittelbar nad 
bem Austauſche der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages beauftragt werben, 
an Ort und Stelle die neue Grenzlinie in Gemäßheit ber vorftehenben Stipu- 
lationen feftzuftellen. Dieſe Commiffton wird bie Bertheilung des Grunb und 
Bodens, jo wie der Kapitalien leiten, welche bis jetzt gemeinjchaftlich Diftricten 
ober Gemeinden angehört haben, bie burch die neue Grenze getrennt werben; im 
Falle einer Meinungsverfchiebenheit Über die Grenze und bie Ausführungs- Br 
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fiimmmngen werben bie Commilfionsmitglieber die Entſcheidung ihrer refpectiven 
Regierungen einholen. Die Grenze ift, fowie fie vorſtehend feflgefett if, wit 
grüner Farbe auf zwei gleichen Eremplaren ber Karte von ben „Gebietstheilen, 
welche das General- Gouvernement des Elſaſſes bilden” vermerkt, bie im Sep⸗ 
tember 1870 in Berlin durch die geographifche und flatiftifche Abtheilung des 
großen Generalftabs veröffentlicht worden iſt. Ein Eremplar berieben wird jeder 
der beiden Ausfertigungen bes gegenwärtigen Vertrages angefügt. Die ange- 
gebene Grenzlinie bat inbefien mit Uebereinftimmung beider contrabirenden Theile 
folgende Abänberungen erfahren: Im ehemaligen Mofel- Departement werben 
bie Dürfer Marie aur Chéênes bei St. Privat la Montagne und Pionville, 
weitlich von Rezonville, an Deutichlanb abgetreten. 


Dagegen werden die Stadt und die Feſtungswerke von Belfort mit 
einem fpäter feftzufegenden Rayon bei Frankreich verbleiben. 


Artikel II. Frankreich wird Sr. Majeftät dem deutfchen Kaifer die 
Summe von 5 Milliarden Francs zahlen. Mindeſtens eine Milliarde 
Francs wird im Laufe des Jahres 1871 gezahlt und der ganze Reſt im 
Lauf dreier Jahre von der Ratification des gegenwärtigen Vertrages ab. 


Artikel III. Die Räumung ber frangdfifchen, durch die beutfchen Truppen 
befegten Gebiete und wird nach ber Ratification bes gegenwärtigen Vertrages 
ſeitens der in VBorbeanr tagenden National» Berfammlung, beginnen. 

Unmittelbar nah der Natification werben die beutihen Truppen bas 
Junere der Stabt Baris, fo wie die am linlen Ufer der Seine belegenen Forts 
verloffen. Sie werben in möglichft kurzer Krift, die durch ein Einvernehmen 
zwiichen ben Militärbehörben beider Länder feftgeftellt wird, bie Departements 
Calvados, Orne, Sarthe, Eure et Loir, Loiret, Loir et Eher, Inbre et Loire, 
Denne, gänzlich und weiter bie Departemente Seine inferieure, Eure, Seine et 

ife, Seine et Marne, Aube, Cote d'or bis zum Iinfen Ufer ber Seine räumen. 

Die franzdfifhen Truppen werben fich gleichzeitig hinter bie Loire zu⸗ 
rüdjieben, bie fie vor Unterzeichnung bes befinitiven Friedens⸗-Vertrages nicht 
werden überfchreiten dürfen. Ausgenommen von biefer Beftimmung find bie 

Garniſon von Baris, deren Stärke die Zahl von 40,000 Mann nicht Überjchreiten 
barf, und die zur Sicherheit ber feſten Pläte unerläßlich erforderlichen Garnijonen. 

Die Ränmung der zwifchen dem rechten Ufer ber Seine und ber Oftgrenze 
gelegenen Departements wird feitens ber beutfchen Truppen fchrittweife nach ber 
Ratification bes befinitiven Friedensvertrages und ber Zahlung ber erften halben 
Milliarde ber Eontribution erfolgen, die im Artikel II. ftipulirt if. Die Räumung 
wird beginnen bei den Paris am nächſten gelegenen Departements unb wird, je 
nachdem die Zahlungen ber Contribution bewirkt fein werben, fortgejeßt. Nach 
der erften Zahlung einer halben Milliarde wirb die Räumung folgender Depar- 
temeuts ftattfinben: Somme, Dife und ber Theile ber Departements Seine in« 
ferieure, Seine et Dife, Seine et Marne, die auf dem rechten Seine-Ufer ge» 
legen find, jo wie bes Theiles des Departements Seine unb ber Forts auf bem 
rechten Seine» Ufer. Nach ber Zahlung von zwei Milliarden wirb bie beutfche 
Oecupation nur noch bie Departements Marne, Arbennes, Haute Marne, Meuje, 
Bosges, Meurtbe, jo wie bie Feſtung Belfort mit ihrem Gebiete umfaffen, bie ale 
Bland für die rückſtändigen drei Milliarden dienen follen. 

Die Zahl der in benjelben befinbliden dentſchen Truppen 
wird 50,000 Mann nicht Überfchreiten.. Es wird Sr. Majeflät dem Kaifer über- 
lafien, au die Stelle ber Territorial- Garantie, welche in der theilmeifen Beſetzung 
des franzöfiichen Gebietes beftebt, eine finanzielle Garantie treten zu laflen, wenn 

ieſelbe Durch Die franzöſiſche Regierung unter Bedingungen offerirt wirb, welche 

von Sr. Majeftät dem Kaifer und König als für die Intereffen Deutichlanbs 
ausreichend anerfannt werden. Für die brei Milliarden, veren Zahlung verichoben 
fein wird, werben 5pCt. Zinfen vom Tage ber Ratification der gegenwärtigen 
Bereinbarung abgezahlt. 
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Artitel IV. Die beutfchen Truppen werben ſich in ben beietten Depar- 
tements ber Requiſitionen, jet es in Geld, fei es in Naturalien enthalten. Da⸗ 
gegen wird ber Unterhalt der beutichen Truppen, welche in Frankreich zuräd- 
bleiben, auf Koften ber franzöftichen Regierung erfolgen und zwar nach Maßgabe, 
wie fie durh ein Einvernehmen mit ber beutfchen Militär» Intenbantur ver- 
einbart ifl. 

Artilel V. Die Intereffen ber Einwohner in dem von Frankreich abge- 
tretenen Gebiete werben in Allem, was ihren Handel und ihre Privatrechte angeht, 
fo günftig als möglich geregelt werben, fobalb bie Bedingungen bes definitiven 
Friedens werben feftgeftellt fein. Zu dieſem Zwecke wird ein Zeitraum feftgelekt 
werben, innerhalb deſſen diefe Bewohner befoudere Erleichterungen bezüglich ber 
Circulation ihrer Handelserzeugniffe genießen follen. Die beutfche Regierung 
wirb der ungebinderten Auswanderung der Einwohner der abgetretenen Gebiett- 
theile nichts in den Weg fielen, auch wirb biejelbe ben Einwohnern gegenüber 
leine Maßregel ergreifen dürfen, welche Berfon oder Eigenthum derſelben antafet. 

Artikel VI. Die Kriegsgefangenen, welche nicht bereits auf dem Wege ber 
Auswechlelung in Freiheit gefegt mworben find, werben unverzüglich nad ber 
Ratification ber vorliegenden Präliminarien zurüdgegeben werben. Um ben 
Transport der franzöfiichen Gefangenen zu bejchleunigen, wird bie franzöfiide 
Regierung zur Dispofttion ber deutſchen Behörden einen Theil des Fahrmaterials 
ihrer Eifenbahnen im Innern Deutichlands ſtellen, und zwar in einer durch be- 
fondere Verabredung feitzuftellenden Ausbehnung, fo wie zu denjenigen Preifen, 
welche in —— von ber franzöſiſchen Regierung für Militärtransporte ge⸗ 
zahlt werben. 

Artilel VII Die Eröffnung ber Berbandlungen, betreffend ben 
definitiven Frieden, welcher auf Orundlage der gegenwärtigen PBri- 
liminarien abzufhließen if, wird in Brüffel unverzüäglih nad 
Ratification der letzteren buch die NRationalverfammlung und 
Se. Majeftät ben beutfhen Kaiſer flattfinden. 


Artifel VII. Nah Abihluß der Ratification bes definitiven fyriebens- 
vertrages wird die Abminiftration ber Departements, welche noch won beutfchen 
Truppen beſetzt bleiben follen, den franzäfifchen Behörben wieder übergeben werben. 
Doc follen dieſe letzteren gehalten fein, den Befehlen, welche die Commanbanten 
ber deutfhen Truppen im Intereffe ber Sicherheit, des Unterhaltes und ber Ber- 
tbeilung ihrer Truppen erlaffen zu müffen glauben, Folge zu leiften. In den 
occupirten Departements wird bie Erhebung ber Steuern nad NRatification bes 
gegenwärtigen Bertrages für Rechnung ber franzöflichen Regierung und mittels 
ber Beamten berfelben bewirkt werben. 

Artilet IX. Es ift ausgemacht, baf die gegenwärtigen Vertragsbeſtimmungen 
ber deutſchen Militärbehörde keinerlei Recht auf die Theile bes Gebietes, welches 
von Deutichen gegeumärtig nicht bejett ift, geben können. 

Artikel X. Die gegenwärtigen Präliminarien werben ber Natification 
Sr. Majeftät bes deutichen Kaifers, jo wie der franzöſiſchen National» Berfamm- 
lung, welche ihren Sit in Borbeaug hat, unverzüglich unterbreitet werben. 


(gez.) v. Vismard. A. Thiers. Jules Favre.“ 


„Da die Königreiche Bayern und Württemberg und das Groß⸗ 
berzogthbum Baden als Bundesgenoffen Preußens an dem gegen» 
wärtigen Kriege Theil genommen baben und jegt zum deutſchen 
Neich gehören, fo treten die Unterzeihneten der vorliegenden Ueber- 
einlunft Namens ihrer betreffenden Souveräne bei. 

Berfailles, ven 26. Februar 1871. 


gez. Graf v. Bray-Steindburg. WMittnadt. 
Baron v. Wächter. Jolly.“ 
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Zufeg-Eonvention Über die Berlängerung bes Waffen- 
filltandes unb bie Beſetzung von Paris. 


„Artilel J. Um bie Ratification ber Friebenspräliminarien zu erleichtern 
wird der unterm 28. Januar unb 15. Februar ſtipulirte Waffenftillftand bis zum 
12. März verlängert. 


Artikel U. Die Verlängerung des Waffenftillftandes bezieht ſich nicht auf 
Artilel IV. der Eomvention vom 28. Januar, welcher durch folgende Beftimmung 
eriest wird: Der Theil der Stadt Paris innerhalb der Ringmauer zwiſchen ber 
Seine, ber Straße der Borftabt St. Honore und der Avenue des Ternes wirb 
von beutihen Truppen befettt, deren Zahl 30,000 nicht Überjchreiten darf... Die 
Art und Weife der Decupation wird durch höhere Offiziere beiber Armeen ge- 
regelt werben. 


Artilel II. Die deutſchen Truppen werben fortan feine Contribution an 
Gelb mehr von den occupirten Gebieten erheben. 


Artilel IV. Beide Theile behalten das Hecht, vom 3. März ab den Waffen- 
ftillſtand mit einer Friſt von 3 Tagen für ben Wieberbeginn ber Feinbfeligleiten 
zu kündigen. 

Berfailles, 26. Februar 1871. 


v. Bismard. Thiers. Jules Favre.” 


Convention betreffend die Ocenpation eines Theile 
von Paris durch die deutſchen Truppen, abgeichloffen zu 
Berfailles, am 26. Februar 1871. 


„8 1. Die deutfhen Truppen werben von Mittwoch, 1. März d. 3., 10 Uhr 
Vormittags ab, den Theil von Paris auf bem rechten Ufer ber Seine beſetzen, 
welcher durch diefen Fluß, die Enceinte vom Point du jour bis zum Thor bes 
Zernes, durch die Straße des Faubourg St. Honoré bis zur Straße des Champe 
Eiyfees, durch das Garde Meuble, das Darine- Dlinifterium und den Garten 
der Zuilerien begrenzt wird. Die in biefem Terrain an ber Seine belegenen 
franzöfiſchen Militärmagazine, fowie die über den Pont b’Alma und Pont de Jena 
dorthin führenden Strafen find von der Occupation durch die beutfchen Truppen 
ansgeihloffen. — 8 2. Das Ueberichreiten der vorerwähnten Grenzlinien ift den 
bewafineten Mannfchaften beiber Theile ausdrücklich und firenge unterfagt. Da⸗ 
gegen wird ber Verlehr für alle nicht den Truppen angehörige und nicht be» 
waffnete Perſonen jreigegeben. — 8 8. Den deutſchen Truppen wirb jebe Er⸗ 
leihterung gewährt werden, um auferbalb ihres Occupationsrayons bie Galerieen 
bes Louvre und das Hotel bes Invalides zu beſuchen. Die Detail® berartiger 
Befuche werben im gegenjeitigen Einverftändniß zwiſchen den beutfchen und fran⸗ 
zöͤſiſchen Militärbehörden feftgeftellt werben. ebenfalls erfcheinen die Mannfchaften 
ierbei ohne Feuergewehre und nur unter der Führung von Offizieren. — 
84. Die deutfhen Truppen werben theils in öffentlichen Gebäuden, theils bet 
den Bürgern einguartirt werden. Eine gemifchte Commiſſion, beftehend aus De⸗ 
lIegirten der Municipalität und einem ober mehreren deutſchen Generalſtabs⸗Offi⸗ 
tieren, wird Dienftag, ben 28. d.M., um 2 Uhr Nachmittags, an ber Brüde 
von Sèvres zufammentreten, bie Detaild ber Einquartirung zu verabreden. — 
85. Die Verpflegung ber in Paris einquartirten Mannſchaften ift Sache ber 
deutihen Militärbehörden. Für Richtigkeit: Blume, Major im Generaiftabe.“ 
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Amtliche Telegramme über die PBräliminarien. 
Telegramm des Kaijerd an die Katferin= Königin. 
" Berfailles, 26. Febrnar. 
„Mit tief bewegten Deren mit Daufbarleit gegen Gottes Gunade 
zeige id Dir an, daß jo eben die Mriebene- eh iminarien unter 
eichnet find. Nun ij noch die Einwilligung der National - Berfamm- 
ng in Bordeanz abzuwarten. Wilhelm.“ 


Telegramm ded Kaiſers an den König von Bayern 
(ähnlich an andere beutfche Fihften). 

„Mit dankerfülltem Herzen gegen die Vorſehung zeige ich Ihnen an, 
daß geftern Nachmittag die Friedenspräliminarien hier unterzeichnet worden 
find, durch welche der Elfaß, aber ohne Belfort, Deutich - Yothringen mit 
Metz an Deutichland abgetreten worden find, 5 Milliarden gezahlt werden 
und Theile Frankreichs befegt bleiben bis zur Abzahlun vieler Summe, 
Paris wird theilmeife befegt. Wenn die Ratifikation in Bordeaur erfolgt, 
fo ftehen wir am Ende diefes glorreichen, aber auch blutigen Krieges, der 
uns mit Frivolität ohne leihen aufgezwungen wurde und an dem Ihre 
Truppen fo ehrenvollen Antheil nahmen. Möge Deutſchlands Größe fid 
nur in Frieden konſolidiren. Wilgelm.“ 


Erwiderung ded Königd von Bayern. 


„Innigſt bemegt von der erhebenden Friedenskunde bringe ich Ihnen 
meinen tiefempfundenen Dank für eine Nachricht, welche von mir und 
meinem treuen Volke aufs Wärmfte begrüßt wird. Deutfchland iſt nad 
ſchweren Kämpfen zu ungeahnter Größe emporgeftiegen und mit Recht 
werden Mit« und Nachwelt Em. Majeftät als den glorreihen Gründer 
diejer neuen Aera preijen. Ludwig. 


Telegramm des deutichen Katjerd an den’ Kaiſer von Rußland. 

Berfailles, 27. Februar. 
„Mit unausfprechlihen Gefühlen und der Gnade Gottes bankend 
zeige ich Shnen an, daß die Friedenspräliminarien zwiſchen Bismard 
und Thiers unterzeichnet worden find. Der Elfaß, aber ohne Belfort, 
Deutfch= Lothringen mit Meg find an Deutjchland abgetreten worden, eine 
Eontribution von 5 Milliarden Francs wird von Frankreich gezahlt werden. 
Nah Maaßgabe der Bezahlung diefer Summe wird das Land in drei 
Jahren geräumt werden. Paris wird bis zur Ratifitation durch die National 
perjammlung in Bordeaur theilweife befegt werden. Die Details der Friedens 
verbandlungen werden in Brüſſel geführt merden, fobald die Ratifilation 
erfolgt fein wird. So ftehen wir denn am Ende eineß ebenfo glorreicden 
als blutigen Krieges, welcher und mit einer Frivolität ohne Gleichen auf 
geatnungen wurde. Preußen wird niemals vergefien, daß e8 Ihnen zu vers 
anken ift, wenn der Krieg nicht die Außerften Dimenfionen angenommen 

bat. Möge Gott Sie dafür fegnen. 
Für immer hr danfbarer Freund 
Wilhelm.“ 
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Antworf ded Kaiferd von Rußland. 


„Ih danke Ihnen für die Angei e der Detaild der Friedenspräli- 
minarien. Ich theile Ihre Freude. Gebe Gott, daß denjelben ein dauer» 
hafter Friede folge. Ich bin glüdlih, im Stande gewefen zu fein, Ihnen 
als ergebener Freund meine Sympathien zu beweifen. Möge die Freund» 
fhaft, welche und verbindet, das Glück und den Ruhm beider Ränder 


Ulerander.“ 


Die Annahme der Tyriedenspräliminarien in Borbeanz. - 
Ueberficht ber „Provinzial» Eorresponbenz.” 


In ber Sitzung ber Nationalverfammlung vom 28. Februar erfolgte bie 
anttheifang ber Präliminarien durch das Haupt der Regierung, Herrn Thiers. 
Inmitten tiefen Schweigens nahm berfelbe das Wort und ſprach: 

„Wir haben eine fchmerzliche Aufgabe übernommen; wir haben alle mög- 
figen Auftrengungen gemacht, und mit tiefem Bedauern befinden wir uns jett in 
ber Lage, Ihrer Berathung einen Geſetzentwurf zu unterbreiten, für welchen wir 
bie fhleunigfle Berathung erbitten. 

Der Sefegentwurf lautet: Art. 1. Die Nattonalverfammlung, ber 
Rothwendigfeit weihend und bie Berantwortlicleit zurückweiſend, 
nimmt bie in Berfailles am 26. Februar unterzeichneten Friedens» 
ꝛratigiegic ie we bes Friede heit laffen Thi 

, ingungen bes n8 mitzutheilen, verlaffen ers 
N er iR genöthigt, von ber Tribüne herabzufteigen und den Saal zu 
affen. 

Einer ber Friedenskommiſſare verlieft die Präfiminarien unb giebt ber Ber- 
ſammlung gleichzeitig Kenutniß von ber Vereinbarung wegen Verlängerung bes 
Waffenſtillſtandes, nad welcher 30,000 Mann ber beutichen Zruppen bis zum 
Abſchluß der Friebenspräliminarien einen Theil von Paris beſetzen bürfen. 
Gerade mit Rüdficht auf biefe Beſtimmung wurbe bie Dringlidleit ber Be⸗ 
iethurg wiederholt hervorgehoben. 

hiers ergriff im weiteren Berlauf wiederum das Wort, um hervorzu⸗ 
heben, wie es von größter Wichtigkeit fei, daß bie Berathung nicht verichoben 
we 

„Wir ſtehen (ſagte er) als Opfer einer Lage da, welche wir nicht geſchaffen 
haben, für welche wir aber einſtehen müffen. Wir bitten Sie, nicht einen Augen⸗ 
bid Zeit zu verlieren; wir bitten Sie mit energifher Dringlichkeit, nicht 
Zeit zu verlieren. Wenn Sie unferer Bitte entipreden, können Sie viel» 
leiht der Hauptflabt einen großen Schmerz erfparen. Ich habe meine 
Berantwortlichleit eingefeßt, meine Kollegen Haben bafjelbe gethan, es tft noth- 
wendig, Daß auch Sie Ihre Berantiwortlichleit einfegen. Hier giebt es feine Ent- 
boltung; ich Tann nur wiederholen, Jeder von uns muß feinen Theil an ber 
Berantiwortlichkeit übernehmen.“ 

Die Berfammiung beihloß nach ben Anträgen von Thiers bie fchleunigfte 
Berathung und zwar zunädft am Abend in vertrauficher Kommifflonsfigung. 

In diefer nicht Sffentlichen Situng wird Thiers ben Abgeorbneten ben 
Gang der Berhanblungen und den Stand der Dinge in Frankreich und in 
Enropa dargelegt haben, aus welchem ſich bie unerläßfiche Nothwendigleit ergab, 
jest die vereinbarten Friedensgrundlagen anzunehmen, nm nicht Fran vollends 
dem Untergange verfallen zu lafien. 

Die Rommiffton beſchloß bemzufolge einftinumig, ber National» Berfanmlung 
bie Annahme ber Präliminarien zu empfehlen. 


Yurk Bismard. IL | 16 
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Die entiheibende Sitzung fanb fon am folgenden Tage (11. März) Ratt. 

Der Berihterftatter der Kommilfton, Bictor Lefrane, verlief den Beriät 
derſelben und empfiehlt ber Berfammlung die Friebenspräfiminarien, fo wie fie 
find, anzunehmen. 

Er deutet au, daß bie Kommiifion ber Verſammlung nicht Alles ſagen 
tönne, was ihr ſelbſt mitgetheilt worden: Jedermann werbe ihre Zurückhaltung 
begreifen. Er dringt anf ſchleunige Entſcheidung. Man müſſe fih bald aus 
fpredden, um Bari aus feiner peinlidhen Tage zu retten. Der Patristisums 
erbeifhe die Annahme ber Friedensvorſchläge. So fchmerzli bie Gebietsab- 
tretungen feien, fo müffe man boch ber Drohungen bes Feindes gebenten. Man 
babe noch größere Abtretungen befürchtet, als man fie jetzt unterzeichne. 

9— „Es iſt Alles geſchehen (fuhr er fort) um zu retten, was zu retten war. 
Wenn Metz verloren geht, ſo iſt Belfort gerettet. Wohl unterzeichnen wir die 
theilweiſe Deiekung von Paris, aber fie ift eben beichränft. Webrigens find biefe 

Ungittdsfälle das Refultat von Fehlern, für die wir nicht verantwortlich find... 

Die Ehre Frankreichs ift ficher geſtellt. Europa iſt jettt aus feiner Theil- 
nabhmlofigleit herausgetreten. Dan glaubt, uns entwaffnen, erſchöpfen zu Tonnen. 
Diele Berechnung wirb zu Schanben gemacht werben. Yür ben Augenblid handelt 
ed fi darum, ber brüdenden Laſt bes feindlichen Einfalle ein Ziel zu fehen. 
Bas die Zukunft anbelangt, jo wirb Frankreich feine gegenwärtigen Verluſte 
wieber gut machen lönnen, wenn es aus der Erfahrung der Bergangenheit Rupen 
zu ziehen weiß, ſich nicht mehr in bie Revolutionen ſtürzt und nicht mehr in ber 
Gewaltberrichaft Zuflucht fuchen wird. 

Die Unterfchrift, die Sie geben follen, ift ſchmerzlich. Aber erwägen Sie, 
ob Sie diejelbe vermeiden fönnen, und um welden Preis. Soll man in ber 
jeigen Lage ben Kampf wieder aufnehmen nach erfolgter Nieberlage, und um 
die Ehre derer zu deden, bie uns ins Verderben rzt? Würbe es nicht ein 
Spiel mit ber Ehre Frankreichs fein, das durch eine ſolche That äußerfier Ber- 
zweiflung vollends preisgegeben würde? 

Aber, wirb man fagen, wir hätten dem Feind überlaffen follen, zu tbun, 
was er wolle, und an das Urtbeil und bie Gerechtigleit Europas appelliten 
müffen. Wir gefteben zu, daß biefe Idee uns einen Augenblid angefprocden bat. 
Aber ber Baftenfillftand ging zu Ende, bie Forts von Paris waren bejekt, 
unfere Linien waren Angefihts unferer beforganifirten Armeen bebroßt. Die 
Kommiffion hat alfo nicht geglaubt, ihre Zuflucht zu dieſem verzweifelten Alt 
nehmen zu bürfen, der Barts und Frankreich ins Verberben geftürzt haben würde. 
Paris und Franfreih wären von uns niebergefchmettert worben, ohne beiragt 
worden zu fein. Sie können ben Bertrag ablehnen, Sie fönnen den Kampf 
wieder aufnehmen, aber wenn Sie dies thun, fo wirb Baris beſetzt und ganz 
Frankreich Überfluthet, Gott weiß, mit melden weiteren Schickſalsſchlägen! Wir 
rathen Ihnen daher an, fich nicht der Auffaſſung der Verzweiflung hinzugeben. 

Was auch kommen mag, Frankreid wird das Hecht bewahren, feine hohe 
Aufgabe in der Welt aufredht zu erhalten.“ 


Betätigung der Abjepung Napoleons. 


Die Schuld Napoleons an dem Kriege und an ben demüthigenden Frieben®- 
fchluffe wurde von mehreren Seiten in bertigfter Weiſe hervorgehoben. 

„Ein Abgeorbneter der Linken fagte: Ein einziger Mann hätte einen ſolchen 
Bertrag unterzeichnen können, Napoleon III., defien Namen auf ewige Zeiten 
an ben Schanbpfahl der Geſchichte angeheftet bleiben werde.“ 

Als darauf ein alter Anhänger des Katjers die Vertheibigung beffelben 
übernehmen wollte, wurde er von ber Berfammlung kaum zum Worte zugelafien. 
Dagegen wurbe folgenber Antrag -geftellt: 
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„Die Rationalverfaunniung beflätigt unter ben ſchmerzlichen Verhält⸗ 
niffen, in weldem ſich das Vaterland befindet, bie —— Na⸗ 
poleonse III. und feiner Dynaſtie, und erklärt ibn verantwortlich für 
den Ruin, die Invaflon und die Zerftüdelung Frankreichs. 

Herr Thiers nimmt bag Wort zu folgenber Yeußerung: 

Ich babe eine Politil ber Berföhnung und bes Friedens in Borfchlag ge- 
bracht. Alle Welt begreift die Zurüdhaltung, welche wir uns betreffs ber Ber- 
gangenbeit anferlegen; aber amı Tage, wo fich bie Vergangenheit vor bem Lanbe 
erhebt, welches dieſelbe vergeflen möchte, miüflen wir enereilc protefliren. Die 
enspäiihen Fürften fagten, Daß Frankreich den Krieg gewollt habe. Dies ift nicht 
wahr. Sie, (die Anhänger bes Kaifers) haben ihn gewollt. Die Wahrheit tritt 
vor Sie; es iſt ihre Züchtigung, bier zu fein, um bie Demütbhigung und bie 
Heimfuchung vor ſich zu fehen, zu welcher ihre Fehler uns verurtbeilt Baden.“ 

Die Berfammlung beichließt mit faft allen gegen etwa vier bis fünf 
Stimmen die VBeflätigung ber Abjegung bes Kaiſers und feines Haufe. 


Ein Wbgeorbneter aus dem Elſaß proteftirt gegen ben Vertrag und erklärt 
ihn im Boraus für null und nichtig. Er ruft Gott, die Nachwelt, alle Völler, 
das Schwert aller Männer von Herz an, melde dieſen ſchmachvollen Vertrag jo 
ſchnell als möglich zerreißen werben. 


Erflärungen von Thiers. 


Diefen Aenferungen gegenüber erflärt Thiers in ausführliher Rebe, 
warum Frankreich in die Nothwendigkeit verfett fei, Frieben zu fchließen. 

„Der Krieg, fagte er, hat zwei Perioden gehabt: zuerft die, welche auf die 
berüchtigte Kriegserllärung folgte, und bann die Periode nad) dem 4. September 
(nad der Erklärung der Kepnblit). Ich will Über Niemand richten, will Niemand 
verurtheilen. Ich bin Überzeugt, daß Jeder gethan hat, was in feinen Kräften 
fand. Was mich betrifft, jo habe ich mit jenen beiben Perioden nichts zu thun 
gehabt; wenn ber Krieg keinen glüdlihen Verlauf genommen bat, fo kann man 
weber mich, noch meine Kollegen, welche mir bie Berfammlung feit einigen Tagen 
zur Seite geftellt bat, deſſen anklagen. 

As ih unterhanbein mußte, fand ich bie Uebergabe von Seban, von Mek, 
von Paris vor, fand die Armeen zerftreut, welche ber Hanptftabt zu Hülfe eilen 
folten, es aber nicht vermochten. 

Ih habe die Unterbanblungen mit allem PBatriotismus, beffen ich fähig 
war, geführt. Ich babe mit aller meiner Kraft Tage lang gekämpft. Ich habe 
nicht mehr thun können, als ich getban habe. Glauben Sie beffere Bebingungen 
erlangen zu Lönnen, jo jhiden Ste anbere Unterhänbler; Sie werden mir einen 

fen Dienft damit erweiien. Sie werben mich von einer brüdenben Taft be- 
in. Wenn Jemand glaubt, noch militäriſche Hülfsquellen zu haben, jo komme 
er ber, und lege fie un® bar. 

Sprechen Sie nicht von Ehre gegen Leute, die ebenfoniel Ehre haben wie 
Sie, weiche biefelbe aber nicht darin finden, das Wohl ihres Landes auf's Spiel 
zu jeben, um einer falihen Popularität millen. 

Ih für meinen Theil zweifle nicht an ber Macht meines Landes, wenn 
ih fage, daß mir jeßt nicht mehr kämpfen innen. Nein, ich zweifle nicht an 
Frankreichs Macht, und ber Feind, den wir vor uns haben, zweifelt ebenjowenig 
daran .... Denn er einen jo großen Theil unjerer Reichthümer forbert, fo thut 
er ba8 eben nur in der Hoffnung, uns zu ſchwächen. An Frankreich zweifle ich 
alſo nit. Ja, diefe Macht unferes Landes ift mein Troſt in unferm beutigen 
Schmerz. Gewiß, ich glaube an feine Zukunft. Ja gewiß! ich glaube daran; 
aber unter ber Bebingung, daß wir endlich Vernunft annehmen, baß wir une 
nicht mehr mit Worten abipeifen, fondern daß wir zu ben Worten Thaten fügen, 
und daß wir nicht nur Vernunft, fondern aud ben Muth der Vernunft haben. 

16* 
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Ich zweifle nit an Frankreichs Macht, aber ich zweifle am feiner Dentigen 
Organifation. Seine militärifhe Organifation iſt gebrochen, das if das 
* heinmiß feiner Schwäche. 

Barum tft biefe Organifation gebrochen werben? Als mau bie Thorkeit 
begangen hatte, im vergangenen Monat Juli den Krieg zu erflären, ba habe id 
vom erften Tage an gejagt, daß Frankreich nicht vorbereitet fei. Wie lonute man 
Infanterie-Regimenter von 18—1400 Mann Effeltivffärle in acht Tagen zu 
"8000 Mann ftarlen Kriegsregimentern machen? Das war unmöglih. Ich habe 
damals zu ben Miniftern gejagt: „Stellen Sie mich bem Kriegsminiſter gegen- 
über, und ich werbe ihm beweilen, baf Sie nicht vorbereitet find, bag Sie «es 

nicht fein Bnnen.“ 

' Ste wiffen, was geſchah. Um die Vollzähligkeit berzuftellen, mußte man 
ftatt eines Regimentes zwei fchiden; das heißt, man mußte, um mid fo ansın- 
drüden, die Cadres ohne Solbaten ſchicken, was ohne Beiſpiel in ber Militär- 
Organiſation war. Ich babe e8 allen Mächten wieberholt: Frankreich war bas- 
felbe, was e8 immer gewefen war; aber feine Organifation war durch bie Un⸗ 
klugheit und Unerfahrenbeit der gefallenen Regierung zerflört worden. 

Man führt alfo den Krieg mit leeren Cadres. Und was geſchah? Bon 
120 Regimentern wurben 116 bei Sedan und Met zu Gefangenen gemadt. In 
Folge beffen wurde man gezwungen, ben Krieg ohne Cadres, ohne Offiziere fort⸗ 

ufegen, mit tapferen Soldaten — ber Feind jelbft hat ihre Tapferkeit mir gegen- 
— * anerkannt! — aber Soldaten ohne Organiſation, ohne Offiziere Tönnen 
tapfer fein; fie bilden darum noch Feine Armeen. Diejenigen, welche das nicht 
.einjeben, können höchſtens ihr Land preisgeben, wenn fie bie Leitung feiner An- 
gelegenheiten übernehmen. 
Merten Sie wohl! man kann nicht plöglih Armeen ſchaffen. Selbſt bie 
Revolution, auf welche mau fo oft hinweift, hat nicht plötzlich Armeen gefchaffen. 
Sie führte einen erften Krieg mit einem Mann von überlegenen Geifl, ben ein 
tüdlicher Zufall ihr zugeworfen hatte, mit bem General Dumouriez, aber er 
hrte die alte Löniglihe Armee. Mit diefer Armee hat die Revolution ihre 
ersten Siege bavon getragen. Später wanbte fi) Die Sache lange Zeit, bis zu 
dem Augenblid, wo fie enblich wirkliche Armeen fchaffen Eonnte. 

IH will nicht etwa Frankreichs Schwäche vor Ihnen vertheibigen: ich fage 
‚nur, baß unfere Organifatton gebrochen ift unb daß Sie biejelbe nic in eimi 
Zagen wieberberfiellen fünnen. Ich wieberhole: nicht Frankreich iſt gebroden 
und obnmädtig, fonbern nur feine Organifation iſt durch eine Unklugheit ohne 
Gleichen vom Beginn bes Krieges an vernichtet. 

Frankreich konnte zu allen Zeiten, eine, zwei, brei Armeen aufftellen. 
Diesmal ift ihm das nicht gelungen, weil man ben Krieg nur mit Gabres 
führte, und weil es nachher feine Cadres mehr in Frankreich gab. So muthig 
die Bauern, bie Bürger auch fein mögen, wenn fie ben Krieg nicht verſtehen, 
find fie feine wirllichen Soldaten. Der Beweis liegt in unjeren letzten Nieder⸗ 
lagen vor une. Es waren tapfere unb gefchidte Männer: ber General Faid⸗ 
berbe, der General Chanzy, ber General Bourbaki; und trotzdem, welde 
Reſultate haben fie erreiht? Es ift nicht ihre Schuld, ihrem Talent und ihrer 
Energie laffe ich Serechtigleit wiberfahren. 

Nicht weniger wahr ift es aber, baß bie Armee bes General Faidherbe 
zerftreut und in bie feſten Pläe geworfen worben gi: daß der General Bourbali, 
ber das Unglüd jeiner Armee nicht Überleben wollte unb ber es nur wiber feinen 
Willen überlebt hat, gezwungen wurbe, feine befiegte Armee der Schweiz zu über- 
—5 ohne feine Schuld, und daß ſogar General Chanzy ſich zurädziehen 
mußte. 

Nun, in dieſer Lage möge Jemand kommen und mir ſagen, daß wir einer 
regulären Armee von 500,000 Manu widerſtehen können; dann werde ich ihm 
antworten: Nein! Sie würben nur Frankreichs Untergang herbeiführen, Sie 
würben e8 in Armuth flürzen, Sie würden feine legten Hül en verbrauden, 
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und Sie wärben ihm bie Mittel nehmen, zu ber Zulunft zu gelangen, die Sie 
ihm wünfchen, und bie hoffen zu bürfen, hente mein einziger Troſt if. 

Ia, meine Herren, Sie wollen eine andere Zufunft für das Vaterland. 
Ich will es auch, ich wünſche es heiß; aber bei meinem hoben Alter bält mid 
mar die Hoffnung aufrecht, dazu beitragen zu Tünnen, wenn anch nicht mehr 
lange, jo doch noch einige Zeit. Deshalb aber müfjen Sie bie Wahrheit wiffen; . 
Sie mrüffen den Muth haben, fie fich ſelbſt zu fagen und Daran zu glanben. 

Nur dann werben Sie eine ernfihafte Nation jein und ein befieres Schidl- 
fal verdienen. Es ift ſchwer, der Wahrheit Gehör zu verſchaffen; ja es ift fehr 
fhwer, die Nationen zu bewegen, die Wahrheit anzuhören. 
- Meine Herren, wenn Sie jekt bie Wahrheit nicht hören umb glauben 
wollen, dann werben Sie vielleicht noch eitles Rühmen von ber Zukunft unferer 
Nation machen, aber in dem Augenblide, wo Sie unfere Zulunft auf ſolche 
Weile rühmen, werben Sie biefelbe vernichten.” 


Bei der nunmehr folgenden Abflimmung wurbe ber Vertrag 
mit 546 gegen 107 Stimmen augenommen. 


Die Beſetzung von Paris. 
Ueberfiht der „PBrovinzial» Korrespondenz” vom 8. Mär. 


„Die Beſetzung von Paris Seitens ber beutfchen Truppen war beim Abſchluß 
bes WBaffenftillftandes vom 28. Januar für bie Daner beffelben ausdrücklich aus- 
geihloffen worben. Auch bei ber erſten Verlängerung bes Waffenftillftanbes am 
15. Sebruar wurde biefer Vorbehalt aufrecht erhalten. 

Als der Waffenftillftand fobann am 26. Februar wieberum zu Ende ging, 
zur Beftätigung bes Friedensvertrages Seitens ber Nationalverfammliung aber: 
eine nochmafige Frift erforderlich wurde, willigte unjere Regierung in bie weitere 
Berlängerung des Waffenftillftanbes mit Ausnahme der Beitimmung in Betreff 
ber Beſetzung von Paris. 

Im diefer Beziehung wurbe vielmehr feſtgeſetzt, daß vom Mittwoch, 1. März, 
ab der weſilichſte Theil ber Stabt Baris zwilchen der Seine unb ber St. Honoroͤ⸗ 
Vorſtadt (vom Triumphbogen durch die elyjeeifchen Felder und den Concordien⸗ 
platz 6i8 zum Xuileriengarten) von deutſchen Truppen bis zu 30,000 Mann be⸗ 
jest werben follte. 

Die Kunde von diefer Vereinbarung rief in Paris eine bei Weiten größere 
Erregung hervor, als die Beringungen bes Friebensvertrages ſelbſt. Der Berluft 
von Elſaß und Lothringen und bie Auflegung von 5 Milliarden fchienen ben 
Partfern minder drückend als der Gedanke, daß ihre vermeintlich „heilige“ nnb 
„anbefiegliche” Stadt von dem Feinde betreten werben ſolle. So lange bie® 
nicht geihehen durfte, wiegten fie ihre Eitelleit weiter in bem Wahne, daß Paris 
von ben Deutjchen nicht bezwungen fei. Ihr unliberwindlicher Uebermuth bäumte‘ 
— en die Forderung, baß nunmehr auch Paris dem Geſetze des Siegers ver⸗ 

olle. 

Die große Erregung, welche fi barüber in ber Bevöllerung kundgab, ver⸗ 
anlaßte die Diitglieber ber Regierung Thiers, Favre und Picard zum Erlaß 
folgenden bringenben Aufrufs: 

„Einwohner von Paris! Die Regierung wenbet fih an Euren Patriotis⸗ 
mus und an Euere Klugheit; Ihr habt das Schidjal von Paris, von ganz 
Frankreich in Eurer Hand, von Euch hängt es ab, Hauptfiadt und Vaterland zu 
vetten ober zu verderben! Nachdem Ihr durch Hunger bezwungen, nach heroiſchem 
Widerſtande dem fiegreichen Feinde die Forts überliefert hattet, und die Yelb- 
armeen ſich jenſeits ber Loire hatten zurüdziehen müſſen, war bie Nationalver- 
ſammlung genöthigt, die Verhandlungen einzuleiten. Während des Verlaufs von 
6 Tagen haben bie Unterhänbler Alles aufgeboten, fie haben Alles gethan, mas 
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menfhenmöglih war, um weniger nachtheifige Bebingungen zu erlangen; fie 
haben fchließlich bie Friedenspräliminarien unterzeichnet, welche der Rationakoer- 
fanımlung unterbreitet werben. Währenn ber Erörterung ber Friedenspräfiminarien 
würben bie gembfetigteiten wieder begonnen haben, würbe unnütz Blut vergoffen 
fein, wenn nicht der Waffenſtillſtand verlängert worben wäre. Die Berlän erung 
beffelben konnte nur erlangt werben durch Ginwilligung in bie theifiweife 
vorübergehende Belegung beſtimmter parifer Stabitheile. Wenn bie abgefchloffene 
Convention nicht rejpectirt unb ber Waffenftillftand gebrochen wirb, fo würbe ber 
geind, ber ſchou Herr ber Forts ift, mit Gewalt bie ganze Hauptſtadt befeken. 

08 Unglüd würde ganz Frankreich erreichen; bie fchredlihen Drangſale des 
Krieges, welche bisher bie Loire nicht überfchritten haben, wilrben ſich bis zu 
ben Pyrenäen ausbreiten. Es if alfo die firenge Wahrheit, baß es fich um bie 
Wohlfahrt von Paris unb ganz Frankreich handelt. Berfallt nicht in ben Fehler 
derjenigen, welche uns vor 3 Monaten nicht haben Glauben jchenlen wollen, als 
wir fie beſchworen, von biefem Kriege abzulaffen, der uns jo verberblidh werben 
follte. Die Linientruppen, welche Paris fo muthvoll vertheibigt haben, werben 
Das linke Seine-Ufer befegen und bie loyale Ausführuug bes neuen Waffenftill- 
ſtandes ficher ftellen. Die Nationalgarbe wird ſich mit ihnen vereinigen, um bie 
Ordnung in ben Übrigen Theilen ber Hauptftabt anfredht zu erhalten. Daffelbe 
werben alle guten Bürger thun, welche fich ausgezeichnet haben durch Tapferlkeit 
vor bem Feinde. Dieje ſchreckliche Situation wird ein Ende fluben burch ben 
Frieden und durch die Rückkehr des öffentlichen Wohlergehens.“ 

Diefer Aufruf fand anfcheinenb bei dem größten Theile der Bevöllerung 
die gebührenbe Beachtung; doch dauerte eine gewiffe Erregung fort, es kam zu 
Austäreitungen roher Leidenſchaft unb zu einzelnen Schritten, weldhe eine Auf⸗ 
lehnung gegen bie Beſetzung ber Hauptftabt befürchten Tießen. 

Bei biejer Stimmung ber Bevölkerung von Paris lag ber franzöfifchen 
Regierung dringend daran, daß die Beftätigung bes Friebensvertrages in Bordeaur 
raſch genug erfolgte, um dem Einzug ber deutſchen Truppen wo möglich noch zu- 
vorzukommen. 

Der Miniſter Picard bat in ber dringendſten Weiſe in Borbeaux, man 
möge durch raſchen Beſchluß Paris vor dem Einzuge bewahren und Thiers 
mahnte bie Berfammlung zur VBeichleunigung der Berathung, „um Paris einen 
großen Schmerz zu eriparen.” 

Nah den Yriedenspräliminarien hätte nämlich nach erfolgter Beflätigung 
berjelben eine Bejegung ber inneren Stabt nicht mehr eintreten können. 

Der „große Schmerz“ follte jedoch Paris nicht erjpart werben. Die Na⸗ 
tional-Berfammlung faßte erft jpät am 1. März ihren Beſchluß, unb am Morgen 
bes 1. hatte bereit6 der Eiuzug unferer Truppen ftattgefunben. 


Unfer Hauptquartier hätte, bei der jetzigen Lage ber Dinge, möglicher Weiſe 
auf bie Belegung von Paris Überhaupt keinen Werth mehr gelegt, wenn wid 
die Kundgebungen aus ber Hauptflabt ben Einzug zu einer Rothwendigleit ger 
macht hätten. 

Thatſächlich Tonnte bie Beſetzung von Paris unferen Erfolgen unb unferem 
Waffenruhm Nichts mehr hinzufügen; nachdem die Forts von unferen Truppen 
beſetzt und dadurch die Stabt vollfländig in unfere Gewalt gegeben war, konnte 
es uns in mifitärifcher Beziehung völlig gleichgültig fein, ob wir die Stadt ſelbſt 
befett hatten ober nicht. 

Bei den tief zerrütteten und völlig haltlofen inneren Zuſtänden aber fonute 
eine eigentliche und dauernde Beſetzung ber Stabt wenig Re für unfere Armee 
haben, welche leicht hätte in bie Lage kommen können, an Stelle ber ohnmächtigen 
franzöfiiden Regierungsgemwalten deu Pöbel der Hauptfladt zu zügeln. 

Unfere braven Zruppen hatten Beſſeres verbient, als daß fe am Schlufie 
eines beifpiellos ruhmreichen Feldzuges in bie inneren Kämpfe ber Hauptſtadt 
verwidelt ober zum Polizeidienft gegenüber gewiffen Schichten ber parifer Be⸗ 
vöfferung hätten gebraucht werben ' en. 
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Im Intereffe unferes Heeres ſelber war baber eine Tingere Beiegung von 
Paris keineswegs wünfchenswerih. re fie als wünſcheuswerih erfaunt worben, 
jo würde fie aud begeht und gewiß ebenjowenig verweigert worben fein, wie 
ans Straßburg und Met verweigert werben konnten. 

Nachdem jeboch bie jüngften übermütbigen und herausforberuden Kundge⸗ 
bungen Seitens ber Parifer den Beweis geliefert hatten, baß fie bie Beweggrünbe 
unferer Zurücdhaltung nicht zu würbigen verftanden, daß fie unfere Mäßigung 
zur mit Hohn und Trotz erwiberten, unb fich für bie Zukunft ben Wahn in Be- 
treff der Unverletsfichleit ihrer Stabt von Neuem zurecht machten, ba kam es 
unferem Sauptquartier barauf an, biefe Einbildung thatfächlich zu widerlegen 
unb wenigſtens durch einen vorübergehenden Eintritt unferer Zruppen in bie 
Hauptſtadt feftzuftellen, daß die Macht hierzu uns nimmermehr beftritten werben 
Ionnte, unb daß es nur unfer freier Wille war, wenn wir bavon jo mäßigen 
unb kurzen Gebrauch gemacht haben. 

Die Kriegsgeſchichte wird bie Thatfahe richtig würdigen, baß 
die deutſchen Zruppen alle Forts um Paris befegt und die Armee 
ber Stadt eutwaffnet hatten, und baß ber deutſche Kaifer eine. 
Heerihau feiner Krieger im Boulogner Wäldchen an den Thoren 
von Baris hielt; ebenfo wird aber bie Befhichte auch bie politifhen 
und fittliden Gründe würdigen, aus weldhen der Kaifer anf einer 
längeren Bejetung ber Hauptflabt Seitens feiner braven Truppen 
nit beſtand.“ 


Barade vor Paris. „Bor bem Einzuge ber erften für die Befegung von 
Barıs beſtimmten Truppen fand eine Revue derſelben vor Sr. Majeftät dem 
Kaiſer und König bei Longchamps vor Paris flat. Am Mittwoch (1.) Vormittags 
verließ der Kaifer zu Wagen Berfailles, um fich über St. Cloud nach Longhamps 
zu begeben, wohin ihm ber Kronprinz, der das Commando Über bie Parade 
führte, vorausgeeilt war, unb wo ein großer Theil ber beutfchen Fürſten fich ver- 
ſammelt hatte, darunter der König von Württemberg, die Prinzen Karl, Albrecht, 
Adalbert von Preußen, die Großberzöge von Baden, Weimar, Dlbenburg und 
Medienburg-Schwerin, ber Herzog von Coburg, bie Prinzen Luitpold unb Otto 
von Bayern, die Herzöge von Altenburg, Meiningen. Die Zruppen gehörten 
unjerem 6. und 11. Armee-Eorps und dem 2. bayeriihen Corps an. Ba nicht 
mebr als 30,000 Mann auf einmal in Paris einrüden follten, fo war von jebem 
Regiment der brei genannten Armee-Corps ein Bataillon zugezogen worden. 

Segen 10% Ahr traten die Truppen an, unb von Bataillon zu Bataillon 
wãlzte ſich ein tiefes Hurrab, als ein Trupp Offiziere, der Kronprinz voran, vor⸗ 
beiritt. Um 10 Minuten vor 11 erhob fih dann ber Ruf: „ver König!” und 
von Borreitern begleitet, fam bie Equipage bes Kaifers, von vier Rappen ge- 
zogen. Um 11 Uhr, ber für bie Heerihau angejeßten Stunde, ftieg ber Kaiſer 
zu Pferde und ritt in ſcharfem Trab, von feinen Seneralen und Heerführern be» 
gleitet, die Allee hinauf nach ber Stelle, wo ihn ber Kronprinz mit feinem Stabe 
erwartete und ihm falutirenb entgegenrint. Faſt im nämlichen Augenblid fimmten 
die Mufilcorps längs der ganzen Linie das „Heil Dir im Siegerkranz“ an, und 
ber ale — feinen Sohn dit an feiner Seite und etwa 5—600 Offiziere 
binter ihm — galoppirte von rechts nach links bie Front entlang. Der Enthu- 
fatmns war ungeheuer, jagt ein englijcher Berichterftatter, e8 war nicht bas „Vive 
'empereur“ der franzöfiihen Truppen mit dem Schwenken von Säbeln und tem 
unordentlichen Marſchiren. Das „Hurrah“ ber Deutihen war tief und dem Donner 
ahni, aber nicht ein Bajonnet zitterte in den Reihen. Die Scene war groß unb 
würdevoll. 

Es folgte dann der Vorbeimarſch der Truppen, welche der Kronprinz au⸗ 
führte. Zuletzt ſtellte ſich der Prinz an die Spitze ſeiner (8.) Dragoner und 
führte dieſelben feinem erlauchten Vater vorüber. 

Die letzten von den 30,000 Mann waren kurz vor 1 Uhr vorbeimarſchirt 
und anf bem Wege nach Paris, während ſich der Kaifer nach Verſailles zurlidbegab. 
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De Einmarſch in Baris war durch einen Bortrab von einem Bataillon 
Infanterie, einer Schwadron Hufaren und 16 Geſchützen am Morgen eingeleitet 
worden. Die Truppen, bie bei der Revue geweien, rückten Mittags von Long⸗ 
champs auf brei Wegen durch das Boulogner Gehölz auf Paris zu. Bor bem 
©iegesthor (Arc de triomphe), befien pomphafte Reliefs die Stege ber Revolu⸗ 
tionszeit und bes Kaiferreich® verherrlichen, trafen die anridenben beutichen Truppen 
zufammen unb machten einige Augenblide Halt, um fi zum Einmarſch zu orbuen. 

Als bie Spiken der Truppen fi dem Trinmphbogen näherten, verinchte 
ein Haufen von 2- bis 800 Menſchen benfelben durch einen Wagen zu iperren; 
berfelbe wurbe jeboch mit großer Rube von unjern Soldaten weggeichafft, ein Aug 
Kavallerie ging mitten burch das Thor und im Uebrigen vollzog ſich nun ber 
Einmarſch ohne jebe Störung. In den Champs Eiyi6es wartete eine außer- 
orbentlich zahlreiche Menfchenmenge der anlommenben Truppen. Sie hatte längs. 
bes großen, mehr als 1200 Schritt langen Fahrweges bis zum Eoncorbienplag 
ein ununterbrochenes Spalier gebilbet. In ben Retenalleen zirkulirten Spazier⸗ 
pänger zu vielen Tauſenden aus allen Rlaffen ber Geſellſchaft. Die Läden waren 

Folge eines Polizeibefehls geichlofien. Die Menge verhielt ſich burdhichnittlich 
rubig und gemeflen. Wenn Kavallerie vorbeigeritten fam und die Mufilcorps ihre 
Hangvollen Märjche fpielten, theilte fi) der Menge eine lebhafte Be g mit. Nur 
anf bem Eoncordienplat trieben Banden von Gaffenjungen und Bloufenmänner 
ihr Wefen. Sie zogen umber und riefen noch immer: & Berlin, & Berlin! 

Diefe und ähnliche Kundgebungen hatten jeboch einen mehr. finbifchen als 
gefährlichen Charakter. Dagegen wanbte fi) bie Volkswuth gegen Jeden, ber es 
wagte, ſich mit ben Truppen irgendwie in freunblichere Beziehungen zu ſetzen ober 
ihnen irgend eine Auskunft zu geben. 

Auch waren einzelne Deutſche, welche fi aus dem Gebiete ber Truppen 
entfernten, ber roheſten Mißhandlung und senenegefaht preisgegeben. 

Am zweiten Tage follte eine zweite Abtheilung ber vor Paris lagernden 
Truppen in bie Stabt geführt werben, und zwar das Gartecorps, bie Garbe- 
Landwehr und das Königs-Grenabier-Regiment. Der Kaiſer hielt über biefe 
Truppen am 2., Vormittags, wieberum bei Longhamps Revue ab. 

Inzwiſchen war jeboch die Mittheilung über die VBeflätigung bes Priebens- 
vertrages im Hauptquartier eingetroffen und es erging demzufolge am Nachmitta 
bes 2. der Befehl an die Truppen, bie Hauptflabt am anteren Morgen bis 
11 ‘Uhr wieder zu verlaffen. 

Gleichzeitig aber war von Berfailles Borforge gregen daß ſämmtlichen 
Truppen vor Paris noch Gelegenheit gegeben werben ſolle, Paris zu ſehen, indem 
die Soldaten truppweiſe ohne Schußwaffen in die Stadt geführt wurden. 

Vom frühen Morgen an entwickelte ſich auf den elyſäiſchen Feldern das 
regſte militäriſche Leben. Militärs jeden Ranges, Beamte, die Feldpoſt x. kamen 
von Berfailles, um einige Stunden in Paris zuzubringen. An allen Eden fanden 
ben Tag hindurch Eoncerte ftatt; vor dem Inbuftriepalafte ftanden Hunderte von 
Barifern, die den Leiftungen von zwei bayrifhen Mufilcorps zubörten. Im Laufe 
bes Bormittags kamen bie vier Garbe-Regimenter, die Garbe-Lanbwehr und zahl- 
reiche Abtheilungen Kavallerie hier an, die in ihrer Gefammtheit und ben bunten 
Uniformen ein Derfiches mihitärifches Bild boten. Das größte Auffehen erregten 
bie hünenhaften ©eftalten unferer Garbe-Lanbwehr, bie das Arndt'ſche „Vater 
land” und bie „Wacht am Rhein“ fangen. 

Immer neue Züge an Truppen trafen am Nachmittage ein, es bewegten 
fih wohl 50,000 Mann in den elyfätfhen Feldern. Auch der Kronprinz machte 
am Nachmittage nur in Begleitung eines Adjutanten eine Fahrt nach Paris und 
durch die von unferen Truppen beſetzten Stabttheile und wurde überall mit 
freudigen Zurufen begrüßt. 

Der Ausmarih ber Truppen aus Paris erfolgte am 3. März. Das ganze 
beutiche Corps zog bei feinem Abmarſch durch ven Triumphbogen ber Champs Eiyfses. 
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Die Verfündigung des Friedens. 


Depeiche des Katjerd und Königs an die Kaiferin- Königin. 

Berfjailles, den 2. März 1871. 
©o eben habe Ich den Friedensſchluß ratificirt, nachdem er 
ſchon geiteru in — von ber Nationalverſammlung au —ãñã 
worden iſt. Soweit ift alſo das große Werk vollendet, welches durch 
enmonatliche fegreiähe Kämpfe errungen wurde; Dauf der Tapfer- 
eit, Hingebung und Ausdauer bes nuverglei lichen Heeres in allen 

jeinen Zheilen und der Oyferfreubigleit des Baterlaubes. 
Der Herr ber Heerſchaaren hat überall unfere Unteruchmungen 
fhtlig gefeguet und daher dieſen ehrenvollen Frieden in Seiner 
Gnade gelingen laſſen. Ihm fei bie Ehre! Der Armee uud dem 
Baterfande mit tief erregtem Herzen Meinen Dank! | 
Wilhelm.“ 
„Staats » Anzeiger“ vom 8. März. 


„sun der zuverfichtlichen Erwartung, daß die Ratifikation der von der 
Rational» Berfemmlung iu Bordeaur anerkannten Friedens» Präliminarien 
am heutigen vage unbedingt eintreffen müfle, hatte fi Vormittags ein 
zahlreiches Publikum vor dem Königlichen Palais verſammelt. In freudig: 
erregter Stimmung barrte daffelbe auf den Moment, wo die officielle 
Betätigung des ratificirten Friedens verlündet werden würde. 

Da inzwifchen das Telegramm Sr. Majeftät des Kaiſers und Könige, 
welches die Ratifikation des Friedensſchluſſes meldete, eingegangen war, 
batten die ſämmtlichen bier anweſenden Mitglieder des Königlichen Haufes 
fih in dem mit den preußifchen Fahnen geſchmücken Königlichen Palais bei 
Ihrer Majeftät der Kaiferin und Königin eingefunden, wo ſich außerdem 
auf Allerhöchftderen Befehl die Staats» Minifter und die Generalität zur 
Berlefung des aus Berfailles eingegangenen Friedens Telegramms ver- 
ſammelt hatten. 

Um 12 Uhr traten die Generale auf die zum Palais führende Rampe, 
voran der Generals Feldmarichall Graf von Wrangel, der Gouverneur 
von Berlin, General der Infanterie Freiherr von Canſtein, der Stadt» 
Kommandant und ber ftellvertretende Chef des Generalftabes der Armee, 
Seneral» Lieutenant von Hanenfelbd. 

Nachdem das einftimmig ertönte Hoch der allgemeinen Erwartung 
ewichen, verlas Tegterer mit weit vernehmbarer Stimme, vom lauteften 
Sube mehrfach unterbrochen, das Allerhöchſte Friedenstelegramm. 

Allgemeiner Jubel, Hochs auf Se. Majeſtät den Kaiſer, das Heer, 
da8 Baterland tönten durch einander, bis das am Fuße des. Denkmals 
König Friedrih IL, deſſen Haupt ein frifcher Lorbeerkranz ſchmückte, 
aufgeftellte Garde» Mufilcorps die erften Allorde von „Nun danlet Alle 
Gott” intonirte. In diefe feftlichen Klänge, in den Gefang der Menge, 
miſchte ſich das Geläute aller Glocken, das Salutfchiegen der im Luft- 
garten vor dem Königlihen Schloffe aufgefahrenen Garde» Batterie, deren 
101 Schüffe auch den entlegeneren Theilen der Hauptfladt Mittbeilung 
pen von dem feierlichen Ereigniß, das vor dem Königlichen Palais 

fonnt geworden war, 

Ihre Majeſtät die Kaiferin- Königin, Ihre Kaiferliche und Königliche 


1811. 
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oheit die Kronprinzeifin, fowie ſämmtliche hier anwefenden Prinzeifinnen 
2 Rbniglicen —* waren inzwiſchen auf den Balkon des Koniglichen 
Palais getreten, vor welchem nad 9bfingung der erften Strophe des 
Chorals fi der Jubel erneuerte. An den Choral fchloß fi die National 
ymne; entblößten Hauptes ftimmte das Publitum in das „Heil dir im 

iegerkranz“ ein, auf welches „Die Wacht am Rhein” folgte, während 
von der Rampe des Palais aus der Wortlaut des Allerhöchften Tele 
gramm in vielen Eremplaren an bie Menge vertheilt wurde, 

Nachdem der General» Feldmarfhall Graf von Wrangel ein drei 
faches Hoch auf Se. Majeftät den Kaifer und König, in daS die jubelnde 
Menge begeiftert einftimmte, ausgebracht und Ihre Majeftät vom Ballon 
Sich zurüdgezogen batte, nahm Allerhöchftdiefelbe die Glückwünſche der 
Seneralität und der Staats⸗Miniſter entgegen. 

Nachmittag um 4 Uhr fand in fämmtlihen Kirchen der Haupt» und 
Refidenzftadt zur Feier des Friedens ein Dankgottesdienſt ftatt. Im Dome 
wohnten demjelben Ihre Majeſtät die Kaiferin- Königin, Ihre Majeftät 
die verwittwete Königin, Ihre Kaiferliche und Königliche Hoheit die Kron⸗ 

inzeifin, fowie jänmtliche bier anmefenden Prinzeifinnen mit bem ge 
"mitten Hofftaate bei. Die Dankfeftrede hielt der Hof» und Dompre 
diger von Hengftenberg über Pjalm 29, Vers 29. Choralgefang mit 
Drgelbegleitung jchloß die erhebende Feier, an der eine jehr zahlreiche, 
die ganze Kirche füllende Derfammiung Theil nahm. Auch in allen übrigen 
Rirden war die Betheiligung der Undächtigen, welche dem Herrn ber 
Heerfchaaren ihren Dant Ai ben fegensreichen Frieden darzubringen ſich 
gedrungen fühlten, eine äußerft zahlreiche.“ 


Ueber die Friedensbedingungen. 


„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 15. Mär. 

„Die Friedensbedingungen von Verſailles werben von ben Freunden Franl- 
reiche, namentlich in England, als allzu hart bezeichnet, — und an ben Vorwurf 
ber Härte werben zugleich trübe Vorherſagungen über bie Folge berfelben für 
die gemeinfame Zukunft gefnüpft; folge Bebingungen, fagt man, lönnen nur 
Rachegedanken und dadurch neue Kriege erzeugen. Ä 

WBas bie Härte ber Bedingungen betrifft, fo iſt es richtig; bie Bedi 

find hart; aber fie mußten hart fein. Die Frage ift eben nur, ob fie — — Hab, 
ob Frankreich ſolche Bedingungen verwirkt hatte und ob die Auferlegung derſelben 
für das Heil und ben Frieden Deutſchlands und Europas nothwendig war. 

Wohl F es den Franzoſen vorweg ſchon hart angekommen ſein, nachdem 
ihre Politik ſeit Jahrhunderten und noch jüngft auf ben inneren Zwieſpalt Deutſch⸗ 
lands gegründet war, jetzt den Frieden mit dem Kaiſer des geeinigten Deutſch⸗ 
lands ſchließen und fi) vor ber vollendeten Thatſache des Deutichen Reiches ftill- 
fchweigenb beugen zu müſſen. 

Wohl ift es hart fir Frankreich, nachdem es fein Streben und Trachten 
von jeher auf den beutichen Rhein gerichtet hatte, jetzt Deutichlands Grenze bis 
an bie Vogeſen und über bie Mojel vorgerüdt zu jehen, etwa 20 Meilen näher an 
bie franzöſiſche Hauptftabt, und nunmehr auf unferer Seite geſchützt durch bie 
ſtarken Bollwerke, welche gegen uns errichtet waren. 

Hart, ſehr hart iſt enblich bie Auferiegung einer Kriegsentfchäbigung 
von fünf Milliarden Yrancs ober 1300 Millionen Thalern, eine Summe, wie 
— einem Male oder in kurzer Zeit noch niemals von einem Volle zu 
zahlen war. 
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- ber unb die Be in mögen, fie d 
wicht zu —* "le entfprgen weimehe ber — und ber * fen 


Es if gerecht und nethwenbie. daß ber Frevel ohne Gleichen, welcher in 
ber Heraufbefetoärung bes Krieges ag, in vollem Maße geahndet werbe. Das 
a A Srankreiche, Herr Thiers, der in feiner ganzen früheren politiſchen 
Laufbahn den Gegenfa gegen Deutichlanb genährt hat, ſah ſich genöthigt, laut 
anzneriennen, baß ber Tangfe Krieg ohne jeben Grund erklärt worden fe. Man 
hatte in Frankreich feit Jahren eben kein Geheimniß daraus gemacht, daß man 
uns den im Jahre 1866 gewonnenen Waffenruhm, obwohl er nicht gegen Frauk⸗ 
reich errungen war, nicht gönne unb nicht verzeibe. Gin hochgeftellter Frauzoſe 
Bette ſchon im Fahre 1867 Hier verfichert: die franzöfliche Armee und das franzöfiiche 
Bolt Könnten ben Gedanken nicht ertragen, baß die Preußen im bohmiſchen 
Feldzuge leichter und vollflänbiger geflegt hätten, als Frankreich im ttafienifcheu 
Yelbzuge, und deshalb müffe es zum e kommen. Solde Stimmungen bes 
Uebermuthes waren es offenbar, durch welche bie Regierung Fraukreichs fich zu 
dem unerhörten Frevel des jüngften Friedensbruches treiben lieh. Es ift gerecht, 
dag das franzöfiihe Volk mit ber Verantwortung für einen folchen Friedensbruch 
auch die ganze Schwere und bie bitteren folgen bes Krieges nbe. 

Die Gerechtigkeit der jehigen Buße tritt aber vollenbs in das rechte Licht, 
wenn man erwägt, daß Frankreich nicht zum erften Male, jonbern in zwei Jahr⸗ 
hunderten zum zwanzigfien Male Deutichland mit ungerechten, willlürlichen 
Kriegen überfallen Hat. 

Frankreich hat unter allen feinen Regierungen, unter ber alten Monarchie, 
wie unter ber Republik unb unter dem Kaifertbum eine Politik willkilrlicher 
Einmiſchung unb gewaltjamer Eroberung getrieben, und jeine Erfolge flets mit 
einer rüdfichtelofen Särte ausgebeutet, wie kein anderer Staat in Europa. Die 
Art, wie Frankreich Frieden gejchlofien von Weftfälifchen bis zum Zilfiter Frieden, 
fowie die Ankündigungen, bie wir in ben legten Monaten aus Frankreich ver- 
nommen haben, laffen feinen Zweifel über das, was wir auch jeßt zu erwarten 
gehabt hätten, wenn das Geſchick ber Schlachten gegen uns entjchieben hätte; 
und gewiß, keine unter deu neutralen Mächten hätte uns dagegen geſchützt. So 
bart die jeigen Bebingungen fein mögen, fie veichen nicht entfernt an bie Härte 
deſſen heran, was Preußen 3. B. im Tilfiter Frieden nicht blos an Länderverluſt, 
fondern auch an Opfern und Laften auferlegt.worben if. 

Mit Recht jagt ein hiefiges Blatt: „Es haben jett nur noch wenige eine 
Borfellung davon, was Deutfchland in ben Franzoſenkriegen gelitten bat; mit 
jeder Vergleihung von einft und jet würbe man bie Lebenbeu in das größte 
Erſtaunen verjegen. Deutſchland bat feiner würbig beu Krieg ber jüngften Tage 
geführt; es hat nicht mit dem Maße gemeflen, mit dem es jelber einft ge 
meflen worben war, unb auch nicht mit bem, welches ber Feind angewendet 
haben plrte, wenn es ihm geglüdt wäre, unfere Fluren im vorigen Jahre zu 


allen. 
"ie Unferer Regierung, wie bem beutichen Bolle Liegt jeder Gebanle an bloße 
Rachſucht fern; — aber politiſche Großmuth zu üben wäre eine Berjünbigung 
an unfern eigenen bödften Vollsinterefien und an unjerer Zulunft geweien; bie 
Großmuth wäre um fo weniger angebracht, als Frankreich, wie Die Bergangen- 
keit und die Gegenwart gleichmäßig lehren, für jebe Großmuth unempfinblic if 
unb jeden Schritt ber Milde ober hochherziger Rückſichtnahme nur als Schwäche 


Alle Stimmen ans Frankreich verkünden, daß man fich jet zwar bem Un⸗ 
vermeiblichen füge, baß aber ber Friebe nur als ein Waffenftillftand zu be- 
traten fei und daß Frankreich ſich ſowohl für feine Nieberlagen, wie für 
bie Friebensbebingungen Revande holen werbe, ſobald es bazu im Stande fei. 
Darin würbe bie h Großmuth von unferer Seite nichts ändern; denn 
ale Großmnth, die in ben Jahren 1814 und 1815 zu Gunften Frankreichs und 
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anf Koften Dentichlanbs geübt worben, hat nicht verhindert, daß dennech bie 
für Waterloo ſeitdem das populärfte Yelbgeichrei aller Bartelen in Fraul⸗ 
rein War. . 

Graf Bismard hatte deshalb von vorn herein erlaunt unb a , 
daß gegen bie Wieberlehr folcher Angriffe, wie wir fie wieberbolt von Fraukreich 
erfahren haben, nur die ausgiebigften materiellen Bürgſchaften uns ſchlitzen Khunten, 
baf eben, weil die Kranzofen gleich nach dem —— — nur auf die Gelegen⸗ 
beit ſinnen würden, uns mit einem neuen glücklicheren Kriege zu überziehen, die 
einzige richtige Politik fei, Frankreich auf lange Zeit hinans zur erfolgreichen Krieg. 
führung um big zu machen. 

Kriegsentihäbigung von fünf Miliarben erfüllt ven beppelten Zwed, 
einerſeits Deutſchland für bie unmittelbaren und mittelbaren Schäden, bie es an 
feiner nationalen Wohlfahrt durch ben Krieg erlitten bat, fomweit möglich ſchadlot 
zu balten, andererſeits ntreih auf Jahre hinaus In einem Maße zu belaften, 
baf eine Übermüthige Kriegspoktif darin ein enticheibenbes Hemmniß finde. So 

oß die Kriegsentſchädigung ift, fo kann biefelbe doch nimmer den vollen Erſatz 
—* alle Opfer und Verluſte, die ber Krieg verurſacht bat, gewähren, namentlich 
nicht für die tiefe Störung unb Gefährdung bes gewerblichen Lebens und Auf 
Ihwunges. Erft eine längere Dauer und Gicherheit bes Friedens wirb biefe 
Schäden gut machen Binnen, und bazu wirb bie Höhe ber Kriegsentichäbigung 
— —*— ‚ als fie Frankreich jedenfalls auf längere Zeit hinaus udthigt, 
rieben zu balten. 

DE bie geforberte Summe für Frankreich nicht unerſchwinglich fei, iſt vos 
ber dortigen Regierung, wie von ber Nationalverfammlung entſchieden bezeugt 
worben. Herr Thiers bat in bemfelben Augenblide, wo er bie Rothwenbigkeit 
bes —— — verkündete, mit vollſter Zuverſicht und mit Stolz von 
Frankreichs ewiger Jugend und unerſchoͤpflicher Kraft geſprochen, und ber Be 
richterſtatter der Nationalverfammlung hat bie Annahme ber Friedensbedingungen 
mit ber ausdrücklichen Verficherung empfohlen, daß die Friedeusunterhänbler bie 

ablung ber hoben Kontribution nicht zugefagt hätten, wenn fie nicht gewußt, daß 

ankreich biefelbe zu tragen vermöge. Frankreichs Hülfsquellen, fagte er, feien 
groß genug, um auch ſolchen Anforberungen zu genügen, vorausgefekt, daß Fraul⸗ 
reich Entſchließungen für bie Zukunft fafje, wie fie ſich aus der jetzigen harten 
Prüfung ergeben, Entfchließungen, durch welche Frankreich ebenſo vor Rewolutionen 
wie vor despotiſcher Herrichaft bewahrt bleibe und eine Aera ernſter Arbeit, wahr 
bafter Ordnung und Freiheit gefichert werbe. 

Je mehr diefe Hoffnung ſich erfüllt, deſto mehr wird bie Auferlegung ber 
Kontribution in ber That eine Duelle des Segens für Frankreich ſelbſt und eine 
Bürgſchaft dauernden Friedens für Europa werben, — deſto mehr werben bie 
Borberfagungen von einer fünftigen Politik ber Rache Seitens Fraukteichs an 
Bebeutung verlieren. 

So ſtark und mädtig bie Stimmungen fein mögen, welche bas franzöftiche 
Bolt jet bewegen; — bie Zeit wirb einen milbernben und heilenden @inflnf 
anf biefelben üben: je ernfler und je länger das franzöfiiche Wolf durch eine ab- 
folute Nothwendigkeit baranf hingewiefen fein wird, flatt ben @ingebungen ber 
Leidenſchaft vielmehr einer Politik der Beſonnenheit und Mäßigun zu bulbigen, 
deſto mehr ift zu hoffen, daß bie jetigen Rachegebanten allmälig friedlichen Ge 
finnungen and dem gemeinfamen Streben nach wahrer Bollswohlfahrt weichen, 
welche zu fördern das nene Deutfche Reich in Uebereinſtimmung aller feiner 
lieber als feine höchſte Aufgabe erlennt.” 


Die 


Gründung des dentfihen Aniferthums, 





19, Bie Dertrüge mit den ſüddentſchen Ftauten 
und die außerordentliche Heichstngsfelfton, 


Eröffuung des anferordentlichen Reichstags. 
1870. 24. November. Aus der Rebe des Staatd-Minifterd 
Delbrüd zur Eröffnung ded Reichstages. 
[Der erfie Theil ver Rebe ift oben S. 177 mitgetheilt.] 


— — „Die Fortdauer des Krieges hat eine friedliche Arbeit nicht vers 
indert. Das Gefühl der Zuſammengehsrigkeit, welches durch gemeinfame 
fahr und durch gemeinfam erfämpfte Siege belebt ift, das Bewußtſein der 
Stellung, welche Deutjchland zum erften Male feit Jahrhunderten durch 
feine Einigkeit errungen hat, die Erfenntniß, daß nur durch Schöpfung 
danernder Inftitutionen der Zukunft Deutfhland8 dag Ber- 
mächtniß diefer Zeit der Opfer und der Thaten gefidert 
werden könne, haben fchneller und allgemeiner, als noch vor Kurzem 
denlbar erfchien, das deutfche Bolt und feine Würften mit der Ueber⸗ 
gung erfüllt, daß es zwifhen dem Süden und Norden eines 
Peheren Bandes bedürfe als der völferrechtlihen Verträge. Dieſe 
unter der Regierungen einhellige Ueberzeugung hat zu Unterhandlungen 
eführt, als deren erfte, auf dem Felde des Krieges erwachſene Frucht 
nen eine, zwifchen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heſſen 
vereinbarte, vom Bundesrathe einftinnmig angenommene Berfafjung eines 
Deutihen Bundes zur Genehmigung vorgelegt werden wird. Die auf 
feihen Grundlagen mit Bayern getroffene Berftländigung wird ebenfalls 
enftand Ihrer Berathungen werden, und die Uebereinftimmung ber 
Anfichten, welche mit Württemberg fiber das zu erftrebende Ziel befteht, 
läßt hoffen, daß eine gleiche Uebereinftimmung über den Weg zum Ziele 
nicht außbleiben werde. 

Sie werden, geehrte Herren, mit dieſem Werke eine Thätigkeit 
wärdig abſchließen, wie jolche wenigen gejeßgebenden Berfammlungen ver» 
gönnt gewefen if. In wenig mehr, als drei Jahren haben Ste durd) 
eine lange Reihe wichtiger, in die verjchiedenften Berhältnifie des Volks⸗ 
lebens tief eingreifender Gejege den Ihrer Mitwirkung anvertrauten erften 
Ausbau der Bundesverfaffung fördern helfen und durch die legte, vor dem 
Ablauf Ihrer Amtsdauer Ihnen zugehende Vorlage ſoll diefe Berfafiung 
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und follen die, auf derjelben beruhenden Geſetze über die Grenze anb⸗ 
gebehnt werden, welche bisher unfere füddeutichen Brüder von uns ſchied. 

er große nationale Gedanke, welcher Sie ſtets bei Ihren Berathungen 
Ieitete, wird durch die legte Berathung, zu welcher Sie zufammentreten, 
fo Sott will, um einen enticheidenden Schritt feiner vollen Berwirflichung 
näher geführt werden.“ 


24. November. Worte bes Reichstags - Präfidenten Dr. Simjon zur Eräffmug 
ber Beratbungen. 


„Deine Herren! Wir treten nach einer kurzen Xrenuung zur MWieberanf- 
nahme unferer Geichäfte zufammen. Inzwiſchen haben unfere beutfchen Heere 
unter einer Führung vol Rath und Weisheit, vol Muth und Demuth, getragen 
von einer beifpiellos einmütbigen Erhebung ber Nation, freilich aud unter Opfern, 
bei deren Vergegenwärtigung unfere Herzen biuten, in einem ſchnellen und fleten 
Siegeslauf die deutſchen Sabnen bis in das Herz bes feinblidden Nachbarlandet 

etragen. 

8 Wenn Gott weiter Hilft und Segen giebt, fo bürfen wir uns jetst chen 
eines Friedens verfichert halten, wirbig bes ungebeuren Kanıpfes, würdig bes 
Heldentobes unferer Brüder und vollaus entſprechend ben bereihtigten Erwartun⸗ 
gen ber Nation. 

Ich würbe vergeben® verfuchen, meine Herren, für das Gewicht folder 
Thatſachen einen einigermaßen genügenden Ausbrud in Worten zu finden. Bir 
haben eben nichts, womit wir das Ereigniß vergleichen fünnen. Aber den Danl 
bes von uns vertretenen norbbeutfchen Volles {offen Sie uns in Ehrfurcht nieder 
legen vor bem oberften Führer des beutichen Heeres, vor feinen Feldherren und 
Befehlshabern, vor den Männern allen, unferen Söhnen und bern, welche 
ben heiligen Boben bes Baterlandes fo ruhmvoll nertheibigt haben, wie wor bem- 
jenigen, bie bem SKriegäheere in fchwerer Arbeit bülfreih zur Seite fanden, 
helfend, förbernd, beilend, aufrichtenb unb tröftend. Unb inbeffen ber Kampf u 
ber Ferne fein letztes Ziel noch weiter verfolgt, laffen Sie uns in ber Heimath 
ben Verſuch machen, eine feiner ebelften und berrlichften Früchte jetst ſchon ein- 
ent die Einigung unferes Baterlandes in Berfaffung und 

reiheit 

Denn verfhwunden if in ber Erhebung der Nation, was uns 
bisher trennte und zerriß. Der alte Fluch bat fih gelöft und bie 
befeligende Gewißheit davon verbürgt uns aud eine Zukunft 
fegen@voll und gebeihli für bie Werke bes Friedens. 

In dieſem Sinne, meine Herren, laffen Sie uns an die Arbeit treten uab 
lee Aulgabe, ohne Raſt, aber auch ohne Haft zum Heile bes WBaterlanbes 
vo en!“ 


Die Verträge über den Deutichen Bund, ihre Eutitehung 
and ihr Weien. 


5. Dezember. Rebe bes Präfidenten bes Bunbeslanzler- Amtes Staats -Mi- 
nifters Delbrüd. 

„Meine Herren! Als im Frühjahr 1867 bie Verfaflung berathen wurde, 
auf GOrund beren wir hier verfammelt find, gab e8 einen Gedanken, in welchen 
bei aller fonfligen Meinungsverfgiedenheit die Frennde und bie Gegner bes ba- 
maligen VBerfafiungsentwurfs fi) zufammenfanben, ben Gedanken nämlich, daß 
bie damalige Begrenzung des Bunbesgebietes nicht anf bie Dauer fortbefteben 
dürfe. Die Gegner der Verfaflung machten es ihr zum Vorwurf, baf fie Aber- 
haupt biefe Grenze enthalte: die Yreunde ber Berfafiung rühmten es ihr «ls 
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eigen Berzug nad, daß fie fo gefaltet fe, um ben Gintritt ber ſuübdeutſchen 
Staaten im das Bnubesverhältziß lich zu machen. Geinen prägnanteflen 
Ausdcud fand biefer Gedanke, als der Reichsſstag nuf ben Antrag ber bamaliges 
Herren eorbneten für den 1. berliner Wahlkreis und für Osnabrüd mit ſehr 
greßer Majorität befchloß, dem fetten Artilel ber Verfaſſung ben Say hinzuzu⸗ 
fügen: „Der Eintritt ber fübdeutichen Staaten ober eines berjelben in den Bund 
erjelgt auf den Borſchlag des Bunbespräfibiums im Wege ber Geſetzgebung.“ 

Diefer damals mit fehr großer Mehrheit angenommene und in bie Berr 
foffung Übergegangene Sat hatte nach ber Abficht feiner Urheber den Zweck, aus⸗ 
zuſprechen, daß bas Ziel und die Aufgabe ber deutſchen Nation eine volle ſtaat⸗ 
ide Bereinigung aller ihrer Theile fei. 

Die Borlagen, meine Herren, in berem Berathung Sie heute eintreten, 
baben bie Aufgabe, biefen bamals ausgeſprochenen Gedanken zu erfüllen. Schr 
viel rajher, als e8 bei der Beratbung ber Berfafin ng gehofft 
werben founte, rafcher, als e8 ſelbſt die lebhafteften Anhänger ber 
beutfhen Einheitsidee zu erwarten wagten, hat ein großes welt» 
geſchichtliches Ereignif ſämmtliche beutfhe Stämme mit bem Be» 
wußtjein erfüllt, daß die Zeit gelommen fei, für bie volle Hast. 
lihe Bereinigung aller Theile Deutfhlandbs, und bie ſämmtlichen 
füddentfgen Regierungen beftimmt, mit dem Norddentſchen Bunbe 
jur Begründung eines beutihen Bundes zufammenzutreten. 

Eriauben Sie mir, mit einigen Worten ben Äußeren Gergang barznftellen, 
ans welchem ſich die Ihnen vorliegenden Verträge entwidelt haben. 

Die Initiative Fam von Bayern. Die Fönigliche bayerifche Regierung 
gab im Laufe des September dem Bunbespräfibium zu erfennen, daß bie Ent» 
widiung ber politifchen Berhältniffe Deutſchlands, wie fie durch bie kriegeriſchen 
Greigniffe herbeigeführt jei, nach ihrer Ueberzeugung es bedinge, von bem Boden 
ber nöllerrechtlidhen Verträge, welche bisher bie ſüddeutſchen Staaten mit bem 
Norbdentichen Bunde verbanden, zu einem Berfaffungebänbriffe überzugehen, 
Sie verband mit biefer Mittheilung den Ausprud bes Wunfches, mit einem Be⸗ 
vellmãchtigten des Präſidiums über die Vorſchläge in Beſprechung zu treten, welche 
fie zur Ausführung ihres Gedankens vorbereitet hatte. Das Präſfidium beeilte 
fich, dieſem Wunfche zu entſprechen, und es wurbe mir der Befehl zu Theil, mich 
zu biefem Zweck nah Münden zu begeben. Der Zweck war nicht eine Ver⸗ 
handlung, ſondern eine Anhörung der Vorjchläge, die von ber königlich bayerichen 
Regierung vorbereitet waren, eine Beſprechung vieler Borichläge aus ber Kenntniß 
ber Berhältniffe heraus, bie mir meiner Stellung nach beiwohnte; bie einzige Im- 
firuftion, welche ich erhielt, war bie, mich jeder Aeußerung zu entbaltex, melde 
gedeutet werben könnte, als ob das Präfibium im jetigen Momente gefonnen jet, 
auf bie freien Entſchließungen eines treuen und bewährten Alliirten auch nur ben 
entfernteften Drud auszuüben. Die Beipredhungen in Münden fanden ſtatt unb 
wurben weſentlich geförbert dadurch, daß bie Königlich württembergifche Ne 
durch eines ihrer Mitglieder an biefen Beiprechungen theilnahm. Währenb das 
Ergebniß dieſer Beiprehungen der Erwägung bes Bunbes-Präfibiums unterlag, 
wurde von Stuttgart aus ber Wunſch ausgeiprochen, bie in Münden eingeleiteten 
Beiprehungen in Berfailles fortzufegen unb zu ergänzen, zu ergänzen namentlich 
nad der militärifchen Seite bin, indem ber Füniglich württembergifche Vertreter 
w München nicht in ber Lage geweſen war, fich Über diefen vorzugsweiſe wichtigem 
BHeil ber Verfaſſung weiter, als in einigen allgemeinen Anbeutungen zu äußern. 
Gleichzeitig mit diefer Anregung erfolgte der offizielle Antrag Badens auf Eintritt 
w ben Rorbbeutihen Bund. Das Präfibium konnte nicht zögern, biefen An⸗ 
rgungen zn entiprechen, und ſowohl bie koͤniglich württembergiſche, ale die groß⸗ 
kerzoglich babiiche Regierung zur Entſendung von Bevollmächtigten nach Verſailles 
einzuladen. Es gab gleichzeitig davon nach München Nachricht, indem es zur 
Baht fteflte, entweber ebenfalls in Berfaifles Die Münchener Beiprehungen fort- 
zuſetzen, ober, wenn es vorgezogen werden jollte, das Ergebniß ber Verhandlungen 
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mit ben anbern bort vertretenen beutfhen Staaten abzuwarten, um fobann bie 
Verhandlungen in München wieder aufzunehmen. Endlich erflärte auch die groß- 
berzogfich heifiiche Regierung ihren Entichluß, mit dem fühlichen Theil ihres Ge- 
biet8 in ben Bund einzutreten, und fo geſchah es, daß in ber zweiten Hälfte bes 
Oktobers Vertreter ber fämmtlichen fübbeutichen Staaten in Verfailles zufammen- 
traten, um über die Gründung eines Deutſchen Bundes zu verhandeln. Die 
Verhandlungen mit Württemberg, mit Baden und mit Heffen führten fehr bald 
zu der Ueberzeugung, daß es ohne große Schwierigkeiten gelingen werbe, auf 
Grundlage der VBerfaffung bes Norbbeutihen Bundes zu einer Berftänbigung u 
gelangen; bie Berbandlungen mit Bayern boten anfangs größere Schwierigleiten, 
und es war auf den eigenen Wunſch ber Königlich bayeriſchen Bevollmächtigten, 
daß zunächſt die Verhandlungen mit ben drei andern ſüddeutſchen Staaten Fort 
gefegt wurden. Die koͤniglich bayerifchen Bevollmächtigten fühlten das Bebilrfniß, 
nicht ihrerfeit8 durch Die ſich darbietenden Schwierigfeiten den Abſchluß mit den 
anderen Staaten zu verzögern. So kam es, daß gegen Mitte des November bie 
VBerftändigung mit den drei andern füdbeutichen Staaten zum Abſchluß gekommen 
war. Ein unvorhergefehener Zufall verhinderte es, daß gieid am 15. Rovember 
Württemberg an der mit ihm bereits in allen Hauptpunften feflgefegten Verſtän⸗ 
bigung theilnahm. Es wurde deshalb zunähft mit Baden und mit Heflen ab 
geichloffen. Während dem wurben bie Verhandlungen mit Bayern wieder auf 
genommen oder fortgefegt; fie führten vafcher, als es anfangs erwartet werben 
durfte, zum Abfehfun, ber in dem Bertrage vom 23. November vorliegt. Am 
25. November erfolgte alsdann auf Grund ber in Verſailles bereits feftgeftellten 
Vernänbigung ber Abſchluß mit Württemberg. 

Ich babe geglaubt, auf dieſen biftorifchen Hergang auch aus einem fachlichen 
Grunde eingeben zu müſſen, nämlich deshalb, weil ich es betonen möchte, daß 
bie Verträge, wie fie jett biftorifch hinter einander Tiegen, nicht bem Gedanken 
nach hinter einander entflanben find. Als mit Württemberg, Baden und Heffen 
verbanbelt wurbe, waren bie Wünfche Bayerns befannt. Es fanb von Seiten 
bes Präſidiums keinen Anftand, einer Zahl diefer Wünſche fofort zu entfpreden. 
Es wurde davon, wie es nicht anders fein konnte, ben übrigen verhandelnden 
Stanten Mittheilung gemacht; fie eigneten fich bie bayeriihen Amenbements an, 
und fo find in dem erften Ihnen vorliegenden Bertrage, in bie Anlage bes 
Protokolls vom 15. November, eine Anzahl Beſtimmungen aufgenommen, welde 
eigentlih, wenn ich fo jagen barf, bayerifchen Urfprungs find, welche der Znitia⸗ 
tive Bayerns ihren Urfprung verdankten. Ob fie von anberer Seite gebradt 
fein würden, wenn fie nicht von Bayern gebracht worben wären, das babe id 
anheimzuftellen. 

Inbeffen die Thatſache möchte ich bier Tonftatiren, weil fie für bie Be 
urtheilung des Ganzen, wie ich glaube, nicht ohne Intereſſe ift. 

Ich made auf biefen Hergang aus einem zweiten Grunde aufmerfam, 
nämlih um zu erklären, weshalb in dem VBertrage mit Bayern vom 23. November 
verfhiebene formelle Inkongruenzen mit ber Anlage bes Protokolls vom 15. No- 
bember und mit dem Inhalte bes Vertrages vom 25. November fich vorfinden. 
Während der Sig ber Verhandlungen inzwiſchen nad Berlin verlegt war, mwurbe 
mit Bayern in Berfailles verhandelt, und fo ift es gelommen, daß über bie 
jelben Gegenftände in etwas verſchiedenen Ausbrüden bier und da verhandelt ift, 
und daß e8 nothwenbig wurbe, dem Schlufprotofolle mit Bayern eine Clausula 
salvatoria hinzuzufügen, welde bie Natur biefer nicht beabfichtigten, fonbern 
dur die Natur der Dinge berbeigeführten Inkongruenzen Tonftatirte. 

Wenn ich mid nun zur Sache ſelbſt wende, jo glaube ich vorausfchiden zu 
möüffen, daß es bei ben Verhandlungen nicht unerwogen geblieben if, ob es fih 
empfehle, in bie neue Verfaflung Beftimmungen aufzunehmen, welche, unabhängt 
von der in Ausficht genommenen Erweiterung bes Bunbesgebiets, bie eigentli 
verfaffungsmäßige Ausbildung bes Bundes zum Gegenftanbe hätten. Ich glauke, 
die zwei Fragen, bie hier vorzugsweife in Betracht fommen mußten, nicht ber 
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zeichnen zu follen; fie liegen in Aller Munde. Man glaubte indeffen, baß, ohne 
die Bebentung biefer Fragen zu unterichägen, ohne bie Nothwendigkeit ber Ord⸗ 
nung biefer Fragen im Laufe der Zeit irgenbwie verneinen zu wollen, ber jetige 
Augenblick nicht dazu geeignet fei, um biefe an fich fchwierigen, zum Theil zwar 
viel beiprochenen, aber bog wenig vorbereiteten Fragen zum Abſchluß zu bringen. 
Man ging davon aus, daß es richtiger fet, jeßt fich auf das zu befchränfen, was 
ununittelbar durch ben Beitritt ber ſüddentſchen Staaten geboten fei unb ben 
weiteren inneren Berfüffungsausbau dem Zuſammenwirken bes zulünftigen Deut- 
{den Bundesrathes mit bem künftigen Deutſchen Neichötage zu überlaffen. Go 
—3 fich denn bie vorliegenden Verträge auf ber Grundlage ber Berfaffuug 
dee Norddeutſchen Bundes und beſchränken ſich darauf, in dieſe Berfaffung das- 
jenige bineinzutragen, was burch bie Erweiterung bes Bundes unmittelbar ges 
boten war. Wenn ich fage, die vorliegenden Verträge jchließen fih an ben Ins 
halt der Bundesverfaſſung an, fo hebe ich babei befonders hervor, weil man viel- 
lacht darüber zweifeln könnte, daß zu dem Inhalt der Bunbesverfaffung nad 
allen dieſen Verträgen auch ber Eingang ber Bunbesverfafjung gehört. Es könnte 
ans der Faſſung der Erwägungsgrünbe in dem preambule des Bertrages mit 
Bayern hergeleitet werben, daß ber Eingang unferer Norddeutſchen Bunbesver- 
feffung, der wörtlich übernommen ift in ben Eingang der dem Protofolle vom 
15. Rovember beigefligten Bunbesverfafiung, verändert fei. Das ift nicht ber 
Hall. Diefe Eonfiderants in dem Eingange bes Vertrages mit Bayern finb 
Couſidoͤrants, wie fie in einem ſolchen Bertrage üblich find. Acceptirt ift unbedingt 
mit der Berfafjung auch beren Eingang. 

Die Aenderungen, welche bie Bunbesverfaffung erhalten bat, charalteriſiren 
fi in der Hauptſache dahin, baß ber föberative Charakter ber Bunbesverfaflung 
verftärht if. Es konnte das in ber That bei einer Berhanblung, die von That⸗ 
faden, von altuellen Verhältniſſen ausging, nicht anders fein. Die Staaten, bie 
bem Bunde zutreten, gehören jämmtlich zu ben größeren; der größte biefer 
Staaten bat nicht fehr viel weniger Einwohner, wie ſämmtliche Staaten bes 
Norddeniſchen Bundes mit Ausnahme Preußens. Es liegt in der Natur 
der Sade, daß ber Beitritt größerer Staaten zum Bunde das 
füberative Element in ber Bundesverfaſſung nothwendig verflärten 
mußte, und daß, wenn man überhaupt ben Anfchluß ber fübbeutichen Staaten 
wollte, es ohne Anerlennung der berechtigten Seiten dieſes Elementes nicht ge- 
ſchehen konnte. Im Einzelnen tritt dies zunächft bei einem ber wichtigften Punkte 
hervor, bei der Regelung bes Bundes⸗Kriegsweſens. Gerabe bei biefem Punkte 
laube id wieder an die Verbanblungen erinnern zu bürfen, bie im Jahre 1867 
bir Ratt fanden. Der erfte Rebner, ver damals zur Generaldiskuffion ſprach, deſſen 
beredie Stimme zu unfer Aller Schmerz verftummt ift, der damalige Abgeordnete 
für Reichenbach (Tweften), bob es als einen Vorzug bed Berfafjungsentwurfs 
hervor, daß er Modifikationen nach verfchiebenen Seiten hin offen laſſe, daß er 
Mobififationen in einer Form namentlich offen laſſe, welche ben Regierungen bie 
Miglichkeit gewähre, durch Sonberftipulationen Über die militärischen Berbältniffe 
der vollftänbigen Abjorbirung durch die Central-Gewalt zu entgehen; er hob dies 
bervor in beſonderem Hinblid auf den auch von ihm (e6haft gewünfchten Anjchluß 
der fübbeutichen Staaten. Der Gedanke ift unzweifelhaft ein volllommen richtiger; 
es lann auf biefem Gebiete — und es ift bas auch fchon in bem beftehenben 
Bundesverhältniß geichehen — es kann auf biefem Gebiet der Sonberftellung ber 
einzelnen Staaten Rechnung getragen werben unb in ziemlich meitgebender Art, 
ohne das, worauf e3 anlommt, nämlich bie Einheit des Bundesheeres, zu gefähr- 
ben. So ift es au in den bier vorliegenden Verträgen geſchehen. 

Die Srunblagen der Bundes⸗Kriegsverfaſſung: die allge 
meine Wehrp fliht ohne Stellvertretung, die Dauer der Behr. 
pfliht in bem ftebenben Heere, in ber Reſerve und in ber Landwehr, 
bie Befimmung ber Friedens⸗Präſenzſtärke — dieſe allgemeinen 
Orundlagen find alljeitig diefelben. Anf dieſen Grundlagen herauf 
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if aufgebaut, aud vollflänbig Übereinftimmend, die Organifatien, 
bie Formation und die Ausbildung. In der Ansbilbung fledt zu- 
glei der Präfenzftand ſämmtlicher Kontingente. 

Es find übereinffimmendb die Vorſchriften über bie Mobil- 
madhung, und die Anordnung ber Mobilmahnng liegt allein in ber 
Sand des Bundesfelbhberrn. Es if ferner Übereinffimmend bie 
Gelbleiftung, welde von ben beitretenden Staaten aufzubringen 
if; es ift auch in biefer Beziehung die vollfländige Gleichheit ber 
Pflihten durchgeführt. 

Dies find bie großen allgemeinen und durchweg überein- 
fimmenden Brundlagen, welde unter Hinzutritt anberer VBefim- 
mungen nad ber Ueberzeugung ber Männer, denen ih meinerjeits 
bas entfheidenbe Urtbeil Über dieſe tehnifhen Fragen zufchreiben 
muß, bie vollfie Gewähr bafür geben, baß in Beziehung auf bas 
Bundesheer basjenige erreicht ift, wa® nothwendig iſt. 

Ich gebe nun über zu ben Abweihungen. Sie liegen zunächſt darin, 
daß in einzelnen ber beitretenden Staaten bie Geſetzgebung über bie militäriſchen 
Verhältniffe nicht, wie e8 ber betreffende Artikel ber Bundesverfafſung vorfchreibt, 
fofort eingeführt werben fol. Indeſſen, meine Herren, biefer Vorbehalt ift weber 
3 überſchätzen noch in feiner Berechtigung in Frage zu ſtellen. Er iſt nicht zu 

berſchätzen deshalb, weil das Kriegsbienftgeieg — alſo von den geſetzlichen Be- 
Rimmungen, die neben ser Berfaffung über die Militärverhältniffe befteben, bas 
wichtigfte — in Württemberg, Baben und Heflen — durch die Verfafſung felbR 
eingeführt wird und in Bayern in jebem Augenblid im Wege ber Geſetzgebung 
eingeführt werben kann, und ich bemerfe babei, daß das bayerifche Kriegebienf- 
geſetz mit dem Norddeutſchen im Wefentlichen ſchon jet übereinſtimmt. Es gilt 
das letztere von bem ſeit Erlaß der Bunbesverfaffung zu Stande gelommenen 
Geſetz Über die Einquartierung im Frieden. Das Milttär-Strafrecht konnte in 
der That in ben fübbeutichen Staaten jetzt nicht eingeführt werben. Dem Reich 
tage ift in Erinnerung, daß bereits in ber legten ordentlichen Seſſton zugefagt 
M und zugefagt werben mußte, daß dem nächſten Reichſstage ein Militär-Gtrafe 
gejesbucdh vorgelegt werben würde unb zwar in naturnotbwenbiger Konfequenz 
ber Aenderungen bes allgemeinen Strafrechts. Es konnte nicht in ber Abficht 
Tiegen, den fübbeutfchen Staaten zuzumuthen, jett das preußiſche Militär-Straf- 
geſetzbuch einzuführen, mit deffen Aufhebung und Erſatz durch ein anderes Geſetz 
man eben umgeht. Damit hängt bie Strafe Brogeß-Orbmung zufammen unb ganz 

leid) liegt e8 mit dem Nayongeſetz. Dem vorigen Reichstage ift fchon eine Ge⸗ 
—* gemacht worden, welche damals nicht hat zur Berathung gelangen 
können; ich zweifle nicht daran, daß ben nächſten Reichötage eine gleichartige 
Vorlage gemacht werben wirb. 

Hiermit, meine Herren, haben Sie aus ber Enumeration der Geſetze, welche 
fih in den bezüglichen Berfaffungsartifein vorfinden, bie wefentfichfien unb im 
bem, was id an bemerten bie Ehre hatte, wie ich glaube, ben Nachweis, daß et 
theils unbedenklich, theils nothwendig war, bie Ausführung biefer Geſetze zu fn4- 
penbiren. &8 kommen nun noch anbere Geſetze in Betracht, 3. B. über Borfpann 
und Ähnliche Leiftungen; es find das Borfchriften, auf beren unbebingte @leidh- 
mäßigfeit, glaube ich, ein enticheivenver Werth von feiner Seite gelegt wirb, bei 
denen es im Weſentlichen zunächſt nur darauf ankommt, baf Borkiriften bes 


eben. 

Eine erbeblihe Abweihung von ben Beſtimmungen ber Bunbesver- 
faffung findet fi in dem Bertrage mit Bayern enblich darin, daß der Oberbeiehl 
im Frieden nicht, wie e& die Bundesverfaffung will, bem Bundesfelbherrn, fonbern 
Sr. Majeflät dem Könige von Bayern zufteht. Meine Herren, bei biefer Frage 
befindet man fidh wieder vor realen Verhältnifien, vor benen man feine Angen 
nieht verichließen kann. Das Gewicht, welches ein größerer Staat an ſich bat, 
zugleich aber auch bie Fähigkeit, welche ein größerer Staat in Beziehung auf bie 
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tätige Erhaltung einer ſelbſtſtändigen Armee befigt, haben dahin geführt, viele 
Abweihungen von ber Bunbesverfaflung für zulälfig zu erachten, eine Abweichung, 
die durch die im Vebrigen dem Bundesfelbherrn zuftehenden Rechte ihre Be⸗ 
grenzung und, foweit nöthig, ihr Korreftio findet. 

Ih gebe nun Über zu einigen mebr bie inneren Berhältniffe be 
treffenden Abänberungen, bie gleich ben eben erwähnten bie Bebeutung einer 
Berftärkung des föberativen Elements haben. Es Tann dahin zunächft gerechnet 
werben bie neue Rebaltion bes Art. 7 ber Berfafjung, in welche bie Att ribu⸗ 
tionen bed Bundesraths zufammengefaßt find. Ich fage, fie kann hierher 

erechnet werben, benn bieje Zufammenfafjung von Beflimmungen, bie wejentlich 

Fbereinfinmenb fich an anderen Stellen ber Bunbesverfaffung finden, hat eine 

ins Gewicht fallende materielle Bebentung nicht. Es wurde Werth gelegt auf 

diefe Zufammenfaffung, um an einem Ort Hear zu flellen die eigentlichen Zu- 

Ränbigfeiten des Bundesraths, deren Ergrünbung aus der Bunbesverfaffung jelbft 

nicht ohne ein gewifles Stubium möglich war. Eine materielle Aenderung bes 
ebenden ift bamit kaum herbeigeführt. 

Es gehört ferner hierher die Schaffung eines neuen Ausſchuſſes fir 
bie ansmärtigen Angelegenheiten. Je weiter fi ber Bund ausbehnt 
und je mehr größere Staaten ihm beitreten, befto mehr tritt das fachliche Be⸗ 
dürfniß hervor, daß wicht bloß, wie es bisher wielfach gefcheben ift, durch gelegent- 
liche Mittbeilungen an bie Gefandten und an bie im Bunbesrath verfammelten 
Bertreter ber Bunbesregierungen, fonbern in einem formell geregelten Wege Mit- 
tbeifungen über den Gang ber politifden Lage gemacht werben. Es liegt in ber 
Natur der den Ausfchüffen bes Bundesraths Überhaupt zugewielenen Funktionen, 
bag die Infiruirung der Gefanbten biefem Ausſchuß nicht zufallen kann, er wirb 
feinerfeit8 Kenutniß von ber Lage ber Dinge nehmen und wirb in ber Lage fein, 
durch diefe Kenntniß, durch Anträge, die er an den Bunbesrath ftellt, durch Be⸗ 
merlungen, bie er dem Präſidium macht, auf die Behandlung ber Politik einen 
Einfluß auszuüben. 

Ich habe ferner zu erwähnen ben Artilel über die Erelution. Es if 
bie Aenberung, bie biefer Artikel erhalten bat, eine faktiſch in ber That nicht 
weientfihe; die Veranlaffung zu der Aenderung Tiegt hauptſächlich auf bem Ge⸗ 
biete ber internationalen Konvenienz. 

3b komme endlich bei der Beſprechung ber bierher gehörigen Aenderungen 
auf den Zufat, welchen ber Art. Il der Bunbesverfaffung in Beziehung auf die 
Kriegserflärung erhalten hat. Diefer Zuſatz läßt fi unzweifelhaft charal- 
terifiren als eine Verſtärkung bes füberativen Elements in ber Bunbesverfaflung; 
fein wirklicher Charakter liegt aber in etwas Anderem. Je mädtiger ber 
Bunb wird, je weiter er ſich ausdehnt, um fo mehr iſt ed von In» 
tereffe, auch dem Auslande gegenüber in der Bunbesverfaflung 
jelbR zum Ausprud zu bringen, was der Bund ift, nämlich ein we- 
fentlih defenfives Staatswefen. Dieſer Gedanke konnte in feiner zu- 
trefienberen Weife zum Ausdruck gebracht werben, als durch den Zujag, ben Ste 
bier in den Art. 11 aufgenommen finden. 

Einige bie Finanzen betreffende Aenderungen ber Bunbesverjaffung waren 
nicht zu vermeiden. Sie betreffen bie inneren Steuern von Bier und Brannt⸗ 
wein. Theild ganz befonbere flaatsrechtliche Verhältniffe, wie fie z. B. in Bayern 
m Betreff der Malzfteuer in ihrem Zuſammenhange mit ber Staatsfhulb ob- 
walten, theils abweichende Betriebsverhältnifie, wie fie in Sübbeutichlanb gegen- 
Über Norddeutſchland beftchen, Tiefen es jedenfalls zur Zeit nicht zu, die Be⸗ 
ſteuerung des Biers und Branntweins, wie fie jett im Bunde gejetzlich beftebt, 
auf Süddeutfglandb anszubehnen. Es kam dazu, daß, wie. ben Herren Allen be» 
Kannt if, bei uns ſelbſt erhebliche Zweifel über die Richtigleit der Grundlage für 
die Branntweinftener und, wie ich glaube, eine ziemlich allgemeine Ueberein- 
Kimmung darüber obwaltet, daß die Bierſteuer, fo wie fie befteht, nicht lange mehr 
fortvauern kann und daß in einem Augenblid, wo man belanntlich fi mit ein« 
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gebenben Ermittelungen barüber befchäftigt, ob an Stelle der Matfchraumfiener 
eine Fabrikatſteuer gefegt werben foll, fei e8 fo, ober fo; wo man fich ferner mit 
der Frage beichäftigt, ob bie VBierbefteuerung, wie fie in tem größten Theile des 
Norddeutſchen Bundes befteht, einer Abänderung zu unterziehen fei, — in ſolchem 
Augenbiid Tonnte man nicht füglich ben fühbentichen Staaten zumuthen, biefe 
beiden Steuerformen anzunehmen. Die nothmwendige Eonfequenz dieſes Auge 
ſtändnifſes war, daß in Beziehung auf diefe Steuern dafür Vorſorge getroffen 
werden mußte, wie ihre Behandlung fowohl im Bundesrathe, als im Reichstage 
flattzufinden hat. Man Fönnte nicht wohl danon ausgeben, daß die fühbentichen 
Regierungen im Bunbesrathe Über Steuern mit zu beichließen bätten, Die auf fie 
feine Anwendung finden; und ebenfo wenig, daß bie ſüddeutſchen Abgeorbneten 
im Reichstage die entſcheidende Stimme bei folchen henerfeagen mit abgeben bäürfen. 

Es Ent dieſe Erwägung geführt zu ben beiden Ausnahme-Beftim- 
mungen, bie ſowohl im Kapitel vom Bundesrathe als im Kapitel vom Reichs⸗ 
tage Tinfistfid derjenigen Angelegenheiten fich finden, die nicht dem ganzen 
Bunde gemeinſchaftlich find. 

Sodann wurde von Bayern fowohl, als von Württemberg ein ent- 
ſcheidender Werth auf die Beibehaltung ber eigenen Verwaltung ver Boften und 
Telegraphen gelent. Es beruhte der Werth, den man ber Erhaltung dieſer beiben 
Inftitutionen in ber Selbftverwaltung beilegte, auf verichiedenen Motiven. 

Das finanzielle Motiv, wie ich gleich bemerle, war nicht das weſentlich ent- 
ſcheidende. Man wünſchte theils dem Verkehr lieb gemorbene Einridytungen zu 
erhalten, welche man bei bem Uebergange auf ben Bund für gefährber hielt; man 
wünſchte Beamtenorganifationen zu erhalten, an bie man ſchon feit langer Zeit ger 
mwöhnt war. Es Tonnte diefen Wünfchen füglih und ohne Schaden er bie Ein- 
beit und Gemeinfamleit nachgegeben werben, ba fowohl Bayern wie Württemberg 
barüber nicht im Zweifel waren, baß die Geſetzgebung bes Buntes in allen biefen 
Angelegenheiten, ſobald fie ſich nicht lediglich auf Die internen Verbältniffe Bayerns 
und Württembergs binfichtlich des Porto's bezieht, daß bie Geſetzgebung über biefe 
Angelegenheiten fit auf beide Staaten zu erfireden habe. 

* bemerle hierbei, daß die bezüglichen Verabredungen in bem Bertrage 
mit Bayern und in dem Vertrage mit Württemberg nicht mit einander tertuell 
übereinfimmen. Es gehört bies eben zu ben Inkongruenzen, welche die Ber- 
Bandlung an zwei verſchiedenen Orten berbeiführt. Es hat nicht in ber Abficht 
gelegen, fachlich Durch Die eine Faſſung etwas Anderes zu fagen als burch die andere. 

Bayern allein bat fih enblih noch zwei Vorbehalte gemacht, ben 
einen in Beziehung auf bie Borfchriften des Titels über die Eifenbahnen, 
welche eigentlich veglementärer und abminiftrativer Natur find. Der Borbehalt 
berubte darauf, daß es fih in Bayern um ein im Großen und Ganzen völlig ge 
ſchloſſenes Gebiet handelt, in welchem Gebiete neben ber Staatönerwaltung nur 
eine einzige Privateifenbahn befteht, und daß man wünſchte, fih in Beziehung 
auf die Regelung diejer abminiftrativen Verhältniſſe freie Hand zu halten. Der zweite 
Vorbehalt wiegt fchwerer, er findet feinen Ausbrud darin, daß von den Gegen- 
fländen der Beauffichtigung und Gefeßgebung des Bundes für Bayern ausgefchloffen 
tft die Beſtimmung über Heimatbs- und Niederlaffungsverhältniffe. 

Meine Herren! In Bayern bat bis vor zwei Jahren rechts bes Rheins in 
Beziehung auf biefe Materie eine Geſetzgebung beftanden, welche ſich von ber 
in dem größten Theile des übrigen Deutſchlands beſtehenden fehr wefentiich unter- 
ſchied, welche ber freien Bewegung ungemein ftarfe Feſſeln anlegte und welche, 
wie man jett auch wohl in Bayern davon überzeugt ift, entichieben nicht zum 
Heil des Landes diente. Bor zwei Jahren bat man eine vollkommen neue Ge⸗ 
feßgebung in dieſer Materie erlafien; dieſe fogenante Sozial» Gefeßgebung ift eben 
erſt eingeführt, ihre Reſultate find bisher gentig geweien, und man trug in 
Bayern Bedenken, den Beſtand unb die Ergebniffe biefer eben erft ins Leben ge 
tretenen Geſetzgebung durch bie Annahme ber im Bunde erlaffenen und in bem 
wichtigften Theile im Bunde noch nicht einmal ausgeführten Gejegebung in 
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Frage zu fielen. Es war bies ein Bedenken, welches ſich uuüberwinblich zeigte, 
und welches zu dem Ausſchluß dieſes Gegenftanbes führte. 

Meine Herren! Ich babe bisher eine Reihe mehr oder minder wejentlicher 
Aenderungen ber beftebenben Bunbesverfaffung zu erwähnen gehabt; ih Tann zum 
Schluß mit einer Befriebigung, welche, wie ich glaube, ber Reichstag theilen wird, 
auf ben letzten Artikel des Berfaffungsentwurfs übergehen, auf ben Artikel 80. 
Dur) biefen Artikel wirb eine fehr lange Reihe von Gelesen, in der That mit 
einer oder zwei Ausnahmen alle fundamentale und wichtige Ge- 
fee, die im Norddeutſchen Bunde befteben, in Württemberg, Baden und Süb- 
Hefien entweber fofort ober zu einem von vornherein beftimmten naheliegenden 
Termin eingeführt. Man bat es in den genannten Staaten gewagt, ohne auf 
Vorbereitungen in ber inneren Gefeggesung zu warten, ben Sprung zu machen, 
der, wie unverleunbar ift, mit der en bloc- Annahme einer großen Anzahl fo 
tief einſchneidender Gefette verbunden ift. 

fann, meine Herren, bier gleich noch Eines binzufligen. Bei den Ver⸗ 
banbfungen, bie über den Art. 80 flattfanben, war, wie Sie es begreiflich finden 
werben, nicht immer in Beziehung auf jedes einzelne Geſetz die volle Orien- 
tirung über die Möglichkeit der Einführung zu einem beftimmten Termin durchweg 
vorhanden. So ift e8 gelommen, daß für Süphefien die Einführung bes Straf- 
geſetzbuchs vorbehalten ıft filr ben 1. Januar 1872, und bie Einführung der Ge⸗ 
werbeorbnung ohne einen beftimmten Termin in Ausficht genommen if. Die 
großberzoglich beifiiche Regierung hat es für möglich erachtet, nach nochmaliger Er- 
wägung — und ich bemerkte, daß bie jämmtlichen beteiligten Regierungen damit 
einverftanden find — das Einführungsgefeg zum Strafgefeßbuch für den Norb- 
beutihen Bund, Das Strafgefeßbuh für den Norbbeutihen Bund und bie Ge⸗ 
werbeorbnung für den Norbdeutichen Bund gleichzeitig mit dem Eintritt der Ver- 
fafjung für Seffen als Bundesgefe in Kraft treten zu laffen. Es würden hiernach 
am Schluß des Artikels 80 diejenigen Veränderungen eintreten müffen, bie durch 
biefe von ber großherzoglicden Regierung gefaßte und von ſämmtlichen übrigen 
betheiligten Regierungen angenommene Aenderung nothiwenbig werden. 

Ih komme nun auf bie Stellung Bayerns zu dem ArtileL Ich kann 
auf das Beflimmtefte fonftatiren, daß, wenn eine Anzahl von biefen Gefeten in 
dem bayeriſchen Bertrage nicht als fofort einzuführen bezeichnet find, Dies darauf 
beruht, daß man mit Küdficht auf die befondere Lage ber Dinge in Bayern eine 
Borbereitung durch bie Landesgeſetzgebung bei einzelnen biefer Geſetze für nöthig 
hielt. Man bat fih — und darüber hat gar fein Zweifel obgewaltet — hin⸗ 
fichtlih aller diefer Gefete in Bayern ber Bundesgejegebung in Beziehung auf 
ben Einführungstermin unbedingt unterworfen; man bat aber Bedenken getragen, 
ohne die Möglichkeit zu haben, eine Tegislative Vorbereitung in Bayern jelbft zu 
treffen, oder auch nur in gründliche Erwägung zu ziehen, ob eine folche legislative 
Borbereitung nicht zu entbehren fei — ich fage, man bat Bedenken getragen, vor⸗ 
ber eine große Reihe ver bier in Rebe ſtehenden Geſetze in Bayern einzuführen. 
Aus dem Bertrage mit Bayern felbft ergiebt filh, daß biefe Einführung nicht in 
Trage ſteht hinfichtlich des Wahlgefetzes für ven Norbbeutfchen Bund. 

Meine Herren, ich glaube in ber allgemeinen Diskuffioen mich auf biefe 
Eharakterifirung der vorliegenden Verträge befchränfen zu müſſen. Ich wieber- 
hole: fie find erwachfen auf bem Boben der Thatjachen, fie find zu Stande ge- 
foınmen, indem man ſich bie realen Verhältniſſe vergegenwärtigte. Ich bitte, daß 
auh Sie, meine Herren, fih bei Beurtbeilung der Vorlage auf biefen Stand- 
punkt fiellen und ſich vergegenwärtigen, daß es Deutſchland ſchon mehr als einmal 
nit zum Segen gereicht hat, das Erreichbare dem Wünſchenswerthen zu opfern.” 


,Die Verträge mit Baden, Hefjen und Württemberg wurden 
im Reihstage faft einftimmig, der Vertrag mit Bayern mit 195 
gegen 32 Stimmen genehmigt. 
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Kaiſßer und Reid. 


Schreiben ded Königs von Bayern an den König von Preußen. 


„Rah dem Beitritt Süddeutſchlands zu dem deutfchen Berfaflungss 

bündnig werden die Ew. Moajeftät übertragenen Präfidialrechte fiber alle 
deutfchen Staaten fich erftreden. Ich babe mich zu deren Vereinigung im 
einer m in der Ueberzeugung bereit erklärt, dab dadurd den Gefammt- 
interefjen des deutfchen Baterlandes und feiner verblndeten Yürften ent 
fprochen werde, zugleich aber in dem Vertrauen, daß die dem Bundes 
räfidium nach der Berfaflung auftehenden Rechte durch Wiederher- 
Be llung eines deutſchen Reiches und der deutſchen Kaifer- 
würde als echte bezeichnet werden, welche Ew. Majeftät im Ramen 
des gefammten deutfchen Baterlandes auf Grund der Einigung feiner 
Fürften ausüben. 

Ich habe mich daher an die deutſchen Fürften mit dem Borfchlage 
getvenbet, gemeinfchaftlich mit mir bei Em. Majeftät in Anregung zu bringen, 

aß die Ausübung der Präfidialrechte des Bundes mit Führung des Titels 
eines deuifchen Kaiſers verbunden werde. 

Sobald mir Em. Majeftät und die verbündeten Fürften Ihre Willend- 
meinung fundgegehen haben, würde ich meine Regierung beauftragen, das 
Weitere zur Erzielung der entfprechenden Vereinbarungen einzuleiten. 

Ludwig.“ 


5. Dezember. Mittheilung ded Staatt-Minifterd Delbrüd im 
Reichstage. 

(Auf eine Anfrage des Abg. Dr. Friedenthal, ob in Wahrheit 
Thatſachen vorliegen, welche die Gewißheit geben, daß die gegenwärtige 
Phafe der deutihen Dinge dazu führen werde, dem deutfchen Bolfe eın 
Oberhaupt zu geben.) 

„Meine Herren! Auf die von dem Herrn Vorredner hierher gerichtete 
Frage nehme ich feinen Anftand, Folgendes zu ermidern. Se. Königl. 

obeit Prinz Luitpold von Bayern bat vorgeftern Sr. Majeftät dem 
Önige von Greufen ein Schreiben Sr. Majeftät des Königs von Bayern 
übergeben, deſſen Text folgendermaßen lautet: 
(Folgt das obige Schreiben.) 

Ih kann thatjächlich hinzufügen, daß die in Verfailles anweſenden 
deutſchen Souveräne Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und Er. 
Majeftät dem Könige von Bayern ihre Zuftimmung zu diefem Vorfchlage 
audgefprochen haben. Die Erklärungen der übrigen Souveräne und der 
drei freien Städte find zu erwarten.“ 


Schreiben ded Könige von Bayern an den König von Sadjfen 
(und ebenſo an die Übrigen Souveräne). 
„Durchlauchtigſter, gropmächtigfter Fürſt, freundlich lieber Bruder und 
Better! Die von Preußens Heldenkönig ſiegreich geführten beutfchen 
Stämme, in Sprade und Sitte, Wiflenfhaft und Kunſt feit Jahr⸗ 
Bunderten vereint, feiern nunmehr auch eine Waffenbrüderfchaft, welde 
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van der Machiftellung eines geeinigten Deutfchlands glänzendes ZJeugniß 
dt. Befeelt von dem Streben, an diefer werdenden Einigung Deutfch- 
ands nach Kräften mitzuwirken, babe ich nicht gefäumt, deshalb mit dem 
Bundeslanzleramte des Norddentichen Bundes in Berhandlungen zu treten. 
Diefelben find jüngft in Verfailles zum Abjchluffe gediehen. Ich wende 
mich daher an die deutſchen Fürften, inSbefondere an Em. Majeftät, mit 
dem Borfchlage, gemeinichaftlid mit mir bei Sr. Majeftät dem Könige 
von Preußen im Anregung zu bringen, daß die Ausübung der Präſidial⸗ 
rehte mit Führung des Titel eines durthen Kaiſers verbunden werde. 
Es iſt mir ein erhebender Gedanke, daß ich mich durch meine Stellung 
in Deutichland und durch die Gefchichte meines Landes berufen fühlen 
lann, zur Krönung des deutfchen Einigungswerkes den erften Schritt zu 
thun, und gebe ich mich der freudigen * nung hin, daß Ew. Königliche 
Mojeftät meinem Borgehen freundliche Zuftimmung ertheilen werben. In⸗ 
dem ich mir daher das Bergnügen gebe, Em. Königliche Drajeftät gleich 
den übrigen verblindeten Fürften und freien Städten, um deren gefällige 
Dillensmeinung zu erfuchen, bin ich mit Berficherung vollfommenfter 
ochachtung und Yreundichaft Em. Königlichen Majeſtät freundmilliger 
ruder und Better. Ludwig.“ 


9. Dezember. Antrag ded Bundesraths. 


An den Präfidenten bes Reichstages. 

„Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich die ganz ergebenfte Mitthei⸗ 
lung zu machen, daß der Bundesrath des Norddeutſchen Bundes, im 
Einverftändnig mit den Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden 
amd Heſſen befchloffen hat, dem Neichötage des Norddeutichen Bundes 
— e Abänderungen der Verfaſſung des Deutſchen Bundes zur ver» 
fafſunggmäßigen Abſtimmung vorzulegen: 

1) Im Eingange der Bundesverfaflung iſt an Stelle der Worte: 
Sn Bund wird den Namen Deutſcher Bund führen, 
zu feßen: 
Diefer Bund wird den Namen Deutjches Reich führen. 
2) Der erfte Abſatz des Artilel8 11. der Bundesverfaflung erhält nach» 
fiebende Faſſung: 
Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen zu, 
welcher den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer ja 
das Weich völferrechtlih zu vertreten, im Namen des Weiches 
Krieg zu erflären und Frieden zu fchließen, Bündniſſe und andere 
Berträge mit fremden Staaten einzugehen, Gefandte zu bes 
glaubigen und zu empfangen. 


Der Kanzler des Norddeutfchen Bundes, 
% 3: Delbrüd.“ 


10. Degember. Grflärung bes Staats -Miniflers Delbrück. 


„Meine Herren! Zur Einleitung ber Beratbung über die geftern von bem 
Bundesrathe eingebrachten Aenberungen zweier Beftimmungen ber Bunbesver- 
hffang glaube ich mic, anf wenige Worte befehränfen zu können. 

Der thatfächliche Hergang, welcher zu dieſen Vorſchlägen geführt bat, iſt 
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befanut. Er nimmt feinen Urfprung in bem Schreiben Sr. Majeflät bes — 
von Bayern an Se. Majeſtät den von Preußen, welches ich in 
früheren Sitzung hier zu verleſen die Ehre gehabt habe. Dem darin von er 
Majeflät dem Könige von Bayern ausgefprochenen Wunſche ift feitbem von 
fämmtliden deu ten Fürſten und den Senaten der freien Städte 
zugeftimmt worden. Bei biefer — ber Sache hielt es ber Bundesrath tes 
Norddeutſchen Bundes im Einverfländniß mit ben Regierungen ber ſüddentſchen 
Staaten für richti ig bie beiden Bunkte, anf welde das Schreiben Sr. Majefät 
bes Könige von Bayern abzielt, an den beiben Stellen ber Berfaffung zum hr 
brud zu bringen, welche —* bie prägnanteften find: ben Begriff „D 
Reich“ da, wo zuerft von dem Namen bes zwiſchen ben beuticdhen Staoten r 
ſchloſſenen Bundes die Rebe iſt, und den Begriff Deutſcher Kaiſer“ an 
Stelle der Bunbesverfaffung, welche bie Präfibielftielung ber Krone Preußens 
bezeichnet. Die verbindeten Regierungen haben ſich keineswegs verhehlt, daß es 
bei biefen beiben Aenderungen ber Berfaffung nicht bewenben Tann; fie ngen 
aber davon aus, daß es für jett genüge, an den beiden entſcheidenden & 
der Berfaffun das auszuſprechen, worüber fie ſich vereinigt hatten, und daß es 
vorbehalten bleiben müffe für ben nächften ordentlichen Reichetag, bie weiteren an 
biefe beiden Aenderungen fi anſchließenden Aenderungen im Xerte ber Bunbes- 
verfaffung vorzunehmen. Diefe Veränderungen jetst fchon vorzunehmen, war bie 
Zeit entihieben zu kurz, denn es hanbelt fidh bei manden biefer Beränberungen 
keineswegs blos um bie einfache Erjegung bes einen Wortes durch das ander, 
fonbern um eine weitere ſachliche Erwägung.“ 


; Die Vorlage wurbe mit 188 gegen 6 Stimmen (bie Socialdentolraten) ge- 
nehmigt. 


Reichſstags⸗Adrefſe und Deputation. 


Adreſſe des Reichſtages an Se. Majeſtaͤt den König 
Wilhelm. 


Angenommen in ber Abend⸗Sitzung vom 10. Dezember 1870 
(mit 191 gegen 6 Stimmen). 


„Allerdurchlauchtigſter, großmächtigfter König. 
-Allergnäbigfter König und Herr! 


Auf den Ruf Ew. Majeflät bat das Boll um feine Führer fich geſchaart 
und auf frembem Boden vertbeibigt es mit Heldenkraft das frevelhaft —* 
geforberte Vaterland. Ungemefjene Opfer forbert der Krieg, aber ber tiefe 

chmerz Über den Berluft der tapferen Söhne erfchüttert nicht den entichloffenen 
Willen der Nation, welche nicht eher bie Waffen ablegen wirb, bis ber Friede 
burch geficherte Grenzen befier verbürgt ift gegen twieberlehrenbe Angriffe bes 
eifertügitigen Nachbarn. 

Dank den Siegen, zu denen Ew. Majeftät bie Heere Deutfchlands im tremer 
Waffengenoſſenſchaft geführt bat, fieht Die Nation ber dauernden Einigung ent 
gegeu. 

Vereint mit den Fürften Deutſchlands naht ver. norbbeutiche Reichstag mit 
ber Bitte, daß es Ew. Majeftät gefallen möge, burh Annahme ber 
deutſchen Ratfertrone das Einigungswert zu weiben. 

Die beutfhe Krone auf dem Haupte Ew. Majeſtät wirb dem 
wieder aufgeridhteten Reiche beutiher Nation Ta ge der Macht, bes 

riedens, der Wohlfahrt und ber im Schuß ber Gejege gejigerten 
reiheit eröffnen. 

Das Baterland dankt dem Führer und dem ruhmreichen Heere, au befien 
Spite Ew. Majeftät heute noch auf dem erlämpften Siegesfelde weilt. Unvergeffen 
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für immer werben ber Ration bie Singebung und bie Thaten ihrer Söhne 
bleiben. Möge dem Bolle bald vergönnt fein, daß ber ruhmgelrönte Kaifer ber 
Ration den Yrieben wiebergiebt. Mächtig und flegreich hat fi das vereinte 
Dentſchland im Kriege bewährt unter feinem bödften Feldherrn, mächtig umb 
friedfiebend wirb das geeinigte beutiche Reich unter feinem Kaifer fein. 
Ew. Königlihen Majeftät 
alferuntertbänigfte, treugehorfamfte 
Der Reihstag des Norddeuſchen Bundes.“ 


Zur Begründung der Adrefje. 


Worte bes Antragftellers Abgeorbneten Laster in ber Sikung vom 
10. Dezember 1870. 


„wir alle find erfüllt von ten fchweren Opfern, welche ber verhängnißvolle 
Krieg mit Frankreich vom Volle erforbert, find aber ebenfo feft entichloffen, ur 
den Schmerz über diefe Opfer uns nicht davon abhalten zu laflen, das Werk, 
welches wir in feinem Abfchluffe flir ein wahrbaftes Friedenswerk halten, indem 
wir auf frembem Boden die Sicherheit des eigenen Landes vertbeibigen, bis zu 
Ende zu führen. 

Bir innen uns ferner nicht enthalten, Dank auszufprechen ber gemein- 
ſamen Waffenthat des gefammten Deutſchlands, welches, hinausgehend über bie 
Solgen auf dem Schlachtfelde, au im Frieden die Vollendung bes Einigungs- 
werles verjpricht, und geftütt hierauf, fo wie auf bie Beichlüffe, welche wir ge- 
faßt haben, aber indem wir uns nicht begnügen mit Paragrapbenworten, fonbern 
tebendig von Mund zu Mund jprechen wollen, richten wir an Se. Majeftät ben 
König von Preußen die Bitte, daß es ihm gefallen möge, die Kaiſerkrone anzu⸗ 
nehmen und fo das Werk der Einigung zu erreichen. 

Wir erwarten von diefer Wandlung nicht blos eine Veränderung ber Form, 
jondern auch eine Veränderung bes Inhalts, der Bund fol ein Reich werben 
ein geeinigter nnd gefchloffener Staat, unb wir erwarten von biefem Staat, baf 
er uns Macht, Frieden, Wohlfahrt und den Schutz gewähren wirb, ber allein ben 
Bürger im Frieden befriedigen kann: ber Schuß durch bie Geſetze. 

Unb dann, meine Herren, iu dem letzten Abjate, boch keineswegs zulekt, 
fendern voran in unferem Gefühle, banken wir den Thaten ber Armee und ihrer 
Führer, welche unjere Grenzen geſchützt haben und gegenwärtig noch nicht er- 
müben, alles, was fie befiten, das Leben freudig dafür hinzugeben in dem Be- 
wußtjein, daß fie einem eblen Volke nicht nur feine Grenzen ſichern, fondern auch 
eine neue und fegenereiche Zukunft eröffnen. 

Meine Herren! Begeiftert, wie wir im Kriege find, unb fo, daß jeber 
dentihe Mann, während nod irgend eine Gefahr vorhanden ift, feine anderen 
Gedanlen hegte, als ben Echu bes eigenen Landes und bie Beſiegung bes 
Feindes — mitten in dieſer Arbeit, brängt e8 uns doch, auszufpredhen, daß wir 
unferer Ratur nach kein Eriegerifches Bolt find, d. b. kein Volt, welches ben 
Lrieg führt, fei e8 um des Ruhmes ober um anderer Nebenabfichten willen. Nur 
um uns fetbft zu fchügen, zu retten gegen ungerechten Angriff, zu ſchützen gegen 
bie Eiferfucht eines neidiſchen Nachbar, Finnen wir dahin gedrängt werben, bie 
Baffen in die Hand zu nehmen. Und berausgeforbert war biejer Nachbar nur 
durch die Ziwielpaltigleit, welche in Deutſchland ſelbſt geherrſcht hat, für Die Zu- 
fmft aber hegen wir bie Hoffnung, daß das Einigungswerk, weldhes wir jetzt 
vollzogen haben, ganz Europa ankündigen wird, baß fortan auf die Schwäche 
Dentſchlands nicht mehr gerechnet werben barf. 

‚ Und daran Inüpfen wir bie Hoffnung, daß unfere Einigung nicht blos ber 
tigenen Ration zu Gute kommt, fonbern ohne Weberhebung, als ob wir ben 
Ftieben biktirten, lediglich durch bie moralifche Macht, welche bie Friedensliebe 
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Deutihlanbs ausübt, begen wir bie Hoffnung, daß fortan unſer Reich ber Anfang 
fein wirb eines wahren und geficherten Friebens. 

Und dieſe Gefühle wollten wir, ehe wir, ber Rorbbentihe Wei tag, 
ſcheiden, nicht allein in einem Beichluffe, fonbern in einer Aurebe an Se. Maiehat 
den König von Preußen, ber in wenigen Tagen ber Zräger unb ber Ausbınd 
des gefammten deutſchen Reichs fein wird, richten. Das iſt der Siun ber Abreffe, 
und ich meine, ich brauche fie nicht mehr zu befürworten, benn fie ift aus bem 
Gefühle des ganzen Hauſes, ja, aus den Gefühlen bes Volles hervorgegangen.“ 


Die Adreffe wurde am 10. Dezember von 191 gegen 
6 Stimmen angenommen. 

Der Schluß der Reichstagsſeſſion erfolgte m: 
mittelbar nach der Annahme der Adreife am 10. Dezember 
durch den Präfidenten ded Bundeskanzler⸗Amtes Staats 
minifter Delbrüd. 


Der Empfang der Reichötagd= Deputation bei Sr. Maj. 
dem Könige. 
(Nah dem „Staats - Anzeiger.”) 

„Die Deputation, welche unſerem aönige bie Adreffe des Rorbbeutichen 
Reichstages Überreichen follte, war am 16. Abende in Berfailles eingetroffen. Fir 
ben Empfang bei Sr. Majeftät dem Könige war der Sonntag, 18. Dezember, 
beftimmt. In einfacherer und ergreifenderer Weife ift wohl nie ein Staatsalt von 
böchfter welthiftorifcher Bedeutung vollzogen mworben. Die Umflänbe ber Zeit und 
bie äußere Umgebung, in welcder das königliche Verfprechen ber Annahme bes 
Kaifertiteld vor ben Vertretern ber Nation abgelegt wurde, konnten nicht ohne 
Einfluß auf den Charakter der feierliden Handlung bleiben. Inmitten eines 
beutichen Heereslagers, das feine fiegreihen Waffen mitten in Feindesland hinein- 
getragen bat, drängt fi) noch einmal der Gedanke auf an bie ſchweren Opfer, mit 
welchen das beutiche Volt in blutigen Kämpfen gegen die herrſchſüchtige Politik 
einer benachbarten Nation das lang erftrebte und nun enblich erreichte Ziel feiner 
inneren Einigung erfaufen mußte. Gleichzeitig aber gelangte an biefer Stelle 
zum reinften Ausbrud bie Weberzgeugung, daß die Würbe, welche heute ber ein⸗ 
flimmige Wunfch des Volles dem Könige von Preußen entgegen trägt, nidt das 
Werk perfönlichen Eorpeizee ift, fondern baß die Nation, fern von jeber Ueber- 
bebung, ein beiliges Hecht und bie Pflicht hat, fllr das, buch ihre Waffenthaten 
eeinte Deutihe Reich einen Namen anzunehmen, bem durch Jahrhunderte hin- 
uch in allen Landen bie höchſte Ehrfurcht gezollt ward. Ein Blid auf bie Bar- 
fammlung, die in der Stunde eines hochwichtigen Entfchluffes Se. Majeftät ben 
König umſtand — bie Fürften des beutichen Reiches, die ihre Hanb zu einem 
machtvollen Bunde reichen, bie Führer der beutfchen Armeen, melde die Einen 
von 1870 geichlagen haben, die Vertreter bes beutfchen Volles, bie durch ihre 
Beichlüffe die begeifterte Erhebung einer beleidigten Nation mit vaterländifcer 
Opfermwilligfeit unterftüßten, — ein Blick auf bie Berfammlung fagte jebem An- 
wejenden, daß das Fünftige deutſche Kaiſerthum auf einen feljenfeften Unterbau 
egrünbet fein wirb, der nicht verfeblen kann, dem beutfhen Namen Achtung 
urch alle Welt zu verfchaffen. 

Es war bes Könige Wunſch geweien, daß ber Empfang ber Reichstag. 
Deputation nach beendigtem Gottesbienft ſtattfinden folle. 

Gegen 10 Uhr verfammelte fih vor ber Schloßlapelle anf ber „Place 
b’Armes“, um das Dentmal Lubwige XIV., der Kronprinz mit feinem Stab, 
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bie Prinzen bes Königlichen Haufes, die beutfchen Fürften, bie Generale unb 
Offiziere, um Se. Majeftät zu erwarten. Der König betrat, dem glängenben 
Gefolge um wenige Schritte voran, die Kirche, nach allen Seiten den Gruß ber 
verjasmmelten Solbaten erwibernd, und nahm Platz zur Rechten bes Altar, an 
feiner Seite die Prinzen und Fürften. Die vorderften Reiben der Tinten Seite 
waren von ben Abgeorbneten eingenommen. Nach dem Gefang eines Militär» 
chors: „Ehre ſei Bott in der Höhe”, und einem von ber Militärmufil begleiteten 
Choral hielt Hof- und Divifiond- Prediger Rogge aus Potsdam bie Predigt, bie 
auf die Bebeutung bes Zages Bezug nahm. 

Die Ueberreihung ber Adreſſe fanb um 2 Uhr in bem großen Empfangs- 
fanle der Präfeltur flat. Auf ben Korriboren, welde bie Eintretenben paffiren 
mußten, verfaben Mannichaften von ber Stabswache bes großen Hauptquartiers 
bie Ehrenpoften. Gingelaben waren bie Fürſten mit den höchſten Chargen ihrer 
perſoͤnlichen Umgebung, ber Bundeskanzler, bie Generale, bie höheren Beamten 
des Königlichen Hofſtaates. 

Se. Majeftät nahm am Ende bes Saales Play. Zur Rechten flanben Se. 
Königfihe Hoheit der Kronprinz, die Prinzen Carl und Adalbert von 
Preußen, bie Großherzöge von Baben, Sachſen und Oldenburg, die Herzöge 
von Koburg und Meiningen, ber Prinz Wilhelm von Württemberg, bie Erb⸗ 

Ehergöge von Sachſen, Medlenburg-Schwerin, Medienburg-Strelig und Olden⸗ 

1g, der Herzog Eugen von Württemberg, der Erbprinz von Hohenzollern. Es 
folgten bie Generale v. Roon, v. Bodbielsti,v. Blumenthal, v. Hinderfin, 
v. Kirchbach u. A. General Graf v. Moltke hatte fih den Deputirten ange- 
fhloffen, die in ber Mitte des Saales vor Sr. Majeftät Aufftellung genommen 
batten. Zur Linken Sr. Majefät des Königs ftand der Bundeskanzler, bie 
Herren vom Kivil- und Militär-Kabinet, die Klügel-Apjutanten, der Hofflaat. 

Tiefe Stille herrſchte, als der Präſident Dr. Simfon die Feierlichleit mit 
der folgenben Anſprache au Se. Majeflät eröffnete: 

„Alerburchlauchtigfier König, 
Allergnäbigfter König und Herr! 

Ew. Königlide Majeftät haben huldreich geftattet, daß bie von dem 
Reichetage bes Norbbeutfchen Bundes am 10. d. M. beichloffene Adreffe Aller- 
böchftbenjelben in Ihrem Haupiquartier zu Verſailles überreicht wird. 

Dem Beichluß ber Adreſſe war die Zuftimmung zu ben Verträgen mit 

o den beutichen Sübftaaten und zu zwei Verfaffungsänderungen voraufgegangen, 
mitteſſt deren bem künftigen beutichen Staat und feinem höchſten Oberhaupt 
Benennungen gefichert werden, auf benen die Ehrfurcht langer Jahrhunderte 
gerubt, auf deren Herftellung das Verlangen bes bentichen Volkes fih zu 
richten niemals aufgehört hat. 

Ew. Majeflät enipfangen die Abgeorbneten bes Reichstages in einer 
Stadt, in welder mehr ale Ein verberblidier Heereszug gegen unjer Bater⸗ 
lanb erfonnen und ind Werk gefettt worden ifl. Nabe bei berfelben find — 
unter dem Druck fremder Gewalt — die Verträge gejchloffen, in beren un- 
mittelbarer Folge das Reich zuſammenbrach. 

Und heute darf die Nation von eben dieſer Stelle her ſich der Zuſicherung 
getröften, daß Kaiſer und Reid im Geift einer neuen lebensvollen Gegen⸗ 
wart wieber aufgericptet unb ihr, wenn Gott ferner Hilft unb Segen giebt, 
in Beibem die Gewißheit von Einheit und Macht, von Recht und Gejeg, von 
Freiheit und Frieden zu Theil werben. 

Ew. Majeftät wollen geruben, ven Befehl zu ertbeilen, daß der Wortlaut 
ber Adreſſe verliefen und die Urkunde in Ew. Majefät Hände gelegt werbe.” 

Nachdem Se. Majeſtät Allerhöchſtihre Zuftimmung gegeben, verlas ber 
Bräfident Dr. Simfon bie Abreffe, welhe auf Pergament geichrieben, in rothem 
Einband eingefchloffen, Sr. Majeſtät überreicht und von Allerhöchftvemfelben dem 
Flägel-Adiutanten Grafen Lehndorff eingehänbigt wurbe. Se. Majeftät er König 
verlafen Darauf bie folgende 
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Allerhöchfte Erwiderumg an die Deputation des Reichbtages | 


Geehrte Herren! 

„Inden ich Sie hier auf fremdem Boden, fern von der deutfcen 
Grenze, empfange, ift e8 Mir das erfte Bedürfniß, Meiner Dant- 
barkeit gegen die göttliche VBorfehung Ausdrud zu geben, deren wunder: 
bare Fügung uns bier in der alten Franzöhf en Königsftadt zw 
fammengeführt. 

Gott bat und Gieg verliehen in einem Maße, wie Ich es kaum 
zu boffen und zu bitten wagte, als Ich im Sommer dieſes Jahres 
zuerſt Ihre Unterftiigung für diefen ſchweren Krieg in Anſpruch nahm. 

Diefe Unterftügung ift mir in vollem Maße zu Theil geworden, 
und Ich fpreche Ihnen den Dank dafür aus in Meinem Namen, im 
Namen des Heeres, im Namen des Baterlandes. Die fiegreichen 
deutfchen Heere, in deren Mitte Sie Mich aufgefucht haben, fanden 
in der Opferwilligkeit des Baterlandes, in der treuen Theilnahme und 
Bürforge des Volles in der Heimath, in der Einmüthigfeit des Volle 
be bes Heeres ihre Ermuthigung in fchweren Kämpfen und Ent 

rungen. 

Die Gewährung der Mittel, welche die Regierungen des Nord: 
deutſchen Bundes noch in der eben gefchloffenen Seffton des Reichs⸗ 
tages für die Tortjegung des Krieges verlangten, De Mir einen neuen 
Beweis gegeben, daß die Nation — iſt, ihre volle Kraft dafür 
einzuſetzen, daß die großen und ſchmerzlichen Opfer, welche Mein Herz 
wie das Ihrige tief bewegen, nicht umſonſt gebracht ſein ſollen, und 
die Waffen nicht aus der Hand Au legen, bis Deutſchlands Grenz 
gegen Tünftige Angriffe ficher geftellt ift. 

Der Norddeutfche Neichstag, defien Grüße und Glückwünſche Sie 
Mir überbringen, ift berufen gewefen, noch vor feinem Schluß zu dem 
Werke der Einigun Deutfolands entfcheidend mitzumirfen. Ich bin 
demjelben dankbar Kr die Bereitwilligfeit, mit welcher er faft einmäthig 
Ieine Zuſtimmung zu den Berträgen außgejprochen hat, melde der 

inheit der Nation einen organiſchen Ausdrud geben werden. 

Der Neichötag bat, gleich den verbündeten Regierungen, diejen 
Berträgen in der Meberzeugung zugeftimmt, daß das gemeinjame 
ftaatlihe Leben der Deutſchen ſich um fo fegensreicher entwideln werde, 
als die für dafjelbe gewonnenen Grundlagen von unfern füddentichen 
Bundesgenoſſen aus freier nn nad) Maßgabe ihrer eigenen 
Würdigung des nationalen Bedürfnifies, bemeflen und dargeboten 
worden find. Sch hoffe, daß die Vertretungen der Staaten, benen 
jene Berträge noch vorzulegen find, ihren Wegierungen auf dem be 
tretenen Wege folgen werden. 

Mit tiefer Bewegung hat Mich die durch Se. Majeftät den König 
von Bayern an Mich gelangte Aufforderung zur Herftellung der 
Koaiferwürde des alten Deutjgen Reichs erfüllt. Sie, meine Herren, 
bringen Dir im Namen des Norddeutfchen Neichdtages die Bitte, daß 
Ih Mich dem an Dich ergehenden Aufe nicht entziehen möge. 

Ich nehme gern aus Ihren Worten den Ausdrud des Vertrauens 
und der Wünfche des Norddeutſchen Reichſstages entgegen. Aber Sie 
willen, daß im diejer fo hohe Intereſſen und fo große Erinnerungen 
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der bdeutfchen Nation berührenden Frage nicht Meim eigeneß Gefühl, 
auch nicht Dein eigenes Urtbeil Deinen Entichluß beftimmen Tann. 

Nur in der einmüthigen Stimme der deutſchen Fürften und freien 
Städte und in dem damıt übereinftimmenden Wunfche der deutfchen 
Ration und ihrer Bertreter werde ich den Auf der Vorſehung er- 
fennen, dem ich mit Bertrauen auf Gottes Segen folgen darf. 

Es wird Ihnen wie Mir zur Genugthuung gereihen, daß Ich 
durd Se. Majeftät den König von Bayern die Nachricht erhalten habe, 
daß das Einverftändniß aller deutfchen Fürften und freien Städte ges 
fihert ift und die amtliche Kundgebung deſſelben bevorſteht.“ 


Nach beendeter Rebe jchritt Se. Majeftät auf den Bräfipenten Dr. Simfon 
ja, begrüßte ihn auf bas Huldvollſte und kündete ihm bie Verleihung bes Sterns 
zum Rothen Adler-Orben zweiter Klaffe an. Se. Majeftät reichte dann allen 
Mitgliedern Die Hand, und fprad mit Jedem einige Worte. Gin Hoch des Prä- 
fitenten auf Se. Majeſtät ven König Wilhelm, den oberften Feldherrn bes beut- 
ihen Heeres, ſchloß bie Feier.” 


Annahme der Berträge in Baden, Heſſen und Württemberg. 


In Baden. 

Aus der Eröffnungsrede des Miniſters Jolly an bie Stänbe. 
„Sie find, durchlauchtigſte und hochgeehrteſte Herren, berufen, bie Verträge, 
durch welche bie fünftige GSeftaltung Deutichlanps beſtimmt wirb, zu beratben 
und benfelben durch ibre Zuftimmung in unferem Sande verfaffungsmäßige 
Geltung zu verleihen. Diefe Verträge gewähren das Ziel unferer langjährigen 
Bünde und Beftrebungen: bie Verbindung der deutichen Einzelftaaten zu einem 
pohtifhen Ganzen. Se. Königl. Hoheit vertrauen, daß ber Gedanke der politifchen 
Einheit der Nation, ber in Erneuerung ber altehrwürbigen Kaiferwürbe feinen 
ſymboliſchen Auebrud findet, mit Hülfe der gewonnenen Berfafiungsformen, welche 
ten Ginzelftaaten für ihre innere Angelegenheiten genügende Selbſtſtändigkeit 
wahren, zu einer reicheren und fräftigeren Verwirklichung gelangen werbe. Möge 
der tief gefühlte Wunfch unferes Fürften und Heren in Erfüllung geben, daß bie 
Saat der politiſchen Einigung, gedüngt mit dem edelſten Blut, errungen durch 

die ſchwerſten Opfer, gedeihe zum Heil des Ganzen und aller ſeiner Glieder.“ 


Die Annahme der Verträge erfolgte in der 2. Kammer am 16. Dezember 
einktimmig, in ber 1. Kammer am 19. Dezember mit allen gegen zwei 
Stimmen. 
et Beide Kammern richteten durch gemeinfamen Beſchluß vom 20. Dezember 
olgenbe: 

Adreffe an den Großherzog. 


„Durchlauchtigſter Großherzog, Gnädigfter Fürft und Herr! Eure Königliche 
Hokeit haben bie getreuen Stände zur verfaifungemäßigen Mitwirkung bei dem 
Bertragewerke berufen, das ber deutſchen Nation die lang erjehnte Einigung 
king. Immitten eines gewaltigen Krieges, welchen bie eitle Eiferfucht eines 
Nachbarſtaates zur Erniebrigung Deutſchlands begonnen hat, wurbe von nationaler 
Begeifterung und durch den wundergleichen Siegeslanf unferer Heere das beutiche 
Reich wieder aufgerichtet. Es wirb ſich erheben — ein fidhtbares Zeugniß gött- 
lichen Waltens zum Gegen eines feften und dauernden Friedens das Unter⸗ 
Manb einer glücklichen Zukunft bes deutſchen Volks, vollwerthig fo vielen ver- 
geſſenen Blutes, jo ſchwerer Heimſuchung ber Familien, fo großer ungezählter 
Opfer der Nation. 
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Mit dankbarem Stolz blickt Deutichland auf feine Söhne unter dan Waffen; 
ihre heidenmüthigen Anftrengungen begründen das fefte Vertrauen, baß fie ben 
noch fortbauernden ſchweren aber fo glorreihen Kampf als Sieger beenbigen. 
Freudig hofft es, daß bie wieder gefundene beutiche Kaiferkrone auf dem Haupte 
des greifen Fürſten, befien Hand jeither ſchon das mächtige beutiche KReichsſchwert 

eführt, das meihevolle Sinnbilb eines in ben geflcherten Grenzen feine® alten 
Rechtes neu erblühenden Reiches fein werde, das, ſtark und wehlgeorbwet, ben 
Frieden nad außen und eine freie, fortichreitende Entwicklung nach innen verheißt. 

Em. Königl. Hoheit felbft haben in Drangvollen Tagen, al® Frankreich mit 

Aberraſchender Schnelligleit ben ungerechten Krieg heraufbeſchwor, keinen Augenbiid 
ezögert, die gefahroolle Wacht ber ſüddeutſchen Grenzmark zu übernehmen, Bir 
dnnen mit hoher Befriedigung ausſprechen, daß das badiſche Volk in patrieti- 
fcher Hingebung einmüthig zu biefem Entſchluſſe geftanden if. Seine Söhne 
haben begeiftert bie Waffen ergriffen und im Wetteifer mit ven Waffenbräbers 
ans allen Theilen bes großen Baterlandes ihren vollen Ruhmesantheil unb ik 
volles Anrecht auf unfere Dankbarkeit erftritten. 

Und als e8 galt, das Einigungswerl Deutichlanbs zu vollenden, ba war 
Ew. Königliche Hoheit ber Erfle, um das Wort ber Treue gegen Deutſchland 
mit Verlengnung jedes Sonderintereffes einzuldfen, in ber Ueberzeugung, daß das, 
was Deutſchland ſtark und frei zu machen berufen iſt, auch bem heile bes 
Ganzen, dem geliebten Heimathlande zum Segen unb Heil gereicht. 

Fa, Das babifhe Voll, Das ganze deutſche Boll weiß es und wirb es ım- 
vergeffen in bankbarem Gemüthe bezeugen, daß unter allen feinen Batrioten leiner 
bocfinniger, feiner mehr von treuer Liebe zum Vaterlande befeelt, Teiner mit 
reinerem Herzen die Einigung Deutſchlands erſtrebt und ihren Aufbau befördert 
und vollgogen hat, als Badens Fürft. 

Wir, bie getreuen Stände bes Landes, fühlen uns aus tieffter Seele ge 
drungen, Ew. Königlihen Hoheit den innigen Dank und bie Tiebenbe Verehrung 
bes Landes in biefem großen Augenblicke auszufprechen, in welchem eine neue giüd- 
verheißende Zeitepoche für Dentichland und Baden beginnt. Möge ein balbiger 
ehrenooller Frieden Em. Königlien Hoheit vergönnen, als Reichsfürſt bie freie 
und frieblihe Entwidelung bes großen Baterlaubes zu fördern, als geliebter 
Lanbesherr in gewohnter Treue bie fortichreitende Wohlfahrt unjeres Heimath- 
landes zu pflegen. 

Gott ſegne Ew. Königliche Hoheit.” 


Die Annahme ber Verträge in Heffen erfolgte in ber zweiten 
Kammer am 20. Dezember mit 40 gegen 3 Stimmen, — in ber erſten Kaumner 
am 29. Dezember einflinmig. 


Die Annahme ber Berträge in Württemberg erfolgte im ber 
Kammer ber Abgeorbneten am 23. Dezember 1870 mit 74 gegen 14 Stimmen, 
in der Kammer der Stanbesherren am 29. Dezember mit 26 gegen 3 Stimmen. 


Die Kammer der Abgeorbneten richtete unterm 30. Dezember folgenbe 


Adreſſe au den König von Württemberg. 

„Er. Majeftät haben uns verfammelt in einer großen Zeit und zu einem 
großen Wer. 

Niemals hat Deurfchland einen gerechteren Kampf gelämpft, niemals find 
Deutihlanbs Heere fo ruhmvoll geführt worben, niemals haben fie foldhe Erfolge 
errungen, wie in biefem uns frevelbaft aufgegwungenen Kriege. 

Württembergs Truppen haben ihren Theil an ben glorreichen Sämpfen 
and Siegen bes beutfchen Heeres, fie haben fi) würdig gezeigt bes Nuhmes ber 

iter. 

Mit freubigem Stolz folgt das Lanb den Thaten feiner Söhne. Wohl iR 
bie Frende gemijcht mit herbem Schmerz, aber mit Faffung tragen ihn bie da⸗ 
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beim Gebliebenen, benn fie wiffen, daß bie gefallenen und verwunbeten Krieger 
gebintet haben für Deutichlande Freiheit und nationale Wiedergeburt. 

Das deutiche Voll, das Voll in Waffen, wie das Volk in friedficher Arbeit, 
will als Preis des Kampfes und Sieges, als ficherfte Bürgjchaft eines bauernben 
Friedens die fo fange erftrebte, fo oft mißlungene Cinigung. 

So denkt und fühlt auch Württemberg. 

In gehobener Stimmung bat es Ew. Majeftät hochherzigen Entichiuß ver- 
nommen, die Herftellung eines Deutſchen Bundesſtaates anzubahnen, dankbar be» 
* das Land die von Eurer Majeſtät Regierung abgeihloffenen Verträge und 

in unzweibentiger Weiſe feine Zufimmung fund gethan; bie freubigften 
— knüpft es an bie Wiederaufrichtung der altehrwürdigen Namen Kaiſer 
ich. 

Ganz in dem Geiſte, ber Em. Majeſtät und das württembergiſche Volk bes 
ſeelt, haben wir ohne Zaubern ben uns auf höchſten Befehl vorgelegten Ver⸗ 
trögen über die Bildung bes Deutfchen Bundesſtaates unfere Zuftimmung er» 
teilt, überzeugt, bamit unfererfeits eine in ber Geſchichte der deutſchen Nation 
tief begründete Nothwenbigleit anerlannt und das Beſte für Witrttemberg, wie 
für Deutichland getban zu haben. 

gerne Seicleter werde Ew. Majeftät noch feguen für Höchſtihren ruhm⸗ 
vollen Antheil an biefem großen Werke. Württembergs Bolt weiß fi einig mit 
feinem Fürſten in biefer großen Stunde. 

Darum dürfen wir auch vertrauen auf das Gelingen ber inneren Reformen, 
welche Cw. Majeftät als Folge der Neugeftaltung Deutfchlande une in Ausficht 
fellen. Ju dieſem Geifle treten wir an unfere weiteren Aufgaben beran. 

Das mürttembergüüche Bolt wird treu ausharren, bis ein bauerhafter 
Frieden, bis die Herftellung der das beutfche Gebiet fihernben Grenzeu errungen 
iſt, es weiß, Daß bie hierfür jet noch zu bringenben Opfer gering find im 
Berhältnig zu denjenigen, welde eine balbige Erneuerung bes ges heiſchen 


Mit unferem erhabenen Fürften flehen wir zum Himmel, daß er bem ge- 
einigten mächtigen Deutfchlanb und ben in ihm verbundenen Staaten eine Zeit 
des Friedens, der Wohlfahrt, der Freiheit und Orbnung fchenken möge! 

Gott jegne und erhalte Ew. Majeftät! 

Gtuttgart, ben 30. Dezember 1870. 

In tieffter Ehrfurcht 
Em. Königliden Majeftät 
untertbänigfte treugeborjanfte 
Kammer ber Abgeorbpneten.” 


(Die Verhandlungen in den bayriſchen Kammern gelangten bis zum 31. De- 
zember 1870 nicht zum Abfchluffe. 

Kur in ber Kammer ber Reichs räthe erfolgte bie Annahme ber Verträge 
am 30. Dezember mit 37 gegen 3 Stimmen. 


In der Kammer ber Abgeorbnreten zogen fi) bie Berbanblungen bis zum 
21. Januar 1871 bin. 


Des Zuſammenhanges wegen wirb das Nähere auch aus ber Kammer ber 
Neihöräthe erft weiterhin mitgetheilt.) 


Die Verkündigung der Berfafiung des Dentſchen Bundes 
im Bundes» Gefetblatt vom 31. December 1870. 


In dem 51. Städ des Bundes-Gefetblattes bes Norddeutſchen Bundes iſt 
die mit den Großherzogthimern Baben unb Hefjen vereinbarte Berfaffung 
bes Dentihen Bundes pubficirt. 

Der Eingang berfelben lautet: 


Yürk Bisward. II. 18 
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' „Se. Majeflät der König von Preußen im Namen bes Norddentſchen Bundes, 
Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Baben und Ge. Königliche Hoheit ber 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein für bie fübih vom Main belegenen 
Theile des Großherzogthums Heſſen fchließen einen ewigen Bund zum Schuhe 
bes Bunbesgebietes und des innerhalb beffelben gültigen Rechtes, ſowie zur Pflege 
der Wohlfahrt des dentſchen Bolles. Diefer Bund wird den Namen Deutices 
Reich führen und wird nachſtehende Berfaffung haben. — . 

Art. 11. Das Präfibium des Bunbes fteht dem Könige von Preußen zn, 
welcher den Namen Deuticher Kaifer führt. Der Kaiſer bat das Reich völle- 
rechtlich zu vertreten, im Namen bes Neiches Krieg zu erllären und Frieden zu 
fließen, Bünbniffe und andere Berträge mit fremben Staaten einzugehen, Ge⸗ 
fanbte zu beglaubigen und zu empfangen. 

Zur Erklärung des Krieges im Namen bes Bundes iſt bie Zuſtinmung 
bes Bunbesrathes erforderlich, e8 jei denn, daß ein Angriff auf das Bundesgebiet 
ober deſſen Küften erfolgt. 

Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten fi) auf foldye Gegenſtände be- 
zteben, welche nad Art. 4. in ben Bereich der Bundesgeſetzgebung gehören, if 
zu ibrem Abichluß bie Zuftimmung des Buubesrathes und zu ihrer Gültigkeit 
die Genehmigung des Reichstages erforberlich.” 

Das Bundes: Gejekblatt publicirt ferner das Protokoll, betreffend bie Ber- 
einbarung zwiſchen dem Norddeutſchen Bunbe, Baden und Heffen über Grünbung 
bes Dentichen Bundes und Annahme der Bundesverfafſung. Bom 15. Novem 

O. 

Endlich veröffentlicht das Bundesgeſetzblatt den Vertrag zwiſchem dem Nord⸗ 
deutſchen Bunde, Baden und Heffen einerſeits und Württemberg anbererfeits, 
betreffend ben Beitritt Württeınbergs zur Berfaffung bes Deutichen Bundes, nebſt 
dazu gehörigem Protololl, vom 25. November 1870. 





Am Nenjahrstage in Berfailles. 
1871. 1. Sanuar. „Provinzial- Eorresponbenz.” 


„Am Neujahrötage fand beim Könige nach dem Gottesdienfte Gratu⸗ 
lationsempfang ftatt. , 

Mit Bezug hierauf bemerft die „Neue Preußische Zeitung“: „An 
den Neujahrstagen wendeten ſich früher die Blide mit banger Erwartung 
und Pelorgniß nach der Nefidenz des dritten Napoleon, weil dieſer es 
liebte, beim Empfange des diplomatifchen Corps zwei⸗ und mehrdeutige 
Worte fallen zu lafien, auß denen man, je nach dem, Blndniß- Aner- 
bietungen oder Kriegsdrohungen herauslas.“ 

iedmal hält unjer König feinen Neujahrs Empfang zu Berfailles 
in den „allen Berlihmtheiten Frankreichs“ gewibmeten Räumen. Da 
wenden fich auch viel Taufend Augen und viel Tauſend Herzen dorthin; 
aber in feinem Auge ift bange Erwartung, in feinem Herzen Beforgniß. 
Denn Seber weiß vorber, daB der königliche Gruß treu und fchlicht lauten 
wird, ein rechtes Königswort an weldhem Niemand drehen und deuteln 
! 


ann. 
Bei dem Feſtmahle brachte der König folgenden Trinkſpruch aus: 
„Ih erhebe Mein Glas, um das neue Jahr zu begrüßen. Auf 
daB vergangene bliden wir mit Dank, auf das beginnende mit Hoff⸗ 
nungen. Der Dank gebührt dem Heere, das von Sieg zu Sieg ger 
zogen; Dein Dank aber den anmejenden deutjchen — 2— die theils 
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Gührer in diefem Heere geweſen find, theils fich ihm angefchloffen hatten, 
De Seffunsen KA auf die Fe ve Bertes, einen ehren⸗ 
vollen Frieden.“ 


Trinkſpruch des Großherzogd von Baden: 


„Geſtatten Em. Königliche Majeftät, daß ich im Namen der bier an⸗ 
weienden deutfchen Fürften aufrichtig danke für die wohlwollenden Gefin- 
nungen, welche Höchftdiefelben auszufprechen gerubten. Es fei mir auch 
geftattet, den Gefühlen der Freude Ausdrud zu geben dariiber, daß 
8 und vergönnt ift, beim Beginn dieſes vielverheigenden Jahres um 
den fieggefrönten Königlichen Heerführer verfanmelt zu fein. Das deutfche 
Heer hat unter Em. Königlihen Majeſtät glorreicher Suhrung die Ein- 
beit der deutfchen Nation gegen den äußern Feind erfämpft. Em. König⸗ 
liche Majeſtät haben im Vereine mit den deutfchen Fürſten und freien 
Städten den unihätbaren Werth diefes heldenmüthigen Kampfes wohl er- 
lannt und denfelben bethätigt in dem Streben, die innere Einheit der 
Nation as ichönften Lohn für die großartigen Opfer zu dauernder Größe 
zu erheben. 

er heutige Tag ift dazu beftimmt, das ehrwürdige deutfche Reich in 
verfüngter Kraft entftehen zu ſehen. Ew. Königliche Majeſtät wollen aber 
die angebotene Krone des Keicheß erft dann ergreifen, wenn fie alle Glieder 
defielben ſchützend umfaflen Tann. 
‚__ NRihtödeftoweniger erbliden wir heute ſchon in Em. Königlichen Ma⸗ 
jetät da8 Oberhaupt des deutſchen Kaiſerreichs und in deſſen Krone die 
Birgfhaft unmwiderruflicher Einheit. König Friedrich Wilhelm IV. fagte 
vor 21 Jahren: „Eine Kaiferkrone kann nur auf dem Schlacdhtfelde ers 
rungen werden.“ Heute, da diefed Königliche Wort fich glänzend erfüllt 
hat, dürfen wir und wohl Ulle in dem Wunfche vereinigen, e8 mögen 
Em. Königlichen Majeftät durch Gottes Gnade noch recht lange und ges 
jegnete Fahre vergönnt fein, dieſes geheiligte Symbol deutjcher Einheit und 
Kraft in Frieden zu tragen. Zur Bekräſtigung diefes aufrichtigen SBunfches 
rufe ich die Worte aus, welche der hohe Ber iindete Ew. Königlichen Dta- 
jeftät, der König von Bayern, zu Te Bedeutung erhoben hat: 
„Hoch lebe Se. Majeftät König Wilhelm der Siegreiche!“ 


18® 





20, Drorlamation und Anerkennung des 


deutſchen Zeichs. 


1871. Die Proclamation des Deutſchen Kaiſerreichs. 
18. Januar. An das deutſche Volk. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, 
nachdem die Deutichen Fürften und freien Städte den einmüthigen 
Ruf an Und gerichtet haben, mit Herftellung des Deutfchen Reiches 
die feit mehr denn 60 Jahren ruhende Deutſche Kaiferwürde zu er 
neuern und zu hen und nachdem in der Verfaſſung des Deut 
chen Bundes die entipredhenden Beſtimmungen vorgejeben find, ber 
funden biermit, daß Wir ed ald eine Pflicht gegen dad gemeinjame 
Baterland betrachtet haben, diefem Rufe der verbündeten Deutichen 
Fürften und Städte Kolge zu leiten und die Deutiche Kaiſerwürde 
anzunehmen. Demgemäß werden Wir und Unfere Nachfolger an der 
Krone Preußen fortan den Kaiferlichen Titel in allen Unferen Bezie 
bungen und Angelegenheiten des Deutichen Reiches führen, und hoffen 
zu Gott, daß ed der Deutſchen Nation gegeben fein werde, unter dem 
Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit da8 Vaterland einer ſegensreichen 
Zufuntt entgegenzuführen. Wir übernehmen die Kaijerlide Würde 
in dem Bemußtjein der Pflicht, in deuticher Treue die Rechte des 
Reichs und feiner Glieder zu Ichühen, den Frieden zu wahren, bie 
Unabhängigkeit Deutſchlands, geftüpt auf Die geeinte Kraft feines 
Volkes, zu vertheidigen. Wir nehmen fie an in der Hoffnung, dab 
dem Deutichen Volfe vergönnt fein wird, den Lohn feiner heißen und 
opfermütbhigen Kämpfe in dauerndem Frieden und inmerhalb der 
Grenzen zu genießen, welche dem Baterlande die jeit Sahrhunderten 
entbehrte Sicherung gegen erneute Angriffe Frankreichs gewähren. Uns 
aber und Unſeren Nachfolgern an der Kailerfrone wolle Gott ver 
leihen, allzeit Mehrer ded Deutjchen Reichs zu fein, nicht an kriege 
riihen Eroberungen, fondern an den Gütern und Gaben des Friebend 
auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gefittung. 

Gegeben Hauptquartier Verjailled, den 18. Sanuar 1871. 

Wilhelm.” 
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Armeebefehl des Kaiſers und König. 


„Mit dem beutigen für Mich und Mein Haus denfwürdigen Tage 
nehme Ich im Einverfländnig mit allen deutſchen Fürften und unter Zu- 
fimmung aller deutfchen Völker neben der von Mir durch Gottes Gnade 
Han Stellung des Königs von Preußen aud die eined Deutfchen 

aiſers an. 

Eure Tapferkeit und Ausdauer in diefem Kriege, für welche Ich Euch 
wiederholt Meine vollfte Anerkennung ausſprach, hat das Werk der in- 
neren Einigung Deutjönlanne befchleunigt, ein Erfolg, den Ihr mit Ein- 
ung Eures Blutes und Eures Lebens erfämpft babt. 

eid ftet3 eingedent, daß der Sinn für Ehre, treue Kameradſchaft, 
Zapferleit und Gehorſam eine Armee groß und fiegreich macht; erhaltet 
Euch diefen Sinn, dann wird das Baterland immer, wie heute, mit Stolz 
auf Euch bliden und Ihr werdet immer fein ftarter Arın fein. 


Hauptquartier Berfailles, 18. Januar 1871. 
Wilhelm.“ 


Die Feier der Verkündigung des Deutichen Kaiſerthums 
in Berfaifles. 


(Nah dem „Staats⸗Anzeiger.“) 


„su dem Schloffe Ludwigs XIV. in dem alten Site einer feindlichen 
Macht, die Jahrhunderte hindurch Erniebrigung und Zerfplitterung Deutfchlands 
auf ihre Fahnen gefchrieben hatte, fand am 18. Januar, dem 170jährigen Ge⸗ 
benltage bes preufiichen Königthume, die feierliche Proflamation des Deutichen 
Kaiſerreiches ſtatt. Wenn auch bie Berbältniffe ber Zeit e8 bebingten, baß bei 
dlefer für ewig benfwürbigen eier bie Armee das Deutſche Boll zu vertreten 
hatte, fo waren doch die Augen ber ganzen Nation, erfüllt vom Dank für das 
erreichte Biel der Einigung, auf die Stelle gerichtet, wo im Kreife der Fürſten 
der Heerführer und ber Truppen König Wilhelm verkündete, daf Er für Eich 
und Seine Erben an der Krone Preußens ben altehrwürbigften Titel des Deutfchen 
Roifers in neuem Glanze wieberherfiellen wolle. 

Die unabweislichen Pflichten des Kriegsbienftes verhinderten, daß alle Theile 
des um Paris lagernden Deutichen Heeres fich in gleichmäßiger Stärke an ber 
Raiferfeier betheiligten. Bon ben entfernter liegenden Truppen, wie von benen 
der Maas»Armee, hatten nur einzelne Deputationen entjanbt werben können. 
Die oberfien Führer aber und mit ihnen Abgeſandte ber Offiziercorp® waren zur 
Stelle erfhienen. Auch für das Bereich ber III. Armee hatte die Ordre bes 
Rronprinzen beftimmt, daß von jebem Regiment 3—4 Vertreter in Begleitung 
der Fahnen und auferbem von den höheren Offizieren nur biejenigen nach Ver⸗ 
ſailles fi begeben follten, denen bie dienſtlichen Intereffen eine kurze Abwejenheit 
von ihrem Kommando erlaubten. Den beiden bayerifhen Corps war freigeftellt 
werben, ob fie an ber eftlichleit Theil nehmen wollten. Sie entiprachen dieſer 
Aufforderung, indem fie den größten Theil ihrer Bahnen nach Verſailles abſchickten 
und außerdem fi Durch bie ſämmtlichen Prinzen bes bayerifchen Königshaufes, 
bie im Felde vor Paris fteben, fowie durch zahlreiche Deputationen ber Offiziere 
und mehrere Detachements Königlich bayerifher Solbaten vertreten ließen. 

Am Morgen bes 18. begab fi ber Kronprinz nad bem Schloß, um bier 
Erinen Erlauchten Bater zu empfangen. Auf dem Schloßhof ſtand, ebenjo wie 
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vor ber Hauptwache, als Ehrenwache eine Compagnie bes (7.) Königs Örenabier- 
Regimentes mit ber Fahne. 

Se. Majeftät verliehen Allerböhft Ihr Hauptquartier Schlag 12 Uhr. Bar 
dem GSchloffe angelommen, Tießeu Allerhöchſtdieſelben es auch heute Sich nicht 
nehmen, die Truppen ber Ehrenwache zu inſpiciren. 

Während Se. Majeftät, umgeben von ben Prinzen, ben Kürften, Generalen 
und Döniftern, noch einige Augeublide in ben Borzimmern der Feſträume ver- 
'weilten, batte fi in bem Saale, wo bie Feierlichkeit flattfinden follte, der Ga⸗ 
Ierie des Glaces, die Verſammlung georbnet. An ber Sübfelte, die nach bem 
Bart geht, rechts und links von dem mit einer rothen Dede befleibeten Altır, 
welche als Symbol das Zeichen bes Eifernen Krenzes trug, flanden bie Truppen, 
welche die Fahnen nach Verfailles begleitet hatten. Die Fahnen ſelbſt, von ben 
Fahnenträgern gehalten, hatten ihren Pla auf einer abe an ber Oftfeite 
bes Feſtraumes. Die Zahl der anweſenden Offiziere betrug zwiſchen 5- und 600. 

Bald nach 124, Uhr traten Se. Majeftät in ben Feſtſaal ein, während ein 
Sängerdhor, zuſammengeſetzt aus Mannſchaften bes 7., 47. und 58. Regiments, 
das „Janchzet dem Herrn alle Welt” anſtimmte. Der König nahm in ber 
Mitte vor dem Altar Aufftellung, im Halblreife um Se. Majeſtät die Prinzen 
und Fürften; ber Kronprinz, Prinz Earl und Adalbert von Preußen, ber 
Kronprinz und Prinz Georg von Sachſen, die Großherzöge von Baben, 
Sachſen und Oldenburg, die Herzöge von Eoburg, Meiningen und Altenburg, 
die Bringen Otto, Ruttpold und Leopold von Bayern, die Prinzen Wilhelm 
und Auguft, fowie die Herzöge Eugen ber Ueltere und Eugen ber Jünger 
von Württemberg, bie Erbgroßherzöge von Sachen, Medlenburg - Schwerin und 
Strelitz, bie Erbprinzgen von Meiningen, Anbalt, die Fürften von Schaumburg- 
Lippe und Schwarzburg- Rubolftabt, ber Erbprinz von Hohenzollern, ber Land- 
geof von Heflen, ber Herzog von Augnftenburg, die Fürſten von Wieb, Putbus, 

ynar, Pleß, die Prinzen von Neuß, Eroy, Biron von Kurland. Hinter ben 

Fürften und ihnen zur Seite fanden bie Generale und Miniſter. An ber Spike 
des linken Flügels der Bundesltanzler und der Haus- Minifter Freiherr von 
Schletinig, rechts Staats- Minifter Delbrüd. 

Nah dem Ehorgefang fang die Gemeinde einen Vers bes Ehorals: „Sei 
Lob und Ehr'.“ Dann folgte die Liturgie unb darauf bie Feſtrede. Nachdem 
ber Gefang: „Nun danket Alle Gott” und ber Segen die kirchliche Feierlichleit 
beendet hatten, fchritten Se. Majeflät durch die Reiben der Berfammlung auf bie 
Eſtrade zu, verlajen vor den Fahnen bie Urkunde der Verkündigung bes Kailer 
reihe und gaben dann dem Bundeskanzler ben Befehl zur Verlefung ber „Pro 
Mamation an das Deutſche Boll.” Mit lauter Stimme rief barauf der Großherzog 
von Baden: „Se. Majeflät ber Kaifer Wilhelm lebe hoch!“ 

Unter ben Klängen der Vollshymne flimmte bie Berfammlung breimal be- 
geiftert ein. 

Se. Kaiferlichde Majeftät umarmten dann ben Kronpringen, ben Prien 
Carl unb bie ihm perfönlich verwandten Fürſten. Dann Tieß der Kaifer bie 
Depntationen ber Offiziere an ſich vorüber paffiren und ging an ben Reihen ber 
im Saale anfgeftellten Truppen entlang. Die Mufllcorps hatten fich inzwiſchen 
in dem an die Gallerie öſtlich anftoßenden „Friedensſaal“ aufgeflellt. Sie be 
grüßten Se. Majeftät, als Allerhöchfibiefelben von den Prinzen, Fürſten und Ge 
neralen begleitet, den Keftraum verließen, mit dem Hobenfriebberger Mari. Die 
Offiziere folgten Sr. Majeflät; Die ahnen wurben von ben begleitenden Maun- 
ſchaften in Empfang genommen.” 
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14. Januar. Schreiben des Kaiſers und Königs an die Deutächen 
Fürſten und Städte. 


Durchlauchtigſter Fürft, freundlich lieber Better und Brnder! 

Nachdem Em. Königlihe Majeftät (Hoheit) in Gemeinihaft mit der 
Sefammtheit der deutichen Fürſten und freien Städte die Aufforderung 
ur Herftellung der Deutſchen Kaifermürde Mir haben augehen laſſen, 

nte ih Em. Königlihen Majeſtät für dieſen Beweis Ihres Vertrauens 
und halte für eine Mir gegen das gemeinſame Vaterland obliegende 
Pflicht, dem an mich ergangenen Rufe Folge zu leiften. 

Ih nehme die deutjche Kaiſerkrone an, nicht im Sinne der Macht: 
anfpräche, für deren Verwirklichung in den ruhmpolliten Zeiten unferer 
Geſchichte die Macht Deutſchlands zum Schaden feiner inneren Entwides 
lung eingefegt wurde, fondern mit dem feften Borfage, fomeit Gott Gnade 
gebt, als deutjcher Fürſt der treue Schirmherr aller Rechte zu fein und 
03 Schwert Deutihlands zum Schuge deflelben zu führen. 

Deutfchland, ſtark dur die Einheit feiner gfirften und Bölfer, bat 
eine Stellung im Rathe der Nationen wiedergewonnen und das deutjche 

ot hat weder dad Bedürfniß noch die Neigung, über feine Grenzen 
binaus etwas anderes als den auf gegenfeitiger Achtung der Selbftändig- 
feit und gemeinfamer Förderung der Wohlfahrt begründeten Verkehr der 
Böller zu erſtreben. 

Sicher und befriedigt in fich felbft und im feiner eigenen Kraft, wirb 
das deutfche Reich, wie ich vertraue, nach fiegreicher Beendigung des 
Krieges, in welchen ein unberechtigter Angriff ung verwidelt hat, und nad) 
Siherftellung feiner Grenzen gegen Frankreich ein Reich des Friedens un 
des Segen Sein, in welchem das deutjche Volk finden und genießen wird, 
was es feit Jahrhunderten gefucht und erftrebt hat. Mit der Verfiche 
der außgezeichnetiten Hochachtung und wahren Freundſchaft verbleibe i 
Em. Königlihen Majeſtät freundwilliger Better und ng ’ 

ilhelm.“ 


20. Januar. Antwortſchreiben der Fürſten und freien Städte*). 


Vom König Johann von Sachſen. 


Durchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaiſer, 
freundlich lieber Vetter und Bruder! 

„Eurer Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät geehrtes Schreiben, 
welches ich durch Allerhöchſt Deren Geſandten empfing, hat mich mit hoher 
Vefriedigung erfüllt. Innig erfreut über das in demſelben ausgeſprochene 
Anerkenntnig der Gefinnungen, die mich in diefer Angelegenheit geleitet 
haben, erkenne ih in der Erfüllung des von ung einftimmig geteilten 
Antrags ein Pfand des Heils für das große deutſche Vaterland. 
ie edlen Abfichten, welde Eure Kaiferlihe und Königliche Ma- 
ieftät bei biefer Gelegenheit an den Tag legen und benen id nur voll 


— — — — 
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fo kann, erweden die b eine giädli 
Zukunft Me dos. Wieber aufgerichtee — —— Salon. ar 


Möge e8 Eurer Kaiferlihen und Königlichen Majeftät, zunächſt durch 
Gottes gi gelingen, ben fo ruhmreich begonnenen und fortgefeßten 
Kampf fiegreich zu Ende zu führen. Möge auch der Geiſt weifer Maßi⸗ 


gung, der Eurer Kaiferlihen und Königlichen Majeftät Schritte leitet, 
und in nicht zu ferner Zeit die Wohlthat eined ehrenvollen, geficherten 
und dauerhaften Friedens zu Theil werden laſſen. Möge dann Deutſch- 
land unter Eurer Majeftät kräftiger und umfichtiger Führung die Seg- 
nungen defjelben in vollem Maße genießen, die unvermeidlichen Wunden 
bes fchweren Kampfes fi allmählich fchließen fehen und auch nach Außen 
Fi als ein geachtetes Mitglied der europäifchen Böllerfamilie jeine Stimme 
ür alles Gute und Rechte zur Geltung bringen. 

Eurer Kaiferlihen und Königlihen Majeftät 

freundwilliger Better und Bruder 


Dresden, am 20. Jamıar 1871. Johann.“ 


22. Januar. Anwortſchreiben des Hamburger Senates. 

„Ew. Kaiſerliche Majeſtät haben gerubt, uns dur das Allerhöchfte 
Schreiben au Berfailles d. d. 17. d. M., Kunde zu geben von der An- 
nahme der Kaiſerwürde, mit der Verheißung, als Deutſcher Fürſt der 
treue Shimmpert aller Rechte zu fein, da8 Schwert Deutſchlands zum 
Schuge defielben zu führen und ein Neich des Yriedens und Segens zu 
Schaffen, in welchem das deutſche Volk finden und genießen werde, was 
e8 jeit Jahrhunderten gefucht und erftrebt hat. it tiefempfundenem 
Dante haben mir diefe hochherzigen Zuſicherungen empfangen und nahen 
una Em. Kaiferliden Mojeftät, um unferen ehrerbietigen Segenswünſchen 
Worte zu leihen, mit denen wir und unjere Mitbürger. Ew. Kaiferlichen 
Majeftät als Deutſchen Kaifer begrüßen. Bon dem erften Deutichen 
Kaiſer von Deutfchland gegründet und jchon früh unter dem Saiferlichen 
Schutze zu einer ſchönen Blüthe und einem kräftigen Gedeihen entwidelt, 
het die alte Reichsſtadt Hamburg mit ihren ürgern den Deuticen 

aifern ftet8 unmandelbare Treue bewahrt. Möge Em. Kaiferliche Ma⸗ 
jeftät überzeugt fein, daß die Enkel des leuchtenden Beifpiels ihrer Vor⸗ 
Tabren eingedenf bleiben und für alle Zeiten in guten und böjen Tagen 
jefftehen werden zu Kaifer und Reid. Geruhen Ew. Kaiferliche Majeftät 
ie Berficherung der tiefften Ebrerbietung entgegenzunehmen, mit welcher 
verharren Em. Kaiferlihen Majeftät treu ergebene 
Der Senat der freien und Hanjaftabt Hamburg. 
Der Präfident des Senates: Kirchenpauer.“ 


1870. Die Berathung und Annahme der Verträge in Bayern. 


80. Dezember. Rede des Fürſten Hohenlohe in der Kammer ber Reicheräthe. 
„Meine Herren! Ich flimme für bie Annahme des Vertrages. Wenn id 

mir erlaube, mein Votum mit einigen Worten zu begründen, jo geſchieht es wicht 
in ber Abficht, Sie davon zu Überzeugen, daß diefer Vertrag die Seibſtſtändigkeit 
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Baperns unbeeinträchtigt Iaffe. Ich geftebe ofen zu, daß bie bayerifche Selbſtſtän⸗ 
bigleit oder, befler gefagt, Die Sonberftellung Bayerns in Dentſchland durch diefen 

mehr unb tiefer erſchüttert wirb, als Durch irgend eine ſtaatsrechtliche 
ober internationale Verbindung, in welcher fi Bayern feit Abichluß bes weſtfä⸗ 
ſiſchen Friedens befunden bat. Allein, meine Herren, mir ſcheint bie Frage nicht 
jo zu liegen, ob bie bayeriſche Selbſtſtändigleit Durch den Bertrag gefährbet fei, 
und wir deshalb ihn ablehnen müßten, fondern wir müſſen uns die Frage fo 
ſtellen: Sollen wir, troß ber Beſchränkung der Selbfiftänbigleit, welche ber Ber- 
trag mit fich bringt, ihm Dennoch zuftimmen? Und auf biefe Frage muß ich ent- 
fhieben mit „Ja“ antworten. Ich flüße mich dabei auf bie uns vorliegenden 
Thatſachen. Wollen Sie mich aber nicht mißverfteben. Ich bin Fein blinder An⸗ 
beter des Erfolgs. Deine politifche Vergangenheit giebt dafür Zeugnif. Wenn 
ih alfo von ber beftimmenben Macht der hiftorifhen Thatfachen rede, fo meine 
ih damit nicht Die großen Ereigniffe dieſes Jahres allein. Nein, ich gehe weiter 
zurück auf die ganze beutfche Entwidelung. Da ſcheint e8 mir nun, daß zwei 
Thatſachen ganz befonbers dazu beigetragen haben, bie bayriiche Politik in neue 
Bahnen zu leiten, und die Stellung Bayerns, wie fie fi im Laufe ber lebten 
Jahrhunderte entwidelt bat, zu mobifiziren und Bayern fefter an Deutfchland 
anzuſchließen. 

Die eine dieſer Thutfahen iſt das erwachte Nationalgefühl des deutſchen 
Volles, bie andere bie veränderte Machtſtellung ber beutichen Großmächte. Mit 
ber Königowürde hatte Bayern im Jahr 1806 ben Höhepunkt jener Politik er⸗ 
reicht, welche ich als bie Politik ber Sonberftellung bezeichnet babe, nnd bie in 
ber Lage bes beuticher Reiche und in ber Abrnefenbeit jedes beutichen Rational» 
gefühl ihre Erklärung, wenn nicht ihre Berechtigung, fand. Der deutſche Reichs⸗ 
verband, feit dem weftfälifchen Frieden fih immer mehr zerbrödelnd, war endlich 
ganz zufanmengebrocdhen, und Bayern erlangte die volle Souveränetät. Aber ſchon 
wenige Jahre darauf verzichtete e8 auf wefentliche Rechte zu Gunften bes veutichen 
Bundes. Und was bier vor allem beflimmend eingewirkt hat, war die Achtung 
vor bem erwachten Nationalgefühl des beutichen Volles. Die Erhebung ber 
Freiheitskriege hatte die Fortſetzung ber Politit des Rheinbundes unmöglich gemacht. 

Und als im Jahr 1866 Bayern zum zweitenmal jene zweifelhafte Freiheit 
der Entfhließung durch die Auflöſung bes beutfhen Bundes zu Theil mwurbe, 
beeilte es fih, die gewonnene Selbfibefimmung jofort wieder in dem Allianz» 
vertrage vom 22. Auguft zum Opfer zu bringen; augenfcheinlich geleitet von bem 
Gedanken, daß das deutſche Nationalbewußtfein dem bayerifchen Staat feine andere 
Politit möglich machen werde, als biejenige, welche in ben Beflimmungen bes 
Allianzvertrages ihren Ausdrud gefunden bat. 

Auh Ste, meine Herren, ſtanden im Herbſte bes Jahres 1867 vor einem 
ſolchen Wendepunkte der Gefchichte Bayerns, als es fih um bie Erneuerung, bes 
Hollgereins und um Annahme ober Ablehnung bes darauf bezüglichen Vertrags 
handelte. Sie haben fi in Ihrer Mehrheit damals nicht entichließen können, 
den Verſuch einer Sonberftellung in wirtbichaftlicher Beziehung zu wagen, bie 
folgerichtig zur politiihen Sfolirung geführt haben würde. Sie haben Ihren 
Entſchluß nach ernften Zweifeln gefaßt und Sie haben zugeſtimmt, weil eben eine 
unbentiche Politik in einem deutſchen Staate nicht mehr möglih war. 

Und ale in dieſem Sommer ber entſcheidende Augenblid an Sie berantrat, 
wo e8 zum legten Male möglich ſchien, den Weg zu betreten, ber Bayern bie 
Stellung bes Jahres 1806 hätte zurüdgeben können, haben Sie ben Lodungen 
wiberftanden, welche eine Partei dem bayerifchen Volke vormalte, bie man mit 
Recht die vaterlandlofe nennt — Sie haben jene Neutralität, welche zur franzd- 
fügen Allianz führen mußte, zurüdgemwiejen, unb haben mit einflimmigem Be- 
ſchlufſe den Weg betreten, der nicht allein für una ber Weg der Ehre war, fonbern 
a le unfere Armee zum Wege der Ehre und unvergänglihen Ruhmes ge- 
wo i 


iſt. 
Damals rief mir ein politiſcher Gegner zu: „Nun iſt das deutſche Reich 
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g!“ Und nicht deshalb ift jene Boransfagung Wahrheit geworben, weil aus 
ber Waffenbrüderfchaft mit Nothwendigkeit auch bie Unterorbnung uuter ben 
mãchtigeren Allirten zu folgen bätte, ſondern deshalb mußte jenes Wort zur 
Wahrheit werben, weil das deutſche Nationalgefühl in biefem Kriege zu einer 
Macht geworben if, und eine Gewalt erlangt bat, vor ber fi) auch die Vorliebe 
für altgewohnte Verhältniffe beugen muß, und vor der ber Gegenſatz ber bentichen 
Stänme gegen einander verihwunben ift. 

Dieſes Selbftbewußtfein der Nation ift aber kein leerer Gedanke ggeblirken, 
es bat eine thatſächliche Grundlage gewonnen in ber emporfleigenben Macht bes 
Hauſes Hohenzollern. 

Wie bie Machtſtellung Bayerns im beutichen Reich aus bem allmähligen 
Zerfall der Reichsmacht herausgewachſen ift, fo war bie Stellung Bayerns im 
beutihen Bunde das Ergebniß bes Dualismus. In der NRivalität ber beiden 
beutichen Großmächte Tag das Lebensprinzip ber bayerifchen Selbftfänbigleit wäh- 
rend der Dauer bes beutichen Bundes. 

Als durch die Erfolge der preußiſchen Waffen der Bund gejprengt ut 
DOefterreih aus Deutichland ausgefchloflen war, konnte das Uebergewicht Preußens 
in Dentſchland nicht länger zweifelhaft fein. Für Bayern blieb jeit jener Zeit 
nur bie Wahl, fih entweder ven Bemühungen derjenigen anzufchließen, welde 
die Ereigniffe bes Jahres 1866 Durch erneute Kämpfe vernichten wollten, ober zu 
verfuchen, eine ben thatſächlichen Verhältniſſen Rechnung tragende, für bie Selbß⸗ 
ſtändigkeit Bayerns möglihft günftige Stelung in Deutfchland zu erlangen. Sie 
wiffen, daß ich mich der letzteren Meinung anjchloß, und kennen die Bemühungen, 
welche die bayerifche Regierung während der Zeit meiner Amtsführung au 
wendet bat, um biejes Ziel zu erreihen. Wenn bie Unterhandlungen ber bay 
riſchen Regierung gefcheitert find, ſo kann ich meine damaligen politiiden Gegner 
des In» und Auslandbes nicht von Schuld freifprechen. Das geringe Maß von 
Dpfern, mit welchem bamals noch die Verbindung mit bem Rorben zu erreichen 

ewejen wäre, erſchien meinen politiihen Gegnern bes Inlandes als übergroße 
Befcpränfung ber Selbſtſtändigkeit. Das Ausland, deſſen Einfluß ſich geltend 
machte, ſah darin eine Berleyung bes Prager Friedens. Das Loſungswort war: 
Aufrechterhaltung des status quo. Wohl nicht ohne bie flille Hoffnung auf 
Wiederberftellung bes status quo ante, d. h. auf Wieberberftellung eines bem 
dentihen Bunde ähnlichen Zuftanbes unter gleichzeitiger Nieberwerfung Preußent. 

Diefe Plane und Hoffnungen bat die von ben Gegnern unterſchätzte Kraft 
bes preußiſchen Volles und Heeres, hat bie beutiche Gefinuung Sübdeutſchlande, 
bat vor allem endlich der männliche Entichluß unjeres Könige im Inli d. I. zu 
nichte gemacht. Jene Hoffnungen find in ben Schlachten des beutichen Krieges und 
in den Verträgen von Berfailles begraben worben. 

Diefe Verträge find aber nicht das Reſultat ſüddentſcher Schwäche mb 
norbbeuticher Ueberliftung. Sie find das naturnothwendige Ergebniß einer ge 
ſchichtlichen Entwidelung, in welde hemmend einzugreifen uicht bem Inbivibuum 
und nicht einzelnen Staaten von ber Größe Bayerns vergönnt ift. 

Der Bertrag in feinen Einzelheiten tritt zurlid vor ber großen Thatſache 
bes neugegrünbeten beutichen Reichs. Hier ift ber Keim einer großen Zukunft für 
Deutichland gelegt. Und bie hechberzige Initiative unferes Königs, fowie die um 
verzögerte Zuflimmung ber deutſchen Souveräne, giebt bie Bürgichaft, daß Kaijer 
und Rei auch wirklich Weſen und Inhalt gewinnen werben. 

Wenn unfer beutiges Votum bazu beiträgt, baf ein Deutiches Reich mit 
ftarler Centralgewalt und freigewählter Bolfsvertretung geichaffen wirb; wenn von 
nun an an bie Stelle ruhelofer und unfruchtbarer Sonberbeftrebungen eine deuthche 
Bolitif tritt, an ber wir loyal und ehrlich mitarbeiten; wenn, wie Se. Königliche 
Hoheit Prinz Ludwig mit Recht bemerlte, bie feſte Geftaltung des Denticen 
Reichs bie Diöglichleit gewähren wird, mit dem öſterreichiſch⸗ ungarifchen Nachbar- 
reiche dauernde freundichaftliche Beziehungen zu begründen, welche allein geeignet 
find, eine Garantie für bie Erhaltung des europäiichen Friedens zu bieten; wenn 
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von jet an im allen Ländern bes Erdballes jeber Deutfche ſtolz fein kann, fid 
Bürger des Deutichen Reiche zu nennen, bes Reichs, das ihn ſchützt, und feine 
Iatereffen förbert — wenn dieſes Ziel erreicht wird, dann können wir wahrhaftig 
jagen, daß wir Theil haben an einer großen That, indem wir bem gertrag zu⸗ 
‚und daß die Ströme von Biut und Thränen, welche dieſer Krieg loſiet, 
nicht umſouſt gefloffen find.“ 


14, Deyember. Rebe bes Yufliz-Minifters von Ru in ber Kammer ber Ab- 
georbneten (Auszug). . 


„Wenige Zage, nachdem dieſes Haus dem von Seiner Majeftät unjerm 
allergnäbigften Könige und Heren hochgeſchwungenen Banner folgend, ſich ent- 
ſchloffen — die angelobte Bertragstrene zu halten, reihten fi) aneinander bie 
merlwürdigen Schlachten von Weißenburg, Wörth, Saarbrücken, Met und Sedan, 
in denen die Waffenbrüderſchaft der Deutfchen Heere mit tbeuer erfauften unb in 
edlem Wettſtreite errungenen Siegen bekräftigt wurde. Die Deutichen Grenzen 
waren damit gefidert und bie deutſchen Lande von grenzenlofem Jammer unb 
unfägfihem Elend für immer befreit. Auf atbmete jedes Deutichen Bruft und 
beige Dantesgebete entquollen unferen Herzen. Aber mächtiger noch ale bie Greube 
über die Abwehr des Feindes von Heerb unb Hof, mächtiger noch als bie Genug⸗ 
thuung Über die Sicherheit unferer Grenzen, über die Sicherung unferer Branen 
und Kinder, mächtiger noch als bie Genugthuung über ben errungenen Waffen⸗ 
ruhm entfaltete fi) ber Gedanke, Daß wir alle biefe Herrlichleit unb Ehre der 
Einigkeit des Deutſchen Volles verbanken, entfaltete fidh bie Ueberzeugung, daß 
diefe Einheit nie mehr auseinanderfallen dürfe, mächtiger noch entfaltete fich bie 
Deutihe Idee. In biefer Zeit reifte bei der Königlichen Staateregierung ber 
Gedanle, daß ber Verſuch, ein einiges Dentichland unter einer einheitlichen Ver⸗ 
fofjung wieder berzuftellen, nicht länger mehr verfchoben werben dürfe. . . Unfere 
Abſicht und unfere Auffaffung war bie, daß Deutichland nicht für alle Zeit in 
einzelne Theile zerfallen jein Fünne, und baß bie Zeit, von welder ich eben zu 
ſprechen die Ehre hatte, die rechte, bie einzige Zeit fei, in welcher dieſe Geftaltung 
in entſprechender Weiſe, entſprechend nach jeder Richtung, von uns geichaffen 
werden könne. Die Königl. Staatsregierung ergriff bie Initiative für die Ge⸗ 
faltung Deutſchlands. Es ift biefes won competenter Seite an denkwürdigem 
Orte zugeftanden worden. 

Wir rechten nicht mit dem Nebner, der bie Initiative dem Volle vinbicirte. 
Ih glaube, wir überheben uns nicht, wenn wir in Bezug auf die Deutiche Po- 
fitif behanpten, daß wir uns Eins wiflen mit dem Volke, deſſen Gejchide wir 
bis zu diefer Stunbe zu leiten berufen gewejen find. 

Unter allen Umftänden laſſen mir und genügen mit bem Bemußtfein, unter 
den Deutfchen Regierungen bie erfte geweſen zu fein, welche es verfuchte, bie 
Deutfche Idee vom Gebiete ber theoretiſchen Erörterungen auf bas Gebiet ber 
Thatſachen hinüberzuführen. . . 

Biele Jahrhunderte binburh hatte Bayern — von ber Zeit au, ba man 
feinen Namen zum erſten Male genannt hat — einen Theil des Deutſchen Reiches 
gebildet. Bon je hat es Leib und Freud mit Deutfchland getheilt; feine Geſchichte 
war fo eng als bie irgend eines andern beutfchen Gebietes mit ber des bentichen 
Volles verbunden, und ale das Deutfche Reich zerfallen, als die Zeit bes erften 
Napoleon vorlber war, in welcher Bayern zum Königreiche erhoben worben ift, 
jene Zeit, die gleichwohl Niemand eine Zeit der freien Selbftbeflimmung für 
Bogern nennen wird, wenn es aud nicht mehr dem Kaifer untergeben und nicht 
mehr Einem Reiche eingefügt geweien ift, als jene Zeit vorfiber war und man 
an die Neugeftaltung Deutſchlands ging, da dachte Niemand daran, aus Bayern 
einen international ganz unabhängigen Staat zu machen. Auch nach diejer zeit 
war Bayern troß unbezweifelter Souveränetät ben Diepofitionen untergeben, 
weihe nach der damals beſtehenden Verfaffung bie Gemeinjamtleit über Dentich- 
Iond zu treffen berufen geweien iſt. Erſt das Jahr 1866 hat, nachdem die Un⸗ 
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haltbarkeit des bisherigen Zuſtandes nadhgewiefen war unb noch Niemand in ber 
Lage geweſen ift, einen annehmbaren Vorſchlag darüber zu machen, wie fich bie 
Sache in der Folge geftalten follte, Bayern eine völlige Unabhängigleit von ver- 
foffungemäbigen erbindungen mit ben übrigen Deutiden Staaten und eime 
völlig unabhängige internationale Stellung gebradht. Aber auch dieſe Wanbelung 
vollzog fih, barüber ift fein Zweifel, nicht etwa in ber Weile, baß es irgend 
Jemand beabfichtigt hätte, e8 follte jo werben und nicht andere. Nur bie Unreife 
Den Irbaunife bat zu dieſem völlig unabhängigen internationalen Standpuult 
gerührt. . 
Niemand war im Zmeifel darüber, ich wenigftens habe mich von jeher zu 
der Anfiht belannt, daß bie erfte große Kıifis dem im Jahr 1866 gefchaffenen 
Zuftande ein Ende machen werde. Die Ungewißheit beftand nur, meines Erach⸗ 
tens, darüber, wie Diefes geſchehen werbe, ob mit entjprechenber Schonung unferer 
berechtigten Eigenthilmlichleiten, ob dadurch, daß das Geſchick Über beu Namen 
Bayern hinweggehe. Aber trot diefer unabhängigen Stellung waren unb blieben 
die Beziehungen Bayerns zum übrigen Deutichland fo eng, daß ſelbſt Oeſterreich 
and Frankreich, weiche doch das dringenbfte Interefie gehabt hätten, alle Berbin- 
dungen zu löfen, ich will nicht jagen, es nicht wagten, aber es nit für ange 
meffen hielten, von ſolchen Verbindungen gänzlich abzujehen. So eng waren und 
blieben bie Beziehungen Bayerns zu bem Übrigen Deutichland, daß in bem Augen- 
blide, in welchem der alte Bunb auseinanderfiel, an beffen Stelle die Alliam- 
verträge traten, bie uns in politifcher Beziehung enge mit Norbbentfchland und 
den übrigen Deutſchen Staaten in Verbindung brachten, unb baß au bie Stelle 
ber alten Beziehungen auf wirtbichaftlihem Gebiete der neuformulirte Zollverein 
trat, welcher uns bereit zu dem Anfange eines verfaflungsmäßigen Zuſammen⸗ 
fchluffes mit dem übrigen Deutſchland führte. 

Meine Herren, ich denke mir, e8 kann Niemanb behaupten, baf uns die 
Allianzverträge und ber Zollverein eine größere und wahrere Unabhängigleit ge 
fihert hätten, als dies bei einem verfaffungsmäßigen Bünbniffe der Hall iſt. Der 
weſentliche Unterfhieb zwiſchen beiben Beneht darin, daß wir mit 
den Allianzverträgen bie Politik, die man anberwärts zu maden 
für gut fand, einfach unfererfeits acceptiren mußten, während wir 
jegt fortwährend in der Lage fein werben, bie gewidtige Stimme 
Bayerns in der Ordnung der beutfhen Verhältniſſe zur rechten 
Zeit auf redlihem und ehrlihdem Wege und, ih denke mir, nicht 
obne Erfolg zu verwertben. 

In Deutichland haben die Parteien feit Jahren geftritten, wie das Vater⸗ 
fanb geeinigt, wie feine Neugeftaltung geförbert werben ſollte. Wan bat viel 
barüber geftritten, ob bie üfterreichifchen Deutjchen auch bei uns eine Stelle finden 
dürften, müßten, ob nicht. Darüber babe ih Niemand ftreiten hören, ob in einem 
Deutihen Bunde Bayern fein fol. . 

Solde Erwäguugen und die feft begründete Ueberzeugung, daß jet bie 
Zeit fei, um mit Wahrung aller berechtigten Intereffen das Ziel zu erreichen, 
das wir früher ober fpäter erreichen mußten, biefe Ueberzeugung bat die Baye⸗ 
riſche Staatsregierung zu der von mir bereits erwähnten Initiative veranlaft 
Auch wenn Sie nüdterner, als wir es gethban haben, bie Lage ber Dinge be 
traten, werben Sie zu dem Schluffe fommen, daß die Stellung, welde wir 
eingenommen haben, bie allein richtige war, und baf wir auf bem rechten Wege 

eweien find. Betrachten Sie bie Lage ber Dinge mit bem nlchternften uud 
älteften DBlide fo werben Sie, auch wenn es allen Ihren Empfindungen wider 
ſpricht, zu dem Schluffe kommen, daf Bayern gezwungen war, den Verſuch einer 
Neugeftaltung Deutſchlands zu machen, ja, daß es in einer Zwangslage war. 

Nicht als ob von Seite ber beutiden Großmacht, mit ber wir tranfigirt 
haben, irgend ein Zwang gelibt worden wäre. In ben loyalftlen Worten hat 
man uns zu wieberholten Malen beftätigt, wir würden von feiner 
Seite einen Zwang zur Erdffnung und Weiterführung ber Ber- 
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handlungen Über die Neugeftaltung Deutſchlande zu erleiben haben, 
ja nit einmal Borfhläge bat man uns gemacht, um, wie es im 
den betreffenden Eröffnungen beißt, nicht unfere Empfindungen 
zu verlegen. Schätzen Sie biefe Loyalität fo gering, ale Ihnen gut bünft 
indem Sie jagen, man wußte auch von ber anderen Geite, wie weit bie Mög- 
fichleit reichte, in Bayern eine vollſtändig ifolirte Stellung zu bewahren, fo fie 
dech die Thatſache feft, daß man einen wang nicht geübt bat. 

Und dennoch waren wir gezwungen, mit dem Norddeutſchen 
Bunde in Berbandlungen einzutreten, beun wir mußten mit Beftimmt- 
beit, ba wenn Bayern auch nicht dem Bunde ſich anichließe, dieſes von Seiten 
Bürttembergs, Badens und Heflens doch geichehen würde. Unb mit dieſem Augen⸗ 
blide war * uns, mindeſtens für eine unſerer ſchönſten Provinzen die Möglich⸗ 
leit einer gedeihlichen Exiſtenz außerhalb bes Bundes ein für allemal beſeitigt. 
Ich denke mir, auf wirtbichaftlichem Gebiete wäre in kürzefter Zeit auch für das 
übrige Bayern bie Unmöglichkeit einer ifolirten Eriftenz eingetreten. Sie wiflen, 
in welchem Maße wir bes Zollvereins bebürfen. Mindeſtens und fpäteftens bie 
Zeit, in welcher bie Zollvereinsverträge zu erneuern gewejen wären, würbe uns 
die Rotiwenbigfeit, ohne Bebingung dem Bunde beizutreten, auferlegt haben. In 
dieſem Sinne ſpreche ich von einer Zwangslage Bayerns. Die fibylliniichen Bücher 
find ein abgebrofchenes Beifpiel, und doch habe ih in meinen: Leben leinen Fall 
eben, in welchem bie Moral ber alten Sage von dieſen Büchern befler amt 

lage gewelen wäre, als gerade jetzt. Darf ich Sie denn nicht Daran zurücker⸗ 
innern, daß Preußen im Jahre 1866 bei Löjung bes alten Bundes Borfchläge 
emacht bat, die den Eigenthümlichleiten der einzelnen Staaten noch ein wefentlich 
Feeieres Feld ließen, als fpäter die Norbbeutiche Bundesverfaffung? Jene Propo- 
fitionen bat man zurüdgewielen. Sie gingen ja viel zu weit! Sie entfernten ſich 
von dem alten Deutfchen Bunde in einer Wetje, daß man fi in Sübbeutichland 
mit biefen Bropofitionen unmöglich vertragen konnte! Aus dem, was ich inzwifchen 
eriebt habe, — ich Tann Ihnen biefes nicht mit Schwarz auf Weiß nachweiſen, 
aber ih bitte Sie, glauben Sie es mir — habe ich bie Ueberzeugung gefchöpft, 
daß, wenn wir vor ber großen Krifis und bevor die Nation und Dasjenige, 
was bie Nation that, jo body ſtand, wie in ber letzten Zeit, das Anerbieten ge- 
macht hätten, uns mit bem Norddeutſchen Bunde abzufinden, daß, fage ich, bie 
Beringungen, welche damals zu erlangen geweſen wären, noch ein ganz anberes 
Bild geboten hätten, ale der Vertrag, den wir Ihnen heute vorlegen. 

Jetzt find wir wieber an dem Bunlte, uns entſcheiden zu müffen; wir haben 
und wieder Über Bedingungen ſchlüſſig zu machen — weilen Sie fie nicht zurück! 
Zum zweiten Male werben auch biefe Bedingungen von feinem Neichdtage, von 
einer Bundesregierung bewilligt. Sagen Sie mir nicht, was man bisweilen 
hert: Wir wollen dieſe Bedingungen nicht; wir wollen, wenn benn boch Bayern 
zu Grunde geben foll, mit Ehren zu Grunde geben; fagen Sie mir nicht, wir 
wollen lieber anneltirt fein. Ich betrachte dieſe Aeußerungen lediglich als vorläu- 
fige Aenberungen des Unmuthes Über eine Lage, von ter ich recht wohl fühle, 
daß fie für Mehrere in biefem Haufe peinlich ift. Laffen Sie mich nun noch der 
Empfindungen der Großdeutſchen gedenken. Ich thue biefes ſehr gern, meine 
Herren, weil ih bis in bie neuefte Zeit zu den Großbeutichen gehört habe und 
dem Herzen nach noch ein Großbeuticher bin. Den Schmerz der Herren, bie ein 
Deutihland jetzt werben ſehen gegen ihre Wünſche, begreife ich wohl. Sch wünſchte 
auch es wären alle beutichen Brüder in dem Bunbe vereinigt, ben wir zu ſchließen 
im Begriff find. Es find nicht blos Sympathien allein, die mir diefe Worte in 
den Mund legen, es find jehr reale Erwägungen. Ich fühle jehr wohl, was es 
beißt Deutfchland mit einer Mehrzahl Heinerer Staaten und Einer Großmacht zu 
relonſtruiren; ich erfeune fehr wohl bie Gefahren, die für die einzelnen Staaten 
m dieſer Verbindung liegen könnten. Aber, meine Herren, mit der Politik ber 
Großbeutichen hat meines Erachtens das Jahr 1866 aufgeräumt. — Das Gebiet 
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ber Thatjadhen, auf bem man fi bei Handhabung ber Bolitif bewegen muf, 
ſchließt die Politit ber Großdentſchen, meiner Anficht nad, fürs Erſte und bi 
vielleicht auch für dieſe wieber glücklichere Zeiten kommen, aus. Jetzt nükt es 
nichts mehr, meine Herren, der großdeutſchen Idee nahzuhängen. 
Einer Wittwe, meine Herren, flebt die nie endende Traner um ben verlorenen 
Gatten, um bas Ideal ihres Lebens, jehr wohl an; ben Regierungen und Bällern 
ift ein ſolches Trauern über ein werlorene® Ideal nicht vergönnt; Regierungen 
und Bölfer müſſen von der Bahre eines verlorenen Ideals weg ben Blick zum 
Leben lehren, und das haben wir gethan. 

Jetzt, jet ſieht bie Entſcheidung bei Ihnen; die Entſcheidung fage ich, meine 
Herzen, aber ich füge bei, nicht die Wahl, — glauben Ste nit, daß ich mit 
biefem Ausdrude einen Eingriff in die Kompetenz ber Kammer machen will, o 
nein! Sie können „Ia“ fagen, fie können „Rein“ fagen, dennoch fage ich, Sie 
baben die Entfheibung, nit bie Wahl; Sie haben vie Enticheibung in 
dem Sinne, wie ber Richter bie Enticheibung in einem Rechtsfalle bat: das, mas 
Sie für Recht anerkannt haben, müſſen Sie ausiprechen, es bleibt Ihnen keine 
Wahl und ich habe bie Meberzeugung, — prüfen Sie bie Lage Bayerns, prüien 
Sie die Verträge ruhig — und Sie werben zu dem Sate kommen, ben ich bier- 
mit ausiprehe — ich wieberhole, nicht in der Abfiht, um irgenb ein Recht zu 
beeinträchtigen — Sie müffen die Verträge annehmen.“ 


1871. 19. Januar. Aus ber Rebe des Minifters bes Aeufern Grafen v. Bray. 


„Deine Herren! Das künftige Verhältniß Deutſchlands zur öſterreichiſch⸗ 
nngarifhen Monarchie ift im Laufe ber Debatte wiederholt zur Sprache gebradt 
worden. Schon im Laufe biefeg Sommers vor dem Beginn ber Berfafjungever- 
banblungen befand bei den leitenden preufifchen Staatsmännern bie Abficht einer 
Serfänbigung mit Oefterreih. Es erfolgten einleitende Schritte unb endlich ber 
Ihnen befaunte Depefchenaustaufh. Meine Herren! Es ift erfreulich, zu konſta⸗ 
tiren, baß bie erfte politifhe Aktion bes neuen Deutfhen Reiches ber 
Annäherung am Defterreih gegolten bat. Für ben Abſchluß ber Verträge 
war dies von höchſter Wichtigkeit. Hätte jene erfreuliche Ausficht nicht beftanben 
und wäre vielmehr an den Bertragsabichluß bie gegründete Befürchtung eines 
Zermürfniffes mit Defterreich gelnüpft gewefen, fo bätte ich wenigftens bie Hand 
zu einem ſolchen Abſchluß nicht geboten; denn, meine Herren, wa® wäre ein 
Krieg mit Defterreih? Es wäre aller Wahrfcheinlichfeit nad gleichzeitig ein neuer 
Krieg mit Frankreich, d. i. ein europäifcher, ein allgemeiner Krieg, unb in erfler 
Linie der Ruin Bayerns. 

Was ein folder Krieg für Defterreich - Ungarn wäre, das wirb man bort 
am beften zu würdigen willen. Nach meiner Ueberzeugung haben beibe große 
ftaatlihen Gemeinfhaften allen Grund, eine folde Eventualität forgfältig zu 
meiben. Deine Herren! Wenn hinter den Aeußerungen ber Regierungen bie we⸗ 
ſentlichſten Intereffen der Nation ſtehen, dann folgt dem Worte bie t, dann 
werben bie Worte ſelbſt zur That. Bergegenwärtigen Sie fi bie Aeußerung, 
welche Graf Beuft in feiner Depeſche vom 14. v. iR. Namens Sr. Majeflät bes 
Kaifers Franz Joſeph getban bat. Sie lautet: „Der Kaifer wird, freien und 
hoben Sinnes, die erhebenden Erinnerungen, bie feine Dynaftie in der glamz⸗ 
vollen Geſchichte von Jahrhunderten mit den Geſchicken des beutfchen Volles ver- 
banden, nicht anders auffaffen, als mit ben wärmſten Sympathien für bie fernere 
Entwidelung biefes Volles unb mit dem rückhaltloſen Wunſche, daß es in den 
neuen Formen feines flaatlihen Dafeins die wahren Bürgfchaften einer glüdlichen, 
für feine eigene wie für bie Wohlfahrt bes ihm in geichichtliher Tradition, im 
Sprache, Sitte und Recht fo vielfach verwandten Kaiferftantes gleich fegensreichen 
Zukunft finden möge“ Sind folde Worte aus ſolchem Munde nicht ſchon em 
Ereigniß, eine politiiche That zu nennen? . 

Allianz mit Defterreih, das, meine Herren, ift bie einzige jetzt mögliche 
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Verwirklichung ber großbentfchen dee, welche viele von uns auf ihr Banner ge- 
jirieben Hatten. Uber, meine Herren, um für dieſen Gebanfen zu wirken, um 
ihn verwirklichen zu fönnen, müflen wir im Deutiden Bunbe fein. Außerhalb 
deſſelben ſtehend, finb wir fein Mittelglieb, bienen wir nicht zur Verbindung 
zwiſchen beiben großen Nachbarn, wir geratben in Gefahr, zum Streitobjelt zwi- 
ſchen beiben zu werben. Meine Herren! Der Herr Vorrebner hat mit vollem 
Recht auch für feine Partei den nationalen Gedanken in Anfpruch genommen. 
In der That ift viel von ben Nationalliberalen und von ihrem Einfluffe auf bie 
Reugeftaltung Deutichlande die Rebe. Bon ihnen hängt es ab, meine Herren, 
burd ihren Beimitt dazu beizutragen, baß auch ber national - lonjervativen und 
gemiffermaßen der großbeutichen Richtung Rechnung getragen werbe. Sie werben 
dadurch dem Frieden, ber friebliden Entwidelung und folgeweife der Entlaftung 
der Böller neue und fihere Garantien verſchaffen.“ 


21. Januar. Rebe des Kriege - Dinifters von Prankh (Schluß). 


„Wir hielten es für eine Ehrenfache, daß Bayern in den Krieg eintrete, 
umb zugleich für ein Gebot unferes Intereffes. Die Enthüllungen, welche ſeitdem 
an den Tag kamen, haben biefe unfere Anficht als richtig bewährt, denn wären 
wir nit in den Krieg eingetreten, fo würde Bayern heute wahrſcheinlich nicht 
mehr eriftiren. Der Krieg brachte bie politifche und militärifhe Einheit Deutich- 
lands unter Prenßens Kührung zu Stande. Die Siege von Weißenburg, Wörth, 
Met zeigten, welche Kraft das geeinigte Deutſchland befitt, und der Wunfch nach 
dauernder Einigung gab fih aufs Iebhaftefte fund, nicht blos in den national» 
fiberalen, fonbern auch in ben Tonfervativen, felbft in ftreng partifufariftifchen 
Kreifen. Den Höhepunkt erreichte biefe Bewegung durch das Ereigniß von Seban. 
Die Regierung hatte zu erwägen, wie fie fich gegenüber biefer Bewegung ver- 
halten, ob fie verfuchen folle, Diefelbe zu beherrſchen, oder ob fie einfach abwarten 
jele, was fommen würde Wir hätten pflichtwidrig gehanbelt, und wären ber 
Größe ber Zeit abjolnt nicht gewachfen gewejen, wenn wir nicht verfucht hätten, 
die Bewegung ins richtige Bett zu leiten. Präzifer gejagt ſtand bie Frage jo: 
Sch Bayern in feiner bisherigen Sonberftellung verharren oder eine Einigung 
mt dem Rorbbund auf bauernder Grundlage herbeiführen helfen? Wir ftellten 
die Grundlagen einer folden Einigung feit, und nachdem dies gefchehen war, er⸗ 
griffen wir Die Initiative. Herr Delbrüd kam nah Münden. In den Be- 
ratbungen mit ihm wurben Aenberungen an unferer Grundlage gemadt; das 
aber warb uns auch Mar, daß ber Nordbund auf weientliche Aenberungen feiner 
Berfafjung durchaus nicht eingeben werde. Wir gedachten demgemäß damals ein 
internationales Bünbniß mit bem Norbbund anzuftreben. Nun kamen bie Be- 
rathungen in Berfailles. Dan hat freilich gefagt, wir hätten fie nicht während 
bes Krieges führen, ſondern bis nach geichloffenem Frieden damit warten jollen. 
Aber man bedenke doch: nicht wir gaben den Anlaß zu ben Berfailler Verhand⸗ 
kungen; bie anderen Südſtaaten waren ja ſchon in die Unterhbanblungen wegen 
ihres Veitritts zum Bund eingetreten. Wir hatten bie Wahl, mwegzubleiben ober 
theilzunehmen. Wir hielten e& für beffer, theilzunehmen. Bald erlannten wir, 
daß ein internationales Bünbniß unter den gegebenen Berhältniffen nicht mehr 
— war; ebenſo, daß wir nicht außer aller Verbindung mit dem Bund bleiben 

unten. 

So bfieb alfo nur der Beitritt übrig, für melden wir mın bie möglichſten 
Novifilationen der Norbbundverfaffung zu erreichen firebten. Dies führte zum 
Ziel. Ich will Ihnen bier mittheilen, was Damals Graf Bismard fagte: „Wir 
wollen fein verftimmtes, wir wollen ein freiwilliges Bayern.“ Dies 
war ber rothe Faden, welcher fich durch die Berbanblungen durchzog; ihr Ergebniß 
fiegt jet vor. Opfer allerdings an Rechten der Krone wie der Vollsvertretung 
forbert ba8 Bunbesverhältniß von uns; dies aber iſt bie unabweisliche Konſequenz 
eines jeben Bunbesverhältniffes: entweder wollen Sie einen Bunb, ober Sie 
wollen einen ſolchen; im legteren Fall müſſen Sie fich zu Opfern entichließen. 
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Man bat mir vorgehalten, daß ich am 19. Juli fagte: ich würbe Front 
madyen wider jeden Verſuch gegen Bayerns Selbfländigkeit. Ich babe mein Wort 
eingelöft; fragen Sie bie, mit welden ich unterbanbelte. Das erſte Wort, womit 
mein König bei meiner Rücklehr aus Verſailles mid empfing, war der Dauk für 
base, was ich für Bayern gethan hatte. Anbere unabhängige Männer äußerten 
fih in gleihem Stune. Und dann vergeffe man nicht, als id am 19. Inli ned 
beifettte: man bürfe die nationale Bewegung auch nicht Überfehen. Eine abjolute 
Selbfändigleit, eine Sonberftellung zu behaupten, wäre Bayern nur dann im 
Stande, wenn neben feiner Volkszahl, Größe und Kraft auch die Einſtimmigleit 
des Volles hierüber beflände; beftänbe fle, dann hätten wir bie Verträge gar wicht 
ſchließen Bunen. Nun bergegenwärtigen Sie fih die Folgen der. Ablebuung ber 
Berträge, die neugemwählte Kammer tritt in ſechs Wochen frübeflens zufanımen; 
nimmt fie die Verträge an, dann gefchieht in zwei Monaten, was jett mit mehr 
Erfolg geichähe, denn mittlerweile find unfere Vertreter weber im Reichstag nod 
im Bundesrath. Werben dann bie Verträge wieber abgelehnt, dann tritt, glaube 
ih, biefes Minifterium ab; Männer nah Ihrem Sinn mögen dann neue Ber- 
hanblungen in Berlin anzulnüpfen verſuchen, unb werben mit aller Höflichkeit 
bie Antwort befommen: e8 jet unmöglid, der Bund fet fertig, und in ben lönue 
Bayern eintreten. Verſuchen Sie's dann etwa noch mit einem internationalen 
Bünbniß, jo wird dies gewiß in biefem Haus verworfen, nicht blos won ver 
Linlen, fondern auch von ber Rechten. Es würde bies zubem auch nicht wohl- 
feiler fommen. Dann if bie Lage wie jet, dann fagen Sie vielleiht: „Hätten 
wir Doch bie alten Mintfter wieder.” Aber dieſe werden bann nicht mehr mögen. 
Dann wird ein DMinifterium der Linken kommen, und biejes geht einen anderen 
Weg als wir, ben bes unbedingten Eintritts in den Bund. So denle ih mir 
die Lage, bie dann fommt. Wäre ich beute Abgeorbneter, fo fäße ich auf ber 
Rechten, dafür kennen Sie mich, aber ich würbe für bie Verträge flimmen, meil 
ih in ihnen das einzige Mittel erfenne, Bayern feft beifammen und geachtet zu 
erhalten in Berbindung mit Deutichland und mit feinem Monarchen.” 


Bei ber Abfimmung wurden bie Verträge mit 102 gegen 
48 Stimmen, alfo mit der erforberfiden Mehrheit von zwei Drit- 
teln ber Anwejenden angenommen. 


Der PBräfivent Dr. Weis richtete dann folgende Worte an bie Berfammlung: 


„Durch diefen Beſchluß ift dad deutiche Einigungswert vollendet, ıumb 
Bayern ift in das neu gegründete Deutfche Reich eingetreten. Geloben wir und 
in biefer ernften Stunbe mit ernfter, tiefer Hingebung im Geiſte ber Baterlande- 
ftebe an Allen mitzuarbeiten, was zu bes gejammten Vaterlandes Wohl gereicht, 
dann wird ber Segen bes Himmels nicht fehlen, und ber Baum, ber jeht ge 
pflanzt ift, bald feſte Wurzel taffen unb reiche Früchte tragen. Zu biefen Früchten 
rechne ich einen ehrenvollen Frieden und bie Herftellung der Eintracht, nicht bios 
unter den beutichen Regierungen und Stämmen, fonbern auch innerhalb ber 
Stämme unter den bisher beftandenen Parteien. 


Ueber dem großen Gejammtoaterlande vergeffen wir aber nicht unfer engere® 
Baterland Bayern; ihm bleiben große Aufgaben und indem Sie innerhalb biefer 
Aufgaben fein Wohl fördern, fürdern Sie auch bes Geſammtvaterlandes Wohl; 
denn nur, wenn bie Einzelftaaten blühen, können fie für bie Geſammtheit leiten, 
was dieſen nöthig ifl. 

Um dieſer Gefinnung Ausdruck zu geben, fordere id Sie auf, tm Gefühl 
ber Bujemmengehörigfeit unferem Allergnäbigfien König ein dreifaches Hoch zu 

ngen!“ 
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Die Vollendung des Deutfchen Reiches. 


„Provinzial« Korrespondenz“ vom 25. Januar 1871. 


„So ift denn das Deutſche Kaifertfum wieder erftanden unb unter bem 
begeifterten Zurufe des deutfchen Bolfes feierlich verfündet worben. 

Es war Gottes Fügung, daß die flille Arbeit des deutſchen Geiftes, durch 
weiche das Merk der Einigung feit Jahrzehnten vorbereitet war, ihre endliche Er⸗ 
füllung erſt auf den Schlachtfeldern finden follte. 

Die Propbezeibung, daß unfer Volk durch „Blut und Eifen” zur erfehnten 
Einheit fommen werde, ift rafcher und vollftändiger, als man es ahnen konnte, 
zur Wahrheit geworben. In ber einmüthigen Erhebung unb im ‚glorreigen 
Kampfe aller beutichen Stämme gegen ben alten Erbfeind beuticher Nation bat 
das Bewußtſein ter inneren Einheit mit unerwarteter Kraft alle Hüllen unb 
Hemmniſſe zeriprengt und abgeftreift, und ift mit einem gemaltigen Schlage zur 
Geltung und Herrſchaft gelangt. 

e deutſche Einheit war innerlich fertig, fchon ale der nationale Krieg 
unter Führung unferes Heldenkönigs begann, fie war vollends im Geifte bes 
Bolles beftätigt und befiegelt, nachdem bie geeinigte Kraft des Volles fich in 
wunderbaren Siegen und Erfolgen bewährt hatte. 

Dentfhland war bereits in der That und Wahrheit ein mächtiges Reich 
geworben, unfer König war bereits ber Kaifer und Herzog ber Deutjchen mit 
einer Machtfülle und Größe, wie fein Kaifer zuvor, unfer Voll war erfüllt und 
gehoben von dem freubigen Bewußtſein ber wiebererftandenen SHerrlichleit bes 
Deutihen Reiches; — fo mußte benn, was in gewaltigen Thatfachen und in 
allen Herzen ſchon Leben gewonnen batte, auch in ber Geftaltung des neuen 
dentſchen Staatswefens zum wirklichen wollen Ausbrud gelangen. 

Richt von unferm Könige, nicht vom Norbveutfhen Bunde war ber Anftoß 
ausgegangen, um inmitten bes Krieges die Einheit Deutfchlands in einem gemein- 
ſamen Deutſchen Bunde zu vollenden, — die jübbeutihen Staaten felber folgten 
dem erhebenden Drange bes allgemeinen Bewußtfeins, indem fie den unverzüg- 
fen Eintritt in bie engere Gemeinfchaft erftrebten. 

König Wilhelm hätte nimmer die Erneuerung ber Kaiferwürbe erftrebt 
oder beantragt: bas Königthum ber Hohenzollern war an Ehren reich genug, um 
auch das Deutſche Reich nach allen Eeiten hin würdig zu vertreten. Aber es lag 
in dem Weſen der unmwiberftehlich eingetretenen nationalen Entwidiung, daß bie 
Fürſten, wie das Bolt mit der Wieberberfiellung bes Reiches auch das Wahrzeichen 
der alten Herrlichkeit deſſelben, das Kaiſerthum wieder aufgerichtet wifjen wollten; 
— in ben neu binzugelommenen fübbeutichen Volkskreifen zumal würde man das 
Deutiche Reich ohne das Kaifertbum kaum recht verftanden unb in voller Bebeu- 
tung anerlannt haben. 

So war es denn in Wahrheit die Erfüllung einer „Pflicht gegen das ge- 
meinfame Baterland,“ daß unfer König dem Rufe ber beutichen Fürſten und 
freien Städte und den übereinftimmenden Beichlüffen aller deutfchen Bollsvertre- 
tungen feine Zufimmung gab und mit ber Herftellung des Deutſchen Heiches 
and bie feit mehr denn 60 Jahren ruhende Deutiche Kaiſerwürde erneuerte. 

Mit dem 1. Januar bereits war bie VBerfaffung bes neuen Deutfchen Bundes 
amtlich verfünbet und in Kraft getreten, mit ihr bie Beſtimmungen, nach welchen 
der Bunb den Namen „Deutjches Reich,“ das Oberhaupt des Bundes den Namen 
„Deutſcher Kaiſer“ führt. 

Kaiſer und Reich waren ſeit dem 1. Januar ſtaatsrechtlich feſtgeſtellte und 
anerlannte Einrichtungen tes neuen Deutſchland: jeder Alt, welcher vom Präfi⸗ 
—* bes Zndes ausgeht, mußte fortan unter dem Namen des, Deutſchen Kai⸗ 

“ erfolgen. 

Wenn die feierliche Weihe ber großen geſchichtlichen Wenbung noch um eine 
kurze Weile hinausgeſchoben war, fo geſchah es, weil unfer König die Krone des 
Reiches erft dann ın förmlicher Weife zu erfaflen gebachte, wenn fie alle Glieder 

Für Oismard. II. 19 
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umfaßte. Die beveutungsvolle Feier wurde auf den 18. Januar, ben Gebenktag 
der Gründung des preußiſchen Königsthums, feftgejeßt in ber Hoffnung, daß bie 
dahin eben alle Glieder, auch Bayern ihren Beitritt zum neuen Deutſchen Reiche 
enbgültig befiegelt haben würben. 

Obwohl diefe Hoffnung bis zu bem im Ausficht genommenen Tage no 
nicht erfüllt war, fo ift doch die Erfüllung unmittelbar darauf erfolgt, und heute 
fhon feiert Bayern mit dem gejammten Deutichlanb feine Zugebörigleit zu dem 
wiebererftandenen Reiche. 

In wenigen Wochen wirb ganz Deutichland die Wahlen zn dem erſten ge- 
meinfamen Reichstage vollziehen, der, fo Gott will, ben Deutſchen Kaifer bei der 
Heimkehr von feiner Siegesbahn begrüßen wird. 

lautes : 


‚Die Thatfahen geben Sengnit bafür, daß bieje ganze beutide 
‚ wie fie fi in den legten Monaten vollzogen hat, aus dem Geift 
bes deutichen Volles unter dem fichtliden Walten Gottes hervorgegangen if.“ 


Oeſterreichs Stellung zu Dentihlands Nengeftaltung. 


1870. Depeche des Grafen von VBeuft an ben Grafen von Wimpffen in 


Berlin. 
Wien, 5. Degember 1870. 

„Shen vor einiger Yeit bat ber Königlich prenßiſche Herr Geſandte mid 
auf eine Mittheilung vorbereitet, die er in Bezug anf bie künftige Geſtaltung 
Deutihlands binnen Kurzem an die K. K. Regierung zu richten baben werbe. 
General v. Shweinik hat mir angefünbigt, er werbe biefe Mittheilung mit ber 
Berfiherung bes Wunſches und der Hoffnung feiner Regierung zu begleiten haben, 
daß das Verhältuiß des uengelalteten Deutſchlands zur öſterreichiſch⸗ ungariichen 
Monarchie ganz jenen Charakter aufrichtiger unb danerhafter Sreunbichaft an ſich 
tragen werde, ber ben Öefinnungen Preußens nicht weniger wie den Erinnerungen 
an bie deutſche Vergangenheit eutfpredhe. 

Bon biefer vorläufigen Anzeige babe ih Sr. Königl. und Kaiſerlich apoſto⸗ 
lichen Majeſtät ſogleich Bericht erflattet. Mit Allerböchfter Ermächtigung und in 
Uebereinfimmung mit der Auffaffung des Dlinifterconjeils babe ich mich hierauf 
gegen Herrn v. Schweinit dahin ausgeſprochen, daß bie Regierung Oeſterreich⸗ 
Ungarns bie angellindigte Mittheilung jo günftig aufnehmen werbe, wie es von 
Seite Preußens nur immer gewünfcht werden inne. Dan beabfichtige unferer- 
ſeits nicht, der Logik ber mächtigen Ereigniffe, burch welche bie Führung bes nenen 
deutihen Bundes der Krone Preußen zugefallen fei, das Hecht des Prager Frie⸗ 
bensvertrages entgegenzuftellen, vielmehr werde unſere Erklärung befunden, daß 
wir bie Sreundfchaftsanerbietungen Preußens und des unter feiner Leitung geeinten 
Deutſchlands gerne und rüdhaltlos annehmen und unſeres geſchichtlichen Berbanbes 
mit ihm nur gedenken werden, um es auch in feiner neuen Geftalt mit unferen 
beften Wünſchen zu begleiten und jebe Gelegenheit zur Verſtändigung mit ihm 
in herzlicher Bereitwilligleit zu ergreifen. 

Der Königlich preußifchen Regierung muß bies burch Herm v. Schweintk 
befannt geworben fein. Als ich indeflen geftern ben Herrn Gejandten wieber bei 
mir ſah, war er mit dem erwarteten Auftrage noch nicht verfeben und bemerlte 
auf meine biesfällige Anfrage, daß das neue Berfafiungsprobnlt wohl noch ver- 
ſchiedene Stabien in den Berathungen der berechtigten Faltoren zn durchlaufen 
babe, ehe es fich als ein endgiltig abgeichloffenes Bert werbe darſtellen können. 
Dieſe Aeußerung ließ mich vermuthen, daß die Abſicht beſtehe, bie Urkunden ſelbſt, 
auf welchen der nene Bund beruhen wird, zum Gegenſtande der vorbehaltenen 
Mittheilung an uns zu machen. Ich hatte dies ſeither nicht vorausgeſegt, und 
ich muß in der That ber Meinung fein, daß, ba wir den Auſpruch auf Prüfung 
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der neuen Bunbed-Berträge nicht erheben, es unferer Stellung zur Sache beffer 
entiprehe, wenn auch eine Mittbeilung unterbleibe, bie von uns entweber als 
zwecklos, oder als eine Aufforderung zu eingehender Prüfung betrachtet werben 
müßte, und bie mich im leßteren alle mit ber Aufgabe einer Diskuſſion ober 
wit der Berantwortlichleit flür deren Berfäumung belaften würbe. Es wirb für 
uns leichter und für ben Zweck förberlicher fein, wenn uns bieje Alternativen 
eripart werben, und Preußen, indem es uns im Allgemeinen von ber Thatſache 
bes Abichluffes der Berfaffungsverträge und von ber dadurch begründeten Präro- 
gative Kenntniß giebt, babei mehr bie Geſichtspunkte hervorbebt, bie ſich ihm in 
jeiner neuen Stellung in Bezug auf das Verhältnif zu Defterreich- Ungarn auf 
bem Felde ber allgemeinen europätfchen Politik barbieten mögen. Ungeftört durch 
umere deutſche Fragen können wir dann mit um fo mehr freiheit uus über 
unfere füuftigen Beziehungen zur leitenden beutfchen Macht in dem obenbezeich- 
neten freundichaftliden Sinne ausipreden. 

In diefer Weife babe ich mich geftern gegenüber dem Königlichen Geſandten 
in Bezug auf den bevorſtehenden Schritt ausgeiprochen. Indem ih Eure Ercellenz 
biervon zu perſönlicher Kenntnißnahme und zur Benubung für Ihre vertraulichen 
Aeußerungen benachrichtige, erneuere ich Hochderſelben :c. 8 

euſt.“ 


Depeſche des Grafen von Bismarck an Herrn von 
Schweinitz in Wien. 
Verſailles, den 14. Dezember 1870. 

„Die Ew. Hochwohlgeboren bekannten Verträge des Norddeutſchen 
Bundes mit den ſüddeutſchen Staaten, welche hier in Verſailles mit 
Bayern, Baden und Heilen, in Berlin mit Württemberg unterzeichnet 
worden find, haben durch die legten Verhandlungen in Berlin, bei welchen 
diefe ſämmtlichen Staaten gegenjeitig ihre Zuftimmung außgefprochen 
haben, ihren Abſchluß joweit erhalten, daß fie den jüddeutichen Landtagen 
vorgelegt werden können. 

Nicht allein die Nüdfiht auf den Prager Frieden, in welchem 
Preußen und Oeſterreich⸗ Ungarn fich über ihre Auffaffung von der damals 
erwarteten Geftaltung der Deutfchen Verhältniſſe verftändigt haben, ſon⸗ 
dern auch der Wunſch, mit dem mächtigen und bejreundeten Nachbarreiche 
Beziehungen zu pflegen, welche der gemeinfamen Bergangenheit ebenfo wie 
den Gefinnungen und Bedürfniffen der beiderjeitigen Bevölferung ent- 
Ipreden, veranlagt mich, der Kaijerlihen und Königlichen Defterreichifch- 
Ungarifchen Regierung den Standpunft darzulegen, weldjen die Regierung 
Sr. Majeftät des Königs in Bezug auf diefe Neugeftaltung der Deutjchen 
Berhältniffe einnimmt. 

In dem Yrieden vom 23. Auguft 1866 ift der Vorausfegung Aus» 
drud gegeben, daß die Deutfchen Regierungen füdlich vom Main zu einem 
Bunde zufammentreten würden, welcher neben einer eigenen unabhängigen 
Stellung zugleich zu dem Bunde der Norddeutihen Staaten in engere 
nationale Beziehungen treten würde, Die Verwirklichung diefer Voraus⸗ 
fegung blieb jenen Regierungen überlafjen, da keiner der beiden contrahi« 
tenden Theile Durch den Friedensſchluß berechtigt oder verpflichtet werden 
tounte, den fouverainen fitbdeutichen Staaten über die Geftaltung ihrer 
Deziehungen zu einander Borjchriften zu machen. Die fitbdeutichen 
Staaten haben es ihrerfeitS umterlaffen, den Gedanken des Prager Frie- 
dens zu verwirklichen. Sie haben die Herftellung der in Ausſicht ges 
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nommenen nationalen Beziehungen zu Norbdeutichland zunächſt in Geftalt 
des Zollvereind und gegenfeitiger arantie-Berträge angeftrebt. 

Es lag außerhalb menfchliher Berechnung, daß diefe Einrichtungen 
unter dem Drange der mächtigen Entwidlung, zu welcher ein unerwarteter 
franzöfifcher Angriff da Deutſche Nationalgefühl aufrief, ihren Abſchluß 
in den jett vorliegenden Berfaffungs-Bündniffen und in der Errichtung 
eines neuen Deutjchen Bundes finden follten. Es konnte nicht der Be- 
ruf Norddeutichlands fein, diefe nicht von uns berbeigeführte, fondern aus 
der Geſchichte und dem Geifte des Deutſchen Volles berporgegangene Ent- 
widelung zu hemmen oder abzumeijen. Auch die Raiferiich: Königliche 
Regierung von Defterreih-Ungarn, davon find wir durch Em. Hochwohl⸗ 
geboren erichterftattung verfichert, erwartet und verlangt nicht, daß die 

eftimmungen des Prager Friedens die gebeihlihe Entwidelung der 
Deutſchen Nachbarländer erſchweren follen, Die Kaiferlihe Regierung 
fieht der Neugeftaltung, in weldyer die Deutihen Berhältniffe begriffen 
find, mit dem berechtigten Vertrauen entgegen, daß alle Genoflen des 
neuen Deutſchen Bundes und ingbefondere der König unfer Allergnädigfter 
gem, von dem DBerlangen bejeelt find, die freundfchaftlihen Beziehungen 

eutfchlands zu dem Oefterreihifch-Ungarifhen Nachbarreiche zu erhalten 
und zu fördern, auf welche beide durch die ihnen gemeinfamen Jutereſſen 
und die Wechjelmirfung ihres geiftigen wie ihres materiellen Verkehrs⸗ 
lebend angemwiefen find. Die verbüindeten Negierungen hegen ihrerfeits 
die Zuverſicht, daß derjelbe Wuuſch auch von der Oeſterreichiſch⸗Ungariſchen 
Monarchie getheilt wird. 

Die bevorftehende Befriedigung der nationalen Beftrebuugen und 
Bedürfniffe des Deutfchen Volkes wird der weiteren Entwidlung Deutſch⸗ 
lands eine Stätigkeit und Sicherheit verleihen, welche von ganz Europa 
und befonder3 den Nachbarländern Deutfchlands nicht allein ohne Be 
forgniß, fondern mit Genugthuung wird begrüßt werden fünnen. Die 
ungehemmte Entfaltung der materiellen Intereſſen, melde die Länder und 
Völker mit fo mannigfaltigen Fäden verbinden, wird auf unfere politiichen 
Beziehungen eine wohlthätige Ruckwirkung äußern. Deutſchland und 
Deiterreih- Ungarn, wir dürlen es azuverfichtlich hoffen, werden mit den 
Gefühlen des gegenfeitigen Wohlmollend auf einander bliden, und fid 
A Förderung der Wohlfahrt und des Gedeihens beider Yänder die Hand 
reichen. 

Sobald die GrundsBerträge ded neuen Bundes die NWatification 
allerjeit3 erhalten haben, werde ih Eure Hochwohlgeboren zu amtlicher 
Mittbeilung derfelben an den Herrn Neichslanzler in den Stand fegen. 

Ih erjuhe Em. Hochwohlgeboren ergebentt, diefen Erlaß dem Herrn 
Reichskanzler vorzulefen und ihm eine Abjchrift von demfelben zu über- 


geben. von Bismard.“ 


Depeiche bes Grafen von Beuft an ben Grafen von Wimpffen 
in Berlin. 
Bien, 26. Dezember 1870. 
„Der Königlich Preußiſche Herr Geſandte bat die wiederholt in Ausfict 
eftellte Mittheilung feiner Regierung in Betreff ber künftigen Geftaltung Deutſch⸗ 
ande an mich gelangen laffen. In ber Anlage erhalten Eure Excellenz zu Ihrer 
Kenntnißnahme Abjchrift der bezüglichen Depeche. 
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Ih war in ber Lage Eurer Ercellenz gleich nach ben erften Andeutungen 
bes General v. Schweinik über die bevorftehende Eröffnung ber Königlich 
Preußiſchen Regierung in meinem Exlaffe vom 5. d. Mts. bie allgemeinen Ge⸗ 
fichtspunkte zu entwickeln, welche wir als die maßgebenden und beſtimmenden für 
unfere Auffaffung betrachten würden. Form unb Inhalt des mir nunmehr vor- 
fiegenden Schriftftüdes geftatten mir in erfreulichfter Weife meine damaligen Be⸗ 
merbungen aufrecht au erhalten. 

Allerdings gilt dies anbererfeitd auch von einem Bunte, in welchem fich 
äußerlich wenigften® unfere Anfchauung mit ber ber Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung nicht vollflänbig begegnet. 

84 babe in meinem Erlaß vom 5. I. Mts. den Hinweis darauf nicht um⸗ 
eben können, wie wünſchenswerth es uns erſchiene, ber Erörterung über deu 
Brager Grieden aus Anlaß des gegenwärtigen Meinungs - Austaujches mit Preußen 
und mit Rüdficht auf das Ziel, deifen Erreihung beide Theile gleichmäßig dabei 
im Ange haben, möglihft Überhoben zu fein. Die Königlich Preußiſche Regierung 
bat geglaubt in ihrer Mittbeilung vom 14. d. Mte. dieſe Frage berühren zu follen, 
und wiewohl wir die freundfchaftliche Gefinnung bereitwillig anerkennen, in welcher 
bie Erwähnung des Prager Friedens gefchehen ift, jo halten wir es doch für 
befier, auf bie dadurch gebotenen Anknüpfungspunkte zu einer weiteren Ausein- 
anderjegung bier nicht einzugeben unb auf unjerer Anficht zu verbarren, baß bie 
Bermeibung einer Diskuffion in biefer Richtung im beiberfeitigen Intereſſe liegt. 

In der That find es nicht formelle Interpretationen, nicht materielle Rechts⸗ 
Anfprühe, die wir zum Gegenftand der Discuffion gemacht zu fehen im gegen- 
wärtigen Augenblide für winfchenswerth erachten können. Unſere Auffafjung neigt 
vielmehr dahin, in der Einigung Deutſchlands nnter Preußens Führung einen 
alt von hiſtoriſcher Bedeutung, eine Tharfahe erften Ranges in der mobernen 
Entwidiung Europas zu erbliden und darnach das Verhältniß zu beurtheilen, 
welches zwifchen ber Defterreichifh- ingarifhen Monarchie und der neuen ftaat- 
Iihen Schöpfung an unferen Grenzen angebahnt und befeftigt werben fol. 

Bon biefem Stanbpunfte aus kann e8 mir, indem ich ben weiteren von 
ber Königlich Preußifhen Regierung angelündigten Mittheilungen entgegenjehe, 
nur zu hoher Befriedigung gereihen, jettt ſchon beftätigen zu bürfen, baß in allen 
maßgebenten Kreifen Defterreich - Ungarns ber aufrichtige Wunfch worberrfcht, mit 
dem mädtigen Staatsweſen, beffen Gründung ſich nunmehr vollziehen wird, bie 
beten und freundſchaftlichſten Beziehungen zu pflegen. Diefer Wunſch wurzelt in 
ber feſten Ueberzeugung, baß eine unbefangene Erwägung und Würdigung ber 
gegenfeitigen Bedürfniſſe nur bie erjprießlichfte und wohlthätigſte Wirlung auf 
beide Reiche äußern, fie in Krieden und in reger Mitarbeiterihaft an den Auf- 

aben der Gegenwart und Zukunft einigen wird. In diefer Beziehung ift bie 
oͤniglich —88 Regierung nur dem Ausdrucke unſerer eigenen Empfindungen 
jwvorgelommen, wenn fie unſerer gemeinſamen Vergangenheit gedenkt und ber 
Hoffnung Worte leiht, daß Deutſchland und Oeſterreich⸗ Ungarn mit Gefühlen 
des gegenſeitigen Wohlwollens auf einander blicken und ſich zur gorrerung ber 
Wohlfahrt und des Gedeihens beider Länder die Hand reichen werden. Nicht 
ohne berechtigtes Vertrauen dürfen wir hiernach gerade in dieſem Augenblicke der 
Verwirklichung fo verheißender Ausfichten ein ergiebiges Feld eröffnet ſehen, ein 
Feld, auf welchem Gemeinſamkeit des Wollens und Handelns für beide Reiche 
ein Unterpfänd bleibender Eintracht, für Europa eine Bürgſchaft dauernden Frie⸗ 
dens werden kann. 

Mit hoher Genugthuung muß uns aber die Thatſache erfüllen, daß jene 
Geſinnungen ber Bevöllerung Oeſterreich⸗ Ungarns auch in ber Perſon Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Kaiſers und Königs, unſeres Allergnädigſten Herrn, einen erhabenen 
Schltzer und Forderer finden. Allerhöchſtderſeibe wird freien und hohen Sinnes 
die erhebenden Erinnerungen, die Seine Dynaſtie in der glanzvolien Geſchichte 
von Jahrhunderten mit den Geſchicken bes Deutſchen Volkes verbanden, nicht 
anders auffaſſen, als mit der wärmſten Sympathie für die fernere Entwickelung 
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dieſes Volles und mit bem rüdbaltlofen Wunfche, daß es in ben neuen Formen 
feines flaatlichen Dafeins die wahren Bürgichaften einer glüdlichen, für feine 
eigene, wie für bie Wohlfahrt bes ihm in geichichtlicher Tradition, in Gprade, 
—* und Recht fo vielfach verwandten Kaiſerſtaates gleich ſegensreichen Zukunft 
en möge. 

Ew. Excellenz ſind beauftragt, die vorſtehenden Bemerkungen zur Kenntniß 
bes Herrn Königlich Preußiſchen Staats⸗Secretärs zu bringen und ihm auf Ber- 
langen Abſchrift derjelben zu ertheilen. 

Empfangen x. Beuſt.“ 


1871. 7. März. Abreiſe des großen Hanptquartiers von Verſailles. 


9. März. Rückkehr Bismards nad Deutichland. 


Der ‚Bundeblangler Graf von Bismard hat mit Rüdficht auf die 
wichtigen und dringenden Aufgaben, welche ihn in der Heimath erwarteten, 
früher als dag große Hauptquartier Frankreich verlafien und ift von Des 
über Frankfurt a. M. in einer Tour nach Berlin zurüdgelehrt. Unter: 
wegs murden ihm auf allen größeren Stationen ungeachtet des kurzen 
Aufenthaltes begeifterte Sundgebungen der Verehrung Seitens der Bevöl- 
ferung gewidmet. Der Bundeskanzler ift am 9. Morgens in Berlin ein 
getroffen. (Prop.⸗Corr.) 


15. März. Armeebefehl des Kaiſers bei der Abreife ans Fraukreith. 


Soldaten der deutichen Armee! 


„Ich verlaffe an dem heutigen Zage den Boden Frankreichs, auf 
welchem dem deutichen Namen fo viel neue Triegerifche Ehre erwachſen, 
auf dem aber auch fo viel theures Blut geflojien if. Ein ebrenvoller 
Frieden ift jegt gefichert und der Rückmarſch der Truppen in die Heimath 
hat zum Xheil begonnen. Ich fage Euch. Lebewohl und ich danke End 
nohmal3 mit warmem erhobenem Herzem für Alles, was Ihr in diefem 
Kriege durch Tapferkeit und Ausdauer geleiftet habt. Ihr kehrt mit dem 
ſtolzen Bewußtſein in die Heimath zurüd, daß Ihr einen der größten 
Kriege fiegreich gejchlagen Habt, den die Weltgejchichte je gejehen, — da 
das theure Vaterland vor jedem Betreten durch den Feind geſchützt worden 
ift, und daß dem Deutichen Reiche jet Länder wiedererobert worden find, 
die es vor langer Zeit verloren hat. Möge die Armee des nunmehr ge 
einten Deutfchlands defien ſtets eingedenk fein, daß fie fi nur bei fletem 
Streben nah Bervolllommnung auf ihrer hoben Stufe erhalten Tann, 
dann können wir der BZufunft getroft entgegenjehen. 

Nancy, den 15. Mär; 1871. Wilhelm.” 


Der Empfang in Deutſchlaud. 
Adreſſe der Rheinlande an den Kaifer beim Empfang in Saar 
brüden (unter Ueberreichung eines goldenen Lorbeerfranzee). 


„Ew. Majeſtät Heimkehr aus bem Laube bes Feindes, welcher frevelhaft 
ben von ben beutfchen Fürften und Völkern gewänfchten Frieden brach, wirb ein 
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Giegeszug fein von einer Grenze bes Baterlanbes bis zur andern. Ihn bes 
gleiten bie Bewunderung bes Königlihen Helden, welchen ein ehrwürbiges Alter 
vom Feuer der Schlachten nicht fernhält, bie Ehrfurcht vor der Weisheit, welche 
bes Feindes Pläne vereitelte; ber gerechte Stolz auf alle bie tapferen Heerführer, 
welche mit aufopferndem Muth und reicher Umficht ihren Schaaren voranleuchten; 
bie Srende über den Zriumph ber unter Einer glorreichen Führung geeinigten 
dentſchen Heere und das erhebende Bewußtſein ihrer gleichen Tapferleit. 

Aber, Allergnäbigfter König, an ber Schwelle Allerhöchft Ihres Reiches be- 
grüßt Ew. Dlajeftät vor Allen die Dankbarkeit, welche bie vom Feinde nächſt be» 
brobt geivefene Provinz ſchuldet. Die ARheinprovinz war bem Einfall eines mit 
wilden Horben vermilchten Heeres ausgeſetzt; fie blieb vor deſſen Schredniffen 
bewahrt durch bie Befonnenheit und Rafchheit, welche ben von deu Grenzen mit 
Zapferleit zurückgeworfenen Feind auf feinem Boden auffuchte, verfolgte und 
Nieberlage auf Niederlage ibm beibradhte. Die Siege waren nicht blos jet bie 
Rettung der Provinz; fie werben das Gelüfte bannen, bie weftlide Grenzmark 
Deutihlanbs von bem Herricherfiamme abzureißen, welcher über ein halbes Jahr⸗ 
hundert ihr tapferer Schützer war; fie werben für alle fünftigen Zeiten ein einiges 
Deutſches Baterland begründen und erhalten. 

Em. Majeftät diefe Gefühle des Dankes unb ber Bewunderung ber voll» 
zogenen Thaten in Ehrfurcht unterthänigft auszufpreden, haben bie Vertreter 
rheiniſcher Städte und Gemeinden für eine Ehrenpflicht gehalten unb bitten, bie 
Urkunde dieſes Dankes unb ihrer Irene in Gnaben entgegen nehmen zu wollen.“ 


Des Kaiſers Dauk an die Rheinlande. 
An den Oberbürgermeifter Bachem zu Cöln. 


„sh habe durch langjährige eigene Erfahrung inmitten der rheinifchen 
Gauen die warme, unerjchütterliche Liebe ihrer Bewohner zum theuren 
deutfchen Baterlande wahrgenommen, welche die Provinz in dem glüdlich 
vollendeten Kampfe von Neuem im Wetteifer mit allen Theilen Deutſch⸗ 
lands opferfreudig bethätigt und mit dem Blute ihrer heldenmüthigen 
Söhne befiegelt hat. Mit Gottes Hülfe ift durch die Tapferkeit der von 
Mir geführten Heere der Ausfpruh, dag der Rhein Deutſchlands 
Strom, nit Deutfhlands Grenze jei, gegen die bedrohliche An⸗ 
fechtung thatkräftig gefichert und diefe Wahrheit Hoffentlich nunmehr für 
einige Reiten unter dem Schute des Deutfchen Reiches jedem Streite ent» 
hoben. Im Hinblid auf diefen ruhmmürdigen, wiewohl mit jchmerzlichen 
Opfern errungenen Erfolg habe Ich, als nach dem Verlaffen des Kriegs⸗ 
ſchauplatzes Mein Fuß zuerjt wieder den geimilchen Boden betrat, den 
berzlihen Gruß ungemein wohlthuend empfunden, mit welchem die Vertreter 
der Städte und Gemeinden Meiner Nheinprovinz in altbewährter Treue 
und Anhänglichleit Mich empfangen haben. Es ift Mir Bedürfniß, Deinen 
mnigen Dank öffentlich auszuſprechen, und Ich veranlafje Sie, denfelben 
zur Kenntniß des Nheinlandes zu bringen. 


Berlin, den 22. März 1871. Wilhelm.” 


17. März. Einzug des Kaiſers in Berlin. 
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21. März. Eröffuung des Deutſchen Reichstages. 


Thronrede des Kailerd Wilhelm. 


„Geehrte Herren! 

Wenn Ich nach den glorreichen, aber jchweren Kampfe, den Deutid: 
land für feine Unabhängigkeit fiegreich geführt hat, zum erften Male den 
Deutfhen Reichſtag um mich verfammelt fehe, fo drängt es Mich vor 
Allem Meinem demüthigen Dante gegen Gott Ausdrud zu geben für 
die weltgefchichtlihen Erfolge, mit denen feine Gnade die treue Eintracht 
der deutihen Bundesgenofien, den Heldenmuth und die Manneszucht 
Pl aa und die opferfreudige Hingebung des deutſchen Volles ges 
egnet bat, | 

s Wir haben erreicht, mas feit der Zeit unferer Väter für Deutſch⸗ 
fand erftrebt wurde: die Einheit und deren organische ©eftaltung, die 
Sicherung unſerer Örenzen, die Unabhängigkeit unferer. nationalen Rechts⸗ 
entwidelung. 

Das Bemußtjein feiner Einheit war in dem deutfchen Volke, wenn 
auch verhüllt, doch ftet lebendig; es bat feine Hülle geſprengt in ber 
Begeilterung, mit welcher die gefammte Nation 1 zur Eertheidigung bes 
bedrohten Baterlande® erhob und in unvertilgbarer Schrift auf den 
Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeichnete, ein einiges Boll zu 
fein und zu bleiben. 

Der Geift, weldher in dem deutfchen Volke lebt und feine Bildung 
und Gefittung durchdringt, nit minder die DBerfaffung des Reiches 
und feine Heeres » Einrihtungen, bewahren Deutjchland in Mlitten feiner 
Erfolge vor jeder Berfuhung zum Mißbrauche feiner, durd ſeine 
Einigung gewonnenen Kraft. Die Achtung, welche Deutfchland fir feine 
eigene Selbftftändigfeit in Anſpruch nimmt, zollt es bereitwillig der 
Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Bölfer, der ſchwachen, wie 
der ftarfen. Das neue Deutfchland, mie e8 aus der Feuerprobe des 
gegenioärtigen Krieges hervorgegangen ift, wird ein zuverläſſiger Bürge 
es europäifchen Friedens fein, weil es ftarf und ſelbſtbewußt genug A 
um ſich die Drdnung feiner eigenen Angelegenheiten als fein ausſchließ⸗ 
*— aber auch ausreichendes und zufriedenftellendeg Erbtheil zu be 
wahren. 

Es bat Mir zur befonderen Genugthuung gereicht, in diefem Geiſte 
des Friedens in Mitten des fchweren Krieges, den wir führten, die Stimme 
Deutſchlands bei den Verhandlungen geltend zu madyen, welche auf der 
durch die vermittelnden Beftrebungen Meines auswärtigen Anites herbei 
ei ten Conferenz in London ihren befriedigenden Abjchluß gefunden 
aben. 

Der ehrenvolle Beruf des erften deutfchen Reichstages wird es zu 
nädjft fein, die Wunden nad ——— zu heilen, welche der Krieg ge⸗ 
ſchlagen hat, und den Dank des Vaterlandes denen zu bethätigen, welche 
den Sieg mit ihrem Blut und Leben bezahlt haben ; gleichzeitig werden 
Sie, geehrte Herren, die Arbeiten beginnen, durch welche die Organe 
bes Deutfchen Reiches zur Erfüllung der Aufgabe zuſammenwirken, 
welche die Verfaſſung Ihnen ſtellt: gg Schuge des in Deutſchland 
gültigen Rechtes und zur Pflege der Wohlfahrt des deutichen Volles.“ 
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Die Borabeiten für die regelmäßige Gefeggebung haben leider durd) 
den Krieg Berzögerungen und Unterbredhungen erlitten; die Vorlagen, 
melde Ihnen zugehen werden, leiten fich daher unmittelbar aus der neuen 
Geftaltung Deutichlands ab. 

Die in den einzelnen Berträgen vom November v. J. zerftreuten . 
Berfaffungs» Beftimmungen follen in einer neuen Redaction der Reichs: 
verfafjung ihre geordnete Zufammenftellung und ihren gleihmäßigen Aus- 
drud finden. Die Betheiligung der einzelnen Bundesſtaaten an den 
laufenden Ansgaben des Reiches bedarf der gejeglihen Regelung. Für 
die von der Königlich bayerifchen Regierung beabfichtigte Einführun 
norddeutſcher Gefege in Bayern wird Ihre Mitwirkung in Anfpruß 
grommen werden. Die Berfügung fiber die von Frankreich zu leiftende 

1698» Entfehädigung wird nad Maßgabe der Bedürfniffe des Reichs 
und der berechtigten Anſprüche feiner Mitglieder mit Ihrer Zuftimmung 
etroffen, und die Rechenſchaft über die zur Kriegführung verwendeten 
r ittel Ihnen fo ſchleunig vorgelegt werden, ala e8 die Umftände ge- 
atten. 

Die Lage der fir Deutſchland rückerworbenen Gebiete wird eine Reihe 
von Maßregeln erheifchen, für welche durch die Reichsgeſetzgebung die 
Grundlagen zu fchaffen find. Ein Geſetz über die Penfionen der Dfficiere 
und Soldaten und über die Unterftügung ipuer Hinterbliebenen ſoll für 
das gefammte deutjche Heer die Anfprüche gleichmäßig segeln, welde der 
ae Hingebung für das Baterland an den Dank der Nation zu- 

eben. 

Geehrte Herren, möge die Wiederherftellung des Deutfchen Reiches 
für die deutſche Nation auch nad Innen das Wahrzeichen neuer Größe 
fein; möge dem Deutfchen Reichskriege, den wir jo ruhmreich geführt, 
ein nicht minder glorreicher Reichsfrieden folgen, und möge die Aufgabe 
des deutſchen Volkes fortan darin befchloffen fein, fich in dem Wettlampfe 
um die Güter des Friedens als Sieger zu ermeifen. 

Das walte Gott!“ 


Fürſt von Bismard. 
„Brovinziale Corresponbenz.“ 

„In der denkwürdigen Stunde, mo fih die Vertreter des neuen 
Deutfchen Reiches zum erften Male um den Thron des deutfchen Kaifers 
verjammelten, ift der Bundeskanzler Graf von Bismard zum Fürften 
erhoben worden. 

Kaum hätte zur Verleihung diefer Würde ein bezeichnenderer Tag 
emählt werden können; denn mit der Wiedererftehung des Deutjchen 

eihes wird der Name Bismard für alle Zeiten innig verfnüpf fein, 
und in dem großen weltgeichichtlichen Alte, welcher am 21. März 1871 
m Schloffe unfjerer Könige vollzogen wurde, durfte der neue Yürft- 
neihelangler mit tiefer Genugthuung die Frucht feines langjährigen po- 
Itiihen Denkens und Schaffen erbliden. 
Es iſt jet nicht die.Beit zu gefchichtlihen und politifhen Rüdblicken; 
die Gegenwart mit ihren gewaltigen Eindrüden nimmt die @eifter zu 
möähtig in Anſpruch. Die künftige Geſchichtsſchreibung aber wird mit 
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Bewunderung die ftetig auffteigende Entwidelung der Bismardiden 
Politik in ihrem inneren Zufammenbange überfchauen und würdigen: ven 
dem unfcheinbaren Anfange, der rafchen und gebieterifchen Löſung der 
langjährigen kurheſſiſchen Wirren, von der feften Haltung Europa gegen 


über in der Trage des polnischen Aufftandes, von ber Abweiſung des 


Frankfurter Fürftentages bis zu dem glorreichen Frieden von Verſailles, 
weldyer zwei feit Jahrhunderten von Deutichland getrennte Provinzen in 


die nationale Gemeinſchaft zurüdführt, geht derfelbe Geift felbftbewußter 


Kraft und Harer feiter Entjchlofienheit, daflelbe Streben einer wahrhaft 
deutfchen Großmachtspolitik durch die ganze Reihe immer wichtigerer di⸗ 
plomatifher Thaten hindurch. 

Diefe Thaten und ihre großen Ergebnifle verdienen aber um jo 
höhere Bewunderung, als fie lange Zeit hindurch der widerftrebenden 
öffentlichen Meinung des eigenen Landes abgerungen werden mußten und 
eine freudige Mitwirkung zum Theil erft eintrat, als die mwefentlichften 
Erfolge bereit3 errungen, al® der Grund zum nationalen Neubau bereits 
fihtlih gelegt war. 

Der Bundeskanzler bat bie hohe Benugthuung, daß bie deutjche 
Entwidlung in den Bahnen, in welche er fie geleitet bat, raſcher als 
irgend Jemand e8 ahnen konnte, zum glorreihen Abjchluffe gelangt if, 
daß aus den Keimen der Einigung Auifihen Nord und Süd, die er ge 
pflanzt und ſorglich gepflegt hat, in der Stunde der Enticheibung die 
reife Frucht der vollen Einheit und Kraft hervorging. Die nationale 
Erhebung Süddeutfchlandg im vorigen Sommer und die glorreihe Waffen 
gemeinfchaft, welche Deutjchland ſchützte und Frankreich niederwarf, waren 
nur möglih in Folge jener umfidhtigen, wahrhaft bundesfreundlichen 
Politit, welche in den legten Jahren unfere Beziehungen zu Sübdeutid: 
land leitete. 

„Segen wir Deutichland in den Sattel, reiten wird es chen 
können“, — rief Graf Bismard bei der Gründung feines nationalen 
Werkes allen Zweiflern zu, — und feine Zuverſicht Bat fih in wunder 
barer Weife erfüllt. Dur den Ritt des geeinigten Deutſchlands nad) 
Frankreich hinein ift nicht bios die Kraft des deutichen Volkes herrlich 
erprobt und bewährt, fondern ein neues Zeitalter der europätfchen Politil 
ift eingeleitet worden, 

Der neue Fürſt⸗Reichskanzler iſt eine der großen weltgefchichtlichen 
Perjönlichkeiten geworden, deren Wirken weit hinausragt liber den Bereich 
des Landes, welchem fie angehören. 

Die jüngite feierlihe Kundgebung von dem Throne des Deutſchen 
Kaiſers bat Zeugniß davon gegeben, in welch erhabenem Geiſte die 
Schöpfer der neuen Ordnung der Dinge ihre und des deutſchen Volles 
weitere Aufgaben erfaßt haben: ein glorreicher Reichsfrieden, ein Zbett- 
kampf der Völker um die Güter des Friedens joll daß Ziel der ferneren 
beutjchen Politik fein. 

öge es dem Flürften von Bismard vergönnt fein, als herrlichſte 
Frucht feines an Mühen und Erfolgen jo reihen Wirkens fortan ben 
Dank des Bolles auch für einen wahrhaft fegensvollen Reichsfrieden und 
und eine immer blühendere innere Entwidelung Deutſchlands zu erndten.’ 








21, Jon den Dräliminnrien zum Frieden, 


1871. Die Revolution in Baris und die Einfeung der Commune. 


Notiz des „Staats - Anzeigers.“ 

„Bei dem Einmarſch der beutfchen Zruppen in Paris, am 1. März, hatte 
ein Theil ber NRationalgarden zahlreiche Geſchütze auf dem DMontmartre und in 
Belleville zufammengebracht, angeblih um biefe Stabttheile gegen bie deutſchen 
Zruppen zu vertheibigen. Nachdem Paris von den letzteren wieber geräumt war, 
verblieb die Nationalgarbe mit ihren Geſchützen in drohender Haltung. Ber- 
mittelungsberühungen der Regierung waren erfolglos; ber Verſuch aber, am 
18, März dur die Generale Susbielle, Wolff, Henrion und Faron, bie 
Geihüge durch Ueberrafhung zu nebmen, ſchlug gänzlich fehl: die Dlehrzahl ber 
Truppen verblinbete fi mit den Nationalgarden, General Binoy mußte ſich mit 
dem Reft der treu gebliebenen Truppen auf das linke Seine-Ufer, am 19. März 
oa nach Verfaille® zurüdziehen, wo auch bie franzöftiche Negierung ihren Sit 
nahm. 

Boris war auf diefe Weife in bie Gewalt ber aufftänbiichen Nationalgarbe 
gelangt; ein Theil der Nationalgarbe hielt zwar noch zur Regierung, gab aber 
nah einem am 22. März ftattgehabten Gefechte mit ben Aufſtändiſchen jeben 
weiteren Wiberfland gegen bie Lebteren auf. Als „neue Regierung der Republik“ 
machte fich ein aus meift ganz unbelannten 37 Perſönlichkeiten beſtehendes „Central⸗ 
tomit6” oder „Komite des Stadthauſes“ unter Vorſitz bes Arbeiter Aſſy be- 
Iannt, für welches in dem „Dfflciellen Journal“ aud „die Delegirten des Komitss 
für das Offizielle Journal“ das Wort ergriffen. Dieſes Komits hatte fich ſchnell 
aus den rührigften Mitgliebern der „Internationalen Arbeiter-Affociation“ ge» 
Kildet und mit der ſchon vorher beftebenden und wirkenden „republikaniſchen 
Köderation“, bie angeblich durch Delegirte von 215 Bataillonen Nationalgarbe 
erwählt war, verbündet. Das, aus focialifiifhen unb rein republilantichen 
Elementen zufammengefettte Centrallomits lief fich in feinen erſten Prollamationen, 
vom 19. März, Über bie Ziele der neuen Republik nur in allgemeinen, unbe» 
Rimmten Bhrafen aus, e8 erklärte aber beflimmt, Die Kriedenspräliminarien 
achten zu wollen und verficherte, daß bie gegenwärtige Gewalt nur proviſoriſch 
ki und durch eine ſchon am 22. März zu errichtende Commune werbe erjegt 
werben 


In Berfailles war inzwiſchen die Pationaanmung, die bis dahin in 
VBordeaux getagt hatte, zuſammengetreten; fie bemühte ſich, auf ben Antrag ber 
Deputirten und Maires von Paris, eine Verflänpigung mit dem Centralkomité 
zu Stande zu bringen, inbem fie auch die Befegentwärfe über bie Diunicipalwahlen 
in Berathung nahm, ein Geſetz wegen ber Miethe und Wechjel unb bie Fortbe⸗ 
zahlung des Soldes in Ausficht ſtellte. Diefe Bermittelungsverfuche batten aber 
kinen anderen Erfolg, als daß bie Wahlen für bie Kommune in Paris auf 
einige Tage verichoben wurben. 
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Das Eentrallomite ernannte Menotti Garibaldi zum Chef ber Steit- 
Träfte von Paris und Übertrug am 24. März bis zu feinem Eintreffen bie mil- 
täriſchen Bollmadten an Duval, Brunel und Eudes ale „Generak“. 
Garibaldi'ſche Freiwillige unb Ueberläufer von ben franzöfifhen Truppen ver- 
ſtärkten fortwährend die Streitkräfte des Lentrallomites, dem auch bie Forts von 
Paris, mit Ausnahme bes Mont Balerien und felbfiverftänblic der von beutfhen 
Zruppen beſetzten, in die Hände fielen. Gelb verichaffte es ſich durch Requifitionen 
bei der Bank. Gegen bie Preffe Recht zu fprechen, behielt fi) das Centrallemité 
felbft vor: es unterbrüdte oder konfiscirte alle Zeitungen, welche auf Seiten ber 
Berfailler Regierung flanden. 

Am 25. März orbnete das Centrallomite die Wahlen für die Eommane 
auf ben 26. an; in einer Prollamation bezeichnete es die Aufrechterhaltung ber 
Republik, die Wahl eines Communalraths für Paris, vie Abichaffung ber Bolei- 
präfeltur, der ftehenden Heere unb bie Reorganifation der Rationalgarbe, die au 
allein berechtigt fein folle, Paris zu bewachen, als das Berlangen ber gegen bie 
Berjailler Regierung gerichteten Beftrebungen. Das Komite beichulbigte bie Ra- 
tionalverfammlung, diefen Forderungen nicht entgegenlommen zu wollen; gleich⸗ 
zeitig wieberholte es die Verfiherung, daß es an demſelben Tage, au welchem 
bie Commune Tonftituirt fei, feine rein organifatorifche Gewalt niederlegen werte, 
eine Berfigerung, die e8 no am Abend bes 26. März erneuerte. 

Am 26. März funden in Paris unter ſchwacher Betheiligung die Wahlen 
für die Commune ftatt; die Gemwählten waren bis auf Aſſy, Delescluze, 
Pyat, Flourens, Blanqui, Gambon meift Unbelannte, aber 20 Mitglieder 
bes Centralkomités; in einigen Arrondiſſements waren bie Maires und deren 
Adjunkte gewählt worden. Das Centrallomite, welches ſchnell einen förmlichen 
Requifitionsdienft für Gelb und- Lebensmittel organifirt, auch von ber Banl 
wieber eine halbe Million Francs „entlichen” hatte, begnügte fi bamit, am 
38. März die Commune feierlich zu prollamiren, ohne jeboch bie eigene 
Thätigleit einzuftellen. Es organifirte fih fogar nen: Aſſy Präfibent, Duval 
(Artillerie), Henri (Infanterie), Bergeret (Kavallerie). 

Das „Journal officiel“ bezeichnete ald Die Aufgabe der Commune, 
die konſtituirende Gewalt, „vie man jo unumſchränkt und konfus einer Rationel- 
verſammlung für ganz Frankreich zugeſtehe“, für fich felbft und für Paris auf- 
zuüben; die Berfaflungsurkunde, „welche unjere Vorfahren im Mittelalter ihre 
Commune nannten“, auszuarbeiten, berfelben bie Anerkennung der Kentralge- 
walt zu verichaffen und fi zu biefem Zwed mit andern fouveränen Kommunen 
zu verbinden; dann ber Nationalverfammlung ein Wahlgeſetz abzuzwingen, ver- 
möge befien Die Vertretung ber Städte nicht mehr burch die der Landbevöllerung 
gleihfam ertränkt würde.“ 


22. März. PBroclamation ber National-Verſammlung. 


„Das größte Attentat, das bei einem Volle, welches frei fein will, begangen 
werben kann, eine Revolution gegen die Bolle-Souveränetät, ift in biefem Augen- 
biide allem Unglück unjeres Vaterlandes als ein neues Mißgeſchick zugefügt 
worben. Berkreder, Sinnlofe haben am Tage nach unferen Unglüdefällen, als 
bie Fremden fi faum von unferen verwäfteten Gefilden entfernt hatten, fich nicht 
geichent, an biefes Paris, welches fie zu ehren und zu vertheidigen vergaben, 
mehr als Unorbnung und Verberben zu tragen und es zu entehren. Sie haben 
es mit Blut befleckt, welches das menſchliche Gewiſſen gegen fie aufruft und ihnen 
Di pri verbietet, da6 edle Wort Republik auszuſprechen, welches nur Sinn 

at bei unverletzlicher Achtung bes Rechts und ber Freiheit. Wir wiffen bereits, 
baß ganz Frankreich mit Entrüftung biefes verabiheuungswürbige Unternehmen 
zurückweiſt. Fürchtet nicht von uns moraliſche Schwächen, welche das Uebel wer- 
grißern würden, indem wir mit ben Schulpigen uns in Verhandlungen einließen. 

ir werben das Manbat, welches Ihr uns anvertraut babt, um Euch zum retten, 
um bas Vaterland und das große Prinzip ber Vollefouveränetät zu relonftituiren 
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und zu organifiren, unverleßt bewahren. Wir haben es durch Eure frei abge- 
gebenen Stimmen erlangt, die freieften, bie jemals abgegeben wurden. Wir find 
Eure Repröjentanten und einzigen Manbatare. Bon und und in unferem Namen 
muß jeder, felbft ber Heinfte Theil unſeres Bodens regiert werben, um fo mehr 
tiefe beibenmütbige Stabt, das Herz unſeres Frankreichs, welche nicht dazu ger 
ihaffen tft, fich lange Zeit burch eine aufrührerifche Minorität überrafchen zu 
laſſen. Bürger und Soldaten! Es banbelt fih um das erfte Eurer Rechte, an 
End ift es, daſſelbe aufrecht zu erhalten. Eure: Repräfentanten appelliren ein- 
funmig an Euren Muth: fie fordern von Euch Allen einmüthigen und kräftigen 
Beiftand. Wir beſchwören Euch, Euch eng um diefe Berfammlung zu ſchaaren, 
welche Euer Werk, Euer Cbenbild, Eure Soffnung und Quer einziges Heil iſt.“ 


Die Stellung der dentfchen Regierung zu den Bor- 
gäugen in tyranfreid). 


Die deutſchen Truppen und die Greignifje von Paris. 


22. März. Erklärung des General Gouverneur General von 
Zabrice an Jules Favre. 


„sh babe die Ehre, Sie davon in Kenntiniß zu fegen, daß An⸗ 
eſichts der Ereigniffe, die foeben in Paris gefchehen, und faum mehr die 
usfährung der Konvention für die Folge erwarten laffen, der Ober: 
befehlshaber der deutichen Armee vor Paris jede Annäherung an unfere 

tinien vor den von uns befeßten Forts ımterfagt, binnen 24 Stunden 
die Wiederberftellung der bei PBantin zerftörten ZTelegraphenleitung vers 
langt und Paris als feindliche Stadt behandeln wird, fobald fie fich zu 
den Friedenspräliminarien in Widerfpruch ſetzt, was fofort zur Folge haben 
würde, daß aus den von uns befetten Forts das Feuer auf die Stadt - 
eröffnet wird.“ 


Antwort Iules Favre's. 


„Ich empfange erft ſehr fpät heute Abend bas Telegramm, welches Ew. 
Ereellenz heute um zwanzig Minuten nad Mittag mir die Ehre erzeigte, an mich 
zu rihten. Die aufflänbiihe Bewegung, weldye in Baris triumphirt hat, ift nur 
tine Ueberraſchung geweſen, vor welder fi bie Regierung nur für ben Augenblick 
jurüdgezogen bat, un den Bürgerkrieg zu vermeiden. Sie ift das Werl einer 
Handvoll von Aufwieglern, bie von der großen Mehrheit ber Bevöllerung ver« 
leugnet, von den Maires energiih belämpft wirb, welche muthig Wiberftand 
kiften. Die Departements find einftimmig, fie zu verbammen unb der Ber- 
ſammlung ihre Mitwirkung zu verfpregen. Die Regierung wird fte bemeiftern, 
und wenn fie es nicht gleich morgen thut, fo ift es, um Blutvergießen zu ver- 
meiden. Em. Ercellenz kann alfo berubigt fein, unjere Verpflichtungen werben 
gebalten. Sie werben gegenüber biefen —* und unſerer beſtimmten Er⸗ 
Nörung der Stadt Paris, welche durch die Friedenspräliminarien geſchützt wird, 
nicht das Unheil einer militäriſchen Erekution zufügen wollen. Es hieße das, 
Unſchuldige das Verbrechen einiger verderbten Menſchen büßen laſſen, welche die 
Feinde ihres Vaterlandes ſind. Was den an dem Telegraphen von Pantin ver⸗ 
uſachten Schaden betrifft, jo hat die Regierung leider für ben Augenblick feine 
Nittel, um ihn herzuftellen. Sie benachrichtigt die Matres davon, welche vielleicht 
dafür forgen Können. Uber ich habe vie Ehre, Em. Excellenz zu wieberhofen, daß 
Dank dem gefunden Sinne ber großen Mehrzahl ber Bevölkerung von Parts, 
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Dank der feften Haltung der VBerfammlung und ber unbebingten Unterftäßung 
ber Departements, bie Sache des Rechts überwiegen wirb, unb in wenigen Tagen 
wird es mir möglich“ fein, Ew. Ercellenz eine vollſtändige Genugthuung zn 
aa für diejenigen Ihrer Reflemationen, welche untere Verpflichtungen redt- 
ertigen.“ 


Mittheilung an die Commune. 


Das „Journal officiel* des Centralkomités veröffentfiht am 23. März 
folgendes Schreiben bes kommandirenden Generals ber beutichen Armee in Com⸗ 
piögne an ben gegenwärtig Kommanbirenden in Paris: 

„Der unterzeichnete kommandirende General beehrt fih, Ihnen anzuzeigen, 
daß die deutſchen Truppen, welche bie Forts im Norden und Often von Paris 
und bie Umgebungen der Stadt am rechten Seineufer beſetzt halten, Befehl 
erhalten haben, fo lange eine paffive freunbichaftliche Haltung zu beobadten, 
als die Ereigniffe, beren Schauplag das Innere von Paris gegenwärtig ifl, 
feinen derartig feinbieligen Charakter gegenüber den beutfchen Armeen an- 
nehmen, daß lettere dadurch in Gefahr geſetzt würden; fie werben fidh viel- 
mebr innerhalb ber durch bie Wriebenspräliminerien befiimmten Grenzen 
halten. Sobald jedoch diefe Ereigniffe einen feinbfeligen Charalter annehmen, 
würde die Stabt Paris feindlic behaubelt werben. 

General von Schlotheim.“ 


Der Delegirte bes Centrallomitss für bie ausmärtigen Angelegenheiten 
antwortete hierauf: ' 

Die Revolution, welche fih in Paris durch das Centralfomite vollzogen 
bat, befige einen wejentlih municipalen Charakter und fei mithin in feiner 
Weiſe aggreffiv gegen bie deutſchen Armeen, auch haben wir, fügte ber De- 
legirte hinzu feine Befugniß, die durch die Nationalverfammlung in Borbeaur 
angenommenen Sriebenspräfiminar-Bebingungen zu biskutiren. 


Rectifilation. 


Das verfailler officielle Blatt vom 29. März berichtet: Der franzöfiide 
Minifter des Aeußeren hat folgendes Schreiben vom General Fabrice erhalten: 
"Rouen, 26. Mär. 
„Herr Minifter! Eine rein militäriſche Mittbeilung, welche fürzlid vom 
Seneralftabs-Chef der III. Armee an die Adreſſe bes zeitweiligen Komman- 
manbanten von Paris gefandbt worben ift, hat zu Kommentaren Anlaß ge 
eben. Man bat fi darin gefallen, biefe Notifilation als eine ber pariler 
ewegung gegebene Aufmunterung zu betrachten. Um jeden Verdacht bieler 
Art zu befeitigen, veicht es bin, ben Tert bes beutfchen Briefes bes Generals 
v. Schlotheim herzuftellen. Dieſer Brief befagt, daß, gewifle Eventualitäten 
ausgenommen, bie man einer unbelannten Regierung gegenüber, beren Dis 
pofitionen man nicht kenne, genau feftftellen müffe, die deutſchen Xruppen 
eine friedliche und vollſtändig paifive Haltung beobachten würben. Das 
Central⸗Komité hat es bei ber Beröffentlihung der Notifilation für noth⸗ 
wendig erachtet, „friebliche Haltung“ in „Freundichaftliche Haltung“ umzu⸗ 
ändern. Genehmigen Sie ıc. Kabrice“ 


1. April. Borlänfige Aeußerung des Yürften von Bismard im 
NReichstage. 

„Was uns die auswärtigen Verhältniſſe bringen können, entzieht ſich 
für den Augenbick meinem Urtheil, wir müſſen die Entwidlung der Er⸗ 
eigniffe in Frankreich meiner Ueberzeugung nad) noch eine kurze Zeit hin 

durch abwarten. | 
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Die verbündeten Regierungen haben das Intereſſe und 
den Willen, der Regierung der franzöfifhen Republik, mit 
welder fie den Bräliminarfrieden in Berfailles gejchlofjen 
haben, ihre Aufgaben zu erleichtern, fomweit es irgend möglid 
if, ohne durd Einmitdung in die inneren Angelegenheiten 
granfreih® ſie zu erſchweren. Die Grenze ift Dabei ſchwer zu finden, 
und mehr für ein franzöfifches Auge erkennbar, als für einen —*8 
und es iſt bisher die Abſicht Sr. Majeſtät des Kaiſers und der verbündeten 
Regierungen, ſich nach wie vor jeder Einmifhung in die inneren Angelegen- 
beiten Frankreichs und jeder Beftimmung über die Zukunft eines großen 


ze 

Daß diefer Entfhluß nur bis zu der Grenze durchgefthet werde, 
wo die Intereffen Deutſchlands durd weitere Enthaltung ges 
tährdet werden, mo namentlich die Ergebnifje des Präliminarfriedeng 
dadurch in Frage geftellt werden könnten, daß eine faktijche Regierung in 
Frankreich, fei e8 die jeßige, fer es eine künftige, ich will nicht —* den 
Willen, wohl aber die Macht nicht hätte, ihn auszuführen; wo dieſe Grenze 
eintritt, kann nur die Zukunft lehren. Sollte ſie erreicht werden, nach der 


Ueberzeugung, die nur aus der Geſammtlage der Politik Europas ſowohl, wie 
—* ihre Elemente und die Gründe der Entſchließung entnehmen kann, 
fellte "werden, dann würden wir mit Bedauern, aber mit 


derfelben Entſchloſſenheit, mit der wir bisher gehandelt haben, 
das Nachſpiel diefes Krieges zu Ende führen.“ 


24. April. Erflärung des Fürſten von Bismard bei der Be— 
ratbung der Credituorlage im Deutihen Reichötage. 


„Die verbündeten Regierungen durften bei Abſchluß des Berfailler 
Präliminar« Friedens fih der Hoffnung hingeben, daß ſowohl die Aus: 
führung diefes Vertrages als aud die Ergänzung defjelben durch einen 
definitiven Friedensvertrag mefentlihen Schwierigleiten und Störungen 
nicht ausgefegt fein würde. Sie glaubten deshalb, mit neuen finanziellen 
Forderungen in diefer Seffion nicht vor den Reichstag treten zu dürfen, 
mdem fie zu hoffen berechtigt waren, daß fomohl die Zahlungen der 
franzöfifchen Negierungen für die Verpflegung der deutjchen Truppen in 
Frankreich regelmäßig, als auch die erften Zahlungen auf die Kriegsent⸗ 
ſchädigung fo rechtzeitig erfolgen: würden, daß in den deutſchen Kaſſen ein 
Mangel nicht eintreten wiirde. 

ie ich äußerlich vernommen habe, waren auch furz vor Ausbruch 
der Parifer Bewegung von Seiten der franzöftfchen Regierung Beran- 
Haltungen getroffen, die erften zwei Milliarden der Kriegsentſchädigung in 
verhältnigmäßiger Furzer Zeit zu zahlen und dadurch die bedeutende Ver⸗ 
minderung der Dccupation herbeizuführen, welche von den erften Zahlungen 
abhängig gemacht war, wenn auch, wie ich beiläufig bemerfe, um einem 
vielverbreiteten Mißverftändniß zu begegnen, die bloße Zahlung 
einer halben Milliarde von Seiten Frantreichs noch gar feine 
Räumung, aud nicht die der Forts vor Paris nad fi ziehen 
würde. Es gehört dazu noch eine andere Borbedingung, nämlid) 
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der definitive Friedensſchluß, der vorher erfolgt fein muf. 
Ich erlaube mir, auf den Artikel darüber — da ich auch in öffentlichen 
Blättern vielfach Mißverftändniffe darliber gefunden habe — ausdrädlih 
aufmerffam zu machen. Es ift im Art. 3 da8 zweite Alinea: L'évacuation 
des dspartements situ6s entre la rive droite de la Seine et la frontiöre 
de l’Est par les troupes allemandes s’op6rera graduellement aprös la ratifi- 
cation du trait6 de paix döfinitif et le paiement du premier demi-milliard. 
Indejlen der Drud, der in diefer Beſtimmung auf einen baldigen 
Abſchluß des definitiven Friedens liegen konnte, erweiſt fich bißher als nicht 
wejentlih wirkſam. Ich kann nicht jagen, daß die Verhandlungen in 
Brüffel den rafchen Fortgang nehmen, den ich von ihnen umter Dielen 
Umftänden erwartet hätte, ich kann mich im Gegentheil dem Eindrude 
nicht verfagen, als ob die franzöfiihe Regierung ſich der Hoffnung bin: 
gie, zu einer fpäteren Zeit, wo fie mehr eritarft fein würde, andere 
edingungen als jegt zu erlangen. Auf Verſuche, die Bedingungen des 
Präliminarfriedens nuläwäden, würden wir uns in feiner Weiſe ein 
laſſen, nach welcher Richtung diefelben auch verfucht werden möchten, ſei 
es im territorialen, ſei es im finanziellen Theile der Abmachungen. 
Eine andere Gefahr, die der ruhigen Entwidlung der Berhältnifie 
drohen fonnte, beftand in der Entlafjung einer fo- großen Zahl 
pon Gefangenen, wie die es war, welche wir hier verfammelt hatten. Als 
Bürgſchaft gegen die Gefahr, die fih aus einer übermäßigen Bergröße- 
rung der franzöfifchen Armee, durch Verbindung der während des Winters 
ur Armee einberufenen Elemente und der wieder entlafjenen Kriegsge⸗ 
F ngenen ergeben konnte, war von unferer Seite zuerft vorgefchlagen worden, 
die fämmtlihen Sriegsgefangenen follten, — die Offiziere auf ihr Ehren 
wort, die übrigen auf das Wort der franzöfifchen Regierung — verpflichtet 
fein, bis zum definitiven Friedensſchluß reſp. bis zu deflen Ausführung 
nicht in. der franzöfifchen Armee Dienfte zu nehmen. Diefe Bedingung 
wurde von den franzöfiichen Unterhändlern abgelehnt, indem fie diejelbe 
einerfeit3 verlegend für die Armee fanden, und andererſeits auch wohl 
ſchon damals glaubten, diefer Armee im Innern zu bedürfen und fie 
deshalb vollzählig erhalten zu müflen. E& wurde deshalb von den fran⸗ 
öfifhen Unterhändlern und namentlih von Herrn Thiers als Erjak 
dr unfere Forderungen und als Garantie gegen die Gefahren, die mir 
beforgten, der Vorſchlag gemadt, daß die franzöfifche Armee bis 
zur Ratifilation des definitiven Friedens hinter der Loire 
internirt bleiben follte, fo daß zwiſchen der Seine und Loire ein 
breiter neutraler Strich zwifchen beiden Heeren geweſen wäre, der nicht 
überfchritten werden durhte, fo daß die Ueberjchreitung der Loire durd 
einen irgendwie beträchtlichen franzöfifhen Zruppentheil jofort das Signal 
pur Erneuerung des Krieges, d. h. die Ankündigung der Abficht feitens 
er franzöfifchen Regierung, den Krieg zu erneuern, jein würde, Wegen 
der bejonderen Ber äftmitte von Paris wurde eine Ausnahme ftipulirt 
dahin, daß 40,000 Mann frangöftiche Truppen in Parid zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung bleiben konnten. Die Gaieng einer franzöfijden 
Armee zwifchen der Seine und Loire, aljo bei Berjailles, ift an —* nach 
dem Präliminarfrieden nicht zuläſſig. Da indeſſen, nachdem die Unruhen 
in Paris ausgebrochen waren und die franzöfifhen Truppen fi nidt 
Hark und zuverläffig genug erwiefen hatten, he zu unterhrüden, die Re 
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terung, mit der wir den Präliminarfrieden gefchlofien hatten, zur Aus⸗ 

defielben nur im Stande blieb, wenn ihr geftattet wurde, 
ih wieder in den Befig von Paris zu fegen, und da fie dazu 
einer Truppenmadht zwifhen Seine und Loire bedurfte, und 
ohne Zweifel einer bedeutenderen al8 40,000 Mann, jo haben 
wir gegen die Abweihung von den Stipulationen, die in 
einer Truppen-Unfammlung bei Berfailles liegt, feinen Ein- 
ſpruch erhoben. Aber es ift felbftverftändlich, daß in Folge des Verzichts 
auf die Barantien, auf die Ausführung der Gegenbedingung auch unjere 
Berpflihtung zur Auslieferung der Gefangenen einftweilen erliſcht, d. h. 
dad Maß ihrer Erfüllung von unjerer Erwägung der Berhältniffe ab⸗ 
bängig bleibt und unfere Verpflichtung voll erft dann wieder eintritt, 
wenn die franzöfifche Regierung ihrerjeitö in der Rage fein wird, die Ges 
genftipulation, zwifchen der Seine und Loire keine Armee zu halten, zu 
erfüllen. Wir hatten von Haufe aus, wie e8 unſerer Verpflichtung ent- 
ſprach, mit der Freilafiung der Gefangenen im breiteften Maßſtabe den 
Anfang gemacht; ich glaube, daß ungefähr zwiichen einem “Drittel und 
der Hälfte derjenigen, welche in unjerer Gewalt waren, außer denjenigen, 
die wir nad) Elia und Lothringen entlaffen haben, bereits ſich in Freiheit 
befinden werden. Diefe Umftände machen aber nun leider einen weit ers 
hebliheren finanziellen Aufwand für uns nothmendig, als wir bei Ab- 
ſchluß der Friedens» Präliminarien vorausfehen konnten. Ich fpreche nicht 
von der länger dauernden Verpflegung von immerhin 2- bis 300,000 Ge⸗ 
fangenen, fondern der zwingende Grund für die ftärfere Ausgabe liegt 
in den inneren Verhältniſſen von Frankreich. Wir find durch Die dort obs 
waltenden Berhältnifie genöthigt, eine ſehr viel erheblichere Truppenmacht 
nod für die Dauer der Unruhen dort ftehen zu lafien, als es damals 
bei Abfchliefung des Präliminarfriedens unjere Aficht fein konnte. Man 
Ihägt die Armee der Regierung bei Verſailles auf über 100,000 Mann, 
ih weiß nicht, zu welchem Procent aus Linientruppen reſp. aus National- 
garden beftehend. Wenn die Regierung mit diefer Armee die Aufgabe, 
die fie ſich geftellt hat, durchführt, fo vertrauen wir auf ihre Xoyalität in 
Ausführung des Friedens; wenn ihr aber die Aufgabe mißlingt, to fönnen 
wir unmöglich vorher überjehen, welche Agglomerationen von Truppen 
und unter welcher Führung jih in Frankreich aus den dort auf beiden 
Seiten vorhandenen Beftandtheilen bilden können. Wir müſſen alfo, wenn 
wir ganz fiher gehen wollen — und nad) fo großen Opfern ift es Pflicht 
der Regierung, ganz fiher zu gehen — fo ſtark bleiben, daß wir jeder 
Eventualität, jeder Kombination von Streitkräften in unferer Stellung 
gewachſen find. Das bedingt erhebliche finanzielle Opfer, um fo größer, 
al die franzöfifche Negierung fich bisher nicht in der Lage gejehen hat, 
auch nur die Zahlungen zu leiften, die für die Unterhaltung der Truppen 
als Erfag für unfern Berzicht auf Naturalrequifitionen ftipulirt wurden, 
nämlich 36 Millionen und einige Franc im Monat; daneben läuft die 
Berzinfung eines erheblichen Theild der Kriegekontributionen. Die Fällige 
fitstermine im Monat März und April find nicht eingehalten worden; 
aber es iſt uns die Zufage gegeben, daß am 25. d. M., alfo ich glaube 
morgen, alle bisher aufgelaufenen Rückſtände bezahlt werden follten, und 
daß am 1. Mai der dann fällige Termin regelmäßig gezahlt werden 
würde. Wir find üiberzengt, daß die franzöftiche Negierung zahlen wird, 

GürR Bismard. II. 20 
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wenn fie in der Lage tft, obwohl mir fehwer. begreiflich ift, wie fie es für 
diefe Heine Summe nicht fein könnte, da wir das Geld meiftentheild in 
Frankreich felbft ausgeben und daher nicht darauf beftehen, es in Metall 
au haben, fondern mit dem Erzeugniß der alle Zeit bereitwilligen Ban: 
noten=Prefie vorlieb nehmen. Aber wenn dennod die Regierung am 25. 
niht im Stande jein follte, ihre Zufage zu erfüllen, jo würde das für 
uns und für das gegenfeitige Berträgnig zwifchen Truppen und Einwoh⸗ 
nern fo fehr bedanerliche Berhältniß wieder eintreten, daß wir zur Requi⸗ 
fition von Naturalien fchreiten müßten, da die Vorſchüſſe, die wir unſer⸗ 
jeitö zu diefem Behufe der den Franzoſen obliegenden Verpflegung leiften 
fönnen, doch ihre Grenzen haben. 
Es wäre ja eine Möglichkeit für uns, die uns von Haufe aus nabe 

etreten ift nnd die wir forgfältig erwogen haben, dem jegigen Zu- 
Bande in Sranlreih durch Eingreifen von unferer Seite ein 
Ende zumaden, ih habe mich indefjen nicht entſchließen können, 
Sr. Majeftät zu diefem Mittel zu rathen, ih muß befürchten, 
dag eine unerbetene Einmifhung in diefe Berbältniffe alle 
Theile gegen ung, ich will nicht fagen einigen, aber doch ein- 
ander nähern würde; man würde nach franzöfiiher Art raſch bereit 
fein, alle Uebel der Situation auf die Einmifhung des Auslandes zu 
fchieben und ſich gegenfeitig mit der Betheuerung: nous sommes frangais 
umarmen, oder, wenn dad Wort zu weit geht, fich wefentlich einander 
näher rüden auf unjere Koften, und außerdem möchte ich ungern, daß 
wir von dem Programme, weldhes Se. Dlajeftät der Kaifer aufgeftellt hat 
und nad) dem wir zu handeln gedenken, von dem Brogramm der Nicht⸗ 
einmifchung in die Angelegenheiten anderer Völker und entfernen, 
felbft in einem Falle, wo die Berfuchung dazu uns fo nahe gelegt ift und 
wo unfer eigened finanzielles Intereſſe fo ſehr dazu zu drängen ſcheint. 
Db es wirflid damit gewahrt werden würde, wenn wir und in die 
einmifchen und und dadurch der Gefahr ausſetzen, daß uns die moralijche 
Berantwortlichkeit für die Regelung der Zukunft Frankreichs zufallen 
könnte, das lafje ich dahin geftellt fein; es Tann fein, daß es uns gelänge, 
durch eine ſolche Einmifchung die von uns anerlannte Regierung zu beieftigen, 
e8 könnte aber aud) fein, daß die Regierung entweder, nachdem fie Gegen» 
ftand fremder linterflügung geworben ift, —* Lage unhaltbar oder doch ſo 
unangenehm fände, daß fie den willlommenen Vorwand ergriffe, fich zurück⸗ 
zugieben und fich der Berantwortlichkeit zu entlaften, und dann würde es 
unfere Aufgabe fein, zunächſt wieder eine neue Spite von Frankreich ent- 
weder zu machen oder zu finden. Ich bin daher der Meinung und babe 
bisher gefunden, daß die Bffentliche Meinung und, wie ich glaube, die Ma⸗ 
jorität dieſer Verſammlung in diefer ſchwierigen Berechnung einer theils zu» 
fünftigen, theils auch in ihrer Gegenwart für uns nicht volllommen durch⸗ 
fihtigen Lage, daß fie in diefer Lage findet, daß die Regierung in ihrer bis⸗ 
herigen Enthaltung das Richtige getroffen hat. Die Zujage einer Enthaltung 
um jeden Preiß zu geben, halte ich aber nicht für indicirt, e8 würde das 
unter Umftänden eine Aufmunterung, eine Zufage der Straflofigkeit, ein Ber- 
zicht fein können, während wir jedenfalls das Recht und die Pflicht haben, 
uns vorzubehalten, daß wir da, wo wir unfere eigenen Intereflen und Rechte 
verletzt oder gefährdet finden, nicht behufs Inmifhung in fremde Angelegen- 
heiten, fondern behufß der Vertheidigung der eigenen, eingreifen.“ 
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Schwierigkeiten bei den Friedensverhandluugen in Brüſſel. 
„Rorbbentiche Allgemeine Zeitung” vom 4. Mai 1871. 


„Bei den in Brüffel ftattfindenden Verhandlungen über die Zahlung ber fünf 
Milliarden Kriegscontributton haben bie beutichen Bevollmächtigten im Einklang 
mit ben Bräfiminarien von Berfailles vorgeichlagen, daß biefelbe in vienteljäprigen 
Raten beginnend mit dem 2. Juni 1871 und enbigend mit dem 2. März 1874 
erfolge und in Geld ober gleihwerthen Papieren ober Barren geleiftet werbe. 
Die franzöfifche Regierung hat hierauf durch ihre Unterhändler mit einem Gegen- 
vorichlag geantwortet, ber nicht im Einklang mit dem Präliminarfrieben von Ber» 
failles ftebt und der nicht ſowohl darauf, wie gezahlt, als darauf, wie nicht ge- 
zahlt, wie die Zahlung hinausgeichoben und wenigftens zum Theil illuforifch ge- 
macht werben könnte, abzuzielen fcheint. 

Die franzöftifche Regierung jagt in bem betreffenden Schriftftäd bierüber: 

„Der Gedanke, im Boraus elf vierteljährliche Termine für bie ganze 
Zahlung einer in klingender Münze oder Handelspapieren zu beichaffenden Summe 
von fünf Milliarden feftzuftellen, könne nicht angenommen werben. Er jei materiell 
nicht zu verwirklichen und es gebe in der Welt keinen Staat, fein Eonfortium 
von Banquiers, welches ernſthaft und ehrlich daran denlen koͤnnte, ſolche Ber- 
pflichtungen zu übernehmen, einer ähnlichen Verantwortlichkeit ſich zu unterziehen.“ 
5 Unb weiter beißt e& in Betreff ber verlangten Zahlung in Gelb ober 

arren: 

„Es iſt eine materielle Unmöglichkeit, welche keines langen Beweiſes bedarf. 
Eine ſolche Maſſe disponibler Capitalien eriftirt nicht in der ganzen Welt.“ 
Folgt dann ber Gegenvorſchlag mit Nachftehendem: „1. Frankreich zahlt effectio 
während dreier Jahre in gleichen Theilen und vom 1. Juli 1871 an bie jährliche 
Summe von 333,333,333 Fres. (aljo eine Milliarde.) 2. Es übergiebt Deutjch- 
land am 1. Juli 1871 fünfzig Titel frangöfifcher fünfprocentiger Rente, die ein 
Kapital von einer Milliarde bilden und in noch feſtzuſetzenden Friften in Titel 
convertirt werben, die in der gewöhnlichen Form negocirt werben fünnen. 3. Es 
übergiebt dem beutfchen Reich . . Monat nad Auswechſelung ber Ratificationen 
bunbertundfünfzig Titel, jever von einer Million fünfprocentiger Rente, conver⸗ 
twbar in vorläufige Titel vom 1. Novbr. 1874 an, nach Tchließlichem Ueberein⸗ 
kommen ber vertragichließenben Parteien. 4. Endlich, als Folge ber Regulirung 
der Schuld, hört die Occupation bes franzöfiichen Gebietes vom 1. Juli 1871 auf.” 

Bir follen alfo uns gefallen lafien, daß die franzöſiſche Regierung ihre 
Schulb an uns nur mit einer Milliarde in Gelb entrichtet, und baf fie bie 
Zahlung diefer einen Milliarde über drei Jahre ausbehnt. Wir follen uns dann 
zum größten Theil, zu vier Fünfteln unferes Anſpruchs, mit Rententiteln ab» 
finden laſſen, welche allen Coursſchwankungen unterworfen find, welche unter Um⸗ 
ſtänden mit gänzlicher Entwertbung bebroht fein können, und welche, wenn wir 
auf biefen Vorſchlag eingeben wollten, die fünf Milliarben zu drei, höchſtens brei 
und einer balben zuſammenſchmelzen laffen würben. 

Bir haben nun abzuwarten, ob die franzöfifche Nationalverfammlung dieſen 
Berjuh, uns vertragewibrig in der Zahlung zu kürzen, gutheißen wird. Wir 
Binnen dem Ergebniß mit Gelaffenheit entgegenſehen, da wir in den von beutfchen 
Truppen occupirten Theilen Frankreichs ein genügenbes Pfanb für einen bem 
nminarfeieben und unferem Intereffe gemäßen Ausgang ber Angelegenheit 

en.“ 


Friedensverhandlungen in Frankfurt. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 10. Mai 1871. 


„Der Neichslanzler Fürft von. Bismard hat zur Zeit in Frankfurt am 
Rein nene Berhanblungen mit dem franzöfifchen Miniſter Jules Favre zu bem 
Zweck, volle Klarheit in die gegenwärtige Stellung ber franzöftihen Regierung 
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rn bringen und ben Abſchluß des endgültigen Friedens zu fihern und zu be 
eunigen. 

Als die Friedenspräliminarien von Berjatlles abgefchloffen wurben, burfte 
unjere Regierung von ber Ueberzeugung ausgeben, daß die Regierung Frankreichs 
von dem aufrichtigen Willen erfüllt fei, rafch zum wirklichen Friedensſchluß zu ge- 
langen, und daß fie die Kraft befigen werbe, die Ausführung deſſelben zu fichern. 
Auf dieſer Zuverficht beruheten die mannigfachen Rüdfichten der Schonung, welde 
bei dem Abſchluſſe der VBerfailler Konvention von unferer Seite beobachtet wurden: 
e® lag unferer Regierung daran, ber neuen franzöfiihen Regierung die Durch⸗ 
—5*— ihrer anſcheinend ernſten Friedensabſichten in Frankreich möglichſt zu 
erleichtern. 

Auf einen raſchen Abſchluß des endlichen wirklichen Friedens mußte um ſo 
mehr gerechnet werden, als in dem vorläufigen Vertrage nach der beiderſeitig 
ausgeſprochenen Abſicht alle erheblicheren Fragen als bereits entſchieden und dem⸗ 
gemäß weitere grundſätzliche Streitigkeiten als ausgeſchloſſen gelten durften, fo 
daß für die Verhandlungen in Brüſſel nur noch die nähere Beſtimmung über die 
Ausführung der feſtgeſetzten Bedingungen im Einzelnen vorbehalten ſchien. Der 
Selemmtinkatt der riedenspräliminarien giebt Zeugniß davon, daß bei dem 
Abſchluſſe eine ſolche Auffaffung und Abficht zu Grunde lag; nicht minder ließen 
bie militärifhen Anordnungen und Vorkehrungen nad bem vorläufigen Friedens- 
ſchluſſe erkennen, daß man auf franzöftfcher Seite, ebenfo wie Seitens unferer 
Regierung und SHeeresleitung, von ber Erwartung eines ſehr baldigen feften 
Friedensſchluſſes ausging. 

Durch den Barifer Aufftand und durch die Sorgen und GSchwierigleiten, 
weldhe berjelbe der franzöfiihen Regierung bereitete, wurben die befinitiven 
Sriedensverhandlungen zunächſt einigermaßen erfchwert und verzögert. 

So fehr unjere Regierung den Mangel an Vorausſicht und Energie be 
klagte, welcher fih in dem Verhalten ver Berfailler Regierung kundgab, fo hielt 
fie e8 Doch für eine Ehrenpflicht, dieſer Regierung, mit welcher fte fo eben den 
Präliminarvertrag abgeichloffen hatte und welche ale der Ausprud des augenblid- 
lichen Bollswillens Frankreichs alljeitig anerfannt war, bie Durchführung ihrer 
Stellung und Aufgabe unter den neu entftandenen inneren Schwierigfeiten joviel 
als möglih zu erleichtern und ohne unmittelbare Einmifhung in die inneren 
Kämpfe Frankreichs doch die Hinderniffe abzuſchwächen, welche fi aus ven Be⸗ 
Mimmiungen bes Präliminarfriedens für die Bekämpfung bes Pariſer Aufflanbes 
ergaben. 

Einzig und allein durch die bereitwilligen Zugeftänbniffe unferer Regierung 
ift e8 der Berjailler Regierung überhaupt möglich geworben, fi bort zu halten 
und zu vertheibigen und demnächſt zum Angriff gegen Paris vorzugehen. 

Im Bertrage von Berfailles war im Artikel III. beftimmt: 

„Die franzöftfchen Zruppen werben fih hinter die Loire zuräd- 
zieben, die fie vor Unterzeichnung bes definitiven riedensvertrages 
nicht werden überfchreiten bürfen. Ausgenommen von biejer Beſtim⸗ 
mung find die Sarnifon von Paris, deren Stärfe bie Zahl von 
40,000 Mann nicht überſchreiten darf, und bie zur Sicherheit ber 
feften Plätze unerläßlich erforberliden Garnifonen.” 

Die franzöfifhe Regierung durfte biernach in und bei Berfailles eigentlich 
feine Truppen halten. 

Nur das vertrauensvolle Entgegentommen ber beutichen Regierung hat 
Herın Thiers in die Lage verfegt, ben Kampf gegen Paris aufzunehmen und 
Sranfrei vor abfoluter Zerrüttung zu bewahren. 

Indem unjere Regierung geftattete, daß abweichend von bem Präliminar- 
Bertrage neben der zahlreichen Armee, welche in Paris vorhanden ift, eine Armee 
bieffeits der Loire, zwiſchen Berjailles und Paris zufammengezogen murbe, und 
jmar in einer Stärke, welche die Zahl von 40,000 um mehr als das Doppelte 

berfteigt, konnte fie nur von dem Bertrauen ausgeben, baß bie Regierung, zu 








309 
1811. 


beren Sunften fie ein fo weit gebenbes Zugeſtändniß machte, ihre Ehre barein 
fegen werbe, ihre Gejammtbeziehungen zu Deutihland nad) dem Geifte bes ge- 
Ihlofjenen Friedensvertrages zu regeln und den Abichluß des fchließlichen vollen 
Friedens auf jede Weife befchleunigen zu helfen. ' 

Diefes Bertrauen ſchien jedoch jeither keine Beftätigung finden zu follen. 

Abgeſehen davon, daß bie franzöſiſche Regierung fich ſäumig erwies, bie 
eingegangenen Berpflichtungen für die georbnete und ausreichende Verpflegung 
unferer Truppen zu erfüllen und bie betreffenden Zahlungen regelmäßig zu leıften, 
jo trat vor Allem in den Verhandlungen zu Brüffel mehr und mehr das Be- 
freben hervor, die im Prältminarvertrage bereits feftgeftellten Verpflichtungen 
Frankreichs wieder in Frage zu bringen ober abzuſchwächen. Namentlich ift Dies 
in Bezug auf die Zahlung ber Kriegsentihäbigung durch fo überraſchende Bor» 
ſchläge geicheben, daß dadurch jeder Glaube an den Ernft der franzöftichen 
Friedensverhandlungen erfchüttert werben mußte. Es fehlte nicht an Anzeichen, 
durch welche die Beſorgniß begründet wurbe, daß politiiche Beftrebungen ſehr 
verihiebener Art auf das Ziel binwirkten, den endgültigen Abjchluß des Friedens 
hinaus zuſchieben. 

Unſere Regierung fonnte ihrerjeits die Verzögerung bes befinitiven Friedens⸗ 
(hlufjes unter feinen Umftänden zulaffen. So wenig aud zu befürchten wäre, 
daß es den Franzoſen in der That gelingen könnte, durch eine Verzögerung bes 
Briebensichluffes etwa günſtigere Bedingungen zu erreichen, jo brängt body bei 
und das Intereſſe der Bollsmwohlfahrt unbedingt dahin, daß dem Zuftaube ber 
Ungewißheit zwifchen Krieg und Frieden ein Ende gemacht werde. Unſere Heeres» 
einrichtungen, Durch welche in Wahrheit bie Blüthe bes Volles aus allen Stänben 
und Berufsarten zum Kampfe fürs Vaterland berbeigerufen wirb und durch welche 
bie glänzenden Erfolge auch in diefem Ietten gewaltigen Kriege errungen worben 
find, — dieſe Heereseinrichtungen legen unferer Regierung die Pflicht auf, mit 
aller Fürjorge dahin zu wirken, daß diefe reiche Vollskraft nicht länger, als nöthig 
iR, dem bürgerlichen Berufe und bem häuslichen Heerde entzogen bleibe. Es 
lanmn daher nicht in das Belieben ber franzöflichen Regierung geftellt werden, bie 
Einlehr eines wirklichen Friedenszuftandes, wie er nah dem Abichluffe bes 
PBräliminar- Vertrages in nahe Ausfiht genommen war, ins Ungewifle zu ver- 
zögern. 

Fürſt Bismard hatte denn die Regierung in Verſailles in jüngfter Zeit 
nit im Zweifel darüber gelaffen, daß er gegenüber den mannigfadyen Zugeſtänd⸗ 
niffen, welche ihr gewährt worben, ein größeres Entgegenlommen Behufs baldigen 
Abjchluffes bes beffnitiven Friedens beaniprucde, und daß nur um dieſen Preis 
eine weitere Rüdfichtnahme auf bie Bedürfniſſe der franzöfifhen Regierung zu 
erivarten jei. 

Die Regierung in Berfailles fcheint erfannt zu haben, daß fie nur durch 
eine erneute und durchgreifende VBerftändigung mit unjerer Regierung bie Schwierig- 
teiten ihrer eigenen Lage bewältigen und dem vollfländigen Ruin Srantreiche 
vorbeugen Tann. Diejer Erkenutniß entipricht die Zuſammenkunft des Minifters 
Jules Favre mit dem Fürſten Bismard in Frankfurt a. M., auf welde 
Letzterer bereitwillig eingegangen if. 

Die Berbandlungen in ber alten beutichen Reichsſtadt werben hoffentlich 
von entſcheidender Bedeutung für das definitive Friedenswerk fein. Man darf 
überzeugt fein, daß Fürſt Bismard fein perjönliches Anſehen zu dem Zwede er- 
neut einfet, alle Zweifel und Bebenlen, welche gegenüber ben Pıäliminarien 
uch möglich ericheinen konnten, endgültig zu befeitigen und fomit bie vorläufigen 
Griedensgrundlagen von Verjailles als Beftimmungen bes wirklichen Friebens zu 
gefalten und zu ergänzen. Nicht um bie Befeitigung einzelner Schwierigleiten 
kann e8 ſich jetst handeln, ſondern um die allfeitige und vollfländige Anbahnung 
bes wirklichen Friedens. 

Jules Favre hat bei den Waffenftillftands- und bei ben Friedensverhand⸗ 
lungen im Januar und Februar d. 3. bewiefen, daß er fi) über die Lage 
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Frankreichs und die fi Daraus ergebenden Rothwenbigleiten keinen Zänfchungen 
mehr bingiebt; er wird feinen Patriotismus gewiß auch jet baburch bewähren, 
baß er obne weiteres Zögern bie Schritte thut, welche zu Frankreichs Rettung 
vor noch tieferem Fall unerläßlich find.“ 


7. Mai. Fürft Bismard an den franzöfiichen Minifter des Auds 
wärtigen und Bevollmächtigten in Frankfurt am Main 

Jules $avre*). 
„Herr Minifter! Mit Bezugnahme auf unjere geftrige Unterredimg 
gabe ih die Ehre, Em. Ercellenz bemerklih zu machen, daß die heutige 
age Frankreich ſich weſentlich von derjenigen unterfcheidet, auf die e& 
im Augenblid der Unterzeichnung der Friedenspräliminarien abgejehen war, 
und daß die Negierung der Nepublid nicht in demfelben Maaße, wie 
damals, die Eigenfchaft bewahrt hat, allen ihren Verpflichtungen nad: 
ulommen. Der Barifer Aufftand hat, indem er die Yage änderte, 
ie Zufunft, auf welde wir zählen zu dürfen glaubten, in 
Frage geftellt. Seitdem die franzöfiiche Regierung fi) gezwungen fah, 
Paris den Händen der Infurrection zu überloffen und ſich außerhalb der 
Bedingungen der Friedenspräliminarien zu ftellen, um die Mittel zur 
MWiederberftellung ihres verlannten Anſehens zu gewinnen, liegt uns die 
Beforgnig nahe, daß ähnliche Vorgänge fi) aud dann noch erneuern 
fönnten, wenn es der Negierung wirklich gelänge, fi der Hauptſtadt 
wieder zu bemächtigen. Wenn wir uns bis jegt enthalten haben, Paris 
anzugreiten, üm einer Tage ein Ziel zu fegen, melde in dem Bertrage 
vom 26. Februar nicht vorhergefehen war und nicht ohne Beeinträchtigung 
unferer Interefien verlängert werden kann, wenn wir in eine Zufanımen- 
ziehung franzöfifcher Truppen gemilligt haben, die beträchtlich genug if, 
um im alle einer unvermutheten Wendung der Dinge unfere Lage zu 
erſchweren, jo können wir nicht länger dieſe pajfive Haltung 
Zuftänden gegenüber beobachten, die gegen die Bedingungen 
der Friedenspräliminarien verftoßen, wofern Frankreich fid 
nicht dazu verftebt, diefenlegteren größere Kraft zu verleihen, 
indem e8 und für die Zulunft Bürgſchaften gewährt, welche die 
deutſchen Intereſſen gegen allfällige, der Ruhe Frankreichs hinderliche 
Störungen [hüten würden. Wir würden es vorziehen, diefe Bürgſchaften 
in der gewiſſenhaften Ausführung der bis jest geſchloſſenen Webereinfünfte 
u finden, denen zufolge die franzöfifchen Truppen, die außerhalb Paris 
ben, ſich auf die Sübjeite der Loire zurüdziehen würden, es fei benn, 
aß die Regierung in ein Uebereinfommen willigte, kraft deſſen die deut⸗ 
fen Zruppen nad) der Zahlung der erften halben Milliarde der Kriegd- 
entjchädigung und der Beftätigung des endgültigen Friedensvertrageß fort 
fahren würden, die auf dem rechten Seineufer gelegenen Partjer Forts 
mit dem entiprechenden Theile der neutralen Zone biß zu den Wällen 
der Stadt, fowie die auf dem rechten Ufer gelegenen Thore derjelben bes 
fegt zu halten, fo daß die in dem Bertrage vom 26. Februar vor: 
ejebene Räumung fih vorläufig auf die Departement® Somme, Seines 
—— und Eure beſchränken, und daß die in Art. 3 der Friedens⸗ 


*) Aus dem Buche Jules Favre's: „Simple réoit d'un membre du Gouvernomeni 
de la Defense Nationale.“ 
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prälminarien auöbebungene Räumung in ihrem vollen Umfang erft danu 
erfolgen würde, wenn die politifche Lage Frankreichs binlänglich befeftigt 
wäre, um die Gewähr zu bieten, daß-die franzöfifche Regierung im Stande 
f und bleiben wird, ihre Verpflichtungen gegen Deutſchland zu erfüllen. 

8 wäre den Intereſſen Deutjchlands zumider, die Occupation über die 
Bat hinaus zu erftreden, deren Frankreich zur Befeftigung feiner Regie 
rung durchaus bedarf; denn die Deutjchland aus der Aufrechterbaltung 
unferer Heere in Frankreich erwachſenden Koften überfteigen weit alle 
Summen, die Frankreich dazu.beifteuert. — Die Intereſſen unferer beiden 
Länder geftatten uns nicht, eine Sachlage fortbeftehen zu Iaflen, welche 
beide in der Ungewißheit erhält, ſowohl was die Zukunft ibrer gegenfeitigen 
Beziehungen als die Dauer von Zuftänden, die weder Friede noch Krieg 
find, betrifft. Wir werden, um ihnen ein Ziel zu fegen, in unjeren gegen« 
wärtigen Befprechungen darnach trachten müfjen, und über die in dem ent» 
gültigen Friedensvertrage zu erledigenden Hauptfragen zu einigen. Wenn 
and die nicht gelänge und wenn die fran Bfilhe Negierung ſich 
weigerte, uns die Bürgfchaften zugemähren, die Ew. Ercellenz 
anzudeuten ich foeben die Ehre hatte, fo würde Deutichland 
jih vor Allem das Recht vorbehalten, feinerfeit3 Schritte 
egen die unregelmäßigen, augenblidlih in Baris herrſchenden 
Sufände zu thun und auf der firengen Ausführung der Bes 
dingung zu beftehben, welcde die franzöfifhe Regierung dazu 
anhält, ihre Truppen auf die Südfeite der Roire zurüdzuziehen, 

Genehmigen Sie x.“ 


Der Abſchluß des definitiven Sriedens in Srankfurt. 


Telegramm. 


Frankfurt a. M., 10. Mai, Nachmittags 2 Uhr. 


Der definitive Frieden zwiſchen Frankreich und Dentichlaud ift 
foeben unterzeichuet worden. 


10. Mai. Der Friede zu Frankfurt. 


Fürſt Otto von Bismard-Schönhaufen, Kanzler des Deuts 
ſchen Reiches; 
Graf Harry von Arnim, außerordentliher Gejandter und bevoll- 
mähtigter Miniſter des Deutjchen Kaijerd beim Heiligen Stuble, 
Namens Sr. Majeftät des Deutfchen Kaiſers einerfeit3 und ans 
dererſeits 
Herr Jules Favre, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
der franzöfifchen Republik; 
err Anguftin Thomas Joſeph Pouyer-Duertier, Finanz⸗ 
Dinifter der franzöftfchen Republik und 
ar Marcus Thomas Eugen von Goulard, Mitglied der 
Rationalverfammlung, 
Namens der franzöfiichen Republik, 
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im der Abſicht, den Präliminar- Friedensvertrag vom 26. Februar d. J. 
mit den nachſtehenden Veränderungen in einen definitiven Friedensver⸗ 
trag umzuwandeln, haben Folgendes feftgefegt: 


Art. 1. Die Entfernung von der Stabt Belfort bis zur Greny 
linie, wie biefe urfprünglich bei den Unterbandlungen von Berfailles vorgeſchlagen 
worden und auf ber bem ratificirten Inftrumente der Bräliminarien vom 26. 
bruar beigefügten Karte bezeichnet ift, foll als Ausdehnung bes Rayons 
gelten, der, gemäß ber Darauf ugi den Clauſel bes erſten Artikels der Prali⸗ 
minnrien, mit der Stabt und ben Befeftiguugen von Belfort bei Frankreich ver 
bleibeu foll. 

Die deutſche Regierung ift Willens, dieſen Rayon folcher Weife zu ver- 
größern, daß er bie Kantons von Belfort, Delle und Giromagny umijaßt, 
jowie ben weftlichen Theil des Cantons von Fontaine, weſtlich einer Linie von 
dem Bunkte, wo der Canal von der Rhone nah dem Rhein aus dem Canton 
von Delle austritt, im Süben von Moutreur Chateau bis zur Rorbgrenze bes 
Cantons zwiſchen Bourg und Felon, wo biefe Linie die Oftgrenze bes Kantons 
von Giromagny erreicht. Die deutfche Regierung wird indeſſen bie oben bezeid- 
ueten Territorien nur unter der Bedingung abtreten, daß bie franzöfide 
Republik ihrerjeits in eine Örenzrectification einwillige längs ven 
weflihen ®renzen ber Eantone von Catenom und Zhionville, 
welche an Deutſchlaud das Gebiet überläßt im Oſten einer Linie, bie 
von der Grenze von Yuremburg zwifchen Huffigny und Wedingen ausgeht, bie 
Dörfer Thil und Billerupt an Frankreich laſſend, ſich zwiſchen Erronville und 
Aumetz, zwiſchen Beuvillers und Boulange, zwiſchen Trieux und Lomeringen hin⸗ 
zieht und die alte Grenzlinie zwiſchen Avril und Moyeuvre erreicht. Die inter⸗ 
nationale Commiſſion, deren im Art. 1 der Präliminarien erwähnt iſt, wird ſich 
ſogleich nach der Auswechſelung der Ratificationen des gegenwärtigen Vertraget 
an Ort und Stelle begeben, um die ihr obliegenden Arbeiten auszuführen und 
bie Linie der neuen Grenze gemäß der vorſtehenden Dispofition zu ziehen. 

Art. 2, Die den abgetretenen Gebieten angebörigen, gegenwärtig auf 
biefem Gebiete domicilirten franzöfifhen Unterthbanen, welche beabfichtigen, 
die franzöfiihe Nationalität zu behalten, jollen bis zum 1. Oktober 1872 
und miltel® einer vorausgehenden Erklärung an bie competente Behörde bie Ber 
fugniß haben, ihr Domicil nah Frankreich zu verlegen unb fi bert 
nieberzulaffen, ohne daß dieſes Recht alterirt werden könne durch bie Geſetze über 
den Militärbienft, — in welchem alle ihnen die Eigenjchaft als franzöſiſche Bürger 
erhalten bleiben wird. Es fteht ihnen frei, ihre auf den mit Deutichland ver 
bundenen Territorien gelegenen Immobilien zu behalten. Kein Bewohner ber 
abgetretenen Zerritorien darf in feiner Perſon ober in feinen Gütern auf Grund 
feiner politiiden ober militärifchen Handlungen währenb bes Krieges verfolgt, ge 
ftört oder zur Unterfuchung gezogen werben. 

Art. 3. Die franzöftiche Regierung wird der beutichen Regierung bie 
Arhive, Documente und Regifter übergeben, welche die civile, militärifce 
oder gerichtliche Verwaltung ber abgetretenen Zerritorien betreffen. Sollten einige 
biefer Altenftüde weggejchafft worben fein, jo wird bie franzöſiſche Regierung bie- 
jelben auf Auforberung ber deutichen Regierung wieber berbeiichaffen. 

Urt. 4. Die franzöfiihe Regierung wird der Regierung des Deutiden 
Reiches innerhalb einer Frift von ſechs Monaten, von der Auswechſelnug ber 
Ratification dieſes Bertrages an gerechnet, übergeben: 

1. den Betrag der Seitens der Departements, Gemeinden unb öffentlichen 
Anftalten ber abgetretenen Territorien deponisten Summen; 

2. den Betrag der Anmwerbungs- und Stellvertretungs-Präntten, welde ben 
aus ben abgetretenen Territorien gebürtigen Soldaten und Seeleuten gehören, be 
fih für bie deutſche Nationalität entichieden haben; 

3. den Betrag der Sautionen ber Rechuungs-Beamten bes Staates; 








313 
1871. 


4. ben Betrag ber für gerichtliche Eonfignationen in Folge von Maßregeln 
der Berwaltungs- oder Yuftizbehörben in ben abgetretenen Territorien eingegahiten 
Gelbfunmmen. 

Art. 5. Beide Nationen werben gleiche Behandlung genießen in Bezug 
auf die Schifffahrt auf der Mofel; dem Kanal von der Marne nad dem Rhein, 
dem Kanal von ber Rhone nah dem Rhein, dem Kanal ber Saar und ben mit 
bieien Waſſerwegen in Verbindung ftehenden ſchiffbaren Gewäſſern. Das Flöß⸗ 
recht wird beibehalten. 

Art. 6. Da die hohen contrahirenden Parteien der Meinung find, daß 
bie Didcefangrenzen der an das Deutiche Heich abgetretenen Zerritorien mit 
ber neuen durch obenftebenden Art. 1. beflimmten Grenze zufammenfallen 
mäffen, fo werben fie fich nach ber Rattfication bes gegenwärtigen Vertrages un⸗ 
verzüglich Über die zu biefem Zwede zu ergreifenden gemeinfamen Maßregeln 
verflänbigen. 

Die der reformirten Kirche ober der Augsburger Eonfelfion an- 
gehörigen, auf ben von Frankreich abgetretenen Territorien anfäffigen Gemeinden 
werben anfbören, von ber frauzöſiſchen geiftlihen Behörde abhängig zu fein. 

Die zur Kirche der Augsburger Eonfeffion gehörigen, auf franzöftichem 
Zemitorium aufäffigen Gemeinden werben aufhöreu, von dem Ober-Eonfiflorium 
und von dem Director in Straßburg abhängig zu fein. 

Die ifraelitifden Gemeinden ber Territorien im Often ber neuen 
Grenze werben aufhören, von dem ifraelitifhen Central-Eonfiftorium zu Paris 
abhãngig zu fein. 

Art. 7. Die Zahlung von 500 Millionen wirb erfolgen innerhalb 
der dreißig Tage, welche ber Herftellung ber Autorität der franzöfifhen Regierung 
in der Stadt Parts folgen werben. Eine Milliarde wird bezabit werben im 
Berlanfe des Jahres und eine halbe Milliarde am 1. Mai 1872. i 
legten drei Milliarden bleiben zahlbar am 2. März 1874, jo wie es durch 
ten präfiminarifhen Friedensvertrag ftipulirt worden if. Vom 2. März bes 
laufenden Jahres an werben bie Zinfen viejer drei Milliarden France jedes Jahr 
am 3. März mit 5 p&t. per. Jahr bezahlt werben. . 

Jede im voraus auf die drei Milliarden abgezahlte Summe wird vom Tage 
der geleiteten Zahlung an aufhören, Zinſen zu tragen. 

Ale Zahlungen Finnen nur in den hauptſächlichſten Handelsftäbten Deutſch⸗ 
lands gemacht werben und werben in Metall, Bold oder Silber, in Billets 
der Bank von England, in Billets der Bank von Preußen, in Billets 
der königlichen Bank der Niederlande, in Billets der National» 
banf von Belgien, in Anweifungen auf Ordre ober biscontirbare 
Wechſel erfien Ranges zum vollen Werthe geleiftet werben. Du bie 
deutihe Regierung in Frankreich ven Werth des preußiſchen Thalers auf 3 Fr. 
15 Cts. feftgeftellt bat, fo nimmt bie franzöfifche Regierung bie Umwechslung der 
Münzen beider Länder zu oben bezeichnetem Courje an. Die franzöfljche Regierung 
wird die bentiche Regierung brei Monate zuvor von jeber Zahlung benachrichtigen, 
welche fie den Kaflen des Deutichen Reiches zu leiften beabfichtigt. 

Nah Zahlung der erfien halben Milliarde uud der Ratification 
des definitiven Priebensvertrages werben die Departements der Somme, ber 
Seine Inférieure und der Eure geräumt, in fo weit fie noch von deutſchen 
Truppen beiegt find. Die Räumung der Departements ber Dife, ber Seine- 
et⸗Diſe, der Seine-set-Marne und der Seine, jo wie ber Forts von 
Paris wird Statt finden, fobalb bie deutfhe Regierung bie Herftellung ber 
Ordnung ſowohl in Frankreich als in Paris für genügend erachtet, um 
die Ausführung ber durch Frankreich übernommenen Verpflichtungen ficher zu 
hellen. In allen Fällen wirb dieſe Räumung bei Zahlung der dritten 
balden Milliarde Statt finden. 


Die deutſchen Truppen behalten im Intereffe ihrer Sicherheit bie Berflügung 
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über die neutrale Strecke zwiſchen ber beutidhen Demarcationslinie unb ber Um: 
wallung von Paris auf dem rechten Ufer ber Seine. 
ie Stipulationen bed Vertrages vom 26. Februar, bezüglich auf bie 

Occupation des franzöfilhen Gebietes nad Zahlung ber beiden Milliarber 
bleiben in Kraft. Bon ber Zahlung ber erften fünfhundert Millionen können 
Teine Abzüge, wozu bie franzöfiihe Regierung berechtigt fein Fönnte, gemacht 
werden. 
Art. 3. Die beutichen Truppen werben fortfahren, ſich ber Requifi- 
tionen in natura ober Gelb in ben beſetzten Territorien zu enthalten; ba bieie 
Berpflichtung ihrerfeits in gegenfeitiger Beziehung fteht zu ber von ber franz 
—5— Regierung übernommenen Verpflichtung, ſie zu unterhalten, ſo werden im 

alle, daß trotz wiederholter Anforderuugen der deutſchen ges bie franz» 
fifche Regierung in Ausführung befagter Berpflihtung zurückbleiben follte, bie 
beutfhen Truppen das Recht haben, ſich das Nötbige für ihre Bedürfniſſe darch 
Erhebung von Steuern und Benuiftionen in ben befetten Departements zu ver 
— und ſelbſt außerhalb derſelben, wenn deren Hüflfsmittel nicht hinreichen 
ollten. 
vaugia auf die Verpflegung der deutſchen Truppen werden die gegen⸗ 
Mn In raft ftehenden Anorbnungen beibehalten Bis zur Räumung ber Forts 
von Paris. 
Kraft bes Vertrages von Ferriöres vom 11. März 1871 werben bie dur 
rs Bertrag angegebenen Rebuctionen zur Ausführung fommen nad Räunmng 
er Korte. 

Sobald ber Effectioftand der deutſchen Armee unter bie Zahl von 500,000 
Mann berabgelunlen fein wirb, werben bie unter biefe Zahl gemachten Rebuc- 
tionen angerechnet werden, um eine verhältnigmäßige Berminderung ber von 
* Farzöſiſchen Regierung bezahlten Unterhaltungskoſten für die Truppen her⸗ 
zuſtellen. 

Art. 9. Die gegenwärtig den Erze ugniſſen der Induſtrie in den 
abgetretenen Gebieten zur Einfuhr nach Frankreich geſtattete Ansnahmebe⸗ 
handlung wird für einen Zeitraum von ſechs Monaten, vom 1. März an ge⸗ 
rechnet, unter ben mit den Delegirten des Elſaſſes vereinbarten Bedingungen anf 
rechterhalten. 

Art. 10. Die dentſche Regierung wird fortfahren, die Kriegsgefangenen 
zurüdlehren zu laffeu, indem fie fich mit der franzöfifhen Regierung in @inver- 
nehmen jest. Die franzöfiiche Regierung wirb diejenigen biefer Gefangenen, 
welche rerabfchiedet werben können, in ihre Heimath zurüdienben. Diejenigen 
welche ihre Dienftzeit noch nicht zurückgelegt, haben ſich Hinter bie Loire zurüd« 
zuziehen. Es ift vereinbart, daß Die Armee von Paris und von Berfailies, 
nah Herftellung der Autorität ber fränzöfiihen Negierung in Paris und bie zur 
Räumung der Forts von Seiten ber beutihen Truppen, 80,000 Mann nid 
überfteigen fol. Bis zu biefer Räumung kann bie franzöſiſche Regierung keine 
Zruppenzufammenziehung auf dem rechten Ufer ber Loire vornehmen, jedoch wird 
fie die regelmäßigen Bejaungen der in biefer Zone gelegenen Stäbte, gemäß 
3 Bedürfniſſen der Aufrechterhaltung ber Ordnung und ber öffentlichen Rubhe. 

en. 

Nah Maßſtab des Fortſchritts der Räumung werben fi) die Commanbanten 
ber Truppen über eine neutrale Zone zwiichen den Armeen ber beiden Nationen 
verftändigen. j 

Zwanzigtaufenb Gefangene follen ohne Verzug nach Lyon dirigirt werben, 
unter der Bedingung, daß fie nad) ihrer Organifirung fofort nach Wigerien ge 
jidt werben, um in biefer Colonie zur Berwenbung zu kommen. 

Art. 11. Da die Hanbelsverträge mit ben verfdiebenen Staaten 
Deutichlands durch ben Krieg aufgehoben find, werben bie franzöfiiche unb bie 
deutſche Regierung zur Grundlage ihrer Handelsbeziehungen ben Grmudſatz ber 
gegenjeitigen Behandlung auf dem Buße ber meiftbegüuftigten Nationen nehmen. 
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In diefer Regel find einbegriffen die Eingange- und Ausgangsredhte, der 
durchgehende Berlehr, die Zollformalitäten, die Zulaſſung und Behandlung ber 
Untertbanen beiber Nationen und ber Bertreter berfelben. 

Sind jedoch ausgenommen von obiger Regel bie Begünftigungen, welche 
eine ber vertragihließenden Parteien durch Hanbelsverträge anderen Ländern, als 
ben folgenben, gewährt hat: England, Belgien, Niederlande, Schweiz, 
Deſterre ich, Rußland. 

Die Schifffahrtsverträge und die auf den internationalen Eiſenbahn⸗ 
verlehr bezügliche Uebereinkunft in ihren Beziehungen auf die Verzollung, jo wie 
Me Convention für den mechielfeitigen Schu des Eigenthbums an geiftigen 
und fünftlerifhen Werten werben wieder in Kraft gejett werben. 

Inbeffen behält fi die franzöftihe Regierung das Recht vor, von ben 
dentihen Schiffen und deren Labung Tonnen» und Ylaggengebühren zu erheben, 
unter der Bedingung, daß dieſe Gebühren vie von ben Schiffen und Ladungen 
ber vorerwähnten Nationen erhobenen nicht überfleigen. 


Art. 12. Ale vertriebenen Deutſchen bleiben in vollem Genuſſe 
aller Rechte, welche fie in Frankreich erworben haben. 

Diejenigen Deutſchen, welche bie von ben franzöfiichen Gejeten verlangte 
Ernähtigung erhalten haben, ihren Wohnfig in Frankreich aufzufchlagen, werben 
in alle ihre Rechte wieber eingefeht unb können in Folge beffen auf franzöftichem 
Gebiete ihren Wohnfi nehmen. 

Die durch bie franzöfiichen Gelege bedungene Frift zur Erlangung ber 
Katuralifation wird als durch den Kriegszuftand nicht unterbrochen betrachtet für 
die Perfonen, welde von der vorerwäbnten Erlaubniß, nach Frankreich zurädzu- 
Ichren, binnen ſechs Monaten nad Austaufh der Natificationen biefes Vertrages 
Gebraud machen, und die zwilchen ihrer Vertreibung und ihrer Rückkehr auf 
franzöſiſchen Boden verfloffene Zeit fol angejeben werben, als ob fie nie auf- 
gebört hätten, in Frankreich zu wohnen. 

Obige Bedingungen find in voller Gegenſeitigkeit auf die in Deutſchland 
wohnenden ober zu wohnen wünſchenden franzöfiihen Untertbanen anwenbbar. 

Art. 13. Die deutfhen Schiffe, welde durch Prifengerichte vor dem 
2. März 1871 verurtheilt waren, follen als endgültig verurtheilt angefehen werben. 

Diejenigen, welche am befagten Tage nicht verurtheilt waren, follen mit ber 
Ladung, ſoweit fie noch befteht, zurlderflattet werben. Wenn die Rüderflattung 
ber Fahrzeuge und Ladungen nicht mehr möglich ift, fo fol ihr Werth, nad dem 
Berlouföhreite angelebt, ihren Eigenthümern vergütet werben. 

Art. 14. Jede der vertragfhließenden Parteien wird auf ihrem Gebiete 
bie zur Canalifirung der Moſel unternommenen Arbeiten fortführen. Die 
gemeinfamen SImtereffen ber getrennten Theile der beiven Departements Meurthe 
und Mofel follen fiquidirt werben. 


Art. 15. Die hoben vertragichließenden Parteien verpflichten fich gegen- 
feitig, auf Die gegenfeitigen Untertdanen die Maßnahmen auszubehnen, welche fie 
zu Gunflen derjenigen ihrer Stantsangehörigen für nüglich eradyten würden, bie 
in Folge ber Kriegsereigniffe in bie Unmöglichkeit verjet worden waren, zu 
richtiger Zeit für Die Wahrnehmung ober Aufrechterhaltung ihrer Rechte einzutreten. 

Art. 16. Die franzöflihe und bie deutſche Regierung verpflichten ſich 
gegenfeitig, nie Gräber der aufibhren Gebieten beerbigten Soldaten 
m reipectiren und unterhalten zu laffen. 

Art. 17. Die Regulirung der nebenfächlichen Punkte, Über welche eine 
Berfländigung erzielt werden muß in Folge biejes Vertrages und des Präliminar- 
vertrages, wirb der Gegenftanb weiterer Verhandlungen fein, welche in Frankfurt 
Rattfinden werben. 

Art. 18. Die Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrages durch bie 
Rotional-Berfammlung und durch das Oberhaupt ber vollziebenden Gewalt ber 
famöfiihen Republik einerfeite. 
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und durch Se. Majeflät ven Kaifer von Deutſchland 
anbererfeits 


werden in Frankfurt, binnen zehn Tagen ober wo möglich früher aus- 
getaufcht werben. 
Zur Beglaubigung dieſes haben bie beiberfeitigen Bevollmächtigten ihre 
Unterfchrift und ihr Siegel beigefügt. 
Sranffurt, den 10. Mai 1871. 
(gez.) von Bismard. (ge3.) Iules Favre. 
(gez.) von Arnim. (ge3.) Bouyer-Duertier. 
(gez.) E. de Goulard.“ 


Zuſatzartikel. 


„Art. 1, 8. I. Bon jetzt ab bis zu dem für den Austanfch ber Ratifica⸗ 
tionen des gegenwärtigen Vertrages feftgejetten Zeitpunkte wirb bie franzöfiide 
Regierung von ihrem Rechte des Rüdlaufes der ber Oſtbahn-Geſellſchaft 
gegebenen Conceſſion Gebrauh maden. Die deutſche Regierung wird 
in alle Rechte treten, welche bie franzöſiſche Regierung durch ben üdlani 
ber Eonceffionen erworben haben wird, foweit es ſich um bie in ben abgetretenen 
Gebieten gelegenen Eiſenbahnen, vollendete ober im Bau begriffene, banbelt. 

8. 2. In dieſe Eonceifion find einbegriffen: 

1. Alle ver befagten Geiellichaft zugehörigen Grunbftüde, was and ihre 
Beſtimmung fein mag, 3. B. Bahnhofs⸗ und Stationsgebäude, Schuppen, Werl⸗ 
flätten und Magazine, Begewärterhäuscden u. |. w. 

2. Alle dazu gehörigen Immobilien, wie Barridren, Zäune, Weichen, 
Radeln, Drebicheiben, Pumpen, hydrauliſche Krahnen, fefte Mafchinen m. |. m. 

3. Mle Brennmaterialien und Borräthe aller Art, Bahnıhofe- Mobiliar, 
Werkzeuge in ben Werkftätten und Bahnböfen u. f. w. 

4. Die Summen, welde ber Oftbahn-Gejellichaft zuftehen ale Subven- 
tionen, bie von ben im abgetreteuen Gebiete anfäffigen Corporationen ober Privat 
perfonen gewährt find. 


8. 8. Ausgeſchloſſen von dieſer Eeifton ift das Betriebsmateriel Die 


beutfche Regierung erftattet ben etwa in ihrem Beſitz befindlichen Theil bes Be 
triebsmaterials nebft Zubehör der franzöſiſchen Regierung zurück. 

8. 4. Die franzöflfche Regierung verpflichtet fi), bie abgetretenen Ciien- 
bahnen und was Dazu gehört, dem beutichen Reiche gegenüber von allen Rechte⸗ 
aniprücen zu befreien, Die von Dritten daranf erhoben werben können, namentlich 
von den Aufprüden ber Obligationsgläubiger. Gleichfalls verpflichtet fie fi, ein⸗ 
tretenden Falls für bie deutihe Regierung in Bezug auf bie Reclamatieuen, 
welche gegen bie beutiche Regierung von Gläubigern ber in Rebe ſtehenden 
Bahnen erhoben werben follten, aufzulommen. 

8. 5. Die franzöſiſche Regierung nimmt auf ſich die Reklamationen, welde 
die Oſtbahn⸗Geſellſchaft gegen die beutiche Regierung ober deren Mandatate in 
Bezug auf die Ausbeutung ber befagten Eifenbabnen und auf den Gebraud ber 
im $. 2 angebeuteten Gegenflände fo wie auf das VBetriebemauterial erheben könnte. 

Die deutſche Regierung wirb der franzöfiihen auf deren Forderung ale 
Schriftftäde und Auskunft mittheilen, welche bazu dienen könnten, bie Zhat- 
. faden zu conftatiren, auf bie fich die vorerwähnten Reclamationen fügen würden. 

8. 6. Die deutſche Regierung wird ber franzöfiihen Regierung für bie 
Abtretung der in 88. 1 unb 2 ermäßnten Eigenthbumsrechte unb als Erin für 
für die im 8. 4 von ber franzöfiihen Regierung übernommene re: bie 
bene von Dreihbundertfünfundzwanzig Millionen (325,000,000) Frck. 
zahlen. 

Diefe Summe wirb von ber in Artikel 7 feſtgeſetzten Kriegsentihäbigung 
in Abzug gebradit. 
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8. 7. In Erwägung ber vage, welche dem zwifchen ber Oftbabn- Gefellichaft 
und ber Tönigl. großberzogl. Geſellſchaft der Wilhelm-Lurenburg- Bahnen 
unter den Daten tes 6. Juni 1847 und des 21. Januar 1868 und ferner bem 
zwiſchen ber Regierung des Großherzogthums Luremburg und den Gejellichaften 
ber Bilbeim-Lurenburg- Bahnen und ber franzöfifhen Oſtbahn unter dem Datum 
des 5. December abgeichloffenen Vertrage als Grundlage gedient bat, und welche 
weientlich abgeändert worben ift, fo daß die Verträge auf die durch bie $. 1 ent- 
haltenen Stipnlationen gejchaffene Sachlage nicht mehr anwendbar find, erflärt 
bie beutfhe Regierung ſich bereit, ihrerſeits für die aus dieſen Verträgen für bie 
Oſtbahn⸗Geſellſchaft erwachſenden Rechte und Laften einzutreten. 

Für ten Fall, daß die franzöfiihe Regierung an die Stelle tritt, fei es 
buch Rückkauf der Conceffion der Oſtbahn⸗Geſellſchaft, ſei es Durch eine befondere 
Uebereinkunft über bie burch dieſe Geſellſchaft erworbenen Rechte kraft der vor- 
erwähnten Verträge, verpflichtet fie fih, unentgeltlih binnen ſechs Wochen ihre 
Rechte der deutſchen Regierung abzutreten. 

Für den all, wo bejagte Subrogation fich nicht verwirklichen follte, wirb 
Me franzöflihe Regierung Conceſſtonen für die ber Oftbahn-Gelellichaft gehörigen 
und auf franzöflihem Boden gelegenen Linien nur unter der ausprüdlichen Be⸗ 
bingung gewähren, daß ber Eonceffionirte nicht bie im Großherzogthum Luxemburg 
gelegenen Linien ausbeute. 

Art. 2. Die deutiche Regierung bietet zwei Millionen Fres. für bie 
Rechte und bas Gigentbum an, welde die Ofbabn-Gejellihaft auf 
dem Theile ihres Netzes befikt, der auf fhweizeriihem Gebiete an 
der Grenze von Bafel liegt, wenn bie franzöflfhe Regierung ibr bie Zu- 
ſtimmung dazu binnen einem Monat verichafft. 

Art. 8. Die Gebietsabtretung bei Belfort, welche bie veutiche Re⸗ 
gierung in Art. 1 des gegenwärtigen Vertrages zum Austaufche fir bie im Weſten 
von Thionville verlangte Grenzberichtigung anbietet, wirb um das Gebiet der 
folgenden Dörfer vermehrt werden: Rougemont, Leval, Betite Fontaine, Romagny, 
Félon, La Ehapelle-fons-Rougemont, Angeot, Bouthier-Mont, Ta Riviere, La 
Grange, Neppe, Fontaine, Frais, Fouffemagne, Cunelière, Montreur, Chätenu, 
Bretagne, Cavanatte und Suarce. ' 

Die Strafe von GOiromagny nach Remiremont, welche über den Wälſch⸗ 
belchen (Ballon p’Alface) geht, wird in ihrer ganzen Strede bei Frankreich bleiben 
und, foweit fie auferbalb bes Kantons Giromagny liegt, ald Grenze dienen. 

Frankfurt, 10. Mat 1871. 


(gez.) v. Bismard. (ge3.) Jules Favre. 
(gez.) dv. Arnim. (ge3.) Bouyer-Quertier. 
(gez.) E. de Goulard.“ 


Inu dem Schlußprotololl vom 10. Mai 1871 heißt es nod: 
„Der unterzeichnete Kanzler des Deutſchen Reiches erklärte, Daß er e8 über⸗ 
nimmt, den Vertrag den Regierungen von Bayern, Württemberg und Baben 
mitzutbeilen und ibren Beitritt herbeizuführen.“ 


15. Mai. Bayern, Württemberg und Baden erklären durch ein 
Protocol in Berlin ihren Beitritt zum Friedensvertrage. 


18. Mai. Annahme ded Friebenövertrages Seitens der franzöfiichen 
Nationalverfammlung. 
Der VBerichterftatter äußerte ſich dabei wie folgt: 


„Die Friebens-Präliminarien, denen fih zu unterwerfen Sie in Borbeaur , 


verurtheilt wurben, find in einen definitiven Friebensvertrag umgewandelt worben. 


— — 
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Diefer Friebe iſt in unferen Augen der ſchmerzlichſte unb unvermeiblichfie, ber je 
in unferer Geſchichte vorgelommen ifl. Das britte Katjerreih bat Frankreich einer 
britten Invaſion preißgegeben, und als eine freigewählte Berfammiung zuſammen⸗ 
berufen wurde, fand fie fich folgender Rage gegenüber: Ein Drittel bes Gebiens 
von Frankreich vom Feinde beſetzt; feine Offiier-Cabred mit ganzen Armeen in 
Gefangenichaft; geichlagene Armeetrümmer und Refruten, tapfer, aber aus ver 
ſchiedenen Gründen machtlos vor einem Feinde, ber überall in Waffen und fieg- 
rei war; dies ift, mas aus ben fhlagendften und unmiberleglidften Thatfachen 
bervorgeht. Wir Lönnen bie geforderten Territorien nicht mehr retten; wir haben 
nur das blutige und verftimmelte Frankreich ficher zu ftellen. 

Wir haben die Friedens-Prältiminarien mit Schmerz unterzeichnet. Die 
Nothwendigkeit, welche uns in Borbeaur gezwungen, ift un® nach Berfailles ge- 
folgt. Nichts if im Inlande oder Auslande geſchehen, um biefe Lage zu änbern; 
nichts, was unfere Unglüdefälle mildern könnte. Das Gegentheil bat vielmehr 
ftattgefunden. , 

Der Anflurm der Demagogie am 31. hatte den Frieden compromittirt, der 
unterzeichnet werben follte. Der Triumph ber Demagogie am 18. März ſchiebt 
die Befreiung bes Territoriums hinaus. Wenn ber befinitive Vertrag nur bie 

riedens-Präliminarien wiebergäbe, fo würben wir unſerem erfien Beſchluffe nichts 
inzuzufügen haben; aber wir haben bie peinliche Pflicht, zu nnterfndhen, in 
welchen Punkten die beiden Verträge von einander abweichen, biejelben mit ein- 
anber zu vergleichen und die Unterſchiede mit feftler Hanb und ben Zob im 
Herzen abzumwägen. 

Einer diefer Unterjchiebe befteht darin, baß ber Bertrag bie Räumung bes 
Gebietes bis zur Wieberherfiellung ber Ordnung hinausſchiebt. Wir verbanfen 
biefes ber Demagogie. Wie hart biefe Elaufel aud fein mag, fo haben wir bie 
Hoffnung, daß die Deutichen nicht lange Zeit das Privilegium bewahren werben, 
fid mit unferen inneren Angelegenheiten zu befaffen, da ber Finanz⸗Miniſter uns 
bie Verfiherung gegeben, daß bie erften 1500 Millionen mit einem Schlage durch 
eine einzige Anleihe bezahlt werben jollen. 

Betreffs Belforts haben wir zwifchen einer größeren Ausdehnung unjeres 
Territoriums auf bdiefer Seite, und dem Aufgeben unferes Gebietes an ber 
Iugemburger Grenze zu wählen. Die Regierung räth diefen Austaufh an. Nadr 
bem bie Kommiſſion alle bei diefer Frage intereffizten Perfonen befragt, hat fie 
beichloffen, Ihnen den Austaufh anzuempfehlen. Luremburg, fo zu jagen von 
Preußen umſchloſſen, und der VBerluft einiger Taufend Sranzofen, die über ihr 
Schidjal beunrubigt waren —, das war e8, was uns in Erregung verjeßte. In⸗ 
beß hat die Majorität der Kommilfion geglau’t, daß es beffer wäre, uns ım 
Dften zu deden und uns ber fchweizer Gren ‚e für ben Fall zu nähern, daß bie 
Neutralität Diefes Landes in Frage geftellt werben könnte. 

Die Kommiſſion fchlägt vor, den Bertrag zu ratifiziren und ben vorge 
Ihlagenen Austauſch anzunehmen. Bei der Ratification des Vertrages kaun bie 
Berfammlung Gott, unjer Land, Europa, die ganze Welt ald Zeuge anrufen, daß 
wir nicht für diefen Krieg verantwortlich find. Weun der fremde bei uns ver 
neun Monaten eingefallen ift, fo ift er vom Kaiferreich hierhergeführt worden. 
Wenn er heute unter ben Mauern von Paris feftgehalten wirb, fo ift es Me 
Demagogie, bie ihn dort zurädhält. Durch die Annahme einer Lage, bie wir 
nit geichaffen, haben wir .und verpflichtet, fie wieber gut zu machen. 

Um uns zu erheben, wird uns nichts zu theuer fein. Wir haben Vertrauen 
in das Genie Frankreichs, das ſich mehr als einmal aus dem Abgrunbe erhoben 
bat. Bon morgen an werben wir uns anflrengen, unfer Löfegelb zu bezahlen. 
Wir werden es balbmögliihft bezahlen, und es wirb nicht unfere Schuld jein, 
wenn dieſe Laften nicht von ben zukünftigen Generationen binweggenommen 
werden. 
Die Demagogie, welche fidh ſeit 80 Jahren einer fortlaufenden Arbeit hin- 
giebt, bat alle ihre Kräfte gefammelt, um einen verzweifelten Kampf gegen bie 





319 
1871. 


Gefellichaft unb bie Eivififation zu beginnen. Wir werben fie beflegen, fie er- 
fiden und alsbann wird Frankreich feinen Rang in ber Welt wieder einnehmen, 
und die Mächte, bie uns einigermaßen vernadhläffigt haben, werben eines Tages 
unfern Schiedsſpruch wieber auffuchen.” 

Im Laufe ber Beratbung trat beſonders der General Chanzy (Ober⸗ 
fommanbant ber Loire-Armee unter Gambetta) lebhaft gegen bie neuen Forde⸗ 
rungen Deutſchlands, namentlich gegen ben @Bebietsaustaufh auf, den er für 
Frankreich ale fehr unvortheilhaft bezeichnet. Es fei nicht richtig, daß man auf 
ber Seite von Metz mehr Deutſch ſpreche als bei Belfort. Vom firategiichen 
Standpunkt aus fei der Nachtheil eben fo groß. Durch das Abtreten ber Terri⸗ 
torien an ber Inremburger Grenze fchließe man bie Eilenbahn von Longwy nad 
Arlon ab. Durch die Ceſſion dieſes Lanbftriches würbe Luremburg auch faft 
gänzlich von Deutſchland umfhlungen, das ganz offen nach demſelben begehre. 
Er fließt damit, daß er verlangt, man folle an ben Bebingungen ber Friedend- 
Präliminarien fefthalten. Die verabfheuungswürbige Infurreltion, welche Srant- 
reich in Trauer verfeße, könne Deutſchland nicht das Hecht geben, neue Bedin- 
gungen aufzufegen. Es handle fih um die Würbe Frankreichs und um die Ehre 
Deutidhlande. 

Der Chef der Regierung, Herr Thiere, fuchte dieſe Auffaffung zu wiber- 
legen, indem er die Wichtigleit Belforts aufs Iebhaftefte betonte. „Richt ohne Er- 
flaunen, fagte er, höre ich Generale, unterrichtete und verbienftuolle Männer, bie 
ich hochachte, Meinungen ausprüden, welche ich nicht theilen Tann. Ich Tann 
nicht begreifen, daß man das Opfer, welches wir und an ber Iuremburger Grenze 
auferfegen, mit dem Vortheil vergleichen Tann, welchen uns bie Bergrferung bei 
Belfort darbietet. Die Grenze nach Luxemburg bin bat für uns nur ein polittjches 
Interefie. Die Stellung von Belfort ift im Gegentheil von erfter Bebentung, 
und amı Tage, wo wir Bie Rheingrenze verlieren, ft e8 von ber höchſten Widhtig- 
feit, und bie Bogefengrenze zu fichern. Ich werde nicht unterfuchen, ob die zweite 
nit der erſteren vorzuziehen ift. Ich werbe Sie nicht mit ben Gründen be- 
täftigen, weldye die Strategiften entzweien. Die Einen geben, was bie Grenzen 
Betrifft, den Flüſſen, bie Anderen ben Gebirgen den Borzug. Was nicht an« 
De werben kann, iſt, daß ber Befib von Belfort uns die Vogeſengrenze 

ert.” 


Auf den Präliminar-Bertrag und bie ihm vorhergehenden langen Unter- 
banblungen zurüdtommend, erffärt dann Thiers, daß die Notbwenbigfeit, 
—* Namen auf biefen Vertrag zu ſetzen, der größte Schmerz feines Lebens 
geweien fei. 

Er fchlieft, indem er nochmals auf bie Wichtigleit von Belfort hinweiſt, 
das heute feine Feftung mehr fei, fonbern ein verſchanztes Lager für 100,000 Mann. 
Zum Beweis citirt er ein Schreiben bes tapferen Generals Denfert, des Ber- 
theibigers dieſes Plaßes, der erkläre, daß ohne die Vergrößerung bes Rayons ber- 
jelbe ohne alle Wichtigkeit fei. 

Schließlich wurde der definitive Friedensvertrag von der Nationalverfamm- 
Inng angenommen und demzufolge beflätigt. 


20. Mai. Auswechſelung der Ratificationd-Urfunden 
in Sranffurt. 

Furſt Bismard hatte fi dazu am 19. Abends felbft von Berlin 
nah Frankfurt begeben, um dort mit den franzöfifchen Miniftern Jules 
Favre und Pouyer-Quertier nochmals zufammenzulommen und in 
Betreff der Ausführung des Friedensvertrages und der Stellung Deutſch⸗ 
lands zu den angenblidlihen Vorgängen bei Paris weitere Berabredungen 
zu treffen. 

Am 20. Abends konnte der Reichslanzler Sr. Majeftät dem Deutfchen 
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Kaifer die erfolgte Auswechfelung der Ratifitationen und damit den end- 
Iihen vollgültigen Abſchluß der Priegsperinde melden. 
Am 21. fanden noch weitere Konferenzen des Reichskanzlers wit den 
Irangöfichen Miniftern ftatt; am 22, lehrte Furſt Bismard nah Berlin 
zurüd. 


12. Mai. Erklärung des Fürften von Biömard in der Sikung 


bed Reichstages. 

„sch Inüpfe an eine frühere Erwähnung unjerer Friedensverhandlungen 
an, bei der ich mein Bedauern darüber ausſprach, daß diefe Verhand⸗ 
Iungen fi mehr, al8 wir erwartet batten, in die Länge zogen. Bir 
batten beim Abſchluß des Präliminarfriedens uns der Hoffnung hingegeben, 
daß in einem Zeitraum von 4 bis 6 Wochen diejenigen Verhandlungen, 
welcdye erforderlich waren, um den Präliminarfrieden zu einem definitiven 
umzumandeln und zu verpollftändigen, beendigt fein könnten; wir hatten 
darauf gerechnet, daß die Regierung, mit der wir den Frieden gefchloflen 
Boben, fih der unbeftrittenen Herrfchaft in Frankreich erfreuen würde. 

iefe Hoffnung hat fich befanntlich nicht verwirklicht, und die Aegierung 
bat mit eimer fjchweren und noch nicht überwundenen Inſurrektion m 
der Hanptftadt zu kämpfen. Eine meitere Verzögerung der Verhand⸗ 
lungen mußte in uns die Frage und die Befürchtung erweden, ob das 
Land bei Fortdauer feiner inneren Kämpfe, und reſpeltive ob die an ber 
Spite ftehende Regierung oder diejenige, welche ihr folgen würde, Willens 
und im Stande bleiben werde, den uns gegemüber eingegangenen Ber 
pflihtungen zu genügen. Der Präliminarfrieden befchäftigt ſich mit den 
beiden mwichtigften Fragen des Friedensſchluſſes in einer endgültigen Weiſe, 
nämlich mit der Territorialabtretung und mit der Bezahlung der Kriegs⸗ 
entichädigung. In Bezug auf die erite war das ftreitige Objekt in unjeren 
Händen und war es nicht wahrfcheinlich, daß die Ausführung der Be 


- flimmmung weiter inhibirt und zweifelhaft werden fonnte, oder vielmehr, daß 


die Dauer unſeres Befiges gefährdet werden konnte. In Bezug aber auf 
den zweiten Punkt griff die Befürchtung Pla, die ich vorhin erwähnt 
babe, in Bezug jomwohl auf den Willen ald auf die Fähigkeit, ihn definitm 
auszuführen. Es find in der Geſchichte die Fälle nicht felten, daß em 
Präliminarfrieden oder fonftiges Bräliminar= Abkommen gefchloffen worden 
ift, und daß es nicht gelungen ift, fich über die unentbehrlicyen Bervoll 
fländigungen, deren der definitive Friede bedarf, rechtzeitig zu vereinigen, 
daß daher einer der beiden vertragenden Theile, um nicht in eine nad» 
theiligere Tage zu fommen, es vorgezogen hat, die Yeindfeligkeiten wieder 
u eröffnen, anftatt länger die Ausführung der Präliminarien in Ungewiß⸗ 
Det zu laffen. Sch war in der Beſorgniß, daß mir nahe vor dieſer Even- 
tualität flanden, und da fie eine ſehr ernfte war, fo lag das Bedürfniß vor, 
vorher durch eine perfünliche Beſprechung mit Mitgliedern der franzöfticen 
Regierung ſich darüber Far zu werden, ob eine ſolche Nothwendigkeit wirllich 
porläge oder nicht. Es wäre für uns immer noch nicht indicırt geweſen, 
wenn wir uns nicht verfländigten, fofort die Truppen der franzöflicen 
Regierung anzugreifen; aber meiner politifchen Ermägung nad) wären mt, 
wenn wir ung jegt nicht verftändigten, wenn wir ernſte Ber— 
legungen unferer Interejfen mit der Berlängerung der Un 
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gewißheit flirdteten, in der Rage gewesen, der Ungemißheit da» 
durh ein Ende zu madhen, daß wir Paris entweder dur Akkord 
mit der Kommune oder durdh Gewalt einnahmen und dann im 
Beſitz dieſes Pfandes von der Berfailler Regierung forderten, daß fie, den 
Stipulationen des Präliminarfriedens entfprechend, ihre Truppen hinter die 
Loire zurüdzöge, und in diefer gegenfeitigen Verfafſſung die mweitere Ver⸗ 
bandlung über den Frieden fortgejegt würde. Daß dies ung in ſchwierige, 
wen nicht für die Erfüllung der Yriedensbedingungen gefährliche Ver» 
hältniſſe verwidelt haben wiirde, Liegt auf der Hand. Indeſſen folche Ver⸗ 
hältnifje werden oft durch längeres Zumarten nicht beſſer, fondern fchwieriger, 
und ich glaube, wir wären in der Nothwendigleit gemwefen, mit 
Entſchloſſenheit vorzugehen, um einen zweifellofen Zuftand 
berzuftellen, wenn es nicht gelungen wäre, zu einem definis- 
tiven Abſchluß mit Frankreich zu gelangen. 

Ich war urſprünglich nicht in der doffnung nach Frankfurt gegangen, 
daß es dort ſchon fo meit würde kommen können, fondern nur in der 
Abfiht, einige noch ſchwebende Fragen — einige der prinzipiell wichtigeren 
— zur Entſcheidung zu bringen und für die Zahlung der Kriegskontribution 
eine Berfürzung der Friften und eine Verftärkung der Garantien zu er- 
reihen ımd dann den meitern Abjchluß der Verhandlungen den Bevoll⸗ 
mödtigten in Brüfjel zu überlafien; fobald ſich indefjen die Ausficht darbot, 
in Frankfurt fofort definitiv abzufchliegen, hielt ich dies für einen großen 
Gewinn im Intereſſe beider betheiligten Yänder, indem ich überzeugt bin, 
daß dadurch micht nur für Deutichland die militairifchen Laſten, welche wir 
und no auflegen müſſen, wefentlich werden erleichtert werden, fondern 
daß auch diefer Abſchluß zur Konfolidirung der Berhältnifje in Frankreich 
wejentlic beitragen werde. Dadurch, daß die jegige Regierung den de» 
finitiven Frieden abgefchloffen bat, ift fie diejenige, welche am leichteften 
im Stande ift, den im Allgemeinen nad Frieden verlangenden Wünfchen 
des franzöſiſchen Volkes zu entiprechen. Jede Regierung, die fich durch 
Gewalt oder andere Mittel an ihre Stelle fette, hätte das Bedenken gegen 
fh, daß für fie und ihr der Friede nicht fo volljtändig und unbedingt 
gefihert ift, wie für die jetige Regierung. Ich glaube daher, daß, wenn 
meine Borausfegung richtig ift, daß die Mehrheit der Franzoſen den Frieden 
wünſcht, e8 auch für die Konjolidirung der jegigen Zuftände weſentlich 
wihtig und vortheilhaft gemejen tft, dab der definitive Friede abgeſchloſſen 
worden ift. ch glaubte deshalb nicht, daß wir fo raſch dazu gelangen 
würden, weil aus der TFeitftellung der Hauptbedingungen doc bei einem 
ſolchen Friedensfhluß eine Anzahl von Nebengefchäften zu erledigen find, 
die, wenn nicht fehr viel beiderfeitiger guter Wille und ein jehr dringendes 
Vedürfniß des Friedens auf beiden Seiten vorhanden ift, ſonſt noch nicht 
in Wochen, ja felbit mitunter faum in Monaten ihre Erledigung finden 
Innen. Es werden deshab aud) nachträgliche Austührungsverhandlungen 
Rattzufinden haben, und ıft Frankfurt ala Drt derfelben außerfehen worden; 
in der Hauptſache aber ift ein befriedigender und endgäültiger 
Abſchluüß erreicht worden: die Zahlungsfriſten find verfürzt und 
ſchärfer definirt worden; anftatt daß die erfte Zahlung erft im Laufe 
dieſes Jahres zu erfolgen hatte, wird die Zahlung der erften halben Milliarde 
ſchon Innerhalb der dreißig Tage, die auf die Unterwerfung von Paris 
folgen werden, flattzufinden haben. Nach der militairifchen Rage der Dinge 
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dürfen wir hoffen, daß der Kampf vor und in Paris ſich ſeinem Ende 
nähert; und ſobald die Truppen der Regierung ſiegreich ſein werden — 
wozu wir die Mittel jetzt, nachdem der definitive Friede abgeſchloſſen if, 
durch verftärkte Freilaflung der Gefangenen bereitwillig gewähren werden —, 
wird innerhalb 30 Tage eine erfte Zahlung von 500 Millionen Francs 
ftattzufinden haben. 

Als Zahlungsmittel ift feftgejegt worden, daß nur Metallgeld oder 
Noten von fiheren Banken, wie die englifche, die niederländifche, die preu- 
ßiſche, die belgijche angenommen werden oder Wechſel erfter Klaſſe, d. h. 
folche, die fo gut wie baar Geld find, und wenn fie e3 wider Erwarten nicht 
fein follten, jo trifft der Ausfall nicht uns. 

Die zweite Zahlung von 1000 Millionen Franc hat fodann im Laufe 

d. J., wenn mein Gedächtniß mid nicht täufcht, fogar bi zum 1. Dezember 
ftattzufinden. Erft nad) diefer zweiten Zahlung Find wir verpflichtet, die 
Bejeftigungen von Paris zu räumen, alfo nachdem 17, Milliarden gezahlt 
fein werden. Es war Diele Beitimmung zu meinem Bedauern eine not 
wendige BorfichtSmaßregel gegen die Schwankungen, denen die inneren 
Zuftände des Landes noch außgejegt fein fünnen, wenn wir zu früh von 
der Hauptftadt uns zurüdziehen, und fo ſchwer e8 den Franzöfitihen Beroll- 
mächtigten geweſen ift, hierin zu willigen, jo habe id} body geglaubt, hier- 
auf beitehen zu müfjen. Dann wird die vierte halbe Milliarde bis zum 
1. Mai nächſten Jahres, und nicht erft bis zu Ende nächſten Jahres, zu 
ahlen fein. In Bezug auf die drei legten Milliarden bleiben bie Be: 
Rmmungen des Präliminarfriedeng in Kraft — fie find bis zum 1. März 
1874 vollftändig abzuzablen, und was früher gezahlt wird, das fcheidet 
natürlih aus der VBerzinfung, die Frankreich für dieſe drei Milliarden zu 
leiften bat, aus. Die franzöſiſche Regierung bat die Weberzeugung, ihrer 
Verpflichtung in der feitgefettten Zeit genügen zu können. 

Eine andere ſehr fchwierige Frage war die der Handelsbezie 
hungen. Die franzöfiiche Regierung ſcheint die Handelsverträge, die fie 
gejchlofjen hat, löfen zu wollen und den mit uns beftandenen nicht wieder 
ins Leben treten laffen zu wollen. Sie ift der Meinung, daß die gefteigerten 
Einnahmen, deren fie bedürfe, durch gefteigerte Zölle wejentlicy gefördert 
werden würden. Es ift meine Erachtens nicht thunlich, im internationalen 
Verkehr zwiſchen großen Völkern einen SHandelövertrag zu einer durch 
Krieg erfämpften Bedingung zu machen, die der Souveränetät eine großen 
Volkes und der Beichränkung feines Geſetzgebungsrechts auferlegt würde. 

Ich Habe deshalb auch nicht darauf beftanden und glaube nicht, daß 
die Maßregel praftifch gewefen wäre, Namentlich habe ich befürchtet, daß 
fie eine jo ſtarke Verlegung des Nationalsgefühls enthielte, daß fie Ipäter 
den Frieden frühzeitig beeinträchtigen würde. ch habe mich deshalb darauf 
beichränft, zu fordern, daß wir nach dem Prinzip der meiftbegünftigten 
Nationen und gegenfeitig in Zukunft zu behandeln hätten. Dieſes Prinzip 
ift in Wefenheit angenommen. Es wurde gewünſcht, daß es nicht jo allgemein 
genommen würde, um nicht Berträge mit einzelnen Staaten, die der fran- 

öſiſchen Republik befonder8 naheftehen und bei ihrer Kleinheit oder ihren 
andelsbeziehungen meniger von Bedeutung find, unmöglich” zu machen. 
ch nenne beifpielgweife Monaco mit drei Schiffen oder Tunis und Andere. 
Bermuthlic auch deshalb wünſchte dies die franzöfifche Regierung, weil 
der Handelsvertrag mit Italien noch länger läuft, als fie mit ihren Zoll⸗ 
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teformen zu warten beabfihtigt. Wir haben deshalb ausgemacht, daß die 
Nationen, unter denen wir mit den Begünftigten gleich zu behandeln find, 
fih beſchränken auf England, Belgien, die Niederlande, die Schweiz, Defter- 
reich und Rußland. 

Denmähft ift die Grenzfrage einer erneuten Diskuffion unterworfen 
worden, inſoweit fie offen geblieben war, namentlich in dem Punkte, den 
Rayon von Belfort zu beftimmen. Wir waren nad) dem firengen Wort- 
laute wohl beredtigt, unter Rayon dasjenige zu verftehen, mas unfer 
amtlicher Sprachgebrauch darımter verfteht und was man ım Franzöfijchen 
mit dem Ausdruck „rayon administratif des servitudes militaires“ bes 
zeichnet, d. h. eine Entfernung von 960 Meter von der äußerſten Grenze 
der Befeſtigung. Es war indefien zweifellos, daß eine fo ftrifte Auslegung 
des Wortes bei unferer Verabredung nicht zu Grunde gelegen bat, aber 
auf der andern Seite auch nicht eine fo ausgedehnte, wie fe von Frank⸗ 
reih in Brüffel beanfpruht worden war, und wir haben uns deshalb 
dahin verftändigt, daß der Halbmefler des Gebietes von DBelfort gebildet 
wird durch die Entfernung, in welcher dieje Feſtung von der Grenze ges 
legen haben würde, wenn die urfprüngliche Grenze bei Belfort die zwiſchen 
Elſaß und dem nächſten franzöfifchen Departement geblieben wäre, aljo 
vier bis fünf Kilometer. Darüber hinaus ift einftweilen definitiv feine 
Örenzabtretung erfolgt. Wohl aber war es für ung wünjchenswertb, einige 
Gemeinden an der Nordgrenze bei Thionville, in weldem das Beutfche 
theils ausſchließlich, theils überwiegend gejprocdhen wird, zu erwerben. 

Die franzöſiſchen Miniſter erklärten fich in der Unmöglichkeit, definitiv 
uzuflimmen, daß Gemeinden, die bisher franzöfiich geblieben waren, auf- 
* es zu ſein. Sie waren daher wohl bereit, eine anderweitige Rekti⸗ 
fikation der franzöfifchen Grenze bei Belfort zu acceptiren, aber ohne 
Yequivalent. Ich habe deshalb vorgeichlagen, und der Vorſchlag ift an⸗ 
genommen worden, daß fie dies, weil fie die Berantwortung dafür nicht 
tragen wollten, der ratificirenden Berfammlung überlaflen. da babe das 
Angebot einer ferneren Gebiet3-Eeifion vor Belfort geftellt für den Fall, 
dag man von franzöfijcher Seite uns die fraglichen Gemeinden in der 
Gegend von Thionville, von der Ruremburger Grenze bei Redingen bis 
gegen Moyoeupre, abtrete. 

Die übrigen Bedingungen werden die Herren ja binnen Kurzem aus 
der Beröffentlihung und einer amtlichen Mittheilung, die ich mir erlauben 
werde an: Sie zu richten, erjehen können. 

Wir haben das Bedlirfnig gehabt, die Bahnen, welche der Geſellſchaft 
der Oftbahn in Elſaß und Lothringen gehören, für eine bejtimmte Summe 
zu erwerben, indem es nicht thunlich erichien, dieſe Überwiegend franzöfifch 
bleibende Gefellichaft, die nur etwa ein Viertel ihres Eigenthums in Eljaß 
und Lothringen liegen hat, im Befig der dortigen Konzejfionen zu laſſen, 
und indem wir, wenn wir uns nicht vertragdmäßig darüber geeinigt hätten, 
in der Page gemwejen wären, die Gefellichaften dort geſetzlich zu erpropriiren, 
nobei, da wir zugleih Partei und Gefeßgeber waren, die Frage der 
Abſchätzung des Wertes des Eigenthums immerhin eine unerwünfchte 
gemejen wäre. 

Für die Ratification, einerſeits durch Seine Majeftät den Kaifer, 
andererfeitd durch die Verſammlung in Verſailles, iſt eine Frift von zehn 
Tagen vorbehalten; fie würde aljo 5i8 zum 20. d. M. zu erfolgen haben. 

21* 
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Ich kann nicht annehmen, daß diefe Abmachungen jeden einzeln 
periänlichen Wunſch befriedigen werden; das ift indeflen bei fo großen 
beehnungen zwiſchen zwei Bölfern überhaupt nicht möglich. Xrennumg 
alter Verbindungen, Schließung neuer Verbindungen find ohne Berlnft 
und gefchäftliche Nachtheile niemals durchzuführen; aber ich glaube, def 
een dasjenige erreicht worden ift, was wir von Frankreich vernän 
eife und nach den Traditionen, die andern Friedensſchlüſſen zu Grunde 
liegen, verlangen konnten. Wir haben unjere Grenzen durd die 
Zandabtretung gefihert, wir haben unfere Kriegsentjhäbi- 
gungen foweit gefichert, wie es nah menfchlichen Verhältniſſen 


überhaupt möglich ıfl; denn weiter ausgedehnte Sicherheiten 


zu nehmen, muß man fih gegenwärtig halten, wäre für und 
mit erheblich größeren Koften und Anftrengungen verknäpft; 
wir würden nit nur Geld opfern, fondern, was viel ſchwerer 
empfunden wird, die Abweſenheit der Truppen aus dem 
Lande und fo mander Arbeitslräfte würde auf die Dauer 
ſchwerer empfunden werden. Indeſſen ich babe das Bertrauen, 
Daß es die Abfiht der gegenwärtigen franzdjifchen Regierung 
ift, den Vertrag auch ohne folde Bürgſchaften redlich and 
zuführen, und th babe die Heberzeugung, wie die Herren fie 
felbft hatten, daß die Kräfte dazu vorhanden find, und daß 
die Behauptung, die Kriegsentfhädigung wäre von einer un: 
möglich zu bezahlenden Höhe, eine unbegründete if, die von 
frangsfit en Hinanzmännern und StaatSmännern nidt ge: 
theilt wird. 

Ih erlaube mir, die Mittbeilung mit dem Ausdrud der 
FAN: zu fhließen, daß diefer Friede ein dauerhafter und 
egensrether fein, und daß wir der Bürgfchaften, deren mir 
uns verſichert haben, um gegen einen etwa wiederholten An 
griff gefidhert zu fein, auf lange Zeit nicht bedürfen mögen" 


20. Mai. Niederlage der Kommune in Paris. 





22, Mereinigung von Elfaß-Lothringen mit 
dem deutlichen Heiche, 


1871. Aus der Denkſchrift zu dem betreffenden Geſetzentwurf. 


„Dur Artikel 1. des am 3. März d. I. ratiflzirten Präliminarfriebens 
wilden Deutihland und Frankreich vom 26. Februar d. I. hat Frankreich allen 
feinen Rechten und Anfprüden auf bie daſelbſt näher bezeichneten Gebiete zu 
Gunften des Deutichen Reiches entjagt. Letzteres foll biefe Gebiete Tür immer 
mit voller Landeshoheit und zu vollem Eigenthum befigen. Vorbehalten ift nur 
et mmung des bei Frankreich verbleibenden Rayons um Stadt und Feflung 

ort. 

Borbehaltlih dieſer durch den Definitivfrieben zu treffenden Beſtimmung 
befindet fih das Reich im rechtlichen Beſitze bes im gedachten Artikel bezeichneten 
Gebietes. Es ift daher befugt, die Verhältniffe des letzteren gejetlich zu regeln 
und die baldige Regelung biefes Verbältniffes Tiegt ebenjo fehr im Reichsintereſſe, 
als in dem ber Bewohner von Elſaß und Lothringen. Der vorliegende Gejet- 
entwurf fol diefe Regelung einleiten. Derfelbe beftimmt olgenbes: 

1. Elſaß und Lothringen werben mit dem Deutſchen RKeiche fofort vereinigt. 

I. Die Berfaflung des Deutſchen Reiches tritt in Elfaß und Lothringen am 
1. Januar 1874 in Wirkfamteit. 

II. Einzelne Theile der Reichsverfaſſung Finnen durch Verorbnung des Kaijers 
mit Zuſtimmung bes Bundesrathes fchon vor dem 1. Januar 1874 ein- 
geführt werben. 

IV. Bon jetzt bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Neichsverfaffung mirb 
bas gefammte Geſetzgebungsrecht — auf den Gebieten der Reichs⸗ und 
der Canbeögejetgebung — vom Kaifer mit Zuftimmung bes Bunbesrathes 
ausgelibt. 

V. Bom Eintritt ver Wirkſamkeit der Neichöverfaflung an fteht dem Reiche 
für Elſaß und Lothringen das Recht ver Geſetzgebung auch bezüglich der 
Angelegenheiten zu, welche in ben Bunbesflaaten ber Reichegefeßgebung 
nit unterliegen. 

VL Alle anderen Rechte der Staatsgewalt außer bem ber Geſetzgebung übt 
der Kaiſer aus. 

Elſaß und Lothringen werben für immer mit dem Deutſchen Reiche ſtaats⸗ 
rechtlich vereinigt, fie werben nicht Beſtandtheile eines einzelnen Bundesſtaates, 
jendern unmittelbares Reichsland. Allerdings ift die Verfaffung des Reichs für 
en unmittelbares Reichſsland noch nicht eingerichtet. Das Deutſche Reich iſt 
feinem Grundcharakter nach ein Bund jelbfiftändiger fonveräner Staaten, welche 
einen durch die Reichsverfaffung begrenzten Theil ihrer Staatshoheitsrechte an bie 
gemeinfamen Organe des Reiches abgegeben, im Uebrigen aber ihre ftaatliche 
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Selbſtſtändigkeit bewahrt haben. Dabet nehmen die einzelnen WBunbesflacten 
wiederum Theil an der Ausübung ber Reichehoheit burch ihre Bevollmächtigten 
zum Bunbesrath und ihre gewählten Abgeorpneten zum Reichstag. Das von 
—— abgetretene Gebiet iſt nicht beſtimmt, einen mit eigener Staatsbhoheit 
efleiveten, ſelbſtſtändigen Bunbesftaat zu bilden; die Tanbeshoheit über bafjelbe 
ruht im Reiche. Die Wiebergeminnung von Elfaß und Lothringen ift das er- 
bebende ftchtbare Ergebniß ber gemeinjannen friegeriihen Aktion, burch melde 
Deutihlanb in Abwehr des franzöftichen Angriffs auf feine Unabhängigkeit feine 
Einheit und Größe wiebergewonnen bat; e8 find jene Lande ber Siegetpreit ber 
Kämpfe, in welchen alle deutſchen Stämme mit- und nebeneinander geblutet haben, 
Das Äußere Pfand ber Einheit bes Deutichen Neiche®, mit vereinter Kraft er 
rungen, mit vereinter Kraft fpäter vielleicht noch einmal zu vertheibigen. Deshalb 
follen die wiedergewonnenen Gebiete als untrennbare® Ganze bem gamen 
Reiche einverleibt, nicht einem Bundesſtaate Überantwortet, nicht unter mehrere 
geipeilt werben. Die Reichsverfaſſung bietet Raum, bie formellen Schwierig 

tten eines ſolchen Berhältniffes im Wege ber Reichsgeſetzgebung zu überwinden. 

Daß eine Uebergangsperiobe erforberlich, bevor das neue Reichslanb in die 
Gemeinſchaft bes Reihe mit verfaffungsmäßigen Rechten und Pflichten eintreten 
kann, daß für bie Bevöllerung beffelben ein foldher Uebergang wünſchenswerth if, 
wird einer befonberen Begründung nicht bebürfen. Der Termin bes 1. Januar 
1874 fällt mit der Erneuerung der Legislaturperiobe des Reichstags zufammen. 

Daß fchon vor dem 1. Januar 1874 einzelne Theile ber Reichöverfaflung 
in Wirkſamkeit treten, wie 3. B. die Beflimmungen Über das Indigenat, Zoll⸗ 
und Handelsweſen, Eifenbahnwefen, Poſt- und Telegraphenweſen, Kriegsweien, 
ift durch wichtige Intereffen bes Reihe, wie des Reichslandes geboten. Richt 
minder notbwendig wirb vor jenem Termine die Einführung zahlreicher Reichs⸗ 
gefetge werden, mögen ſolche zur Ausführung jener Beſtimmungen erlafien fein, 
ober mögen fie Inftitutionen begründen, deren Uebertragung auf das Reichslaud 
durch die Einheit des Reichs gefordert wird. Endlich if es unerläßlich, befonvere 
in ben Bereich der Landesgeſetzgebung fallende Beftimmungen für das Reicheland 
zu treffen, weldye, wie bie Organijation ber Juſtiz und ber Verwaltung, ber Etat 
u. |. w. feine Verzögerung bulpen. 

Der Entwurf beantragt für den Kalfer und ben Bunbesrath bie Ermäch⸗ 
tigung, bieje gelehgeberüihen Alte während ber Uebergangsperiobe ohne Wit- 
wirtung des Keichstage vorzunehmen. Dieje Abweihung von bem normalen 
Gange findet ihre Begründung in dem Umftanbe, daß die Thätigleit ber Grich- 
gebung während jener Periode eine ununterbrochene und jederzeit bereite fein muß. 

Es bedarf faum ber Bemerkung, daß bei Ausübung berfelben ein Br 
nehmen mit Notabeln und Sachkundigen des Reichslandes in allen Fällen ſtatt⸗ 
finden wird, wo die Dringlichkeit und die politifhen Rüdfichten e® nicht hindern. 

Sämmitliche Hobeitsrechte außer der Gejetgebung werben vom Kaifer aus 

eübt. Diefer Sat kennzeichnet das Verhältniß des unmittelbaren Reichslandes. 

er beutfche Kaifer als erblicher Vertreter der Gefammtheit, welchem bie Soune- 
ränetät über bas Reichsland zufteht, übt bie Ianbesherrfichen Rechte liber bad 
Reichsland aus. 

Dem Bunbesrathe ift eine Theilnahme an ber Verwaltung nur nad Maf- 

gabe feiner Zuftänbigfeit für das ganze Heich eingeräumt. Die Organijation des 
undesraths ift im Allgemeinen für eine Betheiligung an der lokalen Verwaltung 
nicht geeignet; und einzelne befonbers wichtige Alte bier herauszugreifen iſt ſchwer. 
&n wieweit ber Kaifer feinerjeits Vollmacht ertheilen kann zur Vertretung 
in Ausübung der landesherrlichen Rechte, iſt nach allgemeinen ſtaatsrechtlichen 
Grundfägen zu entfcheiden. Es fcheint fein Bedürfniß vorzuliegen weder zu be⸗ 
fonderer Beihränfung, noch zu ausnahmsweiſer Ausdehnung ber Tandeshoheit- 
lichen Befugnifle. 

Als ſelbſtverſtändlich iſt zu betrachten, daß Die landesherrlichen Mnorbmungen 

und Berfügungen bes Kaifers zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeihnung eines Mi⸗ 
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nifters bedürfen, welcher dadurch bie Berantwortlichleit übernimmt. Diefer Mi⸗ 
niſter wird ber Reichskanzler fein, es mag nun bie gefeßgebende Gewalt dem 
Reichstage allein ober dem Reichstage und in Landesangelegenheiten einer Lanbes- 
vertretung zugewieſen werben.” ' 


2. Mai. Rede ded Fürften Biömard bei der erften Berathung 
der Vorlage im Reichstage. 


(Barum Elſaß⸗Lothringen wieber mit Deutfchland vereinigt werben 
mußte, — warum es nicht neutrales Land werben durfte; — bie 
Stimmungen im Elfaß und die Hoffnung auf allmälige Gewinnung 
berfelben; — communale Freiheit in Deutichland und Frankreich; 
— die vorläufige Ordnung der Verwaltung.) 


— „Wenn wir uns ein Jahr — oder genauer zehn Monate — 
zurliciverjegen, fo werden wir ung jagen fünnen, daß Deutjchland einig 
war in feiner Liebe zum Frieden; ed gab kaum einen Deutjchen, 
ber nicht den Frieden mit Frankreich wollte, jo lange er mit Ehren zu 
halten war. Diejenigen krankhaften Ausnahmen, die etwa den Krieg 
wollten in der Hoffnung, ihr eigenes Vaterland merde unterliegen, — fie 
find de8 Namens nicht würdig, ich zähle fie nicht zu den Deutfchen. Ich 
bleibe dabei, die Deutjchen in ihrer Einftimmigkeit wollten den Frieden. 
Ebenfo einftimmig aber waren fie, als der Krieg ung auigehrängt wurde, 
als wir gezwungen wurden, zu unſerer Vertheidigung zur Wehr zu greifen, 
wenn Gott und den Sieg in dieſem Kriege, den wir mannhaft zu führen 
entichloffen waren, verleihen jollte, nah Bürgfchaften zu ſuchen, 
welde eine Wiederholung eines ähnlichen Krieges unmwahr- 
jheinliher und die Abwehr, wenn er dennoch eintretenfollte, 
leihter machen. Jedermann erinnerte fih, daß unter unjeren Vätern 
ſeit dreihundert Jahren wohl ſchwerlich eine Generation geweſen 
tft, die niht gezwungen war, den Degen gegen Frankreich zu 
ziehen, und Jedermann fagte fih, daß, wenn bei früheren Gelegenheiten, 
wo Deutjchland zu den Siegern über Frankreich gehörte, die Möglichkeit 
verfäunt worden war, Deutichland einen befferen Schug gegen Welten 
zu geben, dies darin lag, daß wir den Sieg in Gemeinfhaft mit Bundes- 
enofjen erfochten hatten, deren Intereſſen eben nicht die unfrigen waren. 

dermann war alſo entſchloſſen, wenn wir jegt, jelbitftändig und rein 
auf unfer Schwert und unfer eigenes Recht gejtügt, den Sieg erfämpften, 
mit vollem Ernfte dahin zu wirken, daß unjeren Kindern eine ge» 
jihertere Zukunft hinterlafjen werde. 

Die Kriege mit Frankreich hatten im Laufe der Jahrhunderte, da 
fie vermöge der Zerrifienheit Deutjchlands faft ftets gu unferem Nachs 
theile ausfielen, eine geographiich=militairifche Grenzbildung gejchaffen, 
welche an fich für Frankreich voller Berfuhung, für Deutſchland voller 
Berrohung war, und ich kann die Rage, in der wir und befanden, in der 
namentlih Süddeutſchland ſich befand, nicht jchlagender charalterifiren, 
ald es mir gegenüber von einem geiftreichen ſüddeutſchen Souverain einft 
geihah, als Deutjchland gedrängt wurde, im orientaliichen Kriege, für 
die Weftmächte Partei zu nehmen, ohne daß e8 der Ueberzeugung jeiner 
Regierungen nach ein felbftftändiges Intereſſe hatte, diefen Krieg zu führen. 
Ih kann ihn auch nennen — e8 war der hochſelige König Wilhelm 
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von Württemberg. Der fagte mir: „Ich theile Ihre Anficht, daß mir 
fein Intereſſe haben, uns in diefen Krieg zu mifchen, daß fein deutiches 
Snterefie dabei auf dem Spiele fteht, welches der Mühe werth wäre, 
deutfches Blut dafür zu vergießen. Aber wenn wir uns darum mit den 
Weftmächten überwerfen follten, wenn es fomweit kommen follte, zählen 
Sie auf meine Stimme im Bundesratbhe, biß zu der Zeit, wo ber Kri 

zum Ausbruch kommt. Dann aber nimmt die Sache eine andere Geſta 

an. Ich bin entfchloffen, jo gut wie jeder andere, die Berbindlichketten 
einzuhalten, die ich eingegangen bin. Aber hüten Sie fich, die Menſchen 
anders zu beurtheilen, wie fie find. Geben Sie uns Straßburg, und 
wir werden einig fein für alle Eventualitäten; fo lange Straß 
burg aber ein Ausfallthor ift für eine ftet3 bewaffnete Madt, 
muß ich befürdten, dag mein Land überſchwemmt wird von 
fremden Truppen, bevor mir der Deutfhe Bund zu Hülfe 
fommen kann. Ich werde mich feinen Augenblid bedenken, da8 harte 
Brod der Verbannung in ihrem Lager zu eflen, aber meine Unterthanen 
“ werden an mich fehreibeu. Sie werden von Kontributionen erdrückt werden, 
um auf Aenderung meines Entjchluffes zu wirken. ch weiß nicht, was 
ich thun werde, ich weiß nicht, ob alle Xeute feft genug bleiben werden. 
Aber der Knotenpunkt liegt in Straßburg, denn jo lange das nidt 
deutfch ift, wird es immer ein Hinderniß für Süddeutſchland 
bilden, fi der deutfhen Einheit, einer deutfch-nationalen 
Politik ohne Rüdhalt hinzugeben. So lange Straßburg ein Aus 
fallthor für eine ſtets waffenbereite Armee non 100 bis 150,000 Mann 
ift, bleibt Deutfchland in der Tage, nicht vechtzeitig mit ebenſo ſtarken 
Streitkräften am Oberrhein eintreten zu können — die Franzoſen werden 
ſtets früher da fein.“ 

Ich glaube, diefer aus dem Leben gegriffene Yall jagt Allee — id 
babe dem nichts hinzuzufügen. 

Der Keil, den die Ede des Elſaß bei Weißenburg in Deutfchland 
bineinfchob, trennte Sübdeutfchland wirkfamer als die politiihe Mainlinie 
von Norddeutfchland, und e8 gehörte der hohe Grad von Entfchloffenbeit, 
von nationaler Begeifterung und Hingebung bei unjeren füddeutichen 
Bundesgenoffen dazu, um ungeadhtet dieler nabeliegenden Gefahr, der jie 
bei einer gefchidten Führung des Feldzuges von Seiten Frankreichs au 
geiest waren, feinen Augenblid anzuftehen, in der Gefahr Norddeutſch⸗ 
ands die ihrige 8 ſehen und friſch zuzugreiſen, um mit uns gemeinſchaft⸗ 
lich vorzugehen. Daß Frankreich in * überlegenen Stellung, in dieſem 
vorgefchobenen Baftion, welches Straßburg gegen Deutfchland bildete, der 
Verſuchung zu erliegen jeder Zeit bereit war, fobald innere Berhältnifie 
eine Ableitung nah Außen nützlich machten, das haben wir Jahrzehnte 
hindurch geieben. Es ift befannt, daß ich noch am 6. Auguft 1866 im 
dem Fall gewefen bin, den franzöſiſchen Botfchafter bei mir eintreten zu 
feben, um mir mit furzen Worten das Ultimatum zu ftelen, Mainz 
an Frankreich abzutreten, oder die fofortige drie Serflärung 
zu gewärtigen. Ich bin natürlich nicht eine Sekunde nimeitelhaft geweſen 
über die Antwort. Ich antwortete ihm: Gut, dann iſt Krieg! Er 
reifte mit diefer Antwort nad Paris; in Paris befann man fich einige 
Tage nachher anders, und man gab mir zu verftehen, dieſe Inſtruktion 
fei dem Kaifer Napoleon während einer Krankheit entrifien worden. 
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Die weiteren Berfuche in Bezug auf Luxemburg und weitere Fragen find 
befannt. Ich komme darauf nicht zurüd. Ich glaube, ich brauche auch 
nicht En beweifen, daß Frankreich nicht immer charalterftart genug war, 
3 ſuchungen, die der Befitz des Elſaß mit ſich brachte, zu wider⸗ 


n. 
Die Frage, wie Bilrgfchaften dagegen zu gewinnen ſeien, — terri⸗ 
torialer Natur mußten fle fein, die Öerantien der außmärtigen Mächte 
foımten ung nicht viel helfen, denn foldde Garantien haben ar meinem 
Bedauern mitunter nachträglich eigenthümlich abſchwächende Deklarationen 
erhalten. Man follte glauben, daß ganz Europa das Bediirfnig empfunden 
hätte, die häufig wiederkehrenden Kämpfe zweier großen Kulturvölfer in⸗ 
mitten der europäifchen Eivilifation zu hindern, und daß die Einficht nahe 
log, daß das einfachſte Mittel fie zu hindern, dasjenige fei, daß man den 
weifellos friedfertigeren Theil von beiden in feiner Bertheidigung ftärke. 
wi kann indeß nicht fagen, daß dieſer Gedanke von Haus aus liberal 
einleudhtend gefunden wurde. E83 murde nach andern Auskunftsmitteln 
Kiucht, es wurde ung vielfach vorgefchlagen, wir möchten uns mit den 

gstoften und mit der Schleifung der Framöfifchen Beftungen in Elſaß 
umd Lothringen begnügen. Ich babe dem immer mwiderftanden, indem ic) 
dieſes Mittel für ein unpraktijches im Intereſſe der Erhaltung des Frie⸗ 
dens anjehe. Es ift die Konftituirung einer Servitut auf fremdem Grund 
und Boden, einer fehr drüdenden und befchmerlichen Laft für das Sou⸗ 
peränetät8=, für das Unabhängigkeitsgefühl desjenigen, den fie trifft. Die 
Abtretung der Peftungen wird kaum ſchwerer empfunden, als daß Gebot 
des Auslandes, innerhalb des Gebietes der eigenen Souveränetät nicht 
bauen zn dürfen. Die Schleifung de unbedeutenden Platzes Hüningen 
it vielleicht öfterE wirkſamer zur Erregung franzöfifher Leidenjchaft bes 
nust worden, als der Berluft irgend eines Territoriums den Frankreich 
an jeinen Eroberungen 1815 zu erleiden hatte. Ich babe deshalb auf 
diefes Mittel einen Werth gelegt, um jo weniger, als nad) der geogra« 
phiſchen Konfiguration das vorjpringende Baftion, wie ich mir erlaubte, 
es zu bezeichnen, als Ausgangspunkt der franzöſiſchen Truppen 
immer gleich nahe an Stuttgart und Münden gelegen hätte, wie 
jetzt. Es fam darauf an, ihn weiter zurüdzuverlegen. 

Außerdem ift Meg ein Ort, deflen topographifche Konfiguration von 
der Art, daß die Kunft, um es zu einer ſtarken Feſtung zu machen, mır 
jehr wenig zu thun braudt, und dasjenige, was fie etiva daran gethan 
bat, wenn es zerftört würde, was fehr koſtſpielig wäre, doch fehr raſch 
wieder herzuftellen wäre. ch habe alfo die Auskunft3mittel als unzu⸗ 
länglih angejehen. 

Ein anderes Dittel wäre gemejen — und da8 murde auch von Ein⸗ 
wohnern von Elfaß und Lothringen befürwortet — einen neutralen 
Staat, ähnlich wie Belgien und die Schweiz, an jener Stelle zu 
errichen. Es wäre dann eine Kette von neutralen Staaten bergeftellt 
geweien von der Nordfee bis an die Schweizer Alpen, die es und aller- 
—— unmöglich gemacht haben würde, Frankreich zu Lande anzugreifen, 
weil wir gewohnt ſind, Verträge und Neutralitäten zu achten, und weil 
wir durch dieſen dazwiſchen liegenden Raum von Frankreich getrennt 
wären, keineswegs aber wlrde Frankreich an dem, im lebten Kriege ja 
gehegten aber nicht ausgeführten Plan gehindert fein, gelegentlich feine 
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Flotte mit Randungstruppen an unfere Küften zu fchiden oder bei Ber: 
bündeten franzöfifde Truppen zu landen und bei ung einrüden zu laflen. 
Frankreich hätte einen ſchützenden Gürtel gegen ung befommen, 
wir aber wären, fo lange unfere Flotte der franzöſiſchen 
nicht gemaalen if, zur See night gebedl gewefen. Es war 
diefer Grund aber nur in zweiter Linie. Der erfte Grund ift der, daß 
die Neutralität überhaupt nur haltbar tft, wenn die Bevölke— 
rung entſchloſſen iſt, ſich eine unabhängige neutrale Stellung 
ir wahren und für die Erhaltung ihrer Neutralität zur Noth mit 

affengewalt einzutreten. So hat e8 Belgien, fo hat e8 die Schweiz 
gethan; beide hätten uns gegenliber es nicht nöthig gehabt, aber ihre Neu- 
tralität ift thatjächlic” von beiden geachtet worden; beide wollen unab- 
bängige, neutrale Staaten bleiben. Diefe Borausjegung märe bei den 
neuzubildenden neutralen Elſaß und Lothringen in der nächſten Zeit nicht 
zugetroffen, fondern es ift zu erwarten, daß die ftarken franzöfifchen Ele 
mente, welche im Lande noch lange zurüdbleiben werden, die mit ihren 
Interefien, Sympathien und Erinnerungen an Frankreich hängen, dieſen 
neutralen Staat, welcher immer fein Souverän fein möchte, bei einem 
neuen franzöfifch=deutichen Kriege beftimmt haben würden, ſich Frankreich 
wieder anzufchließen, und die Neutralität wäre eben nur ein für 
und jhädliches, für Frankreich nüglihes Trugbild gemejen. 
Es blieb daher nichts anderes übrig, als dieſe Tandesftriche mit ihren 
ftarten Feftungen vollftändig in deutjche Gewalt zu bringen, um fie feldft 
als ein ſtarkes Glacis Deutthlands gegen Frankreich zu vertheidigen, und 
um den Audgangdpunft etwaiger franzöfifcher Angriffe um eine Anzahl 
von Tagemärſchen weiter zurüdzulegen, wenn Frankreich entweder bei 
eigener Erſtarkung oder im Beſitz von Bundesgenoffen und den Hand- 
ſchuh wieder hinwerfen follte. 

Der Verwirklichung diefe8 Gedankens, der Befriedigung dieſes uns 
abweisbaren Bedürfniffes zu unferer Sicherheit ftand in erfter Linie die 
Abneigung der Einwodner jelbft, von Frankreich getrennt zu 
werden, entgegen. Es ift nicht meine Aufgabe, bier die Gründe zu 
unterjuchen, die es möglich machten, daß eine urdeutfche Bevölkerung einem 
Lande mit fremder Sprache und mit nicht immer mwohlwollender und 
Ihonender Regierung in diefem Maße anhänglich werden konnte. Etwas 
liegt wohl darin, daß alle diejenigen Eigenthaften, die den Deutichen 
vom Franzofen unterfcheiden, gerade in der eljaffer Bevöllerung in pen 
Grade verkörpert werden, fo daß die Bevölkerung diefer Lande in Bezug 
auf Tüchtigkeit und Ordnungsliebe, ich darf wohl ohne Ueberhebung jagen, 
eine Art von Ariftofratie in Frankreich bildete; fie waren befähigter zu 
Aemtern, zuverläffiger im Dienft, die Stellvertreter im Militär, die Gens 
darmen, die Beamten; im Staatöbienft in einem die Proportion der Ve⸗ 
völkerung weit überragenden Verhältniß waren Elfaffer und Lothringer; 
e3 waren die 1’, Millionen Deutfchen, die alle Vorzüge des Deutſchen 
in einem Volle, da8 andere Vorzüge hat, aber gerade nicht diefe, zu ver- 
werthen im Stande waren und thatjächlich verwertheten; fle hatten durch 
ihre Eigenfchaften eine bevorzugte Stellung, die fie manche geſetzliche Un⸗ 
billigkeit vergeſſen machte. Es Liegt daber im deutſchen Charakter, daß 
jeder Stamm ſich irgend eine Art von Ueberlegenheit namentlich über 
feinen nächſten Nachbar vindicirt; hinter dem Elſaſſer und Lothringer, fo 
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lange er franzöfifch war, ftand Paris mit feinem Glanze und Frankreich 
mit ferner einbeitlihen Größe; er trat dem deutichen Landmann gegen» 
über mit dem Gefühle: Paris ift mein, und fand darin eine Quelle für 
ein Gefühl partifulariftiicher Ueberlegenheit. ch gehe nicht auf die wei⸗ 
teren Gründe zurüd, daß jeder fich einem großen Staatsweſen, welches 
feiner Fähigkeit vollen Spielraum giebt, leichter affimilirt, als einer zer» 
riffenen, wenn auch ſtammperwandten Nation, wie fie fich früher dieſſeits 
des Rheins für den Elfaffer darftellte.e Thatfache ift, daß diefe Ab» 
neigung vorhanden war und daß es unjere Pflicht ift, fie mit 
Geduld zu überwinden. Wir haben meines Erachtens viele Mittel 
dazu; wir Deutfchen haben im Sanzen die Gewohnheit, wohl- 
wollender, mitunter etwaß ungejhidter, aber auf die Dauer 
fommt es doch heraus, mwohlmollender und menjhlicher zu regieren, als 
es die franzöfifchen StaatSmänner thun; es ift das ein Forzug des deut⸗ 
ſchen Weſens, der in dem deutjchen Herzen der Elſaſſer bald anheimeln 
und erfennbar werden wird. Wir find außerdem im Stande, den 
Bewohnern einen viel höheren Grad von fommunaler und 
individueller Freiheit zu bemilligen, al3 die franzdöfifchen 
Einrihtungen und Traditionen dies je vermochten. Wenn wir 
die heutige Parifer Bewegung betrachten, fo wird auch bei ihr eintreffen, 
wa3 bei jeder Bewegung, die eine gewiſſe Nachhaltigkeit hat, unzweifelhaft 
ft, daß neben allen vernünftigen Motiven, die ihr anfleben und den Ein- 
zelnen beftinmen, in der Grundlage irgend ein vernünftiger Kern ftedt, 
jonft vermag feine Bewegung auch nur da8 Maß von Kraft zu erlangen, 
wie die Parifer es augenblidli erlangt hatten. Diefer vernünftige Kern 
— ih weiß nicht, wie viel Leute ihm anhängen, aber jedenfalls die beften 
und intelligenteften von denen, die augenblidlich gegen ihre Landsleute 
kämpfen, — ich darf es mit einem Worte bezeichnen: es iſt die deutſche 
Städteordnung; wenn die Kommune diefe hätte, dann würden die Befleren 
ihrer Anhänger zufrieden fein, — ich fage nicht alle. Wir müffen unters 
ſcheiden: wie liegt die Sache? die Miliz der Gewaltthat befteht übermies 
gend and Leuten, die nichts zu verlieren haben, e8 giebt in einer Stabt 
von zwei Millionen eine große Anzahl fogenannter repris de justice, 
Leute, die man bei uns als unter polizeilicher Aufficht bezeichnen würde, 
Leute, die die Intervalle, die fie zwiſchen zwei Zuchthausperioden haben, 
in Paris zubringen, und die fi) dort in erheblicher Anzahl zuſammen⸗ 
finden, Leute, die tiberall, wo es Unorbnung und Plünderung giebt, bes * 
reitwillig derfelben dienen. Es find gerade diefe, die der Bewegung den 
bedrohlihen Charakter für die Eivitifation gegeben haben, durch den fie 
ſich gelegentlich bervorthat, ehe man die theoretiihen Ziele näher unter: 
juhte, umd die im Intereſſe der Menſchlichkeit, hoffe ich, jet zu den 
Ueberwundenen gehören, aber freilich ebenfo gut auch rüdfällig werden 
Innen. Neben diefem Auswurf, wie er fi) in jeder großen Stadt ja 
reichlich findet, wird die Miliz, der ich gedacht, gebildet durd eine Anzahl 
von Anhängern der europäiſchen internationalen Republit. Mir find die 
differn genannt worden, mit welchen die fremden Nationalitäten fich dort 
betheiligen, von denen mir nur vorjchwebt, daß beinahe achttaufend Eng» 
länder fi zum Zwecke der Verwirklichung ihrer Pläne in Paris befinden 
follen, ich fege voraus, daß es großentheils irifche Fenier find, die mit 
dem Ausdrude Engländer bezeichnet würden, ebenfo eine große Anzahl 
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Belgier, Bolen, Garibaldianer und Italiener. Das find Leute, denen bie 
Kommune und die franzöflfchen Freiheiten ziemlich gleichgültig find, fie 
erfireben etwas Anderes, und auf fie war natürlich jenes Argument nicht 
erihtet, wenn ich fagte, es ift in jeder Bewegung ein vernünftiger 
ern. 

Solde Wünfche, wie fie ja in Frankreich bei den großen Gemeinden 
ſehr berechtigt find im Vergleich mit ihrer ſtaatrechtlichen Bergangenheit, 
die ihnen nur ein fehr geringes Maß der Bewegung zuläßt und nad) 
den Traditionen der franzöfiichen StaatSmänner das Aenßerſte dennod 
bietet, wa8 man der kommunalen Freiheit gewähren kann, machen fich ja 
bei dem deutſchen Charakter der Elfaffer und Lothringer, der mehr nad 
individueller und kommunaler Selbftftändigfeit ftrebt, wie der Franzoſe, 
in hohem Grade fühlbar, und ich bin überzeugt, daß wir der Benöl: 
ferung des Elſaß auf dem Gebiete der GSelbftpverwaltung 
obne Schaden für das gefammte Reich einen erheblich freieren 
Spielraum lajfen können — von Haufe aus, der allmählich fo 
erweitert wird, daß er dem Ideal zuftrebt, daß jedes Individuum, jeder 
engere MHeinere Kreis das Maß der Yreibeit beflkt, was überhaupt mit 
der Ordnung des Geſammt⸗Staatsweſens verträglich if. Das zu er 
reichen, diefem Ziele möglihft nahe zu kommen, halte ich für die Aufgabe 
jeder vernünftigen Staatskunſt, und fie ift für die deutfchen Einrichtungen, 
unter denen wir leben, fehr viel erreihbarer, als fie e8 in Frankreich 
nah dem franzöfiichen Charakter und der unitarifhen Berfaffung von 
Frankreich jemals werden kann. Ich glaube deshalb, daß es und 
mit deutfher Geduld und mit deutſchem Wohlwollen gelingen 
wird, den Landsmann dort zu gewinnen — vielleicht in für: 
zerer Zeit, al3 man jeßt erwartet. Es werden aber immer Ele 
mente zurädbleiben, die mit ihrer ganzen perſönlichen Vergangenheit in 
Branfreich murzeln und die zu alt find, um fich davon noch InSzureißen, 
oder die durch ihre materiellen Intereffen mit Frankreich nothmendig zus 
fammenhängen und für da8 Zerreißen der Bande, die fie an Frankrei 
Inüpften, eine Entſchädigung bei uns entweder gar nicht oder nur jpät 
finden können. Alfo wir dürfen uns nicht damit fchmeideln, 
ſehr rafh an dem Ziele zu fein, daß in Elfaß die Verhältniſſe jein 
würden wie in Thüringen in Bezug auf deutihe Empfindungen; aber 
wir Dürfen denn doch aucd nicht verzweifeln, das Ziel, dem 
"wir zuftreben, unfererfeit8 noch zu erleben, wenn wir die Zeit 
erfüllen, welche dem Menſchen im Durchſchnitt gegeben ift. 

Wie nun diefer Aufgabe näher zu treten fei, in welcher Form zu 
nähft, das ift die Fraͤge, welche jet zuerft an Sie herantritt, meine 
Deren, aber doch nicht in einer enticheidenden und die Zukunft bindenden 

eife. Ich möchte Sie bitten, bei diejen Beralhungen fih nicht auf den 
Standpunkt zu ftellen, daß Sie etwas für die Ewigkeit Gültiges machen 
wollen, daß Sie jeßt ſchon fi in einem feften Gedanken bilden wollen 
über die Geftaltung der Zukunft, wie fie nad mehreren Jahren etwa 
fein fol. Dahin reicht meines Erachtens Teine menfchlihe Vorausſicht. 
Die Berhältniffe find abnorm; fie mußten abnorm fein — unfere ganze 
Aufgabe war e8 — und fie find nicht nur abnorm in der Art, wie wir 
das Elſaß gewonnen haben, fie find auch abnorm in der Perfon de} 
Gewinnerd. Ein Bund, auß fouveränen Fürften und freien Städten be 
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fehend, der eine Eroberung macht, die er zum Bedürfnifle feines Schuges 
behalten muß, die fi aljo im gemeinfamen Beige befindet, ift eine in 
der Gefchichte fehr feltene Erfcheinung, und wenn wir einzelne Unterneb- 
mungen von Schweizer Kantonen abrechnen, die doch auch immer nicht 
die Abficht hatten, fih die gemeinfam gewonnenen Länder gleich berechtigt 
u affimiliren, fondern fie als gemeinfame Provinzen zum Vortheil der 
oberer zu bewirtbichaften, fo glaube ich kaum, da fd in der Gefchichte 
etwas Aehnliches findet. Ich möchte alfo glauben, daß gerade bei diefer 
abnormen Tage und abnormen Aufgabe die Mahnung, den Fernblid des 
Kharffichtigften Politilerd in menſchlichen Dingen nicht zu überſchätzen, 
beſonders an uns berantritt. ch wenigftens fühle mich nicht im Stande, 
jest Schon mit voller Sicherheit zu jagen, wie die Situation nad drei 
Jahren im Elfaß und in Lothringen jein wird. Um das berechnen zu 
innen, müßte man in die Zukunft ſehen. Es bängt das von Faktoren 
ab, deren Entwidelung, deren Berhalten und guter Wille gar nicht in 
unjerer Gewalt ftehen und von uns nicht regiert werden können. Es ift 
dad, was wir Ihnen vorlegen eben ein Verſuch, den richtigen Anfang 
aner Bahn zu finden, über deren Ende wir felbft nach der Belehrung 
durch die Entwidelung, durch die Erfahrungen, die wir machen werden, 
bedürftig find. Und ich möchte Sie deshalb bitten, einftweilen denjelben 
empiriihen Weg gehen zu wollen, den die Regierungen gegangen find, 
und die Berhältniffe zu nehmen, wie fie liegen, und nicht, wie fie vielleicht 
wänfhenswerth wären. Wenn man nichts Beſſeres an die Stelle zu fegen 
weiß von Etwas, was einem nicht vollftändig gefällt, fo thut man immer, 
meiner Üeberzeugung nad, befler, der Schwerfraft der Ereigniffe 
ihre Wirkung zu lafjen und die Sade einftweilen fo zu neh— 
men, wie fie liegt; fie liegt aber fo, daß die verbiindeten Regierungen 
gemeinfam diefe Länder gemonnen haben, daß ihr gemeinjamer Befig, ihre 
gemeinfame Verwaltung etwas Gegebenes ift, was nad unjeren Bedürf— 
niſſen und nach den Bedürfniſſen der Betheiligten in Elſaß und Lothringen 
modificirt werden kann, aber ich möchte dringend bitten, fparen Sie 
li, ebenfo wie e8 die verbündeten Regierungen madhen, da8 
Urtheil über die Beftaltung, wie fie definitv einmal werden 
kann, noch auf. Haben Sie mehr Muth, die Zukunft zu präjudiciren, 
als wir haben, fo werden wir Ihnen bereitwillig entgegentommen, da wir 
unfere Arbeit ja doch nur gemeinjchaftlich betreiben koͤnnen, und gerade 
die Vorſicht, mit der ich die Heberzeugung der verbündeten Regierungen 
fundgebe, mit der diefelben fich die Ueberzeugung gebildet haben, zeigt 
Ihnen zugleich die Bereitwilligfeit, in ber wir ung befinden, uns belehren 
zu lafien, wenn wir irgend einen befjeren Vorſchlag erhalten, namentlich 
wenn er fich durch die an der Hand der Celabrung, jelbit einer kurzen 
Erfahrung, als der befiere bewährt haben follte. Und wenn ich unferers 
jeits diefen guten Willen fundgebe, jo bin ich ficher, daß er bei Ihnen 
ebenfo vorhanden ift, auf diefem Wege gemeinfam mit deutſcher Ge— 
duld und dentſcher Liebe FR allen, befonders zu den neueften 


Landsleuten, das richtige Ziel zu finden und ſchließlich zu er- 
reihen.“ 
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20.—22. Mai. Zweite Berathung. Beſchlüſſe de Reichstages: 
Die Dauer ber Dietatur wird nad dem Kommiüfion® 
antrag ftatt bis zum 1. Ianuar 1874 nur bis zum 
1. Sanuar 1873 beitimmt. 

Kemer wirb ein Antrag (von Stauffenberg und 

Lasker) angenommen, nad) weldyem 
„bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Reichsverfafſung 
der Kaifer bei Ausübung der Gejeggebung an die Zuftimmung 
des Bundesrathes und bei Gefegen, welche Eljaß- Lothringen 


mit Anleihen oder Garantien belaften, auch an die Zuftimmung 
des Neichstages gebunden fein joll.“. 


Bei der dritten Berathung. 


25. Mai. Aus den Reden ded Fürften v. Bis marck gegen 
obige Beſchlüſſe. 

(Warum Elfaf - Lothringen unmittelbares Reichsland, nicht pren- 
ßiſches Land werben mußte; — der eljäffiihe PBarticularismms und 
feine Förderung; — Selbftregierung; — Bismard ber „Abvolat” 
für Elfaß - Lothringen; — Bertrauensfragen.] 

— „3b babe da8 Bedürfniß, in der allgemeinen Berathung über 
die vorliegende Frage einige Worte zu fagen, weil e8 mir nicht vergönnt 
gemefen a mich in der erften und zweiten Leſung an den Berathungen 
weiter zu betbeiligen, ich meine namentlich auch an den Kommiſſionsver⸗ 
panbiungen, jo jehr ich das Bedürfniß hatte, mich dort in- vertraulicherer 
Weiſe, als e8 hier geichehen kann, auszuſprechen. Ich war zu der Zeit 
in Frankfurt abwejend. Ich habe mich gefreut, aus dem Ergebniß zu 
erfehen, daß Sie der in der Kommilfion vielfah an Sie herantretenden 
Berfuhung widerftanden haben, das Schidjal von Eljaß-Tothringen in 
dem jegigen Stande und ohne Mitwirkung der Einwohner diefer Länder 
weiter feitzulegen, als es in diefem Momente unbedingt rechtlich noth⸗ 
wendig ift, die rechtlihe Nothwendigkeit beſchränkt fi im Augenblid 
Daran. den Bewohnern diefer Yänder das ftaatsrechtliche Bürgerthum m 
Deutjchland zu ſichern; alle Schritte darüber hinaus halte ich für den 
Augenblid für gewagt und der politifhen Klugheit nicht entſprechend. 
Letztere räth meiner Ueberzeugung nad, in unfiheren und unklaren Ber: 
hältnifjen die Schritte vorwärts auf das nothwendige Maß zu beichränten, 
den Boden zu unterſuchen, ich will nicht Jagen, Berfuche zu machen, aber 
doch erft fi) durch die Betheiligten und durd die Dinge, die wir biäher 
eh ns voller Genauigkeit Tennen, belehren zu laflen, was dort zu ge 

eben bat. 

Was wir den Elfaffern jegt aljo zu geben haben, ift das deutſche 
Bürgerrecht, die Möglichkeit des freien Verkehrs innerhalb Deutſchlands 
in Handels⸗ und fozialer Degiehung, nachdem ihnen der freie Verkehr mit 
Frankreich abgefhnitten und ‚verfchlofien fein wird. Wir müffen uns daher 
notbwendig jchlüffig machen über die Form, in der wir ihnen dieje® 
Burgerrecht geben wollen, gewifjermaßen über die Thür, weldye wir ihnen 
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ins Reich hinein öffnen. Es bat ja dabei ernfthaft nur in Yrage fommen 
können, ob das Elſaß und Lothringen einem der beftehenden 
Bundesftaaten ganz oder unter Bertheilung der Länder ans 
yelatollen werden Pot, oder ob es znnädft ein unmittelbares 

eihsland bleibt, bis es felbft, fo zu jagen, in der deutſchen 
Familie mündig geworden ift, um über fein eigene Geſchick 
mitzuwirfen. Ernfibaft ift wohl nur in Frage gefommen: fol Elſaß 
und Lothringen zu Preußen gelegt werden, oder fol e8 unmittelbares 
Reihsland fan? Ich Habe mich unbedingt für daß Letztere von 
Anfang an entichieden, einmal um dynaftifche Tragen nicht ohne Noth in 
unfere politifchen zu mifchen, zweiten® aber auch darum, weil ich es 
für leihter halte, daß die Elfaffer fich eher mit dem Namen 
der „Deutfchen“ befreunden, al8 mit dem Namen der „Preußen.“ 

Die Elfafier haben fih in ihrer zmweihundertjährigen Zugehörigkeit 
zu Sranfreih ein tüchtiges Stüd Partikularismus nad guter 
deutiher Art erhalten, und das ift der Baugrund, auf dem wir meines 
Erachtens mit dem Yundamente zu beginnen haben werden; diejen Par- 
titularismus zunächſt zu ftärken, ift im Widerfprud zu den 
Eriheinungen, die uns in ähnlicher Weije im Norden Deutfch- 
lands vorgelegen haben, jegt unfer Beruf. Je mehr ſich die 
Demohner des Elſaß als Elfaffer fühlen werden, umfomehr 
werben fie Das Franzoſenthum abthun. Es ift faum zu zweifeln, 
dag dem Elſaß, jo wenig wie wir und gegenjeitig fennen, die ein Men⸗ 
ſchenalter hindurch fortgeſetzte Verdächtigung des preußifhen Namens 
von Seiten der franzöſiſchen Regierung einigermaßen abgefärbt hat. 
Außerdem aber ift e8, wie ich Ihnen vorhin fchon erwähnte, den edafern 
leichter, fih ihrer Abftammung als Deutfche bewußt zu werden, als den 
Namen Preußen anzunehnen. Allein diefer Grund würde ſchon für mid) 
enticheidend jein. 

Was fpäter im Intereſſe des Reichs, im Intereſſe des Elſaſſes zu 
thun fein wird, darüber wollen wir vor allen Dingen, denke ich, 
die Elfajfer und Rothringer ſelbſt hören. Che wir weiter gehen, 
babe ich wenigſtens das Bedurfniß — und muß ich fagen, daß es mir 
in den Verhandlungen, die ich biöher gelefen habe, doch nicht mit hin⸗ 
reichender Anerkennung der berechtigten Unabhängigkeit eines jeden Volks⸗ 
ſtammes betont worden ift, — habe ih vor Allem das Bedürfniß, die 
Meinung der Elfaffer ſelbſt kennen zu lernen. 

Wenn das Gefeg ind Leben tritt, und, fo meit ich berufen fein 
werde, dabei Sr. Majeftät einen Rath zu ertheilen und diefen Rath im 
Bundesrathe geltend zu machen, fo wird die erfte Maßregel fein: die 
Anordnung der Kommunalwahlen im ganzen Elfaß, welde ant 
6. Auguft v. 3. ftattzufinden hatten und nicht ftattgefunden haben. Die 
jweite Maßregel wird die fein, daß die Generalräthe gewählt werden 
nah dem alten franzöfifchen Gefege, wonad fir jeden Kanton ein Ge⸗ 
neralrath gewählt wird, damit wir in den Departements Verfammlungen 
haben, die uns mit mehr Sachkunde als unfere dorthin geſchickten Beamten 
Auskunft darüber geben können, wo die Leute der Schuh drüdt und was 
fie für Bedürfniffe haben. Ich habe nicht das mindefte Bedenken, fo weit 
zu gehen, daß die Ernennung der Kommunalbeamten ebenfalld der Wahl 
übertragen werde. Ich würdige volllommen die Gefahren, die daraus 
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entftehen können; ich fürchte mich aber noch mehr vor den Gefahren, di 
daraus entftehen, wenn die Zahl der Beamten, die wir dorthin fchufen 
müflen, über da8 Allernothiwendigfte hinaus vermehrt wurde. Es iſt ganz 
unvermeidlich, daß ein Beamter, der fremd ins Land hineinlommt, wenn 
auch mit dem dazu erforderlichen Bildungsgrade, doc vielleicht nicht mit 
der breiteren Weltanfhauung, die zu einer Neumifflon im neuen Lande 
erforderlich ift, hinfommt, daß der durch Mißgriffe Feindfchaft, Berftim- 
mung hervorruft, die mit den Abfichten der Regierung, die er ausführen 
follte, durchaus in feinem Zuſammenhange fieben. Hat er einmal fid 
geirrt, fo liegt es der menjchlichen Natur wiederum zu nahe, dies nicht 
zuzugeben, fondern die Schuld in den Einwohnern zu ſuchen, und nicht 
in ſich ſelbſt; man bekömmt gegenfeitig Denunziationen und Verdächti⸗ 
ungen gegen den Beamten auf der einen Seite und Beſchwerden aus 
den Gemeinden auf der anderen Seite. Ich fürchte viel weniger, daß die 
und noch abgeneigte Stimmung dazu führen Lönnte, daß die Kommunal 
beamten, wenn fie von den Gemeinden gewählt werden, gefährlicher werden 
könnten, al8 ich unfer eigene® Unvermögen fürchte, dem Lande überall 
geeignete Beamte liefern zu können. 

Sollte diefe Hoffnung täuſchen, fo ift e8 der Vortheil einer ener- 
giſchen und entſchloſſenen Pegierung, daß fie Eleine Feuer, die irgendwo 
aufgehen könnten, nicht fürchtet. Wie weit man außerdem in der Selbf- 
regierung des Landes durch fich felbft wird gehen können, darüber 
getraue ich mich faum, ſchon ein Urteil auszuſprechen, jedenfalls halte 
ıh es rathſam, bier wie überall jo weit zu gehen, wie irgendmwie 
mit der allgemeinen Sicherheit des Reiches und des Landes 
verträglich fein wird. 

Es ift das eine Aufgabe, vor die ich mich geftellt fühle, die mir ja 
in meiner bisherigen Lebensthätigkeit neu ift und eine beſchwerliche, ſehr 
fhwierige, fehr verantwortliche Aufgabe, an die beranzutreten für mid 
nit ohne Bedenken ift. 

Nachdem Die Aufgabe, die ih mir bei Uebernahme des 
preußifhen auswärtigen Minifteriums geftellt babe, oder 
ih will jagen, die mir vorgefchwebt hat, die Herftellung des 
Deutfhen Reiches in irgend einer Geſtalt, in einer kürzeren 
Beit, als ih nah menſchlicher Berehnung erwarten fonnte 
und in vollerem Maße, als ih damals hoffte, zu erleben, 
fih erfüllt hat, betradte ich meine politifhen Berpflichtungen 
meinem Baterlande gegenfiber einigermaßen als ausgelöft, 
und wenn ich in diefem Stadium bei abnehmender Geſundheit und ab- 
nehmender Arbeitskraft vor einer folchen Aufgobe nicht zurückſchrecke, fo 
leitet mich dabei ein gewifies Gefühl der Berantwortlichkeit für das 
Schickſal der Bewohner diefer Provinz, wegen des Antheild, den 
Hi an ihrer Loslöſung von Frankreich habe; ich Füble mich berufen, 
ihr Advolat in dem neuen Staatsweſen, dem fie beitreten, 
ſoweit e8 mir gegeben ift, zu fein und ic möchte fie ungern 
im Stide laffen. 

Zur Durchführung diefer Aufgabe bedarf ich eines entgegenlommenden 
Vertrauens der Länder felbft, aber vor allen Dingen bedarf id des 
vollen Vertrauens der Neihsbehörden, des Reichstages und 
des Bundesraths, die hinter mir flehen, und in deren Namen ich dort 
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zu handeln babe, und da bin ich genöthigt, der Einzelberathung einiger» 
maßen vorzugreifen. Den Ausdrud dieſes Vertrauens vermifte ih in 

t Beſtimmungen, die Sie unferer Borlage hinzugefügt haben, ja, ich 
= in denjelben einen entjchiedenen Ausdrud des Mißtrauens: das 
me if die Berkürzung der Frift, für melde Sie uns Bollmadt 
geben wollen und für welche Site Diktatur einführen wollen. In an 
derthbalb Fahren, meine Herren, läßt fich viel Böſes thun, 
aber nicht fehr viel Gutes ſchaffen! Ich habe behaupten hören, daß 
erfteres in den neuen preußifchen Provinzen einigermaßen der Fall geweſen 
fei, hauptſächlich auß der Ueberhaftung der Thätigleit, nit der man vor⸗ 
gegangen ift; ich kenne die Verhältnifje nicht genau genug, um über die 
Berechtigung diefer Klagen zu urtheilen, aber ich erlaube mir darauf aufs 
merlfam zu machen, daß die Aufgaben ganz verjchiedene find. Dort 
handelte es fi darum, eine auf dynaftifchem Boden gewachſene Selbft- 
fändigfeit einem großen &emeinmwejen, wie e8 Preußen war, anzupaflen 
und e8 dadurch vorzubereiten. Hier handelt e8 fich gerade darum, eine 
Selbftftändigkeit zu entwideln, die bisher unter dem ſtarken Drud einer 
Eentralifation gelitten bat. Um fich über viele Fragen nicht nur felbft 
ein Urtheil zn bilden, fondern auch Ihnen und den Bundesrath für die 
fpätere Entſcheidung ein Urtheil zu unterbreiten, ift der Termin von an⸗ 
dertbalb Fahren, fürcchte ich, zu kurz gegriffen. Ja, ich —* auch ſchon 
den Termin bis zum Jahre 1874, den wir ſelbſt geſtellt haben, für einen 
ziemlich willkürlich gegriffenen. Es kann ebenjogut dann da8 Bedürfniß 
vorhanden fein, diefe Verwaltung, vor deren Anfang mir vielleicht fteben, 
x verlängern, fall fie ſich bewährt, wie ja auch das Bebürfniß eintreten 
ann — daS gebe ich fehr gern zu —, Ihnen ſchon nad einem halben 
Jahre, nad) einem ganzen Jahre zu jagen, die Sache fei fo weit fertig, 
um in die Reichsverfaſſung aufzugeben, und dag wir dann weitere Schritte 
zu deren voller Anwendung thun können. Ich möchte Sie bitten, doc 
niht dem Verdacht Raum zu geben, als ob in der Regierung — und 
ih kann hierbei nach meiner ganzen amtlichen Stellung meine Perſon 
ini Ben in den Vordergrund ſtellen — als ob in mir irgend ein 
Beitreben vorhanden wäre, dieſe fchwermwiegende Berantwortlichkeit eine 
Stunde länger zu tragen, als durchaus ſachlich nothwendig if. bin 
meiner ganzen Natur nach nicht re ierun gebe big, das beißt pafjiv in 
hohem Grade, aber ich habe nicht daB Bedürfniß, zu regieren und laſſe 
gern Andern freie Bewegung. Alfo, meine Herren, die Befürdtung 
ıft wirklich nicht begründet, dag wir diefe Verantwortlichkeit 
länger in der Hand würden behalten wollen, als dringend 
nothwendig ift zu den Aufgaben, die ung geftellt find, und 
die vielleicht im jo kurzer Zeit faum erfüllbar fein werden, wie es andert⸗ 
balb Jahre find. 

Mit den Beamtenperfonal geht e8 wie mit der Marine: man kann 
zwar Echiffe Faufen, aber jo lange man keine Matrofen und feine zuver⸗ 
läffigen Seeleute bat, nügen die Schiffe allein nicht viel. So ift auch in 
dieiem Lande meines Erachtens zunächſt die Aufgabe, fih einen zu ver⸗ 
löffigen Beamtenftand heranzuziehen, der, wenn es nad) meinen 
Wunſchen geht, fo viel als möglich aus Eingeborenen beftehen muß, 
welchem wir trauen können, welchen wir nach unferen Begriffen für be» 
fühigt halten. Das find alles Sachen von Bedeutung. Es it auch möglich, 

Fir Bismard. IT. 22 
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dag wir zuerft im ber Ernennung der höheren Beamten Mißgriffe 
machen, daß nicht gleich Alles gelingt und einſchlägt, daß man Boden 
und Monate verliert, ehe man auf den richtigen Weg kommt; unfehlber 
ift Niemand, und aud eine von dem Reichstage flärter bepormmndete 
Regierung würde immer diefer Gefahr verfallen. Es ift alfo möglich, da 
wir Zeit verlieren. Wird ein endgültiger Zuftand gefchaffen, dann un 
auch die Beamtenfchaft, die dort hingeftett ift, fi aller der Burgſchaften, 
anf denen die Zuverläſſigkeit der Deutfchen Beamten beruht, 

danı muß das Berfegen, das Widerrufen. aufhören und man muß den 
Leuten diejenigen Garantien für die Dauer ihrer Eriftenz geben, die die 
Beamten bei uns haben. Ich möchte Sie daher dringend bitten, laſſen 
Sie diefe Befürchtung aus alter Zeit, von der ich wirklich fagen möchte: 
ich weiß nicht, was foll fie bedeuten! 

Eine zweite Angelegenheit, bei der ich das Gefühl hatte, während 
meiner Abmwejenbeit ein Mißtrauensvotum befommen zu haben, und bie, 
id muß fagen, mich perſönlich ſchmerzlich berührt hat, ift die Frage 
wegen der Schulden, das Amendement der Herren Lasker und 
non Stauffenberg. Ic weiß nicht, ob Sie ſich den eigenthümlichen 
Eindrud zu vergegenmärtigen im Stande find, den e8 mir wachen mußte, 
al8 id von den Priedensverhandlungen zurückkam, wo endgültig die 
Schuldenfreiheit des Elſaß feftgeftellt war, und dieje Kreditlos- Erklärung 
meiner Perſon mir entgegenfam. Ich überjchäge meinen Autheil an der 
Herftellung des Friedens überhaupt nicht, — er gebührt wefentlich unfern 
tapfera Kriegern, ich habe nur ihre Thaten zu regiftriren gehabt, — wenn 
ih aber an irgend etwas einen perjönlichen Antbeil, ja da8 Nefultat faft 
allein mir zufcpreiben kann, fo ift e8 das Ergebniß, daß Elfaß voll⸗ 
ftändig (Öuldenfrei ift, und e8 war das nicht leicht au machen. Es 
bat mir außerdem dringend am Herzen gelegen, diefem Yande die Geld 
quellen, die ihm augenblidlich fehlen, wieder zu eröffnen; ich weiß nicht, 
ob Ihnen befannt ift, daß noch heute bei Straßburg die Ruinen, der 
Schutt liegt, eben wie er nad dem Bombardement gelegen hat, dag aus 
Mangel an Mitteln, welche die Grundlage der amtlichen Anorbuungen 
find, au Mangel an amtlicher Inangriffnahme, weldye dort leitend und 
fördernd eingreifen könnte, noch heute fein Stein aufgebaut iſt; es fand 
* befürchten, daß, wenn es ſo bleibe den ganzen Sommer bindurd, die 
teute nicht unter Dach kommen, da ihnen Betriebskapital fehlt, und daß 
fie beim Eintritt des Winters fich in einer ähnlichen Lage befinden würden. 
Ich babe deshalb mein Augenmerk darauf gerichtet, aus den franzöfifchen 
Kriegskontributionen eine erhebliche Zahlung noch früher flüffig zu machen, 
ala es bei dem Frieden bedungen war; ich habe dies dadurch erreicht, dei 
ich mich anheifchig machte, einen Theil der erften Zahlung in franzöfifchen 
Banknoten anzunehmen, melde in Elfaß und Lothringen und Frankreich 
pari ftehen und als Zahlungsmittel für ung jeden Tag verwerthbar find. 

Mit allem diejfem in der Tafhe und mit dem fhulden- 
freien Eljaß fomme ih nach Haufe und glaubte hierüber im 
Intereſſe des Elfaß zu einiger Anerkennung beredtigt zu 
fein, und wa8 mir entgegenfpringt, ift die Erfärung: wir 
ſhicken Euch diefen Kanzler, aber leiht ibm fein Geld, wir 
fteben nicht gut für ibn. Ih werde wie ein leichtfertiger 
Schuldenmacher dem Lande gegenüber hiugeftellt. 
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Die Berfuhung für die Regierung, dort auf das Elſaß nutzloſe 
Schulden & machen, — ich wüßte nicht, wozu die führen follte, was mir 
mit dem Gelde machen, zu welchem Zwed wir Schulden machen follten, 
es fei denn, daß das Land felbft erflärt: wir haben beftimmte Bedürfnifle, 
wer wollen zur Befriedigung derfelben eine Anleihe machen, eine Fa 
die ja Jedem geftattet wird. Warum mir diefed Land, deſſen Bewohner 
doch volllommen ausgetragene Kinder find, die ihre Gejchäfte vollftändig 
verftehen, warum wir dieſes Land gewiflermaßen unter eine Reichsvor⸗ 
mundfchaft flellen wollen, dag kann ich nicht verftehen. " 

Ih kann Ihnen nur fagen, meine Herren, ich würde es im höchften 
Grade bedauern, wenn Sie bei diefem Amendement beharren würden; ic) 
würde dann im Bundesrath den Antrag ftellen, der Vorlage eine neue 
Gcftalt zu geben, bei welcher die perfünlihe Mitwirkung des Bundes« 
tanzler3 ausgeſchloſſen if. Es widerftrebt meinem perfönlidhen 
Ehrgefühl, unter diefer Kreditlos-Erklärung in die mir zu= 
gedahte Stellung einzutreten. Es läßt fich ja fehr leicht eine 
andere Einrichtung finden: Se. Majeftät der Kaifer kann ja einen ver⸗ 
antwertlichen Minifter für Elfaß und Lothringen ernennen, der dies über- 
nimmt; ich habe als Bundeskanzler eigentlih dazu feinen nothwendigen 
Beruf. Ich babe dazu mein Amt nicht übernommen, um diefe Berant- 
wortung für die Diktatur in diefem großen und bedeutjamen Moment 
und in diejem Lande zu tragen, wenn fie mir nicht jo übergeben wird, 
daß ih vor das Land treten und fagen kann: ich komme mit dem vollen 
Bertrauen des Deutſchen Reiches ausgerüfte. Hat man das Bedürfniß, 
mir BorfichtSmaßregeln gegenüberzuftellen, als ob man befürchtet, e 
Könnte mit den Schäten dieſes Landes irgend welchen Mißbrauch treiben 
— Ich ſpreche von mir, denn fo lange ih Kanzler bin, kann ohne meine 
Mitwirtung nichts gejchehen; die Sade ift gegen meine Perſon 
gerichtet, denn ich Tann nad der Tage der Dinge in der Frage nicht 
majorfirt werden, ohne Zuftimmung des Kaiſers in fein Geſetz möglid. 
— Ich bin ſehr gern bereit, jeden Dienit zu leiften, den das 
tand noch aus mir ziehen kann; aber geben Sie mir die Mög» 
lichkeit, Daß ich ein ſolches Amt mit Freudigkeit übernehme, 
und befreien Sie mich von diefem Votum, das ich nicht anders 
denn ala Mißtrauen bezeihnen kann.“ 


Weitere Bemerkung Bismarcks gegenüber dem Abgeord⸗ 
neten Lasker, der geäußert hatte, dab fein Mißtrauens⸗ 
votum gegen den Reichskanzler beabfichtigt fei. 

„Ih ergreife zunähft das Wort, um einem Mißverſtändniſſe ent« 
egen zu treten, zu welchem meine Xeußerung über Anerkennung dem 
orredner Anlaß gegeben hat. Er ſchien zu glauben — und ich mürde 
beflagen, wenn fie diefe Meinung feitießte — daß ich über Mangel an 
Anerkennung meiner politischen Thätigleit im Allgemeinen gellagt hätte. 
Da wäre ich jehr unbeſcheiden. Sie ift mir weit über mein Verdienft 
geworden, und ich fühle mich durch die Anerkennung meiner Mitbürger 
von vielen Seiten ber in hohem Grade geehrt und befriedigt. ‘Die An⸗ 
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erfennung, von der ich bier geſprochen babe, ift lediglich die, daß ich die 
Anerkennung meines Beftrebens, das Elſaß nicht mit unnöthigen Schulden 
zu belaften, und das hatte ich in einer mehr ausgefchmüdten Redeweiſe 
ausgefprochen, daß ich geglaubt hatte, durch meine Bemühungen Ber: 
trauen — das wäre daß richtige Wort — zu erweden, denn ich hätte 
ja leicht ein anderes Ablommen mit den Franzoſen abfchließen können, 
das und diefe Erörterungen erjpart hätte. Daß ich dieſes Vertrauen, 
welches ich glaubte, mir erworben zu haben, bier nicht wiederfand, dielen 
Eindrud kann felbit eine jo gejchidte Auslegung und ein fo gewandter 
Redner, wie der Herr Borredner, mir nicht nehmen und nicht befeitigen. 
Ich kann nur meine reiflihe und wohlerwogene Entſchließung wiederholen: 
wenn diefer Artikel ftehen bleibt, jo Tann ih das Mandat, 
da8 mir durch den $.4 dieſes Geſetzes beigelegt werden foll, 
als Kanzler niht übernehmen, ſondern muß bitten, das zu 
ftreiden und auf diefe Weife Seiner Majeftät dem Kaijer die 
Freiheit zu laffen, einen für das Elſaß verantwortlichen Mi: 
nifter zu ernennen, der ih alsdann nicht fein würde; denn 
ih glaube niht — fo viel Bertrauen habe ih zu dem Ber: 
trauen der Herren —, daß Sie beabfidhtigen, daß ich in dem 
Falle mein Amt als Reichskanzler niederzulegen haben würde 
— ein Anderer wird dann vielleicht die Elfajjer Verwaltung 
übernehmen, ih aber als Kanzler und au als Minifter nidt; 
ih müßte dann, wie ſchon gejagt, entweder bitten, daß bier 
in der Berjammiung ein Antrag geftellt wird auf Streihung 
bes Artikels und Einfegung eines anderen verantwortlichen 
Minifters außerhalb meiner Berfon, oder ich würde dieſe 
Aenderung im Bundesrathe geltend zu maden ſuchen.“ 


Auf den Antrag ded Fürften Hohenlohe wird der Ge 
fepentwurf Behufs weiterer Verftändigung nochmals in die 
Kommilfion gewielen. 

In der Kommijfion wurde in Bezug auf den eriten 
Streitpunft, die Frage der Anleihen für Eljah - Xothringen 
vorgeſchlagen, dab die Beichränfung nur für folche Anleihen 
gelten joll, dur welche irgend eine Belaftung des 
Reiches herbeigeführt werde. 

Fürſt Bismard erflärte, daß er diefem neuen Antrage zuſtimmen Könnt. 

Ueberraſcht habe ihn eine Neigung der Diebrpeit des Reichstages, ſich an 
die Stelle eines Elſäſſer Landtages zu fegen, das Eljaß folle aber nicht 
als Verſuchsſtation dienen. Der Reichskanzler habe im Elſaß eine Ver⸗ 
trauensmiſſion zu erfüllen, und könne das nur, wenn ihm volles Ver⸗ 
trauen zu Theil werde. Er erklärte bei den Kommiſſionsberathungen ferner: 
den Gedanken, aus Elfaß und Fothringen ein ftaatliches Gebilde zu fchaffen, 
babe er nicht, da er fiberhaupt noch nicht wifle, was die Bevölkerung wolle, 
daher habe er nach jeder Richtung freie gand gelaffen; rechtlich eriftirten in 
den neuen Landen vorerft nur die drei Departements. Ob man es nütlih 
finden werde, aus ihnen ein organifches Ganze zu Schaffen, darüber lafie 
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fih heute noch nicht entjcheiden. Mes mit feinem Gebiete verlange viel» 
lacht eine Bebandlungsmeije, weldhe auf die Geſammtheit angewendet, die 
Aſſimilirung der deutjchen Lande erſchwere. Möglih, daß man aus den 
beiden Eifäfler «Departements ein Ganzes machen fünne, ob fich Theile 
von Deutſch⸗ Fothringen dazu legen ließen, müfle man abwarten. Dan 
müfie als erften Grundſatz fefthalten, nicht vorzugehen ohne Fühlung” mit 
der Venölterung. Deshalb follten die Kommunal» und Departemental« 
wahlen außgefchrieben werden. Sollte übrigens aus der jeßigen Drei⸗ 
tbeilung eine Zweitheilung gemacht werden, jo werde er uud eine Schuld, 
an welcher beide Elſäſſer Departements Theil nehmen, als Departemental« 
ſchuld auffaflen. Der Begriff eines Reichsſslandes fei mit dem eines felbit- 
fündigen Staatsweſens nicht durchaus zufammenfallend. 


Der neue Antrag wurde von der Kommijfion mit 
großer Mehrheit angenommen. 

Sn Betreff des zweiten Streitpunftes, ded Termins, 
zu welchem die Neichöverfaffung in Eljab= Lothringen ein- 
geführt werden follte, ſprach fih der Kanzler in der Kom» 
miffton nochmals für die Ausdehnung bis zum 1. Ianuar 
1874 auß. 

Er fagte: „ein zwingender Grund für den Termin 1874 oder für 
einen andern laſſe fich überhaupt nicht angeben. Die Gefahr, daß man 
bei dem kürzeren Termine in Haft noch viele Dinge fertig zu bringen fuchen 
müfle, werde durch den Termin von 1874 jedenfalls vermindert Die Re⸗ 
gierung ſelbſt werde feine Stunde länger, als nothwendig fei, an der 
Diktatur fefthalten. Diefe laſſe fich aber, wenn ſich dies zuläffig zeige, 
leicht um ein Jahr verkürzen, aber fchwer um ein Jahr verlängern“ 


Die Kommilfion hielt jedoch in diefem Punkte an dem 
früher gefaßten Beichluffe (Einführung der Reichöverfafjung 
am 1. Sanuar 1873) feſt. 


Meitere Beratbung im Reichötage. 
Erklärung des Fürften Bismarck: 


„Was mic) zu der Vertheidigung deſſen veranlaßt, was Sie Diktatur 
nennen, und der Berlängerung der Periode, in welcher fie ausgeübt werden 
fol, ift nur das dringende Bedürfniß, die Randesinterefien des 
Elſaß und die Betheiligung feiner Bewohner an der gefeß- 
eberiihen Behandlung dieſer Landesintereſſen zu vertreten. 
di erwarte fein Heil von einer dauernden Einrichtung, die Dem Reichstage 
das Detail der Pandesgefeggebung übertragen fol, und würde es nebenher 
ald eine große Ungerechtigfeit und Rechtsbeeinträchtigung der Elfafier be» 
traten, daß, während alle übrigen deutſchen Stämme ben erheblichen 
Theil ihrer Angelegenheiten, den die Reichsberfaſſung nicht berührt, felbft« 
fändig behandeln, fie allein davon außgefchloffen fein follten, und von 
Abgeordneten, die fie ihrerſeits nicht gewählt haben, mehr bepormundet 
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werden, als bei Andern der Fall ift; e8 würde dieß eine Berſchiedenheit 
der Behandlung der verſchiedenen Stämme fein, welche gerade Dort, wo 
das Ehrgefühl recht empfindlich ft, reizen und unangenehm berühren würde. 

Nım ift es vielleicht eine Ueberhebung oder eine Leberfchägung, 
aber es ift meine Anficht, ic würde mich gern durch den Erfolg wider 
legen lafien, aber ich glaube, daß einftweilen wir, die Regierung, 
diefes jüngfte Kind der deutfhen Familie forgfältiger und 
fhonender behandeln würden, als die Neihstagsmajorität. 
Es wird ſich ja, fei e8 nach 1873, fei e8 nach 1874, ermeflen laffen, ob 
diefe Befürchtung richtig tft. Es iſt die Sorge vor Störung der kaum 
beginnenden Anfegung deutſcher Sympathien, die mich veranlaßt, die Ge⸗ 
ſchäfte noch möglichft lange ungeflört in der Hand behalten zu wollen. 
Behandeln Sie die neu erworbenen Landestheile mit einer, ich will nicht 
fagen mütterlicheren, aber väterlicheren Sorgfalt und Schonung, als mir, 
fo würde ich mich freuen, menn die Ablöfung eintritt, daß dies geſchieht, 
aber ich fürchte einftweilen, daß es nicht geichieht, und ich möchte deshalb 
lediglih im Intereſſe der Yänder felbft bei dem Wunſche verharren, daß 
Sie den längeren Termin für 1874 fefthalten, was Ihnen namentlich 
dann um jo leichter fein wird, wenn wir es erreichen, ſchon vor diefem 
Beitpuntte Elſaſſer Abgeordnete in Ihrer Mitte zu haben, die jeder Be 
ſchwerde gegen die angebliche Diktatur fofort hier Ausdrud geben können, 
die alle Ir Klagen an die große Glode in Dentfehland zu hängen 
Stande fein werden. Alles, was von der Diktatur gefürdhtet wird, das trifft 
die Zeitfrage eigentlih gar nicht. Wenn alle Befürdtungen richtig find, 
müflen Sie die Diktatur gar nicht zulaffen, Sie müffen dann heute fchon die 
Sade in die Hand nehmen und aud) nicht 24 Stunden uns das gefährliche 
Inſtrument der Gejeggebung in der Hand laflen. Denn was für eine 
Menge von Gefegen fann man nicht in 24 Stunden in die Welt fegen! 
Mit einer Minute jouveräner Gefeggebung kann man gerade fo viel Un 
heil anrichten wie in vier Jahren, aber, wie ich fchon neulich erwähnte, 
fehr viel Gutes läßt fich in einer fo kurzen Zeit nicht fliften. 
Ih möchte aljo bitten, die Frage aus dem Geſichtspunkt ind Auge zu 
faffen, ob Sie nicht den Elfaffern Schaden thun, wenn Ste zu 
früb mit dem Reichſstags-Regiment eintreten. 

Ich bin der Meinung, daß, wenn auch bier Eifaffer Abgeordnete 
im Haufe fäßen, dennoch einftweilen die Randesgejeggebung in den Händen 
des Kaiſers und Bundesraths immer noch auf ein Jahr oder zmei ver 
bleiben ſollte, weil ein fo künftliches Ne von Ermägungen bei den Aende⸗ 
rungen, die beabfichtigt werden, erforderlich ift, daß das Verwerfen eines 
einzigen Paragraphen bei einer parlamentarifhen Diskuffion das Ganze 
vertdiebt. E8 würde in der That eine anferordentlich ſchwierige Arbeit 
fein, wir würden eine volle Jahresſitzung mit ihnen in Anfprud nehmen 
müflen, wenn wir diefe organifatorifchen, diefe ummandelnden Gefege mit 
Ihnen vornehmen wollten in Plenum. Alfo in Ihrem eigenen Intereſſe 
laffen Sie der Regierung etwas länger freie Hand; es würde nicht aus 
Rachſucht, fondern mit Bedauern fein, daß wir Sie zu langen nnd häufigen 
Sigungen berufen, wenn wir genöthigt wären, über alle diefe Einzel 
heiten, bie dort geordnet werden müſſen, parlamentarifc zu werhandels, 
wenn Sie ung nicht die Zeit lafien, fie mit Beſonnenheit zu erledigen, 
fo dag wir entweder gendthigt find, fie in der Zwiſchenzeit gar nicht zu 
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erledigen, oder fie im Reichſstage zu behandeln oder fie mit einer Haft 
zu erledigen, bei der das Intereſſe des Landes leidet. 


Man bält mir vor, daß ich diefe Fragen zu ‚erledigen gefucht hätte 


durch den Drud einer Kabinetsfrage. Das trifft fo ganz nicht zu; 
ih babe nit gefagt, wenn Sie fo und fo nicht ftimmen, will ich nicht 
mehr Bundesfanzler fein, — da habe ich doch, ehe ich zurüdtrete, noch 
andere Pflichten, als die gegen das Elſaß und Lothringen allein, in Er⸗ 
mägung zu ziehen — ich habe nur gefagt, wenn die Aufgaben, die Miffionen, 
die bier irgend einem Menſchen gegeben merden jollen — es kann ja auch 
für Elſaß ein verantwortlicher Miniſter fein — fo eingerichtet werden 
ſollen, dann wünfche ich von ihrer Uebernahme entbunden zu fein, und 
man kann do, ehe man ein Amt übernimmt, feine Bedingungen ftellen, 
ohne dag darin ein unbilliger, ein außerhalb ber Sache liegender Drud 
auf die. Entfchliegung der Betheiligten gefunden werden könnte, und ich 
möhte die Herren dringend bitten, aus ber vielleicht nicht außreichend vor» 
bereiteten Art, in der ich meine Meinung mitunter vertrete, und namentlich 
nad einer längeren Abwefenheit, nach einer längeren Nichtbetheiligung an 
Ihren Gefchäften, — aus der Art, wie ich in unvorbereiteter Tage eine 
Sache vertrete, nicht fofort Schlüffe auf tiefergehende Ver— 
fimmungen zu maden, und einer Reizbarkeit unter Umftänden 
etwas zu gute zu halten, ohne die ich andererjeits nicht im 
Stande wäre, Ihnen und dem Rande Dienfte zu leiften. Das 
Reht, etwas müde zu fein, wird miraud der dern Borredner 
nicht beftreiten,“ 


Der Reichsſstag nahm die Anträge der Kommiſſion 
an. Die Dauer der Dietatur blieb hiernach bis zum 
1. Sanuar 1873 beitimmt. | 


23, JZur inneren Keichspolitik. 


— — — 


Bie Adreßverhandlungen und die ultramontane Partei. 


1871. Adrebentwurf (vom Abgeordneten von Bennigfen 
entworfen und mit den Führern aller Fractionen außer 
den Ultramontanen vereinbart). 


„Alerdurchlaucdtigfter, Großmächtigſter Kaifer, 
Allergnädigiter Kaifer und Herr! 

Dur Gottes gnädige Fügung ift e8 Em. Majeftät und der ein 
müthigen Nation gelungen, die Sehnſucht der Vorfahren und bie Bf 
nung der Mitlebenden zu erfüllen. Auf fefteren Grundlagen als je, i 
das Deutfche Reich wieder aufgerichtet und die Nation ift ent 
ſchloſſen, e8 zu erhalten in der Fülle feiner Kraft, e8 fortzuentwideln 
auf den Bahnen der Freiheit und des Friedens. 

Wollen Em. Majeſtät den Dank entgegennehmen, welchen bie ge⸗ 
fammte Nation dem erhabenen Feldherrn, dem Heldenmuth und der Hin 
gebung des deutſchen Heeres fchuldet, den Dank für die gewaltigen Thaten, 

enen es beſchieden war, nicht allein die gegenwärtige Gefahr abzuwenden, 

fondern auch die Zukunft vor der Wiederkehr gleicher Gefahren zu jchüten. 
Denn mehr noch ala die erlittenen Niederlagen wird die jet ſtarke Bes 
feftigung unferer Grenzen den Nachbarn zur Borficht mäßigen. 

Die ſchweren Drangfale, welche über die Noth des Krieges hinaus 
Seantreid beute erduldet, befräftigen die oft, doch niemals ftraflo® ver: 
kannte Wahrheit, daß in dem Verbande der civilifirten Völfer ſelbſt die 
mächtigfte Nation nur in der weilen Beſchränkung auf die volle Entfaltung 
ihres inneren Weſens vor ſchweren Verwirrungen gefichert bleibt. 

Auh Deutfhland hat einft, indem die Herricher den Ueberliefe⸗ 
rungen eines fremdländiihen Urſprunges folgten, durch Einmifhung 
in da8 Teben anderer Nationen die Keime des Verfalles em- 
pfangen. Das neue Reich ift dem felbfteigenen Geifte des Bolkes 
entjprungen, weldes, nur zur Abwehr gerüftet, unwandelbar 
ben Werten des Friedens ergeben ift. In dem Verkehr mit frem- 
den Bölfern fordert Deutfchland Hr feine Bürger nicht mehr, als die 
Achtung, welhe Recht und Sitte gewährleiften und gönnt, unbeirrt durch 
Abneigung oder Zuneigung jeder Nation die Wege zur Cinheit, jedem 
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Staate die beſte Form feiner Geftaltung nad eigener Weile zu finden. 
Die Tage der Einmifhung in das innere Leben anderer Völker 
werden, fo hoffen wir, unter feinem Borwande und in keiner 
Gorm wiederlehren. 

Em. Majeſtät folgen wir mit freudiger Zuftimmung zu den dringenden 
Aufgaben, welche der beendete Krieg, und zu den dauernden Aufgaben, 
welche die Verfaſſung des Reiches uns ftellt. Alle unjere Kräfte werden 

erft dem hoben Berufe gewidmet fein, die Wunden zu beilen, welche 
t Krieg gejchlagen hat, und die Pflicht des Baterlandes zu erfüllen gegen 
diejenigen, welche Xeben ober Geſundheit für feinen Schuß geopfert haben. 

Allen Borlagen werden wir unfere aufmerfjame Mitthätigfeit zu⸗ 
wenden. Es überrafcht nicht, daß der Krieg die Vorarbeiten der regel- 
mäßigen Gefeßgebung verzögert hat, und vermindert nicht unfere Hoffnung, 
bag die Geſetzgebung des Reiches fi eben fo fruchtbar erweifen 
wird, wie die Geleßgebung des Norddeutichen Bundes. Die umfangreiche 
Einführung norddeuticher Gefege in den Südſtaaten erhöht unjer Ber- 
trauen zu den harmonifchen Zuſammenwirken aller Glieder des Reiches, 
auch der Drgane, welche berufen find, die einzelnen Staaten zu vertreten. 

Mit Genugthuung vernehmen wir, daß aus der Kriegsentjchädi«- 

ung zunächft das Bedürfniß des Reiches, fodann die berechtigten An⸗ 
Fhrüde feiner ‘Mitglieder befriedigt werden follen. 

Für das Wohl der für Deutſchland zurüderworbenen Ge» 
biete iſt das deutſche Boll mit den wärmiten Gefühlen brüderlicher 
Theilnahme erfüllt. Die fchönften Denkmäler deutfher Kultur und deut« 
Ihen Volkslebens erinnern an deutfche nergangenbeit im Elfaß und Loth. 
ringen. Lange Entfremdung bat mande Spuren eines reichen Jahrtau⸗ 
ſends deutſcher Geſchichte verwiſcht, doch unfere Sprache und Sitte find 
der Mehrzahl des Volkes noch unverloren. Mögen Gefeggebung und 
Berwaltung zufammenwirken, an diefe Beziehungen überall anknüpfen, 
das MWiedererwachen des deutfchen Geiftes zu unterftiigen und in der Ver» 
jöhnung der Gemüther die Bande zu ſtärken, melde die herrlichen Pro⸗ 
vinzen mit dem übrigen Deutſchland wieder vereinigen. In dieſem Geiſte 
werden wir uns den Arbeiten widmen, welche die Grundlagen der neuen 
Ordnung ſchaffen oder vorbereiten ſollen. 

Kaiſerliche Majeſtät! Der Zufriedenheit Deutſchlands, 
der Siche rheit Europas hat die Einheit des Dentfhen Rei— 
ches gefehlt. Jetzt ift die Einheit errungen und das Reid 
unter dem Schuge feines Kaifers, unter der Herrſchaft feiner 
Berfaffung und der Gefege ſicher geftellt. Jetzt kenut Deutjch- 
land feinen höheren Wunſch, als im Wettlampf um die Güter 
der greibeit und des Friedens den Sieg zu erringen. 

Em. Kaiferlihen Majeftät 
allerunterthänigfte treugehorfamfte 


Der Deutſche Reichstag.” 


Die ultramontane Partei verlangte (in der Hoffnung 
auf Deutihlande Einmifhung zu Gunften der Wieder- 
aufrihtung der weltliden Macht des Papftes) 
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die Weglaſſung des Paſſus: dab in dem neuen beutichen 
Reiche 
„die Tage der Einmifchung in das innere Leben anderer 


Bölker unter keinem Vorwande und in keiner Form wieder 
kehren follen.“ 


Rede des Abg. von Bennigfen zu Gunften ber Nichtein- 
miſchung der deutſchen Politik in bas Leben anberer Böller: 

„Ih bin überzeugt, daß die große Mehrheit dieſes Hauſes, wie gan; 
Deutſchlands mit uns in ber Anficht Übereinfimmen wird, baß wir, bie Vertreter 
bes jetzt geeinigten beutichen Volfs, ganz beſonders berufen find, ber bereits in 
ber Thronrede angefünbigten Gefinnung frieblihen Berhaltens einen lauten und 
Fräftigen Ausdruck zu geben. Wir können e8 ja begreiflih finden, daß mit bem 
Widererſtehen eines fo mächtigen Deutichlands, mit dem Namen von Kaiſer nud 
Reich alte Erinnerungen und Traditionen wachgerufen werben bei anderen und 
bei unjerem Volke. Unvergefien ift es bei ben europätichen Böllern, daß bereinft 
unter dem Namen bes deuntſchen Kaiſerthums und Reiche bie Idee einer allge 
meinen Monarchie Iebenbig war durch ganze Jahrhunderte hindurch. Die anderen 
Bölker Europa's haben in ber Zeit, wo Deutfchland ſtark war, ben Drud ber 
Durthführung diefer Ibee erfahren. Ja, e8 bat Zeiten gegeben, wo bie Deutichen 
in ber Neigung, in das Leben anderer Völker ſich einzumifchen, in der Neigung, 
fh Macht und Einfluß nicht blos, fondern auch ſich Länder anberer Böller zu 
verſchaffen, mit bem mittelalterlichen Kaiferthum ber een Europas geweſen find. 

Diefer Schreden, diefe Furcht könnte fehr wohl wieder lebendig werben ja 
einer Zeit, wo unverhofft und unerwartet für Deutfchland und das Ausland eine 
unerbörte Kraftentfaltung des beutichen Volkes geſchah. Ueberraſchend wie biefe 
Kraftäußerung war, in ber ſich vereinigte das Genie unb bie unübertreffliche 
Tüchtigleit der Staatsfunft, des Heeres, wie ber Führer, überrafchenb wie dieſer 
Eindrud war, haben wir e8 allerdings zu beforgen,, daß dieſem nenerflanbenen 
mächtigen dentſchen Reiche nicht das Vertrauen, fonbern bag Mißtrauen und te 
Beſorgniſſe der anderen Völker entgegen getragen werben. 

Bon vornherein dem entgegenzutreten, dazu hatten wir um fo mehr Ver⸗ 
anlaffung, als Deutichland jetzt früher ihm entriffene deutſche Grenzländer wieber- 
erobert bat. Gerade im Hinblid hierauf Fönnte leicht Die Befürchtung ent 
ſtehen, daß in dem deutſchen, fo übermädtigen Volke und Staate 
jeßt die Neigung aufbrede, auch noch nah anderen Fänbern jid 
umzuſehen, welche bereinft in einem engeren Verbande mtt dem 
beutfhen Reihe geftanden haben. Hier in Deutfchland wiffen wir, meine 
Herren, baß dem anders ift; bier im Reichſtag wiffen wir, baß berartige Gelüfte 
nicht vorhanden find; aber um fo gerwiffer meine ich, haben wir bie Berpflid- 
tung, wenn bie Raiferlihe Regierung infolder offenen und [oyalen 
Weiſe den fremden Nationen die Friedenspolitik, die Politik ber 
Nicteinmifhung verfündet, dem unfere freubige und kräftige Ju 
fimmung nit zu verjagen. 

Ich gehe aber noch weiter: wenn wir auf biefe Art den bauernben Frieden 
in Europa befördern, jo haben wir auch bie Verpflichtung, von vornherein zt 
warnen vor ben Abwegen unb Irrwegen beuticher Politik, bie bereinft mehr alt 
irgenb etwas anberes ben Fall von Deutſchland herbeigeführt hat. An ben Namen 
von Kaifer und Reich, da Inüpft fih vor Allem und namentlich aud bie Er⸗ 
innerung an 'die großen und verhängnißvollen Kämpfe, bie bie 
beutfhen Kaifer nicht als Kaifer von Deutfhland, ſondern als 
römifhe Katfer, als Katjer mit den Anſprüchen anf bie Nachfolge 
bes römifhen Imperatorentbums führten, bie Kämpfe mit ber 
römiſchen Kirche, mit bem Lande Italien. M. H.! Unfere Anfgabe 
wirb es fein, von vornherein in Deutihlanb barüber bei unfjerem 
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Boike feinen Zweifel zu laffen, daß Die überwiegende, eine ganz 
überwältigende Mehrheit feiner Vertreter und feines Bolles in 
Uebereinffimmung mit der Kaiferliden Regierung weit entfernt 
iR, in biefen alten Fehler einer deutſch-italieniſchen, einer deutſch— 
kirchlichen Bolitil wieder einzulenten. Wenn vielen von uns, namentlich 
im Rorben, die Erinnerungen an das Mittelalter als etwas trübes, als etwas 
Frembartiges erſcheint, jo find es gerabe biefe traurigen Erinnerungen an jene 
Politik, Die gerade die glänzenbfien Herrichergeftalten unferer Kaiferlichen Ver⸗ 
gangenbheit Ute. Ja, meine Herren, mit dem Namen von Kaifer und Reich, 
da treten die alten Kämpfe und furchtbaren Gegenſätze wieber auf zwifchen Kaifer 
und Bapf, welche die dauernde Berwüſtung Italiens und bie politiiche Obn- 
macht uud innere Zerrifienheit Deutichlands zur Folge hatten. Das ifl es gerabe, 
was uns auffordert, von vorne herein in bem erften Augenblide, wo ber Deutſche 
Kaifer den erften Deutichen Reichstag um fich verfammelt, bier einen Markftein 
aufzurichten, deutlich und weithin fichtbar für alle Welt, für das Inland wie für 
bas Ausland, daß bie beutiche Politik Fünftig begrenzt fein foll auf die inneren 
Aufgaben Deutſchlands, daß es nicht mehr ihre Aufgabe fein fol, in das innere 
Leben fremder Nationen einzugreifen. Wir werben fo uns ben Frieben fichern 
und dem Auslande die Genugthuung geben einer frieblihen Politik, die wir für 
das Deutiche Reich in Anſpruch nehmen. 

Start in unferer Kraft, werben wir von anderen Böllern 
nit angegriffen werben unb werben bie Zeit haben, die Kultur- 
anfgaben zu entwideln, die ganz befonbers das deutfhe Volk burd 
bie reihen und köſtlichen Gaben, mit benen bie Natur e8 gerabe 
Ni die friebliden Aufgaben anegeftattet bat, zu erfüllen be- 
rufen ift. 


Abg. Reihendperger (Erefeld): 
— „Dem Heereszuge Über bie Alpen will ih nicht das Wort 
reden, aber ibm aud nicht abfolut den Riegel vorſchieben. — Wir 


Ar nit den Gegeufag, jondern bie Einheit von Kaifer und 
apſt.“ — — 


Der Adreßentwurf wird unverändert mit 243 gegen 
63 Stimmen angenommen. 


Erwiderung Sr. Majeftät des Kaiſers an die Adreß⸗ 
Deputation des Reichstages. 


„Ich habe die verleſene Adreſſe mit herzlichem Danke entgegen⸗ 
genommen. Sch freue Mich der Geſinnungen, welchen der Reichstag 
in derfelben Außdrud gegeben hat, fie beweift, daß die Worte Meiner 
Thronrede durchaus richtig ergriffen worden find. 

Wohl ift dem Heldenmuthe der deutfchen Heere, die Mir zu 
führen vergönnt war, und ihren unvergleichlihen Thaten Dank zu 
pen, vor Allem aber der göttlichen Vorfehung, deren Finger man 
ei jeden Schritt fo deutlich erkennen konnte Wir wollen uns bes 
Kat ii ftets jo zu handeln, daß ihr Schu auch ferner uns 

icht fehle. 

Der Reichstag hat der Niederlage Frankreichs gedacht, das auch 
jest noch, nachdem es mit uns Frieden gejchloffen, in Konpulfionen 
liegt. Darin zeigt fich die Folge der feit 8O Jahren immerwährenden 
Revolution, die Alles bis auf die Dynaftie entwurzelt hat und auf 
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deren Wegen e8 kein Ende giebt. Das foll au ung eine Warnung 
fein, deren e8 aber bei den von dem Neichötage kundgegebenen Ge⸗ 
Ninnungen nicht bedarf. 

ohl ift in den dem Deutfchen Reiche zurückgewonnenen Rändern 
die deutſche Volksthuümlichkeit nicht zerftört, aber doch in ber Zhat 
ſehr verwifcht; wir dürfen darum Feine fo raſche Wandlung erwarten, 
jondern müſſen Geduld und Nachſicht üben. Es wäre ja nicht einmal 
wünſchenswerth und gut, wenn Böller bei einem folchen Scheiden aus 
dem bisherigen Zufammenhange steihghttig bleiben. Durch Milde 
werden wir die deutſche Geſinnung in den in Rede ftehenden Ländern 
allmälig wieder ermeden; erfreulihe Spuren davon beginnen ſchon 
jeßt fi zu zeigen. 

Mögen denn die Vertreter des Deutfchen Reiches in treuer 
Pflihterfüllung fortarbeiten, damit das neue Deutſche Reich den Er 
wartungen entfpreche, die die Welt davon hegt. Mir, bei Meinen 
porgerüdten Jahren, wird es nur noch vergönnt fein, an dem Grund» 
bau thätig zu fein; aber ch vertraue, daß Deine Nachfolger in 
leihem Sinne, mit gleicher Innigkeit und SHerzlichleit daran fort 

auen werden. 

Ich bitte Sie, Meine Worte und Deinen Dank dem beutfchen 
Reichstage mitzutheilen.“ 


Revifion der Reichsverſaſſung. 


Poſen und das Deutſche Reid. 


[Antrag polnifcher Abgeorbneter, Die Provinz Bofen nicht in 
das Deutiche Reich mit aufzunehmen.] 


1. April. Aeußerung des Fürften Bismarck. 


„Ich beftreite den Antragftelern zunähft das Recht, ſich bier auf 
die Worte der Thronrede zu berufen. In der Thronrede ift die Rede 
von anderen Bölfern und Staaten, deren Selbftftändigfeit gefchont werden 
fol. Die Herren gehören zu keinem anderen Staate und zu feinem an 
deren Volke, als zu dem der Preußen, zu dem ich felbft mich zähle, und 
können Pofen und Weftpreußen, langjährige Beftandtheile der preußiſchen 
Monardie, nicht zu denjenigen andern Völkern und Staaten zählen, 
welche in der Thronrede gemeint find. 

Ich beftreite den Herren ferner das Neht, im Namen der Bevölle⸗ 
rung irgend eines preußifchen Tandestheiles zu fprechen, welches auch bie 
Sprade diefer Bevöfterung fein mag. Ich will nicht daran erinnern, 
daß Sie gefegmäßig hier nur die Gefammtheit de8 Volks und micht einen 
einzelnen Pandestheil vertreten, und feine befonderen Aufträge haben 
önnen; ich will nur daran erinnern, was ich Ihnen bei einer früheren 
Gelegenheit gründlicher nachgemiefen babe, daß Ihre Wähler mit dem, 
was Sie bier angebli im Namen Ihrer Wähler erklären, nicht eimver- 
fanden find, und daß die Sache von folder Offenkundigkeit ift, daß id 
mich darliber jedes Beweiſes überhoben halten kann. Ihre Landsleute 
baben mit demfelben Muthe und mit derfelben Hingebung 
für die Sache, welde uns hier vereint, geftritten, wie die Br: 
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mwohner jedes anderen Theils von Preußen, und Ihre Lands⸗ 
leute, die Sie bier vertreten, find für die Segnungen der 
prengifhen Kultur gerade fo dankbar, wie die Bewohner 
Schleſiens und anderer Provinzen. 

Ich beftreite Ihnen ferner — und ich glaube, es gefchieht von diefer 
Stelle ſchon zum zehnten Male — das Net, fih auf einen Vertrag für 
Eonderftellung einzelner Provinzen im preußiihen Staat zu berufen. 
Eie haben es ſtets jorgfältig vermieden, diefe Verträge ihrem vollen Wort« 
(ante nach anzuführen. Sch habe im preußifchen Landtage an Ddiefer 
Stelle Gelegenheit gehabt, dies wörtlich nachzumeilen, und nur, weil Sie 
bier unrichtige Behauptungen wiederholen, muß ich aud meinen Wider- 
ſpruch dagegen wiederholen, Es märe die Eriftenz des Großherzogthums 
Bojen und Weftpreußens im preußijchen Staat, wie fie feit einem halben 
Jahrhundert ift, nicht möglich gewefen, wenn etwas Derartiges, wie Sie 
ftet3 wiederholt anführen, in den Verträgen feftgejegt wäre. 

Ich möchte Sie dann auch daran erinnern, und mehr dur das 
Beiſpiel der Duldſamkeit, als dur) Ihre Worte zu belehren. 

Wie bat jih denn die polnifhe Nation zu der Zeit, wo 
fie felbfifländig war, gegen die von ihr mit dem Schwert 
Unterworfenen verhalten? 

Die Herren, die fi mit der Spezialgefhichte von Weftpreußen ver- 
traut gemacht haben, werden ſich erinnern, daß mir in diefen Lagen einen 
Gedächtnißtag für die Stadt Thorn haben feiern können, wo die polni= 
fhen Herrſcher e8 den Deutfchen mit blutiger Schrift bewieſen haben, 
wie fie nationale Sonderbeftrebungen zu behandeln entſchloſſen waren. 
Färhten Sie nicht, meine Herren, daß wir aus dieſen hiſtoriſchen Erin 
nerungen, zu denen Sie mich wider meinen Willen zwingen, irgend ein 
Beilpiel oder eine Empfindlichkeit übernehmen. Die verbündeten Re— 
gierungen und insbefondere Ihre Tandesregierung, die Kö— 
niglih preußifche, wird fortfahren, in den VBeftrebungen die 
Segnungen des Rechtsſchutzes und der Gefittung unter den 
Dantbaren und unter den Undantbaren zu verbreiten, und 
An naermeife find die Dankbaren in der Mehrheit auch bei 

nen.” 


Herner nad) dem Abgeordneten Dr. v. Niegolewski: 


„Meine Herren! Ich fühle, daß ich den Erwartungen der Verſamm⸗ 
lung mehr entjprechen würde, wenn ich jegt nicht das Wort ergriffe. Ich 
thue es nur darum, um zu verhüten, daß eines jener Schlagwörter mehr 
im die Welt gefegt werde, von denen ich an meiner Stelle nicht ſelten 
duch das Wohlwollen meiner parlamentarifchen Gegner zu leiden gehabt 
babe, und fo noch bis in die Tage des jeßigen Franzöftigen Krieges bin, 
an dem Worte des Grafen Schwerin: „Gewalt geht vor Recht“, was 
ih befanntlich niemals gebraucht habe. Nun habe ich aus der Betonung 
de3 legten Herrn Redners vermuthet, daß auch er fich ein neues Schlag» 
wort vorbereitet: „Wir find kein Volk.“ Ya, damit fann man viel 
Mißbrauch treiben; es kommt darauf an, was man unter dem „wir“ 

bt. In meinem Sinne verftehe ich unter dem „wir“ — und damit 
unterfchreibe ich vollftändig den Sat — die etiva zwanzig Herren Ab⸗ 
geordneten, die fi bier als Volt gebehrden, und zwar als polniſches 
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Boll. Sie, meine Herren, Sie find wirklich fein Boll, auch vertreten 
Sie kein Bolt, Sie haben Fein Boll hinter fih, Sie haben nidt 
binter fich als Ihre Irrthümer und Ihre Täufhungen, und 
zu denen gehört u. A., daß Sie vom polnifhen Volke hierher 
ın den Reichsſtag gemählt feien, un die polnifche Nationalität 
u vertreten. ch weiß auch etwas davon, wozu Sie gewählt worden 

d. Ich babe es Ihnen jchon bei früheren Gelegenheiten außeinander: 
ejett und kann Ihnen darüber auch jest nähere Einzelheiten geben: Sie 
And gewählt, um die Intereſſen der katholiſchen Rirde zu vertreten, und 
wenn Sie das thun, fobald diefe Intereſſen in Frage fommen, fo werden 
Sie Ihre Schuldigkeit gegen Ihre Wähler erfüllen. Denn dazu find Sie 
ehrlich gewählt, dazu haben Sie das volle Recht; aber hier das poluiſche 
Bolt oder die poluiſche Nationalität zu vertreten, dazu haben Sie das 
Mandat nicht; ein ſolches Mandat bat Ihnen kein Menſch gegeben, und 
das Volk im Großherzogthum Pofen und in Weitpreußen amı allerwenigften; 
es theilt nicht die Filtionen, die Ste vertheidigen: daß die yolnifche Der, 
fhaft gut gemejen wäre — oder nicht ſchlecht, wie der Herr Vorredner 
fih ausdrüdte. Bei aller Unparteilichleit und bei aller Neigung, geredit 
zu fein, Kann ich Ihnen verfichern, fie war ganz herzlich ſchlecht, und 
darum wird fie niemals wiederlommen!“ 


Der Antrag der Polen wurde abgelehnt. 


Die Reichsverfaſſung und der Antrag anf Gruudrechte. 
Notiz der „Provinzial- Korrespondenz.“ 

„Bei ber jegigen Revifion ber Verfaſſung handelt es fih nicht um ben In- 
balt der Berfaffung, fondern nur um eine gleihmäßige unb übereinflimmente 
Zufemmenfeffung der Beflimmungen, welche bisher in brei verfchiebenen Urkunden, 
nämlich in ben Verträgen, mit den einzelnen füübbeutichen Staaten, entbalten find. 

Beim Beginn der Berathung wurde von dem Abg. Taster Namens ber 
fiberalen Partei die Erklärung abgegeben, daß biefelbe auch an ihrem Xheile für 
jetst lediglich eine Redaktion der Berfaffung, nicht fachliche Aenberungen beab⸗ 
fihtige. Er fagte: 

„Ih meine, baß jede Nation einmal eines Ruhepunktes bebart, 
wo fie fih freut der Dinge, die fie vollendet bat, befonber® 
Deutihland, das fo lange nad einer Berfaflung gerungen bat. DaB 
eine folche nicht ohne Mängel fein wird, haben wir alle gemuft. Während wir 
gegenwärtig an bie geht ber großen Thaten ber Nation den Maßſtab anlegen, 
ba geziemt es der Nation, einige wenige Tage wenigſtens fich zu erholen, ven 
Streit ruben zu laſſen und ſich deſſen zu freuen, was fie Traft ihres 
inneren Geiſtes troß der Änßeren Hinderniffe zu erreichen gewußt 
hat durch Feftigleit und Beſcheiden heit. Dies ift mein Stanbpunft, wei- 
balb ich wenigſtens für meine Perjon mich enthalten werbe, in jede ſachliche 
Debatte mich zu miſchen, und irre ich nicht, fo darf ich auch wohl im Namen 
ber politifchen Freunde fagen, daß bies fie bewegt, an keiner Stelle und an feinem 
Orte irgend eine materielle Aenderung in ber Verfaffung vorzunehmen, welde 
zu einem Streite in biefem Haufe Veranlaffung geben könnte.“ 

Der Bundesfanzer Fürſt von Bismard bemerkte bierauf: „Ich kann mid 
ber fo eben geußerten Anficht nur aus voller Ueberzeugung anſchließen, nit nur 
im eigenen, Namen, fondern auch im Namen bes Bundesrathes, ber dieſelbe An⸗ 
ficht in feinen Motiven bereits angebentet bat, und ich babe nicht nöthig, nad den 
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beredten Worten, mit denen bies fo eben befürwortet worben iſt, meinerfeits noch 
etwas hinzuzufügen.” 

Seitens ber fatbolifhden Sentrumspartei wurde bie Aufnahme fo- 
genannter „Grundrechte“ in bie Reichsverfaſſung beantragt, namentlich zu Gunften 
ber Preßfreibeit, des Vereinsrechts, jowie ber religidfen Freiheit unb der Selbft- 
ſtändigkeit ber Kirchen. Die katholiſche Partei verlangte in allen biefen Beziehungen 
bie Aufnahme der preußischen Berfaffungsbefiimmungen in die Neicheverfaffung. 

Der katholiſchen Partei dürfte es dabei vor Allem darauf angelommen 
ſein, den Artifel 15 der preußiichen Berfaffung, welder die Selbſtſtändigkeit 
und Unabbängigleit der Kirchen gemährleiftet, auf ganz Deutichlanb über⸗ 
tragen zu ſehen und hierdurch ber katholiſchen Kirche in mehreren Bundesſtaaten 
eine gänftigere Stellung als bisher zu fchaffen. Um dieſen Zwed zu erreichen, 
und ba e8 von vornherein nicht wohl thunlich erfchien, die Aufnahme jenes Artikels 
allein durchzuſetzen, beantragten bie Katholilen die Uebernahme der betrefjenben 
preußiſchen Berfaffungsbeftimmungen in ihrem ganzen Zufammenbange. 

Alle Parteien des Reichstages wieſen jeboch den Antrag zurüd, unb zwar 
vor Allem, weil bie Hereinziehung ber lirdhliden Fragen in das Gebiet ber 
Reichsgeſetzgebung ohne vorgängige forgfältige Erwägung und Borbereitung ala 
gefährlich erachtet wurde. 

Die Fragen bes Preß⸗ und Vereinsrechts werben, ba biefelben in ber 
jegigen Berfaffung als Gegenftände der Reichsgeſetzgebung ausdrücklich bezeichnet 
find, jo wie jo in fürzefter Zeit ihre grunbfäglicde Erledigung finden. 

Dagegen ift die Ausbehnung ber Befugnifje bes Reichs auf bie religidfen 
Angelegenheiten von vornherein als höchſt bebenklich erfchienen. Bei ber Be- 
eatbung bes Berfafjungsentwurfs im Jahre 1867 hob ber Vertreter ber Regierung 
(Her von Savigny) unter faft allfeitiger Zuftimmung hervor, daß das religids- 
fittliche Gebiet der ſelbſtſtändigen Beſtimmung ber einzelnen Staaten entichieben 
nicht entzogen werbe folle. Hiervon in dieſem Augenblide abzugeben, würde 
gerabe jet bei ber fchmwierigen und empfindlichen Lage ber religidjen Fragen in 
mehrfacher Beziehung doppelt bedenklich und ber Entwidelung der Reichsan⸗ 
gelegenheiten höchſt nachtheilig fein. 

Der Antrag der katholiſchen Partei bat eine breitägige ungemein lebhafte 
Verhandluug im Reichstage hervorgerufen, an welcher ſich die Vertreter ber Re⸗ 
gierungen nicht betheiligt unb beren Ergebniß bie Ablehnung befjelben mit 283 
gegen 59 Stimmen war.” 


20. April. Die renidirte Neichöverfajjung wurde im Neiche- 
tage am 14. April in dritter Leſung mit allen gegen 
7 Stimmeit angenommen und nad) definitiver Genehmigung 
im Bundesrathe am 20. April publizirt. 


Das allgemeine Wahlrecht uud Diäten; Stantenhans 
oder Bundesrath. 
19. April. Aeußerungen ded Fürften Bismarck 


[auf Anlaß des Antrags des Abgeordneten Schulte (Berlin) 
auf Zahlung von Diäten an bie Heichstagsmitglieder und eines 
von Lonfervativer Seite geftellten Gegenantrages auf Errichtung 
eines Staatenhanfes]. 

„Der Herr Antragfteller hat daran erinnert, daß ich bei einer frü- 
been Erörterung diefer Sache gejagt hätte, wenn das deutſche Parlament 
fi der Sade bemädtige und bliebe dabei, fo wurde der Wiberftand 
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fchwierig fein. Ich weiß nicht, ob ich das gefagt habe; da e8 der Herr 
Antragfteller fo angiebt, wird e8 wohl richtig fein, und ich kann dann 
nur fagen, daß ich damals eine ganz richtige Vorausſicht bekundet hatte. 
Es wird ſchwierig fein, aber wir find nicht in der Lage, daß wir vor 
Schwierigkeiten der Aufgaben zurüdichreden, und ich glaube, es wird auf 
der andern Seite eben fo ſchwierig fein, diefe Berfalfunggänderung jet 
in diefem Stadium, und ich hoffe überhaupt, durch den Bundesrath zu 
bringen. Ich babe bei früheren Verhandlungen in der Verfagung von 
Diäten hauptſächlich die nüglihe Wirkung auf kurze Barlamente zu 
erbliden geglaubt. Dieſer Geſichtspunkt ift ein ganz außerordentlich we» 
ſentlicher. enn die Volksvertretungen wirklich ein lebendiges Bild der 
Bevölkerung zu geben fortfahren follen, jo müfjen mir nothwendig furze 
Parlamentsfigungen haben, fonft können alle diejenigen Leute, die noch 
etwa8 Anderes in der Welt zu thun haben — und Gott fei Danf find 
wir Deutfche derart, daß Feder fo ziemlich feinen Beruf bat, dem er ſich 
nicht zu lange entfremdet — ich fage, fonft können diefe Leute fich nicht 
bereitwillig und mit voller Hingabe dazu berbeilaffen, als Wahllandidaten 
aufzutreten. Nur kurze Parlamente machen es möglich, daß alle Berufs: 
freie, und gerade die Tüchtigften und Treueften in ihrem bürgerlichen 
Beruf, fi die Zeit abmüßigen können, daß fie dem Vaterlande aud hier 
an diefer Stelle ihre Dienfte weihen. Nun ift das, meine Herren, eine 
Erfahrungsfahe, daß diätenlofe Sigungen immer fürzer find, als dieje⸗ 
nigen, bei denen Diäten gegeben werden. Es ift das ganz ohne Frage, 
wir können im preußiichen Yandtage den Vergleich ziehen: Das Herren 
haus bat immer die Neigung, die Situngen abzulürzen, das Abgeordneten 
haus bat die Neigung, Teine Thätigfeit od) weiter fortzufegen. Ich bin 
weit entfernt, in den Diäten das allein Wirkfame zu eben, ich glaube 
vielmehr, daß darin fich fehon die Wirkung fühlbar macht, die ich vorher 
al zu vermeiden charafterifirte. Es giebt im preußifchen Abgeordnetenhauje 
mehrere Mitglieder, die es zu ihrem Lebensberufe geradezu gewählt haben, 
ihrem Baterlande in diefer Richtung vorzugsweife zu dienen und ihre 
andern Gejchäfte mehr in den Hintergrund treten zu laflen. Es giebt 
wenigftend einen Kern von Abgeordneten, die nach der Thätigleit, die fie 
ihrem Mandat ala Abgeordnete widmen, nach den Borftudien, die fie zu 
den Sigungen machen, nad den gründlichen Prüfungen der Sachen, bie 
fie vertreten, gar nicht im Stande find, daneben etwas erhebliches Anderes 
u thun, audy bei der größten Arbeitskraft. Nun achte ich diefe Hingebung 
Er die parlamentarifche Thätigkeit ſehr hoch und würde e8 fehr bedauern, 
wenn bieje Element uns fehlte; daß es aber in den parlamentarijchen 
Berfammlungen vorherrſchend fei, daß halte ich nicht für erwänjdt, 
daß der aus der Volksvertretung einen Lebensberuf madende 
Abgeordnete vorherrſcht, das halte ich nicht für gut. Dann haben 
Sie feine wirkliche Vollsvertretung mehr, dann haben Sie eine Art von 
berufsmäßiger bureaufratijcher Volksvertretung, eine andere 
Art von Beamten, die für die Arbeiten der Gejeßgebung zwar fehr nüglid 
find, aber doch nicht immer im Sinne des Volles und feiner augenblid« 
lihen Stimmung, nicht immer in lebendiger Bertretung aller Berufsklaſſen 
wirken, weil diefe Berufsklaſſen nicht immer die Zeit haben, fich ihrem 
Beruf fo lange zu entziehen, wie lang gedehnte Parlamentsfigungen ed 
unentbehrlich lagen. | 





353 
1871 


In Betreff des Oberhaujes muß ich zu meinem Bedauern fagen, 
die politifche Erfahrung hat mich überzeugt, daß folhe Verfammlungen 
den Zwei, ein Gegengewicht und einen Schuß zu gewähren gegen die 
fahren, die da8 allgemeine Stimmrecht in feiner volliten Ausbeutung 
in fih bergen Tann, nicht erfüllen können. Ich gehöre ja felbft einer 
ſolchen Berfammlung, dem preußifchen Male an, und Gie 
werden deshalb nicht von mir verlangen, daß ih contra domum 
ſpreche; aber ich babe keinen Glauben an die Stärke viele? Gegen» 
gewichts in den. jegigen Zeiten; wenn eine friſch dur Wahlen ans 
erlannte, den Anfprud einer Vertretung des gefammten Volkes in ſich 
tragende Berfammlumg das Begentheil votirt, dann braude ich ein 
ſchwereres Gegengewicht. 

Das haben wir im Bundesrathe. Ich weiß nicht, was die 
Herren bewegt, den Bundesrath in den geſetzgebenden Gewalten nicht 
witzuzählen. Die Verfaſſung weiſt ihm die volle Gleichberechtigung an, 
und wenn ich fage, er wiegt ſchwerer als ein gemöhnliches erftes Haus, 
jo it das, weil er zugleich ein Staatenhaus im vollften Sinne des Wortes 
ft, in viel berechtigterem Sinne, ald was man gewöhnlich Staatenhaus 
nennt, was z. B. in der Erfurter Berfafjung Staatenhaus genannt wurde. 
Dart ſtimmte im Staatenhaus nicht der Staat, fondern der Einzelne ab, 
a ſimmte nicht nach Inſtruktionen, jondern nad) feiner Weberzeugung ab. 
Sp leiht wiegen die Stimmen im Bundesrath nicht; da ſtimmt 
nicht der Freiherr von Frieſen, fondern das Königreih Sachſen ftimmt 
durch ihn, nach feiner Inſtruktion giebt er eine Meinung ab, was ſorg⸗ 
fältig deſtillirt iſt aus all den Kräften, die zum öffentlichen Leben in 
Sachſen mitwirken. In der Stimmenabgabe ift die Ausgleihung und 
Bermittelung aller der Kräfte enthalten, die in Sachſen thätig find, um 
dad Staatsweſen zu bilden, es ift das Votum der ſächſiſchen Krone, bes 
ſtimmt durch die Einflüffe der fächfifchen Landesvertretung, vor welcher 
das ſaͤchſiſche Miniſterium für die Bota, welche e8 im Bundesrath abgeben 
läßt, verantwortlich iſt. Es ift alfo en eigentlih da8 Votum eines 
Staates, ein Botum in einem Staatenhaus. Aehnlich ift es — ich habe 
Ihnen dies Beijpiel von Sachſen nur genannt — in den Hanfeftädten, 
un den republikaniſchen Gliedern, es ift daS ganze Gewicht der Be- 
völferung einer reihen, großen, mädtigen, intelligenten 

andelöftadt, was fich Ihnen ın dem Botum der Stadt Hamburg im 

undesrath darftellt, und nicht da8 Votum eines Hamburgers, der nad 
feier perfönlichen Ueberzeugung fo oder fo votiren kann. Die Abftim- 
mungen im an hem art nehmen für fih die Achtung in An- 
Iprud, die man dem gefammten Staats weſen eines der Bun» 
desglieder ſchuldig iſt. Und das halte ich für außerordentlich 
Idwer wiegend, und diefe Bedeutung macht fih unbewußt ja 
ın und längft fühlbar. Einem Botum von fünfundzmwanzig 
einzelnen Herren würden Sie niht da8 Anſehen beimeffen, 
defjen der Bundesrath fich glüdlicherweife erfreut, aber dem 
Votum von fünfundzwanzig Staaten, wo Jeder der Herren 
bier einem derfelben angehört und von lauter Staaten, bie 
Ih einer freien parlamentarijhen Berfafjung erfreuen, wo 
die Abftimmungen der Einzelnen recht eigentlich den Ausdrud 
der Geſammtheit deffen, was man früher fagte, Völker, jest 

Gurk Bisimard. II. 23 
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will ih nur fagen Einmwohnerfchaften für fi haben, dem 
find Sie Achtung fhuldig in einer anderen Weife, und die 
zollen Sie ihm aus, und die Bevölkerung zollt fie ihm. | 
Ich halte deshalb jede Neuerung in unferen Inſtitutionen, durch 
welche diefer meines Erachtens ſehr glüdlich gefundene Senat — Staaten 
aus, erſtes Haus — des Deutjchen Neiches in feiner Bedeutung abge 
hmwächt, gewiffermaßen mediatifirt wird, für eine jehr bedenkliche Aenderung 
in der Berfafjung. Ich glaube, daß der Bundesrath eine große Zukunft 
bat, indem er zum erften Male den Verſuch macht, ohne die Wohlthaten 
der monardifchen Gewalt oder der emheitlichen Obrigkeit dem Einzelſtaat 
u nehmen, als höchſte Spige ein föderatived Kollegium binzuftellen, um 
Bie Souveränetät des gefammten Reiches zu üben; denn die Souveränetät 
ruht nicht beim Kaijer, fie ruht bei der Gefammtheit der verbüindeten Ne _ 
ierungen. Es ift daß zugleich nüßlih, indem die — nennen Sie es 
eiäheit oder Unweisheit, von fünfundzwanzig Regierungen unvermittel 
in diefe Berathungen hineingetragen wird — eine Mannigfaltigkeit von 
Anfhauungen, wie wir fie im Einzelftaate niemals gehabt haben. Wir 
baben, fo groß Preußen ift, von den Heineren und Heinften Mitgliedern 
doch Manches lernen können; fie haben umgekehrt von uns gelernt. & 
find fünfundzwanzig Minifterien oder Obrigleiten, von denen jede unver 
fümmert in ihrer Sphäre die Intelligenz, die Weisheit, die dort qullt, 
an ſich faugt und im Bundesrath felbitftändig von fich zu geben berechtigt 
ift ohne irgend eine Beichränfung, während der Einzelftaat ſehr vice 
gemmnifie hat, die die Quellen ac da, wo fie fließen möchten, flopfen 
urz, ich kann Ihnen auß meiner Erfahrung fagen, daß ich glaube, m 
meiner politiihen Bildung dur die Theilnahme an den Sigungen des 
Bundesraths, durch die belebende Reibung ber ſunfundwarzis demjchen 
Centren mit einander erhebliche Fortſchritte gemacht zu haben und zugelernt 
zu haben. Deswegen möchte ich Sie bitten, taſten Sie nicht an dem 
Bundesrathe! ich ſehe grade in dieſer Geſtaltung eine Art 
von Palladium für unſere Zukunft, eine große Bürgſchaft für 
die Zukunft Deutſchlands.“. 
[Der Antrag Schultzes wird mit 186 Stimmen gegen 128 an⸗ 
genommen, vom Bunbesrathe aber abgelehnt.) 


Dank des Kaiſers und Bolfes au die Heerführer. 


14. April. Worte ded Fürften Bis marck bei der erften Beratung 
des Dotationdgejehed. 


„Es bandelt fih bier um einen Alt Königlicher Freigebigkeit, zu dem 
Se. Majeftät der Kaifer Sie bittet, hm die Mittel zu gewähren. Es 
it ein ungewöhnlicher und feltener Fall, in welchem ih auch Nachficht 
dafiir in Anfpruch nehme, daß ich von dem fonftitutionellen Branche, die 
Perſon des Souveräns hier nicht zu nennen, mich entferne Ich will 
nit von dem Souverän im eigentlichen Sinne des Wortes ſprechen, id 
will von dem Kaiferlichen Feldherrn reden und auch von diefem nicht 
direkt, fondern Sie nur indirelt bitten, fich die Frage zu ftellen, wie etwa 
Yiefe Berhältnifie hätten ablaufen fünnen, wenn auf dem Throne von 
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Preußen fi eim anderer Monarch als Seine jegt regierende Majeftät 
beiunden hätte, 

War es nicht möglich, daß diefer große Krieg, der größte unſeres 
Zeitalters, der ein Menjchenalter, ein Halbes Jahrhundert hindurch wie 
eme große Wolfe am Horizonte Deutſchlands fchwebte, daß der bei dem 
Monarchen, der auf dem mädhtigften der deutichen Throne fteht, nicht die 
gleihe Entfchlofienheit, den gleichen Muth, diefen hohen Muth, der Krone, 
Rich und Leben freudig einjegt, vereinigt fand, — war es nicht möglich, 
daß diefer Krieg entweder im Augenblide vermieden worden wäre unter 
Umftänden, die daß deutſche Nationalgefühl ſchwer gefchädigt und gefräntt 
hätten, — war e8 nicht möglich, daß er aufgefchoben worden wäre, bis 
der Feind Bundesgenofien gegen uns gefunden hätte. — Alles dies nicht 
aus dem Geſichtspunkte einer Aengftlichkeit, die ich bei feinem deutjchen 
gürften vorausfege, aber aus dem Geſichtspunkte wohlwollender, väterlicher 
öriedengliebe, die nicht zu rechter Zeit das Schwert zu ergreifen verfteht? 
War es nicht möglich, daß diefer Krieg mit weniger Geſchick, mit weniger 
nützlicher Verwendung aller Mittel, vor allen Dingen mit weniger vor« 
bereiteten Mitteln geführt wurde? 

Wem verdanten wir alles Dies? Wem verdanten wir, 

dag die Mittel forgfältig vorbereitet waren, daß der Krieg 
mit diefem Geſchick, mit diefer Entjchlojfenheit und in diefem 
rihtigen Momente ergriffen wurde, um vorwärtß zu gehen 
und den Feind niederzumerfen? Daß niht durch Zögerung 
die rehte Zeit verloren ging? Wir verdanken ed unferem Kai— 
ferliden Feldherrn, in erfter Linie dem Könige von Preußen 
und in zweiter Linie der deutſchen entfchlofjenen Hingebung 
Seiner erhabenen Berbündeten. 
Wenn ein Monard, an Jahren und an Ehren reich, mit 
diefer Entfchloffenheit feine nad irdifhem Maßftab kurz be— 
mejjene Kraft, feine befriedigt-ruhmpolle Eriftenz einjegte 
für fein Boll, wenn er in feinem hohen Alter einen Kampf 
durhfämpfte, der ganz anders ablaufen fonnte, wennerdann 
zurückkehrt und fih fragt: Wem verdante ich, daß ich fiegreich 
hrüdtehre, daß unfer Volk gefhügt ift vor den Leiden und 
Drangfalen des Krieges, vor dem Drud des Eroberers, und 
daß darüber hinaus Bott feinen Segen gegeben bat, das 
deutſche Volk in diefem Kriege, wo man es böfe mit und vor— 
hatte, zum einigen und ihm feinen Kaifer wiederzugeben, und 
diefer erfte Deutfhe Kaifer kehrt zurüd nad einem langen 
ınterregnum, im Beſitz der größten VBollgewalt und Madt, 
die in diefem Augenblide in Europa, und fragt ſich: durd 
nelhe Werkzeuge hat Gott mir das geſchenkt, habe ich dies 
erreicht, wem bin ih Dank fhuldig? Dann fällt fein Blid 
suerft auf fein Heer und auf die Intelligenz der Führer, 
und e8 muß ihm ein Herzensbedürfniß fein, bier zu lohnen, 
DD er fann. 

Tapferfeit läßt fi im Einzelnen nicht belohnen, fie ift, Gott ſei 
Dank, ein Gemeingut der dentſchen Soldaten, jo daß man, wolle mar 
belohnen, jeden Einzelnen zu belohnen hätte. Aber die Tapferkeit allein 
wicht nicht bin, Muth haben auch die Franzoſen bewiefen, mit 
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Tapferkeit haben ſich aud die franzöfiihen Soldaten ge: 
fhlagen; was ihnen fehlte, waren die Führer, die Pflicht: 
treue, die Einficht der Führer, die entſchloſſene Leitung eines 
Kaiferliben Monardhen und Feldberrn, der in voller Ber: 
antwortlidhfeit um Krone und Reih an der Spige ftand, — 
diefe Führung zu belohnen, muß ein Herzensbedärfniß des 
Kaifers fein. 

Ich will von den Nütlichleitgmomenten nicht reden, die darim liegen 
lönnten, daß man ihnen mitten in dem fargen Leben die Hoffunng auf 
ein ungewöhnlich großes Loos, die Hoffnung, die Napoleon den Run 
ſchallsſtab im Tornifter nannte, daß man fie ihnen nicht abjchneidet durch 
eine rechnende Kargheit in dem Augenblide, wo wunden⸗, blut» und fieg 
reih da8 Heer nad Haufe fonımt, daß man in einem foldyen Momente 
reich belohnt die Dienſte, die zu leiften Jeder in die Lage kommen kann. 
Der gemeine Grenadier kann es bei ung bis zum General bringen; — 
ich habe Generale gekannt, die keinen anderen Urjprung hatten, von denen 
der eine eine hohe Stellung an der Spige des Generalftabes einnahm, 
ein anderer an der Spige des Remonteweſens ftand, ein anderer vom ge 
meinen Küraſſier bis zum angejehenften Minifter hinaufftieg — dergleichen 
ift in unferen Berhältniffen, bei unferer Gleichheit vor den Geſetz überall, 
wo Auszeichnung da iſt, möglich; und wenn fo mander müde Soldat 
ſchließlich frühzeitig fich zurückzieht und fi fagen muß: ich habe es nicht 
erreicht, dann bleibt ihm die 5 
ordentliches Ieiften und Belohnung im Dienfte de Staates erwerben, 
wie fie der Kaiſer von Ihnen bittet. In diefem Sinne möchte ih Sie 
bitten, ftellen Sie fih auf die Höhe der Situation und vergefien Sie 
einen Augenblid den geldbewilligenden Abgeordneten, denten Sie daran, 
dieſes Herzensbedürfniß Sr. Majejtät des Kaifers zu befrie- 


offnung feine Söhne können etwas Außer- 


digen, geben Sie Ihm die Befriedigung, die Er durd Seine 


Hingebung und Seinen hohen Muth um Deutſchland jo wohl 
verdient hat.“ 


Die Kommiffion ſchlug einen Zujag zu dem Entwurf 
vor, wonach aud „Deutjhen Staatömännern, welde 
bei den nationalen Erfolgen in hervorragender 
Weiſe mitgewirkt haben,“ Dotationen verliehen werden 
jollten. 


Der Berichterftatter, Abgeordneter von Bennigfen, ging bei ber Bar 
tbımg im Reichstage noch ausführlih auf Die Bedeutung unb ben Zweck bes fe 
fees ein. Er wies zunächſt auf das Jahr 1813, wo den Felbheren gleichfalt 
Dotationen gegebeu worben jeien, unb fuhr bann fort: 

„Das, was wir 1815 getban haben, Fönnen wir heute noch viel mehr ver⸗ 
antworten, und in gewiſſer Weife find wir noch viel mehr dazu verpflichtet, wie 
damals, wenn wir die Thaten und Erfolge der jeßigen Zeit mit ben bamalıgen 
vergleichen. Meine Herren! Erinnern wir uns doch, daß Deutfchland 1813 fd 
nur mit äußerfter Anftrengung erhob, wieberholt felbft uneinig, auf auswärtige 
Hülfe angewielen, in einem verzweifelten, an ben größten Bedsielfällen reihen 
Kampfe, endlich boch die napoleoniihe Weltherrihaft und die Fremdherrſchaft in 
Deutſchland überwältigend, aber jelbft nad) dieſem unerhörten Siege, der mit ben 
äußerften Anftrengungen, welche er bem mitlebenden, bem bamalıgen Geſchlechte 
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zmmtbete, in eine eben fo große Ermattung überging, jelbft mit dieſem Siege 
bunten wie boch befielben und bes Preifes des Kampfes nicht froh werben. 

Und jeßt zum erften Male hat ganz Deutſchland, aber Deutichland allein, 
shne frembe Hülfe, einig auch zum erſten Male in feiner Gefchichte, unter allen 
kinen Fürſten und Völlern fi erhoben gegen einen Angriff des Nachbars, der 
ms dur Jahrhunderte vergewaltigt hat. Es hat mit biefem Nachbar eine 
ESchlnßabrechnung gehalten und aus biefem Kriege, ber, wenn wir befiegt wären, 
uns Ueberſchwemmung durch den Feind, Verwuſtung bes Landes, Berewigung 
anjerer Uneinigfeit und damit das Brechen der nationalen Kraft zugezogen hätte 
— aus dieſem Kampfe gerabe ift nach ber Beſiegung Frankreichs das Höchſte, 
nes eine Ration in Anſpruch nehmen kann, feine Einheit aus jahrhunbertignger 
Ineinigtet, feine ftaatliche Geſchloſſenheit hervorgegangen. 

iefe Ereigniffe, die wir in den lebten Jahren erlebt haben, 
iind fo übergroß und gewaltig, daß man, um etwas Gleiches oder 
Aehnliches zu finden, auf Jahrtauſende zurüdliegende Zeitalter 
geeifen muß, etwas Gleiches oder Aehnliches, bas die Gemüther ber 
enihen in folder Art erjhüttert und bewegt. Meine Herren! Wir, 
nachdem wir auf beutfhe Art aus den Aufregungen und ben Er- 
folgen dDiefes mädhtigen Kampfes zurüdtehren an unfere Arbeit, 
it müffen es uns oft klar maden, in welder großen Zeit wir 
eben. 

Wenn an diefem Kampf bas ganze Volk in feinen beften Kräften betheiligt 
gemeien ift, jo find tod aus der Geſammtheit eines fo kräftigen Volles eine 
Arch Männer bervorleuchtend ausgezeichnet, welche vor Allem das Verdienſt 
in Auſpruch nehmen, das Angeregt und gejihert zu haben, was 
allerdings zur Durhführung ber Kraft des ganzen Volles beburfte. 
Diefe Männer in nicht zu großer Zahl in einer befonberen Weife auszuzeichnen, 
das fonnte meiner Meinung nach dem Gefühl, ben Abfichten einer edeimüthigen, 
einer kraftvollen Nation nicht wiberftreben. 

Sollen wir jest zögern, wenn uns eine Vorlage gemacht wirb, wodurch 
dem Kaiſerlichen Feldherrn, dem Träger der Vertreter der Gefammtheit, Die Mög- 
lichleit gegeben wird, rei” und voll biefen Männern zu ihrem inneren Werthe 
und tem Bewußtſein beffelben, zu der Anerkennung, bie fie haben und behalten 
werden, für alle Zukunft noch die äußere Auszeichnung, für ſich und bie Ihrigen 
ven Schmuck des Dafeins hinzuzufügen ?” 


[Das Dotationsgefeg wurde mit obigem Zufat mit 175 gegen 51 
Stimmen angenommen.] 


15. Juni. Schluß des Reichstages. 


Thronrede Sr. Majeftät ded deutichen Kaiſers. 
Geehrte Herren! 


„AB Ih Sie vor drei Monaten an diefer Stelle begrüßte, bezeichnete 
Ih es als den ebrenvollen Beruf des erften Deutfchen Reichtages, die 
Banden, welche der Krieg geichlagen bat, nach Möglichkeit zu heilen und 
ven Dank des Baterlandes Denen zu bethätigen, welche den Sieg mit 
ihtem Blute und ihrem Leben bezahlt haben. Sie haben dieſen Beruf nach 
dem Herzen des deutſchen Volkes erfüllt. Mit freigebiger Hand haben 
Cie für die an ihrer Gefundheit gefchädigten Krieger und für die Hinter: 
— „er Gefallenen gemährt, mas die Dankbarkeit des Vaterlandes 

en Tann. 


Sie haben die verbündeten Regierungen in den Etand gefegt, die 
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Nachtheile zu mildern, welche der Ruf zur Fahne für die Erwerbsverhäftnifie 
vieler Berufenen herbeige [ihr bat. 

Zum Erfag der Schäden, welche die Anwohner unferer biöherigen 
Grenzen und die für Deutfchland rüdermorbenen Gebiete erlitten haben, 
a“ Ausgleihung der Berlufte, welche die deutſche Schifffahrt durch den 

ieg erfahren he und zur Erleichterung der Lage, im welche dentide 
Mitbürger durch ihre Ausweiſung aus Frankreich verfegt worden find, 
haben Sie bereitwillig Ihre Mitwirkung gewährt. 

Im Vereine mit den verbündeten egierungen haben Sie e8 Wir 
ermöglicht, den Dank des Baterlandes den Männern darzubringen, 
welche das deutfche Heer zu feinen Thaten erzogen, dafjelbe von Sie # 
Sieg geführt und die glorreichen Errungenfihatten des Krieges ficher eh 
haben. Ich erfülle ein Beditrfnig Meines Herzens, indem Ich Idnen 
dafür in Meinem und des deutfchen Heeres Namen Meinen Kaiferlihen 
Dank ausfpreche. 

Durh die neue Redaction der Neichsverfaffung haben dr 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Deutfchlands die den Verträgen entſprechende 
Form gewonnen und durd den Nachtrageeat für 1871 haben die finanziellen 
Beziehungen der Bundesftaaten zum Weiche ihre Negelung gefunden. De 
größte Theil der Gefeßgebung des Norddeutichen Bundes ift zur Gelck 

ebung des Reiches geworden und die letere hat im Beginn ihrer gemein 
Famen Thätigkeit die Haftpflicht induftrieller Unternehmungen in einer Weile 
geregelt, deren Wohlthaten an erfter Stelle den Invaliden der Arbeit 
zugute fommen werden. 

Für die Einrichtungen, welche in Elſaß und Lothringen za 
treffen find, ift die gefeglihe Grundlage gewonnen. Die Berhantiunge, 
welde darüber in Ihrer Mitte ftattfanden, werden den Bewohnern dieſer 
Gebiete die Ueberzeugung gewähren, daß den deutfchen Regierungen und 
dem bdeutfchen Volle, wie auch tiber einzelne Fragen die Anſichten ab⸗ 
weichen mögen, der eine Gedanke und der eine Wille gemeinfam if, da 
rüderworbene Yand, unter Schonung bewährter Einrichtungen, durd ein 
milde Verwaltung uud durch eine freiheitliche Entwidelung feiner Gele 
gebung zu einem auch innerlich verbundenen Gliede unferes großen Bater: 
andes zu machen. 

Während der Dauer Ihrer Verſammlung ift der Frieden mil 
Frankreich endgültig abgejchloffen worden. Dieſer Abſchluß und dit 
Miederberftellung gefeglicher Gewalten in Frankreich haben es zu Meint 
Freude möglich gemacht, einen großen Theil des Heeres in das Bater 
land zurüdtehren zu laffen. Der Schluß Ihrer Thätigkeit fällt zufamms 
mit dem Ein uge der fiegreihen Truppen aller deutfchen Heerestheile a 
Meine Hauptita t. Sie werden, geehrte Herren, Zeugen des €: 
fein, und wenn Sie unter dem Eindrude diefer nationalen eier in st 
Heimath zurüdtehren, werden Sie die freudige Gewißheit mit ſich nehmen, 
daß die patriotifche Hingebung der deutſchen Vollßvertretung an der groß 
artigen Entwidelung des VBaterlandes und an dem Glanze der Sieges⸗ 
feier ihren berechtigten Antheil hat. Möge, wie Ich zu Gott hoffe, und 
wie Ich nach den nen begründeten Begiehungen des Deutjchen Reihe? 
zu allen auswärtigen Mächten überzeugt fein darf, der Frieden, deſſer 
wir ung erfreuen, ein bauernder fein.“ | 
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Juli. Dem Kanzler des Deutfchen Reiches Zürften v. Bismarck 


tft von Sr. Majeftät dem Katfer und König in Anerkennung 
feiner Verbienfte eine Dotation an Grundbefig im Amte 
Schwarzenbed im Herzogthum Lauenburg übenwiejen worden. 

Fürft Bismarck hatte ſich in voriger Woche auf feine 
neuen Befigungen in Lauenburg begeben. Nach der Rüd- 
fehr von dort ift er (am 4.) nad Barzin in Pommern 
zu längerem Aufenthalte gegangen. (Prov.-Corr.) 


.12. Auguft. Zuſammenkunft des Kaijerd Wilhelm mit 


dem Kaiſer Franz Joſeph in Sicht. 

Bismard zur Kur in Gaftein; Begegnung mit Graf 
Beuft. 

Beſuch des Katjerd Franz Joſeph bei Kaiſer Wilhelm 
in Saftein. 


8. September. Fürft Bismard hat fi, in Begleitung ded Grafen 


Beuft, von Salzburg aus nad dem Bade Reichenhall 
begeben, wofelbft er im Schooße feiner Familie einige Tage 
verweilt. Am Abend einer Ankunft ward dem deutichen 
Reichskanzler ein Ständchen gebracht, welchem ſich jubelnde 
Hochrufe der in dichten Schaaren verfammelten Bevölkerung 
anfchloffen. Der hohe Staatdmann gab in jeinen Dankes⸗ 
worten der Anerkennung für die begeiiterte Hingebung des 
deutſchen Volkes und für die Thaten der deutichen Armeen, 
an denen audy dad Bayerifche Heer einen fo ruhmvollen 
Antheil genommen, den wärmften Ausdrud und brachte 
ein Hod auf den König von Bayern aus. (Prov.Corr.) 


19. September. Rückkehr über Berlin nad Barzin. 


geit der Mollendung des deutſchen 
Reichs. 


Geit der Mollendung des deutſchen 
Reichs. 
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fehwierig fein. Ich weiß nicht, ob ich das gejagt habe; da es der Herr 
Antragfteller fo angiebt, wird e8 wohl richtig jein, und ich kann dann 
nur fagen, daß ich damals eine ganz richtige Vorausſicht befundet hatte. 
Es wird ſchwierig fein, aber wir FAR nicht in der Yage, daß wir vor 
Schwierigkeiten der Aufgaben zurüdichreden, und ich glaube, e8 wird auf 
der andern Seite eben fo fchwierig fein, dieſe Berfaffungsänderumg jetzt 
in dieſem Stadium, und ich hoffe iiberhaupt, durch den Bundesrath zu 
bringen. Ich habe bei früheren Verhandlungen in der Verfagung von 
Diäten hauptfächli die nüglihe Wirkung auf kurze Parlamente zu 
erbliden geglaubt. Diefer Geſichtspunkt ıft ein ganz außerordentlich me: 
ſentlicher. Wenn die Vollsvertretungen wirklich ein lebendiges Bild der 
Bevölkerung zu geben fortfahren follen, fo müflen wir nothwendig kurze 
Parlamentsfigungen haben, fonft können alle diejenigen Leute, die noch 
etwas Anderes in der Welt zu thun haben — und Gott fei Dank find 
wir Deutfche derart, daß Jeder fo ziemlich feinen Beruf hat, dem er fid 
nicht zu lange entfremdet — ich fage, fonft können diefe Leute fich nicht 
bereitwillig und mit voller Hingabe dazu herbeilafien, als Wahllandidaten 
aufzutreten. Nur kurze Parlamente machen e8 möglich, daß alle Berufs: 
freie, und gerade die Tüchtigften und Treueften in ihrem bürgerlichen 
Beruf, fi) die Zeit abmiüßigen können, daß fie dem Vaterlande auch bier 
an diefer Stelle ihre Dienfte weihen. Nun ift daS, meine Herren, eine 
Erfabrungsfache, daß bdiätenlofe Sigungen immer fürzer find, als diejes 
nigen, bei denen Diäten gegeben werden. Es ift das ganz ohne Frage, 
wir können im preußifchen Yandtage den Vergleich ziehen: Das Herren 
haus bat immer die Neigung, die Sigungen abzulürzen, das Abgeordneten 
haus hat die Neigung, Feine Thätigfeit noch weiter fortzufegen. Ich bin 
weit entfernt, in den Diäten das allein Wirkfame zu Sehen. ich glaube 
vielmehr, daß darin fi fchon die Wirkung fühlbar macht, die ich vorher 
als zu vermeiden charafterifirte. E8 giebt im preußifhen Abgeordnetenhaufe 
mehrere Mitglieder, die es zu ihrem Lebensberufe geradezu gewählt haben, 
ihrem Baterlande in diefer Richtung vorzugsweiſe zu dienen und ihre 
andern Geſchäfte mehr in den Hintergrund treten zu laſſen. Es giebt 
wenigftend einen Kern von Abgeordneten, die nach der Thätigkeit, die fie 
ihrem Mandat al8 Abgeordnete widmen, nad den Borftudien, die fie zu 
- den Sigungen machen, nach den gründlichen Prüfungen der Sachen, die 
fie vertreten, gar nicht im Stande find, daneben etwas erhebliches Anderes 
u thun, aud) bei der größten Arbeitskraft. Nun achte ich diefe Hingebung 
—* die parlamentariſche Thätigkeit ſehr hoch und würde es ſehr bedauern, 
wenn dieſes Element uns fehlte; daß es aber in den parlamentariſchen 
Verſammlungen vorherrſchend ſei, das halte ich nicht für erwünſcht, 
daß der aus der Volksvertretung einen Lebensberuf machende 
Abgeordnete vorherrſcht, das halte ich nicht für gut. Dann haben 
Sie feine wirkliche BVollsvertretung mehr, dann haben Sie eine Art von 
beruf&mäßiger bureaufratijher Volksvertretung, eine andere 
Art von Beamten, die für die Arbeiten der Gejeßgebung zwar fehr nüglid 
find, aber doc nicht immer im Sinne des Volles und Feiner augenblids 
lichen Stimmung, nicht immer in lebendiger Bertretung aller Berufsflaflen 
wirken, weil dieſe Berufsflafien nicht immer die Zeit haben, fich ihrem 
Beruf fo lange zu entziehen, wie lang gedehnte Parlamentsfigungen es 
unentbehrlich adden. | 
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In Betreff des Oberhauſes muß ich zu meinem Bedauern fagen, 
die politifche Erfahrung bat mich überzeugt, daß ſolche Berfammlungen 
den Zwed, ein Segengewicht und einen Schu zu gewähren gegen die 
Gefahren, die das allgemeine Stimmrecht in feiner vollften Ausbeutung 
m fih bergen Tann, nicht erfüllen können. Ich gehöre ja felbft einer 
ſolchen Berfammlung, dem preußifchen Herrenhaufe, an, und Sie 
werden Deshalb nicht von mie verlangen, daß. id contra domum 
ſpreche; aber ich babe feinen Glauben an die Stärke biefes Gegen» 
gewichts in den jegigen Zeiten; wenn eine friih durch Wahlen ans 
erfonnte, den Anſpruch einer Bertretung des gefammten Bolfes in fich 
tragende Berfammlung das Gegentheil votirt, dann brauche ich ein 
ſchwereres Gegengewicht. 

Das haben wir im Bundesrathe. ch weiß nicht, was die 
Herren bewegt, den Bundesrath in den gejeßgebenden Gewalten nicht 
mitzuzählen. Die Berfafjung weift ihm die volle Gleichberechtigung an, 
und wenn ich fage, er wiegt fchwerer als ein gemöhnliches erſtes Haug, 
jo ift daS, weil er zugleich ein Staatenhaus im volliten Sinne des Wortes 
it, in viel bereditigterem Sinne, ald was man gewöhnlich Staatenhauß 
nennt, was z. B. in der Erfurter Berfafjung Staatenhaus genannt wurde. 
Dort flimmte im Staatenhauß nicht der Staat, fondern der Einzelne ab, 
er fimmte nicht nach Inſtruktionen, ſondern nad feiner Ueberzeugung ab. 
Sp leicht wiegen die Stimmen im Bundesrath nidt; da flimmt 
nicht der Freiherr von Frieſen, fondern das Königreich Sachſen ftimmt 
duch ihn, mach feiner Inſtruktion giebt er eine Meinung ab, was forg- 
fältig deftillixt it aus all den Kräften, die zum öffentlichen Leben in 
Sachſen mitwirten. In der Stimmenabgabe ift die Ausgleihung und 
Bermittelung aller der Kräfte enthalten, die in Sachſen thätig find, um 
das Staatsweſen zu bilden, es ift daS Votum der fächfifchen Krone, be⸗ 
ftimmt durch die Einflüfle der ſächſiſchen Landesvertretung, vor melcher 
dad ſaͤchſiſche Miniſterium fiir die Vota, welche es im Bundesrath abgeben 
läßt, verantwortlich if. Es ift alfo ee eigentlich da8 Votum eines 
Staates, ein Botum in einem Staatenhaus. Aehnlich ift e8 — ich habe 
Ihnen dies Beiſpiel von Sachſen nur genannt — in den Hanfeftädten, 
u den republikaniſchen Gliedern, es tft das ganze Gewicht der Be⸗ 
völlerung einer reihen, großen, mächtigen, intelligenten 
pandeis adt, was fi Ihnen ın dem Botum der Stadt Hamburg im 
Öundesrath darftellt, und nicht da8 Votum eines Hamburgers, der nad) 
jemer perfönlichen Ueberzeugung fo oder fo votiren kann. Die Abftim- 
mungen im Bundesrath nehmen für fich die Achtung in An— 
\prud, die man dem gefammten Staats weſen eines der Bun» 
desglieder ſchuldig if. Und das halte ich für außerordentlich 
Idwer wiegend, und diefe Bedeutung madt fih unbemußt ja 
in und längft fühlbar. Einem Botum von fünfundzmwanzig 
einzelnen Herren würden Sie niht das Anſehen beimefjen, 
deijen der Bundesrath fi glüdlicherweife erfreut, aber dem 
Botum von fünfundzwanzig Staaten, wo Jeder der Herren 
bier einem derfelben angehört und von lauter Staaten, die 
11h einer freien parlamentarifhen Berfaffung erfreuen, wo 
die Abftimmungen der Einzelnen recht eigentlih den Ausdrud 
der Sefammtheit dejjen, was man früher fagte, Völker, jegt 

durſt Vismard. II. 23 
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will ih nur fagen Einmwohnerfhaften für fih haben, dem 
find Ste Achtung fhuldig in einer anderen Weife, und bie 
zollen Sie ihm auch, und die Bevölkerung zollt fie ihm. 
Ich halte deshalb jede Neuerung in unjeren Inſtitutionen, durch 
welche diefer meines Erachtens fehr glüdlich gefundene Senat — Staaten- 
ans, erſtes Haus — des Deutichen Reiches in feiner Bedeutung abge 
chwächt, gewiflermaßen mediatifirt wird, für eine fehr bedenkliche Aenderung 
in der Berfaflung. Ich glaube, daß der Bundesrath eine große Zukunft 
bat, indem er zum erften Male den Verſuch macht, ohne die Wohlthaten 
der monardhifchen Gewalt oder der einheitlichen Obrigfeit dem Einzelftoat 
u nehmen, ala höchſte Spite ein föderatived Kollegium binzuftellen, um 
die Souveränetät des gefammten Reiches zu üben; denn die Souveränetät 
ruht nicht beim Kaiſer, fie ruht bei der Geſammtheit der verbündeten Re 
ierungen. Es ift daß zugleich nüglich, indem die — nennen Sie es 
eißheit oder Unweißheit, von fünfundzwanzig Negierungen unvermittelt 
in dieſe Berathungen bineingetragen wird — eine Mannigfaltigleit von 
Anihauungen, mie wir fie im Einzelftaate niemal® gehabt haben. Wir 
baben, fo groß Preußen ift, von den kleineren und Heinften Deitgliedern 
doch Mandes lernen können; fie haben umgelehrt von uns gelernt. & 
find Minfundgwanzig Minifterien oder Obrigleiten, von denen jede unver: 
fümmert in ihrer Sphäre die Intelligenz, die Weisheit, die dort quilt, 
an fih faugt und im Bundesrath felbitftändig von fich zu geben berechtigt 
ift ohne irgend eine Beichräntung, während der Einzelftaat fehr viele 
germnifie bat, die die Quellen auch da, wo fie fließen möchten, flopfen. 
urz, ich Fann Ihnen auß meiner Erfahrung fagen, daß ich glaube, m 
meiner politiichen Bildung durch die Theilnahme an den Situngen des 
Bunbesrath3, durd die belebende Reibung der fünfundzwanzig beutihen 
Centren mit einander erhebliche Fortjchritte gemacht zu haben und zugelemt 
zu haben. Deswegen möchte id Sie bitten, taften Sie nicht an dem 
Bunbdesrathel ich fehe grade in diejer Geftaltung eine Art 
von Palladium für unjere Zukunft, eine große Bürgſchaft für 
die Zukunft Deutſchlands.“. 
[Der Antrag Schultes wird mit 186 Stimmen gegen 128 an 
genommen, vom Bundesrathe aber abgelehnt.) 


Dauk des Kaiſers und Volles au die Heerführer. 


14. April. Worte des Fürften Bis marck bei der erften Beratung 
ded Dotationsgeſetzes. 

„Es handelt fich Hier um einen Alt Königlicher Freigebigleit, zu dem 

Se. Majeftät der Kaifer Sie bittet, ihm die Mittel * —— Es 

iſt ein ungewöhnlicher und ſeltener Fall, in welchem ich auch Nachſicht | 
dafür in Anfprud nehme, daß ich von dem konſtitutionellen Brauche, die 

Perfon des Souveräns hier nicht zu nennen, mich entferne. Ich will 

nicht von dem Souverän im eigentlichen Sinne des Wortes fprechen, ich 

will von dem Kaiferlichen Feldherrn reden und auch von dieſem nicht 

direkt, fondern Sie nur indirelt bitten, fich die Frage zu ftellen, wie etwa 

diefe Berhältniffe hätten ablaufen künnen, wenn auf dem Throne von 
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Preußen fih ein anderer Monarch als Seine jegt regierende Majeſtät 
befunden bätte, 

War e3 nicht möglih, daß diefer große Krieg, der größte unferes 
Zeitalters, der ein Menfchenalter, ein halbes Jahrhundert hindurch wie 
eme große Wolfe am Horizonte Deutfchlands ſchwebte, daß der bei dem 
Monarhen, der auf dem mächtigften der deutjchen Throne ſteht, nicht die 
—— Entſchloſſenheit, den gleichen Muth, dieſen hohen Muth, der Krone, 

eich und Leben freudig einſetzt, vereinigt fand, — war es nicht möglich, 
daß dieſer Krieg entweder im Augenblicke vermieden worden wäre unter 
Umſtänden, die das deutſche Nationalgefühl ſchwer geſchädigt und gekränkt 
hätten, — war es nicht möglich, daß er aufgeſchoben worden wäre, bis 
der Feind Bundesgenoſſen gegen uns gefunden hätte. — Alles dies nicht 
aus dem Geſichtspunkte einer Aengſtlichkeit, die ich bei keinem deutſchen 
Fürften vorandete, aber aus dem Geſichtspunkte wohlmollender, väterlicher 
driedengliebe, die nicht zu rechter Zeit das Schwert zu ergreifen verfteht? 
Bar es nicht möglich, daß diefer Krieg mit weniger Gefchid, mit weniger 
nügliher Verwendung aller Mittel, vor allen Dingen mit weniger vor« 
bereiteten Mitteln geführt wurde? 

Wem verdanken wir alles Dies? Wem verdanken wir, 
dag die Mittel forgfältig vorbereitet waren, daß der Krieg 
mit dieſem Geſchick, mit diefer Entichlojfenheit und in diefem 
tistigen Momente ergriffen wurde, um vorwärts zu geben 
und den Feind niederzumerfen? Daß nicht durch Zögerung 
die rechte Zeit verloren ging? Wir verdanten ed unferem Kai- 
ferlihden Feldherrn, in erfter Linie dem Könige von Preußen 
und in zweiter Linie der deutjchen entjchlofjfenen Hingebung 
Seiner erhabenen Berbündeten. 

Wenn ein Monard, an Jahren und an Ehren reich, mit 
diefer Entfchlofjenheit feine nad irdiſchem Maßpftab kurz bes 
mejjene Kraft, feine befriedigt-ruhmpolle Eriftenz einfegte 
für fein Bolk, wenn er in feinem hoben Alter einen Kampf 
durhlämpfte, der ganz anders ablaufen fonnte, wenn er dann 
jurüdtehrt und fi fragt: Wem verdanke ich, dag ich jiegreich 
urüdlehre, daß unfer Volk gefhügt tft vor den Leiden und 
Drangjalen des Krieges, vor dem Drud des Eroberers, und 
daß darüber hinaus Gott feinen Segen gegeben bat, das 
deutfche Bolk in diefem Kriege, wo man e8 böſe mit und vor; 
hatte, zu einigen und ihm feinen Kaifer wiederzugeben, und 
diefer erfte Deutide Kaifer ehrt zurüd nach einem langen 
Interregnum, im Beſitz der größten VBollgewalt und Madt, 
die in dDiefem Augenblide in Europa, und fragt fi: durch 
welche Werkzeuge hat Gott mir das geſchenkt, habe ich dies 
erreiht, wem bin ih Dank Jhuldig? Dann fällt fein Blid 
zuerft auf fein Heer und auf die Jntelligenz der Führer, 
und es muß ihm ein Herzensbedürfniß fein, hier zu lohnen, 
° Tapferkeit äßt ſih im Cingelnen nicht belohnen, fie iR, Gott f 

erfeit läßt ſich im Einzelnen ni elohnen, fie ift, Gott fei 

Danf, ein Gemeingut der deuti@en Soldaten, jo daß man, wolle man 

belohnen, jeden Einzelnen zu belohnen hätte. Aber die Tapferkeit allein 

reicht nicht Hin; Muth haben auch die Franzofen bewiefen, mit 
23* 
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Tapferkeit haben fih aud die franzöfiiden Soldaten ge: 
ſchlagen; was ihnen fehlte, waren die Führer, die Pflicht— 
treue, die Einficht der Führer, die entjchlofjene Leitung eines 
Koiferliden Monarchen und Feldherrn, der in voller Ber; 
antwortlihleit um Krone und Reih an der Spige ftand, — 
diefe Zührung zu belohnen, muß ein Herzensbedürfniß des 
Kaiſers fein. 

Ich will von den Nüglichleitämomenten nicht reden, die darin liegen 
önnten, daß man ihnen mitten in dem fargen Leben die Hoffnung auf 
ein ungewöhnlic) großes Loos, die Hoffnung, die Napoleon den Dar. | 
ſchallsſtab im Torniſter nannte, dag man fie ihnen nicht abjchneidet duch 
eine vechnende Kargheit in dem Augenblide, wo wundens, blut» und fieg 
reih das Heer nad Haufe fonımt, daß man in einem ſolchen Moment 
reich belohnt die Dienite, die zu leiften Jeder in die Lage kommen fann. 
Der gemeine Grenadier kann e8 bei uns biß zum General bringen; — 
ih habe Generale gelannt, die feinen anderen Urjprung hatten, von denen 
der eine eine hohe Stellung an der Spige des Generalftabes einnahn, 
ein anderer an der Spitze des Remonteweſens ftand, ein anderer vom ge 
meinen Küraſſier bis zum angefehenften Minifter hinaufftieg — dergleichen 
ift in unferen Verhältniſſen, bei unferer Gleichheit vor den Gefeg überall, 
wo Auszeichnung da ift, möglich; und wenn fo mancher müde Soldat 
ſchließlich frühzeitig fich zurüdzieht und fich jagen muß: ich habe es nicht 
erreicht, dann bleibt ihm die Soffnung feine Söhne können etwas Außer 
ordentliches leiften und Belohnung im Dienfte des Staates erwerben, 
wie fie der Kater von Ihnen bittet. In diefem Sinne möchte ih Sie 
bitten, ftelen Sie fih auf die Höhe der Situation und vergefien Sie 
einen Augenblid den geldbewilligenden Abgeordneten, denten Ste daran, 
diejes Herzensbedürfnig Sr. Majejtät des Kaifers zu befrie— 
digen, geben Sie Ihm die Befriedigung, die Er durd Seine 
Hingebung und Seinen hohen Muth um Deutſchland jo wohl 
verdient hat.“ 


Die Kommilfion ſchlug einen Zuſatz zu dem Entwurf 
vor, wonach aud) „Deutihen Staatömännern, weld: 
bei den nationalen Erfolgen in hervorragender 
Weiſe mitgewirkt haben,“ Dotationen verliehen werben 
ſollten. 


Der Berichterſtatter, Abgeordneter von Bennigſen, ging bei ber Ba 
tbung im NReichötage noch ausführlich auf Die Bedeutung und ben Zweck bes & 
jetges ein. Er wies zunächſt auf das Jahr 1813, wo den Feldherrn gleichfall 
Dotationen gegeben worden feien, und fuhr dann fort: 

„Das, was wir 1815 gethan haben, fünnen wir heute noch wiel mehr ver⸗ 
antworten, und in gewiffer Weije find wir noch viel mehr dazu verpflichtet, wie 
bamals, wenn wir die Thaten und Erfolge der jegigen Zeit mit ben damaligen 
vergleichen. Meine Herren! Erinnern wir uns doch, daß Deutſchland 1813 ſich 
uur mit äußerfter Anftvengung erhob, wieberholt felbft uneinig, auf auswärtige 
Hülfe angewielen, in einem verzweifelten, an den größten Wechjelfällen reuhen 
Kampfe, endlich doch die napoleonifhe Weltherrſchaft und die Fremdherrſchaft in 
Deutichland überwältigend, aber felbft nach dieſem unerhörten Siege, ber mit ben 
äuferften Anftrengungen, welche er dem mitlebenden, dem damaligen Geſchlechte 
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zummutbete, in eine eben fo große Ermattung Überging, ſelbſt mit biefem Siege 
tonnten wir doch deſſelben und bes Preifes des Kampfes nicht froh werben. 

Und jet zum erfien Male bat ganz Deutſchland, aber Deutichland allein, 
ohne frembe Hülfe, einig auch zum erflen Male in feiner Geſchichte, unter allen 
feinen Fürſten und Völkern fich erhoben gegen einen Angriff des Nachbars, der 
ans durch Jahrhunderte vergewaltigt hat. Es hat mit diefem Nachbar eine 
Sclußabrechnung gehalten und aus biefem Sriege, ber, wenn wir befiegt wären, 
mm Ueberſchwemmung durch ben Feind, Verwuſtung des Landes, Berewigung 
auferer Uneinigleit und damit das Brechen ber nationalen Kraft zugezogen hätte 
— aus biefem Kampfe gerade ift nach der Beſiegung Frankreichs das Höchfte, 
was eine Ration In Anſpruch nehmen kann, feine Einheit aus jahrhundertignger 
Ineimigfeit, feine ftaatlihe Geſchloſſenheit hervorgegangen. 

iefe Ereigniffe, die wir in ben legten Jahren erlebt haben, 
find fo übergroß und gewaltig, baß man, um etwas Gleiches oder 
Aehnliches zu finden, auf Iahbrtaufende zurüdliegende Zeitalter 
greifen muß, etwas Gleiches oder Aehnliches, das die Gemüther der 
enfhen in folder Art erfhüttert und bewegt. Meine Herren! Wir, 
nehdem wir anf beutfhe Art aus den Aufregungen und den Er- 
folgen biefes mädhtigen Kampfes zurückkehren an unfere Arbeit, 
Bit müffen es uns oft Elar machen, in welder großen Zeit wir 
eben. 

Benn an diefem Kampf das ganze Volk in feinen beiten Kräften betbeiligt 
gexeien ift, fo find doch aus der Geſammtheit eines fo kräftigen Bolles eine 
Arzabl Männer bervorleuchtend ausgezeichnet, welche vor Allem bas Verdienſt 
in Anſpruch nehmen, das Angeregt unb gejihert zu haben, was 
allerdings zur Durhführung ber Kraft des ganzen Volles bedurfte. 
Diefe Männer in nicht zu großer Zahl in einer befonberen Weife auszuzeichnen, 
das lonnte meiner Meinung nad dem Gefühl, den Abfichten einer ebelmüthigen, 
einer kraftoollen Nation nicht widerftreben. 

Sollen wir jett zögern, wenn uns eine Vorlage gemacht wird, wodurch 
dem Raiferlichen Feldherrn, dem Träger der Vertreter der Gefammtheit, bie Mög- 
fileit gegeben wird, rei und voll diefen Männern zu ihrem inneren Werthe 
und dem Bewußtſein beffelben, zu der Anerlennung, bie fie haben und behalten 
werben, fir alle Zukunft noch die äußere Auszeichnung, für fih und bie Ihrigen 
den Schmud des Dafeins hinzuzufügen ?” 


[Das Dotationsgejeg wurde mit obigem Zufat mit 175 gegen 51 
Stimmen angenommen.) 


15. Sun. Schluß des Reichstages. 


Thronrede Sr. Majeftät ded deutichen Kaiſers. 


Geehrte Herren! 


„AS Ih Sie vor drei Monaten an diefer Stelle begrüßte, bezeichnete 
Ih es als den ehrennollen Beruf des erften Deutfchen Reichstages, die 
Vunden, welche der Krieg geichlagen hat, nach Möglichkeit zu heilen und 
den Dank des Baterlandes Denen zu bethätigen, welde den Sieg mit 
ihrem Blute und ihrem Leben bezahlt haben. Sie haben diefen Beruf nach 
dem Herzen des deutfchen Volles erfüllt. Mit freigebiger Hand haben 
Sie fuͤr bie an ihrer Gefundheit gefchädigten Krieger und für die Hintere 
bliebenen der Gefallenen gewährt, was die Dankbarkeit des Vaterlandes 
erftatten kann. 

Sie haben die verbündeten Regierungen in den Etand gejegt, bie 
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Nachtheile zu mildern, welche der Auf zur Fahne für die Erwerbsverhältniffe 
vieler Berufenen herbeige fährt bat. 

Zum Erfat der Schäden, weldhe die Anwohner unferer bisherigen 
Grenzen und die fiir Deutfchland rüdermorbenen Gebiete erlitten haben, 
ur Ausgleichung der Berlufte, welche die deutfche Schifffahrt durch den 
ie erfahren he und zur Erleichterung der Lage, in welche deutice 
Meitbürger durch ihre Ausweifung aus Frankreich verfegt worden find, 
haben Sie bereitwillig Ihre Mitwirkung genäht. | 

Im Bereine mit den verbündeten egierungen haben Sie es Dur 
ermögliht, den Dank des Baterlandes den Männern darzubringen, 
welche das deutſche Heer zu feinen Thaten erzogen, dafjelbe von Sie h 
Sieg geführt und die glorreichen Errungenfehatten des Krieges ficher ch 
haben. Ich erfülle ein Bedürfnig Meines Herzens, indem Ich nen 
dafür in Meinem und des deutjchen Heeres Namen Meinen Kaiferlichen 
Dank außfprede. 

Durh die neue Redaction der Reichsverfaſſung haben di 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Deutfchlands die den Verträgen entipredeni 
Form geivonnen und durch den Nachtragsetat für 1871 haben die finanziellen 
Beziehungen der Bundesftaaten zum Reiche ihre Regelung gefunden. Da 
größte Theil der Gefeßgebung des Norddeutichen Bundes ift zum Gele 
ebung des Reiches geworden und bie legtere hat im Beginn ihrer gemein 
—* Thätigkeit die —*5 — induſtrieller Unternehmungen in einer Weiſe 
geregelt, deren Wohlthaten an erfter Stelle den Invaliden der Arbeit 
zugute kommen werden. 

Für die Einrichtungen, melde in Elſaß und Rothringen zu 
treffen find, ift die gefeglihe Grundlage gewonnen. Die Berhandlangen, 
welche darüber in Ihrer Mitte ftattfanden, werden den Bewohnern vieler 
Gebiete die Ueberzeugung gewähren, daß den deutſchen Regierungen und 
dem deutfchen Volke, wie auch über einzelne Fragen die Anſichten ob» 
weichen mögen, der eine Gedanke und der eine Wille gemeinfam ift, ded 
rückerworbene Rand, unter Schonung bewährter Einrichtungen, durch eine 
milde Verwaltung uud durch eine freiheitliche Entwidelung feiner Gele 
gebung zu einem auch innerlic verbundenen Gliede unferes großen Bater: 
andes zu machen. 

Während der Dauer Ihrer Berfammlung ift der Frieden mil 
Frankreich endgliltig abgeſchloſſen worden. Dieſer Abſchluß und die 
Wiederherſtellung gejeglicher Gewalten in Frankreich haben es zu eine 
Freude möglich gemacht, einen großen Theil des Heeres in das Bat 
land zurüctehren zu laffen. Der Schluß Ihrer Thätigfeit fällt zufamm 
mit dem Ein uge der fiegreichen Truppen aller deutjchen Heerestheile 3 
Meine Saupfta t. Sie werden, geehrte Herren, Zeugen des Ein 
jein, und wenn Sie unter dem Eindrude diejer nationalen Feier ın 
Heimath zurüdtehren, werden Sie die freudige Gewißheit mit ſich nehmen. 
daß die patriotifhe Hingebung der deutichen Vollsvertretung an der gt 
artigen Entwidelung des Vaterlandes und an dem Glanze der Siegh 
feier ihren bereditigten Antbeil hat. Möge, wie Ich zu Gott hoffe, zn 
wie Sch nad den neu begründeten ns des Deutſchen Reiches 
zu allen auswärtigen Mächten überzeugt ſein darf, der Frieden, befien 
wir und erfreuen, ein dauernder fein.“ | 





1871. 


Suli. 


11. 


u. 


359 


Dem Kanzler ded Deutichen Reiches Fürften v. Bismarck 


ift von Sr. Majeftät dem Katjer und König in Anerkennung 
feiner Verdienſte eine Dotation an Grundbelig im Amte 
Schwarzenbed im Herzogthum Lauenburg überwielen worden. 

Fürſt Bismard hatte ſich in voriger Woche auf feine 
neuen Befigungen in Lauenburg begeben. Nach der Rüd- 
fehr von dort ift er (am 4.) nad Varzin in Pommern 
zu längerem Aufenthalte gegangen. (Prov.-Corr.) 
12. Auguft. Zuſammenkunft ded Kaiſers Wilhelm mit 
dem Kaiſer Franz Joſeph in Iſchl. 

Bismarck zur Kur in Gaſtein; Begegnung mit Graf 
Beuſt. 

Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph bei Kaiſer Wilhelm 
in Gaftein. 


8. September. Fürſt Bismarck hat ſich, in Begleitung des Grafen 


Beuſt, von Salzburg aus nach dem Bade Reichenhall 
begeben, woſelbſt er im Schooße ſeiner Familie einige Tage 
verweilt. Am Abend ſeiner Ankunft ward dem deutſchen 
Reichskanzler ein Ständchen gebracht, welchem ſich jubelnde 
Hochrufe der in dichten Schaaren verſammelten Bevölkerung 
anſchloſſen. Der hohe Staatsmann gab in ſeinen Dankes⸗ 
worten der Anerkennung für die begeiſterte Hingebung des 
deutſchen Volkes und für die Thaten der deutſchen Armeen, 
an denen auch das Bahyeriſche Heer einen jo ruhmvollen 
Antheil genommen, den wärmften Ausdrud und bradte 
ein Hoch auf den König von Bayern aus. (Prov.Corr.) 


19. September. Rückkehr über Berlin nah Barzin. 


Heit Der Vollendung des deutſchen 
Meichs. 


>4, Jaus Untiennifhe Konzil, 


Aus der Beil der Borbereitung des Konzils. 


1868. 29. Suni. Bulle des Papftes Pius IX. wegen Be: 
rufung eines ökumeniſchen Konzild im Vatican auf den 
8. Dezember 1869. 


— — „Es ift Allen befannt und Tiegt Mar zu Tage, von welch' ſchreck⸗ 
lichen Sturme gegenwärtig bie Kirche erihittert und von wie vielen und welch’ 
großen Uebeln auch bie bürgerliche Gefellichaft barniebergebrüdt wird. Denn von 
den beftigften Feinden Gottes und der Menſchen wird bie fatholifche Kirche und 
ihre heilbringende Lehre und ehrwürdige Gewalt, wie bie höchfte Autorität biefes 
apoſtoliſchen Stuhles angegriffen und mit Süßen getreten, wird alles Heilige 
verachtet, das Kirchengut geplündert, werben bie Biſchöfe, die angefehenften Geift- 
fen und katholiſch gefinnten Männer auf alle Weife gequält, bie religidfen 
Orbensfamilten aufgehoben, dazu gottlofe Schriften jeber Art und peftartige Zei- 
tungen mit vielgeftaltigem höchſt werberbten Sectenweien allenthalben verbreitet, 
und der Unterricht ber unglücklichen Jugend nahezu überall ber Geiftlichleit ent» 
zogen, um biejelbe, was noch ſchlimmer ift, an nicht wenigen Orten ben Lehr⸗ 
meiftern in der Schlechtigleit und im Irrthum zu überantworten. Daher kommt, 
zu Unjerem und aller Qutgefinnten Leidweſen unb zum höchſt beflagenswerthen 
Unheil der Seelen, das überall zunehmende Umfichgreifen des Unglaubens, bes 
Berderbniffes der Sitten, bie aügelisfe Ausgelaffenheit, die Anftedung durch jchlechte 
Grunbfäge jeglicher Art und alle denkbaren Lafter und Verbrechen, bie Verlegung 
endlich göttlicher und menſchlicher Geſetze, jo daß nicht allein unfere heiligfte Re⸗ 
figion, fonbern auch die menfchliche Gefellichaft auf beffagenswerthe Weife mit 
Berwirrung und Elend heimgefucht wird. Angeſichts alfo biefer unſäglichen Be⸗ 
drängniffe, unter deren Laft Wir feufzen, fordert das oberfte Uns göttlich über⸗ 
tragene Hirtenamt, daß Wir alle Unfere Kräfte immer mehr anftrengen, um bie 
Schäden der Kirche anszubeffern, für das Heil ber gefammten Heerbe bes Herrn, 
torzuforgen, töbtliche Angriffe und Beſtrebungen, welche es auf ben gänzlichen 
Ruin der Kirche und ber bürgerlichen Geſellſchaft abgeſehen haben, zuriidzumweifen. 

Aus den angegebenen Gründen haben Wir den Zeitpunkt für gekommen 
erachtet, zu einem allgemeinen Concil, wie es fchon längft Unfer Wunſch war, 
ale Unjere ehrwärbigen Vrlider, die Biſchöfe des ganzen katholiſchen Erdkreiſes 
welche zur Theilnahme an Unferer Hirtenforgfalt berufen find, zu verfammeln. 


Auf diefem Delumenifchen Concil fol alles auf's forgfältigfte erwogen und 
fegelegt werden, was insbefondere in biefen fo ſchweren Zeitumfländen bie 
größere Ehre Gottes, bie unverfehrte Reinheit bes Glaubens, bie wilrbige Feier 
des Öottesbienfies, das ewige Heil der Menſchen, bie Disciplin und eine heil- 
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fame und gründliche VBilbung der Welt⸗ und Orbensgeiftlichleit, die Beobachtung 
der Kirchengebote, die Verbeflerung der Sitten, den dhriftlichen Unterricht ber 
Jugend, ben gemeinen Frieden unb die Eintracht Aller vorab angeht. Auch fol 
mit ber höchſten Befliffenheit darauf VBedacht genommen werben, daß unter bem 
Beiftande Gottes alle Mebelflände von ber Kirche und der bürgerlichen Geſellſchaft 
bei Seite geichafft, die unglücklichen Verirrten auf den rechten Weg ber Wahrkeit, 
ber Gerechtigfeit und des Heils zurlidgeführt werben; daß Laſter und Irrthümer 
ansgetottet, Unfere erhabene Religion und ihre heiffame Lehre allentbalben wieber 
belebt, immer mehr verbreitet unb zur Herrſchaft erhoben werben, und baß fo 
Gottſeligkeit, Ehrbarkeit, Hechtichaffenheit, Gerechtigkeit, Liebe und alle chriftlichen 
Tugenden zum größten Nuten ber menſchlichen Gejellichaft gedeihen und erblüben. 
Denn Niemand wird je zu beftreiten vermögen, daß der Einfluß der katholiſchen 
Kirche und ihrer Lehre nicht allein das ewige Heil der Menſchen berühre, fontern 
auch dem zeitlichen Wohl der Völker und ihrer wahren Wohlfahrt, Orbuung, 
Ruhe, jowie dem Fortſchritt und der VBefeftigung der menſchlichen Wiffenfchaft zu 
ftatten komme, mie biefes bie Kirchen⸗ und Profangefchichte durch bellleuchtente 
Thatfachen fonnenklar vor Augen ftelt und feſt und überzeugend nachweiſt. 
Deshalb, geftüttt auf die Vollmacht des allmächtigen Gottes des Vaters unb bes 
Sohnes und des hi. Geiftes, fowie der hl. Apoftel Betrus und Paulus, welde 
auch Wir bier auf Erben beffeiden, wie nicht minder auf den Rath und bie Zu- 
flimmung Unjerer ehrwürdigen Brüder, der Karbinäle der hl. R. K., fagen Wit 
an mit diefem Schreiben, verfünben, berufen und beichließen ein beiliges, ülu 
meniſches, allgemeines Concil, welches in diefer Unferer hehren Stabt Rom bus 
fünftige Jahr, da man zählt Ein Taufend Acht Hundert und Neun und Sechzig, 
in der Bafılica des Batican abgehalten und am 8. Dezember, dem Feſte ber Un⸗ 
befledten Empfängniß ber Gottesgebärerin und Jungfrau Maria eröffnet, fort⸗ 
gelegt unb mit Gottes Hülfe zu Seiner Ehre und zum Heil bes gejammten 

Hriftlihen Volkes, zum Abſchluß und zur Vollendung gebradyt werben fol. Bir 

leben aber ber Hoffnung, Gott, in deſſen Händen die Herzen der Menſchen find, 

werbe Unferen Wünfchen gnäbig fein und in Seiner unausſprechlichen Barmber- 

jigleit und Gnade bewirken, daß alle höchſten Fürſten und Lenker ber Völker, 

beſonders die Tathofifchen, immer mehr durchdrungen von der Erfenntniß, daß 
von ber Tatholifchen Kirche der menſchlichen Geſellſchaft die größten Güter zufließen, 
und daß fie die feftefte Grundmauer ber Reiche if, nicht allein Unfere ehrwür⸗ 
digen Brüder, bie Bifchöfe und alle Anderen, bie oben erwähnt, am Erſcheinen 
auf dem Concil nicht hindern werben, fondern auch ihnen darin gern ihre Gunſt 
und Beihülfe gewähren und, wie e8 katholiſchen Fürften geziemt, zu allem, mas 
zur größeren Ehre Gottes und zum Wohl eben deſſelben Concils gereichen mag, 
ihre Mitwirkung nicht verfagen werben (et studiosissime, uti decet Catholicos 
Principes, iis cooperentur, quae in majorem Dei gloriam ejusdemque 
Concilii bonum cedere queant.).“ 


1869. 6. Sebruar. Ueber die wahrſcheinliche Thätigkeit 
ded Konzils. 


Aus ber Civiltä cattolica. 


„Was ben bogmatifchen Theil betrifft, fo bemerkte ich ſchon, daß bie Kathe- 
fifen wünſchen, das zukünftige ökumeniſche Concil möge bie Doctrinen det 
Spyllabus promulgiren. Auch könnte e8 geſchehen, daß das Concil, indem 
es die im Syllabus in negativer Form niebergelegten Säte in affirmativer form 
und mit den nöthigen Erläuterungen verfünber, bie Mißverflänbniffe verfchwinden 
madte, welche nicyt allein in den Sphären der Gewalt, fonbern auch bei einer 
großen Zahl im Webrigen gebilveter und intelligenter, aber mit bem theologilden 
Styl nicht vertrauter Perſonen, über den Syllabus befteben. Wie dem and It, 
mit ber Zeit werden bie Vorurtheile entweichen, bie Augen werben ſich an dad 
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Gt gewöhnen und die Wahrheit, welche ja unfterblich ift, wird mit aller Macht 
duchdringen. | 

Die Katholilen werben mit Freude die Verkündigung der päpftliden 
Unfehlbarkeit durch das zufünftige Concil entgegennehmen. Daburd würde 
#8 indirect gelingen, jene berlichtigte Declaration von 1682 zunichte zu machen, 
ohne daß eine fpecielle Erörterung jener unfeligen vier Artikel nöthig wäre, welche 
ſo lange Zeit Hindurd die Seele des Gallicanismus bildeten. Niemand verheblt 
kb jeboh, daß der Papft, aus einem Gefühle erhabener Zurüdhaltung, nicht 
jelbft die Initiative zu einem Vorſchlage wird ergreifen wollen, der fich uumittel« 
bar auf ihn zu beziehen fcheint. Aber man hofft, daß die einflimmige Kundge- 
bung bes heiligen Geiftes dur den Mund ber Väter bes ökumeniſchen Concils 
tie Unfehlbarfeit des Papfles per acclamationem befiniren werde. Endlich 
ipriht eine große Anzahl von Katholiten den Wunſch aus, das kommende Eoncil 
möge den Kreis ber von der Kirche der unbefledten Jungfrau bargebrachten 
Huldigungen durch die Berfündigung des Dogmas ihrer glorreiden 
Simmelfahrt fchließen.“ 


9. April. Die Gefahren des Konzils für dad Verhältniß in 
Staat und Kirche. 
Runbicreiben des bayeriihen Minifters Fürften von Hohenlohe. 
„Die einzige bogmatifche Materie, welche man, wie ich au& fiherer Quelle 
erfahre, in Rom burch das Concilium entſchieden fehen möchte, und für welche 
gegenwärtig die Jeſuiten in Italien wie in Deutſchland und anderwärts agitiren, 
M die Frage von der Unfehlbarkeit des Papftes. Dieje aber reicht weit über das 
rein religidfe Gebiet hinaus und ift hochpolitiſcher Natur, da hiermit aud die 
Gewalt der Päpfte Über alle Fürften und Völker (audy die getrennten) 
in weltlichen Dingen entfchieden und zum Glaubensſatz erhoben wäre. Iſt nun 
ſchon diefe höchſt wichtige und folgenreiche Frage ganz geeignet, bie Aufmerkſam⸗ 
fat aller Regierungen, welche Eatholifche Uuterthanen haben, auf das Concil zu 
lenken, fo muß ihr Intereffe, richtiger ihre Bejorgniß, fih noch fteigern, wenn fie 
die bereits im Gange befindlichen Vorarbeiten und die Gliederung ber für bieje 
in Rom gebildeten Ausſchüſſe ins Auge fuffen. Unter dieſen Ausſchüſſen ift 
nämlih einer, weicher ſich bloß mit den ſtaatskirchlichen Materien zu be 
toffen bat. Es ift alfo ohne Zweifel die beftimmte Abficht des römijchen Hofes, 
buch das Concilium wenigftens einige Beſchlüſſe über Tirchlich- politifche Materien 
oder Fragen gemiſchter Natur feftftellen zu laffen. Hierzu fommt, daß bie von 
den römiihen Jeſuiten herausgegebene Zeitichrift, Die „Civiltä cattolica,“ welcher 
Pins IX. in einem eigenen Breve die Bedeutung eines officiffen Organe ber 
römiſchen Curie zugeiprochen, es erſt kürzlich als eine dem Concilium zugedachte 
Aufgabe bezeichnet hat, die Verdammungsurtheile des päpſtlichen Syllabus vom 
8. Dezember 1864 in poſitive Beſchlüſſe oder conciliariſche Decrete zu verwandeln. 
Da dieſe Artikel des Syllabus gegen mehrere wichtige Ariome bes Staatslebens, 
wie es ſich bei allen Kulturvölkern geftaltet bat, gerichtet find, fo entfteht filr bie 
Regierungen die ernfte Frage, ob und in welder Form fie theils die ihnen unter- 
gebenen Biſchöfe, theils fpäter das Concil felbft hinzuweiſen hätten auf die be- 
denklichen Folgen, welche eine foldhe berechnete und priucipielle 
Zerrüttung der bisherigen Beziehungen von Staat und Kirde 
herbeiführen müßte. Es entfteht ferner die Frage, ob es nicht zweckmäßig 
eriheine, daß die Regierungen gemeinſchaftlich, etwa durch ihre in Rom befind- 
lichen Vertreter, eine Berwahrung oder Proteftation gegen ſolche Befchlüffe ein» 
legten, welche einfeitig, ohne Zuziehung der Vertreter ber Staatsgewalt, ohne 
jede vorhergehende Mittheilung Über ſtaatskirchliche Fragen ober Gegenſtände ge- 
miſchter Natur von dem Eoncilium gefaßt werden möchten. 


Es erſcheint mir unumgänglid nöthig, daß bie betheiligten Regierungen 
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gegenfeitiges Einverſtändniß Über diefe ernſte Angelegenheit zu erzielen verfuchen. 

0. wollen der Erwägung gedachter Regierung bie Frage unterfiellen, ob 
nicht eine gemeinfame, wenn auch nicht collective Maßnahme der europäilchen 
Staaten in einer mehr ober minder ibentifchen Form zu ergreifen wäre, um ben 
römischen Hof Über bie dem Concil gegenüber von ihnen eiuzune- 
mende Galtung im Boraus nicht im Ungemwiffen zu laffen, und ob 
nicht etwa eine Konferenz von Vertretern fänmmtlicher betbeiligten Regierungen 
als das geeignetfte Mittel erachtet werben Fönnte, jene gemeinfame Haltung einer 
eingehenden Beratbung zu unterziehen.“ 


15. Mat. Ablehnung gemeinfamer Schritte Seitens 
Oeſterreichs. 
Depeſche des Grafen Beuſt. 

„Eine Regierung, welche, wie die öſterreichiſch⸗ ungarifche, die Freiheit ter 
verichiebenen Religionsbelenntniffe innerhalb ter freiheitlich conflituirten bürger- 
fihen Gejellihaft zum leitenden Grundjate erhoben hat, würde nach unlerer 
Auffaffung die volle Eonfequenz ihres Principe nicht feftbalten, wenn fie einem 
in ber Berfaffung der katholiſchen Kirche begründeten Vorgange, wie e8 bie Ein- 
berufung eines allgemeinen Concils ift, ein Syſtem präventiver einfchränlenbe 
Maßnahmen gegenüberftellen wollte. Steht es nun aber als allgemeine Regel 
feft, daß den anerlannten Religionsgefellichaften in ihren inneren Lebensäupe: 
rungen, fo lange diefe nicht mit dem flaatlihen Standpunkte collibiren, bie vollſte 
Freiheit gelaffen werben müffe, jo bat bie kaiſerliche und königliche Regierung im 
der Sadlage, wie fie ſich bis heute barftellt, keine genügenden Motive des Rechts 
ober der Opportunität zu erbliden wermocht, um ſchon jett dem an fich jo bead⸗ 
tungswertben Vorſchlage der Föniglich bayerifhen Regierung Yolge zu geben. 

Ueber den Berlauf des Concils können nämlich dermalen nur Vermn⸗ 
thungen, mehr ober weniger wahrſcheinliche, anfgeftellt werben. Nicht eumal 
über das Programm der Berathungsgegenflände des Concils find andere effiarle 
Aufſchlüſſe, als die überſichtlichen Andentungen der päpftlihen Einbernfungstsle 
vorhanden. Das Gebiet der wirklich rein bogmatischen Fragen wird ohnehin 
Niemand dem allgemeinen Kirchenrathe ftreitig machen wollen. 

Was aber die flaatsfirchlichen Angelegenheiten, jowie biejenigen Materien 
betrifft, welche mit der Eonfeffion zugleih das bürgerliche Recht berühren, jo 
läßt ſich heute ſchwerlich ſchon ein Urtheil Darüber gewinnen, ob bie 
Gefahr vorhanden fet, daß bie in biefem Bereiche ſeither beroorgetretenen 
Gegenſätze durch die Verhandlungen und Beichlüffe des Concils noch gefchärft und 
zu größerer Gefährlichkeit für die Ruhe der Staaten gefleigert werben könnten. 
Wir können das Borhandenjein einer ſolchen Gefahr weder beflätigen, noch in 
Abrede fielen. Doch dürfte im Allgemeinen kaum voranszufegen fein, daß bi 
Biichöfe der Lathofiihen Welt, die ber großen Mehrzahl nah in Ländern mit 
volllommen fäcularifirter Gefegebung leben und wirken müffen, nicht eine genam 
Kenntniß der praftiihen Nothwenbigleiten unferes Zeitalter nach Rom mitbringen 
follten. Unb wenn die Erwartung beredhtigt ift, daß es dem Zwecke ber Erbil- 
tung des Friedens zwilchen Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten 
des Concils nicht fehlen werbe, fo liegt e8 vielleicht nicht im Intereſſe der Re 
gierungen, biefe Stimmen als von Staatewegen patronifirt erfcheinen zu laffen 
unb baburd in ihrer Autorität zu beeinträchtigen. Würbe demnächſt das ver- 
fanmelte Concil fi wirklich anfdiden, in die Rechtsſphäre der Stantsgewalt 
überzugreifen, oder würden fich beflimmte Imbicten für eine derartige Abſicht ın 
authentiicher Weife berausftellen, dann wäre auch nach ber Anficht ber Eaiferficen 
und Löniglichen Regierung der Fall ficher nicht auszuichließen, baß neben ben ab⸗ 
wehrenden und abmahnenben Schritten ber einzelnen Staaten auch gemeinfamt 
Berathungen der Cabinette zum Zwecke übereinftimmenber Wahrung der Staatt⸗ 
hoheitsrechte fi) als nöthig ober nützlich erweifen Lünnten. Dagegen vermögen 
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wir nicht dafür zu flimmen, daß ber bloßen Präfumption möglicher Eingriffe in 
biefe Rechte bie Thatſache einer diplomatiſchen Eonferenz entgegengeftellt und baburch 
— abgejehen von ber erhöhten Schwierigkeit, auf jo unſicherem Grunde zu feften 
Eimerfänbniffen zu gelangen — vielleicht der Schein einer beabfidhtigten Con⸗ 
trofe und Beſchränkung ber Freiheit der katholiſchen Kirche bernorgerufen und bie 
Erannung der Gemüther ohne Noth vermehrt werben könnte.“ 


14. Mai. Borfhlag, die Zulafjung von Vertretern der 
Regierungen beim Konzil zu verlangen. 


Der Gefandte beim päpftlihen Stuhle Graf v. Arnim an den 
Grafen v. Bismard. 


„Ew. Excellenz hohen Erlaß vom 2. d. M. mit der Eircnlarbepeide bes 
Fürſten Hohenlohe vom 9. April habe ich zu erhalten bie Ehre gehabt. Die 
Verausſetzung, daß die baieriſche Depeſche auch hier mitgetheilt worben fei, trifft 
mt zu. Herr v. Sigmund hat nicht den Auftrag gehabt, im Batican fi im 
Einne der Depeiche zu äußern. Er beftreitet auch, durch feine Berichte Anlaß 
zn derfelben gegeben zu haben. Wahrſcheinlich ift der Fürft Hohenlohe zu dieſem 
Schritte von dem Stiftspropft Döllinger injpirirt worben, welder in feiner 
Berftimmung gegen Rom ohne Zweifel fehr geneigt fein wird, die Gefahren in 
etwas Übertriebener Weife hervorzuheben, welche dem „modernen Staat“ aus ben 
vermuteten Concilsbeſchlüſſen erwachſen Finnen. Der Fürft Hohenlohe wird zu- 
naht durch Die Befürchtung beunruhigt, daß bie Infallibilität des Papſtes von 
dem Concil auf Betrieb der Iefniten dogmatiſch feftgeftellt werben könnte. Ge⸗ 
tade diefe Frage bürfte jedoch nicht zu denjenigen gehören, deren Löſung in dem 
emen oder dem andern Sinne für den Staat von weſentlicher Bedeutung if. 
Benn e8 möglich wäre, der Theorie bes Bajeler Concils Anerkennung zu fihern, . 
dag das Concil Über dem Papſt ſteht, könnte das durch die Regierungen ver- 
tetene Laienelement ein Intereffe daran haben, für die Definirung des Dogma’s 
in diefem Sinn einen ernftlihen Kampf zu beginnen. Das Bafeler Concil ift aber 
in Kom nie anerlannt worben, und innerhalb ber fatholifchen Kirche find die An- 
banger dieſer Definition fo felten wie bie Hufftten in Böhmen. Der Streit dreht 
fh jegt nur um bie Frage: ob der Papſt ohne das Eoncil infallibel ift, oder ob 
bie Infallibifität nur dem Papft mit dem Concil zulommt. Ein müßiger Wort» 
ſtreit, ver auf bie Stellung der weltlichen Regierung ohne Einfluß bleibt. Kirchen⸗ 
gelege und Kirchendecrete können den Regierungen unbequem ober unannehmbar 
eriheinen und ihnen bie Pflicht des Widerſtandes auferlegen. Wie bieje Gejege 
und Decrete aber zu Stande gelommen find, ob durch eine Willensäufßerung bes 
wfpirirten abfoluten Papftes oder durch einen Beſchluß der conftitutionellen 
Kirhenlegislative, wird meiftens ganz gleichgültig fein. Es wäre zu bebauern, 
wenn die Regierungen in ben Streit um dieſe theologifchen Schulmeinungen fich 
einmiſchen wollten. Wejentli anders liegt die Sache in Bezug auf bie Be- 
ſchlüſſe, welche die Firchlich-politifche Commiſſion vorbereitet. Diefelben werben 
iwar für den Staat — fei er feubal ober mobern — nicht fo gefährlich fein wie 
die Tendenzen und Maaßregeln ver „Internationale“. Aber unzweifelhaft bleibt, 
daß die Regierungen die Berechtigung und vielleicht die Verpflichtung haben, 
techtzeitig Stellung zu nehmen gegen die möglicherweife vorliegende Abficht, über 
das Verhältniß des Staates zur inte mit dogmatifcher Autorität Grundſätze zu 
proclamiren, welche ben gejeglich oder vertragsmäßig beftebenden Zuftand in Frage 
Relen. Auf den erften Blick fcheint es, daß biefes „Stellungnehmen“ verſchoben 
werden koönne, bis beſtimmte Beſchlüſſe vorliegen, durch welche ein Conflict ge- 
ſchaffen wird. Man könnte meinen, daß dann immer noch Zeit fein wird, bem 
möerechtigten und einfeitigen Anfpruch die vis inertiae bes beſtehenden Rechtes 
entgegenzuftellen. Hiebei wirb jedoch ein Factor von immenfer Wichtigkeit über⸗ 
khen. Es if zwar richtig, daß bie Conciisbeſchlüfſe im diefen Materien für bie 
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weltlichen Regiernugen zunächſt keine andere Bedeutung haben als die Theſen 
eines wiſſenſchaftlichen Vereins. Aber es iſt ebenſo unleugbar, daß das einmal 
feſtſtehende Concilsdecret Millionen in ihrem Gewiſſen bindet und daß die Re⸗ 
ierungen — wenn fie auf dem Widerſtand beharren — was. ihnen in ber 
egel nicht zu gelingen pflegt — darüber in eine verfhobene Stellung zu ihren 
Untertbanen geratben, welde für lange Zeit eine Duelle von Unannehmlid- 
feiten für die Regierung und von Klagen feitens der Unterthanen werben tanı. 
Hier brängt fi nun die Frage auf, ob unb auf welde Weiſe es möglich if, 
diefen Unannehmlichkeiten zu entgehen. Der Fürft Hohenlohe ſieht bas Mittel 
in einem Einverfländniß aller europäiſchen Regierungen über bie Haltung, welde 
fie gegenüber den Tendenzen und Beichlüffen bes Eoncils einnehmen wolen. 
Das Ziel, welches der bayeriſche Minifterpräfident fich geftedt bat, liegt etwas ju 
hoch. Die Beforgniß liegt nahe, daß durch das jedenfalls reſultatloſe Bemühen, 
für zu viele wiberftreitende Elemente einen Boden gemeinſchaftlicher Iutereffen u 
finden, auch das Erreichbare erſchwert worden ift — nämlid das Einverfländuif 
der vereinigten Staaten Deutfchlands über ein ibentifches Verhalten in ber bevor- 
ſtehenden kritiſchen Epoche. Sollte dies jedoch nicht ver Fall fein, follte in Paris, 
Florenz, Wien die baierifche Smitiative nicht den Wunſch rege gemacht haben, 
Die dargebotene Gelegenheit zu allerhand eigenen Sweden zu benuten, jo wit 
es rathſam fein, zunächft mit dem Fürſten Hohenlohe und dann weit bem übrigen 
beutihen Regierungen die Schritte zu vereinbaren, welche, nad) Maßgabe ber ver 
änderten Umftände, den gefchichtlichen Traditionen eutſprechen und nach Lage der 
Dinge unerläßlich erfcheinen. — Der Fürft Hohenlohe glaubt, daß es zwedbieniid 
fein werde, wenn bie Vertreter ber Regierungen angewiejen würden, ſchon jet 
gegen ſolche Beichlüffe Verwahrung einzulegen, welche das Concil einfeitig ua 
ohne Berathung mit den Staatsgewalten faflen möchte. Hiefür ift jedoch, mu 
Ew. Excellenz ın dem Erlaß vom 2. d. M. hervorheben, die Sache in keiner Be- 
ziehung reif. Es ift vollftändig unmöglih, auch nur eine annähernbe Feautuh 
von dem Reſultat der Berathungen zu haben, welde im Schooße der Commilien 
für kirchlich⸗politiſche Fragen gefaßt fein mögen. Und felbft wenn biefe Beihikfe 
uns im Einzelnen befannt wären, würbe ein Proteft gegen biejelben nicht gr 
rechtfertigt fein, da das Gutachten einer Commiſſion immer noch kein Condlt 
beihluß if. Die Perfonen, welde in der Commilfion ben Ton angeben, bet 
Cardinal Reifach, und von Deutſchen Moufang und Molitor, von Zranzolen 
der Abbé Gibert, Vicar bes Bilhofs von Moulins, Monfignore de Drenr 
Bre6z6, rehtfertigten die Beſorgniß vor unannehmbaren Beſchlüſſen in hohem 
Grade. Dagegen ift in biefelbe Commiſſion von franzöſiſchen Geiſtlichen ber 
Abbé Freppel eingetreten, und es figen darin Italiener, die ganz anderen Kid 
tungen angehören, aus beren Mittheilung gefchloffen werben barf, daß bie ge 
mäßigten Elemente nicht ohne allen Einfuf geblieben find. Mit einem ort, 
es ift unmögli über die Natur ber bis jet gemachten Borarbeiten Daten zu 
erhalten, welche Die Grundlage eines Proteftes oder überhaupt irgend einer diplo⸗ 
matifhen Demarjche werden könnten. Eine Thatſache aber fteht feft, geg@ 
welche die Regierung eines jeben Landes proteftiren fan, in bem bie katholiſche 
Kirche eine dürch Geſetze oder Verträge geregelte Stellung hat — die That‘ 
ſache, daß in Rom über das Berhältniß des Staates zur Kirde mil 
dem Anjprud verhandelt wirb: bindende Normen aufzuftellen, ohne 
den bei diefen Dingen intereffirten Staat als andern Pacit 
centen ober gleihberechtigten legislativen Factor zur Berathung 
zu ziehen. Gegen dieſe Thatfache könnte die Regierung proteſtiren 
und bier ift ber Bunkt, auf welchem der Hebel eingefegt werben muß, wenn & 
fih darum handelt, Deutichland ben legitimen Einfluß zu fihern, ben es zu allen 
Zeiten auf Concilsbefchlüffe gehabt hat. Der Proteft allein genügt jedoch nidl, 
wenn nicht gleichzeitig der Anſpruch auf Zulaffung eines oder mehretet 
oratores zu ben Verhandlungen bes Concits erhoben wird. Di 
Theilnahme des burh den Staat vertretenen Laienelementsd au 
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ben Berhandlungen des Eoncils erſcheint als das einzige Mittel, 
rehtzeitig von dem Gange ber Berbandlungen unterrichtet zu fein, 
sehtzeitig — das heißt: nicht zu früh und nicht zu ſpät — zu pro» 
tetiren, Einfluß zu gewinnen, ſchüchterne Elemente zu fammeln 
und politifden Machinationen vorzubeugen, weldhe unter ben Ded- 
mantel kirchlicher Berathungen verfuht werben könten. Die Maß- 
regel, über welche zwifchen dem norbbeutihen Bunde mit dem Fürſten Hohenlohe 
und ben Übrigen beutichen Regierungen ein Einverflänbniß herbeigeführt werben 
mäßte, wäre demnach: „bas in Rom eventuell zu ſtellende Verlangen, baß zu 
ben Beratbungen bes Eoncils ein ober mehrere Botfchafter des 
vereinigten ober zu dieſem Zwede verbündeten Deutichlanbs zu. 
elaffen werben.” Einen weiteren Bericht zur Erörterung einiger hier in 
age Iommenden Schwierigleiten und zur weiteren Motivirung ber Form bes 
gedachten Vorſchlags behalte ich mir vor. An tiefer Stelle geftatte ich mir nur 
uch zu erklären, warum ich bie Abordnung eines deutſchen Botſchafters zum 
Concil als eine „ebentuelle“ Maßregel bezeichnet habe. Nach allen hier ein⸗ 
gehenden Nachrichten ift der Kaifer Napoleon über fein Verhalten in ber 
Concilsfrage eben fo unfchläffig, wie er e8 in der Regel am Vorabende wichtiger 
Entfheitungen zu fein pflegt. Namentlich jcheint über bie Theilnahme eines 
franzöſiſchen Boiſchafters am Concil noch feine Entiheibung getroffen zu fein. 
Auf der andern Seite Tiegt am Tage, daß ber Kaifer an dem Ausgange bes 
Concils mehr birectes Intereſſe hat als irgend ein anderer Souverän. Sollte 
er aber dennoch für angemeſſen erachten, Rom und das Concil fi ſelbſt zu 
überlaffen, und fich vorbehalten, gegen etwaige mit dem franzöſiſchen Staatsrecht 
unverträgliche Beſchlüſſe nachträglich zu reagiren, jo würde er Das Odium bes 
Eonfictd anf fih nehmen müflen, unb die andern europäifhen Regierungen 
würden bie Verantwortung ihrer etwaigen Protefte in viel geringerem Maaße 
tragen als die Faiferlihe Regierung. Dazu kommt, baß die Rechte des Staates 
in Frankreich viel ausgedehntere und eingveilenbere find als in Deutichland, 
namentlich in Preußen, fo daß ein Concilsbefhluß, der die geringe Prärogative 
der preußiſchen Krone verletst, nothwendig aud in Frankreich einen Conflict ber» 
verrufen müßte. In Berüdfichtigung dieſes Verhältniſſes ſcheint es gerathen, 
die etwaigen Berabrebungen mit Bayern geheimzubalten und nicht zur Aus- 
führung zu bringen, fo Tange wir nicht über bie Abfichten der franzöſiſchen Re⸗ 
glerung vellfländige und ſichere Information haben.“ 


Abweifung des Arnimſchen Vorſchlages; beab— 
ſichtigte Verſtändigung mit Süddeutſchland. 
26. Mai. Depeſche Bismarcks an Herrn v. Arnim. 


„Ich benutze den diesmaligen Feldjäger zu einer ſofortigen Mittheilun 
in Bezug auf die in Ihren eingehenden Berichten vom 14. bis 17. Ma 
über dad ökumeniſche Concil behandelten Fragen. Nachdem ih Sr. Maj. 
dem König darüber Vortrag gehalten, fann ich in Uebereinftimmung mit 
den allerhöchften Intentionen Em. ꝛc. Folgendes darüber eröffnen. Mit 
dem Borfchlage Em. ıc., daß Preußen fich, eventuell in Gemeinfchaft mit dem 
übrigen Deuthlant, nach dem Gebrauch der Regierungen bei früheren Con» 
alien, durch beftimmte Abgefandte oder Negierungsbevollmäcdhtigte (Oratores) 
als Staat auf dem ökumeniſchen Concil felbft vertreten laſſen jolle, pet 
Se. Mai. der König fi nicht einverftanden erfären können. Em. ıc. haben 
felbft die Schwierigkeiten einer ſolchen Maaßregel nicht unbeachtet gelaffen; 
diefelben würden fich aber bei jedem Verſuch einer praftifchen Bermirklihung 
noch viel größer berausftellen, als fie ſchon im voraus erfcheinen müſſen. 

Far Biemarck. IL 24 
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Es ift mir faum zweifelhaft, daß Rom den Anſpruch proteftantifcher, 
d. h. kegerifcher Regierungen — und als jolde wird man in Rom 
Preußen und die Mehrdeit der deutjchen Negierungen immer anſehen und 
über das perfönliche Glaubensbekenntniß des Souveräns nicht jo leicht 
binmweggeben, wie Ew. ꝛc. e8 zu glauben jcheinen — auf Vertretung nit 
anerlennen werde; eine Forderung aber zu ftellen, welche nidt 
duchgefegt werden fann, würde die Regierungen nur in eine 
fhiefe Tage bringen, ihrem Proteft aber ſicherlich feine größere 
Kraftverleiben. Aber jelbft wenn man in Rom den Anfpruc) zugeftehen 
wollte, in welcher Lage würden fich die Oratores auf dem Concil befinden, 
deffen immenje Mehrheit fie als Eindringlinge, als (wenn auch ihrer 
Perfon nad katholiſch) Abgefandte ketzeriſcher Regierungen anfehen und 
jede ige Aeußerungen mit Mißtrauen und Mifgunft aufnehmen milde! 
Eine fortwährende Verlegung der Würde der Souveräne wäre dabei kaum 
vermeidlich. 

Ew. ıc. haben ſelbſ die Frage aufgeworfen: welche Stellung die 
Abgeſandten auf dem Concil einnehmen len. Als Individuen wären 
fie, wie Ew. ıc. mit Recht bemerlen, Einzelne gegen Hunderte, und ihr 
individuelles Stimmrecht würde von gar feiner Bedeutung fein; ihr perfün- 
liher Einfluß aber würde eben von ihren Perfönlichkeiten abhängen, welche 
für diefen Zwed auszuwählen jchwer genug fein würde. Als „Regierungs 
bevollmächtigte“ dagegen müßten fie im Namen der Regierungen can 
Veto einlegen können; daß man ihnen died nicht zugeſtehen wird, verſteht 
fih von felbfl. Broteft einzulegen aber ift immer eine undanl- 
bare Mübe und bat nur dann eine Bedeutung, wenn e8 in ber 
Macht des Proteftirenden liegt, dasjenige zu verhindern, 
wogegen er proteftirt. Ein Proteft der Abgefandten aber, über den 
das Concil ohne Bmeifel ohne alle Nüdficht mit weiteren VBefchlüfien 
hinmwegginge, würde die Regierungen nur in eine ſchwierigere Tage bringen, 
ala wenn fie einfach Befchlüffen gegenüberftänden, die ohne Betheiligung 
von ihrer Seite und ohne Gegenwart von ihren Bevollmädtigten zu Stand 
gelomnien wären. Ä 

Ich babe nur einen Theil der Schwierigkeiten flüchtig berühren wollen, 
welche fich der praftifchen Ausführung des Vorſchlags entgegenjegen würden. 
Die Hauptjache bleibt immer, daß die ganze Theilnahme der Staat 
gewalten an einem Concil auf einem ganz fremden, für uns nicht mehr 
vorhandenen Boden, auf einem der Bergangenheit angehörigen 
—e— des Staats zur Kirche beruht und nur jo lange 
einen Sinn batte, als der Staat der katholiſchen Kirche, als der Kirche, 
ber einzigen, allumfaflenden Kirche, 8 enüberftand. Selbft bei dem trider 
tinifhen Concil, wenigftens bei den nrängen und Vorbereitungen deſſelben 
war dieſes alte Berhältnig noch vorhanden, und die proteſtantiſchen Regie 
rungen, wie die proteitantijchen Gemeinden, konnten noch zu dem Goncil en 
geladen werden, weil fie noch nicht als unwiederbringlich aus der Kirde 
außgefchieden angejehen werden konnten. Die Kirche fand damals noch 
in einem beftimmten intimen und gewiſſermaßen rechtlich feftgeftellten, 
d. h. von der Kirche in ihrem Recht anerkannten Verhältniß zum Staat, 
das kanoniſche Hecht mit dem ganzen Arfenal feiner Beſtimmungen and 
tiber da8 Grenzgebiet zwiſchen Staat und Kirche hatte damals nod cin 
Bedeutung für den Staat. Darum konnten die Regierungen aud) unit 
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beftimmten rechtlichen Formen in die Berathung und Regelung der kirch⸗ 
lihen Dinge eingreifen, wie Sie e8 durch ihre Oratores auf dem Concil 
tbaten. Ebenfo trat an fie nachher die Frage heran: ob fie durch Accep⸗ 
tation der Eoncilsbefchlüffe die von den legteren in kirchlich⸗ſtaatlichen 
Dingen getroffenen Aenderungen al3 einen Theil ihres öffentlichen Rechts 
anerfennen wollten. Dieſes Verhältniß bat fich jet, wenigſtens für ung, 
— eändert. Bekanntlich hat eine Anzahl der europäiſchen Staaten 
die Beſch —* des tridentiniſchen Concils ausdrücklich acceptirt und publicirt, 
andere nicht. Für Preußen hat davon nie die Rede ſein, oder auch nur 
die Frage aufgeworfen werden können. Ebenſowenig könnte oder dürfte 
jetzt für Preußen die Frage entſtehen: ob es die Beſchlüſſe des neuen 
otumeniſchen Concils acceptiren und damit als einen Beſtandtheil feines 
geltenden öffentlichen Rechtszuftandes anerkennen wolle. Wenn e8 aber 
dur abgefandte Vertreter an den Berathungen des Concils theilnähme, 
fo würde es eben dadurch in den Fall fommen, ſich fiber die Befchlüfle des» 
felben zu erflären und fie eventuell als Theil feines Staat3- und Kirchen⸗ 
reht8 anzunehmen oder zu verwerfen — einen Fall, deffen Verwirklichung 
Ew. x. fid nur einen Augenblid vorzuftellen brauchen, um die volle Uns 
möglichkett einzujehen. 

Für Preußen giebt e8 verfaffungsmäffig wie politifch 
nur einen Standpunkt, den der vollen Freiheit der Kirche in 
firhlihen Dingen und der entfchiedenen Abwehr jedes Ueber: 

riffs auf das ftaatlihe Gebiet. Zu der Bermifhung beider 
anß die Hand zu bieten, wie es durch die Abſendung von 
Oratores geſchehen würde, darf die Staatsregierung ſich nicht 
eſtatten. Em. ıc. bitte ich, ſich von dieſem Standpunkt der königlichen 
egierung für Ihre ganze Den möglihft lebendig zu durchdringen. 
Em. x. werden alddann auch anerkennen, daß uns diefe Haltung dur 
unfere eigene Stellung zur Sache vorgefchrieben wird, und dag e3 für 
und nicht maßgebend jein kann, welche Haltung der Kaifer Napoleon dem 
Concil gegenitber einnehmen, und ob er daſſelbe beſchicken werde oder nicht. 
Etwa3 ganz Anderes aber als miüßige und nicht berüdfichtigte Protefte 
find die auf dem Gefühl der eigenen Macht beruhenden Kundgebungen 
der Regierungen, ebergriffe nicht dulden zu wollen. Diefe können als 
beilfjame Mahnungen und Warnungen aud im Voraus dienen, und ich 
bin mit Em. x. volllommen einverftanden, daß die bloße Thatfache der 
Eriftenz einer firchlich= politifchen Commiffion für da8 Concil, das Factum: 
dag in Rom über das Berhätiniß zwilchen Staat und Kirche mit dem 
Anipruch verhandelt wird, bindende Normen aufzuftellen, ohne den bei 
diefen Dingen intereflirten Staat als gleichberedhtigten Faktor zur Be» 
rathung zu ziehen, den Regierungen Hinreihenden Anlaß zu ſolchen 
Mahnungen und Wahrnungen darbiete. Se. Maj. der König haben 
mich demgemäß ermäditigt, mit der königlich bairifchen Regierung und 
eventuell mit den übrigen fübdeutichen Regierungen in vertrauliche Ver⸗ 
bandlungen zu treten, um, wo möglid im Namen des gefammten 
Deutfhlands, auf welches e8 ung zunädhft hier nur ankommen 
fonn, gemeinfame Einwirkungen auf die Curie zu verfuden, 
welhe ihr die Gewißheit geben würden, daß fie bei etwa be- 
abſichtigten Ausfhreitungen einem entſchiedenen Widerftande 
der deutfchen Regierungen begegnen werde. Wenn diefe Ver⸗ 
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— zu einem Ergebniß geführt haben, werde ich Em. ꝛc. mit weiterer 
nftruftion für die zunächſt vertraulichen und nad Umſtänden zu ver: 
ftärtenden Schritte in Rom verjehen.“ 


Die Bedeutung ded Einverftändniffes der deut: 
Ihen Regierungen. 


11. Auguft. Aus einem Schreiben Bismarcks an Fürſt Hohenlohe. 


— — „Eurer Durchlaucht wird es zur Genugtbuung gereichen, daß 
ſchon jetzt die Beiprechungen der deutſchen Wegierungen untereinander, 
wie fie auf die von Bayern ergangene Anregung flattgefunden, in Rom 
im Sinne der Borfiht und des Friedens nicht ohne Wirkung geblieben 
find. Es giebt dort eine Partei, welche mit bewußter Ent ſſenheit 
en firhlicen und politiſchen Frieden Europa’3 zu ſtören beftrebt ıft, in 
der fanatiſcheu Ueberzengung, daß die allgemeinen Leiden, welche aus 
Berwütrfniffen herporgehen, das Anſehen der Kirche fleigern werden, ans 
knüpfend an die Erfahrungen von 1848 und auf die pfychologiiche Wahr: 
beit fußend, daß die leidende Menfchheit die Anlehnung an die Kirde 
eifriger fucht als die irdifch befriedigte., Der Papft indeffen joll angeſichts 
des Widerftandes, der fi) in Deutfchland ankündigt, bedenklicher und 
dem Bit jener Patei weniger zugänglich geworden fein. 
BP Wir haben ohne Zweifel in der parlamentarifhen Gejeh- 
gebung, in Norddeutihland wenigftens, eine durchſchlagende 

affe gegen jeden ungerehten Uebergriff der geiftliden Ge— 
walt. Aber beſſer ift es gewiß, wenn wir nicht gezwungen werden, 
von derjelben Gebraud zu machen, und ich halte e8 daher für 
eine Wohlthat, die den geiftlihen wie deu weltliden Obrig— 
keiten erwiefen wird, wenn der Conflict zwiſchen beiben ſich 
durh die von uns befprodenen Warnungen und Borforgen 
verbhüten läßt. Auf unfern Epizcopat bat das Eultusminifterium ſich 
beit in vertraulichem Wege vorbeugend einzumirken. 

enehmigen Sie ıc. v. Bismard.” 


Die Stellung Bismardd zum vaticanijden 
Konzil ift im Jahre 1874 von dem früheren bayerijden 
Minifter Fürften Hohenlohe in einer Rede vor feinen 
Mählern in Kulmbady in folgender Weiſe berührt worden: 


„Man höre fehr häufig großes Erftaunen darüber äußern, daß ca 
Staatdmann von der eminenten Bedeutung des Fürften Bismard den Kon 
[it mit der Kirche nicht babe herannahen fehen und nicht bei Zeiten fen 

orfehrungen dagegen getroffen habe. Er benuge (fuhr Redner fort) gern 
die Gelegenheit, um zu fonftatiren, daß dem nicht fo ſei. Im April 1869 
babe er feine Eirkulardepejche mit jener — ungehörten — Mahnung an 
die fremden Mächte gerichtet, und einige Monale darauf habe er Belegen 
beit gehabt mit dem Grafen Bismard oft und eingehend über die Sache 
u verhandeln; er wiſſe daher, mit welcher bangen, immer wachſenden 
Sorge der Kanzler dem Herannahen des Konflikies, deffen traurige De 
deutung er nicht unterfchägte, entgegengefehen habe. Damals — in 
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September 1869 — habe er, Hohenlohe, aber ſchon die ablehnenden 
Antworten Defterreih8 und Frankreichs in Händen gehabt, und er frage 
num, was Angefichts diefes ablehnenden Verhaltens der beiden maßgebenden 
latholiſchen Mächte Bismard, der Kanzler des überwiegend proteftantifchen 
Norddeutichen Bundes, und er, der DMinifter- Präfident des verhältnig- 
mäßig Heinen Bayerns, babe thun follen, um der Slonzentrirung der 
Kirchenherrſchaft entgegen zu wirken, welche fpäter auf dem Concil durch 
die Definition des Dogmas von dem unfehlbaren Lehramt des Papftes 
ihren Ausdruck fand! 


Juni. Aus der Koblenzer Katholiken-Adreſſe an den Biſchof 
von Trier. 


— — „Richten wir unjere Aufmerkſamkeit auf das allgemeine Verhältniß 
ber Kirche zum Staate und zur modernen Gefellihaft überhaupt, fo fcheint es 
und im Intereffe ber Freiheit und Selbſtſtändigkeit der Kirche auf's dringendfte 
geratben, daß das beoprftehende Concil feinen Zweifel darüber Laffe, bie Kirche 
babe mit dem Wunſche, die theokratiſchen Staatsformen bes Mittelalters herzu⸗ 
fielen, vollſtändig gebrochen. Denn das ift es vorzüglich, was die Geifter heute 
ber Kirche entfrembet, daß man fürchtet, jene Zeiten möchten wieberlehren, wo 
die Staatögewalt mit weltlihen Zmwangsmitteln für die Dogmen unb Geſetze 
eines beftimmten, auf übernatürlihe Offenbarung zurüdgeführten religidfen Be- 
fenntniffes eintrat, wo demnach das Gewiffen gebunden und die Würde der Re⸗ 
ligion ſelbſt, welche ohne bie von ftaatlichem Zwange freie Hingebung ber Gläubigen 
möt zu beftehen vermag, geihäbdigt wurde. Wir verlennen nicht, daß auch das 
Etaatsieben eine religiöfe Grundlage hat, infofern bie Orbnung bes Staates und 
bie obrigleitlihe Gewalt auf ber Anerkennung eines Tebenbigen perjönlichen 
Gottes und, des von ibm ber Seele eingepflanzten Sittengejeßes beruhen; aber 
wir find uns auch mit voller Ueberzeugung bewußt, daß die Sphäre des Staates, 
der in gleicher Weife, wie die Kirche, auf dem ihm eigenthümlichen Gebiete in 
toller Selbſtſtändigleit fich bewegt, innerhalb jener geiftigen Erkenntniffe und fitt- 
lihen Geſetze beichloffen ift, welche durch bie natürlichen Kräfte bes Menſchen er- 
füßt werden. Gerade der Staat wirb unferer Meinung nach ber riftlichfte fein, 
der biefe feine Schranlen am gewiffenhafteften achtet und, während er ber über⸗ 
natürlichen Religion, ber Kirche und den Confeſſionen, welche feine eigene religids- 
fittlihe Grundlage anerkennen, die freieſte und jelbftftänbigfte Bewegung auf ihrem 
Gebiete und den Schuß ihrer Rechte ſichert, feinerfeits freiwillig, foweit es ohne 
Berlegung der Rechtsgleichheit geſchehen Tann, auf bie religiöfe Sitte des Volles 
Rüdfiht nimmt und die höhere Einfiht der durch das Chriſtenthum erzogenen 
Bürger gern benubtt, um das natürliche Geſetz immer tiefer zu erfaffen und in 
feinen Orbnungen immer reiner zum Ausbrud zu bringen. Auf biefem Wege 
wird fih eine volllommnere Harmonie, eine fruchtbarere Wirkſamkeit, eine ibealere 
Ansgeftaltung von Staat und Kirche erreichen laſſen, als bie Geſchichte fie bis 
jest gefehen bat; und wenn dennoch im Leben ber Einzelnen Eonflicte zwiſchen 
beiden Ordnungen eintreten, jo werden es doch nur ſolche fein, bie einerfeit aus 
dem durch bas Chriſtenthum zuerft Mar ausgeſprochenen Unterfhiebe der Kirche 
und des Staates, anbererjeits aus der Schwäche und Fehlerhaftigkeit alles Menſch⸗ 
lichen fih mehr oder weniger nothwenbig ergeben.” — — — 


6. September. Hirtenbrief der in Fulda verfammelten 
deutſchen Biſchöfe. 


— — „Als die Berufung eines allgemeinen Concil® zur Gewißheit ge⸗ 
worden war, erfüllte auf ber einen Seite fromme Erwartung unb frohe Hoffnung 
bie Gemüther der Gläubigen, und Tauſende richten mit kindlichem Vertrauen ihre 
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Blide nad Rom. Richt, als ob das Eoncil ein Zaubermittel wäre, um alle Uebel 
und Gefahren von uns binwegzjunehmen umb mit einem Male bas rg ber 
Erbe zu verändern, fondern weil nad ber von Chriſtus in feiner = WBeis- 
heit gegebenen Einrihtung bie Bereinigung ber Nachfolger ber ſtel um Dex 
Nachfolger des heiligen Petrus in einer allgemeinen Kirchenverfammlung daB vor- 
gügtichhe Mittel if, um bie befeligende Wahrheit bes Ehriftenthums in ein heleres 

icht zu feßen und fein beiliges Geſetz wirkfamer ins Leben einzuführen. — — 
Darum haben von je ber die treuen Kinder ber Kirche bie allgemeinen Eoncihien 
mit Troft und heiliger Hoffnung begrüßt. Diefe Sefinnung auch angeſichts bes 
bevorſtehenden Eoncils in Uns jelbft zu pflegen unb bei Anberen zu 
it eine heilige Pflicht. 

Dagegen können wir uns nicht verbergen, baß auf ber anderen 
Seite felbR von warmen und treuen Sliedern ber Kirche Beforg- 
niffe gebegt werben, welde geeignet fiud, das Bertrauen abzu- 
ſchwächen. Hierzu konmt, daß von den Gegnern ber Kirche Beichulbigungen 
ausgefprochen werben, welche keinen anderen Zmed haben, als weithin Argwohn 
und Abneigung gegen das Concil zu erregen und felbft das Mißtrauen ber Re- 
gierungen wachzurufen. 

So werben Befürchtungen laut, als ob das Eoncil neue Glanubens- 
lehren, welde in ber Offenbarung Gottes und ber Ueberlieferung 
ber Kirche nicht enthalten find, verfündigen unb Grunbfäge anj- 
ftellen könne unb werbe, welde ben Intereffen bes EChriftenthbums 
und der Kirche nachtheilig, mit beim berechtigten Anfprüden bes 
Staates, der Eivilifation unb ber Wiffenfhaft, fowie mit ber 
rehtmäßigen Freiheit und dem zeitliden Wohle ber Völker nidt 
verträglich feien. Man geht noch weiter, man beſchuldigt den b. Water, daß 
er unter dem Einfluffe einer Partei das Concil Lediglich als Mittel benugen wolle, 
um die Macht bes apoftolifhen Stuhles über Gebühr. zu erhöhen, bie alte und 
ächte Berfaffung ber Kirche zu ändern, eine mit ber dhriftlihen Freiheit unver 
trägliche geiftliche Herrſchaft aufzurichten. Man fchent fi) nicht, das Oberhaupt 
ber Kirche unb den Episkopat mit Parteinamen zu belegen, welche wir bisher 
nur im Munde ber erllärten Gegner der Kirche zu finden gewohnt waren. Dem 
gemäß jpriht man dann ungeſcheut den Verdacht aus, e8 werbe ben Biſchöfen 

ie volle Freiheit der Berathung nit gegeben fein, unb es werke 
auch den Biſchöfen jelbft an ber nothwendigen Erlenntniß und Freimüthigkeit, ım 
ihre Pflicht auf dem Concil zu erfüllen, fehlen, und man ftellte in Folge baven 
fogar die Gültigkeit bes Concils und feiner Beſchlüſſe felbft in Frage. 

Voraus dieſe und ähnliche Reben auch entjprungen fein mögen, — ans 
lebendigem Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, aus einem unerjchütterlichen 
Vertrauen auf jenen Beiftand, ben Gott feiner Kirche niemals entzieht, find fiz 
es nit. So haben niemals unfere Väter im Glauben, niemals bie Heiligen 
Gottes gedacht; das wiberftreitet, geliebte Didcefanen, ohne Zweifel auch eurem 
innerften Slaubensbemußtfein. Aber Wir wollen euch auch ausbrüdlich ermahnen, 
durch ſolche Reben euch nicht irre führen und in eurem Glauben und Bertrauen 
erjchättern zu laflen. 

Nie unb nimmer wirb und fann ein allgemeines Concil eine 
neue Lehre ausſprechen, welde in ber 5. Schrift ober ber apof- 
fifhen Ueberlieferung nit enthalten if, wie denn überbanpt bie 
Kirhe, wenn fie in Slaubensfahen einen Ausſpruch thut, nidt 
neue Lehren verkündigt, fondern die alte und urjprüngliche Wahr- 
beit in klareres Licht ſtellt und gegen neue Irrthümer ſchützt. Nie 
und nimmer wird und kann ein allgemeines Eoncil Lehren ver- 
fündigen, welde mit den Grundfäten der Geredtigleit, mit bem 
Rechte bes Staates und feiner Obrigleiten, mit ber Gefittung und 
mit den wahren Interejjen der Wiffenfhaft oder mit ber redt- 
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mäßigen Freiheit uud bem Wohle ber Völker im Wiberfprude 
Reben. Ueberbaupt wird das Eoncil feine neuen und feine anderen 
Srunbfäte aufftellen, als viejenigen, welche euch Allen burd den 
Slauben und das Gewiſſen ins Herz gefhrieben find, welche bie 
chriſtlichen Bölker durch alle Jahrhunderte heilig gehalten haben 
und auf welden jest und immer das Wohl der Staaten, die Auto» 
rität ber DObrigleiten, bie Freiheit ber Völker berubt, und welde 


die Borausfegung aller wahren Wiſſenſchaft unb G®efittung 
bilden. 


Und warım können Wir biefes mit folder Beſtimmtheit und Zuverſicht 
ausſprechen? Weil wir dur ben Glauben gewiß find, daß Jeſus Chriftus bet 
feiner Kirche bleibt alle Zage bie and Ende ber Welt, daß ber h. Geiſt fie nie 
verläßt und fie an Alles erinnert und in alle Wahrheit einführt, fo baß fie ift 
und bleibt die Säule und die Grundfefte der Wahrheit, welche auch die Pforten 
der Hölle nicht zu Übermwältigen vermögen; weil wir endlich glauben und wiflen, 
daß, wenn bie Nachfolger Petri und ber Apoftel, ber Papft und die Biſchöfe, 
anf einem allgemeinen Eoncil rechtmäßig verfammelt, in Sachen bes Glaubens 
und des Sittengeſetzes Entſcheidungen ge n, fie durch Gottes Fürfiht und Bei⸗ 
fand gegen jeben Irrthum ficher geftellt find. 

Auh braucht Niemaub zu beforgen, das allgemeine Conctl 
werde in Unbedachtſamkeit und Uebereilung Befhlüffe faffen, 
welhe ohne Noth mit ven beflebenben Verbältniffen und den Be- 
bürfniffen der Gegenwart fih in Widerfprud ſetzen, ober es 
"werde nah Weife (Öwärmerifder Menſchen Anihauungen, Sitten 
und Einrihtungen vergangener Zeiten in bie Öegenwart verpflanzen 
wollen. Und wie fann man aud nur vernünftiger Weije jo etwas von einer 
Verſammlung der Biſchöfe der ganzen katholiſchen Welt befürchten, welche, mit 
den reichten Lebenserfahrungen ausgeftattet, mit ben Anflänben ber verſchieden⸗ 
artigften Länder vertraut, mit ber Berantwortlichleit des heifigften Berufes be- 
laſtet, hanptſächlich zu dem Zwecke vom Oberhaupte der Kirche verfammelt werben, 
um mit ihm zu berathen, wie am beften die ewigen Wahrheiten der Religion 
in ber Gegenwart zu berwirflichen und bie Wohlfahrt des Chriftenthums den 
gegenwärtigen und zukünftigen Geſchlechtern zu erhalten und zu übermitteln ei! 


Unbegrünbet ift auch und überaus ungerecht der Verdacht, es werbe ba auf 
dem Concil bie Freiheit der Berathung beeinträchtigt fein. Wie wenig 
fennen Diejenigen, welche fo benten, bie Gefinnungen bes Papftes, bie Gefinnun- 
gen der Bifhöfe und bie Hanblungsweife der Kırde! Wir wiffen es auf das 
beffiimmtefte, Daß es ber erflärte Wille des heiligen Vaters ift, weber der Freiheit, 
noch ber Zeit ber Berathungen eine Schranke zu jegen, und was follen wir zu 
jener jo unwürbigen Verdächtigung fagen, daß es den Biſchöfen aus Menſchen⸗ 
furcht an der pflichtmäßigen Freimüthigkeit auf dem Concil gebrechen 
werde? Eingedenl bes Gebotes unferes Herrn, gegen die nicht zu ſchelten, die und 
fern, wollen wir nur ſchlicht und einfach jagen: bie Biſchoͤfe der katholiſchen 
Kirhe werben auf dem allgemeinen Concil, in biefem wichtigften Gelchäfte ihres 
Amtes und Wirkens, ber beiligften aller Pflichten, ber Pflicht, ber Wahrheit 
Zengniß zu geben, nie und nimmer vergeflen; fie werben, eingedenk bes apofto- 
liſchen Wortes: daß, wer den Menſchen gefallen will, nicht Chrifti Diener iſt, 
eingeben? ber Rechenſchaft, bie fie bald vor dem göttlichen Nichterftuhl ablegen 
möhen, feine andere Richiſchnur lernen als ihren Glauben und ihr Gewiſſen. 

— — In Kurzem werben wir auf längere Zeit Unfere Diöcefen verlaffen, 
und unfere Herzen find tief bewegt, inbem wir auf bie großen Gefahren ber 
rigen Zeit hinbliden. Wir haben daher beſchloſſen und verorbnen hiermit, 
daß eine breitägige Andacht zum heiligen Herzen Jeſu, anfangenb am 8. De- 
cember d. J., in allen Pfarreien unferer Diöcefen abgehalten werbe, in Anbe- 
trat welcher Andacht wir uns nähere Anordnung vorbehalten.“ 
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10. Oktober. Die Stellung der preußiihen Regierung 
zum Konzil. 


Schreiben ded Kultus-Mtinifterd von Mühler an den 
Erzbiſchof von Köln. 


Euer erzbifchöflihen Gnaden fage ich für die gefällige Mittheilum 
n 

vom 15.0. M., betreffend das in Rom bevorftehende allgemeine — 
meinen Dank. Zugleich unterlaſſe ich nicht, bei dieſer Gelegenheit Ew. 
erzb. Gnaden in der Kürze von der Auffaſſung zu unterrichten, welcher 
die Regierung Sr. Maj. des Königs in diefer Angelegenheit folgt. Wenn 
die grubiigen Bifchöfe der ergangenen Einladung gemäß an dem Concil 
in Rom theilnehmen, um über Angelegenheiten der katholiſchen Kirche zu 
beratben, jo maden fie damit nur von einem Rechte Gebrauch, welches 
die Berfaffung des Landes ihnen giebt. Die bisher bewährten verfaflungs: 
mäßigen Brincipien der religidjen und kirchlichen Freiheit finden audy auf 
den vorliegenden Fall ihre volle Anwendung. Auch haben die Grenzen, 
innerhalb deren fich die Freiheit der Kirche bewegt, fowie die Gegen 
ftände und Fragen, für welche die Gefegebung des Staates und beren 
Handhabung durch ftaatliche Drgane vorbehalten bleiben muß, durch bie. 
innere Entwidelung des preußifhen StaatSrechtes, dur Legislation und 
Dermaltung im Einzelnen eine fo Klare und erichöpfende Beftimmtheit 
erhalten, daß über den Umfang derjelben kaum noch in irgend einer 
einzelnen Beziehung ein Zweifel übrig if. Diefe Grenzen zu wahren und 
den Buftand geficherter Rechtsordnung aufrecht zu erhalten, ift nicht em 
Interefie des Staates allein, fondern in nicht geringerem Maaße ein 
Intereſſe und eine Aufgabe auch der Kirche. 

Die königliche Staatsregierung hegt das Vertrauen, daß 
die preußiſchen Biſchöfe auch außerhalb des Heimathlandes der 
Rechte und Pflichten ſich bewußt bleiben, welche ihnen als Bürgern 
des Reiches und als Unterthanen Sr. Maj. des Königs zu— 
kommen. Sie iſt aufrichtig gewillt, den beſtehenden Rechts— 
und Friedenszuſtand innerhalb des Landes aufrecht zu hei 
Sie wird aber darüber waden, daß niht Störungen herbei: 
geführt werden, und denfelben, wenn nöthig, entgegentreten, 
und ift fi in diefem Bunte, fofern es ſich nit um die Ab- 
wehr von lebergriffen auf daß ftaatlihe Rechtsgebiet handeln 
wird, der Uebereinftimmung mit allen hriftliden Regierungen 
bewußt. Wird der hier bezeichnete Standpunkt von allen 
Seiten gleihmäßig anerfannt und gewahrt, fo fann auf 
bie Abhaltung des bevorftehenden Concils dazu beitragen, 
die Auffaffungen zu Hären, und eine rihtige Würdigung der 
Berhältniffe zu fördern.“ 
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Während des Konzils. 


1869. 8. Dezember. Eröffnung des Konzils. 


1870. 3. Sanuar. Die Snfallibilitäts-Petition von 369 Mitgliedern: 

„Don der heiligen ökumeniſchen Baticaniihen Synode 

erbitten die unterzeichneten Väter, mit Tlaren und jeden 

Anlaß zum Zweifel ausſchließenden Worten fanktioniren 

zu wollen, daß die Autorität des römiſchen Papſtes 

die höchſte und deshalb irrthumslos jei, wenn ſie 

in Saden bed Glaubend und der Sitten feitge- 

ftellt bat und vorfchreibt, was von allen Ehrift- 

glaubigen zu glauben und zu beobachten oder zu 
verwerfen und zu verdbammen fein ſoll.“ 


5. Januar. Weifungen Biömardd an den Gefandten in 
Rom (Snftructionsdepeiche). 


„Die Berichte Em. Hochmwohlgeboren vom 22. bis 29. December find 
mir mımmehr zugegangen. Wenn ich diefelben zufammenfafle und mir ein 
Bild von der bisherigen Entwidlung der Dinge zu gewinnen juche, fomeit 
dies überhaupt bei der augenblidlichen Sachlage möglich iſt, jo erfcheint 
mir diefe bis jegt noch ald eine fo chaotiſche, daß es unmöglich ift, über 
die Wahrfcheinlichkeiten des weiteren Verlaufs ein Urtheil zu gewinnen. 
Was für greifbare und wirkliche Geftaltungen fi aus dieſen kreiſenden 
Nebeln berausbilden mögen, läßt fi) noch nicht vorausfehen. Ich würde 
es nicht für weife halten, wenn wir in diefes nebelhafte Chaos hineins 
greifen wollten, in welchem wir die richtige Operationsbafis zu wählen 
noch außer Stande find. Wir könnten durch ein voreiliges Eingreiſen 
möglicherweife der Entwidlung eine uns unerwartete Richtung geben und 
Elemente, auf welche wir gern zählen, nad, der andern Seite hinüber- 
drängen. Was fi von wirklich lebenskräftiger Thätigkeit der freieren 
geiftigen Elemente entwideln fol, muß fi aus fich felbit heraus ent⸗ 
wideln, und an und Tann die Aufforderung zum Handeln erft herantreten, 
wenn eine folche Thyatigleit eine beſtimmte Geſtalt und einen feſteren 

oden gewonnen hat. Die abwartende Stellung wird uns um ſo leichter, 
weil gerade wir, was auch ſchließlich das Ergebniß ſein möge, keine Ur⸗ 
ſache zu Beſorgniß vor wirklichen Gefahren haben, die unſerem Staats⸗ 
leben drohen möchten. Ich habe Ew. ꝛc. ſchon früher bemerklich gemacht 
— und ich bitte Sie, vor allem ſich dies immer gegenwärtig zu halten —, 
daß wir vom Standpunkte der Regierung aus keinerlei Bes 
fürdtungen Raum geben, weil wir die Gemißheit haben, auf 
dem Felde der Gefeggebung, unterftügt von der Macht der 
öffentligen Meinung und dem ausgebildeten ſtaatlichen Be- 
wußtfein der Nation, die Mittel zu finden, um jede Krifiß 
zu überwinden und die gegnerifhen Anjprühe auf das Map 
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quräüd uführen, welches fih mit unferm Staatsleben verträgt 
ir find in Norddeutfchland des nationalen und des politifchen Demut 
feind, auch der Tatholifchen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, ficher umd 
aben in der überwiegenden Mehrheit der evangelifchen Kirche einen 

tützpunkt, welcher den Regierungen rein oder wefentlich katholiſcher Länder 
fehlt. E8 bedarf für ung der Berfiherung des Bapftes, daß durch bie 
Ergebnifle des Concils die hergebrachten und feftgeftellten Beziehungen 
der Eurie zu den Regierungen nicht geändert werden follten, in Feiner 
Weife. Jeder Verſuch, diefelben umzugeftalten, würde ſchließ— 
lich nicht zu unferem Nachtheile ausfallen. 

Ungeadtet diefer Zuverficht find wir natürlich weit davon entfernt, 
zu wünſchen, daß die Sachen auf die Spige getrieben werden. Im Ja 
terefie der katholiſchen Untertanen Seiner Moajeftät des Königs umd 
einer friedlichen Weiterentwidlung des nationalen Lebens können wir nur 
wünſchen, daß der Organismus der katholiſchen Kirche, auf 
deſſen Grunde fid) bisher gedeihlihe Beziehungen zwiſchen 
Staat und Kirche gebildet haben, nicht geftört oder unter 
broden werde. Wir haben ein lebhaftes Ontereife daran, daß die Ele 
mente des religidfen Lebens, verbunden mit geiftiger Freiheit und willen 
Schaftlihem Streben, welche der Tatholiichen Pirde in Deutichland eigen- 
tbümlih find, au in Rom auf dem Concil im Gegenſatz gegen bie 
fremden Elemente zur Geltung kommen und nicht durd Die numeriſche 
Mehrheit unterdrüdt und vergewaltigt werden. Aber wie diefer Wunid 
nicht aus dem ftaatlichen Interefie der Regierung, fondern aus der Sym 
pathie für dag religiöje Leben unferer katholischen Bevölkerung hervorgeht, 
jo kann er auch nit in einer von der Regierung ausgehenden Action 
feinen Ausdrud finden, fondern wir müflen erwarten, daß die Action 
von dem deutfhen Element auf dem Concil felbft ausgeht, 
und wir unfererfeit3 müſſen uns darauf beichränten, dem beutfchen Epis 
copat die Gewißheit unferer Sympathie und, wenn der Fall des Bedürj⸗ 
niſſes eintreten und von dem Episcopat erkannt werden follte, unjere 
Unterftügung zu geben. 

Unfererjeits im Namen der Regierung Forderungen von dem Epik 
copat an die Eurie oder das Concil zu ftellen, betrachte ich nicht al 
unfere Aufgabe. Abgefehen davon, daß es ſchwer fein würde, einen prab⸗ 
tifchen Boden dafür zu finden — wie denn ſchon die Forderung eine 
Abftimmungsmodus nad) Nationen eine fehr ſchwer definirbare fein würde 
— würden wir ung in eine falfhe Stellung zu dem Concil nnd zu de 
Eurie bringen und eine Art Anerkennung der dort beanfpruchten Autorität 
außjprechen, deren Folgen ſich ſchwer berechnen Liegen. Was follen mr 
tbun, wenn die Forderung, wie es wahrfcheinlich ift, abgemiefen wit, 
weil es fi) dabei um ein reines Internum des Concils handle? Ust 
wenn gar römifcherfeit3 darauf eingegangen würde — was freilid nicht 
wahrjcheinlich ift — würden ung nicht gerade dadurch die Hände gebunden 
werden für die Zukunft? Würden wir damit nicht den für und 
einzig möglichen Standpunkt aufgeben, daß wir als Regie 
rung dem Eoncil völlig fremd und frei gegenüberftehen und 
feine Befchlüffe vor das Forum unferer Gefege und unſeres 
Staatslebens zu ziehen berechtigt find? Schon aus dieſem Grund 
können wir eine ftändige Conferenz der Vertreter der Regierungen m 
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Rom, welde Ew. zc. mit dem Namen eines Anticoncil8 bezeichnen und 
felbft zwar nicht empfehlen wollen, aber doch als eine ins Auge zu 
faflende Eventualität anführen, nicht für angemeflen erachten, felbft wenn 
fie möglich wäre. Sie dürfte aber auch geaftiie fih nicht als möglich 
erweifen, ſchon weil fi) nur fehr wenige Bertreter von Regierungen darin 
zufammenfinden würden, wie denn Em. zc. felbft mit Recht ein Zuſammen⸗ 
wirken mit dem öfterreichifchen Botjchafter als ſchwierig bezeichnet haben. 
Frankreich, welches das Concil ganz in feiner Hand hat und durch ein 
Zurüdziehen feiner Truppen dafielbe gefährden kann, würde fich ficherlich 
abfeit8 halten; von England, von Rußland, von Italien find keine Ver⸗ 
treter vorhanden, und welches Gewicht würde in Rom eine Conferenz 
jet die ſich and den Bertretern des norddeutfchen Bundes, Bayerns 
welches die andern fülddeutfchen Staaten nicht mit repräfentiren würde, 
da Wihrtemberg mwenigftens ſich nicht geneigt zeigt, Bayern mit zu beaufs 
tragen) und Portugals ufammenfegte? Alle dieſe Betrachtungen können 
num dazu dienen, die Ueberzeugung zu verftärken, daß jede Action auf 
das Concil nur von den höfen, d. b. womöglich den deutfchen, 
inBerbindung mit den öſterreichiſchen und ungariſchen, even- 
tuell auh den franzdöfifchen und den einzelnen Elementen in 
anderen Nationalitäten, ausgehen muß. Es wird für jet mehr 
nicht thunlich fein, als daß wir die dentfchen und die ihnen zuſtimmenden 
Biſchöfe ermuthigen und moralifch unterflügen, und ihnen 
die Zuverficht geben, dag wir auch im ſchlimmſten Fall ihre 
Rehte im eigenen Lande wahren würden. ch erfehe aus Jhren 
Berichten mit Deranfgen, daß Ihnen die Fühlung mit den Bifchöfen nicht 
fehlt; und ich wünfche dringend, daß Sie diefelbe dazu benutzen mögen, 
um auf die Biſchöfe in diefem Sinne vertraulich einzumirken. Inwieweit 
Em. ıc. bei den einzelnen Prälaten Gelegenheit und Boden dafür finden, 
kann nur von Ihnen felbft beurtheilt werden. Hierüber bitte ich Em. ꝛc. 
auh mit dem Grafen Zaufftirhen, deffen Uebereinſtimmung Jhnen ficherlich 
—— ‚fehlen wird, und mit dem portugieſiſchen Geſandien ſich zu vers 
ndigen. 
en Bifchöfen gegenüber werden Sie aber aud hervor» 
heben können, was ih oben ſchon andeutete, daß tief ein- 
gresiende Aenderungen in dem Organismus der katholiſchen 
Kirche, wie fie durch die abfolutiftifhen Tendenzen der Eurials 
partei angefirebt werden, allerdings au nicht ohne Einfluß 
auf die Beziehungen der Kirche zum Staat und damit aufihre 
eigene Stellung der Regierung gegenüber bleiben würden. 
Diefe Beziehungen und das bisher von der Staatsregierung 
eäcigte wohlmollende Entgenfommen für die Dedürfnijje un 
ünſche der Kirche beruhen auf dem beftehenden Organismus 
der Kirche und auf der anerkannten Stellung der Biſchöfe in 
demjelben. Werden diefe alterirt, jo werden auch die Pflichten 
ver Re ierung andere, nicht nur in moralifcher, fondern aud 
in —— Hinſicht, und letztere muß ſich fragen, ob die ver— 
änderte Stellung der Biſchöfe, welche ihr gegenüber die nächſten 
Bertreter und Organe der Kirche find, nit eine veränderte 
Vehandlung in legislatorifcher und adminiftrativer Hinfiht er— 
orderlih mache. In diefer Beziehung erjcheint mir auch die Argu- 
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mentation des franzöftichen Botſchafters, welche Ew. zc., ich weiß nicht 
recht, warum, als eine fubtile bezeichnen, durchaus gerechtfertigt; und ich 
glaube, daß Sie ähnliche Erwägungen gegenüber den Biſchöfen geltend 
machen Tlönnen. “indem ich noch bemerfe, daß diefe Inſtruction Seiner 
Majeſtät dem König vorgelegen hat und von Allerhöchftvemjelben genehmigt 
worden ift, fafle ich dieſelbe nad einmal darin zufammen: daß ich Ew. x. 
bitte, dem Concil und der Curie gegenüber eine vollkommene 
ruhige und abwartende Stellung zu bewahren, und vertraulid, 
in Uebereinftimmung mit Jhren gleihgelinnten Eollegen, ein 
möglihft ermuthigende und ftärtende Einwirkung auf die Biſchöfe 
geltend zu machen“ ” 


Ende Sanuar. Vorſtellung deutſcher und öſterreichiſcher 
Bilhöfe gegen die Infallibilitätd- Petition. 

„Es find uns gebrudte Briefe zugelommen, in benen man von ben Bitern 
bes Concils die Unterjchrift verlangt für eine Petition, in welder bie Sfumeniide 
Eynobe erſucht wird, biejelbe möge fanctioniren, daß bie Autorität bes römiſcher 
Papſtes die höchfte und deshalb irrthumlos fei, wenn fie in Saden bes Glaubent 
und ber Sitten mit apoſtoliſcher Machtvollkommenheit allen Gläubigen Vorſchriſten 
ertheilt. Es ift gewiß verwunberlih, tie Nichter des Glaubens einzuladen, daß 
fie noch vor der Verhandlung eine mit ihrer Unterfchrift bekräftigte Erkiärung 
über den erft zu fällenden Spruch veröffentlichen. Aber wir haben in einer je 
wichtigen Angelegenheit uns an Dich felbft, heiligfter Vater, zu wenden beſchloſſen. 

Die Zeiten find verſchwunden, in welchen es vorkam, daß die Rechte tes 
apeftoliichen Stuhles von Katholilen in Zweifel gezogen wurben. Es giebt Nie 
manben, ber nicht wüßte, „baß, gleihtwie ber Leib ohne Haupt verſtümmelt if, 
fo auch nicht ein die ganze Kirche repräfentirendes Concil ohne den Nachfolger 
bes heiligen Petrus gehalten werben kann“ — und Alle gehorchen ben Gebetea 
bes heiligen Stuhle® mit willigftem Herzen. Weberbies ift das, was über Ne 
Autorität bes römischen Pontifer von den Gläubigen zu halten fei, von bem Zri- 
bentiner Concilium ausgeſprochen, wie auch von dem Klorentinifchen, deſſen 
Beſchluß Über diefen Punkt im Ganzen und Einzelnen um jo heifiger gehalten 
werben muß, weil derſelbe durch bie Uebereinſtimmung ber lateinifchen und grit- 
chiſchen Kirche feftgeftellt ift und bie Orunblage für bie Wieberherftellung ber 
Bereinigung fein wird, wenn der Herr auf das von fo vielen Leiden heimgejuchte 
Morgenland den Blick feiner Barmberzigleit wendet. Dazu kommt, daß Ne 
Kirche in biefer flürmifchen Zeit gegen Jene, welche fich wider bie Refigton me 
eine dem menſchlichen Gefchlechte verberbliche Erfinbung erheben, einen neuen, jet 
Jahrhunderten unerbörten Kampf führen muß, fo bat es Teinesmegs angemeſſen 
erſcheint, den von ſo vielen und quſeingen Umtrieben in Verſuchung geführten 
katholiſchen Völkern Größeres als die Väter von Trient aufzuerlegen Tmajora 
imponere]. llebrigens, obſchon Bellarınin mit ber ganzen latholifchen Kirche 
ausipriht: „Entiheidungen in Saden des Glaubens hängen vorzüglich ven der 
apoftolifchen Ueberlieferung und ber Zuftimmung ber Kirchen ab,“ und obwohl die 
allgemeine Synode ben kürzeſten Weg bietet, die Meinung ber ganzen Kirche kennen 
zu lernen, fo find dennoch von dem erhabenen Concil, welches die Apoftel mit den 
Aelteften von Jeruſalem gehalten haben, bis zu dem von Nicäa, unzählige Irrthümet 
durch Entſcheidungen der Einzeflirchen unter Zuftimmung bes Nachfolgers des keil- 
gen Betrus und der ganzen Kirche niebergeihlagen und vernichtet worben. 66 if 
zweifellos, daß alle gläubigen Chriften den Beichlüffen des apoftolifchen Stuhles 
aufrichtigen Gehorſam ſchulden; außerdem lehren unterrichtete und fromme Männer, 
basjenige, was ber Papſt Über ben Glauben und bie Sitten ex cathedra reten? 
feffeßt, fei auch ohne bie auf was immer für eine Weiſe kundgegebene Zuſtim⸗ 














381 
1870. 


mung ber Kirchen unumftößlih. Dennoch darf man nicht ſtillſchweigend darüber 
hinweggehen, daß nichtöbeftoweniger noch gewichtige Schwierigleiten übrig bleiben, 
bie ans ben Schriften und Handlungen ber Kirchenväter, aus echten Urkunden 
ter Geſchichte und ber katholiſchen Lehre felbft hervorgehen, vor beren vollfiänbiger 
ung bie in dem oben genannten Schreiben empfohlene Lehre dem riftlichen 
Volle als eine von Gott enthüllte unmöglich vorgelegt werben könnte. Wahrlich, 
vor diefen Erörterungen fcheut ſich unfere Seele, und baß uns bie Nothwendigleit 
einer ſolchen Berathung nicht auferlegt werde, barum bitten wir im Vertrauen 
auf Dein Wohlwollen. Ueberdies, da wir unter den bebeutenbfien katho⸗ 
liihen Rationen das biſchöfliche Amt verwalten, fo lennen wir ihre 
Berbältniffe ans tägliher Erfahrung; für uns aber ſteht feft, daß 
bie Definition, welde verlangt wird, ben Yeinden ber Religion 
eine Waffe geben würde, um gegen bie katholiſche Sache aud bei 
anerlannt befferen Männern Groll zu erregen, und wir find gewiß, 
daß diefe Sade in Europa, wenigfiens ben Regierungen unferer 
Sprengel, den Grund oder doch den Vorwand bieten würde, bie 
noch übrig gebliebenen Rechte ber Kirche anzugreifen. Das haben wir. 
Deiner Heiligleit mit jener Aufrichtigleit auseinanbergejeht, bie wir dem gemein- 
ſamen Bater der Gläubigen fhulben, und wir bitten Di, anzuorbnien, daß die 
Lehre, um deren Sanctionirung gebeten wird, dem allgemeinen 
Koncile zur Berathung nidt vorgelegt werbe. Auch erbitten wir, zu 
Deinen Füßen Tiegend, für uns und für tie Völker, bie uns anvertraut find, 
um fie zu Gott zu führen, ben apoftoliihen Segen. 
Deiner Heiligkeit demüthigſte, geborfamfte und ergebenfte Diener.” 


(46 Unterjhriften, darunter Schwarzenberg. Rauſcher. Fürſtenberg. 
Haynald. Melchers. Förfter. Stroßmayer. Namszanowali. Eber- 
bard. Krement. Bedmann. Ketteler. Hefele. 


Die BVorftellung, als deren Berfafler Carbinal Erzbifchof v. Rauſcher 
gilt, wurde, da ber Bapfı deren Annahme — wie e8 hieß megen eines Form⸗ 
ſehlers — verweigerte, vom Kardinal Erzbiſchof v. Shwarzenberg unterm 
29. Januar dem Präfidenten des Concils mitgetheilt. Außer biefer Borflellung 
—* noch vier andere, ganz ähnliche Eingaben in derſelben Weiſe ein- 
gebracht.) 


Januar. Borftellungen der franzöfifhen Regierung in Rom 
wegen der Gefahren der beantragten Befchlüffe. 


10. Februar. Defterreihiihe Warnung an die Kurie. 


Depeiche bes Srafen v. Beuft an Graf Trautmannsdorffin Rom. 
—— — „Die Haltung einer impofanten Minorität auf dem Konzil, — 
einer Minorität aus Prälaten ber anfgellärteften und zugleich ber katholiſchen 
treu ergebenen Länder, und in welder wir mit lebhafter Genugtbuun 
die bebeutenbften Namen des öſterreichiſch⸗ ungarischen Episcopats finden, — lieh 
und auf ein unferen Wünfchen mehr entiprechendes Ergebniß hoffen, als bie erften 
hierher gelangten Anzeihen. Diefe- Heffuung ift freilich noch nicht zerftört, — 
aber Eymptome, deren Wichtigkeit wir nicht verlennen können, flößen uns ernfte 
Beforgniffe ein. Diefelben beweifen zweifellos, daß in ben höcften Kreiſen ber 
Kirche eine beflimmte Tendenz gegen bie Zulaffung derjenigen Freiheit befteht, 
welche für den Staat in allen ber bürgerlichen Geſetzgebung angehörigen An« 
gelegenbeiten beſteht. — Die dffentlihe Meinung erhebt fih nicht ohne Grund 
gegen gewiffe Kundgebungen, welche zwar zunächſt nur Projecte bezeichnen, welche 
aber, wenn fie fih verwirklichten, einen unansfüllbaren Abgrund 
mifhen den Geſetzen der Kirhe und denen der meiften modernen 
Staaten ſchaffen würden. Die Ausficht auf diefe Gefahr reicht bin, um eine 
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tiefe Beunruhigung in die Gemlther zu werfen, unb die Kaiferlich - Königlige 
Regierung würbe ihre Pflicht verfäumen, wenn fie nicht verfuchte, ihre Stimme 
n erheben um das Uebel zu bezeichnen umb feinen Folgen vorzubeugen. — — — 
iemand würde aufrichtiger als wir einen neuen Konflikt zwifchen zwei Gewalten 
entftehen ſehen, weiche jo leicht im Frieden neben einanber leben Töunten. Aber 
r bürften nicht wor der Erfüllung ber gebieterifhen Pflicht zuräd- 
weichen, ven Geſetzen bes Staates die Achtung zu fichern, bie ihnen 
Jedermann ohne jede Ausnahme und unter allen Berhältnifjen 
ſchuldig if. — — Unſer Gewiffen nöthigt uns, ſchon jetzt auf bie ernflen unb 
unvermeidliden Folgen ber Annahme von VBeichlüffen wie bie in Rebe ſtehenden 
im voraus binzumeifen. 2.” 


Mittheilung der vorftehenden Depeſche nad 
Berlin. 
Depeiche bes Grafen Beuft an den Grafen Wimpffen. 

— — „Es ift möglih, daß man Sie fragen wird, warum gerabe bie Kaijer- 
fihe und Königliche Regierung, die fi) fo beftimmt unb früher als alle anderen 
für eine einfach abwartenbe Haltung gegenüber den Eoncil8-Berathungen ausge 
fprochen bat, und hierin ben anderen Mächten mit ihrem Beifpiel boramgeganger 
if, nunmehr aus ihrer Zurüdhaltung beraustretenb, allein unb ohne vorgängiges 
Einvernehmen mit anderen Cabinetten fich zu einem biplomatifchen Schritte kei 
ber Eurie entſchloſſen hat. Werden Sie in biefem Sinne interpellirt, fo bitte id 
zu antworten, daß Ihre Regierung durch die Berhältniffe im Innern ber Me⸗ 
narchie fich gegenüber dem Eoncil in eine ungleich fühlbarere Lage wie jebe andere 
verſetzt ſehe. Die Thatſache, daß unmittelbar vor dem Concil bie confeifionellen 
Fragen in Oeſterreich⸗ Ungarn einen jo großen Pla in ber Öffentlichen Discuſſion 
eingenommen, bie Gemüther jo mächtig aufgeregt haben unb mit bem Webergange 
der Monarchie zu parlamentariichen Regierungeformen in fo engem Zuſammen⸗ 
bange geftanben find, dieſe Thatſache Übt bei uns auf die moraliſche Eituatton 
ber Resierun einen Einfluß, welcher anberwärts nicht, ober boch bei weiten nicht 
in gleihem Grade ſich geltend macht. Die Regierung darf, wie die Dinge fieben, 
es nicht darauf anfommen laffen, daß man an ihrem entſchiedenen Willen zweifle, 
bie Hoheitsrechte des Staates gegenüber ben Anfprüchen der Tatholifchen Hierardie 
wachſam und energifch zu vertreten. Sie bedarf hierin des öffentlichen Vertrauens 
im volften Maße. Die Linte, jenfeit welcher unjere Regierung nicht mehr 
auf bloßes Schweigen beſchränken durfte, war unter biejen Umſtänden für und 
Dadurch bezeichnet, daß allerdings bloße Vermuthungen und nidht- officielle Pro⸗ 
gramme für bie künftigen Concils⸗Beſchlüſſe von uns ohne präventive Einfprade 
bingenommen werben konnten, unfere Enthaltung aber ihre Grenze finden mußte, 
ſobald anthentifche Documente uns bie Gefahr eines ernfllichen Eonflictes zwiſchen 
den Eoncils- Beichlüffen unb ben Staatsgejegen vor Augen ftellten. Die von ber 
Augsburger Allgemeinen Zeitung jlingft veröffentlichten Canones gehören zwar 
nur zu ben in Rom ausgearbeiteten Vorlagen, welche ben Berathungen dei 
Concils zu Grunde gelegt werben follen. Sie unterliegen baber jeber Wenberung, 
und bie Saltung eines Theiles der Väter des Concils läßt vorherſehen, daß eb 
an Oppofition gegen mande biefer Säge nicht fehler werde. Aber fie find ale 
Borlagen autbentiih unb gewähren als ſolche beftimmten Aufſchluß über bie in 
Rom gebegten ober zugelaffenen Intentionen. Ich habe baher nicht ſaumen bürfen, 
unfere waruende Stimme bort hören zu lafſen.“ 
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6. März. Borlegung der Definition der Unfehlbarteit. 


Aufaglapitel zu bem Dekret über ben Primat des römiichen Papftes. 
— — „So lehren wir mit Znftimmung des heiligen Concils und befiniren 
es als ein Dogma des Glaubens, daß kraft des göttlichen Beiſtandes ber römijche 
Papſt. von dem in ber Perſon bes heiligen Petrus gleichfallg von unſerem Herrn 
Jeſn Chriſto gefagt if: Ich habe für bich.gebetet, daß bein Glaube nicht warnte,“ 
wenn er in Uebung bes Amtes als höchfter Zehrer aller Chriften mit feiner Auto- 
rität befintrt, was in Sachen des Glaubens uub der Moral von der ganzen 
Kirhe zu halten fei, nicht irren könne, unb daß dieſe Prärogative ber Irrthum⸗ 
Isfigleit ober Uufehlbarleit des PBapftes ſich auf denſelben Bereich erftrede, auf 
welchen bie Unfehlbarkeit der Kirche fih ausbehnt (quid in rebus fidei et morum 
ab universa ecclesia tenendum sit, errare non possit; et hanc Romani 
Pontificis inerrantiae seu infallibilitatis praerogativam ad idem objectum 
porrigi, ad quod infallibilitas ecelesiae extenditur). Wenn aber Jemand, 
was Gott abwenden möge, biejer unjerer Definition zu wiberiprechen ſich anmaßen 
jollte, jo wiffe er, daß er von der Wahrheit des katholiſchen Glaubens unb der 
Einheit der Kirche abgefallen ſei.“ 


Aufforderung, bei Vertheilung bes Zufatlapitels ben 
Vätern übergeben. 


„Da bie meiften Bilchöfe unferen beiligften Herren gebeten baben, einen 
Sag über die Unfehlbarleit bes Römiſchen Pontifer dem Concil vorzulegen und 
unfer heifigfter Herr auf den Beirath ber bejonderen Kongregation, welche für 
die Entgegennahme und Prüfung ber Anträge ber Väter niebergefett ift, dem 
erwähnten Gefuche zu willfahren gerubt bat, jo wird an bie hochwürbigften Väter 
des Concils die Formel eines neuen Über diefen Gegenftand handelnden Capitels 
jar Prüfung vertheilt.” 


4, April. Erneute Borftellungen Frankreichs bei dem 
Papſte. 


Aus der Denkſchrift bes Miniſters Daru, an den Papft über⸗ 
reicht Durch den franzöftichen Botſchafter v. Banneville. 

„Kragen politiiher und bürgerliche Art find kürzlich in der Verſammlung 
erhoben worden. Die Beziehungen ber Kirche und des Staates find der Gegen. 
fand einer Anzahl von Anträgen, welche nächſtens zur Verhandlung kommen 
jollen. Die Regierung Sr. Majeftät hält es für ihre Pflicht und ihr Recht, bie 
Bennruhigung zu bocumentiren, welche bie Annahme von Maximen bervorrufen 
würden, welche die Geſetze unferes Landes berühren. 

Um bie guten Beziehungen aufrecht zu erhalten, erbitten wir bringenb von 
ber Weisheit des Papſtes und von ben Vätern bes Conzild, aus dem „Schema 
de Ecelesia* alles das zu bejeitigen, was im Text veröffentlicht und nicht des⸗ 
avonirt ift, und was, wie wir fürchten, bie ernfteften Folgen für bie gefetzliche 
und fociafe Ordnung aller europäiſchen Staaten haben würde. 

Je mehr man die Doctrin diefes Documentes prüft, um fo weniger ift zu 
verfennen, daß biefelbe im Grunde fo viel beveutet, als die gänzliche Unter- 
ordnung ber bürgerlihen unter bie religiöfe Bejellihaft. Nach ben 
Dispofitionen, welche dieſes Schema enthält unb unter ber fürchterlichen Sanction 
bes Anathema’s, fol fi bie Infallibilität und die Autorität nicht nur auf bie 
Bahrheiten erfireden, welche uns durch die Offenbarung gegeben find, ſondern 
anch auf alle diejenigen, welche der kirchlichen Tradition angehören. 

Mit andern Worten, hätte bie Infallibilität und bie päpftlide 
Autorität feine anberen Örenzen, als biejenigen, welde die Kirde 
jelhR ihr geben will und alle Prinzipien ber bürgerliden, poltti- 
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tifhen, wiſſenſchaftlichen Ordnung fallen Direct oberindirect unter 
ihre Mactbefugniß. Auf biefem unbegrenzten Felde wärbe fig 
das Necht ber Kirche bewegen, Entiheibungen zu treffen, und Ge 
eße zu verlünben, weldhe bag Gewiſſen der Gläubigen binden ohne 
jebe Befätigung ber polttifhen Autorität, und felbft in birectem 
Gegenſatz zu ben politifhen Autoritäten. 

In diefem Bereiche, deſſen Grenzen bie Kirche allein zu beſtimmen haben 
wilde, jollen Die beabfichtigten Canones ihre abfolute Macht zuerfennen und zwar 
a leich Yegislative, richterliche unb zwingende Gewalt, eine Macht, welcher bie hrif- 
iden Fürften und Regierungen zur Mithülfe verpflichtet wären, inbem fie diejenigen 
ftrafen müßten, welche ben Verſuch machen würden, fich biefer Macht zu entziehen. 

Es iſt offenbar, baß wenn nad folden Principien gehandelt 
wärde, die Regierungen leine Madt und bie bürgerliche Gejell- 
haft keine Kreibett bewahren würben, als die Macht und bie 
Freiheit, welche die Kirche ihnen zu bewilligen geneigt wäre. Alle 
politifhen Einrichtungen, alle Srundlagen ber bürgerlichen Ge- 
jeßgebung in Betreff bes Eigenthbums ber Kamilie, und bes Unter 
richts fonnten täglih durch die geiftlidhe Autorität in Frage ge- 
ftellt werden. 

Zur Bervollfländigung biefes Syſtems bat man verlangt, in bemielben 
Decret bie perſönliche Infallibiliät bes Papftes zu verkünden, b. }. 
nachdem man alle politifhe Macht und alle religiöfe Macht in bie 
Hände ber Kirche gelegt bat, concentrirt man alle Macht ber Kirde 
in bie Hänbe ihres Hauptes. 

Das find bie Grundſätze, welche das Blumenifche Konzil Angefichts des 
19. Jahrhunderts verkünden follte, unb ba ſolche Grundſätze nirgends im drif- 
Iihen Europa zugeflanden und anerkannt find, fo würde Damit Namens bes 
Bapftes das Anathem über alle bürgerliden Einrichtungen nnd bie 
ganze bürgerliche Geſellſchaft ausgefproden. 

Selbſt im Mittelalter ift ber Verſuch, bieje Prinzipien zur Geltung zu 
bringen, die Urſache ber blutigſten Eonflicte geweien. Der fange Kampf bes 
Prieftertbums und bes Kaiſerreichs geben zeugmiß davon. In dem jebigen Zu⸗ 
ſtand der Gejellichaften würde freilich bie Ber nbigung diefer Principien nid Io 
ernfte Folgen nach fih ziehen. Die Unabhängigkeit ber bürgerlichen Gejellicait, 
bie man früher bebroht geglaubt hätte, ift in unferen Tagen ebenfo ber That- 
jache, wie dem Rechte nach Über allem Streite und über jedem Augriffe ſtehend. 

Die modernen Prinzipien haben ihre Stelle in bem öffentlichen, enrepäi⸗ 
ſchen Recht endgültig errungen und find daraus nicht zu verbrängen, weil fie für 
die Wilde wie für die Freiheit ber Menden unb ber Regierungen unerläßſih 
find. Es ift durchaus fein Gefühl politifcher Unruhe, das uns treibt und uns 
Borftellungen eingiebt, welche wir dem Concil übergeben wollen. 

Es if die tiefere und zugleih uneigennützigere Beſorgniß, 
baß fi, — wenn nicht die Klugheit bes heiligen Stuhls es nod zu 
verhindern ſucht, ein Gegenſatz zwiſchen allen bürgerlichen Geſell⸗ 
haften und der Kirche anbahnt, welcher gleich verberblich für Beibe 
werden fann. Es iſt um den öffentliden Frieden, ebenfo wie um die Ueber⸗ 
einftimmung politiiher und religiöfer Gejellihaften gejchehen, wenn man einen 
Gegenfat in den Gemüthern hervorruft, und wenn man ben Feinden ber Kirche 
eine Waffe in tie Hand giebt, beren fie fih nur zu gut gegen fie bedienen werten. 

Als Hüter des fozialen Friedens müſſen die Regierungen es fih zu 

böchften Aufgabe machen, folhem Unheil zuvorzulommen. Sie würben ihre Pflicht 
vernadhläffigen, wenn fie in ben jetigen Umfländen ftillichwiegen. Die Erregung, 
welche ſich der chriftlichen Welt in Erwartung der Entiheibungen tes Concild be⸗ 
mädjtigt bat, macht e8 ben Regierungen zur dringenden Nothwendigkeit zu fpreden, 
uub gegen die Anträge Verwahrung einzulegen, welde, wenn ſie angenommea 
wüıben, bie fchwerflen Unruhen zur unausbleibliden Folge haben würden.” 
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10. April. Borftellung der Minderheit auf dem Konzil 
wegen Aufſchub der Berathung über die Unfehl- 
barkeitslehre (vom Kardinal v. Raufcher entworfen: 
die Zahl und Namen der Unterjchriften ftehen nicht feft). 


— „&s ift eine unter ben Brogen, beren höchſte Wichtigkeit niemandem 
entgehen Tann, ber Gott über der Seelen Heil Rehmung legen muß: denn fie 
berührt bie dem chriſtlichen Bolke von den Geboten Gottes zu ge- 
bende Unterweifung und betrifft Direct das Berbältniß der katho— 
liigen Lehre zur bürgerlihen Geſellſchaft. 

Wir find weit entfernt vom unbilligen Urtheile jener, welche bie Päpfte bes 
Nittelalters bezüglich ihrer Urtheile über die Könige und Reiche des ungebänbigten 
Ehrgeize® und ber Störung ber bürgerliden Ordnung anllagen. Bielmehr find 
wir volllommen überzeugt, diefelben Babe gejegmäßig eine ihnen vom öffentlichen 
Achte der abendländiſchen Völker zugeichriebene Gewalt ausgeübt, und barans 
feien große Wohlthaten für das chriftliche Volk entfprungen. Da aber jene Päpſte, 
wie auch ber Gelehrtefte damals pflegte, nach dem Maßſtabe ihrer Zeit die ver- 
gangenen Dinge beurtbeilten, auch durch falſche Erzählungen von Bäpften früherer 
Sahrhunderte, welche die Kaiſer abgejett hätten, getäufcht worden waren, fo 
glaubten fie fomohl feft, als fie auch in Decreten und Refcripten ausfprachen, 
von Gott fei ihnen das Recht verliehen, über alle zeitlichen Angelegenheiten aus 
dem Geſichtspunkte der Sünte Vorſchriften zu geben und Urtbeile zu fällen; ins- 
beſondere habe Ehriftus der Herr dem bi. Petrus und den an beffen Stelle Nach⸗ 
folgenden zwei Schwerter übergeben, das eine das geiftliche, welches fie felbft 
führten, das andere das meltliche, welches bie Fürften und Krieger nach ihrer 
Vorſchrift führen müßten. Dieje Fehre von dem Verhältniß ber päpftlichen Ge⸗ 
walt zur flaatlihen bat Bonifaz VIII. durch bie Vulle „Unam Sanctam“ 
verfündigt und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt Leute, welche 
zur Hebung der Schwierigleit behaupten, Bonifaz babe nichts definirt als: alle 
Menihen feien gehalten, den römijchen Papft als das von Chriſtus geſetzte Haupt, 
der Kirche anzuerlennen; aber bem, welcher die Borgänge zwiſchen Bonifaz und 
Philipp dem Schönen kennt, muß die Meinung bes Papftes, der auf einer über 
die Angelegenheiten Frankreichs gehaltene Synode die Bulle erließ, evident fein. 
Diefer Evidenz zu widerfireben erlaubt bie Liebe zur Wahrheit nicht; auch ent- 
ſpricht Dies der Klugheit nich denn die ſolche Waffen benuten, bieten den Gegnern 
ber Kirche bie glänzendſten Borwände dar fie zu verleumden, und die Zeugniffe 
ber Geichichte, welche für die Kirche fprechen, zu entlräften. Uebrigens haben bte 
Papſte His ins fiebzehnte Jahrhundert öffentlich gelehrt, die Gewalt in weltlichen 
Dingen fei ihnen von Gott gegeben, und fie haben bie entgegengefete Meinung 
verworfen. Eine andere Lehre über das Berbättniß ber kirchlichen 
Gewalt zur flaatliden tragen wir mit faf allen Biſchöfen der fa- 
thbofifgen Welt dem chriſtlichen Volke vor. Denn wir lehren: ungleich 
zwar fei beider Gewalten Würde, da, wie der Himmel bie Erbe überrage, fo bie 
ewigen Güter, welche den Menſchen durch das Amt ber geiftlihen Gewalt zu- 
tommen, höher feien als bie zeitlichen, auf beren Erhaltung oder Bermehrung 
die unmittelbare Thätigkeit der bürgerlichen Gewalt fich beichranfe: eine jede von 
beiden Gewalten fei aber in ben ihr anvertrauten Dingen unter Gott bie höchſte 
und in ihrem Amte ber anderen nicht unterworfen. Der weltliche Fürſt als 
Glied der Kirche unterftehe der kirchlichen Gewalt, welcher durch göttliche Ein- 
tihtung das Recht verliehen fei, auch die Könige mit Kirchenftrafen zu züchtigen, 
niemals aber das Recht zuftebe, fie abzufegen und die Unterthbanen 
vom Bande des BGehorfams zu Töfen. Die Gewalt, über Könige 
und Reiche zu urtbeilen, weldhe die Päpſte des Mittelalters aus- 
geübt, babe ihnen zufolge einer gewiſſen eigentbümlichen Geftal- 
tung des dffentlihen Rechts zugeftanden; aber mit ben veränderten 


Fürk Bismard. II. 25 


386 
1870. 


dffentlihen Einrigtungen und aud ben privaten fei biejelbe zu— 
glei mit ber Grundlage, auf ber fie gerubet, binweggefallen. 
Was wir von dem Berbältniß der kirchlichen Gewalt zur flaatlicden lehren, 
iſt nit neu, fondern uralt und durch bie Vebereinftimmung ber beifigen Väter 
und bie Ausſprüche und Beiſpiele aller Bäpfte bie auf Gregor VII. befärtt: 
weshalb wir nicht zweifeln, daß es bie volle Wahrheit fei; denn Gott wolle ver- 
hüten, daß wir wegen ber Zeiten Bebürfniffe den urfprünglicden Sinn bes gött- 
lichen Gejetges fällen! Dennoch müſſen die Gefahren angezeigt werben, welche 
für bie Kirche aus einem Decrete entftehen werben, das mit biefer unferer Lehre 
nicht übereinftimmen würbe. Es entgeht niemandem, daß es unmöglich if, die 
ftaatfiche Gejellichaft nach ber in der Bulle „Unam Sanctam“ feftgejetsten Regel 
zu reformiren. Gleichwohl kann buch den Wechfel der Meinungen und menſch⸗ 
lien Einrichtungen weder ein von Gott verliehenes Recht noch die dieſem ent- 
fprechende Pflicht aufgehoben werben. Wenn ber römiiche Papſt im hl. Beter vie 
walt empfangen hätte, melde figürlich durch Die zwei Schwerter bezeichnet wird, 
und, wie in ber Bulle „Cum ex Apostolatus officio“ verfidert wird, aus gätt- 
lichem Rechte Über die Völler und Reiche die Fülle ber Gewalt innehätte, banz 
flände es der Kirche nicht frei, dies ben Gläubigen zu verbergen; venu fie muß 
den Spuren bes heiligen Baulus folgen, der Die, weldye er zu unterrichten be⸗ 
kommen, verfihert: „Ich Habe nicht unterlafien, Euch den ganzen Plan Goties 
zu verfündigen.” Wäre aber der chriftliche Unterricht auf biefe Art umgeſtaltet, 
jo würbe e8 wenig nützen, weitläufig zu verfidern: was zu ber Gewalt bes hei- 
ligen Stubles im Zeitlichen gehöre, halte fi in den Grenzen der Theorie und 
jet von keinerlei Gewicht rüdfichtlich ber Angelegenheiten und Ereigniffe; Pius IL 
denke nicht entfernt baran bie Lenker ber flaatlihen Angelegenheiten abzufegen. 
Hohnlachend würden die Gegner antworten: bie päpftlicden Urtheile fürchten wir 
nicht; aber nach langen und verfhiedenen Berftellungen iſt es endlich 
evident worden, daß jeder Katholil, deſſen Werte durch der 
Glauben, den er belennt, geleitet werben follen, ein geborener 
Feind des Staates ift, da er fih im Gewiſſen für gebunden er- 
achtet, foviel er fann dazu beizutragen, baß alle Reihe und Böller 
bem römifhen Bapfte unterworfen werben. Es iſt wohl überfläffig, vie 
vielerlei Machinationen und Verleumdungen, welche von den Feinden ber ſirche 
daraus abgeleitet werben fünnten, weitläufiger auseinanberzujegen. Da fi bie 
fo verhält, kann es wenigftens dem biefe Schwierigkeit recht aufmerffam Erwi- 
genben nicht zweifelhaft fein, daß biefelbe, bevor über die Unfehlbarkeit bes PBarfied 
verhandelt werbe, auf das genauefte biscutirt werden müſſe. Es würde nidt 
Hecht fein, bie Väter zu verleiten, daß fie über eine Sache, deren Conſequenzen 
fih fo weit ausbehnen und die Beziehungen der Kirche zu ber menſchlichen Ge 
fellichaft fo mannigfaltig und tief afficiren, ohne ausdrückliche und volle Unter- 
ſuchung der Sache entidhieben. Deshalb ift es nöthig, daß ihnen die angegebene 
Frage, bevor das 11. Capitel des Schema’8 von ber Kirche in Angriff genommmen, 
zur Erwägung übergeben werde.” 


20. April. Borftellung der Mehrheit wegen unverzüg: 
liher Beihlußnahme über die Unfehlbarkeit. 


23. April. Preußiſche VBorftellungen zur Unterftügung der 
franzöſiſchen Depeſche. 
Depeſche des Norddeutſchen Gejandten (v. Arnim) 
in Rom an den Kardinal-Staatsſecretär Antonelli. 


„Die Kaiſerlich franzöſiſche Regierung bat uns Kenntniß von dem 
an den Beiligen Stuhl gerichteten Memorandum gegeben und und um 
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Unterflägung defielben erjucht. — — Die Regierung des Norddeutichen 
Bundes würde in der That im Hinblid auf die tiefe Bewegung, welche 
in der Kirche Deutſchlands herrſcht, ihre Pflichten verſäumen, wenn fie 
nicht die Hebereinfttunmung der von Frankreich geltend gemachten Aufs 
foflungen mit denjenigen Beforgniffen conftatiren wollte, welche in Deutfch- 
Iond die Gemüther ergriffen haben, Angeſichts der Gefahr, daß die im 
Gegenja zu der faft einftimmigen Anfiht der deutjchen Biſchöfe gefaßten 
Beichlüffe des Concils die ſchwierigſten Berhältniffe hervorrufen, und dem 
Gewiſſen endlofe Kämpfe auferlegen. — Es ift allgemein belannt, daß 
die deutfchen Bifchöfe fich die Auffaffungen, welde auf dem Konzil 
bereichen, nicht haben aneignen können. — Durch Altenftüde, welche ver- 
öffentlicht worden find, haben fie die Pflicht erfüllt, im voraus auf die 
beflagenswerthen Folgen hinzumeifen, welche zu befürchten mären, wenn 
die höchſte Autorität der Kirche zur Erklärung geiwiffer Beftimmungen 
ſchreiten wollte, welche nicht verfehlen würden, die gegenfeitige Stellung 
zwiihen den beiden Gewalten, der weltlichen und der geiftlichen, zu vers 
öndern. Dieſe Deftimmumgen würden alte hinlänglich befannte Lehren 
wieder aufleben lafien, welche von der bürgerlichen Feſelchaſt zu allen 
Zeiten und von allen Nationen bekämpft worden ſind. Es hieße dies 
Verwirrung in alle Beziehungen zwiſchen der Kirche und dem Staat 
bringen und Kriſen herbeiführen, von deren Tragweite ſich der heilige 
Stuhl nicht vollauf Rechenſchaft zu geben jcheint. 

In Deutfchland müſſen die katholifhen und nicht tatbolifhen Ehriften 
friedlich nebeneinander leben. Unter dem Einfluffe täglicher Beziehungen 
bat fih eine Stimmung gebildet, unter welcher die verfchiedenen Kon⸗ 
feffionen fich einander genäbert haben, fo daß man hoffen darf, alle les 
bendigen Kräfte der Kriftlihen Bevölkerung zu vereinigen, 
um gemeinfhaftlicdh die Irrthümer zu befämpfen, deren Eins 
flug fih heute zum großen Schaden aller religiöjen Gefühle 
geltend madt. Es ift aber zu fürchten, daß diefe Annäherung aufge 
halten würde, wenn die Anfichten, welche unſere Bifchöfe befämpten, auf 
dem Konzil die Oberhand erlangten und der Welt ala Glaubensregel 
auferlegt werden follte. — 

Es wäre nit unmöglih, daß die Regierung des Norddeutichen 
Bundes alddann in veligiöfer Beziehung nicht mehr die Unbefangenheit 
der Aktion bebielte, welche fie bis jett im Intereſſe der Tatholifchen Kirche 
benupt bat. 

Indem wir dem heiligen Stuhl diefe Bemerkung unterbreiten, folgen 
wir nicht den Ideen Derjenigen, melde der_ heilige Stuhl vielleicht als 
feine Gegner anfieht. Wir haben Fein Intereſſe, die Autorität des Papftes 
zu fhmäden. Als befreundete Macht und um der römischen Kurie einen 
nenen Dienft zu leiften, möchten wir durch diefe offene Ausiprache dazu 
beitragen, von den Beſchluſſen des Konzils Alles fern zu galten, was die 
bisher fo befriedigende Lage der katholifchen Kirche in Deutſchland ges 
führden könnte. enn wir dazu belfen könnten, ein folches Refultat zu 
fihern, fo mwürben wir darin einen Grund mehr finden, auf dem ſtets 
eeellenen Wege in unferen Beziehungen zur Kurie auch ferner zu 
per! u 
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8. Mat. Proteft einer Anzahl von Biſchöfen gegen die 
fofortige Berathbung der Unfehlbarkeitdlehre. 


„In der General- Eongregation des vaticanifhen Concils, welde am 
29. April gehalten wurde, ift von ben hocherlauchten Präfidenten verkündet werben, 
es werbe geichehen, daß mit dem Berlafien ber Orbnung, melde fich im Cut 
wurfe von der Kirche Ehrifti findet, zuerft von bem XI. Kapitel bes Entwurks 
und bem biefem beigegebenen Decrete d. i. von ber Unfehlbarleit bes römilcen 
Bapftes abgejonbert und außer dem gehörigen 2 fammenbange, worin bie Rebe 
und Brärsgative bes Primates mit ben andern Lehren von ber Kirche fleben, ver⸗ 
handelt würbe. Dieſe ganz unerwartete Aenderung ber Verhandlungen ber vati- 
caniihen Synobe in reiflihde Erwägung ziebend, haben bie unterzeichneten Bi- 
ſchöfe, obwohl fie ſehnlichſt wünſchen, daß Die gegenwärtige Meinungsverſchiedenhen 
jo ſchnell ale möglich zu Ende gebracht werbe, es für ihre Pflicht erachtet, den 
bocherlauchten Präſidenten zu erllären, baß fie, falls bie Beſprechung jenes Zu 
fates durchaus nicht aufgegeben werben follte, innigft überzeugt find, daß dieſe 
neue Vorgang ber Verhandlungen weder ber Natur ber Sache jelbft, nod dem 
Wohle Fr Kirche, noch der Ehre bes heiligen Stuhles auch mur im entferuteften 
entfpricht. 

(Rah ausführliger Darlegung ber Gründe heißt es weiter:) 

Wir können es mit unferer biſchöflichen Würbe, mit ber Stellung, bie wir 
im Concil einnehmen, unb mit ben Rechten, die uns als Mitgliedern bes Concilt 
zufteben, nicht länger für vereinbar halten, daß wir Bitten vortragen, ba mir je 
durch die Erfahrung mehr als genug beiehrt find, daß ſolche Bitten wicht beräd- 
fitigt, ja fogar, daß fie nicht einmal einer Antwort würdig erachtet worben fiat. 
Es bleibt uns aljo nichts anderes übrig, als gegen Die befagte Art des Vorganget, 
welchen wir für die Kirche und ben boftofifihen Stuhl ale höchſt gefährlih be⸗ 
trachten, Einſprache zu erheben und Proteſt einzulegen, bamit wit 
auf dieſe Weife die Verantwortung für die unglücklichen Folgen, 
welde daraus ohne Zweifel in lurzer Zeit hervorgehen werben, ja 
ſchon jet hervorgehen fowohl vor ben Menſchen als vor Gottel 
ſchrecklichem Gerichte, fo viel an uns liegt, von uns abmwälzen, befie 
dieſe Schrift ein bleibendes Zeugniß fein fol. Wenn jeboch das Decret, welchet 
über bie Kirche ausgegeben werben foll, mit Weglaffung aller ragen, melde 
Streit hervorrufen, vorzüglich dahin zielte, die Schönheit und Erbabenheit ber 
Braut Ehrifti zur größern Ehre Gottes und zum Heile ber Seelen vor Ale 
Anblick zu enthüllen, wie leicht wäre e® uns, bie gefammtte Lehre von ber Kirk 
in furzer Zeit zu beenden und vielleicht Fönnten wir fchon das nächfte Pfingftfe, 
an dem jährlih das Gedächtniß ber Gründung ber Kirche wieberlehrt, alle in 
Berein mit böchfter Freude feiern. Dann würben fiher ber vaticanifchen Ber- 
ſammlung bie feterlichften Pfingften anbrechen, deren Glanz über die ganze Bel 
ſtrahlend alle Ehriften mit unermeßlicher Freude erfüllen würde. Aber ad! es 
fehlt viel dazu, daß uns dieſe Freude bereitet wird, eher ſcheinen bie kommenden 
Bfingften uns Trauer als Freude zu verkündigen! Dafür ſollte von jenen Rechen⸗ 
fchaft abgelegt werben müſſen, welche mit Hilfe des Koncil® nicht für bie brie 
gende Nothlage des chriſtlichen Staates Sorge tragend, nicht bie Feinde ber 

irhe, fondern ihre Brüder befiegen, für Schulmeinungen die Siegespatme kur 

fpruchen und daburch der Gegenwart ben empfinblichften Schaden zufügen werben, 
was in der Kirche und noch weit mehr bei Erwägung ber Zulunft Stoff zur iv 
fländigen Furcht und VBelümmernif giebt. Möchte e6 doch Gott, dem Hächken 
gefallen, ein jo großes Uebel von dem vaticanifchen Concil abzuwenden und burd 
jeine himmliſche Güte uns alle zur wahren Eintracht und Einigkeit der Gefinnung 
zurüdzuführen.“ 
(Folgen die Unterichriften der Erzbifchöfe und Biſchöfe darunter von deutſchen Bi⸗ 
ihöfen die von München» Freyfing, Bamberg, Köln, Breslau, Main;, 
Angsburg, Osnabrück, Ermeland, Rottenburg, Agatbopolis in p.)- 
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13. Suli. Abftimmung über die Constitutio de ecclesia 
in der Generalcongregation. 


Bon den in Rom nody anwejenden 692 Prälaten waren 
nur 601 eridhienen; von dieſen ftimmten mit Placet un 
bedingt 451, mit Placet juxta modum 62, mit Non placet 
88. — 91 batten fih, ald abweſend, der Abftimmung 
enthalten. 


Unter den mit Non placet Stimmenden waren die 
Kardinäle Schwarzenberg und Rauſcher, — und von 
deutichen und öfterreihiichen Erzbiihöfen und Biichöfen: 


Der Erzb. von Gran. Erzb. Fürftenberg, Olmüg. Erzb. Scherr, 
Münden. Erzb. Wierzchleysti, Lemberg, rit. lat. Exzb. Deinlein, 
Bamberg. Erzb. Haynald, Kolocza. Bild. Ketteler, Mainz. Bild. 
Legat, Zrieft. Bild. Förfter, Breslau. Bild. Ranolder, Beszprim. 
Dh. Forwerk, Leontopolis i. p. i. apoft. Bicar in Sachſen. Bild. 
Stroßmayer, Dialovar. Bild. Dinkel, Angeburg. Biſch. Jirfic, 
Dudwes. Biſch. Eberhard, Trier. Bild. Beckmann, Osnabrüd. 
Bild. Dobrilla, Parenzo⸗Pola. Biſch. Kremenz, Ermeland. Biſch. 
Smiciklas, Kreutz rit. rutn. Bild. Namszanowsky, Agathopoliß 
1. p. i. Propft der preußiſchen Arme. Bild. Wier dr Gurt, Biſch. 
Hefele, Rottenburg. Bil. Peitler, Waigen. Bild. Bonnaz, Cſanad. 
Dich. Stepisfhnegg, Lavant. Bild. Fogaraſſy, Siebenbürgen. 
Biſch. Mariaſſy, Baläopolis i. p. i. (Weihb. von Erlau), Bild. Pird⸗ 
de-Kezdi⸗ßPolany, Spathmar. Biſch. Pankovics, Munkacs, rit. ruth. 
Biſch. Folka, Raab. Biſch. Berger, Kaſchau. Biſch. Lipovniczky, 
Großwardein. Biſch. Kovacs, Fünfficchen. 


17. Juli. Erklärung der Minoritätsbiſchöfe an den Papſt 
über ihre Enthaltung bei der definitiven Abſtimmung und 
ihre Abreiſe von Rom. 


„Eurer Heiligkeit iſt bekannt, daß 88 Väter, gedrungen von ihrem Gewiflen 
and aus Liebe zu der heiligen Kirche, ihre Stimmen mit non placet abgaben, 
62 andere mit placet juxta modum ftimmten und endlich ungefähr 70 von ber 
Gongregation abwejend waren und fich ber Abftimmung enthielten. Dazu kommt, 
daß andere theils wegen Krankheit, theils aus anderen gewiditigen Gründen in 
ihre Diöcefen zurückgekehet find. So wurben Eurer Heiligkeit und ber ganzen 
Belt unfere Bota offentundig, unb zwar conflatirt, von wie vielen Biſchöfen 
unfere Anſchauung gebilligt wurde; auf biefe Weile erfüllen wir das Amt und 
bie Bflicht, welche uns obliegen. Bon jenem Zeitpuntte an ereignete fich aber 
ganz und gar Nichts, was unjere Willensmeinung (sententiam) ändern könnte; 
dagegen fielen viele nnd zwar äuferft gewichtige Dinge vor, welche une in unferem 
Borfate beftärkt haben. Deshalb erflären wir, baß wir unfere bereits abgegebenen 
Bota erneuern und beflätigen. Indem wir durch diefe Eingabe unſere Bota be- 
Rätigen, beichließen wir zugleih, uns von der Öffentlichen Situng, welde am 
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18.59. M. gehalten werben fol, fernzuhalten. Die kudliche Pietät und Ber 
ehrung, tele jüngft unfere Abgeorbneten zu ben Füßen Eurer Heiligkeit führte, 
geftatten uns nicht, im einer Sache, welche bie Berfon Eurer Heiligkeit jo nahe 
angeht, öffentlich und im Angeficht bes Vaters non placet zu fagen. lub den⸗ 
uch Fünnten wir in ber feierlihen Sigung nur bie in ber @eneralcongregation 
abgegebenen Bota wieberholen. 

Wir kehren daher ohne Aufichub zu unferen Heerben zurüd, denen wir nad 
fo langer Abwejenheit wegen der Kriegsbefürdhtungen unb befonbers wegen ihrer 
böchften geiftigen (spirituales) Bebürfniffe äußerft nothwendig find, wir empfinden 
mit Betrübniß, daß wir wegen ber gegenwärtigen traurigen Zeitumflänbe umier 
unferen Gläubigen auch den Frieden unb bie Ruhe ber Gewiſſen geſtört finden 
werben.“ 


18. Juli. Endgültige Annahme und feierliche Verkün— 
digung der Konftitution über die Kirche Chriſti 
(mit 531 unter 533 Stimmen angenommen). 


Dad vierte Hauptftüd: von dem unfehlbaren Lehr: 
amte des römiſchen Papftes in folgender Zaflung: 


„Sudem wir an ber vom Anbeginn bes chriſtlichen Glaubens 
überlommenen Ueberlieferung treu feftbalten, lehren Wir, mit 3" 
fimmung bes Hl. Concils, zur Ehre Gottes unferes Heilandes, jur 
Erhöhung der katholifhen Religion und zum Heile der chriſtlichen 
Bölker, und erklären es als einen von Bott geofienbarten ®laubenk 
fat: daß der römifhe Bapft, wenn er von feinem Lehrſtuhle aus 
(ex cathedra) jpridt, das beißt, wenn er in Ausübung feine 
Amtes ale Hirt und Lehrer aller Ebriften, kraft feiner hödfen 
apoftolijchen Gewalt, eine von der gefammten Kirche feſtzuhaltende, 
ben Ölauben ober bie Sitten betreffenbe Lehre entſcheidet, ver 
möge bes göttlihen, im heiligen Petrus ihm verheißenen Beiſtandes 
jene Unfehlbarkeit befigt, mit welder der göttliche Erldfer feine 
Kirche in Entjheibug einer ven Glauben oder bie Sitten betreffen 
ben Lehre ausgeflattet wifjen wollte, unb daß daher folde Ent- 
[heibungen bes römischen Papſtes aus fich ſelbſt, nicht aber erſt burd 
bie Zuffimmung der Kirche, unabänberlich find. 


So aber Jemand biefer Unferer Entfheibung, was Gott ver 
büte, zu wiberfprechen wagen follte: der fei im Banne.“ 


20. September. Einrücken der Truppen des Königs ven 
Stalien in Rom; Aufhebung der weltlichen Herr 
Ihaft des Papftes. 


Dftober. Vertagung ded Konzils. 
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Nach dem Konzil. 


Auguft. Hirtenbrief der wiederum in Zulda verfammelten 
deutfhen Bifhöfe. 


Srmahnung zur Unterwerfung unter die Beichlüffe des 
Konzils: 
„Die unterzeichneten Biſchöfe entbieten dem hochw. Klerus und deu Gläubigen 
Gruß unb Frieden im Herrn. 

Bom heiligen allgemeinen vaticanijchen Eoncil in unfere Bisthimer zurück⸗ 
gelehrt, halten wir es in Bereinigung mit anderen deutſchen Bifchöfen, welche 
der Kirchenverſammlung beizumohnen verhindert waren, für unfere oberbirtliche 
Pricht, an euch, Beliebte im Herrn, einige Worte der Belehrung und Mahnung 
zu richten. Daß wir dies gemeinfam und feierlich thun, dazu liegt Beranlaffung 
und Grund in ben vielfach irrigen Auffajfungen, welche feit Monaten über 
das Concil verbreitet worden find, und bie auch jetzt noch in unbefugter Weife 
an manchen Orten fich geltend zu machen fuchen. Um bie göttlichen Wahrheiten, 
welde Chriftus der Herr bie Menſchen gelehrt bat, in ihrer ganzen Reinheit und 
Unverfälichtheit zu bewahren und fie gegen jebe Veränderung und Entftellung zu 

dern, bat er in feiner heiligen Kirche ein unfehlbares Lehramt eingefettt und 
bemielben feinen Schu und den Beiftanb bes heiligen Geiftes für alle Zeiten 
verheißen und gegeben. Auf diefem unfehlbaren Lehramte der Kirche berubt bie 
ganze Sicherheit und Freubigleit unferes Glaubens. So oft im Laufe ber Jahr⸗ 
bunderte Mißverſtändniſſe oder Anfeinbungen einzelner Lehrfäte auftauchten, bat 
dieſes unfeblbare Lehramt auf verjchiedene Weife, bald in größeren Verſammlungen, 
bald ohne diefelben, die Irrthümer aufgededt und zurlidgewielen, fowie bie 
Wahrheit erflärt und feftgeftellt. Im der feierlichften Form geſchah dies durch 
bie allgemeinen Concilien, d. 5. durch jene großartigen Verſammlungen, auf denen 
das Haupt unb bie Glieder bes einen kirchlichen Lehrkörpers zur Entfcheibung der 
obwaltenden Zweifel und Streitfragen in Glaubensſachen zufammenmwirkten. 
Diefe Enticheidungen haben nach der einmütbigen und ungmeifelhaften Ueber⸗ 
Referung in ber Kirche ſtets als folche gegolten, bie ein übernatürlicher göttlicher 
Beiftand vor Irrthum bewahrt. Deshalb baben fih die Gläubigen zu allen 
Zeiten diefen Enticheibungen als unfehlbaren Ausiprlihen des heiligen Geiftes 
unterworfen und fie mit zmweifellofer Glaubensgewißheit für wahr gehalten. 

Ein folches allgemeines Concil ift das gegenwärtige, welches unſer heiliger 
Boter, Bapft Pius IX., wie ihr wiffet, nah Rom berufen bat, und zu meldem 
die Nachfolger ber Apoſtel zahlreicher als je zuvor von allen Theilen ber Erbe 
berbeigeeilt find, um mit dem Nachfolger Petri und unter feiner Leitung bie 
großen Intereffen der Kirche in ber Gegenwart wahrzunehmen. Nach vielen und 
ernfien Berathungen bat ber heil. Vater Fraft feiner apoftoliihen Lehrgewalt am 
24. April und am 18. Juli d. 3. mit Zuſtimmung bes heil. Concils verſchiedene 
Entiheibungen über die Lehre vom Glauben und von der Kirche und ihrem 
Oberhaupt eiertich verfündigt. Hierburd hat alfo das unfehlbare Lehr⸗ 
amt ber Kirche entjchieben, ber heil. Geiſt hat durch den Stellvertreter 
Chriſti und den mit ihm vereinigten Episcopat geſprochen, und daher müſſen 
alle, die Bifhöfe, PBriefter und Gläubigen, diefe Entfheibungen 
als göttlich geoffenbarte Wahrheiten mit feftem Ölaubenannehmen 
und fie mit freubigem Herzen erfalfen und belennen, wenn fie 
wirttiih Glieder der einen heiligen katholiſchen und apoftolifchen 
Kirche fein und bleiben wollen. Wenn ihr,. Geliebte im Herrn, beffen- 
ungeachtet Einſprache bagegen erheben und bie Behauptung ausſprechen hört, daß 
die vaticanifche Kirchenverſammlung fein wahres allgemeines Concil und deſſen 
Beihläffe nicht gültig feien, fo fe euch dadurch in eurer Hingabe an bie Kirche 
und in der gläubigen Annahme ihrer Entſcheidungen nicht beirren. Sole Ein⸗ 
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reben find durchaus unbegründet. Solauge bie Berathungen banerten, haben bie 
Biſchöfe, wie es ihre Ueberzeugung forderte unb es ihrer Amtspflicht eutfprach, 
ihre Anfichten mit unummwunbener Offenheit unb mit ber nothiwenbigen Freiheit 
ausgeiprochen, unb es finb hierbei, wie dies bei einer VBerfammlung von nahezu 
800 Bäter laum anders zu erwarten war, auch mandhe Mei di i 
beroorgetreten ; wegen biefer Meinungsverichiebenheiten kann aber bie Gültigfeit 
der Concilsbeichläffe in keiner Weife beftritten werben, jelbft abgeſehen von bem 
Umftande, daß faft fämmtliche Biſchöfe, welche zur Zeit ber öffentlichen Gikung 
noch abweichender Anfiht waren, fih der Abſtimmung in berfelben enthalten 
haben. Deffenungeadhtet behaupten, baß Die eine ober bie andere vom 
allgemeinen Eoncil entjchiedene Lehre in ber heiligen Schrift uab 
in der fatbolifhen Ueberlieferung, ben beiden Quellen bes katbo- 
liſchen Glaubens, nicht enthalten fei, oder mit benfjelben fogar ım 
Widerſpruch ftehe, ift ein mit ben Orundſätzen ber katholiſchen 
Kirche unvereinbares Beginnen, weldhes zur Trennung von ber Ge 
meinfhaft der Kirche führt. 

Diefem nah erklären wir bierburdh: daß bad gegenwärtige vaticaniſche 
Concil ein rechtmãßiges allgemeines Concil ift; daß ferner biejes Concil eben- 
fowenig wie irgend eine andere allgemeine Kirhenverfammlung 
eine neue von der alten abweidhende Lehre aufgeftellt ober ge- 
ſchaffen, ſondern fediglich die alte, in der Hinterlage des Glaubens enthaltene 
und treu gebütete Wahrheit entwidelt, erflärt und beu Irrthümern ber Yeit 
gegenüber ausdrücklich zu glauben vorgeftellt hat; daß endlich deffen Beichläfle 
ihre für alle Gläubigen verbindenbe Kraft durch die in ber öffentlichen Sitzung 
vom Oberhaupte ber Kirche in ber feierlihften Weile vollzogene Publication er- 
halten haben. Indem wir mit vollem und rüdhaltlofem Glauben ben Be— 
ſchlüſſen des Concils beifliinmen, ermahnen wir, als eure von Gott geſetzten 
Hirten und Lehrer, und bitten wir euch in ber Liebe zu euren Seelen, daß ihr 
allen wiberfirebenden Behauptungen, von welcher Seite fie auch kommen mögen, 
fein Gehör fchenket. Haltet vielmehr unerfchütterlich feft im ber Vereinigung mit 
euren Biſchöfen an ber Lehre unb dem Glauben ber katholiſchen Kirche; laſſet 
euch burch nichts trennen von bem Felſen, auf welchen Jeſus Chriftus, ber Schn 
Gottes, feine Kirche gegründet bat, mit ber Verheißung, baß die Pforten ber 
Hölle fie nicht überwältigen werben. Im Hinblid auf die große Aufregung, 
welche in Folge unfirchliher Aeußerungen und Beflrebungen gegen die Eoncil- 
beſchlüſſe an verichiedenen Orten eingetreten ift unb manchen Seelen obne Zweifel 
nicht geringe Prüfungen und Gefahren bereitet, fowie mit Rückſicht auf bie ge 
waltigen Ereigniffe des furdhtbaren, unſerem beutichen Vaterland aufgebrungenen 
Krieges, welcher unfere geipanntefte Aufmerkiamleit und Theilnahme gleichzeitig 
in Anſpruch nimmt und bereits unzählige Familien in Schmerz unb Trauc 
terjegt bat, können wir nicht umhin, alle Gläubigen gm anbächtigen Gebete für 
bie gegenwärti en großen Anliegen in Staat und Kirche bringenb einzulaben. 
Erhebet eure Herzen mit Glauben unb Bertrauen zu dem Bater im Hinme 
befien weife und liebreiche Vorſehung alles Teitet und regieret, unb beffen göttlicher 
Sohn uns fihere Erhörung vwerbeißen hat, wenn wir beten in feinem Namen. 
Betet alfo mit Glanben und Vertrauen, baß ber blutige Krieg balb durch einen 
völligen Sieg ber gerechten Sache und durch einen wahren, dauerhaften Frieden 
zum Ende gelange. Betet für die Anliegen unferer heil. Kirche, insbefonbere für 
alle, die da irren ober wanlen im Glauben, um bie Gnade eines feften, entfchiebenen 
und lebendigen Glaubens, betet fir das Oberhaupt unferer heil. Kirche, den Beil. 
Bater, welcher eben jetzt vielleicht mehr als je zuvor ſich in Bedrängniß und Noth 
befindet. Ende Auguft 1870. 


T Öregor, Erzbifchof von München⸗Freiſiug. + Baulus, Erzbiichof von Köln. 
t Peter Jofepb, Biſchof von Limburg. F Chriftoph Klorentius, Bijſchef 
von Fulda. T Wilhelm Emanuel, Biſchof von Mainz. + Eduard ZJakob, 
Biihof von Hildesheim. + Conrad, Biſchof von Baberborn. F Sohannes, 
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Biſchof von Culm. + Ignatius, Bilchof von Regensburg. T Pancratius, 

Biſchof von Angsburg. F Franz Leopold, Biſchof von Eichftäbt. T Matthias, 

Biſchof von Trier. F Philippne, Biſchof von Ermland. FRothar, Biſchof von 

Lenla i.p.i., Erzbisthumsverweſer von Freiburg. F Adolf, Biſchof von Agatho- 

polis 1. p. i., Felbbilhof der Armee. T Bernhard Brintmann, Cap. vic. 

und praecon. Biſchof von Münfter. ei Conrad Reither, praecon. Biſchof 
von Speyer.” 


Auguft. Aufhebung ded Konkordats in Defterreich durch ein Kaiſer⸗ 
liches Schreiben — „nahdem dad Konfordat durch die 
neuefte Erklärung ded heil. Stuhles über die Machtvoll⸗ 
vollftommenheit des Oberhauptes der katholiſchen Kirche 
hinfällig geworben ift.“ 


. Bas erfle Hervortreten einer Spaltung in der katholifchen 
Kirche Deutſchlands. 


September. Die Nürnberger Erflärung Fatholifcher Gelehrter gegen‘ 
die Beichlüffe ded Vaticanums vom 18. Juli 1870. 


„Wir find der Veberzeugung, daß ein längeres Schweigen gegenüber ben 
in Folge der Mehrheitsbeihlüffe ber vaticanifhen Biſchofsverſammlung vom 
18. Jult 1870, dur die Bulle „Pastor aeternus“ fundgemachten päpftlichen 
Decreten weber uns ziemt noch zum Nuten ber Kirche gereihen fonn. In bem 
dritten Eapitel biefer „Constitutio dogmatica prima de ecclesia Christi“ 
wird als Glaubensſatz aufgeftellt: der roͤmiſche Biſchof habe nicht bios das Amt 
der Oberaufficht und ber höchſten Leitung Über bie Kirche, ſondern fei Inhaber 
ber ganzen Machtfülle und befite über alle Kirchen und jebe einzelne, über alle 
Kirchenvorſteher und jeben einzelnen, und über jeben Ehriften die ordentliche und 
unmittelbare Gewalt. Im vierten Capitel wirb gelehrt: es fei von Gott geoffen- 
barter Glaubensſatz, daß der römiſche Biſchof als Lehrer für bie ganze Kirche 
(„ex Cathedra*) in Gegenfländen des Glaubens und der Sitten die ber Kirche 
von Chriſtus verheißene Unfehlbarkeit befige, und baß beshalb berartige Ent- 
ſcheidungen irteformabel feien aus fich felbft, nicht aber auf Grund ber Zuftummun 
der Kirhe. Diefe Säte vermögen wir nicht als Ausſprüche eines wahrhaft 
ẽtumeniſchen Eoncil® anzuerkennen; wir verwerfen fie als neue von ber Kirche 
niemal® anerkannte Lehren. Bon ben Gründen, beren ftreng wiffenfchaftliche 
Ausführung vorbehalten wird, machen wir folgende nambaft: 1. Eine Conſti⸗ 
tuirung ber Lehre der Kirche über biefe Punkte ift auf der Synobe zufolge ber 
Berkeimlihung vor ihrer Eröffnung, fowie durch Berbinberung vollftändiger Zeug- 
nißabgabe und freier Meinungsäußerung mittelft vorzeitigen Schluffes ber Debatte 
nit erfolgt. Damit ift die mwefentliche Aufgabe eines ðlumeniſchen Concils bei- 
feite gefegt worden. 2. Iene Freiheit von jeber Art moraliſchen Zwanges und 
jeder Beeinfluffung durch höhere Gewalt, welche zum Wefen eines ökumeniſchen 
Concils gehört, eh auf biefer Verſammlung nicht vorhanden gewefen, unter 
anderem: a) weil der Berfammlung von dem Papft im Widerſpruch mit ber 
Prayis der früheren Soncilien eine die freiheit hemmende Geſchäftsordnung auf- 
erlegt, trotz Proteftes einer großen Anzahl von Biſchöfen belaffen, unb nachher 
wiederum ohne Zuftimmung ber Berfammlung mobificirt und gegen ben aber- 
maligen Broteft aufrecht erhalten wurde; b) weil in einer erft zu entſcheidenden 
und den Bapft perfönlich betreffenden Lehre durch die mannigialtigften dem Papfte 
zu Gebot fiebenden Mittel ein moraliiher Drud auf die Mitglieder ausgeübt 
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worden if. 3. Wenn bisher ſtets in ber Kirche als Regel gegolten, daß muır das 
immer, überall unb von Allen Belannte Glaubensſatz ber Birche fein Lönne, fo 
iſt man auf ber vaticanifhen Berfammlung von biefem Grundſatz abgewichen. 
Der bloße Bruchtheil einer Bifhofsverfammlung hat, gegen ben beharrlicden und 
noch zuletst jchriftlih erneuten Wiberipruch einer br ihre Zahl ſowohl als 
durch bie Dignität und ben Umfang ihrer Kirchen Überaus gewichtigen Minder⸗ 
beit, eine Lehre zum Dogma erhoben, vou ber es notoriih und evident if, ba 
ihr von ben brei Bebingungen feine, weber bas Immer, noch das Ueberall, noch 
das von Allen, zulomme. &n diefem Borgange Tiegt bie thatfächlihe Anwenbung 
bes völlig neuen Sates: Daß als göttlich geoffenbarte Lehre eine Meinung erllärt 
werben koͤnne, beren Gegentheil bis dahin frei gelehrt und in vielen Didceſen ge 
glaubt wurde. 4. Indem das britte Capitel gerade bie orbentliche Regierungs- 
gr in ben einzelnen Kirdhenfprengeln, welche nach katholiſcher Lehre ben 
iichöfen zulommt, auf ben Papft überträgt, wirb bie Natur und Weſenheit bes 
Episkopats als göttlicher, in dem Apoftolat gegebener Inftitution und als integri- 
reuben Beftandtbeile® ber Kirche alterirt, beziehungsweiſe völlig zerftört. 5. Durch 
bie Erflärung, daß alle an die ganze Kirche gerichteten boctrinellen Ausſprüche 
ber Päpfte unfehlbar feien, werben auch jene Firdhenpolitifchen Säte und Ant 
ſprüche Älterer und neuerer päpftlicher Erlafie für unfehlbare Glaubensnermen 
erflärt, welche bie Unterwerfung der Staaten, Völfer und Fürften unter bie Ge- 
walt der Päpfte auch in weltlichen Dingen lehren, welche Über Dulbung Anders⸗ 
läubiger und Stanbesrechte des Klerus Grundſätze aufftellen, die ber bentigen 
dnung ber Gefellichaft widerfprechen. Hiermit wirb das friebliche Einvernehmen 
zwiſchen Kirche und Staat, zwiſchen Klerus und Laien, zwifchen Katholilen und 
Anbersgläubigen für bie Zukunft ausgeichloffen. Angeſichts der Berwirrung, 
welche durch dieſe neuen Lehren in der Kirche jest ſchon eingetreten iſt unb fid 
in der Zukunft vorausfichtlich noch fleigern wird, ſetzen wir in jene Biſchẽfe, 
welche dieſen Lehren entgegengetreten find unb durch ihre Sartung auf ber Ber- 
ſammlung den Dank der latholiſchen Welt verbient haben, das Vertrauen und 
richten zugleih an fle die Bitte: daß fie in gerechter Würdigung ber Roth ber 
Kirche und ber VBebrängniß der Gewiflen auf das baldige Zuſtandekommen eines 
wahren, freien und daher nicht in Italien, ſondern bieffeit ber Alpen abzubalten- 
ben öfumenifchen Concils mit ben ihnen zu ®ebote flebenden Mitteln hinwirlen 
mögen. Im September 1870. 
v. Dillinger, Profeffor zu Münden, Reinkens, Profeffor der Kirchenge 
fhichte zu Breslau; Dittrich, Profeffor der Moraltheologie zu Braunsberg; 
Michelis, Brofeffor der Philofophie zu Braunsberg; Knoodt, Brofeffor ber 
Philoſophie zu Bonn; Mayer, Brofeffor der Theologie zu Prag; Löwe, Pro- 
feffor der Bhilofopbie zu Prag; Friedrich, Brofeffor der Theologie zu Münden; 
eber, Privatbocent ber Philofopbie zu Breslau: Balter, Profeffor ber Dog⸗ 
matik zu Breslau; v. Schulte, Profeffor des kanoniſchen Rechte zu Prag.“ 


30. Dezember. Erfte Wahrung des ftaatlihen Stand» 
punfted gegenüber den Konzilsbeſchläſſen. 


Nefcript des Kultud- Minifterd von Mühler auf eme 
Beſchwerde des Senats der Univerfität Bonn gegen daB 
Vorgehen ded Erzbiſchofs von Köln, 


(welcher von den PBrofefforen geiftlihen Standes einen Revers wegen 
Annahme des Unfehlbarkeitspogmas verlangt und biejenigen, melde 
fih weigerten a sacris fuspenbirt und den Beſuch ihrer Vorleſungen 
den Stubirenden der Theologie unterfagt hatte). 


„Bereits am 24. October und wiederholt am 22. v. M. habe ih dem 
Herrn Erzbifhof von ECöln zu erkennen gegeben, daß feine Verhandlungen 
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mit den betheiligten Profefforen das rein kirchliche Gebiet injofern über- 
füritten haben, als denfelben unter Androhung von Maßregeln, welche ihre 
lehramtliche Thätigfeit berühren, das Verſprechen abgefordert worden ift, bei 
Ausführung ihres Lehramtes den auf dem Concil zu Rom jüngft gefaßten 
Beichlüffen treue Folge zu leiften. Dem gegenüber habe ich daran er- 
innert, daß durch den $. 26 der nach vorgängigem Benehmen mit der 
Kirche erlafienen Statuten der Tatholifch-theologiihen Facultät der Uni⸗ 
verfität Bonn, und durch die demgemäß von den Lehrern diefer Yacultät 
eleiftete professio fidei Tridentina eine Norm für die Ausübung ihres 
* gegeben iſt, welche ohne Zuſtimmung des Staates nicht ver⸗ 
ändert werben kann. Ebenſo habe ich erklärt, daran feſthalten zu müffen, 
dag nah 8.4 Nr. 3 jener Statuten eine bifchöfliche Suredhtwetfung von 
Mitgliedern der gebuchten Vacultät, auch in ihrer Eigenfchaft als katho⸗ 
liſche Geiftliche, nur mit Vorwiſſen des Staates eintreten darf. Der ala- 
demiihe Senat wird hieraus die Meberzeugung gewinnen, daß auf Seiten 
der Staatsregierung ein Zweifel gegen die fortdauernde, durch die Ver⸗ 
faffungsurkunde nicht veränderte Gültigkeit der Statuten der katholiſch⸗ 
theologischen Facultät nicht befteht, und daß die Staatsregierung die recht« 
liche Stellung der Profefioren der katholifhen Theologie in dem vom 
Staate ihnen anvertrauten Lehramte at nad den vom Staate 
felbf fanctionirten gefeglihen und ftatutarifchen. Beftims 
mungen ermißt.“ 


1871. 18. Sebruar. Adreſſe katholiſcher Abgeordneter an 
den Kailer Wilhelm in Verjailles um Wiederherjtellung 
ded Kirchenſtaats und der weltlichen Souveränetät bed 


Papſtes: 

„Ew. Kaiſerl. und Königl. Majeſtät nahen in Ehrfurcht bie unterzeich⸗ 
neten Mitglieder des Hanſes der Abgeordneten, um Allerhöchſtderen Auf⸗ 
merffamleit auf bie bedrängte Lage des heiligen Vaters und ber ganzen katho⸗ 
lichen Kirche zu richten. Die fiegreiche Abwehr ver vereinten beutihen Stämme 
gegen franzöſiſche Aggreffionen fahen wir in Mißachtung alles Rechtes von einer 
fremden Macht benutzt, um ben Katholiken unerträglihe Gewalt unb ben belei» 
digendſten Hohn anzuthun. Rom, ihr Nom, der letzte Heft bes Kirchenftaates, ift 
sccupirt, der Papſt feiner weltlichen Herrichaft beraubt, bie ältefte der legitimen 
Mächte ber Ehriftenheit vernichtet. Dankbar erinnern wir uns ber erhabenen 
Borte, in denen Em. Majeftät bei Eröffuung bes Landtages der Monarchie am 
15. November 1867 den Anfprücen ber katholiſchen Preußen auf Allerhöchftberen 
Sürforge für bie Würde und Unabhängigkeit des Oberhauptes ihrer Kirche gerecht 
zu werben, feierlich verheißen. Allergnäbigfter Herr! Für das Papftthum giebt 
es feine andere Unabhängigkeit als die Souveränetät; nur in ihr ift feine Würde 
volllommen gefichert. Ein entthronter Papft ift immer ein gefangener oder ein 
verbannter Papſt. Was keiner Macht gleichgiltig fein fann, müßte folgen. Die 
Gewifiensfreiheit der Katholiten, von ber founeränen Freiheit des Papftes zuletst 
getragen, wäre gefnechtet mit ber töbtlichen Verlegung ihres Rechtes, jede Auto- 
rität in ihren Grundfeſten erfchüttert. Die Natur ber Sache und das Zeugniß 
aller Einſichtsvollen lehrt es, die Gefchichte beftätigt e8 und feine mehr, als — 
aller Berjprechen unerachtet — die ber Teßtvergangenen Monate. Mit ben Ge- 
fühlen, der Ueberzgeugung und bem Wunfche der Katholilen Preußens, welche une 
gewählt, dürfen wir das Bewußtſein begen, diejenigen ber Katholifen von ganz 
Deutihland auszufprecden, welche in Em. Majeftät ihren Schirmberrn verehren. 
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Möge es Allerhöchſtdemſelben gefallen, als eine ber erflen Thaten kaiſerlicher 
Weisheit und Gerechtigkeit den großen ct ber Bieberberfellung ihres Rechtes 
und ihrer Freiheit zu vollziehen. Möge ber neue Friedenstag die no ige 
Wieberaufrichtung ber weltlichen Herrſchaft bes römiſchen Stuhles bringen, zu 
welcher auf dem Eongreß zu Wien Ew. Majeſtät hochjeliger Water König Friedrich 
Wilhelm III. glorreihen Andenkens fo hervorragend mitgewirkt. Der Dank ber 
katholiſchen Mitwelt und aller Freunde ber im Recht gefriebeteu Orbnung und 
die Anerlennung einer vom Bahn der Tagesmeinungen unabhängigen Nachwelt 
wirb ber ungefÖmächten Proclamirung dieſes großen Principe folgen.“ 


6. März. Glückwunſch des Papſtes an Kaiſer Wilhelm 
auf die Anzeige von der Wiederaufrichtung ded Kaiſerthums. 


„Papſt Pius IX. dem Allerdurchlaudtigften, Grogmächtigften 
Kaifer, Gruß! 

Durch das geneigte Schreiben Eurer Majeftät ift ung eine Mitthei⸗ 
lung geworben der Art, daß fie von felbft unjere Glückwünſche herporruft, 
fowohl wegen der Eurer Majeftät dargebotenen len Würde, als wegen 
der allgemeinen Einftimmigfeit, mit welcher die Fürſten umd freien Städte 
Deutſchlands fie Eurer Meajeftät übertragen haben. Mit großer Freude 
haben wir daher die Mittheilung dieſes Ereigniſſes entgegengenommen, 
welches, wie wir vertrauen, unter dem Beiftande Gottes für das auf das 
allgemeine Beſte gerichtete Beſtreben Eurer Majeftät, nicht allein für 
Deutſchland, fondern für ganz Europa zum Heil gereihen wird. Ganz 
befonderen Dank aber jagen wir Eurer Majeftät für den Ausdrud Ihrer 
Breundichaft für ung, da wir hoffen dürfen, daß derfelbe nicht wenig ber 
tragen wird zum Schuß der Freiheit und der Rechte der Tatholijchen Res 
ligion. Dagegen bitten wir aud Eure Majeftät, überzeugt zu fein, daf 
wir nichts unterlaffen werden, wodurd wir bei gegebener Gelegenheit 
Eurer Majeſtät nüglich fein können. Inzwiſchen bitten wir den Geber 
aller Güter, daß er Eurer Kaiferlihen und Königlichen Majeſtät jede 
wahre Glüd reichlich verleihe und Sie mit und dur das Band vollfom- 
mener Liebe verbinde. 

Gegeben zu Rom bei St. Beter (im Batilan) am 6. März 1871 m 
25. Jahre Unſeres Pontifikats.“ 








2. Die erften Anfünge des kirchlichen Kunflikts, 


1871. Altkatholiſche Bewegung in Deutihland — be 
jonderd in Bayern und am Rhein. 


Mai. Hirtenbrief der deutſchen Biſchöfe gegen die 
altfathbolifhe Bewegung und für Befreiung des 
Papites. 


„In Folge der Beichlüffe des vaticaniſchen Concils bat namentlich in 
Deutihland manche Geifter eine große Bewegung ergriffen. Während das gläubt e 
Iathofifche Volk überall mit freudiger Bereitwilligleit den Entfcheidungen der all. 
gemeinen Kirchenverſammlung fich unterworfen bat, finden wir in jenen Kreiſen 
der Gejellihaft, welche auf ein höheres Maß von Bilbung Anſpruch machen, 
vielfah Abneigung und Befremdung Angefichts ber vertülnbigten Concilsbeſchlũſſe, 
insbeſondere über das unfehlbare Lehramt des Papſtes. Ir dem der Kirche feind⸗ 
lihen Lager aber hat ſich eine heftige und weit verbreitete Agitation erhoben, um 
bie Kirche zu ſchmähen, zu verleumden, in Fefleln zu fchlagen und felbft zu ver⸗ 
nichten, wenn bie Macht der Menfchen vermücte, was ſelbſt ven Pforten der 
Hölle nimmer gelingen wird. Woher diefe Erſcheinung? Die Wiſſenſchaft in 
Deutihland hat vielfach auch auf dent Gebiete der Theologie in neuerer Zeit 
Dege betreten, welche filh mit bem Weſen des wahren katholiſchen Glaubens nicht 
vereinigen laſſen. Dieje wiffenichaftliche Richtung, welche fih von der Auctorität 
der Kirche Iosgefagt bat und nur an ihre eigene Unfehlbarkeit glaubt, ift unver- 
träglich mit dem Tatbolifchen Glauben. Sie ift ein Abfall von dem wahren Geifte 
ber Kirche, indem fie dem Geifte einer falfchen Freiheit hulbigt, welcher dem 
Glauben an die göttliche in ber Kirche durch den heiligen Geift wirkſame Lehr⸗ 
auctorität perſonliche Anfichten und Meinungen vorzieht. Ericheint es nicht ſolchen 
Thatfachen gegenliber jet als ein Werk der göttlichen Vorſehung, daß gerade in 
unſerer Zeit, wo bie jogenannte freie theologische Wiffenichaft fo bach ihr Haupt 
erhoben bat, da8 Dogma von dem unfehlbaren Lehramte bes oberften Hirten unb 
Lehrers der Kirche, welches mit jener falfchen Richtung in ber Theologie im 
ſchroffften Gegenſatze fteht, verfündigt worden ift? Was mürbe wohl auf bie Dauer 
aus dieſer fogenannten freien Wiffenfchaft auf dem Boden der katholiſchen Theo- 
logie geworben fein, wenn nicht das vaticanifche Eoncil jenen Prüfftein der Geiſter 
aufgeftellt hätte, an dem der vernunftftoße Dünkel der ſich felbft für unfehlbar 
baltenden Wiſſenſchaft fich gebrochen und am dem nicht minder jene beklagens⸗ 
werthe Leichtfertigleit unferer Zeit offenbar werden mußte, welche bie jogenannte 
öffentliche Meinung wie ein döchſtes Orakel auch in Sachen ber übernatürlichen 
Ordnung anbetet, während fle das von Gott geſetzte Lehramt ber Kirche verachtet. 
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Der ganze Episkopat, alle Nachfolger ber Apoftel, zu welchen ber genns⸗ Heiland 
gefagt hat: „Siebe, ih bin bei euch alle Tage bis an das Ende ber Belt*)“ 
unb „mer euch höret, ber höret mich, und wer euch verachtet, ber verachtet mich**),” 
fie find einig, nachdem Petrus geſprochen bat. Sie alle fliehen auf biefem Felſen⸗ 
grunde der Kirche, von welchem fich Niemand trennen kann, wer immer zu ber 
Heerde Jeſu Chriſti gehören will. 

Indem wir daher, in dem Herrn Geliebte, in innigfier Gemeinſchaft mit 
bem ganzen Epislopate ber katholiſchen Welt unfere volle Zuſtimmung und 
Unterwerfung unter alle und jebe Beſchlüſſe bes vaticanifchen Concils hierdurch 
einftimmig erklären, protefiiren wir zugleich mit aller Entſchiedenheit gegen bie 
Behauptung, als ſei daburd eine neue, in ber uralten Ueberlieferung ber Kirde 
nicht enthaltene Lehre verklindigt worden, ober als jei burch die verfänbigte Lehre 
von dem unfeblbaren Lehramte und ber Amtegewalt bes Papftes bas Berhältnif 
der Kirche zum Staate geändert oder gar ber Staatsgewalt gefährlich geworben. 
Gleichzeitig warnen wir alle Glieder ber uns von Gott anvertrauten Heerden 
vor den Gefahren ber bezeichneten Irrwege, welche von ber Gemeinſchaft ber 
beiligen Kirche trennen. Wir ermahnen alle Gläubigen auf das Tinbringlihfe 
zum treuen und ftanbbaften Feſthalten an bem Glauben unferer ‚ hei⸗ 
ligen katholiſchen Kirche, welche nach dem Worte des Apoſtels eine Sänle und 
Grundfeſte der Wahrheit iſt. Wir fordern fie auf zum andächtigen und beharr⸗ 
lichen Gebete für Alle, vie ba wanken und irren im Glauben. 

Bei biefer Gelegenheit können wir nicht umbin, euch Alle, in Chriſto Ge 
Rebte, zum fortgefettten Gebete flir das theuere Oberhaupt unferer heiligen 
Kirche zu ermahnen, welches noch immer wie ein Gefangener im eigenen 
Haufe der nöthigen Freiheit zur Ausübung feines apofloliihen Amtes entbehrt. 
Noch immer find die Provinzen des Erbtheils Petri mit ber Stabt Rom felber 
in der Gewalt derjenigen, welche fie ber Kirche und ihrem Oberhaupte durch bie 
rechtlofefte und ſchmählichſte Gewaltthat geraubt haben und bie zur Stunde fort- 
fahren, die heilige Kirche in Rom ihrer Güter unb jener frommen Anfalten, 
beren viele feit Jahrhunderten zum Heile der ganzen Chriftenbeit von den Papften 
errichtet worben find, zu berauben. Zu Florenz finb unlängft fogenannte Ga⸗ 
rantie-⸗Geſetze beratben und beichloffen worden, welche vorgeblich bie Freiheit 
unb Unabhängigfeit des päpftlichen Stuhles verbürgen follen. Aber kein Ber 
nünftiger glaubt daran, daß folche Gejeke von ber italienifchen Regierung, welche 
fortwährend bie Rechte der Kirche und des heiligen Stuhles mit Füßen trit, 
werben beobachtet werben. Jene Berathung und Beichliefung erſcheint wie ein 
ZTrugfpiel, welches den verlibten Raub beichemigen fol. Sollten jene Geſetze aber 
auch wirklich beobachtet werben, fo wirb body Niemand glauben, daß dadurch bem 
beraubten Bapfte bie zur Ausübung feines apoftoliichen Amtes burchaus noth- 
wenbige Freiheit und Unabhängigkeit, welche er mit feiner jonveränen fürflfichen 
Macht verloren bat, mwiebergegeben ober erjett werben könnte. Diefe freiheit uxd 
Unabhängigkeit kann ihm nach menſchlicher Einſicht nur durch die Zurüchgabe 
biefer ohne jeben Schein von Recht geraubten Macht zurüderftattet werben. Dat 
zu verlangen, ift ein Recht und eine Pflicht aller Katholilen der ganzen Welt. 
Daß dieſe Wiebererftattung aber geicheben werbe, das le wir zunähf ven 
Gottes Yürforge, welche in der Gedichte von balb zweitauſend Jahren fid ja jo 
oft in wunderbarer Weiſe an unferer heiligen Kirche bewährt und bas Schifflein 
Petrt aus Wind unb Wellen gerettet bat.“ 


®) Math. XXVIL 20, 
.) fur. 16, 
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März und April. Das erfte Hervortreten der ultramon= 
tanen Fraction im Deutſchen Reichstage. 


1. Widerſpruch gegen den Paſſus der Adreſſe in Bezug 
auf die Abmweifung „der Einmiſchung in das innere Leben 
anderer Bölfer" — zu Gunſten der Wiederaufrihtung 
der weltliden Macht des Papſtes (ſ. oben ©. 345 f.). 

2. Ultramontaner Antrag auf Grundrechte (}. oben 
©. 351). | 


Anſcheinende Mihbilligung des Auftretens der 
fatboliihen Fraktion durch den Kardinal An» 
tonelli. 

19. Juni. Schreiben des Fürſten Bismarck an den Abgeordneten 
Grafen Frankenberg: 


„Ew. Hochgeboren beehre ich mich auf die von Ihnen unter dem 
12.d. M. an mich gerichtete gefällige Zufchrift zu erwidern, daß die von 
Ihnen angeführte Thatjache einer Unterredung des Grafen Tauffkirchen 
mit dem Kardinal⸗Staatsſekretär und einer von Letzterem dabei außges 
ſprochenen Mißbilligung des Vorgehens der ſ. g. Fraction des Centrums 
begründet ift. Diele ißbilligung ift mir nicht unerwartet geweſen, da 
die Aunbgebungen, welche Sr. Maj. dem Kaiſer nad) Serftellung des 
deutichen Reiches von Sr. Heiligkeit dem Papfte zugegangen waren, jeder» 
zeit den ungmeibentigften Ausdrud der Genugthuung und des Vertrauens 
enthalten hatten, Ich hatte deshalb gehofft, daß die Fraction, welche fich 
im Reichötage unter dem Namen des Centrum bildete, in gleichem Sinne 
Erin die Befeftigung der neuen Inftitutionen und die Pflege des inneren 

iedens, auf dem fie beruht, fich zur Aufgabe ftellen werde. Dieſe Vor» 
ausfegung traf nicht zu; der parlamentarifche Einfluß der Yraction des 
Centrums fiel, welches auch die Anfichten der Führer der legteren fein 
mögen, thatfächlich in derfelben Richtung ind Gewicht, wie die parlamen» 
tariſche Thätigkeit der Elemente, welche die von Sr. Heiligfeit dem Papſte 
mit Sympathie begrüßte Herſtellung des deutſchen Reiches principiell an⸗ 
fechten und negiven. Ich habe von diefer Wahrnehmung die Geſandtſchaft 
bes deutfchen Heiches in Rom unterrichtet, Damit fie Gelegenheit habe, 
fh zu überzeugen, ob die Haltung diefer Partei, welche ER felbft als 
den Tpecieller ertheidiger des römifihen Stuhles bezeichnet, den Inten⸗ 
tionen Sr. Heiligleit des Papſtes entipreche. Der Kardinals Staatsfekretär 
bat dem Grafen Tauffkirchen darüber feinen Zweifel gelafien, daß die 
ng der Partei an der höchften geiftlichen Stelle der katholiſchen 
irche nicht gebilligt werde. ‘Den Wortlaut der Aeußerungen St. Exc. 
bin ich nicht berechtigt ohme fpecielle Erlaubnig de Herrn Cardinals 
wiederzugeben; ich dar! aber hinzufügen, daß Aeußerungen von Bertretern 
anderer Mächte in Rom mir die Beſtätigung geben, daß der Cardinal 
Antonelli in feiner gegen den Grafen Laufffirden außgefprochenen 
Migbilligung der Haltung der Centrumspartei auch den perfönlichen Ge⸗ 
finnungen Sr. Heiligfeit Ausdrud gegeben habe.“ 
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[In Folge der Beröffentlihung diejed Schreibens publijitt 
der Bilhof von Ketteler folgenden Brief ded Kardinals 
Antonelli vom 5. Juni 1871:] 


„Aus Ihrem Schreiben vom 28. Mai habe ich erjehen, daß durch bie Gegner 
ber Kirche in beutfchen Zeitungen verbreitet wurbe: es fei bie Banblungsmeile 
ber latholiſchen Fraction im beutichen Reichstag von mir getabelt worben. Daß 
bies geſchehen, hat mich nicht wenig betrübt. Damit Sie aber beutfich und Mar 
erfennen, wie bie Sache fidy zugetragen bat, will ich Ihnen mittbeilen, daß id 
auf Grund von Zeitungsnachrichten, welche im Allgemeinen berichteten, es fei von 
einigen Katholiken im Reichetag ber Antrag eingebracht worben, fich ber Ange⸗ 
legenbeiten bes apoftolifhen Stuhles anzunehmen, in einer Unterrebung mit bem 
bayerifhen Gefandten und zeitweiligen Geichäftsträger bes beutichen Reiches 
geäußert babe: ich erachte bie Abficht, ben Reichstag zu einer Meinnngeäufßerung 
über eine zum Schuge ber weltlichen Herrſchaft ber Kirche zu beichließenbe Iuter- 
vention zu veranlaffen, nur für verfrüht. &s hätten biefelben nämlich biefer Ab⸗ 
ficht Folge gegeben bei Berathung der auf die kaiſerliche Thronrede zu gebenten 
Antwort. Hieraus läßt ſich ermeften, daß ih in jener Unterredung buurcyans nicht 
das Beftreben ber katholiſchen Abgeordneten getabelt habe, das Wohl ber Kirche 
zu fördern unb bie Rechte bes heil. Stuhles zu ſchützen, indem es burdhaus nidt 
zweifelbaft fein kann, daß biefelben mitten unter den Verſuchen, welche man ge 
macht bat, fie einzuſchüchtern, jede geeignete Gelegenheit ergreifen würben, ihrer 
Sewiffenspflicht zu genügen, wozu die Wahrung unb bie Vertheibigung ber Re 
figion und ber Rechte ihres Oberhauptes gebört.“ 


Der Konflift am Gynmafinm in Braunsberg. 


29. Juni. Schreiben des Kultus-Minifterd von Mübhler an 
ben Bifhof von Ermeland Dr. Kremenz in Betref 
des Religiondlehrerd Dr. Wollmann und der Weigerung 
deifelben die Beichlüffe ded Konzil anzunehmen. 


„Euerer bifchöflichen Hochmürden babe ich bereit3 in meinem erg 
benften Schreiben vom 27. März und 20. April d. J. erflärt: daß ich den 
Maßnahmen, welche Sie gegenüber dem Neligionslehrer Dr. Wollmann 
wegen feiner Stellung du den Beſchlüſſen des vaticanifhen Concils er 
gie haben, eine rechtliche Wirkung in Beziehung auf das von ihm be 

eidete StaatSamt nicht zugeftehen könne, daß derjelbe mithin im Gem 
eined amtlichen Einfommens verbleiben miffe, und daß ich nicht — 
et, ihm in Ertheilung des Religionsunterrichts Hinderniſſe zu bereiten. 
Hieran muß ich auch jegt fefthalten. Der Umftand, daß Euere biſchöfliche 
Hohmürden dem x. Wollmann die missio canonica entzogen haben, 
wilrde für den Staat nur dann von Bedeutung fein, wenn für dieſe 
Meaßregel Gründe nacgewiejen wilrden, melde auch der Staat ald zw 
reichend anerkennt. Das ift nicht der Fall. Denn der zc. Wollmann if 
feiner Zeit mit Zuftimmung der Kirche ordnungsmäßig zum Religions 
lehrer berufen und lehrt noch heute daflelbe, was er vor dem 18. Jalı 
1870 mit Zuftimmung der Kirche gelehrt hat. Ihn zu nöthigen, dag er 
etwas Anderes lehren foll, oder ihn, weil er ſich deſſen weigert, in feinem 
Amte zu beunrubigen, bat der Staat feine Veranlaffung. Iſt hiernad 
weder gegen die Berfon des ꝛc. Wollmann, noch gegen den von ihm er⸗ 





401 
1811. 


theilten Religiondunterricht etwas zu erinnern, fo muß verlangt werden, 
Daß die dag Gymnaſium in Braunsberg befuchenden katholiſchen Schüler 
an diefem Unterrichte tbeilnehmen; denn der Neligionsunterricht iſt auf 
den preußifchen Gymnaſien ein obligatorifcher Rehrgegenftand ꝛc.“ 


8. Juli. Aufhebung der Fathofifcen Abtheilung in Kultus⸗Mi⸗ 
niſterinm. 
Allerhochſte Ordre. 


„Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. will Ich 
enehmigen, daß die im Minifterium der geiftlichen, Unterrichtö» und Dies 
tcinal= Angelegenheiten jetzt beftehenden gefonderten Abtheilungen für die 
evangelijchen Kirchen» Angelegenheiten und für bie Fatholifchen Kirchen⸗ 
Angelegenheiten aufgehoben und deren Geſchäfte Einer Abtheilung für die 
geiftlihen Angelegenheiten übertragen werden.“ 

Berlin, den 8. Juli 1871. 


Motivirung der Maßregel in der „Provinzials 
Eorredpondenz," nah dem Bericht ded Stantd-Mis 
niſteriums. 

„Der Staat und die katholiſche Kirche.“ 

„In dem Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten iſt ſoeben eine wichtige 
Beränderung eingetreten: die geſonderten Abtheilungen für bie evangeliſchen und 
für die katholiſchen Kirchen- Angelegenheiten find aufgehoben, und an beren Stelle 
iſt nur eine gemeinfane Abtheilung für alle geiftlichen m ngetegenbeiten eingefett 
worden. Es iſt damit die Einrichtung, wie fie bis zum Jahre 1841 beftanden 
batte, wieberbergeftellt worden. Erft unter Friedrich Wilhelm IV. war mit 
Rückſicht auf bie Schwierigkeiten, welche bie Beziehungen ber Staatsregierung zur 
fatholifchen Kirche damals in mehrfacher Hinficht barboten, eine beſondere Tatho- 
liſche Abtheilung im Cultusminiſterium unter einem katholiſchen Director und 
ausſchließlich katholiſchen Räthen gegründet worben, „um eine verftärkte Bürgichaft 
für Die gründliche und vielfeitige Berathung ber Katholischen Kirchenfragen zu ge- 
winnen und zu geben.” Während bie Aufgaben, welche dieſer Abtheilung zu- 
nächſt zufielen, inzwifchen erledigt find, war durch die Berfaffungsurkunde vom 
31. Januar 1850 eine neue Grundlage für die Beziehungen zwiſchen dem Staate 
und der Kirche gefchaffen worden, ber gegenüber der Fortbeſtand einer ausſchließ⸗ 
Ich Eatholifhen Behörde innerhalb der Staatsregierung von vornherein nicht 
ohne Bebenten war. Wenn die katholiſche Kirche nah Art. 15 ber Verfaffung 
ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig orbnet und verwaltet, wenn nach Art. 16 ber 
Berlehr der Religionsgefellichaften mit ihren kirchlichen Oberen ungebinbert und 
die Belanntmadung tirdhlicher Anordnungen keinen Beſchränkungen unterworfen 
it, — fo ergiebt ſich hieraus, daß für bie Beziehungen des Staates zur Kirche 
tedigfich ftaatsrechtliche, nicht confeifionelle Gefichtspuntte maaßgebend fein Lönnen, 
und daf auch die Staatsbehörbe, welcher die Wahrnehmung biefer Beziehungen 
obliegt, nicht ausſchließlich nach confeffionellen Rüdfichten gebildet werben Tanın. 
Bei der Stellung, in welcher der einzelne katholiſche Gläubige fi in allen kirch⸗ 
fihen Kragen den Anforderungen feiner Kirche gegenliber befinbet, und bei ber 
Energie, mit welcher die katholiſche Kirche ihr Anjehen und ihren Willen dem 
einzelnen Mitgliede gegenüber zur Geltung zu bringen gewohnt ift, lag bie Ge⸗ 
fahr jederzeit nahe, daß eine ausichlieffich katholiſche Behörde fich bei allen er- 
heblichen Streitfragen vielmehr als Vertreterin ber Latholifchen Kirche dem Stante 
gegenüber, wie als berufene Ratbgeberin ber Staatsgewalt betrachten würde. 


Furſt Bismard. IT. 26 
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Die Regierung hatte deshalb bie Angemeffenbeit einer Wenberung in Bezug 
auf bie katholiſche Abtheilung ſchon vor einer Reihe von Jahren in Betracht ge- 
zogen. Nachdem bie damaligen Erwägungen zu einem enticherbenben Beſchluſſe 
noch nicht geführt hatten, war durch bie gegenwärtigen ‚Borgänge uf dem Gebiete 
ber katholiſchen Kirche biefe Entſcheidung zu einer Notbwenbigleit geworben. 

Durch die Beichlüffe bes vorjährigen Concils in Rom find einerfeits bie 
Degichungen zwiſchen ber katholiſchen Kirche unb ber Staatsgewalt jo weientiih 
berührt, anbererjeits fo lebhafte Bewegungen und Zerwürfniffe innerhalb ber 
katholiſchen Bevöllerung ſelbſt hervorgerufen, daß bie Staatsgewalt ſich bringenber 
als zuvor veranlaßt finden muß, bafür zu forgen, daß in Being auf Die Wahr⸗ 
nehmung ihrer Stellung zu ben katholiſchen Angelegenheiten ausſchließlich unb 
unbedingt ſtaatsrechtliche Geſichtspunkte zur Geltung gelangen. Daß das römifde 
Concil ſolche Folgen haben würde, war innerhalb wie auferhalb ber katholiſchen 
Kirche Har vorbergejehen und vorbergefagt worden. Während bie zum Glanbent⸗ 
fat erhobene Lehre von ber päpftlichen Unfehlbarkeit an unb für ſich bie Gefahr 
nahe legt, daß bamit auch bie Korberung der Unterwerfung ber Staaten unter 
bie auch auf das Weltliche unb Politiſche fich erſtreckende Herrichaft des römifchen 
Stuhls fih zu gelegener Zeit erneuern werbe, find ferner in dem auf bem Concil 
endgültig feftgeftellten „Syllabus“ tiber die Irrthümer unferer Zeit in refigiöfer, 
poritiicer und focialer Beniebung Auffaffungen und Lehren enthalten, deren ernfle 

rchführung feitens ber katholiſchen Kirche zu einer Erſchütternng aller welt- 
lichen Staatsgewalt unbebingt führen muß. 


Die preußifche Staatsregierung hatte nicht unterlaflen, ben rönifchen Stuhl 
auf bie Gefahren, welche aus folden Beichlüfien in Bezug auf das Berhältnik 
bes Staates zur Kirche erwachfen könnten, ſchon währenb des Concils entfchiehen 
aufmerkſam zu machen. Es geſchah dies vor Allem im Interefie ber Kirche und, 
bes päpftlihen Stuhles ſelbſt; unfere Regierung durfte darauf binweifen, daß fie 
Gefahren nicht fo ſehr für unfern Staat, wie für die Kirche entftehen febe, daß 
ihr gegen etwaige Beeinträchtigung bes Staates in feinen Interefien die Mi 
ber Geſetzgebung nicht fehlen würden, daß jedoch ein jchroffes Verhalten feitens 
ber Kirche bie freundlichen und rückſichtsvollen Beziehungen erichweren würte, 
weiche feitber auf Grund ber wohlwollenden Gefinnungen aller preußijchen Fürſten 
obgewaltet haben. Als ſodann vor den entſcheidenden Beſchlüſſen bes Koncile 
auch die franzöftfche Regierung den päpftlihen Stuhl in bringenbfier Weile daver 
warnte, nicht Lehren und Grundfäge verkündigen zu wollen, welche nirgends im 
chriſtlichen Europa anerlannt und zugelaffen feien und burd welche ein verderb⸗ 
licher Wiberftreit zwifchen ber bürgerlichen Geſellſchaft unb ber Kirche geſchaffen 
würbe, ſchloß ſich unfere Regierung biefen VBorftellungen auf das VBeftimmtefe an. 

Der Papft und das Eoncil haben biefe Borftelungen nicht beachtet; bie 
bedenklichen Beichlüffe find gefaßt worden, und ihre Wirkungen find raſcher nod, 
als man es erwartet hatte, bervorgetreten. Die Verkündigung bes Glaubeusjages 
über die päpftliche Unfehlbarkeit bat innerhalb der Tatholifchen Bevölkerung ſelbſt. 
unter ben Laien und unter ben Geiftlihen, Bewegungen und Spaltungen berver- 
gerufen, deren Folgen fich bereits auch in mehrfachen praftifchen Fällen binfict- 
ih der Beziehungen zwifchen den katholiſchen Biſchöfen und der Staatsregierung 
geltend maden, namentlich in Betreff ber Behandlung von Lehrern an ben unter 

taatsaufficht ftehenden katholiſchen Gymnaſien, welche & weigern, ben neun 
Olaubensfat zu lehren, und welche auf ben Schuß bes Staates in ihren Stellen 
und Rechten Anfpruch haben. 

Es ift für jetzt nicht abzufehen, inwieweit bie Bewegung unter ben Kathe- 
Iilen eine feftere Geftalt gewinnen und etwa zu tieferen Spaltungen führen wirt. 

Die Staatsregierung aber kann ben ſchon jetzt obwaltenden Schwierigkeiten 
egenüber nur dadurch eine feite Richtſchnur für ihr Verhalten finden, wenn fe 
ee unparteiifch auf den rein flaatsrechtliden Standpunkt ftellt und bemegemas 
bie einzelnen ftreitigen Säle behandelt. Um biefen Stanbpunkt zu fihern und 
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and) äußerlich zu erfennen zn aben, erfe es gmedunäßig und geboten, in dem 
Riniferium der geikligen x. Angelegenheiten bie bisher befiehenbe confeffionelle 
Eonberung ber Tirhligen Wbtheilungen zu befeitigen und wieberum nur eine 
Abtheilung für bie geiſtlichen Angelegenheiten zu bilden. Die Staatsregierung 
beumdet daburch bafı fle gefonnen ift, beibe Kirchen unparteiifch, gerecht, bem 
‚beftel Staatsrechte entiprecdenb zu behandeln, das Intereffe des Staates 
ar auch ier Kraft der Tatholif—hen, wie der evangeliſchen Kirche gegen- 
zu wahren.” 


2. Auguft. Weitere Auslaſſung der „Provinzial Correpondenz.* 
„Zur katholiſchen Frage.“ 

„®ei ber Erörterung ber neueſten Schritte umferer Regierung in Bezug 
auf bie Tatholifche Kirche if daran erinnert worden, baß von Seiten ber 
preußiſchen Regierung ſchon während des letzten Concils geltend gemacht worben 
fei, wie might bloß durch bie Lehre von ber Unfehfbarkett des Bapftes, fonbern 
auch dur die enbgiltige Feftftellung und Durdführung gewiffer in dem for 
genannten „Sylabus“ enthaltener Suflaffungen unb Seen bas Berhältniß 
wiſchen bem weltlichen Staate und ber Kirche weſentlich erſchlüttert werden müffe. 
Dem iber ift von katholiſcher Seite behauptet worben, daß es fi auf dem 
Eoncile von 1869 um den „Syllabus“ gar nicht habe handeln Können, da derſelbe 
bereit im Johre 1864 vom apfle enbgiltig verfünbet worben fe. Obige Ans 
nahme verrathe baher eine „bobenlofe Unwifjenheit in ben einfachſten katholiſchen 
Dingen.” Es if mın gewiß merfwürbig, baß biefe „bobenfoje Unmwiffenheit“ 
nicht bIoß von fämmtlichen, ferbft Latholiihen Regierungen unb fogar von ben 
tathofifen Pacnltäten getheift wurbe, welche fehe eingehende Gutachten Über bie 
verausfüchtfichen Felgen der enbgiltigen Fertig des „Sylabus” auf bem 
oncil abgegeben haben, — fonbern Gab fogar bie von ben römifchen Sefuiten 
beranegegebene Zeitfhrift, bie „Civilta cattolica® (welder Papft Pius IX. in 
einem eigenen Breve bie Bedeutung eines vertrauligen Blattes ber römifchen 
Surie zugeiprodjen Hat), furz vor bem Goncil es als eine Aufgabe beffelben ber 
zeichnet hatte, bie Berbammungsurtheile des päpftlichen „Sylabus“ von 1864 in 
befimmmte Beichlüffe ober Goncilbecrete zu verwandeln. "Aus biefer Anfünbigung 
gerade entnahmen bie Regierungen bie ernfte Pflicht, bie päpftlige Regierung im 
Boraus auf bie bebentlichen Folgen derartiger Beichläffe aufmerkfam zu machen. 

Bas fobann Über den Verlauf unb die Beiclüffe bes Concil bekannt ger 
worden ift, hat jene vorgängige Erwartung und Bejorgniß keineswegs — 
ober abgefhwächt. Die hanptfägjlichften Lehren zumal, welche im „Syllabus” in 
ber Form ber Berneinung und Berbammung entgegengefeter Auffaffungen ent» 
halten waren, find in den vom Concil beſchloſſenen „Schematen“ und „Canones“ 
über bie Kirche und ben fatholif—en Glauben in ber That, wie e8 das päpftlice 
Blatt vorher verfünbet hatte, in befiimmter unb pofitiver Faffung feftgeftellt und 
verfündet worben. Sierbucch fah ſich bie franzöfliche Regierung veranlaft, durch 
ihren Gefandten in Rom bringend zu bitten, baß von dem „Schema liber bie 
Kirche“ alles entfernt werde was in bem veröffentlichten unb night abgeleugneten 
Zete bie ernten Folgen für bie gefehlie unb gejefhaftfiche Orbnung im 
allen Staaten Europais Gefürhten laffe. Ie mehr man bie in jenem riſt⸗ 
fat zuſammengeſtelite Lehre unterſuche, um fo weniger ſei zu verlennen, daß 
dieſe dehre im inde ber vollſtändigen Unterwerfung ” — 
mter die Kirche gleißtomme; benn bie für bie Kirch 
Autorität Tenne Teine anderen Örenzen, ais bie, weld; 
meife, und alle Grumbfäge ber bürgerlichen, politiſch 
tüftungen fallen unmittelbar ober mittelbar unter ihren 
bieß e8 weiter, „ſchreiben ber Kirche eine vollftänbige zı 
fie ımb zwingende Gewalt zu, die fid auf Aeuferet 
eine Gewalt, deren Ausübung fogar durch materielle S 


404 
1871. 


erlaubt fein fol, und welcher bie chriſtlichen Kürflen und Regierungen gehalten 
jetn follen ihre Mitwirkung zu leihen durch Züchtigung aller berer, melde ver⸗ 
fuchen follten, fich ihr zu entziehen. Das war die Auffafjung einer dem päpfk- 
lichen Stuble unzweifelhaft ergebenen Eatholifchen Regierung in Betreff ber auf 
dem Concil verhandelten und feitgeftellten Beſchlüſſe. 

Wie jehr aber bie Bedenken und Gefahren biefer Beichlüffe durch bie gleih- 
zeitige Berfünbigung der päpſtlichen Unfehlbarkeit gefleigert werben mmften, das 
ſprach biefelbe Depeche in ben Worten aus: „Ale Bervollftänbi tiefes 
Syſtems foll in denſelben Beſchluß bie perfänfiche Unfehlbarfeit bes Bapftes anf- 
genommen werben, d. 5. nachdem man alle politiſchen und religidfen ten im 
den Händen ber Kirche vereinigt hat, will man alle Gewalten ber Kirche in bem 
Händen ihres Oberhauptes vereinigen.” Dan wird es hiernach erfürfih unb 
vollauf gereetiertigt finden, daß bie Regierungen, nachdem das Concil alle 
Mahnungen in Betreff der Folgen feiner Beichlüffe unbeachtet gelaffen bat, 
wenigftens nicht die Hand bazu bieten wollen, den bebenflichen Lehren ihrerjeits 
Eingang und Geltung zu verichaffen. 

a8 die preußische Regierung betrifft, jo bat fle, ungeachtet ihrer lebhaften 
Bebenlen gegen die Eoncilsbefchlüffe, dennoh im Vertrauen auf ben gelunben 
Sinn unjeres Volles und auf bie feitgegrünbete Kraft unferes Staatsweſens bie 
Blaubensfreibeit der Katholiken auch in dieſem Punkte nicht beeinträchtigt: fie 
bat feinem Bifchofe, feinem Geiſtlichen oder lehrer an ihrem Theile 
ein Hinderniß bereitet, die Lehren des Concils zu verkündigen. 
Nur das bat fie abgelehnt, Fatholifche Lehrer, welche ſich im ihrem 
Gewiſſen gehindert finden, den Befhlüffen bes Concils Geltung 
zuznerkeunen, durch Mitwirlung bes weltliden Arms zur Berfün- 
digung von Lehren zu nothigen, durch welde, nad ber Ueberzeugung 
ber Regierung ſelbſt, nicht blos eine weltlihe Aenderung bes 
Glaubensſtandes, fondern zugleih eine tief gretfende Berände 
rung in ber Geſammiſtellung ber katholiſchen Kirche zum Staate 
eingetreten if. Es banbelt fie für Die Regierung nit um bie An- 
ertennung oder Nidtanerlennung eines Glanbensſatzes als ſolchen, 
— das Üüberläßt fie der Gewiſſens- und Glaubensfreiheit ber ein- 
zelnen Katholilen, — ſondern barum handelt es ſich, ob fie im Br 
reihe ihrer geſetzlichen Mitwirkung eine Lehre unterfiügen ſoll und 
darf, welche fie für das Berhältniß zwifhen Staat und Kirche ver 
derblich er achtet.“ 


Weiteres Verhalten des Biſchofs von Ermeland. 
9. Juli. Proteſt des Biſchofs gegen die Entſcheidung des 
Kultus⸗-Miniſters. 

„Die Entſcheidung Ew. Excellenz verſtößt gegen bie den preußiſchen Staatt- 
bürgern gewährleiftete Olaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit, weil fie innere Kir. 
fie Angelegenheiten, welche nad ber Staateverfaffung durch bie Kirche zu orbnen 
find, vor das Forum des Staates zieht und ohne Rückſicht auf das Urtheil ber 

ejeglichen und vom preußiichen Staate anerkannten Vertreter ber katholiſchen 
irche in Glaubensſachen Entſcheidungen und Anorbnungen trifft. Ob bie Lehre 
eines Priefters katholiſch fei oder nicht, darüber hat nach bem beftehenben Rechte 
nur befien Bifhof und in höchfter Inſtanz der Papft zu entfcheiden, nicht aber 
bie flaatlihe Behdide. — — 

Em. Ercellenz motiviren Hoch⸗Ihren Entſcheid mit den Worten: Woll⸗ 
mann lehrt noch heute baffelbe, was er vor bem 18. Juli 1870 mit Zuflimmung 
ber Kirche gelehrt hat.” Der Einficht Em. Ercellenz kann es aber nicht entgehen, 
daß es hier fich gar nicht darum handelt, was Wollmann vor bem 18. Fuß 1870 
factifh gelehrt hat, fondern was er beim Antritt feines Amtes und durch feinen 


405 
1871. 


Amtseib zu lehren fich verpflichtet hat und was er benigemäß jetzt zu lehren ver- 
kunden ifl. Bon Seiten des Staates if ihm bie Lehrftelle mit ber a al 
ober ſtillſchweigend geftellten Bedingung übertragen worben, baß er fih gemä 
bem Glauben und ben Anorbnungen feiner Kirche in feinem Amte zu balten 
babe. Em. Excellenz innen nicht in Abrede flellen, daß gegenwärtig gemäß ben 
Entſcheidungen des allgemeinen vaticaniihen Concils die Lehre von dem un- 
fehlbaren Lehramte des Oberhauptes der Kirche zu dem Glauben ber Tatho- 

Kirche gehöre. Mithin muß er auch in feiner Lehre diefes Dogma ver- 


liſchen 
künden. — — 

— — Indem Ew. Ereellenz den Standpunkt des Dr. Wollmann recht⸗ 
fertigen und als katholiſchen erklären, verletzen Sie die Freiheit und Autonomie 
der katholiſchen Kirche in Glaubensſachen und damit bie von ber Berfaffung ver⸗ 
kürgte Glaubensfreiheit. Noch härter aber ericheint dieſer Angriff auf unfern 
Glauben durch bie in der Enticheivung vom 29. Juni enthaltene Beftimmung, 
daß fAnmtliche katholiſche Schüler, welche das Gymnaſium zu Braunsberg be- 
ſuchen wollen, verpflicätet feien, den Religionsunterricht des Dr. Wollmann zu 
beſuchen. Diefe Beftimmung ift ein offener, von dem Geſetze ausdrücklich ver- 
botener Gewiffenszwang, eine birecte Verkümmerung ber in Preußen ben Katho⸗ 
ftlen feierlich garantirten Gewiffensfreiheit. Das Geſetz beflimmt, daß folde 
Kinder, welde in einer andern Religion, als melde in ber öffentlichen Schule 
gelehrt wird, nah den Geſetzen bes Staates erzogen werben follen, von ber 
Theilnahme an dem NReligionsunterrichte jener Schulanftalt befreit fein follen. 
Die competente kirchliche Behörde erklärt, daß Dr. Wollmann und feine Lehre 
fd im Widerſpruche mit der Kirche und ihrer Lehre befinden, daß er eine von 
der latholiſchen Religion verſchiedene Anichauung über weientlihe Glaubenspunkte 
Bat; ja, fie hat ihm wegen feiner hartnädigen und bewußten Oppofition gegen 
die kirchliche Lehre mit kirchlichen Strafen belegt. Biele Eltern haben in ihren 
fowohl an Ew. Excellenz als an mich gerichteten Schreiben ihn als einen folchen 
bezeichnet, der einen von dem ihrigen verfchiedenen Glauben bekennt. Sie haben 
ein gefetliches Recht darauf, und ich als Vertreter der Kirche forbere es, daß 
der ganze Slaubensinhalt unferer heiligen Religion rein und unverlürzt ben 
katholiſchen Schülern des ftiftungsmäßig katholiſchen Gymnaſiums in Braunsberg 
borgetragen werbe, und zwar burh einen nach bem Zeugniffe der Kirche dem 
katholiſchen Glauben treuen und mit feinem Bifchofe in religidfer Gemeinfchaft 
lebenden PBriefter. — — 

— — Nachdem id Herrn Dr. Wollmann feit dem 8. December 1870 
in verfhiebenen feine Bedenken berüdfichtigenden Schreiben zur Umkehr aufge- 
forbert und ihm, ba alle Bemühungen und auch ernftere Schritte furchtlos 
blieben, vielmehr eine entjchieben, unkirhfihe Gefinnung und Handlungsmweife ſich 
funbgab, nach einer letzten väterlichen Mahnung unter dem 14. Juni eine peremp« 
toriſche Krift von 10 Tagen zur Unterwerfung unter das vaticanifche Concil ge- 
jeßt hatte, ſah ich mich nach einer am 24. Juni eingelaufenen ablebnenden Ant- 
wort in bie fchmerzliche Nothwendigkeit verjet, unter dem 4. Juli Durch richter- 
fiches Urtheil feftzufegen, daß er der burch das vaticanifche Concil ausgefprochenen 
großen Ercommunication verfallen fei. Er ift mithin fein Glied ber ka⸗ 
tholiſchen Kirche mehr, er ift durch freie und hartnädige Leugnung ihrer Autorität 
und ihrer neueften Lehrenticheibungen aus ihrem Verbande ausgeicdieden, und 
diefe Ausfheibung ift durch bie allein hierin competente Tirchliche Behörde con- 
fatirt. Ew. Ercellenz mögen beurtbeilen, welche Gefühle fih in dem Herzen ka⸗ 
tholifiher Eltern regen müffen, wenn fie durch bie ftaatlihen Behörden, von 
welhen fie Schuß der ihnen garantirten Glaubens- und Gewiflensfreiheit mit 
Recht erwarten und fordern können, gezwungen werben, entweber ihre Kinder in 
ben Unterricht eines ercommumicirten Prieſters zu fchiden, welchen fie ihrem 
Glauben und Gewiffen nach nicht befuchen dürfen, oder aber auf geiftige höhere 
Bilbung und die durch diefelbe zu gewinnende höhere Stellung im Staatsleben 
für ihre Kinder zu verzichten. 
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bitte vo tu Em. ‚ei t geneigt abän- 
bern — bie — tiefem Mi * —e— aß Heft tathe» 
liſche Gemüth erfüllt, und bie nicht zum Wohle unferer Provinz, nicht zum Wohle 
des preußiichen und beutichen Baterlanbes gereichen Taun.“ 


21. Suli. Erlaß des Kultus-Minifterd von Mühler. 
Zurüdweifung des Protefteß; Folgen der vaticanifchen Beſchlüſſe. 
& So ——— 3 neichen aus Em. ——— Hochmwürden 
nah Inhalt des rten reibend vom 9. d. . Berwahrung 
die in meinem Schreiben vom 29. v. Mts. außgeiprocgenen Srunbfäte 
unb deren Confequenzen einlegen, habe ich bereits vor meiner Entſcheidung 
fiber die bei dem Gymnaſium in Braunsberg entftandene Differenz forg 
fältig erwogen. Es ift nicht meine Abficht, über die Serehligung und 
die Angemefienheit jener Entiheidung in Erörterungen mit Ew. Biſchöf⸗ 
lichen Socmürden einzutreten, welche von vornherein Feine Ausficht auf 
gegenfeitige Berftändigung darbieten. 

Den katholifhen Biſchöfen Deutfhlands ift es nicht unbe— 
kannt gewefen, und fie haben es por den Beſchlüfſen des va» 
ticanifhen Concils wiederholt felbft bezeugt, daß dieſe Be- 
ſchlüſſe für Deutfchland den Keim von Bermwidelungen zwiſchen 
Staat und Kirche in fih tragen. Diefe berechtigte Warnung 
ift an der entfheidenden Stelle unbeadtet geblieben. Nach⸗ 
dem die Beſchlüſſe gefaßt und verkündet find und auch dieje— 
nigen Bifchöfe, welde deren Erfolg vorausgeſehen haben, die 
unbedingte Durdführung derjelben fi zur Aufgabe geftellt 
haben, ıft von dergleihen Berhandlungen ein Erfolg nidt 
wohl abzufehen. 

Daß die Staatsregierung bei ihren Schritten ſich fireng innerhalb 
ber Grenzen des Rechtes halten wird, verftebt 1a von Imr Das if 
auch bei der Entjcheidung in Betreff des Dr. Wollmann geichehen. Ya 
feiner Eigenfchaft ald Staatsbeamter fteht er ausſchließlich unter der Dis 
ciplinargewalt des Staates. Sein Verhalten als Staatöbeamter fi 
völlig vorwurfäfrei. Die kirchlichen Strafen aber, welche Em. Bifchöflice 
Hodmürden über ihn zu verhängen für angemefien gefunden haben, ent 
halten feinen felbftftändigen Grund für ein disciplinarifches Einfchreiten 
des Staates. 

Wenn Em. Biſchöfliche Hochwürden nad fang meines Erlaſſes 
vom 29. v. Mts. den Wollmann mit der großen Ercommunication belegt 
baben, fo muß ich ergebenft darauf aufmerkjam machen, daß die von Hoch 
denfelben an dieſe attpeilung gefnüpfte Bemerkung, der 2. Wollmann 
% nicht mehr ein Glied der Fatholifchen Kirche, fi) im Widerfprud be 

ndet mit 8.55 Th. II Tit. 11. A. L. R., wonach wegen bloßer aber: 
hender Glaubensmeinungen kein Mitglied einer Kirche von der kirchlichen 
Gemeinſchaft mit re tlicer Wirkung außgefchloffen werden Tann. Für 
den Staat ift mithin der Dr. Wollmann nad der Ercommuni:- 
cation ebenfomwohl wie vor derfelben ein Mitglied ber 
tatbolifhen Kirche, und enthält diefes neu binzugetretene Moment 
keinen Anlaß, die Entjcheidung vom 29. v. Mts. abzuändern. 

Em. Biſchöflichen Hochwürden Wunfch, daß die Gerechtigkeit und der 
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Friede in vergiöfen Dingen, da8 Palladium der Stärke Preußens, nicht 
aus feiner Mitte weiche, theile ich aufrichtigen Herzens. Uber _die Ges 
rechtigkeit, welche ich Jedem in gleicher Weiſe ſchulde, fordert, daß ich den 
Dr. Wollmann nicht ſchutzlos laſſe, und den Frieden zu halten, Tiegt 
nicht in Der Hand des Staates allein.“ 


T. September. Smmediatvorftellung der preußiſchen 
Biſchöfe befonderd gegen das Verfahren der Regierung 
in der Braundberger Angelegenbeit. 


— „Mit diefem Act, wird nicht nur den Katholiken Allerh. Ihres Staates 
eine ihnen zugehörige Anftalt ihres katholiſchen Charakters entlleibet, ſondern 
auch ein offener Eingriff in das innere Gebiet des Glaubens unb ber Kirche, ein 
unverboblener Gewiſſenszwang ausgelbt. Nach den Grundſätzen, bie dort als 
Motive ber Verfügungen ausgefprocdhen werben, eridhiene bie ganze gegenwärtige 
latholiſche Kirche in Allerhöchttveren Landen als recht- und Ichutlos, und als 
wären die wenigen Abtrlnnigen bie allein berechtigten Vertreter berfelben. Darum 
hat allerort in ganz Deutfhfand tiefer Schmerz Über diefe, bie ganze recht⸗ 
fihe Stellung ber Kirche bebrohenten Entſcheidungen die Katholiken ergriffen, 
und im viele Herzen ift bie Furcht eingezogen, als ob Preußen nunmehr feine 
alten Traditionen verleugnen und bie heiligen Grundſätze ber Gewiffensfreiheit 
und Gerechtigkeit in religidfen Dingen verlaffen wolle. Die Grundſätze bes ka⸗ 
tholiſchen Glaubens fordern es unbedingt, daß jeder Einzelne ſich den Ausſprüchen 
eines allgemeinen Concils in Saden ber Glaubens⸗ und Sittenlehre unterwerfe. 
Der ſich beffen weigert, ſcheidet dadurch von ſelbſt aus ber katholiſchen Kirche 
aus und Tann ſelbſtverſtändlich ein Tatholifches Lehramt nicht ferner ausüben. — 
Die Aufzwängung des Religionsunterrichts eines vom katholiſchen Glauben ab- 
gefallenen und ans ber Rirde ausgefchiebenen Lehrers ift eine birecte Verlegung 
des heiligſten Gebietes unferes Glaubens, ift ein unmittelbares Attentat auf bie 
Breibeit ber Gewiſſen ber katholiſchen Schüler und involvirt eine Verfolgung ber 

itterfien und gefährlicäften Art. Tief bekiimmert im Hinbfid auf biefe traurigen 
Borgänge, bie nur unheilvolle Verwirrung unter bem Bolle verbreiten, die Ehr⸗ 
furcht vor ben von Gott gejetten Autoritäten ſchwächen und fein bisher fo tren 
bewahrtes Bertrauen auf biefelben erfchlttern, gebrängt von dem Gefühle unferer 
Pflicht, durchdrungen von bem Bewußtfein ber Verantwortlichfeit für die uns 
anvertrauten Seelen, erfcheinen wir untertbänigft unterzeichnete Oberhirten ehr⸗ 
erbietigft vor dem Throne Ew. Majeſtät feierlihen Proteft einzulegen 
gegen alle und jede Eingriffe in bas innere Slaubens- und Redhts- 
gebiet unferer heiligen Kirde uud von Ew. Majeſtät Rechte und 

bhülfe zu erbitten. Weil wir aber überzeugt find, daß ber gegenwärtige 
Konflict vermieben worben wäre, wenn eine Mare Erlenntniß ber innern Glaubens⸗ 
und Lebensprincipien ber Kirche, eine gerechte Würdigung ihrer ganzen religiös 
fittliden Orbnung und ihres Organismus, fowie ber unveränberlihen Grundfäße 
ihres Hechtsgebietes bei den Berathungen über bie beregte Angelegenheit fich 
hätte geltend machen Fönnen, unb weil wir das Vertrauen hegen, daß auch jekt 
noch eine Beſeitigung bes entbrannten Conflicts unfchwer herbeizuführen ift, er- 
landen wir uns, ein Promemoria über die fatholifchen Anfchauungen und Grund⸗ 
füge in Betreff dieſes Gegenflanbes untertbänigft beizufügen. Wir vereinigen 
uns im Gebete zu Gott dem Herrn, baf fein allmächtiger Schug und Segen, 
ber in dem eben vollendeten Krieg über Ew. Majeftät tbeurem Haupt allen ſicht⸗ 
bar gemwaltet, auch bei dem jetigen großen Friedenswerke Em. Majeftät dauernd 
begleite, damit auf bem Boden der Gottesfurcht, des Rechts und ber Geflttung 
ber Bau bes geeinten beutichen Baterlandes ebenfo herrlich ſich emporheben und 
vollenden möge, als bie heldenmüthige Kriegführung Ew. Majeftät ihn glorreich 
begonnen und begründet bat.” 
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18. Oktober. Erlaß des Kaiſers an die Biſchöfe (zu Händen 
des Erzbiſchofs von Köln). 


„Hochwürdiger Erzbifchof! In der Eingabe, welche Em. zc. unter der 
eDrituntenfcheitt anderer Bifhöfe vom 7. v. M. an Mich gerichtet haben, 
werben Maßregeln, welche Meine Regierung auf dem Gebiete des höheren 
Schulweſens treffen nach Maßgabe der beſtehenden Geſetze in der Lage 
geweſen iſt, als ein „offener Eingriff in das innere Gebiet des Glaubens 
und der Stiche, als ein unverhohlener Gewiſſenszwang“ bezeichnet und 
Em. :c. finden ſich veranlaßt, „feierlich Proteft einzulegen gegen alle und 
jede Singeilie in da8 innere Glaubens⸗ und Wechtögebiet der katholiſchen 
Kirche.“ Nachdem von den Biſchöfen der katholiſchen Kirche, insbeſondere 
aber von Sr. Heiligkeit dem Papfte, biöher jederzeit anerkannt worden 
war, daß die katholiſche Kirche in Preußen fich einer fo günftigen Stel⸗ 
lung erfreut, wie kaum in einem anderen Lande, it e8 Mir umermartet 
gewefen, in einer Eingabe preußifcher Biſchöfe Anflänge an die Sprade 
zu finden, durch welche aut publiziftifhem und parlamentariihem Wege 
verjucht worden ift, da8 berechtigte Vertrauen zu erjchüttern, mit welchem 
Meine Tatholifchen Unterthanen bisher auf Meine Negierung blicken. 
Em. zc. willen, daß in diefer Geſetzgebung, welche fich bisher der Aner⸗ 
kennung des Tatholifchen Episfopats erfreut hatte, eine Aenderung nicht 
ftattgefunden bat; ein Geſetz aber, weldes von Meiner Regierung nicht 
beachtet wäre, ift in Em. ꝛc. Eingabe nicht angeführt worden. 

Wenn dagegen innerhalb der Tatbolifhen Kirche Bor: 

änge ftatt elunden haben, in Yolge deren die bisher in 
Breißen fo befriedigenden Beziehungen derfelben zum Staate 
tbatfählih mit einer Störung bedroht erjcheinen, fo Liegt es 
Mir fern, Mich zu einem auf Würdigung dogmatifcher Fragen eingehenden 
Urtheile über vice Erfcheinung berufen zu finden; e8 wird vielmehr die 
Aufgabe Meiner Regierung fein, im Wege der Befeg ebung dahin 
zu wirfen, daß die nenerlich vorgelommenen Konflikte zwiſchen 
weltlihen und geiftlihen Behörden, fo weit fie nicht verhütet 
werden können, ihre gefeglihe Löſung finden. Bis dies auf 
verfafjungsmäßigem Wege erfolgt fein wird, liegt Mir ob, die beſte⸗ 

enden Geſetze aufrecht zu erbalten und nah Maßgabe derfelben jeden 

reußen in feinen Rechten zu ſchützen. Eine eingehende Würdigung der 
Vorwürfe gegen Meine Regierung, welde Em. ıc. an Mich gerichtet haben, 
überlafie Ich Meiner Regierung. Ich hatte gehofft, daß die gemichtigen 
Elemente innerhalb der Fatbotihihen Kirche, welche fich früher der nativ 
nalen Bewegung unter preußilcher Leitung abgeneigt zeigten, nunmehr 
nach verfaffungsmäßiger Neugeftaltung des Deutfchen Heiches der fried- 
lihen Entwidelung defielben im Intereſſe ftaatliher Ordnung ihre frer 
willige Unterftügung widmen wirden. Die mohlmollenden Hundgebungen, 
mit denen Se. Deiligteit ber Papft Mich bei Herftellung des Reiches in 
eigenhändigem Schreiben begrüßte, ließen e8 Mich hoffen. Aber aud), 
wenn bdieje goflmung 16 nicht verwirklicht, jo wird feine Enttäufchung 
auf diefem Gebiete Mich jemals abhalten, auch in Zukunft ebenjo wie 
bisher darauf zu halten, daß in Meinen Staaten jedem Glaubens 
befenntniß das volle Maß der Freiheit, weldhes mit den 
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Rehten Anderer und mit der Kara Aller vor dem Ge— 
feße verträglich ift, gewahrt bleibe. Bewußtſein gewifienhafter 
Erfüllung der Königlichen Pflicht, wohlwollende Gerechtigkeit gegen Jeder⸗ 
mann zu üben, werde Ich Mich in Meinem durch bie Era rung be 
währten Vertrauen zu Meinen Tatholifchen Unterthanen nicht irre machen 
lafien, und bin gewiß, daß dieſes Vertrauen ein gegenjeitiges und ein 
dauerndes if. Indem Ich Em. zc. erfuche, diefe Deine Antwort den 
Ibm seinen der Borftellung vom 7. v. Mts. mitzutheilen, ver⸗ 
e 
Em. Hochwurden wohlgeneigter 
(gez.) Wilhelm.“ 


25. November. Aud dem Rejcript des Kultus» Minifterd von 
Mühler an den Erzbifhof von Köln. 


„Nach dem Befcheide, welchen des Kaiſers Majeftät am 18. v. M. 
Em. erzbifchöflihen Gnaden auf die Eingabe vom 7. September d. 3. zu 
ertheilen gerubt haben, bleibt mir übrig, einige Bemerkungen nnaugnfügen 
über den Inhalt der Denkſchrift, mit welcher Em. erzbiihöfliche Gnaden 
die Borftellung vom 7. September begleitet haben. ‘Diefelbe geht von der 
Unfeblbarteit des Tirhlihen Lehramts auß und bezeichnet ala 
die Träger dieſes unfehlbaren Lehramts nach uralter Tatholifcher Glaubens⸗ 
lehre die Nachfolger der Apoftel, den mit dem Papfte verbundenen Epis⸗ 
topat, welcher jene Lehrgewalt auf dem ordentlichen Wege der fortwäh- 
renden Berfündigung des Glaubens, zumeilen auch auf dem außerordent- 
lihen der Entſcheidung durch conciliarifchen Beſchluß ausübe. Sie führt 
weiter aus, daß die Entfcheidungen allgemeiner Kirchenverfammlungen den 
Ratholifen feine neue Glaubenslehren, fondern nur eine endgültige Feſt⸗ 
ftellung beftrittener oder verdunfelter Glaubenswahrheiten bringen, daß es 
in diefem Sinn nt eine Entwidlung des Glaubens in der latholiſchen 
Kirche gebe, und daß eine ſolche Entjcheidung am 18. Juli 1870 erfolgt 
fei, welcher fih zu unterwerfen jeder Katholik verpflichtet fei, wenn anders 
er Katholik bleiben wolle. Die Nichtigkeit diefer Ausführung nach ihrer 
dogmatifchen Seite zu prüfen, Liegt außerhalb meines Berufs. Aber über 
ihre Logifche Begründung darf ich urtheilen. Und von diefem Standpunft 
aus muß ich darauf hinmeifen, daß fie einen logiſchen Widerſpruch enthält. 
Denn wenn einerfeits, wie Em. Erzbifchöflihe Gnaden fagen, nad uralter 
latholiſcher Lehre der mit dem Papfte verbundene Episcopat der Träger 
des unfehlbaren Lehramtes ift, andererfeit3 die am 18. Fri 1870 ver- 
fündete Eonftitution die Cathedraldefinitionen des Papftes als ex sese, non 
autem 6x consensu ecelesiae irreformabiles erflärt, jo folgt mit logifcher 
Nothwendigfeit, daß die Conftitution vom 18. Juli 1870 die 
Perfon des Trägers des kirchlichen —A geändert, mit— 
hin eine neue Lehrentſcheidung getroffen hat, welche mit der 
bon Em, Erzbifhdflihen Gnaden und den übrigen Unterzeich— 
nern der Eingabe vom 7. September bezeugten uralten fatho- 
liſhen Glaubenslehre in Widerfprud fteht. Es ift demnad) nicht, 
wie die Denkichrift fih ausdrüdt, ein Spiel mit Worten, fondern eine 
nicht abzulehnende Folgerung auß den eigenen Erklärungen der berufenen 
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Drgane ber Tatholifchen Kirche, wenn behauptet wirb: ein Katholil, welcher 
vor dem 18. Juli 1870 die an diefem Tag entichiedene Glaubenslehre 
nicht geglaubt habe, fei, wenn er auch nad diefem Tage diefelbe nicht 
glaube, noch Katholik, da er daffelbe glaube, was vor diefem Tage bin 
reichte, um Fatholifch zu fein. Was die Denkichrift von der Pflicht des 
einzelnen Katholiken Iogt, mit der Lehre feiner Kirche in Uebereinftimmung 
zu bleiben, hat eine Berechtigung nur infoweit, als die Lehre der Kirde 
unverändert bleibt. Tritt hierin eine Yenderung ein, wie «8 de 
Eonftitution vom 18. Juli 1870 gejchehen ift, jo if der Staat weder 
verpflichtet, noch aud nur bere&tigt, die Anhänger der alten 
Lehre in ihrem Verhältniß zum Staat als Wbtrünnige zu 
behandeln. Sie find ihres Anfpruhs auf den Schug des 
Staates nicht dadurd verluftig geworden, daR die Kirche den 
Inhalt an Lehre verändert hat, und diefer Shug wird 
ihnen nad wie vor gewährt werden.“ 


Die kirchlichen Borgänge in Bayern und der Kanzelparagraph. 


Auf Antrag der bayerjchen Regierung wurde dem Reichs 
tage ein Zufapparagraph zum Strafgeſetzbuch folgenden 
Inhalts vorgelegt: 

„Sin Geiftliher oder anderer Religionddiener, welder 
in Ausübung oder in Veranlaffung der Ausübung feines 
Berufs öffentlich vor einer Menjchenmenge, oder welder 
in einer Kirche oder an einem anderen zu religiöjen Ber 
jammlungen beftimmten Orte vor Mehreren Angelegen 
heiten des Staated in einer den öffentlichen Frieden ge 
fährdenden Weile zum Gegenftande einer Verkündigung 
oder Crörterung madt, wird mit Gefängniß oder 
Feſtungshaft bi zu zwei Jahren beftraft.“ 


10. Dezember. Rede des bayerjhen Kultus-Minifters 
von Kuh zur DVertheidigung des Antrags im Reichstage. 

„Die bayerifche Regierung bat den Auftoß zu biefer Borlage im Bunde 

rath gegeben; deshalb werden Sie es natürlich finden, wenn gerabe ich fie bier 
begründe. Zunähft laſſen Sie mich ein mögliches Mißverſtändniß zurückweiſen, 
ald ob es fih hier um eine fpeciell bayerifche Angelegenheit banble. Im Bayern 
wirb freilich das Bebürfniß, welches zu biefem Geſetzentwurf geführt bat, am 
dringendften empfunden. Doch das will ich nicht urgiven; den größten Werth lege 
ih auf bie Behauptung, daß es fich in diefem alle um eine gameinfame An- 
elegenheit handelt, daß man allen Bunbesftaaten zurufen fann: tus res agiter! 
a8 Reich ift ein organifches Ganzes; krankt ein Theil, jo wirb bald and bie 
Geſammtheit leiden; brennt es in einem Haufe, fo find auch bie Nachbarn im 
Keuersgefahr. Haben die Gegner, gegen welche wir kämpfen, erfi in Bayerı 
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ben errungen, jo werben fie ben Streit Über feine Grenzen hinaus fort- 
feßen ihren Truppen andere Wege anweifen. Denken Ste nur an bie neuen 
deutſchen Lande, au Elſaß und Lothringen! 

Der Kern ber Frage, um die es fih hier handelt, iſt der: Wer ſoll 
Herr im Staate fein, Die Regiernng ober bie römifche Kirche? Ich 
verftebe unter Regierung nicht ben Abfolutismus ober ein beflimmtes Minifterium 
mit einem beflimmten 8 ‚ ich verſtehe darunter bie geſammte —— 
vom Monarchen bis zur Bollsvertretung, gleichviel, welches Syſtem augenblidtich 
am Ruder if. Kein Staateweien kann mit zwei Regierungen befteben, von 
denen bie eine für verwerflich erklärt, was die andere anorbnet. Ein foldher Zu⸗ 
Raub der Doppelregierung finbet fi aber in benjenigen Staaten, beren 
Besöllerung der Mehrheit nad ben Einflüffen ver römiſchen Kirche preisgegeben 
iſt. Wenn in folden Staaten bie’ weltfihe Regierung ſich nicht einfach ber Birde 
unterwirft, fo ſtehen fle gegen einanber. Unb das geſchieht nicht blos dann, wenn 
bie weltliche Regierung lirchenfeindlich, wenn fie religtonsfeinblich fich zeigt, ſondern 
and dann, wenn fie in offenkunbiger NReligionsachtung und Religionsfreundlich- 
feit nur beftrebt ift, den Rechten verjchiebener Eonfeifionen Geltung zu verfchaffen. 
Run fiegt bie Behauptung ſehr nahe, das kirchliche und das weltliche Regiment 
hätten ja beibe ihr verichiebenes Gebiet, auf das fie fich beſchränken unb jo mit- 
einander in Frieden leben Tönnten. Aber m. H. biefe Anichauung, daß jebes 
Regiment fein Gebiet für fich babe, hat die Kirche ſelbſt niemals zugegeben; fie 
bat von jeher andere Theorien aufgeftellt, unb wenn fte biefe nicht praktiſch durch⸗ 
geführt Bat, fo bat. fie das allein aus dem Grunde gethan, weil, wie das vielfach 
geäußert worden if, fie bie Zeiten für zu ſchlecht dazu gehalten. 

Die Kirche vindicirt ſich als ihre Gebiete bie des Glaubens 
und der Sitte. Bon dem Gebiete bes Glaubens in biefem Augenblid zu 
ſprechen, ift feine Veranlaſſung. Das Gebiet der Sitte aber legt die 
Kirche dahin aus, daß babin alle Beziehungen ber Menſchen zu 
einander gehören; demnach ift feine Materie denkbar, die man 
als ausſchließlich ftaatsangehörig bezeichnen kann und bie nicht 
auch die Kirche minbeftens unter Umfländen für fih in Anfprud 
nimmt. Hieraus folgt, daß eine Einheit bes Regiments nur denkbar fein 
konn bei ber einfachen Unterwerfung ber weltlichen Regierung unter bie ber 
Kirche. Nichte ift natliclicher, als bat ber Staat fi diefer Schlußfolgerung nicht 
einfach unterwerfen will. Ein folches Verhalten des Staates wäre glei bem 
Abdanken, ja es wäre mehr als abbanken, wenn er rubig zuſehen wollte, wie 
feine Geſetze von einer zweiten obrigkeitlichen Macht als unwirffam und nicht 
verbindfih angefeben werben follen. Nichts ift natürlicher, als baß der Staat 
fh dagegen zu ſchützen fucht. Was ich bier von den Abfichten und Anfchauungen 
der Kirche fage, ift nichts Neues. Diefe Dinge find Kingft dageweſen; ebeufo alt 
find auch die Verſuche der Staaten, ſich gegen bie Schlußfolgerungen aus ſolchen 
alten Theorien zu ſchützen. Sie finden in allen Gefetgebungen ein Kapitel von 
der Kirchenpolizei. Sie finden eine Vorſchrift Über pas Placetum regium, über 
ben recursus ab abusu und ähnliche Dinge. Mit dieſem Kapitel aber bat ber 
Staat nicht genug gethan, er hat bamit feinen Schuß für fein Gebiet geſchaffen; 
das liegt Har zu Tage; bie jüngften Erfahrungen haben viefes zur Genlige ger 
jeigt. Ueber Placetum regium und recursus ab abusu haben fich bie lirch⸗ 
lien Behörden Hinweggefegt unb ihre Zwecke, unbelimmert um bie beftehenben 
verjaffungsmäßigen Beftimmmungen, verfolgt. Ich bin ber Legte, den biejes 
wundert bei dem Mangel an erecutiven Borichriften, bie man neben bie be 
treffenden Befimmungen hätte ſetzen müffen, wenn fie irgend einen praktiſchen 
Berth hätten haben follen. Es ift einleuchtenb, baf ein ſolcher Zuſtand nicht 
Ir bie Dauer beſtimmt if. Werfen Sie nochmals einen Blid auf bie Sachlage 
zurück! 

Zwei Gewalten beſtehen im Staate; der Staat ſchützt mit ſeiner Gewalt, 
mit der weltlichen Gewalt, die Autorität der Kirche. Er zwingt den neugeborenen 
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Staatsbürger in ein religidfes Bekenntniß hinein, er zwingt mit feiner Gewalt 
das Kind zur Theilnahme an ben religidfen Uebungen. Bou der Wiege bis 
zum Grabe macht er den Staatsangehörigen begreiflich, daß bie Aut ber 
Kirche zu achten und zu ehren if. Dem entgegen vinbicirt fich bie Kirde 
das Gebiet bes Staates und ganz offen bie Dberhoheit Über den 
Staat. Sie belümpft mit ihren Organen ben Staat, fo oft fle micht mit ihm 
einverftanden ift, und zwar unter Anwendung bes Ausipruches, daß feine Geſet⸗ 
gesung mit dem göttlichen Geſetze in Widerſpruch flehe, daß es Gottes Gebet fei, 

en fchlechten Geſetzen bes Staates ben Gehorfam zu verweigern, und baß es 
religiöſe Pflicht fei, Gott mehr zu gehorchen, als den Menfchen, daß aber jeltf- 
verftänblich bie Kirche es fet, welche zu beftimmen babe, was Gott befiehlt, was 
nit. Würbe der Staat das anerkennen, er läge bald mit gebunbenen Hänben 
zu den Füßen ber Kirche. ' 

Freilich halte ich es für fehr heilfam, fih zu vergegenmwärtigen, baß es 
nit möglich if, von Seiten ber weltliden Regierung eine Madt 
zu üben über bie Gewiſſen, daß es dem Staate nicht zukommen faun, Rad» 
laß ber Sünden zu erzwingen, wo er vom Diener ber Kirche verweigert wird, 
die feierliche Trauung zu erzwingen, wo man fie aus kirchlichen Rückichten ver⸗ 
weigern zu mäffen glaubt u. |. w. Der moberne Staat fchreibt auf feine Fahne 
bie Gewiſſensfreiheit. Daraus folgt, daß Fein Kultus-Minifter befti 
kann, wer als Mitglied einer Kirchengemeinde anzuerkennen if, unb wer nidt 
Daraus folgt, daß Fein Kultus-Minifter beftimmen ann, wer geiftfiche Funktionen 
vornehmen darf, und wer nit. Das gebe ich Alles zu. Auch bier befenne ich 
mich, wie ich e3 bereits an einem anberen Orte gethan, zu dem Sate, daß ber 
Kirche jene Kreiheit eingeräumt werben muß, welche bie Confequenz ber modernen 
Staatstheorien ift. 

Aber eine folge ziehe ih daraus — die, daß and dem Staate feine 
reihbeit werben muß. Es ift undenkbar, daß ber Staat ber Kirche als 
chemel diene zu ihrer Erhebung über Geſetz und Recht. Es ift undenkbar, daß 

ber Staat das Vollzugsorgan derjenigen Kirche ſei, die ſich vollſtändig unabhängig 
von ihm geftellt hat. Es if undenkbar, baß ber Staat auf feinem Gebiete ber 
Kirche als folcher ein Wort mitzufprechen geftutte. Er muß fein Gebiet abgrenzen, 
er muß es [hüten. Das kann nun freilic, nicht gefchehen durch einen förmlichen 
Abſchluß, durch Hinderung alles Verkehrs; — nicht! — aber es farm ge 
fchehen durch Aufrichtung eines Syſtems von Bollwerlen gegen jeden feindlichen 
Angriff. Ein folhes Vollwert, meine Herren, ift nach unferer Anſchauung be# 
vorgeichlagene Geſetz. 

Ein Einwand könnte mir noch gemacht werben, dahin gehend, es fei fein 
Grund, jeßt in der Geſetzgebung Neuerungen zu machen. ber zwei 
Gründe giebt es, die bie Sachlage wejentlich verändern. Ein Grund Itegt barin, 
daß man in neuerer Zeit einen Anlauf genommen hat, bie alten Theorien fo 
recht tüchtig ins Leben einzuführen und ber zweite Grund liegt darin, daß man 
fih in dem neuen Dogma neue Einrichtungen gefchaffen bat, welche biefen Be⸗ 
ſtrebungen einen fehr guten Untergrund gewähren. — Um von bem erften Grunte 
zu fprechen, fo darf nicht Überfeben werben, daß in vielen beutichen Staaten ber 
Klerus feit mehreren Jahrzehnten förmlich umgeftaltet worden if. Der Klerut, 
wie ich ihn in meiner Jugend kannte, wie in bie alten Fürſtbiſchoöfe erzogen 
Batten, ber, meine Herren, ift ausgeftorben, — an feine Stelle ift ein Klerus ge 
treten, der im mefentlichen das Ebenbild des Jeſuitismus if. Meine Herren! 
Die Erfahrungen, die man in verfchiedenen Ländern mit biefem Klerus gemacht 
bat, find in der That höchſt bebenkiicher Natur. In unzähligen Reben von ben 
Kanzeln, bei vielfachen Gelegenheiten geiftlicher Amtsübung eriofgten Angriffe anf 
bie weltliche Regierung, bie fich kaum recht bezeichnen laſſen. Man befämpft 
uicht mit den Gründen einer fachlichen Kritik die Handlungen ber gefeßgebenten 
Gewalt und der Verwaltung — nein, immer mit dem Vorwurf, baß bie Alx 
ber Geſetzgebung und bie Alte der Verwaltung mit ter Religion, mit Gott 
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Gebot im Wideripruch ſtehen, und daß e8 eine Pflicht ber Religion fet, denſelben 
ben Gehorfam zu verweigern. Alles Anfehen ber weltlichen Regierung wirb auf 
diefe Weife untergraben. 

So ift e8, meine Herren, wie ich mir zu fagen erlaubte, bei uns zu Haufe, 


in Bayern. 

SG habe als zweiten Grund dafür, daß man neuerbings Urſache hat, von 
en vorzugehen, ven Glaubensfag von ber Unfehlbarleit des Papſtes 

zeichnet. 

Ich will mich nicht bes Näheren auf dieſe Frage einlaffen, aber einen 
Geſichtspunkt geftatten Sie mir hervorzuheben. Die alten Lehren, von benen ich 
früher ſprach, waren längft in der Welt und vielen Katholifen hinreichenb be- 
kannt; fie waren fein Anlaß, um denjenigen Katholilen, der die Abficht hatte, 
mit dem Gefet im Einklang zu bleiben, irgendwie zu hindern, fie waren ja nur 
eine Lehrmeinung, und ber Katholik, der feiner Kirche treu bleiben, zugleich aber 
andy dem Geſetze Gehorſam leiften wollte, konnte dies fehr wohl, ohne mit feinem 
Gewiſſen irgendwie in Conflikt zu gerathen. Jetzt ift das anders geworben, 
jest Tann man eine ſolche Lehrmeinung nah Bebarf als Glaubensſatz er- 
fiären, und bem betreffenden Katbolilen bleibt nichts Anderes übrig, ale die 
Wahl zwifchen feinem Glauben oder dem Gehorfam gegenüber ber 
Regierung; beibes mit einander verbinden wirb er nicht Fönnen. Es ift bie 
einfachſte Sade von der Welt, ein Kind kann fie begreifen. Man erflärt alle 
Angelegenheiten, auch bie reinen Staatsangelegenheiten für Dinge, bie dem Ge⸗ 
biete der Sitten anbeimfallen und daher dem Kircheuregiment unterftellt find, 
man fagt, daß man bas Recht habe, alle diefe Sachen nad Bedarf als Glaubens⸗ 
füge fefzuftellen, verlangt dann von ber Regierung, daß fie einfach den Stand- 
punft der Unterorbnung unter die Geſetze der Religion einnehme, auch wenn fie 
nicht ledigſich Die Regierung von Katholiken ift, man fchilt Die Regierung, als 
iwegiös, als ber Erfommunication verfallen, wenn fie nicht auch in weltlichen 
Angelegenheiten den firchlihen Stanbpunlt einnimmt, und hofft es babin zu 
bringen, daß bie Regierung einfach nicht den neuen Glaubensſatz allein, fonbern 
in m Boraus die fünftigen annehme und nöthigenfalls zum Erecutor an fi 

rde. 

Man fragt fih nun: wozu nügt Der Gejetentwurf? erreicht man 
bie Abjicht, die man billigerweife erreihen muß? Nun, meine Herren, ich ge- 
fiebe offen, ich lege ben größten Werth, was ben Gefeentwurf betrifft, darauf, 
daß er demjenigen Theile ber Geiftlichkeit, welchem das von mir gefchilberte Ge⸗ 
triebe bis ins Herz hinein zuwider if, einen Schu gewährt. Wir bei uns zu 
Haufe haben ſolcher Geiftlichen nicht wenige; fie waren bisher nicht ſtark genug, 
der Einſchüchterung Seitens der ultramontanen Prefie und dem Drud zu wider⸗ 
Reben, der von ben geiftlihen Oberen geübt wurde. Diefen Geiſtlichen ift 
ein Shut durch unferen Gejetentwurf gewährt, welcher ihnen es mög- 
lich nen wird, ihren Herzenswünſchen entiprechend Frieden mit dem Staate 
zu balten, 

Im Uebrigen gebe ich zu, ein burchgreifendes Mittel ift der von uns vor⸗ 
gihiagene Geſehentwurf nicht, e8 iſt mur ein Bollwerk, welchem bei neuer 
im, ung bes Kirchenflaatsredhts, wie ich mir bie Sache denke, andere folgen 

en 


i Das find bie Motive, welche bie bayerifhe Regierung beſtimmt 
en,“ 
(Der Reichstag beihloß mit einer Mehrheit von 179 


gegen 108 Stimmen die Aufnahme der Beltimmung in 
da8 Strafgeſetzbuch.) 


da 





26. Ausmärtiges, 


Die weiteren Beziehungen zn Franukreich. 


1871. Oktober. Verhandlungen ded Fürſten Bismard mit dem 
franzöfiichen Finanz. Minifter Pouyer⸗Quer tier in Beim 
wegen Abſchluß eines Zufahvertrags mit Frankreich. 


12. Oktober. Abſchluß einer Webereintunft mit Frankreich wegen 
ber Räumung des franzöſiſchen Gebiets. 


zol „Die Vebereintunft über die Räumung franzöfiſchen Gebietes befkmmt 
olgenbes: 

Art. 1. Die Regierung Sr. Majeflät des Deutfchen Kaiſers verpflichtet fih, 
bie 6 Departements, Aisne, Aube, Cöte d'Or, Haute Saöne, Doubs und Jar 
zu räumen unb bie Occupations-Armee auf 50,000 Mann zu rebuciren, in 
Uebereinfimmung mit den Beflimmungen bes britten Artikels bes Vertrages vom 
26. Bebruar 1871. Die Ausführung biefer Maßregeln wirb fattfinben in den 
15 Zogen, welche auf bie Ratifikation ber gegenwärtigen Convention folgen 
werden. 


Art. 2. Die franzöfliche Regierung ihrerfeits verpflichtet fi: 

1) Fünfhundert Millionen Franken, weldye bie vierte halbe Milliarde ber 

egeloften-Entihäbigung bilden ; 

2) 150 Millionen Franken, welde die erfte am 2. März 1872 fällige Rat 
ber Binfen von den Seitens Frankreichs noch gefchuldeten drei Drilliarden 
bilden, in folgenber Weife zu bezahlen und zwar: am 15. Jannar, 1. fe 
bruar, 15. Februar, 1. März, 15. März, 1. April und am 15. April 1872 
je 80 Mill. Fres. und am 1. Mai 1872 90 Millionen Fres, im ganzer 
650 Millionen Free. 

Art. 3. Im Kalle, daß bie Beftimmungen bes vorhergehenden Artilel 
nicht ausgeführt werben follten, werben bie Truppen Gr. Majeftät des Deutiden 
Kaiſers das, in Gemäßheit biefer Konvention, geräumte Terrain wieber zu be⸗ 
ſetzen das Recht haben. ° 

Man ift außerdem barüber einig, daß bas Gebiet ber im erften Artikel be 
zeichneten und von ben deutſchen Truppen geräumten Departements in mild 
riſcher Beziehung flir neutral erklärt werben foll. 

Bis zur Bablung ber im vorhergehenden Artilel erwähnten Summen barf 
Frankreich in jenen Departements nur eine bewaffnete Macht halten, welde für 
bie Aufrechterhaltung ber Ordnung nöthig if. 

Die franzöfiige Regierung behält ſich das Recht vor, vor ben oben bad 
neten Zahlungsterminen Zahlungen zu leiften.“ | 
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12. Oftober. Fernere Uebereinkunft über die Zollverhältniffe 
von Eljaß- Lothringen. 


„Die beiden vorftehenden Konventionen ftehen kraft einer befonderen 
Abrede derart in untrennbarem Zufammenbange, daß die Wirkfamkeit jedes 
der beiden Verträge durch die Beftätigung des anderen bedingt ift.“ 


25. Oftober. Erflärungen ded Zürften Bismard in Bezug 
auf die neue Mebereinfunft bet der Berathung derſelben 
im Reichstage. 

Ich erlaube mir, der Vorlage (über den Vertrag vom 12. Oftober) 
einige ihre Entſtehung erläuternde Worte beizufügen. Wie bekannt, wurde 
in dem Frieden von Brankfunt » Derfailies on in Ausficht genommen, 
daß unter Umftänden an die Stelle der territorialen Bürgſchaften, melche 
Frankreich in Geftalt der von uns befegten Landestheile * die Ausfuh⸗ 
rung des Friedens gegeben hatte, finanzielle Bürgſchaften treten könnten. 
Auer ewiſſen Umftänden lag eine ſolche Aenderung in den Intereſſen 


e. 
Die Oftupation eines en Theiles franzöfiichen Gebiets ift 
ja für Frankreich entfchieden eine Laſt nach allen Richtungen bin, nament⸗ 
ih eine moralifche, die politiiche Entwidelung und Befeftigung der Zus 
Rande in Frankreich hemmende. Für uns ift fie unter Umftänden eine 
nothwendige Laſt, die wir uns auflegen müflen, um die Erfüllung des 
Friedens zu fihern, aber immerhin — wenn auch eine mäßige — eine 
daft. Ich erinnere nur an die nterpellation, die geftern geftellt wurde 
über die Rückkehr der Reſerven, die mir nach diefer Richtung hin nicht 
—F erwünſcht war; denn es iſt nicht nützlich, den fremden Ländern, den 

gnern gegenüber die eigenen Laſten, die die Kriegführung und die 
Pfandnahme auferlegt, zu unterſtreichen; aber ich hoffe, meine Herren, um 
fo mehr wird der Herr Interpellant von geftern erfreut fein darüber, daß 
diefe Yaft theilmeife hat vermindert werden können. 

Die Beihaffung etwaiger finanzieller Bürgſchaften lag der franzö— 
ſiſchen Regierung ob, fie hat es verfucht, zum Theil unter großen Koften, 
fie zu beſchaffen. Banquiers hatten fich bereit finden laſſen, annehmbare 
Dürgfchaften ihrerfeits für die Effeftuirung der franzöfifchen Sahlungen 
bis zum 1. Mai, alfo für zufammen 650 Millionen Franken zu geben 
für eme Propifion, die mir auf Höhe von 1% pCt. genannt wurde — 
ih weiß es nicht genau — alfo etwa 10 Millionen Franken. Die fran- 
Phice Regierung wäre, wie ich glaube, bereit gewejen, dieſes Opfer zu 
ringen, wenn die Bürgfchaften der Geldmänner eine Geftalt gehabt 
hätten, die für ung annehmbar gewefen wäre. Wenn fie für und von 
Nugen fein follte, wenn fie für uns eine die etwaige Verminderung der 
Sicherheit, welche wir an der franzöflfchen Regierung haben, dedende Bes 
deutung haben follte, fo mußte fie in verkäuflichen Werthen beftehen. 
Sole in umfere Hände zu legen, trugen die Banquiers Bedenken: wir 
jolten ım8 anheiſchig machen, dieſe Werthe für unveräußerlich zu erflären 
is zum Berfalltermm. Wir mären alfo in dem Yalle, daß gegen unfere 
Bünfhe und Erwartungen der Beftand regelmäßiger und geordneter Zus 
fände in Frankreich erfchüttert worden wäre, doch nicht in der Lage ges 
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weſen, uns wechjelmäßig an die außftellenden Bananiere u balten. Unter 
diejen Umftänden wäre nach meiner Anficht die Grgfchaft, weiche die 
Banquiers boten, werthlos gemwejen oder hätte a diejenige Bürgfchaft, 
welche uns die franzöftfche Regierung mit ihren Zuſagen felbft und welde 
uns der Meberreft unferer Offupation bietet, in einem kaum nennen® 
werthen Maße verftärkt. Ich habe mich alfo nad) Genehmigung Sr. Ma- 
jeftät des Kaiferd durch die Sachlage für ermächtigt gehalten, einen an 
deren Modus anzunehmen, der für —* eine wefentliche Erleichterung 
enthält, für uns meines Erachtens keine Gefahr: nämlich daB Syſtem 
einer finanziellen Burgſchaft aufzugeben und für diefelbe einen Theil der 
territorialen Bürgfchaft feftzubalten, fo nämlidh, daß die von und zu räw 
menden Gebietötheile nicht von Haufe aus von der franzöfifchen Militär: 
macht oftupirt, fondern einftweilen für neutral erflärt und nur nach dem 
Geſichtspunkte der polizeilichen Sicherheit von Frankreich befegt werden, 
und daß uns das Recht bleibt, fie wieder zu befegen (vermöge eines von 
Frankreich felbft anerfannten Vertrages), fobald die Borausjegungen, unter 
welchen der Vertrag gefchloflen ift, nämlich die Zahlungsleiftungen, die 
darin feftgefegt find, nicht inne gehalten werden follten. 

Wir haben auf diefe Weife der franzöfiihen Regierung und, ich lann 
fagen, dem Lande Seanfreich, in Befeftigung feiner Berbältniffe einen we 
iR am Dienft erwiefen, der von unparteiiichen Blättern jenes Landes 
elbft anerfannt wird, und ich bin um fo mehr damit zufrieden, als ih 
e8 nicht für unfere Aufgabe halte, unferen Nachbar mehr zus fchäbigen, 
als zur Sicherftellung der Ausführung des Friedens für uns unbedingt 
nothwendig ıft, im Gegentheil ihm zu nügen und ihn in den Stand zu 
jegen, fi von dem Unglüd, welches über das Land gekommen ift, zu 
erholen, foviel wir ohne Gefährdung eigener Intereſſen dazu beitragen 
Eönnen. 

Ich halte auch nach wie vor feit an dem in diefem Frühjahr von 
Ihnen mit Zuftimmung aufgenommenen Grundfage, daß es nicht unfere 
Aufgabe fein wird, uns in die inneren Angelegenheiten unſeres Nachbar⸗ 
landes und in deren Entwidelung fiber das Bedürfniß der Sicherfiellung 
unferer eigenen Intereffen hinaus einzumiſchen. Ich nehme aljo micht an, 
dag wir ein Intereſſe daran haben, wenigſtens nicht ein Interefle, das 
nicht durch viele Nachtheile mehr als aufgemogen würde, um deshalb, 
damit wir auf Frankreichs innere Angelegenheiten Einfluß üben könnten, 
einen größeren Theil franzöfifchen Gebietes bejegt zu halten. 

babe vorhin ſchon erwähnt, daß der Ueberreſt unferer Dfkupation 
an ſich mir neben den Rechten, die uns in Bezug auf den zu räumenden 
Theil feftgeftellt bleiben, eine ausreichende Burgſchaft gewähren wird; if 
er und ausreichend für drei Milliarden, fo iR er auch ansreichend für 
3% Milliarden, namentlich, wenn die halbe Milliarde in wenigen Monaten 
gezahlt wird. Ich habe in den Verhandlungen daranf Werth gelegt, daß, 
wenn wir die von Frankreich gewünſchten Zugeſtändniſſe machten, dafkt 
die Zahlungstermine vorgerüdt würden, fo daß, wie Sie jehen, am 15. 3a 
nuar damit der Anfang gemacht wird, während die beiden Fälligkeits⸗ 
termine für die Zinſen der 3 Milliarden im März und fiir die halbe 
Milliarde im Mai gewefen wäre. Die Theile von Frankreich, melde wir 
beſetzt behalten, gewähren uns eine militärifche Stellung, welche zur Ber 
theidigung und Durchführung unferer Anſprüche eine ausreichende Unter 
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Inge bietet, wie Jeder fi Far machen kann, der ſich auf der Ranblarte 

die Ausdehnung einer militäriichen Aufftellung anfiebt, die na von der 

—— * Feſtung Mezidres bis zur franzöflichen gefhung elfort er- 

firedt, während Meg, Toul und Verdun in unjerer Hand bleiben. Alfo 

and ſchon diefe Nüdficht ermächtigte dazu, das gemwünfchte Zugeſtändniß 

en ‚ das ja auch mittelbar und zu Gute fommt, werm wir ben 
dit und die BZahlungsfähigleit unſeres Schuldners ftärken. 

Zwei Einzelheiten des Vertrages erlaube ich mir noch zu erwähnen, 
einmal die Bollverhältnifie des u Im Anfang der Verhandlungen 
war von Seiten der ejejficen Induſtrie und von Seiten derjenigen deut» 
fen Induſtrie, mit welcher die elfafier konkurrirt, der Wunſch ausge- 
fprochen morden, einen langen Termin — es wurde felbft ein Zeitraum 
von jene Jahren genannt — in Ausficht zu nehmen, während deſſen fich 
das Elſaß in einem Ausnahmeverhältnig befinden follte. Ich weiß nicht, 
ob für das Elſaß umd feine zukünftige Entwidelung ein fo langer Termin 
ich gemejen wäre; er bat mir aus politifchen Gründen, ebenfo wie 
Ahichten auf unjere Zollverwaltung von Haufe aus nicht annehm⸗ 
bar geichienen. Der zwedmäßige Termin fchien derjenige, den wir in 
unferen legten Vorjchlägen geftellt hatten und der fi) alſo auf anderthalb 
Jahre nach Ablauf diejes Jahres erftredte, ich habe aber keine Schwierig« 
keiten gemacht, diejen noch um ſechs Monate zu verkürzen, um der frans« 
— Regierung, gegenüber einem Beſchluß ihrer Volksvertretung, der 

und unannehmbar war, ein Auskunftsmittel zu gewähren. Der ſoge⸗ 
nannte Art. 3, den die franzöfiiche Volksvertretung einzufchalten gewünjcht 
hatte, hätte uns in Bollverwaltungs-Unmöglichleiten gefegt, indem wir 
auf keinen Yal uns dazu hätten verftehen können, eine zweite Zolllinie 
gegen das Elſaß am Abein wieder einzurichten, und alle Vorſichtsmaß⸗ 
regeln und Bürgichaften, welche von Frankreich geboten wurden, nur dahin 

rt haben würden, für einzelne Händler und Konfumenten eine Zoll» 
prämie zuzulaflen; und wir wären in Berlegenheit gemwefen, diejenigen 
Häuſer auszuſuchen, denen wir das Gefchent aus der BZolllafie damit 
hätten machen wollen, eine Aufgabe, welche die Neichsverwaltung nicht 
hätte übernehmen können. Es iſt mir alſo fehr erwünſcht geweſen, daß 
Die franzäfifche Regierung ihrerfeit3 überzeugt war, dieſen Tauſch von 
6 Monaten elfafler BZollbegünftigung gegen jenen Artilel 3 vor ihrer 
Bollsverfammlung rechtfertigen zu können. Die Yrage, ganz ohne irgend 
einen Uebergang von Zollerleichterung, das Elſaß fofort in die neuen 
Wege mit feinem Handel zu weifen, hat auch vorgeſchwebt, und es ift ja 
Dies eine von den Bragen, in Bezug auf weldhe man die Zukunft m 
ooraußjehen müßte, ald dem men ichen Geiſt gegeben ift, wenn man 
mit voller Sicherheit dabei abwägen wollte, ob die politiſchen Schäden 
oder die finanziellen und induftriellen, die volkswirthſchaftlichen Vortheile 
Ber gewejen wären. Wir Bun einen mittleren Termin genommen, 
indem eine mäßige Frift zur Zurechtfindung in den neuen Berhältnifien 
der eljafler mbufteie erlangt wurde. 

Die Gebietöfrage (in der Webereinfunft), nämlich die Veränderung 
der durch Seien, bereitö genehmigten Grenzen in Bezug auf 3 Gemeinen 
(zwei bie den Namen Raon führen und eine bie jüblih non Apvricourt 
Jtegt) hat eine fehr ummefentliche Bedeutung. Es mar non Haufe aus, 


Fürf Vismard. II. 27 


418 

1871. 

nachdem in Verſailles bereits die Grenzen feftgeftellt worden waren, von 
der franzöfifhen Regierung Einfpruch gegen einzelne Punkte diefer Grenz 
Iinie geltend gemacht worden. Diefer Einſpruch bezog fich theils auf ge 
wiffe Gemeinden in der Nähe der Iuremburgifchen Grenze, theil® auf ein 
induftrielles Etabliffement, daß unter dem Namen Moyoeupre befannt if, 
theils auf die beiden bier in Frage ftehenden Gebiete. ch habe ſchon 
damals, nach Berathung mit den hier kompetenten militäriſchen und Ber- 
waltungsftellen, der franzöfijchen Regierung erflärt, in Bezug auf die 
erften beiden ragen, namentlich in Bezug auf Moyoeupre, wären wir 
wegen der örtlichen Lage dieſes großen Etablifjements, welches nämlich 
unterirdifche Ausgänge von fehr großen Lagern nad beiden Seiten der 
Grenze bin gehabt haben würde, in voller Unmöglichkeit nachzugeben. 
Das große Erzfeld, um das es ſich dort handelt, hat einen Ausweg, der 
immer nothmwendig deutſch geblieben wäre, und einen, der franzöfid 
werden ſollte. Es würde im Zujammenhange unter der Erde die Zoll 
grenze abzufchneiden fein, die man nur durch Lichtſchachte hätte komto⸗ 
liren können. 

Dagegen babe ich damals ſchon die Möglichkeit, von unferer Seite 

eine Konzeſſion zu machen, der franzöfifchen —* nicht verhehlt in 
Bezug auf die beiden jetzt fraglichen Plätze. Ich habe aber hinzugefügt, 
umfonft würden wir fie nicht geben. Wenn aber der Moment kommen 
werde, mo wir noch irgend etwas abzurechnen hätten, fo wären dieſe 
beiden Gemeinden die Münze, in der wir unfererfeitd unter Umfländen 
ablen könnten, indem fie für uns felbft nur wmerheblichen Werth haben. 
* dieſen beiden Gemeinden befinden ſich aber werthvolle fiskaliſche Val⸗ 
dungen, die wir eben wegen ihres Werthes ausgeſchloſſen haben von der 
Rückgabe. Die Gemeinden ſelbſt find franzöfiſch, der Nationalität ihrer 
Einwohner nad), und liegen auf der und abgewandten Seite des befannt- 
Li hohen und unmegjamen Gebirges des Donon und werden im ihren 
Angelegenheiten richtiger von franzdjifcher Seite verwaltet. Mit der Ge 
meinde üblich von Avricourt ift die Bewandtniß eine andere. Bei Apvri⸗ 
court verzmweigen fich zwei Meine Eifenbabnen, von denen die eine füdlih 
abgeht nad einem franzöfiic gebliebenen Orte, die andere nördlich in 
einer deutjch gewordenen Richtung Es wird nun natürlich im Intereſſe 
beider Länder und der Bewohner der Endpunkte diefer Eifenbahnen ge 
wünſcht, daß fie ihr Heimathland erreichen können, ohne durch fremdes 
Gebiet fahren zu müſſen, alfo die Einwohner der franzöfifchen Gemeinde 
— ih glaube von Cirey — nad Frankreich hineinfahren können, ohne 
bei Aoricourt deutſches Gebiet zu paffiren. Dieſe Berüdjichtigung ſchien 
billig, und deshalb haben wir zugegeben, die Grenze zwiſchen den beiden 
Abzweigungen den Danptzug ber Bahn fchneiden zu lafjen unter der Be 
Dingung, daß Frankreich und auf deutſchem Gebiet einen den bisherigen 
Bortheilen entjprechenden Bahnhof baut und die nöthige Berlegung des 
Scienengeleifes auf feine Koften bewirkt. 

Indem ich mic) gern bereit erkläre, jede Auskunft, die von Einzelnen 
über die Motive und die Tragweite der Abmachun genünfät werden 
nk zu geben, erlaube ich mir die Annahme der or age um fo mehr 

rer wohlwollenden Erwägung zu empfehlen, als e8 bei dem Zuſammen⸗ 
Bang, in dem beide Verträge in unferem Intereſſe geſtellt worden 
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find, es wimſchenswerth ift, die franzöftfche Regierung balbmöglichft 
bon der von Ihrer Zuftimmung abhängigen Ratifikation unterrichten zu 
nnen.“ 


Die Mebereintunft wurde vom Reichstag in allen drei 
Lejungen ohne jede weitere Berathung angenommen. 


Fürft Biömard und Franfreid. 
„Provinzial» Korrespondenz” vom 1. November. 


„ver beutiche Reichstag hat bie neue Uebereinkunft mit Frankreich nach 
einigen Erläuterungen des Fürften von Bismard ohne jede weitere Erörterung 
genehmigt unb durch dieje fofortige ftillfchweigende und einmüthige Beflätigung 
das berebtefte Zeugniß ber volllommenen Zufimmung zu ber Politit der Reichs» 
regierung abgegeben. 

Der beutiche Kanzler bat bei diefer Gelegenheit von Neuem bie Richtung 
und den Geift der Frankreich gegenüber befolgten Politik bezeichnet: 

„Es ift nicht unfere Aufgabe (fagte er) unfern Nachbar mehr zu ſchädigen, 
als zur Sicherftellung der Ausführung bes Friedens für uns unbebingt noth- 
wenbig ift, im Gegentbeil ihn zu nügen und ihn in den Stand zu feken, ſich 
von bem Unglüd, welches über das Land gelommen ift, zu erheben, ſoviel wir 
ohne Gefährdung eigener Sutereflen dazu beitragen können.“ 

Diefe bochherzige Auffafjung, welche ebenfo wie ber neue Vertrag bie leb⸗ 
hafte Zuſtimmung der deutſchen Vollsvertretung fand, bat in ber That das ge» 
fanımte Verhalten des Reichölanzlers von dem erften Augenblide an, wo er 
Griedensverhanblungen mit Ausfiht auf Erfolg anknüpfen Sonnte, geleitet. 

Alle Aeußerungen und Schritte des Firften Bismard von den erften 
offenen Ankündigungen des Friebensprogramms bis zu ber neueflen Uebereinkunft 
mit Frankreich find von demſelben ebenfo gemäßigten, wie feften Willen einge» 

eben, von bem Willen und Beftreben fichere Bürgichaften eines bauernden 

iedens zu erringen, darüber hinaus aber Nichts zu thun oder zu fordern, was 
die Wiederaufrichtung Frankreichs und die Wiederantnüpfung erwünſchter Be⸗ 
Hehungen auf bie Dauer verhindern Fönnte. 

18 der Reichskanzler im September v. 3. zuerft die unerläßlichen Friedens⸗ 
bedingungen angedeutet hatte, da verfündete die jogenannte Regierung ber natio- 
nalen Bertbeibigung unter Entftellung feiner Forderungen: er babe bie Abficht 
erllärt, Frankreich auf den Stand einer Macht zweiten Ranges berabfeten zu 
wollen. Der beutihe Staatsmann aber verwahrte fich in eier eigens deshalb 
geihriebenen Depeiche gegen biefe Behauptung und verficherte, daß er bei bem 
Berhanblungen (mit Jules Favre) von jeder verlegenben Hindeutung auf bie 
— jüngſten Krieges für Frankreichs zukünftige Weltſtellung weit entfernt 
geweſen ſei. 

Hätte Fürſt Bismarck und die von ihm vertretene deutſche Politik irgend⸗ 
wie Gebanfen ber Rache und bes Hafles gegen Frankreich verfolgen wollen, fo 
würde es ihr an Gelegenheit und an der Macht nicht gefehlt haben, das ſchwer 
gerräfee Land —* weiter zu demüthigen und in unvergleichlich tiefere Zerrüttung 

n zu lafſſen. 

Ber erinnert ſich nicht der theilweile ſehr gewichtigen Stunmen, welche zur 
Zeit der Kapitulation von Paris ſtatt des gleichzeitigen Waffenftillftanbes die nach⸗ 
brüdiiche Fortſetzung bes Krieges bis zur nahen völligen Erſchöpfung Frankreichs 
anrietben? Unb wenige Monate barauf zur Zeit ber Parifer Kommune lag es 
von Neuem in ber Hand ber beutichen Bolitit, die begonnene innere Aufldfung 
fi weiter über Frankreich verbreiten unb an bem Marke des Lanbes zehren zu 
laſſen; — unſere Regierung aber gewährte ver frauzöſiſchen Regierung bereit» 
wilig bie Mittel, durch welche allein es gelingen konnte, bes felbfimörberifchen 

27? 
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Aufftanbes Herr zu werben unb eine neue feſte Orbnung ber inneren Berhältziie 
Fraukreichs anzubahnen. 

Bei allen weiteren Verhandlungen, weiche ſeitdem flattgefunben, bat Fürk 
Bismard zwar jeber Zeit in erfter Linie bie Sicherſtellung ber unbedingten 
unb vollen Ausführung bes errungenen Friebens im Auge gehabt, baneben ‚aber, 
foweit e8 ohne Einmifäung in bie inneren Berbältniffe Ver war, bie 
belebung des Bertrauens unb einer frieblihen und gebeihlichen Entwidelung in 
Frankreich zu fördern gefucht.“ 


Das Buch des Grafen Benebetti („Ma Mission en Prusse.“) 
„Brovinzial» Korrespondenz” vom 25. Oktober. 


„Graf Benebetti, ber letzte Botſchafter bes franzöfticden Kaiſerreichs in 
Berlin, bat jüngft eine Schrift über feine biplomatifche Wirkſamkeit in Preußen 
beransgegeben und in berfelden eine Auswahl ber von ihm nah Paris a- 
fatteten Berichte unb ber von bort erhaltenen Weifungen veröffentlicht. Geiz 
näcfter Zweck war babei, fich ſelbſt von ber Mitſchuld au bem für jet —— 
fo verhangnißvoll geworbenen Borgeben ver Kaiferlichen Regierung zu 
Es gehört zu ben. bezeichuenbften Erſcheinungen ber neueſten Feongöflichen ben 6. 
ſchichte, daß an ber Kataſtrophe, die über das Lanb gelommen ift, fein Staatt⸗ 
mann, kein Felbherr, feine politiihe Partei irgenb einen Antheil ber Schulb * 
fich nehmen will, während doch ein unbefangeuer Blick anf bie Entwidelung ber 
letten Jahre bie —— — gewährt, daß bie Berſchuldung eine lpemeise 
unb gemeinfame für bie erung, für alle Parteien unb alle ee ge 
weien if. Man barf 1f bergengt fein, baß, falle ber Ausgang bes frevelbaften 
Unternehmens ein glüdlicher fir Frankreich geweien wäre, bie Parteien ſowohl 
wie die Staatsmänner, vermutblich auch Gra Benebetti, ihren Antheil am ber 
Ehre und dem Ruhme bes Erfolges eben fo eifrig in Anſpruch nehmen märben, 
wie fie jetzt wetteifern, jebe Verantwortung für ben Mißerfolg abzulehnen. 

Was uns betrifft, fo dürfen wir anf eine Abwä der perfönlicden Schulb 
ober Unfchulb des Grafen Benebetti um fo bereitwilliger verzichten, als berielke 
durch feine jetzige Veröffentlichung ber Fe Sache, wenn auch gewiß ſehr 
wider Willen, einen großen Dient geleiftet ba 

Der völlerrehtliche Frevel, durch weißen ber jüngfle Krieg von Seiten 

rankreichs heraufbeſchworen worben ift, if feither noch niemals ü 
eftgeftellt worden, als e8 jet durch die Mittheilungen bes unmittelbar ar beiper ige 
franzöftihen Diplomaten gefchieht, welchem bie unmärbige Aufgabe zugefallen 
iwar, uuferen König im Babe Ems mit ben breiften unb heraustorberuden Zu 
muthungen zu belä (hi en, durch welche von ber Kaiſerlichen R der vor⸗ 
bedachte Bruch einge eitet wurbe. Wenn noch irgenbiwo ein Zweifel über Frauf- 
reichs alleinige Schuld an der Herbeiführung des jüngften Krieges hätte beftchen 
Üinnen, fo wird nad Benebetti’s Selbſtbekenntnifſen über bie Weifungen, bie 
er von Paris erhalten, und über bie Art, wie er bie ihm zugewieſene, mwexig 
ruhmvolle Rolle ausgeführt bat, Fein folder Zweifel mehr moglich jan: dieſe 
Mittheilungen kommen thatjächlich einem unummunbenen Geftänbniffe ber frevel- 
haften Abſichten Frankreichs gleich. 

Graf Benedetti bat G eboc feine Beröffentlichungen auf bie ganze Zeit 
feiner Berliner Thätigleit ausgebehnt und namentli ben Berſuch 
und bie Kaiferliche Politik, bie er vertreten hat, von ber —— e zu reiigen, im 
Laufe ber lebten Sabre eine Einverleibung Belgiens in angefirekt zu 
haben. Benedetti hat es in folder Abficht nicht vetämät eine — 
Auswahl ans feinen Berichten zu treffen, einen Theil ber wichtigſten und ent 
ſcheidendſten Depeichen aber unter leichtfertigen Borwänden wegzulafien. 

Der „Deutiche Reichs⸗Anzeiger“ hat bieje Lücke feinerjeits durch Beröffent- 
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Räung einiger wichtiger Altenftüde ergänzt und dadurch bie wirklichen Be⸗ 
frebungen Benebetti’8 und feiner Regierung ins richtige Licht geftellt. 
Unſer Uuswärtiges Amt hatte beim Ausbruch bes Krieges mit Frankreich 
einige Bruchſtücke früherer geheimer Verhandlungen, namentlich franzöftiche Bor» 
ſchläge, welche das Königreich Belgien betrafen, der Deffentlichleit übergeben. 

Graf Benedetti hat nun in feiner Schrift, unter Berufung auf ein 
Schreiben bes Minifters Ron her vom 6. Auguft 1866 behauptet: es gehe daraus 
beroor, daß Niemand in Parts au nur daran gebacht habe, Belgien zum Ge- 
genſtaude der Anſprüche Seitens Frankreichs zu machen. 

Diefer Behauptung gegenliber fagt ber „Deutſche Reichs⸗Anzeiger“: 

Graf Benedettt bat offenbar nicht gewußt, weldhe Theile ber geheimen 
franzöfifhen Archive im Verlaufe bes Krieges in die Hänbe ber beutichen Truppen 
gefallen find; fonft wärbe er in feinen Verdffentlichungen vorfichtiger geweſen fein 
and namentlich nicht verfucht haben, bie Ableugnungen, welche bie Katferliche 
Regierung im vorigen Jahre ben deutſchen WMittbeilungen Über bas befannte 
Projekt der Erwerbung Belgiens für Frankreich entgegenfekte, auch jetzt noch auf- 
recht zu erhalten.” 


Die ſachlichen Darlegungen des „Staatd= Anzeigerd” 
und die betreffenden Depeihen Benedetti's find oben in 
dem Abſchnitte über „Frankreichs Kompenfationdpolitit” 
mitgetheilt (S. 87 f.). 


Minifterwechfel in Oeſterreich; Graf Andrafiy. 


November... Der öfterreihiihe Reichskanzler Graf Beuft erhält 
die nachgefuchte Entlaffung. Der biöherige ungariiche Mi⸗ 
nifter= Präfident Graf Andraſſy tritt als Minifter des 
Auswärtigen an feine Stelle. In einem Rundſchreiben an 
die Vertreter Defterreich8 jagt er über die zu befolgende 
Politik: 

„Dteje Politik if eine Friebenspolitil, bünbig, offen und une 
erſchütterlich. — — 

Nicht die Ausdehnung, ſondern die Kraft der Monarchie iſt es, die zu 
mehren wir uns befleißigen müſſen, indem wir bie Entwickelung jener reihen 
Hülfsquellen verwirklichen, über bie fie verfügt. Die Vorteile, welde uns ber 
allerglüclichſte Krieg brächte, würden niemals jenen gleichlommen, bie einzu- 
heiten und das Fortſchreiten einer Wohlfahrt erlauben wird, deren Aufſchwung 
ſelbſt von einer Reihenfolge innerer Kriſen nicht aufgehalten werben konnte. — — 

Die politiſche Linie, die der Monarchie durch ihre unabweislichen Intereffen 
vorgezeichnet iſt, befindet fich, wie ich nicht bezweifle, in völliger Harmonie 
mit ben Wünſchen ber anderen Mächte, bie insgeſammt nach ben furdt- 
baren Erſchütterungen, wie fie Europa im Laufe ber leiten Jahre burchmachte, 
das gebieterifche Bedürfniß empfinden, ben gegenwärtigen Generationen eine 
Hera ber Ruhe und Sicherheit zu bereiten.“ 
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Nufland und Deutſchland. 


8. Dezember. Trinkſpruch des Kaiſers Alexander von Ruf: 
land bei dem St. Georgöfeft in Peteröburg, in Gegenwart 
einer von dem Prinzen Friedrich Karl geführten preußi⸗ 
Ihen Deputation. 

„Auf das Wohl Sr. Majeftät des Kaiſers und Könige Wilhelm, 
des Älteften Ritters unſeres St. Georgsordend, auf das Wohl der Ritter 
dieſes Ordens von feiner braven Armee, von welchen jo würdige Ber 
treter heute in unferer Mitte zu fehen mich mit Stolz erfüllt. 
ch wünſche und hoffe, daß die innnige Freundſchaft, die 
uns verbindet, auch bei den fünftigen Generationen fortbanern 
wird, ebenfo wie die Waffenbrüderfchaft unferer beiden Armeen, 
welche auß einer ewig denkwürdigen Zeit datirt. Ich fehe darin 
die befte Bürgfhaft für Aufrehterhaltung des Friedens und 
der gejeglihen Ordnung in Europa.“ 


Feindſelige Vorgänge in Fraukreich. 

Freiſprechende Urtheile franzöfiiher Schwur⸗ 
gerihte in Bezug auf Mordthaten an preußi— 
hen Soldaten. — Zuftimmende Berichte und Be 
Iprehungen der franzöfiihen Preſſe. 


7. Dezember. Deutihlands Stellung zu den Stimmungen 
und Vorgängen in Frankreich. 


Erlaß des Fürften Bismard an den beutichen Ge 
jandten Grafen von Arnim in Paris, 


„Euere Hochgeboren haben durch die Preffe Kunde von den Ein 
drüden erhalten, welche die Freifprechungen in Melun und Paris auf bie 
Öffentliche Meinung Dentfchlande gemacht haben; fo verſchiedene Parteien 
es auch bei ung geben mag, diefen Thatfachen gegenüber find fie alle 
derfelben Meinung. Es liegt uns fern, der franzöflichen Regierung eine 
Berantwortlichfeit file die Ausfprüce der Geſchwornen beizumeffen, und 
wir wollen gern glauben, daß fie auch die Stimmung der bei folden 
Prozeſſen betheiligten Beamten zu beherrſchen nicht im Stande if. Im 
Gegentheil, die Thatſache, daß das Rechtsgefühl in Frankreich auch in ben 
Kreifen, in welchen man vorzugsweiſe die —**— der ſtaatlichen Ordnung 
und der geſicherten Rechtspflege ſucht, jo vollſtändig verloren gegangen 
ift, feßt Europa in den Stand, die Schwierigkeiten zu würdigen, meld 
die franzöfifche Regierung bei ihren Beitrebungen findet, den Sinn für 
Recht und Ordnung von dem Drude zu befreien, unter welchem er d 
die Leidenfchaftlichkeit der Maflen gehalten wird. 

Wenn ich Em. Hochgeberen dennoch erfuhe, den Gegenftand um 
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Herrn 0. Römnfat zu befprechen, fo geichieht dies nicht, um die Vor⸗ 
würfe der deutfchen Preſſe an die Adrete der franzöſiſchen Regierung zu 
bringen, fondern um dem Einwande vorzubeugen, dag wir unjere 
Anfiht Aber die Folgen, welde fih an die Wiederholung 
FD Borgänge Inüpfen können, nicht rehtzeitig geäußert 
ätten. 

Wenn Verbrechen, wie vorbedachter Mord, ungejühnt bleiben, fo 
Tiegt e8 dem verleiten öffentlichen Gefühle nahe, weil Gerechtigfeit nicht 
zu erlangen ift, nach Repreffalien zu verlangen. Wäre «8 für ung 
möglih, uns auf den Standpunkt der Wechtöpflege von Paris und 
Melun zu ftellen, jo würde das jus talionis dahin führen, daß auch 
unfererjeit8 die Tödtung von Branzofen, wenn fie im Bereiche unferer 
Gerichtsbarkeit vorkommt, eine Strafe nicht mehr nach fi zögee Der 
Grad der fittlihen Bildung und das eneliebende Rech ts⸗ 

efühl, welche dem deutſchen Volke eigen find, ſchließen eine 
—*8* Möglichkeit aus. Wohl aber wird es nach jenen Vorkommniſſen 
ſchwierig fein, die öffentlihe Meinung in Deutjchland, wenn ähnliche Ver⸗ 
brechen wieder verübt werden follten, mit dem Hinweis auf die franzöfifche 
Rechtspflege zu befriedigen. 

ALS Mafregel unmittelbarer Abwehr haben deshalb un» 
fere Truppen-Befehlshaber im Bezirt der Okkupation durch 
Erklärung des Belagerungszuſtandes die Militär-Gerichts— 
barkeit für Berbreden gegen die Truppen fihern mülfen. 
Die Fälle, in welchen die fofortige Verhaftung des Thäters thunlich if, 
werden deshalb zu internationalen Schwierigkeiten feinen Anlaß mehr. 

Aber jedes Berlangen nach Auslieferung, welches wir zu ftellen 
genöthigt fein könnten, wird die öffentliche Meinung in Frankreich erregen 
md verfiimmen. Wir haben deshalb, nachdem die durch uns verlangte 
Auslieferung Tonnelets und Bertins abgelehnt worden war, im Ver⸗ 
trauen anf die Rechtspflege Frankreichs damals nicht auf unferer Forbes 
rung beftanden. In Zuknnft aber würden wir der Enträftung der deut- 
fhen Bevölkerung gegenüber eine ähnliche Zurückhaltung nicht beobachten 
men, fondern wir würden bei Berweigerung einer derartigen 
Auslieferung genöthigt fein, dur Ergreifung und Wegfüh- 
tung frangdlifger Geißeln, äußerftenfall8 auch durch weiter- 
gehende Maßregeln auf Erfüllung unſeres Verlangens hin— 
zuwirken, — eine Eventualität, der überhoben zu ſein, wir 
auf das Lebhafteſte wünſchen. 

Abgeſehen von den Gefahren für unſere gegenſeitigen Beziehungen, 
welche wir in dieſer Richtung beſorgen müſſen, geben die Vorgänge von 
Melun und Paris uns ein Zeugniß von der Stimmung auch der gebil⸗ 
deteren und wohlhabenderen Boltsflaflen gegen Deutſchland, welches auf 
unſer künftiges Verhalten im Intereſſe unſerer eigenen Sicherheit nicht 
ohne Einfluß bleiben kann. Wir müſſen uns ſagen, daß, obſchon 
wir im vorigen Jahre von Frankreich ohne jede Provokation ans 
gegriffen wurden, doch die Erbitterung darüber, daß mir uns fiegreich 
vertheidigt haben, bis in die Kreiſe hinauf, denen die Gefchiworenen, die 
Deamten der Staatsanmaltfchaft, die Advofaten und die Richter ent- 
ſtammen, eine fo leidenjchaftliche ift, daß wir in den Verhandlungen, 
welde uns mit Frankreich noch bevorſtehen, nicht blos die 
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Sicherfiellung der Ausführung ber Friedensbedingungen, 
ondern auch die befenfive Stärke unferer Stellung inner- 
alb der von uns noch befegten Departements werden in 
rwägung ziehen müjfen. 

Em. Hoch geboren erinnern Sich, daß die legten Verhandlungen mit 

Bouger-Quertier in dem Vertrauen geführt wurden, daß au 
die Befeitigung des legten Reſtes unferer Dffupation in emer kürzeren 
als der im Frieden vorgefehenen Frift durch gegenfeitiges Uebereinkommen 
werde herbeigeführt werden können. Das Licht, welches die Borgänge in 

Melun und Paris auf die Stimmung und die Abfichten auch der gebil- 

deteren Yranzojen gegen ung werfen, Bat dies Vertrauen verſcheuchen 

müffen, um fo mehr, als die Freunde des Nechtes und der Ordnung 
in der Preſſe Frankreichs fich nicht ftark genug gefühlt haben, das Ber 
balten der Gejchmorenen, der rechtskundigen Berlonen und des beifall- 
fpendenden Publikums öffentlich Eu verurtbeilen. Die wenigen Stimmen, 
welche fich zu einer ſchuüchternen Mißbilligung ermutbigt baben, begründen 
diefelbe nur mit der Tüklicheits » Rüdfidt, daß die Deutfchen durch ihre 

Dftupation jegt noch im Stande feien, Frankreich Schaden zu thun, keines⸗ 

wegs aber mit der Erklärung, daß die Art der Rechtſprechung, mie fie 

ftattgefinden, mit den ewigen Grundfägen der Gerechtigkeit, der ſtaatlichen 

Drdnung und mit dem Stande der heutigen Eivilifation unverträglic fei. 

Es ſcheint alfo, daß auch diefe ſchwachen Zeugniffe für das Recht ver- 

ſtummen würden, fobald unfere Offupation befeitigt wäre. 

Em. Hochgeboren wollen gefälligft diefe Betrachtungen Herrn v. Re: 
mufat vortragen, ohne, wie ich wiederhole, denfelben irgendwie eine 
Wendung u geben, welche eine diefleitige Berftimmung gegen die Negie- 
rung der Republik vermuthen laſſen BnBnen. Em. Goägeberen wo 
vielmehr vorzugsweiſe Gewicht auf das Bedauern und die Enttäufchung 
legen, welche wir darüber empfinden, daß unmittelbar, nachdem wir in 
den letzten Verhandlungen die unzmweideutigften Beweiſe von Entgegen 
kommen gegeben hatten, Erfcheinungen zu Tage treten konnten, Angeſichts 
deren ih unfere Hoffnungen auf Wiederbelebung des gegen- 
feitigen Bertrauens leider als verfrüht bezeichnen muß. 


Stellung der franzöſiſchen Regierung. 


Aus der Botjchaft des Präfiventen Thiers beim Zur 
ſammentritt der National- Berfammlung. 


„Unfere Beziehungen zu ben auswärtigen Mächten find nicht nur frieblich, 
fondern auch wohlwollend. Jedermann weiß, daß wir ben Frieden 
wollen, daß wir feine neuen friegerifhen Ereigniſſe herbeiwünſchen 
Pound bemaufolge auch nicht darauf binarbeiten, folde beranszıw 

orbern. 

Es iſt wahr, daß wir uns in finanzieller und militärifher Hin- 
fit zu reorganifiren fuchen, weil bies unfer Necht und unfere Pflicht ſowohl 

egenliber Sebermanu wie gegen uns ſelbſt if. Uebrigens thun dies gegenwärtig 
ämmtliche Mächte in Europa unb zwar fo vollflänbig wie möglich, und fie üben 
biermit nur ein unbeftreitbares und auch nicht beftrittenes Hecht aus. nn e8 
aber eine Nation giebt, ber biefes Recht nicht ftreitig gemacht werben Tann, fo if 
bas fider diejenige, welche eine ebenfo nachläffige als unbejonnene Regierung in 
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fo ſchreckliches unguae geſtürzt hat, indem fie, obwohl waffenlos, ſich doch eines 
berausforberuben e8 bediente. 

Was Übrigens unfere auswärtigen Beziehungen anbetrifft, fo giebt es nichts’ 
was biefelben bedrohen oder auch nur beunruhigen Tönnte. 

Die Hauptfchwierigkeiten mit Preußen find geregelt. Es waren 40 Des 
partements offupirt, gegenwärtig find es beren nur noch ſechs. Bon ben fünf 
Nilliarden der Kriegsentſchädigung find zwei bereits bezahlt ober werben es doch 
binnen Kurzem fein. Trotz ber vorübergehenden Verlegenheit bezüglich ber 
Zahlungsmittel befeſtigt fich ber Krebit bes Landes; bie neuen Steuern gehen 
mit Leichtigkeit ein und laſſen uns bie baldige Rücklehr bes finanziellen Gleichge⸗ 
wichtes verberfehen. 

Die Armee, unfer Troſt zur Zeit unfere Unglüds, refonftituirt fich, und 
bietet bereits ein Mufter von Haltung, Kraft und militärifchem Geil. Die In⸗ 
duſtrie beichäftigt fi damit, die Borräthe, welche in ben Magazinen mangelten, 
berbeizufchaffen. Europa und Frankreich haben bie höchſte Stufe ver Thätigfeit. 
erreicht. Die materielle Orbnung ift foweit wieder bergeftellt, daß bie Auflöſung 
und Entwaffnung dev Nationalgarbe auf keinen Wiberftanb geftoßen if. Nur 
bie moralifche Ordnung, fo feicht zu flören unb fo ſchwer wieber herzuftellen, 
Spt noch zu wünſchen übrig, insbefondere in ben Departements bes Südens, 
wo bie Leibeufchaften ber Parteien bie Slut des Klimas athmen. Uebrigens 
fehlt zur vollſtändigen Ruhe bes Landes immer noch etwas, deſſen Gewährung 
nicht Sache der Regierung ift, fonbern vielmehr in der Macht ber Nationalver- 
ſammlung liegt. Doc würbe es ber Weisheit ber Berfammlung nicht entfprechen, 
das, was uns fehlt, in Übereilter Weife herbeizuführen: Was ich meine, ift eine 
Har vorgezeichnete Zukunft unferes Staates. Eine ſolche Wohlthat muß man von 
ber Zeit erhoffen und erbitten; man muß fie Gott anbeimftellen, ver allein über 
bie Zeit gebietet und uns Alles verleiht; mar muß fich barauf vorbereiten durch 
eine ruhige, Klare Einficht in das Weſen ber Geſellſchaft. 

Die Lage des Landes in Bezug auf die auswärtigen Beziehungen ift eine 
fo ruhige, als man nach einem unglücklichen Kriege nur immer hoffen konnte. 

Unfere Politik ift bie bes Friebens, ebenfo fern von Ent- 
mutbigung wie von Trotz, erfüllt von ber Ueberzeugung, daß ein 
reorganifirtes Frankreich ftets für Europa nothwendig fein wird, 
und daß nur ein foldes im Stande tft, feine Pflihten gegen bie 
anderen Staaten wie gegen fi felbft zu erfüllen. Wenn gegen unferen 

len und gegen alle Wahrjcheinlichlett neue Ereigniffe Über uns hereinbredden 
jollten, fo würden biejelben nicht durch Frankreich veranlaßt fein; denn unfer 
Land if ſowohl entjchloffen, ſolche Ereigniffe zu vermeiden, wie auch weit ent- 
fernt davon, für bie Eutftehung berjelben irgend etwas zu thun. Wir haben 
allen Regierungen erklärt, daß Frankreich bamit beichäftigt ift, feine Finanzen 
und feine Armee wieberherzuftellen, unb keinen anberen Plan verfolgt, als ben, 
jenes Frankreich zu bleiben, welches es bleiben muß, wenn es nicht nur feinen 
eigenen Wlinfchen, fondern nicht minder denen ber ganzen Welt entiprechen will. 

Frankreich will alfo den Krieden; es erklärt dies auf feine 
Ehre und wirb von biefem feinen feierlich gegebenen Worte nit 
abweichen. Webrigens werben dieſe Anfchauungen Frankreichs von allen andern 
Staaten getheilt. Diejenigen, welche an dem Kriege Theil genommen, find er- 
mübet, die, welche bemfelben fern blieben, find von Schreden barüber erfüllt. 
Der Krieg wirb gegenwärtig mit fo furchtbaren Mitteln geführt, daß jeder recht⸗ 
ihaffene Mann, Hei er Fürſt ober Bürger, vor ber bloßen Idee zurüdichreden 
muß, die Menſchheit ohne bie bringenbfie Nothwendigkeit demſelben anszufegen. 
Da nn welches ein Recht hätte, mit feinem Schidfal unzufrieden zu fein, 

rieben will, giebt e8 feine mögliche Borausficht, weldhe ben Krieg befürchten 
lafſſen könnte.“ 

Nach einem nun folgenden Berichte Über bie ben elſaß⸗lothringenſchen Zoll⸗ 
vertrag betreffenden Verhandlungen fährt bie Botſchaft fort: „Uebrigens haben wir 
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bas Schickſal ber letzten ſechs Departements, bie noch beſetzt geblieben find, 
keineswegs vernachläſſigt. Es bleibt uns noch, es iſt wahr, ber Schmerz, fremde 
Solbaten auf dem Boden unferes Baterlandes zu feben, aber wir beichwören 
bie Bevölkerung in ihrem wie in unferem Namen, mit Gebnld die 
Weberbleibjel unferer Unglüdsfälfe zu ertragen unb fie nicht zu 
Vergrößern burd unvorfitige Handlungen, welde die Uebel nidt 
ablürzen wärben, fondern im Gegentheil von Neuem bie Sider- 
beit Frankreichs ober feine Würde gefährden könnten. Für vie 
jenigen, weldhe glauben möchten, daß man durch Zödtung eine 
Sremden feinen Morb begebe, muß ich hinzufügen, daß bies ein 
verabjheuungswärbiger Irrthum iſt und baß ein Fremder ein 
Menſch ift und für ihn Die heiligen Geſetze eben fo unverleglid be- 
ftiehen wie für unfere eigenen Landsleute. Wir beſchwören bie 
Aichter, einen fo beflagenswertben Irrtbum nidht zu theilen und 
namentlidh nicht zu vergefjen, daß unfere Städte bie Folgen de— 
felben zu ſühnen haben und daß Tauſende von Franzoſen in.bem- 
felben Augenblid fhredlihen Bergeltungsmaßregeln ausgeſetzt 
fein würden.” 


Dezember.  Wieberherftellung des früheren biplomatifchen Ber: 
kehrs zwiſchen Deutihland und Franfreih: Ernennung 
des Bicomte de Gontaud=-Biron zum franzöftichen Bet- 
Ihafter in Berlin und bed biöherigen Geſandten Graf 
von Arnim zum deutſchen Botichafter in Paris. 





21. Yan der Heidhstagsfefften im Herbft 1871, 


1871. 16. Oktober. Thronrede des Kaiſers. 


„Geehrte Herren! 

Als Ih Sie im März d. J. zum erften Male begrüßte, hatten die 
Vorarbeiten für die regelmäßige Gefeßgebung durh den Krieg Ber- 
zögerungen umd Unterbrechungen erlitten. Ihre Thätigfeit war vorzugs⸗ 
weiſe fir diejenigen Fragen in Anſpruch zu nehmen, welche ſich unmittelbar 
aus der neuen Geftaltung Deutſchlands herleiten. 

Gegenwärtig wird die Ordnung des Reichſshaushalts Ihre haupt- 
fählichfte Aufgabe fein. Es kommt darauf an, duch Verwendung eine 

ile8 der Mittel, welche wir den Erfolgen des Krieges verdanken, die 
einzelnen Bundesftaaten von den Vorſchüſſen zu entlaften, welche fie bisher 
für die Zwecke des Reiches zu leiften hatten, und auf diefem Wege ein 
normales Verhältniß zwiichen dem Haushalt des Reiches und dem Haus⸗ 
halt feiner Glieder berzuftellen. Es kommt darauf an, die für Deutſch⸗ 
land erworbenen Gebiete mit denjenigen Einrichtungen in den Haushalt 
des Reiches einzufügen, welche ihnen mit dem Reich gemeinjam find oder 
ihnen von letzterem gewährt werden. Es kommt darauf an, dafür Sorge 
d: fragen, daß die äußere Rage der Beamten des Reiches den 

forderungen entfpreche, welche im öffentlichen Intereſſe an fie geftellt 
werden müſſen. Ich hatte gehofft, daß Ihnen aud ein Etat für Die 
Verwaltung des deutfhen Heeres, wie er den dauernden Bedürfniffen 
tefielben genügt, würde norgelegt werden können. ‘Der Umfang, in welchem 
die durh den Krieg veranlaßten Arbeiten alle Kräfte der Verwaltung 
auch über die Dauer des Krieges hinaus in Anfpruch genommen haben, 
und die Umgeftaltung, in welcher ein Theil des Heeres begriffen ift, haben 
kider Die rechtzeitige Aufftellung dieſes Etats verhindert. Ich bin daher 
genöthigt, Ihre Zujtimmung dafür in Anfpruch zu nehmen, daß die Ueber» 
angszeit, melde die Reichsverfaſſung bis zum Schluffe des laufenden 
ahres für den Militär» Etat beftimmt, noch auf das kommende Jahr 
ausgedehnt werde, 

Der Ihnen vorzulegende Etat verlangt von den Bundesftaaten feine 
böheren Beiträge für die Zmede des Reiches, als der jett geltende. Der 
Haushalt des Sahres 1870 bat, ungeachtet der Wirkungen des Krieges, 
einen Ueberſchuß gelafien, wegen deſſen Verwendung Ihnen eine Geſetz⸗ 


vorlage zugeht. 
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Die —— des Mäün — ** die — 
Neiche überweiſt, hat ſeit Jahren die wu 
enommen und Zub has — des Bolfes —ã Ich den Anger 


lid to l den Grund für dieſe Ord 
—8 Kine ganz —E nd umfoffenbe enelung Het 
Mira e eher iſt a ee —— — —— —— 
er waren 
»Borlage beſchäftigt, umlau —** Di u 
Bing ner ve ig ce en —— eu Mäüny 
weſens 


Die Sicherung einer ı Silenbabn-Berbindung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Italien heut die Schweiz, welche bereits im verfloflenen 
Jahre von dem Norddeutichen Rei etag befchlofien wurbe, wird Gegen⸗ 

d Ihrer Berathungen werden. Die Regierungen und die Bolksuer- 
fretungen Italien und der Schweiz haben Di bie Aus diefeß großen 
Unternehmens bereitwillig unterftügt. Ich ewiß, die mit * 
ſelben verbundenen wirthſchaftlichen und —— Iutereffen — * 
deutſchen Regierungen und dem Deutſchen Reichstage 
— gerurdist werden, als dies in den beiden anderen em ge 

en 

Die Gewährung einer billigen Ansgleihung für die Beſchränkunger, 
welchen die, in beu Bereich neuer oder erweiterter Se lungsaniager 
ezogenen Grundftüde unterworfen werden müſſen, ift von den verbfndeten 
Regierungen von Neuem zum Begenftande der Berathungen gemacht worden. 
Als ergebniß derfelben wird nen eine Geſetzvorlage zugehen. 

Die von Frankreich bisher Ex zahlte und in den erlien Monaten des 
fünftigen Jahres zu aahlende riegdentihähigung wird zu einem 
wefentlichen Theile zur Tilgung der Anleihen verwendet u 
weiche der Norddeutſche Bund für die Kriegführung gemacht hatte. Hür 
einen Theil diefer Anleihen iſt die Tilgung bereitd erfolgt, oder u 
Kündigung vorbereitet, für einen Theil bedarf fie Ihrer Zuſtimmung. €8 
wird ihnen beöhalb eine Vorlage zugehen. 

Im Vertrauen auf eine ftetige ortentmidetung der inneren 8 
Frankreichs im Sinne der Berubi igung und Befeitigung habe ih es sr 
thunlich gehalten, Die Räumung der Departements, 
nad den eng ngen bi zum Mai fünftigen Jahres in — 
genommen war, ſchon jetzt eintreten zu laſſen. Die Burgſchaften, welche 
an Stelle des aufgegebenen Pfanded treten, werden Sie aus dem um 
12. dieſes Monats darüber geichloflenen Abkommen erfehen, und mit dem 
jelben wird Ihnen zu Ihrer Prüfung und verfaffungsmäßigen — 
eine Convention über die Zugeſtaͤndniſſe vorgelegt werben, von 
Deutihland für die der Induftrie Elſaß⸗Lothringens zu "ihernher 
Erleisterungen zu machen fein werden. 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik hat Meine Aufmel- 
See der Ausbildung und Befeftigung des mit Frankreich neu gefchlofienen 

tedend um fo ungetheilter gewibmet fein können, als bie gen 
Deutſchlands zu allen auswärtigen Regiernn agen friedliche und von gegen 
feitigem Wohlwollen getragene find. Deine Bemühungen bleiben dahin ge 
richtet, das berechtigte Vertrauen zu flärken, daß das neue Deutfche Reich 
ein zuperläffiger Hort des Friedens fein will In dieſer Richtung iſt es eine 
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befonders wichtige, aber Mir auch beſonders willlommene Aufgabe, mit 
den nähften Nachbarn Deutſchlands, den Herrſchern der 
mädtigen Reiche, welche daffelbe von der ftfee bis zum 
Bodenfee unmittelbar begrenzen, freundfchaftlihe Bezie- 
Bungen von folder Art in pflegen, daß ihre Zuverläſſigkeit 
aud in der öffentliden Meinung aller Ränder außer Zweifel 
ſtehe. Der Gedanke, daß die Begegnungen, welche ich in diefem Sommer 
mit den Mir perfönlich jo nabeftehenden Monarchen diefer Nachbarreiche 
babe, durch Kräftigung des allgemeinen Vertrauens auf eine fried⸗ 
ihe Zukunft Europa’3, der Verwirklichung eines ſolchen förderlich fein 
werden, ift Dreinem Herzen befonders wohlthuend. Das Deutfche Reich 
und ie Be ae ihre oda Saiferftont an A Ihre 
apbifche Rage und ihre geichichtliche Entwidelung fo zwingen 
% manigfaftig auf freunduachbarliche Beziehungen —— daß die 
Befreiung der letzteren von jeder Trübung durch die Erinnerung an 
Kämpfe, welche eine unerwänfchte Erbſchaft taufendjähriger Vergangenheit 
waren, be ganzen deutſchen Volle zur aufrichtigen Befriedigung ges 
wir . 


Daß eine folche Befriedigung der Gefanmtentwidelung des Deutfchen 
Reiches gegenüber von der großen Mehrheit der Nation empfunden wird, 
defür bürgt Mir der herzliche Empfang, der Mir in Deiner diefes Reich 
vertretenden Stellung in allen Gauen des großen Baterlandes kürzlich zu 
Theil geworden ift, und der Mich mit freudiger Genugthuung, vor Allem 
aber mit Dank gegen Gott für den Segen erfüllt bat, der unferem 
gemeinfamen redlichen Streben aud in. Zukunft nicht fehlen wird.“ 


Reichskriegsſchatz. 
4. November. Rede des Fürften Bismarck bei der Berathung 
der Vorlage über Bildung eines Reichskriegsſchatzes von 

40 Millionen Thaler. 


(Gegenüber den Reben eines Abgeordneten ber partikulariſtiſchen Partei und des 
Abgeorbneten von Hoverbed von ber Fortſchrittspartei, welcher verlangte, 
daß die jebesmalige Berwenbung bes Kriegsichages erft von der Genehmigung 
bes Reichstages abhängig gemacht werben jolle.) 

„Ich betrachte e8 nicht als meine Aufgabe, mich auf die Erörterung 
von Einwendungen einzulaflen, welche meine Erachtens einem politifchen 
Standpunkte entfpringen, defien Ziele und Beftrebungen mit denjenigen, 
die mir — und ich kann fagen, den Meiften unter und — zur Yufgabe 
geftellt find, überhaupt nicht zufammenfallen, einem politiihen Stand» 
punkte, non dem ich nicht glaube, daß die, welche ihn einnehmen, ſich 
überhaupt die Aufgabe ftellen, daS Deutſche Reich zu befefligen und fir 
feine Sicherheit zu forgen. Ich wende mich deshalb nur gegen einige 
Argumente, die der Abg. von Hoverbed gegen die Vorlage geltend 

macht bat, und übergehe das, was wir fonft gehört haben, mit Still- 


en. ’ 
eber die Nüplichleit eines Staatsſchatzes überhaupt bier 
au ſprechen, betradte ih nicht als meine Aufgabe; nahdem 
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die Ereigniffe diefes und des vorigen Jahres meines Er- 
achtens lauter, beredter und überzeugender dafür gefproden 
baben, als irgend Jemand bier in der Berfammlung es ım 
Stande fein würde. Ich will blos die Thatſache hervorheben, daß, 
wenn wir einen Staatsſchatz nicht gehabt hätten, — fchon mein Sollege, 
der Finanz» Minifter, deutete diefen Umftand in letterer Sitzung an — 
wir beftimmt nicht im Stande geweſen fein würden, die paar age A 
geiwinnen, welche bimreichten, das gefammte Linfe Aheinufer, daB bayriſche, 
wie das preußifche, vor dem franzöfifchen Einfall zu ſchützen. Hätten wir 
den Staatsiha nicht gehabt, fo fing der Krieg am Rheine an, und wir 
—* aus den Rheinfeſtungen hervorzurücken und den Franzoſen das 
einufer, was ſie möglicherweiſe bis Frankfurt überſchwemmt und über⸗ 
ſchritten haben konnten, wieder abzunehmen, nachdem fie Zeit g 
dort mit ihren Turkos und anderem Gefinbel zu haufen. Etwas 
teres füge ıch über die Nützlichkeit eines Staatsſchatzes hier nicht an und 
wende mich gegen einige, wie mie fcheint, irrthümliche Auffaflungen, die 
Freiherr v. Hoverbed feiner Erörterung zu Grunde gelegt hat. 

Er hat die Frage geftellt, was denn nun die Folge ſei, wenn ber 
Reichstag nachträglich feine Benehmigung zur Verwendung bes Staats⸗ 
fchates verfage. Meine Herren, ich halte diefe Frage nicht für praltid, 
denn ich glaube nicht, daß ein Krieg erllärt und geführt werden fünnte, 
bei welchem zur bloßen Mobilmadhung der Staatsichag verwendet würde, 
und der alfo nachher nothwendig auf diejenigen Hülfsmittel, die dag Neid 
gewähren wird, in feiner wirklichen Yührung angewieſen ifl, — daß ber 

eführt werden könnte, wenn der Reichstag die Anleihen ablehnte, die 
efdbefchaffung ablehnte, die zu feiner Führung nothwendig find. Der 
jelbe Reichstag, der die nachträgliche Genehmigung zur Verwendung des 
Staatsſchatzes verjagte, wiirde auch die Anleihen nicht bewilligen, und ich 
* in dieſem Saale noch niemals von der Regierungsbank eine Be 


auptung gehört, durch welche die Befürchtung des Herrn Abgeordneten 
ch rechtfertigen ließe, daß die verblndeten Wegierungen fich befugt 
glauben, das Neih mit Anleihen zu belaften ohne Genehmigung bes 

eichstags, jelbft im Fall einer Kriegführung. Ich halte alfo die Be 
fürchtung für unbegründet und die Frage wicht für praftiich, es fer denn, 
daß es fich um eine reine Demonftration, die in der Mobilmachung ber 
ftände, handelte; dann könnte vielleicht der Reichs⸗Kriegsſchatz Dazu * 
reichen. Ich glaube aber, die Mobilmahungs-Demonftrationen find 
in den legten Jahrzehnten in foldhem Grade abgenügt, daß der Sat: 
„man macht nicht mobil, wenn man nicht weiß, daß man fchlagen muß," 
ziemlich in der Ueberzeugung aller Polititer durchgedrungen ifl. 

Der Herr Abgeordnete von Hoverbed hat fich ferner darüber be 
ſchwert, daß der Reichstag nicht gleichberechtigt mit dem Bundesrathe in 
Dezug auf die Kriegserflärung fer. Ich habe biöher nicht befürchtet, daß 
die ſtarke Bur 8 der Friedfertigkeit des neuen Kaiſerthums, die darin 
gegeben iſt, daß der Kaiſer dem unbeſchränkten Rechte der Kriegserll⸗ 
rung, wie er es in feiner früheren Stellung gehabt hat, entfagte, — daß 
diefe ftarfe Bürgfchaft gegen jeden muthwilligen Angriffsfrieg, die darin 
liegt, daß die Zuftimmmg des Bundesrathes durch die neue Berfaffung 
gefordert ift, — daß diefe Bürgfchaft jemals zu einem Angriffspunlte 
gegen ung angewendet werden Fönnte, zu einem Angriffe, welcher auf der 
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Boraußfegung beruht, daß eine leichtfertige Kriegslüſternheit doc die 
Oberhand in der Weicheregierung erhalten könnte. Dagegen liegt die 
—— in dem verfaffungsmäßigen Bedürfniß der Zuflimmung des 
Bundesratbes. Aber diefe Berechtigung des Bundesrathes fteht noch lange 
nicht auf gleicher Tinte mit der Berechtigung, welche der Herr Abgeord⸗ 
nete von Honerbed für den Reichstag verlangt. Der Bundesrath Tann 
durh ſein oertafungemäßiges Recht die Mobilmahung noch nicht 
Bindern, er kam nur bie Kriegserklärung hindern; die Vorbereitung zu 
den Kriege, deſſen Nothwendigleit der Kaifer eingefehen hätte, kann der 
Bundesrath nicht hindern; nur zu dem wirklichen Alt der Kriegserklä⸗ 
rung, wo es fih nicht etwa um einen Bertheidigungsfrieg, der duch 
Angriffe des Gebietes von felbft als nothwendig aufgedrängt ift, handelt, 
um zu diefem wirklichen Akt hat der Bundesrath die Mitwirkung. Es 
würde daher für den Neichstag das jehr viel weitergehende Recht in Ans 
ipruch genommen werden, ſchon die Mobilmachung zu hindern, die mit 
Verwendung des Staatsfchages ausgeführt werden kann. “Dabei ift der 
erhebliche Unterfchied noch in Betracht zu ziehen, daß dieſe hohe Ber- 
fammlung öffentlich verhandelt, daß hier fein Wort zur Erlangung der 
Bewilligung gejprochen werden kann, das nicht in ganz Europa wieder⸗ 
, während im Bundesrathe die Nothwendigkeit einer Kriegserklärun 
erörtert werben kann, ohne daß die Wahrfcheinlichkeit vorhanden ift, dab 
das die Wände des Berathungszimmers überfchreitet, wo Alle daß 
Intereffe zu fchweigen haben und Zuhörer, die fein Intereſſe daran 
” haben brauchen, nicht zuläffig find. Das ift ein fehr erheblicher 
nterjchied; der Bundesrath ift im diefer Beziehung nur ein etwas 
erweitertes Kabinet und ein Sabinet, daS groß oder Hein fein kann, das 
von einer Regierung gewöhnlich zufammengefegt wird, während dieſe Ber- 
ſammlung von mehreren; er erörtert ſolche ragen gewöhnlich in ber 
fiheren Ueberzeugung, daß feine Erwägungen geheim bleiben; aljo die 
ganze ſchwierige und gefährliche Operation einer Politik furz 
vor Ausbruch eines Krieges, der vielleiht noch verhindert 
werden kann, würde gelähbmt durch die Nöthigung der Re- 
gran zu einer Öffentlihen Darlegung und Erörterung der 
ragen, daß fie entweder glaubt in die Tage zu fommen, 
Krieg führen au müffen, oder fürdtet, daß fie angegriffen 
werde. Ich glaube, Sie würden eine Regierung, die das thäte und bie 
dadurch die Intereſſen des Landes gefährdete, nicht lange über fich dulden, 
Sie würden das als eine zu gefährliche Deffentlichkeit finden. 
Der Herr Abgeordnete hat dann die Theorie eined Angriffs- 
Irieges zum Behufe der Bertheidigung in Zweifel gezogen. Ich 
be, daß eine ſolche Bertheidigung durch den Vorſtoß doc, eine ſehr 
äufige und in den meiften Fällen die wirkfamfte ift, und daß es für eın 
Land von einer foldhen centralen Rage in Europa, das drei biß vier Örenzen 
bat, mo es angegriffen werden Tann, fehr nüslich ift, dem Beiſpiele 
Friedrichs des Gran vor dem fiebenjährigen Kriege zu folgen, der nicht 
wartete, bis das Netz, das ihn umfpinnen follte, ihm über den Kopf 
wuchs, fondern mit rafhem Borftoße e8 zerriß. Ich glaube, daß dieje- 
nigen auf eine ungefchidte und ſchwer verantwortliche Politik rechnen, die 
annehmen, daß das Deutfche Weich unter Umftänden in der Lage fei, 
einen Angriff, der gegen dieſes Weich geplant werde, vielleicht von über⸗ 
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mächtigen Berbindungen, vielleicht auch nur von Einzelnen ruhig aby- 
warten, bi8 dem Gegner der bequeme und nlütliche Zeitpunkt, Pe 
gelommen zu fein ſcheint. 

In folden zogen ift e8 die Pflicht der Regierung, md die 
Nation hat das Het, von ber Regierung zu fordern, daß, 
wenn wirklich ein Krieg niht vermieden werden fann, dann 
die Regiernng denjenigen geitpuntt wählt, ihn zu führen, 
wo er für das Land, für die Nation mit den geringften Opfern, 
mit der geringften Gefahr geführt werden kann. Ich könnte 
noh neue Beispiele anführen, wo es für den preußiſchen 
Staat auch nicht rathfam gemelen wäre, die volle Räüſtung 
feiner Gegner, die volle Verwirklichung aller Ihrer [öne 
abzuwarten in einer reinen Bertbeidbigungs-Stellung, for: 
dern wo ein raſches Zugreifen dem Lande fehr große Opfe 
und vielleicht die Niederlage erfpart bat. Was endlich die Frage 
betrifft, wa8 die Regierungen von dem Schidfale des Geſetzes deuten, 
fall der Antrag bes Herrn von Hoverbed eingebracht würde, fo 
—8 ich kaum zu erklären, daß in dieſem Falle mit dieſem Amendement 
das Geſetz für Die verbündeten Regierungen nicht mehr annehmbar ſein 
wilrde, und daß, fo lange dieſes Geſetz fiber den Reichsſchatz nicht ge 
fhaffen werden würde, allerdings fie in ber bebauerlichen Lage fein 
würden, von der preußifchen Regierung zn hoffen und zu erwarten, de 
fie ihrerfeitö den vorhandenen Beltand eines Kriegsſchatzes fefthalten 
Werbe, bis von Seiten des Reichs ein Erjat für denjelben bewilligt ſein 
würde,” 


Eine weitere Bemerfung bed Reichskanzlers richtete ſich 
gegen die Behauptung des Abg. von Hoverbed: die Rebe des 
ismarck laſſe fih im Wefentlihen dahin zufammenfaflen, der Abſolu⸗ 
tismus fei die bequemere Regierungsform für den Krieg. Fihrft Bismard 
erwiberte hierauf: „Die legte Bemerkung des Herrn Vorreduners halte ih 
einfach fir eine ungerechte umd nicht thatjächlich gerechtfertigte, wenn bamit 
auf die letzten riet, bie in Deutichland geführt worden find, hingewieſen 
werden fol, Ich be, die Folge eines jeden biefer Kriege bat gar 
daß die preußifche Regierung und die Reichſsregierung nad dem 
Kriege entgegenlommender und konftitutioneller gemefen find, 
als in der Zeit vor dem Kriege.“ 


(Der Gejepentwurf über den Reichskriegsſchatz wurde in 
weſentlicher Webereinftimmung mit den Anträgen der Re 
gierung mit erhebliher Stimmenmehrheit angenommen.) 
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Bie deutfche Einhtit und die Sandeshoheit der Sürſten. 


15. November. Aeußerung des Fürften Bismard bei der Berathung 
über die Münzfrage, in Betreff des Bildes ber 
Landesfürften auf den Reichsmünzen. 


[Gegenüber dem Antrage aus bem Heichstage, daß flatt des Bildnifſes ber ein- 
zelnen Landesherren auf allen Reichsmünzen das Bilbni bes Kaiſers 
geprägt werbe, bat ber württembergifche Minifter von Mittnacht dringend, 

der im Bundesrathe getroffenen Vereinbarung ftehen zu bleiben, wonach 

die Münzen auf ber einen Seite ben Reichsadler, auf ber anderen Seite 
das Bildniß des Landesherrn tragen follen. Er ſchloß feine Aeußerung 
mit ben Worten: 

„Es wird begreiflidh gefunden. werben, baß wir einen Werth barauf zu 
legen haben, das Bildniß bes Landesherrn auf ber beutfchen Landesmünze nicht 
zu verlieren. Anbererjeits wird das Bilbniß des Deutihen Kaifers und Königs 
auf fo viele Münzen bes größten deutſchen Staates glänzen und es wirb vor 
Alen jedem beutfchen Herzen fo eingeprägt jein unb bleiben, daß ich es beinahe 
Heinfich finden möchte, ein Gewicht barauf zu legen, daß man es auf allen 
beutfichen Münzen findet. Ich bitte, meine Herren, laflen Sie es bewenben bei 
bem, worüber die Regierungen ſich verſtändigt haben.” ] 


Darauf fagte Fürft Bismarck: 


Ich hoffe, meine Herren, daß die beredten Worte meines Württem⸗ 
bergifchen Heren Kollegen Sie überzeugt haben, daß es nicht nüßlich iſt, 
den Antrag des Grafen von Münfter anzunehmen, und daß wenig 
Vortheile dabei für das Reich erwachſen würden, wenn wir in diefer Be- 
iehung die Deritänbigung, welche zwijchen den Regierungen ftattgefunden 
—* wieder aufheben. Wenn ich dennoch das Wort ergreife, ſo geſchieht 
es, um bei dieſer Gelegenheit den Unterſchied wi einmal hervorzuheben 
ber Lage, in der Sie und in der wir arbeiten. Wenn Einer von Jhnen, 
meine Herren, eine Ueberzeugung hat, fei fie auch mehr theoretifcher als 
praktiſcher Bedeutung, fo Par: nichts ihn ab, aufzutreten und diefer Ueber- 
zeugung in Geſtalt eine Antrags praftifcde Geltung zu geben; die Folgen 
davon, wie viel forgfältig gejponnene Fäden dadurch zerreißen, find ibm 
volltommen gleichgiltig, und wenn er darauf aufmerkſam gemacht wird 
bon dieſer Stelle, fo ıft er berechtigt, zu antworten: das geht mich nichts 
an, ich rede nach meiner Heberzeugung. Nun, meine Herren, ich babe auch 
perfönliche Ueberzeugungen und muß ihnen fehr häufig Gewalt anthun, 
und wenn ich es nicht thäte, fo würden wir in Frieden nicht fo meit ges 
Iommen fein, wie wir gelommen find. 

Wir Leute der Regierung haben nicht das Recht, beliebig 
nad unferer Ueberzeugung zu verfahren, fondern wir müffen 
und die Wirkungen vergegenwärtigen, Die die aus geſprochene 
Ueberzeugung auf die politifhen Dinge hat. Daß das Syftem, 
nah dem wir verfahren find, nicht ganz ohne Erfolg geweſen 
if, wird Ihnen Klar werden, wenn ie hi pbergegenmwärtigen, 
wo wir noch heute vor einem Jahr mit unfern heitöbefrer 
dungen waren. Wäre ich immer nach meiner perfönlichen Ueberzeugung 
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egangen, fo würden wir vielleicht noch da ftehen, wo wir vor einem 
—* — ſtanden. Ich habe mancher meiner Ueberzengungen nicht Ausdrud 
gegeben, und fo haben wir erreicht, was wir erreicht haben. 

Die Aufgabe haben wir ung auch im Bundesrath geftellt, nicht durd 
theoretifche Verfaſſungsfragen die Nachgiebigkeit, die der Eine gegen die 
Ueberzeugung des Andern bat und die in Deutfchland nie fo fer ß 
iſt, auf die Probe zu ſtellen. — — Ich muß daher geſtehen, daß ich 
außer Stande fein würde, wenn die Sache an den Bundesrath 3 
fäme, den übrigen Regierungen nit Wort zu halten, und das Ber- 
trauen auf das Fünftige Verhalten Preußens wiegt meines 
„sahtend fhwerer, als die Frage, welde hier zur Sprade 
ommt. 

Wenn es fih um Äntereffen des Reichs handelt, durd 
die feine Einheit, feine Feſtigkeit, fein Vortheil wirklich be- 
dingt find, dann, meine Herren, habe ich ja auch gezeigt, daß die par⸗ 
titulariftiihen Bedenken unferer YBundesgenofjen mich nnter Umftänden 
nicht abhalten, bei unferer Abftimmung das Necht und die Majorität, die 
wir etwa im Bundesrathe haben, fo weit geltend zu machen, als die Ber- 
faflung uns erlaubt, auch wenn die Grenze zweifelhaft ift, oder von an- 
derer Seite beftritten wird. In diefer Frage aber einen politiid 
in bobem ®rade verftiimmenden Drud auf die Bundesgenojfen 
auszuüben, dafür bat ung Gott die Macht, die Preußen in 
Deutfhland angemiefen tft, nicht gegeben. Giebt es ein flär- 
feres Belenntniß der deutjhen Fürſten zum Reiche als in 
der Prägung der Münzen, wie fie vorgefhlagen it? Wenn 
Se. Majeftät der König von Bayern auf der einen Seite jein 
Bildnig Schlägt und auf der anderen das Kaiſerliche Reichs— 
wappen, Tann er offenftundiger und nahhaltiger bekennen, 
ih hänge am Reiche, ih will ein Glied des Reiches fein! 

Welcher Bortheil ift dagegen in Anfchlag zu bringen, daß wir ein 
berechtigtes Serbgefüßt, —* 100 jährige Ueberlieferungen geheiligt, ver⸗ 
ſtimmen und den Einflüſterungen und Ueberredungen derjenigen —2*— 
geben, die an die Centrifugalinſtinkte zu appelliren Luſt haben? 

Es iſt mir als Reichskanzler in keiner Weiſe gleichgültig, 
wie die verbündeten Monarchen, und namentlich die mädti- 
geren unter ihnen, perſönlich geſtimmt ſind, und wem dieſes 
gleich iſt, der iſt ein Theoretiker; ih muß mit dieſen Stim- 
mungen ſehr ſotgaltie rechnen, ſie fallen ſehr ſchwer ins Gewicht 

enn eine Goldmünze, auf der ſteht: Wilhelm, Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen, in die Hütten außerhalb Preußens wirklich eimdringt, 
I bängt der Eindrud, den da8 macht, von der Stimmung deſſen ab, 
er die Hütte gerade bewohnt. Es giebt weite Bezirke, in denen man 
Jagen wird: da ſeht den, der ımferen Fürften mediatifiren will und me 
er mit ihm umgegangen ift, daß hier preußiiche Münzen wider feinen 
Willen und wider feine Stimme im Neiche ihm aufgezwungen werden. 
Und ich kann dem Herrn Untragfteller nicht verhehlen, dag nad allen 
ſchwierigen Bereinbarungen, wie ich feinen Antrag bier gehört, — mem 
Gefühl, ich hoffe, nicht jo ganz ohnmädhtig, wie das des Archimedes war, 
zu jagen: Noli turbare circulos meos!“ | 
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Der Abgeordnete von Treitſchke bat feinerjeitö bie 
Berfammlung, von der beantragten Aenderung abzuftehen. 
Er ſchloß feine eindringlihe Rede mit folgenden Worten: 


„Ein Rei, wie das unfrige, ift nicht zu regieren und kann 
nit regiert werben burdh ben Mißbrauch der Macht der Mebrbeit; 
wir follen nicht bloß auf Majoritäten im Bunbesratbe und Reichs» 
tage zählen, fonbern auf bie freiwillige und freubige Zufimmung 
aller Blieder des Reiches. 

Haben wir doch wahrhaft Großes durch bie Mitwirkung ber 
Einzelffaaten für unjfere Zwede und Ziele im Reihe erlangt. 
Ueber alles Erwarten find wir vorwärts gelommen. Ein Stüd 
nah dem andern fällt nieder, ein Stein nah dem andern wirb 
beransgerifjen aus ben Schranten, bie zwifhen Süb und Nord in 
Berfailles errichtet worben; diefen guten Willen, bieje freie Zu. 
fimmung ber mädtigen beutfhen Höfe wollen wir fhonen, wollen 
wir uns zu erhalten ſuchen. Ich glaube auch, daß ein Hiftorifer ber künftigen 
Zaten, wenn er unfere Münzen in die Hand nehmen wird, fagen wirb: „fle 
find ein lebendiges Bild der politifhen Zuſtände Deutihlands um bas 
Jahr 1872. Die Kräfte der Einheit unb Zeriplitterung hatten Jahrhunderte 
mit einander gerungen; um jenes Jahr waren fie fo weit gelommen, baf ber 
Adler berrichte, aber auch bas Wild des Lanbesherrn in Ehren ge- 
halten wurde.“ 


Nennen Sie, meine Herren, das eine Halbheit, ſo kann ich nur antworten, 
eö if eine Halbheit ganz in demfelben Sinne, wie unſere Reicheverfaffung eine 
Halbheit iſt. Keinem ber Staatsrechtslehrer dieſes hoben Haufes ift es bisher 
gelungen, mir Mar zu machen, in welche ftaatsrechtliche Kategorie wir biefes Reich 
bringen follen, unb dennoch fühlen wir Alle, daß es ein Glück if, in diefem fo 
unfommetrifhen Staate zu leben. Die Logik ift nicht Die höchſte Regel für das 
politifche Leben ber Völler. 

Sehen Sie die Dinge praltifd an, fo werben zwei Drittel 
aller Münzen des Reiches des Kaifers Bild tragen und dieſes Bilb 
wird geehrt werben, fo weit bie deutſche Zunge Klingt. Und, Trage 
ih dann, wie würde das Ausland jene neuen Goldmünzen aufnehmen? jo habe 
ih freilich für den Anfang einige Bedenken; man wirb fi wundern, den Reichs⸗ 
adler auf der einen und auf ber anderen Seite das Bildnif bes Fürſten eines 
Staates zu ſehen, weldher in fernen Welttheilen vielleicht ganz unbelannt iſt. Es 
lann geſchehen, daß man für einen Augenblid Angefichts diefer Münzen ſtutzig 
wird, aber daun wirb man bie Münze umlehren unb ben Adler von Metz und 
Seban fehen. Ich meine, meine Herren, ber Vogel bat feinen Namen in ber 
Belt und wird feinen Krebit behaupten und unferen Münzen weithin burch bie 
Lande helfen. 

Laffen Sie mich auf unfere Reichspolitit ein Wort anwenden, das bie 
Theologen von ber Kirche zu gebrauchen pflegen: „Wir wollen in allem 
Befentlihen, in allen Fragen der Macht die volle, unbedingte 
Einheit, in allen Kragen ber Form dagegen Schonung und Rüd- 
iätenahme, in Allem aber bundesgendjfifhen Sinn und deutſche 

reuel“ 


Der Reichstag ftimmte faft einftimmig dem Antrage der 
Regierung bei. 


28 * 
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Das Gelingen der Mänzreforn. 


Der Bräfibent bes NReichelanzler- Amts Miniker Delbrück hate 
die Berathungen am 11. November mit deu Worten eingeleitet: 


„In den erſten Zollvereine-Berträgen, welde vor beinahe 40 Jahre 

eichloffen wurben, fagten fi) bie contrahirenden Staaten zu, daß fle gemein 
uß dahin wirken wollten, in ihren Landen ein gleiches Münz-, Maaß—⸗ 
und Gewichtsiyftem in Anwendung zu bringen. In wenigen Boden wir 
in ganz Deutfchlanb ein übereinſtimmendes, ein vollflänbig gleiches Maaß⸗ uud 
Gewichtsſyſtem in Kraft treten unb heute, meine Herren, treten wir baren, fik 
den zweiten Gegenſtand, für bie Regelung bes gemeinfchaftliden Münzipfenms, 
ben eutſcheidenden Schritt zu thun und ben feften Grund zu legen.“ 


Der Finanz. Minifter Camphauſen fagte im Laufe ber Berathung: 


„Mir gewährt e8 große Frende, baß je länger biefe ragen weich bewegen, 
defto mehr fi) bei mir bie Ueberzeugung feftgejett bat, daß der kühne Wurf, 
den wir unternehmen wollen, gelingen wird. Es ift ganz richtig, ber Memest 
für die gewaltige Reform, die Deutichland ins Ange faßt, war nie fo günfy 
und kann nie wieder fo günftig fein. Alle praktiſchen Männer erwarten buraz 
mit Ungebulb ben Augenblid, wo fie mit ber Ausführung beginnen Innen.” 


Nah der zweiten Berathung ſchrieb die „Provinztal-Eorresponden”: 


„Der „große Wurf“ wirb gelingen: ber erſte unb enticheibenbe Schritt zu 
dentſchen Münzeinigung wirb unverweilt geſchehen und damit zugleich ber Gruud 
zur weiteren burchgreifenben Reform gelegt fein. 

Was bei ben früheren durch Jahrzehnte ſtets erneuten Erörterungen über 
bie deutſche Münzreform als das Schwierigfte erichien, bie erfolgreiche Einführung 
einer einbeitlihen Golbmünze für ganz Beutſchland, das iſt jeßt unter weient 
licher Uebereinfiimmung ber beutichen Regierungen unb ber Bollswertretung mit 
blos beichlofien, fondern für die fofortige Ausführung in weiten Umfange ge 


Der Krieg mit Frankreich, dem wir bie volle politiſche Einigung Deutid- 
laubs verdanken, bat uns andy unerwartet bie Möglichkeit verfchafft, auf einem 
ber wichtigften Gebiete der wirthſchaftlichen Einigung alsbald zur That zu ſchreiten 
Dur die größtentheils in Golb erfolgende Zahlung ber Srieg 
ſeitens Frankreich ift bie unverweilte Ausprägung beutfcher Golbmänzen, weik 
fonft nur mit erheblichen Shwierigteiten und Opfern zu erreichen geweſen wär, 
nicht blos ermöglicht, fondern zu einer dringenden Notbwenbigleit geworben. 

Diefer Dringlichleit vor Allem ift e8 zu banken, daß bie Berfländigum 
über die Art und Weile ber Ausführung ber großen Neuerung weit leichter und 
raſcher erfolgt iſt, als es unter anderen Berhältniffen irgendwie in Ansfiht ze 
nehmen war. Hätte e8 fi darum gehanbelt, zuerft Über eine nur wünſchent⸗ 
werthe Reform Beſchluß zu faffen, um bann erft das zur Ansflhrung berielben 
erforberlihe Gold zu befchaffen, fo würde der Streit der Münzgelehrten aus Notd 
und Süb Über die befte Art der Münzeinrichtungen, wie er feither in volltwirth⸗ 
ſchaftlichen Berfammlungen und Schriften unabläffig geführt worben iſt, ſich gr 
wiß auch im Bunbesrathe und Reichstage erneuert haben. Wie noch vor zwei 
Jahren im Bollparlament eine deutſche Munzenquöte, beichloffen wurde, ſo 
würde gewiß ohne bie Gunft und bie Macht ber inzwiſchen eingetretenen 
—— bie ſchließliche Verſtändigung uur nach ſchweren Kämpfen errungen 
worden ſein. 
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Setzt aber, wo aus ber franzöflfgen Kriegszahlung eine ſehr beträchtliche 
Golbmaſſe im Beſitze des Deutfchen Reiches it, wo jeder Tag, um welchen bie 
volle Nutzbarmachung biejes Betrages bergägert wird, bem beutichen Volle em⸗ 
pſindlichen Berluſt bringt, jett konnten weder bie beutichen Regierungen, noch 
ber Reichstag bie Verantwortung für bie Bergögerung übernebmen. Angefichts 
ber Mögfichleit und ber großen Dringlichkeit einer thatfählichen Löfung traten alle 
theoretiichen — zurück gegen bie gebieteriſche Pflicht, ſich ber das prak⸗ 
tiſche Bebürfniß bes Augenblicks zu verfländigen. 

Das Deutiche Reich wird ſonach in fürzefter Friſt eine einheitliche, umlanfe- 
fähige Golbmünze befigen, unb zwar alsbald in ausreichender Menge, um bem 
Bedarf bes großen wirtbichaftlichen Verlehrs zu genügen. 

Wenn bei der Einführung nener einheitlicher Maaße und Gewichte, welche 
mit dem 1. Jamnar 8. J. ins Leben tritt, ber gemeinfame nationale Gewinn nidht 
ohne vorfibergehende unvermeibfiche Uebelflände, Schwierigkeiten und Beläftigungen 
ber Einzelnen erreicht werben kann, fo barf unfer Voll Dagegen ber Münzeinigung 
mit der berubigeuden Zuverficht entgegenſehen, daß es bie Bortheife derjelben von 
vorn herein in vollem Maaße an fich jelbft erfahren und erlennen wird.“ 


Bur Stellung der KSotfchafter und Geſandten. 


16. November. Aeußerung bed Fürften Bis marck bei der Berathung 
des Reichshaushaltsetats 


(über bie beabfichtigte Ernennung ber bisherigen Geſandten in 
Wien und Petersburg zu Botfchaften, fowie die Erhöhung ber 
Koften für die äußere Repräfentation bei einigen Gefanbtichaften). 


„Es liegt in den Geldverhältnifien fowohl wie in den ra ie 
daß der Etat des Deutfchen Reiches für auswärtige Angelegenheiten 
feinen Höhepuntt bisher nicht erreicht hat; denn einmal vermindert fich 
der Werth des Geldes, außerdem aber fteigt der Anfpruch auf würdige 
Bertretung mit der Größe und Bedeutung des vertretenen Reiche. 

möchte bitten, ein für alle Dal die angebliche Yeußerung Friedrichs des 
Großen, daß fein Gefandter fi nur darauf berufen follte, e8 ftänden 
bunderttanfen® Mann hinter ihm, und darum brauche er nicht zu repräs 
ſentiren — ich möchte Sie bitten, diefe Aeußerung ein file alle Male zur 
Grabe zu tragen; es ift mir ſchwer glaublich, daß ein fo geiftwoller Herr 
eine Aeußerung im Ernſte gethan haben follte, die ich mit dem guten Ges 
ſchmack jo wenig in Einklang bringen fann*). Bei diplomatischen Verhand⸗ 
[ungen an den Degen zu fchlagen oder zu fagen: ich erwiedere eine Ein- 
ladung zum Diner nicht, aber wir haben hunderttaufend Mann, — das 
ft in der That zu wenig unferen Gewohnheiten entſprechend. Ich kann 





*, Yu Betreff aa anebote fügte Furſt Bismard, als ein anderer Redner nochmals 


darauf Bezug nahm, noch 
„Ich habe die Aneldote genau in ber F Borrebner von Friedrich dem 


om, wie fie ber Herr 
Großen citirte, auch feit meiner Jugend häufig gehört und auch ſtets meine Freude daran gehabt _ 
ö auswä . laube, daß ber Koni ehr im Einne 
—— — ——— Ruta Da mr Im ie 
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nicht behaupten, daß der Einfluß eines Gefandten nothwendig mit ber 
Höbe fe Gehalts fteigt, der Einfluß, den er in dem Lande, wo ex 
beglaubigt ift, für da8 Land, welches ihn entjendet, auszuüben vermag. 
Aber aus denfelben Gründen, auß denen Sie, wenn daß Deutſche Reid 
ein Gebäude fir ein Miniſterium oder ein Parlament errichtet, darauf 
balten, daR dafielbe nicht blos dem ftrengften praftifchen Bedürfniſſe an- 
emeſſen fei, wie e8 der Mindeſtfordernde zu befriedigen bereit ift, fon- 
ern, daß e8 in mwürdiger Außitattung Zeugniß davon ablege, daß das 
Deutiche Reich ein —*8 mächtiges politiſches Gebilde iſt und ſich als 
folches fühlt, aus denſelben Gründen möchte ich Ste bitten, Darauf zu 
halten, daß das Deutfhe Neih im Auslande in einer Weiſe 
vertreten werde, die in den Augen des durchſchnittlichen Beob- 
achter8 auch äußerlich den Eindrud madt: bier fleden die 
Mittel und das Selbftgefüühl eines großen Landes dahinter. 
Fir die großen Maſſen ift e8 durchaus nicht gleichgültig, ob der amtliche 
Vertreter des Deutfchen Reiches den Eindrud macht, dag er große Mittel 
vertritt oder Tleine. 
Die Frage, ob Jemand Botfchafter oder Gefandter ift, hat mit 

ber Sade an fich nicht fo viel zu thun, ich will auch darauf nicht ein fo 
ohes Gewicht legen, es kommt vielmehr auf die Mittel an, die er zur 

erfügung bat, um äußerlich würdig aufzutreten. Ein Gefanbter mit 
40,000 Thlr. Gebalt in einem impofanten Hotel und mit einem flarfen 
Privatvermögen ift mir bei gleicher Befähigung lieber, als ein Botfchafter 
mit 30,000 Thlr. Gehalt, der nicht im Stande ift, der Größe und Würde 
des Deutichen Reiches gemäß ſich äußerlid zu bewegen und zu zeigen. 
Ich gehe nicht darauf ein, wie peinlich es für den Vetheiligten if iR den 
Heinen Kränkungen der Rivalität und Eitelkeit perfönlich vielfach ausgejekt 
zu ſehen, um jo peinlicher, wenn diefe Heinen Empfindlichleiten zugleich 
mit dem Gefühl verbunden find, daß er fie in Vertretung feines Landes 
und in amtlicher Eigenschaft erhält. Ich habe einen Gefandten mit Recht 
[egen hören: als PBrivatmann nehme ich den unterflen Pla gern ein, 
er mir bei Tafel gegeben wird; als Gejandter meines Reiches, im dieler 
amtlichen Eigenjchaft gehe ich hinaus, fobald mir nicht der Play ge 
geben wird, der mir gebührt. Und fo ift e8 auch mit der äußeren Ber- 
tretung, wenn man nicht im Stande ift, es den Kollegen weniger mächtiger 
Staaten gleih zu thun, ja ihnen nicht einmal diefelben Höflichkeiten m 
bemfelben Maße wiedergeben zu können. Ein Botfchafter bedarf an ſich 
wegen feines Titels kein höheres Gehalt — es ift eben nur ein Titel; ob 
Sie an die Spite einer Brigade einen Oberften ober einen General 
ftellen, er wird doch immer Brigadier bleiben, er wird immer bdieje Stelle 
ausfüllen müflen. Ein Botjchafter hat vielleicht, wenn er nur Inapp botirt 
fein fol, gegen einen Gejandten an einem großen Hofe ein Mehrbe ürfuiß 
von 1- bis 3000 Thalern an Ausgaben, die ihm dadurch erwachfen, daß 
es üblich ift, wenigftend in den meiften Ländern, daß die Botfchafter ge 
ee bei größeren Feſten von den Souveränen befucht werden, daß 
aljo dadurch größere Feſte in, möchte ich fagen, monardifchem Style ber 
Aa find, die eine Mehraußgabe in diefem Betrage jährlich mit ſich 

bren mögen. Daß dafür aber einem foldhen Haufe auch die er: 
des Beſuches des Monarchen felbft zu Theil wird, bewirkt, daß dad 
auch die Stellung des Vertreterd in den Augen der Unterthanen biejed 
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Monarchen der Würde des. vertretenen Reiches mehr entſpricht. Darım 
handelt es fich aber bei diefen Erhöhungen nicht. 

Weshalb, könnte man fragen, geben wir denn den Titel eines Bot⸗ 
ſchafters? Es gefchiebt das Dielmebr wegen des Ranges der politiichen 
Agenten unter fih. Es wird in den diplomatiihen Corps ein immerhin 
unbilliger, aber doch bei den meiften in Kraft ftehender Unterſchied ge- 
macht: es kommt zum Beiſpiel der Anfpruch, daß, wenn der außmärtige 
Minifter mit einem Gefandten in einer verabredeten Konferenz ift, und 
es wird ein Botfchafter gemeldet, der auswärtige Miniſter für verpflichtet 
gehalten wird, die Konferenz fofort abzubrechen und den Botfchafter zu 
empfangen. Wenn ein Geſandter vielleiht in dem Vorzimmer eined aus⸗ 
wärtigen Diinifterd eine Stunde wartet, und es kommt in dem Augenblid, 
wo er bereingerufen wird, ein Botfchafter, fo wird an den meiften Höfen, 
jo viel mir befannt ift, der Botſchafter bereingelaflen, der Gejandte kann 
nod) länger warten oder kommt vielleicht an dem Tage gar nicht mehr 
an. Das Alles find Meine Demüthigungen und Neibungen, die einfach 
durch den Titel abgeändert werden. Man kann fagen, wenn ein Geſandter 
da8 Gefühl feiner Würde hat, fo läßt er fich daß nicht gefallen, und ich 
bin felbft in der Rage geweſen, mir das mit Erfolg abzuwehren, aber 
do nicht ohne fehr erhebliche Spannungen, die mit der Sache felbft in 

ar keinem Verhältniß ftehen und nicht ohne ein Einfegen der Perſon ges 

Ühehen fönnen, was dicht an die Grenze desjenigen ftreift, was für einen 
amtlihen Vertreter eines großen Landes erlaubt if. Aljo man erreicht 
den Zweck einfacher dadurch, dag man diefen Titel giebt. 

In Öffentlihen Blättern habe ich einige Male gelefen von den Ges 
fahren, welde in dem Privilegium der Botfgafter lägen, mit 
dem Monarchen direkt und unmittelbar jederzeit zu verkehren. 
Dies beruht auf einem Irrthum. Es hat ein Botfchafter au Mo: 
narden nicht anders Zutritt, wie jeder Gefandte, und in keiner Weile das 
Recht in Anfpruch zu nehmen, mit dem Monarchen direkt ohne Vermittelung 
feiner Dinifter zu verhandeln. Die Berechtigung, einen ſolchen Verkehr zu 
regeln, ift ganz außfchließlich auf Seite des Monarchen, und deshalb möchte 
ich bitten, diefe Vorurtheile gegen die Botfchafter fallen zu laſſen.“ 


Ende November. Fürſt Bismard ift durch Krankheit ven der 
Theilnahme an den lebten Berathungen des Reichstages 
(beionderd an den Verhandlungen über dad Reichsheer und 
über den Kanzelparagraphen) zurüdgehalten. 


1871. 


Weiteres dreijähriges Pauſchquantum für das Reichshetr. 


Der Berlauf der Angelegenheit, — nad) der „Provin 
zials Sorrespondenz.“ 


„Der Reichstag hat in feinen letten Situngen, unmittelbar vor bem brän- 
genden Schluffe, noch bie wichtigſten Verhandlungen gepflogen und über ben te 
deutenbfien Theil des Reichſshaushalts Beſchluß gefakt: bie Frage über bie Aus 
gaben für das Reichsheer ift in ber letzten Stunde entichieben morben, uub zwar 
nicht, wie urſprünglich beantragt war, nur für das Jahr 1872, fonbern nad, bem 
ſchließlichen Antrage der Regierung alsbald auf brei Jahre. 


Bei der Borlegung bes Reichshaushalts beantragte die Regierung fatt 
eines im Einzelnen feftzuftellenden Ausgabenetats für das Reichsheer bie weitere 
Bewilligung eines Baufchquantums no für das Jahr 1872. Sie begräubete 
dieſen Vorſchlag damit, daß bie Neubilbungen im Heere ſelbſt unb in Bezug auf 
die militärifchen Inſtitute, weldde Durch die Ausdehnung auf das ganze Deutide 
Reich erforderlich geworben, noch wicht Überall durchgeführt feien, daß namentüd 
in Elfaß-Lothringen die neuen Einrichtungen noch in ber Ausführung begriffen 
feten, daß enblic die Fortdauer der Occupation in Frankreich Berbältnifie ber 
gründe, welche dem gewöhnlichen Friedenszuſtande nicht durchaus entſprechen. 

Indem jedoch aus biefen Gründen bie Fortbauer ber bisherigen Pauſch⸗ 
aablung (von 225 Thlr. für ben Kopf ber Triebensflärke) beantragt wurde, 

nbigte bie Regierung zugleich an, daß biejer bisherige Betrag unter gewöhn- 
lichen Berhältniffen für Die nothwenbigen Ausgaben nicht mehr ausreichen würde. 
In ben vier Jahren feit ber Vereinbarung jenes Pauſchſatzes feien auf vielen 
Gebieten bes Bebarfs erhebliche Preiserhöhungen, forie anbermeitig unvermeidliche 
Ausgabeſteigerungen eingetreten, aus denen ſich ein nicht unbetraͤchtlicher Mehr⸗ 
aufwand unabweislich ergebe. Es wurde im Einzelnen nachgewieſen, daß die 
Steigerung der Preiſe für Fleiſch und andere Lebensmittel, bie bringenb noth⸗ 
wendige Berbefferung des Solbatenbrobes, bie Steigerung ber Arbeitslähne, ber 
Beamtenbefoldungen u. f. w. einen ungleich höheren Aufwanb als bisher, fowohl 
für die Unterhaltung des einzelnen Soldaten, ale auch für die allgemeinen Br 
bürfniffe ber Milttärverwaltung verurjachen. 


Wenn bie Reicheregierung für das Jahr 1872 bie Unterhaltungsloften für 
bas Heer noch mit dem bisherigen Pauſchſatze zu beftreiten hoffe, fo könne bies 
nur auf Grund bejonberer Umftände geicheben, in Folge deren einige erhebliche 
Ausgabeverringerungen möglich feien, inbem erftens die Vebungen ber Mannſchaften 
des Beurlaubtenftandes im Sabre 1872 ausfallen, ferner bie in Elſaß · Lothringen 
auszuhebenden Rekruten erſt im Herbſt zur Einſtellung gelaugen, indem weiter 
bie bei ber Occupationsarmee in Frankreich —— noch im Jahre 1872 
verbleibenden Truppentheile Natnralverpflegung für Rechnung Frankreichs er⸗ 
halten, endlich die Wiederausſtattung ber Armee an Bekleidung, an Waffen und 
Munition nach Beendigung des leisten Krieges einen geringeren Aufwand bei ben 
betreffenden Ziteln für die laufende Unterhaltung erwarten laffe. 

Aus dieſen Gründen konnte bie Reichsregierung mit einem Banfchfake, 
welchen fie für bie weitere Zulunft als unzureichend erachtete, für das Jahr 1872 
noch auszulonımen hoffen. 

Die erſte Berathung ließ einen ernfleren Widerſpruch nicht hervortreten. 
Es wurde beichloffen, baß auch bie weitere Berathung im Haufe jelbft, nicht erſt 
in einer Commilfion ftattfinden folle; doch follten ſich, wie bei allen Theilen 
bes Reichehaushalts, einzelne Commiffarien bes Haufes vorher mit ber Regierung 
über bie in Betracht kommenden Verhältniffe näher verfländigen. 
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Bei den Berbanblungen biefer Commiffarien wurbe nun von national- 
liberaler Seite von den Abgg. Laster und von Stauffenberg ein Antrag 
geftellt, nad) welchem ber Regierung zwar eine Paufchfumme bewilligt werden jollte, 
aber nicht in ber vollen beantragten Höhe, fonbern unter Abſtrich von etwa 
14, Millionen. 

Der Kriegs-Minifter erklärte dies ale unannehbmbar, weil durch biefen 
Abſtrich die Möglichkeit gefährbet würde, mit dem Pauſchquantum, deſſen Erböhun 
für die Zukunft in Ansficht genommen werben, müſſe, für den Augenblick 100 
auszulommen. 

Da nun auf liberaler Seite gerade ein Werth barauf gelegt wurbe, ber zu⸗ 
fünftigen Erhöhung vorzubeugen, fo warb von anderen Sommilf arien ber Reichs⸗ 
segierung ber Vorſchlag gemacht, die Bedenken wegen ber zukünftigen Entwidelung 
dadurch fürs Erfte zu befeitigen, baf das Pauſchquantum nicht für ein Jahr, 
jondern alebalb für drei Jahre feftgejegt, mithin eine Erhöhung in ben 
nächſten brei Fahren ausgefchloffen würde.“ 


Aus der Erflärung des Kriegd-Minifterd Grafen 
von Roon. 


„Wir fteben nicht zum erften Mal vor einer über die Bewilligung 
für die Armee fi entwidelnden Streitfrage. Iſt e8 da nicht wohlgethan, 
fih deſſen & erinnern, wa8 hinter ung liegt? Man fagt heute wie fonft: 
„Keine Steigerung des Militäretats!" Das ift das Wort, was 
man immer von Neuem hört. Meine Herren! Iſt denn das aber richtig, 
it das billig, ift das gerecht? Das Pauſchquantum von 225 Thlr. ernährt 
den Mann, wie wir gehört haben, mit 93% Thlr. Meine Herren, Sie 
können für 225 Thlr. keinen Bedienten halten. Wenn Sie nun außerdem 
wifien follten, daß diefe 225 Thaler nur multipligiet werden mit dem einen 
Prozent der Deoölferung, nicht aber multiplizirt werden mit der vorhan⸗ 
denen erheblichen Zahl der Offiziere und Beamten, die der Armee anges 
bören; daß diefe Offiziere und Beamten mit den oft angefochtenen ſoge⸗ 
nannten „hoben Gehältern“ noch ausgeipart werden mitffen aus dieſem 
Pauſchquantum: fo frage ich, ift es nicht in ber That zu verwundern, 
dep man mit einem ſolchen Etat ausfommen kann, daß ich mit einem 
jolden Etat drei Jahre lang ausgelommen bin; und wenn Sie mir ferner 
entgegen gehalten, warum nicht mehr verlangt worden fei, jo ift die Ant⸗ 
wort darauf ganz einfach: weil wir möglich wenig fordern wollten, um 
der Sache willen, um des Intereſſes willen, das wir an dem Gedeihen 
des Landes nehmen, um der Rückſichten willen, die wir namentlich fir 
unjere [hwächeren Alliirten in jener Zeit zu nehmen hatten. Wir haben 
nit mehr gefordert. — Es fol nur ein Kriegs» Minifter, der nicht in 
der vortrefflichen Weife durch ein ausgezeichnetes Corps von Offizieren 
umd Beamten unterftiigt wird, e8 mit einem folhen Etat verfuchen; er 
wird mwahrfcheinlich jcheitern. Ach für meine Perfon, meine Herren, vers 
traue und habe vertraut der Tüchtigkeit derjenigen Organe, mit denen 
ih verwalte. 

Ih für meine Berfon babe Fein Bertrauenspotum in 
Anipruh genommen, aber die Militärverwaltung verdient 
das Bertrauen, daB fie ohne Anmaßung beanfprudt. Wir 
!önnen auf bie rüdliegenbe geht mit Genugthuung zurüds 
bliden, und wenn die Armee Rühmliches geleiftet hat in den 
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drei Kriegen, die fie kurz nah einander bat ausfechten 

müſſen, fo behaupte ich kühnlich — und ih berufe mid auf 

da8 Zeugniß des erfteu wie des legten Dffiziers im ber 

Armee: — die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit des Geſchäfts— 
anges in der Militär-Berwaltung bat nicht den geringfien 
ntDeil daran. 

Es ift früher vielmals gefagt worden, alle übrigen Reſſorts litten 
unter der Ueberwucherung bed Militär⸗Etats, diefe Ueberwucherung fei 
unerträglich, fie lähme die geiftige und gewerbliche Entwidelung der 
Nation, und es müſſe ihr ein Damm entgegengefet werden. a, meine 
Herren, ich gebe zu, daß der erfte Anlauf zu der militärifchen Entfaltung, 
deren Refultate wie uns doch heute erfreuen, etwas gemwaltfam geweſen 
ift in Bezug auf die Erhöhung der finanziellen Anforderungen, die an 
das Land geftellt werden mußten, — ich gebe e8 zu; allein, meine Herren, 
die weitere Entwidelung der Verhältniſſe bat doch bewiefen, daß diefe 
Anfprliche ohne Schädigung des Landes erhoben werden konnten. Meine 
Herren, feit dem Jahre 1868 hat. beifpielsweife die preußiiche Verwaltung 
eine Steigerung von 27 Millionen erfahren in den verfchiedenen Reflorts 
des Etats, d. i. ein Sechſtel des Etats für 1868, um ein Secähftel 
find alfo jest alle Bedürfniffe höher veranfhlagt und bes 
friedigt, alß fie e8 im Sabre 1868 waren, und dennod Jagen 
Sie: „Keine Steigerung des Militär-Etats!* und diefes Wort 
ift e8 auch, was den Herren Abgg. Laster und v. Stauffenberg das 
Amendement diktirt bat, mit dem ich nicht fertig werden fann. 

Muß ih nun noch bemerken, daß die Regierung vedlich gearbeitet 
bat, einen regelmäßigen Etat zu Stande zu bringen vor Zujammentrüt 
diefes Haufe, fo war e8 doch unmöglich; die Gründe find Ihnen ſchon 
dargelegt worden, und wenn ich nicht irre, fo haben Sie auch daran eo 

laubt. Mittlerweile find die betreffenden Arbeiten keineswegs auf die 
ite gelegt worden, fondern man hat fleißig weiter gearbeitet; aber meine 
Herren, unjere deutſchen Verhältniſſe find nicht jo fertig, wie 
unfere preußifhen, und deswegen bin ih auch der Meinung, 
daß e8 zwedmäßig, mit einem umfaffenden Wehrgefeg nod zu 
warten, und ohne ein ſolches einen fpezialifirten Normal: 
etat vorzulegen, das bat bei reiferer Ueberlegung aud mir 
bedentlih erfheinen wollen. Das war der Grund, merhalb 
ich auf den verfpäteten, obgleich nothgedrungenen Borfchlag meiner Herren 
ee eingegangen bin, für das „Jahr 1872 nur ein Paufchquantum 
zu fordern. 

Aber dies, meine Herren, muß ich ganz fordern, ohne Abſtrich 
Wenn nun dennoch Berlürzungen beabfichtigt worden find (ich rede gar 
nicht von den höheren Abftrichen, die von Seiten der Fortjchrittäpartet 
vorgefchlagen worden find, fondern nur von dem Amendement der Herren 
Laster und v. Stauffenberg) — ich fage, wenn aud nur foldye Ab- 
ftriche wirklich gemacht werden follten, jo bört für mich die Möglichkeit 
der Berwaltung auf. Mit der Entziehung diefer Summen fehlt mir 
wieder, wa8 mir früher fehlte und wofür ıch heute feine Beftände mehr 
zu verwenden babe. 

Nun kamen allerdingd noch die politifhen Erwägungen hinzu, die 
für die Wohlthätigkeit einer längeren Periode mit einem feſten 
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Etat geltend zu machen find, und zwar, wie ich glaube, mit vollem Rechte 
geltend zu machen find. 

Ich bin der umporgreiflichen Meinung, von die Bewilligung eines 
dreijährigen Pauſchquantums und über eine Menge von Salamitäten 
binaußbringt, fo daß ich meinerfeits die Annehmbarleit weder aus fonfti- 
tutionellen, noch irgend welchen anderen Gründen bezweifeln möchte. Die 
Bortheile einer folchen Uebereinkfunft Liegen auf der Hand.“ 


Die politifhe Seite der Militärfrage. 


Erklärung des BPräfidenten des Reichöfanzler- Amtes 
Staats -Minifterd Delbrüd. 


„Ich muß meinerfeit3, fo ungern ich es thue, auf die politifchen 
Erwägungen bei der vorliegenden Trage eingehen. Ungern thue ich es 
deshalb, weil ich mir fehr wohl bewußt bin, daß das, was von diefer 
Seite zu fagen ıft, fehr viel befier und ſehr viel wirkungsvoller gefagt 
werden würde, wenn der Herr Reichskanzler dur fein Unwohlſein 
nicht verhindert wäre, bier zu erjcheinen. Ich werde verfuchen, die Ges 
banfen, bie er bier ausgeſprochen haben würde, fo gut ic kann, wieder 
zugeben. 


Für die verbündeten Regierungen liegt der politifche Werth der Vor⸗ 
lage, welche fie jett gemacht Haben, darin, daß die ganze Welt durd 
die Annahme diefer Borlage weiß, daß Deutichland im Jahre 
1874 ganz ebenfo, unter allen Umftänden ebenfo gerüftet da- 
leben werde, wie es heute dafteht. 


Die verbündeten Regierungen gehen keineswegs von der Anficht aus, 
daß jest ummittelbar eine drobende Kriegsgefahr vorhanden wäre. Sie 
Innen aber ebenfowenig der Meinung fein, daß nun, nad) dem glücklich 
geführten Kriege und dem vortheilhaft gefchloffenen Frieden der Friede für 
ängere Zeit gemwährleiftet jei. Ste können es deshalb nicht, weil der 
Friede zwar geſchloſſen, indefien in einem ſehr wefentlichen Theile, wie 
mäönniglich befannt, nicht ausgeführt ift — noch nicht ausgeführt iſt. Er 
braucht ja erft auögeführt zu werden in diefer Beziehung im März 1874. 

Meine Herren! Ich glaube, jeder von Ihnen wird aus der Lektüre 
der Zeitungen und aus mündlichen Mittheilungen wiflen, daß im franzd- 
ſiſchen Volk eine ftarte Strömung vorhanden it, welche zu dem bintreibt, 
was man „Revanche“ nennt, dazu Bintreibt mit einem ganz beftunmten 
Termin, nämlich vor oder mit dem Tage der Zahlung der legten 3 Mil⸗ 
liarden. Später hätte fie ja weniger Bedeutung. Die gegenwärtige fran⸗ 
zöfliche Regierung ift diefer Strömung vollftändig fremd. Wir haben von 
jeher das befte Vertrauen zu ihr gehabt, daß fie die von ihr eingegangenen 
Verträge loyal und vollftändig erfüllen will, und nichts ift eingetreten, 
diefeg Bertrauen in die gegenwärtige franzöfifche Regierung zu erfchüittern. 

Indeſſen, meine Herren, kennen Sie alle die Lage unjered Nachbar- 
landes genug, mit einem von Natur lebhaften und von einem berechtigten 
Rationalftolz erfüllten Volk, welches nach ſchweren Erfihütterungen feinen 
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Schwerpunkt zu finden ſucht. Ob es diefen Schwerpunkt jet ſchon ges 
— bat und welche Wechſelfälle verlaufen werden, bis es ihn gefunden 
en wird, das weiß von uns niemand und niemand kann dafür eine 
Gewähr geben. 

Unfere Aufgabe ift es, das Unfrige zu thun, daß der rich⸗ 
tige Shwerpunft bald und ohne welterfhätternde Wedel» 
fälle gefunden werde. Ic theile durchaus die Anficht, dag der 
Berfuh einer Revande nit glüdlicher fein würde, als der 
Berfud, der im vorigen Jahre gegen die deutſche Unabhän- 
gigkeit gemadht wurde. Aber, meine Herren, darauf fommt es 
mir leineswegs allein an. Die Aufgabe, die wir haben, iſt 
vor allen Dingen, dahin zu wirken, daß die Revanche nit 
verſucht wird, daß nit durch diefen Verſuch Elend über Elend 
unter allen Umftänden au über ung komme, aud unter den 
günftigfien Umftänden. Unfere Aufgabe ift es, dafür zu forgen, 

i8 zum entfheidenden Momente den Frieden zu erhalten. 

Nun, meine Herren, glauben wir, daß zur Erreidung diefes 
Bieles nichts wirkſamer fein wird, als, eben wie ich es zu 
Anfang meiner Bemerkungen ausſprach, die Ueberzeugung, 
daß bis zum Jahre 1874 einfhlieglih der gegenwärtige 
ne des deutfhen Heeres Wechfelfällen nit ausge— 
est ifl. 

So lange e8 bevorfteht, daß hier ein definitiver Militär- Etat, momit 
der Begriff verbunden ift einer Neugeftaltung des Heeres, zur Berathung 
fommt, alſo auch die ance vorhanden ik, daß dieſe Oeftaltung des 
Heeres eine wefentliche Veränderung erleide, fo lange das der Fall iſt, 
werden fih an diefe Chance Hoffnungen anfnüpfen, nothwendigerweiſe, 
welche zu dem Ziele bintreiben werden, da8 wir nicht nur in unferem 
— Intereſſe, ſondern auch im Intereſſe der ganzen Welt fernhalten 
mühjen.“ 


Weitere Regelung der Berwaltungseinrichtungen in Elfaß- 
Lothringen. 


Dezember. Nach der amtlihen Denkſchrift. 


„Die Regierung bat mit dem Bundesrathe ein Geſetz Behufs Re 
gelung der Bermaltungseinrichtungen in dem Reichslande Eljaß-» Lothringen 
vereinbart. In demfelben werben einerfeit3 die ‚Bermaltungebegiehe, m 
welche das Land eingeteilt werden foll, feftgeftellt, ferner die Vehörben, 
in deren Hände die Verwaltung gelegt werden foll, georbnet, endlich bie 
Befugniffe geregelt, mit welchen diefe Behörden ausgerüftet werben follen. 

Es handelt fi dabei nur um die eigentliche Staatöverwaltung, we 
gegen die Gemeindeverwaltung zunächft unberührt bleibt. Um das Land 

eutfcher Rechtsordnung und deutfcher Sitte wiederzugewinnen, wird eß 
allerdings auch auf dem Gebiete der Gemeindeverfaſſung der Reformen 
bebürfen; indeſſen erheiſchen dieſelben, ehe fie dem Zwede entſprechend ins 
Werk gejegt werden können, eine fehr eingehende Prüfung der beftchenden 
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Berbälinifie und Bedürfniffe, nicht minder eine ſtärkere Befeftigung der 
neuen Ordnung und eine größere Berubigung und Klärung in dem Beifle 
ber Benölferung, als zur deit nach der Natur der Dinge noch hat erreicht 
werden können. Bis zu diefem Zeitpunkte kann aber die fefte Organifation 
der Staat8verwaltung nicht außgefet werden. Die Fortführung nur vor- 
länfiger Einrichtungen geftattet weder eine fefte und einheitliche Handha- 
bung der Regierung, noch giebt fie den Beantten, deren fefte Anftellung 
von der Durchführung der dauernden Organifation et diejenige 
Sicherheit und diejenige Freudigkeit zur Arbeit, welche fie bei Erfüllung 
ihrer theilweife ſehr fchwierigen Aufgabe nicht entbehren können. 

Die beabſichtigten Einrichtungen follen nicht durchaus Neues fchaffen; 
fie Inüpfen vielmehr an die borgerumbenen oder die während der bißherigen 
Berwaltung bereit$ eingerichteten Zuftände an. 

Der Anſchluß an die früheren franzöfiichen Einrichtungen erflärt fich 
vornehmlich auß dem Beftreben, der Bevölkerung Inftitutionen, an welche 
fie gewöhnt ift, und welche fi als zweckmäßig ermweifen, zu belaflen. 
Eine durchgreifendere Umgeftaltung der Behörden würde überdies ohne 
eine gleichzeitige Umgeftaltung des geltenden Rechtes felbft nicht durch 
führbar fein; eine derartige neue gefeggeberifche Thätigleit aber darf 
jedenfalls in der Mebergangszeit nur mit Maß geübt werben, wenn fie 
nicht mehr zerftören will, als fie aufbauen Tann. 


AS die dringendfte, zunüchſt zu Löfende Aufgabe ift Seitens der Re⸗ 
gierung angejehen worden, ben Fortgang einer regelmäßigen Berwaltung 
zu fihern und biejenigen Behörden zu bezeichnen oder einzuführen, welche 
an Stelle der durch die Trennung von Spranfreich aufgelöften oder fonft 
in Wegfall gelommenen Behörden die gefetlichen Befugnifje derfelben zu 
übernehmen Baben. Wo es angänglich Hhien, ift die verwidelte Geftaltung 
der Beamtenverhältniffe vereinfacht oder die Vereinfachung wenigften® vor⸗ 
bereitet worden. Insbeſondere war dabei die Abficht leitend, den Schwer- 
punft der Verwaltung in das Land felbft = legen und mit der Erhöhung 
er perjönlicden Verantwortung auch die Xhätigkeit und Wirkfamleit der 
Beamten zu erhöhen.“ 


1872. April. Stiftung der Univerfität Straßburg. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, König von 
Preußen zc., thun kund und fügen zu wiflen: 

Nachdem Elfaß und Lothringen mit dem Deutfchen Reiche wieder 
vereinigt find, haben Wir auf den Antrag des Deutfchen Reichſstages und 
unter Zuftimmung des Bundesrathes des Deutfchen Meiches beichlofien, 
daß die durch eine glänzende Vergangenheit ausgezeichnete hohe Schule 
zu Straßburg in ihrer eren einheitlichen Gefoltung als Univerfität 
wieder ins Leben trete. 

Wir begründen demnach dieſe goafhule, die aus dem Elfaß und 
aus Lothringen fo viele hochgelehrte Lehrer empfing, und diefen Ländern 
wie der Welt Deänner, tüchtig in allen Zweigen der Wiſſenſchaft, zurück⸗ 

egeben hat, von Neuem, auf daß an ihr im Dienft der Wahrheit bie 
iſſenſchaft gepflegt, die Jugend gelehrt, und fo der Boden bereitet werde, 
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auf welchem mit geiftiger Erkenntniß wahrhafte Gottesfurcht und Hinge 
bung für das Gemeinweſen gedeihen. 

Durch das von Uns am heutigen Tage vollzogene Geſetz find bie 
aus der Zerfplitterung der früheren Univerfität entftandenen Fachſchulen und 
Balultäten ee und alle Rechte derfelben auf die neue Hochſchule — 
als eine öffentliche Anftalt im gefeglichen Sinne — übertragen worden. 

Wir wollen, daß die Univerfität mit allem zur Erlälumg ihrer 
Aufgabe Nothwendigen, insbefondere mit den nöthigen twiflenfchaftlichen 
Sälfanftalten außgeftattet und daß für deren Erhaltung den Anforde 
rungen der Wiffenfchaft entſprechend Sorge getragen werde. Borläuftg 
und bis zur Herftellung anderer Gebäude überweiſen Wir der Univerfität 
die bisher von der Alademie benutten Gebäude, außer welchen fie and 
die von der Stadtgemeinde Straßburg zeitweile zur Verfügung geftellten 
Räume im Schloß gemeinschaftlich mit der Univerſitäts⸗ und Landesbi- 
bliothek zu benugen hat. 

Wir verleihen derfelben das Recht, ihre eigenen Univerfität8- und 
Fakultäts» Angelegenheiten nad) der in dem Univerfitäsftatut zu gebenden 
Ordnung zu verwalten, und fi ihren Rektor unter Unferer Genehmigung, 
b wie die Dekane ihrer Falultäten felbft zu beftellen; Wir verleihen den 

akultäten dag Wet, den Doktorgrad unter Autorität der Univerfität, 
nach einer von den Fakultäten felbft aufzuftellenden Promotions» Ordnung 
zu ertheilen, überzeugt, daß diefe Würde nur an folche vergeben werden 
wird, welche durch den Ernft ihrer wifjenfchaftlichen Leiftung das Anfehen 
der Hochſchule in neuen Glanz zu bringen geeignet find. 

Wir gewähren, daß die Fakultäten nach von ihnen felbft gegebener 
Habilitationsordnung neue, in der Wiſſenſchaft bewährte Lehrer zum Pehrande 
in ihrer Mitte zulaffen, verordnen endlich, daß die Univerfität „Straßburg" 
da8 Siegel der alten Univerfität Straßburg führe, wie e8 ihr von dem 
erften Begründer der Hochfchule verliehen worden ift, mit der Umſchrift: 

„Sigillum academiae Argentinensis.“ 

Die Ernennung des Erften Rektors der Univerfität, der fein Amt 
verwalten foll, biß der nad dem Statut zu mählende Rektor daſſelbe 
übernimmt, behalten Wir Uns vor. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige 
drudtem Kaiſerlichen Inſiegel.“ 

Gegeben Berlin, den 28. April 1872. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


„Das Gefeg, betreffend bie Univerfität Straßburg, beftiimmt, 
daß die zu Straßburg vorhandenen fünf Fachſchulen: die theologijche Fakultät 
(mit dem proteftantifhen Seminar), bie Rechtsſchule, die Fakultät ber gi 
ber ſchönen Wiffenfchaften (lettres) und ber exakten Wiffenfchaften (sciences) 
aufgehoben werben und bie Univerfität in ihre Rechtsverhältnifie eintrete. 

Die Univerfität fleht unter ber oberen Leitung und Aufſicht bes 
Reichskanzlers. Zur Wahrnehmung ber unmittelbaren Aufficht, fowie ber 
Gerechtfame ber Univerfität wirb ein ator beftellt, der fein Amt nad ben 
Anmeifungen bes Reichslanzlers ausübt. Die Beftellung des Kurators fowte bie 
Ernennung ber zum Lehramt an bie Univerfität zu berufenden ordentlichen Pro 
fefioren erfolgt Seitens bes Kaiſers.“ 
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Bon der Reichstagsſeſſion 1872”. 


8. April. Eröffnung ded Deutſchen Reichstags. 
Rede ded Reichskanzlers Fürften von Bismarck. 


„Geehrte Herren! 

Ihre Thätigleit wird in der bevorftehenden Seffion in erfter Linie 
durch die Fortführung der im Vorjahre begonnenen gefeglichen Regelung 
und Ausbildung der gemeinfchaftlichen Einrichtungen des Reichs in An⸗ 
fprud genommen werden. 

Dur ein Gefe über die Einrichtung und die Befugnifje des Red-- 
nungshofes foll die Kontrole der Erhebung und der Verwendung ber 
Emnahmen des Reichs definitiv geordnet und die Behörde, welche mit 
der Handhabung diefer Kontrole, fo wie mit der Vorbereitung der durch 
den Yundesrath und den Reichstag auszufprechenden Entlaftung zu bes 
trauen if, mit den dazu 5 Befugniſſen ausgeſtattet werden. 

Der Entwurf eines Militärſtrafgeſetzbuche für das Deutſche 
Reich wird Ihnen vorgelegt werden, um die Einheitlichkeit der — 
einrichtungen auf dem Sebiete des Strafrecht3 zum Abjchluß zu bringen 
und der bereitS gewonnenen Einheit des Strafrechts für da8 bürgerliche 
Leben, den vom Neichstage geäußerten Wünfchen entiprechend, als Er- 
gänzung hinzuzutreten. 

Der Entwurf eined zur Regelung der Berhältniffe der Reichs⸗ 
beamten beftimmten Geſetzes, welcher dem Reichstage bereit3 vorgelegen 
bat, ift unter Beachtung des Gutachtens der Kommilfion des Reichstages 
und der inzwifchen eingetretenen politifchen Veränderungen einer neuen 
Prüfung unterzogen worden, und wird in der danach veränderten Geftalt 
Ihrer Seiglußfafung unterbreitet werden. 

Die einheitliche Regelung der — ir: innerhalb der Ge⸗ 
biete, welchen die Abgabe von Bier gemeinjchaftlich ift, hat Ihre Thätig- 
feit ſchon mehrfach in Anfpruch genommen, ohne daß es biß dahin ge» 
lungen wäre, die derfelben entgegenftehenden Schwierigkeiten zu überwinden. 
Eine Ihnen angehende Geſetzvorlage wegen Erhebung der Braufteuer 
im Deutfhen Reich hat den Zwei, diefe Aufgabe zu löſen und zugleich 
duch Mitbeft:::crung der Malzfurrogate eine dem Intereſſe der Finanzen 
jomohl, wie des Verbrauchs entfprechende Reform der Braumalzftener 


vurdanführen. 
te erfreuliche Steigerung des Verkehrs und Verbrauchs bat die 
Möglichkeit geboten, in dem Shnen vorzulegenden NReihshaushalts- 
Etat für das Jahr 1873 die Einnahme aus den gemeinfchaftlichen 
Verbrauchsabgaben und die Ueberſchüſſe der Poftverwaltung unter Beach- 
tung der bewährten Grundfäge vorfichtiger Veranfhlagung höher auszu⸗ 
bringen, ſo daß trotz des in verſchiedenen Zweigen der Ausgabeverwaltung 
roorgetretenen Mehrbedarfs eine Verminderung der Matrikular—⸗ 
eiträge in Ausſicht zu nehmen iſt. 


") Um den Zuſammenhang deB folgenden Abſchnitts nicht zu zerreißen, werben bie obigen 
Piecen vorweggenommen. 
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Ein Nachtrag gm Neihshaushalts- Etat fir daB Jahr 1872 iſt 
beftimmt, neben ber Befriedigung einiger anderer nachträglich hervorgetre⸗ 
tenen Bedürfniffe, die Mittel fir Begründung eines flatiftifden Amtes 
aufzubringen, welches im Stande fein wirde, durd einheitliche wiflen- 
haftliche Bearbeitung der Ergebnifie ftatiftifcher Erhebungen im Reiche 
er Gefeßgebung und Verwaltung, jowie der hiffenfehaftlicen Erlenntuif 
der flaatlihen und geſellſchaftlichen Zuftände wefentliche Dienfte zu leiften. 

Die Verwaltung des Jahres 1871 hat erhebliche finanzielle Ueber⸗ 
[aa fe ſowohl bei den Steuern als auch bei ber Boftvermaltung ergeben. 

eber die Berwendung derfelben wird Se ebenjo mie über die gefeß- 
liche Regelung der Verwendung und Bertheilung der franzöfiihen Krieg 
entfehädigung eine Vorlage zugehen. 
Ueber die durch den Krieg mit Frankreich veranlaßten Aus⸗ 
gaben der Staaten des vormaligen Norbdeutfchen Bundes wird Ihnen, 
en Beftimmungen der in den Subren 1870 und 1871 erlafienen Kredit 
gejege entjprechend, ein Hechenfchaftsbericht erftattet werden. 

Die mit der Regierung des Sönigreihd Portugal feit Jahren ge 
pflogenen Verhandlungen haben am 2. mi: d. J. zum Abſchluß eimeß 

ertrage® geführt, welcher nach dem Vorbilde der mit anderen ofen 
abgefchloffenen Handels⸗ und Schifffahrtöverträge die gegenfeitigen Ber 
teßrabegiehungen auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nationen regelt um, 
wie zu hoffen, die Grundlage für die Anknüpfung intimerer und andge 
behnterer Handelöverbindungen zwiſchen Deutichland und Bortugal bilder 
wird. Der Bertrag wird Ihnen zur Genehmigung vorgelegt werben. 

Ebenfo eine mit den Bereinigten Staaten von Amerila ab 
efchlofiene Konfulars Konvention und ein mit Frankreich abgefchlofjener 
Boftvertrag, welcher die gegenfeitigen poftaliichen Beziehungen unter Be 
rüdfihtigung der Bedurfniſſe des in ftetem Wachsthum begriffenen Kor 
refpondenzverkehrs regelt. 

Die Neuorbnung und Befeftigung der Verhaltniſſe von Elſaß⸗ 
Lothringen fchreitet in erwänfchter Weife vor. Die Schäden des Krieges 
geben mit Hülfe der Unterftägung, welche nach dem Gefege vom 14. Juni 
1871 aus Reichsmitteln gewährt werden darf, allmählich der Heilung ent- 
gegen. Die Grundlagen für die deutfche Verwaltung find gelegt, bie 

echtöpflege ift gefichert und bie Univerfität in Straßburg foll am 1. Mei 
d. J. ind Reben treten. Für den außerordentlichen Aufwand, welden de 
Einrihtung der damit zu verbindenden wiſſenſchaftlichen Zuftitute erheiſcht. 
wird auf die Hülfe des Neichs gerechnet werden dürfen. Eine Ueberſicht 
der biöher erlafienen Gefege und allgemeinen Anordnungen, fo wie über 
den Gang der Verwaltung des Landes wird entfprechend ber Vorſchrift 
des Geſetzes vom 9. Juni v. %. Ihnen zugehen. 

Sie werden, geehrte Herren, die Befriedigung theilen, mit melde 
die verbündeten Regierungen auf die Ergebniffe des erften Jahres 
des neu begründeten Deutjchen Reichs zurückblicken und der ferneren flaat- 
lichen und nationalen Entwidelung unferer inneren Einrichtungen mit 
freudiger Zuverficht näher treten. 

Mit derjelben Genugthuung werden Sie die Berfiherung enger 
nehmen, daß es der Politit Sr. Majeftät ded Kaiferd und Königs ge 
lungen ift, bei allen auswärtigen Regierungen da8 Vertrauen zu erhalten 





449 
1872 


und zu befeftigen, daß die Macht, welche Deutfchland durch feine Einigung 
zum Reiche gewonnen hat, nicht nur dem Baterlande eine fihere Schub» 
webr, fondern auch dem Frieden Europas eine ſtarke Bürgfchaft gewährt.“ 


Zur Finanzpolitik des Reichs. 
1. Mai. Rede ded Fürften Bismarck bei Berathung eined An- 


trag8 betreffend die Aufhebung der Hälfte der Salziteuer. 


[Nothwendigkeit eigener Einnahmen bes Reichs ftatt Matrikular⸗ 
beiträge; alle Steuern läſtig; leichtfertige Berfprechungen.] 


„Ih halte es für meine Pflicht, auch perfönlich in diefer Sache ein 
Zeugniß über meine Stellung abzulegen. Ich bin der Einzige, dem die 
Verfaſſung eine Verantwortlichkeit auferlegt für die Ausführung der 
Gefege und der Berfalfung. Ich komme alfo in die Page, ein Gefeg, 
weldes Se. Drajeftät der Baifer vollzieht, Tontrafigniven zu müflen, und 
ih muß dann in einem folhen Falle mich fragen, ob ich nach meiner Vers 
antmortlicheit für den Beitand und die Yortentwidelung des Reiches in 
der Lage bin, eine ſolche Kontrafignatur zu leiften. Diefe Erwägung vers 
anlaßt mich doch über meine Stellung zu diefem und zu ähnlichen Anträgen 
prinzipiell einen Zweifel nicht zu lafien. Ich gebe fehr gern zu, daß die 
Salzfteuer eine von denen ift, deren Abjchaffung primo loco wunſchens⸗ 
werth bleibt. Db fie allein in diefem Vordergrunde für die Abjchaffung 
ſteht, iſt eine andere Frage, die die Herren Sinange Minifter für fih ent- 
Iheiden mögen; für die Stellung des Reichskanzlers ift vor allen 
Dingen die Erwägung eine entfcheidende, ob die politiihe Tage des Reichs 
verbeffert oder verfchlechtert wird, und ob die Verantwortung, die ihm 
dafür aufliegt, ihn ftark genug drüdt, um unter Umftänden einer Befeis 
tigung einer Reichsſteuer aus politiihen Gründen zu mwiderjprechen. 

* halte die eigenen Einnahmen des Reiches für in ſo hohem 
Grade wichtig, daß ich nicht glaube, daß ein ſeiner Verantwortung ſich 
bewußter und von dem richtigen Intereſſe für den Beſtand und die Fort⸗ 
entwicklung des Reiches befeelter Kanzler jemals feine Zuftimmung dazu 
geben wird, daß die eigenen Einnahmen des Reiches ohne EEE 

tfag vermindert werden. Die Anmweifung auf andere Steuern ift zweifel- 
baft, die Anweifung auf Matrifular- Beiträge kann ih nicht 
annehmen. Wenn von Seiten folcher Elemente, die ich als centrifugale 
bezeichnen möchte, bie Sinweilung auf die Matrifular» Beiträge bereitwillig 
entgegengenommen wird, als Erſatz für die eigene Reichsſteuer, fo kann 
ih mir daB fehr leicht erklären, indem aus einem Neiche, welches nur auf 
Matritular- Beiträge begründet wäre, in Fällen, die ich nicht porausfehen 
und nicht erleben mag, die Freizügigkeit außerordentlich erleichtert wird. 
Man wiirde feine Saden beim Auszuge fehr bald mitnehmen Tünnen. 
Das große Bindemittel einer ftarfen gemeinfamen Finanz 
einrihtung, eines gemeinfamen Finanzſyſtems fehlt einem. 
Reihe, weldes nur auf Matrilularbeiträge begründet ifl. 
te Matritularbeiträge zu vermindern, if meines Erachtens 
Aufgabe einer wohlerwogenen Reichspolitik. 


Fürſt Bismard. II. 29 
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Ich weiß nicht, ob es nicht noch ſchlechtere Steuern, wie die Salz: 
ftener in den einzelnen Tändern giebt, und ich möchte Doch dagegen auch 
Zeugniß ablegen, daß nicht gerade diefe Reichsſteuer jo gelennzeichnet 
worden, als Hei fie eine höchſt ungerechte und es ſei eine unnöthige Bes 
drüdung de8 armen Mannes, wenn fie auch nur noch einen Tag ın dem 
Maße fortbeftände, in der fie jeit Jahren beftanden bat. Es ift jedesmal 
die Steuer, die das Reich gerade am meiften braucht, als eine den armen 
Dann beſonders drüdende bezeichnet worden. So lange wir ineinem 
fehr großen Bundesftaate noh das Brod und das Fleiid 
befteuern, haben wir fein Recht, die Salzfteuer auf dieje 
Weife zu brandmarfen, als wäre es gerade ein Mangel an Pflidt- 
gefühl, daß die Regierungen fie nicht längft aufgehoben haben. So lange 
Ste von dem armen Manne 15—30 Silbergrojchen Slafjenftener in den 
legten Stufen nehmen, kann ich Ihnen dag Recht nicht einräumen, die 
Salzfteuer fo darzuftellen, als ob fie die allerfchlechtefte fei, als ob es 
gewilfermaßen eine Schmad für die Regierungen wäre, fie noch meiter 

eftehen zu lafien. Man muß jih überhaupt, wenn man deu 
Staat ernftlid will, und wenn man in fi das Gefühl der 
ftaatliden Berantmwortlidhleit hat, hüten, von irgend einer 
Steuer, die man heute noch nit entbehren kann, mit diefer, 
ih kann wohl fagen, Maßlofigkeit zu |prechen, als wenn es cm 
ungerechte Bedrüdung wäre, daß fie überhaupt noch gezahlt wird. Die 
Steuern find alle unangenehm, alle läftig, aber es macht mir 
den Eindrud: fo oft wir über eine Steuer verhandeln, ob fie abgeichaftt 
oder eingeführt werden foll, ijt gerade immer die, welche das Reich hat 
oder braucht, gerade diejenige, welche die allerdrüdendfte if. Ich möchte 
©ie bitten, meine Herren, daß doch “Jeder, der einen folchen Antrag ſtellt, 
fih von dem Berantwortlichleitsgefühl für die Fortexiſtenz unferer mt 
Mühe begründeten Reichsinſtitutionen und deren Befeftigung durchdringen 
und e8 micht allein den Regierungen fiberlaffen möge, Abhülfen zu jucen, 
‚ber Reichövertretung aber allein das Recht zu nindiziren, zu tadeln, weg⸗ 
zufchneiden. Dei einem folchen Antrag, wie der zuerit geftellte, der blos 
auf den Wegfall einer wefentlihen Steuer ohne Borjchlag irgend eines 
Erfaßes geftellt wurde — wundere ich ig nicht, unter dem alle Cie 
mente zu fehen, die ich ‚vorher centrifugale Elemente nannte, ſolche, denen 
wenigftens eine Befeftigung des Reiches nicht wünſchenswerth ift. Diele 
darunter zu ſehen, babe ich mich nicht gemundert; aber, wenn ic die 
eifrigften, bingebendften Mitarbeiter an dem Zuftandelommen, an der De 
jeftigung des Reichs mitunterfchrieben gefunden habe, fo habe ich mir ge 
fagt: und fehlt noch in einen für mich fchmerzlichen Maße das Gefühl 
der ftaatlihen Verantwortlichkeit in unferer Gejamntvertretung. 

— — — Daß die Steuern jedem Wähler unangenehm find, liegt 
auf der Hand; daß ihm Jeder angenehm ift, jeder Abgeordnete, der jagt: 
Du zahlſt eigentlich zu viel, und ich bin der Dann, der dir eine Steuer: 
erleichterung verjchafft! ift ohne Zweifel; aber ob e8 mit der politiſchen 
Berantwortlichkeit, die ih Jedem in diefem Saale in demjelben akt, 
wie ich fie fühle, wünſche, verträglich ift, dieje® Moment fo fehr in den 
Bordergrund zu ftellen und fich nicht zu fragen, welche Folgen für die 
Gefamntheit daraus entftehen, dafür die Berantwortlichkeit der Regierung 
zu überlaffen, daß gebe ich Ihnen anheim zu bedenken. ch glaube, meine 
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Herzen, daß die Schmeichelei dem Wähler gegenüber, daß die Schmeichelei 
den unteren Klaſſen gegenüber von mancher Seite übertrieben wird und 
dag Sie mit Verſprechungen freigebig find, die Sie nicht halten können, 
weder bier, noch wenn Ste an meiner Stelle ftehen. 

Der Herr Präfident des Reichskanzler⸗Amts ebenfo wie ich haben 
es als etwas wünſchens wer thes bezeichnet, daß die Regierung in 
die Lage fomme, auf die Salzfteuer zu verzichten. Kur möchte 
ih Sie bitten, einem Reichskanzler nicht augumutben, daß er, 
jo lange er e8 hindern Fann, auf feitftiehende Reih3-Ein- 
nahmen verzichtet und ſich Dafür mehr oder weniger milde 
Beiträge der einzelnen Regierungen anmweijen läßt.“ 


ur inneren preußiſchen Entwicklung. 


1571. 27. Novenber. Thronrede des Kaijers und Königs 
zur Eröffnung des Landtags. 


„Erlaudte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Landtages! 


Inden Ih zum erften Male nad) den großen Geeigniffen der 
jingften Vergangenheit den Landtag der Monarchie wieder Selbſt begrüße, 
darf Ich vor Allen der hohen Genugthuung darüber Ausdrud geben, 
daß an den Ehren und Erfolgen diefer denkwürdigen Zeit dem preußifchen 
Bolte ein jo hervorragender Antheil zugefallen ift. Die Wehrfraft Preu⸗ 
Bens, deren Ausbildung Ich feit dem Beginn Meiner Regierung als eine 
der höchſten Aufgaben Meines Königlihen Berufs erkannt habe, fomie 
der altpreußijche Geiſt fittliher Zucht, feiter Treue und patriotiiher Hin⸗ 
gebung haben eine glänzende Probe beftanden. Es drängt Dich, Meinem 

olke vor feinen Vertretern nochmals Meinen freudigen Dank für feine 
erhebende Haltung auszufprecen. 

Während dem neu erftandenen Deutjchen Reiche, deſſen Kaiſerwürde 
mit Meiner und Meiner Nachfolger Krone verbunden ift, fortan die 
Pflege der nationalen Macht und Sicherheit zufällt, wird ſich die Vers 
tretung des preußifchen Volles in Gemeinfchaft mit Meiner Regierung 
um jo zuverjichtlicher der heilfamen Ausbildung der inneren Einrichtungen 
der Monarchie widmen können. 

Aus dem Entwurf zum Staatshaushalts-Etat für 1872 werden 
Sie erfehen, daß die Finanzlage Preußens ungeachtet der Opfer, welche 
der gewaltige Krieg erheifcht hat, eine in hohem Mläße befriedigende tft. 

Die Schwierigkeiten, mit welchen die Yinanzverwaltung vor einigen 
Sahren zu kämpfen hatte, find bereit3 im Jahre 1870 überwunden worden, 
Einer weiteren günftigen Entwidelung geht die Finanzlage unter der Ein⸗ 
wirfung der Sriegderfolge entgegen. 

Die durch Reichsgeſetz angeordnete Bildung eines Reichskriegsſchatzes 
überhebt Preußen der Nothmendigkeit, noch ferner einen Staatsſchatz zu 
unterhalten. Es werden Ihnen Gefegentwürfe zugehen, wonach der hierdurch 
ne fügbar werdende Beftand des Staatsſchatzes, ſowie einige außerordents 
liche Einnahmen zur Tilgung von Staatsfchulden verwendet werden ſollen. 

29% 
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Ich weiß nicht, ob es nicht noch fchlechtere Steuern, wie die Salz- 
fteuer in den einzelnen Ländern giebt, und ich möchte doch dagegen auch 
Zeugniß ablegen, daß nicht gerade diefe Reichsſteuer fo gekennzeichnet 
worden, als Hei fie eine höchſt ungerechte und es fei eine unnöthige Be- 
drüdung des armen Mannes, wenn fie auch) nur noch einen Tag ın dem 
Maße fortbeftände, in der fie ſeit Jahren beftanden bat. Es ift jedesmal 
die Steuer, die das Reich gerade am meiften braudt, als eine den armen 
Mann bejonderd drüdende bezeichnet worden. So lange wir ineinem 
fehr großen Bundesftaate noch das Brod und das Fleiſch 
beiteuern, haben wir fein Recht, die Salzfteuer auf dieje 
Weife zu brandmarken, al® wäre e8 gerade ein Mangel an Pflicht: 
gefühl, daß die Regierungen fie nicht längft aufgehoben haben. So lange 
Sie von dem armen Manne 15—30 Silberarniehen Klaſſenſteuer in den 
legten Stufen nehmen, Tann ich Ihnen das Recht nicht einräumen, die 
Salzſteuer fo darzuftellen, als ob fie die allerfchlechtefte fei, als ob es 
gemiffermaßen eine Schmach für die Regierungen wäre, fie noch weiter 

eftehen zu laffen. Man muß fi überhaupt, wenn man den 

Staat ernftlih will, und wenn man in ſich das Gefühl der 
ftaatlihden Berantwortlidfeit hat, hüten, von irgend einer 
Steuer, die man heute noch nit entbehren fann, mit diejer, 
ich Tann wohl fagen, Maßlofigkeit zu ſprechen, als wenn es eme 
ungerechte Bedrüdung wäre, daß fie überhaupt noch gezahlt wird, Die 
Steuern find alle unangenehm, alle läftig, aber e8 madt mir 
den Eindrud: fo oft wir über eine Steuer verhandeln, ob fie abgeſchafft 
oder eingeführt werden foll, ift gerade immer die, welche das Reich hat 
oder braucht, gerade diejenige, welche die allerdrüdendfte it. Ich möchte 
Sie bitten, meine Herren, daß doc “Jeder, der einen ſolchen Antrag ftell, 
fih von dem PBerantwortlichleitsgefühl für die Yorteriltenz unferer mit 
Mühe begründeten Reichsinftitutionen und deren Befeftigung durchdringen 
und es nicht allein den Hegierungen überlaffen möge, Abhülfen zu ſuchen, 
der Reichövertretung aber allein das Recht zu vindiziren, zu tadeln, weg⸗ 
zufchneiden. Bei einen ſolchen Antrag, wie der zuerjt geftellte, der bios 
auf den Wegfall einer mefentlichen Steuer ohne Vorſchlag irgend eines 
Erfatzes geftellt wurde — mundere id) Wi nicht, unter dem alle Ele 
mente zu fehen, die ich vorher centrifugale Elemente nannte, folche, denen 
wenigftens eine Befeftigung des Reiches nicht wünſchenswerth iſt. Tieie 
darunter zu fehen, habe ich mich nicht gewundert; aber, wenn id die 
eifrigften, hingebendften Mitarbeiter an dem Zuftandefommen, an der Br 
feftigung des Reichs mitunterjchrieben gefunden habe, jo habe ich mir ge 
fagt: und fehlt noch in einen für mich fchmerzlichen Maße das Gefühl 
der ftaatlichen Berantwortlichkeit in unferer Gejammtvertretung. 

— — — Daß die Steuern jedem Wähler unangenehm find, liegt 
auf der Hand; daß ihm Jeder angenehm ift, jeder Abgeordnete, der jagt: 
Du zahlit eigentlich zu viel, und ıch bin der Mann, der dir eine Steuer: 
erleichterung verjchafft! ift ohne Zweifel; aber ob es mit der politiſchen 
Berantwortlichkeit, die ich Jedem in diefem Saale in demfelben Daft, 
wie ich fie fühle, wünſche, verträglich ift, diefesg Moment fo fehr in den 
Bordergrund zu fielen und ſich nicht zu fragen, welche Folgen für die 
Gefamnitheit daraus entftehen, dafür die Berantwortlichkeit der Regierung 
zu Überlafjen, da8 gebe ich Ihnen anheim zu bedenken. Ich glaube, meine 
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Herren, daß die Schmeichelei dem Wähler gegenüber, daß die Schmeichelei 
den unteren Klaſſen gegenüber von mander Seite übertrieben wird und 
daß Sie mit Verſprechungen freigebig find, die Sie nicht halten können, 
weder hier, nody wenn Ste an meiner Stelle Stehen. 

Der Herr Präfident des Reichskanzler⸗Amts ebenfo wie ich haben 
es als ewas wünſchens werthes bezeichnet, daß die Regierung in 
die Lage komme, auf die Salzſteuer zu verzichten. Nur möchte 
ih Sie bitten, einem Reichſskanzler nicht zuzumuthen, daß er, 
fo lange er es hindern Fann, auf feitftiehende Reichs-Ein— 
nahmen verzihtet und jich dafür mehr oder weniger ınilde 
Beiträge der einzelnen Regierungen anmeijen läßt.“ 


Zur inneren preußifchen Entwickelung. 


1571. 27. November. Thronrede des Kaijerd und Königs 
zur Eröffnung des Landtag. 


„Erlaudte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Landtages! 


Indem Ih zum erften Male nad) den großen Ereigniſſen der 
jüngften Bergangenheit den Yandtag der Monarchie wieder Seläft begrüße, 
darf Ich vor Allen der hohen enugthuung darüber Ausdrud geben, 
dag an den Ehren und Erfolgen diefer denfwürdigen Zeit dem preußifchen 
Volte ein jo hervorragender Antheil zugefallen ıft. Die Wehrfraft Preu- 
Bens, deren Ausbildung Ich jeit dem Beginn Meiner Regierung als eine 
der höchſten Aufgaben Meines Königlichen Berufs erfannt habe, fomie 
der altpreußijche Geift fittliher Zucht, fefter Treue und patriotiiher Hin« 
young haben eine glänzende Probe beitanden. Es drängt Mid, Meinem 

olfe nor feinen Bertretern nochmals Meinen freudigen Dank für feine 
erhebennde Haltung auszuſprechen. 

Während dem neu erftandenen Deutfchen Reiche, deſſen Kaiſerwürde 
mit Meiner und Meiner Nachfolger Krone verbunden ift, fortan die 
Pflege der nationalen Macht und Sicherheit zufällt, wird fich die Ver⸗ 
tretung des preußifchen Volkes in Gemeinſchaft mit Meiner Regierung 
um jo zuperfichtlicher der heilfamen Ausbildung der inneren Einrichtungen 
der Monarchie widmen können. 

Aus dem Entwurf zum Staat3haushalts-Etat für 1872 werden 
Cie erfehen, daß die Finanzlage Preußens ungeachtet der Opfer, welche 
der gewaltige Krieg erheifcht hat, eine in hohem Maße befriedigende i 

Die Schwierigkeiten, mit melden die Finanzverwaltung vor einigen 
Jahren zu kämpfen hatte, find bereits im Jahre 1870 überwunden worden. 
Einer weiteren günjtigen Entwidelung geht die Iinanzlage unter der Ein- 
wirtung der Kriegserfolge entgegen. 

Die durch Reichsgefetz angeordnete Bildung eines Reichskriegsſchatzes 
überbebt Preußen der Nothwendigkeit, noch ferner einen Staatsſchatz zu 
unterhalten. Es werden Ihnen Gejegentwürfe zugehen, wonach der hierdurch 
verfügbar werdende Beſtand des Staatsfchages, jowie einige außerordents 
lie Einnahmen zur Tilgung von Staatsfhulden verwendet werden follen. 

29° 
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drei Kriegen, die fie kurz nah einander bat ausfehten 

müffen, fo behaupte ih kühnlich — und ih berufe mid auf 

da8 Beugniß des erfien wie des legten Offizier in der 

Armee: — die Rihtigleit und Zweckmäßigkeit des Geſchäfts— 
anges in der Militär-Bermwaltung bat nicht den geringften 
ntbeil daran. 

Es ift früher vielmals gefagt worden, alle übrigen Reſſorts litten 
unter ber Ueberwucherung des Militär- Etats, dieſe Ueberwucherung fe 
unerträglich, fte Tähme die geiftige und gewerbliche Entwidelung der 
Nation, und es müfle ihr ein Danım entgegengefegt werden. Ya, meine 
Herren, ich gebe zu, daß der erfte Anlauf zu der militärifchen Entfaltung, 
deren Refultate wir und doch heute erfreuen, etwas gewaltfam gewejen 
ift in Bezug auf die Erhöhung der Ananziellen Anforderungen, die an 
das Land geftellt werden mußten, — ich gebe e8 zu; allein, meine Herren, 
die weitere Entwidelung der Verhältniſſe hat doch bewiefen, daß dieſe 
Anfprüce ohne Schädigung des Landes erhoben werden konnten. Deine 
Herren, feit dem Jahre 1868 bat. beifpielsweife die preußiſche Verwaltung 
eine Steigerung von 27 Millionen erfahren in den verfchiedenen Reſſorts 
des Etats, d. i. ein Sechſtel des Etats für 1868, um ein Sechſtel 
find alfo jest alle Bedürfniffe höher veranfhlagt und be- 
friedigt, als fie es im Jahre 1868 waren, und dennod fagen 
Sie: „Reine Steigerung des Militär-Etats!” und diefes Wort 
ift e8 auch, was den. Herren Abgg. Taster und v. Stauffenberg das 
Amendement diktirt hat, mit dem ich nicht fertig werden kann. 

Muß ich nun noch bemerken, daß die Regierung redlich gearbeitet 
bat, einen regelmäßigen Etat zu Stande zu bringen vor Zufammentritt 
Diefes Haufes, fo war e8 doc unmöglid; die Gründe find Ihnen ſchon 
dargelegt worden, und wenn ich nicht irre, fo haben Sie auch daran 2 
laubt. Mittlerweile find die betreffenden Arbeiten keineswegs auf bi 
ite gelegt worden, fondern man hat fleißig weiter gearbeitet; aber meine 
Herren, unfere deutſchen Verhältniſſe find nit fo fertig, wie 
unfjere preußifhen, und deswegen bin ich aud der Meinung, 
daß e8 zwedmäßig, mit einem umfajfenden Wehrgefeh noch zu 
warten, und ohne ein foldes einen fpezialifirten Normal» 
etat vorzulegen, das hat bei reiferer Heberlegung aud mir 
bedentlih erfheinen wollen. Das war der Grund, weshalb 
ih auf den verfpäteten, obgleich nothgedrungenen Vorſchlag meiner Herren 
dee eingegangen bin, für das Jahr 1872 nur ein Pauſchquantum 
zu fordern. 

Über dies, meine Herren, muß ih ganz fordern, ohne Abſtrich. 
Wenn nun dennoch Verkürzungen beabftchtigt worden find (ich rede gar 
nit von den höheren Abftrichen, die von Seiten der FortjchrittSpartei 
vorgejchlagen worden find, fondern nur von dem Amendement der Herren 
Raster und v. Stauffenberg) — ich fage, wenn auch nur foldye Ab- 
ftriche wirklich gemacht werden follten, fo bört für mich die Möglichkeit 
der Verwaltung auf. Mit der Entziehung diefer Summen fehlt mix 
wieder, was mir früber fehlte und wofür ich heute keine Beftände mehr 
zu verwenden habe. 

Nun kamen allerdings noch die politiichen Erwägungen hinzu, bie 
für die Wohlthätigkeit einer längeren Periode mit einem feften 
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Etat geltend zu machen find, und zwar, wie ich glaube, mit vollem echte 
geltend zu made find. 

Ich bin der unvorgreiflihen Meinung, daß die Bewilligung eines 
dreijährigen Pauſchquantums und über eine Menge von Kalamitäten 
Binausbringt, fo daß ich meinerfeit8 die Annehmbarkeit weder aus konſti⸗ 
tutionellen, noch irgend welchen anderen Gründen bezweifeln möchte. Die 
Bortheile einer folgen Webereinfunft Tiegen auf der Hand.“ 


Die politiihe Seite der Militärfrage. 


. Erflärung des Präſidenten des Neichöfanzler- Amtes 
Staats⸗Miniſters Delbrüd. 


„Ich muß meinerfeitS, jo ungern ich e8 thue, auf die politifchen 
Erwägungen bei der vorliegenden Frage eingehen. Ungern thue ich es 
deshalb, weil ich mir fehr wohl bewußt bin, daß das, was von diefer 
Seite zu fagen ift, fehr viel beſſer und fehr viel wirkungsvoller gefagt 
werden würde, wenn der Herr Reichskanzler durd fein Unwohlſein 
nicht verhindert wäre, hier zu erjcheinen. Ich werde verfuchen, die Ge⸗ 
danfen, die er bier ausgeſprochen haben würde, fo gut ich Tann, wieder- 
zugeben. 

Für die verbündeten Negierungen liegt der politifhe Werth der Vor- 
lage, welche fie jegt gemacht haben, darin, daß die ganze Welt durch 
die Annahme diefer Vorlage weiß, daß Deutihlanb im Jahre 
1874 ganz ebenfo, unter allen Umftänden ebenfo gerüftet das 
ſtehen werde, wie e8 heute daftebt. 


Die verbüindeten Regierungen gehen keineswegs von der Anficht aus, 
daß jest unmittelbar eine —2 Kriegsgefahr vorhanden wäre. Sie 
können aber ebenſowenig der Meinung ſein, daß nun, nach dem glücklich 
eführten Kriege und dem vortheilhaft geſchloſſenen Frieden der Friede für 
längere Zeit gemwäbrleiftet fe. Sie können es deshalb nicht, weil der 
Friede zwar gejchloffen, indeſſen in einem fehr wefentlichen Theile, wie 
männiglich befannt, nicht ausgeführt iſt — noch nicht ausgeführt iſt. Er 
braucht ja erft ausgeführt zu werden in diefer Beziehung im März 1874. 
Meine Herren! Ich glaube, jeder von Ihnen wird aus der Lektüre 

der Zeitungen und aus mündlichen Mittheilungen wiflen, daß im franzö- 
fifden Bolt eine ſtarke Strömung vorhanden it. welche zur dem bintreibt, 
was man „Revanche“ nennt, dazu bintreibt mit einem ganz beftimmten 
Termin, nämlich vor oder mit dem Tage der Zahlung der legten 3 Mil« 
liarden. Später hätte fie ja weniger Bedeutung. Die gegenwärtige fran- 
zoſiſche Regierung ift diefer Strömung vollftändig fremd. Wir haben von 
jeher das befte Bertrauen zu ihr gehabt, daß fie Die von ihr eingegangenen 
Berträge loyal und vollitändig erfüllen will, und nichts ift eingetreten, 
dieſes Bertrauen in die gegenwärtige franzöfijche Regierung zu erjchüttern. 
Indeſſen, meine Herren, kennen Sie alle die Tage unfere Nachbar» 
landes genug, mit einem von Natur lebhaften und von einem berechtigten 
Rationalftolz erfüllten Bolt, welches nach ſchweren Erfchütterungen feinen 
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Schwerpuntt finden ſucht. Ob es diefen Schwerpumkt jetzt fchon 
nden bat ud welche Wechſelfälle verlaufen werden, is es ihn gefunden 
ben wird, das weiß von und niemand und niemand laun bafür eine 


ewähr geben. 

Unfere Aufgabe ift eg, das Unfrige zu thun, daß der rid- 
tige Schwerpunft bald und ohne welterfhätternde Wedel. 
&lle gefunden werde. Ich tbeile durchans die Anficht, daß der 

ar einer Revanche nicht glüdliher fein würde, als ber 
Berjud, der im vorigen Jahre gegen die deutſche Unabhän- 
gigfeit gemacht wurde, Über, meine — darauf kommt es 
mir keineswegs allein an. Die Aufgabe, die wir haben, iſt 
por allen Dingen, dahin zu wirken, daß die Revanche nicht 
verfucht wird, daß nicht durch Diefen Berfuh Elend über Elend 
unter allen Umftänden auch über ung fomme, aud unter den 
ünftigften Umftänden. Unfere Aufgabe ift es, dafür zu forgen, 
Bis zum entjheidenden Momente den Yrieden zu erhalten. 
Nun, meine Herren, glauben wir, daß zur Erreidun diejes 
Zieles nichts wirkſamer fein wird, als, eben wie ich e8 zn 
Anfang meiner Bemerlungen ausſprach, die Ueberzeugung, 
daß bis zum Jahre 1874 einfhlieglih der gegenwärtige 
in des deutfhen Heeres Wecfelfällen nit ausge— 
est iſt. 

So lange es bevorfteht, daß hier ein definitiver Militär-Etat, womit 
der Begriff verbunden id einer Neugeſtaltung des Heeres, zur Berathung 
kommt, alſo auch die hance vorhanden if, daß dieſe Seftaltung des 
Heeres eine weſentliche Veränderung erleide, fo lange das ber Fall if, 
werden fi) an diefe Chance Hoffnungen anknüpfen, nothwendigerweiſe, 
welche zu dem Ziele bintreiben werden, das wir nicht nur in unferem 
— Intereſſe, fondern auch im Intereſſe der ganzen Welt fernhalten 
möüjlen.” 


Weitere Regelung der Berwaltingseinrichtumgen in Elfaf- 
Lothringen. 


Dezember. Nach der amtlihen Denkſchrift. 


„Die Regierung bat mit dem Bundesrathe ein Geſetz Behufs Re 
gelung der Bermwaltungseinrichtungen in dem Reichslande Elſaß⸗ Lothringen 
vereinbart. In demjelben werden einerfeit® die Verwaltungsbezirke, in 
welche da8 Land eingetheilt werden fol, feftgeftellt, ferner die * 
in deren Hände die Verwaltung gelegt werden ſoll, geordnet, endlich die 
Befugniſſe geregelt, mit welchen dieſe Behörden ausgerüſtet werben follen. 

Es Handelt ſich dabei nur um die eigentliche Staatsverwaltung, we 
gegen die Gemeindeverwaltung zunächft unberührt bleibt. Um das Land 

eutjcher Rechtsordnung und deutſcher Sitte wiederzugewinnen, wird eb 
allerdings auch auf dem Gebiete der Gemeindeverfaſſung der Reformen 
bedurfen; indeſſen erheiſchen dieſelben, ehe fie dem Zwecke entſprechend ind 
Werk geſetzt werden können, eine ſehr eingehende Prüfung der beſtehenden 
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Berbälinifie und Bedürfniſſe, nicht minder eine ftärlere Deichigung, der 
neuen Ordnung und eine größere Derubigung und Klärung in dem Weifte 
der Bevölkerung, als zur Zeit nach der Natur der Dinge noch hat erreicht 
werben können. Bis zu diefem Zeitpunkte kann aber die fefle Organijation 
der Staatöverwaltung nicht außgefegt werden. Die Fortführung nur vor: 
läufiger Einrichtungen geftattet weder eine fefte und einheitliche Handha- 
bung der Regierung, noch giebt fie den Beamten, deren feſte Anftellung 
von der Durchführung der dauernden Organifation wi diejenige 
Sicherheit und diejenige Freudigkeit zur Arbeit, welche fie bei Erfüllung 
ihrer theilmeife ſehr jchwierigen Aufgabe nicht entbehren können. 

Die beabfichtigten Einrichtungen follen nicht durchaus Neues ſchaffen; 
fie knüpfen vielmehr an die vorgehunbenen oder die während der bißherigen 
Berwaltung bereit eingerichteten Zuftände an. 

Der Anſchluß an die früheren franzöfifhen Einrichtungen erklärt fich 
vornehmlich aus dem Beftreben, der Bevölkerung Inftitutionen, an welche 
fie gewöhnt iſt, und melde fich als zweckmäßig ermweifen, zu belafien. 
Eine durchgreifendere Umgeftaltung der Behörden würde überdies ohne 
eine gleichzeitige Umgeftaltung des geltenden Rechtes felbft nicht durch⸗ 
führbar fein; eine derartige neue gefetgeberifche Thätigkeit aber darf 
jedeufall8 in der Mebergangszeit nur mit Maß geübt werden, wenn fie 
nicht mehr zerftören will, als fie aufbauen Tann. 


ABS die dringendfte, zunächft zu löfende Aufgabe ift Seitens der Re⸗ 
gierung angefehen worden, den Yortgang einer regelmäßigen Verwaltung 
zu fihern und diejenigen Behörden zu en oder eimauführen, welche 
an Stelle der durch die Zrennung von Frankreich aufgelöften oder fonft 
im Wegfall gekommenen Behörden die geſetzlichen Befugnifie derfelben zu 
übernehmen Baben, Wo es angänglich Mhien, ift die verwidelte Geftaltung 
der Beamtenverhältnifje vereinfacht oder die Vereinfachung wenigſtens vor⸗ 
bereitet worden. Insbeſondere war dabei die Abficht leitend, den Schwer- 
pumft der Verwaltung in das Land felbft zu legen und mit der Erhöhung 


er perjönlichen Verantwortung auch die Xhätigleit und Wirkfamleit der 
Beamten zu erhöhen.“ 


1872. April. Stiftung der Univerfität Straßburg. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer, König von 
reußen zc., thun fund und fügen zu wiffen: 

Nachdem Elſaß und Lothringen mit dem Deutfchen Reiche wieder 
vereinigt — haben Wir auf den Antrag des Deutſchen Neichstages und 
unter Bu tmmung des Bundesrathes des Deutſchen Reiches bejchlofien, 
daß die durch eine glänzende Vergangenheit ausgezeichnete hohe Schule 
zu Straßburg in ihrer —* einheitlichen —2 als Univerfität 
wieder ind Leben trete. 

Wir begründen demnach diefe goalguk, die aus dem Elfaß und 
aus Tothringen fo viele hochgelehrte Lehrer empfing, und dieſen Yändern 
wie der Welt Deänner, tüchtig in allen Zweigen der Wiſſenſchaft, zurück⸗ 
geben bat, von Neuem, auf daß an ihr im Dienft der Wahrheit die 

iſſenſchaft gepflegt, die Sugend gelehrt, und fo der Boden bereitet werde, 


446 
1872. 
auf welchem mit geiftiger Erkenntniß wahrhafte Gottesfurcht mb Hinge⸗ 
bung für das Gemeinweſen gedeihen. 

Durch das von Uns am heutigen Tage vollgogene Geſetz find die 
aus der Zerfplitterung der früheren Univerfität entflandenen Fachſchulen und 
Balultäten aufgehoben und alle Rechte derfelben auf die neue Hochichule — 
als eine Öffentliche Anftalt im gefeglidhen Sinne — übertragen worden. 

Wir wollen, daß die Univerfität mit allem zur ung ihrer 
Aufgabe Nothwendigen, insbefondere mit den nöthigen wiflenfchaftlichen 
SälfBanftalten ausgeftattet und daß für deren Erhaltung den Anforde 
rungen der Wiffenfchaft entfprechend Sorge getragen werde. Vorläufig 
und bis zur Herftellung anderer Gebäude überweiſen Wir der Univerfität 
die bisher von der Alademie benugten Gebäude, außer welchen fie aud) 
die von der Stadtgemeinde Straßburg zeitweile zum Verfügung geftellten 
Räume im Schloß gemeinfchaftlih mit der Univerfitäts- und Landesbi⸗ 
bliothek zu benugen bat. 

Wir verleihen derfelben das Necht, ihre eigenen Univerfitäts- md 
Fakultäts» Angelegenheiten nad der in dem Univerfitäsftatut zu gebenden 
Ordnung zu verwalten, und ſich ihren Rektor unter Unferer Genehmigung, 
b wie die Dekane ihrer Fakultäten felbft zu beftellen,; Wir nerleihen den 

alultäten da8 Recht, den Doktorgrad unter Autorität der Univerfität, 
nach einer von den Fakultäten felbft aufzuftellenden Promotions - Ordnung 
zu ertheilen, liberzeugt, daß diefe Würde mur an folche vergeben werden 
wird, welche durch den Ernft ihrer wiſſenſchaftlichen Leiftung das Anfehen 
der Hochſchule in neuen Glanz zu bringen geeignet find. 

Wir gewähren, daß die Fakultäten nach von ihnen felbft gegebener 
Habilitationsordnung neue, in der Wiſſenſchaft bewährte Lehrer zum Gehramte 
in ihrer Mitte zulafien, verordnen endlich, daß die Univerfität „Straßburg” 
das Siegel der alten Univerfität Straßburg führe, mie e8 ihr von dem 
erften Begründer der Hochſchule verliehen worden ift, mit der Umfchrift: 

„Sigillum academiae Argentinensis.* 

Die Ernennung des Erften Rektor ber Univerfität, der fein Amt 
verwalten fol, biß der nad) dem Statut zu wählende Rektor daſſelbe 
bern, Behalten ar Ung Fer ſteigenhänd u cf ben 

rkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Kaiſerlichen Inſiegel.“ 9 
Gegeben Berlin, den 28. April 1872. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


„Das Geſetz, betreffend die Univerſität Straßburg, beftimmt, 
baß die zu Straßburg vorhandenen fünf Fachſchulen: bie theologiſche Yakıltät 
(mit dem proteftantifhen Seminar), bie Rechteichule, bie Fakultät der Medijzin, 
ber ſchönen Wiffenfchaften (lettres) unb ber eralten Wiffenfchaften (sciences) 
aufgehoben werben unb die Uiniverfität in ihre Rechtsverhältnifie eintrete. 

Die Univerfität flieht unter ber oberen Leitung und Aufſicht bes 
Reichslanzlers. Zur Wahrnehmung der unmittelbaren Wufficht, ſowie ber 
Gerechtſame ber Univerfität wirb ein ator beftellt, der fein Amt nad ben 
Anweifungen bes Reichskanzlers ausübt. Die Beftellung bes Kurators ſowie bie 
Ernennung ber zum Lehramt an die Univerfität zu bernfenden orbentliden Pro 
fefforen eriofgt Seitens des Kaijers.” 
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Bon der Reichstagsieilion 1872”. 


8. April. Eröffnung ded Deutſchen Reichstags. 
Rede ded Reichskanzlers Fürften von Bismard. 


„Geehrte Herren! 

Ihre Thätigfeit wird in der bevorftehenden Seffion in erfter Linie 
durch die Fortführung der im Borjahre begonnenen gefeglichen Regelung 
und Ausbildung der gemeinfchaftlihen Einrichtungen des Reichs in Ans 
fpruc genommen werden. 

Dur ein Geſetz tiber die Einrichtung und die Befugniffe des Rech— 
nungshofes foll die Kontrole der Erhebung und der Berwendung der 
Einnahmen des Reichs definition geordnet und die Behörde, welche mit 
der Handhabung diefer Kontrole, fo wie mit der Vorbereitung der durd) 
den Bundesrath und den Reichstag auszuſprechenden Entlaftung zu bes 
trauen ift, mit den dazu erforderlichen Befugniffen ausgeftattet werden, 

Der Entwurf eines Militärftrafgefegbuhes fir das Deutſche 
Reich wird Ihnen vorgelegt werden, um die Einheitlichleit der Heeres» 
einrichtungen auf dem Gebiete des Strafreht3 zum Abſchluß zu bringen 
und der bereit gewonnenen Einheit des Strafrechts für da8 bürgerliche 
Leben, den vom Neichstage geäußerten Wünſchen entſprechend, als Er- 
gänzung pingugutveten. 

Der Entwurf eines zur Regelung der Berhältnifie der Reichs⸗ 
beamten beftimmten Geſetzes, welcher dem Reichstage bereit$ vorgelegen 
bat, ift unter Beachtung des Gutachtens der Kommilfion des Reichstages 
und der inzmwifchen eingetretenen politifchen Veränderungen einer neuen 
Prüfung unterzogen worden, und wird in der danad) veränderten Geftalt 
Ihrer Befehlugfaffung unterbreitet werden. 

Die einheitliche Regelung der Bierbefteuerung innerhalb der Ge- 
biete, weldhen die Abgabe von Bier gemeinichaftlich ift, hat Ihre Thätig- 
keit ſchon mehrfach in Anſpruch genommen, ohne daß e8 bis dahin ge» 
lungen wäre, die derjelben entgegenftehenden Schwierigfeiten zu überwinden. 
Eine Ihnen angehende Gefegporlage wegen Exhebung der Braufteuer 
im Deutfchen Reich hat den Zwed, diefe Aufgabe zu löſen und zugleid 
durh Mitbeft:::crung der Malzfurrogate eine dem Intereſſe der Finanzen 
—— des Verbrauchs entſprechende Reform der Braumalzſteuer 

uführen. 

ie erfreuliche Steigerung des Verkehrs und Verbrauchs hat die 
Möglichkeit geboten, in dem Ihnen vorzulegenden Reichshaushalts⸗ 
Etat für das Jahr 1873 die Einnahme aus den gemeinfchaftlichen 
Berbrauchsabgaben und die Ueberfchüfie der Poſtverwaltung unter Beach⸗ 
tung der bewährten Grundfäge vorfichtiger Beranfchlagung höher auszu⸗ 
bringen, fo daß troß des in verfchiedenen Zweigen der Ausgabeverwaltung 
roorgetretenen Mehrbedarfs eine Verminderung der Matritular- 
eiträge in Ausficht zu nehmen: ift, 





Far ben Zuſammenhang des folgenden Abſchnitts nicht zu zerreißen, werben bie obigen 
Pizcen bier vorweggenommen 
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Ein Nachtrag zum Reichshaushalts⸗Etat für das Jahr 1872 fi 
beftimmt, neben der Befriedigung einiger anderer nachträglich hervorgetre⸗ 
tenen Bedürfniffe, die Mittel fir Begriindung eines atikifoen Amtes 
aufzubringen, welches im Stande fein würde, durch einheitliche wiſſen⸗ 
haftliche Bearbeitung der Ergebniffe ftatiftifcher Erhebungen im Reihe 
er Gejeßgebung und Berwaltung, ſowie der wiffenfchaftlichen Erfenntuig 
der ftaatlihen und gefellfchaftlichen Zuftände mefentliche Dienfte zu leiften. 

Die Verwaltung des Jahres 1871 hat erhebliche finanzielle Leber: 
ſchüſſe ſowohl bei den Steuern als auch bei der Boftvermaltung ergeben. 
Ueber die Verwendung derfelben wird Ihnen ebenfo wie über die gejch 
liche Regelung der Verwendung und Vertheilung der franzöfifchen Kriegs⸗ 
entihädigung eine Borlage zugehen. 

Ueber die durch den Krieg mit Franfreich veranlapten Aus 
gaben der Staaten des vormaligen Norddeutſchen Bundes wird Ihnen, 

en Beflimmungen der in den Sabren 1870 und 1871 erlaffenen Krebit- 
gefege entſprechend, ein Nechenjchaftsbericht erftattet werden. 

Die mit der Regierung des Königreih8 Portugal feit Jahren ge 
pflogenen Verhandlungen haben am 2. März d. J. zum —— — 

ertrages geführt, welcher nach dem Vorbilde der mit anderen Staaten 
abgeichloffenen Handels» und Schifffahrtsverträge die gegenfeitigen Ber 
fehröbeziehungen auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nationen regelt und, 
wie zu hoffen, die Grundlage für die Anknüpfung intimerer und andge 
debnterer Handelöverbindungen zwifchen Deutichland und Portugal bilden 
wird. Der Vertrag wird Ihnen zur Genehmigung vorgelegt werben. 

Ebenſo eine mit den Vereinigten Staaten von Amerika ab 
efchloffene Konfular- Konvention und ein mit Frankreich abgefchlofjener 
Bofvertrag, welcher die gegenfeitigen poftalifchen Beziehungen unter Be 
rüdfihtigung der Bedürfniſſe des in ftetem Wachsthum begriffenen Kor 
reſpondenzverkehrs regelt. 

Die Neuordnung und Befeftigung der Verhältniſſe von Elſaß⸗ 
Lothringen fchreitet in erwünſchter Weife vor. Die Schäben bes Krieges 
gehen mit Hülfe der Unterſtützung, melche nach dem Gefeße vom 14. Juni 
1871 aus Reichsmitteln gewährt werden darf, allmählich der Heilung ent 
egen. Die Grundlagen für die deutſche Verwaltung find gelegt, bie 

echtöpflege ift geficdert und die Univerfität in Straßbing fol am 1. Mai 
d. J. ins Leben treten. Für den außerordentlichen Aufwand, welchen bie 
Einrichtung der damit zu verbindenden wiſſenſchaftlichen Jaſtitute erheiſcht 
wird auf die Hülfe des Reichs gerechnet werden dürfen. Eine Ueberfidt 
der bisher erlaffenen Gefege und allgemeinen Anordnungen, fo wie über 
den Gang der Verwaltung des Landes wird entjprechend ber Borfährift 
bes Gejeges vom 9. Juni v. J. Ihnen zugeben. 

Sie werden, geehrte Herren, die Befriedi ng theifen, mit welcher 
die verbündeten Regierungen ef die Ergebniffe es erften Jahres 
des neu begründeten Deutjchen Reichs zurückblicken und der ferneren ſtaat⸗ 
lichen und nationalen Entwidelung unferer inneren Einrichtungen mil 
freudiger Zuverficht näher treten. 

Mit derjelben Genugthuung werden Sie bie srerfliperung entaeger 
nehmen, deß ed der Politik Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs ge 
lungen ift, bei allen auswärtigen Regierungen da8 Vertrauen zu erhalten 








449 
1872 


und - befeftigen, daß die Macht, welche Deutfchland durch feine Einigung 
zum Weiche gewonnen hat, nicht nur dem Baterlande eine fihere Schutz⸗ 
wehr, fondern auch dem Frieden Europas eine ſtarke Bürgfchaft gewährt.“ 


Zur Fiunanzpolitik des Reichs. 
1. Mat. Rede ded Fürften Bismard bei Berathung eined An- 


trag8 betreffend die Aufhebung der Hälfte der Salziteuer. 


[Nothwendigkeit eigener Einnahmen bes Reichs ftatt Matriknlar⸗ 
beiträge; alle Steuern läfig; leichtfertige Berfpredhungen.] 


„Ich halte es für meine Pflicht, auch perfönlich in diefer Sache ein 
Beugniß über meine Stellung abzulegen. RR bin der Einzige, dem die 
Berfaffung eine Berantmwortlichleit auferlegt für die Ausführung der 
Geſetze und der Verfaſſung. Ich komme aljo in die Page, ein Geſetz, 
welches Se, Majeftät der Baifer vollzieht, Tontrafigniven zu müffen, und 
ih muß dann in einem folchen alle mich fragen, ob ich nad) meiner Vers 
antwortlichleit für den Beſtand und die Yortentwidelung des Reiches in 
der Lage bin, eine folche Kontrafignatur zu leiften. Diefe Erwägung ver- 
anlagt mich doch über meine Stellung zu diefem und zu ähnlichen Anträgen 
prinzipiell einen Zweifel nicht zu laſſen. Sch gebe fehr gern zu, daß die 
Salzfteuer eine von denen ift, deren Abſchaffung primo loco wünſchens⸗ 
werth bleibt. Ob fie allein in diefem Vordergrunde für die Abfchaffung 
fteht, ift eine andere Trage, die die Herren Sinanze Minifter für fich ent» 
fheiden mögen; für die Stellung des Reichskanzlers ift vor allen 
Dingen die Erwägung eine entfcheidende, ob die politilche Lage des Reichs 
verbefiert oder verjchlechtert wird, und ob die Verantwortung, die ihm 
dafür aufliegt, ihn ftark genug drüdt, um unter Umftänden einer Befei- 
tigung einer Neichöfteuer aus politiichen Gründen zu miderfprechen. 

* halte die eigenen Einnahmen des Reiches für in ſo hohem 
Grade wichtig, daß ich nicht glaube, daß ein ſeiner Verantwortung ſich 
bewußter und von dem richtigen Intereſſe für den Beſtand und die ort: 
entwicklung des Neiches befeelter Kanzler jemals feine Zuftimmung dazu 
geben wird, daß die eigenen Einnahmen des Reiches ohne a 

rfag vermindert werden. Die Anweifung auf andere Steuern ift zmeifel- 
baft, die Anmweifung auf Matrifular-Beiträge kann ich nicht 
annehmen. Wenn von Seiten foldyer Elemente, die ich als centrifugale 
bezeichnen möchte, die Dinweijung auf die Matrifulars Beiträge bereitwillig 
entgegengenommen wird, als Erſatz für die eigene Neichsfteuer, fo kann 
ih mir das ſehr leicht erflären, indem aus einem Reiche, welches nur auf 
Matrifulars Beiträge begründet wäre, in Fällen, die ich nicht voraußfehen 
und nicht erleben mag, die Freizügigkeit außerordentlich erleichtert wird. 
Dan würde feine Sachen beim Auszuge fehr bald mitnehmen fünnen. 

Das große Bindemittel einer ftarfen gemeinfamen Finanz— 
einrichtung, eines gemeinjfamen Finanzſyſtems fehlt einem. 
Reihe, weldhes nur auf Matrilularbeiträge begründet if. 
Die Matrikularbeiträge zu vermindern, ift meines Eradtens 
Aufgabe einer wohlerwogenen Reichspolitik. 


Furſt Bismard. II. 29 
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Ich weiß nicht, ob es nicht noch fchlechtere Steuern, wie die Salz- 

fteuer in den einzelnen Ländern giebt, und ich möchte doch dagegen auch 
Zeugniß ablegen, daß nicht gerade diefe Reichsſteuer fo gelennzeichnet 
worden, als He: fie eine höchſt ungerechte und es ſei eine unnöthige Be- 
drüdung des armen Mannes, wenn fie auch nur noch einen Tag in dem 
Maße fortbeftände, in der fie feit Jahren beftanden hat. Es ift jedesmal 
die Steuer, die das Reich gerade am meiften braucht, als eine den armen 
Mann beſonders drüdende bezeichnet worden. So lange wir in einem 
fehr großen Bundesftaate no das Brod und das Fleiid 
befteuern, haben mir fein Recht, die Salzfteuer auf dieje 
Weife zu brandmarlen, als wäre es gerade ein Mangel an Pflicht⸗ 
gefühl, daß die Regierungen fie nicht längft aufgehoben haben. So lange 
Sie von dem armen Manne 15—30 Silbergrofchen Klaffenfteuer in den 
legten Stufen nehmen, kanu ich Ihnen das Recht nicht einräumen, die 
Salzfteuer fo darzuftellen, ala ob fie die allerjchlechtefte fei, als ob es 
gemilfermaßen eine Schmach für die Regierungen wäre, fie noch weiter 
eftehen zu laffen Man muß fih überhaupt, wenn man den 
Staat ernftlid will, und wenn man in fi das Gefühl der 
ftaatliden Berantwortlichleit hat, hüten, von irgend einer 
Steuer, die man heute noch nicht entbehren fann, mit dieſer, 
ich Fann wohl fagen, Maßlofigfeit zu fprechen, als wenn es eine 
ungerechte Bedrüdung wäre, daß fie überhaupt noch gezahlt wird. Die 
Steuern find alle unangenehm, alle läftig, aber es macht mir 
den Eindrud: fo oft wir über eine Steuer verhandeln, ob fie abgeſchafft 
oder eingeführt werden foll, ift gerade immer die, welche das Reich hat 
oder braucht, gerade diejenige, welche die allerdrüdendfte ift. Ich müchte 
Sie bitten, meine Herren, daß doch Feder, der eimen ſolchen Antrag ftelt, 
fih von dem PVerantwortlichkeitgefühl für die Fortexiſtenz unferer mit 
Mühe begründeten Reichsinſtitutionen und deren Befeftigung durchdringen 
und es nicht allein den Regierungen überlaſſen möge, Abhülfen zu juden, 
der Neihsvertretung aber allein das Recht zu vindiziren, zu tadeln, meg- 
zufchneiden. Bei einem folhen Antrag, mie der zuerit geftellte, der blos 
auf den Wegfall einer wefentlichen Steuer ohne Vorſchlag irgend eines 
Erſatzes geftellt wurde — mundere id) we nicht, unter dem alle Ele: 
mente zu jehen, die ich ‚vorher centrifugale Elemente nannte, folche, denen 
wenigftens eine Befeftigung des Reiches nicht wünſchenswerth iſt. Diele 
darunter zu ſehen, babe ich mich nicht gewundert; aber, wenn id die 
eifrigften, hingebendften Mitarbeiter an dem Zuftandelommen, an der Be 
feftigung des Reichs mitunterfchrieben gefunden habe, fo habe ich mir ge- 
jagt: uns fehlt noch in einen für mich fchmerzlichen Maße das Gefühl 
der ftaatlihen Verantwortlichkeit in unjerer Geſammtvertretung. 

— — — Daß die Steuern jedem Wähler unangenehm find, liegt 
auf der Hand; daß ihm Jeder angenehm ift, jeder Abgeordnete, der jagt: 
Du zahlſt eigentlich zu viel, und ich bin der Dann, der dir eine Steuer» 
erleihterung verſchafft! ift ohne Zweifel; aber ob es mit der politiigen 
Berantwortlichleit, die ich Jedem in diefem Saale in demfelben Maße, 
wie ich fie fühle, mwünfche, verträglich ift, diefe® Moment fo ſehr in den 
Bordergrund zu ftellen und fi nicht zu fragen, welche Folgen für die 
Gefammtheit daraus entftehen, dafür die Verantwortlichleit der Regierung 
zu überlaffen, das gebe ich Ihnen anheim zu bedenken. Ich glaube, meine 
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Herren, daß die Schmeichelei dem Wähler gegenüber, daß die Schmeichelei 
den unteren Klaſſen gegenüber von mancher Seite übertrieben wird und 
daß Sie mit Verſprechungen freigebig find, die Sie miht halten können, 
weder bier, noch wenn Ste an meiner Stelle ſtehen. 

Der Herr Präfident des Reichskanzler⸗Amts ebenfo wie id haben 
es als etwas wünſchens werthes bezeichnet, daß die Negierung in 
die Rage komme, auf die Salzfteuer zu verzihten. Nur mödte 
ih Sie bitten, einem Reichskanzler nit auumuthen, daß er, 
fo lange er e8 hindern Tann, auf feltftehende Reichs-Ein— 
nahmen verzichtet und ſich dafür mehr oder weniger milde 
Beiträge der einzelnen Regierungen anweijen läßt.“ 


ur inneren preußifchen Entwickelung. 


1571. 27. November. Thronrede des Kaijerd und Königs 
zur Eröffnung des Landtag. 


„Erlaudte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Landtages! 


Juden Ih zum erften Male nad) den großen Geeigniffen der 
jüngften Bergangenheit den Landtag der Monarchie wieder Selbft begrüße, 
darf Ich vor Allen der hohen Genugthuung darüber Ausdrud geben, 
dag an den Ehren und Erfolgen diejer denfwürdigen Zeit dem preußifchen 
Volke ein fo hervorragender Antheil zugefallen ift. Die Wehrfraft Preu- 
Bend, deren Ausbildung Ich feit den Beginn Meiner Regierung als eine 
der höhjten Aufgaben Meines Königlichen Berufs erkannt babe, ſowie 
der altpreußijche Geiſt fittliher Zucht, fefter Tree und patriotiſcher Hin- 
ebung haben eine glänzende Probe beftanden. Es drängt Mid, Meinem 
olfe vor feinen Vertretern nochmal3 Meinen freudigen Dank für feine 
erhebende Haltung auszufprechen. 

Während dem neu erftandenen Deutfchen Reiche, deilen Kaiſerwürde 
mit Meiner und Meiner Nachfolger Krone verbunden ift, fortan die 
Pflege der nationalen Macht und Sicherheit zufällt, wird fich die Ver⸗ 
tretung des preußifchen Volkes in Oemeinfchaft mit Meiner Regierung 
um jo zuverfichtlicher der heilfamen Ausbildung der inneren Einrichtungen 
der Monarchie widmen können. 

Aus dem Entwurf zum Staatöhaushalts-Etat für 1872 werden 
Sie erfehen, daß die Finanzlage Preußens ungeachtet der Opfer, melde 
der gewaltige Krieg erheifcht hat, eine in hohem Maͤße befriedigende iſt. 

Die Schwierigkeiten, mit welchen die Finanzverwaltung vor einigen 
Jahren zu kämpfen hatte, find bereit im Jahre 1870 überwunden worden. 

iner weiteren günjtigen Entwidelung geht die Finanzlage unter der Ein- 
wirfung der Kriegserfolge entgegen. 

Die durch Reichsgeſetz angeordnete Bildung eines Reichskriegsſchatzes 
überhebt Preußen der Nothmwendigkeit, noch ferner einen Staatsſchätz zu 
unterhalten. Es werden Ihnen Gejegentwitrfe zugeben, wonach der hierdurch 
—5* werdende Beſtand des Staatsſchatzes, ſowie einige außerordent⸗ 
liche Einnahmen zur Tilgung von Staatsſchulden verwendet werden ſollen. 

29% 
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Die in folder Weiſe für den Staatshaushalt ermachjende Entlaftung, 
ferner die mit dem lebhaften Aufſchwunge des Verkehr Hand in Hand 
ebende Steigerung der Erträge aus wichtigen Cinmahmequellen des 
taates, endlich das Vorhandenfein eines erheblichen Ueberſchuſſes ans 
dem abgelaufenen Finanziahre werden e8 mög maden, im fahre 1872 
den Bedürfniffen auf allen Gebieten der Staatsverwaltung in weitem 
Umfange gerecht zu werden. 

Vorzugsweiſe hat meine Regierung der Thatfache ihre Aufmerkſam⸗ 
feit zumenden müſſen, daß die Befoldungen der Staatsbeamten in em 
von Jahr zu Jahr fteigendes Mißverhältniß zu den Anforderungen ge 
treten find, welche bei dem Stande aller Preisverhältniffe die Befriedigung 
der Bedüirfniffe des Lebens und der Stellung an fie richtet. Es wind 
Ihnen der Plan zu einer umfaflenden Erhöhung der Beamten -Beiol- 
dungen vorgelegt werden. Sch vertraue, daß Sie bereit fein werden, 
durd Bewilligung der dazu nöthigen Mittel einem Zuftande Abhülfe zu 
Ihaffen, aus deſſen Fortdauer ernfte Gefahren und Schäden für die 
Staatsvermwaltung entftehen müßten. 

Sie werden Vorlagen erhalten, welche bei einzelnen Stenern Ex: 
leihterungen herbeizuführen beftimmt find, und e8 wird Ihnen ein Beck 
entwurf zugehen, Durch welchen die Einrichtungen und die Befugnifle der 
Ober⸗Rechnungskammer gejeglich geregelt werden follen. 

Der nad den Abfchluffe des Friedens eingetretene überaus lebhafte 
Aufichwung des Handeld und der Gewerbe erbeiicht die Herftellung neuer 
Verkehrswege, insbeſondere eine weitere Ausbildung der Eifenbahnen. 
Der Bau einiger als nothwendig erfannten Bahnen für Rechnung des 
Staates, und eine Vermehrung des Betriebsmaterials auf den Staats⸗ 
bahnen ift in Anzficht genommen; ebenfo die Gewährung reichlicherer Mittel 
für Land» und Waflerwege und für Yandes-Mekiorationen aller Art. 

Die Aufgaben der inneren Bermwaltungsrejorn werden ermeut den 
Gegenſtand Shrer Berathungen bilden. Es wird Ihnen der Entwurf ber 
Krei3- Ordnung für die öftlihen Provinzen, nachdem derjelbe mit Rüdfidt 
auf die früheren Erörterungen in mehreren Theilen Abänderungen und 
Ergänzungen erhalten bat, wieder vorgelegt werden. Meine Regierung 
giebt —* der Hoffnung hin, daß es dem gemeinſamen ernſten Willen ge⸗ 
lingen werde, über das wichtige Organiſationsgeſetz, welches zugleich die 
Grundlagen weiterer Reformen enthält, zur Verſtändigung zu gelangen. 

Gegenüber den Bewegungen, welche auf dem Gebiete der Kirde 
ftattgefunden haben, hält Meine Regierung daran feft, der Staatögemalt 
ihre volle GSelbftftändigfeit in Bezug auf die Handhabung des Rechts und 
der bürgerlichen Ordnung zu wahren, und zugleich neben der berechtigten 
Selbftftändigfeit der Kirchen und Weligionsgefellfchaften die Glanbens- 
und Gewifjensfreiheit der Einzelnen zu hüten. Behufs verfafjungmäßiger 
Durchführung diefer Grundjäge werden Ihnen befondere Vorlagen zugehen, 
welche die Eheichließung, die Negelung der Civilſtandsverhältniſſe und die 
rechtlichen Wirkungen des Austritt3 aus der Kirche zum Gegenftande haben. 

Die Aufgaben, welche Ihrer harren, find umfaflend und von hoher 
Bedeutung für die Entwidelung unferer inneren Zuftände. Ihre Arbeiten 
werden fegensreich fein, wenn fie von dem Geifte des Vertrauens und 
willigen Zuſammenwirkens geleitet werben, welcher Mein Bolt in de 
jungſten großen Zeit erfüllt bat.“ 
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Beim Jahresſchluß. Das alte Preußen und das neue 
Deutihe Reid. 


„Provinzial » Corre&ponbenz.” \ 


„Bei dem biesmaligen Jahreswechſel hat fih ber Blick, wie überall in 
Deutihland, fo auch in unferem näheren preußiichen Vaterlande vor Allem auf 
die vollendete Wiederaufrichtung des Deutichen Reiches gerichtet. Je größer aber 
die Germgthuung ift, mit welcher alle patriotifhen Herzen bie nene nationale 
Entwidelung begrüßen, befto mehr ziemt es, an biefem Wenbepunft der beutichen 
Geſchichte auch des hoben Antheils zu gebenken, den unfer altes Preußen an ber 
glorreihen Erfüllung der deutichen Geſammthoffnungen hat, ſowie ber bedeutſamen 
Stellung, welche Preußen fort und fort in bem Deutfchen Reiche einnehmen wird. 

Es gehört zu ben reihen Segnungen dieſer erhebenden Zeit, baß ein 
Biberftreit zwifchen deutſchem und preußiihem Patriotismus, wie er fich früher 
zuweilen geltend machte, jet in ber allgemeinen Stimmung und in ber that« 
fahlihen Lage ver Dinge keinen Boben mehr findet. Jener Wiberftreit hatte 
jenen Grund niemals darin, baß irgend einer hervorragenden politifhen Partei- 
ristung der Beruf Preußens für Deutfchland an und für fich gleichgültig ge- 
weien wäre; ber Gegenfa& wurzelte vielmehr weſentlich in ber verichiedenen Auf- 
faffung über die Wege, welche zur Erreichung ber beutichen Einheit einzuichlagen 
fein. Während von benjenigen Barteien, welche bie beutjche Einheit vorzugs⸗ 
weiſe auf ihr Banner geſchrieben hatten, um dieſes Zieles willen theilweiſe eine 
verletzende Oeringſchätzung gegen preußiſches Weſen und preußiſche Einrichtungen 
zur Schau getragen wurde, mußte von anderen Seiten um ſo entſchiedener betont 
werben, daß nur auf ben altbewährten Grundlagen der preußischen Machtentwickelung 
auch die Hoffnungen Deutſchlands zur Erfüllung gelangen lönnten, unb in foichem 
Sinne wurde ben nationalen Beftrebungen, welche fih von jenem Grunde los⸗ 
fagten, von Seiten bes preußiihen Patriotismus bie Berechtigung abgeſprochen. 

Die jebige Zeit der Erfüllung aber bat für folche Gegenfäge feinen Raum 
gefaffen: wohl ift bie Einheit erftanben durch eine mächtige nationale Erhebung 
bes deutichen Volkes, unter dem Walten bes Geiftes, welchen die wahren Batrioten 
aller Barteien je und je gepflegt hatten, aber fie ift exrflanden, indem Das ganze 
deutihe Volk fich begeiftert um Preußens König ſchaarte, indem Preußens Heer 
den gewaltigen Kern und Mittelpuntt des nationalen Beginnens bilbete. Bor 
ver überwältigenden Macht ber thatſächlichen Geftaltung der Dinge war aller 
Etreit Über ven Weg zur Einheit verklungen und vergeffen. Der mächtige und 
glorreihe König von Preußen wurbe im Bewußtſein bes ganzen deutichen Volkes 
ber wiebererftanbene Kaifer; bie Fürften und ber Reichstag aber brachten zum 
feierlichen Ausdruck, was im Volksbewußtſein bereits Leben und Geltung ge- 
wonnen hatte. 

‚_ Bebentungsooller für unfer altes Preußen konnte die Weihe bes neuen 
Kaiſerthums nicht vollzogen werben, als es an dem vorjährigen 18. Januar, am 
Gedenktage des preußiſchen Königthums in Verfailles geſchah. Im jener eier 
und in ben gewaltigen Thatfachen, die ihr zum Hintergrunte dienten, ift der tiefe 
Zufammenhang zwilchen ber Geſchichte Preußens unter den Hohenzollern und der 
Wiederaufrichtung bes beutichen Kaifertyums mit unmittelbarfter Kraft bernorgetreten. 
.Dieſem inneren Zuſammenhange entjpricht e8 auch, daß Preußen die weient- 
lichſten Grundlagen feiner in Jahrhunderten entwidelten Macht auch in das neue 
Reh mit bin berträgt: vor Allem ein Kaifertfum voll innerer Kraft unb 
wahren Anfehens. Wie es Preußen vermöge feiner wunderbaren Geſchichte ge- 
geben war, ein ſtarkes Königthum zugleich mit einer fletigen Entwidelung freiheit 
liher Einrichtungen zu vereinigen, fo ift in bem Deuiſchen Reiche bereits ber 
iefle Grund gelegt, um bie noch fchtwierigere Aufgabe zu löſen: bie Bereinigung 
eines wirklichen ernften Kaiſerthums mit einer innerlich freien und ſelbſtſtändigen 
Bewegung des Einzelſtaaten und zugleich mit einer wahrhaft mächtigen Geſammt⸗ 
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vertretung bes beutichen Volles. Nur auf Grund einer Entwidelung, wie fie 
zuerft in Preußen, in treuem Zuſammenwirken zwifchen Yürft und Boll, dann 
feit 1866 in glücklichſter Weiſe im Norddentſchen Bunbe vorbereitenb flattgefunden 
hatte, konnten bie Einrichtungen im neuen Reiche fofort nach allen Seiten him 
auf fo befriebigende und hoffnungsvolle Weife getroffen werben. 

Mit unferem Königtbume bat das Deutſche Reich zugleich unfer Heer, bie 
alte volletbümlichfte Schöpfung Preußens, ale eine ber vornehmlichſten Einrich- 
tungen des Reichs in ſich aufgenommen. Es gehörte ber wunderbare Gang ber 
jüngften Geichichte dazu, um bie früher fo vielfach verfannten Heereseinrichtungen 
nicht blos in ihrer Wichtigkeit fiir die Macht bes Vaterlandes, ſondern aud nach 
ihrer großen fittfichen und geifligen VBebentung in ganz Deutſchland zu freubiger 
Anerkennung und Geltung zu bringen. 

Wenn biernach ber alte preußiihe Patriotismus fchon in Betreff der wid- 
tigften Grundlagen bes Deutichen Kaiferreichs eine beionbere Genugthuung em- 
pfinden darf, fo ift ferner durch die gefammten politifchen Einrichtungen baflr 
geforgt, daß ber Einfluß bes preußiſchen Staatsweſens und ver berechtigten 
preußiſchen Gefihtepunkte auch in ber Entmwidelung des Reiche überall zur ge- 
bührenbden Geltung gelange. Die Berfaffung hat in biefer Beziehung von vorn 
herein ausreichende Bürgichaften ſowohl in ben Beftimmungen über bie Heiche- 
gewalt, wie über ven Bunbesrath gegeben; in Webereinftimmung mit bem Geiſte 
der Berfafjung aber find die Einrichtungen ber Reichsverwaltung fo geftaliet 
worben, daß in allen Beziehungen eine innige Anlehnung an bie obere Staatt- 
verwaltung Preußens flattfindet. 

Nicht bios durch Die Bereinigung der Raiferlichen Reihögemwalt mit ber 
Krone Preußens, fondern durch bie allfeitig georbnete Wechſelwirkung zwifchen 
Preußen und dem Reiche ift unjer preußifches Vaterland in Wahrheit „auf eine 
neue Stufe glänzenderen Ruhmes und ermeiterten politiſchen Lebens geftelt unb 
wohl dürfen alle altpreußifchen Herzen daran ein Wohlgefallen haben!“ 

In der Thronrete bei Eröffnung des Landtages bat unfer Kaifer unb 
König darauf hingewieſen, baß während dem nen erftandenen Deutjchen Reiche 
fortan die Pflege der nationalen Macht und Sicherheit zufalle, bie Vertretung 
bes preußiihen Volles fih in Gemeinfchaft mit der Regierung um fo zuverfiht- 
* ber heilſamen Ausbildung ber inneren Einrichtungen der Monarchie wibmen 

nne. 

Je höher Preußen in und mit dem Deutfchen Reiche geftellt ift, deſto mebr 
wirb das preußische Bolt und feine Gelammtvertretung es als eine Ehrenpflicht 
erkennen, in biefer inneren Arbeit rüftig unb erfolgreich worzufchreiten, und anf 
dem alten, feften Grunde immer volllommenere Einrichtungen für Die Pflege all- 
feitiger Wohlfahrt und wahrer Volksfreiheit aufzurichten. 

Der Boden für diefe Entwidelung ift in Folge der Ereigniffe ber letzten 
Jahre günftiger als je bereitet. Während unter dem Eindrude ber gemeinfamen 
patriotiihen Erhebung und ihrer großen Erfolge eine erfreuliche Ausgleichung 
oder Milderung politifcher Gegenfäge und eine faft allfeitige Bereitwilligkeit zum 
verföhnlihen Zufammenwirken für das Lanbesmohl geichaffen ift, find andererſeitt 
durch die günftige Lage ber Staatsfinanzen nicht blos heilfame Reformen auf 
dem vollswirtbichaftlidden Gebiete ermöglicht, fonbern auch bie Durchführung 
längſt angeftrebter Neugeftaltungen auf dem Boten ber allgemeinen Gtaatöver 
waltung und ber provinziellen Selbſtverwaltung weſentlich erleichtert. 

enn biernad) Preußen in ber Stellung, welche ihm durch die Entwidelung 
ber letzten Jahre bereitet worben ift, mit alter patriotifcher Zuverficht an bie Er⸗ 
füllung feiner neuen Aufgaben herangehen kann, fo wird ber alte preußifche Erf 
uns auch beifen, die Schwierigkeiten, welche in biefer Zeit feinem Wolle und 
feiner Regierung erjpart bieiben, bie Schwierigleiten und Gefahren anf bem Ge 
biete ber religiös-firdylichen Fragen einerfeits, fowie in Bezug auf bie tiefe Be- 
wegung in den unteren Arbeiterfreifen anbererjeits zu überwinden. 

Die preufifche Regierung barf ſich in ber einen wie in ber anberen dirſer 
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Sragen auf ihr gutes Gewiſſen unb auf den ernften bejonnenen Geiſt unjeres 
Volles Füßen. F der Treue gegen bie preußiſchen Ueberlieferungen, in ſtrenger 
Gerechtigkeit gegenüber allen Confeifionen und in möglichfter Schonung der Ge⸗ 
wifien Bei ernſter Aufrechterhaltung ber unveräußerlichen Rechte des Staats, — 
in gewiflenbafter und gerechter Kürforge für die Wohlfahrt der Gefammtheit und 
damit zugleich ber einzelnen Klaffen bes Volkes wird e8 hoffentlich gelingen, die 
fo glüdtich angebahnte ſtaatliche Entwidelung Preußens vor allen tieferen Er⸗ 
Ihütterungen zu bewahren.“ 


1872. 15. Sanuar. Die preußifhen Gefandtichaften an 
deutſchen Höfen. 


Erklärung ded Fürften Bismarck im Abgeordnetenhaufe 


(gegen den Antrag bes Abg. Löwe, bie für biefe Gefanbtichaften 
beftimmte Summe nicht zu bewilligen). 

„Der Borredner hat jedesmal, wo diefe Frage vorgekommen if, 
Gelegenheit genommen, ih kann nur fagen, über diejelbe zu ſprechen und 
an diejelbe einen Tadel der beitehenden Einrichtung zu Inüpfen; er hat 
aber nicht gejagt, wie e8 beſſer zu machen wäre, und ich glaube, er würde 
auch in großer DVerlegenheit fein, wenn er von meiner Stelle aus Vor⸗ 
Ihläge machen follte, die gleichzeitig feinen Tadel befeitigen und dennod) 
die Gefchäfte, deren Borhandenjein auch er nicht beftreitet, in ihrer Bes 
forgung ficher ftellen. Er hat meines Erachtens bei diefen Tadel mehr 
Beredfaneit, als Schärfe der Logik entwidelt; ich finde, er macht fi) 
die Sache etwas wohlfeil, indem er fie mehr in allgemeinen Phrafen ab- 
bandelt, ohne ihr praftifch im Detail näher zu treten. Das ift nun leider 
einem ausführenden Beanıten, wie mir, nicht möglih; ich muß diefen 
Dingen ganz genau praftiich näher treten. Der Vorredner kommt dabei 
zu dem eigenthümlihen Schluß, vermöge feiner Logik, daß ich, der ich 
bier im preußifchen Landtag die Ehre habe, zu Ihnen zu reden, fein 
preußifher Beamter mehr märe, da er das von allen Beamten meines 
Minifteriums behauptet, zwiſchen mir und den übrigen aber ein wefent- 
liher Unterfchied nicht beftehen kann; im Gegentheil, man fann gerade von 
mir fagen, daß ich mein Gehalt eigentlich ausschließlich aus der Bundess 
falle beziehe, was von den andern nicht zu behaupten ift, und daß ich 
dem preußiichen Staate gratiß diene. Deshalb habe ich aber doch die 
Ehre, preußifcher Beamter zu fein und werde mid) durch feine Anfechtung 
diefer Eigenfchaft weder hier im Haufe, noch anderwärts an diefer Anficht 
wre machen laffen und nicht zugeben, daß wir, ſobald wir dem Deutjchen 
Reihe Dienfte leiften, damit in die Kategorie der Ausländer verwiefen werden. 

Der Borredner fagt, die Gefchäfte find vorhanden, fie müfjen auch bes 
jorgt werden, aber feiner Meinung nach nicht gerade auf diefe Weife. 
Die einzige, praktiiche Andeutung darüber, wie ed, um ihn zufrieden zu 
fellen, zu machen fein würde, hat er dahin gegeben, e8 müßten Kaiſer⸗ 
lide Kommiſſarien ernannt werden, die diefelben Gejchäfte beforgten. 
Ich kann mich zu foldem Arrangement nicht herbeilaffen, denn ed mwäre 
meine Erachtens eine einfache Finanzipefulation dem Weiche gegenüber, 
die mir des preußifchen Staates nicht ganz würdig erfdeint, indem man 
durh den Namenswechjel dem Reiche Pflichten aufzubürden fucht für 
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Dienfte, welche wefentlih dem befonderen Intereffe der preußi- 
ihen Politik geleiftet find. 

Es bat vor 1866 Niemand daran gezweifelt, daß es für Preußen 
nügli wäre, Geſandte bei den einzelnen deutfchen Höfen zu unterhalten. 
Nichtsdeftoweniger hatten wir guch damals eine Bundesinſtitution, umd 
die Mittbeilungen an deutfche Negierungen konnten ebenfogut durd bie 
Bunbdesgejandten gegenfeitig außgetaufcht werden ‚wie jetzt. Es fragt fid 
nun, war der Sefihtäfreis der deutfhen Geſandtſchaften 
Preußens vor 1866 ein bedeutenderer oder jet? ch behaupte 
unbedingt das lettere. Die eigentliche große Politik, wie fie mit den 
europäifchen Mächten verhandelt wurde, fam auch damals an den ſüd⸗ 
deutichen Höfen, obſchon unfere Verbindung dem Auslande gegenüber wicht 
fo gefchloflen war, wie jegt, nur felten und ausnahmsweiſe zur Sprache 
— — die Hauptaufgabe der Befandten war: die VBerftändigung 
über das Auftreten am Bunde herbeizuführen und auf bie 
einzelnen Regierungen und auf deren Stimmabgabe am Bunde 
einzuwirken. 

Wenn ich vorhin ſagte, die Thätigkeit dieſer Geſandten iſt 
jetzt eine wichtigere, ſo iſt das in demſelben Maaße, in dem die 
Stimmabgabe unſerer Bundesgenofjen im Bundesrathe heut— 
zutage wichtiger iſt als damals im Bundestage, namentlich 
aber für Preußen der Fall. Die Vertreter der verbündeten 
deutſchen Regierungen ſprechen heute mit über unſer preußi— 
ſches Wohl und Wehe in allen Details der Geſetzgebung. 
Es kannfür ung von großer Wichtigkeit fein, die Zuſtimmung 
des einen oder ded anderen Staates im Bundesratbe, um 
da8 Stimmenverhältniß herzuftellen, zu gewinnen oder einen 
Widerftand, der dagegen geleiftet wird, zuüberwinden. Dakei 
find die 24 Millionen Preußen heutzutage viel direlter und viel tiefer 
intereffirt, al3 früher in Frankfurt jemals der Yall war. 

Daß diefe Berftändigung tiber das Auftreten im Bundesrathe Lediglich 
im Schooße des Bundesrathes ftattfinden könne, das ift eine Fiktion, 
die jehr bald jchwindet, ſowie man den Gejchäften praltifch näher tritt. 
Es ift vielleicht gerade der Widerftand meines Kollegen im Bundesrath, 
feine perfönliche Abneigung gegen eine vorgefchlagene Deaßregel, die ih 
zu überwinden habe; das kann ich nur, wenn mir die Mittel geboten 
werden, an die Duelle zu geben, aus der er jeine Inſtruktion bezieht, 
Dort ift es vielleicht fehr wichtig, fi darüber aufzuflären, aus welder 
von den verichiedenen Richtungen, die die Entſchließung einer Regierung zu 
beftimmen pflegen, der Wideritand ftammt, in welder Richtung man 
wirkſam fein muß, um ihn zu bejeitigen. Es werden ja in allen Staaten 
die Abftimmungen doch nicht fo glatt und ausſchließlich nach dem Bericht 
bes Vertreters im Bundesrathe bergeftellt, fondern dergleichen wird in 
jedem einzelnen Staate kollegialifch berathen, und es ijt gewiß richtig, 
wenn bie einzelnen Regierungen dabei Rüdfiht nehmen nit mur auf 
die Vota aller ihrer Miniſterien, aud derjenigen, die gerade nicht mit 
den NeichSangelegenheiten betraut find, und zur Beforgung diejer, glaube 
ieh, wird auch jeder Bundesſtaat ein, wenn auch noch jo Feines, für ihn 
auswärtige8 Amt befigen müffen, d. 5. einen Beamten, der fpectell bie 
Korrespondenz mit dem Vertreter am Reich beforgt. 
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Aber man bat nit nur auf die Stimmung der Geſammt⸗ 
minifterien, fondern au auf die Stimmung und die Auffaffung 
des eigenen Landtages Rüdfiht zu nehmen. Ich bin weit ent- 
fernt, der Theorie anzuhängen, die jede Entwidelung des Bun- 
desrechts und unferes Reichsverfaſſungsrechts untergraben 
wärde; daß in irgend einem Falle die Abflimmungen eines Mit- 
gfiedes des Bundesrath3, um juriftifche Gültigkeit für die Reichs⸗ 
gejeggebung zu haben, der Zuftimmung eines PartilularsTand- 
tages bedürfen lännten; aber das ift außer Zweifel, daß jede 
Regierung fehr wohl thut, fich in der Lage zu halten, daß fie 
ihrer eigenen Landesvertretung mit Erfolg Rechenſchaft ab» 
legen kann über die Politik, die fie am Reiche befolgt. 

Je verjchiedener aber die Elemente find, welche auf die Haltung 
eine Bundesſtaats, befonder8 eines der mächtigeren im Neih, Einfluß 
baben können, um fo entbehrlicher ift e8 mir, dort ein vertraute, 
eingelebieh, mit allen Faktoren belanntes Organ zu haben, 
mit dem ich korreſpondiren kann, und das mich aufklärt über die Saiten, 
die man etwa anſchlagen muß, um zu einer Verſtändigung zu gelangen. 
Daß dies nun Kaiſerliche Kommiſſarien ſein ſollen, d. h. daß die Funktionen 
der Vertretung ſpezifiſch preußiſcher Intereſſen, der Orltendmagjung unjerer 
preußifchen Wünſche am Weich, der ——— zur Anerkennung derſelben 
bet den übrigen Regierungen auf Reichskoſten gejchehen könnten, damit 
lann ich mich nicht befreunden. Wie käme das bayrifche Budget dazu, in 
feinen Reichsmatrikularbeiträgen dafür zu zahlen, damit in München Die 
preußifihe Anficht geltend gemacht werden kann, damit fie dort Anllan 
findet? Umgelehrt, man müßte dann fchon foweit gehen, daß man and 
Sejandte der Einzelftaaten in Berlin al8 Kaiferliche Kommiffarien bezabite, 
damit diefe bei uns die bayrifchen Intereſſen plaidiren und für ihre Vers 
tretung am Reich plaidiren. Es würde das doch zu feiner haltbaren und 
prattiich als möglich zu denfenden Einrichtung führen. | 

möchte überhaupt dringend empfehlen, und namentlih dem Bor» 
redner, der mir fo fehr häufig Gelegenheit gegeben hat, mit ihm theoretifche 
Anfihten auszutauſchen — coram publico und aud fonft —, daß wir 
die Bolitil Doh etwas mehr vom praftifhen Geſichtspunkt 
betradten; fie ift in der That eine eminent praltifhe Wiſſen— 
Ihaft, beider man fih an die Form, an dieNamen, an Theorien, 
in ie ſie gerade hineinpaſſen ſoll, nicht ſo ſehr kehren 
arf. 

Noch ein Wort über die Militärbevollmächtigten. Die 
Nothwendigkeit eines ſolchen in München — und eine andere haben mir 
in Deutfchland nicht mehr — hat der VBorredner ja ebenfalls angegeben; 
ih habe aber auch da einen Vorfchlag vermißt, wie er das Berhältni 
andermeit eingerichtet haben möchte, wenn wir dieſe Einrichtung nicht be= 
hielten. Es würde doch auch da, wie mit den Karferlichen Kommiſſarien, 
wahrfcheinlich weientlih nur auf einen Namenswechſel hinauskommen. 
Der Militairbevollmädtigte in München ift wefentlich ein Hülfsbeamter 
der preußifchen Geſandſchaft in München, der auf dem militärifhen Ges 
biet dafjelbe zu erftreben bat, wie ein Anderer auf dem politifchen, nämlich 
die Berftändigung fiber gemeinfame Einrichtungen, die Herbeiführung von 
jolhen anzuftreben da, mo fie noch nicht thatjächlich find. Er ift ein für 
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die Gefandtihaft und deren Geſammtwirken ganz unentbehrlicher Hülfe— 
beamter, und ich möchte dringend bitten, meine Herren, nicht blos nad 
perlönlicher Nüdfichtnahme zu verfahren oder nah dem Wunſche, die 
Thätigleit der Regierung nicht zu ftören, fondern fid) auch von der Ueber⸗ 
zeugung vollitändig zu durchdringen, daß die ſe Geſandtſchaften und 
ihre Thätigkeit zu dem unentbehrlichſten Handwerkszeng 
unferer Politik gehören.“ 


5. Januar. Das Marines Minifterium, deſſen oberfte Leitung 
bis dahin mit der des Kriegs-Miniſteriums in der Hand 
ded Kriegd- und Marines Minifterd vereinigt war, erhält 
einen bejonderen Chef, welcher unmittelbar dem Reichs⸗ 
fanzler unterftellt wird. Zum Chef der Admiralität 
wird der General von Stoſch emannt. 


28, Die Berufung des Minifters Fulk und 
dns Schulauffichtsgefeh, 


Wechſel im Kultus-Minifterinu. 


1872. 17. Sanuar. Der Kultud-Minifter von Mübler erhält 
die erbetene Entlaffung. 


22. Januar. Berufung ded Geheimen Ober: Suftizrathd Dr. Salt 
in dad Kultud- Minifterium. 


Notiz der „Provinzial » Eorrespondenz.” 

„Die von dem feitberigen Minifter ber geiftlihen, Unterrichts- und Mebizinal- 
Angelegenheiten Dr. von Mühler erbetene Entlaffung ift bemfelben von Gr. 
Majeftät dem Kaifer und König ertheilt worben. 

Zum Nadfolger tes Herrn von Mühler if von Sr. Majeflät am 
22. Januar c. ber Geheime Ober⸗Juſtiz⸗-Rath Dr. Falk ernannt worden. 

Der neu ernannte Kultus⸗Miniſter Dr. alt bat in feiner bisherigen 
Wirkſamkeit anf juriſtiſchem und ftaatsrechtlihem Gebiete, namentlich durch jeine 
beroorragende Mitwirkung an den großen geſetzgeberiſchen Arbeiten des Norb- 
beutihen Bundes und bes Deutichen Heiches eine jeltene Begabung und Tüchtig- 
keit, eine große wiſſenſchaftliche Klarheit und praktiſche Umficht, fowie eine ernite 
Auffaffung der ftaatlihen Aufgaben bewährt und ein großes Vertrauen in ben 
politiſchen Kreifen erworben. Hierauf beruht die Zunerficht, daß er auch berufen 
fein werbe, bie umfaffenden und jchwierigen Aufgaben, welche feiner auf ben ver⸗ 
Ihiedenen Gebieten ber ihm übertragenen Berwaltung harren, in eriprießlicher 
Beife zu erfüllen. . 

Ze tiefer die kirchlichen Bewegungen diefer Zeit auch bie Beziehungen bes 
Staates zur Kirche berühren, deſto mehr kommt es darauf an, daß in ber flaat- 
fen Leitung der Kirchen⸗ und Schulverwaltung ein Geiſt walte, welcher nach 
allen Seiten die Bürgichaften voller Unbefangenheit und Gerechtigkeit, ſowie bes 
ernftien Willens gewähren, eben fo fehr bie unveräußerlichen Rechte des Staates, 
wie die Anſprüche der fittlihen und relegiöſen Bollsintereffen zu wahren. 

Um biefe ſchwierige Aufgabe zu erfüllen, it ein fetes Zufammengehen und 
volle Uebereinſtimmung aller betheiligten Staatsgemwalten unerläßlich. 

Möge das Vertrauen, welches der neue Minifter auch innerhalb der Landes⸗ 
vertretung zu finden hoffen barf, ihm und ber gelammten Stuateregierung bei 
ber Durchführung ihrer Aufgabe eine zuverläffige Stüte jein.” 


460 
1872, 


Die Aufgabe des Kultus» Minifters gegenüber den fird- 
lichen Wirren. 


30. Sanuar. Aus einer Rede des Minifterd Dr. Fall bei der 
Grörterung über die Aufhebung der katholiſchen Abteilung. 


„Meine Herren! Sie haben darauf bingewiefen, es führe die Kon- 
fequenz dahin, das Minifterium der geiftlihen Angelegenheiten 
anf das Yufliz-Minifterium zu übertragen. Nun, meine , 
wenn das Ihre Konfequenz ift, jo fehen Sie vielleicht in meiner Erſchei⸗ 
nung einen Anfang; es iſt von Sr. Majeftät dem Kaiſer ein Jurift 
an die Spite des Aultus-Minifteriums geftellt worden, und dielem 
Juriſten hat — und dafür bin ich danfbar — der Herr Abg. Reichen⸗ 
ſperger zugernfen: er jolle nicht vergeflen, daß er eben bis dahin fen 
Leben der Juſtiz und dem Recht gewidmet hat. Diefer Mahnruf wird 
von mir fehr mohl gewürdigt werden. 

Ich werde mic leiten laffen von dem Sate, daß die 
Kirche und die Kirchengemeinſchaften ihre Freiheit und ihre 
volle freie Bewegung behalten, ich werde Ihnen da nie bem- 
mend in den Weg treten. Aber, meine Herren, wo Rechte des 
Staats in Frage find und Rechte, die der Staat [hüten muf 
gegen Jeden und auch gegen die Kirhen-Gemeinihajten, da 
werden Sie mich allerdings als Juriſten fehen, ich werde 
alle unberedtigten Anſprüche vollfändig zurüdweifen. 

Meine Herren, ich wünſche, daß ich, wenn ich da8 Recht anmente, 
nach rechts und links nach befter Ueberzeugung, nicht zu fehr differiren 
möchte von dem verehrten Herrn Abgeordneten Neihenfperger. Ich 
danke ihm, daß er zu mir daS Vertrauen hat, ich werde das Recht wahren. 
Und dies Recht werde ich wahren, auch in der jett zufammengefeßten Ab- 
theilung. Ich habe die Entfcheidung, auf meinen Schultern Liegt diele 
fchwere, fehr ſchwere Laſt. Was ich Höre, ift der Rath, der mir gegeben 
wird, und diejen Rath werde ich hören von den Katholifen, wie ich ihn 
von jedem Andern hören werde, ganz gleichgültig, welcher Konfelfion er 
angehört; ich werde ihn würdigen nad der Sachgemäßheit und nad; der 
Tüchtigleit des Rathes. Und die beiden Männer der katholiſchen Abthei⸗ 
lung, die zurüdgeblieben find in meinem Minifterium — ich denfe, bie 
werden in der Lage fein, — mie fie biß dahın, als die Mehrheit der 
katholiſchen Abtheilung, die Intereſſen der katholiſchen. Kirche, ſoweit fie 
auf diefelben hinzuweiſen hatten als Staatsbeamte, wahrgenommen haben, 
— es mir gegenüber eben fo zu thun, wie fie es früher gethan haben, 
und fie werden bei mir Berüdfichtigung erlangen, foweit ihr Rath recht iſt. 

Ich meine in der That, daß der Beamte, der an die Epige 
dieſes Minifteriums geftellt wird, fi frei halten muß von 
Einflüffen, die außer dem Bereich dejjen liegen, was zu 
wahren ift, und das tft das Recht. Diefen Standpunlt halte 
ih auch für den der Berfaffung und wenn die Staatsregierung 
fih auf die Verfaſſungsurkunde bezogen bat, fo hat fie die 
Wahrheit gejagt.“ 
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Bas Berhalten der ultramontanen Partei und die Stellung 
der Staatsregierung. 


30. Sanuar. Rede ded Fürften Bismarck bei der Berathung des 
Kultusetatd im Abgeordnetenhaufe. 


[Eine konfeifionelle Fraetion; Mobilmahung ber ultramontanen 
Bartei gegen ben Staat; ber Führer derſelben; ihre feindliche 
Haltung und Verbindungen; bie Aufhebung ber katholiſchen Ab⸗ 
tbeilung; frieblihe Wünfhe; zur Braunsberger Frage. Achtung vor 
dem Glauben, aber Wahrung ber Staatsgewalt.] 


„sth hatte geglaubt, mich an der heutigen Debatte Iediglich als Zu⸗ 
börer betbeiligen zu können undegemeint, daß fie fih auf die Vorlagen 
befchränfen würde, ohne jo weit politifcy auszugreifen, wie e8 die Rede 
des Herrn Vorredners (Abg. Windthorft) gethan hat. Dieſe Rede nöthigt 
mich aber, heute ſchon einige Worte über die Stellung der Staatsregierung 
mit Bezug auf das foeben Gehörte zu fagen. 

Der Herr Vorredner hat mit warmen Worten den Wunfch betont, 
daß wir zum fonfeffionellen Frieden im Rande gelangen möchten, 
der früher nicht geftört war, und daß wir in der Eintracht, die uns diefer 
Griede gebe, an unferm gemeinſchaftlichen Werke arbeiten möchten. Ich 
möchte an das eigene, doch fonft Scharfe und richtige Urtheil des geehrten 
Herrn Vorredners appelliven, ob feine eigene Rede wohl geeignet und 
darauf berechnet geweſen fein kann, diefen Frieden zu fördern. ‘Der Herr 
Borredner hat mwenigitend nicht mit chriftliher Milde über feine Gegner 
geurtheilt und nicht mit chriftlicher Demuth über die eigene Sache. 

Ih komme auf die Vorwürfe gegen die Regierung, nämlich, daß in 
den Minifterien, unter den Miniftertal» Räthen und in den fonftigen Res 
gierungßfunttionen die Katholiken nicht in hinreihendem Maße nad 
der Zahl ihrer Bevölkerung vertreten find. Ich lehne jede Vers 
pflichtung einer konfeſſionellen Volkszählung von der Regierung ab. — 
Wenn der Herr Vorredner den Umstand tadelt, daß fein Katholik im 
Minifterium ſei, jo bedaure ich das auch meinerfeit3 in hohem Grade; 
ih würde einen Fatholifchen Kollegen mit Freuden begrüßen. Uber wie 
die Sachen augenblidlich Liegen, — in einem fonftitutionellen Staate da 
bedirfen wir Miniſterien einer Majorität, die unfere Richtung im Ganzen 
unterftügt. Glaubt nun der Herr Vorredner, daß, wenn wir das Mi⸗ 
niſterium aus der Fraktion wählten, der er angehört, daß uns dann die 
Unterftügung einer Majorität zur Seite ftehen würde? Ich bezmeifle es. 
Dbne eine gewifle Homogenttät ift aber ein Miniſterium heutzutage 
nicht mehr haltbar, denn wir find, obwohl wir in einem lodern Reſſort⸗ 
verhältnig zu einander ftehen, in Preußen doch gemeinfchaftli verant⸗ 
wortlih,; ich bin mit verantmortlich für das, was der Herr Kultus 
Minifter thut, und der Herr Kultus Minifter muß ſeinerſeits ausfcheiden, 
wenn er für dasjenige, was ich thue, die Verantwortung nicht tragen will, 
wir müſſen alſo eine gewifle Nachſicht üben fiir untergeordnete Fragen. 

Die Fraktion, die der Herr VBorredner angehört, hat felbft das Sr e 
dazu beigetragen, da8 Vergeſſen des konfeſſionellen Standpunktes in poli« 
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tiihen Angelegenheiten ſchwierig zu machen. ch habe es von Haufe aus 
als eine der ungeheuerlichſten Erſcheinungen auf politifdem Ge⸗ 
biete betradgtet, dag fich eine Lonfeffionelle Fraktion in einer 
politifhen Berfammlung bildete, eine Fraktion, der man, wenn alle 
übrigen Konfeffionen dajlelbe Princip annehmen wollten, nur die Geſammt⸗ 
heit einer evangeliihen Fraktion gegenüber ftellen müßte, dann wären wir 
allerfeit8 auf einem infommenfurabeln Boden, denn damit würden wir 
die Theologie in die Öffentlichen Berfammlungen tragen, um fie zum &egen- 
flande der Tribünendiskuſſion zu machen. Es war ein großer politifcher 
Fehler, den die Herren vom politiihen Standpunfte des Borredners 
begingen, daß fie diefe Fraktion überhaupt bildeten, eine rein Tonfeffionele 
Fraktion auf rein politiihem Boden, indem fie ihre &laubendgenofien 
aus den verjchiedenften Fraktionen durch die Einflüffe, die ihnen zu &ebote 
ftanden, nötbhigten, fi ihnen anzujchliegen. 

Meine Herren! Sie nöthigen mid, auf das Hiſtoriſche der Stellung 
der Regierung zu diefen Fragen einzugehen. Der Herr Borredner hat 
jelbft weitere Beröffentlihung darüber in Ausſicht geſtellt; ich will ihm 
das erleichtern. Ich huldige von Haufe aus dem Grundfag, daß jede 
Konfefjion bei uns die volle Freiheit ihrer Bewegung, die volle 
Slaubensfreiheit haben muß. Ich habe daraus bisher noch nidt 
bie Konfequenz gezogen, daß jede Konfeſſion gezählt werden müſſe und 
daß jede eine ihrer Volkszahl ziffermäßig entiprechende Betheiligung an 
bet Beamtenfchait haben müfle. Es ift neuerdings zur Nechtfertigung von 
Bewegungen, die von konfeſſionellen Einflüffen nicht ganz frei waren, jogar 
der Grundſatz aufgejtellt worden, daß in der Bergpartie der Mangel 
der Gleichſtellung der Konfeſſionen von den Arbeitern ſchwer empfunden 
werde und ein zur Übhülfe berechtigendes Bedürjnig bilde. So met 
fommt aber der Herr Vorredner nothwendig, Wo foll dad aufhören? 
Bei dem Minifterium fängt er an, die Ober» Präfidenten müſſen aljo au 
— ih weiß nicht, wie das Verhältniß ift, ich glaube nach dem Ber: 
hältniß wie 4 zu 7; ich will es auch nicht willen — gezählt werden; die 
Deamten in allen Regierungsbehörden natürlich auch. Yun fonımt aber 
noch hinzu, Daß die evangeliſche Konfejfion nicht ganz und gar aus emem 
Blode ift. Sie können nicht Evangeliiche und Katholiſche gegenüberftellen; 
die unirte preußijche Landeskirche, die Iutberijche, die vejormirte haben 
volljtändig die analoge Berechtigung wie die katholiſche. Sobald wir ben 
Staat in konfejfionelle Stüde ſchneiden, an welchem jede Konfejfion ihren 
verhältnigmäßigen Antheil haben muß, fo kommt auch noch die ganz ber 
trächtliche Kophab der jübijchen Bevölkerung in Betracht, deren Mehr⸗ 
beit fi ja durch bejondere Befähigung und Sutelligenz für Staatsgeſchaͤfte 
auszeichnet. 

Wenn nun zur Herftellung des Friedens mit dem Staate alſo dr 
Fraktion des Herrn Vorredners jich auf einem politiichen Boden Eonfeffionel 
tonftituirt hatte und ihre politiiche Haltung in der Hauptjache von der 
Konfeſſion abhängig machte, jo fonnte man nun fragen: Sucht fie auf 
dieje Weile den Frieden zu erfireben, indem fie ihre Macht zeigt? 

Ich babe, als ich aus Frankreich zurückkam, die Bildung diefer Fraktion 
nicht anders betrachten können als im Kichte einer Mobilmadhung der 
Partei gegen den Staat, und ich habe mich nun gefragt: Wird dieſes 
ftreitbare Corps, welches zweifelloje Anhänger der Regierung aus ihren 
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Sigen verdrängt und eine folde Macht übt, daß e8 gänzlich unbelannte 
Leute, die in den Wahlkreifen niemals gejehben waren, bei der Wahl durch 
einfachen Befehl von hier aus durchſetzt — wird dieſes ftreitbare Corps 
der Regierung verbündet fein, wird e8 bier helfen wollen oder wird es 
fie angreifen? Ich bin etwas zweifelhaft geworden, als ich die Wahl der 
Führer ſah, als ich ſah, daß ein jo fampfbereites und ftreitbares Mit⸗ 
glied, wie der Herr Borredner, fofort an die Spitze trat, ein Mit- 
glied, welches von Anfang an, aus Gründen, die ih achte und 
ehre, ungern und mit Widerftreben der preußifhen Gemein- 
Ihaft beigetreten ift, ein Mitglied, das bisher niemals durd 
feine Haltung und durd die Färbung feiner Nede bekundet hat, 
daß e3 diefen Widermwillen überwunden habe, ein Mitglied, 
von dem ich noch heute zweifelhaft bin, ob ihm die Neubildung 
des deutjchen Reiches willlommen ift; ob er in diefer Geſtalt 
die deutjche Einigung annehmen will, oder ob er fie lieber gar 
nit gejehen hätte, darüber bin ih noch immer im Zweifel. 

ch bin indeß, als ich auß Frankreich zurüdtehrte, unter den Eindrud 
und in dem Glauben gewefen, daß wir an der katholifchen Kirche eine Stütze 
für die Regierung haben würden, vielleicht eine unbequeme und vorfichtig 
u behandelnde — ich bin in Sorge gemwejen, wie wir es anzufangen 
haben würden, vom politiihen Standpunfte aus etwas anſpruchsvolle 
Freunde fo zu befriedigen, daß wir mit ihnen auf die Dauer leben können 
und daß wir dabei die nöthige Yühlung mit der Mehrheit des Landes 
behielten. Diefe Sorge hat mich damals, ich kann wohl fagen in erfter 
Linie, befhäftigt, fo oft ich mich den inneren Angelegenheiten wieder zu= 
wendete. Sch wurde in der That überrafcht durch die Haltung, welche 
die mobil gemachte Armee einnahm. Ich habe mich aber noch in der erften 
Reichstags» Sigung einer Aeußerung über dieſe Frage forgfältig enthalten, 
ih habe mir gejagt, die Frage ift zu ernft, ich will abwarten, mie fich 
die Partei entwidelt, ob freundlich oder feindlich, ich Habe gefchwiegen. 
. Bon jener Seite wurde niht gejhwiegen. Jh mußte, als 
ih aus Frankreich zurückkam, erfahren, welche Mittel bei den Wahlen 
angewendet worden waren, um die Wahlen diefer neuen Partei durch⸗ 
zujegen. Wir hatten gehofft, an einer ftreng kirchlichen Partei 
eine Stüße zu gewinnen, die dem Kaifer giebt, was des Kaijers 
ift, die Achtung vor der Regierung aud da, wo man glaubt, 
daß die Regierung irrt, in allen Kreifen, namentlich in den 
Kreiſen des politifch weniger unterrichteten gemeinen Mannes, 
der Maffe, zu erhalten ſücht. Ih mußte mit Betrübniß und 
Befremden hören, daß die Wahlreden, die ja zum größten 
Zheil gedrudt find, die Breßerzeugniffe, die auf die Wahlen 
hinwirkten, gerade an die Leidenſchaft der unteren Klaſſen, 
der Maffe, appellirten, um fie zu erregen gegen die Regies 
rung, daß dagegen Niht8 gejhah, um irgend eın von Seiten 
der Regierung vorgelommenes Verſehen zu entichuldigen, 
londern, daß man Alles, was man an unferer Regierung wie 
an jeder nah menfhliher Unvolllommenbeit tadeln fann, 
ſehr ſcharf beleuchtete; aber etwas Gutes über die preußiſche 
Regierung, etwaß, wa8 zur Anerfennung derfelben auf» 
forderte, Gabe ih in dDiefen Wahlreden nie gelejen. 
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Nichtödeftoweniger mußte man nad dem Zeugnifle der ans 
nehmen, daß die altpreußiſchen Einrichtungen — altpreußiſch iſt nicht die 
richtige Bezeichnung, ſondern neupreußiſche Einrichtungen — wie fie be 
ftehen, von der Fatholifchen Kirche als ihr willlommen, als ihr nützlich, 
als a eine ebrenvolle und bequeme Stellung gewährend anerkannt 
würden. 

Die höchſten Zeugniffe von Sr. eitigkeit dem Papſte, die 
Beugniffe der Biſchöfe haben uns darüber vorgelegen, daß 
man mit uns zufrieden fei; wir hatten gehofft, daß dieſe Zu- 
friedenheit fi einigermaßen bei dem Einfluß auf den ge 
meinen Mann, wie er auf der Kanzel und im Beichtſtuhl 

eübt wird, zeigen und erlennbar madhen würde, und wie id 
tab, dag doch mehr das Gegentheil der Fall war, wie ich fah, 
daß man auf der einen Seite die preußifchen Einrichtungen 
für das Reich verlangte, auf der anderen Seite fie dem ge- 
meinen Manne nit in einem ganz günftigen Lichte darftellte, 
dba bin ich zweifelhaft geworden und bin einen Schritt zurüd: 
getreten. Wie ich ferner gefunden habe, daß die Wraltion, 
von der ih ſprach, im Reichstage fich bereitwillig Elemente 
aneignete, deren fortdauernder prinzipieller Wirerfprug 
gegen den preußifchen Staat und gegen da8 Deutſche Reid 
notorifh war, und fih aus dieſen Elementen verftärkte, 
Proteftanten, die nichts mit diefer Partei gemein hatten, 
als die Feindfhaft gegen das Deutſche Reich und Breußen, 
in ihre Mitte aufnahm, daß fie Billigung und Anerkennung 
fand bei allen den Parteien, die, fei es vom nationalen, fe 
es vom revolutionären Standpunft aus, gegen den Staat 
feindlih gefinnt — eine Gemeinfhaft, die die Herren viel: 
leicht im Prinzip zurüdmweijen, die fie aber doch, fei es wider 
ihren Willen, auf dem Wege, den fie gingen, fanden — bs 
bin ih mir immer klarer in der Beforgniß geworden, daß mir 
Dur dieje Partei zu der bedauerlidhen Situation kommen 
würden, in der wir uns befinden. 

Der Herr Redner hat vorzugsweiſe die Aufhebung der katholi— 
ſchen Abtheilung im Kultus-Minifterium als Anlaß zu dem Bor- 
wurf des Mangels an Parität in den ftaatlichen Berhältniffen genommen. 
Die Tatholifche Abtheilung hatte in dem abjoluten Staate meines Erad- 
tens ihre vollftändige Berechtigung; daß der König, der über Alles in 
letzter Inſtanz zu enticheiden hatte, auch den Rath jachlundiger Katholılen 
über katholiſche Angelegenheiten hören wollte, daß er fich fogar eine Bor: 
ichrift daraus machte, gewille Stellen mit Räthen gewiſſer Konfeifionen zu 
befegen, war durchführbar. Sobald wir in fonftitutionelle Formen über 
traten, war es meines Erachtens ganz unverträgli mit dem Grund» 
begriff der Berfaffung, daß die Zugänglichkeit zu gewiſſen politijden 
Rathsſtellen in den Minifterberathungen von der Könfelfion ‘abhängig ge 
macht wurden. Wenn das gefchehen muß, dann ift die minifterielle Ber- 
antwortlichkeit damit überhaupt nicht mehr verträglih. Entweder hat der 
Kultuss Diinifter eine Verpflichtung, den UAnfichten feiner katholischen Räthe 
zu folgen, und dann Tann er für diefen Theil feiner amtlichen igleit 
verfaffungsmäßig nicht mehr verantwortlich fein, oder er hat dieſe Ver⸗ 
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pflichtung nicht, dann iſt es auch nicht erforderlich, daß diefe Räthe in eine 
befondere Abtbeilung formirt werden, melde ftatutenmäßig einem be⸗ 
ftimmten Belenntniß angehören muß. Es ift entweder eine Beſchränkung 
der verfafjungsmäßigen Berantwortlichkeit, oder ein ganz nutzloſes Inſtitut, 
wenn der Minifter ſchließlich fagt: ich würde euch gern geräte fein, aber 
meine verfaffungsmäßige Verantwortlichleit der Mehrheit der Volksvertre⸗ 
tung gegenüber läßt es nicht zu. 


Ih kann außerdem nicht leugnen, daß ich den Eindrud babe — ich 
beichuldige damit Niemand, gegen jeine Weberzeugung gehandelt zu haben —, 
dag die Richtung dieſer Tatholifhen Abtheilung degenerirt hatte. Sie 
wurde urſprunglich gefchaffen, um Beate des Staates zu haben, welchen 
vorzugsweiſe der Beruf anheimfiel, die Rechte ded Staates in Bezug 
an die katholiſche Kirche auszuüben und zu vertreten, in einer 
freundfchaftlichen Weife zu vertreten, wie es zwilchen befreundeten Potenzen 
üblich if. Sie hatte aber ſchließlich den Charakter angenommen, 
daß fie meiner Anjiht nach ausfchlieglid die Rechte der Kirche 
innerhalb des Staates und gegen den Staat vertrat. 

Ich habe deshalb ſchon vor 3 oder A Jahren bei Sr. Majeftät dem 
Könige gelegentlich zur Sprache gebracht, ob es nicht nüglicher wäre, wenn 
wir an diefem Orte einen päpftlihen Nuntius an Stelle diefer Ab⸗ 
tbeilung hätten, indem von dem Nuntius Jedermann weiß, was er vertritt 
und was zu vertreten feine Pflicht ift, und man ihm gegenüber eben die 
Vorfiht beobachtet, die man Diplomaten gegenüber nimmt, und indem er 
feinerjeit8 auch im Stande ift, den kirchlichen Souverän, den er vertritt, 
unmittelbar von den Eindrüden, die er wirklich hat, ohne eine zwiſchen⸗ 
liegende Inſtanz und ohne falfche Strahlenbrehung in Kenntniß zu ſetzen. 
Ih habe die Einrichtung eines Nuntius inımer für wejentlich 
nügliher und zmedmäßiger gehalten, als die katholiſche Ab— 
thbeilung. Ich habe indeffen nicht gewagt, ihr Folge zu geben, 
da ich ſowohl an höheren Stellen, als aud in der öffentlichen 
Meinung eine ftarfe Abneigung dagegen vorfand. Ob mir 
(hlieglich nicht doch auf diefen Ausweg kommen, überlaffe ich der geſchicht⸗ 
lichen Entwidelung, fobald fie friedlihe Wege gefunden haben 
wird. ber ich babe den Grundfag immer nütlich gefunden: des Freundes 
Freund und — ich will nicht jagen — des Feindes Feind, aber des 
Gegners Gegner zu fein, und Sonzejfionen in der jegigen Lage zu machen, 
it mir deshalb wie die alte Fabel von dem Wanderer, feinem Mantel 
und der Sonne und dem Winde vorgelommen. Der Wind konnte ihn 
nicht nehmen, die Sonne gewann e8 ihn ab, und mit der Sonne 
würden die Herren auch weiter gelommen fein. 


Es ift ferner die Situation nicht blos durch die Gründer diefer kon⸗ 
feflionellen Fraktion erfchwert worden, fondern auch durch die in der That 
in unferen politiichen Debatten ganz ungewöhnliche Leidenſchaftlichkeit des 
Tones, vorzugsweiſe in der Preife. 

sh würde e8 als großen Fortſchritt erfennen und bitte 
Sie darum und ich will mi bemühen, das zu thun — laffen 
wir diefe Keidenfchaftlihleit aus den Diskuſſionen heraus, 
diefes gegenjeitige Anklagen; fuhen wir aus diefer in der 
That für das Baterland großen Kalamität von theologischen 
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Diskluffionen auf politifhem Gebiete einen friedlihen und 
rubigen Ausweg zu finden. 

8 ift der ernfte Wille der Regierung, und ih glaube, 
aufrihtig fann Niemand daran zweifeln, daß jede Konfeffion, 
und vor allen Dingen diefe fo angefehene und durd ihre 
Bollszahl große katholifche, innerhalb dieſes Staates jid 
mit aller a bewegen foll. Daß fie außerhalb ihres 
Gebietes eine Herrfhaft übe, das können wir in der That 
nicht zugeben, und ich glaube, der Streit liegt mehr auf dem 
Gebiete der Eroberung für die hierarchiſchen Beftrebungen, 
als auf dem Gebiete der Bertheidigung. 

Der Weg dazu wird nit in kleinlichen Maßregeln, in Ehi 
fanen liegen, und ich bedaure, daß beifpielgmweije die Braunsberger Ans 
gelegenheit vermöge der Schwierigkeit, mit welcher jede Aenderung der 
Staatögejegebung bis in kleinliche Konſequenzen verbunden ift, md 
gegenüber der Heftigfeit, mit der aggreifiv von der anderen Seite aufge 
treten wurde, zu gejeßlichen Konflikten bat führen müflen. Die Staats- 
gejege verbieten e8, einem Bifchof der Fatholifhen Kirde 
dag Necht der Entlafjfung eines Staatsbeamten zu übertragen; 
e8 ift da eine Kollifion zwiſchen dem kirchlichen Recht, wie es 
fih heut zu Tage ausgebildet bat, und zwiſchen der augen» 
blidlich beftehenden Staat8-Gefeggebung rechtlich unvermeibd- 
lich geweſen; eine Kollifion, welde zu löfen und in fchidlicher 
Weile zu löjen, ich al8 die Aufgabe einer weiteren Bejegge- 
bung betradte, und id aube, das wird eine Aufgabe fein, 
deren ber neue Kultus Minifter fih mit Vorliebe und Be» 
Ihleunigung annehmen wird. 

Dogmatifihe Streitigfeiten über die Wandlungen oder Dellarationen, 
welche innerhalb des Dogmas der Fatholifchen Kirche vorgegangen jein 
fönnen, zu egunen, liegt der Regierung jehr fern und muß ihr jern 
liegen; jedes Dogma, aud das von uns nicht geglanbte, weldes jv 
und I viel Millionen Landsleute theilen, muß, r ihre Mitbürger 
nud für die Regierung jedenfalls heilig fein. er wir können der 
dauernden Anſpruch anf eine Ausübung eines Theiles der Stantöge 
walt dei geiftlichen Behörden nicht einräumen, und foweit fie diefelbe 
befigen, jeben wir im Intereſſe des Friedens und genöthigt, fie einzu 
Schränken, damit wir nebeneinander Plag haben, damit wir in Ruhe mit- 
einander leben können, damit wir jo wenig wie möglich gemöthigt werden, 
uns bier um Theologie zu befümmern. Ich kann auch für die Regierung 
nur den Standpunkt wahren, daß man von der Regierung eines paritö- 
tifchen Staates nicht verlange, fie folle konfejfionell auftreten nad) irgend 
einer Richtung hin. Konfeffionell kann eine Wegierung als folche nur dann 
auftreten, wenn fie eine Staatäreligion bat, wie wir fie nicht haben. Der 
Vorredner will dem fubftituiren 5 bis 6 StaatSreligionen, von denen jet 
ihre ftaatlihe Geltung und Berechtigung haben fol. Ich beftreite den 
Herren, daß wenn fie diefe Fragen hier der Staatsregierung gegenüber In 
dem Sinne vertreten, — daß fie dabei die Mehrheit ihrer eigenen 
Blaubensgenoffen auf ihrer Seite hätten. Das beftreite id 
und gewärtige ih den Beweis.“ 
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Fürft Bisſsmarcks Konftitntionalismns. 


Aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 14. Februar. 


„Die „Kreuz- Zeitung” hat dem Fürſt Bismard einen Abfagebrief ge- 
ſchrieben. Sie richtet ihren Widerſpruch nicht gegen eine einzelne Handlung oder 
Borlage des Minifteriums, fie Magt vielmehr den Minifter- Präfidenten des aus⸗ 
geiprochenen Abfall von deu wejentlihen Grundfägen einer monarchiſchen und 
chriſtlichen Politik an und fordert die konfervative Partei auf, diefe feit 20 Jahren 
ſtets vertheidigten Grunbfäge auch jeßt gegen die Regierung zu wahren. 

Die feierliche Anklage ſtützt fich auf eine Aeußerung bes Fürſten Bismard 
in der Rebe vom 30. Sannar, in welder er jene konſervativen Grundwahrheiten 
jo geradezu angegriffen haben fol, daß Schweigen darüber unmöglich fei. | 

In der Situng, um welche es fich hanbelt, hatte ber katholiſche Abgeorbnete 
Windthorſt es als eine Forderung der Gerechtigkeit bezeichnet, daß neben einem 
evangeliichen Kultus-Minifter auch ein Fatholifcher Minifter ftehe. 


Darauf erwiberte Fürft Bismard: 


„Wenn ber Herr Vorredner den Umſtand tabelt, daß Tein Katholik im 
Minifterium fei, fo bebauere ich das auch meinerfeits in hohem Grabe; ich 
würde einen katholiſchen Kollegen mit Freuden begrüßen.” 


Der Minifter- Präfident fuhr dann fort, und das ift die Stelle, auf welche 
bie „Krenz- Zeitung“ ihre Anklage gründet: 

„Aber wie die Sachen augenblidlih Liegen, — in einem lonftitutio- 
sellen Staate ba bebürfen wir Minifler einer Majorität, bie unjere 
Richtung im Ganzen unterftütt. Glaubt nun ber Herr Vorredner, baß, 
wenn wir das Minifterium aus ber Fraktion wählten, der er angehört, daß 
uns dann die Unterſtützung einer Majorität zur Seite ſtehen würde? Ich be⸗ 
zweifle es. Ohne eine gewiſſe Homogenität iſt aber ein Miniſterium heutzutage 
nicht mehr haltbar, denn wir find, obwohl wir in einem lockeren Reffortver- 
bältniß zu einander fteben, in Preußen doch gemeinjchaftlidh verantwort« 
lid; ich bin mit verantwortlich für das, was der Herr Kultus-Minifter thut, 
und ber Herr Kultus-Minifter muß jeinerfeit3 ausjcheiden, wenn er für das⸗ 
jeuige, was ich thue, die Verantwortung nicht tragen will.” 


Aus diefer Aeußerung folgert die „Krenz- Zeitung” einerfeitd bie unum⸗ 
wundene Anerkennung besjenigen „Konftitutionalismus,” welcher von ber 
fonfervativen Bartei in Preußen ftets befämpft worbeu fei, weil er in Preußen 
nit verfaffungsmäßig jei, anbererjeit8 eine Anerkennung ber „Minifter-Ber- 
antmwortlichleit” im Sinne franzöfifher Theorien, fowie die Anerkennung einer 
gemeinfamen Berantwortlichleit, wie fie in ber preußiichen Verfafſung 
nicht begrilibet fei. 

Beide Anklagen beruhen auf einer durchaus mwillfürlihen Beurtheilung ber 
Borte des Kürften Bismard fowohl, wie der beſtehenden Berfafjungsverbäftnifie. 

Der Minifter-Präftbent hat in den erwähnten Worten augenfcheinlich weder 
an eine franzöfifche, noch an eine englifche, noch an irgend eine fonflige Theorie 
des Konſtitutionalismus“ unb ebenſo wenig an eine theoretiiche Auffaflung der 
„Minifter-Berantwortlichleit”" gedacht, ſondern einzig unb allein an das pral- 
tiſche Regierungsbedürfniß unter der in Preußen in Kraft fteben-» 
den Berfaffung. 

Der „Lonflitutionelle Staat”, von welchem Fürſt Bismard fpridt, iſt 
eben der preußifche Staat mit feiner preußifchen VBerfaflung, in welchem, Dank 
einer Entwidelung, an beren jüngften Phafen das Minifterium Bisemard wohl 
nicht ganz ohne verbienftlichen Antheil ift, allerbinge ein ſtarkes, mächtiges 
und geehrtes Königthum gewahrt ift, aber doch Fein abfolutes, unum⸗ 
ihräntt waltendes Königihum, fondern für alle Aufgaben der Geſetzgebung und 
für bie wichtigen regelmäßigen Aeußerungen des geſammten Staatslebens ſtehen 
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neten dem Königibum bie beiden Häufer bes Landtages, ohne beren 
Dee ns irgenb eine verfajfungsmäßige Entwidelung nidt 
möglich ift. 

Da es aber bie Aufgabe und das Ziel jeber Regierung, jebes Mininifteriums 
fein muß, mit ter Gefeßgebung je nach ten Vebürfniffen bes Staates und bes 
Volkes in einen gedeihlichen Gang zu kommen, fo „bebürfen bie Minifler”, wie 

ürſt Bismard ſagt, „einer Mejorität, bie ihre Richtung im Ganzen unter 

ft.” Damit ift keineswegs irgend eine Forderung bes fogenannten franzöfiſchen 
Konftitutionaliemus ausgeſprochen ober ftillihweigend zugellanden, fondern tie 
ſehr einfache und ſelbſtverſtändliche Forderung, dag zwiſchen ber 
Regierung und den Häufern bes Landtages, welche zu gemeinfamer 
Wirkſamkeit für die Wohlfahrt des Landes berufen find, bie Mög 
lichleit und die Bereitwilligleit zu biefem Zufammenwirlen vor- 
handen fein müſſe. 


Fürſt Bismarck hat ſich ganz in dieſem praktiſchen Sinne bereits vor 
vier Jahren mit viel größerer Beſtimmtheit ausgeſprochen. Er ſagte damals: 
„Es iſt eine konſtitutionelle Regierung nicht möglich, wenn die Regierung 
nit auf eine ber größeren Parteien mit voller Sicherheit zählen kann, auf 
in ſolchen Einzelnheiten, die der Partei vielleicht nicht durchweg gefallen; — 
wenn nicht Diele Bartei den Ueberſchlag ihrer Rechnung dahin zieht: wir geben 
im Großen und Ganzen mit ter Regierung unb wollen ihr bie Einzelnbeiten 
zu Gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigftens Eine Partei im Lante, 
die auf ihre Auffaffungen und Richtungen in biefer Art eingeht, dann ift ihr 
das Eonftitutionelle Regiment unmöglih, dann muß fie gegen die Konftitutior 
arbeiten, fie muß fich eine Mehrheit künſtlich fchaffen oder vorübergehend ju 
erwerben ſuchen.“ — — 


Er wiederholte fpäter: 


„Wollen wir Eonftitutionell regieren, fo bedürfen wir einer Majortät; 
verweigern Sie uns Ihre Stimmen, fo müfjen wir eine andere Majoitüt zu 
finden fuchen, und finden wir fie nicht, was kommt dann heraus? Daß bie 
Regierung genöthigt ift, fi auf mehrere verſchiedene Parteien zu flüßen, mit 
denen fie innerlich nicht fo einig ift, wie fie e8 mit ber lonfervativen Partei zu 
fein glaubte: barans folgen alle die Schwächen eines Coalitionsminifteriums, 
auf das ich fchon hindentete, das nicht handeln kann, weil es jeber Richtung 
Rechnung tragen muß, bald ber einen, bald ber anteren, und nicht von ber 
Stelle kann. Wollen Sie diefe Schwarkungen über den Staat verhängen? 
Ich kann nicht erwarten, daß Sie von mir verlangen werben, und ven bem 
jegigen Dinifterium verlangen, daß, wenn Sie, (nad) rechts) uns die Majonität 
verfagen, wir nichtöbeftomeniger fortfahren follen, alle Unannehmlichkeiten der 
Stellung zu tragen, ohne nah Abhülfe zu fuchen, daß wir uns zum Organ 
einer einzelnen ration, einer einzelnen Partei maden, um es barauf an 
fommen zu laffen, ob bie ganze für tas Land bedrohliche Situation des Kon⸗ 
fliktes fi in dieſer ſchwierigen Zeit erneuern foll oder nicht. Daß id ben 
Konflikt nit fürchte — meine Herien, ih babe ihm ehrlid bie 
Stirn gezeigt drei Jahre hindurch, aber ihn zu einer perma- 
ent nationalen Inflitution zu machen, ift nicht meine Ab⸗ 
fi t (7; 
> Für Bismard hat hiernach feine „konſtitutionellen“ Anfchauungen ſchon 

vor Jahren entwidelt, ohne daß man darin einen Abfall von ten Grunbfägen 
des preußifchen Verfaſſungslebens gefunden hätte. Es ift vielmehr erfichtlich, dab 
bie „Conftitution”, von der er ſpricht, feine andere if, als eben die preußiſche 
Berfaffung, auf deren Boben allein das Minifterium erfprießlich für das Land 
zu wirken vermag, wie e8 feine Pflicht if. 

Und wenn nun der Minifter- Präfident, berausgeforbert durch bie Aeußerung 
eines Fatholifch-weififhen Abgeordneten, darauf hinweiſt, daß ein ans dieſer 
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Fraktion gewähltes Minifterium ſchwerlich im Stande fein würde, eine verfuffungs- 
mäßige Wirkfamleit zu üben, — fo ift kaum zu begreifen, baß ein preußiſch⸗ 
conjervatives Blatt eine ſolche Andentung irgend wie befremblidy finden fann. 

Nach unverfländlicher, wo möglich, iſt Die Behauptung, daß Fürft Bismard 
bie „Miniſterverantwortlichkeit“ im Sinne franzöfifher Theorien und in 
einem dem monardifchen Prinzip wiberftreitenden Sinne anerfannt habe. 

Der Minifter- Präfivent bat auch in biefer Beziehung überhaupt feine 
theoretiſche Meinung aufgeftellt ober anerkannt. Er hat offenbar nur den wid 
tigen praftifchen Geſichtspunkt im Auge gehabt, daß eine Regierung nur 
unter ber Borausfetung einer wefentlihen inneren Uebereinſtim— 
mung aller ihrer Mitglieder im Stande ift, ihre Aufgaben für den 
Staat zu erfüllen. 

Auf der richtigen Erkenutniß und —— der Nothwendigleit einer 
vollen inneren Uebereinftimmung des Minifteriums bermbete zum Theil die Kraft 
und der Erfolg ber Bismard’ichen Verwaltung ſchon vor 1866. Der Minifter 
tes Innern rar zu Eulenburg fagt im Sabre 1867 im Rüdblid auf’ bie 
borhergegangenen Jahre: 


„Zu ben großen Berbienften des Grafen Bismard gehört namentlich 
oud der Umftand, daß er von Anfang unferes Zufammenfeins an das Mini- 
flerimm zu einem weſentlich politifchen zu machen geſucht bat, daß ihm nichts 
verhaßter geweſen ift, als das wohl bei früheren, namentlich vor 1858 fun⸗ 
girenden Minifterien ftattgehabte Verfahren tes Wirtbfchaftens der einzelnen 
Fuchminifterien innerhalb ihres Wirkungstreifes, fonbern daß er mit derjelben 
Bereitwilligleit, mit der er uns felbft Über alle Fragen ber auswärtigen An- 
gelegenheiten in Kenntniß erhalten und unfere Zuflimmung bazu bewirkt hat, 
er auch barauf hielt, daß jebe Thätigfeit eines Fachminiſters (in ihren Haupt- 
erfheinungen natürlich) Gegenftand der Kenntniß aller Mitglieder des Staats- 
minifteriums, namentlich auch feiner eigenen wurde, und daß darüber gewacht 
wurde, daß fein Alt von irgend welcher Bebeutung aus ber Feder ober ber 
Berorbnung irgend eines Yahminifters hervorging, der nit in ben Rahmen 
ber von uns befolgten allgemeinen Bolitit paßte.” 


Graf Eulenburg fagte weiter: 


„Das Gefühl ber inneren Gemeinichaft des Minifteriums erzeugte recht 
eigentlih der Präſident beffelben, der uns flets und ftets aufforberte, ihn nicht 
in den einzelnen Zweigen ber Verwaltung im Stich zu laſſen, fondern bie 
Kraft anzufpannen, damit fie in dem Punkte wirkſam wäre, den er voraus 
tommen fab, und ber wirklich hinterher eingetroffen ift.” 


Ohne jene innere Gemeinſchaft, ohne „bie Homogenität” bes Minifteriume 
Bismard wäre fiherlih das Fahr 1866 fo nicht gelommen, wie es gelommen 
it, — und ebenfo würbe ohne bie innere Zufummengebdrigleit und Weberein- 
fimmung der Regierung in ben folgenden Jahren bie Entwidelung Preußens 
und des Rorödbeutihen Bundes bis zum Jahre 1870 eine jo glüdliche und er- 
folgreiche nicht gewejen fein. 

Für Bismard hat die große Bedeutung bes inneren Einverftändniffes 
nicht bloß des Minifteriums im fich jelbft, jonbern auch zwiſchen dem Bundes⸗ 
fanzfer und dem preußiſchen Minifterium als die Grundlage einer gefunden 
Entwidelung im Bunde gleich in den Anfängen ber Bunbespolitit mit folgenden 
Worten angebeutet: 


„Sch glaube auf die Frage der Verantwortlichleit Ficht zu werfen, wenn 
ih Ihnen fage, daß ich al® Kanzler keine irgendwie wichtige Sade in ben 
Bundesratb bringe, ohne mich vorher mit meinen preußiichen Herren Kollegen 
barüber verfländigt zu haben. Jede preußifhe Vorlage, Die in den Bunbes- 
rath gebracht werden fol, wirb vorher im preußiſchen Staate-Minifterium er- 
örtert, gerate als ob fie in ben preußiihen Landtag eingebracht werben follte, 
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und der Unterſchied ift Außerften Falle ber, baß wenn beifpielsweife ber Mi⸗ 
nifter- Präfident mit dem Votum eines feiner Collegen in Bezug auf eine rein 
preußiſche Sache kein Einverſtändniß erlangen Tönnte, er genöthigt fein wärbe, 
Sr. Majefät dem König zu fagen: „Mit dieſem Eollegen kann id ge- 
meinfhaftlih pas Geſchäft nicht fortfegen, Einer muß ausideiden.” 
In den Bundes- Angelegenheiten bagegen ift ber Bunbeslanzler und Miniſter⸗ 
Präfident in der günftigeren Stellung, daß er, auch wenn jeine Collegen nicht 
einverftanden wären, immer berechtigt bleiben würbe, mit ben An im 
Bundesrathe dennoch vorzugehen; er muß aber dann bie Berlegenheit gewätti- 
gen, daß feine Eollegen ben erflen Schritt bei Sr. Majeftät dem Könige than 
und fagen: Diefen Bundestanzler können wir als Collegen, als 
Vorfigenden nit weiter brauden, wir wollen mit ibm nidt 
weitergeben.“ 

Die Auffaffung von einer gemeinfamen Berantwortlidpleit aller 
Minifter it hiernach nicht im Mindeften eine neue ober überraſchende 
Auffeffung des Minifter- Präfidenten; fie ift vielmehr ſchon vor fünf Jahren, 
augenjheiniih im Einverffänbniffe mit dem Staats-Miniferium, 
(weldem damals auch noch Graf zur Lippe angehörte) verkündet worben, ohne 
daß — Jemand darin etwas Bedenkliches vom conſervativen Stanbpunte 
eutbedt hätte.“ 


Bas Sculauffihtsgefeh. 
9. Zebruar. Der Zwed und die Bedeutung des Geſetzees. 


Aud der Nede ded Kultus: Minifterd Dr. Falk bei der 
eriten Berathung des (noch von dem Minifter v. Mühler 
vorgelegten) Geſetzentwurfs. 


— — — „Bir haben zu fragen, was will dad Geſetz? Das 
Geſetz will die Anerkennung und für manche Gebiete die zmeifellofe Kar: 
ftellung des Sages, daß alle Beamten und alle Behörden, die mitzumirten 
haben bei der Schulaufficht, dabei im Namen des Staates handeln. Es 
will, daß der Geiftliche, der dabei thätig ift, fein Mandat nom Staate 
babe und anerfenne, daß er folches habe vom Staate und nicht von jeiner 
Stellung in der Kirche. Es will der Entwurf, daß die Staatsregierung 
bei der Auswahl der Schulinipefioren und insbefondere bei der Auswahl 
der Inſpektoren aus dem geiftlichen Stande nicht mit Nothwendigleit ge 
bunden ſei an die Beflimmungen und die Wahl der kirchlichen Oberen. 
Bet ift der Sinn des Entwurfs, und dazu braucht man allerdings em . 

eſetz. 

Es iſt in den Motiven geſagt, es handle ſich nicht darum, grund 
fäglih und überall die Schul-Snipettorate den Beamten der Kirche, den 
Geiftlihen, zu entziehen. — — 

Und dann bitte ich, Gewicht darauf zu legen, daß der Art. 24 ber 
Berfaffungsurtunde beftebt und Beneben bleiben foll, und 
ebenjo, daß das aktuelle Recht, welches noch dem Art. 24 der 
Berfaffungsurfunde namentlid in feinen erften beiden Ab- 
fägen entſpricht, aufrecht erhalten bleibt. Es mag fein, daß es 
—* Beruhigung der Gemüther dient, dies ausdräücklich zu fon 

atiren. 
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Der Artikel 24 Abſatz 1 lautet: „Bei der Einrihtung der öf— 
tentliden Bollsfhule find die Fonfeffionellen Verhältniſſe 
nöglihft zu berückſichtigen.“ Wie iſt es bei den Beftehen diefes 
Sages möglich, zu behaupten, dag man die Kirche aus der 
Schule hinausmwerfen wolle, daß man binfteuere zu derjenigen 
Schule, die man konfeſſionslos zu nennen pflegt. Und dann 
weiter. Wie find diefe Säge gerechtfertigt gegenliber dem zweiten Abſatz 
de8 Art. 24: „Den veligiöfen Unterridht in der Volksſchule 
leiten die betreffenden Religionsgefellfhaften.“ Meine Herren! 
it e8 möglich, bei der Gültigkeit diefer Säge zu behaupten: der Geſetz⸗ 
entwurf habe die Aufgabe oder befördere die Aufgabe, die Schule zu ent- 
Hriftlichen und die zeitliche und ewige Wohlfahrt zu gefährden? 

Nun ift der Staatsregierung die Frage vorgelegt worden: warum 
denn jegt und warum denn fo eilig? 

Dir haben die Nothmwendigfeit, von Staatd wegen, in denjenigen 
Gebieten, in welchen die Bevöllerung des preußiſchen Staats die dentiche 
Sprache nicht als Mutterfprache fpricht, die Sinder in diefer Sprache zur 
unterrichten, — immer unter Wahrung und voller Wahrung des Rechtes, 
welches die Mutterſprache hat, fie bedürfen defien, um taugliche Bürger 
zu werden des preußifchen Staats, in dem eben die deutjche Sprache dies 
jenige Stelle einnimmt, die fie einnimmt. Ihnen dazu die Gelegenheit zu 
gewähren umd fie zu diefem Ziele zu fördern, das iſt Aufgabe der Staats⸗ 
tegierung. Mit Schonung, wie ich jage, aller anderen Intereſſen find in 
diefer Beziehung in der HRitte der fechziger Jahre eingehende Vorſchriften 
gnraffen worden, und diefe Vorjchriiten haben an vielen Orten aller 

übe ungeadhtet in Yolge der Stellung der Geiftlihen entweder keine 
Ausführung gefunden oder eine matte, oder diefe Leute — und an ber 
Spige vielleiht ein Kreis⸗Inſpektor — haben fi) veranlaßt gefunden, 
offen gegen diefe Anordnungen zu agitiren. Das find gerade die Fälle 
gewejen, in denen man fchon jegt genöthigt geweſen ift, dazmifchen zu 
treten und derartige Männer zu entfernen. 

Dann meiter, meine Herren! Die Entwidelung der kirchlichen Bewe⸗ 
gung darf doch auch nicht unterfchägt werden. Wir find auf dem Gebiete 
der Schule ja zur Konflitten gelommen, und die Keime folcher Konflikte 
finden fi auch auf anderen Gebieten der Schule. Unter einem folchen 
Konflikt Teidet auch der Staat. Der Staat will diejenigen Gründe weg⸗ 
Ihaffen, die geeignet find, derartige Konflikte hernorgurufen. Mankann, 
meine Herren, ein Gebot der Verfaſſung jahrelang unaus— 
— laſſen, unausgeführt, weil ein praftifches und fakti— 
ches Bedürfniß zur Ausführung nicht vorhanden if. Wenn 
aber das Bedürfniß fommt, und die Öenfgung diefes Be- 
dürfnijfes entfpridt dem Fundamentalfage der Berfaffung, 
dann giebt es nichts Anderes, als nun in der That die Ver— 
jaſſungsurkunde felbft auszuführen. Und aus diefem Grunde 
it e8, daß die Staatsregierung geglaubt hat, einen prinzi— 
piellen Standpunkt bier einnehmen zu follen. 

In der Preſſe und auch in den Petitionen ift vielfach Gewicht darauf 
geegt worden, daß, weil man den —T rund zu dieſem Geſetze aus den 

erhältniſſen der en Kirche hehne, man deswegen gegen die 
evangelifche ungerecht jei, wo gleiche Berhältniffe nicht eriftirten. Aber es 
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ift jehr wohl möglich, angefichts der faktiſchen Zuflände, daß alle 
evangelifchen Shen Haupt für Haupt zunädft in diefe: 
Funktion verbleiben oder vielleiht lange verbleiben. Bau 
erfönliher Kränkung 1 gar feine Rede. E83 handelt fih um Aus: 
ührung der Berfalfung, um Ausführung der Berfaffurg, 
die nicht für die eine Konfeffion fo und für die andere anders 
fein kann, die für Alle gleich fein muß, um der Beredtig- 
feit willen.“ | 
Die politifhe Seite des Schulaufſichtsgeſetzes. 
9. — 13. Februar. Aus den Aeußerungen ded Fürften Biömard 
bei der Berathung im Abgeordnnetenhaufe. 

[Die Tonfefflonelle Spannımg; bie Centrumsfraction und ihr 
„geihhäftsführendes Mitglied,“ ihre welfiihen und polnifchen Ber- 
bünbeten; bie deutſche Sprache in Bofen; bie Oppofttion ber Kon- 
fervativen.] 

„Ich babe der fachlichen Darlegung des Herrn Kultus »Minifters 
von meinem allgemeineren politifchen Standpunkte nur wenige Worte 
hinzuzufügen. 

ba Önnte das allgemeine Snterefje in dem Maße nicht in Anfprud 

enommen werden, wie die Zahl der Petitionen beweift — mögen fie zu 

tande gekommen fein, wie fie wollen — wenn nicht die Frage in einen 
eigenthümlichen Zuftand der politiihen Atmofphäre unferes Staatslebens 
gefallen wäre, nämlich in den einer bereit vorhandenen Fonfeffio- 
nellen Spannung. — — 

Wie fommt e3 eigentlich, dag wir feit einem Jahre in 
einem unbehaglichen fampfartigen Zuftande uns gegenfeitig 
befinden, während die meiften von Ihnen bis kurz vorher 
noch das Befriedigende der Zuftände der katholiſchen Kirde 
in Preußen nit genug rühmen fonnten? und ich glaube, 
Sie hätten noch heute Hecht, daſſelbe mit Dank zu der preu- 
Bifhen Regierung zu fagen, die jeder Konfeifion eine Frei— 
geit ber Bewegung giebt, von der Sie ſehr vollftändigen Ge— 

rauch machen. Wie ift das gefommen? 

Ich habe neulich mein Erftaunen darüber ausgeſprochen, daß fich auf 
einem rein politifchen Gebiete eine Tonfeffionelle Fraktion gebildet 
habe. Indeſſen, ich würde es doch noch als einen Vortheil betraditen, 
wenn dieſe Fraktion wirflid eine ganz rein fonfejfionelle geblieben wäre, 
wenn fie nicht verfegt worden wäre mit anderen velrebungen, wenn jie 
ſich nicht belaftet hätte mit der Prozegführung für Elemente und Beſtre⸗ 
bungen, die der friedlichen Aufgabe, die jede Kirche hat, und aud die 
katholiſche, eigentlich volljtändig fremd find. " 

Zu den Aufgaben der katholiſchen wie jeder chriſtlichen 
Kirche gehört die Pflege des Friedens und eines geſicherten 
Rechtszuſtandes des Landes, wo ſie beſteht; das beſtreiten Sie 
auch nicht. Aber deshalb wäre es meines Erachtens Ihre Auf— 

abe geweſen, ſich von dem Einfluß ſolcher Faktoren frei zu 
Balten, deren Element der Kampf tft, deren Zukunft alleın 
im Kampf und in Unfiherbeit der jegigen Zuftände liegt. — 








473 
1872. 


Diefe Elemente des Streites, mit der Sie die Miffton des Yriebens, die 
Ihnen obliegt, ſich erichwert haben, find mehrere. 

Einmal, das Erſte davon ift meines Erachtens die Wahl ihres 
„geihäjtsführenden Mitgliedes“ (des Abo. Wind ege e pen), 
weiches fi auf die Majorität der Fraktion ftügt, gewöhnlich im Namen 
ber an zu jprechen pflegt und ihr den Namen hauptfächlich geges 
en Hat. — — 

Der Herr Abgeordnete Dr. Windthorft ift mir zuerft in meinem 
Leben befaunt geworden als treuer Anhänger des Könige Georg V., und 
ih, habe den Borzug gehabt, mit ihm in diefer Eigenſchaft Verhandlungen 
über die intimeren Angelegenheiten Sr. Majeftät des Könige Georg zu 
führen. Ich habe bisher nicht wahrgenommen, daß er diefer durch 
feine ganze Bergangenheit begründeten Anhänglichfeit an einen nicht mehr 
regierenden Fürſten und deſſen Sache fchon entjagt hätte; feine politifche 
Haltung fteht an fich mit der Annahme, zu der Viele geneigt fein möchten, 
daß fein Herz noch heute an jenem Monarchen hängt, nicht nothwendig 
im Widerjprud. Der Herr Abgeordnete betheiligt fich viel an den De- 
batten, aber das Del feiner Worte ift nicht von der Sorte, die 
Bunden heilt, fondern vonder, die Flammen nährt, Flanımen 
des Zornd. — — 

3 glaube, meine Herren vom Sentrum, Sie werden zum 
Frieden mit dem Staate leichter gelangen, wenn Sie fich der 
welfifhen Führung entziehen und wenn Sie in Ihrer Mitte namentlich 
welfiiche Proteftanten nicht aufnehmen, die gar nichts mit Ihnen gemein 
baben, wohl aber das Bedurfniß haben, daß in unferm friedlichen Yande 
Streit entftehe, denn die welfifchen Hoffnungen können nur gelingen, wenn 
Streit und Umſturz herrſcht. Sie find außerordentlich vermindert, nachdem 
der franzöfifche Krieg, auf den früher von einigen Mitgliedern der Partei 
gehofft und bingewiefen murde, nachdem der einftmeilen abgethan ift und 
zu unjerem Bortheil abgethan ift. Der Staat, wie er dem Herrn Abg. 
Windt horſt vorjchwebt, würde feiner Verwirklichung viel näher gefommen 
fein, wenn die Franzoſen über uns gefiegt hätten, aber diefe Hoffnung 
wird bei der welfiſchen Partei nicht mehr gehegt; wer alfo Streit will, 
muß ihn anderswo fuchen und anderswo Bundesgenofien finden, die 
Franzoſen find nicht mehr ftarf genug, wenn aber andere Leute fich dazu 
begeben, die Kaftanien für fie aus dem Feuer zu holen, warum fol 
man (nen das nicht gern überlafjen ? 

in anderes Princip des Streites nimnt eine friedliebende 
tonfejfionelle Fraktion in fi auf, wenn fie fi) verbindet, oder wenn fie 
in fi erzeugt als ein Unkraut, welches in jeder Partei wuchert, eine 
gewifle Gattung publiziftifcder Klopffechter, deren Gewerbe gleich todt 
jein würde, wenn Frieden wäre, Leute, die nur davon leben, daß fie die 
Stirn und Grobheit haben, Dinge zu fagen, die man ſonſt nicht ſazt 

Auf welche Weiſe fo ein Gewerbe betrieben wird, darüber erlaube 
ih mir einen kurzen Auszug zu geben aus dem „Katholit” des Redacteurs 
Carl Miarka ım Königshltte, dem Schauplag der befannten Unruhen, 
ein Blatt, was nicht ohne Betheiligung von Geiftlichen redigirt wird. 

(Furſt Bis marck verlieft theilmweife den Aufſatz, in welchem das katho⸗ 
liſche Volk in der heitigften Weiſe gegen alle „Andersgläubigen, die urs 
ewigen Zeinde des Volks“ aufgereizt wird, — und fährt dann fort:) 
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Nun, meine Herren, Leute, die folhe Blätter redigiren, dienen dem 
Frieden nit. Bon diefem Blatt, „der Katholik“, ift mir gejagt worden, 
daß es fi zur Aufgabe geftellt habe, in dem fonft allezeit getreuen Ober: 
ſchleſien eine polnische Fraktion zu fchaffen, und daß ihm das unter dem 
ge katholischer Geiftlichen, zum Theil deutfcher Nationalität, ges 
ungen fei. 

Ich komme damit auf den dritten Bundesgenoffen, den fie haben, 
der des Streites und Kampfes bedarf, das find die Beſtrebungen des 
polnifhen Adels. Thatſache ift, dag im Allgemeinen die Katho- 
lifche Beiftlihleit — aud deutſcher Zunge — die Beftrebungen 
des polnifchen Adels, fih von dem Deutſchen Reiche und der 

reußifhen Monardie zu löfen und das alte Bolen in feinen 
Früberen Grenzen wiederherzuftellen, begünftigt, mit Wohl: 
wollen behandelt und, fo weit e8 ohne Verlegung der Straf: 
gefege geihehen kann, gefördert bat, und das ıfl einer der 
empfindlihften Punkte, in denen der Kampf von Seiten ber 
fatholifhen Kirche gegen die Staatsregierung zuerft eröfinet 
worden ift, und wo jeder Minifter, der ji feiner Verantwort⸗ 
lichkeit bewußt tft, dahin fehen muß, daß der Staat in Zukunft 
davor bewahrt werde. 

Die Beſchwerde, die wir gegen bie geiftlihen Schulin:- 
Ipeltionen in den Provinzen haben, wo das Polniſche ge 
redet wird, ift die, daß fie die deutſche Sprade nidt zu 
ihrem gejeglihen Rechtkommen laſſen, jondern dahin wirken, 
daß die dDeutfhe Sprade vernadläffigt und nicht gelehrt 
werde, daß der Lehrer, dejfen Schulkinder Fortſchritte in der 
deutfhen Sprache gemacht haben, von jeinem Geiftliden 
feine günftige Cenſur befommt. — — — 

Dieſe polnische Agitation lebt vielleicht nur von der Gutmüthigleit 
des Staates. Aber die Herren müſſen diefe Gutmüthigkeit nicht über 
jhägen, ih kann Ihnen jagen: fie ift zu Ende, und wir werden 
wijjen, wa8 wir dem Staate fihuldig find. Sie werden mit weiteren 
Anträgen und Klagen, wie man mir fagte, fommen zu @unften der pol: 
niſchen Sprache; wir werden Ihnen mit Gefegesvorlagen zu Gunften der 
Beförderung der beutjchen Sprache entgegentreten, auch für die Proviy 
Poſen. Wir Halten e8 für ein Bedürfniß, daß jeder Staatsbürger in 
die Rage gefegt werde, ſich das Urtheil über die Regierung, die über 
ihm fteht, jelbft zu bilden; und dazu ift erforderlich, daß die deutſche 
Sprade mehr wie bisher gefördert und das Verſtänd niß dafür 
in weiteren Kreiſen eröffnet werde, und das Unterrichtägeitt 
und alle Borlagen, die wir ihnen machen werden, müjjen von 
diefer Tendenz befeelt fein. Wir haben lange gewartet, mit 
baben hundert Jahre gewartet auf die Ergebnifje eines an: 
deren Berfahrens; wir werden uns Aanftig Dabjenige annähernd zum 
Mufter nehnen, das beijpielSweife von Frankreich im Elfaß zum großen 
Anerkennung der Eljäffer beobachtet worden ift, 

Was nun die Gegner diefer Gejegesvorlage auf konſervatider 
Seite betrifft — —, fo geht der eine ihrer Gründe dahin, daß mau 
der jegigen Regierung allenjall3 in einem gewiſſen Grade trauen könnt, 
wenn auch ihr Abfall zum Parlamentarismus, wie es fcheint unweigerlich 
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lbonſtatirt ift, aber was können fie nicht für Nachfolger haben? 
Da, meine Herren, muß ich bitten, verfallen Ste doch nicht in diefen 
Fehler, den Sie der Oppofition, der regelrechten Oppofition fonft vor⸗ 
geworfen haben, daß man die Regierung wie ein ſchädliches Thier behandeln 
müfle, das nicht eng genug angebunden werden könne, daß nie Freiheit haben 
müſſe, fich zu bewegen, weil e8 diefelbe fofort mißbrauche. — — — Dadurch 
beſchränken Sie die Freiheit der jegigen Negierung, fit das Wohl des Staates 
ja für bie Sicherheit des Staates nad ihrer Einficht zu forgen, in einem 
Maße, welches die Negierung anzunehmen in der Unmögkichkeit iſt. Jeder Tag 
bat feine eigenen Sorgen und wenn eine andere Regierung kommt, dann 
glaube ih nicht, daß diefe Regierung in Preußen je fo befchaffen fein 
ann, daß fie mit dem Staate nun abjährt in die gottlofe und heidniſche 
Belt, die der Herr Abgeordnete Windthorſt ung gejchildert Hat; — fie 
wird immer eine monarhifhe Negierung bleiben müfjen. — 

Ich bitte Sie, befhäftigen Sie fih mit Realitäten und nicht 
mit Gefpenftern der Zulunft, und bemeifen Sie un® aud 
beut da8 Bertrauen, welches Sie uns bisher gewährt haben.“ 


Ueber die Stellung der katholiſchen Geiſtlich— 
feitin Deutſchland fagt Fürlt Bis marck in der Sigung 
vom 10. no Folgendes: 


„3b babe darauf hingewiefen, daß Fatholifche Geiftlihe und 
nit blos polnifhen Urſprungs ſich mit den nationalpolniſchen 
Beftrebungen des polnifchen Adels verbünden, um die Ent» 
widelung des Unterricht3 der deutſchen Sprade zu hemmen. 
Und fie bat darin Bundesgenofien gefunden, ſoweit die Stellen hinauf: 
reichten, die mit Geiftlichen befegt wurden, — bis in eine ziemlich hohe 
Stelle, die ich hier als zu perjönlich nicht bezeichne. 

Es ift da8 ein um fo bedenklicherer und für die Regierung uner⸗ 
münjchterer Standpunkt, als fie fih der merkwürdigen Beobachtung nicht 
verfchließen kann, daß die Geiftlichfeit, au die römiſch-katholiſche, 
in allen Ländern eine nationale ift; nur Deutſchland madt 
eine Ausnahme. Wir haben gefehen, daß in Frankreich der Franzoſe 
ſtets höher ftebt in der eigenen Selbftihägung des Geiſtlichen ald der 
Geiſtliche. Wir haben ein fehr eflatantes Beilpiel davon unter anderm 
erlebt während der Friedensverhandlungen, mo Se. Heiligkeit der Papft 
den franzöſiſchen Bifchöfen ausdrüdlich und durch das Organ eines be 
ftimmten Biſchofs, das ich bezeichnen kann, empfahl, für den Frieden 
thätig zu fein. Der Papft, jo monarchiſch auch die Kirche jegt organifirt 
ft, —* aber bier kein Gehör; der franzöſiſche Patriot —F den 
franzöfifchen Geiſtlichen in den betheiligten Perſonen. Wir haben Aehn⸗ 
liches in Spanien und anderwärts. 

Nur in Deutſchland ganz allein, da iſt die eigenthümliche 
Erſcheinung, daß die Geiſtlichkeit einen mehr internationalen 
Charakter Bat. Ihr liegt die katholiſche Kirche, au wenn fie 
der Entwidelung Deutfchlands fih auf der Baſis fremder 
Nationalität entgegenftellt, näher am Herzen als die Ent» 
widelung des Deutfgen Reides, womit ich nicht fagen will, daß 
ihr diefe Entwidelung fern läge, aber das Andere fteht ihr näher. (Abg. 
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Dr. Bindthorft: Beweile!) Ah, meine Herren, greifen Sie doch 
in Ihren eigenen Bufen! 
Herr Borredner hat nun ferner an Reden erinnert, die ich ver 

23 Jahren, im Jahre 1849, gehalten habe. Ach könnte diefe Bezugnahme 
einfach mit der Bemerkung abfertigen, daß ich in 23 Fahren, namentlid, 
wenn es die beften Mannesjahre find, etwas zuzulernen pflege, 
und daß ich überhaupt, ich wenigſtens, nicht unfehlbar bin. 

Aber ich will weiter geben. Was in jenen meinen Aeuße⸗ 
rungen an lebendigem Belenntniß, an Belenntniß zu dem 
lebendigen, hriftliden ®lauben liegt, dazu befenne id mid 
noch heute ganz offen und fcheue diefes Bekenntniß weder 
vor der Deffentlihfeit noh in meinem Haufe an irgend 
einem Tage; aber gerade diefer mein lebendiger, evan- 
eliſcher, hriftlider Glaube legt mir die Verpflichtung anf, 
ür das Land, wo ih geboren bin und zu deffen Dienſt 
mi Gott gefhaffen bat, und wo ein hohes Amt mir über- 
tragen worden tft, dieſes Amt nah allen Seiten hin zu 
wahren; und wenn die Yundamente des Staates von den 
DBarrifaden und der republilanifhen Seite angegriffen 
werden, jo habe ich es für meine Pflicht gehalten, auf der Breide 
zu fteben, und werden fie von Seiten angegriffen, die eher be— 
rufen waren und noch immer find, die Fundamente des Staateb 
zu befeftigen und nicht zu erfhättern, fo werden Sie mid 
auch da zu jeder Zeit auf der Breſche finden. Das gebietet 
mir das EChriftentbum und mein Glaube!“ 


Beider Schlußberathung fagte Fürft Bismarcknoch: 
— — „Bir find nun zu einem Abſchluß dur Abſtimmung gelangt, 
und wir werden auf diefem Boden feithalten und dabei beharren. der Her 
Vorredner hat gejagt, es fei ihm und den Seinigen undenkbar gemejen, 
daß in einer Frage von diefer prinzipiellen und von uns für die Sicher⸗ 
pen! des Staates für wichtig erflärten Frage, in einer Frage von det 
edeutung, die bisherige Tonfervative Partei der Negierung offen den 
Krieg erflärt hat. Ich will mir diefen legten Ausdrud nicht aneignen, aber 
ih darf das wohl beftätigen, daß es mir auch unklar gemejen 
ift, daß dieje Partei die Re ierung in einer Frage im Stide 
laffen werde, in welcher die Regierung ihrerſeits entſchloſſen 
ift, jedes Fonftitutionelle Mittel zur Anwendung zu bringen, 
um fie durchzuführen.“ . 


Der Gefepentwurf fand unter Zuftimmung der Regierung 
namentlih in zwei Punkten weſentliche Veränderungen, 
einerjeitd durch den Wegfall der Zwangspflidt für 
die Geiftlihen in Bezug auf die Beibehaltung ber 
Schul-Inſpektion, andererfeitd durch die ausdrädlide 
Wahrung Sowohl der den Gemeinden zuftehenden 
Theilnahme an der Schulaufjidht, wie aud de} 
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im Artikel 24 der Berfaflung ausgeſprochenen 
Zufammenhanges der Schule mit der Kirde. 
Mit diefen Veränderungen wurde der Entwurf in der 
Borberathung mit 197 gegen 171 Stimmen, in der Schluß» 
berathung mit 207 gegen 155 Stimmen angenommen. 


6. März. Aus den Aeußerungen ded Fürften Bismard bei der 
Berathung im Herrenhaufe. 

[Der Wiverftand der evangeliſchen Konfervativen; bie Feindſchaft 
der Ultramontanen gegen das Wahethun des evangelifchen Preußen; 
ultramontane Politik; Pflicht der Konfervativen.] 

„Schwer verftändfich ift mir die Art, mit der ein großer Theil der 
evangelifden Mitglieder und zwar vorzugsweiſe folcher, welche früber 
den fonfervativen Gang, in dem die Regierung fi) noch immer befindet, 
mit ihr getheilt haben, — fchwer verftändlich ıft mir die harte Feindſchaft 
dieier Herren gegen das Geſetz. Einige derjelben finden das Gefeg nicht 
nöthig, andere halten es fogar für ſchädlich. Ich wende mid zuerft 
zu denjenigen Herren, die dad Geſetz nicht nöthig finden, und ich möchte 
die Herren bitten, zu erwägen, daß darüber die Regierung fi) doch auch 
ein Urtheil bilden muß, was fie zum fichern Yortbeftehen des Staates, 
was fie, wenn fie die Verantwortung für die Sicherheit des Staates nicht 
blos in diefem Augenblid, fondern auch für die künftige Generation oder 
für die Zukunft der jetiigen Generation tragen foll, was fie dafür nöthig 
hält oder nicht. Das find die Herren aber nicht in der Rage zu beur⸗ 
theilen; könnten fie das beffer beurtheilen wie wir, jo könnten wir ihnen 
nicht fchnell genug dieſe Pläge einräumen. 

Wenn mein verehrter Landsmann Herr v. Waldam mir fein Urtheil 
mit tüpler Feſtigkeit, als für jede redneriihe Begabung unerjchütterlich, 
gegenüberftellt und fagt: es ift nicht nöthig, und acht Minifter, nad) langen 
und wiederholten Prüjungen der Frage, find anderer Meinung, und Se. 
Viojeftät der König theilt deren Anficht, und fie machen eine Vorlage 
und jagen, ed ſei nötbig, jo lafjen wir das PBublifum darüber urteilen, 
wer diefe Frage beſſer zu beurtheilen weiß, wer diefe Dinge befier ver⸗ 
Neben muß, der Herr Redner oder die Regierung. Diefe Art der Kritik 
kann ich nicht anders benennen als Ueberhebung, ich kann es mir nicht 
gefallen laffen, da die Herren Redner ſolche Argumente hier gebrauchen, 
es ift das eine geringjhätige Behandlung, mie fie die Regierung nicht 
verdient, wenn man mit folden Behauptungen kommt und jagt, du vers 
ſtehſt das nicht, du geht leichtfinnig darüber hin, — oder wenn andere 
Redner derjelben Partei vor meiner Ankunft gefagt haben, dieſe Gefeg- 
vorlage fei jo unerllärlih, daß man ihr nothwendig den Hintergedanken 
unterjchieben müfje: wenn die Regierung den gebotenen Kompromiß nicht 
onnehme, dann müſſe fie die uneingeflandene Abfiht haben, mit der 
tonjfervativen Partei zu breden. Keine Regierung hat je ein 
Intereffe, mit einer konfervativen Partei zu breden, aber 
die Bartei beforgt das mitunter felbft. 

ir haben vor vier Jahren ähnliche grundlofe, ih will nicht 
fagen, muthwillig heraufbefchworene BZmiftigkeiten gehabt. Herr v. Waldam 
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Ipras) vorher von dem Drängen der Parteien. Uns hat Niemand gedrängt. 
enn wir in der That von irgend einer Partei uns Drängen 
ließen, fo hätte das Niemand gethan als die damalige fon- 
fervative Bartei, die alles gethban bat, um die Regierung da- 
bin zu drängen, daß fie ihre Anlehnung mehr nad) links Yude. 
Aber wir haben uns nicht drängen laflen und wir werden uns ſtets 
nur leiten laſſen von unferen Erwägungen über die wohler— 
wogenen Intereſſen des Staates, von der ung derjenigen 
Interefien, die das Wohl des Baterlandes und der Dien &r. Majeftät 
des Königs fordern, und dem gegenüber giebt es nach meinem Erachten 
nur die Wahl, daß die Herren, die und die Oppofition machten, entweder 
anderen Einflüflen gehorchten, die augenblicklich ftärter find als das Be 
dürfniß, gerade Ddiefe Regierung zu jtüßen, oder wenn man überhaupt 
dieje Regierung will, dag man die Sachen in Wahrheit bejjer 
verfteht als fie. 

Wenn Letteres der Fall wäre, fo wäre e8 die Pflicht dieſer Herren, 
und fie handelten nicht recht an ihrem Lande, wenn fie diefe Regierung 
nicht offen angriffen und fich an ihre Stelle fetten, das find fie dem Lande 
Ihuldig, daß fie ihre befiere Einficht dem Lande nicht vorenthalten und 
nur in ihrem Kommiſſionsbericht niederlegen. 

Bei Gelegenheit des Kommiffionsbericht3 erlaube ich mir der anderen 
Gegner zu erwähnen, die da fagen: das Geſetz ift ſchädlich. Nun, meine 
Herren, Geſetze find wie Ürzeneien, fie find gewöhnlih nur Heilung 
einer Krankheit durch eine geringere oder vorübergehende 
Krankheit. Ein jedes Gefe hat feine Kehrfeite, eine jede Aenderung 
von Gejegen hat etwas Berdrießliches, und die gejeßgebende Gewalt oder 
die Regierung, welche die Initiative derfelben ergreift, faun in der Regel 
nur zwijchen zwei Uebeln das Kleinere wählen, und als das Kleinere Uebel 
ift ihr im vorliegenden alle dasjenige erjchienen, welche durch die Ber- 
flimmungen, die in dem Kommiſſionsbericht charakterifirt find, verurſacht 
wird, das größere dasjenige, welches die Sicherheit des Staateß für 
die Zukunft gefährdet. Wenn Jemand ein Gejeg nicht will, gleichviel 
aus welchem Grunde, fo hat er ſtets das Bedürfniß, die Uebel, die mit 
diefem neuen Gefege, wie mit jedem anderen verbunden find, zu über- 
treiben. Im Kommiſſionsbericht heißt es: ‘Die Motive ftellen in —** 
daß die wirkliche Entziehung der Aufſicht der Geiſtlichen vielleicht nur in 
wenig Fällen eintreten werde. Daß iſt von unſerer jetzigen Staatsregie⸗ 
rung in dev That zu hoffen, aber fie öffnet durch das Geſetz die Dore, 
durch welche die wilden Waſſer des Unglaubens feiner Zeit von dem ent 
hriftlichten Staat aus die Schulen überfluthen werden. Solche Redend- 
arten finden ſich mehrere darin. 

Das ift eben das Schlimme diejer Art von Rhetorik, diefer 
Art von Hebertreibungen der Nachtheile, die doc die Regie— 
rung aud erwogen haben muß, daß die Herren fid dabei ge: 
wiffermaßen zu Mitzeugen, zu Eideshelfern aller der Be— 
ihuldigungen machen, die ungerechterweiſe feit Jahr und Tag 
in katholiſchen Blättern von dem bayrifhen Volksfreund bi 
zur biefigen Germania herab und von fatholifhen Rednern 
des anderen Haufes gegen die Regierun ausgefprochen worden 
find. Die Regierung wird da befchuldigt, fie ftrebe dahin, den Staat 
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zum Heidenthum zu treiben und die chriftliche Religion zu unterdrüden; 
da8 Bolf kann dem nicht fo genau folgen, es ſetzt fein Vertrauen auf 
gewiſſe Perjonen, die es vielleicht gewählt hat und die bier nun die Auf- 
gabe übernommen haben, dem Bolt Mar zu maden, daß die Regierung 
wirflich fo jchlimm if. Für das Volk ift e8 ganz unmöglidy, nachzuweiſen, 
daß die Herren bier nicht ala Mitzeugen für die heidnifhen Tendenzen 
des Staat? aufgetreten feien, jo daß fie auf diefe Weile der Negierung 
Loften in der öffentlichen Dleinung aufbürden, die mohl kaum in der Ab» 
fiht diefer Herren liegen können, wenn fie nicht ihrer ganzen Bergangen- 
beit untreu werden wollen. Sie haben die Schwere des Steins, den fie 
auf die Regierung warfen, nicht ermeflen, fie haben die außerordentlihe 
en! die ein folder Stein im Rollen ald Lawine üben kann, nicht 
ermeflen. — — — 

Was uns beftimmt bat, dieſes Gefeß vorweg zu nehmen aus dem 
UnterrichtSgefege und gerade jett die Geduld nicht mehr zu haben, die 
wir hatten, das war die Erwägung, daß mir früher in einem von 
ganz Europa beneideten fonfejfionellen Frieden gelebt haben. 

3 war das ein DVerdienft, welches die preußifche Staatsregierung hatte, 
auch mit derjenigen Konfeffion, mit welcher für eine evangeliſche Dynaſtie 
es am fchwierigften zu leben ift, mit der vömijch - katholiichen Konfeifion, 
m einem von diefer unummunden anerlannten guten Bernehmen zu leben. 
Diefer Frieden begann aber minder ficher für uns zu werden von dem 
Augenblide an, wo Preußen mit feiner enangelifchen Dynaſtie eine ſtärkere 
politiiche Entwidelung nahm. So lange neben Preußen zwei ae 
Hauptmächte in Europa waren, von denen jede einzeln gedacht für die 
latholiſche Kirche eine ftärkere Baſis zu fein fchien als Preußen, das klei⸗ 
nere Yand, da haben mir diefen Frieden gehabt; er wurde Ihon bedenklich 
und angefochten nach dem öfterreichifchen Kriege, nachdem die Macht, welche 
in Deutfchland eigentlich den Hort des römischen Einfluffes bildete, im 
Jahre 1866, im Kriege unterlag, und die Zukunft eines ewangelijchen 
Kaiſerthums in Deutjchland ſich deutlich am Horizonte zeigte. 

Aber man verlor die Ruhe auf der andern Seite voll- 
ftändig, als auch die zweite Fatholifhe Hauptmaht in Europa 
denjelben Weg ging, und Deutfchland einftweilen anerkannt 
die größte Militärmacht und einftweilen, und vielleiht — je 
nahdem e8 Gott will — auf längere Zeit hin, die größte 
Schwerkraft in der politiiden Waage wurde, ohne unter 
einer katholiſchen Dynaftie zu ftehen. Gleihmäßig mit dem 
Bahfen Preußens haben wir die Beeinträhtigung des kon— 
feffionellen Friedens von Haufe aus gefpürt, und man bat 
no vielen Mitteln gegriffen, um Waffen gegen uns in bie 
Hand zu befommen. 

Wie vom Standpunfte unferer Diplomatie die Sade fi 
verhält, das will ich Ihnen mit wenigen Worten aus einem Berichte dar» 
legen, der mir gerade mit der heutigen Poft hier zuging von einem unjerer 
erlabrenften und angefebenften Gejandten, — der Bericht ift friſch aus 
dieſem Monat und ift mir, während ich hier eben die heutige Poft durch- 
ſah, unter die Hände gelommen, aber er liberhebt mich der eigenen Aeuße⸗ 
rung. Der Herr Berichterftatter ioet: 

„Wenn ich meine perjönliche Meinung außfprechen fol, fo geftehe ich, 


480 

1872. 

daß ich feinen Augenblid daran gezweifelt babe, daß die in Frankreich ge 
wünfchte Revanche durch religiöfe Derwürfniffe in Deutſchland vorbereitet 
werden fol, und nur auf dielem Wege Hoffnung auf Erfolg haben kann. 
Man will die deutihe Einheit und ratı auf dem Wege lähmen. Ein 
einflußreiher Theil des katholifhen Klerus, der von Rom 
aus geleitet wird, ift der franzöſiſchen Politik dienftbar, weil 
mit ihr die Hoffnungen auf die Reftauration im Kirchenſtaate 
zufammenfallen. In Frankreich ift vorübergehende Verſchmelzung oder 
vielmehr gegenfeitige Dupirung des Herilalen und republikaniſchen Ele 
mentes möglich, fobald der Klerus Nahe an Deutfchland und Wiederher- 
ftellung franzöſiſcher Oberberrfchaft offen auf feine Fahne fchreibt, unter 
welcher Regierungsform es ſei. So hofft man wieder zu erſtarken, wäh: 
rend in Deutfchland durch wohlorganifirte Arbeit des von Paris, Rom, 
Genf, Brüffel geleiteten Klerus kirchliche Zerwürfniffe mit aller Anftren- 
gung vorbereitet werden.” 

n Es ift die ein an Se. Majeftät den König gerichteter amtlicher 

ericht. 
n einem andern Paſſus heißt es: 

„Man mache ſich keine Täuſchungen darüber, daß gleichzeitig mit der 
Revanche gegen Deutſchland der Schlag gegen Italien vorbereitet wird, 
in der Soffnung, daß Deutfhland durch innere religiöje 
Wirren paralyfirt werden foll, und daß das klerikale Ele- 
ment, während es in Deutſchland und Polen langſam zerfegend 
wirkt, in Stalien offen das franzöfifhe Banner aufpflanit, 
und unter feinem Schuge das Land unter päpftliche, oder 
vielmehr franzöfifche, durch den Papft repräfentirte Herr- 
haft zurüdführen ſoll.“ 

Das find die Anfichten eines gemiegten und erfahrenen Diplomaten, 
der nicht für den Gebrauch parlamentarifcher Debatten diefen Bericht ge: 
jchrieben bat, fondern der feine, auf lange Jahre gegründete Ueberzeugung 
feinem Könige und Herrn ausſpricht. Diefe eine Berlefung wird Fhuen 
einen Lichtſtrahl werfen auf die politifchen Erwägungen, welde die Staat 
regierung bei Beurtheilung folder Maßregeln, wie fie bier vorkommen, 
zu beachten hat. — — 

Meine Herren! Wir find nicht darauf gefaßt gemefen, daß dieſes 
Geſetz, wie wir e3 bier vorlegen, in der fonfervativen Partei irgendwelche 
Anfechtungen erfahren würde, und ic muß jagen, man hat die Möglid- 
feit, es anfechten ii können von dem Standpunkte, von dem es jegt ge 
fchieht, doch erft künftlich hineingelegt und die Bedeutung dieſes Geſetes 
nad) der Seite hin, von der e8 die Evangelifch> Konfervativen anfechten, 
auf das Allererbeblichfte und im Widerfpruch mit feiner Tragweite über 
trieben. Wären diefe IIcbertreidungen nicht gefchehen, fo wären bie be 
dauerlihen Streitigkeiten und Reibungen bei diefem Geſetze vollftändig 
überflüffig geweſen, es bat feine übertriebene Wichtigkeit erft durch deu 
ung ganz unerwarteten Widerftand der konſervativen Partei evangeliſcher 
Konfeſſion bekommen, ein Widerſtand, in deſſen Urſprung ich hier nicht 
näher eingehen will — ich könnte es nicht ohne perſönlich zu werden — 
der aber für die Staatsregierung eine tief jchmerzliche und für die Zukunft 
entmuthigende Erfahrung bildet. Ich kann indefien. nachdem ich Ihnen 
augeinandergejegt habe in einer Offenheit, zu der konſervative Leute die 
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Staatsregierung niemals zwingen follten, — fie Pen mehr Vertrauen 
zu und nach zehnjähriger Regierung haben, fie jollten ung etwas mehr 
aufs Wort glauben in Dingen, die wir verftehen müffen, — nachdem 
Sie und zu diefer Offenheit genöthigt haben, mit der ich die Geneſis 
dieſes Geſetzes und feine Tendenz dargelegt habe, mit anderen Worten, 
Sie follten die Nothwendigleit, daß unfere bisher nicht 
deutfh fprechenden Landsleute deutjch lernen, anerlennen. 
Das ift für mich der Hauptpunkt dieſes Geſetzes und ich hoffe, 
daß das Herrenhaus mit einer möglichft großen Majorität, mit einer Ma⸗ 
jorität, die der Regierung den dankbaren Eindrud läßt, daß fie auch in 
diefer wichtigen Sad, wie fo oft, die Unterftügung des Herrenhaufes ges 
babt hat, die Vorlage der Regierung fo annimmt, wie fie jett vorliegt.“ 


Das Geſetz wurde im Herrenhauje am 8. März 
mit 125 gegen 76 Stimmen angenommen. 


Februar. Zuftimmungdadreifen an Fürſt Bidmard aus 
allen Theilen Preußend und Deutichlande. 


Antwort ded Fürften Bis marck auf eine Adreffe aus 
Poſen: 

„Ew. Wohlgeboren und den übrigen Herren Unterzeichnern der Sei⸗ 
tens des Vorſtandes der Poſener Volksverſammlung am 13. d. mir über⸗ 
reichten Adreſſe danke ich verbindlich für dieſe beredte Kundgebung Ihrer 
Zuſtimmung und Ihres Vertrauens. Die Beſtrebungen der von Ihnen 
gekennzeichneten Partei, welche ſich nicht die gemeinſame Wohlfahrt beider 
dort heimiſchen Nationalitäten, ſondern die Unterdrückung des beutfchen 
Elements als Ziel geſteckt hat, legen der Regierung die *— auf, un⸗ 
geſetzlichen Uebergriffen, unter welcher Form ſie auch auftreten mögen, ent⸗ 
egen zu treten. Die Regierung iſt ſich bewußt, daß ihr nicht die polniſche 

evöllerung und nicht die katholiſche Kirche gegenüberſteht, weil ſie die 
Rechte Beider auf dem Gebiete der bürgerlichen Geſetze und der Glau⸗ 
bensfreiheit jederzeit geachtet und geſchützt bat und achten und fchligen 
wird. Aber in diefem Bewußtſein ift fie auch fet entichloflen, den Gefegen 
Achtung zu verfchaffen, unter deren Schuß die polnische wie bie deutfche 
Bevölkerung ſich einer Rechtsficherheit und einer gedeihlichen Entwidelung 
erfreuen, welche jene Landestheile, bevor fie preußifch wurden, niemals 
gelannt haben. 

von Bismarck.“ 


März. Allgemeine Dankjagung des Fürften durch den „Staats⸗ 
Anzeiger.” 
‚ „Die mir in jüngfter Zeit zugegangenen Adreſſen und Telegramme, 
in welden mir die Zuftimmung zu der von der Königlichen Regierung 
bezüglich des Schul⸗Aufſichts⸗Geſetzes befolgten Politik ausgeſprochen 
wird, habe ich bisher, fo viel ich konnte, einzeln beantwortet. Die erfreu- 
ide Zunahme derartiger Rundgebungen ift indeſſen fo ſtark, daß ich bei 
Für Bimard. II. 31 
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meinem gegenwärtigen Gejundbeitszuftande und dem Drange meiner tg: 
lichen Dienfigefehäfte darauf verzichten muß, eine jede befonders zu ermie 
dern, und nur auf diefem Wege meinen Dank für das mir kundgegebene 
Bertranen und bie Berfiherung ausſprechen kann, daß id ferner 
Sr. Majeftät dem Kaijer und dem gemeinjamen Baterlande mit Gottes 

ülfe fo zu dienen bemüht jein werde, daß mir diefes Vertrauen meiner 

itbürger erhalten bleibt. 

von Bismard,“ 





29, Kunflikte mit Kom und den deutſchen 
Fiſchöfen. 


Die Berufung und Abweiſung des Kardinals Fürſten 
Hohenlohe als deutſchen Botſchafters beim päpſtlichen 
Stuhl. 


1872. 25. April. Schreiben des deutſchen Geſchaäͤftsträgers 
bei der Kurie (v. Derenthall) an den Karbdinal- Staatö- 
fecretär Antonelli. 


„Is erhalte joeben den Befehl, Em. Eminenz vertraulich mitzutbeilen, 
daß der Kaifer, mein erhabener Herr, den Kardinal Fürft zu Hodenlobe 
zum Botjchafter des deutfchen Reiches bei dem heiligen Stuhl zu ernennen 
geruht hat. Se. Eminenz der Kardinal Hohenlohe wird ſich unvermeilt 
nad) Rom begeben, um fich perfönlich zu verfichern, ob diefe Ernennung 
dem 5. Bater angenehm wäre und im falle einer günftigen Antwort Sr. 
Heiligkeit fein Beglaubigungsfchreiben zu überreichen.“ 


28. April. Bertraulihe Mittheilung über Die Ernennung 
Hohenlohes x. 


Erlaß Bismardd an den Botichafter Grafen Arnim 
im Paris. 

„Ew. Excellenz benachrichtige ich vertraulich, dag Se. Majeftät ber 
Kaljer und König beichlofien bat, den Kardinal Fürſten — 
Valdenburg⸗ Schillingsfürft zum Botſchafter des Deutſchen Reiches am 
Papftlichen Stuhle zu ernennen. 

Dieſe Wahl wird einen neuen Beweis liefern, daß die Regierung 
Sr. Majeſtät, ſo viel an ihr liegt, den Frieden mit der Römiſchen Kirche 
zu pflegen bemüht iſt, da jedem Unbefangenen einleuchten wird, daß ein 
Kardinal kein brauchbares aa ur Vertretung feindlicher Tendenzen 
gegen den PBapft fein würde. Ihre defenfive Stellung gegen ſtaatsfeind⸗ 
lide Uebergriffe einzelner Perfonen oder Parteien innerhalb der Tatholi- 
(dem * e wird die Regierung um fo ſicherer zu wahren in ber 

age fein. 


31* 
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Die Perfönlichleit des Kardinals Fürften Hohenlohe macht ihn in 
beionderem Grade geeignet, diefen Beweis des Allerhöcften auens 
zu empfangen. &8 tft befannt, daß er in feiner Stellung als Deutſcher 
und Fatholifcher Kirchenfürft fi) immer treu geblieben ift und den Strö- 
mungen, die eine fo bebauerliche Richtung genommen haben, fi niemals 
bingegeben bat. Er hatte feinen Wobnfig ın Rom aufgegeben und lebte 
feit dem Konzil in Deutfchland. Bei feiner durch Familienverhälnifle ber- 
beigeführten Anweſenheit in Berlin bat er fich bereit erklärt, der an ihn 
ergangenen Aufforderung gu entiprechen, und habe ich ben Kardinal An- 
tonelli duch die in Rom noch beitehbende Geſandtſchaft des Norddent⸗ 
fhen Bundes von der Wahl, die Se. Majeftät der Kaiſer zur Vertretung 
des Deutichen Reiches am Päpftlihen Stuble getroffen bat, amtlich be» 
nachrichtigt. Der Kardinal Fürft Hohenlohe tritt feine Reife nach Rom 
behufs Uebergabe feines Kreditivs in diefen Tagen an und hat ſich mit 
NRüdfiht auf feine priefterlide Stellung vorbehalten, eine Erklärung bes 
Papſtes über die Frage, ob feine Berfon als Botfchafter Sr. Seiligfeit 
genehm fei, felbft zu erbitten. 

Bis dies gefchehen, bitte ih Em. Excellenz diefe Mittbeilung nur 
als eime vertrauliche anzufehen, die Sie in den Stand fegen fol, 
irrigen Auffaffungen über die Abfichten der Negierung Seiner Majeftät 
entgegenzutreten und unfere Stellung im rechten Lichte darzuftellen.“ 


1. Mai. Der deutſche Gefhäftsträger bei ber Kurie an 
Kardinal Antonelli. 


„Durch mein Schreiben vom 25. v. M. babe ich zc. zc. Meine Regie 
rung beauftragt mich heute Ew. Eminenz zu bitten, mir, nad) Einholung 
der Befehle des b. Vaters, mittheilen zu wollen, ob die in Rede ſtehende 
Wahl ©. M. des Kaiſers und Königs Sr. Heiligkeit erwünſcht if. x x. 


2. Mat. Schreiben Antonelli’s an Herm v. Derentball. 


„3 hatte bis jett auf bie Mittbeilung Eurer Hocwohlgeboren vom 2. 
vergangenen Monats, mit welder Sie mid über ben von Sr. Majetät dem 
Railer und König, Ihrem erhabenen Herrn, gefaßten Entichluß, den Herren Earbinal 
Hohenlohe zum Botihafter des deutſchen Reiches beim heiligen Stuble zu er 
nennen, in Kenntniß ſetzen, keine Erwieberung gegeben, weil Sie jelbft in jener 
Mittheiluug mir zu erlennen gaben, daß in kurzem bie gedachte Eiminenz 
nah Rom begeben würde, um fich perfünfich zu vergewiflern, ob bieje Ernennung 
dem heiligen Bater genehm jei. 

Um uun dem in Ihrem geftrigen Schreiben ausgebrüdten Wunſche zu 
entiprechen, babe ich e8 mir angelegen fein laffen, barüber die Befehle des heiligen 
Baters einzuholen, unb ich habe die Ehre Eurer Gochwohlgeboren zu 
daß, während Seine Heiligkeit für ben Gebanlen Seiner Majeftät bes Kaiferd 
und Königs empfänglich ift, Sie doch bebauert, einen Cardinal ber heiligen 
römiſchen Kirche, auch wegen ber augenblidlichen Berhältniffe bes heiligen Stuhlet, 
ur Annahme eines fo belifaten und wichtigen Amtes nicht autorifiren ja 

nnen.” 
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14. Mat. Erörterung im Reichstage über die Ablehnung des 
Papſtes (bei der Berathung ded Etats ded Auswärtigen Amtes). 


Rede ded Fürften Bismarck 
(nach einer Rede des Abgeordneten von Bennigſen): 


„Ih begreife, daß bei dieſer Budget⸗Poſition der Gedanke entſtehen 
kann, daß die Koſten dieſe Geſandtſchaft nicht mehr erforderlich ſeien, 
weil es ſich nicht mehr um einen Schutz deuntſcher Unterthanen in den 
betreffenden Tandestheilen bandelt. Ich freue mich aber doch, daß ein 
Antrag auf Abfegung diefer Pofition nicht geftellt ift, denn er würde der 
Regierung unwilllommen gewefen fein. Die Aufgaben einer Geſandtſchaft 
beftehen ja einerfeitß im Shupe ihrer Landsleute, andererfeitS aber doch 
auch in der Vermittlung der politiſchen Beziehungen, in welchen die Reichs⸗ 
tegierung zu dem Hofe, bei dem ein Gefandter akkreditirt ift, fieht. Nun 
giebt e8 feinen außwärtigen Souverain, der nach der bißberigen Lage 
unferer Geſetzgebung berufen wäre, jo außgebennte, der Souperainetät 
nabe fommende und durch Feine konftitutionelle Berantwortlichkeit gedeckte 
Rechte, innerhalb des deutfchen Neiches vermöge unferer Gefetgebung zu 
üben. Es ift daher für das deutjche Reich von weſentlichem Snterefe, 
wie dafjelbe fi) zu dem Oberhaupte der römiſchen Kirche, welches diefe, 
für einen auswärtigen Souverain fo ungewöhnlich umfangreichen Einflüffe 
bei ung ausübt, wie es fich auf diplomatifhem Wege dazu ftellt. 

Ih glaube kaum, daß es einem Geſandten des deutfchen Reiches 
nad den jet in der Katholifchen Kirche maßgebenden Stimmungen ges 
Iingen wiirde, durch die gefchidtefte Diplomatie, durch Ueberredung — von 
fomminatorijchen Haltungen, wie fie zwiſchen zwei weltlichen Mächten vor- 
tommen können, Tann ja bier nicht die Rede * — aber ich will ſagen, 
durch Ueberredung einen Einfluß auszuüben, der eine Modifikation der 
von Seiner Heiligkeit dem Papſte zu den weltlichen Dingen prinzipiell 
genommenen Stellung herbeizuführen im Stande ſein würde. Ich alte 
e8 nah den neuerdings ausgeſprochenen und öffentlid pro- 
mulgirten Dogmen der katholiſchen Kirche nicht für möglid 
für eine weltiiche Macht, zu einem Konkordat zu gelangen 
ohne daß dieſe weltlihde Macht bis zu einem Grade und in 
einer Weife effacirt würde, die das deutjche Reich wenigften? 
nit annehmen kann. 

Seien Sie anfer Sorge, nad) Kanoſſa gehen wir nicht, weder 
förperlich, noch geiltig. 

Aber nichts deftoweniger kann fi Niemand verhehlen, daß die Tage 
des deutichen Reiches, — ich habe hier nicht die Aufgabe, die Motive und 
die Schuld der einen oder der anderen Seite zu unterfuchen, fondern nur 
die Aufgabe, eine Bubgetpofition zu vertheidigen, — daß die Stimmung 
innerhalb des deutſchen Neiches auf dem Gebtete des Lonfeffionellen Fries 
dens eine getrübte if. Die Negierungen des deutſchen Reiches fuchen 
emfig, fuchen mit der ganzen Sorgfalt, die fie ihren katholiſchen wie ihren 
ewangeliihen Unterthanen hufden, nach den Mitteln, um in einer mög» 
lichſt friedlichen, in einer die konfeſſionellen Verhältnifje des Reiches möge 
lichſt wenig erfchütternden Weife ans diefem jetigen Zuftand in einen 
annehmlicheren zu gelangen. 
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Es wird dies ja ſchwerlich anders geichehen können, ala anf dem 
Wege der Befesgebung, und zwar auf dem Wege einer allge- 
meinen Range eggebung, zu welcher die Regierungen genöthigt 
werden die Beihülfe des Weichstages in Anfpruch zu nehmen. Doß aber 
diefe Gefegebung in einem für die Gewiſſensfreiheit durchaus 
fhonenden Wege, in der zurüdhaltendften, zarteften Weiſe 
vorgehen, daß dabei die Regierung bemüht fein muß, forgfältig alle die 
unnöthigen Erſchwerungen ihrer Aufgaben zu verbüten, die aus unridti 
Beridterftattungen, aus dem Mangel an richtigen Formen hervor 
lönnen, das werden Sie mir zugeben; daß die Regierungen bemüht jein 
müffen, die Nichtigftellung unſeres inneren Friedens auf die für die fon- 
feffionellen Empfindungen, auch folde, die wir nicht theilen, ſchonendſte 
Weife herbeizuführen, werden Sie mir zugeben. Dazu gehört vor allen 
Dingen, daß auf der einen Seite die römıfche Curie jederzeit nad; Mög- 
lichkeit gut unterrichtet fei über die Intentionen der deutfchen Regierungen 
und befjer unterrichtet fei, als man e8 bisher gewefen if. Ich halte * 
eine der hervorragendſten Urſachen der gegenwärtigen Trübungen auf fon- 
feffionellem Gebiete die unrichtige, entweder durch eigene Anfregung oder 
dur fchlimmere Motive getrübte Darftelung über die Rage der Dinge 
in Deutſchland und die Intentionen der deutfchen Regierungen, bie an 
Seine Heiligkeit den Papft gelangt find. 

—Ich hatte gehofft, daß durd die Wahl eines Botichafters, 
der von beiden Seiten volles Bertrauen hätte, einmal in 
Bezug auf feine Wahrheitsliebe und Glaubwürdigkeit, dann 
in Bezug auf die Verſöhnlichkeit feiner Gefinnungen und 
Haltung, daß die Wahl eines folden Botſchafters, wie fie 
Se Majeftät der Kaiſer in der Perſon eines bekannten 
Kirhenfürften getroffen hatte, in Rom willlommen fein 
werde, daß fie als ein Pfand unferer friedliden entgegen 
fommenden Gefinnungen aufgefaßt, daß fie als eine Brüde 
ber Berftändigung benugt werden würde; ich hatte gehofft, daß 
man darin die erfißerung erfennen würde, daß wir etwas Anderes, als 
das, mas ein Sr. Heiligleit dem Papfte auch durch die intimften Bezie 
hungen verbundener Kirdenfürft fagen, vortragen und ausdrüden Fönnte, 
wie wir von Sr. Heiligleit dem Papfte verlangen würden, daß die Formen 
immer diejenigen bleiben würden, in welchen ein Kirchenfürſt dem andern 

egenüber fich bewegt, und daß alle unnöthigen Reibungen in einer Sad, 

die an fich ſchwierig genug ift, verhittet würden. Dan hat an diefe Er: 
nennung mande Befürchtungen auf evangelifcher und liberaler Seite ges 
Intipft, die meines Erachtens in einer unrichtigen irbigung ber Stellung 
eined Geſandten oder Botſchafters überhaupt beftehen. Ein Gefandter it 
mwefentlich doch nur das Gefäß, welches durch die JInſtruktionen feines 
Souveräns gefüllt erſt feinen vollen Werth bekommt, daß aber das Gefäß 
ein angenehmes, willlommenes fei, ein ſolches, weldes nad feiner De 
fchaffenheit, wie man von alten Kryftallen fagte, Gift oder Galle in ſich 
nicht aufnehmen kann, ohne e8 fofort anzuzeigen, daß ift allerdings wür 
ſchenswerth, in fo delifaten Beziehungen, wie diefe find. Das hatten wir 
gehofft, zu erreichen. 

Leider find aus Gründen, die uns noch nit dargelegt 
find, diefe Intentionen der Kaiferlihen Regiernng dard eine 





487 
1872. 


turz Ablehnung von Seiten der päpftliden Kurie verhindert 
worden, zur Ausführung zu gelangen. Ich kann wohl fagen, 
daß ein folder Fall nicht Häufig vorfommt. Es ift üblich, daß, 
wenn ein Souverän feine Wahl zu einem Gefandten, zu einem Botſchafter 
etroffen bat, er dam aus Courtoifſie an den Souverän, bei den der Ge⸗ 
Yanbte affrebitirt werden ſoll, die Frage richtet, ob diefer ihm persona 
grata fei; es ifl indeß ganz außerordentlich ſelten der Fall, daß dieſe 
Frage verneint wird, da es doch immer ein Rückgängigmachen einer ein⸗ 
mal geſchehenen Erennung bedingt; denn was der Kaiſer zu einer ſolchen 
Ernennung thun Tann, thut er vorher, ebe ex anfragt. Alfo er hat 
ernannt, wenn er anfragt, die verneinende Antwort if alfo 
eine Forderung, das Selhebene zurüdzunebmen, eine Erflä« 
rung: du haft unrichtig gewählt. Ich bin feit ziemlich zehn 
Jahren jegt auswärtiger Minifter, ich bin feit einundzwanzi 
Jahren in den Gefhäften der höheren Diplomatie und id 
glaube mid nicht zu täufhen, wenn ich ſage, es ift dies der 
erfie und einzige Fall, den ich erlebt, daß eine foldhe Frage 
verneinend beantwortet wird. Ich habe öfter fchon erlebt, daß Bes 
denken ausgeſprochen find gegen Gefandte, die bereitS längere Zeit fungirt 
hatten, daß ein Hof in vertraulicher Weife den Wunfch ausgejprochen hat, 
dag ein Wedel in der Perjon erfolgen möge; dann aber hatte diefer 
of eine mehrjährige Erfahrung im diplomatifhen Verkehr mit diefer 
erſon hinter ſich, hatte Die Ueberzeugung, daR diefe Perfönlichkeit zur 
Sicherung der von dem Hofe gewünjchten guten Beziehungen nicht geeignet 
jet, und äußerte dann in der vertraulichften Form, gewöhnlich in eigen- 
bändigen Schreiben von Sonverän zu Souverän mit Erläuterungen, 
warum dies geichehen — und dennoch in einer fehr vorfichtigen Weife; 
es wird felten oder nie beftimmt gefordert. Es find ja in der neuelten 
Zeit einzelne, wenigſtens ein recht flagrantes Beifpiel vorgelommen, dag 
die Abberufung eine Gefandten gefordert wird, aber, wie gejagt, die 
Berfagung eines neu zu ernennenden ift mir nicht erinnerlid, 
daß ich fie [don erlebt habe. 


Mein Bedauern über diefe Ablehnung ift ein außerordentlich Iebhaftes; 
ih bin aber nicht berechtigt, diefes Bedauern in die Farbe einer Empfind» 
Iihteit zu überfegen, denn die Regierung fchuldet unferen Fatho- 
liſchen Mitbürgern, daß fie niht müde werde, die Wege auf: 
zufuden, anf denen die Regelung der Grenze zwifchen der 
geiftlihen und der weltlichen Gewalt, der wir im Interefie 
unferes inneren Friedens abfolut bedürfen, in der [honend- 
fen und Lonfeffionell am wenigften verftiimmenden Weiſe ge— 
funden werden könne. Ich werde deshalb mich durch das Gefchehene 
bahe entmuthigen laffen, fondern fortfahren, bei Sr. Majeftät dem Kaijer 
dahin zu wirken, daß ein Vertreter des Reiches für Nom gefunden wird, 
welcher fi) des Vertrauens beider Mächte, wenn nicht in gleichem Maße, 
doch in einem binlänglichen Maße für fein Gefchäft erfreut. Daß diefe 
Aufgabe durch das Geſchehene wejentlich erfchwert iſt, kann ich allerdings 
mt verhehlen.“ 
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Nachdem der Abgeordnete Windtborft (Meppen) die Ablehnung 
der Wahl des Kardinals Prinzen Hohenlohe dadurch zu erflären ver- 
ſucht hatte, daß der Kardinal die ihm übertragene Stellung nicht hätte 
annehmen dürfen, ohne vorher feinen „Dienftheren,“ den Papſt in Rom 

erfönlich zu befragen, — und hinzufügte: „Was würden Sie jagen, wenn 
r Papft den General-Adjutanten des Kaiſers zu feinem 
in Berlin ernennen wollte, — erwiderte 

Fürſt Bismard: „Der Herr Redner bat feine Verwunderung dar: 
über außgefprochen, daß der Kardinal nicht nach Rom gegangen jet, um 
fih die Antwort zu holen. In der Sade waren indeß zwei Antworten 
zu geben: die eine an Se. Majeftät den Kaiſer, der durch feine amtlichen 
Drgane bei der römischen Kurie anfragte: „If Euch das vet?" — Die 
zweite an den Kardinal. Wenn ic richtig berichtet bin, fo ift die Antwort 
an den Herren Kardinal, das Berbot der Annahme enthaltend, fchon jehr 
viel früher als die Antwort an Se. Majeftät den Kaifer erfolgt. Rad» 
dem ich hiervon liberzeugt war, ſchien e8 mir doch nöthig, daß Se. Me 
jeftät der Kaifer an Seiner Seite auch eine Antwort erhalten, und in 
Folge deflen habe ich fpäterhin — ich weiß nicht, ob fünf oder acht Tage 
nach der erften Anfrage — den Wunſch ausdrüden laflen, daß wir aud) 
eine Antwort erhalten möchten. Die haben wir belommen. 

Auf das Wort „Dienftherr“ möchte ich doch mit einem Worte zuräds 
tommen. Der Herr Vorredner ift in der Gefchichte gewiß bewandert, — 
joweit fie die firchlichen Berhältnifie berührt, und da erlaube ich mir bie 
Frage, wer der Dienftherr des Kardinals Richelieu, des Kardinal 
Mayarin war. Beide Herren haben im Dienfte ihres Souveräng, des 
Königs von Frankreich, recht wejentliche Streitfragen, obwohl fie Kardi- 
näle waren, mit dem römiſchen Stuble zu erledigen und zu verfechten 

ehabt. Alſo fo ganz durchichlagend ift der Vergleih mit einem General 
diutanten und dem Kardinal doch nicht, obſchon ih, wenn es Sr. 

etligteit gefiele, bier einen General-Adjutanten Sr. Daje- 
ät zum Nuntius zu ernennen, St. Majeftät unbedingt zureden 
würde, ibn anzunehmen. 

Der Herr Borredner hat es bemängelt, daß diefe ganzen Verhand⸗ 
lungen früher in die Deffentlichkeit gelangt wären, als mit der von mir 
beanſpruchten dienftlihen Verfchwiegenheit im auswärtigen Dienft verträ 
lih wäre. Ich kann altenmäßig nachweilen, daß unſererſeits Teine Bert 
fentlihung früher ftattgefunden hat, als bis ich von Rom das Telegramm 
von unferer dortigen Geſandtſchaft amtlich erhielt. Die päpftlicde Kurie 
madt aus der Ablehnung kein Geheimniß und hat dem und dem fremden 
GSefandten unummwunden Mittheilung davon gemacht. Bon dem Augen 
blid an war es überflüffig, das Gebeimniß zu bewahren. Der Herr Bor 
rebner Fe: wie ift es zugegangen, daß das jofort befannt geworden ift. 
Ja, diejelbe Frage gebe ich ihm zurüd und bin überzeugt, er weiß mehr 
davon als id. 

Der Herr VBorredner hat die Hoffnung ausgeiprochen, dag man durch 
Bertrag zu einer Regelung der bei uns ftreitigen Angelegenheiten gelangen 
werde, und bat auch, wenn ich ihn richtig verftanden habe, Andeutungen 
über das Beſtehen von Verträgen gemadt, die ich nicht ganz begründet 
finden kann. Es ift ſchon oft ein Streit gewefen, ob man beſtimmten Ein- 
richtungen einen vertragsmäßigen Charakter, oder nicht, beilegen kann. 
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Das kann ich dem Herrn Borredner verfihern, dag wir 
egenüäber den Anfprüchen, welche einzelne Untertbanen Sr. 
ajeftät des Königs von Preußen geiftlihen Standes ftellen, 
daß e8 Zandesgefege geben fünne, die für fie nicht verbind- 
ih feien, daß wir Folden Anfprüchen gegenüber die volle ein- 
heitlicde Sonveränetät mit allen und zu Gebote ftehenden Mitteln 
aufreht erhalten werden und in dieler Riatung auch der 
vollen Unterftügung der großen Majorität beider Konfeffio- 
nen ficher find. 

Die Sonveränetät kann unr eine einheitliche fein and muß es 
bleiben: die Sonveränetät der Geſetzgebung! nud wer die Geſetze 
jeined Landes als für ihn nicht verbindlich darftelit, ftellt fich außer⸗ 
halb der Geſetze und fagt fi) los von dem Geſetz. 

babe dem Herrn Borrebner als Minifter in dieſer Beziehung 
weiter nichts zu fagen; als evangelifher Ehrift aber habe ich ihm 
no zu fagen: wenn er glaubt, daß die Trennung der evangeliichen Kirche 
vom Staate für die evangelifche Kirche tödtlich fei, jo muß ich ihm, was 
ih feiner ganzen Haltung nach vorausfehen konnte, entgegnen, daß ihm 
zu meinem Bedauern der wahre Begriff des Evangeliums 
noch nicht aufgegangen iſt.“ 


Die Fünftige Bapftwahl. 
14. Mai. Bertraulicher Erlaß des Fürften Bismarck an die 
deutichen Vertreter”). 


„Die Geſundheit des PBapftes Pius IX. ift nah allen ung zukom⸗ 
menden Berichten eine durchaus befriedigende und keine Symptome einer 
baldigen Aenderung darbietende. Leber kurz oder lang aber muß eine 
neue Bopftmahl immer eintreten; nur der Zeitpunkt entzieht fich der menſch⸗ 
lichen Berechnung und Borausfiht. Die Stellung des Oberhauptes der 
latholiſchen Kirche iſt für alle Megierungen, innerhalb deren Ländern dieſe 
Kirche eine anerkannte Stellung hat, von folcher Bedeutung, daß es ge⸗ 


*) Das Schriftſtück wurde im December 1874 im „Reichs⸗ und Staate- 
anzeiger“ mit folgenden einleitenden Worten veröffentlicht: 

„Die ungewöhnlichen Umftände, durch welche bie gerichtliche Verfolgung bes 
Grafen von Arnim herbeigeführt wurbe, haben biplomatifche Altenftüde an bie 
Defientlicleit gebracht, welche zu firenger Geheimhaltung beftimmt waren. — Das 
Königliche Stadtgericht zu Berlin hat eine Reihe von Documenten kirchenpolitiſchen 
Inhalts ausgefchieden und ber Oeffentlichkeit worenthalten, weil von bem Be- 
fanntiwerben derjelben eine Gefährbung bes Friedens zu beforgen fei. Mit wenigen 
Ausnahmen handelt es ſich dabei nicht um unfer, fondern um fremdes Amte- 
geheimniß. — Die Regierung kann ſich nicht ermächtigt halten, vertrauliche ober 
geheime Mittbeilungen anderer Regierungen ber Deffentlichleit zu übergeben. 
Someit es fih um das Intimfte, Das nur Deutſchland angeht, handelt, kann 
Alles an das Licht gezogen werben, ohne unfere auswärtigen Beziehungen zu 
ſchädigen, geſchweige denn ven Frieden zu gefährben. 

Den Ausgangspunkt der gefammten ber Deffentlichleit vorenthaltenen Alten- 
ftüde bildet eine Tirkulardepeſche bes Reichskanzlers vom 14. Mai 1872, die 
fünftige Papſtwahl betreffend.” 
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boten fcheint, fich die Folgen eined Wechſels in der Perfon des Bapftes 
rechtzeitig zu vergegenmwärtigen. 

Es ift ſchon Fiber anerfannt worden, daß die Regierungen, welde 
katholiſche Unterthanen haben, dadurch auch ein großes und unmittelbares 
Intereſſe an einer Papftwahl haben, fowohl an der zu mählenden Ber: 
fönlichkeit felbft, al8 befonderd auch daran, daß die Wahl von all den 
Sarantieen in formaler und materieller Beziehung umgeben fei, melde es 
den Regierungen möglich machen, fie als eine gültige und allen Zweifel 
außjchliegende auch Für fih und den Theil der Latholifchen Kirche iu ihren 
Ländern anzuertennen. Denn daß die Regierungen, ehe fie dem durch 
Mahl Eonftituirten Souverän, der berufen ift, fo mweitgreifende, in vielen 
Stüden nahe an die Souveränetät grenzende Rechte in ihren Ländern 
auszuüben, dieſe Rechte faktifch zugeftehen, verpflichtet find, gemifienhaft 
zu erwägen, ob fie die Wahl anerkennen können, darüber fcheint mir fen 
Zweifel jein zu können. Ein Bapft, welchem die Gefammtheit oder bie 
Mehrzahl der europäifhen Souveräne auß formalen oder materiellen 
Gründen glaubte die Anerkennung verfagen zu müſſen, würde fo wenig 
denkbar fein, wie e8 denkbar ift, daß ein Landesbiſchof in irgend einem 
Lande Rechte ausübte, ohne von der Staatsregierung anerkannt zu fein. 
Dies galt ſchon unter der früheren Ordnung der Dinge, wo die Stellung 
der Biſchöfe noch eine felbftftändigere war, und die Regierungen mır in 
feltenen Fällen in kirchlichen Dingen mit dem Papſte in Berührung kamen. 
Schon die im Anfang diejes Jahrhunderts gefchloffenen Konkordate haben 
direftere und gewiſſermaßen intimere Beziehungen zwiſchen dem Papft und 
den Regierungen hervorgerufen; vor Allem aber bat das vatikaniſche 
Konzil und feine beiden mwichtigiten Beftimmungen, über die Unfehlbarleit 
und tiber die Jurisdiltion des Papſtes, die Stellung des legteren auf 
den Wegierungen gegenüber gänzlich verändert, und das Intereſſe der 
legteren an der Papitwahl * höchſte geſteigert, damit aber ihrem Rechte, 
ſich darum zu kümmern, auch eine um ſo feſtere Baſis gegeben. Denn 
durch dieſe Beſchlüſſe iſt der Pepft in die Lage gefommen, in jeder ein 
zelnen Diözefe die bifchöflichen Rechte in die Hand zu nehmen, umd die 
päpftliche Gewalt der Iandesbifchöflichen zu fubftitwiren. Die biſchöfliche 
Zurisdiltion ift in der päpftlichen aufgegangen; der Papft übt nicht mehr, 
wie bisher, einzelne beftimmte Nefervatrechte aus, fondern die ganze Fülle 
der biſchöflichen Rechte ruht im feiner Hand; er ift im Prinzip an bie 
Stelle jedes einzelnen Biſchofs getreten, und es hängt nur von ihm ob, 
fih auch in der Praris in jedem einzelnen Augenblid an die Stelle 
deffelben gegenüber den Regierungen zu fegen. Die Biſchöfe find nur nod 
feine Werkzeuge, feine Beamten ohne eigene Berantwortlichkeit; fie find 
den Regierungen gegenüber Beamte eines fremden Souveränd geworden 
und zwar eine Souveränd, der vermöge feiner Unfehlbarfeit ein vol» 
kommen abjoluter ift — mehr als irgend ein abfoluter Monarch in der 
Welt. Ehe die Regierungen irgend einem neuen Papfte eine folde Stel- 
lung einräumen, und ihm die Ausübung folder Rechte geftatten, müſſen 
fie fich fragen, ob die Wahl und die Perſon deffelben die Garantien 
darbieten, weiche fie gegen den Mißbrauch folder Gewalt zu fordern be 
rechtigt find. 

u Dazu fommt noch, daß gerade unter den jegigen Berhältniffen nicht 
mit Sicherheit zu erwarten fteht, daß auch nur die Garantieen, mil 
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welden in früheren Zeiten ein Konklave umgeben war, und welde es 
felbft in feinen Formen und feiner Bufammentegung darbot, zur Anwen⸗ 
dung fommen werden. 

Die vom römischen Kaifer, von Spanien und von Frankreich geübte 
Erkluſive hat ſich oft genug als illuſoriſch erwieſen. Der Einfluß, melchen 
die verfchiedenen Nationen durch Kardinäle ihrer Nationalität im Konklave 
ausüben konnten, hängt von zufälligen Umftänden ab. Unter welchen Um⸗ 
Händen die nächſte Papſtwahl ftattfinden, ob diefelbe nicht vielleicht in 
übereilter Weiſe verfucht wird, jo daß die früheren Garantieen, auch der 
Form nach, nicht gefichert wären — mer wollte daS vorausfehen? 

Aus diefen Erwägungen fcheint e8 mir wünſchenswerth, daß diejenigen 
europäifchen Regierungen, melde durch die kirchlichen Interefien ihrer Tas 
tholiichen Unterthanen und dur die Stellung der katholiſchen Kirche in 
ihrem Lande bei der Papftwahl intereffirt find, fich rechtzeitig mit den 
diefelbe betreffenden ragen befchäftigen, und wo möglich ſich unter ein⸗ 
ander über die Art und Weife verftändigen, wie fie fich derjelben gegen- 
über verhalten wollen, und über die Bedingungen, von welchen fie event. 
die Anerkennung einer Wahl abhängig machen würden. 

Eine Einigung der europätfchen Hegierungen in diefem Sinne würde 
bon unermeßlichem Gewicht und vielleicht im Stande fein, im voraus 
jhwere und bedenkliche Komplikationen zu verhindern. 

Em. zc. erſuche ich daher ergebenft, die Regierung, bei welcher Sie 
beglaubigt zu fein die Ehre haben, zunächft vertraulich zu fragen, ob fie 
eneigt jein möchte, zu einen Ideenaustauſch und einer eventuellen Ver⸗ 

ändigung mit uns über diefe Frage die Hand zu bieten. Die Form, in 
weldyer dies gejchehen könnte, würde dann leicht gefunden werden, wenn 
wir vorerft der Bereitwilligkeit ficher find. 

Ich ermädtige Em. :c., diefen Erlaf vorzulefen, bitte Sie aber, einſt⸗ 
weilen denfelben noch nicht aus der Hand zu geben und die Sache über- 
haupt mit Diskretion zu behandeln.“ 


Beurlaubung ded Fürften Bidmard. 
„Brovinzial- Corresponbenz“ vom 8. Mai. 

„Der Neichsfanzler Fürft Bismard, welcher feit einer Reihe von 
Jahren ungausgeſetzt in der angeftrengteften Thätigkeit verblieben ift, ohne 
feiner Gejundheit jemals eine ernfte Pflege widmen zu können, gedenft 
in Kurzem, nad Erledigung der dringendften Aufgaben der Reichsver⸗ 
waltung, einen mehrmonatlidien Urlaub anzutreten.” 


Notiz vom 22. Mai: 


„Fürſt Bismard hat fih am 18. mit einem durch feinen Gefund- 
beitözuftand erforderten längeren Urlaub nad Barzin begeben und wird 
in Angelegenheiten aus dem Reſſort des NReichölanzler Amtes mit Ge- 
nehmigung Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs durch den Staats» Minifter 
Delbrüd vertreten werden. Die Leitung des Auswärtigen Amted ver⸗ 
bleibt dem Staats⸗Sekretär von Thile, die Leitung der preußiichen Ge⸗ 
ihäfte ift auf den älteften in Berlin anweſenden Staats⸗Miniſter über- 
gegangen.“ 





492 
1872. 


Bie Iefuitenfenge im Reichotage. 


Petitionen für und wider die Zefuiten. 
Nach der „Provinzial» Eorresponbenz” vom 22. Mai. 


„Der Neichslanzier Fürſt Bismard bat in ber Rebe über bie Hoben- 
lohe'ſche Angelegenheit bie Stellung und Aufgabe ber Reichöregierung zu ben 
kirchlichen Fragen in kurzen, aber beftimmten Andeutungen bezeichnet. 

Nicht auf bem Wege eines Concorbats ober Vertrages mit ber geiſtlichen 
Gewalt Fünne nach den neuerdings ausgefprochenen unb öffentlih verkündeten 
Olaubensfägen ver katholiſchen Rirde bie Regelung ber kirchlichen Fragen erfolgen, 
ohne daß die weltlihe Macht fih in einer Weiſe verleugnen müßte, bie bas 
Deutihe Reich für ſich nicht annehmen könne: 

Aber Niemand könne fich verbehlen, daß bie Lage unb Stimmung innerhalb 
bes Deutſchen Reiches auf bem Gebiete bes confefionellen Friebens eine geträbte 
fei. „Die Regierungen bes Deutichen Reiches juchen emſig, juchen mit der ganzen 
Sorgfalt, die fie ihren katholiſchen, wie ihren evangelifhen Untertbanen ſchulden, 
nah den Mitteln, um in einer möglichft friebligen, in einer bie confeffioneflen 
Berhältniffe des Neiches möglichft wenig erſchütternden Weiſe aus dieſem jetzigen 
Zuftand in einen annehmlicheren zu gelangen.“ 

Es werde bies ſchwerlich anders geichehen können, als auf bem Wege 
ber Gefetgebung, und zwar auf bem Wege einer allgemeinen Reiche⸗ 
gelengehn ng, zu welcher bie Regierungen gendthigt fein würben, bie Beihälfe 

e3 Reichstags in Anſpruch zu nehmen. 

Der Deutihe Reichstag hat feinerfeits bie erfle Gelegenheit ergriffen, 
um feine volle ie nen zu ber von bem Reichskanzler bezeichneten Richtung 
der kirchlichen Politik auszufprehen und das Vertrauen beffelben zu beftätigen, 
daß die Regierung auf biefem Weg der bereitwilligen Unterſtützung ber großen 
Mehrheit fiher jet. 

Den Anlaß zu der Erklärung bes Neichstages haben bie Berbandiunger 
über ben Jeſuiten⸗Orden gegeben. 

Die Thätigleit des Jeſuiten-Ordens im Gebiete des Deutichen Reichs wat 
Gegenſtand jehr zahlreicher Petitionen geworben, welche von ber einen Seite auf 
ein unbebingtes Berbot und eine Ausſchließung bes Jeſuiten⸗Ordens aus 
bem Deutſchen Reiche abzielen, von ber anderen Seite ebenjo lebhaft für ben 
Fortbeſtand und bie wobhlthätigen Erfolge ber Xhätigleit bes Ordens 
eintreten. 

Die Betttionen gegen ben Iefuiten-Orben führen etwa Folgendes auf: 

„Nach fchwerer, opfervoller Kriegsarbeit ift unfer Volk zur friebliden 
Dirhamteit zurückgekehrt, zum Ausbau feines bürgerlichen und geſelſſchaftlichen 

ebens. 

Es will zu einer nach innen wie nach außen einigen, ſtarken und freien 
Nation mehr und mehr heranwachſen, mit der Hülfe und unter dem Schutze der 
Reichsverſammlung, auf deren Weisheit und Klugheit es vertrauend blickt. Ja 
biefem fegenverbeißenden Streben und Wirken fiebt es fich in bebrohlichfter und 
gefährlichfter Weife gehemmt unb beeinträchtigt burch ben Jeſniten-Orden, der 
unter dem Schute der Geſetze bie entgegengejetten Ziele verfolgt und im nenefler 
Zeit unfer Vaterland zum Mittelpunkt unheilvoller Wirkſamkeit erloren bat, das 
er mit feinem Nete mehr und mehr überziebt.“ 

Die Grundſätze und Beftrebungen bes Jeſuitenordens feien in nenefter Zeit 
fo unverhohlen zu Tage getreten, daß es nur weniger Erinnerungen bebürfe, um 
biefelben als ſtaats⸗ und kulturgefährlich, insbefondere als grundverberblich für 
unfer Vaterland erfennen zu laſſen. Ueber ihre Lehre in Betreff bes Berbält- 
niſſes von Kirche und Staat und ber verjchiebenen Confelfionen zu einander, 
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fönne kein Zweifel befiehen. Es genüge, an einige Sätze bes vom Papft aner- 
tannten Organs ber römifchen Sehuiten zu erinnern. 

Danach feien alle Fürften verpflichtet, bie katholiſche Kirche als bie einzig 
berechtigte anzuerlennen und alle Übrigen Religionsgenoflenichaften zu unterbriüden. 
Religiöje Gleichberechtigung, Gewifſens⸗ und Enltusfreiheit feien ein Gräuel und 
das Berberben ber Böller. Es jet das ein Suftem, welches bie Staatsorbnnung 
tief gefährbe, Haß und Zwietracht unter ben Confeffionen jäe, namentlich aber 
fotholifche Untertbanen mit Abneigung und Mißtrauen gegen ihre anberöglänbigen 
Fürſten und Staatsmänner erfülle. 

Diefe Lehren würben in Deutichlanb offen verbreitet, zugleich aber ftehen 
dem Jefniten⸗Orden ungeheure Machtmittel zur Verwirklichung feiner Pläne zu 
Gebote. Zahlreiche Mitgliever des Ordens ſeien namentlih in Preußen un⸗ 
ermäbfich thätig, auf ber Kanzel wie im Beichtſtuhl, durch Abhaltung außer- 
ordeutliher Volksmiſſionen, Eprercitien für Weltgeiftlihe, Leitung unzähliger 
Brüberfaften und Vereine für jebes Alter nnd jeden Stand. Es ſei ihnen ge- 
lungen, einen großen Theil der Seelſorge an fich zu ziehen, namentlich Einfluß 
auf die Franen zu gewinnen. Anßerorbentlich ergiebige ®elbquellen fihern und 
vermehren ihre Macht. Faſt in allen Diöcefen baben fie fih Einfluß auf bie 
Ansbilbung der Geiftlichen zu verichaffen geſucht, und fo fei benn das gefammte 
refigiöfe Leben ber beutihen Kathofilen ſchon jet mehr ober weniger vom @eifl 
ihres Ordens inficirt. 

Wenn die Beiebgebung bes Deutſchen Reiche die freie Bildung von Ber- 
einen gewährleifte, jo Fünne fie unmöglich jolche Vereinigungen für zuläffig erachtet 
haben, deren Beftrebungen die Grundlage und bie Lebensbebingungen bes Reiches 
ſelber untergraben.“ 


Die Betitionen zu Gunften der Jeſuiten find in bei Weiten größerer 
Zahl eingegangen, als bie entgegengefegten. In benjelben wird im Wejentlichen 
Holgenbes ausgeführt: 

„Geſetze, wie fie gegen bie Jeſuiten beantragt werben, würden bie bürger- 
liche, wie bie religiöje Freiheit der Einzelnen, wie aller Katholiken auf das Tieffte 
verlegen, bas Prinzip der Imtoleranz in bie Gefebgebung einführen, bie Selbft- 
Rändigfeit der Tatholifchen Kirche im Deutichen Reich ſchwer verlegen. Die Ka- 
tholiten Tönnen Niemandem, am wenigften ihren erllärten Feinden ein maßgeben⸗ 
des Urtbeil barüber geftatten, welche Anftalten, Bereine oder Orden in ihren 
Kirchen ihrem religidfen Iutereffe und kirchlichen Leben förberlich jeien ober nicht. 
Dies zu beurtheilen ſei Sache ihrer kirchlichen Autorität und innere Angelegenheit 
ihrer Kirche. Es fei aber Unwifjenheit unb Verleumdung, wenn man bie Thätig- 
keit der Jeſuiten als eine dem Reich unb dem confeiftonellen Frieden gefährliche 
bezeihne. Sie gehen von benjelben Männern aus, welche alle glaubenstreuen 
Katholilen, ja bie Kirche jelbft als flaatögefährlich und reichsfeindlich verbädtigen. 

Der confeifionelle Friede ſei durch bie Jeſuiten in Feiner Weife geftört 
worden. Bei ben mit ihnen Verlebrenden oder ihrer jeelforgeriichen Leitung An⸗ 
vertranten fei nirgenb bie ben Geſetzen und ber Obrigleit ſchuldige Achtung ver» 
mindert worben, im Gegentheil feien die Jeſuiten beftrebt, das Anſehen der Autor 
ritäten zn heben. Im ben Kriegen von 1866 und 1870—71 feien Alle, auch 
nicht Wenige aus der Geſellſchaft Jeſu, freiwillig zur Bertheibigung bes Vater⸗ 
landes ins Feld gezogen. 

Der Orben ſei ein von ber Kirche gut geheißener und ftehe bemgemäß auf 
bem Boden ber vömifch-Fkatholiichen Kirche, deren Selbfiftänbigleit und Beſitz von 
Anftalten im Artikel 15 ber preußiſchen Berfaffung garantirt fei.“ 


Die Eommiffion bes Reihtages, welder bie Petitionen zur Bor- 
beratbung überwieſen wurden, war in ihrer großen Mehrheit ber Anficht, daß bie 
Beforgniffe in Betreff ber Wirkſamkeit der Sefuiten begründet feien und brin- 
genden laß zur Beachtung und Gegenwirkung Seitens ber Staatsbehörben 
geben. 
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In dem CTommiffionsberichte if auf bie Thatfachen in Betreff der 
urſprünglichen Stiftung unb bes Zwecks bes Jeſuiten⸗Ordens, feine Untero 
unter ben Orbensgeneral in Rom, auf den geſchichtlich nachgewiejenen Ci 
des Ordens auf Kirhe und Staat von feiner Gründung bis zu feiner Auf 
bebung durch päpftliches Breve, von feiner Wieberberftellung bis zu feiner heutigen 
Wirkſamkeit hingewieſen. 

Dan möge dieſe Thätigkeit bewundern ober fürchten: in jedem Falle Re 
fie die mächtigfie Organiſation dieſer Art in geſchloſſener, ſtreng monarchiſchet 
Serieflung, bar, — in einer einheitlichen Einrichtung, in welcher das heutige 
Deutiche Reich nur eine von zwanzig und mehr Provinzen barftelle. 

Diefe Natur der Gejellihaft Jeſu beftimme nothwendig eine beſtimme 
Stellung der Staatsgewalt. So viel befannt, fei in den zu bem heutigen Dent- 
ſchen Reich gehörigen Staaten nirgends burdy eine Berorbnung — * der 
Drben zugelaſſen. 

Wo er beſtehe, berube er auf dem Grunde des freien Bereinsrechts und 
ber Selbfiftänbigleit jeber Religionsgefellichaft in ber Berwaltung ihrer Angelegen- 
beiten, — wobei bie Vorfrage bleibe, ob eine Organifation, wie bie bes Sejniten- 
Ordens, in das Gebiet bes freien Vereinsrechtes fällt, und ob fie lediglich eine 
eigene Angelegenheit der Kirche bildet. Ein Orben mit ber Berfaffung bier 
Geſellſchaft fei in der That kein Privatverein, keine Bergefellichaftung von „Preußen“ 
zu erlaubten Zweden, fonbern es ſeien eiblich verpflichtete Mitglieder einer in 
firenger Unterordnung fer geichloffenen Körperjchaft, welche fich über das gene 
Gebiet der katholiſchen Kirche erfirede und ihre Oberen im Auslande babe, deren 
Anweijungen zu befolgen fie ſich eidlich verpflichten. 

Dem Staat fehle dem gegenüber ber Anhalt zu einer ſchützenden Thätig- 
feit. Daß bie Mitglieder bes Ordens in ber Seelforge dem Diöcefanbiichof unter- 
georhne find, treffe ven Punkt nicht, um den es fi) handle; denn bie ſyſtematiſche 

inwirkung ber Orbensverbinbung auf bie einzelnen Glieder, die von ihnen ge⸗ 
leitete XTchätigleit der Vereine entziehe fi) der zufammenbängenden Kenntniß und 
Eontrole des Staats. Diefe Art der Thätigleit babe in der Geſchichte ber Orden 
ftet8 gewaltet, und laffe fih doch nie Durch juridiſche Beweiſe fefflellen. Jeder 
nicht zu biefer Barteiorganifation Gehörige ehe einer unfidhtbaren 
Macht gegenüber, welde Überall tätig unb doch nirgends in einen 
verantwortlihen Organ zu finden fei. Cine ſolche Organifation enthalte 
eine Gefährdung bes kirchlichen Kriedens, bie in einem tätt 
Staat mit gleihem Schu und gleihem Recht anderer Belenntniffe prattiich wicht 
zufammen befteben könne. ben deshalb dürfen paritätifche Staaten fi richt 
inbifferent dagegen verhalten. 

Das in biefer Lage Nothwenbige fei die Herflellung der Antorität 
bes Staates und der Staatsgejee nah einheitlichen Grunpfäger 
Allerdings ſei folden Zufländen nicht burch bloße Polizeiverbote zu helfen, jonbern 
buch zufammenhängende Mafßregeln der Geſetzgebnug und ber Re 
gierungen innerhalb ihrer Kompetenz. 
dahi Der Antrag der Commiſſion ging auf Grund dieſer Erwägunge 

abin, 

bie ſämmtlichen Petitionen dem Herrn Reichskanzler mit dem Erfuchen zu über 

weiien, aus dem Inhalt berfelben es zur Kenntuiß ber verblindeten Regierungen 

zu bringen, in wie weitem Maße ber Orden Jeſu und bie von ihm geleiteten 

Einrichtungen und Vereine auf bem Boden bes freien Bereinsrechts ihm 

ehätigtet innerhalb bes Deutfchen Reiches entwidelt haben, ſowie mit ber Auf⸗ 

orberung: 

I. die verbünbeten Regierungen zu veraulaffen, fi über gemeinfamt 
Srundfäte zu verfländigen in Betreff der Zulaffuug religidier 
Drden, in Betreff ver Erhaltung bes Friedens, ber Glauben® 
befenntniffe unter fih und gegen die Berkümmerung faatt‘ 
bürgerliher Rechte burd die geifllide Gewalt; 
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insbejondere aber 

II. womöglich no in dieſer Seffion dem Reichstage einen Geſetzentwurf vor- 
zulegen, durch welden bie Niederlaffung von Mitgliedern ber 
Geſellſchaft Jeſu und der ihr verwandten Gongregationen ohne aus» 
drückliche Zulaffung ber betreffenden Landesregierung unter Strafe 
geftellt wird.“ 


Berhandlung im Reichstage'). 


Zu dem Kommijfionsantrag wurbe vom Abg. Wagener folgender 
Berbefferungsantrag geftellt: 


ſorrere anurtlche Petitionen dem Neichslanzler zu überweifen mit ber Auf- 
orberung: ' 

1) darauf hinzuwirken, baß innerhalb des Reiches ein Zuftand bes 
öffentlihen Rechtes bergeftellt werbe, welcher den religidien 

rieden, die Parität der Slaubensbelenntniffe unb den 
Hub ber Staatsbürger gegen Berlümmerung ihrer Rechte 
durch geiftlide Gewalt ſicher ftellt, 

2) insbefondere einen Geſetzentwurf vorzulegen, welcher auf Grund des Ein- 
ganges und der Nr. 13 und 16 bes Art. 4 der Reichöverfaffung bie 
rehtlihe Stellung der religidfen Orden, der Congregationen 
und Genoſſenſchaften, bie Frage ihrer Zula ung und beren Bebin- 
gungen regelt, fo wie bie ſtaatsgefährliche Thätigkeit berjelben, 
namentlih ber Geſellſchaft Jeſu, unter Strafe ſtellt.“ 


Aus der Rebe bes Abg. Wagener zur Begründung biefes Antrages: 


„Meine Herren, es handelt fich bei biejer Berathung um bie tiefften Fragen 
ber Gegenwart, um bie Fragen, bie nach beiden Seiten hin liber bie Freiheit 
nicht blos der Kirche, fondern auch Über bie Freiheit der Staaten und bes Deut- 
ſchen Reiches enticheiden werden. Für uns handelt es fich nicht darum, eine 
Kuchtihaft der Kirche zu begründen ober anzubahnen, ſondern es handelt fidh 
darum, die Freiheit der Staaten gegen Örunbjäge und gegen Uebergriffe zu ver- 
theibigen, bie leider nur zu jehr mit Händen gegriffen werben können. Fürchten 
Sie nicht, daß ich anmaßlich genug fein werbe, mich in Ihre kirchlichen Angelegen- 
heiten einzumifchen, baß ich mir erlauben werde, darüber abzuiprechen, was ein 
latholijcher Ehrift glauben oder nicht glauben foll, — das ift Ihre Sade. — 
Bir wollen unverworren fein mit allen den Beftrebungen, bie 
„Jeſuiten“ rufen und Kirche und Religion meinen; wir wollen uns 
niht einmifchen in bie inneren Angelegenheiten weder ber latho- 
lifhen noch der evangelifchen Kirche, und ich kann in biejer Beziehung bie 
Berfiderung gebeu, daß wir unfererjeits nichts lebhafter wünſchen, als endlich) auch 
den Arm des Staates aus ber enangelifchen Kirche entfernt zu ſehen, bamit fie 
in ben Stanb geſetzt unb befähigt werbe, ſich auf ihre eigenen geiftigen und geift- 
fihen Kräfte zu ftüten. 

Ein (fatholifher) Rebuer hat die Frage vorgelegt, wer denn eigeutlich dieſes 
fichlihe Zerwürfniß angeregt und veranlaft hätte, von went es benn ausginge, 
daß wir jett im diefer Weife bie Frage behandeln und uns darüber auseinander- 
jegen follen? Meine Herren, genau von dem Tage au, wo Sie das 
Baticanifhe Coneil eingeleitet und getrieben haben, genauvon bem 
Tage an batiren die religidfen Wirren in Deutihland. E8 war ein 
Irrihum meines Vorredners, wenn er ben jekigen Zuftand auf bie außerorbent- 
liche Stärke ber katholiſchen Kirche zurüdführt. Ich theile biefe Auffaflung nicht; 
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ih führe den jeßigen Zuftand zurück auf eine außerorbentliche Schwäche ber Re⸗ 
gierungen. Die Regierungen haben eine unverantwortliche Nachficht anf bielem 

ebiete geübt, fie haben ein unverantwortliches Gehenlaſſen bewieſen, und ba- 
dur find Sie ſcheinbar erftarkt, dadurch find Sie berauſcht, deshalb halten Eie 
fih für mächtiger, als Sie find. Sie werben balb die Flügel einziehen, 
wenn Sie merken, Sie haben es mit einer arten Staaſgewalt zu 
thun, die nit mit fi fpaßen läßt. 

Weiter möchte ich bem Vorwurf begegnen, als ob es fidh bei unferem An- 
trag und unjerem Vorgehen irgenbwie um einen Angriff gegen bie katholiſche 
Kirche handle. Wir hören ja aus Ihren Reben, baß Sie ſehr geneigt find, bie 
jett in Rom herrſchende Partei mit der Tatholifchen Kirche als gleichbebeutenb 
Darzuftellen ; wir aber finb überzeugt, es giebt in ber katholiſchen Kirde 
eine große weit verbreitete Bartei, bie fih mit Seufjen dar- 
nach fehnt, von dem Drude, deu dieſe jegt in Rom herrſchende 
Bartei auf bie katholiſche Kirche im Ganzen und Großen ausäßt, 
durch eine zwedmäßige Haltung der Reihsregierung befreit ;z 
werden. — — j 

Am 10. oder 20. April 1871, vor Schluß des Concils, da wurbe von einer 
Anzahl hervorragender katholiſcher Kirchenflrften ein Schreiben an das Conzil ein- 
gereicht, worin ausdrücklich aufmerffjam gemacht wurbe auf bie Bebeutung, bie 
bie Proklamation biejer politiichen Säte nothwendig für das Berhältniß von 
Staat und Kirche haben müßte. Diefe Biſchöfe haben damals darauf hingewieſen, 
daß fie fi, wenn dieſe Säte angenommen wirben, fortan in ber Lage be- 
fänbden, in der Schule Über das Verhältniß des Staates zur Kirde 
anbers zu lehren, wie bis babin geihehen jei. — — Und jme 
Kirchenfürften haben daun weiter wörtlich gefngt, baf Niemand glauben wäürbe, 
wenn von fatholifher Seite verfihert würde, es würde biefen Dingen ja gar 
keine praftifche Konfequenz gegeben werben. Es beißt in bem Schreiben wörtlich: 
„Hohnlachend würben bie Gegner antworten, es ift enblich evibent geworben, baß 
jeder Katholit ein geborner Feind des Staates ift, dba er fih im Gewiſſen 
für verbunden eradtet, fo viel ertann, dazu beizutragen, baß alle 
Neihe und Bölker dem römifhen Papft unterworfen werben.” Unb 
jetst werben biefe Lehren von ben preußifchen Bifchöfen bereits als jelbftverflänr- 
lich bingeftellt. So hat ver Biſchof Krement als unzweifelhaft den Sat bin⸗ 

eftellt, daß, wenn flaatlihe Geſetze mit kirchlichen Vorſchriften in Conflict 
Anden, es ſich natürlich von felbft verfteht, daß die kirchlichen Borfchriften ben 
Borrang haben. 

8 ift unmöglich, daß eine beutfhe Neihsregierung mit ge- 
falteten Händen einer Thätigkeit gegenüberfieden kann, welde bie 
Sundamente bes Staates in Srage ftellt, die in Frage ftellt, ob bie 
katholiſchen Untertbanen auch burd die Geſetze verpflichtet ſind, ob 
die katholiſchen Kleriker ſich mit irgend einer kanoniſchen Sayung 
einer ſtaatlichen Pflicht entziehen dürfen. Ein folder Zuſtand, 
ber die Gewiſſen verwirrt, ber die Moral zerſtört, der bie Geſetze 
tlluforifh madt, ein folder Zuſtand ift für jede Regierung ein 
unmöglider und unerträglider. 

Meine Herren Sie berufen fi auf die Berfaffungsurfunde. Ich möchte 
fagen, wie fommen Sie bazu, ſich für die Untergrabung ber Funda— 
mente bes Staates auf feine Grundſätze zu berufen? JM denn be 
et Berfaffungsurkunde beifpielsweife, iſt biefe etwa ein Freibrief für bie 
etzt in Rom berrichenbe Partei, ober ift fie ein Privilegium für ven Sefnitenorben? 
Die preußifche Verfaſſung ift ein Bee über die Rechte und Pflichten ber prew 
ßiſchen Untertbanen, indem bie Rechte und Pflichten auf das Genaueſte mit ein 
ander verbunden find, wo bie felbftflänbige Berechtigung der Kirche nicht weiter 
geht, als die Berechtigung ber Religionsfreiheit, und wo bie Religionsfreibeit 
ihre Grenze hat an der Erfüllung ber ſtaatsbürgerlichen Pfliten. 
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Benn Sie bie ftaatsbürgerliden Pflichten unter bem Borwanbe 
ber Religion verrathben und verläugnen, bann ſchädigen Sie nicht 
allein Ihre Kirhe auf das Zieffte, fondern Sie maden unmöglich, 
daß der Staat biejenige Stellung gegen biefelbe behalten Tann, 
bie er bis jegt inne gehabt bat; Sie machen es unmöglich, ale eine 
beredtigte Corporation noch eine Gejellihaft anzuſehen, bie ſich 
als Staat im Staate gebehrbet, und noch dazu mit einem aus» 
wärtigen Oberhaupt. 

Uns intereffirt ftaatlih der Papſt gar nit; wir haben es 
mit preußifhen und deutfhen Untertbanen zu thun, unb biefe 
preußifhen und beutfhen Untertbanen haben dem Geſetze zu ge- 
bordhen, und wenn fie Das nicht freiwillig wollen, dann wirb und 
muß man fie zwingen. 

Das ift der Sinn unjeres Antrages. 

Die Deutfhe Reihsregierung wird fih bie Frage zu ftellen 
haben, welche Stellung fie zu bem Verſuch, jene Dinge in Deutſch⸗ 
fand praltifch zu maden, einzunehmen haben wird, nnd bie Be- 
rathung diefer Frage ift mir viel wichtiger und tiefgreifenber, ale 
all das wüſte und zmwedloje Rufen gegen den Jeſuitenorden nad 
feiner Befeitigung unb Austreibung. 

Ich verhehle mir durchaus nicht, baß Die getftigen Römerzlige, zu welchen 
wir jegt aufgerufen werben, vielleicht ebenfo mit Gefahr verbunben find, als vor 
Zeiten die militärifchen. Aber wir werben biefem Kampf gewachſen bleiben, 
wenn wir bie Regierungen und bie politifden Gewalten genau auf 
bas Gebiet befhränten, wo fie bere&tigt finb und — was das Ent« 
fheibende für alle biefe Fragen it — wo fie aud bie Möglichkeit ber 
Erelutive haben. Das Hineingreifen in die inneren lirdliden 
Angelegenheiten, das Hineingreifen in ba® Gewiſſen, das ver» 
werfeih, man wirb nur dann bahin gelangen, dem Kaifer zu 
geben, was bes Kaifers if, wenn man babei aud nicht vergißt, 
Bott Zu geben, was Gottes ifl. Aber wir werben niemals uns im 
dem Sat gefangen nehmen Iaffen, zu glauben, ober unfere Praxis darnach 
einzuridyten, baß der Papft in Rom an Stelle bes lebenbigen . Gottes getreten 
wäre, unb daß wir ben Säken von ba aus gehorden follen, in dem Gegen⸗ 
fage, man müfle dem Papſt mehr geboren, als dem Kaiſer. Das ift das 
Gelbgefchrei ber jett in Rom herrſchenden Partei, und mit dieſem Feldgeſchrei 
werden Sie eutweber den Staat zu Inechten fuchen, ober den Staat zwingen, das 
Aeußerſte gegen bie Kirche zu thun, um fi feine eigene freiheit zu bewahren. 
— — Der Staat kann niemals darauf verzichten, auf feinem eigenen Gebiete 
feine eigene Souveränetät feftzubalten und alles Das von fich fern zu halten und 
zu befeitigen, was biefe Souveränetät in Frage ftellt. 

Ih richte deshalb an Ste die Bitte, überſchreiten Sie nit das 
Staatsgebiet dadurch, daß Ste einen kirchlichen Orden unter feiner 
kirchlichen Bezeihnung als Ihren einzigen Angriffspunft Bin» 
Rellen, fonbern halten Sie fih an die Säke, weldhe von bort ber 
als die leitenden proflamirt werben, und forgen Sie bafür, baß 
diefe Sätze nicht in bie PBrartis überfegt werben dürfen. 

Es ift ja nicht von ungefähr, daß bie Firchlicden Zerwürfniffe nach der Zeit 
fat zufammenfallen mit der Aufrichtung des Deutſchen Reiches. Ste wiffen, 
woran hauptſächlich das Dentiche Reich zu Grunde gegangen iſt; Ste wiflen, was 
in Dentſchland Völler und Fürften an den äußerſten Rand des Unglüde gebrast 
bat. Sie bürfen nicht zweifeln, daß wenn e8 in Deutfchland eine Partel giebt, 
bie das Deutſche Reich fpalten und zerftören will, fie wiederum einfeßen wird in 
biefen religtöfen Gegenſatz.“ 


Sr Bismard. II. 832 
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Das KYeinitengefek. 
Der vorgelegte Gejegentwurf lautete dahin: 


„Den Mitgliedern des Ordens der Gefellichaft Jeſu oder einer mit 
diefem Orden verwandten Kongregation kann, aud wenn fie daß deutſche 
Indigenat befigen, an jedem Orte des Bundesgebietö der Aufenthalt von 
der Yandes=Bolizeibehörde verfagt werden.“ 


14. Mai. Rebe bes Bundesbevollmächtigten, Präftventen Dr. Friebberg zu 
Begründung bes Entwurfs. 


„Die verblindeten Regierungen finb von folgender g andgegangen: 
Die Thätigleit des Orbens der Jeſuiten im feinen einzelnen Mitgliedern enthält 
eine Gefahr für das Reich und Hört deu Frieden im Reid, es maf 
alio das Mittel gejucht werben, um bem Friedensſtörer auf dem Wege des 
Hausrechts dieje weitere Störung des Friedens unmöglich zu machen, und fe 
laubten, daß biejes gelingen könne, wenn man in Bezug auf die Mitglieder bes 
Drdens der Iefuiten eine Beſchränkung des ſonſt allen anderen beutichen Staats. 
bürgern zuſtehenden Rechts, ſich frei im Deutſchen Reiche zu bewegen unb zu 
walten, eintreten Tiefe. 

Demgemäß verlangt der Gejegentwurf von Ihnen bie Ermächtigung ba, 
wo bie Thätigfeit des einzelnen Sefuiten eine Gefahr für den 
inneren Frieden bes Reiches bewirkte oder beforgen laffe, biejen 
Hriebene örer aus biefem Drte feiner Thätigleit ausweijen zu 
dnnen; um abzuwarten zu bürfen, ob er, entfernt aus ben Kreifen dieſer feiner 
gefährlichen Thätigleit an ginem anderen Orte mit berfelben Thätigkeit von Neuem 

ginnen möchte. 

Es ift nicht zu verfennen, daß in biefer Beſchränkung eines ber allen übrigen 
Deutſchen perbülrgten ſtaatsbürgerlichen Rechte die Ermächtigung zu einem großen 
Eingriff in die Freiheit bes Einzelnen von Ihnen verlangt wird. Aber 
von dem Augenblid an, wo anerfaunt ift, daß die unbeſchränkte Thätigkeit des 
Ordens und feiner Mitglieder eine Gefahr für den Frieden bes Reiches herkei- 
führt, ift man nur in ber Ausübung des Rechtes ber Nothwehr, wenn mau 
zu dieſem Mittel ber Ausweilung greift. 

Die verbünbeten Regierungen erfennen es ausdrücklich an, daß biejes Geick 
eben nur ein proviforifhes Nothgeſetz im Stande ber Nothwehr fei uud 
daß eine umfaffende Regelung der Fragen, die in Ihren übrigen Relolutionen 
enthalten find, auch zu einer weiteren umfaffenden Regelung ber Drbensfragen 
überhaupt und insbejonbere der ragen über ben Orden der Jeſuiten führen 
wirb. 

Einen Einwurf aber weifen wir fchon jest und im Voraus mit alle 
Energie zurüd, den Einwurf nämlich, als ob dieſes Geſetz ein Bejeg lei, 
gemünzt gegen bie katholiſche Kirche, und daß es darum dazu an- 
getban fei, bie Interejjen der katholiſchen Kirche zu gefährben 

ie katholifhe Kirche war und bat anderthalb Jahrtauſende be 
fanden, geblübt und in voller Herrlichkeit gewaltet, bevor ber 
Jeſuitenorden in's Leben getreten war, die fatholifche Kirche hat 
dbemnähft beftauden, nachdem vom Oberhbaupte ber katholiſfchen 
Kirche der Sefuitenorben aufgehoben unb ausgelöſcht worben war, 
unb bie katholiſche Kirche befteht und blüht in denjenigen Ländern, 
und insbefonbere in benjenigen deutfhen Ländern, in welchen nach 
ber geiftliden Wiederherftellung des Ordens das weltliche Geiles 
unb die weltliche Berfaffungsurlunde den Jefnitenorden von den 
Örenzen dieſer deutſchen Länder ausgeſchloſſen balten. 
Kein Gedanke und kein Character liegt alfo diefem Geſetze 
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ferner, ale ber Gedanke einer Feinpjeligleit gegen bie Tatholifche 
Kirde, denn wir wollen uns nicht den Orben ber Jeſniten mit ber 
katholiſchen Kirche identificiren lajfen.“ 


Die Nothwendigkeit des [hleunigen Vorgehens gegen die 
3ejuiten wurde bei ber erften Leſung vonallen Parteien außer ber 
katholiſchen Kentrumspartei und einem Theil ber Fortſchritts— 
partei anerlfannt und demgemäß beſchloſſen, ohne vorgängige 
nmiſſionsberathung zur zweiten Leſung im Reichstage ſelbſt zu 

reiten. 

Doch hatten ſich bereits in der erſten Leſung mehrfach Stimmen erhoben, 
welche den Entwurf der Regierungen ale zu mild und zu unbeſtimmt er 
klärten. In der Zmwifchenzeit von ber erften bis zur zweiten Lefung fanden ver- 
traulihe Berathungen zwilchen den verſchiedenen Parteien des Reichstags ftatt, 
welhe zur Bereinbarung eines anderweitigen Entwurfs führten. 


Der Entwurf des Reichstags lautete: 

„5. 1. Der Orden ber Geſellſchaft Jeſu und bie ihm ver- 
wandten unb orbensähnlihen Kongregationen find vom Gebiet 
bes Deutſchen Reihs ausgeſchloſſen. 

Die Errichtung von Niederlaffungen verjelden ift unterfagt. Die zur Zeit 
beſtehenden Niederlaſſungen finb binnen einer vom Bunbesrath zu beftimmenben 
Friſt, welche feche Monate nicht Überfteigen darf, aufzulöfen. 

8. 2. Die Angehörigen des Ordens ber Geſellſchaft Jeſu ober der ihm 
verwandten Orben ober orbensähnlichen Congregationen fönnen, wenn fie Aus- 
länder find, aus dem Bundesgebiet ausgewiejen werben; wenn fie Innländer 
find, kaun ihnen der Aufenthalt in beftimmten Bezirken ober Orten verjagt 
oder angewiefer werden. 

8. 3. Die zur Ausführung und zur Sicherfiellung des Vollzugs dieſes 
Geſetzes erforberliden Anorbnungen werden vom Bunbesrathe erlaffen.“ 


Aus der Schlufrede des Abgeorpneten Dr. Öneif. 


„Meine Herren! ſolche Geſetze find feine Ausnahmegefehe. Sie er- 
deinen nur als foldde, wenn man bie Rüdfiht auf bie Rechte des Staates als 
eine Ausnahme anfieht. 

Bir Alle haben vor religiöfen Mebergeugungen eine gegenfeitige Hochachtung. 
Rur möge man fi zu Gunften des Jeſuitenordens nicht auf das Recht der 
freien Bereinigung aller Breußen berufen. Nein, meine Herren, das ift ein 
Mifbraud des Namens Freiheit, gegen ben ich proteftiren muß. Es han⸗ 
beit fih bei dem freien Vereinsrecht um bie Freiheit ber Nation, zu dem Zwecke 
ihrer geiftigen und gejellichaftlihen Entwidelung in gemeinfamer Thätigkeit fich 
zu vereinigen. Sie follen bie Herrichaft der Sehniten über Kirche und Staat aber 
nicht unter der faljchen Rubrik der Freiheit bei uns einführen! Es hanbelt ſich 
bei der Freiheit des Iefuitenorbens um etwas ganz Anderes, als um bie 
freie Bereinigung ber Preußen, an die unfere Berfaffung gedacht bat. Es hanbelt 
fih hier nicht um einen Berein, fonbern um eine fefte hierarchiſche Kaften- 
ordnung, bie das Gegentheil von freier Bereinigung if. Es handelt 
fi bier nit um einen Berein für beftimmte Zwecke mit gemeinfchaftlichen 
Mitteln, fondern um eine Thätigleit nah ben Befehlen eines aus- 
wärtigen Oberen und den Gehorjam gegen biefe Befehle. 

eine Herren! Laffen Sie uns bie beiberfeitigen Stanbpunlte Har halten. 

Bir belämpfen den Jeſuitismus als einen fremden Geift, ben wir verderblich 

wirten jehen gegen unfere geiftige und nationale Entwidelung. — Sie kämpfen 

für den Iefuitenorden, als für ein Ihuen liebgeworbenes Element ber katholiſchen 
32 * 
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Kirche, mit bem fie in 20 Jahren Fortichritte gemacht bat, wie früher nicht im 
200 Jahren. Daß man biefe Madıt lieb gewinnt, daß man fie für beikig halt, 
das ift ein gemeinfames Merkmal aller Deier, die in ben Befit einer Macht ge 
fommen find. Bertreten Sie biefes Machtmittel zu ihrem Ruben ober aus Ihrer 
religiöfen Ueberzengung. Rur bringen Sie uns nicht bas Wort Freiheit 
und Redt, um bie Herridhaft der Jefniten in Deutſchland einzu- 
führen. Handelt es fih um die Frage der Freiheit und bes Rechts, 
fe if das die Seite, auf ber wir Reben!” 


Der Gefepentwurf wurde in der zweiten Bera- 
thung mit 183 gegen 101 Stimmen angenommen. 


17. Mat. Aus ber Rede ded Präfidenten des Reichölanzler-Amis 
Staatd-Minifterd Delbrüd bei der dritten Lefung. 


„Ih babe die BVerpflihtung, Namens ber verbünbeten Regierungen von 
Neuem den Stanbpuuft zurädzumeifen, weicher ben Sejuitenorben mit ber katho⸗ 
liſchen Kirche identificirt (als gleihbereutend anſieht). Die verblinbeten Regie⸗ 
rungen Knnen ihrerſeits dieſen Staubpunft ebenfo wenig jebt anerlennen, als fie 
ihn anerfaunt haben, wie Ihnen das Geſetz vorgelegt wurde. Sie Können im biefer 
Behauptung nur eine willfürfiche Verrückung offenkundiger Thatſachen ſehen, eine 
Berrüdung, die fie um jo tiefer beflagen, als fie bazu dienen kann, die Maßregel 
in weiteren Kreifen über dieſes Haus hinaus des Characters zu entlleiben, bez 
fie trägt, und ihr einen Character aufzubrüden, den fie nicht hat. 

Der Herr Borrebner bat fih fodann ausführlich verbreitet über bie e, 
welches wohl der angreifende Theil ſei in ber vorliegenden Frage. Ich g 
daß, wenn das Reich eine Maßregel trifft, bie es zu feinem Schutze für not} 
wendig hält, baß es dann anf feine Eılenntniß ankommt, ob es fich angegriffen 
fühlt, und nicht darauf, ob Richtungen, welche dem Angreifer nabe ſtehen, einen 
Angriff nicht erkennen wollen. Ueber die Frage der Nothwehr hat zunäcft ber 
zu enticheiben, der angegriffen ift. 

Wir leben in einem ſehr nenen Staatsweien, das burch große pelitiide 
Erihütterungen hervorgerufen ift, unb wir würben, glaube ich, einen fehr großen 

bier begeben, wenn wir uns ber Täuſchung bingeben wollten, baß, weil bie 
tiche Reichſsverfafſung durch das —— verkündet if, num Alet 
fertig und in Ordnung ſei. 

Wir werben uns noch lange Zeit lebendig zu vergegenwär⸗ 
tigen haben, baß bie Berfafjung, daß dieſe neue Schöpfung Keinte 
bat, nicht blos äußere, fondern aud im Innern, unb, wenn bie 
Bertretung des Reiches bie Ueberzeugung gewinnt, baß zu bielen 
inneren Feinden ein Orden gehört, welder mit großen Mitteln, 
geifigen und materiellen, ausgerüftet, mit einer felteuen Orga— 
ntfation begabt, ein feftes Ziel verfolgt, jo ift fie beredtigt, 
biefen Angriff zurückzuweiſen.“ 


Der Gejegentwurf wurde in dritter Leſung 
mit 181 gegen 93 Stimmen angenommen. 


19. Mat. Schluß des Reichstages durch den Präfibenten bei 
Reichskanzler⸗ Amts Stantd-Minifter Delbrüd (im den 
Räumen des Reichstages). 
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Die veränderte Stellung Roms und der Biſchöfe. 


Aus der „Provinzial- Eorrespondenz“ vom 19. Juni. 


„Einer der Führer ber Tatholiichen Partei im Reichstage, ber Abgeorbnete 
Windt horſt (Meppen) fagte bei der eıften Berathung des Jeſuitengeſetzes: 

„Wenn Sie uns in brüster Weife ben Krieg erklären — wohlan, dann 
follen Sie ihn haben! Sagen Ste dann aber nicht, daß wir ben ÖStreit be⸗ 
gonnen. Sie wollen benjelben datiren von bem vaticaniihen Eoncil, Sie finden 
ben Grund defielben in dem Syllabus und der Enchklika; das ift unwahr! bie 
dort ausgeſprochenen Sätze, foweit fie das Verhältniß von Staat und Kirche be- 
rühren, find bereit in der Bulle Unam sanctam enthalten, unb ich be» 
greife nicht, wie fih Staatsmänner und —A finden können, 
welche behaupten, es ſei in dieſem Berhältniß irgend Etwas ge— 
ändert.“ 

Der Abgeorbnete bat in einer Beziehung Necht: in ber Geſchichte der 
Päpfte ift der Anſpruch anf abfolute Herrſchaft auch über alles Weltliche nicht 
neu, und ben ſchroffften Ausdruck bat diefer Anfpruch in ber Bulle des Papftes 
Bonifacius VII. (Unam sanctam) gegen den König Philipp den Schönen 
von Frankreich gefunden. 

Bie wenig ſ aber die Behauptungen dergenannten Bulle bisher 
im europätfhen Staatsrecht und in der Kirchenlehre ſelbſt zur An«- 
ertennung gelangt waren, davon haben beutfhe Biſchöfe noch auf 
bem legten vaticanifhen Coneil unummwunden Zeugniß abgelegt, 
gerade um den Papft zu beftimmen, bie bedenklichen und gefahrdrohenden Folgen, 
welhe durch bie Berfünbigung ber päbftiichen Unfeblbarkeit in ben Beziehungen 
zwiſchen ber Kirche und den weltlichen Regierungen einzutreten brobten, zu verhüten. 

In einer Vorftellung vom 10. Aprıl 1870, meidhe vom Carbinal-Erzbifchof 
Rauſcher (zu Wien) verfaßt und von einer großen Zahl franzöftfcher, öfter 
reihifcher, ungarischer, italtenifcher, englifcher, fpanifcher, portugiefliher und 
amerilaniiher Biſchöͤfe, fowie von ben deutſchen Bilhdfen von München, 
Bamberg, Augsburg, Trier, Ermland, Breslau, Rottenburg, Mainz, 
Os nabrück, vom apoflolifchen Bicar von Sachſen und vom Biſchof Namsza- 
nowski unterzeichnet war, wurde in bringenbfter Weiſe die Nothwenbigfeit ber 
forgfältigfien Prüfung der Frage von der Unfehlbarkeit des Papftes gefordert, 
vornehmlih um eines Bedenkens willen, „beilen böchfte Wichtigkeit Niemandem 
entgehen könne, ber Gott Über der Seelen Heil Rechnung legen müffe”, — denn 
Mn gorhee birelt das Berhältniß der katholiſchen Lehre zur bürgerlichen Ge⸗ 
® a Au 

Die Biſchöfe wieſen darauf hin, daß die Päpfte bes Mittelalters, indem fie 
nad dem Maßftabe ihrer Zeit urtheilten und durch falfche Nachrichten Über Päpfte 
früherer Jahrhunderte, welche Kaifer abgeſetzt hätten, getäufcht wurden, beftimmt 
glaubten und ausſprachen: es jei ihnen von Gott das Recht verliehen, 
Über alle weltlihen Angelegenheiten zu gebieten und zu richten! 
denn Chrifius der Herr babe dem heil. Petrus und beffen Nachfolgern zwei 
Schwerter übergeben: das eine das geiftliche, das fie felbft trügen, das andere 
das weltliche, das bie Fürften und Soldaten nad ihrer Weifung zu tragen hätten. 

„Dieje Lehre von dem Verhältniß ber päpftlichen Gewalt zur weltlichen, 
jo fagen die Bifchöfe weiter, hat Bonifaz VIII. in ver Bulle „Unam Sanctam* 
veröffentlicht und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt einige, bie zur 
Befeitigung der Schwierigkeiten behaupten: Bonifaz habe nichts befinirt als: alle 
Menſchen feien verpflichtet, den römifchen Papſt als das von Chrifto beftellte 
Haupt ber Kirche anzuertennen; wer aber die Vorgänge zwifhen Bonifaz und 
Philipp dem Schönen fennt, dem kann bie Meinung bes Papftes nicht im 
Zweifel Reben. Mebrigens haben bie Päpfte bis zum 17. Jahrhundert öffentlich 
gelehrt: die Gewalt über bag Weltliche fei ihnen von Gott übergeben worden, und 
haben die entgegengefetste Meinung verbammt. 
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Kirche, mit dem fie in 20 .Iahren Fortichritte gemacht bat, wie früher nicht in 
200 Iahren. Daß man dieſe Macht lieh gewinnt, daß man fie für heilig hält, 
das ift ein gemeinfames Merkmal aller Deier, die in den VBefig einer Macht ge 
fommen find. Bertreten Sie dieſes Machtmittel zu ihrem Nuten oder aus Ihrer 
religiöfen Ueberzeugung. Nur bringen Sie uns nicht base Wort Freiheit 
nnd Recht, um bie Herrihaft der Zeſniten in Deutfhland einzz- 
führen. Haubelt es fih um die Frage ber Kreibeit und bes Rechts, 
fo if das die Seite, auf ber wir eben!” 


Der Geſetzentwurf wurde in der zweiten Bern: 
tbung mit 183 gegen 101 Stimmen angenommen. 


17. Mat. Aus der Rede ded Präfidenten des Reichskanzler⸗Amtt 
Staatd-Minifterd Delbrüd bei der dritten Lejung. 


„Ih habe die Berpflichtung, Namens ber verbündeten Regierungen vos 
Neuem den Stanbpunft zurückzuweiſen, weldher den Ieluitenorben mit der late 
liſchen Kirche identificirt (als gleichbedeutend anfieht). Die verbüinbeten Regie 
rungen Bunen ihrerjeits diefen Stanbpunft ebenfo wenig jett anerkennen, als fie 
ihn anerlannt haben, wie Ihnen das Belek vorgelegt wurde. Sie Iinnen im dieler 
Behauptung nur eine willfürfiche Verrückung offenkundiger Thatfachen fehen, eine 
Berrüdung, bie fie um fo tiefer beklagen, als fie dazu bienen Tann, die Maßregel 
in weiteren Kreifen über dieſes Haus hinaus des Characters zu entkleiben, ber 
fie trägt, und ihr einen Character aufzubrüden, ben fie nicht bat. 

Der Herr Borrebuer hat filh ſodann ausführlich verbreitet über bie , 
welches wohl ber angreifenbe Theil fei in ber vorliegenden Frage. Ich g 
baß, wenn das Reich eine Maftregel trifft, bie es zu feinem Schutze für not 
wendig hält, daß e8 dann auf feine Eılenntniß anlommt, ob es fich angegriffen 
fühlt, und nicht darauf, ob Richtungen, welde bem Angreifer nahe flehen, einen 
Angriff nicht erfennen wollen. Ueber bie Frage der Nothwehr hat zunädkt ber 
zu entſcheiden, der angegriffen if. 

Wir leben in einem fehr neuen Staatsweien, das durch große pelitilde 
Erihätterungen hervorgerufen ift, unb wir würben, glaube ich, einen fehr großen 

ehler begeben, wenn wir uns ber Täuſchung bingeben wollten, baß, weil bie 
utſche Heichöverfaffung durch das Reichsgeſetzblatt verkündet if, nun Alle 
fertig unb in Ordnung ei 

Bir werben uns noch lange Zeit lebendig zu vergegeumär- 
tigen haben, baß bie Berfafjung, daß biefe neue Schöpfung FKeinte 
bat, nit blos Äußere, fondern auh im Innern, und, wenn bie 
Bertretung des Reiches bie Ueberzeugung gewinnt, baß zu bielez 
inneren Feinden ein Orden gehört, welcher mit großen Mitteln, 
geiftigen unb materiellen, ausgeräftet, mit einer feltenen DOrga- 
nifattion begabt, ein feftes Ziel verfolgt, fo if fie berechtigt, 
biefen Angriff zurückzuweiſen.“ 


Der Gejepentwurf wurde in dritter Leſung 
mit 181 gegen 93 Stimmen angenommen. 


19. Mat. Schluß des Reichs tages durch den Präfibenten dei 
Reichskanzler⸗ Amts Staats-Minifter Delbrüd (im ben 
Räumen des Reichstages). 


| 
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Die veränderte Stellung Roms und der Biſchöfe. 


Aus der „Provinzial- Eorrespondenz“ vom 19. Juni. 


„Siner ber Führer ber Latholiichen Partei im Neichstage, ber Abgeorbnete 
Windthorſt (Meppen) fagte bei der eıften Berathung bes Jeſuitengeſetzes: 

„Wenn Sie uns in brüsler Weife den Krieg erflären — wohlan, bann 
iollen Sie ihn haben! Sagen Sie dann aber nicht, daß wir ben Streit be- 
gonnen. Sie wollen benjelben batiren von bem vaticanifchen Concil, Sie finden 
ben Grund deſſelben in dem Syllabus und ber Encyklika; bas iſt unmahr! bie 
bort ausgeiprochenen Süße, foweit fie das Verhältniß von Staat und Kirche be- 
rühren, find bereits in der Bulle Unam sanctam enthalten, unb ich be» 
greife nicht, wie fih Staatsmänner und Bahie finden fönnen, 
Deide behaupten, e8 jei in dieſem Berhältniß irgend Etwas ge» 
ändert. 

Der Abgeorbnete hat in einer Beziehung Recht: in ber Geſchichte ber 
Bäpfte ift der Anſpruch anf abſolute Herrſchaft auch über alles Weltliche nicht 
neu, und den fchroffften Ausbrud bat dieſer Anſpruch in der Bulle des Papftes 
Bonifacius VIII. (Unam sanctam) gegen ben König Philipp ven Schönen 
von Frankreich gefunden. 

Bie wentg aber die Behauptungen bergenannten Bulle bisher 
im europäifhen Staatsredt und in der Kirchenlehre ſelbſt zur An- 
triennung gelangt waren, davon haben dentſche Biſchöfe noch auf 
bem letzten vaticanifhen EConcil unummwunden Zeugniß abgelegt, 
gerade um den Bapft zu beftimmen, bie bedenklichen und gefahrbrohenden Folgen, 
welche durch bie Berlündigung ber päbftiichen Unfehlbarleit in den Beziehungen 
zwiſchen ber Kirche und ben weltlichen Regierungen einzutreten brobten, zu verbüten. 

In einer Borftellung vom 10. Aprıl 1870, weile vom Cardinal⸗Erzbiſchof 
Rauſcher (zu Wien) verfaßt und von einer großen Zahl franzöftfcher, üfter- 
reichiſcher, ungarifcher, italienischer, englifcher, ſpaniſcher, portugieflicher und 
amerilaniſcher Bifchöfe, fowie von ben deutſchen Bilchäfen von München, 
Bamberg, Augsburg, Trier, Ermland, Breslau, Rottenburg, Mainz, 
Os nabrück, vom apoftolifhen Bicar von Sachſen und vom Bilhof Ramsza- 
nowski unterzeichnet war, wurde in dringenbfter Weile bie Nothwendigkeit ber 
ſorgfältigſen Prüfung der Frage von der Unfehibarkeit des Papftes gefordert, 
vornehmlich um eines Bedenkens willen, „deſſen höchſte Wichtigkeit Niemandem 
entgehen könne, der Gott über der Seelen Heil Rechnung legen müſſe“, — denn 
ii — direkt das Verhältniß der katholiſchen Lehre zur bürgerlichen Ge⸗ 
e a * 

Die Biſchöfe wieſen darauf hin, daß die Päpſte des Mittelalters, indem ſie 
nad dem Maßſtabe ihrer Zeit urtheilten und durch fülfche Nachrichten über Päpſte 
früherer Jahrhunderte, welche Kaiſer abgeſetzt hätten, getäufcht wurben, beftimmt 
glaubten und ausfpradhen: es jei ihnen von Gott das Recht verliehen, 
über alle weltlihen Angelegenheiten zu gebieten unb zu richten! 
denn Chriſtus ber Herr babe bem heil. Petrus und beffen Nachfolgern zwei 
EC chwerter übergeben: das eine das geiftliche, bas fie ſelbſt trügen, das andere 
das weltliche, das bie Fürften und Soldaten nad ihrer Weifung zu tragen hätten. 

„Diefe Lehre von dem Berhältniß ber päpftliden Gewalt zur weltlichen, 
lo fagen die Bifchöfe weiter, hat Bonifaz VIII. in ver Bulle „Unam Sanctam“ 
veröffentficht umd allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt einige, die zur 
Befeitigung ber Schwierigfeiten behaupten: Bonifaz habe nichts definirt als: alle 
Menſchen fjeien verpflichtet, den römischen Papſt als das von Chrifto beftellte 
Haupt der Kirche anzuerkennen; wer aber bie Vorgänge zwiſchen Bonifaz und 
Philipp dem Schönen fennt, dem kann bie Meinung des PBapftes nicht im 
Zweifel ſtehen. Uebrigens haben bie Päpfte bis zum 17. Jahrhundert öffentlich 
gelehrt: bie Gewalt Über das Weltliche fei ihnen von Gott übergeben worben, und 
haben die entgegengefete Meinung verbammt. 
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Bie Icfuitenfrage im Reichstage. 


Petitionen für und wider die Sefuiten. 
Nach der „Provinzial» Corresponbenz” vom 22. Mai. 


„Der Reichskanzler Fürſt Bismard bat in der Rebe über die Hohen- 
lohe'ſche Angelegenheit bie Stellung und Aufgabe der Weicheregierung zu bem 
firhlihen Fragen in kurzen, aber beftimmten Anbeutungen bezeichnet. 

Nicht auf dem Wege eines Concordats ober Vertrages mit der geiſtlichen 
Gewalt könne nach ben neuerdings ausgefprocdhenen und öffentlich verfünbeten 
Glaubensſätzen ber Tatholiichen Rirde die Regelung ber firchlichen Fragen erfolgen, 
ohne daß die weltlihe Macht fi in einer Weiſe verleugnen müßte, bie das 
Deutſche Reich für fih nicht annehmen könne: 

Aber Niemand könne fich verhehlen, daß bie Lage unb Stimmung innerhelb 
bes Deutichen Reiches auf dem Gebiete des confeifionellen Friedens eine geträbte 
fei. „Die Regierungen bes Deutſchen Reiches fuchen emfig, juchen mit der ganzem 
Sorgfalt, die fie ihren katholiſchen, wie ihren evangeliſchen Untertbanen ſchulden, 
nah den Mitteln, um in einer möglichft frieblichen, in einer die confeifionellen 
Berbältniffe des Reiches möglichft wenig erjchütternden Weile aus biefem jetzigen 
Zuftand in einen anuehmlicyeren zu gelangen.“ 

Es werde dies ſchwerlich anders geihehen können, als auf dem Wege 
ber Geſetzgebung, unb zwar auf dem Wege einer allgemeinen Reids- 
gel etzgebung, zu welcher die Regierungen genöthigt fein würben, bie Beihälk 

e8 Reichstags in Anfpruch zu nehmen. 

Der Deutihe Reichstag bat feinerjeits Die erfte Gelegenheit ergriffen, 
um feine volle Pe aan zu ber von dem Reichskanzler bezeichneten Richtung 
ber firhlichen Politik auszusprechen und das Vertrauen deſſelben zu befätigen, 
baf die Regierung auf dieſem Weg ber bereitwilligen Unterflügung ber großen 
Mehrheit fiher jet. 

Den Anlaß zu der Erklärung bes Neichstages haben bie Berbanbinngen 
über den Sefuiten-Orben gegeben. 

Die Thätigleit bes Seluiten-Orbens im Gebiete des Deutichen Reichs war 
Gegenſtand jehr zahlreicher Petitionen geworben, welche von ber einen Seite auf 
ein unbebingtes Verbot und eine Ausſchließung bes Iefutten- Ordens ans 
dem Deutſchen Reiche abzielen, von ber anderen Seite ebenfo lebhaft für bem 
Fortbeſtand und die wohltbätigen Erfolge ber Xhätigleit bes Ordens 
eintreten. 

Die Petitionen gegen ben Iejuiten-Orben führen etwa Folgendes aut: 


„Nach fchwerer, opfervoller Kriegsarbeit ift unfer Volt zur friedliden 
Sithamteit zurückgekehrt, zum Ausbau ſeines bürgerlichen und geſellſchaftlichen 
ebens. 

Es will zu einer nach innen wie nach außen einigen, ſtarken und freien 
Nation mehr und mehr heranwachſen, mit der Hülfe und unter dem Schutze der 
Reichsverſammlung, auf deren Weisheit und Klugheit es vertrauend blickt. In 
dieſem ſegenverbeißenden Streben und Wirken ſieht es ſich in bedrohlichſter und 
gefährlichtter Weife gehemmt und beeinträchtigt durch den Sefuiten-Orden, ber 
unter dem Schutze ber Geſetze die entgegengejettten Ziele verfolgt und im nemefter 
Zeit unfer Vaterland zum Mittelpunkt unbeilvoller Wirkſamkeit erkoren hat, das 
er mit feinem Netze mehr unb mehr überziebt.“ 

Die Grundfäge und Beſtrebungen bes Jeſuitenordens feien in neuefter Zeit 
fo unverbohlen zu Tage getreten, daß es nur weniger Erinnerungen bebürfe, um 
diefelben als ſtaats⸗ und kulturgefährlich, insbejondere als grundverderblich für 
unjer Vaterland erlennen zu laffen. Ueber ihre Lehre in Betreff bes Verhält⸗ 
nifje® von Kirche und Staat und ber verichiebenen Confeſſionen zu einander, 





493 
1872. 


konne lein Zweifel beſtehen. Es genüge, an einige Säte bes vom Papft aner- 
fannten Organs ber römifchen Sehniten zu erinnern. 

Danach feien alle Fürften verpflichtet, die katholiſche Kirche als die einzig 
berechtigte anzuerkennen und alle übrigen Religionsgenoflenichaften zu unterbriüden. 
Religiöte Gleichberechtigung, Gewiffens- und Cultusfreiheit feien ein Gräuel und 
das Verderben ber Böller. Es jei das ein Syftem, welches bie Staatsorbnung 
tief gefährbe, Haß und Zwietracht unter ben Confeiflonen ſäe, namentlich aber 
fatholifche Untertbanen mit Abn ‚gung und Mißtrauen gegen ihre anbersgläubigen 
FHürften und Staatsmänner erfülle. 

Diefe Lehren würben in Deutichland offen verbreitet, zugleich aber fliehen 
dem Sefniten-Orben ungeheure Machtmittel zur Verwirklichung feiner Pläne zu 
Gebote. Zahlreiche Mitglieber des Ordens ſeien namentlih in Preußen un« 
ermäbfich tbätig, auf der Kanzel wie im Beichtſtuhl, durch Abhaltung außer- 
srbentliher Volksmiſſionen, Exercitien für Weltgeiftliche, Leitung unzäbhliger 
Brüberfchaften und Bereine für jebes Alter und jeden Stand. Es fei ihnen ge- 
Inngen, einen großen Theil ber Geeliorge an fi zu ziehen, namentlich Einfluß 
auf die Franen zu gewinnen. Außerorbentlich ergiebige Gelbquellen fihern und 
vermehren ihre Macht. Faſt in allen Didcefen baben fie fi Einfluß auf bie 
Auebilbung der Geiftlichen zu verfchaffen gefucht, unb fo fei denn das geſammte 
refigidfe Leben der deutſchen Katholilen ſchon jet mehr ober weniger vom Geift 
ihres Ordens infletrt. 

Wenn bie Geſetzgebung des Deutſchen Reichs die freie Bildung von Ber⸗ 
einen gewährleifte, jo fünne fe unmöglich folche Vereinigungen für zuläffig erachtet 
haben, deren Beftrebungen bie Grundlage und bie Lebensbebingungen bes Reiches 
ſelber untergraben.” 


Die Betitionen zu Gunften ber Jeſuiten find in bei Weitem größerer 
Zahl eingegangen, als die entgegengefetten. Im denjelben wird im Wejentlichen 
Folgendes ausgeführt: 

„Geſetze, wie fie gegen bie Jeſuiten beantragt werben, würben bie blrger- 
fie, wie bie religiöje Freiheit der Einzelnen, wie aller Katholiken auf das Tieffte 
verlegen, das Brinzip ber Intoleranz in bie Geſetzgebung einführen, bie Selbft- 
fänbigteit ber Tatholifchen Kirche im Deutſchen Reich fchwer verlegen. Die Ka- 
tboliten Finnen Niemandem, am wenigften ihren erflärten Feinden ein maßgeben- 
bes Urtbeil darüber geflatten, welche Anftalten, Vereine oder Orden in ihren 
Kirchen ihrem religiöfen Intereffe und kirchlichen Leben förderlich ſeien ober nicht. 
Dies zu beurtheilen fet Sache ihrer kirchlichen Autorität und innere Angelegenheit 
ihrer Kirche. Es ſei aber Unmoiffenheit und Verleumdung, wenn man bie Thätig- 
leit ber Ieiniten als eine dem Reich unb dem confeifionellen Frieden gefährliche 
bezeichne. Sie geben von denfelben Männern aus, welche alle glaubenstreuen 
Katholiken, ja bie Kirche felbft ale ſtaatsgefährlich und reichsfeindlich verbächtigen. 

Der confeifionelle Friede fei durch die Sefuiten in feiner Weife geflört 
worben. Bei den mit ihnen Berlebrenden ober ihrer feelforgerifchen Leitung An⸗ 
vertrauten ſei nirgenb bie ben Geſetzen unb ber Obrigkeit ſchuldige Achtung ver⸗ 
mindert worden, im Gegentheil feien bie Jeſuiten beftrebt, das Anſehen ber Auto» 
ritäten zu beben. Im ben Kriegen von 1866 und 1870—71 feien Alle, auch 
nicht Wenige aus der Geſellſchaft Iefu, freiwillig zur Vertheibigung bes Bater- 
landes ins Feld gezogen. 

Der Orben fei ein von ber Kirche gut geheißener und ſtehe bemgemäß auf 
bem Boben ber römiich-katholifhen Kirche, deren Selbfiflänbigleit und Befit von 
Anftalten im Artikel 15 ber preußifhen Verfaſſung garantirt ſei.“ 


Die Commiſſion bes Reichtages, welder die Petitionen zur Bor- 
beratbung überwiefen wurben, war in ihrer großen Mehrheit ber Anficht, daß bie 
Beiorgniffe in Betreff der Wirkſamkeit ber Jeſuiten begrünbet feien und brin- 
genden Anlaß zur Beachtung und Gegenwirkung Seitens ber Staatsbehörben 
geben. 
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In dem Commiſſionsberichte if auf die Thatjachen in Betreff ber 
urjpränglien Stiftung und bes Zwecks bes Jeſuiten⸗Ordens, feine Unterorbnuu 
unter den Orbensgeneral in Rom, auf ben geichichtlih nachgewieſenen —*** 
des Ordens auf Kirche und Staat von ſeiner Gründung bis zu ſeiner Auf⸗ 
hebung durch päpſtliches Breve, von ſeiner Wiederherſtellung bis zu ſeiner heutigen 
Wirkſamkeit hingewieſen. 

Dan möge dieſe Thätigkeit bewundern ober fürchten: in jebem Falle ſteſſe 
ſie die mächtigſie Organiſation dieſer Art in geſchloſſener, ſtreng monarchifcher 
Serieflung bar, — in einer einheitlichen Einrichtung, in welder bas heutige 
Deutihe Reich nur eine von zwanzig und mehr Provinzen barftelle. 

Diefe Natur ber Gefellihaft Jefn beſtimme nothwenbig eine befliuumte 
Stellung der Staatsgewalt. So viel befannt, ſei in den zu bem heutigen Dent- 
ſchen Reich gehörigen Staaten nirgends burd eine Verordnung ausbrädiich ber 
Drben zugelaflen. 

Wo er beftebe, berube er auf dem Grunde bes freien Bereinsrehts und 
ber Selbſtſtändigkeit jeder Religionsgejellichaft in der Verwaltung ihrer Angelegen- 
beiten, — wobei bie Borfrage bleibe, ob eiue Organtfation, wie bie bes Jefniten⸗ 
Ordens, in das Gebiet des freien Bereinsrechtes fällt, und ob fie lediglich eine 
eigene Angelegenheit der Kirche bildet. Ein Orden mit ber Berfaffung bieier 
Geſellſchaft fei in der That kein Privatverein, feine Bergefellichaftung von „Preußen“ 
zu erlaubten Zweden, fonbern es feien eiblich verpflichtete Mitglieder einer in 
firenger Unterordnung fer gefchloffenen Körperfchaft, welche ſich über das gang 
Gebiet der katholiſchen Kirche erfirede und ihre Oberen im Auslande babe, deren 
Anweifungen zu befolgen fie ſich eidlich verpflichten. . 

Dem Staat fehle dem gegenüber ber Anhalt zu einer ſchützenden Thätig- 
keit. Daß die Mitglieber des Orbens in der Seelforge dem Didcefanbifchof unter 
georbnet find, treffe den Punkt nicht, um ben es ſich handle; benn bie ſyſtematiſche 
Einwirkung der Ordensverbindung auf bie einzelnen Glieder, bie von ihnen ge 
leitete Tchätigleit der Vereine entziebe fi) der zufammenbängenden Kenntniß und 
Controle des Staats. Dieje Art ber Thätigkeit babe in der Geſchichte ber Orden 
ſtets gewaltet, und laſſe ſich doch nie Durch juribiiche Beweiſe feftfiellen. Jeder 
nicht zu biefer Barteiorganifation Gehörige lebe einer unfichtbaren 
Macht gegenüber, welde Überall tyätig und doch nirgenbs in einem 
verantwortlidhen Organ zu finden fei. Cine ſolche Organifation enthalte 
eine Gefährdung bes kirchlichen Kriedens, bie in einem Paritätiicen 
Staat mit gleihem Schuß und gleichem Recht anderer Belenutuiffe praktiſch wicht 
zujammen beftehen könue. ben deshalb dürfen paritätiiche Staaten fi nicht 
inbifferent dagegen verhalten. 

Das in biefer Lage Nothwendige fei bie Herftellung ber Autorität 
bes Staates und der Staatsgejete nah einheitlichen Grundſätzen 
Allerdings ſei folhen Zuftänden nicht durch bloße Bolizeiverbote zu helfen, ſondern 
buch zufammenhbäugende Maßregeln der Gefetgebung und ber Ar 
gierungen innerhalb ihrer Kompetenz. 
dahi Der Antrag der Commiſſion ging auf Grund dieſer Erwägungen 

ahin, 

die ſämmtlichen Petitionen dem Herrn Reichskanzler mit dem Erſuchen zu über 
weiſen, aus dem Inhalt derſelben es zur Kenntniß ber verbündeten Regierungen 
zu bringen, in wie weitem Maße der Orden Jeſu und die von ihm geleiteten 
Einrichtungen und Bereine auf dem Boden des freien Bereinsrechts ihre 
zngten innerhalb des Deutſchen Reiches entwickelt haben, ſowie mit ber Kuf- 
orderung: 

I. die verbünbeten Regierungen zu veranlaflen, fih über gemeinjame 
Grundſätze zu verftändigen in Betreff der Zulafjung religidjer 
Orden, in Betreff der Erhaltung des Friedens, der Olaubent⸗ 
befenntniffe unter fih und gegen die VBerfümmerung flaatt‘ 
bürgerlicher Rechte durch die geiftlide Gewalt; 
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insbejonbere aber 

IH. womöglich noch in biefer Seffion dem Reichstage einen Gefekentwurf vor- 
zulegen, burch melden bie Niederlaffung von Mitgliedern ber 
Geſellſchaft Jeſu und ber ihr verwandten Eongregationen ohne aus⸗ 
brüädtihe Zulaffung ber betreffenden Landesregierung unter Strafe 
geftellt wirb.“ 


Verhandlung im Reichstage'). 


Zu dem Kommiſſionsantrag wurde vom Abg. Wagener folgender 
Berbeflerungsantrag geftellt: 


„Sämmtlihe Petitionen bem Reichskanzler zu überwelfen mit ber Auf- 

orberung: 

1) darauf hinzuwirken, daß innerhalb des Neihes ein Zuſtand bes 
Öffentlihen Rechtes bergeftellt werde, welder den religidjen 

rieden, bie Parität der Glaubensbelenntniffe und ben 
Hut der Staatsbürger gegen Berfümmerung ihrer Rechte 
dur geiftlide Gewalt ſicher ſtellt, 

2) inebefonbere einen Gefetentwurf vorzulegen, welcher auf Grund bes Ein- 
ganges und der Nr. 13 und 16 bes Art. 4 der Reicheverfaſſung bie 
rechtliche Stellung der religidfen Orden, ber Congregationen 
und Genofjenfhaften, bie frage ihrer Zula ung und beren Bebin- 
gungen regelt, fo wie bie ſtaatsgefährliche Thätigleit derfelben, 
namentlid ber Gefellihaft Jeſu, unter Strafe ſtellt.“ 


Aus der Rebe des Abg. Wagener zur Begründung dieſes Antrages: 


„Meine Herren, es handelt ſich bei biefer Berathung um bie tiefften ragen 
ber Gegenwart, um bie Fragen, die nach beiben Seiten hin über bie Sreibeit 
nicht blos der Kirche, fonbern auch Über bie freiheit ber Staaten und des Deut⸗ 
ſchen Reiches enticheiden werden. Für uns banbelt es ſich nicht barum, eine 
Knechtſchaft der Kirche zu begründen oder anzubahnen, fondern es handelt fich 
darum, die Freiheit der Staaten gegen Grundſätze und gegen Uebergriffe zu ver- 
theidigen, bie feiber nur zu fehr mit Händen gegriffen werben fönnen. Fürchten 
Sie nicht, daß ich anmaßlich genug fein werbe, mich in Ihre firchlichen Angelegen- 
beiten einzumifchen, daß ich mir erlauben werde, darüber abzuiprechen, was ein 
latholiſcher Chrift glauben ober nicht glauben fol, — das ift Ihre Sade. — 
Wir wollen unverworren fein mit allen ben Beftrebungen, bie 
„Jeſniten“ rufen und Kirche und Religion meinen; wir wollen uns 
niht einmifhen in bie inneren Angelegenheiten weber ber latho- 
liſchen no der evangelifhen Kirde, und ich kann in diefer Beziehung die 
Barfiherung geben, daß wir unfererfeits nichts lebhafter wünſchen, als endlich auch 
den Arm des Staates aus ber evangeliichen Kirche entfernt zu ſehen, damit fie 
in den Stand geſetzt und befähigt werbe, fi} auf ihre eigenen geiftigen und geift- 
lichen Kräfte zu fügen. 

Ein (katholiſcher) Redner hat die Frage vorgelegt, wer denn eigentlich biejes 
kirchliche Zerwürfniß angeregt und veranlaßt hätte, von wem es benn ausginge, 
daß wir jettt in biefer Weife bie Frage behandeln und uns darüber auseinanber- 
jegen follen? Meine Herren, genau von dem Tage au, wo Sie das 
baticanifhe Eoncil eingeleitet und getrieben haben, genau von bem 
Zage au batiren die religiöfen Wirren in Deutjchland. Es war ein 
Irethum meines Vorrebners, wenn er den jegigen Zuftand auf bie außerordent- 
liche Stärke der katholiſchen Kirche zurüdführt. Ich theile dieſe Auffaffung nicht; 


*), Die Berband über bi iten « Betition d über das iten anben o 
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ich führe den jetigen Zufland zurüd auf eine außerorbentlidde Schwäche der Re⸗ 
ierungen. Die Regierungen haben eine unverantwortliche Nachficht anf biefem 
ebiete geübt, fie haben ein unverantmwortliches Gehenlaflen bewielen, und da⸗ 
Durch find Sie fcheinbar erftarkt, dadurch find Sie beraufcht, deshalb halten Eie 
fih für mächtiger, ale Sie find. Sie werben bald die Flügel einziehen, 
wenn Sie merfen, Sie haben es mit einer ftarfen Staasgewalt zu 
tbun, die nicht mit fi fpaßen läßt. 

Weiter möchte ich dem Vorwurf begegnen, als ob es fich bei unferem Ax- 
trag und unferem Vorgehen irgendwie um einen Angriff gegen bie kathoſiſche 
Kirche handle. Wir hören ja aus Ihren Reben, daß Sie jehr geneigt find, he 
jetzt in Rom herrſchende Partei mit ber Tatholifhen Kirche ala gleichbedentend 
Darzuftellen ; wir aber find überzeugt, es giebt in ber katholiſchen Kirde 
eine große weit verbreitete Partei, bie ſich mit Seufzen bar- 
nach fehnt, von dem Drude, den diefe jett in Rom berrjdende 
Partei auf die katholiſche Kirde im Ganzen und Großen ausübt, 
durch eine zwedmäßige Haltung ber Neihsregierung befreit ;u 
werben. — — j 

Am 10. oder 20. April 1871, vor Schluß bes Concils, ba wurde von einer 
Anzahl hervorragender katholiſcher Kirchenfürſten ein Schreiben an das Konzil ein- 
gereicht, worin ausdrücklich aufmerffam gemacht wurbe auf bie Bebentung, bie 
die Proffamation biefer politiſchen Sätze nothwendig für das Verhältniß vor 
Staat und Kirche haben müßte. Diefe Biſchöfe haben damals Darauf hingewieſen, 
daß fie fi, wenn dieſe Sähe angenommen würden, fortan in ber Lage be- 
fänden, in ber Schule Über das Verhältniß des Staates zur Kirde 
anbers zu lehren, wie bis dahin gefhehen ſei. — — Und jme 
Kirchenfürften haben dann weiter wörtlich gelagt, daß Niemand glauben würde, 
wenn von katholiſcher Seite verfihert würbe, e8 würbe biefen Dingen ja gar 
feine praltifche Konjequenz gegeben werben. Es heißt in bem Schreiben wörtficd: 
„Hohnlachend würden die Gegner antworten, es ift endlich evibent geworben, daß 
jeber Katholil ein geborner Feind des Staates ift, da er fih im Gewiſſen 
für verbunden eradtet, fo viel er fann, dazu beizutragen, baß alle 
Reiche und Böller bem römischen Bapft unterworfen werben.” Unt 
jeßt werden biefe Lehren von den preußifchen WBifchdfen bereits als felbftverftänd- 
lich hingeſtellt. So hat ber Biſchof Krementz als unzweifelhaft den Say hin⸗ 

eftellt, daß, wenn flaatlihe Geſetze mit kirchlichen Vorſchriften in Conflict 
Anden, es ſich natürlich von ſelbſt verſteht, daß die kirchlichen Vorſchriften ben 


Borrang baben. 
s iſt unmdglih, daß eine beutfhe Reichsregierung mit ge- 
falteten Händen einer Thätigkeit gegenüberftehben kann, welde bie 
Sundamente des Staates in Erage ſtellt, bie in Frage ſtellt, ob bie 
katholiſchen Untertbanen auch durch die Geſetze verpflichtet fint, of 
Die katholiſchen Klerifer fih mit irgend einer fanonifhen Sagung 
einer ftaatlihen Pfliht entziehen dürfen Ein folder Zuſtand, 
der die Gewifjen verwirrt, der die Moral zerfiört, der bie Geſetze 
illuſoriſch madt, ein folder Zuftand ift für jede Regierung ein 
unmöglider und unerträglider. 

eine Herren Sie berufen fih auf die Verfaffungsurkunbe. Ich möchte 
fagen, wie kommen Sie dazu, fi für bie Untergrabung ber Funde 
mente bes Staates auf feine Grundſätze zu berufen? Iſt denn bie 
preußifche Verfaſſungsurkunde beifpielsmweife, ift biefe etwa ein Freibrief für bie 
jetzt in Rom herrſchende Partei, oder ift fie ein Privilegium für den Tejnitenorben? 
Die preußiſche Berfaffung ift ein Geſetz über bie Rechte und Pflichten ber preu- 
ßiſchen Untertbanen, indem bie Rechte und Pflichten auf das Genaueſte mit ein 
anber verbunden find, wo bie felbfiftändige Berechtigung ber Kirche nicht weiter 
gebt, ale die Berechtigung ber Religionsfreibeit, unb wo bie Religionsfreiheit 
ihre Grenze hat an ber Erfüllung der ſtaatsbürgerlichen Pfliten. 
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Benn Sie die ſtaatsbürgerlichen Pflihten unter dem Vorwande 
ber Religion verratben und verläugnen, dann ſchädigen Sie nicht 
allein Ihre Kirche auf das Tieffte, fondern Sie maden unmöglich, 
daß der Staat diejenige Stellung gegen bdiefelbe behalten Tann, 
die er bis jest inne gehabt hat; Sie machen es unmöglich, ale eine 
berechtigte Korporation noch eine Geſellſchaft anzuſehen, bie fi 
als Staat im Staate gebehrbet, und noch dazu mit einem aus⸗ 
wärtigen Oberhaupt. 

Uns intereffirt flaatlih ber Papſt gar nit; wir haben es 
mit preußifhen und beutfhen Untertbanen zu tbun, und biefe 
preußifhen und deutfhen Untertbanen haben dem Gefete zu ge- 
borden, und wenn fie das nicht freiwillig wollen, bann wird unb 
muß man fie zwingen. 

Das iftder Sinn unferes Antrages. 

Die Deutſche Neihsregierung wirb fih bie Frage zu flellen 
haben, melde Stellung fie zu dem Berfud, jene Dinge in Deutfc- 
land praftifh zu maden, einzunehmen haben wird, unb bie Be- 
rathung diefer Frage ift mir viel wichtiger unb tiefgreifenber, al® 
all das wäfte und zwedlofe Rufen gegen ben Jeſultenorden nad 
feiner Bejeitigung und Austreibung. 

Ich verhehle mir durchaus nicht, daß bie geiftigen Römerzüge, zu welchen 
wir jett aufgerufen werben, vielleicht ebenfo mit Gefahr verbunden find, als vor 
Zeiten die militärifchen. Aber wir werben biefem Kampf gewachſen bleiben, 
wenn wir die Regierungen und bie politiſchen Gewalten genau auf 
bas Gebiet befhränten, wo fie beredtigt find und — was das Ent—⸗ 
fheibende für alle biefe Fragen it — wo fie auch bie Möglichkeit ber 
Erekutive haben. Das DHineingreifen in die inneren firdlidhen 
Angelegenheiten, das Hineingreifen in da® Bewiffen, dag ver» 
werfeid, man wird nur dann bahin gelangen, dem Kaifer zu 
geben, was des Kaifers if, wenn man babei auch nidht vergißt, 

ott zu geben, was Gottes if. Aber wir werden niemals uns in 
dem Sat gefangen nehmen laffen, zu glauben, ober unfere Prarie darnach 
einzurichten, daß ber Papſt in Rom an Stelle bes lebendigen Gottes getreten 
wäre, und baß wir den Säten von ba aus gehorchen follen, in bem Gegen⸗ 
ſatze, man müfle dem Papft mehr gehorchen, als dem Kaifer. Das ift das 
Feldgeſchrei ber jetst in Rom herrihenden Partei, und mit dieſem Feldgeſchrei 
werden Sie eutweber den Staat zu Inechten fuchen, ober den Staat zwingen, das 
Aenferfte gegen die Kirche zu thun, um ſich feine eigene freiheit zu bewahren. 
— — Der Staat kann niemals darauf verzichten, auf feinem eigenen Gebiete 
feine eigene Souveränetät feftzuhalten und alles Das von fich fern zu halten und 
zu befeitigen, was biefe Souveränetät in Frage ftellt. 

Ih richte deshalb an Sie die Bitte, überſchreiten Sie nit das 
Staatsgebiet dadurch, daß Sie einen firhliden Orden unter feiner 
kirchlichen Bezeihnung ale Ihren einzigen Angriffepunft Bin» 
Rellen, fondern halten Sie ſich an die Säte, welde von bort ber 
als die leitenden proflamirt werden, und forgen Sie bafür, daß 
biefe Sätze nit in bie Praris überfegt werben dürfen. 

Es ift ja nicht von ungefähr, daß die firchlichen Zerwürfniffe nach ver Zeit 
fat zufammenfallen mit der Aufrichtung bes Deutfchen Reiches. Sie wiffen, 
woran hauptſächlich das Deutiche Reich zu Grunde gegangen iſt; Sie wiflen, was 
in Dentfchland Völfer und Fürften an den äuferften Rand des Unglüds gebracht 
bat. Sie dürfen nicht zweifeln, daß wenn es in Deutfchland eine Partei giebt, 
bie das Deutſche Reich ſpalten und zerftören will, fie wiederum einfegen wird in 
biefen religiöjen Gegenſatz.“ 


FR Bismard. II. 82 
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Das Keinitengefck. 


Der vorgelegte Geſetzentwurf lautete dahin: 


„Den Mitgliedern des Ordens der Gejellihaft Jeſu oder einer mit 
diefem Orden verwandten Kongregation Tann, aud wenn fie das deutſche 
Indigenat befigen, an jedem Orte des Bundesgebiet3 der Aufenthalt von 
ber Yandes»Polizeibehörde verjagt werden.“ 


14. Mai. Rebe des Bunbesbevollmächtigten, Präſtdenten Dr. $riebberg zur 
Begründung bes Entwurfs. 


„Die verbündeten Regierungen find von folgender Erwägung ausgegangen: 
Die Thätigleit bes Ordens der Jefuiten in feinen einzelnen Mitgliebern enthält 
eine Gefahr für das Reich und ſtört ben Frieden im Reich, es umf 
alſo das Mittel gefucdht werben, um bem Friedensſtörer auf bem Wege des 
Hausrechts diefe weitere Störung bes Friedens unmöglich zu machen, und fie 
faubten, daß biejes gelingen Fönne, wenn man in Bezug auf bie Mitglieder bes 
Dedene ber Iefuiten eine Beſchränkung des fonft allen anderen beutichen Staats» 
bürgern zuftehenden Rechts, fih frei im Deutihen Reiche zu bewegen unb zu 
walten, eintreten ließe. 

Demgemäß verlangt ber Gefegentwurf von Ihnen bie Ermächtigung ba, 
wo bie Thätigleit des einzelnen Jeſniten eine Gefahr für den 
inneren Frieden des Reiches bewirle oder beforgen laffe, biejen 

riedensftlörer aus biefem Orte feiner Thätigleit ausweijen zu 
dnnen; um abzuwarten zu bürfen, ob er, entfernt aus den Kreifen dieſer feiner 
gefährichen Thätigleit an einem anderen Orte mit berjeiben Thätigleit von Neuen 
ginnen möchte. 

Es ift nicht zu verfennen, daß in biefer Befchräufung eine® ber allen übrigen 
Deutichen verbürgten ftaatsbürgerlichen Rechte die Ermächtigung zu einem großen 
Eingriff in die Freiheit des Einzelnen von Ihnen verlangt wirb. Aber 
von dem Augenblid an, wo anerfannt ift, daß die unbeichränfte Thätigleit bes 
Ordens und feiner Mitglieder eine Gefahr für den Frieden bes Reiches herkei- 
führt, it man nur in der Ausübung bes Rechtes der Nothwehr, wenn man 
zu biefem Mittel der Ausweifung greift. 

Die verblindeten Regierungen erfennen es ausdrücklich an, daß biejes Geſet 
eben nur ein proviforifchhes Nothgefet im Stande ber Nothwehr jei und 
daß eine umfaflende Regelung ber Fragen, bie in Ihren übrigen Rejoluticnen 
enthalten find, aud zu einer weiteren umfaſſenden Regelung ber Orbensfragen 
Nberhaupt und insbejondere der Fragen Über den Orden der Jeſuiten führen 
wird. 

Einen Einwurf aber weifen wir fon jekt unb im Boraus mit aller 
Energie zurüd, den Einwurf nämlich, als ob diefes Geſetz ein Geſetz lei, 
gemünzt gegen bie katholiſche Kirche, und baß es darum bazu an 
getben fei, die Intereffen der katholiſchen Kirche zu gefährden. 

ie fatholifhe Kirche war und bat anderthalb Jahrtauſende be» 
fanden, geblüht und in voller Herrlichkeit gewaltet, bevor ber 
Jeſuite norden in's Leben getreten war, die katholiſche Kirche hat 
demnächſt beftanden, nahdem vom Oberhbaupte ber katholiſchen 
Kirche der Jefuitenorden aufgehoben und ausgelöfcht worden war, 
unb die katholiſche Kirche beftebt und blüht in benjenigen Ländern, 
und insbefondere in benienigen beutfhen Ländern, in welden aad 
ber geiftlihden Wieberberflellung des Ordens das weltliche Geſet 
und die weltliche Verfaſſungsurkunde den Iefuitenorben von ben 
Grenzen diefer deutſchen Länder ausgeſchloſſen halten. 
Kein Gedanke und fein Character liegt alſo biefem Geſete 
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ferner, als der Gedante einer Beinbfeligteit gegen bie katholiſche 
Kirche, denn wir wollen uns nicht ben Orden ber Iefuiten mit ber 
katholiſchen Kirche identificiren Iaffen.“ 


Die Rotbwendigleit des fhlennigen Borgehens gegen die 
Jeſniten wurde bei der erfien Lefung von allen Parteien außer der 
fatbolifhen Centrumspartei und einem Theil der Fortſchrittée— 
partei anerfanunnt und demgemäß bejchloffen, ohne vorgängige 
na miffioneberathung zur zweiten Lejung im Reichstage jelbft zu 

reiten. 

Doch hatten fich bereits in ber erften Lefung mehrfah Stimmen erhoben, 
welde den Eutwwurf ber Regierungen als zu mild und zu unbeftimmt er- 
Märten. Im der Zwifchenzeit von ber erften bis zur zweiten Lejung fanden ver⸗ 
traufihe Berathungen zwiihen ben verſchiedenen Parteien des Reichstags ftatt, 
weihe zur Vereinbarung eines anberweitigen Entwurfs führten. 


Der Entwurf des Reihstags Tautete: Ä 

„3. 1. Der Orden ber Geſellſchaft Jeſu und die ihm ver— 
wandten unb ordensähnliden ECongregationen find vom Gebiet 
bes Deutihen Reihe ausgefchlofjen. 

Die Errichtung von Rieberlaffungen derſelben ift unterfagt. Die zur Zeit 
betebenben Niederlaffungen find binnen einer vom Bundesrath zu beftimmenben 
Friſt, welche feche Monate nicht Überfteigen darf, aufzulöfen. 

$ Die Angehörigen des Ordens der Gejellihaft Iefu oder der ihm 
verwandten Orden ober orbensähnlihen Congregationen fönnen, wenn fie Aus- 
länder find, aus dem Bunbesgebiet audgewiefen werben; wenn fie Innlänber 
find, kann ihnen der Aufenthalt in beftimmten Bezirken ober Orten verfagt 
oder angewiefen werben. 

8. 3. Die zur Ausführung und zur Sicherſtellung des Vollzug dieſes 
Geſetzes erforderlichen Anorbnungen werden vom Bundesrathe erlafjen.” 


Aus der Schlußrebe des Abgeordneten Dr. Gneiſt. 


„Meine Herren! ſolche Geſetze find Feine Ausnahmegejehe. Sie er- 
ideinen nur als foldde, wenn man bie Rüdficht auf bie Rechte bes Staates als 
eine Ausnahme anfieht. 

Wir Alle haben vor religiöfen Ueberzeugungen eine gegenfeitige Hochachtung. 
Nur möge man fi zu Bunften des Jeſuitenordens nicht auf das Recht der 
freien Bereinigung aller Preußen berufen. Nein, meine Herren, das ift ein 
Nißbrauch des Namens Freiheit, gegen ben ich proteftiren muß. Es han⸗ 
deit fi bei dem freien Vereinsrecht um die Freiheit der Nation, zu dem Zwecke 
ihrer geiftigen und gefellichaftlihen Entwidelung in gemeinfamer Xhätigleit fich 
ju vereinigen. Sie follen die Herrichaft der Sehniten über Kirche unb Staat aber 
nicht unter der falichen Rubrik der Freiheit bei uns einführen! Es handelt fich 
bei der Freiheit des Iefuitenorbend um etwas ganz Anderes, als um bie 
freie Bereinigung der Preußen, an bie unfere Berfaffung gedacht hat. Es hanbelt 
fih bier nicht um einen Berein, fondern um eine fefte hierarchiſche Kaften- 
ordnung, bie das Gegentheil von freier Vereinigung if. Es handelt 
fh bier nicht um einen Verein für beflimmte Zwede mit gemeinfdaftlichen 
Mitteln, fondern um eine Thätigleit nach den Befehlen eines aus- 
wärtigen Oberen und den Gehorfam gegen dieſe Befehle. 

eine Herren! Laffen Sie uns bie beiberfeitigen Stanbpunlte Mar halten. 

Wir belämpfen den Jeſuitismus als einen fremden Geift, den wir verberblich 

wirken fehen gegen unfere geiftige und nationale Entwidelung. — Sie kämpfen 

für den Seluitenorden, als für ein Ihnen liebgewordenes Element der katholiſchen 
32* 
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Kirche, mit bem fie in 20 Jahren Fortichritte gemacht bat, wie früher nicht in 
200 Fahren. Daß man biefe Macht lieb gewinnt, daß man fie für heilig bäft, 
das ift ein gemeinjfames Merkmal aller Derer, die in ben Beſitz einer Macht ge- 
fommen find. Vertreten Sie biefes Machtmittel zu ihrem Nutzen ober aus Ihrer 
religiöfen Ueberzgengung. Nur bringen Sie uns nicht das Wort Freiheit 
und Redt, um die Herrſchaft der Jeſniten in Deutichland einzu- 
führen. Handelt es fi um die Frage ber Freiheit und des Rechts, 
fo it das bie Seite, auf ber wir ſtehen!“ 


Der Gefepentwurf wurde in der zweiten Bera- 
thung mit 183 gegen 101 Stimmen angenommen. 


17. Dat. Aus der Rede des Präfiventen des Reichöfanzler-Amts 
Staatd-Minifterd Delbrüd bei der dritten Lefung. 


„Ich babe bie Verpflichtung, Namens ber verbünbeten Regierungen von 
Neuem ben Stanbpunft zurädzumeifen, welcher ben Ieluitenorben mit ber fathe- 
liſchen Kirche identificirt (als gleichbereutend anſieht). Die verblünbeten Regie- 
rungen Tönnen ihrerfeits biefen Staubpunft ebenfo wenig jet anerlennen, ale fe 
ihn anerlannıt haben, wie Ihnen das Gefetz vorgelegt wurde. Sie können in bieler 
Behauptung nur eine willtürlihe Verrückung offenkunbiger Thatjachen jehen, eine 
Berrüdung, die fie um fo tiefer beflügen, als fie dazu dienen kann, bie Maßregel 
in weiteren Kreiſen liber dieſes Haus hinaus des Eharacters zu entkleiben, ben 
fie trägt, und ihr einen Character aufzudrücken, den fie nicht hat. 

Der Herr Vorredner bat ſich ſodann ausführlich verbreitet Über bie ‚ 
welches wohl ber angreifenbe Theil fei im ber vorliegenden Frage. Ich glaube, 
daß, wenn das Reich eine Mafiregel trifft, die es zu feinem Schutze für uot}- 
wendig hält, daß es dann auf feine Eikenntniß ankommt, ob es fidh angegriffen 
fühlt, und nicht darauf, ob Richtungen, welche dem Angreifer nahe ftchen, einen 
Angriff nicht erfennen wollen. Ueber bie Frage ber Nothwehr hat zunädhft ber 
zu enticheiben, der angegriffen ift. 

Bir leben in einem fehr neuen Staatsweien, das burch große pelitiide 
Erfhütterungen hervorgerufen ift, und wir würben, glaube ich, einen fehr großen 

ehler begeben, wenn wir uns ber Täuſchung hingeben wollten, baß, weil bie 
utſche Reichsverfaſſung dur das Reihögelehblat verfündet iſt, nun Alles 
fertig und in Ordnung jei. 

Wir werben uns noch lange Zeit lebendig zu vergegenmär- 
tigen haben, baß bie Berfaffung, daß dieſe nene Schöpfung Feinde 
bat, nit blos äußere, fondern auch im Innern, und, wenn die 
Bertretung des Reiches bie Ueberzengung gewinnt, baß zu bielen 
inneren Feinden ein Orden gebört, welcher mit großen Mitteln, 
geiftigen und materiellen, ausgerüftet, mit einer feltenen Orga— 
ntfation begabt, ein feftes Ziel verfolgt, fo iſt fie beredtigt, 
dieſen Angriff zurückzuweiſen.“ 


Der Geſetzentwurf wurde in dritter Leſung 
mit 181 gegen 93 Stimmen angenommen. 


19. Mat. Schluß des Reichstages durch den Präfidenten dei 
Reichskanzler⸗ Amts Staats-Minifter Delbrüd (in det 
Räumen ded Reichstages). 
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Die veränderte Stellung Roms und der Biſchöfe. 


Aus der „PBrovinzial= Korrespondenz“ vom 19. Junt. 


„Einer der Führer der katholiſchen Partei im Neichstage, der Abgeorbnete 

Bindthorft (Meppen) fagte bei der erften Berathung des Jeſuitengeſetzes: 

enn Sie uns in brüsfer Weile den Krieg erklären — mohlan, bann 
folleu Sie ihn Haben! Sagen Sie dann aber nit, daß wir ben Streit be- 
gonnen. Sie wollen benfelben batiren von dem vaticanifhen Concil, Sie finden 
den Grund befielben in dem Syllabus und ber Encyllils; das ift unwahrl bie 
dort ausgefprochdenen Süße, foweit fie das Verhältniß von Staat und Kirche be- 
rädren, find bereits in der Bulle Unam sanctam enthalten, und ich be» 
greife nit, wie fih Staatsmänner und Brofefforen finden können, 
neldt bebanpten, e8 fei in dieſem Berbältniß irgend Etwas ge- 
ändert.“ 

Der Abgeordnete hat in einer Beziehung Recht: in der Geſchichte der 
Päpſte iſt der Anſpruch auf abſolute Herrſchaft auch Über alles Weltliche nicht 
nen, und ben ſchroffſten Ausdruck bat dieſer Anſpruch in ber Bulle des Papſtes 
Bonifacius VIII. (Unam sanctam) gegen ben König Philipp ven Schönen 
von Frankreich gefunden. 

Bie wentgaber bie Behauptungen bergenannten Bulle bisher 
im europäifhen Staatsredt und in der Kirchenlehre felbfi zur An« 
erfennung gelangt waren, davon haben deutſche Biſchöfe noch auf 
bem legten vaticanifhen Coneil unumwunden Zeugnif abgelegt, 
gerade um den Bapft zu beftimmen, die bedenklichen und gefahrbrohenten Folgen, 
welche durch die Berklindigung ber päbftiihen Unfeblbarkeit in den Beziehungen 
zwiſchen der Kirche und den weltlichen Regierungen einzutreten brobten, zu verhüten. 

In einer Borftellung vom 10. Aprıl 1870, welche vom KCarbinal-Erzbifchof 
Raufher (zu Wien) verfaßt und von einer großen Zahl franzöfifcher, öſter⸗ 
reichiſcher, ungarifcher, itaftenifcher, engliicher, ſpaniſcher, portugiefilder und 
amertlanifher Bilchdfe, fowie von den deutfhen Biſchöfen von München, 
Bamberg, Augeburg, Trier, Ermland, Breslau, Rottenburg, Mainz, 
Os nabrück, vom apoflolifchen Bicar von Sachſen und vom Bifhof Namsza- 
nowski unterzeichnet war, wurbe in bringenbfter Weile bie Nothwendigkeit der 
jorgfältigfien Brüfung der Frage von der Unfehibarfeit des Papftes geforbert, 
vornehmlich um eines Bedenkens willen, „deſſen böchfte Wichtigkeit Niemandem 
entgehen könne, der Bott über der Seelen Heil Rechnung legen müſſe“, — denn 
Fi nase direkt das Verhältniß der katholiſchen Lehre zur bürgerlichen Ge⸗ 
ellſchaft.“ 

Die Biſchöfe wieſen darauf hin, daß die Päpſte des Mittelalters, indem fie 
neh dem Maßſtabe ihrer Zeit urtheilten und burch falfche Nachrichten über Päpſte 
früherer Jahrhunderte, welche Kaifer abgejept hätten, getäufcht wurden, beflimmt 

laubten und ausfpradden: es fei ihnen von Gott das Recht verliehen, 
ber alle weltlihen Angelegenheiten zu gebieten und zu richten! 
denn Chriffus der Herr babe dem heil. Petrus und beffen Nachfolgern zwei 
Schwerter übergeben: das eine das geiftliche, das fie felbft trügen, das anbere 
das weltliche, das bie Fürften und Soldaten nach ihrer Weifung zu tragen hätten. 

„Diele Lehre von dem Verhältniß ber päpftlihen Gewalt zur weltlichen, 
Io fagen vie Biſchöfe weiter, hat Bonifaz VII. in der Bulle „Unam Sanctam“ 
veröffentlicht und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt einige, bie zur 
Befeitigung der Schwierigfeiten behaupten: Bonifaz habe nichts befinirt als: alle 
Menſchen feien verpflichtet, dem römifchen Papſt als das von Chrifto beftellte 
Haupt ber Kirche anzuerlfennen; wer aber die Vorgänge zwifhen Bonifaz und 
Philipp dem Schönen fennt, dem kann bie Meinung bes Papftes nicht im 
Zweifel ftehen. Uebrigens haben die Päpfte bis zum 17. Jahrhundert öffentlich 
gelehrt: die Gewalt Über das Weltliche fei ihnen von Gott Übergeben worben, und 
haben die entgegengefette Meinung verbammt. 
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Eine andere Lehre über bie Beziehung der geiſtlichen Gewalt zur welt⸗ 
lichen legen wir und faft alle Bifchöfe der katholiſchen Welt dem drif- 
lichen Bolke vor. Wir lehren nämlich: ungleich fei allerbings bie Würbe beiber 
Gewalten; denn wie ber Himmel bie Erbe überragt, fo find bie ewigen Güter, 
welche den Menichen mittelft der geiftlichen Gewalt zulommen, böher als bie zeit- 
lien, zu beren Erhaltung oder Mebrung bie bürgerliche Gewalt unmittelbar ber 
rufen if; jede (biefer Gewalten) jei aber in Dem ihr auvertranten 
Gebiete nah Gott die höchſte, und in ihrem Walten ber andern 
nit unterworfen. 

Der weltliche Fürft, als Glied ber Kirche, fei ber kirchlichen Gewalt unter- 
eben, welcher nach göttlicher Einrichtung das Recht verlieben ift, auch Kaifer und 
dnige mit kirchlichen Strafen zu ahnden, nicht aber das Recht, fie abzufeken 

und die Untergebenen des Gehorjams zu entbinden. Die Gewalt, Könige und 
Kaifer zu richten, welche bie Päpſte des Mittelalters ausübten, fei ihnen unter 
einer bejonberen Geftaltung bes öffentlichen Rechts zugeſtanden geweſen; nad 
dem vollflänbigen Umſchwung in den üffentlihen Inflitutionen, und felbft in ben 
Privatverhältniffen, fei fie jedoch ſammt dem Fundament, auf welchem fie rudte, 
entſchwunden. 

Was wir Über das Verhältniß der kirchlichen zu ber bürgerlichen Gewalt 
lehren, ift nichts neues, fonbern fehr alt, unb durch die Uebereinffimmung 
ber beil. Väter und die Ausfprüde und das VBeifpiel aller Bäpke 
bis auf ®regor XL. beftätigt; daher zweifeln wir nicht, daß dies volllommen 
wahr fei, denn Gott wolle verhüten, daß wir wegen ber Bebürfniffe der Zeiten 
ben richtigen Sinn des göttlichen Geſetzes fäljchen wollten! Es müjfen jebod 
bie Gefahren angezeigt werben, welde für die Kirhe aus einem 
Decret (dem Beſchluſſe der päpftlihden Unfehlbarkeit) entfiünben, 
das mit diefer unferer Lehre nicht Übereinflimmte. 


Es iſt Niemandemunbelannt, baß es unmöglich iſt, bie bürger⸗ 
liche Sefellfhaft nach ber in ber Bulle „Unam sanctam“ aufge: 
ftellten Regel zu reformiren. Wenn ber römifche Papft in dem heil. Petrus 
die durch die beiden Schwerter bildlich) bezeichnete Gewalt erhalten und nad gätt- 
lichem Rechte die Vollgewalt über Bölker nnd Reiche erlangen würbe, wäre es 
ber Kirche nicht erlaubt, ben Gläubigen das zu verbergen. 

Wenn aber bie chriftliche Unterweilung auf dieſe Art eingerichtet wär, 
würbe es ben Katholilen wenig nügen, zu verfihern, baß bie Gewalt bes beifigen 
Stuhles Über das Zeitlihe eine Sache ver bloßen Lehre fet und zunächſt fein 
Gewicht in Bezug auf die Thatfachen und die Creigniffe habe; Pius IX. benke 
nicht entfernt daran, bie Oberhäupter der weltlichen Geſellſchaften abzuiegen. 
Denn bie Gegner würden hohnlachend antworten: Wir fürchten bie päpflihen 
Urtheilsſprüche nicht, aber nach vielen und mannigfaltigen Verheimlichungen if 
es enblih offenbargemworben, daß jeder Katholik, der ſich in feinem 
Thun durch den Glauben leiten läßt, ein geborner Feind be? 
Staats ſei, ba er ſich im Gewiſſen verpflichtet fühlt, alles, was er 
kann, beizutragen, daß alle Staaten und Völker dem römildhen 
Bapft unterworfen werden.” — — — 

Soweit die Bedenken und Warnungen der Biſchöfe kurz vor der Berlür 
bigung ber päpftlidden Unfehlbarkeit. 

Es geht aus diefer Vorftellung unwiderleglich hervor, daß bie Lehren über 
das Berhältniß von Staat und Kirche, wie fie Durch das vwaticanifche Concil zu 
entſcheidenden Geltung in ber römischen Kirche gelommen find, allerdings ben 
ſchroffſten Anmaßungen bes Papſtthums im Mittelalter, wie fie Vapſt Bont- 
facins in der Bulle Unam sanctam geltend zu machen verjuchte, entipreder 
— daß aber biefe Ansprüche feitber innerhalb ber katholiſchen Kirche keinetwegt 
zur Anerkennung als lkirchliche Glaubensſätze gang! waren, daß vielmehr nad 
dem unumwundenen Zeugniffe der Biſchöfe Rauſcher, Ketteler, Krementz, 
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Förſter, Ramszanowsli u. A. fie felh und „fat alle Bifhdfe der fa- 
tholiſchen Welt dem -hriflicen Volle bisher eine andere Lehre Über bie Be⸗ 
ziebung ber geiftlicden Gewalt zur weltlichen gelehrt haben.“ 

Angefihts biefes Zengniffes angejehener Biſchöfe ift es in hoben Maße be⸗ 
fremdlich, wenn ein in katholiſchen Dingen fonft wohl bemanberter Redner aus- 
zuſprechen wagt: er begreife nicht, wie ſich Staatsmänner und Profeſſoren finben 
Iönnen, welche behaupten, es ſei in ben Verbältniffe von Staat und Kirche irgend 
etwas geändert! 

Die genannten Biſchöfe haben dem päpftliden Stuhle im Voraus gejagt, 
daß es unmöglich fei, bie bürgerliche Gefellfchaft nach ber in ber Bulle: Unam 
sanctam aufgeftellten Lehre zu geftalten, — fie haben im Boraus verfünbet, daß 
die Staaten fih dem päpftliden Sprude nit beugen würden, daß 
aber Die Stellung ber Kirche der weltlichen Macht gegenüber durch die Lehre ber 
päpſtlichen Unfehlbarkeit eine fchwere Erihütterung erfahren müſſe. 

Die Vorſtellungen unb bie Bitten der lirchlichen Würbenträger (mit denen 
nach früheren Kunbgebungen faft alle deutichen Biſchöfe im Herzen übereinſtimmten), 
jowie bie Mahnungen ber Regierungen haben nicht wermodht, bie bedenkliche Ent⸗ 
ſcheidung im Coneil zu verhindern: inzwiſchen iſt die bedenkliche Saat bes Zwie⸗ 
palts aufgegangen. 

Wenn die katholiſchen Abgeorbneten immer wieder rufen: „jagen Sie 
nicht, baß wir den Streit begonnen haben”, — fo ift in jener Bor- 
Rellung beforgter Biſchöfe die bündigfte Aufllärung darüber zu 
finden, von wem unb wie ber Streit heraufbeſchworen worden iſt.“ 


Der Feldprobſt Biſchof Namszanowski. 
29. Mai. Erlaß des Kriegsminiſters von Roon. 


„Der katholiſche Feldpropſt, Biſchsff Namszanowski, bat vor 
einigen Monaten dem katholiſchen Diviſions⸗Pfarrer der 15. Divifion das 
Abhalten des Gottesdienftes in der Sarnifon- Kirche zu Eöln um deshalb 
unterfagt, weil jeiten® der Militärbehörde den A itotholiten die Mitbe- 
nutzung defielben Gotteshauſes geftattet worden war. Nachdem er auf daB 
ernftlichfte darauf aufmerkſam gemacht worden war, wie fehr er feine Bes 
fugnifie damit überfchritten habe, und daß, wenn er verjuchen follte, den 
oben gedachten Divifiond» Pfarrer an der Ausführung berechtigter Befehle 
feiner Militär» Borgefegten zu hindern, die Staatsregierung ſich genöthigt 
fehen würde, ibn von feinem Amte zu fuspendiren und event. da8 Amt 
felbft aufzuheben, wandte fih p. Namszanowsfi mit dieffeitigem Vor⸗ 
willen an den apoftolifhen Stuhl. 

Unterm 21. d. hat nun ıc. Namsza nowski, geftütt auf Weifungen, 
die ihm jet aus Rom zugegangen find, das in Rede ftiehende Verbot in 
einer die Rüdfichten gegen die Staatöregierung verlegenden Weiſe erneuert. 
Er hat dadurch die Regierung genöthigt, ihn unterm 28. Mai c. vom Amte 
zu fuspendiren, nachdem er durch fein anderweites Verhalten und durch uns 
angemefjene Aeußerungen gegen mid, die Frage, ob es nicht nöthig jei, ihn 
vom Dienfte zu jußpendiren, mir ohnehin fehr nahe gelegt hatte. Indem 
ih dem Königl. General-Commando hiervon Kenntniß gebe, erſuche id) 
ergebenft, folgende Beflimmungen gef. event. zur Ausführung bringen und 
den katholiſchen Militär⸗Geiſtlichen fowie den mit der katholiſchen Seel⸗ 
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orge für Militär-Perfonen beauftragten Eivilgeiftlichen die n enden 
— alsbald mittheilen zu —5* geiſtliche achfolg 


1873. 15. März. Aufhebung ber katholiſchen Feldprobſtei 
durch Allerhöchite Ordre. 


Ber Bifchof von Ermeland. 


| Die Kirhengefepe und die Landesgeſetze. 
1872. 21. Mai. Schreiben ded Kultusminiſters Dr. Falk an ben 
Biihof von Ermeland (Krement). 


„Em. bifchöfliche Hochmürden haben in dem gefälligen Schreiben vom 
30, März d. J. daS gegen den Dr. Wollmann und Michelis Ihrerſeits 
'eingehaltene Berfahren durch die Vorfchriften des canonijchen Rechts zu 
rechtfertigen gejucht und an die Spige Ihrer Ausführungen den Sag ge 
ftellt, daß, wenn zwiſchen dieſen Vorſchriften und den Landes— 

efegen ein Widerfpruc beſtehe, e8 Pflicht des Biſchofs jei, 
ß lange nach den kirchlichen Normen zu handeln, bis die 
oberſten Staats- und Kirchenbehörden eine Beſeitigung des 
Widerſpruches herbeigeführt haben. 

Nur mit höchſtem Befremden bat die königliche Staatsregierung von 
diefer Erklärung Kenntniß genommen. Diefelbe ftellt die kirchlichen Ber: 
ordnnungen liber die Staatsgejege und die Trage, ob den letteren zu ge: 
borhen oder nicht, in das perfünliche Ermeſſen der geiſtlichen Oderen. 
Ein folder nfprug ift mit der Staatshoheit unverträglid. 
Weder die Gefeggebung noch ein Staatsvertrag hat den fa» 
tholifchen Bifchöfen der Monarchie jemald ein derartiges Recht einges 
räumt. Gleich allen andern Corporationen ift auch die katholiſche Kirche 
Preußens den Staatdgejegen unterworfen. Deren Befolgung ift eine der 
pornehmften ſtaatsbürgerlichen Pflichten, und diefen darf durd 
Ausübung der Neligionsfreibeit fein Abbruch gejchehen. 
(Artikel 12 der Berfaffungsurkunde.) Die Oberen der katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit werden überdies durch das Gefeg (A. L. R. II. 11. 8. 134) dem 
Staate noch befonders zu vorzügliher Treue und Gehorjam verpflichtet. 
Em. bifchöfliche Hochwürden haben die Erfüllung aller diefer Pflichten in 
dem Sr. Majeftät dem Könige geleifteten Homagialeide gelobt. 

Die in dem Schreiben nom 30. März d. J. beftrittene Eouveränetät 
des Staates zweifellos zu ftellen, ift um fo mehr für die königliche Etaatt- 
regierung geboten, als en. bifchöfliche Hochmürden durch die gegen Voll: 
mann und Michelis erlaffenen Cenſurdecrete Ihrer grundjäglichen Auf⸗ 
fafjiung, daß Firchliche Verordnung über Staatögejeß gehe, thatſächliche 
Folge gegeben haben. Denn der ausgeſprochene Bann hat die bürgerliche 
Ehre der Betroffenen verlegt, und dieſe Verlegung verftößt gegen die 
Staatsgefege. Bei folder Sachlage muß die königliche Staatsregierung 
an dem Anfpruche fefthalten, daß mittelft einer entſprechenden amtlichen 
Kundgebung die Beeinträchtigung befeitigt werde, welche der Dr. Woll⸗ 
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mann und Michelis durch die Hffentliche Verkündigung der fiber fie 
verhängten Ercommumication an ihrer bürgerlichen Ehre erlitten haben, 
und einer Erflärung Em. bifchöflihen Hochwürden darüber entgegenjehen, 
BB Ya gewillt ſeien, fortan die Staatögefege in ihrem vollen Umfange 
zu befolgen.“ — — 


15. Juni. Schreiben des Biſchofs von Ermeland an den Kultusminifter. 


Derfelbe beftreitet, daß er bie Firchlihen Berorbnungen Über die Staats⸗ 
geſetze geftellt habe. 

„Ich babe gefagt: 

1) das canonifhe Recht, ar welches ich mich in einer Härefie betreffenbent 
Angelegenheit gehalten, fet in feiner kirchlichen Giltigkeit für Katholiken in Preußen 
bar tantöverträge, durch bie Geſetzgebung und bie Verfaſſungsurkunde an⸗ 

annt; 

2) im Falle eines Diſſenſus zwiſchen dem Staatsgeſetze und dem ſtaatlich 
anerkannten Kirchengeſetze ſtehe es dem einzelnen Biſchofe nicht zu, das Eine oder 
Andere außer Kraft zu feßen; eine Löjung des Wiberfpruches der Geſetze ſei Sache 
der oberfien Gewalten in Kirche und Staat; 

3) wo e8 fih aber um Glaubensſachen handle, fei der Biſchof zunächft 
darauf angewiefen, nah kirchlichen Normen zu handeln. Ich betone, daß nur 
von Glaubensſätzen bie Rebe war und nicht im Allgemeinen von firchlichen Ver⸗ 
ordnungen ober Vorfchriften des canoniichen Rechts. Glaubensjachen aber in das 
Gebiet ter ftaatlichen Angelegenheiten hineinzuziehen, bat ber bisherigen preußifchen 
Geſetzgebung grundfäglih und thatſächlich fern gelegen. Somit kann aud in 
biefem Sage keinerlei Verftoß gegen bie Staatshoheit ober die faktiſche Geltung 
bes Staatögefeges liegen. Ich muß aber das ftattgefundene und bereits in bie 
Teffentlihleit gebrungene Mißverſtändniß meiner Worte um fo mehr bebauern, 
als ich meinerfeit8 der ſtaatsbürgerlichen Pflichten, insbeſondere der eidlich gelobten 
Pflicht der Treue und bes Gehorfams gegen Se. Majeftät den König, mir voll« 
fommen bewußt bin und die volle ſtaatliche Souperänetät des Stantes 
dburhaus anerlenne und ftetS anerkannt babe, fowie ih auch nicht im Min- 
beften anftebe, zu erllären, baß in dem vorliegenden Falle der Ercommunication 
es lediglich Sache des Staates ift, mit biefer an und für fich rein kirchlichen 
Strafe blirgerliche Rechtsfolgen zu verbinten. — — 

Um meiuerfeits alles zu thun, was eine enbliche Erledigung biefer Au⸗ 
gelegenheit herbeiführen kann, bin ich bereit, in einer bejonderen Belehrung an 
meine Didcefanen meine bereits wiederholt ausgeſprochene Ueberzeugung hervor⸗ 
zubeben, daß nach dem heutigen Staatd- und Kirchenrecht durch die Ausſchließung 
aus ter Kirche die bürgerliche Ehre ber Betroffenen nicht beeinträchtigt tft und 
überhaupt bürgerliche Rechtsfolgen nicht hervorgerufen werben. Ich gebe mich ber 
Seffnung hin, baß eine ſolche Erklärung den Anfpriichen des hoben Töniglichen 
Etxatminifterii genügen und zur Herftelung des alten friedlichen Verhältniffes 
wilden Kirche und Staat in meiner Diöceſe beitragen werbe.” 


Der Bifhof von Ermeland und die Subelfeter 
in Marienburg. | 
22. Auguft. Anfrage des Biſchofs, ob Se. Majeftät der Kaiſer 
und König ihn bei der Feltfeier in Marienburg Behufs 
Meberreihung einer Crgebenheitöadreffe der ermländijchen 
Geiftlichfeit empfangen wolle, 
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2. September. Erlaß ded Kaijerd an den Biſchof (im Wortlaut 
nicht veröffentlicht). Der Erlaß knüpft an die noch nicht 
erledigte Vorftellung des Biſchofs vom 15. Juni an. 


„Der Kaiſer gebe einen neuen weitgehenden Beweis landesväterlicen 
Eorgend um die Erhaltung des Friedens zwifhen Staat und Kirde in 
der Aufforderung, welche der Kaifer, bevor weitere Entfchließung in der 
Angelegenheit getroffen, gegenwärtig dem Bijchof an das das lege. Des 
Schreiben, welches der Letztere am 30. März d. 3. an den Eultusmini 
gerichtet, habe die Regierung Sr. Majeftät ın die Nothwendigkeit verjekt, 
von dem Bifchof ein ausdrückliches Anerkenntniß der vollen Souveränetät 
bes Staates in zweifellofer Geftalt zu fordern. Im der Antwort, die dem 
Kaifer vorgelegt worden, fei indeffen nicht die von der Regierung er- 
wartete Bufage, die Tandesgefee in ihrem vollen Umfange befolgen zu 
wollen, fondern die Erklärung einer Anerfennung „der ftaatlichen Son 
veränetät de8 Staates“ entbalten. Mit diefem Sage werde der Son 
veränetät des Monarchen in feinen Landen eine andere Sor— 
veränetät, als welde nur die kirchliche gedacht werden Tann, 
gegenübergeftellt, damit aber die Grundlage verſchoben, auf welcher 
da8 Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche in der preußiſchen Monarchie 
verfaſſungsmäßig geregelt ift. Die Befeitigung des hiernach beſtehender 
tiefgreifenden Gegenſatzes zwifchen der Regierung Sr. Majeftät nnd dem 
Biſchof fei VBorausfegung für den Ausgleich der vorhandenen Differenzen 
und für die Fernhaltung ihrer Entwidelung zu ernten Bonfequenzen. 

Nur durch eine anderweite Erflärung von Seiten des Biſchofs könne 
der Gegenfag befeitigt werden. Die wiederholte Verfiherung des Biſchoft, 
daß er fich feiner eidlich gelobten Pflicht, der Treue und des Gehorjamd 
gegen Seine Majeftät, ebenfo bewußt fei, wie feiner übrigen —— 
Eden Pflihten, und das ausdrüdlich befundete Streben nad) einer Ber 
ftändigung, laffe den Saifer hoffen, keinen fruchtlofen Schritt zu thun, 
indem nun auch Seine Deajeftät den Bifchof auffordere, rüdbaltlos zu 
erflären, daß er gemwillt fei, den Staatägefegen in vollem Umfange 
Gehorfam zu leiften. Wenn der Bifchof diefer Aufforderung entfprochen 
abe, dann werde des Kaiſers Majeftät bei der Erinnerungßfeier ber 

reinigung der dortigen Landestheile mit feiner I wein Krone mit 
Freuden die Gefinnungen der Treue und Ergebenheit, welche den erm 
ländifchen Klerus unverändert bejeelen, durch den Biſchof beftätigen hören. 
Im anderen alle werde diefe Betätigung durch Wort und Schrift zwar 
auh zu Seiner Majeftät hoher Genugthuung gereichen; aber aus dem 
Munde des Bifchof8 und aus feiner Hand würde Seine Majeftät biefelbe 
nicht entgegennehmen können.“ 


b. September. Schreiben des Biſchofs an ben Kaifer. 

„Ew. Kaiſerliche und Königliche Majeftät vg hulbosll geruben, anf Aller- 
böchftdero guädige Zujchrift vom 2: September I. 3. die ehrerbietige Berfiherung 
entgegenzunehmen, daß ich durch meine in bem geborfamften Schreiben vom 
15. Juni I. 3. an bes Herrn Eultus-Minifters Ercellenz enthaltene Bethenerung 
meiner Anerkennung der vollen flaatlihen Souveränetät bes Staates irgend eine 
Beſchränkung der Souveränetätsrechte defielben auf feinem Gebiete ober be® ame 
benjelben rejultirenden ſchuldigen Gehorſams gegen bie Landesgeſetze weber inten- 
dirt, noch auch, wie ich glaube, ausgeſprochen habe. 
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Um jebody ber wohlmeinenden Aufforberung Ew. Majefät zu entiprechen 
und jebes Mißverfländniß zu befeitigen, erfläre ich hiermit gern und rüdhaltlos: 
1) daß ich die volle Souveränetät ber weltlichen Obrigfeit auf ſtaatlichem Ge⸗ 
biet anerlenne; 
2) baß ich eine anbere Souveränetät auf dieſem Gebiete nicht anerlenne; 
3) daß ih bemgemäß bie mir durch Gottes Wort auferlegte Pflicht, ben 
Staatsgejegen in vollem Umfange Gehorfam zu leiften, treu erfüllen werbe. 
Ich ſpreche dieſes mit berfelben Aufrichtigkeit und Gewiflenhaftigfeit aus, 
mit der ich anbererfeits belenne, daß mir in Saden bed Slaubens und für bie 
Wege des ewigen Heiles Gottes Offenbarung und Geſetz als alleinige und un⸗ 
umfößlihe Norm gelten, und ich hierin der Offenbarung unferes Herrn und 
Seilandes Jeſu Chrifi und der Autorität feiner von ihm geftifteten und durch 
ſeinen heil. Geiſt geleiteten Kirche ebenfalls ohne Rückhalt mich unterwerfe. Ew. 
Majeſtät bitte ich unterthänigſt, dieſe meine Erklärung mit gewohnter Huld ent⸗ 
gegennehmen zu wollen.“ 


9. September. Schreiben des Fürſten Bismarck an den Biſchof. 


Hochwürdiger Herr Biſchof! 

„Ew. biſchöflichen Gnaden Erflärung an Se. Majeſtät den Kaiſer 
und König vom 5. d. M. trägt in der Form einen entgegenkommenden 
Charakter, und ich verſchließe mich der Hoffnung nicht, daß ed Em. bi⸗ 
fchöflihen Gnaden möglich fein werde, Seine Majeftät, unferen allergnä- 
digften Herrn, in den Stand zu feßen, daß er Sie empfangen könne. Als 
amtlicher Rathgeber Seiner Majeftät des Kaiſers und Königs kann ich 
Em. biſchöflichen Gnaden perfönlihen Empfang durch Allerhöchſtdenſelben 
erſt dann mit der Würde der Krone verträglich halten, wenn jeder 

weifel darüber gehoben iſt, daß Sie die Autorität der von unferen 

önigen gegebenen Geſetze dieſes Landes unbedingt und 
vollftändig anertennen. Em. bifhöflihe Gnaden haben gegen die 
Landesgejege gefehlt, indem Sie die große Ercommunication ohne Vor» 
wiffen der Regierung gegen Unterthanen Seiner Majeftät des Königs 
öffentlich verhängten. Es kann Ew. bifchöflihen Gnaden meines Erachtens 
nicht fchwer werden, diefe Thatjache Ihrem Landesherrn gegen- 
über anzuerfennen. Sobald die erfolgte, wiirde ich mich freuen, jede 
Schwierigleit gehoben zu fehen, welche ſich biß heute noch Ihrem perſön⸗ 
lihen Empfange durch Seine Majeftät, unferen allergnädigften Herrn, 
entgegengeftellt.“ 


Schreiben des Biſchofs an ben Kaiſer. 


„Ew. Kaiferfiden und Königlihen Majeflät erlaube ich mir ehrerbtetigft 
bie Anzeige zu machen, daß ich in Folge einer Zuſchrift Seiner Durchlaucht bes 
Reichölanzlere vom 9. September, weldye mit bem gnäbigen Schreiben Ew. Ma⸗ 
jeſtät vom 2. September I. 3. nit tm Einklang fteht, abgehalten werde, vor 
Ew. Majeftät bei der Marienburger Yubelfeier zu erfcheinen. 

Dieſes tief bebauernd, verharre ich in größter Ehrfurcht zc. 2c.” 


Schreiben des Biſchofs an den Fürften Bismard. 


„Ew. Fürſtliche Durchlaucht werben es nicht ungütig aufnehmen, wenn ich 
in Bezug anf Hochberen geehrte Schreiben vom 9. September bie Bemerfung 
mir erlaube, daß ich baffelbe mit dem gnäbigen Schreiben Sr. Majeſtät vom 
2. September nicht in Einklang zu bringen weiß. 
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Se. Majeſtät, unfer allergnäbigfter Herr, hatte anf meine Anfrage vom 
22. Auguft in Betreff der Theilnchme an ber Marienburger Imbelfeier ſich ge- 
äußert, baß, wenn ich eine Erklärung abgeben würbe, den Staatsgeſetzen in vollem 
Umfange Gehorſam zu leiften, Allerhöchſtderſelbe bei der Erinnerungkfeier der 
Bereinigung Ermlands mit ber fouveränen Krone Preußens mit Yreuben die Ge 
finnungen der Treue und Ergebenheit, welche ben ermländiſchen Clerus beſeelen, 
durch mich beftätigen hören würde. Diefer Aufforderung glaubte ich in bem 
Schreiben vom 5. September vollflänbig entiprodhen zu haben und burfte mid 
deshalb ber Hoffnung bingeben, daß meinem Erjcheinen bei dem Feſte fein Hin- 
berniß im Wege Rehe, weshalb ich auch meine Hinüberkunft nach Marienburg 
bem bortigen Feftcomit6 hatte anjagen laffen. Da erhielt ih am 10. September 
Ew. Durchlaucht Brief vom 9. ejusd. Derfelbe enthielt eine neue, in bem 
Schreiben Sr. Majeſtät nicht enthaltene Bedingung für mein Erfcheinen und im 
fofern eine weſentliche Aenderung ber ganz beflimmt lantenden kaiſerlichen Zuſa 
und kam zu einer Zeit ein, in welcher eine Erledigung durch brieflicden Verke 
nicht mehr zum Ziele führen konnte. Ew. Durdlaudt werben es deshalb be⸗ 
—7 — finden, daß ich eine Auskunft Über die Gründe ber Umänderung tes 
aiferlichen Wortes dringend wünſche, unb erlaube ih mir, Ew. Durchlaucht 
biefelbe ganz gehorfamft zu Bitten.“ 


Antwort des Fürften Biömard. 


„Auf das geehrte Schreiben vom 13. d. M. erwidere ich Ew. biſchöf⸗ 
fihen Gnaden ganz ergebenft, daß die in demfelben enthaltene Voraus 
fegung, als ob Sie durd das Schreiben vom 5. d. M. der Allerhöchfter 
Aufforderung vom 2. September vollftändig entiprochen hätten, mad) der 
Anfiht Seiner Majeftät des Kaiferd und Königs nicht zutrifft, indem 
einer Erklärung, welche, wenn ohne einfchräntende Zuſätze gegeben, genügend 
erfcheinen könnte, ſeitens Em. bifchöflihen Gnaden Ermägungsgrände 
und Zufäße beigegeben find, welche den Sinn der Erklärung 
gmeifeth aft mahen und diefelbe Auslegung mindeftens zu. 
affen, melde in Em. bifhöfliden Gnaden der königlichen 
Regierung früher gegebener Erklärung allerdings ungmei- 
deutiger bervortrat, und welche eben die Bedenken Sr. Majeftät des 
Kaiſers gegen Em. bifchöflihen Gnaden perfünlichen Empfang bervorriel. 
Indem ich Hieraus erkannte, wie fchwer e8 Em. bifchöfliden Gnaden 
wird, eine die Zufunft betreffende unummundene und befriedigende Er 
klärung über Ihre Stellung zur königlichen Landeshoheit und zu ben 
Zandesgefegen zu geben, babe ich geglaubt, Em. bifhöflihen Gnaden den 
Schritt, welcher e8 Seiner Majeftät dem Kaifer möglich gemacht haben 
würde, Sie zu empfangen, dadurch zu erleichtern, daß ich vorſchlug, den⸗ 
felben auf eine. Erklärung über die Vergangenheit einzuſchränken, obne 
bei diefer Gelegenheit Bürgjchaften für die Zukunft von Em. bifchöflichen 
Gnaden nochmals zu verlangen.“ — — — 


Temporalienſperre gegen den Biſchof. 
25. September. Aus dem Schreiben des Kultusminifters an den Biſchef. 
„Es geihhieht nicht ohne aufrichtiges Vebauern, wenn bie Staatsregierung 
fih außer Stande fieht, in Ew. Biſchöflichen Hochwürden Erklärungen bie Bürg- 
(haften zu finden, welde fie im Intereſſe des Staates und feiner Angehörigen 
zu fordern verpflichtet if. 
Die in Ausficht genommene Belehrung, welche überdies bisher nicht erfolgt 
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if, enthält bie verlangte Kundgebung nicht, unb bie Aeußerung in der Immebiat- 
Antwort it mit Erwägungsgrünben und Zuſätzen verfehen, welche bie unverän- 
berte Fefthaltung Ihres Stanbpunktes barthun. 

Der Gegenſatz zwiihen den von Ew. Biſchöflichen Hochwürben vertretenen 
ſtaatsrechtlichen Anſchauungen und den Grunbprincipien bes preufifchen wie jebes 
andern Staatswefens befteht daher, ungeachtet der Hochbenfelben gebotenen Ge⸗ 
legenheiten zur Ausgleichung, ohne die von uns geboffte Löfung fort. Em. Biſchöf⸗ 
lichen Hochwürden find wiederholt davon in Kenntniß gejet worden, baß, wenn 
die von uns geluchte Ausgleihung nicht einträte, die Beziehungen ber Staate- 
rgierung zu Ihnen nicht unverändert bleiben Fönnten. 

Staatsregierung vermag zunächſt bie Verantwortung bafür nicht weiter 
zu übernehmen, ba ans ben Mitteln bes Staats, beffen Geſetzen Sie fich nicht 
unbebingt unterwerfen, für Ihren Unterhalt Zahlungen geleiftet werben. Diele 
Zahlungen find vom Landtag in ber Vorausſetzung bewilligt worden, daß die Ge⸗ 
fee und bie Berfaffung Preußens, auf deren Grund diefe Bewilligung erfolgten, 
von ben Empfängern ber betreffenden Staatögelber nach wie vor ale für fle gülti 
und verbindlih anerlannt würden. Sobald dieſe Vorausfekung, wie es burd 
Ew. Biſchöflichen Hochwürden amtliche Erflärungen der Fall war, aufgehoben if, 
wird unſeres Erachtens und bis zu weiterer Entſcheidung bie Berechtigung ber 
Königlichen Regierung zur Zahlung eine zweifelhafte. Die Königliche Regierung 
wirb baber bie betreffende Zahlung bie anf Weiteres einftellen.“ 


Eine Denkſchrift der deutſchen Biſchöfe. 
Ans der „Brovinzial- Eorrespondenz“ vom 16. Oftober. 


„Die beutihen Biſchöfe haben fich auch in dieſem Jahre zu Fulda „am 
Grabe des heiligen Bonifacius,” bes Apoftels der Deutichen, verfammelt, un fich 
über die Lage ber katholiſchen Kirche im Deutſchen Reiche zu berathen. Im Folge 
diefer Berathungen haben fie eine gemeinfame Denkſchrift an bie deutſchen Re⸗ 
gierungen und an das deutſche Voll gerichtet, um, wie fie hoffen, „durch eine 
rädhaltlofe Darlegung der Berhäftniffe dazu beizutragen, daß bie tief erfchlitterte 
Rechtöficherheit wieber bergeftellt und der Friebe wieder gewonnen werde.“ 

"Die Darlegung der geiftliden Auffafjungen und Anſprüche ift in biefer 
neneften biihöflichen Schrift alerbinge [0 rüdhaltlos, joabfolut, fo ſcharf, 
wie bisher noch in keiner äffentlihen Kundgebung deutſcher Biſchöfe bem Staate 
gegenüber. Jeder Uebergriff gegen die bürgerlichen Geſetze, ber bisher von einem 
einzelnen Bifchofe begangen worben, jeder freitige geiſtliche Anſpruch, ber an 
irgenb einer Stelle erhoben worden, wirb jegt von ber Geſammtheit ber 
Biſchfe als gemeinfame Angelegenheit der Tatholifhen Kirche aufgenommen unb 
als unbebingtes Recht behauptet und vertreten; alle Maßregeln, welche die Re- 
Berung jeit Jahr und Tag ergriffen, alle Schritte ber Verwaltung und ver Ge⸗ 
esgebung werben als rechtswidrig unb bie Auflehnung gegen dieſelben ald be- 
rechtigt erffärt. 

Die Biſchöfe verfihern im Eingange ber Denkichrift: bie gegenwärtigen 
Birren feien für fle plöglih und gegen Erwarten bereingebroden. 

Grade am Grabe des heiligen Bonifacius hätten bie Biſchöfe Anſtand 
nehmen möüffen, dieſe Behauptung auszufpredhen; denn bort mußte ihnen bie 
Erinnerung an ihre erfte Berfammfung vom Jahre 1869 zugleich ins Gebächtniß 
und ins Gewifjen rufen, mit wie ſchweren Sorgen fie damals dem vatikaniſchen 
Konzile entgegen gingen, durch weldes nad ihrer eigenen bangen 
Erwartung die gegenwärtigen Wirren nothwendig herbeigeführt 
werden mußten. 

Bie follten fie in Fulda nicht jenes erften gemeinfamen Hirtenbriefes gebacht 
haben, in welchem fie ſich und bie beutfchen Katholiken noch barüber zu beruhigen 
fahten, daß das Konzil in Rom neue Glaubensiehren nicht verlündigen könne 
und werde, — ber Papſt inne unb werbe nicht unter dem Einfluffe einer 
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Bartei die Macht bes apofloliiden Stuhles über Gebühr erhöhen, bie alte uud 
ächte Berfaffung ber Kirche zu ändern ſuchen, — ben dentſchen Biſchsfen werbe 
auf dem Konzil bie volle Freiheit der Berathung nicht vorenthalten werben. 

Wie follte der Bifhof von Mainz, Herr von Ketteler, ber bie jetzige 
Denkichrift verfaßt haben fol, in Fulda ſich nicht erinnert haben, daß ale „neue 
Glaubenslehre“ ihm und feinen Kollegen damals eben bie päpfllidde Un⸗ 
fehlbarkeit galt, von welcher er fagte: fie ſei der Kirche Chriſti dem Namen 
und der Sadhe nah unbelannt und erft in letter Zeit ausgebacht worden, 
ihre Bertünbigung aber würde etwas Unerhörtes fein. 


Die konnten die Biſchöfe bei den erneuten Erörterungen in Fulda nit 
ihres fruchtlofen Kämpfens und Ringens auf dem Konzile gedacht haben, wo fie 
gegen das Berfahren der Mehrheit proteflirten, „um bie Berantmwortung für 
die unglüädliden Folgen, welde daraus ohne Zweifel in Lurzem 
bervorgehben würden, vor ben Menjhen unb vor dem furdtbaren Gericht 
Gottes von fi abzulehnen,” — wo fie dringend, zum Theil fußfällig benz Papfe 
vorftellten: es fei gerabezu „unmöglid, bie bürgerliche Geſellſchaft nad 
der vom Konzil aufzuftellenden Regel zu geftalten,” und es „werde 
dahin kommen, daß bie Katholifen als Feinde des Staates gelten, weil Re um 
Gewiffen gehalten feien, banad zu traten, baß alle Staaten und Böller 
dem römifhen Papſt unterworfen werben.“ 


Das Alles baten bie beutichen Bifchöfe mit tiefer Sorge vorhergejchen und 
in bringenbfter Weife mahnend und warnend in Rom vorbergefagt: und heute 
ſcheuen fie fich nicht, von berfelben geweiheten Stätte, wo fie fi vor brei Jahren 
vereinigten, um ben brobenden Gefahren und Wirren vorzubeifgen, alle jene 
Aeußerungen unter dem Borgeben zu verleugnen: „bie Wirren feien plöglich uud 
ihnen unerwartet bereingebrochen.” 

Wenn die Biſchöfe, welche mit ber Abfiht und ber Hoffnung nah Rom 
gingen, durch ihren gemeinjamen Wiberfland das „Unerhörte” und „Berhänguiß- 
volle,” das ſich dort vorbereitet, noch hinderu zu Lönnen, ſich hinterher aus über- 
wiegenben Gründen ihres katholiſchen Bewußtfeins und vermutblich nach ſchweren 
GBewiffensfämpfen in bie Verkündigung der neuen Lehre gefügt haben, fo fünnen 
fie doch die Thatfachen, Die fie felber ausbrüdtich bezeugt, und bie Folgen bes 
vatikaniſchen Beichluffes, bie fie Kar vorbergefehen haben, nicht mit ihrer Unter 
werfung einfach hinwegſchaffen*s). Der Würbe ihres hebren Amtes würbe c6 
vielmehr entiprechen, daß fie mit ber Unterwerfung unter bie Thaten des Konzils 
auch die Verantwortung für bie von ihnen jelbft als unvermeiblich verkilnbeten 
Den derfelben offen und ebrlih auf fih nähmen. Sie wußten es und 

aben es felbft bezeugt, daß bie bürgerliche Geſellſchaft fich dem Spruche bes 
Bapftes nicht beugen loͤnne und werbe; — wollen fie trotzdem, nachdem fie ſelbſt 
fi gebeugt, e8 in jhwerem Kampf verſuchen, auch den Staat, au das Deutide 
Reich unter den Willen Roms zu beugen, fo wirb boch durch ihr eigenes unau& 
löfhbares Zeugniß die Thatſache beftehen bleiben, daß biefer Kampf micht plotzlich, 
nicht durch den Staat heraufbeichworen ift, fonbern durch das vatikaniſche Konzil, 
auf weldem alle Warnungen ber beutichen Biſchöſe ungehört verballten unb unter 
dem Einfluffe einer Partei, „bie alte und ächte Verfaffung ber Kirche geänbert” 
und „bie Macht bes päpftliden Stuhls Über Gebühr erhöht wurde.“ 


®) Soeben wirb ein —*—— des Di v T Rottenburg, eines WRitunters 

gig vn —— fe ee eek IR im Noveniber 1870, alle dx 

Sabre nad dem alto äußerte: „IH Tann mir Rottenburg fo als in Nous 

verdehlen, daß bas neue Dogma einer wahren, wahrhaftigen, biblifgen und tra- 

ae tes entbehet und bie an ontlineren edlane geile 
, e e nie einen berberen u idheren ag erli 

eſchädigt, fo da even 2, u g en 


at, ale am 18. Juli d. J. (Xag ber igung der Unfehlbarkeit). Uber 
ch, um in diefer Roth einen Reitingeweg zu eniveden, nachdem fat der ganze beutfche 
A— * ars a ent a rleres 7 
niß gegen —BR Berhalten der Biſchöfe teen e8 Krf geben! 
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„Die jetige Denkſchrift der beutichen Biſchöſe giebt den entichiedenften Be⸗ 
weis, daß biefelben fi unbebingt und rädhaltlos dem Willen der römifchen 
Kurie gebengt haben unb alle Kolgen ber vatilanifhen Beichlüffe dem Staate 
gegenüber zu ziehen entfchloffen find. 

Diefe gemeinfame uuzweibentige Kundgebung bes deutſchen Episcopate muß 
auch die fetten Zweifel und Bedenken über bie Stellung ſchwinden laflen, welche 
bie Regierung bes Deutichen Reichs, fowie bie beutichen Lanbesregierungen ber 
römiſchen Kurie und ber ihr willenlos folgfamen Geiftlichleit gegenüber einzu.» 
nehmen haben. 

Schon während bes Konzils hatte bie beutfche Regierung in Uebereinſtim⸗ 
mung mit anderen Grofftaaten barauf hingewieſen, daß durch die in Ausficht 
genommenen Beichlüffe bie Beziehungen ber geiftlihen zur weltlichen Macht tief 
berührt und erheblich verändert werben würben. Im Vertrauen auf ben gefunden 
Sinn unjere® Bolles und auf bie feftgegrünbete Kraft unjeres Staatsweiens 
batte fie jeboh davon Abftand genommen, ihrerfeits bie Grundlagen ber flaat- 
fihen Beziehungen zur Kirche zu verändern, fo lange nicht in dem thatſächlichen 
Berbalten der beutichen Geiftlichleit unmittelbare Anläffe dazu bervortraten. Das 
willkürliche und rückfichtsloſe Einfchreiten des Biichofs von Ermland gegen einen 
Religionsiehrer, der zugleich Staatsbiener war, — bie öffentliche Berkündigung 
der aroßen Erfommunilation unter Nichtachtung der bürgerlichen Gelege, — fowie 
bie Losjagung bes katholiſchen Feldpropſtes Biſchoff Ramezanowski von feinen 
Pflichten gegen bie militäriichen Oberen, febten die Regierung in die Nothwen⸗ 
digfeit, Dloßregeln der Abwehr gegen bie geiftlihen Webergriffe zu treffen. Als 
ſodann der Geift des Widerſpruchs und ber Auflehnung durch eine Kundgebung 
des Bapftes gegen die Regierung bes Deutichen Reiches geradezu ermuntert 
wurbe, mußte die Regierung erlennen, Daß bie Abwehr geiftlicher Uebergriffe nicht 
mebr auf ben einzelnen Fall zu beſchränken, fondern ber ganze Zuſammenhang 
der faatsfeinblichen kirchlichen Bewegung im Auge zu behalten ei. 

Die demzufolge zur Geltung gelangten Auffaffungen, Abſichten und Ent- 
Ihließungen der Regierung haben durch den jetigen gemeinfamen und heraus» 
fordernben Schritt der Biſchöfe eine neue und gewichtige Beftätigung erhalten. 

Beun die preußijhe Regierung es nah bem Erlaß der Ber- 
faffung vom 31. Januar 1850 im Bertrauen auf die Damaligen Be- 
jiebungen zu ben kirchlichen Gewalten zunächſt unterlafjen bat, 
ben Artikel 15, nah weldem „bie evangeliide und die römifd- 
katholiſche Kirche, fowie jede andere Religions-Gejellihaft ihre 
Angelegenheiten ſelbſtſtändig ordnet und verwaltet,” in feiner Be» 
deutung und Tragweite durch ausdrückliche Ausführungsgejege 
(wie fie fonft fa zu allen ähnlichen Berfaffungsbeftimmungen 
ergingen) näher feftzuftellen, fo ift es jett, nachdem bie Biſchöfe 
das Gebiet der firdhlihen Angelegenheiten eigenmädtig zu be⸗ 
Kimmen und willkürlich auszudehnen verjudht haben, unerläßlid 
geworden, durch unzweideutige und unantaftbare Staatsgejege 
diejenigen Gebiete zu regeln, welde nicht lediglich Angelegen- 
beiten der Kirche find, jondern zugleich irgend eine Beziehung zum 
bürgerlihen und ftaatlihen Leben haben. 

Es liegt der Regierung auch jet fern, wie Fürſt Bismard in einer 
feiner Reden fagte, dogmatiſche Erörterungen über bie Wandelungen, weldye in 
Bezug anf die Ölaubensfäte ber katholifchen Kirche vorgegangen fein Tönnen, zu 
beginnen. „Jedes Dogma, auch das von uns nicht geglaubte, welches Millionen 
Landsleute theilen, muß für ihre Mitbürger und für bie Regierung jebenfalle 
beilig fein. Aber wir können ben Anfprud auf bie Ausübung eines Theils ber 
Staatsjonveränetät den geiftlichen Behörden nicht einräumen, und fo weit fie die⸗ 
ſelbe etwa befigen, fehen wir im Interefie des Friedens uns genöthigt, fie ein- 
zuſchränken, damit wir neben einander Bla haben, bamit wir in Ruhe mit 
einander leben Fünnen.” 
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Das jetzige Auftreten der Biſchöfe wirb unzweifelhaft dazu 
helfen, das Wort bes Reichskanzlers rafher zur Sr fällung ge⸗ 
langen de fafien, „daß die Regierung gegenüber den Anjprüden, 
welche einzelne Untertbanen Sr. Majeftät des Königs von Preußen 

eiftlihen Standes flellen, daß es Landesgeſetze geben löänne, bie 
ür fie nicht verbindlich feien, daß bie Regierung folden Ar- 
ſprüchen gegenüber bie volle einheitlihde Souveränetät mit allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln aufrecht erhalten werbe und iz 
biefer Rihtung auch der vollen Unterſtützung ber großen Maje— 
rität beider Konfeffionen ſicher ſei.“ 

„Die Souveränetät kann nur eine einheitliche fein und muf 
e8 bleiben: die Souveränetät der Geſetzgebung!“ 


24. Juni. Auſprache des Papftes Pins IX. an den deutſchen 
Lejeverein in Rom auf eine Adreſſe defjelben. 
(Das „Steinden” und ber „Koloß.“) 


„Bor allem danke ich end für Die Gefühle der Anbänglichkeit, bie ihr mir 
ausgebrüdt habt. Sie flinnmen überein mit denjenigen, wie fie mir vom allen 
Theilen Deutſchlands ausgeſprochen worden, unb bie mir felber zu immer 
größerer Ermutbigung und Erhebung dienen. In eben ben jüngflen Tagen 
empfing ich Mitrheilungen aus Coln, Miünfter, Paderborn, aus München, Regent 
burg und vielen anderen Didcelen Deutſchlande; ich habe daraus entnommen, 
daß die katholiſche Bevöllerung bafelbfi bie Verlängerung meines Lebens uub 
meines Bontificates au den jüngft verfloffenen Jahrestagen mit großen Feſilich 
feiten, öffentlichen Gebeten unb vor allem durch eifrigen Empfang ber heiligen 
Sakramente begangen bat. Wohl, das ift ein Mittel, die Verfolgung ber Kirde 
zu bemmen. 

Bas nun bdiefe Verfolgung, wie fie jegt in euerem Vaterland ausgeſprochen 
tft, angeht, fo kämpft wider dieſelbe mit Gebet, mit Stanbhaftigfeit, in ber Preffe. 
in öffentlicher Rebe; thut es mit ebenfo viel Beſonnenheit als Feſtigkeit. Gott 
will, daß man die Landesobrigkeit achte und ihr gehorche; allein er will aud, baf 
man bie Wahrheit fage und ben Irrthum bekämpfe. Wir haben es mit 
einer Berfolgung zu thun, die, von weitem vorbereitet, jetzt aus. 
gebroden iſt; es ift Der erſte Minifter einer mächtigen Regierung, 
ber nad feinen fiegreihen Erfolgen im Felde fih an die Spike 
ber Berfolgung geftellt bat. Ich babe ihn wiffen lafien (und es fol bırd 
fein Geheimniß fein; alle Welt mag es erfahren), daß ein Triumph ohat 
Mäßigung von feiner Dauer if; daß ein Triumph, ber fi in einen Kamyl 
gegen bie Wahrheit unb bie Kirche einläßt, der größte Wahnfinn ik. Ich habe 
dem Premierminifter fagen laffen, daß die Katholiken bie auf bem heutigen 
Augenblid gegen bie beutjche Regierung von vollfter Ergebenheit beſeelt geweſen, 
baß ich immer unb immer wieber von ben Biſchoöfen, von Prieſtern und hervor 
ragenden Laien Berichte empfangen babe, in benen fie mir erklärten, wie fie bet 
Wohlwollen zu ſchätzen wüßten, mit welchem fie von ber Regierung bebaubeit 
würben, fowie bie Freiheit, beren ſich bie Kirche erfreue; ebenfo habe bie Regie 
rung felber ihrer Zufriedenheit mit den Katholiken Ausprud gegeben. Ungefihtt 
biefer Erklärungen und Zugeflänbniffe ver Regierung felber — wie laffe es fih 
begreifen, dag num auf einmal bie Katbhofiten fich in Lente verwandelt habes 
follten, die den Gehorfam verweigern, bie gefährliche Umtriebe machen, bie auf 
ben Untergang bes Staates finnen? — Diefe Frage babe ig an ben Ri- 
nifterpräfidenten ftellen laſſen; bie Autwort erwarteih noch immer 
— vielleiht weil es auf Die Wahrheit feine Autwort giebt. 
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Srheben wir im übrigen unjern Blick zu Gott; hegen wir ein fefles Ber⸗ 
trauen, halten wir in Eintracht zufammen! Jene feindliche Verfolgung ber Kirche 
wird unfehlbar den Glanz jenes Triumphes in Frage ſtellen; wer weiß, ob 
nit bald fi das Steindhen von ber Höhe loslöſt, welches den Fuß 
bes Eoloffes zertrümmert! Will Gott jedoch, daß weitere Berfolgungen 
fommen, nun, bie Kirche hat feine Furcht. Im Gegentheill In den Berfolgungen 
wird fie ja gereinigt, geſtärkt, mit neuer Schönheit umkleidet. Ohne Zweifel be- 
barf e8 auch in der Kirche bie und ba ber Reinigung, und bie wirb am beflen 
ausgeführt durch Berfolgungen, welche von großen politiihen Gewalten ausgeben. 
Da wird bas Unkraut vom Weizen gefonbert uud alle Halbheit gefichtet. Warten 
wir ab, was Gott beftimmt, voll Zuverfiht. Ermweifen wir ber Regierung Ehr⸗ 
furht und Unterwürfigkeit, folange fie uns nichts gegen bie Gebote Gottes und 
der Kirche befiehlt. Ich fegne nun euer Vaterland, ich fegne euch und eure Fa⸗ 
milien, eure Freunde und alle guten Katholiken in Deutichland. Möge Gott euch 
unter feinem Schute bewahren, damit ihr gefräftigt werbet, alles das auszu⸗ 
führen, was ich euch anbefohlen habe! Benebictio ⁊c.“ 


3. Juli. Antwort ber „Brovinzial-Eorrespondenz.“ 


„Eine Kundgebung bes Papftes.” 


„Aus dem Munde des Papftes ift fo eben eine Kundgebung ausgegangen, 
weile auf die Gefinnung und Stellung ber römifchen Curie dem deutichen Reiche 
gegenüber ein helles Licht wirft und für ben meiteren Berlauf ber firdlichen Be⸗ 
wegung von großer Bebeutung fein wid. Papft Bius IX. bat fih gegen bie 
Mitglieder eines deutſchen Bereins in Rom über die angebliche Verfolgung aus⸗ 
geraden, weiche in Deutjchland gegen die katholiſche Kirche ausgebrochen jei. 

I8 die erfte kurze Meibung von dieſer Anfprache berichtete, daß in ihre mehrfach 
Invefiiven, d. b. ftarke Anichulbigungen gegen die deutſche Regierung enthalten 
jeien, da wieſen die fatholifchen Zeitungen bies als eine Verdächtigung und Ber- 
leumdung bes Pupftes zuräd. Aus dem Wortlaute der päpftlichen Aeußerung 
aber, wie fie in ben katholiſchen Blättern inzwiſchen mitgetheilt worden ift, gebt 
bervor, daB der Papſt nit bloß ſtarke Anſchuldigungen, fondern 
audh Worte der Drohung gegen das deutſche Reich ausgefproden bat. 
Er ſagte nämlich: es fei in Deutſchland jett eine Tang vorbereitete Verfolgung 
ausgebrohen, — ber erſte Minifter einer mächtigen Regierung babe 
fh nad fiegreichen Kriegserfolgen an bie Spite diejer Verfolgung ge- 
Rellt, — er, ber Bapft, babe dem Miniſter vorgeftellt, daß „ein Triumph 
ohne Mäßigung“ von keiner Dauer fei, daß der unternommene Kampf gegen 
bie Wahrheit und die Kirche „ber größte Wahnſinn“ fei. Schließlich fpricht 
ber Bapft die Hoffnung und Zuverfiht aus, „es werde fi) bald das Steinen 
von der Höhe loslöſen, das den uf des Coloſſes zerichmettere.” Die 
Drohung gegen das deutſche Reich, welde in biefen Worten enthalten ift, erjchien 
ben fatholıschen Blättern ſelbſt fo flark, daß fie, um ben Eindruck derſelben ab- 
zuſchwächen, die Ausflucht verfuchten: ber Papft habe mit dem „Coloß” nur ben 
„Liberalismus“ gemeint; aber in ber ganzen Anſprache ift vom Liberalismus ober 
von ber liberalen Partei nirgends bie Rede, fondern vom Anfang bis zum Ende 
nur von ber beutichen Regierung und ihrem erften Minifter. Nah dem ganzen 
Zufammenhange und dem Wortlaut ber Aniprade fann der Coloß, 
beffen Fuß das vom Bapfte hberbeigefehnte Steinen zerſchmettern 
foll, nur bie „mädhtige Regierung” des beutiden Reiches fein. 
Denn es nah allen bisherigen Yeußerungen römifch-jefuitiicher Blätter und nad 
ten neueften thatjächlichen Epritten der päpftlihen Curie noch einer Beſtätigung 
ter Meinung beburft hätte, daß die Politik Roms dem neu aufgerichteten 
beutihen Reihe entſchieden feindlih if, fo kann barüber nad obigen 
unzweidentigen Worten bes Bapftes kein Zweifel mehr fein. ..... . . . Wenn ber 
Bapft diefe Fragen in Wahrheit an den Fürften Bismard gerichtet hätte, eine 

Fürf Bismard. II. 33 
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Angabe, bie jedoch aufeinem Irrthum bes Gedächtniffes zu bernhen 
fheint, fo würde doch der Reichskanzler ſchon deshalb kaum haben annehmen 
können, daß ber Papft im Ernfte eine Antwort darauf erwarte, weil es durchaus 
diefelben Fragen find, welde im Laufe bes lettten Jahres Fürſt Bismard 
ſelbſt und ebenfo Seine Majeftät der Kaifer und König wieberholt mahnent 
an bie Katholilen gerichtet hatten. Fürft Bismard wies in jeiner Nebe vom 
30. Jannar d. 3. darauf hin, wie bie höchſten Zeugniffe won Seiner Heiligkeit 
dem Bapfte und die Zeugniffe der Biſchöfe vorgelegen, daß man auf Geiten ber 
Kirche Grund gehabt, mit Preußen zufrieden zu fein, wie er aber vergebfidh ge- 
hofft, daß dieſe Zufriedenheit ſich einigermaßen bei dem Einfluffe von der Kanzel 
und im Beichtſtuhle bemerkbar machen werde. Der Kaifer felbft fagte in bem 
Erlaß an die Biſchöfe vom 18. October v. J.: „Nachdem von den Biſchöfen der 
katholiſchen Kirche, insbeſondere aber von Seiner Heiligleit dem Bapfte, bisher 
jeberzeit anerfannt worden war, daß bie katholiſche Kirche in Preußen fich einer 
fo günſtigen Stellung erfreut, wie faum in einem Lande, ift es Mir unerwartet 
gewejen, in einer Eingabe preußifcher Btichöfe Anklänge an Die Sprache zu finden, 
Durch melde auf publiziftiichem und parlamentarifhem Wege verjucht worden if, 
das berechtigte Vertrauen zu erfchüttern, mit weldem Meine katholiſchen Unter- 
tbanen bisher auf Meine Regierung bliden.” Fürſt Bismard aber bat fih 
nicht bloß auf jene Frage und auf den Ausdruck des Befremdens beichräntt, 
fondern er bat in feinen parlamentarifhen Reben, welche vielleicht auch in Rom 
nicht ganz ohne Beachtung geblieben find, wieberholt feine Gedanken darüber ent- 
widelt, wie und durch welche Einflüffe es gelommen ifl, daß ber con- 
feffionelle Friebe, um den uns ganz Europa beneibete, geftört worben ift; er hat 
einerjeit auf bie unvermeidblihen Folgen des vaticanifhen Eoncils 
und ber auf bemielben verfündeten Grundſätze, anbererjeit3 auf bie immer br 
flimmter bervortretende Feindſchaft Rome gegen bie fi entwidelnde 
Macht Preußens und des deutſchen Reiches und auf bie Verbindung ber 
fogenannten fatholifhen Partei mit allen Gegnern ber nationalen Entwidelung 
Deutſchlands hingewiejen. Nach ben gemichtigen Bffentlihen Darlegungen und 
Erklärungen des Reichskanzlers wird man fchwerlich erwartet haben, daß er ſich 
jest auf ein müßiges und kindiſches Frage- und Antwortfpiel einlaffen follte. 
Die jebige Aeußerung bes Papftes aber würde ihn vollends jeder Antwort über- 
heben; denn biefelbe beftätigt alles, was Fürſt Bismarck Über die Urfachen bes 
firchliden Zwieſpalts gefagt bat. Der Wunfch des Bapfles, daß das Steinden 

ch Loslöfen möge, weiches den Fuß des Colofjes, die Grundlagen bes dentichen 

eiches, zerſchmettern möge, biejer Fromme Wunſch erklärt allerdings vieles, was 
fonft in der preußiichen, in ber beutichen katholiſchen Kirche unerklärlich wäre. 
Diefe offene Aeußerung des Bapftes enthält vor allem einen neuen 
Singerzeig für unfere Regierung, daß es ſich bei ben kirchlichen 
Fragen nidt um die Meinungen und Handlungen ber einzelnen 
Biſchöfe, fondern um einen einheitlich geleiteten Kampf banbelt, 
baß daher au die Abwehr nicht auf den einzelnen Fall geridtet 
fein darf, ſondern ftlets den großen Zuſammenhang ber antinatie- 
nalen lirhliden Bewegung im Auge behalten muß. Wir werben 
uns bei jedem weiteren Schritte bewußt bleiben müſſen, baß der 
Wunſch ber Gegner darauf gerichtet if, bem mächtigen beutfdhen 
Reihe den Fuß zu zerſchmettern.“ 


10. Juli. Weitere Notiz der „Provinzial« Corresponbenz.“ 


„Die Aniprache des Papſtes an ben beutfchen Lefeverein in Rom, beſondert 
ber Hinweis auf „das Steinden,” welches bem „Koloß“ bes Dentichen Reiches 
ben Fuß zerträmmern fol, ift augenſcheinlich den beutfchen Katholiken felber ein 
Stein bes Anftoßes geworben. 

Um bie Deutung bes päpftlihen Ausſpruchs auf das Deutſche Reich u 
Abrebe zu ftellen ober abzufhwäcden, bat bie „Germania,“ auf bie Worte bei 
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Propheten Daniel (im II. Kapitel) bingewiefen, aus welchen bie Anbeutung von 
dem Steinen entnommen fei: ber Prophet babe unter bem Koloß bie dem 
Reihe Sottes feindliche Weltmacht verftanben; repräfentirt werde biefe 
feindliche Weltmacht (nad dem Propheten) durch vier auf einander folgende Welt- 
reiche, nämlich (nach der allgemeinen Auslegung) durch das babylonifche, perfliche, 
macedonikhe und römiihe Reich. Hiernach jet Far, daß in bem Citat bes h. Ba- 
ters eine Drohung gegen das Deutiche Reich an fich nicht vorhanden ſei. 

Das iſt nun freilich eine überaus feltfame Beweisführung. 

Ganz gewiß hat Niemand baran gebacht, daß ber Prophet Daniel bei feiner 
Barnung und Drohung das Deutſche Reich im Sinne gehabt habe, — aber 
ebenio wenig wird das ultramontane Blatt behaupten wollen, daß ber Papft, ale 
er jegt die Drohung gegen ben „Koloß“ feinerjeits ausſprach, von dem babyloni- 
ihen, perflicden, macebonifchen ober römifchen Reiche babe ſprechen wollen. 

Bielmehr Tiegt es auf der Hand, daß ber Papft „die dem Reiche Gottes 
feindliche Weltmacht” gegenwärtig repräfentirt, d. 5. zur Erfcheinung gebracht Dachte 
durch das jetige Deutſche Reich, und daß er feine Hoffnung biefem Reiche gegen 
über auf das zerichmetternde „Steinchen“ jet. 

s Alle jefuttiichen Ausflüchte können dieſe Auslegung nicht erfchlittern ober 
abſchw 


n. 

Wie ſehr eben deshalb der Ausſpruch bes Papſtes auch ernſte Katholiken in 
Deutſchland befrembet und betrübt bat, davon giebt bie ftreng katholiſche „Schle- 
fihe Volkszeitung” in einem bemerkenswerthen Aufſatze Zeugniß, in welchem fie 
mpörberft unumwunden ausipricht, daß bie Frage, wer und was unter dem Koloffe 
gemeint, ihr nie zweifelhaft geweien jet. „Es wird barınter, fagt fie, allerdings 
das neue Deutſche Reich, insbeſondere fein Kanzler gemeint gewejen fein.” Die 
Zeitung beflagt dann, daß der Papft als Italiener von Geburt und von Herzen 
das rechte Verſtändniß und liebevolle Erfaffen deutſcher Verhältniſſe“ nicht haben 
Binne, und ſchließt mit folgenden Worten: 

„Als Papſt war Pius volllommen beredtigt und veranlaßt zu reben, wie 
er gerebet bat. Wäre er jedoch ein Deuticher geweſen, jo wäre ihm biefe Kormu 
firung vielleicht nicht eingefallen, bie in ber That jeden deutſchen Katholilen, ber 
ein Freund des beutichen Reiches ift, troß Falk und Bismard fhmerzen muß. 
Auch vermuthen wir, daß Kardinal Antonelli von biefem gleichzeitig italienischen 
und oberhirtlichen Ausbruche des Schmerzes unb bes Unmutbes nichts im Voraus 
gewußt bat, und daß, hätte Antonelli im Boraus darum gewußt unb mithin 
Gelegenheit gehabt, auf die augenblidfih in Deutichland daraus nothwendig ent- 
ſtehenden politifchen Folgen dieſer improvifirten harmlos gemeinten aber politifchen 
Heußerung aufmerlfam zu machen, der b. Bater fie in petto behalten hätte, gut⸗ 
mäthig wie er ifl. Denn mag man nun in Rom Über deutſche Berhältniffe mehr 
oder minder gut orientirt fein, bas hätte man bei vorherigen Ueberlegen auf jeben 
Hall gefühlt, daß ein folder Schlag jenſeits der Alpen mehr bie Katholilen ale 
ihre Gegner treffen würde, und fie auch bei weitem mehr ſchmerzen mußte, als 
Re und baß fie fo etwas denn doch durch nichts verdient haben 


Wenn ernſte Katholilen ſich über den Ausſpruch des Bapftes in folder 
Weiſe öffentlich Äußern, jo läßt fih barans erfennen, wie tief fie als Deutfche 
fi} verlegt fühlen. 

Solche Aeuferungen aus katholiſchen Kreifen find jedenfalls bebeutfamer als 
die unehrlihen Auslegungslünfte der „Germania.“ 


30, Zur auswärtigen Politik, 


Drei: Kaifer - Zufammenkunft. 

1872. 5.—11. September. Kailer Alerander von Rußland 
und Kaiſer Franz Joſeph von Defterreich zum Beſuch 
am Hofe des deutihen Kaiſers. 

Konferenzen des FZürften Bismarck mit dem ruſſiſchen 


Reichölanzler Fürſten Gortſchakoff und dem öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Minijter der auswärtigen Angelegenheiten Grafen 


Andraſſy. 


Die Bedeutung der Drei-Kaifer-Vereinigung. 
„Provinzial» Eorrespondenz” vom 11. September. 


„Die große Woche ber eletiden Sollen werdet geht zu Ende; aber die 
Einbrüde derjelben und ihre politiihen Yolgen werben unzweifelhaft auf lange 
Zeit hinaus von tiefer Wirkung fein. 

Die Bereinigung ber drei Kaifer in ber Hauptflabt bes neuen Dentfces 
Reiches iſt die gewaltigfte und wirkſamſte Kundgebung einer ernften und ent- 
ſchiedenen Friedenspolitik, ohne jeden politifchen Sintergebanten, ohne bedrohliche 
Nichtung gegen irgend wen. Deshalb findet die Zufammenfunft aufrichtige 
Theilnahme und Zuftimmung auch bei ben nicht unmittelbar vertretenen Regie⸗ 
rungen und Bölfern, welche ihrerfeits den Werth bes Friedens für fich umb für 
bie europäifche Entwidelung zu ſchätzen wiffen. 

Was der Deutiche Kaiſer vom erften Tage nach der glorreichen Wieberauf- 
rihtung des Deutihen Reiches als die höchſte Aufgabe deffelben verkündigte, 
nämlih: „ein zuverläffiger Bürge des europätfchen Friedens zu fein”, — das 
haben jett die drei Kaifer ber großen Reiche bes europäiſchen Feſtlandes ale ihre 
gemeinfame Aufgabe erfaßt und erfennen lafjen, und dadurch dem ſegenverheißenden 
Streben eine unerſchütterliche Sicherheit ber Erfüllung gegeben. 

Unferem Kaifer und dem deutſchen Volle darf e6 zu hoher Genugtiuung 
gereichen, baß bieje neue gewaltige Bereinigung für ben Bäfferfrieben ihren Kern 
unb Mittelpuntt in ber neu erftanbenen Macht bes Deutfchen Reiches und in 
dem allfeitigen Vertrauen zu ber Politik deſſelben bat. 

Es * eine Thatſache, wie fie im Laufe der Weltgeſchichte ſelten vorge⸗ 
tommen ift, baß eine unerwartet burch einen erſchütternden Siegeszug errungent 
Machtftellung fofort eine fo rückhaltloſe Anerlennung und Zuftimmung zu ihren 
Beftrebungen Seitens ber großen Nachbarſtaaten gefunben, wie fie dem jebigen 
Deutſchen Reiche zu Theil wird. Man barf darin zunächft ein offenes Zeugniß 
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bafür finden, daß Dentichlande Sache bei der jüngften großen Entigeibung eine 
gerechte war, vor Allem aber ein Zeichen bes feften Vertrauens ber großen Mächte 
zu dem Ernſt und der Aufrichtigleit der frieblichen Richtung ber beutichen Politik, 
wie fie von dem Oberhaupte des neuen Reiches vom erften Angenblide an ver- 
fündet worben ift. 

„Der Geift, welder in bem deutſchen Volle Iebt”, fo ſprach unfer Kaifer 
zum erfien beutichen Reichstag, „nicht minder die Verfaſſung bes Reiches unb 
feine Serreseinriähungen bewahren Deutfchlanb inmitten feiner Erfolge vor jeber 
Berfuhung zum Mißbrauch feiner durch feine Einigung gewonnenen Kraft. Die 
Achtung, weiche Deutſchland für feine eigene Selbſtſtändigkeit in Aniprud nimmt, 
zollt e8 bereitwillig der Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Böller, ber 
ſchwachen wie ber Rarten.” 

Daß bie europäifhen Mächte dieſem Geifte der dentſchen Bolitit von vorn 
herein volles Vertrauen entgegenbraditen, das war ſchon in bem Verhalten ber- 
felben während ber letzten Kriegsmonate hernorgetreten. Bergeblich fuchte Frank⸗ 
reich damals bei allen Großmächten ber Reihe nach Eiferfucht und Sorge wegen 
der beutfhen Siege unb der daraus erwadhlenden Störung bes fogenannten 
enropäifchen Gleichgewichts zu erwecken, nirgends kdonnte ſolche Beſorgniß Wurzel 
fafien. Noch während des Krieges wurbe zwilchen Oeſterreich⸗ Ungarn und bem 
Deutihen Reiche der Grund zu ber anfrichtigen und innigen Annäherung gelegt, 
bie ſich feither in hoffnungsreicher Weiſe befeftigt hat, und ber Kaifer won Ruh 
land benußte feinerjeits jede Gelegenheit, um feine herzliche Theilnahme an ben 
deutiden Eiegen und Erfolgen mit Wort und That zu befunden. 

Und das Bertrauen, weiches bie beiden alten Kaiferreiche bem neuen Deutichen 
Reihe entgegentrugen, bat feine Kraft und Bebeutung auch barin bewährt, daß 
es dazu beigetragen hat, bie alten freundlichen Beziehungen zwiichen Oeſterreich 
and Rußland fichtlich zu beleben und zu befefligen. Es war eine neue Täuſchung 
ber Feinde Deutſchlands, daß fie wähnten, die Annäherung an Oeſterreich⸗ Ungarn 
müſſe eine Erlaltung ber Beziehungen zu Rußland zur Folge haben. Wenn es 
nody eines Beweiſes beburft hätte, daß Deutſchlands Friedenspolitit auf einem 
umfaffeuden und allfeitig feften Grunde angelegt ift, fo ift dies Durch bie neueſten 
Anzeichen, welche in ber Drei-Kaifer-Woche ihre letzte Beftätigung gefunden haben, 
für jedermann erfichtli geworben. 

Je bebeutfamer hiernach die Thatfache der Drei-Kaifer-Vereinigung an ſich 
ſelbſt ift, defto weniger liegt Anlaß vor, nach befonderen politifden Zwecken ber- 
felben im Einzelnen zu fragen und zu forichen. 

Die vertrauensvolle Einmüthigleit ber drei Monarchen flir die Wahrung 
und Beiefligung bes europäiſchen Friedens ift der Grund, auf weldem bie Zu- 
fammenkunft beruht, und die offene Bekundung biejer Einmitbigteit ift an und 
hie ſich eine große politijche That, deren mächtiger Einbrud unfehldar dem Frieden 

ienen wird. 

Gewiß werben drei mächtige Kaifer von ber periönlichen VBebeutung wie 
Alerander, Franz Joſeph und Wilhelm, und brei Etaatsmänner, wie 
Fürſt Gortfhaloff, Graf Andrafiy und Fürſt Bismard nicht acht Tage 
laug im tägfihen engeren Verlehr vereinigt fein, ohne daß ihre grunbfätliche 
Uebereinſtimmung über die allgemeinen Ziele der Politik fih aud in ber ver⸗ 
trauliden Beſprechung ber verjchiedenen Seiten ber thatlächlihen Politik und einer 
möglichen Minftigen Gefährdung bes Friedens bethätigen follte; aber zu beftimmteren 
dipiomatifchen Vereinbarungen würde ein Anlaß nur vorligen, wenn von irgenb 
ber Ran ber Friebe thatſächlich bedroht erſchiene, was glüdlicher Weiſe nicht 

al if. 

In ſolchem Einne fagte Kaifer Alerander von Rußland ben bonifchen 
Koſalen beim Abſchiede: er begebe fich in das Ausland zur Sicherung bes Friebens, 
der jeboch zur Zeit noch nicht bebroht jei. 

Unfer Reichskanzler Kürft Bismard hat bie Bedeutung ber 
fürkliden Zufammenlunft jo eben dahin zufammengefaßt: die bloße 
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Thatſache berfelben werbe überall ale ein den Frieden verbürgenber 
Abſchluß ber bisherigen großen Ereignifie angefehben werben, und 
ber allgemeine Slaube an ben Frieben fei ja befonbers für bie 
emporblühende Gewerbtbätigleit faft ebenfo wichtig, ala bie Er- 
haltung bes Friedens ſelbſt. Er durfte hinzufügen, daß dieſe Be- 
Deutung ber Drei-RKaifer-Aufammentunft aud von ber Bendllerung 
gefühlt und anerkannt zu werben ſcheine. 

So dürfen denn die brei Monardhen, welde in dieſen Tagen 
fid angefihts Europas und unter freubiger Zufimmung ihrer 
Bölter die Hand für ben Völkerfrieden gereiht haben, mit bober 
©enugthuung auf dieſe ihre fegenverheißende That bliden.“” 


Die Parteien in Frankreich und Beutfdlands Stellung 
m denſelben. 


Erfte Differenzen mit Graf Arnim. 


6. Mai. Bericht des deutichen Botjchafters Grafen Arnim an Für Bismard. 


„Bei meiner legten Unterrebung mit Herm Thiers wieberholte mix der⸗ 
felbe in wärmften Ausdrücken, wie aufridtig unb inſtändig er ben Frieden und 
zwar einen langen Frieden wünſche. Frankreich ſei nicht in ber Lage einen neuer 
Krieg zu führen. Daher ſuche er alle Komplikationen zu vermeiden, allen Ber- 
widelungen vorzubeugen, wo fie auch auftauchen möchten. 

Nah Berlauf vieler Jahre, wenn Frankreich zu Kräften gelommen fen 
würde, müfle natürlich das Beſtreben in ben Borbergrund treten, eine Guntidä- 
bigung für bie erlittenen Berlufte zu fuhen, und wenn Deutſchland einmal in 
Berlegenbeit mit anderen Mächten geratben follte, werde der Augenblid zur - 
rechnung gekommen fein, darum fei aber gar nicht gefagt, daß Frankreich in einem 
ſolchen Fall gegen Deutſchland auftreten müſſe. Es fei jehr wohl denkbar, daß 
Deutihland dann Frankreichs Alltanz durch Compenfationen zu erlanfen geneigt 
fein würde, welche einen Krieg unnöthig machen Tnnten. Uebrigens werbe er — 
Thiers — Allee dies nicht erleben. Er fei mübe, alt, frank und fo begoutirt 
von bem flupiden undankbaren Verhalten der Nationalverfammlung, daß er feinen 
anberen Gedanken babe als fein Land von ber Occupation zn befreien und ſich 
dann zurüdyuziehen. . 

Ich erwiderte dem Präfidenten, daß ich an der Aufrichtigleit feiner Aenße⸗ 
rungen feinen Zweifel haben könne, weil biefelben ber Natur ber Dinge ent 
ſprechend wären. Aber feine perfünliche Weisheit unb feine perfönliche Friedent⸗ 
liebe wären body für uns jehr ſchwache Bürgfchaften, fo lange über bie Dauer 
feiner Amtsführung und feinen Nachfolger gar feine Gewißheit vorliege. Er fei 
tägih auf dem Punkte, fi mit der Nationalverfammiung zu bronilliven, und 
thr jein Portefenille vor die Füße zu werfen. An wen Toilten wir und dann 
halten? Herr Thiers erwiberte, daß die Berfammlung nicht den Wunſch haben 
würde, fi) mit ihm zu überwerfen. Käme es aber body fo, ober follte ber Ted 
ihn überrafchen, fo wilrbe feiner Vermuthung nad weber Heinrich V., neh 
Aumale, noh Sambetta fein Nachfolger fein, fonbern ein honetter Bourgeoiß, 
wie 3. B. Cafimir Périer. 

Bon Napoleon könne nicht bie Rebe fen, er habe Übrigens den General 
Fleury kürzlich geſehen und von bemfelben die Verfiherung erhalten, daß bie 
Bonapartiften auf jebe Eonjpiration während feiner Präfibentichaft verzichten. 
Für die Zukunft behielten fie fich allerdings ihre Anſprüche vor, aber fie ſeien 
ohne Ausfiten. Soweit Herr Thiers. 

Die Meinung aber aller derer, welche nicht blos Paris, fondern auch bie 
Provinzen kenyen, gebt dahin, baß er ſich über bie Lage täuſcht. Um mit auf 
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Nüancen einzugeben, möchte ich behaupten, daß nach einer weitverbreiteten Ueber⸗ 
jeugung das allgemeine Stimmrecht nur zwei Relultate haben lann, nämlich ent- 
weber Sambetta ober Napoleon. 

Bas den erften betrifft, fo if unverlennbar, daß er in ben Provinzen, 
namentlih im Süben, täglich neue Fortichritte macht. Der Socialismus und bie 
rothe Demokratie gewinnt namentlih unter der Landbevöllerung immer mehr 
Boten und es ift dahin gefommen, daß die Bauern rabilaler find als bie Par 
rifer. Allenthalben, wo eine Mantfeftation ber öffentlihen Meinung ftattfindet, 
if fie Sambetta und ber rothen Republil günftig. Selbſt in der Armee verhält 
es fih nach dem Urtheil bes Marſchalls Bazaine ähnlich. Er hält die Armee 
für ganz forrumpirt und iſt namentlich auch davon überzeugt, baf fie der herr» 
fhenten Strömung nicht wiberftehen, fonbern ihr folgen würde. Mac Mahon 
iß in feinen Augen Fein Bürge für bie Aufrechterhaltung ber Ordnung. Gin 
Gegengewicht gegen bie überwuchernbe Gewalt ber Demolratte, — welche Übrigens 
in Sambetta nur vorläufig einen Ausdrud finden würde — iſt augenblidfich 
noch in bem Einfluß des Napoleoniihen Namens zu finden. Marihall Bazaine 
meint, daß heute das Kaiferreih wohl noch ſtark genug fei, um bie Zügel ber 
Regierung zu ergreifen. Unzweifelhaft würden bie Furchtſamen und die Be⸗ 
fitenden, weldhde weder in Aumale, noh in Cafimir Porier, noch in Gam⸗ 
betta eine Garantie finden, ſich ohne Bedenken unter bie Flügel des Empire retten. 

Indeſſen — es ift nicht ganz leicht, bie Ereignifje jo zu birigiren, daß das 
Empire fi wirklich im rechten Augenblid in ben Sattel ſetzen kann. 

Die Rechnung der bonapartiftiichen ——3 — beruht darauf, daß die National⸗ 
Berſammlung im Falle einer präſidenziellen Sedisvacanz einen Dictator ernennen 
wird. Diefer Dictator müffe Mac Mahon, ver General Eiffey ober ber Ge⸗ 
neral Binoy fein. 

Alle drei follen fich verpflichtet haben, eine Berufung an das Boll zu ver- 
anftalten, aus welcher nach der Meinung ber Imperialiften Napoleon bervor- 

eben wird. Wie aber, wenn bie Nationalverfammlung keinen Dictator ernennt? 
der wenn fie Aumale ober Caſimir Périer zum Präfidenten wählt? 

Hier liegt der Punkt, wo bie bonapartiftifhe Partei darauf rechnet, daß 
wir in unferem eigenen Interefie ihr dadurch zu Hülfe kommen werben, baß wir 
an ben Dictator ober ben unzuverläffigen Präfibenten das Verlangen richten, 
eine Regierung berzuftellen, welche uns ben Frieden verbürgt und eine Garantie 
gegen revolutionäre Propaganda giebt. 

Meine ſchon anderweitig ausgeſprochene Anficht ift, daß wir bie von ben 
Bonapartiften mit uns gefuhten Berbindungen nit von ber Hand 
weiſen follen. . 

Um fo weniger, als fie einerfeits durchaus feine Intriguen 
gegen die jegige Regierung im Sinne haben, andererfeits unter 
allen Barteien bie einzigen find, welche offen unfere Unterſtützung 
nachſuchen und die VBerfähnung mit Deutfhland in ihr Programm 
anfnebmen, während alle anderen Kractionen und Schattirungen 
jeden Berkehr mit uns auf das Gorgfältigfie vermeiden unb ben 
Rachelrieg gegen Deutſchland auf ihre Fahne ſchreiben. 

Ih erkenne in ber Candidatur des Duc b’Aumale eine ebenfo große 
Gefahr, wie in berienigen Bambetta’e, und bie fogenannte anftänbige Republik, 
weiche durch Caſimir Périer ober Orevy repräfentirt werden würde, Tann 
m ein Uebergang zu Gambetta fein. Iſt body felbft das Syſtem Thiers im 
jetigen Augenblid unmöglich durch feine immer intimer werdenden Beziehungen 
zu Samberta. Darum erfcheint mir als bie wünſchenswertheſte Entwidelung 
ber politifhen Lage eine folche, welche uns einerjeits Zeit läßt, mit der jetzigen 
Regierung ein Abkommen Über bie baldige Zahlung und Sicherung ber brei 
Nilliarden zu treffen, anbererfeit8 aber den unvermeidlichen Regterungsmwedjlel fo 
beichleunigt, daß die Anweſenheit unferer Truppen im Lande uns noch Gelegen- 
beit giebt, auf die Krifis im Lande einen beſtimmenden Einfluß zu üben.“ 





520 
1872. 


12. Mai. Erlaß des Fürften Bismard an den Grafen Arnim. 


„Ew. pp. gef. Beriht vom 6. d. M. über die Lage und Ausfichten 
ber Barteien in Frankreich ift mir von großem Intereſſe geweſen. 

Die darin niedergelegten Wahrnehmungen beftätigen nur, was mir 
auch von anderer Seite ber aus Privatnachrichten zukommt, daß die Or 
leoniftiichen Prinzen, namentlich durch ihr Verhalten in Gelb-Angelegen- 

eiten, ihren Boden in Frankreich mehr und mehr verlieren, und ih 
imme audy mit Ew. pp. darin überein, daß Deutichland keine Beranlaffung 
bat, ihr Gelangen zur Regierung zu wünjchen, daß vielmehr, unter den 
verfchiedenen Parteien, welche um die Herrichaft ftreiten, das Bonapartifde 
Kaiſerthum wahrjcheinlich diejenige ift, von welcher fih noch am erſten 
ein leibliche Verhältniß zwiſchen Deutichland und Frankreich hoffen Iägt. 
Unfere erftere Aufgabe bleibt natürlid immer, bie jegige 
Regierung zu Rüben, fo lange diefelbe für uns die Heprö- 
[entation des Willens ift, den Frieden loyal auszuführen. 
a8 nah ihr kommt, wird fi in diefer felben Richtung 
pon neuem und gegenüber legitimiren müſſen; wir haben feinen 
Anlaß, dabei der Bonapartiftiihen Partei die Erklufive zu geben, und 
haben daher auch feinen Grund, irgend etwas zu thun, mas fie 
ſchwächen, was ihr in den Augen der Nation fchaden, oder ihre Stellung 
erichweren könnte. Eine, aus unferer Zurüdhaltung herausgehende Partei⸗ 
nahme und Begünftigung für diefelbe, würde aber ficher diefe Folgen haben. 

Bon diefem Gefihtspunfte aus bitte ich auch zu beachten, mas ih 
in einem befonderen, auf den Marfhall Bazaine bezüglihen Erlag vom 
beutigen Tage gefagt habe.“ 


1. November. Schreiben des Felbmarihale von Mauteuffel an Fark 
Bismard aus Nancy. 


„Ew. Durchlaucht geehrtes Schreiben vom 29. v. Rts. empfange ich fo eben 
und erjebe daraus, daß Eie ber unter dem 16. v. Mts. Überfandte Brief bes Herz 
Thiers interejfirt hat. Dies veranlaßt mid, Ew. Durchlaucht auch mitzutbeilen, 
daß Herr Thiers unter bem 25. Oftober, als bie Preſſe wieber. viel von Herrn 
Gambetta gefprocdhen hatte, an Graf St. Ballier bei einer, Details der Eva⸗ 
Iuation der Marne ꝛc. betreffenden Sache auch den in ber Anlage verzeichneten 
Eat telegraphirte. Ich nehme alle dieje Mittheilungen entgegen, ohne barauf zu 
erwibdern, weil ich mich von ber Politik fernhalten will. Aber in meinen Hand⸗ 
lungen unb in ber Form berjelben nehme ich, foweit das Intereffe der Truppen 
ed erlaubt, Rüdfiht auf Herrn Thiers und ſtütze dadurch moralifch feine Re 
gierung. Nach allen Beipredhungen mit Ew. Durchlaucht ift dies in dem Einus 
der Politik Sr. Majeftät. Bor wenigen Tagen war jeboch unfer Botichafter bier, 
ber mir die Anfiht ausſprach, die Etabluung ber Republil in Frankreich fei zu 

efährlich; es fei Zeit, daß eine monardiiche Regierungsiorm Plat greife. Eim. 

urhlaudt kennen meine Anſicht, daß unfer Interefie Ruhe in Frankreich er- 
heifcht, bis bie Kriegsſchuld abgetragen ift, und daß überhaupt Friegerifche Ber- 
widelungen vermieden werben müffen, jo lange bie Bewaffnung ber Armee fih 
in einem Uebergangeſtadium befintet. Ich konnte dem Botſchafter wohl im ber 
Grundauffaſſung, nicht aber in Betreff des Zeitpunktes beſtimmen. Uber Em. 
Durchlaucht mifen, id diskutire gern und lege ba geſprochene Worte nicht auf bie 
Waagſchale. Kun bat mir aber Graf St. Ballier in einer gewiflen inneren 
Aufregung erzäblt, Graf Arnim babe in einer Unterrebung, bie er allerbingt 
als ganz vertrauliche und mit Ableguug feines diplomatischen Charakters bezeichnet, 
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ibm gefagt, er betrachte das gegenwärtige Gouvernement ale unbaltbar, benn 
Herrn Thiers werde Sambetta, diefem die Kommune und biefer ein mili- 
tairifhes Regiment folgen, wenn Frankreich nicht rechtzeitig eine monardhiiche Ber- 
toffung wähle; er babe ibm dann vom Grafen Paris und vom Sohne bes Kai» 
ſers Rapoleon geſprochen. Gleichzeitig mit biefer Mittbeilung war bier ein 
Blatt ber „Krenzzeitung” — Nr. 252 — angelommen, welches in feinem Leit⸗ 
artikel fo heftige Angriffe gegen Herrn Thiers enthielt, daß ich, ba bergleichen 
Artikel Offiziere und Soldaten aufheben, bie Aufmerkſamkeit des Herm v. Balau 
darauf gelenkt babe. 

Ih weiß, daß bie „Kreuzzeitung” Tein Regierungsorgan ift, aber fie gilt 
als ein Parteiorgan und hat Einfluß. Alles Dies zuſammengehalten läßt mid 
Ew. Durdlaudt die Bitte ausipredhen, für ben Fall, daß etwas in ben mir von 
Ew. Durchlaucht früher mitgetheilten Anfichten über die Behandlung ber biefigen 
Berhältnifie geändert ift, mir dies mit zwei Worten zu fagen, weil ich daun mi⸗ 
Kr Koorbereitungen zu treffen und mein eigenes Verhalten danach einzu- 
ichten babe.“ 


8. November. Erlaß des Fürften Bismard an den Grafen Arnim. 


„Rah einer vertraulichen Mittbeilung des General von Man» 
tenffel hat der Graf St. Ballier ihm erzählt, daß er mit Ew. Ercellenz 
bet Ihrer legten Anmefenheit in Nancy eine Privatunterhaltung geführt 
babe, in welcher Sie ſich dahin ausgeſprochen hätten: Sie betrachteten 
die gegenwärtige franzöftfche Regierung als unbaltbar, denn Herrn Thiers 
werde Sambetta, diefem die Kommune und diefer ein militairiiches 
Regiment folgen, wenn Frankreich nicht rechtzeitig eine monarchiſche Ver⸗ 
faflung wähle. In Verbindung mit der legteren hätten Ew. Ercellenz von 
Are nal von Paris und pon dem Sohne des Kaijerd Napoleon 
geſprochen. 

Soviel ſich auch für die Em. Ercellenz zugeſchriebene Anſicht fiber 
die künftige Entwidelung der franzöfifchen Zuftände fagen läßt, fo ſchwer 
wird es mir zu glauben, daß Sie diejelbe gegen einen offiziellen Vertreter 
der Regierung, bei welcher Ste beglaubigt find, ausgeſprochen haben follten. 

Ich erjuhe Em. Ercellenz ganz ergebenft um eine gefällige Aeuße⸗ 
rung, wie fi) nach Ihrer Erinnerung die Sache verhält.“ 


12. November. Bericht des Grafen Arnim an Fürſt Bismard. 


„Ew. Durchlaucht geehrtes Schreiben vom 8. d. M. babe ich geflern zu er- 
halten bie Ehre gehabt. 

Der Bericht bes Generals Freiherrn von Mantenffel beruht auf Miß- 
verftänbniffen. 

Bon meiner Konverfation mit Herrn von Gt. Ballier ift mir im We«- 
fentlihen nur erinnerlich, daß berfelbe unter vielen Klagen über fein unglüdliches 
Baterlanb die Nothwendigleit eines langen Friedens betonte. Er bob hervor, 
welches Glück die Bewahrung der monarchiſchen Traditionen für Deutſchland fei 
und gab fi) als Legitimiften zu erlennen, erblidte aber in der Perſon des Herrn 
Thiers den von ber Vorſehnng gefandten Retter. Sein Leben fei eine Garantie 
gegen alle Gefahren. Hierin ſtimmte ich ihm vollſtändig zu. Daß ich auf bie 
na agbare Gteigerung des Gambettiftifchen Einfluffes hingewieſen habe, ift mög. 
lich. Ich entfinne mich jeboch nicht, bei dieſer Gelegenheit mich auf dem Gemein⸗ 
platz aufgehalten zu haben, daß auf eine Pðbelherrſchaft ein Säbelregiment folgen 
möfle. Bon dem Grafen von Baris habe ih mit Herrn von Manteuffel 
geiprohen. Wenn Herr von St. Ballter es nicht fo beſtimmt verfidherte, fo 
würde ich nicht glauben, daß zwiſchen ihm uub mir biefer Name genannt worben 
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fei. — Bolfländig unrichtig it, Daß ich die bafbige Einführung der Monardie 
unb beftimmte Thronkandidaten empfohlen babe. — 

Auffallend ift, daß ih in dem Sinne, iu welchem ich mit Herrn v. St. Ballier 

eſprochen haben fol, mit dem Freiberen von Manteuffel wirklich geſprochen 
Babe. Derfelbe pflichtete meinen Auffaffungen, fo weit fie bie Gefährlichkeit ber 
Republik betreffen, bei, und ging fo weit, zu behaupten, daß Thiers bie Her 
pubiil ſelbſt ale ein Mittel der Revanche anjähe. Ich glaube, daß er hierin Recht 
bat. Herr von Manteuffel wid von meinen Anſichten nur infofern ab, al 
er bie Konſervirung bes Thiersichen Regimes noch für nöthig hält, um uxjer 
Geldforderungen zu fidhern, während ich biefelben für ficher halte — weiches and 
bie Regierung Frankreichs in der nächſten Zeit fein möge. 
on bem ganzen Borgange habe ich einen fehr unerfreulidden Einbrad. 

Ih bin Über Nancy gereift, un frühere Mißverftänbniffe auszugleichen. 
Herr von Manteuffel fchien meine gute Abficht nicht zu verfennen. Er {prod 
den Wunſch aus, vertranliche Beziehungen zwiſchen Paris und Ranch berzuftelen. 
Er wollte zu dem Zwede etwa alle 14 Tage einen Offizier nach Paris ſchicken. 
Diefem Syftem würde es entiproden haben, wenn Herr von Manteuffel, che 
er &w. Durchlaucht durch feinen Brief bennruhigte, mich nach meiner Berfion von 
ber Konverfation mit Herrn von St. Ballier gefragt hätte. 

Hierzu bätte ihn auch feine große Geichäftserfahrung veranlaflen Binnen. 
Deun es ift fchon fehr fchwer, durch einen ſchriftlichen Bericht ein richtiges Bil 
von einer Konverfation zu geben, welche ber Verichterftatter jelbft gehabt bat. Ein 
Bericht aber über eine Konverfation Anderer, welder ber Schreiber nicht beige 
tohnt bat, ift immer bie Duelle von Irrthümern und der Anfang von Mythen 

Übung 2. 

weiß nicht, warum Herr von Manteuffel in feinem Wohlwollen für 
mich keine Gründe gefunden bat, fi biefer Schwierigkeit bewußt zu werten. 
Wenn neben meiner politiichen Verichterflattung eine zweite politiiche Korreiponbenz 
berläuft, fo wirb mir das Geichäft fehr erſchwert. Wenn dieſelbe aber eine Be 
richterftattung über mich wird, fo wird mir das Geſchäft unmöglich gemacht. 34 
kann daher Ew. Durchlaucht nur danken, daß Sie mich ſogleich von ben Mel⸗ 
dungen bes Generals in Kenntniß geſetzt haben.” 


23. November. Erlaß ded Herrn von Balan, Vertreter dei 
Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten an Graf Arnim. 


„Em. Ercellenz geheime Berichte vom 10. und 12. d. M. haben fo 
wohl Seiner Majeſtät dem Kaifer als dem Fürften Reichskanzler vorge 
legen, weldem fie, Ihrem Wunjche gemäß, gleichzeitig überjendet worden 
find. Die in dem erften diefer beiden Berichte enthaltenen Notizen über 
die Preßverzweigungen, namentlich zwijchen Defterreih und Frankreich, 
werden verwerthet werden, um in diefer Beziehung noch nähere Ertum 
bigungen einzuziehen. 

aß die von bier aus infpirirte und überhaupt die einheimifce 
Prefie die monardiichen Elemente in Frankreich herabwürdige, Tann der 
Ser Reichskanzler nicht zugeben. — Jedenfalls würde dies nicht auf 
nftruftion beruhen; aber, wie gejagt, auch die Thatſache wird nicht au 
erlannt, wenngleich die deutſche Preſſe im Allgemeinen ſich der Angriffe 
auf Thiers und feine Regierung allerdings enthalten hat. Den Schluß 
folgerungen, welde Em. Greelleng aus den mancherlei Bedenken des jegigen 
franzöfifhen Regimes ziehen, kann Seine Durchlaucht nicht beitreten. 
*— Bismard ift durchaus nicht der Anſicht, daß keine frauzöſiſche Re⸗ 
gierung daran denken würde, die pefuniären Verpflichtungen gegen Deutſch⸗ 
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land nicht zu erfüllen. — Im Gegentheil erfordert nach der Anficht Seiner 
Durchlaucht unfer Intereſſe zuerft die Zahlung der Kriegsentſchädigung 
und bie — des Friedensvertrages abzuwickeln, die Entwickelung 
der inneren franzöſiſchen Angelegenheiten nach wie vor ſich ſelbſt zu über⸗ 
lofien, wenigftend uns denjelben nicht mit vorgefaßten Deduftionen und 
Plänen gegenüberzuftellen. Unter Umftänden können wir allerdings die 
Elemente begünftigen, deren Thätigkeit unferm Intereſſe zufagt, dazu 
müflen wir aber abwarten, daß fie auf der Bühne erfcheinen, nicht aber 
fie konſpiratoriſch benugen wollen. Ein monardifch Eonftituirtes Frank⸗ 
reich würde größere Gefahren für uns haben, als die find, welche Em. 
Ercellenz in dem anftedenden Einfluß der republifanifchen Inſtitutionen 
fehen. Das Schaufpiel, welches diefe darbieten, erjcheint eher geeignet, 
abſchreckend zu wirken. — Mit den Legitimiften könnten wir liberdies 
unter feinen Umftänden gehen, da fie immer päpftlich gefinnt fein werden. 
So lange unfer Kampf mit der Curie dauert, deilen Ende nicht abzuſehen 
ft, lönnen wir ein folches Element nicht begünftigen. Die Anficht, daß 
jede andere Regierungsform Frankreichs als die republilanifche für und 
unannehmbar wäre, würde zu weit gehen, und wird daher von der infpis 
rirten Preſſe aud niemals vertreten werden. AndererjeitS aber würden 
wir, wenn wir für irgend eine andere Negierung dafelbft Partei nehmen, 
auch die gegen diejelbe gerichteten Feindſchaften erben; wir würden Frank⸗ 
reich dadurch erft bündnikfähig machen, was e8 jegt nicht iſt. — 

Ueber die Gefährlichkeit von Thiers kann man theoretiſch jehr ver- 
fhiedener Anficht fein. Bei einer fo erplofibeln Nation wie die franzöfiice 
it die Zukunft unberechenbar. Da der Fürft aber Em. Excellenz Anſicht 
über den Grad diefer Gefährlichkeit nicht theilt, jo muß er darauf halten 
— und bezeichnet feine Inſtruktion in diefer Beziehung als unbedingt, — 
daß es nach feiner Anficht gebt, und die Bertreter Sr. Majeftät des 
Kaiſers im Auslande nad) außen hin fich jeder entgegengefegten Aeuße⸗ 
rung enthalten. Se. Durdlaucht bezeichnet es bei diefer Gelegenheit als 
einen gewöhnlichen Fehler deutſcher Botiif, fi zu früh auf die Ereigniffe 
im einer beftimmten Richtung vorzubereiten.“ 


20. Dezember. Erlaß des Fürften Bismard an Graf Arnim. 


„Em. Excellenz Beriht vom 16. d. Mts. ift eingegangen. Nach 
der heutigen Entwidelung der Lage halte ich es nicht mehr für ins» 
icirt, Ihnen eine neue Inſtruktion zu ertheilen, wohl aber giebt mir der 
Inhalt Ihrer Berichterftattung in den legten zwei Monaten Anlaß zu 
einigen allgemeineren Bemerkungen. 

Die Lage der Dinge in Frankreich ift ohne Zweifel eine folche, daß 
ed für jeden, auch den gemiegteften Diplomaten eine ſchwierige, vielleicht 
eine unmögliche Aufgabe ift, fich ein ficheres Urtheil über den Zuftand 
des Landes, fiber das Gewicht der einzelnen politiichen Parteien und Per⸗ 
fonen ımd namentlich über die Wahrjcheinlichkeiten der nächften Zukunft 
u bilden. Diefe Schwierigkeit wird erhöht durch die unberechenbare Leis 

fchaftlichkeit, welche dem franzöſiſchen Charakter eigenthümlich ift und 
bon welcher auch die gereifteren hranzöfifchen StaatSmänner weniger frei 
find als die Mehrzahl der deutfchen und englifchen. 

Ebenfo groß wie die Schwierigkeit der Beurtheilung ift aber zugleich 
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die Wichtigkeit, welche e8 für die deutiche Reichsregierung hat, nicht zu 
einer unrichtigen Beurtheilung der Sachlage in Frankreich und ihrer Row 
fequenzen zu gelangen, nicht faljche Prämiſſen ald richtige und als ſichert 
Baſen der eigenen Politit anzunehmen. In einer ſolchen Situation iſt «6 
meined Erachtens für den amtlichen Bertreter des deutichen Reiches die 
Aufgabe, die Eindrüde, welche er empfängt, bevor er fie meldet, einer 
fehr fjorgfältigen Prüfung und Sichtung ® unterwerfen. Denn bei der 
verbängnißvollen Bedentung, melde jede atiehlieBung St. Majeflät in 
der auswärtigen Politik für die Zukunft des deutſchen Reiches und Eurepas 
baben fann, wäre e8 eine große Gefahr für Beide, wenn weſentliche 
Borausfegungen der Allerhöchſten Entſchließungen fich als irrthümlich erw 
gäben, obſchon fie von der Kaiferlichen Botfchaft ala zweifellos angelchen 
und gemeldet waren. Wenn Em. Ercellenz; die Güte haben wollen, Ihre 
Berichte feit Ihrer erften Rückkehr nach Paris bis jekt, die Meinungen, 
weldhe Sie darin über die Lage und die nächſte Zukunft, über die Stel⸗ 
lung und die Bedeutung der einzelnen StaatSmänner und fiber die Auj⸗ 
gaben unferer Politil ausgefprogen haben, einer vergleichenden Prüfung 
u unterziehen, fo glaube ich, werden Sie felbft die Größe der Schwierig 
eiten würdigen, die es hat, in einem ſolchen Lande und in einer folden 
Lage ſich ein Urtheil zu bilden, welches man mit derjenigen Sicherheit 
ausfprehen fann, auf die Se. Majeftät der König in fo Tolgenfehweren 
Bragen bei amtlichen Altenftüden den Anſpruch bat. 

Meine dienftlihe Stellung legt mir die Verpflichtung auf, die Ber 
treter Sr. Majeftät, wenn ich den Eindrud babe, daß ihre VBerichterflat- 
tung auf irrthümlichen Borausfegungen beruht, darauf aufmerkjam zu 
maden, und die Wahrheit entweder durch gemeinfame Erörterung zur 
Feſtſtellung zu bringen, oder in Fällen, wo e8 fih um Wahrſcheinlichkeitt⸗ 
berechnungen für die Zukunft handelt und ein Einverftändniß in Bezug 
auf diefelben nicht zum erreichen ift, die Anficht feitzuftellen, welche der 
Bolitik, zu der ih Sr. Majeftät rathe, zu Grunde liegt, und gegem melde 
ein Gefandter daher feine abweichende Anficht fo lange zurüdtreten laflen 
muß, als Se. Majeftät der Kaifer und König mir die Leitung der anf 
wärtigen Politif Deutſchlands anvertraut. Kein Nefjort verträgt weniger 
al8 das der auswärtigen Politik, eine zwiefpältige Behandlung; eine jolde 
würde für mich in derfelben Seategorie der Gefährlichfeit fiehen wie etwa 
im Kriege das Berfahren eines Brigabierd und feines Divifionärd nad 
einander widerſprechenden Operationsplänen. Die Erkenntniß dieſer Ge 
fahr legt mir die Verpflichtung auf, Em. Ercellenz zu jagen, daß ich dee 
von Ihnen mit Zuverficht ausgeſprochene Ueberzeugung, al® wären unfere 
rädftändigen Forderungen unter jeder Regierung Frankreichs unbedingt 
gefichert, für eine irrthümliche und jede Verfiherung, die Em. Ercellen; 
darüber geben, für eine fehr gewagte halte. Sie nehmen dadurch eine 
—* auf ſich, die Niemand leiſten kann und die deshalb in einem 
amtlichen Berichte, auf Grund defien Se. Majeftät Entfchliegungen faflen 
Könnte, nicht gegeben werden follte. Ich balte für mahrfcheinfich, daB die 
Bahlungen er tot en, menn Thiers am Ruder bleibt, oder doch die gou⸗ 
vernementalen Berbältniffe in einer regelmäßigen legalen Eutwidelung; 
ih befürchte dagegen, daß wir zur Befriedigung unferer Forderung von 
Neuem das Schwert würden ziehen müfjen, wenn durch gemwaltfame Um- 
wälzung eine Republik mit einer anderen Gattung von Yührern and Ruder 
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lame. Schon wegen biefer Möglichkeit liegt e8 in unſerem Intereſſe, das 
jetzige Gouvernement mindeſtens unfererfeit3 nicht zu ſchwächen oder zu 
feinem Sturze beizutragen. Anders, aber andy nicht in einer für uns er- 
wünfchten Beife, würde fich, wie ich beforge, die Sache entwideln, werm 
vor der Zahlung und der Räumung einer der monarchifchen Prätendenten 
fi) der Gewalt bemächtigte. Wir würden dann in freundlicher Weife ge 
beten werden, das Gebeiden des jungen monardifchen Keimes dadurch zu 
fördern, daß wir der Monarchie in Bezug auf Zahlung und Räumung 
Konzeffionen machten, die wir der Republik verjagt hätten. Wir könnten 
das allerdings abjchlagen, aber ich fürchte, daß dies nicht thunlich fein 
würde, ohne daß andere Kabinette und namentlich uns nahe befreundete 
auch ihrerſeits eine Berüdfichtigung des monarchiſchen Elements in Frank⸗ 
reih und mehr nder weniger dringend empfehlen würden. Wenn man 
such in London, Peterdburg und Wien zu Hug ift, um zu glauben, daß 
ein monarchifches Frankreich und weniger gefährlich jei, als die gelegent- 
lihe Herrfchaft der republilaniichen Fraktionen in Frankreich, fo ift doch 
die Behauptung, eine ſolche Anficht zu haben, ein zu brauchbarer Deck⸗ 
mantel zur Erftrebung anderer Zwecke, als daß man nicht die Berftim- 
mung über unfere Stellung und megen der allerdings für alle außer für 
ung unbequeme Uebertragung der Milliarden aus Frankreich nad) Deutich- 
land unter diefer Maske zur Geltung bringen follte. Es würde auf dieje 
Weiſe fih eine für uns recht unbequeme europäifche Gruppirung in kurzer 
Zeit berausbilden können, welche einen zunädft freundſchaftlichen Drud 
auf und üben würde, um und zum Berzicht auf einen Theil der erruns 
genen Vortheile zu beftimmen. Analoge Erjcheinungen werden ohnehin 
vielleicht |päter nicht ausbleiben; aber unfere Aufgabe tft e8 gewiß 
nicht, Frankreich durch Konjolidirung feiner inneren Berhält- 
nijie und Durch Herftellung einer geordneten Monardie mächtig 
und bündnigjfähig für untere bisherigen Freunde zu maden. 
Frankreichs Feindſchaft zwingt uns, zu wünſchen, daß es ſchwach fer und 
wir handeln jehr uneigennügig, wenn wir ung der Herftellung konfolidirter 
monarchiſcher Inftitutionen, jo lange der Frankfurter Friede nicht vollftändig 
ausgeführt ift, nicht mit Entichlojfenheit und Gewalt widerjegen. Aber 
wenn unfere auswärtige Bolitit bewußterweiſe dazu beitrüge, den Feind, 
mit welhem wir den nächften Krieg zu befürchten haben, durch feine innere 
Einigung zu ſtärken und dur eine monardifche Spige bündnißfähig zu 
machen, fo mwitrde man ſolchen Vorgang nicht forgfältig genug verheims 
lihen können, wenn man nicht eine berechtigte und zornige Unzufrieden« 
beit in ganz Deutjchland erregen, ja möglicherweije den verantwortlichen 
Diinifter, der eine fo landesfeindliche Politik getrieben, einem ftrafgerichts 
lihen Berfahren ausgefegt jehen will. 

.  Diefe Erwägungen ftehen in Berbindung mit einem anderen jchon 
angedeuteten Irrthum, welder Em. Ercelenz zu unrichtigen politifchen 
Sclußfolgerungen verleitet. 

Em. Ercellenz glauben und haben die auch mündlih Sr. Majeftät dem 
Railer ausgeiprochen, daß die einftmeilige Fortdauer republifanij cher 
Infitutionen in Frankreich den monardifchen Snftitutionen in 
Deutſchland gefährlich fei. Ich vermuthe, dag Em. Excellenz auf dieje 
Befürchtung nicht gelommen fein würden, wenn nicht ausländische Berhältniffe 
in den legten Jahren nothwendig Ihre Aufmerkfamteit vorwiegend in Anſpruch 
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genommen hätten, umd wenn ein längerer Aufenthalt in Deutfchland und 
im Gentrum ber beutfchen Geſchäfte Ste in die Lage gejekt hätte, Sich 
ein ſachkundiges Urtheil zu bilden, 

Em. Excellenz führen in Ihrem Inngften Berichte an, daß Berbin- 
dungen der franzöfifchen Demokratie mit Süddeutſchland ftattfänden. 

Diefe Wahrnehmung kann für Em. Excellenz jo wenig eine neue fein, 
wie für uns bier; feit vierzig Jahren enthalten die Archive aller inneren 
und ausmärtigen Behörden, namentlich, wie ich annehmen darf, das En. 
Ercellenz zur Hand befindliche der Parifer Botjchaft, volumindfe und bes 
dauerliche Auffchläffe hierüber. Die Verbindungen der franzöfifchen De 
mofcatie beftehen feit der ZulisRevolution und länger nit nur mit Shd- 
deutfchland, fondern fehr viel lebhafter und entwidelter mit der Schweiz 
und Belgien, mit England und Jtalien, Spanien, Dänemarf und Ungarn 
und namentlich Polen. Die Intenfität derfelben hat im Ganzen ziemlich 
genan Schritt gehalten mit dem Anſehen Frantreihs in Europa; denn 

ine monardifche Regierung in Frankreich verfhmäht es, auch wenn fie 
mit dem größten Nahdrud die franzöfifhe Demokratie verfolgt, Dielen 
Hebel den übrigen Staaten und namentlich Deutfchland gegenüber wirkſan 
zu erhalten. Es wird ſich hierin eben immer daſſelbe Spiel wiederholen, 
wie bei der Unterdrüdung der Proteftanten in Frankreich und ihrer Unter 
flügung in Deutfhland und mie in der türlenfreundlichen Politik des 
allerhriftlihften Königs Ludwig XIV. 

Ich bin überzeugt, daß kein Franzoſe jemals auf den Gedanken kommen 
witrde, und wieder zu den Wohlthaten einer Monarchie zu verhelfen, wenn 
Gott über uns das Elend einer republifanifhen Anarchie verhängt hätte. 
Die Berhätigung derartiger wohlmollender Theilnahme für die Geſchicke 
feindlicher Nachbarländer ift eine weſentlich deutfche Eigenthümlichkeit. Die 
Regierung Seiner Majeftät des Kaiſers bat aber um jo weniger Anlaß, 
diefer unpraktifhen Neigung Rechnung zu tragen, als e8 keinem aufmert: 
famen Beobachter hat entgehen fünnen, wie ſtark und maſſenhaft in Deutic- 
land die Belehrung gewei en ift und noch ift von rothen zu gemäßigt-libe- 
ralen, von gemäßigt-liberalen zu konjernativen Gefinnungen, von doltrinärer 
Oppofition zu dem Gefühl des Intereſſes am Staate und der Berant- 
wortlichleit für denfelben, jeit dem experimentum in corpore vili, welches 
mit der Kommune vor den Augen Europa® gemacht wurde. Frankreich 
dient mit Nuten als abjchredendes Deilpiel enn Frankreich noch einen 
Alt des unterbrochenen Dramas der Kommune vor Europa aufführte, 
was ich aus menſchlichem Antereffe nicht wünſchen will, fo wide es mur 
um fo ſtärker zur Slarmahung der Wohlthaten monardifcher Berfaffung 
und zur Anbänglichkeit an monarchifche Inftitution in Deutfchland beitragen. 

Unfer Bedürfniß ift, von Frankreich in Ruhe gelaflen zu werden und 
u verhüten, daß Frankreich, wenn e8 uns den Frieden nicht halten will, 

ndeögenofjen finde. So lange e8 folche nicht bat, ift uns Frankreich 
nicht gefährlich; und fo lange die großen Monarchien Europas zuſammen⸗ 
alten, iſt ihnen keine Republik gefährlih. Dagegen wird eine franzöfifde 
epublit aber ſehr ſchwer einen monardiichen WBundesgenofien gegen uns 
finden. Diefe meine Ueberzeugung macht e8 mir unmöglich, Seiner Me 
jeftät dem Könige zu einer Aufmunterung der monordifden Rechten in 
Frankreich zu rathen, welche zugleich eine Kräftigung de& uns feindlichen 
ultramontanen Element8 involviren würde. 
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Indem ich die Meinungsverfchiedenheit, in der ich mich über fo fım« 
damentale Grundſätze unferer Politik mit Em. Excellenz befinde, Iebhaft 
bedauere, habe ich mic, doch der Pflicht nicht entziehen können, diejelbe 
umummunden zu Ihrer Kenntniß zu bringen. Ich bin überzeugt, daß bie 
Meinungsverjchiedenheiten zwifchen uns ſich weſentlich vermindern werden, 
wenn Em. Ercellenz auf meine Eingangs ausgeſprochene Bitte eingehen 
wollen, die Zumerläfftgkeit Ihrer Eindrücke von franzöſiſchen und deutſchen 
Berhältniffen einer jorgfältigen und längeren Prüfung zu unterwerfen, 
bevor Sie diefelben einem amtlichen Berichte einverleiben, den ich Seiner 
Mojeftät vorzulegen habe und der als pidee justificative unferer Politik, 
auch parlamentariſch oder anderen KRabinetten gegenüber unter Umftänden 
benußt werden muß. Es wird ſich auf diefe Weife auch eine gefichertere 
Debereinftimmung des Inhalts Ihrer Berichterftattung in fich ſelbſt in⸗ 
toweit herbeiführen lafjen, wie e8 für mich erforderlich iſt, um ſelbſt einen 
feften und dauernden Eindrud des Geſammtinhalts der Berichterftattung 
und der Anträge Em. Excellenz behufs meiner Vorträge bei Seiner Ma⸗ 
jefät dem Könige zu erhalten. 

Mehr aus formalen Rüdfihten erlaube ich mir noch die nachftehende 
Bemerkung. Sie erwähnen in Ihrem Bericht vom 16. d. M., daß man 
an direfte Beziehungen zwiſchen der deutjchen Regierung und Ganıbetta 
yaube. Denn Em. Ercellenz Sich vergegenwärtigen, daß die deutjche 

egierung durch Seine Majeftät den Kaijer in erfter Linie geleitet wird, 
fo fennen Em. Ercellenz die Denkungsweiſe unjeres Allergnädigften Herrn 
binreihend, um darüber nicht in Zweifel zu fein, daß eine ſolche Be⸗ 
bauptung eine Seiner Majeftät dem Kaifer perfönlich empfindliche Krän⸗ 
tung enthält. Wenn fie aber eine folche im dienftfichen Antereife Ihrem 
amtlichen Berichte glauben einverleiben zu mülſſen, jo wäre es dabei meines 
Erachtens indizirt, die Quelle einer ſolchen Meinung etwas genauer als 
dur das unbeitimmte Pronomen „man“ zu fubftanziiren und die ges 
ſchäftliche Nüßlichkeit einer ſolchen Inſinuation näher zu begründen, al® 
bier geſchehen. Em. Excellenz Selbft würden es gewiß und mit Recht 
nicht für angemefjen halten, wenn ich Ihnen in einem amtlihen Erlaſſe, 
ohne ein nachweisliches Motiv und unter der anonymen Bezeichnung des 
Pronomen „man“ Mittbeilung von Gerlihten machen wollte, die etwa 
über die Verbindungen der Kaiferlichen Botjchaft in Paris in analoger 
Weiſe eriftiren könnten, wie da8 von Ihnen angeführte Gerücht einer 
Berbindung der Kaiferlichen Regierung mit Gambetta. Es müßten gewiß 
jehr glaubmürdige und namhaft zu machende Autoritäten und ein erficht« 
licher dienftlicher Zwed vorhanden fein, ehe ich es für gerechtfertigt halten 
könnte, dergleichen Andeutungen in einem amtlichen Erlafje zu machen. 
(gez.) von Bismard.“ 


23. Dezember. Erlaß ded Fürften Bismarck an Graf Arnim. 


„Mit den Bemerkungen, melde Em. Excellenz in dem gef. Bericht 
vom 19. d. M. zu der Auslaffung des Herrn Thiers vor der Dreißiger⸗ 
Komiſſion machen, bin ich nicht ganz einverftanden. Die Phrafe „Le 
pays est sage, les partis ne le sont pas“ bezeichnet parlamentarifch höflich 
und richtig die Erjcheinung, welche fi in allen Ländern mit Hepräfen- 
Itipperfaffung wiederholt und durch welche die Befugnif zur Auflöfung 
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der Wahllörper motivirt ift, daß die Bevölkerung einfchlieglich der Wähler 
in der Regel bejonnener, realiftifcher, patriotifcher denkt, als die Führer 
organifirter Parteien im Parlament und iu der Prefle, in denen gewöhn⸗ 
lid den in jeder Partei Avancirteften die Führung zufällt. Ein beutjcher 
Staatsmann würde fich vielleicht anders wie Herr Thiers ausgelafien 
— aber es hieße ihm meines Erachtens Unrecht thun, wenn man 
einen ganz zutreffenden Ausſpruch unter die Gemeinpläge verweilen 
wollte. — 

Auch darüber, mas Herr Thiers fi von einer zweiten Sammer, 
die in dem Eonftitutionellen Organismus die erfte, ein Oberhaus, fein 
würde, verjpricht, hat er fi), wie mir fcheint, fo deutlich außsgefprochen, 
wie e8 den Berhältniffen und der Beranlafjung genügte. Er fagte im 
Eingange: Le vöto donnd au Chef du pouvoir exöcutif ne serait pas 
suffisant. Le vöritable remdde serait l'institution de deux chambres. Ber 
einem Publikum, dem die Geſchichte der Nationalverfammlung von 1789 
geläufig ift, war damit gerade für die fonfervative Majorität der Kom: 
miffion ein fo fruchtbarer Gedanlengang angefchlagen, daß es kaum ber 
weiteren Bemerkungen über den Nuten einer zweiten kontrolirenden Körper 
ſchaft und der Berweifung auf andere Ränder bedurft hätte, welche Thiers 
an zwei fpäteren Stellen feiner Auslaſſung madt. Ich kann aud nichts 
Deiremdendes darin finden, daß er fich über die Zujammenjegung und 
die Befugniffe der Kammer nicht eher äußern zu wollen erflärt, ala bis 
die Errichtung einer folhen im Prinzip angenommen fpi. 

Ih halte für nöthig, den, wie mir fcheint, ungerechten Urtbeilen 
Em. Ercellenz über gen Thiers meine Anjicht gegenüber zu ftellen, 
weil entgegengefettte Anfichten über den leitenden Staatsmann Em. Er 
cellenz auch dann zu einer von der meinigen divergirenden Politik drängen, 
wenn Em. Erxcellenz eine ſolche principiell nicht beabfichtigen.“ 


1873. Die fociale Stellung der Deutſchen in !yranfreid. 


22. Januar. Bericht des Grafen Arnim an Fürſt Bismard, 


„sn dem Salon einer bier für ben Winter etablirten fremden Dame 
wurde vor einigen Tagen in meiner Gegenwart erzählt, daß Ihre Majeflät vie 
Kaiferin unb Königin wiederholt dem Herrn Guizot Allerhöchſt Ihr Bedauern 
darüber habe ausbrüden laffen, daß bie Hohe Frau nicht Gelegenheit gehabt hakk, 
ben greifen Staatsmann fennen zu lernen. Ihre Majeftät hatte daran — jener 
Erzählung nah — den Ausdrud des Wunfches gefnüpft, bie Meinung bes Herm 
Guizot darliber zu hören, wie wohl ber zwiſchen Deutfchlanb und Frankreich 
aufgehänfte Haß gemildert werben könne, Herr Guizot, fagte man, habe darauf 
erwiebert, daß nur bie Zeit in biefer Beziehung zu helfen vermöge. 

Diefe Erzählung rief eine Converfation Über die innere Berechtigung her 
erwähnten Antwort des Herrn Guizot hervor. Bon einer Seite pflichtete man 
ihm bei — von anderer wurbe behauptet, daß die Zeit, — d. h. irgend eine be⸗ 
rechenbare Zeit — an ber jetigen Stimmung ter Franzoſen nichts ändern mürbe. 
Es wurde gemeint, daß bie Stimmung jetst giftiger ſei, als vor einem Jahre, 
und daß mit der Evaluation nicht die Leidenſchaft, fondern jebe Zügelung ber- 
felben aufhören würde. 

Ich theile diefe Meinung, ohne viel Werth darauf zu fegen. Bon ber Zei 
erwarte ich keine Beſänftigung; eher if noch möglich, daß ganz plötzlich, vom einem 
Tage zum andern unter dem Einbrude eines Ereigniſſes oder eines mot d’ordre 
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bie framöfiihen Antipathien eine anbere Richtung nehmen. Wahrſcheinlich ift 
weder das Eine noch das Andere. 

Diefer Zuſtand bat für ten Privatverkehr zwifchen Sranzofen und Deutfchen 
jehr unangenehme Folgen. Die Kaufleute, welche ihr Geſchäft mit ſehr wenigen 
nicht ganz erflärfihen Ausnahmen aufgeben müffen, bie Hanbwerler, welche bier 
nicht mebr ihren Unterhalt finden, und diejenigen fehr zahlreichen Deutfchen, 
welche um bes Gewinnes ober um bes täglichen Brote willen hier bleiben müſſen, 
find in bebauernswerther, zum Theil in jammerroller Lage. Man kann auch in 
Bezug auf diejenigen, welche bier bleiben, nicht einfach das Bedauern mit dem 
Bemerfen unterbrülden, baß fie ja nach ber Heimath zurüdtehren können. Dazu 
find die meiften nicht im Stande, und es Bleibt ihnen nur übrig, zur Friftung 
ihrer und ber Ihrigen Eriftenz die Demütbigungen mit in den Kauf zu nehmen, 
welche ihnen täglich zugefügt werben. 

erfahre davon natürlich nur ben bunbertften Theil, da bie meiften 
Dentichen fich verfieden und auch wohl willen, baß ich ihnen nicht helfen kann. 
Denn moß aller Giege unb ungeachtet der Dccupationsarmee kann ich keinen 
franzöfiihen Privatmann zwingen, einen Deutfchen anftändig zu behandeln. Ich 
fann auch nicht in jedem einzelnen Falle Ungerechtigleiten untergeorbneter Be⸗ 
börben entgegentreten, feibft wenn ich fie rechtzeitig und hinreichend fubftantiirt 
erführe. Denn eine ungerechte Behandlung kaun einen weiten eg durchlaufen, 
ebe fie die Linie ber Geſetzlichleit Überfjchreitet. In befonbers betrübender Weiſe 
tritt — um nur bas Eine anzuführen — das Mißliche der Verhältniffe in den 
Schulen auf. Entweder weigern fi die Schuloorfieher, bie deutfchen Kinber 
aufzunehmen, ober e8 wird ibmen der Gebrauch der deutihen Sprache jelbft in 
den Freiftunden bei Züchtigungsftrafe unterfagt. Die meiften deutſchen Kinder 
verleinen nach kurzer Zeit ihre Mutterſprache und werben mehr ober weniger zu 
Franzoſen gepreßt. 

Davon, daß das Deutſche Reich die dominirende Macht in Europa iſt, 
merkt der einzelne Deutſche in Bezug auf fein eigenes Wohlbefinden nichts. Gr 
it im Gegentheil in einer bemüthigeren Lage als fonft, da er ebenfo bedürftig 
it, wie früher, und doch die Anerkennung feitens ber Franzoſen nicht findet, 
welche er früher fand. 

Hiergegen giebt es abjolut keine Hülfe, es jei denn, daß das Deutiche Reich 
fih entihlöffe, feine Fandesfinder aus der Sclaverei loszukaufen. Sollte aber 
jemals das Ungemach eines neuen Krieges über beide Länder hereinbrechen und 
Sort uns nod einmal den Sieg verleihen, jo würde ben Deutfchen bei dem neuen 
Hriebensichluffe eine erimirte Stellung und ein eigener Gerichtsſtand zu fichern 
jein, wie in einem Barburesfenftaate. 

Benn man aus den Tiefen der arbeitenden Klaffen auffteigt in bie gebil- 
beten Mittelflände, Literaten, Gelchrte u. |. mw., jo wirb das Verhältniß, welchem 
man begegnet, wohl ein analoges fein. Ich glaube, daß nicht viele Deutiche 
dieier Kategorie bier find. Die Wenigen, welde ich Eenne, und welche guten 
Grund baten, in Paris zu leben, Hagen bitter über die Schwierigkeiten, welchen 
fie begegnen. Ein bier für einige Zeit lebender Chemiler bat darauf verzichten 
müſſen, Erperimente im Laboratorium eines franzöfifchen Profeffors zu machen, 
weil der Lettere von ben Studenten mit Zerftörung feiner Inftrumente bebroht 
wurde, wenn er den Deutichen arbeiten ließe. Aehnliche Dinge werben wohl 
vorfommen, fo oft bie Gelegenheit fi bietet. Es giebt in biefen Kreifen auch 
Ausnahmen, die inbeffen fo »jelten find, daß fie jebesmal pelonere erwähnt 
werben. Ueber bie Situation in ben höchften offiziellen und ariftofratifchen Kreijen 
babe ich früher berichtet. 

Die Perfouen, mit denen ich amtlich werlehre, fowie folche, welche mit dem 
Gouvernement eng zufammenbängen, find fo böflih und in den Formen tadellos, 
als ih nur wünſchen Tann. An den Grenzen dieſes jehr engen Kreifes hört mit 
nicht nennenswertben Ausnahmen jede Unhöflichkeit und jebe Höflichkeit auf. Im, 
ih muß eingefiehen, daß das Ignoriren meiner Perſon ſchon innerhalb jener 
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Grenzen anfängt. Denn ich glaube, daß PBerjonen, wie der Marſchall Mac 
Mahon und andere Generäle, nicht ganz unabhängig in der Wahl ihrer Be 
tanntichaften find. Im Allgemeinen bleibt e8 dabei, daß im Geheimen nur zwei 
— ih habe fie gezählt — und öffentlih nicht ein einziger Franzoſe mein Hans 
beireten bat, der nicht direct ober indirect dafür bezahlt würte. Die Begegnung 
am britten Ort, 3. B. bei dem über die Störrigfeit der Franzoſen tief betrüßten 
Sfterreichifchen Botſchafter geſchieht in denſelben Formen, in welchen fich gebivete 
Leute, die fich nicht kennen wollen, in dem Wartefalon einer Eifenbahn zuſammen⸗ 
finden. Ich verinntbe, daß die Damen in viele Paffivität noch eine Dofis 
Impertinenz Iegen, fann aber bei meiner Rurzfichtigleit aus eigener Anfchanung 
darüber nichts Genaues couftatiren. 

Die jüngeren Mitglieber ber Botfchaft leiden bierunter, wie ich ſchon früher 
conftatirt, in gewifler Weiſe, da fie einer großen Menge von Annebmtichkeiten 
beraubt find, weldhe nur burd einen hohen rad von pbilofophifcher Refignarien 
erſetzt werben Fönnen. 

Außer dem beutichen Botſchaftéperſonal babe ich bisher feinen Deuticen 
aus den höheren Geſellſchaftskreiſen gefehen, der ohne ausreichende Entfchulbigung 
—ã vorübergehend bier geweſen wäre ober franzöfiſche Freundlichleiten nad- 

efucht hätte. 

3 Mit einem Worte — welcher Klaſſe der Geſellſchaft ber in Frankreich 

lebende Deutſche auch angehören möge — niemald wirb er zum Genuß bee an 

genebmen Gefühle kommen, daß er ein Mitglied einer fiegreihen Nation if. 
ur an meiner Perſon macht aus begreiflihen Gründen unb in gemwiffen feinen 

Kreifen das Beftreben Halt, fih in Heinen Dingen für großes Unglück zu räden. 

Ih würde unterlaffen, über diefe Sadlage von Zeit zu Zeit Bericht zu 
erftatten, wenn mir nicht bisweilen Andeutungen zugingen, aus benen ich ſchließen 
muß, daß in Berlin und anderswo Auffafjungen Plat greifen, welche den meinigen 
entgegengefett find. Es mag wohl im ciner ober ber anderen Privatcorreipenten; 
die Anſicht Ausbrud finden, daß es im Grunde fo fhlimm nit jei. und daß 
bie Franzofen mit Entgegenlommen und Eonceffionen zu gewinnen wären. Mon 
bat mir gejagt, daß ich Bekanntſchaften fuchen könne, wie z. B. der Fürſt DOrlert, 
der fih um bie Sranzofen bemübe. 

Der Fürft Orloff kann vieles thun, was ich nicht thun darf, wenn id 
nicht fofort in den Verdacht fommen will, baß ich im Grunde beffer und milder 
fei, al8 meine graufame Regierung. Ich kann auch unmöglich den Franzeſen 
nachlaufen, von benen ich weiß, daß fie mich nicht kennen wollen und die voll. 
ftänbig beredtigt find, meinen Umgang nit zu wänfden; ein Bemühen bieier 
Art würde übrigens nicht das Mindeſte änbern. 

Wenn ih im Intereffe meiner perfönlichen Stellung zugeben und bellagen 
wollte, daß bairifhe Truppen viel Uhren geftohlen haben, wenn ich Converfaticnen 
über die Tatholifche Frage mit wehmüthigem Ausdruck, achſelzuckend unb fill: 
ſchweigend folgen wollte, jo würde man vielleicht während einer Woche finden, 
Daß ich ein ausnahmeweiſe vortreffliher Deutſcher fei; nachher aber wäre bie 
Enttäufhung ärger als je zuvor, fobalb es klar geworven jein wäre, daß ich 
weber bie Uhren wieberfchaffen, noch dem Bapft wieder zu feiner Macht ver 
helfen kann. 

Würde ich mich auf dergleichen Manöver einlaffen, fo Tiefe ich Gefahr, vn 
Shritt zu Schritt in eine landesverrätheriſche Eonfpiration gegen meine Regierung 
hinein compromittirt zu werben, ° 

Endlich aber — welchen Bortheil hätten wir davon, wenn es mir merflih 
gelänge, in den mehr ober minber beiligen Hallen des Faubourg St. Germain 
ober den unbeiligen Räumen ber Rue Lafitte Intimer zu werben. Für ten 
Zauber, welden die franzöſiſche Ariftofratie ausübt, find doch wohl nur ned die 
Bewohner ber Provinzialfädte und Meinen Reſidenzen zugänglich, welde ialide 
Barallelen ziehen. 

Man vergißt dort, daß in Frankreich die Klaffen der Eeſellſchaft, welche 
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Paris feit zwei Jahrhunderten zum Mittelpunft eines glanzvollen Lebens gemacht 
haben, in Deutfhland Dank dem Rechtsſinn und der Nachſicht ber preußiſchen 
Könige, Dank ihrem eigenen praltiihen Sinne zerftreut im Lande wohnen und 
bier und ba felbft nody Feine Landſchaften ale ganze ober halbe Souveräne 
regieren. 

Dadurch, baf bie franzöſiſche alte und neue Ariftofratie Hotels in Parts 
bat und der Reichthum fich bier conzentrirt, ift Paris ein fehr anmutbiger Auf- 
entbalt geworben. Die franzöftiche Ariftofratie hat aber an Vornehmheit dadurch 
nichts gewonnen. Ihr Einfluß im Lande ift verhältnißmäßig unbedeutend. Es 
giebt in Deutichland noch viele Perſonen in ererbten oder erworbenen Stellungen, 
deren in eigenem Rechte wurzelnden Einfluß bie Regierung nicht ohne Schädigung 
be8 Landes ignoriren Tann. Solche Stellungen und PBerfonen finde ih in Frank⸗ 
reich, trotz allem Reichthum Einzelner und dem Wohlklang einiger Namen, nicht. 
Ich ſehe daher gar nicht ein, welches benkbare Jutereſſe ich haben follte, Leuten 
nachzulaufen, oder mehr ale auf ben halben Weg entgegenzulommen, bie mir als 
Botſchafter nichts helfen kͤunen und als Menſchen wenig Freude machen. 

Sollte die franzöfifche Ariftofratie einmal wieber in ben Beſitz bes Central 
tefegrapben gelangen, jo wird abzuwarten fein, ob fie in den amtlichen und 
ſoecialen —2— mit derſelben Urbanität treten wird, welche meine Beziehungen 
zu der jetzigen Regierung charalteriſirt. Ich bitte Eure Durchlaucht um Ent⸗ 
ſchuldigung wegen der Länge dieſes Berichtes. Er wiederholt was ich ſchon 
früher geſagt habe — oder vielmehr er conſtatirt, daß die Dinge eher ſchlimmer 
als beſſer geworden find. Ich würde auch wahrſcheinlich noch öfter Anlaß haben, 
baffeibe zu ſchreiben. Aber ich finde, daß viele Einflüffe, viele Interefien, Ge- 
hmadsrichtungen, Gefühlsgewohnheiten und mitunter die fonberbarften, Meinen 
perfönfihen Motive zufammenmirken, um bie Wahrheit zu verkleiftern. 

Die Wahrheit aber ift, daß der Krieg von 1870 zwiſchen ben beiben großen 
Nachbarländern einen Zuſtand gefchaffen hat, ber eine gewiffe Analogie mit ben 
Berhältniffen bietet, in denen Defterreih und Sardinien vor dem Jahre 1859 
neben einander eriftirten. 

Die richtige und ungejchminkte Kenntniß der Situation liegt in unferem 
Intereffe. Es ift meine Pflicht fie nicht verdunkeln zu laffen, ſelbſt wenn ich 
efters dafſelbe fagen ſollte. Ebenſowenig werbe ich verichweigen, wenn wider 
Erwarten eine Aenderung eintreten follte.“ 

(gez.) Arnim. 


2. Februar. Erlaß ded Fürften Bismarck an Graf Arnim. 


„Ew. Ercellenz baben in dem gefälligen Bericht vom 22. v. M. 
die fozialen Verhältniſſe in Paris gefchildert, infofern die dort lebenden 
Deutfhen und die Mitglieder der Botſchaft davon betroffen werden, und 
find von der VBorausfegung ausgegangen, daß diefe Verhältniſſe und die 
Schwierigkeiten, welche für Em. Ercellenz daraus ſowohl in Bezug auf 
den Schug unferer Landsleute, als auf die eigene gefellige Stellung hervor» 
geben, bier nicht die volle Würdigung finden. 

Diefe Borausfegung ift unbegründet. Ew. Ercellenz wollen vielmehr 
überzeugt fein, daß die peinlihe Lage der Deutſchen in Frankreich hier 
vollftändig bekannt ift und Se. Majeftät der Kaifer nicht daran —2— 
daß Ew. —** ſich nicht in der Lage befinden, denſelben einen bis in das 
Privatleben wirkſameren Schutz gegen den franzöfifchen ge zu gewähren, 
noch auch in Bezug auf Ihre gejellige Stellung eine Beflerung herbeizus 
führen, die nur von der Zeit — und vielleicht nicht einmal von dieſer 
— erwartet werden Tann. 

Wenn fi auch nicht verkennen läßt, daß die gefellige Aus⸗ 

34 * 


532 
1873. 


fhließung, welche den Mitgliedern der Botichaft gegenüber in Anwendung 
ebracht wird, für diefelben mande Entbehrungen mit fi führt, bie 
hnen in allen anderen Rändern erjpart bleiben würden, fo bat anberer- 
jeit3 der jo wenig verhüllte Haß der Franzofen zur Folge, daß die Auf: 
gaben Fhrer Stellung in mander Hinfiht wefentli vereinfacht und er: 
eichtert werden. 

Während jeder Vertreter Er. Majeftät im Auslande e& fi zur 
Pflicht zu machen hat, in amtlicher und gefelliger Hinſicht vielfache Ber 
bindungen anzufnüpfen, über die Stimmung des Landes fortdauernd ins 
formirt zu fein, auf diefe Stimmung Einfluß zu gewinnen, gute Ein⸗ 
vernehmen zu fördern, deflen Störung ſorglich zu verhüten, fo haben 
die Verhältniffe fich feit dem Kriege in Sranfreie fo geftaltet, daß der 
Bertreter Sr. Majeftät des Kaiſers auf die Löſung diefer Aufgabe ver- 
zichten muß, weil fie vollftändig nicht möglich ift und partiell und ſporadiſch 
ohne Nugen fein würde. _ 

Die Offenheit, mit welcher feit dem Friedensſchluß in Frankreich 
der Nationalhaß gegen die Deutichen von allen Parteien gejchürt und 

roflamirt wird, läßt uns darüber fein Zmeifel, daß jede Regierung, welcher 
—* fie auch angehören möge, die Revanche als ihre Hauptauigabe be⸗ 
traten wird, E8 kann ſich nur darum handeln, melche Si die Franzoſen 
brauchen werden, um ihre Armee oder ihre Bündniffe fo meit zu reor⸗ 
ganifiren, daß fie ihrer Anficht nad fähig ift, den Kampf wieder aufzu 
nehmen. Sobald diefer Uugenblid gelommen ift, wird jede franzöfiide 
Regierung dazu gedrängt werden, und den Krieg zu erklären. Wir find 
darauf vollftändig gefaßt, und unfere Vertretung in Paris trifft fein Bor 
wurf, wenn fie die gallifche Kampfluſt nicht zu zitgeln vermag. Wenn 
es richtig ift, daß Ihre Majeftät die Kaiferin den Rath des Herrn Guizot 
darüber erbeten bat, wie der Haß der Franzoſen gegen uns zu mildern 
fei, jo würde ſolchem Schritte ein für weibliche Empfindungsweife natir- 
liches Gefühl zu Grunde liegen. ‘Die Befänftigung des ungerechten Zornes 
unjerer Nachbarn Liegt aber nicht in den Aufgaben Em. Excellenz, To lange 
jedes Streben nach diefer Richtung hin ebenfo erfolglo3 als mit unſerer 
nationalen Würde unverträglich fein würde. Wir haben den Krieg nicht 
gewollt, find aber ſtets bereit, ihn nochmals zu führen, fobald neue 
Ueberhebungen Frankreichs uns Dazu nöthigen werden. Oderint dum 
metuant. 

Die Hare Erkenntniß diefer Sadlage überhebt den diefleitigen Ber: 
treter in Frankreich des größten Theil der ſchweren Aufgabe, die ihm 
unter normalen Berhältniffen zufallen würde. E8 fann ung wenig 
bieten, über die Aeußerungen diefes oder jenes franzöfifhen Staatsmannes 
oder Deputirten informirt zu fein, da Alle im Wefentlichen denfelben um? 
feindlichen Zweck verfolgen. Es erfcheint deshalb auch als ein vergeb⸗ 
liches Bemühen, gejellige Beziehungen aufzufuchen, die ſich nicht von jelbfl 
darbieten, oder in einzelnen Dingen eine Einwirkung ausüben zu wollen, 
wel die Gefammtentwidelung der Dinge weder aufhalten noch modil- 
iren Tann. 

’ In gejelliger Hinfiht kann ich daher Em. Ercellenz Auffafjung zur 
voliftändig theilen, daß es nicht Ihre Aufgabe ift, Leuten nachzulaufen, 
die Ihnen nicht auf halbem Wege entgegenfommen, oder die es im irgend 
einer Beziehung an der Ihrer Stellung ſchuldigen Höflichfeit fehlen lafien. 
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Im Allgemeinen wird e8 ben Verhältniſſen am meiften entjprechen, wenn 
Ew. Ercellenz wie bisher in ruhiger Würde und Zurüdhaltung die ges 
felligen Beziehungen abwarten, die fi) in Folge befonderer Beranlafiungen 
darbieten. Ich brauche nicht binzuzufligen, daß Ew. Excellenz die einer 
ſolchen Haltung sum Grunde liegende Abfiht den Franzoſen um jo deut» 
liher machen und damit auch den Intentionen Sr. Majeftät entſprechen 
werden, wenn Sie in den Fällen, wo ein Entgegenlonmen von Seiten 
einzelner Franzoſen fi) ausnahmsweiſe zeigt, Bieten Ausnahmen gegen« 
über die unverlürzte Erwiderung der Artigleit eintreten laſſen, wie fie 
unter gewöhnlichen Berhältniffen üblich ift. 

In Bezug auf die Uebelftände, unter welchen die in Paris Iebenden 
Deutichen in ihrer gefchäftlichen Erlen durch den Haß der Franzoſen 
zu leiden haben, find wir, wie Em, Ercellenz mit Recht hervorheben, nicht 
in der Lage, eine Abwehr zu ſchaffen, folange nicht in den einzelnen. 
Fällen eine Ungefeglichleit nachgewiefen werden kann. Den Deutſchen, 
welche nach dem Kriege nad A egangen find, um dort ihren 
Lebensunterhalt zu fuchen, waren die üble der Bevölkerung bekannt, 
fie mußten auf Berfolgungen und Demüthigungen gefaßt fein, und ſich 
perfönlich eine erhebliche Befähigung zutranen, Elche Erlebniffe für Geld 
zu ertragen. Sie würden, wenn fie auf achtungsvolle Behandlung in 
erfter Linie Werth legten, befler gethban haben, ihre Talente oder ihre 
Arbeitskraft nicht dem Feinde, fondern dem eigenen Lande zur Ber- 
fügung zu ftellen, wo beides jederzeit die gebührende Anerkennung und 
eine befriedigende Verwerthung gefunden hätte Wenn ich e8 auch bei 
jeder Gelegenheit als eine dh iht der Negierung Sr. Majeftät des 
Kaiſers betrachte, deren Erfüllung ich mich niemals entziehe, den nadj= 
barlihen Volksintereſſen unferer Landsleute vollen Schuß zu gemähren, fo 
kann ich doch mit dem „Barifer deutfchen Urjprungs“, der nur inſoweit 
beutfch bleibt, als er Schu und Unterftügung beanſprucht, nicht ſym⸗ 
patbifiren. 

(gez.) von Bismard.“ 


1872. 29. Juni. Neue Uebereinkunft mit Frankreich über 
die Termine und die Art der Zahlung der noch geſchul⸗ 
deten drei Milliarden, fowie über die entiprechende 
Räumung der franzöſiſchen Departement. 


„Art. 1. Frankreich verpflichtet fi, bie gedachte Summe von brei Milliarden 

on folgenden Terminen abzutragen, nämlich: 
1) eine halbe Milliarde Franken zwei Monate nach Austauſch der Ratifi- 

cationen bes gegenwärtigen Vertrages; 
2) eine halbe Milliarde Sranten am 1. Yebruar 1873; 
8) eine Milliarde Franten am 1. März 1874; 
4) eine Milliarde Franken am 1. März 1875. 

Frankreich ift jebocdy befugt, die am 1. Februar 1873, 1. März 1874 und 
März 1875 zu zahlenden Summen theilweife, in Beträgen von minbeftens 
hundert Millionen Franken, oder vollſtändig vor Ablauf biefer Termine zu 


zahlen. 
Art. 3. Ge. Majeſtät der Dentſche Kaiſer wird vierzehn Tage nad 
Zahlung einer halben Milliarde die Departements der Marne und der 


— 
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Dberen-Marne, vierzehn Tage nach Zahlung berzweiten Milliarde 
bie Departements ber Arbennen und ber Bogejeu und vierzehn Tage 
nad Sablung ber dritten Milliarbe nebft den Zinſen, welde noch zu 
zahlen fein werben, bie Departements der Meurthe⸗Moſel und ber Maas, 
ſowie das Arronbiffement Belfort räumen laffen. 

Art. 4. Frankreich behält fi vor, nad erfolgter Zahlung von zwei 
Milliarden für bie britte Milliarbe nebft Ainen ftuanzielle Ga⸗ 
rantien zu gewähren, welche, wenn fie von Deutſchland als ausreichenb auer⸗ 
fannt werden, in Gemäßheit bes Artilele 3 ber riebens- Präfiminarien vor 
Berjailles an die Stelle ber Territorialgarantie treten werben. 

Art. 5. Die Zinfen von den Summen, welche noch nicht bezahlt fein 
werben, find aud ferner am 2. März jebes Jahres, zulekt mit Zahlung ber 
legten Milliarde, zu entrichten. 

Art. 6. Sollte die Stärle der beufden Dccenpationstruppen 
nah allmählicher Einfchränfung der Occupation vermindert werben, jo werben bie 
Koften für den Unterhalt biefer Truppen im Berbältniß ber Zahl berjelben er- 
mäßigt werben. 

Art. 7. Bis zur vollfländigen Räumung bes franzöfifchen Gebiets werden 
bie im Artilel 3 bezeichneten, von ben beutichen Truppen allmählich geräumten 
Departements ın militäriicher Beziehung für neutral erflüärt und es werben 
dahin keine Truppen-Anfanınlungen als bie zur Aufrechterhaltung ber Orbuung 
nothwenbigen Garnifonen verlegt. 

Frankreich wird bafelbft feine neuen Kortificationen anlegen unb bie vor- 
banbenen nicht verftärfen. 

Se. Majeflät der Dentiche Kaifer wirb in ben von ben beutfhen ‚Truppen 
—X reremente feine anderen VBefeftigungen errichten lafſen als jetzt vor⸗ 

anden ſind. 

Art. 8. Se. Majeſtät der Deutſche Kaiſer behält ſich das Recht vor, die 
geräumten Departements in dem Falle wieder zu beſetzen, wenn die in der 
Bi enwärtigen Uebereinkunft eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt werben 
ollten.“ 


Aus der „Brovinzial- Corresponbenz.” 


„Schon feit längerer Zeit trat feitens ber franzöfiihen Regierung das eifrige 
Streben hervor, aud in Betreff ber noch geichuldeten drei Milliarden zu emer 
neuen Vereinbarung zu gelangen, vor Allem zu dem Zwecke, baburch eine rafchere 
Befreiuug Frankreichs von der deutſchen Occupation zu erreichen, zugleich freilich 
mit der Abfiht, dem Credit Frankreichs die fchließliche Aufbringung ber ge 
waltigen Summe, um bie es ſich noch handelt, zu erleichtern; denn immer ent⸗ 
ſchiedener trat im allgemeinen politiihen Bewußtfein die Ucberzeugung berver, 
daß der Zeitraum bis zum März 1874 ſchon ziemlich eng begrenzt fei, um eime 
fo große und fo außergewöhnliche Kinanzoperation wie bie Beichaffung unb Zahlung 
von 3 Milliarden Francs oder Achthundert Millionen Thalern zu bewältigen, 
wenn nicht bei Zeiten fehr entichiebene Schritte zum Beginne ber Operation unb 
damit zugleich zur Sicherung und Befeftigung bes franzöfiihen Credits geſchehen. 

Je mehr die franzöfiiche Regierung aus Gründen ihrer inneren Stellung 
unb zur Befriedigung eines erllärlichen nationalen Verlangens wünſchen mußte, 
die Räumung des franzöftichen Gebietes möglichſt zu beichleunigen, um fe mehr 
mußte fie darauf Bedacht nehmen, ber beutichen Regierung auch volle Bärg 
ſchaften für die Kraft und ven Willen Frankreichs zur Erfüllung feiner vertrags- 
mäßigen Verpflichtungen zu gewähren. 

Deutfhland hatte feinerjeite fein Interefje und kein bejon- 
beres Berlangen banad, eine ober einige Milliarben der an" 
fehenden Schuld früher als beffimmt war zu erhalten: wir haben 
uns ſowohl im Reiche, wie in den Einzelftaaten mit der Dedung ber Kri 
wie mit allen anderen Ausgaben fo eingerichtet und Dank ber günſtigen Yinanj- 
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fage fo einrichten Finnen, daß wir in feiner Beziehung auf den Eingang ber 
franzönihen Gelber zu warten haben. Unſer preußifcher Finanz- Minifter konnte 
bei Borlegung des letzten überaus günfiigen Staatshaushalts mit berechtigter Ger 
nugthuung darauf binweifen, daß bie glüdliche Lage unjerer Finanzen einzig 
und allein auf ber Kraft unferer inneren Entwidelung berubete und daß mir 
* feine Zahlung vom Reiche d. h. aus der franzöſiſchen Contribution empfangen 
atten. 

Wenn Deutfchland blos feine eigenen wirtbichaftliden Inter» 
ejlen zu Rathe zöge, jo würben wir wohl eher wünfchen mögen, 
daß die Zahlungen der drei Milliarben ſich nod auf eine längere 
Zeit, als dafür in Ausficht genommen if, vertbheilten, — indem mit 
dem zefhen Zufluß fo bebeutenber Geldbeſtände manche vollswirthſchaftliche Uebel⸗ 
Hände und Schwierigkeiten verknüpft finb, welche bei einer allmäligen Abtragung 
der Schuld nicht eintreten löunten. 

Alſo nicht der Wunſch, früher in den Befit der Contribution 
zu gelangen, konnte Deutjhland beftimmen, dem Berlangen Frank—⸗ 
reihs nah früherer Räumung feiner Departements entgegenzu- 
tommen. Was für unjere Regierung dabei allein maßgebend fein 
fonnte, war bie Ueberzeugung, baß in dem Wunſche und Anerbieten 
Srankreihs zugleich ein Anzeihen uud eine Bürgichaft einer Frie— 
dbenspolitif zu finden fei. . 

Um bie Bedeutung ber jetigen Verhandlungen und ihrer Ergebnifje zu er- 
meffen, möge man ſich erinnern, wie weit verbreitet noch vor einem halben Jahre 
der Wahn in Kranfreih und bie Meinung in Europa war, baß Frankreich die 
et zum März 1874 fälligen brei Milliarden überhaupt nicht zahlen, fonbern es 
auf einen neuen Krieg um biefelben ankommen laffen würde. 

Diefen früheren Stimmungen gegenüber, welde in gewiffen tbatjächlichen 
Naßnahmen und Vorgängen eine ung zu finden |hienen, war es an und 
für fih von Bedeutung, daß bie franzöſiſche Regierung fich ernſtlich anſchickte, die 
Schuld Frankreichs an Deutichlanb abzutragen. 

Bon dem Augenblide, wo bie franzdfifhe Regierung nit nur 
im eigenen Namen, fondern in ber Zuverſicht auf bie Billigung 
Frankreichs fih zu Anträgen entfhloß, melde nur auf dem Boden 
friedlicher Abſichten begründet fein fonnten, bielt e8 die deutſche 
Regierung ihrerjeits für eine Pfliht aufrihtiger Friedenspolitik, 
diejen Anträgen foweit eutgegenzulommen, als e8 bie Filrforge für 
bie Siherung ber eigenen Smtereffen irgend geflattete, 


Die Vorſchläge, welche Frankreih uns in finanzieller Beziehung gegenüber 
den Anträgen auf beichleunigte Räumung machen konnte, hatten nur theilweiſe 
eine frühere Zahlung der Kontribution zum Zwecke, — nur die Zahlung 
einer Milliarde wirb befhleunigt, indem fie nicht erft zum März 1874, 
jondern zur Hälfte jet bald, zur anderen Hälfte im Februar 1873 gezahlt 
werden fol, — die Zahlung ber zweiten Milliarde bleibt filr den März 1874 
vorbehalten, — für die lebte Milliarde ift der Termin um ein Jahr (bis 
zum März 1875) hinausgerückt. 

Wiewohl auch in biefen Ananziellen Abmachungen eine große Rüdfichtnahme 
auf Frankreich nicht zu verkennen ift, fo hat unfere Kegierung doch in Anerkennung 
ber friedlichen Vorausſetzungen ber neuen Vereinbarung gern darein gewilligt, zur 
Befriedigung bes franzöfiihen Rationalgefühlse ben Umfang ber Occupation 
feanzöfiihen Gebiets Schon nach Eingang ber erften halben Milliarde zu ver» 
Yingern, foweit es unfere eigene militärifche Sicherheit zuläßt. Gleich nah Ein- 
gang der erſten halben Milliarde follen die beiden zumeift gegen Parts vorfprin- 
genden Departements der Marne unb ber oberen Marne mit Rheims, Cha⸗ 
lons und Ehaumont geräumt werben, nad Zahlung von zwei ganzen Milliarden 
(alfo im Februar 1874) werben fobann Die Departemente ber Ardennen und 
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Bogejen mit Sedan und Epinal befreit, — es bleiben alsdann noch bis zur 
Abtragung der ganzen Schulb, alfo möglicher Weiſe bis zum März 1875, bie 
beiden legten Departements ber Meurtbe mit Rancy, Toul und Lunevifle uud 
der Maas mit Berbun, fowie das wichtige Belfort in unferem Beſitze, offenbar 
eine genligende Bürgſchaft fiir die letzte Seblung. 

Die Departements aber, welche unfere Truppen nad und nad ranmen 
follen, bleiben in militäriſcher Beziehung neutral, bis die völlige Auseinanberjegung 
zwifchen Frankreich und Deutichland erfolgt ift. 

Der neue Bertrag hat, wie bereit® erwähnt, ben Zeitpunkt für dieſe fehheß- 
fihe Abwidelung zuuähft um ein Jahr weiter hinausgerückt, — er hat jebedh 
den Franzoſen die Möglichkeit offen gelaffen, aud die gänzlide 
een 9 {don nad erfolgter Zahlung von zwei Milliarden zu er- 
reichen. 

„Frankreich behält fi) vor, heißt es im Artilel 4, nad erfolgter Zahlung 
von zwei Milliarden für bie britte Milliarde nebft Zinfen finanzielle Bärg- 
haften zu gewähren, welde, wenn fie von Deutſchland als ausreichend an- 
erfannt werben, an bie Stelle ber Territorial-Bärgichaften treten follen.” 

Es verſteht fih von felbfi, daß Deutihlanb irgend welde 
finanzielle Bärgfchafteu nur bann als ausreihenden Erfah für bie 
jegige Dccupation wird eradhten fönnen, wenn in den Zufändes 
und in bem Berhalten Frankreichs zugleih Bürgſchaften für eine 
aufrichtige Briedenspolitif gegeben find.“ 


Juni. Beſuch des Kronprinzen und der Kronprinzeffin von Stalien 
in Berlin. 


Der letzte Abichink mit Fraukreich. 
1873. Anträge von Thierd und deren Empfehlung durch 
Graf Arnim. 


7. Februar. Bericht Arnims an Kür Bismard. 


„Im Anschluß an meinen ganz gehorfamften Bericht vom 5. habe ich bie 
Ehre, Folgendes zu bemerlen: 
m Laufe ber Unterhaltung richtete Here Thiers mit einiger Wärme bie 

Frage an mid: 

„Foi de galant homme.“ — Sagen Sie mir, ift es wahr, daß Ihre Re⸗ 

glerung einen neuen Krieg mit Fraukreich ſfuchen will, fobalb wir bezahlt haben? 

e suis süür que Vous me direz la verite. Après avoir trait& avec moi 
les plus graves affaires, oü vous avez pu constater ma bonne foi, vous 
ne voudrez pas faire jouer & un vieillard un röle de dupe ridicule. Je 
repöte que je veux la paix, la paix et encore la paix. Le pays malgrö 
les apparences la veut aussi. Il maudit ses juges, mais il accepte le 
verdict. Ainsi dites-moi la vérité en gentilhomme. — 

Ich glaube, daß die mir geftellte Frage mich nicht berechtigte, eiue fin de 
non-recevoir damit zu motiviren, daß ich mich nicht in bie Alternative zwiſchen 
bie foi d'un gentilhomme und les devoirs d’un ambassadeur brängen laflen 

nne — 

Ich habe daher keinen Anftand genommen, dem Präfttenten zu fagen, bei 
meiner feften und ehrlichen Weberzeugung nad weder Ee. Majeflät ber Keiſer 
noch feine Rathgeber, noch bie Nation im Allgemeinen einen Krieg mit Ein 
reich planten, beabfichtigen oder au nur für wünſchenswerth hielten. — Welches 
Intereffe Bunten wir haben, Häubel mit Frankreich zu juhen? Er — Hat 
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Thiers — möge nicht vergeffen, daß ber Krieg uns fchwere und fchmerzliche 
Opfer auferlegt habe, welche burd bie Errungenſchaften des Krieges noch nicht 
aufgewogen wärben. Ein neuer Krieg würbe jebem Einzelnen neue Opfer anf⸗ 
erlegen, für welche ber Einzelne durch keinen noch fo vortheilhaften Friedensſchluß 
entfhäbigt werben könne. 

Daber möge er ein für alle Mal davon überzeugt fein, baß bie Dentichen, 
wenn auch ein Irtegstüchtiger, doch nie ein Triegsiuftiger Nachbar fein können. 
Aber eine ganz andere Frage fei die Kriegsiuftigleit ber franzöſiſchen Nation. — 
Kir Bnne nicht entgehen, daß ſich in Frankreich eine Maſſe von Haß angefammelt 
habe, ber doch irgenb wie und trgenb warn erplodiren müffe, ba bisher bie all⸗ 
mähge Dämpfung der angelpannten hoben Temperatur nicht wahrfcheinlich ge- 
worden fei. In diefer Stimmung der Nation Liege allerdings eine große Gefahr, 
über bie er fih fo wenig tänfchen bürfe, wie ih. — 

Herr Thiers wieberhofte feine Berfiherungen und ſprach bie Hoffnung 
3 daß N allmäfig wohl der Glanbe an dauernde friebfihe Beziehungen feft- 

en werbe. 

Im Grunde kommt es auf bie Friebensliche des Präfidenten unb bie 
Stimmung ber Nation, fo weit es ſich um eine unmittelbare Kriegsgefahr hanbelt, 
meines Erachtens gar nit an. — 

Bem Herr Thiers eine fchlagfertige Armee hätte, unb ben Krieg ebenfo 
hate, wie er ihn inſtinktmäßig liebt, fo würden feine Berfiherungen body ohne 
allen Werth fein. — 

Das Wefentlihe iR für mi, bie nah allen Wahrnehmungen meiner 
militäriſchen Rathgeber feſtſtehende Thatſache, daß bie franzöfiihe Armee in ben 
Fr Jahren nicht im Stande if, auch nur einen kurzen Krieg mit uns zu 

ren. — 

Mit uns Händel ſuchen zu wollen, würbe ein Alt des Wahnfinne fein, 
veffen man felbft die unberechenbare franzöfiihe Nation nicht für fähig halten 
ann. — 

Selbſt für den gel baf Deutſchland im Laufe dieſes oder des nächſten 
Jahres in kriegeriſche Verwickelungen mit anderen Ländern gerathen ſollte, würde 
Frankreich nur ein wenig bedeutender Alliirter unſeres Feindes fein Fönnen. — 

Daher — wenn bei Begutachtung ber Vorſchläge des Präfinenten bie mi« 
Itärifche Leiftungsfäbigleit Frankreichs in Betracht gezogen werben fol, fo werben 
wir, ohne und Teichtfinns ſchuldig zu machen, annehmen Fünnen, daß das galliſche 
Schwert bis zur Mitte des nächſien Jahres hin nicht fchwerer in die Wagichale 
fällt, als etwa bie belgiſche Rüftung. — 

Und da Berwidelungen mit Andern im Laufe des Jahres 1873 nicht zu 
beforgen find, fo werben wir die franzöftfche Armee als Factor der Berechnung . 
ganz fortbalten bürfen. — 

Bon biefem Gefihtepunfte ausgehend, komme ich zu dem Schluffe, daB es 
unferem Intereffe mehr entiprechen würbe als dem franzöfifhen, wenn wir zu ber 
von Thiers gewünſchten Evaluation unter gewiffen Bedingungen noch früher 
ſchreiten, als er felbft vorgefchlagen hat. — 

Die Bebingungen find folgende: 

‚. D Frankreich zahlt den Heft der dten Milliarde in beftiunmten möglichſt 
gleihmäßigen Raten bis zum 15. Mai ober bis zum 15. Juni. 

2) Frankreich übergiebt uns zwiſchen dem 1. Mai unb 15. Juni fein 
Bechielportefeuille im Betrage von 600-700 Millionen. 

3) Die dann noch rädftänbigen Summen im Betrage von 400-500 Mill. 
zahlt Frankreich in monatlihen vom 1. Juli anfangenden 14tägigen Raten, fo 
daß bie letzte Arung am 1. November erfolgen muß. 

NB. (Will Frankreich die halbmonatlichen Zahlungen verflärten, fo würde 
bem nicht entgegenzutzeten fein. Sch rathe halbmonatlihe Raten nm bie Ge⸗ 
—— zu vermehren, Frankreich gegenüber ſich über Ungenauigkeiten zu be⸗ 

weren. 
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4) Im Laufe des October tritt in Belfort eine gemiſchte Commilflon jur 

— der Abrechnung zuſammen, welche ihre Arbeiten bis zu dem letzten 

ahlungstermin beeudet haben muß, fo daß bie ganze Liquidation durch bie letzte 
Zahlung einen befinitiven Abſchluß findet. 

5) Bis nad Beendigung der Liquidation und folglih bis nach ber letzten 
Zablung at die Feſtung Belfort von einer beutihen Garniſon in Stärle von 
... beſetzt. 

Drei Zage nad ber leuten Zahlung wird Belfort geräumt. — 

6) Bis zum 1. März 1874 bleiben bie 4 Departements der Bogeſen, 
Ardennen, Meufe und Meurtbe neutralifirt. — Die franzöfiihe Regierung barf 
dort weder Befeftigungen anlegen u. |. w. — noch anbere Truppen bafelbft halten, 
außer den Detachements, bie zur Aufrechtbaltung ber Ordnung nötbig find. — 
Eine Commiſſion von preußifchen Generalftabeoffizieren, beſtehend aus einem 
Oberſten, einem Major und einem Hauptmann kann zu jeber Zeit verlangen, von 
einer franzöfilden Commiſſion (beftehend aus Offizieren deſſelben Ranges) ge 
führt, die Departements zu bereilen, und an bie Orte geleitet zu werben, welde 
fie infpieiren will, um ſich bavon zu Überzeugan, daß bie Neutralifirungs-Be- 
flimmungen aufrecht erhalten werben. 

7) Werben die Zabhlungstermine nicht eingehalten oder ergiebt ſich, daß die 
franzöflfche Regierung den Beſtimmungen bes $. 6 entgegen gebanbelt hat, fe 
können die Departements der Arbennen und Vogeſen auf's Neue mit einer 
Deccupationsarmee von 50,000 Mann befett werben. — 

Wenn Herr Thiers auf diefe Bebingungen eingeht, fo glaube ih, daß 
wir ihm das alle Welt, und ihn am meiften, überrafenbe Bugefländniß machen 

nnen: 

daß wir mit der Evaluation zwiſchen dem 1. und 15. April beginnen und 
dieſelbe bis zum 1. Mai beendigt haben werben. 

Wir werben,- wenn es uns fonft paßt, ohne irgend ein Rifilo mit ber 
Evakuation auch noch früher beginnen dürfen. — 

Ew. Durchlaucht werben erlannt haben, aus welden Gründen mir ein 
Arrangement, wie ich es vorzuichlagen mich beehre, unferen Intereffen am Meifen 
und mehr als das Beſtehen auf den Beflimmungen ber Convention vom 29. Juni 
zu entiprechen jcheint. 

Mein Gedankengang wird Ew. Durchlaucht noch klarer werben, wenn Sie 
bie Güte haben wollen, fich zu vergegenwärtigen, wie bie Dinge fich entwideln 
würben, falls wir einfach jede Unterbanblung auf dem vom Präfidenten bejzeich⸗ 
neten Terrain ablehnen. 

Es ift keine Frage, daß Herr Thiers dann große Opfer bringen würde, 
um bie bte Milliarde bis zum 1. oder 15. Auguft zu bezahlen. Wir würben dam 


"vertragsmäßig räumen müffen und jeden weiteren Einfluß auf Frankreich verlieren. 


wiſchen ber Dccupation mit 50,000 Mann, bie in ber legten Zeit beppelt 
ſchwer empfunden werben müßte, unb ber vollſtändigen freiheit Frankreicht läge 
ein Zwiichenzuftand, in welhem wir Frankreich noch beauffichtigen, ohne es in 
bemfelbten Maße zu brüden, wie bisher. Wirb aber ein Arrangement, wie id 
es vorjchlage, gemacht, fo läßt bie Imtenfltät bes Drudes bald nah — ba 
wirb er anf eine längere Zeit, und zwar bis zu dem Datum ausgedehnt, bis zu 
welchem wir Frankreich nach ben Beſtimmungen bes Frankfurter Friedens beicht 
balten jollten. Die Franzoſen werden häufig vergeffen, daß wir noch in Belfert 
find und daß wir jederzeit wieberfommen Binnen. Ein Wort wirb immer ned 
genligen, um fie zur Orbnung zu rufen, aber wir werben body in bie Lage fom- 
men, uns ein Bild bes Zuftandes zu machen, ber eintreten wirb, wenn unſere 
Decupation, die materielle fowie bie moralifche, vollſtändig aufhört. Das Provi⸗ 
fortiche des inneren Zuftandes wird verlängert werden ober ſich doch nicht nad 
einer Richtung entwideln Föunen, die uns entſchieden unangenehm wäre. Wan 
Bunte an eine ausdrückliche Beſtimmung denken, welche uns das Recht ber 
Wiederbeſetzung auch für den Fall eines Regierungswechſels einräumte. Uber 
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eine ſolche Beftimmung if unnöthig, da eine ernfte und gewaltfame innere Krifie 
unter allen Umftänden eine gewiffe Unregelmäßigfeit in ben Zahlungen zur folge 
baben würde, welche uns zur Wieberbefegung obnehin berechtigt. Auch kann ber 
Präfident ſich eine ſolche Beſtimmung nicht wohl gefallen laſſen, ſelbſt wenn ex 
fie wänfchen follte. 

Zu allen diefen Erwägungen kommt nod eine allgemeinerer Natur. 

Ew. Durchlaucht wiffen, daß ih mir von fogenannter verföhnlicher Haltung 
ben Franzoſen gegenüber noch viel verfpreche und auch nicht recht begreife, warum 
den Franzoſen nicht überlaſſen werben fol, das Bedürfniß nach Verſöhnung zuerft 
zu empfinden, um fo mehr, als wir im Grunde gar Teinen Haß gegen fie fühlen. 

Andererſeits barf ich inbeffen Ew. Durchlaucht daran erinnern, daß ich mir 
einen Umſchlag in ber Stimmung der Franzoſen nicht von ber Zeit, fonbern eher 
von einem unvorhergefehenen Ereigniß verfpreche. — Ein ſolches Ereigniß würbe 
vielleicht Die ganz unerwartete Räumung. der 4 Departements — bis auf Belfort 
— fein, unb id kann mir jehr wohl deufen, daß bie Franzoſen in ber Freude 
darüber eine Menge Dinge, unter Anderem auch bie Verfhlechterung ihrer Si- 
nation Fpeſſen, welche im Grunde aus der Annahme meiner Vorſchläge reſul⸗ 
tiren würbe. 

Um einen ſolchen Effekt hervorzubringen, würde indeſſen nothwendig fein, 
daß die Unterhandlungen im tiefſten Geheimniß geführt und beendigt werden, ehe 
ein Wort darüber in das Publikum dringt. — Es würde ferner wünſchenswerth 
fein, den Aufangstermin der Evakuationsoperation fo nahe zu legen wie möglich, 
damit die fcheinbare Eonceffion auch wirflich recht hell feheint. Scheinbar aber 
if fie im Wefentlihen darum nicht weniger. — 

Man hat zu der Zeit der franzöflihen Occupation des Kirchenftaates mit 
Recht gefagt, daß eine trifolore Fahne und ein Trommler in Kivita vecchia den 
Zweck der Dccupation ebenfo erfüllen würden, wie die ganze Diviflon. — 

Ebenfo liegen die Dinge jet zwilchen uns und Frankreich. — 

Die — in Belfort und die Sicherheit, daß wir event. wiederkommen, 
garantirt die Ausführung der noch nicht ganz erfüllten Friedensbedingungen 
ebenſo wie die Occupationsarmee. — 

Höher noch als die Wirkung auf bie Stimmung in Frankreich ſchlage ich 
ben Effelt an, welden ein raſcher Entichluß in der angegebenen Richtung in 
anderen Ländern bervorbringen würbe. — Es würde, glaube ich, den Franzofen 
fehr verbadht werben, wenn fie ſich nachträglich undankbar zeigen und ungeberbig 
benehmen wollten, nachdem wir ihnen gegenüber eine Haltung eingenommen 
hätten, welche ganz Europa im. erften Augenbiide für eine fat leichtfinnige Con⸗ 
ceifion Halten dürfte — — —“ 


2. März. Weifungen an Graf Arnim wegen Verhandlungen über 
einen ihm überjandten SKonventiondentwurf. 


5.—12. März. Differenzen und Crörterungen mit Graf Arnim. 
Die Verhandlungen werden nad Berlin verlegt. 


12. März. Aus der Thronrede bei Eröffnung des Reichstages. 


„Wenige Tage nad dem Schluß Ihrer legten Seffion wurde mit 
Frankreich eine Uebereinkunft getroffen, welche die Friften für die Zahlung 
des legten Theiles der Kriegskoſten⸗Entſchädigung und, im Zuſammen⸗ 
bange damit, für die Räumung der von unferen Truppen befegten Ge⸗ 
bietötheile regelt. Die Yhnen über diefe Webereinktunft und deren Aus» 
führung zu madende Dittheilungen werden zeigen, daß Frankreich mit 
feinen Bahfungen den verabredeten Terminen weit voraußgeeilt, und daß 
daher der Zeitpunkt gefommen ift, um die in dem vorjährigen Geſetze 
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über die Srieg8foften-Entfhädigung noch vorbehaltenen Fragen zu ent- 
fcheiden. Auch über diefe Fragen werden Ihnen Vorlagen gemacht werden. 

Das von Mir im vergangenen Jahre an dieſer Stelle ausgeſprochene 
Bertrauen auf eine Entwidelung der inneren Zuflände Frankreichs um 
Sinne der Derubigung und der wirtbichaftlichen Fortſchritte ift micht ges 
täufcht worden. Sch begründe hierauf die Hoffnung, daß der Augenblid 
nicht mehr fern fein werde, wo die vollftändige Abwidelung unferer finan 
iellen Außseinanderjegung mit der franzöfifchen Regierung die gänzlich 

mung des franzdfiihen Gebiets früher, als in Ansjicht genommen 
war, herbeiführen wird.“ 


15. März. Abſchluß der Uebereinkunft zwilhen Fürft Bis- 
mare und dem Botſchafter VBicomte Gontaud-Biron. 


Die Uebereinkunft lautet: 


„In der Abſicht, die vollfländige Zahlung ber durch bie Friebensverträge 
vom 26. Februar und 10. Mai 1871 feftgefegten Kriegsloftenentihädigung, ſowie 
bie davon abhängige Räumung des franzöfiichen Gebiets endgültig zu regeln, 
find die Unterzeichneten Über Folgendes Üübereingelommen: 

Art. I. Nachdem auf bie Im Sriedensvertrage vom 10. Mai 1871 feige 
fette Kriegskoſtenentſchädigung von fünf Milliarden, ber Betrag von brei Ril- 
liarden gezahlt und nur noch ein Betrag von fünfzehn hundert Millionen auf 
bie zwei legten Milliarden rüdftändig ift, verpflichtet fi Frankreich, von jetzt ab 
bis zum 10. Mai 1873 diejenigen 500 Millionen zu zahlen, welche auf bie nad 
Artikel I. der Konvention vom 29. Juni 1872 erft am 1. März 1874 fällige 
vierte Milliarde noch Ichulbig find. — Die einzelnen Theilzahlungen werben nick 
unter 100 Millionen Franken betragen unb ber_beutichen Regierung miudeſtent 
einen Monat vor ber Einzahlung angezeigt werben. 

Die nad) der angeführten Konvention am 1. März 1875 fällige Milliarde 
Franken wird Frankreih in vier Tpeilzahlungen von je 250 Millionen Franlen 
und zwar am 5. Juni, 5. Juli, 5. Auguft und 5. September 1873 zahlen. Gleich⸗ 
zeitig mit der leiten Theilzahlung wird Fraukreich die vom 2. März 1873 ab 
erwachſenen Zinfen an bie deutſche Regierung entrichten. 

Art. II. Die im dritten Alinea des fiebenten Artilel® bes riedeusvertraget 
vom 10. Mai 1871 und in den Separat-Protolollen vom 12. Oltober 1871 ge 
troffenen Berabredungen finden auf alle nach Maßgabe bes vorftehenven Artikel 
zu leiftenden Zahlungen Anwendung. 

Art. I. Se. Majeflät der Deutiche Kaifer, König von Preußen, verpflichtet 
Sid, den beutihen Truppen bie nöthtgen Befehle zu ertheilen, das Arronbiffement 
Belfort und die vier Departements ber Ardennen, der Bogefen, der Meurtie- 
Moſel und ber Maas, mit Ausnahme ter Feftung Berdun und eines Bejirk 
von 3 Kilometern um bieje Feſtung innerhalb vier Epochen, vom 5. Juli an ge 
rechnet, volftändig zu räumen. 

Die Feſtung Verdun unb ber vorgedachte Bezirk werden innerhalb vier- 
zehn Tagen, vom 5. September 1873 an gerechnet, geräumt werben. 

Bis zu dieſer legten Räumung ſteht Sr. Majeflät dem Deutichen Kaifer, 
König von Preußen, das Recht zu, bie Strafe von Mey nad Verbun alt 
Etappenſtraße zu benuten und zu dieſem Zwecke bie beiben Städte Konflans 
unb Etain für den Etappendienft mit einer Sarnifon von je einen halben Ba⸗ 
taillon befett zu halten. Den Militärbehörben verbleiben in Verdun nnd auf 
hen anpenfiraße die Rechte, welche fie bisher in dem oflupirten Gebiete and 
‚geübt haben. 

Art. IV. Frankreich trägt die Koften für ben Unterhalt ber in bem Arron⸗ 
biffement Belfort unb den Departements ber Bogefen, ber Arbennen, ber Rente 
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Mofel und der Maas bisfozirten beutfhen Truppen bis zum Tage der vollflän- 
digen Räumung biefer Departements und für den Unterhalt der in Verdun und 
den beiden Etappenorten bislozirten Truppen bis zur vollfländigen Räumung 
diefer letzteren Dertlichleiten. Die Beſatzung von Berbun foll die Stärke ber, 
am Tage der Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages bajebft befindlichen 
Garniſon um nicht mehr als 1000 Mann Überfteigen. 

Art. V. Bis zur Räumung von Berbun werden das Arronpiffement Belfort 
und die im Artikel 3 bezeichneten Departements nad ihrer Räumung von ben 
deutihen Truppen in militärifher Beziehung für neutral erflärt und es werben 
dahin feine andere Truppen außer ben zur Aufrechterhaltung ber Orbnung noth⸗ 
wendigen Garniſonen verlegt. 

Frankreich wirb daſelbſt feine neuen Kortifllationen anlegen unb Die vor- 
bandenen nicht verftärfen. 

Se. Majeftät der Deutihe Kaifer, König von Preußen, wirb in ben von 
den deutſchen Truppen befetten Departements, fowie im Arronbiffement Belfort 
feine anderen Befeftigungen errichten laffen, als jetzt vorhanden find. 

Art. VI. Se. Majeftät der Deutiche Kaifer, König von Preußen, behält 
ſich das Recht vor, die in ber gegenwärtigen Uebereinkunft bezeichneten Depar- 
tements und Pläbe in dem Falle wieder zu bejeen ober nicht zu räumen, wenn 
bie in berjelben eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt werden ſollten.“ 


Bedeutung des Abſchluſſes mit Frankreich. 
„Provinzial Korrespondenz“ vom 19. März. 


„Die Hoffnung, welche ber Deutiche Kaifer bei der Eröffnung des Reichs⸗ 
tages am 12. März ausgeiprochen hat, baß der Augenblid nicht mehr fern fein 
werde, wo bie vollftändige Abwidelung unferer finanziellen Auseinanberjegung 
mit der franzöfifgen Regierung die gänzliche Räumung des franzöſiſchen Gebietes, 
früher als in Ausficht genommen war, herbeiführen werde, — dieſe Hoffnung 
if über jede Erwartung raſch in Erfüllung gegangen. Drei Tage nach biejer 
Antündigung, am 15. März, ift zwifchen dem Reichskanzler Fürften Bismard 
Namens des Kaifers von Deutichland und dem franzöfiichen Botfchafter Bicomte 
von Sontaud-Biron Namens des Präfiventen der franzöfifhen Republik eine 
neue Uebereinkunft abgefchlofjen worden, durch welche bie vollftändige Erfüllung 
ben, Friebenswerkes zwiſchen Deutſchland und Frankreich in unmittelbare Nähe 
gerädt if. — — — 

(Folgt eine Meberfiht ter neuen Vereinbarung und dann): 

Das Zuftandelommen diejer neuen Vereinbarung, durch welche das Friedens⸗ 

wert zwifchen Deutſchland und Frankreich feinen endgültigen Abſchluß finden fol, 
bat in Deutichland ebenfo wie in Frankreich die freudigfte Zuftimmung gefunden, 
— in Frantreih vor Allem deshalb, weil dadurch Die vollftändige Behreiung bes 
Landes von ber fremben Offupation erreicht wird, deren feitberige Fortdauer dem 
nationalen Stolz unerträglich erſchien, — in Deutfchland, weil in biefem Abſchluß 
ein bebeutfames Anzeichen der Befeftigung friedliher Abfichten und Stimmungen 
zu finden if. Bon biefem Geſichtspunkte vornehmlich, zumal einer Regierung 
egenüber, deren ganzes Beſtreben auf bie Befeftigung ber inneren Zuſtände 
—* und auf die loyale Erfüllung der Verpflichtungen gegen Deutſchland 
gerichtet iſt, hat die Regierung unſeres Kaiſers bereitwillig die Hand dazu geboten, 
durch eine neue vertrauensvolle Vereinbarung unſere —28 mit Frankreich 
endgültig abzuſchließen und die letzten thatſächlichen Spuren und Nachwehen des 
früheren Kriegszuſtandes ſchwinden zu laſſen. 

Die neue Uebereinkunft iſt bereits der franzöſiſchen Nationalverſammlung 
vorgelegt und von derſelben mit den lebhafteſten Freudenbezeugungen aufge⸗ 
nommen worden. 

Die Ratifikations⸗Urkunden, durch welche der Vertrag Seitens des Kaiſers 
von Deutſchland und des Präſidenten der franzöſiſchen Republik zu beſtätigen 
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find, werben in wenigen Tagen ausgetanſcht werben Finnen, unb es wirb bamit 
eine ber größten und umfangreichfien Aufgaben, welche jemals zwifchen zwei 
großen Nationen zu erlebigen war, in ber befriebigenpften Weife und in wunder⸗ 
r burger Zeit zu Ende geführt fein. 

Der Geift wahrhafter Mäßigung unb Friedensliebe, weldyer dieſes Geli 
ermöglicht bat, wirb, wie man hoffen darf, von heilbringender Wirkung aud für 
bie weiteren Beziehungen ber beiden Großmächte fein.“ 

Die Borlegung der Uebereinkunft im Reichstage 
wurde Namens der Mehrheit mit dem Anerkenntuiß begrüßt: 
„Die Regierung, der ed gelungen ift, ein ſolches Ab⸗ 
fommen berbeizuführen, bat ſich durch den in ber Leitung 
der Geſchäfte bewiefenen Takt wohl verdient um das 
Baterland gemacht.“ 


Der Präjident des Reihätaged Dr. Simfon wies beim 
Schluſſe der kurzen Erörterung darauf hin, daß ber Reichs⸗ 
tag mit hoher Befriedigung von der Mebereintunft Kenntnih 
genommen habe. 


Fürſt Bismarck erwiderte hierauf: 


„Darf ich einen Augenblid noch das Wort nehmen, um für die eben 
vernommene Yeußerung dem Herrn Präfidenten und dem Reichstage meinen 
Dank audzuiprehen? Es giebt für einen Staatdbeamten feine höhere Be: 
friedigung als die Anerlennung, die ihm von den Vertretern der Geſammt⸗ 
Fi jeiner Landsleute zu Theil werden fann. Ein folcher Ausſpruch ft 

r mich ein Sporn, eine Ermuthigung, und ich kann fagen, eine Arzenti 
den Schwächen gegenüber, mit denen ıch fämpfe, wenn ich meinen Dienft 
thue.“ 


24. April — 12. Mat. Beſuch Kaiſer Wilhelms in Peteröburg. 
Kaiſer Aleranders „beiter Freund.” 


24. Mat. Sturz ded Präfidenten der franzöfifchen Republik Thiers 
durch die monarchiſche Mehrheit der National-Berfammlung. 
Berufung ded Marihalld Mac Mahon zum Präfidenten 

der Republif. 


Die Auffaffung und Haltung des Botſchafters 
Grafen von Arnim gegenüber dem Regierungswehhſel 
in Frankreich. 
19. Juni. Erlaß ded Fürften Bismard an Graf Arnim: 


„Ew. Excellenz haben in dem Jmmediatberichte vom 8. dieſes Monats 
an Seine Dlajeftät den Kaiſer nnd König die Anficht motivirt und am 





543 
1 873. 


Schluſſe deffelben ausdrücklich ausgeſprochen, daß die befte Regierung in 
Frankreich für und immer diejenige jein werde, welche den größten X heil 
ihrer Kraft auf die Bekämpfung ihrer inneren Feinde verwenden müſſe. 

Nachdem Em. Ercellenz ſchon in einem Beriht vom 27ten vorigen 
Monat3 über die neue Regierung ſich diefer Auffaflung genähert hatten, 
darf ich hieraus den Schluß ziehen, daß fih Em. Ercellenz felbft nun- 
mehr die Richtigkeit der Einwendung aufgedrängt Hat, welche ich gegen 
die in Ihrer früheren Berichterftattung ausgeſprochene Beurtheilung fran⸗ 
zöfiiher Zuftände bei Sr. Majeftät erfolglos zu befürmorten wiederholt 
veranlaßt war. 

Em. Ercellenz haben in einer achtmonatlichen Berichterftattung eine 
entgegengefette Auffaffung feftgehalten und bei Seiner Dlajeftät zur Gel« 
tung gebracht; diefelbe, wenn fie den legten und nach Em. Excellenz eigenem 
Sefländniß für uns nicht vortheilhaften Regierungswechſel nicht geradezu 
herbeigeführt, bat denfelben zum mindeften erleichtert, indem fie meine 

emühungen um die Erhaltung de8 Herrn Thiers und jeiner, mit 
immer größeren Schwierigkeiten kämpfenden Regierung lähmte und hier⸗ 
durch den Nachfolgern defjelben die Erreichung ſeines Sturzeß erleichtern 
mußte. 

Die von Em. Erxcellenz wiederholt geltend gemachte Anficht, daß die 
Entwidlung der Dinge in Frankreich unter der Leitung des Herrn Thiers 
dem monardijchen Prinzip in Europa gefährlich werden müfle, hat bei 
Seiner Majeftät in jo weit Anklang gefunden, daß Allerhöchſtdieſelbe die 
Unterftügung diefer Regierung nicht in dem Maße für geboten hielten, 
als es meines Erachtens aus den Gründen, welche Ew. Excellenz jelbft 
im Schlufie Ihres Immediatberichtes vom 8. dieſes Monat8 anführen, 
der Fall war. Die Befriedigung, melche ſich bei allen unjern politiichen 
Gegnern jofort nah dem Sturze des Herrn Thiers ofien gezeigt hat, 
ft ein vorläufiger Beweis für die Richtigkeit der Politik, die ich als ver» 
antwortlicher Nathgeber Seiner Viajeftät gegen Em. Ercellenz Rath⸗ 
ihläge vergebens befürwortet habe. Der dur) Em. Ercellenz bier geübte 
Einfluß bat mir nicht erlaubt, Ihnen die bejtimmte Weiſung zu ertheilen, 
dad ganze Gewicht unjerer Politik für die Erhaltung ded Herren Thiers 
einzulegen und diefem Umftande ift, wie Em. Erxcellenz nicht verlennen 
werden, die leichte und ungehinderte Durchführung des Negierungswechjels 
zum großen Theil zuzufchreiben. 

achden: die Färbung Ihrer Berichte feit 8 Monaten im Gegenſatz 
mit der von mir bei Seiner Majeftät vertretenen Richtung in Bezug auf 
unjere Politik in Frankreich geftanden, und mir durch den bei Seiner 
Mojeftät gefundenen Anklang die wirkſame Unterftügung des Herrn 
Zhiers unmöglich gemacht hat, befinde ich mich in der Lage, die Ber: 
‘ antwortung für dieſen politifchen Fehler und die fi) daraus ergebende 
Situation auf meine Rechnung zu nehmen, obwohl ich nad den Anftren- 
gungen, die ich in ber entgegengejegten Richtung unausgefegt zu machen 
gehabt habe, mich hierzu nicht verpflichtet halten kann. 

Eine Einwirkung, wie fie durh Em. Excellenz Berichterftattung in 
Widerſpruch mit der von mir befolgten Politit auf Seine Majeftät geübt 
worden ift, hat nicht mehr den Charakter einer gejandtfchaftlichen, ſondern 
den einer minifteriellen Thätigkeit. — Diejelbe tritt in Nivalität mit der 
legitimen Wirkſamkeit des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten und 
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ift dieſes ſtaatsrechtlich ebenſo unberechtigt, als in ihren Folgen für bes 
Land gefährlich! 

&n. Ercellenz fehlt e8 nicht an den gefchonten Kräften und an ber 
Muße, welche Sie verwenden können, um bei Seiner Majeftät ſchriftlich 
und mündlich eine andere Politit als die des verantwortlichen Miniſters 
zu befürworten, 

Meine Kräfte find durch ernfte, verantwortliche und erfolgreiche Ar⸗ 
beit im Allerhöchften Dienft erichöpft, und ich kann die Anftrengung nıdt 
mehr leiften, welche erforderlich fein würde, um neben meinen vege mäßige 
Dienftgeihäften im Kabinette Seiner Majeftät den Kampf gegen den Ein- 
fluß eines weiner Politik widerftrebenden Botſchafters zu Führen. 

Da ih nah Em. Excellenz Berichten aus der legten Zeit glaube 
annehmen zu dürfen, daß Sie Pi ebenfalls der Einficht der Schwierig: 
keiten nicht verjchließen, die fi aus diefer Sachlage für den Dienf 
Seiner Majeftät ergeben, jo werden Em. Excellenz es motivirt finden, 
wenn ich Anträge an Seine Majeftät den Kaiſer richte, welche meines 
Erachtens nothwendig find, um die Einheit und Disciplin im auswärtigen 
Dienfte zu erhalten und die Intereſſen Seiner Majeflät und des Reiches 
por verfafjungsmäßig unberedhtigter Schädigung ficher zu ftellen.“ 


ol. Innere Brifis und Bünteitt des Fürften 
Bismarck nom Minifter- Drafidium, 


1872. 21. Oftober. Wiedereröffnung des Landtages. 


Fuürſt Bismard ift durch fein Befinden noch in Barzin 
zurüdgehalten. 


Die Kreidordnung im Herrenhaufe. 


27. Oktober. Aeußerung des Kaiſers an den Präfibenten bes 
Herrenhaujed: „er lege auf das Zuftandefommen 
der Reform der Kreidordnung in voller Weber: 
einftimmung mit dem Minifterium den größten 
Werth und werde der unverweilten Durdführung 
diefer Aufgabe unter allen Umftänden feine Aller- 
bödfte Fürſorge widmen." 


31. Oktober. Aus der Aeußerung des Minifterd des Innern 
Strafen zu Eulenburg vor der Abftimmung im Herren- 
hauſe: 


„Meine Herren! Sie ſtehen im Begriff, darüber zu beſchließen, ob die 
Geſetzesvorlage für dieſe Seſſion als beſeitigt angeſehen werben ſoll oder nicht. 
Benn Sie die Geſetzesvorlage im Ganzen verwerfen, fo iſt fie damit für dieſe 
Seſſion befeitigt; fle kann nicht mehr an das Abgeorbnetenhaus gebracht werben. 
Fallt ihr Beſchluß fo aus, jo würde unter anderen Umftänben vielleicht die De- 
miffion bes Minifteriums, ſpeciell besjenigen Minifters, der mit ber Führun 
dieſer Angelegenheit betraut iſt, die Folge ſein. Sie werden uns zutrauen, bob 
wir, wenn wir irgenb eine Förderung der Sache darin erlennten, feinen Anftand 
nehmen würben, unfere Demilfion zu ben Füßen Sr. Majeflät nieberzulegen; 
allein die Sache ſteht in dieſem Falle anders. 

Se. Majeftät haben die Ueberzeugung, daß das Zuftanbe- 
lommen einer auf den Prinzipien ber Regieruugsvorlage be- 
rubenden Kreisordnung eine Nothwendigkeit if, und in biefer 
Vebergengung würden Ste jedem neuen Minifterium dieſelbe Auf⸗ 
gabe fellen, bie uns obgelegeu bat. 


Fürf Blömard. II. 85 
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Wenn Sie den Entſchluß faſſen, bie Borlage abzulehnen, fo 
wird bie Seffion unmittelbar gefhlofjen und eine neue Sejffion 
einberufen werden, in welder bie Kreisorbuung zu den erfen 
Borlagen gehören wird. Wir fiub von ber Rotimenbigteit ber 
Durchführung berfelben unter voller Zufimmung Sr. Majefät jo 
überzeugt, baß wir biefe Aufgabe nicht fallen lafjen, foudern ver- 
ſuchen werben, bie Löfung berfelben zu erreihen durch alle Mittel, 
welde die Berfaſſung ung geftattet.“ 


31. Dftober. Ablehnung der Kreißordnung im Herrenhaufe. 


1. November. Schluß der Landtagsſeſſion. Wiederberufung dei 
Landtags zum 12. November. 


12. November. Eröffnung der weiteren Landtagsſeſſion. 


Aus der Eröffnungsrede bes ftellvertretenden Vorſitzenden bes 
Staats »- Minifteriums Grafen von Roon: 


„Da bie Hoffnung gejcheitert if, die Reform ber Kreisverfaffung nah 
Wiederaufnahme der im Juni vertagten Seffion zum Abſchluß zu bringen, ie 
bat die Regierung Sr. Mojeftät e8 für geboten erachtet, die im biefer Beziehung 
fruchtlos gebliebene Seffion zu jchließen, um in einer neuen jene wichtige und 
dringende Aufgabe zur Löfung zu bringen. — — - 

Die Regierung Sr. Majeftät ift feft durchdrungen von ber Rotbwenbigkeit, 
die Reform, deren Ausführung durch Bereitſtellung ber dazu erforberlichen Gelt- 
mittel erleichtert wird, als Grundlage der Löſung mannigfadher anderer Aufgaben 
des Staates in® Leben zu rufen. 

— Die Regierung Sr. Majeftät hofft zunerfichtfih eine allfeitige Berein: 
barung über biejen Entwurf zu erreichen, und ift entſchloſſen, die Durd- 
führung der bedeutfamen Aufgabe durch alle Mittel, welde tie 
Berfaffung der Monardie an die Hand giebt, zu fihern. 


30. November. Allerhöchlte Drdre wegen Berufung von 25 
lebenslänglichen Mitgliedern in das Herrenhant. 


9. Dezember. Annahme der Kreidorbnung im Herrenhauſe. 


Schlußäußerung des Minifters des Innern: 


„— — Und mun, meine Herren! Der Herr Vorredner nennt bie jehize 
Beratbung unb biefen Geſetzentwurf ben Tettten Kampf um konſervative organiiht 
—— ... Ih nenne ihn den erſten Kampf um Belebung dedrjenigen 
gejunden Kräfte des Staates, beren mir bebürfen, um auf ber Höhe zu bleiben, 
die wir um Preußens und Deutſchlands willen behaupten müffen. — Geha 
Sie, wenn das Geſetz zur Ausführung kommt, nur in die Sache hinein. Kalıer 
Sie fih von der Ausführung bes Geſetzes fern, ziehen Site fich zurüd, ham 
allerdings ſtehen lebafte Gefahren zu befürchten. Aber wie follte ich dazu fonımen, 
das von Ihnen vorauszujeßen ? Ihr eigenes Intereffe und Ihr eigener Batriotiemnt 
wirb Sie zwingen, fobald der Gejegentwurf zum Geſetz erhoben tft, meine eifrigfen 
Helfershelfer zur Ausführung bes Gejekes zu werben.“ 


13. Dezember. Allerhöchſte Bollziehbung der Kreidorbnuung. 
14. Dezember. Rückkehr des Fürften Bismard nad Berlin. 
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21. Dezember. Rücktritt des Fürſten von Bismard vom Brä- 
fidinn des Staat -Minifterinms. 


Allerhöchlte Drdre an den Präfidenten des Staats⸗ 
Miniſteriums Fürften von Bis marck. 


„Auf Ihren Antrag in dem Berichte vom 20. d. Mts. will 
Ih Sie von dem Präſidium Meines Staats⸗-Miniſteriums hierdurch 
entbinden. Sie behalten den Vortrag bei Mir in den Angelegen⸗ 
heiten des Reichs und der auswärtigen Politik und find, im Falle 
Ihrer Behinderung an der perjönlichen Theilnahme an einer Sigung 
des Staats - Miniftertums, befugt, Ihr Votum in den die Interefjen 
des Reichs berührenden Angelegenheiten unter Ihrer Berantwort- 
lichkeit durch den Präfidenten ded Reichöfanzler- Amts, Staats» Mi- 
nifter Delbrüd, abgeben zu lafjen. Der Vorſitz im Staats-Mi- 
nifterium geht an den älteften Staats-Minifter über. Dad Staat» 
Minifterrum habe Ich hiervon in Kenntniß geſetzt.“ 

Berlin, den 21. Dezember 1872. 

(ge) Wilhelm. 
(ggez.) Fürſt von Bidmard. 


1873. 1. Sanuar. Allerhöcftes Schreiben an den Fürften 
von Bidmard. 


„Sie willen, mit wie jchwerem Herzen Sch Shren Wunſch er: 
füllt habe, indem Ich Sie von dem Borfig Meined Staatd- Minis 
fteriumd entband. Aber Ich weiß, welche geiftige und Törperliche 
Anftrengung die zehn Fahre diefer Stellung von Ihnen verlangten, 
und will deshalb nicht länger anftehen, Ihnen eine Crleicdhterung 
zu bewilligen. 

Zehn inhaltsſchwere Sahre liegen hinter und, feit Sie Meiner 
Berufung, am die Spipe der preuhifchen Verwaltung zu treten, Folge 
leifteten! Schritt für Schritt hat Ihr Rath und Ihre That Mich 
in den Stand gejeßt, Preußend Kraft zu entwideln und Deutjchland 
zur Einigung zu führen. Ihr Name fteht unauslöfhlid in der Ges 
ſchichte Preußens und Deutichlands verzeichnet, und die höchſte An⸗ 
erfennung ift Ihnen von allen Seiten gerecht zu Theil geworden. 
Wenn Ich genehmige, daß Sie die mit jo ficherer und felter Hand 
geführte Verwaltung Preußens niederlegen, jo werben Sie mit der 
ſelben doch, unter Fortführung der politiichen Aufgaben Preußens in 
Verbindung mit denen der deutichen Reichöfanzler-Stellung, in engftem 
—— bleiben. 

Durch die Verleihung der brillantnen Infignien Meines hohen 
Ordens vom Schwarzen Adler will Ich Ihnen bei dieſem Anlaß 

85 * 
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einen emeuten Beweis Meiner hoͤchſten Anerkennung und nie em 
löfchenden Dankbarkeit geben! 

Mögen die Ihnen gewährten gejchäftlichen Erleichterungen die 
Kräftigung Ihrer Geſundheit fihern, die Sie erhoffen und Ich wünſche, 
damit Sie lange noch dem engeren und dem weiteren Baterlande 
und Mir Ihre bewährten Dienite a koͤnnen.“ 

J rt 
treuergebener danfbarer König 
Wilhelm. 


1. Januar. Ernennung des Kriegs⸗Minifſters Grafen von Roon 
zum Präaſidenten des Staats⸗Miniſteriums. 


Allerhochfte Ordre an den Minifter Grafen von Roon. 


„Nachdem Ich den Reichskanzler Fürften von Bismard auf feinen 
Antrag von der Stellung als Präfident ‘Meines Staats - Minifterums 
entbunden babe, finde Mich bewogen, Ihnen diefe Stellung zu ver 
leihen, Sie gleichzeitig von der des Kriegs⸗Miniſters zu entheben, ver- 
mag Ich jedoch nicht, indem Ich Werth darauf lege, daß Sie als Kriegs⸗ 
Minifter und „Borfigender des Ausichuffes für Landheer und Feſtungen, 
mit der oberen Leitung und Vertretung der Armee- Angelegenheiten audı 
ernet betraut bleiben. Da Ich gleichwohl ermefle, daß es Ihnen ba 
em Ihnen nunmehr übertragenen Borfige im Staats- Minifterium und 
der daraus für Sie erwachienden Gejchäftsnermehrung nicht {ich ſein 
würde, die Pflichten als Kriegs⸗Miniſter in dem bisherigen ange zu 
erfüllen, fo finde Ich Deich gleichzeitig veranlaßt, den Eher des Ingenient⸗ 
Corps und der Pioniere und General Injpecteur der Feftungen, General: 
Lieutenant von Kameke, mit dem Titel und dem Range eines Stoat* 
Minifterd zum Mitgliede des Staats: Minifteriumß zu ernennen mit der 
Beftimmung den Gefchäften des Krieg» Minifteriumß, in Uebereinftim: 
mung mit Ihnen, verantwortlich voraufteben und Gie als Kriegs: Miniker 
überall, wo es nötbig, ebenfo zu vertreten.” — — 


6. Januar. Aus dem „Staate- Anzeiger.“ 


„Die Allerhöchſten Entichließungen beruhen vor Allem baranf, daß fs 
anberer Staatsmann in bemjelben Maße wie Graf von Roon nad feiner fi 
berigen Geſammwirkſamkeit und nad feiner perfönlidhen Bertrauensftellung # 
dem Fürften von Bismard bie Gewähr und Bürgichaft dafür giebt, bei 
unter eigenem Namen und unter eigener Verantwortung in Wahrheit bie voliül 
des Reichskanzlers in Uebereinftimmung mit befien Sinn und Geiſt in jede 
Beziehung fortzuführen Willens und im Stande ſei, baß er, mit dem Berjidt 
auf eine großartige ſelbſtſtändige Handhabung bes Gtenerrubers, doch freudig die 
volle Mitwirkung und VBerantwortlichkeit für eine Politik Ubernehme, beren hodk 
und folgenreichfte Bethätigung auf dem Boden bes geſammten Deutfchen Rede 
zu erfolgen bat, deren maßgebende Grunbfähe und Geſichtspunkte aber arch in 
ber inneren preußifhen Entwidelung und bemgemäß in ber Leitung be Fra 
Bilden Staats - Miniftertums zur Geltung gelangen müffen. 

Daß dies auch in Zukunft geichehe, das ift bie Aufgabe, welche burd ba? 
Bertrauen Sr. Majeftät im vollen Einverflänpniffe mit dem Kürften v. Biemard 
dem Grafen von Roon Übertragen worben ift, unb welde er in ſelbſtloſer Sir 
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für ben öffentlichen Dienſt in ber Borausfegung übernommen bat, bei 
rer Zöfung von allen denen unterftütt zu werben, denen bes Baterlanbes Heil 
und Größe wichtiger if, als jedes perjönliche Imtereffe.” 


Erklärungen der Minifter im Abgeordneteuhauſe. 
7. Januar. Crllärung des Minifterd des Innern Grafen zu 
Eulenburg. 
Auf eine Rebe des Abgeordneten Taster. 


„Meine Herren! Ich könnte mich zu den Aeußerungen des Abg. 
Laster perfönlich vor der Yand ftillfchweigend verhalten und die Erflä- 
rungen, die er wünſcht und die nicht außbleiben können, dem Herrn Mis 
nifter» Bräfidenten überlafien, ich glaube aber doch, daß ich befugt und 
vielleicht auch verpflichtet bin, wenige Worte zu fagen, um die Beunrubis 
Here von der der Herr Abgeordnete fpricht, fo früh, ala möglich zu be⸗ 
eitigen. 

Der Beweggrund, aus welchem der Reichskanzler Fürſt Bismarck 
das Miniſter⸗Präſidium aufgegeben hat, lag einzig und allein in der Un⸗ 
möglichkeit, die Geſchäfte, die ihm als Reichskanzler, Miniſter⸗Präſidenten 
und auswärtigen Minifter oblagen, derart zu überwältigen, wie feine 
Natur es verlangt, d. h. eingehend, eindringlich und mit voller Berant- 
wortung. Er hatte die Hebergengung, daß dieſes in feiner bisherigen 
Stellung unmöglich fei; deshalb hat er eine Entlaftung gewünſcht und 
feinen Wunſch Ipeziell auf die Entbindung von dem Minifter- Präfidium 
gerichtet. Se. Majeftät find darauf eingegangen; die Schwierigleit war 
nur die, zu vermeiden, daß aus der Niederlegung des Miniſter⸗Präſidiums 
in Publikum der Schluß gezogen würde, der Minifter- Präfident wolle 
in Bezug auf fein — zum preußiſchen Miniſterium eine zurück⸗ 
haltende Stellung einnehmen und ſich von der Verwaltung der 
preußiſchen Angelegenheiten zurückziehen. Dies hat niemals 
in dem Willen des Fürſten gelegen und würde den Abſichten 
Sr. Majeffät des Königs direkt widerfprocdhen haben. Der 
Fürft machte den Borjchlag, als ausmärtiger Minifter Mitglied des Mi⸗ 
niſteriums zu bleiben, das. Präfidium zunächft dem älteften Miniſter ab⸗ 
utreten und auf dieſe Art Zeit zu geioinnen, die ihm fpeziell obliegenden 

eihäfte mit voller Verantwortlichleit zu erfüllen, zugleich aber an den 
preußiſchen Geſchäften foviel Theil zu nehmen, als feine Spezialgefchäfte 
e8 ihm geftatteten, und mit dem preußilchen Minifterium in fo innigem 
Bufammenbhange zu bleiben, daß das Minikerium nicht aufbörte, 
im een Sinne de8 Wortes ein Minifterium Bismard 
zu fein. 

In diefer Weife hat fich die Umgeftaltung des Minifteriums vollzogen. 

Daß der ältefte Minifter, GrafRoon, demnähft aud zum 
Minifter-Bröfidenten ernannt worden ift, ändert in diejer 
Sadhlage und in diefer Muffaffung nichts. Seine Majeftät haben 
es nicht file geeignet gefunden, das Diinifterinm bloß im Allgemeinen 
unter dem Borfig des Älteften Miniſters fungiren zu laffen, fondern haben, 
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ed für zwedmäßig erachtet, dies Präſidium auch berart feft zu geftalten, 
daß dem älteften Miniſter der Titel Miinifter- Bräfident gegeben worden 
if. In der Sade ändert da8 nichts. Wenn Sie — und id glaube, 
Sie haben feine Beranlafjung. daran zu zweifeln — davon überzeugt 
find, daß der Fürft in feinem Verhältnig zum Miniſterium bleiben wird, 
wie er war, dann, meine id, thun Sie doch gut, Befürchtungen und 
Deunrubigungen einftweilen zurüdzudrängen. Warten Sie auf dasjenige, 
was der Herr Abg. Lasker richtig bezeichnet hat, auf Maßregeln, die 
für ſich felbft fprecden, und ich glaube, Sie werden noch im Laufe 
diefer Seffion zu der Ueberzgeugung fommen, daß, fo beträ- 
bend e8 Ihnen in vieler Beziehung fein mag, daß Fürft Bis- 
mard nicht mehr formell an der Spitze des Minifteriums 
ftebt, in der Sache ſelbſt doch weſentlich nichts geändert if, 
und daß das Minifterium fortfahren wird, in dem Sinne zu 
wirken, wie das Minifterium Bismard es bisher für nöthıg 
erachtet hat.“ 


9. Januar. Erklärung des Minifter» Präfidenten Grafen v. Roon. 


„Meine Herren! Ich habe das Wort erbeten in Erinnerung der vor: 
gel en Erörterung. ch babe Zweifel zu bejeitigen, melde für den 
jet Sr. Majeftät und des Landes fchädlich wirken fönnten. Während 
ih Zweifel an meiner Perfon wohl überfehen und vergefien Tann, darf 
ich doch Zweifel nicht fortwirken laſſen, die den Dienſt Ihädigen. 

Ih kann mich, maß die thatſächlichen Berbältniffe anbelangt, zur 
Beruhigung eined der Herren Redner dahın zufammenfaflen, daß ich nicht 
in der Yage bin, dem Grafen Eulenburg irgend zu widerfprechen. Zu 

leid aber made ich darauf aufmerkfam, daß, wenn Graf Eulenburg 

in meiner Abmefenheit in die Katechifation eingetreten, die mir zugedacht 
war, er ſich unter allen Umftänden nicht als der politifche Gegner bekundet 
und die politifche Gegnerfchaft nicht bewiefen hat, die ihm von der Prefie 
angedichtet worden ift. 

Meine Herren! die Homogenität einer Korporation wie das Staat? 
Minifterium, die man von ihm verlangt, ift nach meiner Meinung nit 
mald dagewefen und mird niemalß da fein. Wenn 8— 9 Perfonen in 
einem Zimmer fiten und über einen und denfelben Gegenftand berathen, 
fo werden fih Meinungsnüancen immerhin geltend machen. Die Haupt 
fache ift die Hebereinftimmung in den Prinzipien und in deu 
Zielen, und da muß ich doch wider meinen Willen etwas weiter au 
holen. Ich ftehe, glaube ich, bier auf diefer Seite des Haufes (links), 
in der Erinnerung an alte Tage und an überwundene Conflikte, in dem 
Geruch einer gewiffen fchroffen, der Wealtion zugeneigten Dispofition. 
Meine Herren! Niemand kann aus feiner Haut fahren; Niemand lanz 
feine natürlihen Sympathien auf die Dauer verläugnen; daß ih nicht 
immer fo milde, fo lind erfcheine, wie ich gern erjcheinen möchte, dad 
hängt meiner Natur an, das Tann ich nicht beftreiten, aber raube Formen 
und harte Worte und grelle Bilder find noch keineswegs ein Beweis fir 
ein dem Schroffen, Gewaltthätigen, Realtionären zugemandtes Herz. & 
ift alfo mit der Harmonie und der Homogenität in einem Staats-Nim 
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ſterinm flet8 eine Sache, die ſich nicht in der Weile abfpielt, mie man 
das theoretifch ſich vorftellen fann. Meine Herren! In jedem Tongedicht, 
in allen Concerten unferer volllommenften Tonfünftler kommen Diffonangen 
vor, aber fie werden aufgelöft, und wenn fie mit Glüd aufgelöft werden, 
fo fteigt der Werth des Mufilftüds in den Augen des Stennerd. Meine 

rren! Ein Concert, mo jeder daſſelbe Inftrument und in derjelben 

ktave fpielt, ift doch jedenfalls ſehr langmeilig; in einem ſolchen Eoncerte 
babe ich mich noch nicht befunden. In den dreizehn Jahren, daß ich die 
Ehre habe, Sr. Majeſtät Minifter zu fein, hat e8 noch niemals ein Mi« 
mfterium gegeben, welches in allen Stüden immer auf diejelbe Art ge⸗ 
blofen hätte. 

. Man hat indefjen ganz ernfthafter Weife gemeint, die Stellung, in 
die ich getreten bin, nachdem der Herr Reichskanzler diefe Stellung ver- 
lafien bat, Fönnte die Ziele der gemeinfamen Politik [hädigen, 
fowohl die der äußern, wie die der innern Politik. Meine Herren, es ift das 
ein theoretifches Bedenken, wie da8 andere, welches von der Homogenität 
des Minifteriums handelt. Es ift nicht anzunehmen, daß der Herr 
Reihstanzler ſich die Einfegung eines Nachfolgers wird ges 
fallen Lafjen, der in einer ungebändigten Gelbitändigfeit 
nah dem Steuerruder greift und nah Wet fteuert, während 
der Reih3fanzler nah Oft fteuern will. Ich fage, das ift von 
Haufe aus gar nicht anzunehmen. Ich will mich aber nicht meiter dar⸗ 
über verbreiten, ih will nur noch ganz einfah an Thatſachen erinnern. 

Meine decer Es find zehn Jahre verfloffen, ſeit ih in 
Bemeinfhaft mit dem ausgezeichneten Staatsmann, deffen ih 
gedahte, für daB Wohl des Landes, des engeren wie des 
weiteren, redlih mitgearbeitet habe; wie können Gie ver» 
muthen, daß ih aus irgend einem Belieben des Egoismus, 
aus irgend einer Eitelkeit, aus irgend einem thörichten Ehr— 
geiz am Abend meines Lebens Dinge beabfidhtigen fönnte, die 
das Band ihädigen. Ich glaube, ein ſolches Mißtrauen habe ich nicht 
verdient. 

Die alten Barteiunterfhiede follten nah meiner Mei- 
nung fih mehr und mehr verwiſchen; die PBarteidefinitionen 
von vor 12 und 13 Jahren paffen heute garnicht mehr. Meine 
Herren, ſehen Sie ſich doch felbft an. Sind nicht heute die Keute Gegner, 
welhe vorher Arm in Arm gingen; find fie nicht gegenwärtig um Bänle, 
ja um ganze Piertelöhäufer auseinander gerüdt; bilden ſich nicht noch 
täglih neue Parteimodififationen, neue Meinungsnüancen innerhalb der 
einzelnen Fraktionen dieſes Haufes? Iſt e8 da nicht viel zweckmäßiger und 
rihtiger, zu fprechen von einer großen Partei der ehrlichen Peute, 
welche Farbe fie auch tragen mögen? Ich gehöre der Partei an — daB 
Wort „ehrliche Leute“ nicht im moralifhen Sinne genommen, fondern im 
politiſchen. Ich meine, wenn man das auf verfhiedenen Wegen 
erreihen will, wa8 die ehrlihen Leute überhaupt mollen 
jollen, fo braudt man fich deshalb nicht anzufeinden. — —“ 


552 
1873. 
Derk Reichſskanzler und dad preußiſche Staatd- 
Mintfterium. 


. 25. Januar. Rebe ded Fürften Bismarck bei der Beraibung bes 
Etats der audwärtigen Angelegenbeiten. 


(Auf eine Rede bes Abg. Laster, welcher eine Erklärung darüber erbat, 
welder Art bie Stellung bes auswärtigen Miniſters gegenüber 
bem preußiſchen Mintfterium fei. Dies halbe Räthſel habe vielſach bie 
Oeffentlichkeit beichäftigt, man babe keine richtige Vorſtellung, welcher Art bie 
Stellung bes Minifters ber auswärtigen ugelegenheiten jet, ob er an ber 
vollen Politik des preußiihen Minifteriums Theil nehme ober nicht. Es wäre 
zu wünſchen, daß bei ber Einführung bes neuen Minifteriums bie Berfiherung 
gegeben wäre, ber Politik bes jetigen Minifteriums werde bie ganze Energie 
bes früheren Leiters nicht fehlen. Er richte deshalb die Frage an ben Minifter 
ber autwärtigen Angelegenheiten, ob die Auffaſſung richtig ſei, daß bie Stellung 
als Staats- Minifter jedes Mitglied bes Minifleriums verpflichte, an hoben 
Staatsahten Theil zu nehmen, und daß alle Alte auch won jedem einzelnen 
Staats -Minifter vertreten werben. Es würde ihm eine große 
fein, wenn er vom Miniftertiiy vernäbme, daß der Beiſtand und bie 
te bes Reihstanzlers auch dem jetigen Miniſterium nidt 

eble. 

„Der Herr Borredner hat meiner Uehergeugung uach vollfommen 
Recht, wenn er annimmt, daß jedes Mitglied des Staats» Minifteriums 
nach zwei Seiten aufgufaflen ift: einmal nah der Berwaltung feines 
Neflorts, das fehle al nad) feiner politiſchen Anfhauung als Mitglied 
des Staats» Minifteriums, nad) feiner Mitverantwortlichkert für die Ge⸗ 
fammtbandlungen des Staats-Minifteriums, und ich Tann biefer Auf 
faffung eine Illuſtration durch Erwähnung der Diskuffionen geben, die 
im Schooße des Minifteriumß über die Frage ftattgefunden haben, ob 
das landwirthſchaftliche Minifterium als foldhes überhaupt beizubehalten 
fein werde oder nicht. Es hat fi dabei die Majorität des Staatd- 
Minifteriumd — und id glaube, dad gefammte Staats- Minifterum — 
dahin ausgefprodhen, daß, wenn auch diejenigen Gefchäfte, die bisher mit 
dem landwirtbfchaftlihen Miniſterium verbunden find, einen politifc tb 
tigen Dann nicht überall ausreichend befchäftigen, es doch Ei das Ge 
ammtminifterium von großer Wichtigkeit fei, daß Se. Majeftät eine 

inifterftelle vergeben Tönne, die unter Unftänden, auch wenn fie gar 
fein Neflort bat, wenn ein Minifter ohne Bortefeutlle wäre, durd ihre 
politiſche Stellung, durch ihre Mitwirkung in den politifchen Fragen, des 
Minifteriun in feinen Urbeiten unterftiigen könne. 

Es ift fogar bei und der eigenthümliche Fall, daß der Präfident 
des Staatd-Minifteriums, obfehon ihm ein. größereß Gewicht der 
moralifchen Verantwortlichkeit, wie jedem anderen Mitgliede ohne Zweifel 
zufält, doch feinen größeren Einfluß als irgend einer feiner 
Kollegen auf die Gefammtleitung der Gefhäfte hat, wenn er 
ihn nicht perfönlich fich erkämpft und gewinnt. Unfer Staatsrecht verleiht 
ihm keinen. Wenn er diefen Einfluß gewinnen will, fo iſt er genöthi 
ihn durch Bitten, durch Ueberreden, durch Korrespondenzen, durch 
Ihwerden beim Gefammt: Kollegium, — kurz und gut, durch Kämpfe zu 
gewinnen, welche bie Leiftungsfähigkeit des Einzelnen in fehr hohem Mofe 
in Anfpruch nehmen. 
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Was die Motive des Wehfels im Staats-Minifterium 
betrifft, fo erlaube ich mir vor allen Dingen feftzuftellen, daß ſolche 
Motive im Ganzen immer einfaher liegen, als das Gerüdht und 
die PBreffe gern annimmt. Wenn man fie einfah nimmt, wie fie 
liegen, jo fält vie Möglichkeit, darüber eben & fhreiben und Vermu⸗ 
thungen aufzuftellen. Es iſt befannt, daß der Geſchaftsumfang, der mir 
oblag, ein jo vielfeitiger und auögedehnter war, wie e3 faum je in einem 
ähnlichen Berhältnifie, in einem Staat von ähnlicher Größe, in einem 
Reiche von ähnlicher Bedeutung als das Deutiche, der Fall gemeien ift. 
Im Anfang hielt ich es faft für unmöglich, einen Theil derjelben abzu⸗ 
trennen, ohne das Ganze zu gefährden. Es kam dazu, daß meine Arbeitde 
fraft eine ftärlere war, als fie fchlieglich geblieben ft. Es fam dazu, daß 
ih gerade in dem auswärtigen Amte, welches ich vorzugsweiſe ald meine 
Ipeaieike Aufgabe betrachte, eine Hülfe hatte, deren ie ern bei diefer 
legenbeit gedenle — es war der verftorbene Geheimrath Abelen, der 
feitdem verſchieden iſt. Ich babe mich nach und nach überzeugen müſſen, 
dag es ganz unmöglich ift, diefen bedeutenden Umfang der Geſchäfte, der 
mir oblag, auch nur in der Weile zu fiberfehen, daß ich jederzeit mich 
darüber entſchließen kann, ob ich die Verantwortung für das Einzelne 
tragen will oder nicht. | 
Gewöhnlih, und in allen größeren Staaten mwenigftens nimmt die 
Aufgabe eines auswärtigen Minifters die volle Arbeitskraft 
eine Mannes in Aniprug, und es dürfte in feinem großen Staate 
den Tall geben, daß man von dem Träger der auswärtigen Geſchäfte auch 
nur eine anhaltende und eingreifende Mitwirkung in den inneren Anges 
legenheiten erwartet. Die auswärtigen Gefchäfte des Deutfchen Reiches 
find, Dank fei e8 unfern guten Beziehungen zu allen Negierungen, im 
Augenblid friedliche, aber diefen Frieden nach allen Seiten bin zu wahren 
und zu pflegen, ift eine Aufgabe, die die Arbeit eine® Mannes erfordert. 
Wenn ic daneben in der Stellung eines Kanzlers des Deut- 
[hen Reiches erhebliche Aufgaben der inneren Verwaltung habe, außer» 
dem die Verwaltung, die Verantwortung wenigftens fir die Verwaltung 
eines Reichslandes, welches manchem Königreich an Bedeutung gleich» 
fommt, fo iſt ja auch diefer Geſchäftsumfang zu beftreiten eigentlich nur 
möglich durch die außgebehnte, fihere und zuverläffige Unterflügung, die 
ih nad fo vielen Seiten hin in diejen Dingen finde. In der ganzen 
Reichsverfaffung ift e8 nun aber fehr viel leichter, wenn ich zu einem 
Bunte komme, wo ed mir zmeifelhaft wird, ob ich für die Thätigfeit 
des body und miniftermäßig geftellten Beamten, für den ich die Berants 
wortung mit zu tragen babe, diefe Verantwortung ferner übernehmen 
will, jo kann ich im Reiche Rechenſchaft und Aufllärung über die 
Sade fordern, ih Tann Bericht erfordern und kann wenigftens mein 
Beto jofort einlegen; kurz, ich bin berechtigt, im äußerften alle zu 
verfügen, was man jo unabhängigen Charakteren gegenüber oder dem 
Maße von Unabhängigkeit des Charakters gegenüber, welches mit großer 
Tuchtigleit verbunden zu fein pflegt, fehr ſchwer und felten ihut. Ich halte 
mich im Ganzen immer nur verantwortlich für die im großen Durchſchnitt 
ruhtige Wahl der Perfonen, nicht für jede einzelne Sandiun der Per» 
fonen. Außerdem, wenn ich diefe Verantwortung gelährbet fühle, bin ich 
in der Lage, beflimmt zu jagen: Dies will ih nit, und bes 
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ftimmte Forderungen zu flellen, was einftweilen zu ge- 
fheben bat. 

Ganz anders und viel mühevoller ift die Aufgabe eines preu⸗ 
Bifhen Minifler- Bräfidenten, der einen hoben Ehrenpoften, eine große 
Berantwortung bat und fehr wenig Mittel, diefer Stellung feinen 
Kollegen gegenüber irgend welchen Nachdruck zu geben, und wenn 
feine Einflüjfe fih innerhalb einer beftinnnten Verwaltung ein baffiver 
Widerftand entwidelt, den die einzelnen Beamten dieſes Minifterums 
unterftügen, fo habe ich darüber die Erfahrung, dag man gemiflermaßen 
im Sande ermüdet und feine Ohnmacht erkennt. 

Wenn ih mir alfo die Wahl ftellen mußte, meinen Geſchäftskreis 
zu verkleinern, fo konnte ich darüber nach einer zehnjährigen Erfahrung 
nicht zweifelhaft fein, daß die Stellung des preußifchen Deinifter- Präfidenten 
diejenige war, die meine Arbeitätraft — jagen wir Nerven zum Arbeiten, 
denn zum Arbeiten gehören Nerven — am meiften in Anſpruch nahm. 
Es iſt ja im Ganzen nicht die Arbeit, die den Menſchen Förperlich in der 
Friktion, in der wir in parlamentarifchen Staaten leben, aufreibt, fondern 
es ift das ununterbrodhene Gefühl der Berantwortlidhkeit für 
große Dinge und für Jntereffen, die einem am Herzen liegen 
wie die eigenen, aber die doch zugleich die Intereſſen von 25 
oder 40 Millionen find, — men dieß Gefühl der fortwährenden, 
angefpannten Berantmortlichkeit nicht angreift, der hat eben kein Pflicht⸗ 
gefühl und kein Herz für fein Land. Wer dies hat, den wird es bis zu 
einem gewillen Maße paden und verbrauchen. 

Wenn ich aljo die Wahl getroffen babe beim Einfehen der Noth- 
wendigfeit, daß ich das preußifche Miniſter⸗Präſidium [os fein wollte, jo 
war e8 in dem Gefühl, daß in diefem Reſſort die Mittel, einen Einfluß 
zu üben, im allergrößten Mißverhältniß mit der moralijchen Berantwort- 
lichleit, welche die öffentliche Meinung an die Stellung eine® Miniſter⸗ 
Präfidenten Mnüpft, ftehen, daß mir die größte Erleichterung zu 
Theil wurde; — denn ich glaube, weit über die Hälfte meiner Geſchä 
fommen aus diefem Reſſort — und zugleich die geringfte Einbuße 
an Einfluß. 

Daß ich auf diefen Einfluß ganz verzichten wollte und 
verzichten fönnte, fo lange ih die Ehre babe, Sr. Majeftät 
des Kaiſers Reichskanzler zu fein, daran ift ja gar nidt zu 
denken. Ich will gleich entwideln, warum dazu eine Zufammengehö- 
rigkeit zum preußiſchen Miniſterium eigentlih gar kein abſolut nothwen⸗ 
diges Erforderniß ſein würde. Meine äußere Stellung zum preußiſchen 
Miniſterium könnte noch mehr gelodert werden, als fie iſt, die Gefchäfte 
bleiben doch unzertrennlid. Der Reichskanzler, wenn er die Haupt 
bedingung feiner Aufgabe überhaupt erfüllen fol, muß derjenige Beamte 
jein, auf den Se. Majeftät der Kaifer das höchſte Vertrauen zu diefem 
Zwecke jest. Hat er das Bertrauen des Kaifers, fo ift doch un: 
möglich anzunehmen, daß Se. Majeftät der König non Preußen 
in diefer Eigenfhaft in feinem preußifhen Minifterium eine 
Politik geftatten werde, die dem als Reichötanzler mit dem 
Kaiferlihen Vertrauen beehrten Beamten die Wirkſamkeit ım 
Reid unmöglih machte. Es kann der König von Preußen und fen 
Minifterium ganz unmöglich) gegen die Politik des Reichskanzlers eine 
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Stellung nehmen, es ift vielmehr eine gegebene Nothmwendigkeit, daß fie 
unterftügt wird. Man Lönnte ja eher noch das Erforderniß aufftellen, daß 
der Reichskanzler Mitglied des Minifteriums eines anderen bedeutenden 
Bundesſtaats fei, denn in Preußen ift der Perfonalzufammenban 
der Königlich preußifhen und der Kaiferliden Krone —* 
ohnehin gegeben und unzertrennbar. 
Aber auch der Zuſammenhang zwiſchen dem Reichskanzler und dem 
preußiſchen Miniſter würde dadurch ja in feiner Weiſe geſtört werden, daß 
der erftere vollfländig aufhört, Mitglied des preußifchen Minifteriums zu 
fein. Wie ift denn der Gejchäftsbetrieb im Bundesrathe? Die Faktoren, 
welche den Haupteinfluß auf die Vorbereitung der Vorlage für den Reichs⸗ 
tag haben, find die Ausſchüſſe des Bundesraths. In jedem diefer Aus- 
thüffe bat, wenn Se. Majeftät der Kaifer es nicht ausdrücklich anders 
befiehlt, ein preußifcher Minifter, der betreffende Miniſter des preußifchen 
Nefforts den Borfig, oder diefer Vorfig wird ausgeübt durch einen der 
höchſten Bertrauensbeamten des Minifteriums. In der Sigung des Bun⸗ 
desraths findet fi) wieder daß preußifche Diinifterium in jeiner Majorität 
ufammen und arbeitet dort und in feinen Ausſchüſſen unter Vorſitz des 
eichakanzlers mit den übrigen Miniſtern. | 
Die Bänder, die beide Drganifationen an einander be= 
feftigen, find alfo viel ftärker, al8 man äußerlich anzunehmen 
pflegt. Wenn der Neichsfanzler aljo, um ernannt zu werden und um 
ın jenem Amte zu bleiben, nothiwendig da8 Vertrauen Sr. Majeftät des 
Kaifers haben muß, in Folge defien Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
und feinem Minifterium feine persona ingrata fein wird, fo hat der 
Reichskanzler nad) der Berfafiung außerdem Mittel des Einflufies und 
der Macht, die die Frage, ob der Zufammenhang nothwendig ift und 
durch welche Mittel er ehucht und befördert werden fann, dem preußifchen 
Minifterium ebenfo nabe, ja faft noch näher legen, wie dem Reichskanzler. 
Wenn der Neichslanzler fich ded Vertrauens der Mehrheit der Res 
terungen, die im Bundesrath vertreten find, verfichert, wenn er dabei 
dos Bertrauen der Mehrheit des Reichſstages zu gewinnen weiß — und 
das wird für ihn ein ebenjo nothwendiges Bedürfniß fein, da er nad) 
der Berfaflung derjenige Beamte ift, der den Vorſitz im Bundesrath führt 
und als der Vertreter der Bundeßregierungen vorzugsmeife vor dem 
Reichstage die Dinge zu vertreten hat — wenn er diefe Eigenfchaften 
in fich vereinigt, fo ift dadurch eine Lage gegeben, bei der Sie viel eher 
fi) im preußischen Minifterium erkundigen fünnen: Verliert Ihr auch nicht 
die Fühlung mit dem Reichskanzler? als dag Sie Veranlaffung haben, 
den Neichölanzler zu fragen: Verlierſt Du auch nicht die Unterftügung 
des preußifchen Miinifteriums? .... Ich kann deshalb nad) diefer ganzen 
Lage der Dinge verfihern, daß mein Bleiben in dem jegigen preußifchen 
Kabinet, in der Eigenfchaft als Mitglied, wenn auch nicht ald Vorfigender, 
doch bemweift, daß mein Entfhluß ſich nicht geändert hat, dieſes 
prengifche Minifterium gerade in derjelben Weife mit meinen 
Kräften zu unterftügen, als ob ich fein Borfigender wäre — 
Darüber kann ich die ganz beftimmte Verficherung geben, daß das mein 
Wille und meine Abfiht ift, nur mit etwas weniger Arbeit als früher, 
und ich muß leider jagen, mit etwas meniger unfruchtbarer Arbeit wie 
früher. Mein Gewicht im Minifterium wird dadurch, daß ich von den 
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formellen Arbeiten und von der formalen Berantwertlichleit erlbſt bin, 
immer nad wie vor darauf begründet fein, ob e8 mir danernd gelingt, 
das Vertrauen der Mehrheit meiner Herren Kollegen mir zu 
und Sie können ganz gewiß darauf rechnen — und darin fieht mein 
Entſchluß ganz fet —, daß, wenn diefer Wedel in den Perfondl- 
verbältniffen des Minifteriums einen Wechſel in der Richtung 
und in einer meiner früheren Politik feindliden Richtung 
bedeutet hätte, keine Maht der Welt mich hätte bewegen 
lönnen, meine Untezedentien von zehn Jahren zu verleugnen 
und, nur etwa um außwärtiger Miniſter zu bleiben, biefem 
felben Kabinet anzugebören, und fo lange ich diefem ange- 
dre, können Sie mit Sicherheit darauf rehnen, iſt das der 

eweiß, daß diefer Weg, diefe Richtung in der Hauptfade 
nicht verlaffen wird.“ 


(Die Einheit ber preußiſchen und ber Reichsintereſſen; fein 
Wechſel der Politik; Partei-Minifterten und gouvernementale Politik.) 
(Auf eine Rebe des Abg. Dr. Virchow:) 


„Der Herr Borredner bat vor feinem in die Zukunft blidenden 
Auge fi das Geipenft eines den preußifchen Staat vergewaltigenden, 
aber nicht preußifchen Reichskanzlers aus anderen Staaten deutſcher 
Nation gedacht. Ich glaube, dies iſt eben ein Gefpenfl. Die Frage, wie 
die Machtſtellung zwiſchen dem Weiche und ben einzelnen Staaten fein 
fol, ift eine, die durch die Reichsverfaſſung feftgeftellt ift und durch bie 
weitere geſetzgebende Thätigkeit des Reiches, die Kompetenz= Erweiterungen, 
zu denen daß Neid ermächtigt ift, mit der Zeit ihre Erledigung finden 
wird und kann, und follte dabei die Befürchtung eintreten, daß die Reichs⸗ 
regierung fo mächtig wird, daß ein fo ftarfer Staat wie Preußen, fünf 
Achtel des ganzen Reihe, anfängt fich vor dem überwiegenden Einfluß 
bed Reiches zu fürchten? Landsleute find wir Deutfche doch Alle, un 
ich befämpfe in diefen Dingen das Betonen der Scheidung zwiſchen deutſch 
und preußifch; der Reichſskanzler, möge er nun ein Preuße oder ein Bayer 
fein, uns ſteht er nicht als Preuße oder Bayer, und fteht er nur als 
Deutfcher gegenüber, und das Deutfche in dem Kanzler mehr und mehr 
u betonen, dazu erachte ich eine gewifle Yoslöfung, eine Herausſchälung 
ed Kanzler aus der ganzen Vegetation nöthig, die ſich im preußiſchen 

amtlichen Leben nothwendig bei ihm angefegt haben muß. 

Ich glaube, daß diefer Gedanfe noch weiter verfolgt werden muß, 
wenn wir zu einer richtigen Meichgeinheit fommen wollen. Die Einheit 
der Interefjen Breußene und des Reiches und der Schug für 
die preußifche Verfaſſung liegt in der Einheit Sr. Majefät 
bes Kaiſers und des Königs; dag beide Organismen bidher 
auch einen gemeinfamen Minijters BPräfidenten gefunden haben, 
das war der Anfang, kann aber für die Daner nidt feſtge⸗ 
halten werden. 

Ein Reichskanzler und ein Minifter- Bräfident, dem die Sachen durch 
die Neuheit der Zuftände und durch das Entgegentommen mehrerer Par 
teien, wenn nicht aller, fo fehr erleichtert werden, wie mir, ber fo feht 
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den Bortheil dat des friſchen Eindruds der Ereignifle in einer Allen 
willlommenen Neubildimg, wird ſich auch fo leicht nicht wieder finden, es 
wird vielleicht ſpäter fähigere, beſſer gefchulte, arbeitsfähigere Leute geben 
als ich, aber fie werden nicht getragen fein von der Neuheit der Ereig⸗ 
miffe, und man wird ihnen mehr Schwierigkeiten machen und es wird 
ihnen noch ſchwerer gemacht werden, einen ſolchen Umfang der Gefchäfte 
zu bewältigen, wie er mir bisher obgelegen bat, wenn er mit dem vollen 
und ehrlicen Gefühl der Verantwortlichkeit die Geſchäfte eingehen will, 
wie ich es getban habe. 

Der Herr Borredner hat mich in einer Beziehung nicht verftanden: 
ih habe von Diffonanzen, von foldhen, wie man fie unter dem Wort ges 
wöhnlich verfteht, nicht geſprochen, ſondern nur von den Uebermaß der 
Geſchäfte, die auf mir laſten; Difjonanzen, die mih zum Aus» 
ſcheiden veranlaßten, haben gar nit ftattgefunden. Sch habe 
mic) innerhalb des Miniſteriums bei den legten durch Abftimmung zur 
ontijeibung gebraten Fragen jederzeit, wie ich glaube, auf Seiten der 
Majoritäöt befunden, und e8 tft auch nicht der Grund, daß ich ir». 
gendbwie überfiimmt worden wäre, daß Beihlüffe, die mir 
zuwider wären, gefaßt wären, wenn auch vielleicht ich nicht Alles 
durchfegen konnte, was uch wunſchte — ich bin darin vielleicht auch zu 
fanguinif$ und zu raſch — menigftend nicht mit dem Aufwande von 
Mitteln, die mir bei meiner fonftigen Thätigfeit als Ueberſchuß verbleiben, 

Ob es nützlich ift, dem preußifhen Staate eine andere 
Berfaffung, auch in diefer Beziehung mehr der englifhen 
&hnlidh, zu geben? — ich glaube, wir find einem ſolchen Zuftande 
näher gefommen, wenn ich auch nicht glaube, daß wir ganz zu demijelben 
gelangen werden, dazu find die Nationen in ihrer ganzen Zufammenfegun 
u verfchteden. Der richtige Ausdrud der jegigen Sachlage wäre eigentlich 

er, daß man den Titel des Minifter- Präfidenten, der nichtö weiter be⸗ 
deutet, ganz fallen Ließe und lediglich nad dem Prinzipe ginge, daß von 
gleihberechtigten 8 Miniftern jederzeit der ältefte den Vorſitz führt. Soll 
aber der Titel des Diinifler- Präfbenten irgend etwas fich der Idee, die 
man fi) von feinem Anjehen und feinem Einfluffe macht, Näherndes ges 
winnen, dann erfordert e8 nach der heutigen Rage einen folchen Aufwand 
von faux frais an Arbeiten und Beeinfluffen und lleberreden der übrigen 
Keflorts, dag derjenige, der Minifters Präfident ift, gar nichts Anderes 
nebenher thun kann, und immer nad dem Ende eines jeden Tages fich 
lagen muß, daß er hinter den Aufgaben, die er fich geftellt hat, zurück⸗ 
geblieben if. So gering find die Mittel: man muß entweder die kolle⸗ 
gute Berantwortlichleit rein feithalten und ſich nicht daran fehren, wer 

mifter» Präfident ift, und dieſem nicht das Geringſte an größerer Ber 
antwortlichkeit, feine höhere Berantwortlichkeit zufchreiben, als jedem andern 
Staats» Dinifter, oder man muß diefen, wenn man ihn ftärler als bie 
andern zur Berantwortung ziehen will, alfo neben dem jedesmaligen 
Refiort- Minifter in erfter Linie, mit andern Mitteln ausftatten, womit 
ih immer nicht behaupten will, daß einer auf die Dauer gleichzeitig die 
Stellungen als Reichskanzler und als preußifher Minifter- Präfident zu 
feiner eigenen Befriedigung verfehen wird. 

Der Herr Vorredner hat bedauert, daß das Miniftertum nicht bei 
dieſer Gelegenheit eine Modifikation und Bervollftändigung er- 
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fahren bat. Meine Herren! ch glaube, das wäre fehr unzmed- 
mäßig gewefen, und ich habe nad Kräften zu verhindern ge- 
fuht, dag eine Aenderung einträte. Der Herr Vorredner meinte, 
es wäre eine ganz gewaltig einfchneidende Aenderung, dann ift meine 
Arbeit der erfien 14 Tage nad meiner Nüdfehr verfehlt geweſen. Ich 
habe mich bemüht, dahin zu wirken, daß womöglich gar feine Aen⸗ 
derung ftattfinde. Der jegige Miniſter⸗Präſident iſt mein ältefter 
Kollege, in fo fern, als er vor mir in dem Minifterium bereits war, 
er ift ein Freund von meiner früheften Jugend ber, z wiſchen und ift 
volle Offenheit und gegenfeitiges Bertrauen. Ich bin vollftändig 
überzeugt, daß er feinerfeita dad Minifter- Präfidium nicht weiter führen 
möchte, wenn er die Weiterführung um den Preis eines politifchen Bruches 
mit mir erfaufen follte, — das volle Vertrauen babe ich zu ibm, dies 
babe ich zu wenigen anderen Leuten außerhalb des jegigen Diinifteriums, 
meine Herren. 

Sollte es fich etwa um Vervollſtändigung von außerhalb her handeln, 
— nehmen Sie an, Se. Majeftät bätte einen neuen Minifter: Präfi- 
denten von außen ber ernannt, ich wüßte nicht, wer das aus demjenigen 
Kreifen, mit denen ich überhaupt bisher habe enger zufammen leben können, 
fein jollte, e8 müßte nothwendig ein mehr oder weniger Fremder ſein, 
und dann war ich nicht ficher, wie die Dinge weiter geführt worden wären. 
Nehmen Sie einmal an, daß in diefer Periode, im der ich zu den Ge⸗ 
fhäften zurüdfehrte, einer von den bisherigen Mitgliedern des Minifte 
riums auögefchieden wäre, — der Minifter der landwirtbichaftlihen An⸗ 
gelegenheiten bat es aus Gefundheitsrüdfihten getban, — nehmen Eie 
an, daß Jemand aus politiichen Nüdfichten, die man einem andern viel: 
leicht doc immer untergefchoben haben würde, ausſchiede, jo würde es 
immer den Anſchein gehabt haben, als ob dieſes Ausſcheiden eine Cenſur 
des Berhaltend der Königlichen Regierung und der darin bleibenden 
übrigen Kollegen entbielte, — lag nicht in folddem ftummen Broteft ent⸗ 
weder ein Zeugniß gegen die zurüdbleibenden Kollegen oder ein Symptom 
für die ganz unberechtigte Vorausſetzung, daß Se. Majeftät in Bezug auf 
gewifle Regierungsmaßregeln anderen Sinne geworden jei? Beides 
fönnte man annehmen, je nachdem auf der einen Seite ein Austritt auß 
dem Kabinet ftattfand. 

Ich habe e8 daher für meine angelegentlichfie Aufgabe 
gehalten, den jegigen Berfonalbeftand des Kabimets über 
diefe Krifis hinüberzuführen, fo daß aus einem Ausſcheiden Feine 
Rückſchlüſſe auf Meinungsverſchiedenheiten, fei e8 zwiſchen Sr. Majeflät 
und den Räthen der Krone, fer e8 innerhalb des Minifteriums, gemadt 
werden konnten. Gerade Angeſichts der wichtigen Aufgaben, die Ihnen, 
meine Herren, vorliegen, jchien es mir von der höchften Wichtigleit, das 
bisherige Minifterium diefen Aufgaben in möglichſter Gefchlofienheit ent⸗ 
egenzuführen, und ich glaube, wir werden die Wirkung davon in den 

einktaten bei den Abftimmungen nicht zu bereuen haben. 

Die Bervollftändigung des Minifteriums aus der Majorität ber 
Kammer, ja, meine Herren, das ift fehr viel leichter gejagt als gethan. 
Un das zu thun, muß man eine mehr oder weniger feſte Majorität 
haben. Wo liegt die Majorität, dieſes Arkanum des Tonftitutionelien 
Syſtems? Wir find meines Eradtens bisher überhaupt nicht 





559 

1873. . 
in der Lage, ein Bartei-Minifterium bei uns in Breußen bilden 
zu können. Das Minifterium muß einen vorwiegend gouver- 
nementalen — geftatten Sie mir nah meiner ganzen Herzend- 
auffaffung den Ausdrud: Königlihden Eharafter tragen. Sowie 
wir in Partei» Minifterien bineingerathen, fo werden die Gegenſätze ge= 
ſchärft. Der König allein und die Emanation, die von ihm und feiner 
politiſchen Auffafjung ausgeht, bleibt parteilos, und in diefer Stellung 
über den Parteien, auf dieſer Höhe der Krone, muß die Re- 
gierung in Preußen gehalten werden. Es fann nothmwendig fein, 
nach dem gouvernementalen Gefühl Sr. Majeftät und der Negierung, mit 
einer Partei zu gehen und in anderen Fällen mit einer anderen. In 
England wird ein folder Wechſel geräbnlid dur einen Miniftermechjel 
harakterifirt. Sollen reaftionäre Maßregeln getroffen werden, jo über» 
nimmt die liberale Partei das Ruder, aus der richtigen Vorausſetzung, 
daß fie die nöthigen Grenzen nicht überfchreiten wird; follen liberale Maß- 
regeln getroffen werden, fo tritt vorzugsweiſe die fonfervative Partei ans 
Ruder aus derjelben Rüdjicht. Bei uns find meines Erachtens die Partei⸗ 
gegenfäge noch zu fchroff, und das flaatliche Gefühl, das Gefühl, daf 
jedes Individuum für die Negierung und für gute Regierung des Staats, 
auch wenn fie außerhalb und unabhängig von der eigenen Bartei erfolgt, 
verantwortlich bleibt, das ift bisher nicht in dem Maße, wie in England, 
ausgebildet, wenn ich auch nicht leugne, daß wir in den lekten zwanzig 
Jahren hierin ungeheure Fortichritte gemacht haben und daß mir auf dem 
beften Wege find, daß Niemand unter und mehr fagt: es foll nach meiner 
Meinung gejchehen, ob auch der Staat darüber zu Grunde geht. Jeder 
fängt an, der Nothwendigkeit der Yorteriftenz der geordneten Regierung 
des Staat? Rechnung zu tragen, wenn er nicht etwa einer Partei anges 
bört, die grundjäglic diefen Staat, wie er bejteht, negirt, weil er nad 
ihrer Meinung überhaupt nicht eriftiren ſollte — — 

Ich kann nur zum Schluß wiederholen, daß der Herr Vorredner die 
Wirkungen der Perfonalveränderungen überjchägt bat, und ich ergreife 
gern dieſe Gelegenheit, meinerfeit3 dahin zu wirken, daß dieſer Ueber⸗ 
Ihätung nicht weiter Raum gegeben wird, daß namentlich die wun— 
derlihen Sadhen in den Zeitungen, als wenn ich da8 Opfer 
irgend einer Intrigue gemwefen und hinaus gedrängt wäre, 
widerlegt werden. Ich habe Se. Majeftät den König fehr lange 
bitten mäjfen, ehe mir dieſe Erleichterung gewährt wurde; id 
babe den jegigen Minifter-Präfidenten ſehr lange bitten 
müjfen, a: er jein Abjchiedsgefuh zurüdnahm und Se. Ma- 
jeftät der König bat durd ein Wort, das auf einen Soldaten 
nie feinen Eindrud verfehlt, dieje meine Bitte verwirklicht, 
und ich bin herzlich erfreut, daß er ſich dazu verftanden hat, 
diefe arbeit!» uud mübenolle und, wie ih fürdte, auf die 
Dauer wenig dankbare Stellung in feinem Alter zu über- 
nehmen, und id möchte Sie bitten, die Unterftügung, die Sie 
dem Minifterium unter meinem Präfidium gewährt haben, 
ihm auch unter dem jegigen Präfidium nicht zu verfagen; denn 
ed ıft in der That kein anderes.“ 
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14. Januar. Rede des Abgeorbneten Las ker gegen den Schwinbel 
mit Eiſenbahnkonzeſſionen. 
7. Februar. Weitere Nede Laskers, namentlich gegen den Wirk 
lichen Geheimen Ober» Regierungsratb Wagener. 


8. Februar. Antrag Laskers auf Einjegung einer parlamentarifhen 
Eifenbahn » Unterfuhungs - Kommilfion. 


14. Februar. Einjepung einer Königlichen Spezial-Unter: 
ſuchungs-Kommiſſion. 


Allerhochſte Botſchaft: 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

Nachdem bei den jüngften parlamentarifchen Verhandlungen bie bei 
Ertheilung von Eifenbahn- Konzeffionen im Anwendung gebrachten Ber 
waltungsgrundjäge angegriffen und die Mißſtände gerügt worden find, 
welche ſich bei Ausnutzung ertheilter Konzeffionen Beraußgeeil baben, 
haben Wir befchloffen, eine Spezial« Unterfuhungs » Kommijfion einzufegen, 
um nah Maßgabe der durch ihre Ermittelungen gewonnenen Xefultate 
überſehen zu können: | 

1. Ob und in wie weit die einfchlägigen Geſetze und die geltenden Ber: 
waltungsnormen die Erfüllung der bei Ertheilung von Eijenbahn- 
Konzeſſionen beabfihtigten Zwecke zu fihern und das Publifum gegen 
Täufhungen und Beeinträhtigungen zu ſchützen geeignet find; 

2, welche Aenderungen der Geſetzgebung und der erwelkungerrna 
erforderlich find, um vorhandenen Uebelſtänden und Mißbräncher 
thunlichſt abaubeifen. 

Es ift Unfer Wille, daß die Ermittelung der bezüglichen Thatſachen 
mit der größten Sorgfalt gejchehe und die Beurtheilung der Berbältuiffe 
und Perſonen ernft und unparteiifch fei. Die genannte Spezial» fom- 
milfion wird unter dem Vorfig des Präfidenten der Seehanblung, Bünther, 
aus zwei von Uns zu ernennenden Juſtiz⸗ und zwei Bermaltungsbeamten 

u beitehen haben, und laden Wir die beiden Häufer des Tandtages Un 
—* Monarchie ein, auch ihrerſeits je zwei Mitglieder zu erwählen, um 
an den Arbeiten der unverzüglich einzujegenden Kommiſſion theilzunehmen 

Wir behalten uns vor, der Landesvertretung feiner Zeit die bezüg 
lihen Kommiffionsberichte zugehen zu lafien. 

Gegeben Berlin, den 14. Februar 1873. 

| Wilhelm. 
Roon. Bismarck. Itzenplitz. Eulenburg. Fall. Leonhardt 
Camphauſen. Kameke. Königsmard.“ 


Einleitung eines disciplinariſchen Einſchreitens gegen den 
Geheimen Rath Wagener. Freiwilliger Rücktritt deſſelben. 








32, Die erſten Mai- Gefeke 


und die weiteren kirchlichen Mämpfe von 1873. 


1873. 9. Sanuar. Vorlegung der vier Geſetzentwuͤrfe, betreffend: 
1. Die Grenzen ded Rechts zum Gebrauche Firchlicher 
Straf» und Zuchtmittel, — 
die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen, — 
den Außtritt aud der Kirche, — 
4. die kirchliche Didciplinargewalt und die Errichtung 
des K. Gerichtöhofes für kirchliche Angelegenheiten. 


Nothwendigfeit und Zwed der Geſetze. 


9. Sanuar. Aus der Nede ded Kultus-Minifterd Dr. Falk bet 
Borlegung der Gefepentwürfe. 


„Das Bebürfniß, Gegenftände ber bezeichneten Art im Wege ber Geſetz⸗ 
gebung zu regeln, möchte wohl fchon allein durch den Wortlaut derjenigen Artifel 
unferer Berfaffungsurfunde gegeben fein, welche über die Verhältniffe der Kirche 
beſtimmen und aus denen vie Confequenzen gezogen werben müffen, nach welchen 
fih das Berhältniß der Kirchen zum Staate geftaltet, unb ferner burch die An⸗ 
mendung, die biefe Artifel bisher in ber Praris gefunden haben. Wenn ich auf 
den Wortlaut der Berfaffungsurkunde binmies, fo meine ich, daß derſelbe an 
mander Unbefiimmtheit und Zweideutigkeit leidet, freilich wohl fein Wunder, 
wenn man fich vergegenwärtigt, aus welchem Kampf entgegenftehender Meinungen 
die Formulirung jener Artikel berausgewachfen ift, wenn man I der Zeit er- 
innert in ber fie entfianden, der Anfänge unferes verfaffungsmäßigen Lebens, wo 
man an vielen Stellen ber Meinung war, mit der Aufftellung allgemeiner 
Örundfäge fei außerordentlich viel geholfen, und nicht bebachte, daß diefe Grunb- 
füge erft Leib und Blut gewönnen, wenn fie in Geflalt ber Speciafgefetgebung 
ins Leben übergeführt würden, und wo man aud bie Mufter anderer Ber- 
faffungen als unbebingte Wegweiſer für die Entwidelung der preußifchen Ber- 
faffung gern anſah. Wir find inzwiſchen, glaube ih, praktiſcher geworben, wir 
meinen, unfere Geſetze feien zu geftalten nah unjeren Verhältnijfen. Da- 
mit meine ich ſchon angebeutet zu haben, daß ein Bebürfni für befonbere Ge⸗ 
feße, die jene Artikel Har ftellen, gegeben iſt. 

Aber die Ausführung der Artikel, und was babei erlebt worben, 
drängt ganz auf denſelben Weg. Die Ausführung war eine ungleiche. Die 
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katholiſche Kirche beſaß Organe, die es ihr ermöglichten, Beſitz zu ergreifen 
von bem, was fie für ben Inhalt diefer Artikel hielt. Die evangeliſche Kirche 
war nicht in der Lage. 

Als aber bie geoben Bewegungen, bie Deutſchland erfaßten, nady und nad 
eintraten, als der Staat, wenn ich mich fo ausdrücken barf, anfing, fi mehr 
feiner felbft bewußt zu werben, ober auf fich ſelbſt zu befinnen, ba war er and 
gendthigt, innerlich gendthigt, ſich die Frage des Weiteren vorzulegen, wie es benz 
mit jener Befitergreifung fi verbalte, ob denn in ber That bie Aus- 
legung, die dem Begriff ber Selbſtſtändigkeit der Kirche gegeben 
worden, bie richtige fei, ob nit jene Auslegung in Widerſpruch 
trete mit den Lebensprincipien des Staates. Man hatte vergeflen, daß 
feibft bei der erſten Erörterung jener Berfaffungsartilel der Sat von der Regie- 
rung ausgeſprochen wurbe: es handelt ſich bier nur um die Aufhebung einer Be⸗ 
vormunbung, es handelt fih um bie Gewährung der Freiheit der Ent- 
widelung in ihren eigenen Dingen, aber dabei bleibt befleben das 
unentbebrlihe Recht des Staates, Überall abzuweiſen, zurüd⸗ 
zuweiſen, auch durch pofitive Geftaltung, ba, wo durch bie Ent- 
widelung ber Religionsgejellihaften feine Intereffen geſchädigt 
werben. Und als dieſer Gedanke Iebhafter bervortrat, mußte man nothwendig 
zurüdbliden auf die frühere Geſetzgebung. Ale wir bie Berfaffungsurtunte 
noch nicht hatten, lag bie geſetzgebende Gewalt in der Hand ber Krone, und, we 
es eben noth that, da war fie ausreichend zur Hand. So liegt die Angelegenheit 
gegenwärtig nicht mehr. 

Aber es handelt fih heute darum, mächtige Angriffe zurückzuweiſen, die vie 
freie Entwidelung bes Staates zu feinen nationalen Zielen hindern, die gefährden 
bie Erhaltung und das Gedeihen, und in ihren weiteren folgen den Be- 
fand des Deutſchen Reiches, ber errungen worden ift nad ben beftigften 
Kämpien jeglicher Art und mit ben allerfhwerften Opfern. Unter folden Um⸗ 
ſtänden barf eine preußiſche Staatsregierung nicht zögern, den wohlbegrünbeten 
Weg zu beichreiten. Jeglicher Staat in Deutichland hat bie Interefien bes 
Deutihen Reiches wahrzunehmen, und er bat fie namentlich) wahrzunehmen überall 
dann, wenn bie berufenen Organe bes Reiches nicht zufammen find, und da, mo 
Etwas außerhalb der Grenzen ber Reichs⸗Competenz liegt. Und vor Allem, 
meine Herren, muß das in Preußen geicheben, als in bem Staate, ber an ber 
Spitze des Reiches fteht. 

Es mag gut fein, babei zugleich beffimmt hervorzuheben, daß 
die preußifhe Regierung in ihrer höchſten Spite nicht gefpalten 
iſt. Es mag gut fein, ausdrücklich auszuſprechen: in freier, voller 
and ganzer Einmüthigkeit find dieſe Gefeentwürfe ber Aller- 
höchſten Sankttion unterbreitet worben. Das Gebiet, welches zu regeln, 
ift ein außerordentlich großes und weites, unb ehe feine burdhgreifenbe —— 
abgeſchloſſen fein wird, wird wohl noch mehr wie eine Landtagsſeſſion verlanſen. 
Die Staatsregierung hatte daher fich zu fragen, welcher Theil jenes Gebiet 
zunächſt herauszunehmen und zur Beſchlußfaſſung bes Landtages zu fielen ſei. 
Uub da iſt es ihr nicht zweifelhaft geweien, daß wor Allem dringend geboten er- 
heine: die Regelung ber Berhältniffe des Elerus — zunähft bes la» 
tbolifhen Elerus. — Gerade in feinem Kreife ift die Veränberung, die ir 
getreten ift zwifchen heute und einem Menichenalter rüdwärts, fo mächtig zur 

eltung gelommen, wie vielleicht an feiner andern Stelle, um bie es ſich hier 
no fragt. Der Elerus ift abhängig geworden innerlich unb Äuferlid 
— abhängig geworben von Mächten, bie außerhalb unferer Nation fliehen und 
denen das nationale Bewußtſein barum nicht eigen fein kann. Ich fage: inner 
lich: durch feine Bildung; ich fage äußerlich: durch bie Art feiner Stellung. 
Unb ein folder Clerus wird, ohne daß der Staat irgenb ein Mittel bisher, in 
den legten zwanzig Jahren wenigftens, geübt hat, an Stellen geftellt, mo er auf 
das Empfindlichfte das Intereffe des Staats ſchädigen uud verließen fann. Die 
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Staatsregierung ift von ber Uebergeugung durchdrungen, daß hier Wandlung ge- 
Del werden muß durch Aenderung ber beflehenden Verhältniſſe durch ihren 

rad. 
Meine Herren! Ich habe geſagt, es handelt fih nit um eine Re- 
elung ber Beziehungen von Beute auf morgen, fondern um eine 

egelung, die tieigebenbe und dauernde Grundlagen fhaffen folt 
für die Befferung, und wenn es fo if, fo mußte fi die Staats- 
regierung fagen, daß die Behandlung der Dinge biefem Grund- 
le entfprehen habe und daß die Geſetze ganze Maßregel fein 
müffen. 

Indem ih Sie bitte, biefe Entwürfe Ihrer forgfältigfien Prü- 
fung zu unterwerfen, muß ich Sie gleichzeitig bitten, foweit e8 
eben bei einer fo ernften, tiefgreifenden Sache gebt, fobald als 
möglich in die Berhbandlung über dieſe Entwürfe einzutreten, ba» 
mit durch Diefelben eine bauernbe und fefte Grundlage gewonnen 
wird für die Möglichkeit, daß ber Staat feine hoben Ziele nad 
feiner Weiſe und nach feiner Meberzeugung in freier Selbfibe- 
fimmung weiter fördern, jeglihen gefährlihen Einfluß von fi 
und von dem Reihe abweifen, und — fei es auch in hartem, langen, 
wechſeln den Erfolg bringenden Kampfe — bodh zu Demjenigen ge 
langen Zöune, was das allein beredhtigte Ziel eined jo ernften Kampfes " 
das if ein feſter dauernder Friebe.” 


Die Stellung ded Gefammt-Minifteriumd zu 
den firhlihen Vorlagen. 


17. Sanuar. Aeußerung des Minifter-Präfidenten Grafen v. Roon. 


— „Ich war mit dem Gejammt-Minifterium feit langer Zeit überzeugt, nicht, 
daß wir Rom mit Krieg zu überziehen hätten, wohl aber, daß wir und gegen Rom 
zu wehren hätten, und das ift geſchehen feit ber Zeit, wo über bie Alpen die große 
Nachricht zu une gebrungen ift, wo ber Sirokko von Rom aus unjere 
deutfhen fatholifhen Biſchöfe als römifhe zurüdgeführt bat. Bon 
dem Augenblide an gehörte ſehr wenig Borausfiht dazu, um zu erfennen, wie viel 
Urſache der Staat habe, auf feiner Hut zu fein. Diefe Borausficht bat fich leider 
duch befannte Thatfachen beftätigt. Deswegen war alfo lange vor diefer vermeint- 
fihen Miniſterkriſis in dem Minifterium Einmüthigleit über bie Nothwen- 
digkeit von Abwehrungsmaßregeln, zu benen wir diefe Geſetze rechnen.“ 


Der geiftlihe Beruf und die nationale Bildung. 


17. Sanuar. Aus der Rede ded Kultud-Minifterd Dr. Falk bei 
der erften Berathung der Gejepentwürfe. 


„Es ift von einem ber Redner ganz mit Hecht „geitenb gemacht worben 
daß die Fragen, die hier erörtert werben, den ganzen Dlann ergreifen, und baß 
darum ein Darlegen von Gründen und Gegengründen hinſichtlich der Grund⸗ 
lagen der Borlagen ſchwerlich Irgendwen von der Ueberzengung, die er bereits 
gewonnen hat, abbringen wird. —— iſt meiner Meinung nach nicht möglich, das 
Urtheil über dieſe Borlagen anders zu gewinnen, als aus ſeiner eigenen ganzen 
Individualität heraus, aus feiner eigenen Lebensentwickelung überhaupt, aus feiner 
Entwidelung in pofitifchen Dingen, insbefondere aus den Anfchauungen, die ber 
Einzelne im Laufe der Jahre gegenüber diefen Fragen gewonnen hat. — 

Wenn ich nichtebeftoweniger das Wort ergriffen — jo veranlaſſen mich 
dazu einzelne Behauptungen, bie, fo oft fie ſchon beftritten finb, boch immer und 
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bie een Mächten geleitet wird, bie im Staatsleben ſtehen und nidt 
raußen. 

Ih lage alfo, nationale Erziehung ift Diejenige, bie im Rande 
geleitet wirb, bie ihre höchſten Stellen bier findet und nicht ohne 
Kontrole nad römilhen Prinzipien durch wohlgeſchulte Werkzenge 
bon braußen geleitet wird.” 


In der Kommilfion des Abgeorbnetenhaufes wurde 
unter Zuftimmung der Regierung der Beihluß gefaßt, um 
alle Bedenken über die Berfafjungsmäßigfeit der einzu- 
führenden Geſetze zu befeitigen, vorweg eine ausbrüdliche 
Abänderung und Ergänzung ber Artifel 15 und 
18 der Berfalfung feitzuftellen. 


Die Pfliht zur Klarftellung des kirchlichen 
Verfaſſungsrechts. 
31. Januar. Aus der Rede des Kultus⸗Miniſters Dr. Falk bei 
der Berathung der Verfaffungsänderungen. 


— „Die Kirdhe foll nad Art. 15 berechtigt fein, ihre Angelegenheiten felbft- 
fländig zu verwalten und zu orbnen. Es ift ja zweifellos, baß es eine ganze 
Reihe von Angelegenheiten giebt, bei denen ein Berflänbiger nicht zweifeln wird, 
daß es in der That Angelegenheiten ver Kirche und der Kirche allein find. Es 
giebt nun aber ebenfo zweifellos eine Reihe von Gebieten, auf welchen die Sache 
nicht fo Mar ift, auf welhen — und recht weitgehend — feitens ber Kirche be- 
bauptet wird: „das ift noch unfere Angelegenheit”, wo aber von ber andern Seite 
das nicht anerfannt wird. Ich meine nun, derſelbe Faktor, der die Kirde 
in die Möglichkeit gebracht bat ihre Angelegenheit lee hRändig zu 
ordnen und zu regeln, derſelbe Faktor muß im Streite auch bas Hecht 
haben, zum beffimmen: was find ihre Angelegenheiten unb wo gebt 
die Grenze, und der Faktor ift nichts Anderes als die Staatsge- 
Iehgebung; denn bie Berfaffungs-Urkunde beruht auf der Gefeh- 
gebung. — — 

eine Herren, Sie mögen es glauben, nach hartem Kampf, nach ernfter 
Prüfung mit fich ſelbſt und mit Gott ift man auf den nk gegangen, nicht aus 
Herrſchſucht: aus der Ueberzeugung, die Pflicht zu thun im Intereſſe des Staates, 
für befien Intereffen einzutreten man in erfter Linie berufen if. Es ift in ber 
That meine Ueberzeugung, wir gelangen auf dem Wege zum Frieden; ich babe 
nimmer gefagt: burch dieſe Geſetze wird der Friede herbeigeführt; ich 
babe gefagt: wir fchaffen eine Grundlage dafür, und warum? weil ich als erfte 
dingung es erachte, daß der Staat erhält, was ihm gebührt, daß er fcharf 
abgrenzt die Linien, in denen es möglich if, daß ſich in ihm jene großen Korpo⸗ 
Tattonen bewegen. 

Es wird fich zeigen, daß die Kirhe auch innerhalb diefer Ge- 
feße ſich bewegen fann in dem, was ihr gehört, d. i.inber Vervoll⸗ 
lommnung bes Menſchen im Aufblid zu Gott, in der Lehre ber 
Heilswahrheit und in ber Berwaltung der Hetlsmittel. 

— — In dem Streite ober vielmehr in dem Briefwechlel, den die Staate- 
tegierung mit dem Biſchof von Ermeland hatte, war dasjenige, was für fie am 
Khwerften wog, meitaus nicht jener Specialfall, ſondern es war jenes befannte 
Bert, was, ob Überall richtig gebeutet oder nicht, darauf hinweiſi, daß fich *'- 
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immer wieder beftiitten werben müſſen, wenn fie von Neuem auftauchen, weil 
braußen im Lande immerhin biefe Worte noch Wieberhall finden, fo unridtig fie 
auch find, bejonbere die Behauptung, daß dieſe Geſetzgebung zur Folge 
baben würde eine Shwädhung des hriftligen Sinnes, eine Shwädung 
der fittliden Kraft, ber fittliden Macht. 

Es handelt fih um ben Gefeentwurf über bie Vorbilbung und Auſtellnug 
der Geiftlihen. Meine Herren, glauben Sie wirklich, dag ein Geiſtlicher, 
der biefes höhere Maß der Bildung ſich fhaffen muß, daß der weniger 
geeignet fein wird, bie Heilswahrheiten der Kirche mit Nachdrud 
und Erfolg zu lehren, und in diefen Heilswahrbeiten zu befefigen, 
baß er zur Sottesfurdt zu führen weniger geeignet fein wird. IR 
ein folder Geiftlider weniger geeignet, durch feelforgerifhen Zı- 
ſpruch zu erquiden, zu tröften, aufzuridten und zu begeiftern zu 
Werten ber hriftliden Liebe? Wer will das bejahen? 

Glauben Sie, daß der Geiftliche feinen Beruf weniger erfüllen wirb, ber 
durch die Erziehung für ben Beruf mehr hineingeftellt werden fol in bas Lehen 
feines Landes? Das ift eine zweite Forderung der Vorlagen. Glanben Sie, daß 
ein Geiftlicher, dem Bürgfchaften gewährt werden follen für eine dauern de Sume 
babung feines Amtes, in diefem Amte matter und ſchwächer wird? Und endlich 

lauben Sie, daß ein Geiftliher, der in Folge bes Geſetzes ſich fern hält von 
Agitationen, baß der weniger Kraft haben wird, fein Amt geveihlich zu enttwideln? 

Nein, meine Herren, biefer Entwurf hat nichts an fi, was 
Kriftliden Sinn und fittlide Macht ſchwächen könnte; er kann fie 
nur ſtärken, unb das ift, was hinausgejproden werben muß in das 
Land, damit nit immer ber Bormurt ber föniglihen Staatsregie- 
zung gemadt werbe, daß fie den Staat enthrifliht ober ent- 
fittliht. Meine Herren, Sie nübten mit folden Worten Ihren —— 
nichts, aber Sie verwirren bie Gemüther draußen, und deshalb muß id Ei 
dringend bitten, feien Sie mit folden Behauptungen, bie nur ſchaden Eönnen, 
vorfitig, und rufen Sie fie nicht jo hinaus, wie e8 gejcheben if. — — 

Es ift hier die Frage des Nebeneinander zwiſchen Kirche and 
Staat erörtert worden — die Frage bes Höherſtehens bes einen ober des aubern. 
Nun, meine Herren, nach meiner Auffaflung iſt die Sache fo, daß Staat eben- 
ſowohl als Kirche auf etbifhem Gebiete gleihberedtigte, fittlid 
gleichgeftellte Mächte find, daß aber auf dem Rechtsgebiet der Staat 
darüber ſteht, und daß auf diefem bie Kirdhe die Stellung eine 
Korporation bat. Die Vorlagen, meine Herren, halten an dieſem Sat Ich, 
fie ordnen nicht ſolche Beziehungen, bie auf jenen Gebieten, wo fie beide neben 
einander fteben, wo Keiner dem Andern etwas zu fagen hat, gelten, fonbern fie 
orbnen Beziehungen, die auf die andere Seite fallen, auf das Rechtsgebiet des 

taates 

Als hier neulich von der Erziehung der Geiſtlichen in nationalen 
Sinne die Rede war, da äußerte ein katholiſcher Reduer, eine nationale Erziehung 
wolle er auch unb verwies auf Bontfacius und Karl den Großen. Ia, wenn et 
nur nicht fo lange her wäre, daß die beiden Männer gelebt haben, fo würde dieje 
Berweifung auf mich einen bebeutenden Eindruck gemacht unb mir bie Hoffnung 
gegeben haben, daß wir beide uns verfländigen könnten über den Begriff ber 
nationalen Erziehung. Ich glaube, daß wir doch jehr verfchiebene Sachen unter 
nationaler Erziehung verftehen. Ich habe gejagt, was ich darunter verftehe: eine 
Erziehung, die dem jugendlichen Gemüthe bie Möglichkeit giebt, in allen ver- 
ſchiedenen Lebensaltern berührt zu werben von bem Leben ber Nation, wie eb 
eben dem jebesmaligen Lebensalter entſpricht; — eine Erziehung, die befanıt 
fet mit den Berhältniffen der Nation und auch für den, der nicht beftimmt ik, 
bereinft eine Familie zu gründen, ven Kreis vollfländig kennen zu lernen, indem 
er vorzugsweile zu wirken berufen ift, ihn in feiner ganzen Bebentung zu würdigen 
und feftzuhalten, zu würdigen den Kreis ber Familie; — eine Erziehung, 
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bie ieh Mächten geleitet wird, bie im Staatsleben ſtehen uud nidt 
raußen. 

Ih ſage alfo, nationale Erziehung if diejenige, bie im Lande 
eleitet wird, bie ihre höchſten Stellen hier findet und nicht ohne 
ontrole nah römifhen Prinzipien durch wohlgefhulte Werkzeuge 

bon Draußen geleitet wird.” 


Sn der Kommilfion ded Abgeordnetenhauſes wurde 
unter Zuſtimmung der Regierung der Beſchluß gefaßt, um 
alle Bedenken über die Berfaffungsmäßigfeit der einzu= 
führenden Geſetze zu bejeitigen, vorweg eine ausbrüdliche 
Abänderung und Ergänzung der Artifel 15 und 
18 der Verfaſſung feitzuftellen. 


Die Pfliht zur Klarftellung des kirchlichen 
Verfaſſungsrechts. 
31. Januar. Aus der Rede des Kultus: Minifterd Dr. Falk bei 
der Berathung der Verfaſſungsänderungen. 


— „Die Kirdhe fol nach Art. 15 berechtigt fein, ihre Angelegenheiten jelbft- 
fändig zu verwalten und zu orbnen. Es tft ja zweifellos, daß es eine ganze 
Reihe von Angelegenheiten giebt, bei denen ein Verſtändiger nicht zweifeln wird, 
daß es in ber That Angelegenheiten der Kirche und ber Kirche allein find. Es 
giebt num aber ebenfo zweifellos eine Reihe von Gebieten, auf welchen bie Sache 
niht fo Mar ift, auf welchen — und recht weitgehend — ſeitens der Kirche be- 
hauptet wird: „das iſt noch unfere Angelegenheit”, wo aber von ber andern Seite 
das nicht anerfannt wird. Ich meine nun, derſelbe Faktor, der die Kirche 
in die Möglichleit gebradt hat ihre Angelegenheit ſelbſtſtändig zu 
orbnen und zu regeln, berfelbe FKaltor muß im Streite auch das Recht 
baben, zu beflimmen: was find ihre Angelegenheiten und wo gebt 
die Grenze, und der Faktor ift nichts Anderes als die Staatsge⸗ 
jeggebung; denn die Berfaffungs-Urfunde beruht auf der Geſetz⸗ 


gebung. — — 

Heine Herren, Sie mögen es glauben, nah hartem Kampf, nad ernfier 

Prüfung mit fich felbft und mit Gott iſt man auf den Weg gegangen, nicht aus 

ſchſucht: aus der Ueberzeugung, die Pflicht zu thun im Srtereffe bes Staates, 
für defien Intereſſen einzutreten man in erſter Linie berufen if. Es ift in ber 
That meine Ueberzeugung, wir gelangen auf dem Wege zum Frieden; ich babe 
nimmer gefagt: durch biefe Geſetze wird der Friede herbeigeführt; ich 
babe gejagt: wir fchaffen eine Grundlage dafür, und warum? weil ich als erfte 
Bedingung es erachte, daß ber Staat erhält, was ihm gebührt, daß er fcharf 
abgrenzt die Linien, in denen es möglich ift, daß fich in ihm jene großen Korpo- 
tationen beivegen. 

Es wird fi zeigen, daß die Kirche auch innerhalb diefer Ge— 
fege fih bewegen kann in dem, was ihr gehört, d. i.in ber Vervofl- 
lommnung bes Menſchen im Aufblid zu Gott, in der Lehre ber 
Heilswahrheit und In der Verwaltung ber Heilsmittel. 

— — In dem Streite ober vielmehr in dem Briefwechfel, den die Staats- 
regierung mit dem Biſchof von Ermeland hatte, war basjenige, was für fie am 
Ihwerften wog, meitaus nicht jener Specialfall, fondern e8 war jenes befannte 
Wort, was, ob Überall richtig gedeutet ober nicht, darauf hinweiſt, daß fich bie 
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Kiche und ihre Organe, bie Biſchöfe, vorbehalten, zu entſcheiden, ob das Staats: 
geſetz Anipruch machen bürfe, vor dem Kirchengefe zu gelten. Dieſes Wort war 
es, was bie Staatöregierung zum ernfleftlen Aufmerfen 'aufforbern mußte, nud 
um ſo mehr, als dieſes Wort in dem ernſt genommenen Sinne hineingetragen 
wurde in bie Preſſe, hineingetragen wurde in jene agitatoriſchen Berſammlungen, 
auch vorkommt in jener Allokntion, die vor einigen Wochen hier Gegenſtand ber 
Erörterung war. Und nun, meine Herren, als biefe Vorlagen gemacht worden 
find, da wirb aus ber Mitte biefes Hohen Haufes heraus das Wort ausgefproden: 
Diefen Vorlagen inne man nicht folgen ale Geſetz. 

Man fagt und dann ferner, es fei fein Geſetz ftatthaft gegen das Geſet 
Gottes, unb was das Gebot Gottes fei, das habe bie Kirche zu beftimmen. Rum, 
meine Herren, wenn bie Sache fo liegt, wenn in biefer Weiſe gegen Vorſchlage, 
bie von der Staatsregierung als Gejeke in Ansficht genommen, unb bie bie 
vielleicht in wenig Monben find, wenn in biefer Weife von vorn herein Un- 

ehorfam und Widerſtand angekündigt wird, ja meine Herren, wie faun ba bie 

Sache auf einem anderen Wege beigelegt werben, als auf bem Wege, daß bie 

Staatsregierung dasjenige vollftänbig feitftellt, was ihr gebührt; bie Herrichaft bes 
ejetges 1” 


4. Februar. Annahme der Berfaffungsänderungen im Abgeord⸗ 
netenhaufe mit 245 gegen 110 Stimmen, — am 
27. Februar die wiederholte Annahme. 


Königthum und Prieftertfum. 
10. März. Rede ded Fürften Bismard bei der Berathung ber 
Berfaffungsänderungen im Herrenhaufe. 

[ur Stellung ber konſervativen Partei; — eine politifhe Madt- 
frage; — Prieſterthum und Königthum; — bie früheren guten 
Berbältniffe zur Kirche, — Neigung ber Regierung nach dem Kriege: 
— Berbalten Italiens während bes Krieges; — Organifation ber 
Sentrumspartei im Parlament und im Lande; — ein Staat im 
Staate; — der Papft und die veränderte Kirchenverfaffung; — 
Pflicht zur Vertheibigung des Staats.) 

„Der Herr Vorredner hat fi) darliber beflagt, daß der „Liberalis- 
mus" — ich bediene mich der Kürze wegen feined Ausdruds — in den 
legten Jahren Fortichritte gemacht hat. Ja, meine nen: ich habe Ihnen 
da8 im vorigen Jahre bei einer analogen Diskuffion, in der wir und 
bier befanden, vorhergefagt, daß dies wahrfcheinlich der Fall fein werde; 
ed iſt auch möglich, daß er noch mehr Yortichritte macht. Worin liegt 
benn das? Doc, weſentlich in der Desorganijation des Gegengewichts bei 
der Tonjervativen Partei; es liegt mejentlih darin, daß die Regierung, 
und namentlich ich, ihr früherer Vertreter, fi in der VBorausfegung, daß 
die fonjervative Partei mit Vertrauen auf fie blickte, getäufcht hat. Diele 
Enttäufchung, die bei der Verhandlung über das Schulauffichtsgefeg fatt: 
fand, mußte nothmendig — ich habe Sr hnen das vorhergefagt — auf die 

efammte Entwidlung unſeres Staatslebens einwirken. Damals hat die 
onfervative Partei denjenigen Vertretern der Regierung, die glaubten, in 
ihrem Vertrauen zu ftehen, in einer hochpolitifchen Frage ein durchſchla⸗ 
gende Mißtrauenspotum gegeben, und da8 Bertrauen ift eine zarte 
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Pflanze; ift es zerftört, fo kommt es fobald nicht wieder. Darauf ift die 
fonjervatine Partei, geführt von, wie ich glaube, gut meinenden, aber eifri« 
geren Führern, ald mit fachlihen Erfolgen verträglich ift, in fich zur 
Zerfegung gekommen; in Verhandlungen, denen ich nicht beigemohnt habe, 
ift e8 in diefem Haufe dahin gelommen, daß das Haus feine eigenen 
ſchlüſſe Tajfirt und die Regierung dadurch in eine Sachgaſſe gedrängt hat. 
Diejenigen, auf die die Krone oder — ich will mich parlamentariſcher 
ausdrücken — das Miniſterium Seiner Majeftät des Königs glaubte in 
Unterftügung des flaatlicden Gedankens rechnen zu können, haben dieje 
Unterftägung nicht nur nicht gewährt, fondern in einer Form verfagt, daß 
bie Regierung auch ferner nicht mehr darauf rechnen kann. Wie dürfen 
Sie dafür die Regierung und ihre Borlagen anflagen? Wir leben nicht 
im eimer Berfaffung, in der Seine Majeftät nad voller Willfür ohne 
Aüdficht auf die verfafiungsmäßige Geftaltung des Fandtages Seine Po» 
Iitif führt. Sie, meine Herren, haben mefentlich dazu beigetragen, mich, 
der ich glaubte, die Gejchäfte an der Spige einer fonfernativen Partei 
von einiger Bedeutung und einigem Gewicht führen zu können, beraus- 
zudrängen aus meiner darauf berechneten Stellung im Minifterium. Sie 
haben die VBorausfegungen, unter denen ich glaubte an der Spite des 
Minifteriums bleiben zu können, zerftört. Machen Sie doch num für Ihr 
eignes Wert, welches Ihr eigner Uebereifer gefchaffen hat, Ihr eigner 
Anfpruch, allein Fhre perjönliche Ueberzeugung in ftaatlichen Fragen, welche 
für die Regierung SKabinetsfragen find, für maßgebend zu halten — 
machen Sie dafür nicht die Regierung Seiner Majeftät verantwortlich, 
und beflagen Sie ſich nicht über Dinge, die ein wejentlicher Theil von 
Ihnen und der konſervativen Partei im anderen Hauje meiner Meinung 
nach verſchuldet bat. " 

Der Herr Borredner hat ferner diefelbe Bahn betreten, die im 
anderen Haufe von den Gegnern der Borlagen betreten worden ift, 
nämlich diefen Vorlagen einen confeffionellen, ich möchte fagen, einen kirch⸗ 
lichen Charakter zu geben. Die Frage, in der wir uns befinden, wird 
meine Erachtens gefälfcht, und das Licht, in dem wir fie betrachten, ift 
ein faljches, wenn man fie als eine konfejfionelle, tirchliche betrachtet. Es 
ift weientlich eine politifche. 

Es handelt fih nicht um den Kampf, wie unferen katho— 
lifhen Mitbürgern eingeredet wird, einer evangelifchen Dy- 
naftie gegen die katholiſche Kirche, e8 handelt fih nicht um 
den Kampf zwifhen Glauben und Unglauben; e3 handelt fid 
um den uralten Machtftreit, der fo alt ift wie dad Menſchen— 

eihleht, um den Machtſtreit zwifhen Königthum und Prie⸗ 
—G8 den Machtſtreit, der viel älter iſt als die Erſcheinung 
unſeres Erlöſers in dieſer Welt, den Machtſtreit, in dem Aga⸗ 
memnon in Aulis mit ſeinen Sehern lag, der ihm dort die Tochter koſtete 
und die Griechen am Auslaufen verhinderte, den Machtſtreit, der die 
deutſche Geſchichte des Mittelalters bis zur Zerſetzung des deutſchen 
Reiches erfüllt hat unter dem Namen der Kämpfe der Päpſte mit den 
Kaiſern, der im Mittelalter ſeinen Abſchluß damit fand, daß der letzte 
Vertreter des erlauchten ſchwäbiſchen Kaiſerſtammes unter dem Beile eines 
herzeſtchen Eroberers auf dem Schaffot ſtarb und daß dieſer franzöſiſche 
Eroberer im Bundniß mit dem damaligen Papſte ſtand. Wir ſind der 





568 

1873. 
analogen Situation fehr nahe geweſen, überfekt immer in die Sitten un- 
erer Zeit. 
enn der franzdjifhe Eroberungdfrieg, dejjen Ansbrad 
mit der Publikation der vatilanifhen Beſchlüſſe coincidirte, 
erfolgreih war, jo weiß id nit, was man aud anf unferem 
kirchlichen Gebiete in Deutfchland von den gestis Dei per 
Francos zu erzählen haben würde. Aehnliche Pläne haben vorge» 
legen vor dem legten Kriege mit Defterreich, ähnliche Pläne haben vor: 
gelegen vor Olmüg, wo ein ähnliche Bündniß beftand geg der ii» 
niglihen Macht, wie fie in unferem Lande befteht, auf einer Baſis, wie 
fie von Rom nicht anerkannt wird. Es iſt meines Erachtens eine Zäl- 
hung der Politit und der Gefchichte, wenn man eine Heiligteit ben 

apft ganz ausichlieglih ala den Hohenprieſter einer Konfeſſton ober 
die fat oliihe Kirche als Bertreter des Kirchenthums überhaupt be 
trachtet. 


Das Papſtthum iſt eine politiſche Macht jederzeit gewe— 
KR die mit der größten Entſchiedenheit und dem größten Er- 
olge in die Berbältniffe diefer Welt eingegriffen bat, die 
diefe Eingriffe erftrebt und zu ihrem Programm gemadt hat. 
Die Programme find befannt. Das Ziel, welches der päpftlichden Gewalt, 
wie den Sranzofen die Aheingrenze, ununterbrochen vorjchwebte, das Pro⸗ 
gramm, das zur Beit der mittelalterlihen Kaiſer feiner Verwirklichung 
nahe war, ift die Unterwerfung der weltlihen Gewalt unter die 
geiftliche, ein eminent politiicher Zwed, ein Streben, welches aber fo 
alt ift wie die Menfchheit; denn fo lange bat es auch, fei e8 kluge Leute, 
[e es wirkliche Priefter gegeben, die die Behauptung aufftellten, daß ihnen 
er Wille Gottes genauer bekannt ſei als ihren Mitmenſchen, und daß 
fie auf Grund diefer Behauptung das Recht hätten, ihre Mitmenſchen 
beberrihen; und daß dieſer Sag das Fundament der päpftlichen Anfprüce 
auf Herrſchaft ift, ift befannt. Ich brauche bier an alle die hundertmal 
erwähnten und Kritifirten Aftenftücde nicht zu erinnern: fie find nicht nur 
publici juris, fondern auch jedem, der einen oberflächlichen Einblid in die 
Weltgefchichte bat, bekannt. 
er Kampf des Prieftertbums mit dem Königthum, ber 
Kampf in diefem Falle des Papftes mit dem deutfen Raifer, 
wie wir ihn gan im Mittelalter gefehen haben, ift zu beurtbeilen mie 
jeder andere Kampf: er hat feine Bündniffe, er bat feine Friedensſchlüſſe, 
er hat feine Haltpunfte, er bat feine Waffenſtillſtände. Es hat friedliche 
Päpfte gegeben, e8 hat kämpfende und erobernde gegeben, es hat ja fogar 
einen friedlichen König von Frankreich gegeben, wenn auch Ludwig XVI. 
in bie vage gekommen ift, Kriege zu führen; aljo felbft bei unjeren fran- 
öfiihen Nachbarn fanden fich Mönarden. die weniger Vorliebe für deu 
ieg, mehr Vorliebe für den Frieden hatten. Es ift auch in den Kämpfen 
der päpftlichen Macht nicht immer der Fall gewejen, daß gerade latholiſche 
Mächte die YBundesgenofien ausſchließlich des Papftes gewefen wären; 
au open die Priejter nicht immer auf Seiten des Bapftes geftanden. 
Wir haben Kardinäle als Minifter von Großmächten gehabt zu eimer 
Zeit, wo diefe Großmächte eine ſtark antipäpftlicde Politik bis zur Ge⸗ 
walttbat durchführten. Wir haben Biſchöfe gegen päpftliche Intereſſen ın 
dem Heerbann der deutſchen Kaiſer gefunden. 
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Alfo Diefer Madtftreit unterliegt denfelben Bedingungen 
wie jeder andere politifhe Kampf, und es ift eine Verſchie— 
bung der Frage, bie auf den Eindrud auf urtheilslofe Leute 
berechnet iſt, wenn man fie darftellt, ala ob es fi um Be- 
drüdung der Kirche handelte. ES Handelt fi um Bertheidigung 
des Staates, es handelt ſich um die Abgrenzung, twie weit die Brie- 
ftecherrichaft und wie weit die Königsherrſchaft gehen fol, und dieſe 
Abgrenzun muß fo gefunden werden, daß der Stant ſeinerſeits 
dabei befiehen Tann. Denn in dem Reiche diefer Welt Hat er das 
Regiment nnd den Bortritt. 

Bir find in Preußen nicht immer vorzugsmweife Gegenftand dieſes 
Kampfes geweſen; wir find längere Zeit nicht als die Sauptgegner in 
diefem Kampfe von Seiten der römiſchen Kurie betrachtet worden. 
Friedrich der Große Iebte vollftändig in Frieden mit der römtjchen Kicche, 
während der damalige Kaiſer des überwiegend katholiſchen öfterreichifchen 
Staates im heftigften Kampfe mit der katholiſchen Kirche begriffen war. 
Alſo die Frage ift ziemlich unabhängig von der konfeffionellen, das will 
ih nur hieran nachmeifen. Ich kann in diefem Sinne anführen, daß es 
weientlich der durch und durch ftreng evangeliihe, man darf faft jagen, 
in feinem Glauben antifatholifche König Friedrich Wilhelm III. war, der 
im Wiener Congreß auf die Herftellung der weltlichen Herrſchaft des 
Papftes drang und fie durchſetzte; nichtsdeftomeniger ift er im Kampf mit 
der Fatholifchen Kirche aus diefer Welt gefchieden. Wir haben dann in 
den Berfaffungs- Paragraphen, die ung gegenwärtig befchäftigen, einen 
modus vivendi, einen Waffenftillftand gefunden, der geichloffen wurde in 
einer Beit, wo der Staat fi hülfsbedürftig fühlte und glaubte, dieſe 

ülfe bei der katholiſchen Kirche, wenigſtens theilweile, in Anlehnung zu 
nden. Es war wohl wahrſcheinlich die Erfcheinung, daß in die Natio⸗ 
nalverfammlung von 1848 alle die Kreife mit überwiegend katholiſcher Be⸗ 
völferung, ich will nicht fagen royaliftifche, aber doch Freunde der Ordnung 
gewählt haben, was in den enangelifchen Kreiſen nicht der Fall geweſen 
war. Unter diefen Eindrüden hat man damals diefen Compromiß in dem 
Machtſtreit zwifchen dem weltlichen und dem geiftlichen Schwerte gejchlofien, 
wie ſchon die nächſte Zeit zeigte, wohl in dem Irrthum in Beau auf die 
praftifchen Konfequenzen davon. Denn e8 war nit die Anlehnung 
an die Wähler, weldhe Leute der Ordnung gemählt hatten, 
fondern es war das Minifterium Brandenburg und die fönig- 
lie Armee, welde die Ordnung wiederherftellten; der Staat 
war riet doch gendtbigt, fich felber zu helfen; der Schuß, der bier 
von Seiten der verfchiedenen Kirchen gewährt werden fonnte, bat ihn nicht 
beraußgerifien. “ 

Damals entfland aber der modus vivendi, unter dem wir eine An⸗ 
zahl Jahre in einem friedlichen Berhältniß gelebt haben. Allerdings war 
diefer Friede doch nur durch eine ununterbrocdhene a giebigtet des Staates 
erlauft, indem er feine Rechte bezüglich der katholiſchen Kirche ganz rüd- 
haltlos in die Hände einer —2* gelegt hatte, die zwar urſprünglich 
eine Behörde ſein ſollte zur Wahrnehmung der königlich preußiſchen Rechte 
gegenüber der katholiſchen Kirche, die aber ſchließlich faktiſch eine Behörde 
goaren ift im Dienfte des Papftes zur Wahrnehmung der Rechte der 

icche gegenüber dem preußilchen Staat. Ich meine natürlich die katho⸗ 
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14. Januar. Rede des Abgeordneten Las ker gegen den Schwindel 
mit Eifenbahnlonzeiftonen. 


7. Sebruar. Weitere Rebe Laster, namentlich gegen ben Wir 
lichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Wagener. 


8. Februar. Antrag Laskers auf Einfepung einer parlamentariichen 
Eiſenbahn⸗Unterſuchungs⸗Kommiſſion. 


14. Februar. Einſetzung einer Koͤniglichen Spezial⸗Unter⸗ 
ſuchungs-Kommiſſion. 


Allerhoͤchſte Botſchaft: 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

Nachdem bei den jüngften parlamentariihen Verhandlungen bie bei 
Ertheilung von Eifenbahn- Konzeffionen in Anwendung gebradten Be: 
waltungsgrundjäge angegriffen und die Mißſtände gerfigt worden find, 
welche fi bei Ausnugung ertbeilter Konzeſſionen beraußgeftellt haben, 
haben Wir bejchlofien, eine Spezial» Unterfuhungs - Kommilfion einzufeken, 
um nad) Maßgabe der durdy ihre Ermittelungen gewonnenen Kefultate 
überjeben zu können: 

1. Ob und in wie weit die einjchlägigen Geſetze und bie geltenden Ber- 
waltungSnormen die Erfüllung der bei Ertbeilung von Eiſenbahn 
Konzeſſionen beabfichtigten Zwecke zu fichern und das Publikum gegen 
Täufhungen und eeinten tigungen zu ſchützen geeignet find; 

2. welche Aenderungen der Gefetgebung und der Berwaltungsprars 
erforderlih find, um vorhandenen Lebelfländen und Mißbräuchen 
thunlichft abauhelfen. 

Es ift Unfer Wille, dag die Ermittelung der bezüglichen Thatſachen 
mit der größten Sorgfalt gejchehe und die Beurtheilung der Verhältniſſe 
und Perſonen ernft und unparteiifch fe. Die genannte Spezial Kom 
milfion wird unter dem Borfig des Präfidenten der Seehandlung, Günther, 
aus zwei von Und zu ernennenden Juſtiz⸗ und zwei Bermaltungsbenmten 

u beftehen haben, und laden Wir die beiden Häufer de Landtages Un 
—* Monarchie ein, auch ihrerſeits je zwei Mitglieder zu erwählen, um 
an den Arbeiten der unverzüglich einzuſetzenden Kommiſſion theilzunehmen 

Wir behalten uns vor, der Landesvertretung feiner Zeit * bezũg⸗ 
lichen Kommiſſionsberichte zugehen zu lafſen. 

Gegeben Berlin, den 14. Februar 1873. 

| Wilhelm. 
Roon. Bismard. Itzenplitz. Eulenburg Fall. Leonhardt. 
Camphauſen. Kameke. Königdmard.” 


Einleitung eines disciplinariſchen Einſchreitens gegen den 
Geheimen Rath Wagener. Freiwilliger Rücktritt deſſelben. 














32, Die erſten Mai- Befche 


und die weiteren kirchlichen Kämpfe von 1873. 


1873. 9. Sanuar. Borlegung ber vier Geſetzentwuͤrfe, betreffend: 
1. Die Grenzen ded Rechts zum Gebraudhe Firdhlicher 
Straf⸗ und Zucdtmitte, — 
2. die Borbildung und Anftellung der Geiftlichen, — 
den Austritt aus der Kirche, — 
4. die kirchliche Disciplinargewalt und die Errichtung 
des K. Gerichtöhofed für kirchliche Angelegenheiten. 


Nothwendigkeit und Zwed der Geſetze. 


9. Januar. Aus der Rede ded Kultus Minifterd Dr. Falk bei 
Borlegung der Geſetzentwürfe. 


„Das Bedürfniß, Gegenſtände der bezeichneten Art im Wege der Geſetz⸗ 
gebung zu regeln, möchte wohl ſchon allein durch den Wortlaut derjenigen Artifel 
unferer Berfaffungsurfunde gegeben fein, welche über die Verhältniſſe der Kirche 
beffimmen und aus denen bie Confequenzen gezogen werben müffen, nach welchen 
fih das Berbältniß der Kirchen zum Staate geftaltet, und ferner durch bie An⸗ 
wendung, bie tiefe Artifel bisher in der Praris gefunden haben. Wenn ich auf 
den Wortlaut ber Verfaſſungsurkunde hinwies, jo meine ich, baß berfelbe an 
mandher Unbeftimmtheit und Zweideutigkeit leidet, freilich wohl kein Wunder, 
wenn man fich vergegenwärtigt, aus welchem Kampf entgegenftehender Meinungen 
die Kormulirung jener Artifel herausgewachſen ift, wenn man fi ber Zeit er- 
innert in ber fie entftanben, ber Anfänge unferes verfaffungsmäßigen Lebens, wo 
man an vielen Stellen ber Meinung war, mit ber Aufftellung allgemeiner 
Grundſäatze fei außerordentlich viel geholfen, und nicht bedachte, daß biefe Grund⸗ 
füge erft Leib und Blut gewönnen, wenn fte in Geftalt der Specialgefegebung 
ins Leben übergeführt würben, und wo man aud bie Mufter anderer Ber- 
faffungen als unbebingte Wegweiler für die Entwidelung der preußifchen Ver⸗ 
faffung gern anfah. Wir find inzwifchen, glaube id, praktifcher geworben, wir 
meinen, unfere Gejete feien zu geftalten nah unferen Verhältniſſen. Da- 
mit meine ich ſchon angedeutet zu haben, daß ein Bebürfnig für befondere Ge⸗ 
ſetze, die jene Artikel klar ftellen, gegeben ift. 

Aber die Ausführung der Artikel, und was babei erlebt worben, 
drängt ganz auf benfelben Weg. Die Ausführung war eine ungleiche. Die 
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katholiſche Kirche beſaß Organe, bie es ihr ermöglichten, Beſitz zu ergreifen 
von dem, was fie für den Inhalt diefer Artikel hielt. Die ewangelifche Kirche 
war nicht in ber Lage. 

Als aber bie geden Bewegungen, die Deutſchland erfaßten, nad und nad 
eintraten, ale ber Staat, wenn ich mich fo ausbrüden darf, anfing, fich mehr 
feiner ſelbſt bewußt zu werben, ober auf ſich felbft zu befinnen, ba war er and 
genöthigt, innerlich genötbigt, fi die Frage des Weiteren vorzulegen, wie e® benz 
mit jener Befltergreifung fich verhalte, ob denn in ber That die Aus- 
legung, die dem Begriff ber Selbftflänbigleit ber Kirche gegeben 
mworben, bie richtige jei, ob nidht jene Auslegung in Widerjprud 
trete mit den Lebensprincipien bes Staates. Man hatte vergeflen, daß 
felbft bei der erften Erörterung jener Berfaffungsartilel ber Sat von der Regie⸗ 
rung ausgeſprochen wurbe: es banbelt ſich Bier nur um die Aufhebung einer Be 
vormunbung, es handelt fih um die Gewährung der Freiheit der Ent- 
widelung in ihren eigenen Dingen, aber babei bleibt befleben das 
unentbehrliche Recht des Staates, Überall abzumeijen, yurüäd- 
zuweifen, auch durch pofitive Geftaltung, ba, wo durch die Ent- 
widelung der Religionsgejellihaften feine Interefien gefhäbigt 
werben. Und als diefer Gedanke Iebhafter beroortrat, mußte man notgwendig 
zurüdbiiden auf die frühere Geſetzgebung. Als wir bie Berfaffungsurtunde 
noch nicht hatten, lag bie geſetzgebende Gewalt in der Hand ber Krone, unb, me 
es eben noth that, da war fie ausreidhenb zur Hand. So liegt die Angelegenheit 
gegenwärtig nicht mehr. 

Aber es handelt fich heute darum, mächtige Angriffe zurückzuweiſen, die die 
freie Entwidelung bes Staates zu feinen nationalen Zielen hindern, bie gefährben 
die Erhaltung und das Gedeihen, und in ihren weiteren Folgen den Be- 
fand des Deutfhen Reiches, der errungen worben ift nad ben beftigßien 
Kämpien jeglicher Art unb mit ben allerfchwerften Opfern. Unter folden Um⸗ 
ſtänden bart eine preufifche Staatsregierung nicht Zögern, den wohlbegrünbeten 
Weg zu befchreiten. Jeglicher Staat in Deutihland bat die Intereffen bed 
Deutfhen Reiches wahrzunehmen, und er bat fie namentlich wahrzunehmen überall 
dann, wenn bie berufenen Organe des Reiches nicht zujammen find, nnd ba, wo 
Etwas außerhalb ber Grenzen ber Reichs⸗Competenz liegt. Und vor Allem, 
meine Herren, muß das in Preußen geichehen, ale in dem Staate, der an ber 
Spitze bes Reiches fteht. 

Es mag gut fein, babei zugleich beſtimmt hervorzuheben, daß 
bie preußifhe Regierung in ibrer höchſten Spitze nicht gejpalten 
if. Es mag gut fein, ausdrücklich auszufpredhen: in freier, voller 
und ganzer Einmüthigkeit find dieſe Geſetzentwürfe der Aller- 
höchſten Sanktion unterbreitet worben. Das Gebiet, welches zu regeln, 
iſt ein auferorbentlich großes und weites, und ebe feine burchgreifenbe Regelung 
abgejchloffen fein wird, wird wohl noch mehr wie eine Lanbtagsjeifion verlanfen. 
Die Staatsregierung hatte daher fi zu fragen, welcher Theil jenes Gebiet 
zunächſt berauszunehmen und zur Beichlußfaffung des Tandtages zu flellen fei. 
Und da ift es ihr nicht zweifelhaft geweſen, daß vor Allem dringend geboten er- 
heine: die Regelung ber Berhältniffe des Elerus — zunädft bes fa- 
tbolifhen Clerue. — Gerade in feinem Kreife ift bie Veränderung, bie ein 
getreten ift zwifchen heute und einem Menſchenalter rüdwärts, fo mächtig zu 
Geltung gelommen, wie vielleicht an feiner andern Stelle, um bie es fi bier 
noch fragt. Der Clerus ift abhängig geworben innerlich und änferlid 
— abhängig geworben von Mächten, bie außerhalb unferer Nation fiehen nab 
denen das nationale Bewußtfein darum nicht eigen fein kann. Ich fage: inner 
lich: durch feine Bilbung; ich fage äußerlich: durch bie Art feiner Stellung. 
Und ein folder Clerus wird, ohne daß der Staat irgend ein Mittel bisher, ın 
den letten zwanzig Jahren wenigftene, geübt hat, an Stellen geftellt, wo er auf 
das Empfindlichfte das Intereffe des Staats jhäbigen und verlegen kann. Die 


563 
1873, 


Staatsregierung ift von ber Ueberzeugung durchdrungen, daß hier Wandlung ge- 
u mersen muß burh Aenderung ber beftehenden Berhältuiffe durch ihren 
rud. 
Meine Herren! Ich babe gefagt, es handelt fih nit um eine Re- 
elung ber Beziebungen von Beute auf morgen, ſondern um eine 
egelung, bie tiefgehenbe und bauernde Grundlagen ſchaffen ſoll 
für die Beiferung, und wenn es fo if, fo mußte ſich die Staats- 
regiern ug jagen, daß die Behandlung ber Dinge biefem ®rund- 
an entfpreben babe unb daß bie Geſetze ganze Maßregel fein 
müffen. 

Indem ih Sie bitte, dieſe Entwürfe Ihrer jorgfältigften Prü- 
fung zu unterwerfen, muß ih Sie gleichzeitig bitten, ſoweit es 
eben bei einer fo ernften, tiefgreifenden Sache gebt, ſobald als 
möglich in bie Berbandlung Über dieje Entwürfe einzutreten, das 
mit durch Diefelben eine bauernbe unb fefte Orunblage gewonnen 
wird für bie Möglichkeit, daß ber Staat feine hohen Ziele nad 
feiner Weije und nah feiner Ueberzeugung in freier Selbftbe- 
fimmung weiter fördern, jegliden gefährlichen Einfluß von fi 
und von dem Reihe abweijen, und — fei es auch in hartem, langen, 
wedhjelnden Erfolg bringenden Kampfe — doch zu Demjenigen ge 
langen könne, was das allein berechtigte Ziel eines fo eruften Kampfes iR 
das if ein feiter baneruber Friebe.” 


Die Stellung ded Gefammt-Minifteriumd zu 
den kirchlichen Vorlagen. 


17. Sanuar. Aeußerung des Minifter-Präfidenten Grafen v. Roon. 


— „Ih war mit dem Gefammt-Minifterium feit langer Zeit überzeugt, nicht, 
daß wir Rom mit Krieg zu überziehen hätten, wohl aber, daß wir und gegen Rom 
zu wehren hätten, und das ift geicheben feit der Zeit, wo über bie Alpen die große 
Nahriht zu ung gebrungen ift, wo ber Siroflo von Rom aus unfere 
beutfhen katholiſchen Biſchöfe ale römische zurüdgeführt hat. Bon 
dem Augenblide an gehörte ſehr wenig Borausficht dazu, um zu erfennen, wie viel 
Urſache der Staat habe, auf jeiner Hut zu fein. Dieje Borausficht hat fich leider 
durch bekannte Thatſachen beftätigt. Dedwegen war alſo lauge vor biefer vermeint- 
lichen Diniferkrifis in dem Minifterium Einmüthigkeit über vie Nothwen⸗ 
digkeit von Abwehrungsmaßregeln, zu denen wir biefe Gefete rechnen.“ 


Der geiftlihe Beruf und Die nationale Bildung. 


17. Sanuar. Aus der Nede ded Kultus» Minifter8 Dr. Falk bei 
der eriten Berathung der Gejehentwürfe. 


„Es ift von einem ber Redner ganz mit Hecht ageitend gemacht worben, 
daß die Fragen, bie hier erörtert werben, den ganzen Dann ergreifen, unb baß 
darum ein Darlegen von Gründen und Gegengründen binfichtlih ber Grund⸗ 
lagen der Vorlagen fchwerlich Srgenbiven von ber Üeberzeugung, bie er bereite 
gewonnen bat, abbringen wirb. &s ift meiner Meinung nad nicht möglich, das 
Urtheil Über diefe Vorlagen anber® zu gewinnen, als aus feiner eigenen ganzen 
Individualität heraus, aus feiner eigenen Lebensentwidelung überhaupt, aus feiner 
Entwidelung in politiſchen Dingen, inebeſondere aus den Anfchauungen, die ber 
Einzelne im Laufe der Jahre gegenüber diefen Fragen gewonnen bat. — 

Wenn ich nichtebefloweniger das Wort ergriffen —* ‚ fo veranlafſen mich 
dazu einzelne Behauptungen, bie, fo oft fie ſchon beftritten find, doch immer unb 
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immer wieber beftiitten werben müflen, wenn fie von Neuem auftauchen, weil 
draußen im Lande immerhin biefe Worte noch Wiederhall finden, fo unrichtig fie 
auch find, befonbere die Behauptung, daß dieſe Geſetzgebung zur Folge 
haben würde eine Shwädung des chriſtlichen Sinnes, eine Shwädung 
der jittliden Kraft, ber fittliden Macht. 

Es handelt fi um ben Gejegentwurf über bie Vorbildung und Anftelung 
der Geiftlihen. Meine Herren, glauben Sie wirklich, daß ein Geiftlicher, 
ber biejes höhere Maß ber Bildung fi jhaffen muß, Daß ber weniger 
geeignet fein wird, bie Heilswahrbeiten ber Kirche mit Nachbrud 
und Erfolg zu lehren, und in biefen Heilswahrbeiten zu befefligen, 
baß er zur Sottesfurdt zu führen weniger geeignet fein wird. IR 
ein folder Geiſtlicher weniger geeignet, durch feelforgerifhen Zn- 
ſpruch zu erquiden, au tröften, aufzurihten und zu begeiftern zu 
Werten der hriftligden Tiebe? Wer will das bejahen? 

Glauben Sie, baß ber Geiftliche feinen Beruf weniger erfüllen wirb, der 
durch die Erziehung für den Beruf mehr hineingeflellt werben foll in das Leben 
feines Landes? Das ift eine zweite Forderung ber Vorlagen. Glauben Sie, daß 
ein Geiftliher, dem Bürgichaften gewährt werben follen für eine bauernde Jane 
habung feines Amtes, in biefem Amte matter und ſchwächer wird? Und endlich 

lauben Sie, daß ein Geiftliher, ber in Folge bes Geſetzes fich fern hält von 
itationen, daß der weniger Kraft haben wird, fein Amt geveihlich zu entwideln? 

Nein, meine Herren, diefer Entwurf bat nichts an fi, was 
chriſtlichen Siun und fittlide Macht ſchwächen könnte; er kann fie 
nur ſtärken, unb das if, was hinausgeſprochen werben muß in das 
Land, bamit nicht immer ber Vorwurf ber löntglihen Staatsregie- 
rung gemadht werbe, daß fie ben Staat enthriftliht oder ent- 
fittlicht. Meine Herren, Sie nützen mit folden Worten Ihren Beſtrebungen 
nichts, aber Sie verwirren bie Gemüther braußen, unb deshalb muß id Sie 
bringenbd bitten, ſeien Sie mit folhen Behauptungen, bie nur fchaben Föunen, 
vorfigtig, und rufen Sie fie nicht fo hinaus, wie e8 geichehen if. — — 

Es if hier die Frage bes Nebeneinander zwiſchen Kirche unb 
Staat erörtert worden — bie Frage des Höherſtehens bes einen ober des andern. 
Nun, meine Herren, nach meiner Auffaffung ift bie Sache fo, daß Staat eben- 
jowohl als Kirhe auf etbifhem Gebiete gleichberechtigte, fittlid 
gleichgeftellte Mächte find, daß aber auf dem Rechtsgebiet der Staat 
darüber ftebt, und daß auf diefem bie Kirche die Stellung einer 
Korporation bat. Die Vorlagen, meine Herren, halten an biefem Sat feſt, 
fie ordnen nicht ſolche Beziehungen, die auf jenen Gebieten, wo fie beide neben 
einander fteben, wo Keiner dem Andern etwas zu fagen hat, gelten, fonbern fie 
orbuen Beziehungen, bie auf die andere Seite fallen, auf das Rechtsgebiet bes 

taates 

Als hier neulich von der Erziehung ber Geiftlihen in nationalem 
Sinne die Rebe war, da äußerte ein latholiſcher Redner, eine nationale Erziehung 
wolle er auch unb verwies auf Bonifacius und Karl den Großen. Ia, wenn eb 
nur nicht fo lange her wäre, baf bie beiden Männer gelebt haben, fo würbe dieſe 
Berweilung auf mich einen bebeutenden Eindrud gemadt und mir bie Hoffnung 
gegeben haben, daf wir beide uns verflänbigen könnten über ben Begriff der 
nationalen Erziehung. Ich glaube, daß wir doch ſehr verſchiedene Sachen unter 
nationaler Erziehung verftehben. Ich habe gejagt, was ich darunter verflehe: eine 
Erziehung, die dem jugendlichen Gemüthe die Möglichkeit giebt, in allen ver- 
ſchiedenen Lebensaltern berührt zu werden von bem Leben ber Nation, wie es 
eben dem jebesmaligen Lebensalter entſpricht; — eine Erziehung, bie belanzt 
jet mit ben Berhältniffen der Nation und auch für ben, ber nicht beftimmt if, 
bereinft eine Familie zu gründen, ben Kreis vollſiändig kennen zu lernen, indem 
er vorzugsweile zu wirken berufen ift, ihn in feiner ganzen Bebeutung zu wärbigen 
und feftzubalten, zu würdigen ben Kreis ber Familie; — eine Erziehung, 
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bie von Mächten geleitet wirb, die im Staatsleben fliehen und nidt 
draußen. 

Ih ſage alfo, nationale Erziehung ift diejenige, bie im Lande 
geleitet wird, bie ihre höchſten Stellen bier findet und nicht ohne 
Kontrole nah römiſchen Prinzipien durch wohlgefhulte Werkzeuge 
von branßen geleitet wird.“ 


In der Kommijfion des Abgeordnetenhaufed wurde 
unter Zuftimmung der Regierung der Beſchluß gefabt, um 
alle Bedenken über die Berfaffungsmäßigfeit der einzu- 
führenden Geſetze zu befeitigen, vorweg eine ausdrückliche 
Abänderung und Ergänzung der Artikel 15 und 
18 der Verfaſſung feitzuftellen. 


Die Pfliht zur Klarftellung des kirchlichen 
Verfaſſungsrechts. 
31. Januar. Aus der Rede des Kultug-Minifterd Dr. Falk bet 
der Berathung der Verfaſſungsänderungen. 


— „Die Kirche ſoll nach Art. 15 berechtigt fein, ihre Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
ſtändig zu verwalten und zu ordnen. Es iſt ja zweifellos, daß es eine ganze 
Reihe von Angelegenheiten giebt, bei denen ein Verſtändiger nicht zweifeln wird, 
daß es in der That Angelegenheiten der Kirche und der Kirche allein ſind. Es 
giebt nun aber ebenſo zweifellos eine Reihe von Gebieten, auf welchen die Sache 
nicht ſo klar iſt, auf welchen — und recht weitgehend — ſeitens der Kirche be⸗ 
hauptet wird: „das iſt noch unſere Angelegenheit”, wo aber von der andern Seite 
das nicht anerkannt wird. Ich meine nun, berfelbe Faktor, ber bie Kirde 
in bie Möglichkeit gebracht hat ihre Angelegenheit IetsfRänbig zu 
ordnen und zu regeln, berfelbe Faktor muß im Streite au bas Recht 
baben, zu beffimmen: was find ihre Angelegenheiten und wo gebt 
die Brenze, und ber Faktor ift nichts Anderes ale bie Staatsge- 
Iehgebung; benn bie VBerfaffungs-Urkunde beruht auf der Geſetz⸗ 


gebung. — — 

HReine Herren, Sie mögen es glauben, nach hartem Kampf, nach ernfier 
Prüfung mit fi ſelbſt und mit Gott ift man auf ben Weg gegangen, nicht aus 

chſucht: aus der Ueberzeugung, bie Pflicht zu thun im Sntereffe bes Staates, 
für defien Interefien einzutreten man in erfter Linie berufen ift. Es if in ber 
That meine Weberzeugung, wir gelangen auf dem Wege zum Frieden; ich habe 
nimmer gefagt: durch dieſe Geſetze wird der Friede herbeigeführt; ih 
babe gefagt: wir ſchaffen eine Grundlage dafür, und warım? weil ich als erfte 
Veringung es erachte, daß ber Staat erhält, was ihm gebührt, baß er fcharf 
abgrenzt die Linien, in denen es möglich ift, daß fih in ihm jene großen Korpo- 
rationen bewegen. 

Es wirb fich zeigen, daß bie Kirhe aud innerhalb biefer Ge— 
jege fih bewegen kann in dem, was ihr gehört, db. i. in der Bervoll- 
lommnung bes Menfhen im Aufblid zu Gott, in der Lehre ber 
Heilswahrheit und in der Verwaltung der Heilsmittel. 

— — In dem Streite ober vielmehr in dem VBriefwechfel, ben bie Staats- 
regierung mit dem Biſchof von Ermeland hatte, war dasjenige, was für fie am 
Ihwerften wog, weitaus nicht jener Specialfall, fondern ed war jenes befannte 
Bort, was, ob Überall richtig gebeutet ober nicht, darauf hinweift, daß ſich bie 
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Kiche und ihre Organe, bie Biſchöfe, vorbehalten, zu enticheiben, ob bas Staatt- 
geſetz Anfpruch machen bürfe, vor dem Kirchengefeg zu gelten. Diejes Wort war 
es, was bie Staateregierung zum ernfteften Aufmerken ‘auffordern umBte, und 
um fo mehr, als biejes Wort in bem ernſt genommenen Siune bineingetragen 
wurde in bie Preſſe, bineingetvagen mwurbe in jene agitatorifchen Berfamminugen, 
auch vorkommt in jener Allokutiou, die vor einigen Wochen bier Gegenſtaud ber 
Erörterung war. Und nun, meine Herren, als biefe Vorlagen gemacht worden 
find, da wirb aus der Mitte diefes Hohen Hauſes heraus bas Wort ausgefproden: 
Diefen Vorlagen Fune man nicht folgen als Geiek. 

Man fagt uns dann ferner, es fei kein Geſetz ftatthaft gegen das Geſet 
Gottes, und was das Gebot Gottes ſei, das habe die Kirche zu . Run, 
meine Herren, wenn bie Sache fo liegt, wenn in biefer Weife gegen Borfchläge, 
die von ber Staatsregierung als Gejeke in Ansficht genommen, und bie bies 
vielleicht in wenig Monden find, wenn in biefer Weife von vorn herein Un- 

ehorſam und Wiberflanb angelilndigt wird, ja meine Herren, wie kann ba vie 
ache auf einem anderen Wege beigelegt werben, als auf bem Wege, daß bie 
Staateregierung basjenige vollſtändig feftftellt, wa® ihr gebührt; die Herrichaft bes 
Geſetzes l 
4. Februar. Annahme der Berfaffungsänderungen im Abgeord⸗ 
netenhaufe mit 245 gegen 110 Stimmen, — am 


27. Sebruar die wiederholte Annahme. 


Königthum und Prieſterthum. 
10. Maͤrz. Rede des Fürſten Bismarck bei der Berathung der 
Verfaſſungsänderungen im Herrenhauſe. 

[Zur Stellung ber konſervativen Partei; — eine politiſche Macht⸗ 
frage; — Prieftertfum und Königthum; — bie früheren guten 
Berhältniffe zur Kirche, — Neigung ber Regierung nach dem Kriege; 
— Berhalten Italiens während bes Krieges, — Organifation der 
Centrumspartei im Parlament und im Lande; — ein Staat m 
Staate; — ber Papft unb die veränderte Kirchenverfaffung; — 
Pflicht zur Vertheidigung des Staats.) 

„Der Herr Vorredner bat ſich darliber beflagt, daß der „Liberalis- 
mus“ — ich bediene mich der Kürze wegen feines Ausdruds — in ben 
legten Jahren Fortfchritte gemacht hat. Ja, meine Herren, ich habe Ihnen 
das im vorigen Jahre bei einer analogen Diskuffion, in der wir und 
bier befanden, vorhergefagt, daß dies ar a der Fall fein werde; 
es ift auch möglich, daß er noch mehr Foriſchritie macht. Worin liegt 
denn das? Doch weſentlich in der Dedorganifation des Gegengemichts bei 
der Fonjervativen Partei; es liegt wejentlih darin, daß die Regierung, 
und namentlich ich, ihr früherer Vertreter, fih in der Borausfegung, daß 
die fonfervative Partei mit Vertrauen auf fie blickte, getäufcht hat. Diele 
Enttäufehung, die bei der Berhandlung über das Schulauffichtsgefeg ftatt- 
fand, mußte nothwendig — ich habe hnen das vorhergelogt — auf die 

ejammte Entwidlung unferes Staatslebens einwirken. Damals hat bie 
fonjervative Partei denjenigen Vertretern der Regierung, die glaubten, in 
ihrem Vertrauen zu ftehen, in einer hochpolitifchen Frage ein durchſchla⸗ 
gende Mißtrauensvotum gegeben, und daS Vertrauen ift eine zarte 
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Pflanze; ift es zerftört, fo kommt es ſobald nicht wieder. Darauf ift die 
konſervative Partei, geführt von, wie ich glaube, gut meinenden, aber eifri⸗ 
geren Führern, als mit ſachlichen Erfolgen verträglich ift, in fi zur 
Zerfegung gelommen; in Verhandlungen, denen ich nicht beigemohnt habe, 
ift es im diefem Haufe dahin gelommen, daß das Haus feine eigenen Bes 
ſchlüfſe Taffirt und die Regierung dadurch in eine Sadgafle gedrängt hat. 
Diejenigen, auf die die Krone oder — ich will mich parlamentarifcher 
ausdrüden — das Minifterium Seiner Majeftät des Königs glaubte in 
Unterftügung des ftaatlihen Gedankens redönen zu können, baben diefe 
Unterftügung nicht nur nicht gewährt, fondern in einer Form verfagt, daß 
die Negierung auch ferner nicht mehr darauf rechnen Tann. Wie dürfen 
Sie dafür die Regierung und ihre Vorlagen anflagen? Wir leben nicht 
in einer Berfaflung, in der Seine Majeftät nach voller Willkür ohne 
Nüdficht auf die verfaffungsmäßige Geftaltung des Landtages Seine Po: 
litik führt. Sie, meine Herren, haben wefentlich dazır beigetragen, mid), 
der ich glaubte, die Geſchäfte an der Spite einer konſerdativen Partei 
von einiger Bedeutung und einigem Gewicht führen zu können, heraus⸗ 
zudrängen aus meiner darauf berechneten Stellung im Minifterium. Sie 
haben die Boransfegungen, unter denen ich glaubte an der Spite des 
Miniſteriums bleiben zu können, zerftört. Machen Sie doch nun für Yhr 
eignes Werk, welches Ihr eigner Liebereifer geichaffen hat, Ihr eigner 
Anfpruch, allein Ihre perfönliche Ueberzeugung in ftaatlichen Fragen, welche 
für die Regierung Kabinetsfragen find, für maßgebend zu halten — 
machen Sie dafür nicht die Regierung Seiner Majeftät verantwortlich, 
und beklagen Sie ſich nicht über ‘Dinge, die ein mejentlicher Theil von 
Ihnen und der Tonfervativen Partei im anderen Hauje meiner Meinung 
nad verſchuldet hat. " 

Der Herr Borredner hat ferner diefelbe Bahn betreten, die im 
anderen Haufe von den Gegnern der Borlagen betreten worden ift, 
nämlich diefen Vorlagen einen confeffionrellen, ich möchte fagen, einen kirch⸗ 
lichen Charakter zu geben. Die Scan, in der wir und befinden, wird 
meines Erachtens gefäliht, und das Nicht, in dem wir fie betrachten, ift 
ein falfches, wenu man fie als eine konfejfionelle, kirchliche betrachtet. Es 
ift wefentlich eine politifche. 

Es handelt fih nicht um den Kampf, wie unferen katho— 
lifhen Mitbürgern eingeredet wird, einer evangelifchen Dy— 
naftie gegen die katholiſche Kirche, es handelt fih nit um 
ben Kampf zwifhen Glauben und Unglauben; es handelt fi 
um den uralten Machtftreit, der fo alt ift wie da8 Menfhen- 

efhleht, um den Madtftreit zwifhen Königthum und Prie- 
Nertbun, den Machtftreit, der viel älter ift als die Erſcheinung 
unferes Erlöſers in diejer Welt, den Wachtftreit, in dem Aga- 
memnon in Aulis mit feinen Sehern lag, der ihm dort die Tochter koſtete 
und die Griehen am Auslaufen verhinderte, den Machtſtreit, der bie 
deutſche Geſchichte des Mittelalter biß zur Zerfegung des deutichen 
Reiches erfült bat unter dem Namen der Kämpfe der Päpfte mit den 
Keifern, der im Mittelalter feinen Abſchluß damit fand, daß der letzte 
Bertreter des erlauchten ſchwäbiſchen Kaiferftammes unter dem Beile eines 
franzöfifchen Eroberer auf dem Schaffot ftarb und daß diefer franzöfiiche 
Eroberer im Bündnig mit dem damaligen Papfte ftand. Wir find der 
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Fee Situation fehr nahe geweſen, überfeßt immer in die Sitten un 
erer Zeit. 
enn der franzöſiſche Eroberungskrieg, defjen Ausbrud 

mit der Publilation der vatikaniſchen Beſchlüſſe coincidirte, 
erfolgreih war, jo weiß id nicht, was man aud auf unferem 
tirhlihen Gebiete in Deutfchland von den gestis Dei per 
Francos zu erzählen haben würde. Aehnliche Pläne haben vorge 
legen vor dem letten Kriege mit Defterreich, ähnliche Pläne Dot: 
gelegen vor Dimüg, wo ein ähnliches Bündnig beftand gegenüber ber fd 
niglihen Macht, wie fie in unferem Lande befteht, auf einer Baſis, wie 
fie von Rom nicht anerkannt wird. Es ıft meines Erachtens eine Fäl⸗ 
hung der Politit und der Gefchichte, wenn man eine Heiligfeit den 

apft ganz ausſchließlich als den Hohenpriefter einer Ronfefflon oder 
—* oliſche Kirche als Vertreter des Kirchenthums überhaupt be⸗ 
trachtet 


Das Papſtthum iſt eine politiſche Macht jederzeit gewe⸗ 
fen, die mit der größten Entſchiedenheit und dem größten Er: 
folge in die Verhältniſſe diejer Welt eingegriffen hat, die 
dieſe Eingriffe erfirebt und zu ihrem Programm gemacht hat. 
Die Programme find befannt. Das Biel, welches der päpftlichen Gewalt, 
wie den Sranzofen die Aheingrenze, ununterbrochen vorjchwebte, das Pro⸗ 
gramm, das zur Zeit der mittelalterlihen Kaiſer feiner Verwirklichung 
nahe war, ift die Unterwerfung der weltlihen Gewalt unter bie 
geiftliche, ein eminent politiſcher Zwed, ein Streben, welches aber fo 
alt ift wie die Menſchheit; denn fo lange hat es auch, fei es kluge Leute, 
[e es wirkliche Priefter gegeben, die die Behauptung aufftellten, dag ihnen 

er Wille Gottes genauer befannt jei als ihren Mitmenſchen, und daß 
fie auf Grund dieſer Behauptung das Recht hätten, ihre Mitmenfchen 
Pakt ; und daß diefer Sag dad Fundament der päpftlichen Ani 
auf Herrichaft ift, iſt befannt. Ich brauche hier an alle die bundertmal 
erwähnten und Fritifirten Altenftüde nicht zu erinnern: fie find nit nur 
publici juris, fondern aud jedem, der einen oberflächlichen Einblid in die 
wettgeigichte bat, befannt. 
er Kampf des Prieftertbums mit dem Königtbum, der 
Kampf in diefem Falle des Papftes mit dem deutfüen Kaiſer, 
wie wir ihn —8 im Mittelalter geſehen haben, iſt zu beurtheilen wie 
jeder andere Kampf: er hat feine Bündniſſe, er hat feine Friedensſchlüſfe, 
er hat feine Haltpunkte, er hat feine Waffenftillftände. Es bat friedliche 
Päpfte gegeben, e8 hat kämpfende und erobernde gegeben, e8 hat ja ſogat 
einen friedlichen König von Frankreich gegeben, wenn auch Ludwig XVl. 
in Die vage gefommen ift, Kriege zu führen; alfo ſelbſt bei unjeren frar- 
öfiichen Nachbarn fanden fih Monarchen, die weniger Vorliebe für ben 
ieg, mehr Vorliebe für den Frieden hatten. Es ift auch in den Kämpfen 
der päpftlicden Macht nicht immer der Fall geweien, daß gerade katholiſche 
Mächte die Bundesgenofien ausſchließlich des Papſtes geweſen wären; 
auch — die Prieſter nicht immer auf Seiten des Papſtes geſtanden. 
Wir haben Kardinäle als Miniſter von Großmächten gehabt zu einer 
Zeit, wo dieſe Großmächte eine ſtark antipäpſtliche Politik bis zur Ge⸗ 
waltthat durchführten. Wir haben Biſchöfe gegen päpſtliche Intereſſen in 
dem Heerbann der deutſchen Kaiſer gefunden. 
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Alfo dieſer Machtſtreit unterliegt denfelben Bedingungen 
wie jeder andere politifhe Kampf, und es ift eine Verſchie— 
bung der Brage, die auf den Eindrud auf urtheilslofe Leute 
berech net iſt, wenn man fie darftellt, als ob es fih um Be— 
dbrüdung der Kirche handelte. Es handelt fih um Bertheidigung 
des Stastes, es handelt fid um die Abgrenzung, wie weit die Prie- 
ſterherrſchaft und wie weit die Königsherrſchaft gehen joll, und Diele 
Abgrenzung muß fo gefunden werden, Bafı der Stant feinerjeits 
dabei Beftchen Tann. Denn in dem Reiche dieſer Welt Hat er dns 
Regiment nnd den Bortritt. 

Wir find in Preußen nicht immer vorzugsweife Gegenftand dieſes 
Kampfes geweien; wir find längere Zeit nicht als die Hauptgegner in 
diefem Kampfe von Seiten der römijchen Kurie betrachtet worden. 
Friedrich der Große lebte vollftändig in Frieden mit der römischen Kirche, 
während der damalige Kaijer des überwiegend katholiſchen öfterreichifchen 
Staated im heftigften Kampfe mit der fatholifchen Kirche begriffen war. 
Alfo die Frage ift ziemlich unabhängig von der konfeffionellen, das will 
ih nur hieran nachweiſen. Ich kann in diefem Sinne anführen, daß es 
weientlich der durch und durch fireng evangeliſche, man darf faſt jagen, 
in feinem Glauben antilatholifche König Friedrich Wilhelm III. war, der 
im Wiener Congreß auf die Herftellung der weltlichen Herrſchaft des 
Papftes drang und fie durchſetzte; nichtSdeftomeniger ift er tm Kampf mit 
der Fatbolifchen Kirche aus diefer Welt gejchieden. Wir haben dann in 
den Berfafjungs- Paragraphen, die und gegenwärtig befchäjtigen, einen 
modus vivendi, einen Warlenfillftond gefunden, der geichloffen wurde im 
einer Zeit, wo der Staat fi bülfsbedürftig fühlte und glaubte, dieſe 

ülfe bei der Tatholifchen Kirche, wenigſtens theilmeile, in Anlehnung zu 
nden. &8 war wohl wahrſcheinlich die Erjcheinung, daß in die Natio⸗ 
nalverfammlung von 1848 alle die Kreiſe mit überwiegend Tatholifcher Be⸗ 
völferung, ich will nicht jagen royaliftifche, aber doc Freunde der Ordnung 
gewählt haben, was in den evangelifchen Kreiſen nicht der Fall geweſen 
war. Unter diefen Eindrüden hat man damals diefen Compromiß in dem 
Machtſtreit zwifchen dem weltlichen und dem geiftlihen Schwerte gejchlofien, 
wie ſchon die nächſte Zeit zeigte, wohl in dem Jrrthum in Beau auf die 
praktiſchen Sonfequenzen davon. Denn e8 war nicht die Anlehnung 
an die Wähler, welche Leute der Drdnung gewählt hatten, 
fondern e8 war das Minifterium Brandenburg und die fönig- 
lie Armee, welche die Ordnung wiederherftellten; der Staat 
mar ſchließlich doch genöthigt, fich felber zu helfen, der Echuß, der hier 
von Seiten der verfchiedenen Kirchen gewährt werden konnte, bat ihn nicht 
berausgerifien. - 

Damals entftand aber der modus vivendi, unter dem wir eine An⸗ 
zahl Jahre in einem friedlichen Verhältniß gelebt haben. Allerdings mar 
diefer Friede doch nur durch eine ununterbrochene Nachgiebigleit des Staates 
ertauft, indem er feine Rechte bezüglich der Fatholifchen Kirche ganz rüd- 
baltlos in die Hände einer Behörde gelegt hatte, die zwar urſprünglich 
eine Behörde fein follte zur Wahrnehmung der königlich preußifchen Rechte 
gegenüber der Tatholifchen Kirche, die aber ſchließlich faktiſch eine Behörde 
geworden ift im Dienite des Papftes zur Wahrnehmung der Rechte der 
Kirche gegenüber dem preußiichen Staat. Ich meine natürlich die katho⸗ 
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liſche Abtheilung im Oberfirchenratb, ich wollte fagen im Kultuſsminiſte rinm 
er die Dinge etwas näher gelannt bat, der bat fchon früher gleich mir 
ber Beforgniß fi) bingegeben, daß dieſer Friede nicht von Dauer fein 
würde. Indeſſen bei meiner Abneigung gegen jeden inneren Kampf md 
egen jeden Streit der Art babe ich doch diefen Frieden mit allen feinen 
achtheilen dem Kampfe vorgezogen nnd habe mich meinerjeit® dem 
Kampfe verfagt, während ich von anderen Seiten fchon vielfach dazu ge⸗ 
drängt wurde. 

Es bat vielleicht faum einen Moment gegeben, wo man, abgejehen 
von allem Uebrigen, wenn die Regierung nicht angegriffen worden wäre, 
geneigter war zu einer Verſtändigung mit dem römiihen Stuhl, als 

erade am Schluß des franzöfiichen Krieges. Es find darüber im anderen 

Saufe Unwahrheiten mit ziemlicher Entichlofienheit und güı licher Sad 
untunde behauptet worden. Jedem, der mit uns in Frankreich geweſen if, 
ift befannt, daß unfere fonft naturgemäß guten Berhältnijfe gu Ita» 
lien während des ganzen Krieges, ich mil nicht fagen einer Zräbung, 
aber doc, einer Beritimmung unterlagen, die bis zum Schluß des Frie⸗ 
dens blieb, Es war die ganze Haltung von Stalien, in welder nach um- 
ferer Anficht die Liebe zu den Franzofen ftärfer war, ald das eigene In- 
terefie des Randes; fonft hätte Italien mit uns feine Unabhängigleit gegen 
Frankreich vertheidigen müflen. Es war da8 eine jehr auffallende Erſchei⸗ 
nung für uns, und e3 entflanden Zweifel, welche von den verſchiedenen 
Einflüffen für die Regierung Jtaliend die maßgebenden bleiben würden. 
Es war nur eine Thatfadhe, dag und unter Garibaldi italieniſche Streit- 
fräfte gegenüberftanden, deren Abmarſch aus Italien, wie wir glaubten, 
mit mehr Nachdruck hätte verhindert werden können. Es war eine glück⸗ 
licherweiſe jetzt überwundene erfümmung zwilchen der italienifhen umd 
deutfchen Bolitit vorhanden. Es war aljo jehr weit entfernt, daß eine 
ae für Italien von Einfluß auf unſere damalige Politik gewe⸗ 
en wäre. 

Aber als wir uns noch in BVerfailles befanden, überrafchte es wich 
einigermaßen, daß an katholiſche Mitglieder parlamentarifcher Körper: 
fHaften die Aufforderung erging, fich darliber zu erflären, ob fie einer 
confejfionellen Fraktion, wie wir fie heut zu Tage als die Gen» 
trumspartei kennen, beizutreten entſchloſſen feien, und ob fie fid) dazu 
verftehen mollten, in der Reichspolitik dafür zu flimmen und darauf zu 
dringen, daß diefe Paragraphen, um die es ſich heute handelt, in dee 
Neichsverfafjung übertragen würden. Mich erichredte dies Prograum 
damals noch nicht jo febr — in dem Maße friedliebend war ich — i 
wußte, von wen e8 ausging, theils von einem hodhgeftellten Kirchen⸗ 
fürften, der ja die Aufgabe hat, für die päpftliche Politik zu thun, was 
er Tann, und der eben dahin feine Aufgabe erfüllte, theils von einem her⸗ 
vorragenden Mitgliede der Gentrumßpartei, dem früheren preußiſchen 
Bundestagsgefandten von Savigny, wurde diefe Bewegung barzugb- 
weile eingeleitet; von Letzterem glaubte ich nicht, daß er feinen Einfluß m 
regierungsfeindlicher Richtung geltend machen werde. Ich habe mich darın 
volftändig getäufcht. Sch Führe nur die Gründe an, warum ich damals 
diefer Sache nicht die Bedeutung beilegte, daß ich nicht nach Deutſchland 
urüdgefommen wäre, ohne überzeugt zu jein, daß es ſich mit diefer 
—* und ihren Beſtrebungen nicht auch leben ließe. 
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Als ich jedoch hier war, fah ich erft, wie ftarf die Organi- 
fation diefer Partei der gegen den Staat fämpfenden Kirche 
geworden war; ich ſah die Fortſchritte, melde die Thätigkeit der ka⸗ 
tbolifchen Abtheilung im Kultusminifterium in der Bekämpfung der deut- 
hen Sprache in polniſchen Randesgebieten gemacht hatte. Es tauchte in 
Schleſien, wo das biöher nie der Tall gewefen, eine polnifche Partei 
unter weſentlich geiftliher Begünftigung und thatſächlichem Schuß kirch⸗ 
licher Beitrebungen auf; aber auch das wäre an fi) noch nicht das Ent» 
fheidende gemefen; was mich zuerft auf die Gefahr aufmerkjam machte, 
da8 war die Macht, die die neugebildete Fraktion ſich erworben hatte. 
Es wurden Abgeordnete in ihren Wahlkreifen, wo fie angeſeſſen und an⸗ 
gefehben und feit lange ftetS gewählt wareu, auf Dekret von Berlin ber 
abgeſetzt und die Ball neuer Vertreter vorgefchrieben, die in den Wahl 
freifen nicht einmal dem Namen nad befannt waren; das geichah nicht 
in einem, daß geſchah in mehreren Wahlkreifen; man hatte eine fo ftraffe 
Drganifation und folhe Macht über die Gemüther gewonnen, wie man 
fie bedurfte, wenn man da8 Programm des vorhin erwähnten Kirchen⸗ 
fürften, des Biſchofs von Mainz, wie er es in feinen Drudicriften kund⸗ 
gegeben bat, verwirklichen mollte. Wohin ging die8 Programm? Leſen 

te nach; es find dieſe Drudfchriften, geiftreich geichrieben und angenehm 
iR lefen, in Jedermanns Händen; e8 ging dahin, in dem preußiſchen 

taat einen flaatlihen Dualismus durch Erridtung eines 
Staates im Staat einzuführen, die fämmtlihen Katholifen dahin 
zu bringen, daß fie fiir ihr Verhalten im politifhen wie im Privatleben 
Ihre Leitung ausfchließlih von diefer Centrumsfraktion empfingen. Wir 
fümen dadurch zu einem Dualismus der fchlimmften Art; es läßt fich in 
einem Reiche, wo die Verhältniſſe dazu gegeben find, in dualiftiicher Ver⸗ 
faffung regieren; der öfterreichiich-ungariiche Staat zeigt e8 und; aber 
dort ift Fein konfeffioneller Dualismus. Hier handelt es fich aber um 
Herftellung zweier konfeffioneller Staaten, die in einem dualiftifchen Kampf 
zu einander zu ftehen haben würden, von denen der höchſte Souverain des 
einen ein ausländischer Kirhenfürft ifl, der ın Nom feinen 
Sig hat, ein Kirhenfürft, der durch die neueften Aende— 
rungen in der Berfaffung der Fatholifhen Kirche mächtiger 
eworden ift, als er es früher war; wir hatten aljo, wenn diefes 
Beogramm fi) verwirklichte, anftatt des bisherigen geſchloſſenen preußifchen 
Staates, anftatt des zu vermwirklichenden Deutichen Reiches zwei parallel 
neben einander lanfende ftaatliche Organismen: den einen mit feinem Ge⸗ 
neralftabe in der Centrumsfraktion, den anderen mit feinem Generalftabe 
in dem leitenden weltlichen Brincip und in der Regierung und der Perjon 
Seiner Majeſtät des Kaiſers. 

‚ Diefe Situation war eine volttändig unannehmbare für 
bie Regierung; e8 war ihre Pflicht, den Staat gegen die Ge— 
fahr derfelben zu vertheidigen. Sie hätte diefe Bllich verfannt 
und vernachläffigt, wenn fie ruhig zugemartet hätte bei den eritaunlichen 
Fortſchritten, die fich bei näherer Prüfung der Sache, zu der man früher 
nicht veranlaßt war, ergaben, die man aber inzwilchen auf Koſten des 
Raatlihen Princips gemacht hatte und, wenn die Negierung nad) diefer 
Seite die Hände ruhig in den Schooß gelegt hätte, weiter gemacht haben 
würde. Sie war aber genöthigt, den Baffenft.Uftond, wie er 1848 in den 
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Berfafiungsartifeln vorbereitet war, zu kündigen und einen neuen modus 
vivendi zwiſchen ber weltlichen und der priefterlichen Gewalt herzufteflen. 
Der Staat Tann die Situation nicht beftehen lafien, ohne zu inneren 
Kämpfen getrieben zu werden, die feinen Beſtand erfchättern. Die ge 
Brage liegt darin; find diefe Paragraphen in dem Sinne, wie bie 1 
rung Seiner Majeſtät Zeugniß davon ablegt, dem Stnate — 
find fie es nicht? Sind fie es, dann erfüllen Sie eine konſervative Pflicht, 
wenn Sie gegen die Aufrechterhaltung diefer Paragraphen ftimmen. Halten 
Sie diefelben für vonkändig ungefährlich, jo ift das eine Weberzeugung, 
die die Regierung Seiner nieht nicht theilt, und fle Tann mit bielen 
Berfaffungsartifeln Die Gefchäfte nicht ihrer Verantwortung entſprechend 
weiter führen, fie muß das denen überlafien, welche diefe Paragraphen für 
ungefährlich halten. 

In ihrem Kampfe zur VBertheidigung des Staates wenbet 
fi die Regierung an da8 Herrenhaus mit der Bitte um Bei- 
ftand und um Hülfe zur Befeftigung bes Staates und zu 
feiner Bertheidigung gegen Angrıffe und gegen Untermäh- 
lungen, die feinen Srieden und feine Zulunft gefährden. Bir 
baben das Bertrauen, daß uns dieſer Beiltand bei der Mehrheit des 
Herrenhauſes nicht fehlen wird.“ 


Die Berfaffungsänderung und die evangelilde 
Kirche. 
Worte des Minijter-Präfidenten Grafen von Roon. 


„Mir geben vielfach Anträge zu, dahin gehend, zu verhindern, daß bie in 
Rede ſtehenden Gefetse zur Ausführung gelangen. Theils gebt man babel davon 
aus, daß ich, ber ich, wie man meint, ein berzliches Berhältniß zur Kirche babe, 
biefe Verhinderung unmittelbar eintreten laffen fol, theils davon, daß ich ben 
Deputationen, die aus den Provinzen gefchicdt werben follen, Aubienzen bei Er. 
Majeftät vermittle. Es Tiegt auf der Hand, daß ich mich foldhen Anträgen gegen⸗ 
über verneinend verhalten muß, und zwar deswegen, weil ich von ber Nützſichleit 
unb Nothwendigkeit biefer Geſetze vollftänbig überzeugt bin. Wir können ohne 
biefe Gelee nicht leben. Unſer Staatsleben wird auf das Gefährlichfte bedroht, 
— wir nicht Waffen der Abwehr gegen bie Uebergriffe haben, bie uns be⸗ 

rohen. 

Wenn bies meine Ueberzeugung ift, fo werben Site begreifen, daß ih auch 
bei ber Berathung biefer Geſetze mein Scherflein beigetragen habe; daß ih ut 
voller Ueberzeugung Sr. Majeftät den Rath ertbeilen konnte, bie Vorlage vieler 
Geſetze zu genehmigen. Wenn nun, wie ich höre, in gewiffen Kreifen ber Verjſuch 

emacht wird, zu infinuiren, Se. Majeftät babe den Beimticen Wunſch, die &- 
* möchten bier fallen: fo muß ich Ihrem eigenen Gefühle überlaſſen, zu be⸗ 
urtheilen, ob e8 ritterlih und anfländig ift, mit folden Waffen zu kämpfen 

Meine Herren! Ich babe den Berhanblungen nicht von Anfang an bei⸗ 
gewobnt. Was ich gehört habe, alle Rebner jagen auf berfelben Fährte, immer 
bie Behauptung, biete Geſetze ſchädigen die Intereffen der Kirche. Es wird ncd 
meiner Auffafiung fehr fünftlih operirt, um bieje Behauptung zu begründen. 
Ich begreife Die Zionswache von Seiten ber katholiſchen Kirche volllommen, nicht 
aber von Seiten ber ewangelifchen Kirche. Ich meine, die evangeliſche Kirche hat 
von biefen Geſetzen keine Art von Gefahr zu erwarten. ...... ge if noch 
meiner Auffafjung nicht richtig, wenn man bei ber Discnifion dieſer rein pofi- 
tifchen Gefeße Kirchliche Momente in die Debatte zieht, fromme Sprüche einffit, 
bie von ber Geſetzgebung nicht angefochten werben. 
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Das innerliche Glaubensleben der Chriften bat mit biefen Gejeken in ber 
That ganz und gar nichts zu thun. Es banbelt fi ja nur um Einrichtungen, 
welde den Staat geſetzlich berechtigen follen, ſich Webergriffe vom Leibe zu haften.” 


4. April. Endgültige Annahme der Berfaffungsände» 
rungen im Herrenhaufe mit 87 gegen 53 Stimmen. 


Antrag im Herrenhaufe, die kirchlichen Vorlagen in Folge - 
der Berzögermg der Berathungen in der Kommillion 
alsbald im Haufe weiter zu berathen. 


8. April. Erklärung des Fürften Bismard: 


„Die Königlide Regierung kann durch feine Berfpätung der Ver⸗ 
handlungen im Herrenhaufe ſich abhalten laſſen, die vorliegenden Geſetze 
m beiden Häufern des Landtags zur verfaflungsmäßigen Beſchlußnahme 
zu führen, und follte es bis in den September dauern, fo werden Sie 
und auf dem Boften finden, wir werden nicht zu ermüden fein. Sollte 
demnächft das eine oder andere der Häufer nicht beichlußfähig bleiben, jo 
würde das die geſetzgeberiſche Thätigkeit der Regierung eben an ein anderes _ 
Gebiet lenken müſſen, als auf dasjenige, mit dem wir und in diefem Augen» 
blid beſchäftigen. — — — 

Ih würde es als Erleichterung der politiihden Situation betrachten, 
wenn das fchnellere Verfahren befeloffen würde; ich halte mich lediglich 
an da8 Sachliche, wir fommen ſchneller zu dem Ziel, welches doch wahr: 
Iheinlich dafjelbe bleiben wird, denn ich glaube, die Meiften von uns find 
bei diefen Geſetzen, welche die beiligften und wichtigften Intereſſen des 
Individuums fomohl, wie des Landes berühren, mit fich vollftändig einig 
und auch der langathmigften Beredtſamkeit unzugänglich.“ 


Die Evangelijhen in Preußen und die Kirchen— 
geſetze. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz.“ 


„Kür die Regierung unſeres Kaiſers und Königs iſt es gewiß eine ter 

ſchwerſten und peinlichften Erfahrungen, daß fie bei dem Kampfe gegen Die Ueber⸗ 
griffe und Herrihaftsgelüfe der römiſchen Kirche auffallender Weiſe gerabe auf 
der Eeite feine volle und alljeitige Unterflügung findet, von welcher fie dieſelbe 
am befiimmteften in Anfpruch nehmen durfte, namlich von Eeiten ber ernften und 
entihiedenen Glieder der evangeliihen Kirche. 
In den Häufern tes Landtags, namentlich im Herienhaufe, hat fih der⸗ 
jenige Theil ter conjerwativen Bartet, welcher neben ben politiigen Aufgaben 
vornehmlich auch bie kirchlichen Intereſſen vom Standpunkte ter evangeliſchen 
Kirhe wahrzunehmen gemohnt ift, unerwarteter Weiſe mit den Bertretern der 
tömifh-uftramontanen Sache zum Kampfe gegen die Abfichten und Vorlagen ter 
Regierung vereinigt. Spätere evangelifche Geſchlechter werben es nicht verftehen, 
ve ernſt evangeliiche Männer diefer Zeit in der bedeutſamen und enticheitungs- 
vollen Entwidelung, in welder wir fteben, fich auf Seiten des Papſtes und ber 
Jeſuiten, flatt auf Seiten bes preußiſchen Staats und feiner kirchlichen Politik 
fiellen konnten. 

König Friedrih Wilhelm IV., beffen tief religiöſe und poſttiv Kirchliche 
Auffaſſungen und Beſtrebungen ber jetigen evangeliich confervativen Partei in 
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Breußen vorzugsweife den Boden kereitet haben, ber Monarch, welcher mehr als 
irgend ein Anderer mit Wort und That bekundet hat, daß er feinen Beruf als 
wahrhaft evangeliſcher Fürſt nicht in einfeitig confelfioneller Weife, fondern im 
dem weiteften bochberzigften Geiſte und vornehmlich in voller igleit und 
Gewiſſenhaftigkeit auch für feine Latbholifchen Untertanen üben wollte, — Frie⸗ 
drig Wilhelm IV., deſſen Regierungsantritt durch Schritte bes vertrauens- 
voliftien Entgegenlommens gegen die katholiſche Kirche bezeichnet war, und welder 
auch bei dem Abſchluſſe ber preußiſchen Berfaffung jenen Geift des Bertrauens 
und Wohlwollens rüdbaltlos walten Tieß, — derſelbe Fürſt hat vor feinem 
Heimgang noch Zeugniß bavon abgelegt, wie jehr ihn die fhon da- 
mals beginnende neue Entwidelung ultramontanen Geiſtes in Rom 
erregt und wie ſehr er zur Beſchwörung ber von ba drohenden Ge⸗ 
fahren ein vereinigte fräftiges Auftreten ber gefammten evange- 
liſchen Kirche für nothwendig bielt. 

Friedrih Wilhelm IV. konnte noch feine Ahnung davon haben, wohin 
das Streben des Bapftes auf Allgewalt in der Kirche einmal führen könne; aber 
gleich der erfte Schritt, in welchem ſich dieſes Streben damals belunbete, brachte, 
wie eine jüngft erichtenene wichtige Verdffentlihuug*) zeigt, fein von den evan⸗ 
geliſchen Grundanſchauungen durchdrungenes —** in Aufregung. Ale ber Papft 
fih anſchickte, den Glaubensſatz von ber unbefledten Empfängniß der Iungiren 
Maria zu verlünben, ba fchrieb der König an feinen Bertrauten: „IR bie Evan- 

eliiche Kirche nicht zur Mumie geworben, fo muß fie bei dieſer Gelegenheit 
Bengniß von ihrem &lauben ablegen, — zweitens muß die Evangeliſche Kirche 
nicht allein bekennen, fonbern auch (ſoweit es irgend geht) diefer Römifden 
Bhantafte gegenüber handeln auftreten. Kommt bas von mir erfebute Ber 
tenntniß zu Stande, fo muß baffelbe auf alle und jede erlaubte Weife mitten in 
den Schooß der Römischen Wirtbfchaft getragen werben. Ich fprech’ es aus: wir 
müſſen den Moment zu ben heiligften und allerrechtmäßigſten Eroberungen be 
nußen.“ 

Wenn Friedrich Wilhelm IV. die Verkündigung ſchon ber unbefledten 
Empfängniß dazu angetban hielt, ein gemeiniames Belenntniß unb Hanbeln ber 
evangeliihen Kirchengemeinſchaft herauszuforbern, wie viel mehr ſollte und nrüßte 
die Verkündigung ber päpftlichen Unfehlbarkeit allen Evangeliihen das Bedüriniß 
und die Pflicht nicht blo8 einer gemeinfamen Kundgebung, fonbern zugleich einer 
träftigen Abwehr ber praftifchen Solgen des neuen Glaubensſatzes nahe legen. 

Nicht mehr um einen bloßen Glaubensjat handelt es ſich bei der Un⸗ 
feblbarkeit, fondern um einen Anſpruch von unmittelbarfter praktiſcher 
Bedeutung für die Beziehungen der katholiſchen Kirche zu allen 
andern ffaatliden und kirchlichen Gemeinſchaften. 

Der vermeintlih unfehlbare, über jeden Irrtum erhabene Papſt trifft nad 
ber neuen Lehre unabänberliche Entfcheivungen auf dem ganzen Gebiete 
„des Glaubens und der Sitten”; das Gebiet ber Sitten aber beräht 
nad ausbrüdlichen Erklärungen bes Papfles alle Lebensgebiete, beſondert 
auch die Beziehungen zum Staate. In einem feierlichen Rundſchreiben (Enenclice) 
bat ber Papft bie unbedingte Gültigkeit feiner Urtheilsſprüche auf Alles ausge⸗ 
dehnt, „was das allgemeine Wohl der Kirche, ihre Rechte und ihre Disciplin zum 
Gegenftande hat“, — und unter dem Vorwand ber „Rechte ber Kirche“ wirb ie 
päpftliche Allgewalt auch gegenüber der ftaatlihen Gelekgebung nach allen Rid- 
tungen geltend gemacht. Durch ausbrüdlihe und feierliche Bertlin igung dets 
Bapftes (in dem fogenannten Eyllabus) find nicht blos die firchenfeinblichen Ber 
firebungen dieſer Zeit, fondern auch bie Anfprüche auf Glaubensfreiheit, auf 
Gleichberechtigung ber Eonfeffionen, auf Freiheit ber Wiffenfchaft und ber Lehre, 
auf Unabhängigkeit der weltlichen Macht von ber geiftlidhen, — kurz alle Grund» 
lagen des Staatslebens, wie ſich dafjelbe namentlih in allen proteflantikhen 


*) Aus dem Briefwechfel Friedrich Wilhelms IV. mit Bunfen, von Leayald 
von Ranle. 
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Staaten mehr unb mehr gefaltet hat, als verbammungswürbige Irtthümer be- 
zeichnet, — unb es läme nur barauf an, baß die römifche Kirche bie Macht bazu 
erlangte, um bie Kolgernngen ber päpftlicden Unfehlbarkeit in allen diefen Be⸗ 
stebungen auf Koften der weltlichen Staaten und vor Allem auf Koften aller 


Anberögtäußi n zu ziehen. 

aß Kom ſolche Macht bei uns nicht erlangen könne, dazu eben will 
unfere Regierung durch bie neuen Kirchengefege bie Grenzen zwiſchen der Staats- 
gewalt nnd den kirchlichen Gewalten Mar und beflimmt feftfegen und bem Staate 
die Macht filtern, jeden geiftlichen Uebergriff auf fein eigenes Gebiet wirkſam zu- 
rüdyuweifen. 

Wie ift es nun möglid, daß ernft evangeliide Männer dieſem 
Streben der Regierung, bei welchem es ſich ebenfo um den Schuß 
ber evangelifhen Kirde, wie um das Staatswohl handelt, jo heftig 
entgegentreten fönnen, wie es theilweiſe gejhieht? 

Ran fagt wohl: bie neue Geſetzgebung bebrohe die evangelifche Kirche nicht 

minder als die katholiſche. Allerbinge muß bie flaatliche Regelung, um bie es 
fi) handelt, eine grundſätzliche und allgemeine fein; bie Sefesgebung muß 
bie Grenzen zwiſchen Staat und Kirche nicht blos gegenüber der katholiſchen 
Lirche, fonbern in Bezug auf bie Kirchen Überhaupt feſtſetzen. Es kann deshalb 
fo fheinen, al® ob um ber katholiichen Kirche willen zugleich auch bie evange- 
liſche Kirche ſchwer getroffen werbe; aber es ift bies nur ein Schein, fchon des⸗ 
bald, weil e8 dem Geiſt und Weſen ber evangeliihen Kirche in Wahr- 
heit fern liegt, auf das Gebiet ber ſtaatlichen Herrſchaft Überzu- 
reifen, und weil bei der Stellung ber evangelifhen Kirche in 
Breußen die Gefahr eines tieferen Zerwürfnifies derſelben mit 
ber Staatsgewalt auch in Zukunft nicht entfernt eine folde Be— 
deutung gewinnen fann, wie bie Conflicte, welde bie jegige rö- 
mifhe Kirchenpolitik beraufbeihmworen hat. 

Unter allen Umftänden aber handelt es fih bei dem Kampfe 
ber Regierung gegen Rom um fo überwiegende, burdgreifende In- 
tereffen —8 und Deutſchlands, und zugleich um fo unzweifel—⸗ 
hafte Intereſſen der geſammten evangeliſchen Kirche, daß alle 
untergeordneten Bedenken zurücktreten müſſen gegenüber ber 
uat, die Regierung des Königs auf dem fhwierigen Wege zu 

gen.“ 


Nothwehr ded Staatd gegen Priefterherrichaft. 


24. April. Rede ded Zürften Bismard bei der Berathung der 
Kirchengeſetze im Herrenhaufe. 
[Der Wechſel in ber Stellung der Regierung zur katholiſchen 
Partei; Kampf nicht gegen die Kirche, ſondern gegen weltliche 
Prieferherrichaft; Gefährdung bes Staats gegen zwei internationale 
Parteien; Bereinigung aller ftaatserhaltenben Barteien; die Stellung 
ber konſervativen Bartei.] 

„Bevor ich eintrat, bat ein Mitglied (Herr von Gruner) geſprochen, 
aus deſſen früherer Zugehörigkeit zum Auswärtigen Amte falſche Schlüfle 
gezogen werden lönnten. Man könnte glauben, daß dieſes verehrte Mit- 
vn mit unjerer Politik und mit den Tendenzen unjerer auswärtigen 
olitif bekannter wäre, als er ift, und man könnte die Schlüffe, die er 
Ft, für richtiger und zutreffender halten, als fie nach meinem durch 

gjährigen Verkehr gebildeten Urtheil jein können. 

Der Herr Redner bat ſehr richtig angegeben, daß in dem Verhalten 
der auswärtigen Politik namentlich und der Staatsregierung im Ganzen 
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mit dem Jahre 1870 — 1871 — ih weiß nit, welche Epoche — eine 
ziemlich auffällige Aenderung eingetreten fei. Er bat aber darans, wenn 
ich recht berichtet bin, die ganz verkehrte Schlußfolge gezogen, nämlich 
diejenige, meil die Staatsregierung einen unerwartet neuen Feldzugsplan 
gefaßt habe, fo müſſe diefer Plan längſt fertig nnd vorbereitet gewefen 
fein. Aus der Plöglichfeit des Wechfeld bat er gefchlofien, daß die Ab- 
fit, zu wechſeln, ſchon lange vorhanden geweſen if. Wie man auf eine 
jo verfehrte Schtahfeige fommen kann, begreife ich nicht. Gerade die 
Plöglichkeit des Wechſels beweiſt meined Erachtens für die Friedfertig- 
feit der Regierung, für den Willen namentlich des Auswärtigen 
Amtes, in der auswärtigen Politik, fomeit fie in Beziehung mit Rom zur 
Wirkung kommt, den konfeifionellen Frieden zu erhalten. 

Der Wechſel erklärt fich einfach aus dem Prinzip der Rothwehr. 
Wenn id in einer friedlichen Beichäftigung von einem Gegner, von dem 
ich gehofft, friedlich mit ihm leben zu können, plößlich angefallen werde, 
plögih den Staat in feinen Yundamenten bedroht jehe, dann uf ich 
mich natürlich wehren. Jede Nothwehr hat etwas Unvorbergefeheneß und 
Plögliches, und ich bedauere, daß der Herr Vorredner, von dem ich ſpreche, 
in feiner langjährigen Beſchäftigung im Auswärtigen Miniftertum fih 
über diefe ganz unmiderleglihe Wahrheit nicht Klarheit verfchafft, oder 
die Elemente, um ſich Klarheit zu verjchaffen, nicht gewonnen hat, daß 
er nicht das Erbe feines Vaters in der Weife angetreten bat, daß er 
politiiche Erſcheinungen richtig beurtheilt. 

Es ift, glaube ich, bekannt, daß gerade ich in meiner ganzen politi⸗ 
chen Behandlung konfeffioneller Fragen bis an die äußerfle Grenze der 
Raatlih möglihen Verſöhnlichkeit gegangen bin. Ich erinnere Sie an ein 
eine Symptome, daß beiſpielsweiſe in Kommiffionsverhandlungen ich der 

nflage nicht entging, daß ich die Jefuiten in flärferem Maße begünftigte, 
als für einen preugitihen Minifter zuläffig fei. Ich habe das gethan, es 
ift eben die Probe gemejen, ich habe den Kampf auf diefem Gebiet je 
gefcheut und fo lange zu vermeiden geſucht, daß ich fürchte, er ift faft zu 
ſpät von uns aufgenommen worden, daß ich die Friedfertigfeit, mit der 
ich verfahren bin, zu der ich gerathen babe, zu bereuen in manchen Stunden 
Grund habe. Es hat Niemand gegeben, der von den Würdenträgern der 
katholiſchen Kirche in diefer feiner Verſöhnlichkeit vertrauensvoller anerlannt 
worden ift, und diefe Herren haben mir die Ehre erzeigt, Ichr offen und 
vertrauensvoll mit mir zu fprechen, und haben dargethan, daß fie mid 
für einen volllommen friedliebenden und den tonfe'fionellen Frieden jo 
hoch anſchlagenden Staatsmann gehalten haben, daß ich manche Nebel, 
die mit meiner Nachgiebigkeit verbunden wareu, darüber nicht achtete. Ich 
kann mich auf das Zeugniß mander Herren Bifchöfe felbft berufen, 
e8 ganz richtig ift, wie ed Herr v. Öruner gejagt hat, daß von wir 
Niemand der That verfehen kann, ich würde jemals Tonfeffionelle Streitig 
feiten vom Zaune breden. 

Wenn ich dennoch dazu gefommen bin, jo muß es in mir jehr flarle 
Ueberzeugung gewelen jein, daß dur die Thätigfeit, nit der 
tatholiihen Kirche, fondern der nad) weltlier Briefterherr- 
[haft ftrebenden Partei innerhalb der Tatholifchen Kirde 
eine Politik getrieben wurde, welche die Grundlagen unfere® 
Staates in einer Weife anfafte, refp. erfehütterte oder be 
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drohte, daß ih als Minifter die Verantmwortlichkeit für län- 

ere3 Zumwarten nit mehr tragen konnte. Weil ich auch in 
iefem Stadium alles Tonfeffionell DVerlegende vermeide, und weil es 
außerordentlich ſchwer ift, dieſe Dinge zu berühren, ohne daß einem ſtets 
die Bolte gejchlagen wird, als ob, wenn man eine Partei meint, 
man die ganze Inftitution der fatholifhen Kirche meinte, ja 
das Kirdlide überhaupt — e8 ift daß fehr fchmer zu unterfcheiden, 
da bei der außerordentlihen Gefchlofienheit der katholiſchen Kirche nur 
eine fehr genaue Kenntniß und Beobachtung der Verhältniſſe für ben 
Nachweis, daß dort Unterftrömungen find, die mit der chriftlichen Inſti⸗ 
tution der katholiſchen Kirche gar nichts zu thun haben, wirkfam fein kann, 
fo fürchte ih da verlegend ji wirken. 

Ich mache nur aufmerkſam auf die Thatſache, die Herr v. Gruner, 
ich glaube gegen ſeinen Willen, zu meiner Freude bezeugte, daß bis zum 
Jahre 1871, bis zur Bildung der Centrumspartei und bis 
zur ſyſtematiſchen Herſtellung der hetzenden Kaplanpreſſe in 
ganz Deutfhland, bis zur Bildung einer geiniisen Partei 
i chleſien, bis zu dem Mißbrauch der Kirchengewalt zu 
national⸗polniſchen Zwecken unter der Mitwirkung der —8 
lichen, daß bis zu dieſer Zeit eine wohlwollende, verſöhnliche 
Stimmung geherrſcht hat. 

ch verweiſe darauf, daß die Regierung und Se. Majeſtät 
der König mit ihr die Ueberzeugung haben, daß der Staat 
in feinen Fundamenten bedroht und gefährdet iſt von zwei 
Barteien, die beide dag Gemeinfame haben, daß fie ihre 
Gegnerſchaft gegen die nationale Entmwidelung in interna- 
ttonaler Weife bethätigen, daß fie Nation und nationale 
Staatenbildung befämpfen. Gegen diefe beiden Parteien 
müffen meines Erachtens alle diejenigen, denen die Kräfti- 
gung des ftaatlihen Elements, die Wehrhaftigleit des 
Staats, gegen die, die ihn angreifen und bedrohen, zufam- 
menfteben und deshalb müffen fih alle Elemente zufammen- 
Ihaaren, die ein Antereffe baben an der Erhaltung des 
Staats und an feiner Bertheibigung theite gegen diejenigen, 
welche offen fagen, was fie an die Stelle des Staates fegen 
wollen, theils gegen diejenigen, welche einftweilen den Staat 
untergraben, id aber noch vorbehalten, was fie an feine 
Stelle jegen wollen. Gegen diefe Gegner müſſen fi alle 
treuen Anhänger des Königs, müfjen fi alle treuen Anhänger 
des preußifhen Staates, in dem wir leben, zuſammenſchaaren. 

Wenn ich mich nicht täufche, fo zeigen fchon die kommenden Wahlen 
die Symptome, daß alle Barteien, welche ohne Nebenzwede, ohne Zorn 
und ohne Berftimmung den Staat als ſolchen wollen, fi um uns ſchaaren 
und von ihrer Phalanz die Parteien ferne halten, von denen fie mit mir 
überzeugt find, daß fie mit Wiflen und unmiffentlich Feinde diefes Staates 
find. ‚Dei fih in diefem Kampfe das Herrenhaus auf Seiten des Staats 
und der Regierung befinden wird, das bezweifle ich nicht, aber ſchmerzlich 
ift es, wahrzunehmen, in diefem Kampfe die Träger jo mancher Namen, 
beren Vorfahren in glorreiher Weife zur feften Begründung unſeres 
Staate8 beigetragen haben, nicht auf der Seite zu finden, auf der ich fie 

Burſt Bismard. IL 37 
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vermutbete, nämlich auf der Seite des prenkifchen Staats, den wir ver: 
theidigen gegen Bedrohungen und Untergrabungen.“ 


Nach Herm von Kleiſt-Retzow: 


„Eine Wendung in der Rede des Herrn Vorredners veranlaft mid 
zu einer thatjächlichen Berichtigung. Derjelbe hat gejagt, ich hätte mid 
von der konſervativen Partei losgerifien. Ich beftreite einmal die That- 
fache der Trennung, zweitens die richtige Darftellung der Operation, in- 
jomweit die Trennung ftattgefunden hätte. 

Zwiſchen der fonjervativen Partei in ihrem Großen und 
Ganzen und mir glaube ih, daß noch heute die vollſtändigſte 
Uebereinflimmung und die engfte Fühlung befteht, und ıd 
wenigftend bin entſchloſſen und beftrebt, fie aufredt zu er- 
halten, Der Herr Borredner verwechſelt, wie e8 einem Bartei- 
führer wohl leicht paffirt, feine Fraktion in diefem Hauſe 
mit der konſervativen Partei; die Bedeutung, die er felbft in der 
Fraktion mit Recht zu haben glaubt, hindert ihn in der Meberficht deflen, 
was außer ihm 100 die große fonfervative Partei ift und darftellt, mit 
anderen Worten, er überjhägt die Bedeutung des Theils im Berhältnig 
zum ©anzen. 

Ich babe mich nicht von der konfervativen Partei losge— 
riffen, ih bin mit der fonfervativen Partei einig geblieben; 
eine Sraltion, die früher der großen fonfervativen Parteı 
mitangebörte, hat fi unter der Leitung beredter, einjluß: 
reiher Fuührer und aus Fraktionszwang von der fonfervativen 
Partei getrennt, fie hat im Kampfe die Regierung in einem 
entfheidenden Moment zu.meinem Bedauern im Stid ge: 
Lajjen. Darauf, daß dies gefah, hat die gefährliche Gabe der Bere 
famkeit, mit der Gott den Herrn Vorredner begabt hat, einen erheblicen 
Einfluß gehabt, und es ift mir lieb, daß ich die VBerantwortlichleit, die cr 
feinerfeit3 für die Zerftörung der früheren Beziehungen unſeres Staat* 
lebens zu tragen bat, nicht mit ihm zu theilen habe. Bezeichnend für dıe 
“ ganze Anjchauungsmweife de8 Herrn Vorredners und feiner Yraltiond 
genofien ift der Ausdrud „losgeriſſen;“ dag Kleinere reißt fid 
pon dem Größeren los, das Bewegliche von der Baſis, ein ange 
wachſenes Schaalthier von dem Schiff. Er betrachtet ald Baſis und al 
Tonfervative Partei feine Fraktion, von der hat fich, nach feiner Meinung 
Ge. Majeftät mit der Königlichen Staatsregierung losgeriflen und ſchwimm 
nun fteuerloß in dem Meere umber. Diefe außerordentliche Ueber: 
ſchäzung der Richtigkeit der eigenen perſönlichen Anfichten if 
ja gerade daß ftaatszerftörende Element, verbunden mit dieſer 
Unfäbigteit, fi unterzuordnen, mit diefem außerordentlichen Ueber⸗ 
fing an Zeit, um nachzudenken über das, was die Regierung thnt, und 
über die Kritil, die daran zu üben, während man den Beruf nicht hat 
und nicht fühlt, feinerfeit3 fiir die Vertheidigung des Staates gegen deiien 
Feinde ainzetzeen ſich aber Monate lang zu Hauſe mit den Bf oppo 
fitioneller 


gierung 
abzukanzeln. | 
Diefelben Prophezeihungen, die bei dem Schnlauffidt?- 


itit ladet und ausräftet, dann hierher kommt, die 
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gefeg wir Alle gehört haben — ih möchte dem Borredner 
und dem Herrn Grafen Kraffow rathen, ihre früheren Bro> 
phezeibungen bei Belegen get des Schulgefeges nochmals 
durdzulefen, mit der Wirklichleit zu vergleichen und dann 
zu fragen, ob Sie, — den Muth vielleicht, — ob aber Sie 
das Recht haben, unbeirrt weiter zu prophezeihen.“ 


1. Mai. Annahme der Kirdhengejege im Herrenhaufe 
mit großer Mehrheit. 


Nah dem parlamentariihen Kampfe. 
Aus der „Provinzial» Correspondenz” vom 14. Mai. 


„Der große und denkwürdige parlamentarifche Kampf um bie Kirchengeſetze 
ift beendigt: berfelbe wirb dem diesjährigen Landtage eine hervorragende und 
dauernde Bedeutung unter allen bisherigen Seffionen geben. Rod niemals 
handelte es fidy um Höhere geiftige Interefien für das gefammte Volk, um tiefer 
greifenbe Interefien ber ſtaatlichen Entwidelung. 

Es ift deshalb volllommen erflärlich, daß dieſer Kampf mit den ſchärfſten 
Waffen des Geiſtes und mit dem Iebhafteften Ausbrude tiefer Ueberzeugungen 
geführt worden if, daß ber zwanzigfach erneute Streit immer von Neuem den 
ganzen Eifer und die volle innerfte Theilnahme der fämpfenden Parteien erregte, 
und Daß auch das äffentliche Imtereffe ungeachtet jener vielfachen Wiederkehr 
gleichartiger Meinungslämpfe ber Löfung der Trage bie zum Ende mit derſelben 
Lebhaftigkeit folgte. 

Man wird ben unermüblihen Kämpfern, weldhe mit ganzer Kraft ihrer 
Ueberzeugung, mit tiefer Erregung und theilweife mit einbringlicher Redekunſt 
die Anſprüche ihrer Kirche vertraten, an und für fich die Achtung nicht verfagen, 
welche jebes ernfte Eintreten für höhere fittliche Güter in Anfpruch nehmen darf. 

Auf der anderen Seite darf es als eine erfreuliche Thatjache hervorgehoben 
werben, daß während dieſes ganzen Kampfes Über die kirchlichen Fragen innerhalb 
des Landtages ein Tirchenfeindlicher radikaler Geift, wie er in früheren erregten 
Zeiten die öffentlihen Verhandlungen beherrfchte, von keiner Seite zur Geltung 
gelangte, daß vielmehr das aufrichtige Streben der Regierung, der Kirche ihre 
volle Beredtigung und ihr hehres Anſehen auf bem inneren ®laubensgebiete und 
anf dem fittlichen Gebiete zu wahren, und nur die Uebergriffe auf das Rechts⸗ 
gebiet des Staates abzuwehren, auch von der Bollövertretung entſchieden anerfannt 
und getbeilt wurde. Auch die alte demokratiſche Forderung einer abfoluten 
Trennung von Kirche und Staat verftummte, wie fchon früher angebeutet wurde, 
gegenüber dem alljeitig erftarkten Bemwußtjein, daß es ausgedehnte fittliche &ebiete 
giebt, auf welchen ein Zufammenwirlen von Staat und Kirche unerläßlih, uud 
daß eben deshalb die Regelung ihres frieblihen Nebeneinanderjeins geboten if. 

Die Regierung unferes Könige ift in dem Werke ber Geſetzgebung, das fie 
mit Hülfe des Landtages durchgeführt bat und welches jetzt die endgültige Be⸗ 
ſtätigung Sr. Majeflät erbalten bat, vom erften Augenblid bis zu dieſer legten 
Sanction von ber einmätgigen und unerichütterlichen Ueberzeugung erfüllt ge- 
weſen, daß fie damit ein re des Friedens bellbring!, — und fte ift hier⸗ 
von, troß der trüben Ankündigungen von Seiten der Gegner, entichtebener als 
jemal® durchdrungen. 

Nicht mit einem Schlage freilich kann ein Geift bes Friedens an die Stelle 
der tiefen Erregungen ber legten Wochen und Monate treten, — nicht von heute 
zu morgen werben bitjenigen, welche auf fatholifher und auf enangelifcher Seite 
von Sorgen um bie innere Selbftflänbigleit der Kirche erfüllt find, einer milderen 
Auffoffung Raum geben, — nicht ohne Weiteres und nicht mit offenem Zuge. 
ſtändniß Fönnen die Wortführer der römiſchen Anfprüche fich unter die Autorität 
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der ftaatlihen Geſetzgebung beugen. Aber mit voller Zuverficht darf die Regierung 
vertrauen, daß wenn erft bie unmittelbaren Kampfesftimmungen vorüber ind, 
alle ernflen und befonnenen @eifter mehr und mehr erfennen werben, wie es ſich 
bei den neuen Geſetzen in keiner Weife um eine Entchriſtlichung bes Staates, um 
eine Antaftung bes Glaubenslebens des Volles handelt, daß das kirchliche Leben 
durch dieſelben nicht berührt und beeinträchtigt werde, daß auch bie latholijche 
Kirche fih innerhalb biefer Geſetze in Bezug auf ihre eigentliche Aufgabe, bie 
gehre ber Heil®wahrheit und bie Verwaltung ber Heilemittel, völlig frei bewegen 
nne. 

Nicht minder ift die Zuverficht begründet, daß bie Tathofifchen Biſchöſe jekt, 
wo bie fo lebhaft befämpften Geſetze thatfächlih in Geltung umb Kraft treten, 

erade um ihrer Verantwortung für base Wohl und Gedeihen ver katholiſchen 
irhe in Preußen willen, ihr ernſtes Streben und bie Weifungen an ihre Geif- 
lichkeit vor Allem barauf richten werben, ber katholiſchen Kirche auf den 
Boden und unter den Bedingungen, weldhe dieſe Geſetze jhaffen, bie 
Möglichkeit einer weiteren erfolgreihen Wirkſamkeit zu ſichern. 
Die Sewifienhaftigleit, ebenſo wie die Klugheit der katholiſchen Oberbirten wirb 
ſich vorausfichtlih darin bewähren, daß fie den Brud mit ber Staategewalt uud 
die revolutionäre auflebnung gegen bie Staatsgeſetze vermeiden. 

Die preußiihen Bifhöfe haben von Fulda aus ein neues Sendſchreiben 
exlaffen, in welchem fie in Wiederholung früherer Erflärungen die kirchlichen &e- 
fee nochmals als im Wibderſpruch ſtehend mit der von Gott georbneten Ber- 
faffung und Freiheit ber Kirche bezeichnen und bie flanbhafte, eiumüthige Ber- 
tpeibigung der either verfündeten Grundſätze in Ausficht ftellen. 

„Wir werden aber auch (fügen die Biſchöfe hinzu) unfere Pflichten gegen 
bie weltliche Obrigfeit, gegen das bürgerliche Gemeinweien und gegen bas Bater⸗ 
land mit uuverbrücdkiher Treue und Gewifienhaftigkeit zu erfüllen fortfahren, 
indem wir nie vergeffen, baß nicht Kampf und Trennung, fonbern Friebe nnd 
Eintracht das Verhältniß ift, das nad Gottes Willen zwiſchen ben beiben ver 
en Wohlfahrt ber menſchlichen Geſellſchaft angeorbneten Gewalten be⸗ 
ſtehen fol.” 

Ge mehr die Bifchöfe in dieſem Geifte handeln, deſto mehr werben fie 
überzeugt fein dürfen, in Wahrheit ihre Hirtenpflicht zu erfüllen, deſto mehr 
werben fie hoffen Können, für die Erfüllung ihrer erbabenen fittlihen Aufgaben 
auch das Wohlwollen und die Unterftlügung Seitens des Staates in vollenz Maße 
—E die preußiſchen Fürſten denſelben von jeher bereitwillig ge⸗ 
widmet haben.“ 


15. Mai. Veroͤffentlichung der vier kirchlichen (Mai⸗) Gelege. 


20. Mai. Schluß der Landtagsfejjion. 


Aud der Schlußrede ded Minifter- Präfidenten Grafen 
von Roon. 


„Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Landtages! 

Mit dem von Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige befohlenen 

— des Landtages der Monarchie erreicht die gegenwärtige Seſſion 
r Ende. 

Wir lönnen auf diefelbe mit großer Genugthuung bliden. 

Neih an mühſamer Arbeit, aber auch an wertboollen Reſultaten auf 
faft allen Gebieten der Gefeßgebung nimmt fie einen hervorragenden 
Plag in der Reihe der Seffionen des Preußifchen Tandtages ein. 

Die Reform der inneren Verwaltung, feit Jahren erftrebt, aber durch 
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tiefgehende Meinungskämpfe aufgehalten, ift in ihrem erften und grunds 
legenden Theile zum Abſchluſſe gelangt. Schon jetzt fcheint fich die Er⸗ 
wartung zu erfüllen, daß bei der Ausführung derfelben die zuvor ftreitenden 
Kräfte gemeinfam und patriotiſch Hand anlegen werden, um das Werl 
jegenbringend für das Land zu geftalten, 

Nicht minder lebhafte Kämpfe haben die Berathung der wichtigen 
Gefetze begleitet, durch welche die Beziehungen des Staats zu den großen 
Kirchengemeinſchaften klarer und fefter als bisher geregelt worden find; 
die Regierung feiner Majeftät beharrt in dem feten Vertrauen, daß dieje 
Geſetze den wahren Frieden unter den Angehörigen der verjchiedenen Bes 
kenntniſſe fördern und die Kirche dahin führen werden, dem lauteren 
Dienſte des göttlichen Wortes allein ihre Kräfte zu meihen. 

Die gegenwärtige Seſſion ift vorausfichtlic die letzte einer Legislatur⸗ 
periode, welche inmitten einer denkwürdigen, für Preußen und Deutſch⸗ 
land bochbedeutungsvollen Zeit begann, und welcher e8 vorbehalten war, 
die reichen Erfolge und Früchte jener Epoche auch für die befonderen 
Aufgaben der Preußifchen Monarchie zu verwertben. Wenn die Arbeiten 
diefer Legislatur auf allen Gebieten der Gejeggebung einen erfolgreichen 
Berlauf gehabt haben, fo ift dies vor Allem dem Gift des vertrauens⸗ 
vollen Zuſammenwirkens zwiſchen Staatsregierung und Landesvertretung 
zu danken, welcher durch die erhebenden Ereigniſſe jener gewaltigen Zeit 
mächtig belebt und geſtärkt worden iſt. 

Je erfreulicher die Früchte ſind, welche das Walten dieſes Geiſtes 
in der nunmehr beendigten Legislaturperiode gebracht hat, deſto berechtigter 
iſt die Hoffnung, daß das preußiſche Volk bei den bevorſtehenden Wahlen 
der künftigen Landesvertretung ſich von demſelben patriotiſchen Sinne 
leiten laſſen werde, von dem Sinne feſter und vertrauensvoller Gemein⸗ 
ſchaft mit der Regierung Sr. Majeſtät zur allſeitigen Förderung des 
wahren Wohls und Gedeihens unſeres Vaterlandes.“ — 


Briefwechſel zwiſchen dem Papſt und dem Kaiſer. 
7. Auguſt. Schreiben des Papſtes. 


Im Vatikan, den 7. Auguſt 1873. 
„Majeſtät! 

Sämmtliche Maßregeln, welche ſeit einiger Zeit von Eurer Majeſtät 
Regierung ergriffen worden ſind, zielen mehr und mehr auf die Vernich⸗ 
tung des Katholizismus ab. Wenn ich mit mir ſelber darüber zu Rathe 
gehe, welche Urſachen dieſe ſehr harten Maßregeln veranlaßt haben mögen, 
ſo bekenne ich, daß ich keine Gründe aufgufinben im Stande bin. Anderer- 
jeit3 wird mir mitgetheilt, daß Eure Majeſtät das Verfahren Ihrer Re—⸗ 
terung nicht billigen und die Härte der Maßregeln wider die katholiſche 

teligion nicht gutheißen. Wenn es aber wahr i. dag Eure Majeſtät es 
nicht billigen, — und die Schreiben, welche Allerhöchſidieſelben früher an 
mich gerichtet haben, dürften zur Genüge darthun, dag Sie dasjenige, 
was gegenwärtig vorgeht, nicht billigen können, — wenn, fage ich, Eure 
Majeftät es nicht billigen, daß Ihre Regierung auf den eingefchlagenen 
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Bahnen fortfährt, die rigorofen Maßregeln gegen die Religion Jeſu Chriſti 
immer weiter auszudehnen, und legtere hierdurch fo ſchwer fchädigt, 
dann Eure Majeſtät nicht die Weberzeugung gewinnen, daß dieſe Maf- 
regeln feine andere Wirkung haben, als diejenige, den eigenen Thron 
Eurer Majeſtät zu untergraben? Ich rede mit Freimuth, denn mein 
Panier ift Wahrheit, und ich rede, um eine meiner Pflichten zu erfüllen, 
welche darin beftebt, Allen die Wahrheit a fagen, auch denen, die nicht 
Katholiten find. Denn Jeder, welcher die Laufe empfangen hat, 
gehört in irgend einer Beziehung oder auf irgend eine Weile, 
welche bier näher darzulegen nicht am Orte iſt, gehört, fage 
9— dem Papſte an. Ich gebe mich der Ueberzeugung hin, daß Eure 
ajeftät meine Betrachtungen mit der gewohnten Öüte aufnehmen und 
die in dem vorliegenden alle erforderlichen Maßregeln treffen werden. 
Indem ich Allerhöchftdenjelben den Ausdrud meiner Ergebenheit und 
Verehrung darbringe, bitte ich Gott, daß Er Eure Majeftät und mid 
mit den Banden der gleihen Barmherzigkeit umfaſſen möge. 
Pio P.M.- 


3. September. Schreiben des Kaiſers. 

„sch bin erfreut, daß Eure Yeiligteit Mir, wie in früheren Zeiten, 
die Ehre ermweilen, Dir zu fchreiben; Ich bin es umfomehr, al Mir 
dadurch die Gelegenheit zu Theil wird, Irrthümer zu berichtigen, welde 
nad) Inhalt des Schreibens Eurer Heiligkeit vom 7. Auguft in den Ihnen 
über deutſche Berhältniffe zugegangenen Meldungen vorgelommen fen 
müffen. Wenn die Berichte, welche Eurer Heiligkeit über deutſche Ber: 
bältniffe erflattet werden, nur Wahrheit meldeten, jo wäre es nicht möglich, 
daß Eure peiligteit der Bermuthung Raum geben könnten, daß keine 
Negierung Bahnen einfchlüge, welche Ich nicht billigtee Nach der Ber 
faſſung Meiner Staaten kann ein folder Fall nicht eintreten, da die Ge⸗ 
jege und NRegierungsmaßregeln in Preußen Deiner landesherrlichen Zu- 
fimmung bedürfen. 

Zu Meinem tiefen Schmerze bat ein Theil Meiner katholifchen Um 
terthanen feit zwei Jahren eine politiihe Partei organifirt, welde den in 
Preußen ſeit Jahrhunderten beftehenden konfeffionellen Frieden durd) 
ftaatSfeindliche Umtriebe zu flören fucht. Leider haben höhere katholiſche 
Geiftlihe diefe Bewegung nicht nur gebilligt, fondern fi ihr bis zur 
offenen Auflehnung gegen die beftehenden Landesgeſetze angefchlofien. 

Der Wahrnehmung Eurer Heiligfeit wird nit entgangen fein, daß 
ähnliche Erfcheinungen —* gegenwärtig in der Mehrzahl der europäiſchen 
und in einigen überfeeifhen Staaten wiederholen. 

Es ift nicht Meine Aufgabe, die Urſachen zu unterfuchen, durch 
welche Priefter und Gläubige einer der chriftlichen Konfeſſionen bewogen 
werden können, den Feinden jeder ftaatliden Ordnung in Bekämpfung der 
legteren behülflich zu fein; wohl aber ift e8 Meine Aufgabe, in den 
Staaten, deren Negierung Mir von Gott anvertraut ift, den inneren 
Frieden zu ſchützen und das Anjehen der Geſetze zu wahren. ch bin 
Mir bemußt, dag Ich über Erfüllung diefer Meiner Königlichen Pflicht 
Gott Rechenſchaft jhuldig bin, und ich werde Ordnung und Gefen in 
Meinen Staaten jeder Anfechtung gegenüber aufrecht halten, jo Lange Gott 
Mir die Macht dazu verleiht; Ich bin als chriftlicher Monarch dazu vers 
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pflichtet auch da, wo Ich zu Meinem Schmerz diefen Königlichen Beruf 
gegen die Diener einer Kirche zu erfüllen habe, von der dh annebme, 
dag fie nicht minder, wie die evangelifche Kirche, das Gebot des Gehor- 
fand gegen die weltliche Obrigkeit als einen Ausfluß des ung geoffenbarten 
göttlichen Willen erkennt. 

Zu Meinem Bedauern verleugnen Biele der Eurer Heiligkeit unter« 
worfenen Geiftlihen in Preußen die chriftliche Lehre in dieſer Richtung 
und fegen Meine Regierung in die Nothmwendigkeit, geftügt auf die große 
Mehrzahl Meiner treuen katholiſchen und evangelifchen Unterthanen, die 
Befolgung der Randesgejege durch weltliche Mittel & erzwingen. 

Sch gebe Mich gern der Hoffnung hin, daß Eure Heiligkeit, wenn 
von der wahren Rage der Dinge unterrichtet, Ihre Autorität werden ans 
wenden wollen, um der, unter bedauerlicher Entftellung der Wahrheit 
und unter Mißbrauch des priefterlichen Anſehens betriebenen Agitation ein 
Ende zu machen. Die Religion Jeſu Ehrifti bat, wie Ich Eurer Heiligkeit 
vor Gott bezeuge, mit diefen Umtrieben nichts zu thun, auch nicht die 
Wahrheit, zu deren von Eurer Heiligkeit angerufenem Panier Ih Mich 
rüdhaltlos befenne. 

Noch eine Aeußerung in dem Schreiben Eurer Heiligkeit kann Ich 
niht ohne Widerfpruch übergeben, wenn fie auch nicht auf irrigen Bes 
rihterftattungen, fondern auf Eurer Heiligkeit Glauben beruht, die Yeu- 
Berung nämlich, daß Jeder, der die Taufe empfangen bat, dem Bapfte 
angehöre. Der evangeliide Glaube, zu dem Ih Mich, mie 
Eurer Heiligleit befannt fein muß, gleih Meinen Borfahren 
und mit der Mehrheit Meiner Unterthbanen befenne, geftattet 
uns nicht, in dem Berhältniß zu Gott einen anderen Ber» 
mittler als unferen Herrn Jefum Chriſtum anzunehmen. 

Diefe Berjchiedenheit des Glaubens hält Mich nicht ab, mit Denen, 
melde den unferen nicht theilen, in Frieden zu leben und Eurer Heilig» 
feit den Ausdrud Meiner perjönlichen Ergebenheit und Verehrung dars 


zubringen. Wilhelm.“ 


Die Bifhöfe und die fathboliihe Kirche in 
Preußen. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 8. Oltober. 


„Als der parlamentarifhe Kampf um bie neuen Kirchengeſetze geichlofien 
war, wurde Namens der Staatsregierung die Hoffnung ausgeſprochen, daß die 
katholiſchen Bifchöfe jettt, wo die fo lebhaft befämpften Geſetze thatſächlich in 
Seltung getreten, gerade um ihrer Verantwortung für das Wohl und Gedeihen 
der katholiſchen Kirche in Preußen willen, ihr ernfte® Streben und bie Weifungen 
an ihre Geiftlichkeit vor Allem darauf richten würden, der fatholifchen Kirche auf 
dem Boden und unter den Bedingungen, weldye dieſe Geſetze fchaffen, die Mög⸗ 
licleit einer weiteren erfolgreichen Wirkſamkeit zu fichern. 

Zwar hatten bie Biſchöfe foeben von, Fulda aus ein neues Sendichreiben 
erlaffen, in welchem fte die kirchlichen Befete nochmals ale im Widerſpruch ſtehend 
mit der von Gott geordneten Berfaffung uud Freiheit der Kirche bezeichneten und 
die ſtandhafte, einmüthige Bertheibiguug der feither verfünbeten Grunbfäge in 
Ausſicht ftellten; hoch hatten fie hinzugefügt: 

„Wir werben aber aud unſere Pflichten gegen bie weltlihe Obrigleit, gegen 
das bürgerlide Gemeinwefen und gegen das Baterland mit unverbrüchlicher 
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Treue und Gewifienhaftigleit zw erfüllen fortfahren, indem wir wie vergeffen, 
daß niht Kampf und Trennung, fondern Friede und Eintradt dae 
Berbältniß if, das nad Gottes Willen zwiſchen beu beiden vom 
ihm zur Wohlfahrt ver menschlichen Geſellſchaft angeorbueten Ge⸗ 
walten beftehen folt.“ 

Au biefe Mare Erfenntnig und Ausſprache glaubte man vielfadh bie Hoff⸗ 
nung fnüpfen zn dürfen, daß bie Bifchäfe in ihrem Verhalten das Streben nad 
Friebe und Eintracht zwiſchen ben beiten von Gott georbneten Gewalten irgend- 
wie bethätigen wirben. 

Über das entfhiedene Gegenteil if eingetreten: bie Biſchöfe 
[ind von Ungehorfam zu Ungehorfam, von Zrog zu Trotz, von Auflehnung zu 

flehnung geſchritten; — fle haben ber Wirkfamteit ber neuen Geſetze nicht bios 
in den Fällen, beren Eintritt unvermeidlich war, Widerfpruch entgegengefckt, 
fondern in berausforbernber Weile die Fälle des Ungehorfams und Gegenſatzet 
gehäuft. Sie haben endlich nicht blos felber den Geſetzen nnd ber Obrigleit ben 
Gehorfam verweigert, fonbern theilweiſe auch bie Bevölkerung zu Schritten ber 
offenen Auffehnung angeregt und ermuntert. 

Wenn hiernach die von ber Regierung bes Königs aufrichtig gehegte Hoff- 
nung auf eine friebliche Durchführung der neuen Gejete vereitelt worden if, 
fo verfteht fich doch von felbft, daß hierdurch die fefte Entfchloffenheit und Zu⸗ 
verficht in Bezug auf die Durchführung der Geſetze in ihrem ganzen Umfange 
und mit allen Folgen nicht einen Augenblid erſchüttert werben fann. Die Geſetze 
baten der Regierung den feften Boden gegeben, auf welchem fie bie Imtereflen 
und das Anfehen des Staates nah allen Seiten zu wahren im Stande und 
zugleich unbebingt verpflichtet if. An der Hand ber Geſetze geht fie 
gegen Biſchöfe und Priefter, welche dem Staate den Gehorjam ver- 
weigern und den Öffentliden Frieden gefährben, fiheren Schrittes 
vor, und wird, wenn es fein muß, auch von den firengften und 
durchgreifendſten gefeglihden Mitteln Gebrauch maden, um ben 
römifhen Uebermuth auf preußifhem Boden entweder zu beugez 
ober zu brechen. 

Die Biſchöfe felbft machen fich fein Hehl daraus, daß ihr Wiberftand g 
die Geſetze die drohendſten unb bebauernewertbeften Folgen für bie katholifche De- 
völferung felbft haben muß, daß namentlich die Anftellung von Geiflichen im 
Widerſpruch mit ben Staatsgeſetzen, „wenn bie Staatsgewalt bem geiſtlichen 
Amtshandlungen berfelben, bie im bürgerlichen Leben rechtliche Folgen haben, wie 
u. A. die Einfegnung des Ehebundes eine ſolche ift, die Anerlennumng und Gültig 
feit verfagt“, zur „größten Verwirrung in den Familienverhältnifſen“ unb „32 
einem wahren Notbftande für die katholiſchen Bürger“ führen muß. 

Die Verantwortung für dieſe Folgen aber wähnen fie mit dem Hinweiſe 
ablehnen zu können, „baß bie Kirche von Anbeginn, fo oft die weltliche Roht 
im Widerſpruche mit ben Grundſätzen bes Glaubens und den ben Gläubigen 
burh den Erldſer auferlegten Borfchriften Verordnungen erließ, dieſe Berord⸗ 
nungen ſtets unberückſichtigt ließ“, unb daß die Biſchöfe „die heilige Pflicht haben, 
die Frei t ber Kirche in ten von Chrifto vorgefchriebenen Grenzen vor allen 
Einſchränkungen zu vertheidigen und zu bewahren.“ 

Die Biſchöfe woiffen jedoch fehr wohl, daß es fich bei ben Vorſchriften ber 
Geſetze und ben Anordnungen der Obrigkeit, benen fie ſich widerſetzen, nicht im 
Allermindeften um bie Grunbfäge des Glaubens oder um bie von bem Eriök 
ben Gläubigen auferlegten Vorſchriften handelt. Was bat es mit den Grund⸗ 
ſätzen bes cpriftlichen Glaubens zu thun, wenn ber Staat verlangt, ba zu Geiß⸗⸗ 
lichen in Preußen nur Deutſche und nur Männer von einer gewiſſen allgemeinen 
Bildung zugelaffen werben follen; — welche Vorſchrift unſeres Exlöfers wird 
verlegt, wenn bie Obrigkeit verlangt, daß ihr von jeder Anftellung ober Bar 
fegung von Geiftlichen Kenntniß gegeben werde! Wenn bie Bifchöfe Jelbſt barasf 
binweifen müſſen, baß gewiffe geiftlide Amtshandlungen nach ben beſtehenden 
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Einrichtungen „rechtliche Folgen aud im bürgerlichen Leben“ haben, fo 
müßten fle im Geifte bes Erlsſers, welcher gejagt: „Mein Reich ift nicht von 
biefer Welt,” und: „Gebet vem Kaifer, was des Kaifers unb Gott, 
was Gottes if”, — unbedingt anerlennen, daß die Regierung unfers Katfers 
und Könige das Recht hat, bei der Anftellung Derer, deren Amtshandlungen 
auch rechtliche Kolgen im Reiche diefer Welt, d. b. im bürgerlichen Leben haben, 
auch gewiffe bürgerliche geſetzliche Bürgfchaften zu forbern. 

Die „von Ehrifto vorgeichriebenen Grenzen“ werben hierdurch nicht ver⸗ 
let, vielmehr beflimmter als bisher gewahrt. Selbft die von der fatholifchen 
Kirche und den Bäpften beanfprudhten Grenzen ber geiftlichen Gewalt werben 
burd) bie neuen Geſetze nicht verlegt; denn es ift us von ultramontaner 
Seite zugeflanden, daß bas, was das preußiſche Geſetz jetzt ver- 
langt, in anderen Ländern mit Zufimmung Roms großentheile 
eingeführt ift und als zu Hecht befiebend geachtet wird. 

Es kann alfo nicht davon die Rede fein, daß durch bie jegigen Forberungen 
ber Geſetze das chriſtliche oder Fatholifche Gewiffen an und für fich verlegt werbe; 
es ift eine frivole Behauptung, wenn bie neuen Geſetze mit der Korberung des 
„Opfers für die heidniſchen Götter“ auf eine Linie geftellt werben. Es handelt 
fi vielmehr end und allein um bie Frage, ob bie ſtaatliche Geſetzgebung be» 
rechtigt iſt, bie Buͤrgſchaften feftzuftellen, welche fle von den Dienern ber Kirche 
in Allem, was das bürgerlide Leben betrifft, fordern muß. 

Nachdem biefes Recht durch „die Souveränetät ber Geſetzgebung“ fo eben 
auf's Neue kräftig gewahrt iſt, wirb fein Widerſpruch ober Trotz bie allfeitige 
Durchführung defielben aufzuhalten vermögen. 

Wenn die Bilchöfe fi den Gefeten, welche mit dem kirchlichen Glauben, 
mit dem Dienft am Worte Gottes und mit der Spenbung ber Gnadengaben in 
der Kirche abfolut Nichts zu thun haben, und welde anderwärts vom Papſte 
ferbft anerlannt find, trotzdem thatſächlich wiberfegen, und wenn durch Die noth⸗ 
wendigen Folgen dieſes Widerfpruchs fchließlich das Finchliche Leben ſelbſt 
vielfach geftört und beeinträchtigt wirb, wenn namentlich geiftliche Amtshandlungen, 
wie die Einſegnung von Ehen, weil fie von gef edwibrig angeftellten Beiftlichen 
vollzogen werben, im Bürgerligen Leben nicht als gültig anerlannt werben, 
fo wird vie katholiſche Bevoͤlkerung ſich deshalb an ihre Biſchöfe zu halten haben, 
welche durch bie blinke Unterwerfung unter bie Herrſchaftsanſprüche Roms jetzt 
alle die Gefahren für die Kirche felbft heraufbeſchwören helfen, welche fie vor bem 
vaticanifchen Eoncil in klarer Vorausſicht verkündet, aber auch durch ihre flehent⸗ 
lichen Bitten beim päpſtlichen Stuhle nicht abzuwenden vermocht haben. 

Die katholiſche Bevölkerung Preußens würde dieſe Gefahren 
und Nothſtände der katholiſchen Kirche unzweifelhaft noch ſteigern, 
wenn fie bei den bevorſtehenden Wahlen bie Zahl ber ultramon- 
tanen Abgeordneten vermehren bülfe, deren ganzes Beſtreben 
eh der ——* Roms auf den Kampf gegen die Staatsgewalt 
gerichtet ifl. 

Wenn die Katholilen Preußens den kirchlichen Frieden und 
eine weitere erjprießlihe Entwidelung der katholiſchen Kirche, 
wie fie von unferen Königen ſtets freudig gefördert worbenift von 
Neuem fihern wollen, — fo mögen fie fih davor hüten, Männer 
zn wählen, deren ganze Wirkſamkeit thatſächlich zur Zerrättung 
ei öffentlihen Friedens und zugleich zur Zerrättung ber Kirche 

rt.“ 


Dezember. Berfahren auf Abjebung des Erzbiſchofs von Polen 
Grafen Ledochowski. 





39, Yon her Krichstagsſeſſiun 1873”). 


1873. 12. März. Thronrede Sr. Majeftät des Kaijers. 


„Geehrte Herren! 

Im Namen der verblindeten Regierungen heiße Ich Sie zur letzten 
Seſſion der Regislaturperiode willlommen. 

Während dreier Seffionen haben Ste in Gemeinſchaft mit dem 
Bundesrathe eine doppelte Aufga e zu erfüllen gehabt, die Befeftigung 
und Ausbildung der durch die Keichöverfaflung gejchaffenen Inſtitutionen 
und die Ordnung und Regelung der durch einen großen Krieg berbei- 
eführten außerordentlihen Berhältniffe. In beiden Beziehungen wird 
bre Thätigfeit wiederum in Anfpruch genommen werden, theils für den 
Abflug der in ihren Grundlagen bereits feitgeftellten, theils für die 
Schöpfung neuer Einrihtungen. — — 

Ein allgemeines Militärgefeg ift in der Verfaſſung verheißen 
und durch die Erweiterung des deutfchen Heeres zu einer Nothwendigfeit 
emorden. Auf der Grundlage des Gejetzes über die Verpflichtung zum 

iegsdienſte und der erprobten Einrichtungen der Armee wird es der 
Wehrkraft der Nation die Ausbildung fichern, um welche uns das Aus 
land beneidet, und melde die Bürgfchaft dafür bietet, daß Deutſchland 
fi in Frieden der Güter erfreue, die e8 auf geiftigem und wirthſchaft⸗ 
lichem Gebiete erwirbt. Die Leiftungen, welche vom Yande im Falle eines 
Krieged zu fordern, und die Srundläte, nach welchen diefe Leiftungen zu 
vergüten find, werden ebenfall8, unter Beachtung der im letzten Kriege 
gemachten Erfahrungen, neu und gleihmäßig zu ordnen jein. 

Durch die Belhlüffe in Ihrer vorlegten Seffion haben Sie die 
äußere Tage der Reihsbeamten günftiger geftaltet. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß die damals von Ihnen vertangten und bereitwillig ge 
währten Bewilligungen nicht ausreichen, um das Einfommen der Beamten 
R zu regeln, wie da8 Öffentliche Intereſſe es erfordert. Diejelben Er- 
ahrungen erheiſchen mit gleicher Dringlichkeit eine Verbeflerung des Ein 
kommens der Offiziere und Unteroffiziere. Die günftige Lage der 
Einnahmen des Reichs wird es geftatten, diefe Zwede ohne Erhöhung 
der Matrifularbeiträge zu erreihen. Um fo mehr vertraue Ich, daß den 
Borlagen, welche für diefe Zwede nach erfolgter Zuftimmung des Bundes 
rathes Ihnen zugehen werden, Ihre Genehmigung nicht fehlen wird. 


*) Bom 12. März bis zum 20. Mai tagten ber Landtag und ber Reichttag neben einander. 
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Die in ihrer Grundlage feftgeftellte Neugeftaltung des deutichen 
Münzwefens fol dur einen Ihnen zugehenden Selegentiourf ihren 
endgültigen Abſchluß erhalten. — 

In Folge der, während Ihrer legten Seſſion über die Salzfteuer 
Rattgefundenen Berhandlungen bat der Bundesrath eine eingehende Er» 
örterung der Frage eingeleitet: auf welchem Wege die, bei Aufhebung 
diefer Steuer außfallende Einnahme anderweit zu befchaffen fei. Diefe 
Erörterung ift ihrem Abſchluß nahe, und es wird ihr Ergebniß einen 
Gegenftand Ihrer Berathung bilden. (Hier folgt der oben mitgetheilte 
Paſſus über die Verhandlungen mit Frankreich, — dann:) 


Die Beziehungen ded Reiches zu allen ausmärtigen Staaten 
rechtfertigen das volle Vertrauen, mit welchem Ich auf die Erhaltung 
und die fortfchreitende Befeſtigung des Friedens rechne. Diefes Mein Ber- 
trauen ſchöpft feine volle Berechtigung aus Meinen freundfchaftlichen 
Zeaiehungen zu den Herrfhern der mächtigen Nahbarreiche 
Deutſchlands, welche ihre Betätigung und Kräftigung durch den Bes 
juh erhalten haben, der Mir von Seiten der Mir jo nahe befreundeten 
mädtigen Monarchen vor wenig Monaten zu Theil geworden if. 

Diefe den Frieden verbürgenden Beziehungen zu unjeren Nahbarn 
zu pflegen, werde ch fortgefegt als Meine erwünſchte und mit Gottes 
Hülfe erfüllbare Aufgabe anfehen.“ 


Die Dictatur in Elfaf- Lothringen. 


16. Mai. Rede des Fürften Bismard bei der Berathung der 
Veberfiht der Verwaltung in den Reichslanden 
in der Sigung des Reichstages. 

(Nach einer Rede des Abg. Windtborft- Meppen.) 

[Die Dictatur und die Sicherheit des Landes; — warum Elſaß⸗ 
Lothringen wieder mit Deutſchland vereinigt wurde; — bie Stim- 
mungen im Elfaß und die Ultramontanen; — das Wohlwollen 
ber Regierung.) 

„Der Herr Borredner- hat in Bezug auf die Diktatur und deren 
Schrecken einige Gejpenfter heraufbeſchworen, die er, glaube ich, bereit- 
willig wieder entlaffen wird, wie ex fie citirt hat, wenn er fich die geſetz⸗ 
Iihe Lage der Sache fo far macht, wie fie den verbündeten Regierungen 
iſt. Diele Frage iſt gejetzlich vollftändig geregelt. 

Am 1. Januar, der uns bevorftebt, bat die Diktatur, in— 
[omeit der Reichstag nicht in zwiſchen etmas Anderes beſcließt, 
ihr Ende, und ed ıft die Aufgabe der verbündeten Regie» 
tungen, dem Reichsſstage in der Zwifchenzeit eine bereits in 
der Arbeit begriffene und augenblidlih dem Gutachten des 
ObersBräfidenten unterliegende Vorlage zu maden, nad 
welcher ſie dann ſelbſt entſcheiden werden, was an die Stelle 
der jezigen Einrichtun zu treten hat, und in welcher Weiſe 
der Reichſtag feine Befugniffe demnächſt, fei es als elſaſſer 
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Landtag greihgeiti ‚fei e8 als Reichstag, ausüben will. I 
ſelbſt fehe diefem Wechſel infomweit mit Hoffnung entgegen, als ich mir 
davon, daß unfere elſaſſer Landsleute hier mit uns tagen werden, und 
war von Anfang des nächſten Jahres, wie ich hoffe, eine wejentliche Ber 
efferung in den gegenfeitigen Beziehungen, eine weſentliche Klärun 
manches Mißverftändnifie über deutſche Verhältniſſe verſpreche und au 

ein weſentliches Gegengewiht gegen die Einwirkung derjenigen Elemente 
und Parteien, welche nicht wünſchen, daß dieſe Verhältniſſe zur vollflän- 
digen Ruhe kommen. 

Die Rede des Herrn Windthorft in ihrer ganzen Tendenz war 
gewiß nicht berechnet, den Tandfrieden zu ftören, fie war gewiß nicht dars 
auf berechnet, den Elfaffern Mißtrauen gegen Deutichland einzuflößen, 
ich glaube, diefe Abfichten haben dem Herrn Vorrebner gänzlich fern ges 
legen — nichts defto weniger befürchte ich, daß Leute, die nicht die E 
haben, ihn perfönlih zu Tennen, darüber weniger Har fein werben wie 
ih, und daß das Material, welches er geliefert hat, doch wohl zu Ent 
feTungen benutzt werden könnte. Der Herr Redner hat die porgelommenen 

usweifungen als einen ganz ungeheuren Alt der Gewaltthat der 
dortigen Behörden dargeftellt, Hr welche ich natürlich verantwortlich bin, 
Ich Tann nichts Anderes thun, als die beitehenden Geſetze jo zu hand» 
haben, wie es die mir obliegende Berantwortlickeit für bie —* 
jenes Landes vor Allem mit ſich bringt. — Ich übernehme die Berant⸗ 
wortung für das, was geſchehen iſt, abſolut. Wir find dafür veraut⸗ 
wortlich, daß dort eben vor allen Dingen die Sicherheit des 
Landes gewahrt wird, und wenn der Herr Vorredner neben den 
Diktaturgel; enftern, die er citirte, nun in der Wirklichkeit und tabelt 
und angeeift, weil wir von den gefeglichen Mitteln Fr Erhaltung diefer 
Sicherheit Gebrauh machen, fo kommt mir dieſe Klage gerade * nat 
por, als wenn in der Schlacht der Feind fagen wollte: [hießen 
gilt nit! Es wird auch damit nicht angehalteu werden. 

Die Aufgabe, die wir dort durch den Friedensſchluß übernommen 
baben, ift ja an und für fich eine außerordentlich fchwierige, wir lönnen 
und ja nicht verhehlen, daß die Bedingung eines konftitutionellen Ber- 
fafjungslebens, nämlich die freiwillige Mitwirkung in verfaffungsmäßiger 
Thätigkeit des Volkes, foweit es dazu berufen ift, dort in dieſem neu er- 
worbenen Rande bisher nur in einem Maße vorhanden ift, daß man unters 
ſchätzen oder überjchägen fann, aber jedenfalls nicht in der freudigen Hin 
gebung für die Gefammtzwede, wie wir fie beifpielßweife bei dem Herrn 

orredner zweifello8 vorausfegen. Wir haben ja dort nothmwendig mit 
manchen Sympathien für eine zweihundertjährige Vergangenheit zu kämpfen, 
die den Einwohnern mandes Ruhmreiche, manches Bortheilbafte gebracht 
bat, wir haben die wirflich franzöfifchen Sympathien im Lande mühſam 
zu überwinden, vor allen Dingen aber dafür zu forgen, daß fie und die 
materielle Sicherheit Deutſchlands nicht fchädigen. 

Denn nicht aus Befigfuht nah Land und Leuten, auf 
niht au8 dem beredtigten Gefühl, altes Unrecht fühnen zu 
wollen, wa8 uns vor 200 Jahren gefchehen iſt, fondern in 
der bittern Nothwendigkeit, uns auf weitere Angriffe eines 
friegerifhen Nahbarn gefaßt mahen zu müffen, haben mir 
die Forderung auf Tandabtretung, auf Yeltungsabtretung 
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fomeit ausgedehnt, wie es geſchehen ift, damit wir ein Bollwerf 
haben, inter dem wir weitere Angriffe von der Art abhalten können, 
wie fie ſeit 300 Jahren jede Generation in Deutſchland erlebt hat. Ich 
laube, unter ung Allen ift Niemand, defien Vorfahren nicht in jeder 
eneration jeit 300 Jahren in der Lage geweſen wären, mit Frankreich 

fehten, wenn fie tiberhaupt Soldaten waren. Alſo lediglich die Rück⸗ 
en auf unfere Sicherheit bat uns geleitet, eine Nüdficht, die um fo bes 
rechtigter ift, als Frankreich in der Pegel bei feinen Angriffen in Deutſch⸗ 
land bei defien früherer Zerriffenheit Bundesgenofien gefunden hat und 
dadurch ftärker geworden ift und die Abwehr fchwerer. 

Unfere Aufgabe wird und außerdem aber wefentlich erfchwert durch 
die Einwirkungen derjenigen Elemente, die auch auf anderen Gebieten des 
Reichs, wo die Aufgabe der Regierung minder jchwierig, minder gefährlich, 
die Folgen minder verhängnißvoll fein können, und doch an dem vollen 
Bewußtſein des inneren Friedens gehindert, die Tonfeffionelle und andere 
Spaltungen unter und hervorgerufen haben. Es ift ja nichts Neues, 
wenn man bie Waffen und Drittel fehildert, mit denen diefe Elemente 
einer Regierung, die nicht nach ihrem Herzen ift, einer nicht⸗katholiſchen 
Regierung das Regieren katholiſcher Untertbanen erſchwert und uns fo 
nur die Gewinnung der Sympathien der durd ihre Landesgeſchichte und 
entfremdeten tatholtichen Unterthanen erjchwert. Bei der großen bemuns 
dernswerthen Einigkeit, die in dem Borgehen dieſer Elemente herrſcht, 
dürfen wir wohl annehmen, daß in ähnlichen Verbältnifien auch ihre 
Thätigkeit eine ähnliche fein werde. ch glaube deshalb, von der Sache 
nicht abzujchweifen, wenn ich Ihnen ein Bruchſtück aus einem diplomatifchen 
Bericht mittheile über das Verhalten diefer felben Elemente in eat auf 
die Schwierigkeiten, die zwiſchen der Königlich großbritannifchen Regie⸗ 
rung und ihren irländijchen Unterthanen obwalten. Ich vermeide fehr gern 
Berlönfichfeiten und Jeder kann ja die Analogie giehen, Jeder wird fich 
danach denken Können, was diefelben Truppen, geleitet von denjelben bes 
fannten und nicht bekannten Chefs, unter analogen Berhältniffen im Elſaß 
vieleicht thun könnten. 

Es wird in diefem diplomatifchen Bericht gefagt: 

„Wenngleich die ultramontane Preſſe nicht ganz jo weit geht, wie 
die radifalen Blätter, und nicht geradezu offenen Aufruhr predigt, fo 
ift ihr Verhalten auf der andern Seite * die Wohlfahrt des Landes 
um ſo verderblicher. Die Leiter der Ultramontanen wiſſen ſehr gut, 
daß eine offene Schilderhebung im gegenwärtigen Augenblick zu keinem 
andern Reſultat führen kann, als zu einer vollſtändigen Niederlage 
der Aufſtändiſchen, in deren Folge eine Reaktion und eine Beſchränkung 
der ultramontanen Partei, falls dieſe am Aufſtand betheiligt geweſen, 
zu erwarten ſein dürfte. Noch weniger als offener Aufruhr paßt ihnen 
aber eine Verſöhnung der Parteien, guhigun⸗ des Volkes und eine 
friedfertige Löſung der iriſchen Frage. Die Organe der Ultramontanen, 
während ſie ſich womöglich innerhalb der Grenzen des Geſetzes halten, 
fhüren deshalb unaufßrlich im Bolle, reizen zur Animofltät gegen 
den proteftantijchen Theil der Bevölkerung, —“ 

Das ift nun leider auch im Eljaß, noch mehr aber im diesfeitigen 
Lothringen der Tall gewefen, daß gegen die proteftantiihen Mitbürger ber 
jonder8 anfgereizt wırd — 





590 
1873. 


„fe fuchen die Achtung vor dem Geſetz und die Antorität der Obrig 
keit zu untergraben — und indem fie anjcheinend zur Ruhe und mit 
Märtgrermiene zur hriftlihen Duldung der Unbilden ermahnen, ſchiren 
fie, befördern Ungufriebenbeit und Zwietracht im Volke und fuchen durch 
Entftelung von Thatſachen, Berdrehung und Uebertreibung die alten 
Wunden offen, Haß und Beratung gegen die Regierung rege zu 
alten. Während fie fo das arme Volk in Erregung erhalten, —* 

e, unbekümmert um des Volkes Wohl, nur das einzige Ziel, Roms 

Allmacht, im Auge, ſuchen ſich der Regierung unentbehrlich zu machen — 
das iſt num bei uns nicht der Fall; aber in früheren Stadien der Ber: 
— wurde dies Mittel wobl nicht ohne Erfolg benutzt, um der 

egierung Komeifionen abzugewinnen — 

„und ihren Einfluß, ohne der Negierung folide Vortheile zu gewähren, 

fo theuer wie möglich gegen Konzeffionen zu Gunſten der Kirche zu 

verlaufen. Gegenwärtig fuchen die ultramontanen Organe das Ber: 

trauen des Volkes in die Gerechtigkeit der Nichter zu erfchttern, und 

unterftügen nad) Kräften die neue Home- Rule- Bewegung“ 
die befanntlich auf Trennung Irlands von England hinausgeht. 

ch bin weit entfernt, irgend Jemand perfönlich anzugreifen. Aber 

Sie fünnen wohl glauben, meine Herren, daß ähnliche Mittel von ben 
felben Kräften unter ähnlihen Umftänden wohl da in Bewegung gelegt 
werden, mo die einheitliche Leitung in einem die Bewunderung der Zelt 
erregenden Maße gefichert ift. 

Wenn man aber folhen mächtigen und wirkſamen undſo 
fehr gefhidten Kräften gegenüber zu fämpfen bat im einer 
an fih fhwierigen Rage, wo e8 gilt, altes Unrecht ber Ge: 
fhihte, alte Härten hundertjähriger Kriege zweier benad: 
barten Nationen auszuföhnen und zu fchlichten, wenn wir in 
einer jo ſchwierigen Rage find, fo fann man felbfi dann, 
wenn in den von der Diktatur gewählten Mitteln der Ber- 
theidigung irgend ein Irrthum, irgend eine verfchiebene Aub— 
legung der Rechte vorgelommen wäre, doch mit den Behörden, 
die in einem ſolchen Kampfe ftehen, nicht [ehr ſcharf ins Ge— 
riet en 

ir find entſchloſſen, den Elfäffern fo wenig wehe zu 
tbun, wie wir irgend können. Daß das dennoch in vielen Ri 
tungen nicht ganz wenig fein wird, darliber mache ic mir gar Tein Hebl; 
denn jedes Roßreißen von einer langjährigen Angehörigfeit wie bei Elſaß 
in Dedug auf ed der Fall war, jedes Verwachſen mit neuen fremd» 
artigen Berhältniffen, hat dergleichen zur Folge. Zweifeln Sie unter Um- 
ftänden an unferem Gefhid — denn dafür find mindeften® wir norbdent- 
jhen und namentlich preußifhen Beamten nicht berühmt, in gelcidter 
al Freunde zu gewinnen und unangenehme Dinge in liebenswitrdiger 
Weile zu erledigen — alfo zweifeln Sie an unjerem Gefdid, aber 
an unferer Hingebung, an nnjerem guten Willen gweifeln ie nit; 
au unjerem Muth nud au dem feiten Entichluk, Allen Geguern dei 
Meichs eine feite Stirn zu zeigen, daran zweifeln Sie nicht!” 





591 
1873. 


Die Geſandtſchaft des dentſchen Reiches beim Papfte. 


9. Juni. Crllärung des Fürften Bismarck bei der Berathung 
des Reichshaushalts 


(gegenüber dem Antrage, den Ausgabenpoſten für die Geſandtſchaft 
beim Bapfte zu ſtreichen). 

„Es ift richtig, daß diefer Poften, fo lange das Deutfche Reich be- 
fteht, noch nicht faktiſch wirkſam geworden if. Wir haben darin die Erb- 
haft des früheren Norddeutichen Bundes reſp. Preußens in der Budget- 
pofitton angetreten. Aber das Fortbeftehen des Poſtens möchte ich doc) 
nicht ausfchlieglich abhängig machen von der Frage, ob der Papft eine 
Someränetät als Landesherr ausübt oder nicht. 

Wenn wir zurüdbliden in die Gefchichte unjerer dortigen Miſſion, 
jo finden wir, daß die Gefchäfte, die wir mit dem Papfte als Souverän 
des früheren Klirchenftaates gehabt haben oder die gefhäftlichen Berlihrungen, 
in welde wir mit dem Papſte als Territorialheren gefommen find, bei 
weiten das geringere Daß der Thätigkeit der Gejandtichaft in Anſpruch 
genommen haben ım Bergleicy mit denjenigen Gejchäften, welche der preu⸗ 
Kiihe Staat zur Negelung feiner Beziehungen zur katholiſchen Kirche ges 
habt bat. Das Bedürfnig, infomeit e8 hierauf begründet ift, befteht fort, 
wenn auch einftweilen mehr im Prinzip al8 in der Praxis. Wir find 
augenblicklich praktiſch dort nicht vertreten. Es hat das Gründe, die ja 
mehr äußerliher Natur, die in Verbindung ftehen mit der augenblidlichen 
Lage der konfefjionellen Frage in Deutjchland, und namentlich 
ift da8 Intereſſe einftweilen maßgebend und entfheidend, daß 
wir einen Vertreter des Deutjhen Reihe nicht der Möglid- 
feit außfegen wollen, in feiner amtliden Eigenfhaft in Rom 
von amtliher Stelle ber eine Sprache zu hören, die das 
Deutfhe Reich amtlich nit entgegenzunehmen vermag. 

Es find das aber wandelbare Bedingungen. &8 ift ja nicht noth⸗ 
wendig, daß die Sache des Friedens und der Demuth ſtets mit folgen 
und zornigen Worten vertreten werde; es fann ja aud darin eine Aen⸗ 
derung eintreten, fo daß auch diefe Verhältniffe behandelt werden in Form 
der üblichen Gebräuche der europätfchen Mächte, denn zu einer folchen 
rechne ich das Oberhaupt einer der großen kirchlichen Gemeinſchaften, non 
welcher ein verhältnigmäßig Meiner Theil auch das Deutfche Reich bewohnt, 
Mein nicht im Berhältnig zur Zahl der evangelifchen Deitbürger, fondern 
zu der Gefammtmaffe der Angehörigen der Tatholiihen Kirche. In diejer 
Hoffnung möchte ich gerne einen Faden, der fich wieder anknüpfen läßt, 
nicht abſchneiden, eine Fühlung, die augenblidtich praktiſch erlofchen ıft, 
doch nicht vollftändig zu den Todten werten. 

Die verbündeten Regierungen, fo feſt fie auch entſchloſſen find, bie 
Unabhängigfeit des Reichs vor einer jeden ausländifchen Gewalt zu wahren, 
jo bereitwillig find fie doc, dahin zu wirken, daß nicht nur die Mehrheit 
der Tatholifchen Deutjchen wie heutzutage, fondern womöglich fämmtliche ta» 
tholifhen Deutfchen mit ihren Regierungen und ihren evangelifchen Mit⸗ 
bürgern in Frieden leben mögen. Und ih möchte feines der Mittel miffen, 
die mir für die Zukunft eine Anknupfung in diefer Beziehung bieten können, 
wenn auch nur eine jehr geringe, wie das der Eriftenz eines ftändigen 
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Geſandten — e8 können ja da fehr viel bedentendere und lebendigere 
Beziehungen gedacht werden, als gerade ein Nänbiger GSefandter. Kurz 
ich möchte dieſes Mittel nicht gerne abfchneiden; denn in einem folden 
Konflikt, wie ex bier vorliegt, iſt e8 fehr ſchwer, für beide Xheile, den 
erften Schritt zu thun zu einer Annäherung, weil beide Theile der Meinung 
find, daß ihnen Unrecht gefchehen fei; die Möglichkeit, einen ſolchen Schritt 
unter veränderten Verhältniſſen zu thun, liegt näher, fo lange eine Ber 
tretung des Deutſchen Reichs befteht, und fobald fie Bürgfchaften für 
diejenige Behandlung, für die Sicherheit derjenigen Achtung hat, auf welche 
da8 Deutſche Reich in feinem diplomatiſchen Verkehr überall Aufprud 
macht; ich kann mir ja fehr wohl denfen, daß die Erpaltung biefer Stelle 
im Budget und deren Benutzung unter Umſtänden einen Weg zur Ber 
fländigung bietet, bei der Feiner fich gerade zu fagen braucht, er habe den 
erften Schritt gethan. 

Deshalb möchte ich darum bitten, diefen Weg night zu verfchließen, 
wenn ich aud fiir den Augenblid menig Yoltnung habe, Sr. Majefät 
dem Kaiſer eine Bejegung diefes Poſtens in Vorſchlag bringen zu können, 
und das Gehalt mit Wahrfcheinlichkeit, jedenfalls im nächften % , als 
erſpart verrechnet werden wird.“ 


(Mit Bezug auf Aeußerungen in Betreff der Ein wir⸗ 

» fung auf eine fünftige Papftwahl fügte der Reich— 

fanzler binzu:) 

RR babe verfäumt, einen Punkt zu erwähnen, den ich doch nicht 
mit Stillſchweigen übergehen kann. 

Wir mollen und jeder Einwirkung auf die Papftwahl enthalten und 
eine ſolche gar nicht verſuchen. Es ift im Interefie des öffentlichen Friedens 
mir fehr wünfchenswerth, daß die Papftwahl, wenn fie eintritt, im Sinne 
der Mäßigung ausfalle, fo daß man dabei nicht gerade die zornige und 
fampfende Seite der Kirche in den Bordergrund ftelle, wenn man über 
Jaupt Berföhnung will. Über unfere Aufga e ift e8 nicht, uns mit diefen 

ingen zu beſchäftigen; unfere Aufgabe Tann e8 mur fein, wenn uns ge 
meldet wird, daß eine Bapftwahl vollzogen fei, daß wir unfererfeits prüfen, 
ob fie unferer Ueberzeugung nad vollftändig legitim voll gen fei, ſo da 
der Gewählte nach unferer Anſicht berechtigt ift, in Deutichland diejenigen 
Rechte zu üben, die einem römifchen Papſte ohne Zweifel zukommen. 


Reichs » Breßgefek. 
‚29. Mai. Erklärung des Fürften Bis marck bei der Berathung 
eined Antrags auf Erlaß eined Preßgeſetzes. 

„Durch die Erflärung des Reichskommiſſars find die benach⸗ 
richtigt, ve gleichzeitig mit der hier ſchwebenden Verhandlung eine über 
denfelben Gegenftand im Bundesrathe ftattfindet. Ich gebe zu erwägen, 
ob es nicht die Berftändigung, die zum Buftandelommen eines % eſetes 
erwünſcht iſt, erſchwert, wenn beide zur Mitwirkung berufenen Körper 
ſchaften in der Art parallel verhandeln, daß bier der eine feine Ent- 
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8. 
zuiegungen feſtlegt, Wr der andere noch in dem Stadium der 

en ift, welches ihm das autoritative Mitreden noch nicht einmal 
geſtattet. 

Der Antrag der preußiſchen Regierung iſt erſt heute an den Bundes⸗ 
rath gelangt. daß das nicht früher der Fall geweſen iſt, 
es find aber die Verhandlungen im preußiſchen Staats⸗-Miniſterium, die 
der Stellung dieſes Antrages vorbergehen mußten, eben nicht früher zum 
Abſchluß gelangt. Wenn nun jet mit der zweiten Berathung vorange⸗ 
sangen wird, vielleicht auch mit der dritten, während der Bundesrath 
jeinerfeits, wie ich hoffe, mit möglichiter Befchleunigung die Sache beräth, 
fo wird al8dann der Bundesrath bier immer noch nicht in der age fein, 
durch feine Mitglieder und Vertreter eine beftimmte Erklärung, die auf 
Beſchlüſſen des Bundesrathes beruht, abgeben zu können. Wenn Sie ihm 
aber jo weit Zeit lafien, daß menigftend der Inhalt der Vorlagen be- 
kannt ift, daß der Reichſtag und feine Mitglieder ſich in der Beziehung 
ein Urtbeil über die Tendenz des preußifchen Antrages haben bilden 
fönnen, wenn Sie dem Reichstag Zeit laſſen, ſich in feinen Bejchlüffen, 
was ja felbft in kürzerer Zeit wie in 14 Tagen fehr wohl geichehen Tann, 
fo weit zu entwideln, daß er Ihren Berathungen zu tolgen und fih an 
denfelben in einer wefentlich anderen Weile als in dem Ausſprechen der 
perfönlichen Anficht eines Cingelnen zu betpeiligen vermag, — dann, meine 
ich, werden wir leichter zur Verfländigung gelangen, als wenn der Reichs» 
tag vorher bier feine Bota feitlegt. 

Ich glaube daher, daß ed im Intereſſe der Sache liegt, daß der 
Neichstag auf die Verhandlung der Preßfrage in diefer Seffton nicht ganz 
verzichtet, aber doch fich fo viel Zeit mit derfelben läßt, die an der wahr⸗ 
ſcheinlichen Dauer der Sitzung noch nachgelafien werden kann, ohne daß 
die Zeit der definitiven Beſchlußnahme, die dabei übrig bleibt, ſchon voll- 
ftändig beſchränkt wird. 

dh habe den fehr lebhaften Wunſch, daß ein Preßgeſetz 
zu Stande fommt und zwar noch in diefer Sejfion. Die Ber: 
wirtlihung bieles Wunfhes hängt einigermaßen davon ab, 
ob ich bei der Durchführung biete Entmwurfes den Beiftand 
im Reichstage finde oder nicht. 

Der Vorredner bat die Anficht Wezeſpregen daß, wenn die Regie⸗ 
rungen überhaupt zu einer Anſicht über ein Preßgeſetz kommen wollten, 
ſo hätte dies ſchon vor drei bis vier Wochen geſchehen können, und wenn 
es vor drei bis vier Wochen nicht geſchehen iſt, ſo werde es auch Aus 
nicht gefchehen. Ja, meine Herren, ich glaube, Sie beurtheilen die Ents 
widlung der Gefchäfte in den minifterielen Stadien doch idealiſcher, als 
fie in der That iſt. Die Gejchäfte entwideln fich in derjelben Weife, wie 
im Reichstage aus den Berftändigungen verfchiedener Fraktionen, auß der 
Ausgleihung, die durch verfchiedene Amendements bewirkt wird, von denen 
Eines dem Anderen entgegentommt, fo find auch unter den Miniſtern und 
Regierungen Meinungdverfchiedenheiten und Ausgleichungen. 

Der erfte Eindrud des jetzt Ihnen vorliegenden Brefgefehes war, 
glaube ich, bei der Mehrzahl aller Regierungen: Diejes Geſetz geht fo 
weit in feinen Anfprüden, daß wir darauf in Feiner Werfe eingehen können 
und wollen. Diefe Anficht babe ich meinerſeits befämpft. 

Der Antrag ift eben ein Vorfchlag und aus Vorſchlag und Gegen» 
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vorfchlag entfteht zulegt ein Geſetz. Daß diefer Vorfchlag fo weit außer: 
en der gouvernementalen Möglichkeiten, wie fie den Regierungen vor: 
hwebten, gewählt ift, daß bedingt nicht, daß er fo nothwendig durch den 
Reichstag geht, namentlich wenn eine gemeinjame Arbeit des Reichstages 
und der Regierungen eintritt. 

Diefe Urbeit nun, die erforderlid war, um die Berftändigung fo 
weit zu bringen, daß ſchließlich anftatt der Vorlage eines Reichsgeſetzes 
doch ein preußifcher Antrag gebracht werden fonnte, hat allerding3 einige 
Wochen in Anſpruch genommen; fte bat mitunter über ähnliche Berbält- 
niffe ſchon einige Jahre in Anſpruch genommen und ift in Ermangelıng 
ftärleren Drudes erfolglos geblieben. Es bat über Preßvorlagen eine 
Berftändigung bis zur Reife nicht flattgefunden. 

Ich ergreife nun fehr gern in ſolchen Materien, wo mir eine Geſetz⸗ 
gebung erwünfcht ift, den Ball, der mir entgegengemorfen wird, von welcher 
Seite e3 fein mag, namentlich aber von der jo fehr und fo gleichmäßig 
fompetenten des Reichſstags. Meine Bitte, die Sache zu vertagen, ift von 
meinem aufrichtigen, perjönlichen Wunſche, zu einer Berftändigung zu ge 
langen, ausgegangen, indem ich mit Beſtimmtheit vorausjehe, daß die 
Beihlüffe des Reichſtags und des Bundesraths nicht fo übereinitimmen 
werden, daß fih von Haus aus ein Geſetz daraus machen läßt, wenn 
Sie jet allein vorgehen, ohne daß der Bundesrath zu einer fürmlichen 
Unterhandlung mit Ihnen im Stande ift. Iſt dies aber nicht der Fall, 
dann wird ja nod immer eine Rücdverhandlung, eine Rüdantwort vom 
Bundesrathe nothmwendig fein und Sie werden dann noch eine fehr viel 
längere Zeit in Unjprud nehmen müfjen, als vorhin die in Ausficht ge 
ftellten wenigen Wochen. Die einzige Hoffnung auf ein Zuftandebringen 
des von mir gewünſchten Gefeges ın diefer Seffion beruht nach meiner 
perfönlihen Schäßung darauf, daß Sie den Bundesrath den Borjprung, 
den Sie in der Berathung gewonnen haben, erft einholen laſſen und daß 
bier gewiſſermaßen eine gemeinichaftlihe Berathuug in fo weit ftattfinde, 
dag man vielleicht im vierzehn Tagen die Ueberzeugung gewinnt, daß eine 
Einigung zwiſchen beiden Körperſchaften möglic oder nicht möglich in. 
Iſt ſie nicht möglih, dann ift e8 ja gar nicht nothmendig, daß mir uns 
weiter damit abquälen, das würde ja dann nur die Sorge einer länger 
andauernden Sigung verftärfen und vermehren.“ 


In Folge diefer Erklärungen des Reichskanzlers beſchleß 
der Neichdtag die einftweilige Ausſetzung der Berathung 
über den geftellten Antrag. 


16. Zuni. Weitere Erflärungen des Fürften Biömard bei der De 
rathung über den wieder aufgenommenen Antrag im Reichstage. 


Die Regierung und die Volksrechte. 


(Gegenüber einer Aeußerung bes Abg. Laster, baß es fih um Anträge handele, 
„in denen einmal auch von Rechten bes Vollkes bie Rebe fei.“) 

„Ich habe lange in Zeiten gelebt, wo Jeder, der etwas vorzubringen 

batte, was gerade feiner Stellung, feinem Bebürfnig, feinen politiicen 
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Anfichten entſprach, fich ausfchlieglih die Stellung al8 Volksvertreter 
und als Voll vindizirte. Volksvertreter find alle Herren, die Bier figen, 
und zum Volle gehören wir Alle, ich habe auch Volksrechte, zum Bolfe ge- 
bört auch Se. Majeftät der Kaifer; wir Alle find das Volk, nicht die Herren, 
die gewifle alte traditionell liberal genannte und nicht immer liberal jeiende 
Unfprüche vertreten. Das verbitte ih mir, den Namen Boll als Bors 
recht für eine Partei in Anſpruch zu nehmen und mich davon auszu⸗ 
ihließen. 

Der Herr Borredner hat in einer rein fachlichen Debatte eine zwie⸗ 
fpältige Stellung, eine Unterfheidung zwiſchen Regierung und 
Boll, zwifhen Negierungsrehten und Volksrechten jener 
gehoben. E8 war ein Anklang an vergangene Beiten darin. Ich fehe nicht 
ein, warım die einen Gelee gerade dad Berdienft haben follen, Volks⸗ 
echte zu betreffen, und die anderen nit. Ich bleibe dabei, wir 
find Alle Bol, und die Regierungen mit, und ich brauche mir 
nicht gefallen zu lafien, daß zu meinem Nachtheile aus dem Bolle in 
feiner Maſſe die Regierungen ausgefchieden werden. Der Herr VBorredner 
bat gejagt: nachdem fo viele Finanzgeſetze berathen find — aljo nachdem 
wir der Regierung fo viele Summen bewilligt haben — hätten wir ung 
wohl auch mit den Vollärechten befchäftigen können. Wie? Sind denn 
die Finanzgeſetze feine Volksgeſetze? Ja, wenn fie e8 nicht wären, 
jo hätten Ste Unrecht gethan, diejelben zu bewilligen! Iſt die Ber- 
tbeidigung des deutjhen Bodens kein Volksrecht? Iſt die 
Herftellung und Sicherung von Feftungen gegen feindliden 
Üeberfall des Landes kein Volksrecht? Iſt das Budgetredt, 
das geordnete Linangielle Zuftände im Deutſchen Reiche her— 
beiführen joll, fein Volksrecht? Oder wollten Sie blo3 die Angriffe» 
waffen gegen die Regierung, das belagernde Element, wenn ich fo Jagen 
jo, gegen den jedesmaligen Stand der Regierung, für fi als Bollörechte 
pindiztren ? Daß, meine Derren, wäre eine Scheidung, die eine Fälſchun 
der Situation fein würde, die ich nicht acceptiren Tann, weil wir dabei 
anz und gar zu kurz kämen. Diefe Andeutung, für ſich allein und für 
fine ipeziellen Beftrebungen etwas Volksthüm ige im öffentlichen Ein- 
drude berzuftellen und für die NegierungSbeftrebungen demnächſt etwas 
Boltöfeindliches oder dem Volle Gleichgültigeg, — meine Herren, es ift 
eine fubverfive Tendenz, die darin liegt, und die ich allerding® von dem 
Herrn Abgeordneten, von der Fraktion, der er angehört, von feiner biß- 
berigen Theilnahme an der Gründung und Befeſtigung des Reichs in 
feiner Weije erwartet habe, und die mich allerdingS verlett, indem ich 
mich diefem Ausgefchlojfenfein vom Volke, wie es in den Worten des 
Herrn Redner angedeutet lag, unmöglich unterwerfen kann.” 


Die Pfliht der Regierung in Bezug auf die 
Preßfreiheit. 

„Der Herr Vorredner hebt mit Recht die Verdienſte der Prefie, 
wenigſtens eine® großen Theils der Preſſe, hervor, die fie fich erworben 
habe. Jede Sache hat aber ihre zwei Seiten, und fo auch diefe. Aber 
e8 giebt in der Bevölkerung und in dem Geſammtvolle eine Menge ver⸗ 

38° 








596 
1873. 


fchiedener Schattirungen von Anfichten, von Intereffen und Ue gungen, 
Es giebt vielleicht 100,000 Leute, die ein direktes Intereſſe 1, die 
eine Freude daran haben, wenn die Prefle fo ımabhängig, fo frei und 
fo bequem wie möglich, geftellt wird. Es giebt aber vielleicht ſehr 
viel mehr wie 100,000 Leute noch, die dieſes Intereſſe nicht 
baben, die der weiteren freieren Entwidelung der Preſſe mit 
einer gewiffen Sorge entgegenfehen. Die Einen wie die Anderen 
haben das Recht, berüidfichtigt zu werden, und haben das Recht, ihre 
Meberzeugung in ®efegesporjchlägen außzudräden; die Regierung hat 
nebenher die Pflicht, die andere Seite der Sache aud zu be- 
rüdfihtigen und die Regierten in die Tage zn bringen, daß 
fie fih entfheiden können für das eine oder andere Syſten, 
und daß fie bei den Wahlen jich dahin ausſprechen Tönnen, 
welche Auffaffung dem einzelnen Wähler gerade die ent- 
ſprechendſte if. Aber ich möchte doch bitten nicht von Haufe aus es 
als Glaubensſatz aufzuftellen: für unbefchränkte Preſſe ift Tugend und 
dage gen ift Lafter, und mit einer Art von zornigem Ber mm ge 
jede Sorge der Regierungen, auch diejenigen Leute, die anderer Mei 
find, zu berüdfitigen und zu fügen, mit zornigem —S —— 
ſage ih, zu brandmarken, als wenn das ein Attentat gegen ein Bolls⸗ 
recht wäre. ch jehe in den Fragen, bis zu welchem Maaße einerfeits 
die Freiheit der Preſſe entwidelt, bis zu welchem Maaße die Freiheit 
der Prefle geſchützt werden foll, biß zu welchen Maaße andererfeits bie 
durch Die Drefe Angegriffenen ibrerfeitg gelhnst werden follen, feine 
ſchlimmeren Fragen als in den Fragen, ob Schutzzölle oder Freihandel 
oder etwas mehr oder weniger. Das findet auch auf die Preffe Anwendung. 
Da wollen wir doc nicht gleich gegenfeitig den Vorwurf madyen, ald ob 
es jchimpfli und verädtlih wäre, in diefen Fragen etwas mehr links 
oder rechts zu gehen und als ob Ruhm, Ehre und Tugend lediglich auf 
der einen Seite, der unbefchräntten Freiheit der Prefle, und Lafler auf 
der anderen lägen. &8 giebt eine Menge Leute, die anderer 
Anfiht find, und das wird fi bei den Wahlen vielleidt 
zeigen. 
Ob der Preßgejegeniwurf, welcher jetzt der Berathung des Bundes 

raths unterliegt, (wie behauptet worden) im Reichstage nur auf 12 Stimmen 
u rechnen bat, das ift einerlei. Es giebt Situationen, wo es für bie 

egierung gar nicht darauf ankommt, einen beftiunnten Erfolg zu haben, 
fondern mo e8 nur darauf anlommt, vor den Wahlen eine Quittung, 
eine Erklärung nach allen Seiten zu haben, nach welcher die Wähler ſich 
richten können. Mir ift e8 durchaus nicht willkommen, ich fuche einen 
Kampf wahrlich nicht, aber neutral bleibe ich nicht, und ftillfchmeigend 
zuzuſehen, wenn es ſich um die Interefſen des Landes handelt, üt 
nicht meine Aufgabe. — Ich bin mir der Pflicht, die verbündeten Re 
ierungeu zu vertreten, wohl bewußt und ich bin niemals hinreichend 
—* am und träge geweſen — trotz meiner ſchwachen Geſundheit, 
— um davor zurückzuſchrecken.“ 
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Die befte Seffionszeit für den Reichstag. 


16. Inni. Erklärung des Fürften Bismarck in Bezug auf die 
Anträge wegen Berlegung der Reichstagsſefſſion. 


„Meine Herren! ch habe nicht den Beruf, mich in eine Debatte ein- 
zumifchen, die eigentlich nur darum fich handelt, die Wünſche des Reichs⸗ 
tages feftzuftellen. Die Berufung ift eines derjenigen Rechte, die Sr. Mas 
ietät dem Kaifer zuftehen, ein echt, welches aber gerne jo geübt werden 
wird, wie es den gefegebenden Körperichaften und namentlich dem Reichs⸗ 
tag bequem ift. Ich wage auch nicht das Feld der Kritik über die Frage 
zu betreten, inwieweit der Reichsſstag durch feine Geſchäftsordnung und 
durch die Art feiner Verhandlungen Finerfeite dazu beitragen könnte, eine 
bequemere Zeit zu ermöglichen, vielleiht die Verhandlungen abzu— 
fürzen; das liegt außerhalb meines Berufs. Eine Derabiegung der Des 
ſchlußunfähigkeit, glaube ich, würde eher dahin wirken, die Vollzähligkeit 
des Reichstages ficherer & ftellen, als fie biöher ift; wenigſtens wenn 
wir nach den: Beifpiele Englands uns richten, wo 40 Mitglieder in der 
Lage find, gültige Beſchlüſſe zu fallen, wo alfo Jeder fich getrieben fühlt, 
zu erfcheinen, damit etwa nicht Die Dierzig, deren Zufammenjeßung er 
nicht fennt, hinter dem Rüden der Anderen Beichlüfle faffen, deren Legalität 
nachher nicht mehr anfechtbar ift. 

Was die Wahl der Zeit betrifft, jo kann ich nur fo viel aus⸗ 
Ipreien, daß ich die bisher wejentlih aus Gefälligfeit für die 

inzellandtage gewählte Zeit nicht für die richtige Halte. Wir 
fommen in jedem Jahre in die unangenehme Lage, daß wir nicht fertig 
find mit unferen Arbeiten, wenn die Jahreszeit und die Sonnenjtrablen 
mabnen, Berlin zu verlaflen, 

Daß die jegige Zeit eine unrichtig gewählte ift und daß der 
Reichſstag zwiichen den fänmtlichen parlamentarifchen Körperſchaften in 
diefer Beziehung als eine Art von Aſchenbrödel behandelt ift, dem zu. 
gefhoben wird, mas der Landtag nicht mag — daB ift eine Ein- 
rihtung, der ih mich, wenigftens fo weit mein Einfluß reicht, 
nicht Länger füge; e8 leidet meines Erachtens darunter aud 
die nationale reichsmäßige Entwidelung, wenn die einzelnen 
Länder und Landtage fih gewöhnen, die Reih3-Einrihtungen 
als ein Zugehör ihrer Partilular-Einrihtungen zu betradten, 
wenn Sie * nicht an den Gedanken gewöhnen, daß das Reich 
fein Anbau an das Gebäude der Einzelftaaten iſt, ſondern 
daß e8 die umfaſſende Wölbung ift, unter der die einzelnen 
Staaten in ihrer Gefammtheit wohnen und die zu pflegen 
die Aufgabe Aller ifl. Meines Erachtens bat das Neid das Ned, 
fih diejenige Zeit zu wählen, die überhaupt für parlamentarifche Ver⸗ 
ſammlungen in großen Städten die geeignethe fl. Das ift der Winter. 
Welchen Theil des Winterd man dazu wählen will, für welchen Theil 
des Winter die Wünſche in diefer Berfammlung und im Bundesrathe 
fi) vorzugsweife entfcheiden, das laſſe ich dahin geftellt. 

‚In diefem Jahre habe ich, während der preußifche Landtag bier ſaß, 
vielfah darauf gedrängt, daß der Reichstag früh genug berufen wurde, 
und ich babe, da ich nicht der Meinung bin, daß der Reichstag ganz rück⸗ 
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ſichtslos gegen die Landtage verfahren foll, Anftand genommen, Sr. Ro- 
jeftät dem Kaifer zu ratben, daß die früher gefchah, ald es gejchehen 
ift, weil von Seiten der Bertreter der Einzelitaaten der entgegengefckte 
Wunſch ſehr ſtark accentuirt wurde. Aber wenn wir auch rechtzeitig zu- 
fammenberufen waren, fo war es doch bei der heutigen Einrichtung in 
der That nicht möglich, zu der Zeit die nothwendigen Vorlagen in hin: 
reihendem Maaße fertig zu ftellen. Das Budgek fann nit mohl 
früher aufgeftellt werden, als nah Einſicht der Abſchlüſſe 
bes Vorjahres, nachdem man ein einigermaßen ſicheres Urtheil über 
die Reſultate des Vorjahres gewonnen J was bekanntlich kaum unter 
3 Monaten nach Abſchluß des vorigen Jahres möglich iſt. Man würde 
alſo, wenn man in der Zeit der Zuſammenkunft andere Einrichtungen 
trifft, vielleicht auch andere Einrichtungen im Beginn des Budget: 
jahres treffen müſſen, man würde es vielleicht um 3 Monate zu ver: 
legen haben, wa8 feine Schwierigkeit hat und viele Arbeit erfordert, aber 
doch nit fo viele Schwierigkeiten, wie von denjenigen behauptet wird, 
denen die Arbeiten zur Laft fallen, die damit verbunden find. Aus—⸗ 
führbar ift die Maßregel auh nah dem von mir eingeholten 
Zeugnifje des preußifchen Herrn Finanz-Miniſters, der ja die 
umfafjendfte Arbeit dabei haben würde, ſehr wohl, wenn es aud mit 
erheblichen Arbeiten verknüpft wäre. 

Ich kann für meine Stellung zur Sade als Reichskanzler 
nur die Erflärung geben, dag wir die Wünfche des Reichs— 
tages im Bundesrathe forgfältig erwägen und daß ich deren 
Berüdfihtigung Str. Majeſtät dem Kaifer aufs Dringlidfe 
und, wie ih glaube, mit Erfolg anrathen werde, daß aber, 
wenn wir mit den Wünfchen des Reihstages, auf deffen Kon: 
venienz ich ja gerne Rüdfiht nehme, einig find, feine Räd: 
fiht auf irgend eine partilulare Berfaffungsbeftimmung 
mich abhalten wird, Sr. Majeität dem Kaifer zu rathen, zu 
ber Zeit, über die wir einig find, den Reichſtag zu berufen 
Mögen die Partikularperfaſſungen in der Rihtung geändert 
werden, wenn e8 nöthig ift! Das iſt eine Aufforderung, die 
näher liegt, als daß die Inflitutionen des Reiches fich beugen 
follen unter die Bedürfniffe der einzelnen Staaten.“ 


Der Eintritt Elſaß⸗Lothringens in das dentſche Ver⸗ 
fafinugsleben. 


Gejepentwurf wegen Einführung der Berfaffung de} 
deutihen Reiches in Eljaß- Lothringen im Wefentlihen 
folgenden Inhalts: 


„Die VBerfaffung bes Deutfhen Reiches foll in Elſaß⸗-Lothringen 
vom 1. Januar 1874 in Wirkſamkeit treten; — ba8 Gebiet tes Ride 
landes Eljaß-Fothringen tritt ſomit dem in ber Berfaflung bezeichneten Vundes⸗ 
gebiete zu; — in Eljaß-Lothringen werben bis auf Weiteres funfzehn Ib- 
georbnete zum Deutſchen Reichstage gewählt; — das Wahlgefeg für 
den Deutſchen Reichstag tritt zu bem genannten Zeitpunkt in Kraft; (für Eſſaß⸗ 
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Lothringer, welche fih für die franzdfifhe Nationalität erflärt haben, 
aber nicht ausgewandert find, ruht die Berechtigung zum Wählen und zur Wähl- 
barkeit fo lange, als fie jene Erklärung vor ber zuftändigen Behörde nicht aus- 
drücklich zurädgenommen habeıt.) 

Auch nah Einführung der Verfaffung und bis zu anberweiter geſetzlicher 
Regelung kann der Kaifer unter Zuftimmung bes Bunbesrathes, während ber 
Reichstag nicht verfammelt ift, Verordnungen mit gefetslicher Kraft erlaſſen. Die- 
jelben dürfen Nichts beftimmen, was der Berfaffung oder ben in Elfaß-Lothringen 
geltenden Reichsgeſetzen zumiter ift unb fich nicht auf ſolche Angelegenheiten be- 
jieben, in welchen bie Zuſtimmung bes Reichstages erforderlich ift. Solche Ber- 
ordnungen find dem Reichstage bei deffen nächſtem Zufammentritt zur Genehmi- 
gung vorzulegen. Sie treten außer Kraft, jobald die Genehmigung verfagt wird.” 


Erklärung des Direftord der Verwaltung Elſaß-Lothringens 
Wirklihen Geheimen Ober⸗Regierungs-Raths Herzog: 
„Die Reichsregierung babe fich nicht verborgen, baß die Gewährung aller 
deuiſchen Staatsbürgerrechte an tie Elſäſſer in gewiffer Weife ein Wagniß fei. 
Es fehle jeder Anhalt, in welchem Sinne biejelben von dem Wahlıecht Gebrauch 
machen, welche Abgeorbneten fie in den Reichstag fchiden werden. Aber mögen 
bie Wahlen ausfallen wie fie wollen, die Regierung jei dennoch ter Anficht, daß 
bie Betbeiligung der Elſäſſer an dem politifhen Leben Deutfch- 
lands das befte Mittel fei, fie geiftig am ſchnellſten wieder zu un 
berüberzuzieben. In Betreff der Ausihließung derjenigen Elſaß⸗Lothringer, 
weiche für Frankreich optirt haben, vom Wahlrecht, erliärte der Vertreter ber Re⸗ 
gierung: Der bei weiten giößte Theil der fogenannten Optionserflärungen fei 
abgegeben worden, ohne ab damit die Abſicht der wirklichen Auswanderung ver» 
bunden war. Es laſſe fih dies aus der Thatfache ableiten, Daß von etwa 
160,000 Optanten nur etwa 40,000 oder 25 Prozent ausgewandert feien. Der 
überwiegende heil gab bie Erklärung ab, um thatjächlich des Schutzes und bes 
Borrechtes ber deutichen Staatsbürger zu genießen, zugleich aber ein Zeugniß zu 
baben, das bei einem eintretenden Umfchwung feinen franzöfiihen Patriotismus 
bocumentirte. ine ſolche Zmiefältigleit der nationalen Zugehörigleit befähige 
nit zur Ausübung des höchſten politiichen Ehrenrechts im Deutfchen Reich, weil 
beiorgt werben müſſe, vaß diejenigen, die fich für Franzoſen balten, wenn fie 
von dem Wahlrechte Gebrauh machen, es nicht gerade zur Förderung beuticher 
Intereffen ausüben würden. Und wenn man fonft mit völligem Gleichmuth er- 
warten dürfe, welcher politifchen Bartet die elſäſſiſchen Abgeordneten angehören 
werben, jo wäre e8 boch nicht paſſend und zuträglih, eine franzöfiihe Fraktion 
in tem Reichstage zu ſehen. Das befte und einfachſte Mittel, die Verhältniſſe 
Har zu ſtellen, ſei das in Vorſchlag gebrachte, es ven Betheiligten zu überlaffen, 
duich Zurädnahme ihrer früheren Sıffärung den Zweifel, ob fie ſich als beutfche 
Reicheangehörige betrachten oder nicht, zu befeitigen. Die Reicheregierung be» 
trachte Die Vorlage als einen beveutfamen Fortſchritt.“ 


16. Zuni. Erklärung des Fürften Bismarck: 


„Die Einrihtung, wonach der Reichstag zugleich auch der Landtag 
für die befonderen Angelegenheiten Elfaß-Lothringens jet, könne nur eine 
einftweilige fein, aus welcher die Regierung in Uebereinftimmung mit dem 
Neichstage peraußgulommen hoffe, wenn erſt die eljäjjifch-Lothringifchen 
Abgeordneten im Reichstage figen und an der Berathung fich betheiligen. 
Den ganzen Reichstag fortgefegt zur Vertretung eines Landes von 1. Mil 
lionen Einwohnern in Antpruch zu nehmen, dazu fei die Zeit de Reichs⸗ 
tages zu koftbar. Was aber die einftmeilige Befugniß des YBundesrathes zur 
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Geſetzgebung betreffe, jo müfle derfelbe das Bertrauen in Anfpruc nehmen, 
deß er die ihm propiſoriſch anzuvertrauende Einwirkung auf die Geſer⸗ 
ebung in ben Zwifchenzeiten nicht mißbrauchen werde, daß er fid mit 
em Reichstag, ohne den er die politifche Thätigkeit ja nicht einfeitig fort: 
fegen könne, nicht in Widerfpruch fege, daß die verbilndeten Regierungen 
ſich dem nicht ausfegen, daß ihre Sefammtbehandlung der Gefeggebung in 
der Zwiſchenzeit, ſowie der Neichötag wieder zujammentritt, aus dem 
Gefihtspunkte beurtbeilt wird: „Wie babt ihr nur dergleichen thım 
können, nachdem euch die Anfichten des Reichſtages befannt waren,” fondern 
dag man forgfältig erwägen werde, maß man nachher vor dem Reichstag 
werde rechtfertigen können. Es handele ſich um ein Geje über ein neues 
Proviforium; in diefer Beziehung möge man den verbündeten Regierungen 
und ihren Organen da8 Vertrauen gewähren, welches ihnen in anderen 
ebenfo wichtigen Angelegenheiten nicht verjagt worden ift.“ 


[Der Entwurf wurde unter Weglaffung der oben ein 
geflammerten Beitimmung in Betreff der Optanten ar 
genommen.) 


Freundſchafts⸗ und Handeld- Vertrag mit Perfien (ab- 
geichloffen während der Anwelenheit des Schah von 
Perſien in Berlin). 


22. Juni. Aeußerung des Fürften Bismarck im Reichstage. 


„Aus den Beftimnungen des Vertrag geht hervor, wie die Be 
ztehungen zwiſchen Perfien und Deutfchland Keime der Belebung in ſich 
tragen, die wir früher bei der Beiprechung der Frage, ob dort eine Ber 
tretung des Deutfchen Reiches eingeführt werden Tolle, nicht in em 
Maße zu erkennen vermochten. Der Bertrag enthält nicht blos Beſtim⸗ 
mungen über die Handelsbeziehungen, er enthält auch einige Andeutun 
über die politifchen Beziehungen Berfiens um Auslande ſowohl der 

enwart, wie der Zukunft. Es zeigt diefer Umftand an, daß in der neuften 
Bei die gegenjeitigen Beziehungen der Nationen auch die entfernteften 
änder der Welt mehr und mehr umfaflen und auch zwifchen diefen fi 
zu beleben beginnen, fo daß es ja nicht unmöglich ift, daß wir aud in 
jenen Gegenden, ich will nicht jagen direkte, politifche Intereflen bekommen, — 
wir fuchen uns fo viel wie möglich von folden, die fi) uns nicht von 
jelbft aufdrängen im Auslande, fern zu halten, — aber es ift doch möglich, 
daß die Verhältniffe in jenen Gegenden, fei e8 durch diefen Handeläver 
trag, ſei es durch die politische Entwidelung Afiens, eine höhere Bedeutung 
auch für unfere Intereſſen annehmen, wie bisher, jo daß e8 ung vielleidt 
wichtig wird, über die dortigen Borgänge genauer und direkter jederzeit 
unterrichtet zu fein, wie es biöher der Fall gemejen ift. Ich möchte da 
ber da8 Önde Haus bitten, bet Beiprechung dieje Vertrages vielleiht 
auch zugleich die Frage, die Sie mehrmals vorübergehend beichäftigt hat, 
wiederum ind Auge zu fallen, ob es ſich empfiehlt, eine diplomatifche ges 
genfeitige Bertretung zwiſchen Berfien und dem neuen Weiche einzurichten. 

on perfifher Seite wird, mie ich mich bei Anmefenheit Sr. Majeſtät 
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des Schahs hier habe Überzeugen können, die Deriiellung einer folchen 
Berbindung lebhaft gemwilnjcht, und es ift in Ausficht geftellt worden, daß 
von dort möglihft bald, ohne Ipegielle Briftbeftimmungen, eine perfifche 
Sefandtjeft bier eintreffen und bei dem Kaiferlichen Hofe afkreditirt 
werden würde.“ 


Errichtung des Reichs⸗Eiſenbahnamtes. 


Juni. Aeußerungen des Fürſten Bismarck bei der Berathung 
im Reichstage. 


„Nach dem Artikel 17 der Verfaſſung liegt Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
die Ueberwachung der Ausführung ber Bundesgejege ob, und für die Art, 
wie fie erfolgt, ıft nach demfelben Artikel der Reichskanzler verantwortlich, 
Die VBerfaffung gehört wohl in erfter Linie und vor Allem zu den Bundes» 

efegen, deren Ausfüihrung verlangt werden darf und überwacht werden 
An und wenn nun feit Jahren einer der bedeutendften und für den Ver⸗ 
fehr, für die öffentliche Wohlfahrt, für das Wohlbefinden des Publikums 
wichtigften Abfchnitte eine Ausführung fo gut wie gar nicht gefunden hat, 
fo laftet dies wie ein im Schuldbud) offenfiebenber Bofen auf dem Reichs⸗ 
fanzler, der den Anftoß zu geben haben witrbe. 

Es ift mir bisher trotz meiner Weberzeugung von dieſer obliegenden 
Pfliht und trotz meiner Anftrengungen bei der vielfah durch Krankheit 
durhbrochenen Thätigkeit nicht gelungen, der Erfüllung der mir geftellten 
Aufgabe näher zu treten, und —* die ſtarken a Arc die von 
Seiten des Reichstages an mich früher gelangt find, haben mir die nö» 
tbige Unterlage nicht gegeben, der ich bedurfte, um eine Vorlage der Res 
gierung zu Stande zu bringen. ch hoffe, daß die Hinderniffe, Die bisher 
obwalteten, gehoben fein werden, denn ich weiß, daß der jeßige Herr Hans 
del3- Minifter in Preußen mit mir vollftändig einverftanden darüber ift, 
wenn ich fage, daß ich diefen Antrag freudig, wie man langerfehnte Hülfs⸗ 
truppen begrüßt, meinerſeits begrüße. Ich bin feft entichloffen, fo weit 
mein amtlicher und mein perjönlicher Einfluß reicht, dem Antrag zur 
Seite zu ftehen, und bin den Herren Antragftellern weſentlich dankbar, 
wenn de mir helfen, mein fchwerbelaftetes, Tanzlerifches Gewiſſen durch 
Ausführung diejes Antrages zu erleichtern. — — 

— — Was uns fehlt, um den in der Berfaflung vorhandenen Bes 
ſtimmungen Nahdrud zu geben — das ift die Berechtigung zu einer Exe⸗ 
futive, zu einer — ſich meinethalben in dem engften Grenzen bewegenden 
Strafgemalt. Wenn bisher Etwas paffirte, was mit den Verfaſſungsbe⸗ 
Rimmungen im Widerfpruch fteht, fo hatte die Reichsbehörde keine weitere 
Möglichkeit, als an die betreffende Staatäregierung jr ichreiben und ihr 
augeinanderzufegen: in deinem Gebiete finden die und die Unregelmäßig- 
feiten in dem ifenbahnbetriebe ftatt, du würdeſt der Reichsverfaſſung 
entiprechen und uns und dem Publikum einen Gefallen thun, wenn du 
auf Abhülfe hinwirken wollteft. Damit ift in der Regel die Sache todt; 
die Megierung antwortet, die Sache kommt auf den Schreibeweg und wird 
eben nur von den Parteien felbft unterfucht. In der jetigen Ohnmacht 
und Machtlofigkeit laſſen Sie, wenn ih darum bitten darf, im Intereſſe 
der Würde des Reiches und feiner Verfaſſung die Reichsgewalt nicht ver» 
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barren! Sie bat bisher die Beftimmungen der Berfaflung in der Hand, 
fie hat aber feine Möglichkeit und Mittel, ihnen Anertennung und Gel, 
tung zu verjchaffen.“ 


25. Juni. Schluß der Seffion durch den Fürſten Biömard 
(im Sipungdfaale des Reichstages). 


Die Audeinanderjegung wegen der Kriegd- 
entihädigung. 
Aus der „National Zeitung.” 


„Der Charakter ber letzten Seifion des Heichstages läßt fi am Bellen be⸗ 
zeichnen mit ber Verfügung Über die Fünf Milliarden. Der größte Theil ber 
Thätigleit war biefer ſchwierigen Aufga gewidmet, und biefer Umftand hat ber 
legten Seffion das vorwiegende Gepräge finanzieller Operationen aufgebrüdt. — 

Borfichtiger Weile war bis zu einem gewiflen Grabe ſchon in ber früheren 
Seffion die Ausihüttung felbft in einigen grundſätzlichen Zügen vorbereitet 
worden. Die Kriegsentihäbigung mußte allererfi zum Erſatz der unmittelbaren 
Koften und Auslagen zum Zwecke ber Kriegfübrung bienen; ben hierzu nöthigen 
Betrag entnahmen ber ehemalige Norddeutſche Bunb und bie Sübftaaten vorweg, 
ein jeder Betheiligte nach Bebürfniß und unter dem Vorbehalt ber BVerrechnung 
auf feinen Antheil. An zweiter Stelle war anerlaunt, daß das Reich mit feinen 
eigenen Zweden voranging; fein Einzelftaat hatte ein Anrecht, über die unmittel- 
baren Kriegskoſten hinaus irgend etwas zu feiner eigenen Verfügung zu erhalten, 
fo lange nicht das Reich bie Liquidation feiner eigenen Bedürfniſſe für abge⸗ 
ſchloſſen erflärt hatte. Dagegen war indiret in Ausficht geftellt, daß der legte 
Reſt, welcher von allen Liquidationen frei bleibt, nicht für zulünftige Reichsaus- 
gaben auf unbeflimmte Zeit zuriidbebalten, Jonbern an die Einzelftaaten verwandt 
werden ſollte. Für die Bertbeilung dieſes letzten frei werbenten Heftes war ber 
Mafftab bereits feftgeftellt, nach dem tie Antheilsverhältniffe der Einzelſtaaten fid 
beftimmten. 

Auf biefen vereinbarten Grundlagen hat ſich die Auseinanderſetzung vol- 
zogen, und fo fehr auch während ber Vollziehung bes ſchwierigen Geſchäftes ein- 
zeine Anſprüche ſich durchkrenzten und bie geſonderten Intereffen ab uud zu ſcharj 
bervortraten, jo muß man doch nach dem Abichluß anerkennen, daß ein allieitig 
guter Wille obmaltete und bie jchwierige Arbeit fehr erleichtert. Die Abrech⸗ 
nungen erinnerten zuweilen an wenig erbauliche Berichte aus dem Schooße des 
ehemaligen Bunbestages, aber nur der äußere Anklang rief vorübergehend unliet 
Erinnerungen hervor, in dem Wefen der Abrehnung kann man ſich feinen 
größern und erfreulicderen Gegenſatz denken, als ben zwifchen bem kleinlichen 
Sinn, welcher bei unvergleichlich Fleineren Zahlen ben alten Bunbestag beberrichte, 
und zwifchen dem großartigen Stil, in welchem das neue Reich bie ſpröde Auf 
gabe beberrichte. 


Den reinſten Ausbrud biejes verbienftlichen Verhaltens giebt der Invafiden- 
fonde. Bon ſachverſtändiger Seite wurde geltend gemacht, daß bie für die In- 
validengehälter reſervirten 187 Millionen die vorforglichfte Berechnung und ängf- 
fichfte Berfiherung ber zukünftigen Ausgaben bei Weitem überftiegen, aber ber 
Reichstag hat einjtimmig die große Summe gebilligt, weil er den wahrſcheinlichen 
Ueberſchuß zufünftigen vedurfaiſen des Heiden gönnt. In demfelben Geifte find 
die Reſervate für Feftungen und andere Vertheidigungezwede, find an dem An- 
tbeile des Norbbeutihen Bundes die NRetabliffements für die Armee und Die 
Summen für Kafernen und andere militärifhe Bauten berechnet worben. 


Bielen war das Herz erleichtert, als ber letzte Strich unter ber Ausein- 
anberfegung gemacht und bie Bertheilung für immer beenbigt war. Au uuferer 
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großen Behiedigung bürfen wir e8 ausiprehen, daß das Reich aus ben ſchwie⸗ 
rigen Geſchäften derjenigen Art, welche jo häufig unter Nächten felbft Streit an- 
zuregen pflegt, mit erhöhtem Anſehen und befeftigter Einigung hervorgegangen ift.“ 


Die Wahlen in Elſaß⸗Lothringen. 
Aus ber „Provinzial- Korrespondenz“ vom 2. Juli. 


„In Elfaß-Lothringen haben foeben Wahlen zur Bezirks⸗ und Kreisvertretung 
ſtattgefunden. 

Dieſe Wahlen haben an und für ſich keine politiſche Bedeutung; denn in 
ben genannten Körperſchaften werden nicht politiſche Geſchäfte, ſondern lediglich 
die lokalen Intereſſen der einzelnen Landestheile wahrgenommen, wie etwa auf 
unferen Kreistagen. 

Es fonnte jedoch nicht fehlen, daß bie Wiberfacher der neuen Zuftände in 
dem Reichslande diefe Gelegenheit, wo die gefammte Bevölkerung zu einer allge» 
meinen öffentliden Willensäußerung aufgefordert war, nicht worlibergeben laffen 
würden, ohne ben Berfuch zu machen, bielem Wahlakt den Charalter einer deutſch⸗ 
feindlichen, politifch-oppofitionellen Kundgebung aufzubrüden. Die franzöftich ge- 
finnte unb von Frankreich ber geleitet fogenannte „Elſäſſiſche Liga” ift unabläffig 
tbätig, in ber elfälfiihen Bevöllerung den Wahn zu nähren, daß die jegigen Zus 
fände nur vorübergebente, bie Wiebervereinigung von Eifaß- Lothringen mit 
Sranfreih in kurzer Zeit bevorſtehend fei und daß es daher einer richtigen po⸗ 
itifchen Auffaffung, fowie dem Intereſſe aller Einzelnen in ber Bevölkerung 
entfpreche, fih auf irgend eine Bethriligung an den jetigen Einrichtunſen und 
öffentlichen Berhältniffen gar nicht einzulaffen. 

Nur in einzelnen großen Stäbten, wie Straßburg, follte daher eine aus- 
brüdliche Kundgebung der Feindſchaft gegen bie neuen Aufände durch die Wahl 
von Perfönlichkeiten, deren deutſch⸗feindliche Geſinnung befannt ſei, erfolgen. Im 
Uebrigen war das Beftreben ber reichsfeinblihen Partei vor Allem darauf ge- 
richtet, die Elfaß-Lothringer zu einer gänzliden Enthaltung von ben 
Wahlen zu beftimmen, zum Beweiſe, daß tie Bevölkerung dem öffentlichen 
Leben unter der neuen Regierung völlig fremb bleiben wolle. 

Die eljaß - Iothringifche Regierung bewährte diefen Beftrebungen gegenüber 
diejelbe Rube und wohl gegründete Zuverficht, welche alle ihre Echritie bezeichnet. 
Weit entfeint, dem feindlichen politifhen Zreiben ihrerfeits eine Agitation zum 
Zwede politifher Wahlen im deutſchen Sinne entgegenzufegen, beſchränkte fie 
fi darauf, die Bevölkerung darüber zu belchren, daß es fich bei dieſen Wahlen 
überhaupt nicht um Politik, fondern um die nächften, praktiſchen Angelegenheiten 
der Kreife und Bezirke handele, und daß vie Eljaß-Lothringer ihr Intereffe am 
beften wahren würden, wenn fie unabhängig von allen Neigungen für Deutich- 
land oder für Frankreich Männer wählten, welche geeignet und Willens feien, 
für das Wohl und bie Bebürfniffe des Landes nach befter Einfiht zu forgen. 

Auch aus der Bevölkerung ſelbſt trat noch im lebten Augenblide eine be⸗ 
fonnene Partei hervor, welche der Aufforderung zum Nicht-Wählen kräftig ent« 
gegentrat. In einem Aufrufe derſelben hieß es: 

„Wer uns räth, uns der Wahl zu enthalten, ober wer uns räth, Männer 
zu wählen, die ihre Aufgabe in vergebliden Demonftrationen, ftatt in rüdhalte- 
Iofer Arbeit ſehen, ber liebt biejes unfer Eifaß-Tothringen nicht aufrichtig, dem 
leben andere Zwede höher, als der innere Friede und die gebeihliche Entwicklung 
ber materiellen und geiftigen Intereffen biejes Landes. Sorgen wir für unfere 
Intereſſen — erfüllen wir unfere Bürgerpfliht — thun wir, was wir als ver- 
nünjtige und patriotifhe Eljäffer und Totbringer tbun müſſen — geben wir ein- 
mütbig zu ben Urnen — wählen wir jolde Männer, die ihren eigenen Ge⸗ 
ichäften bisher gut vorzuftehen mußten, denn wer feine eigenen Geſchäfte gut zu 
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verwalten verfteht, wirb aud für das Geſammtwohl feiner Mitbürger zu forgen 


viffen. 

Die elſaß⸗lothringiſche Bevöllerung bat in dem größten Theile des Lanbes 
biefen verflänbigen Rath befolgt und die Wahlen find überwiegen im Gimme 
einer gemäßigten und praltifhen Auffaffung der Dinge ausgefallen. 

Bon MW Kantonen haben etwa 75 von vornherein gültige Wahlen vol⸗ 
zogen: eigentlihe umfaffende Wahlenthaltungen baben faft nur in ben Gtäbter 
wie drüfbaufen und Colmar ftattgefunden und nur in erflerer mit einem aukge⸗ 
fprochen feindfeligen Eharalter. In Straßburg allein ift es zu einer pofttin 
feindlichen Wahl gelommen, inbem die Stimmen ber Mebrbeit auf bie vor 
Kurzem abgejetten Gemeinberäthe geriet wurben. Aber auch bier ſtaud ber 
Mehrheit eine höchſt beträchtliche Minderheit gegenüber, welche für befonnene 

änner flimmte. 

In hohem Grade Überrafhendb dagegen ift bie Größe ber 
Niederlage, welche die franzöſiſche Agitationspartei in dem aller 
größten Theile der länblihen Wahlbezirte erfahren bat. Je weiter 
von ben großen Stäbten entfernt, befto fachlidher und verfländiger wurben bie 
Wahlen ausgeführt. 

Diefes Ergebniß it um fo böber anzufchlagen, als fi bie ultramontane 
Partei in den Reichslanden mit der franzöfiichen Bartei verband, und bie Geifl- 
in ihren Einfluß großentheile zu Gunften der Wahlenthaltung geltend 
madıte. 

Der Ausfall der Wahlen ift unter ſolchen Verbältniffen vor Allem ein 
Zeugniß für ben gefunden praftifhen Sinn des elfaß-lothringifchen Bolled, 
Deldhes, unbeirrt durch alle politiiden Wühlereien, faft Überall Männer gemählt 
bat, denen es ben guten Willen und die Einficht zutraut, feine unmittelbarer 
Intereflen auch unter ben neuen Berhältniffen erfolgreich wahrzunehmen. 

In foldem Sinne allein wird die Regierung ber Reichslande gewiß bie 
Wahlen auffaffen und mwilllommen heißen: nicht als einen Sieg bet 
Deutſchthums oder auch nur einer bewußt beutfchfreundlihen Ge⸗ 
finnung, bazm ift e8 au früh, — wohl aber als bie Befefigung einer 
ſelbſtſtändig elfaß-Tothringifhen Geſinnung, welche entichloffen if, auf 
bem Boden ber Thatſachen das Wohl und Intereffe des Landes ernft wahr- 
zunehmen; — ſomit zugleich als eine entſchiedene Abwenbung von ber 
franzöſiſchen Wühlerei, welche bie Gefhide Elſaß-Lothringens fort 
und fort in bie politifhen Wirren und Gefahren Frankreichs hin- 
einzuziehen beftrebt ift. 

Die Regierung von Elfaß-Lothringen bat ſchon darin einen Beweis ber 
Kraft und des Sefbftvertrauen® gegeben, daß fie die Wahlen fo frei und une 
einflußt vor fi geben Tieß, wie fie unter franzöſiſcher Herrichaft niemals ftattge- 
funden hatten. a8 Ergebnif der Wahlen, das entichiedene Heroortreten einer 
ſelbſtſtändigen elfaß-lotbringifchen Partei kann die Regierung nur ermuthigen, auf 
dem bisherigen Wege ihrer wefentlich praftifchen Politik zunerfichtlich weiter vor- 
zugeben; denn fie darf hoffen, durch bie allfeitige wahrhafte Fürſorge für bie 
Landesintereffen immer fefteren Boden in ber Bendfferung zu gewinnen. 

Das Auffeimen einer wirklih deutſchen politifchen Gefinnung mag man 
getroft der Zukunft liberlaflen: das befle Mittel, um den politifchen Blick ber 
Beoöllerung immer mehr auf das Deutſche Reich und feine Angelegenheiten zu 
wenben, wirb bie eigene Theilnahme Cljaß-Lothringens an ber deutichen Reiche 
vertretung fein. j 

Fir jett Lönnen wir uns freudig daran genügen laſſen, daß bei den letzten 
Wahlen eine elfaß-lothringifche Partei die franzöfiiche Partei grundlich geihlagen 
bat, — zuverfichtlicher als je dürfen wir ber Zeit entgegenfeben, wo ans 
elfaß-lothringifhen eine wirkliche deutſche Neichepartei hervorgehen wird.” 
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5. September. Lebte Zahlung der franzöfiichen Kontribution. 
8. September. Räumung Verbund und Rüdfehr der legten deutjchen 
Truppen aus Frankreich. 


2. September. Enthüllung ded Siegesdenkmals in Berlin. 


Unmittelbar nah dem Moment der Enthüllung reitet 
Kailer Wilhelm zunächſt an Fürft Bismarck heran, um 
ihm mit herzlichen Worten erneuten Danf auszufprechen. 


Fraukreich und Deutſchland. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 10. September. 


„Dieſelben Tage, welche Deutſchland als patriotiſche Feſttage begangen hat, 
find in Frankreich mit frendigen gundg tungen gefeiert worden. Der Ausdruck 
nnjerer nationalen Genugthuung im Rückblick auf die Thaten und Errungen- 
fhaften der jüngften Jahre ift in franzöſiſchen Blättern mit dem befriedigten 
Hinweis auf ben fi jo eben vollziehenden gänzlichen Abſchluß ber unmittelbaren 
Folgen bed Kriege® erwidert worden. 

Frankreich hat in ber That reihen Grund, fi) der Thatiache zu freuen, 
daß ſchon jest, kaum brittehalb Fahre nah dem erſten Friedensſchluſſe, die voll⸗ 
fländige Abzahlung der Kriegsſchuld unb demzufolge die gänzliche Räumung fran« 
zöfifchen Gebietes erfolgen kann; Denn abgeſehen von ber felbftverfläublichen Be⸗ 
friedigung über die Befreiung des Landes von bem legten Reſt fremder Herrſchaft, 
ift zugleich die fo rafche Zahlung eines Betrages von 5 Milliarden ein Beweis 
wirtbichaftlicher Kraft, wie fie nur einem von der Natur bevorzugten und durch 
vielhundertjährige Entwidelung geförderten Lande innewohnen kann. Man wird 
es durchaus natürlich finden, daß bie Franzoſen fich Diefer glänzenden Erprobung 
ihrer finanziellen Kraft nach einem fchweren unb verhängnißvollen Kriege in 
hohem Maße erfreuen. 

Die Thatfache freilih, daß Frankreih im Stanbe war, bie ihm auferlegte 
Kriegsentſchädigung flatt in vier Jahren, wie zuerft beftimmt war, ſchon nad 
zwei Jahren völlig abzutragen und in derſelben Zeit noch ungeheure Summen 
auf die Wiederherfiellung feiner Armee zu verwenden, giebt vor Allem ben Be⸗ 
weis, daß bie finanziellen Forderungen, welche Deutihland an Frankreich geftellt 
hatte, feinesweges jo übertrieben und fo drüdend waren, wie beim Friebensichluffe 
auf vielen Seiten, beſonders in England, behauptet wurbe. Alle ängftlichen 
Borherjagungen, welche damals mit dem Echeine größter Autorität in Bezug auf 
den wirthſchaftlichen Ruin Frankreichs und auf gleichzeitige verhängnißvolle Er⸗ 
fütterungen des Weltgeldmarktes laut wurden, haben ſich als irrthümlich erwieſen. 

Für Deutichland fland bei den Friebensverhandlungen die Geldfrage von 
vornherein nur in zweiter Linie. Das Wichtigfte, worauf es dem Fürften Bis⸗ 
mard anlam, und was er vom September 1870 ab in allen Berbandlungen 
und Kundgebungen betonte, ba8 war bie Erlangung ficherer Bürgichaften eines 
künftigen dauernden Friedens durch die Aufrichtung fefter Bollwerke zur Abwehr 
nenen Friedensbruchs. Die eine diefer Bürgjchaften: die vollendete Einigung 
Deuntſchlands, hatte uns ſchon der Krieg gebracht, und fie war im Laufe beffelben 
feierlich befiegelt worden; — bie weitere Bürgichaft follte uns der Friedensſchluß 
bringen in der Wiedergewinnung ber alten deutſchen Grenzlande mit Straßburg 
und Mep. 

Die Kriegsentſchädigung, welche neben dieſer gewichtigften Friedensbedingung 
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Frankreich auferlegt wurbe, jollte Deutſchland zunähft nur für bie unmittelbaren 
und mittelbaren Schäben, die es an feiner nationalen Wohlfahrt durch ben Krieg 
erlitten hatte, ſoweit möglich Erfat gewähren, fowie ferner die Mittel barbieten, 
um bie militärifchen Sinrichtungen bes Reiches nach allen Richtungen wieder ju 
erneuern und zu vervollfländigen. Nicht um eine Bereicherung BDeutichlants, 
nicht um eine dauernde Schädigung Frankreichs durch eine uneriwinglice Laſt 
war es Deutſchland zu thun. 

Daß unſere Regierung bie wirthſchaftliche Kraft Frankreichs dabei nicht 
überfhätt hatte, wurde glei damals von ber franzöfifhen Regierung felber und 
von der Nationalverfammlung entihieben bezeugt. Herr Thiers ſprach mit 
voller Zuverfiht und mit Stolz von Frankreichs „ewiger Jugend“ und „uner- 
ſchöpflicher Kraft”, und ber Berichterftatter ber Rationalverfammlung fagte: Frank⸗ 
reichs Hülfsquellen feien groß genug, um aud jenen hoben Anforderungen zu 
genügen, vorausgefegt, daß Frankreich Entſchliekungen für die Zukunft faſſe, wi: 
fie fih ans der jüngften harten Prüfung ergeben, Entſchließungen, durch melde 
Frankreich ebenfo vor Revolutionen wie vor despotiſcher Herrſchaft bewahrt 
bleiben und eine Aera erufler Arbeit, wahrbafter Ordnung und Freiheit gefichert 
werde. 

Die in biefen Worten bezeichnete Politit ver damals begründeten Regierung, 
die von dem Präfidenten Thiers zmei Jahre hindurch mit großem Erfolge ge 
banbhabte Politif hat in der That Frankreich in den Stand gefekt, feine Ber- 
pflihtungen in ungeahnt raſcher Weile zu erfüllen. 

Unfere Regierung aber bat in Anerkennung bes befonnenen Geiftes, welcher 
in jener Bolitit zur Geltung gelangte, bereitwillig bie Hand dazu geboten, Franf- 
reich die Abtragung der Schulb zu erleichtern und bie Friſten der Anseinanver- 
ſetzung abzulürzen. 

Wie groß Frankreichs Nationalreichthum und ber auf bemfelben berubente 
Kredit des Yantes auch ift, fo würbe doch eine fo rafche Abwidelung, wie fie er- 
folgt ift, nimmer möglich geweſen fein, wenn nicht das ebenfo vertranens- wie 
rüdfichtswolle Verhalten unjerer Regierung die finanziellen Unternehmungen ber 
franzöfiihen Regierung unterflügt hätte. Nicht aus eigener finanzieller Kraft 
allein bat Frankreich die fünf Milliarden in fo kurzer Zeit abgetragen, fontern 
unter umfaffender Mitwirkung der Kapitalien ans allen Yändern. Die Zuverficht 
bes Auslandes abey wurde vernehmlich durch das Vertrauen, welches bie beutiche 
Regierung bei allen Berhandblungen walten ließ, begründet und geförbert. 

Auch die Occupation’ franzöftfchen Gebieten, welche jett zu Ende gebt, iR 
von deutſcher Seite mit allfeitig anerlannter Schonung und Rückſichtnahme durch⸗ 
geführt worden. Mit Recht fagt ein norbbeutiches Blatt: „Im Gruute willen 
wir von dieſer zweijährigen Occupation nicht viel mehr als die bloße Thatſache 
und daß biefelbe jett ihre Endſchaft erreiht. Aber — daß wir nidht mehr 
wiflen, ift ein ausgezeichnetes und höchſt ehrenvolles Zeugniß für die Truppen 
und beren Führer, denen bie unbankbare und ſchwierige Aufgabe zufiel, inmitten 
einer feinbfeligen Bevöllerung, gelaffen und ruhig den Garnifondienft wahre 
nehmen in täglicher Kriegsbereitichaft. Man kann von biefer Occupation nicht 
Rühmlicheres jagen, als daß man während ber zwei Jahre ihrer Damer im 
Grunde nichts Über fie gehört bat. — — Die Kunft beftandb barin, anf em 
flürmifches und aufregendes Drama einen möglichſt geräufchlojen Schiußalt folgen 
zu lafien, und auch dies ift ber deutichen SHeeresleitung ebenſo vollſtändig ge⸗ 
lungen, wie die kriegeriſche Aktion.“ 

Sranfreih wird nunmehr wieder fih ſelbſt überlaſſen fein, 
Deutihland wirb nah Löſung aller Berpflihdtungen Seitens 
* nkreichs und nach dem Abzuge der letzten Truppen von Verdun, 

eine anderen Beziehungen mehr zu dem großen Nachbarſtaate 
haben, als zu irgend einem anderen Lande. 

Wir werben der Entwickelung der inneren BVerhältniſſe Franl⸗ 
reichs durch alle Wechſelfälle mit voller Ruhe und Unbefangenbeit 
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folgen können. Je flärler und zuwerläffiger die thatſächlichen 
Bürgſchaften find, welche für pie Siherbeit des Deutihen Reiches 
in feiner iebigen Ausdehnung gewonnen worben, deſto aufridhtiger 
find unjere ünſche, daß Frankreich zw einer inneren Neu— 
vera tune gelangen möge, welde dem Lande „eine Aera wahr- 
after Ordnung und Freiheit” bringe und zugleih ben Welt- 
frieden fördern und befeftigen helfe.” 


22.—28. September. Beſuch des Könige Victor Emmanuel 
von Stalien in Berlin. 
Konferenzeri des Fürften Bismarck mit dem italienischen 
Minifter- Präfidenten Minghetti und dem Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten BiscontisBenofta. 


Die Bedeutung ded Beſuchs König Pictor 
Emmanuelß. 
Aus der „Provinzial- Correspondenz” vom 24. September. 


„König Bictor Emmanuel weilt ale Gaft an dem Hofe des Deutſchen 
Kaiſers; der Empfang aber, ber ihm bei und bereitet worden, wird ihn empfinden 
laffen, daß er zugleich der willlommene Gaft unferes Volles ift und daß die Be- 
weggrände, Gedanlken und Ziele, welche ihn gerabe jetzt nach Deutichland führen, 
im beutfchen Volle ebenjo wie auf Seiten unferer Regierung volllommen ge- 
wärbigt werben. 

Wie bei der Drei⸗Kaiſer⸗Zuſammenkunft im vorigen Jahre bie bloße That- 
fahe der fürftlihen Bereinigung überall als ein Ereigniß von mächtiger Be⸗ 
deutung und unmittelbarer Wirkung erlannt wurbe, fo ift es nicht minder bei 
dem jeßigen Beſuche Bictor Emmanuels am öfterreichifchen Kaiferbofe und bei 
unferem Kaifer der Kal. Die vierte Septemberwoche bes Jahres 1873 ſchließt 
fih in ibrer Pebentung für die Entwidelung der europäifhen Politik volllommen 
an bie zweite Septemberwode bes vorigen Jahres an. 

Der ftillihiweigende, aber durchaus verftänbliche und überall verftandene 
Friedensbund der drei Kaifer, ber jeit bem vorigen Jahre immer neue Beftätigung 
und innigere Befeftigung gefunden hat, übt feine Wirkung ſichtlich auch auf bie 
anderen großen Staaten, unb ber König von Italien hat es für feine fürftliche 
Aufgabe im Interefie feines Volles, wie der allgemeinen Politik erachtet, jenem 
großen und mächtigen Bunde für die Ruhe und den Frieden Europas offen und 
entichieden beizutreten. 

Wenn e8 für das neue Deutiche Reich eine befondere Genugthuung war, 
daß die ernfte und entichlofiene Friedenspolitik, welche der Deutſche Kaifer vom 
erften Augenblid auf das Reichsbanner gejchrieben hatte, ber Grundſtein wurbe, 
auf welhem eine neue fefte Gemeinſchaft auch zwiſchen Rußland und Defterreich 
erftand, fo barf e8 uns jeßt zu gleicher Befriedigung gereichen, daß das Vertrauen 
zu dem Ernft und der Kraft jener gemeinfamen Bofitit, welches den König 
Bictor&mmanuel nah Deutihland führt, zugleich ein neues und feftes Band 
zwifchen Italien und Oefterreih gefnüpft bat. Die Politik des Deutichen Reiche 
erhält eine neue Weihe durch bie immer innigere Bereinigung ber großen Staaten 
Europas zur Wahrung und Befefligung des Friedens auf den neugejchaffenen 
Grundlagen. 

Ie größer unb beruhigender bie Bebeutung biejer vertranensvollen Ueber⸗ 
einftimmung ber Regierungen ift, befto weniger braucht man nach befonderen, un⸗ 
mittelbaren politifchen Zweden ber fürftlihen Zufammenkunft zu forichen. 
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Man barf in diefer Beziehung freifich jett, wie im vorigen Sabre gewiß 
fein, daß die beiden mächtigen Monarchen und ihre bebentenben Gtaatemäuner 
nicht Zage lang in engerem Verkehr fein werben, ohne baß ihre grumbiälice 
Uebereinftimmung über die allgemeinen Ziele ber Politik fich auch in ber ver 
tranlihen Beſprechung der thatfählichen Aufgaben der Gegenwart und einer 
etwaigen Fünftigen Gefährbung bes Friedens bethätigen follte; aber es barf and 
jest hinzugefligt werben, daß zu beftimmteren biplomatiichen Bereinbarungen ein 
Anlaß nur vorliegen würbe, wenn von irgend einer Seite ber Friede bereits 
thatfächlih bedroht erichiene. 

Dies if zunächſt glüdlicher Weile nicht ber Sal, — und wenn hier und 
ba Bejorgniffe in — gewiſſer politiſcher Strömungen und Enwickelungen in 
anderen Staaten und ber etwaigen Folgen derſelben für den Frieben Europa’ 
aufgetaucht find, fo wird die Bedeutung ber neuen fürftlichen Beſuche in Wien 
und in Berlin vorausfichtlih Überall Mar erkannt und ernſt genug gewärbigt 
werben, um bie Kelme neuer Bennrubhigung alsbald zu erftiden. 

Der Beſuch bes Könige von Italien wirb als eine neue Bürgſchaft einer 
entfchtedenen und wirkſamen Friebenspolitit wie bei uns, fo überall freudig be 
grüßt werben.“ 


17.—23. Oktober. Beſuch Kaifer Wilhelms in Bien 
während der Weltausftellung, — mit ihm Fürft Bismard. 


Trinkſpruch des Katferd Franz Joſeph bei dem Feft 
mahl in der Hofburg am 21. Oftober. 


„Nachdem Mein innigfter Wunſch, Meinen lieben Freund und 
Bruder noch während der Weltausftellung in Wien willlommen heißen 
u lönnen, in Erfüllung gegangen ift, to erhebe Ich mit freudigem 
Deren und beftem Dante das Glas auf das Wohl Unſeres lieben 
ok Sr. Majeſtät der Deutfche Kaifer und König von Preufen 
ebe body!“ 


Ermwiderung Kailer Wilhelms: 


„Erlauben Mir Em. Majeftät, daß Ich auf die eben gehörten er 
bebenden Worte Deinen herzlihften und freundfchaftlichften Dazt 
ausſpreche. An diefen Dank reihe Ich den für die gaftliche und freund 
fchaftlihe Aufnahme, welche die Kaiferin, Meine Gemahlin, und 
Meine Kinder bier gefunden haben. Es ift Mir eine befondere Ge 
nugthuung, daß Ich den freundlichen Beſuch, den Ew. Majeflät in 
Berbindung mit Sr. Majeftät dem Kaifer von Rußland im vorigen 
Jahre in Berlin machten, noch während der Weltansftellung bier habe 
erwidern können. Die damals unter uns außgetaufchten freumdichaft- 
lihen Gefinnungen, die Ich hier jegt in vollem Maße wiedergefunden 
babe, find eine Bürgfchaft des europäifchen Friedens und der Wohl 
fahrt unferer Völker. Ich trinke auf das Wohl Sr. Majeftät des 
Kaiferd von Defterreih und Königs von Ungarn, Meines erhabenen 
Freundes und Bruders!“ 
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Wicdereintritt des Sürften Bismarck 
in Das Präjidium des Preußiſchen Staats-Miniſteriums. 
6. November. Erfranfung des Kaiſers. 


9. November. Abſchied des Feldmarfhalls Grafen von 
Roon ald Kriegs: Minifter. 


Allerhöchlte Drdre. 


„Sch kann Mich leider der Hebergeugung nicht verjchließen, daß Ihr 
wiederholte Gefuch um Uebertritt in den Ruheſtand durch Ihre leidende 
Geſundheit zu fehr begründet ift, um deſſen Gewährung ablehnen oder 
auch nur weiter verzögern zu können. Ich gemähre Ihnen daher — aber 
mit fohwerem Herzen — den gewünfchten Abjchied, inden Ich Sie hiers 
durch, unter Entbindung von der mit jo großer Auszeichnung befleideten 
Stellung ald Kriegs⸗Miniſter, mit der geſetzlichen Penflon zur Dispofition 
ftelle. — Sie tragen in diefem Verhältniß auch ferner die aktiven Dienft- 
eichen und verbleiben auch in der Lifte der aktiven General: Feldmars 
Säle, fo wie in Ihrem Verhältniß als Chef des Oftpreußifchen Füfilier- 
Regiments Nr. 33, damit Sie der Armee, auf deren Ehrentafeln Ihr 
Name fir alle Zeiten fteht, auch durch ein äußeres Band angehören, fo 
Lange Sie leben. — Ich danke Ihnen nochmal® warm und von ganzem 
Herzen für Alles, mas Sie in Ihrer langen Dienftzeit in allen Ihren 
innegehabten Stellungen für Meine Armee gethan haben. Vor allem aber 
nehmen Sie hier nohmal8 Meinen Königlihen Dank entgegen für Ihre 
Leiftungen für Mich und Meine Armee, ſeitdem Ich Ste zum Kriegs⸗ 
Minifter ernannte. Gie paben Mich bei Durchführung der Reorganiſation 
der Armee mit feltener Umficht, Konfequenz und Energie unter und 
die Früchte Ihrer fchweren Arbeit haben nicht auf fi warten laſſen. 
Zwei glorreiche Kriege haben die Tüchtigkeit unferer Kriegs» Inftitutionen 
bewährt, und bei der nunmehr erfolgten Vergrößerung des deere® ift es 
wiederum Ihr Werk gemefen, diefelbe in fürzefter Beit ins Reben zu rufen. 
— Mögen Sie fih nach Ihrer treuen Arbeit der mohlverdienten Ruhe 
noch lange erfreuen, und mögen Sie verfichert fein, daß Ich niemals aufs 
hören werde, Deinen in vielfach fchwerer und bemegter Zeit immer bes 
währten Kriegs⸗Miniſter in ebrender und dantender Erinnerung zu bes 


alten. — Als Andenken an den ſchweren Augenblid unferer Trennung 
ende ch Ihnen Meine Büfte in Marmor. 
Berlin, den 9. November 1873. gez, Wilhelm.“ 


9. November. Allerhöchſte Drdres in Betreff des Präs 
jidiumsd des Staatd-Miniftertumd (ſämmtlich unter 
Gontrafignatur ded Grafen zu Eulenburg). 

An den Bräfidenten des Staats» Minifteriumd, Generals 
Teldmarfhall Grafen von Roon. 


„Die Bewährung Ihres Geſuchs vom 5. d. M. um Enthebung von 
der Stellung als Präfident Meines Staats» Dlinifteriums will Ich Ihnen, 


Fürk Bitmard. fr. 89 
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in Betracht der von Ihnen angeführten Gründe, nicht länger vorenthalten. 
Indem Ih Sie daher von dieſem Amte bierdurh in Gnaden entbinde, 
ſpreche Ich Ihnen Meine volle Anerkennung und Meinen Königlichen 
Dank für die Dienfte aus, melde Sie, in treuer Hingebung auch als 
Präfident des Staat3-Minifteriums Mir geleiftet haben.“ 


An den Reichskanzler, Staats» und Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten Fürften von Bismard. 


„Nachdem Sie Sih auf Meinen Wunfch bereit erklärt haben, das 
Präſidium Meines Staats » Minifteriung, von welchem Ich den General: 
Feldmarſchall Grafen von Roon auf feinen Antrag entbunden babe, 
wiederum zu übernehmen, ernenne Ich Sie bierdurd) aufs Nene zum 
Präfidenten, und, Ihrem Antrage entiprechend, den Staats⸗ und Finanz 
Minifter Camphauſen zum Vize» Präftdenten Meines Staats» Minifte- 
riums. Letztern jege Ich hievon durch befondere Drdre in Kenntniß.“ 


An den Staats: Dinifter Camphauſen. 


„Nachdem Ich unter Entbindung des General: Feldmarjchalls Grafen 
von Roon von feinem Amte als Präfident Meines Staat3-Minifteriums 
diefe Stelle dem Reichskanzler und Minifter der auswärtigen Angelegen- 
beiten, Fürſten von Bismard, wieder übertragen habe, finde 
bewogen, Sie unter Beibehaltung Ihres Amtes als Finanz» Minifter zu- 
gleih zum Bize-Präfidenten Meines Staats» Minifteriums zu emennen.” 


An das Staats» Minifterium. 


„Das Staats» Minifterium benachrichtige Ich hierdurch, daß Ich durch 
Erlaffe vom heutigen Tage den General» Feldmarihall Grafen d. Roon, 
feinem Gefuche entiprechend, von dem Amte als Bräfident des Staats⸗ 
Miniſteriums entbunden, diefe Stellung dem Reichskanzler und Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten Fürften von Bismard neben feinen 
bisherigen Funktionen wieder übertragen und Mid; bemogen gefunden habe, 
den Staats-Minifter Camphaufen unter Belafjung der Leitung des 
Finanz⸗ Minifteriums zum Bize- Präfidenten des Staats⸗Miniſteriums zu 
ernennen.“ 


Bemerkungen der „PBrovinztal» Eorresponbenz.” 


„So hat denn ber Reichslanzler Fürft Bismard, nachdem er unterm 
21. Dezember v. I. auf feinen Antrag von dem Borfike im Staats- Minifterium 
entbanden mworben war, nunmehr auf den Wunfch bes Kaifers und Könige den⸗ 
felben wiederum übernommen. , 

Se. Majeſtät hatte bereits in dem Schreiben vom 1. Jannar d. J. au 
den Fürſten ausgeſprochen, mit wie ſchwerem Herzen er bem Antrage befjelden 
gewillfahrt babe, wie er Aber nach der geiftigen und körperlichen Anftrengung, 
welche in den zehn Jahren biefer Stellung von ihm verlangt worden, nicht babe 
anfteben können, dem Fürften die beantragte Erleichterung zu bewilligen. Weun 
ber König genehmige, daß berfelbe die mit fo ficherer und fefter Hand geführte 
Berwaltung Preußens nieberlege, fo werde er mit berjelben doch unter Fort⸗ 
führung ber politifhen Aufgaben Preußens in Verbindung mit denen ber beuticen 
Reichskanzler⸗Stellung in engftem Zuſammenhange bleiben. Se. Majeflät ſprach 
ſchließlich den Wunfh aus, daß die dem Fürften gewährten geſchäftkichen Er⸗ 
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feihterungen bie Kräftigung feiner Geſundheit fichern möchten, bamit er noch 
länger bem engeren unb weiteren Baterlande feine bewährten Dienfte widmen könne. 

Der Feldmarſchall Graf von Roon murbe in Uebereinftimmung mit ben 
Wünſchen des Fürften Bismard damals mit dem Präfipium bes Staate- 
Miniſteriums betraut. — | 

Nachdem ber bisherige Minifter- Präfident Graf von Roon aus dringenden 
Gefunbheitsrüdfichten nunmehr fein Abichiebsgefuch angelegentlichft erneuert hatte 
und Se. Majeſtät ihm bie Entlaffung nicht ferner zu bertagen vermochte, trat 
von Renem der lebhafte Wunich in den Borbergrund, daß Fürft Bismard ſelbſt 
das Präſidium wieber libernehme. 

Es konnte dies felbftverftänblich nur gefhehen, wenn ihm bie unerläßliche 
Erleichterung, welche er zuvor nur in ber Nieberlegung bes Präfibiums finden zu 
Önnen geglaubt hatte, burh eine andere Einrichtung im Präfipium 
jelbf, durch eine wefentlihe Abbürdung der Gefhäftslaft deifelben 
gewährt wurbe. 

In folder Abficht ift neben bem Präfidenten des Staats-Minifteriums roch 
ein Vize⸗Präſident defſelben eingefettt und zu dieſer Stellung der Finanz- 
Ninifter Camphauſen unter Belafjung an ber Spike der Finanzverwaltung 
berufen worben. 

Es handelt fih bei dieſer Einrichtung vor Allem barum, dem 
Reihlanzler die obere Leitung ber preußiihen Berwaltung im Zu- 
jammenbange mit der Reihspolitil zu ermöglichen, obne daß die 
täglihde Sorge und Berantwortung für die mannigfahen bejon- 
deren Aufgaben bes preußiſchen Minifterinums feine Kraft zer— 
iplittere und aufretbe. 

Der Präſident des Staats-Minifteriums wird ber preußifchen 
Berwaltung auch ferner Ziel und Richtung im Uebereinſtimmung 
mit den Aufgaben der allgemeinen Politik anweifen; dem Bize- 
Präfidenten wird im fleten Einvernehmen mit dem Präfidenten 
bie bebeutenbe und ehrenvolle Aufgabe zufallen, ben Bang in 
allen Zweigen ber Verwaltung in fteter Harmonie mit den leiten- 
Geſichtspunkten und den Erforderniffen der Gefammtpolitif zu 
erhalten.” 


4. November. Neuwahlen zum Abgeorbnetenhaufe. 


12. November. Eröffunng des Landtages. 


Aus der Sröffnungdrede ded Vice-Präfidenten des Staats⸗ 
Miniftertumd, Finanz» Minifterd Camphauſen. 

— „Se. Majeftät bedauern lebhaft, diefen bedeutungsvollen Akt nicht 
Allerhöchſtſelbſt vollziehen x fönnen, um jo mehr, al® das Haus der 
Abgeordneten aus neuen Wahlen hervorgegangen ift. Namens Sr. Mas 
jeſtät fpreche ih den Wunſch und die Sofmung aus, daß der Staatsres 
gierung bei der meiteren Durchführung ihrer wichtigen Aufgaben die ver- 
trauenspolle Unterftügung des Landtages nicht fehlen und der Ernft und 
die Bemeinfchaft des Strebens zur Duelle jegengreiher Entwidelung der 
Staatseinrichtungen werde. 

In der Stimmung, welche bei den jüngften Wahlen entjcheidend ge 
waltet hat, glaubt die Negierung Sr. Dojeiät den Ausdrud der Billi⸗ 
gung der in der Geſetzgebung betretenen Bahnen finden zu dürfen: fie 
iſt entichlofien, diefe Bahnen ruhig und feſt weiter zu verfolgen. 

39% 
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Aus dem Entwurfe zum Staatshaushalts-Etat für 1874 werden 
Sie erjehen, daß die Finanzlage Preußens eine durchaus befriedigende iſt. 

Die Staatsfhuld ift durch die Sinangmaßregein der legten Jahre 
beträchtlich vermindert worden. Ein erheblicher Ueberſchuß fteht aus dem 
abgelaufenen Yinanzjahre zur Verfügung. Durch die Erleichterung in den 
Gteuerleiftungen der unterften Vollsklaſſen wird allerdings mit dem nächſten 
Jahre ein Ausfall in den Einnahmen eintreten, und weiter führt die 
Steigerung der Arbeitslöhne und des Preiſes faſt aller Materialien zu 
einem Anwachſen der Ausgaben, welches bei wichtigen Zweigen des Staats⸗ 
einkommens die Erträge ſchmälert. 

Gleichwohl Laffen die zur Verfügung ftehenden ‘Mittel es zu, aud 
für das Jahr 1874 den hervorgetretenen erweiterten Bedürfniffen auf 
allen Gebieten der Staatöverwaltung in reihem Maße gerecht zu werden. 

Insbeſondere wird e8 möglich fein, große Summen für die Ber: 
befferung der dem allgemeinen Verkehr dienenden Anftalten bereit & ftellen, 
namentlich auch die Regulirung der fchiffbaren Ströme und die Eröffnung 
neuer Waflerftraßen fräftig zu fördern. — — 

Die in der legten Seffion beratbenen Gefege, durch welche die Be 
iehungen des Staates zu deu großen Kirchengemeinſchaften klarer und 
N er als — geregelt worden find, haben zum Bedauern der Stagats⸗ 
regierung bei den Bitchöfen der römiſch⸗katholiſchen Kirche einen unberech⸗ 
tigten Widerſtand gefunden. 

Ye mehr die Wegierung Seiner Majeltät von der Weberzeugun 
durchdrungen iſt, daß daß religiöfe Xeben der verfchiedenen SKonfeffionen 
dur dieſe Gejege in keiner Weife gefährdet wird, um fo entijchiedener 
wird die Regierung, unbeirrt durch jenen Widerſpruch, die Geſetze auch 
ferner zur Durchführung bringen und alle weiter erforderlichen Schritte 
rechtzeitig folgen lafjen, um die ihrer Obhut anvertrauten Intereſſen vor 
Schädigung zu wahren. Sie ift überzeugt, daß fie bei der Löſung diefer 
Aufgabe auf die Fräftige Unterſtützung der Landesvertretung rechnen darfj. 

Meine Herren! Die zahlreihen und wichtigen Arbeiten, welche Ihrer 
barren, werden nicht ohne neue lebhafte Kämpfe erledigt werden. Aber 
die Gefchichte Preußens und befonder8 die parlamentarifche Gefchichte der 
legten Jahre giebt Zeugniß, daß die TYandesvertretung in fefter Gemein 
[neft mit der Regierung das für das StaatSwohl Unerläßliche im rechten 

ugenblide durchzuführen bereit if. Das Bewußtſein, daß die Regierung 
Seiner Majeftät ebenfo wie die Landesvertretung, auch da wo fie lebhaften 
Strömungen in einem Theile der Bevölkerung entgegenzumirfen genöthigt 
find, nur von dem Streben für da8 Heil der Gefammtheit geleitet werden, 
wird der Außgleichung der augenblidlichen Begenfäge zum Stüßpunfte dienen. 

Möge der verfühnende Geift der Liebe zum gemeinfamen Baterlande 
auch bei den Arbeiten diejes Landtages ſegensreich walten.“ 


Beränderte Parteiftellung im neuen Abgeord— 
netenhaufe. 


„Provinzial« Korrespondenz“ vom 12. November. 
„Die Stellung der Parteien im Abgeordnetenhauſe ift durch Die Remwahlen 
wefentlich veränbert worben. 
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Während im vorigen Haufe zwei große Öruppen etwa in gleicher Stärke 
einander gegenüberftanden, rechts bie verjchiedenen Lonfervativen Fraktionen, 
lints die Liberalen Parteien, zwifchen denfelben in geringerer Stärke bie Frak⸗ 
tionen mit firhliden oder anderen Sonberinterefjen CRatbofiten, Polen u. |. w.), 
während mithin feither weber die Tonfervative, noch bie liberale Seite für ſich 
allein das Uebergewicht hatte und baber Feine Partei ihre VBeftrebungen felbft- 
ſtändig zur Geltung zu bringen vermochte, — ift in bem neuen Haufe bie fiberale 
Partei in der Bereinigung ihrer verfchiedenen Fraktionen zahlreih genug, um 
eine ſelbſtſtändige parlamentarifhe Stellung einzunehmen. Ihr gegenüber 
würde als nächſt mächtige Gruppe bie Tatholiihe Partei mit ihren natürlichen 
Bunbesgenofien, ven Polen, in Betracht kommen, unb nach diefen erft die Gruppe 
ber fonfervativen Fraktionen. Die liberalen Mittelparteien werben ben 
entiheibenden Einfluß auf die Beſchlüſſe des Haufes üben, je 
nachdem fie ihr Gewicht im Berein mit der Fortfchrittspartei ober 
im Zufammengeben mit ben regierungsfreunblihen Konfervativen 
geltend maden wollen. 

Es drängt fih nun die Frage auf: wie wirb das neue Madtverbält- 
niß der Parteien auf die politifhe Haltung derſelben und auf ihre 
Stellung zur Regierung wirken? — melde Solgen wird bie eingetretene 
Beränberung für das fernere Zuſammenwirken ber Landesvertretung mit ber Re- 
eng und demgemäß für bie praltifchen Erfolge der parlamentarifhen Thätig⸗ 

it haben 

Die Staatsregierung giebt burch bie Eröffnungsrebe ihre Hoffnung zu er- 
fennen, baß ihr bie vertrauensvolle Unterftügung bes Landtages auch bei ber 
weiteren Durchführung ihrer wichtigen Aufgaben nicht fehlen werde. Sie ftükt 
biefe Hoffnung auf Die Stimmung bes Volles, welche bei den Wahlen entjcheidend 
gewaltet bat unb in welder fie den Ausdruck der Billigung ber in ber Gejeß- 
gebung betretenen Bahnen findet. 

Die Staatsregierung ertennt in bem Ergebniſſe der Wahlen 
nit jowohl eine Kundgebung politifer Parteiauffaffungen, als 
eine Kundgebung des Einverſtändniſſes ber großen Mehrheit des 
Landes mit den Auffajiungen und Zielen, welde die Regierung 
bei den widtigen Aufgaben der Geſetzgebung ſeither feftge- 
balten bat. 

In der That hatte fich bie gefammte MWahlbewegung bieemal nicht nad 
allgemeinen PBarteiprogrammıen geftaltet; ber Wahllampf hatte fich wielmehr anf 
die eine praltiſche Frage zugeipitt, wie fih bie Wähler und bie zu 
Wählenden in bem weiteren Kampfe zwifdhen Staat unb Jirde 
ftellen wollten. Danah wurden alle Kantivaturen von ber einen und von 
ber anderen Seite gewogen und alle diejenigen ausgefchloffen, welche den Wählern 
in diefer Beziehung nicht genligendes Vertrauen einflößten. 

Deshalb gerade hat die fonfervative Bartei eine fo ſchwere Nieberlage bei 
ben Wahlen erlitten, weil die Bevöllerung überall die entichiedene Unterſtützun 
der Regierung in dem Kampfe gegen bie römischen Anmaßungen als unerfäßfie 
erfannt hatte, die Wortführer der alt-Eonfervativen Partei aber auch nach dem 
Abſchluſſe der Kirchengejege immer offener in Gegenfag zur Regierung getreten 
waren. Wenn bie evangelifche Bevöllerung in ben meiften auch ländlichen Wahl⸗ 
freifen davon durchdrungen war, daß e8 in bem Kampfe zwifchen Rom und 
Preußen darauf anfomme, fett zur Regierung des Königs zu fteben, wie hätte 
fie bei den Wahlen Denen folgen fönnen, welche feit Jahr und Tag vom angeblich 
tonfervativen Stanbpuntte das geſammte Vorgehen ber Regierung auf's Schärfite 
verurtbeilten. 

Die Wahlen haben gezeigt, daß unfer evangelifhes Bolt feine 
kirchlichen Intereſſen denn bod anders verfteht, als das es ji 
ale Nachtrab des ultramontanen Heeres im Kampfe gegen bie 
preußifhe Krone mißbrauden Iaffen follte. 








614 
1873. 


Das Mißtrauen, weldes bie Haltung ber „Alt- Konfervativen“ überall 
hervorgerufen hatte, dehnte fich theilweile auf die fonfernativen Kandidaten über 
ha upt aus und erfchwerte auch die Wahl folder Konfervativen, welche zur vollen 
Unterſtützung der Regierung bereit waren. 

Wie aber die Niederlage ver Konfervativen vor Allem burd ihre Stellung 

egen bie Regierungspolitit herbeigeführt wurbe, fo bat ambererfeits die liberale 

Brtei ihre Wahlftege zum großen Theil ver Entichiebenbeit zu banken, wit 
welcher fie die Unterftilgung der Regierung in dem Kampfe gegen Rom auf ihre 
Fahne geichrieben hatte. Bor diefem unmittelbar praktiſchen Löfungsworte traten 
alle bloßen liberalen Parteiforberungen in den Hintergrund, und das Lofung® 
wort wirkte in der ländlichen Bevölkerung einzelner Provinzen, namentfid) in dem 
evangeliigen Sachſen, in Preußen und Pommern mit Überwältigender Kraft. 

So barf denn bie Regierung mit gutem Hecht auf die Stimmungen, welde 
bei den Wahlen entſcheidend gewaltet haben, die Hoffnung gründen, aud in dem 
neuen Abgeorbnetenhaufe ungeachtet feiner völlig veränderten Zufammenjckung 
u neolke Unterſtützung zur weiteren Durchführung ihrer Aufgaben zu 

nden. . 
Die Regierung fünbigt in ber Eröffnungsrebe an, daß fie bie feither in 
ber Geſetzgebung betretenen Bahnen rubig und fefl weiter verfolgen 
werbe; fie will insbefonbere nicht blos die erlaffenen kirchlichen Geſetze entſchieden 
zur Durchführung bringen, fonbern alle weiter erforderlichen Schritte rechtzeitig 
folgen lafjen, um bie ihrer Obhut anvertrauten Intereffen vor Schädigung zu 
wahren; — fie will ferner bie Reform der inneren Verwaltung aud in ben 
höheren Inftanzen nad benfelben Grundfäten, welche bei der Kreisorbnung maß 
gebend waren, weiter burchführen. 

Die Grundſätze, nach welchen bie Regierung ihre Aufgaben weiter zu er 
füllen gebentt, liegen in jeber Beziehung Mar vor. Der Minifter bes Innern 
wies in der vorigen Seifton Darauf bin, daß das jetige Minifterium in ben zebn 
Jahren feines Beſtandes Aufgaben zu Idfen gehabt, wie kaum ein anderes Ri- 
nifterium des preußiſchen Staates; — das Niniferum ſei an biefelben beran- 
getreten mit vollen konſervativen Anfhauungen unb Geſinnungen; 
es babe die Aufgaben nur löſen können und wolle fie weiter löjen, 
indem e8 aus konſervativen Gefinnungen berans nicht mit liber«- 
Iifirenden, aber mit liberalen, db. h. wahrhaft freifinnigen Ge— 
feßen regiere. 

Die Hoffnung der Regierung, auf biejen Bahnen auch ferner erfolge 
vorwärts zu fchreiten, beruht auf ber Annahme, baß ber größere Theil ber 
Tiberalen Partei, daß namentlih bie National-Fiberalen ebenſo wie in ben lekten 
Seffionen in Gemeinſchaft mit ben gemäßigt Konfervativen praltifch Hand an- 
va werben, um bie Entwidelung Preußens in bem erwähnten Sinne zu 

rdern. 

Unter ven konſervativen Mitgliedern des neuen Abgeordnetenhauſes werden 
nur fehr wenige fein, welche nicht bereit wären, ber Regierung auf ben betretenen 
Bahnen zu folgen. 

Bon der Haltung der großen liberalen Mittelparteien mirb 
ac in wie weitbie Hoffnung ber Regierung in Erfüllung 

eben foll. 

8 Die genannten Parteien find fi nach allen bisherigen Aeußerungen ber 
wichtigen unb verantwortungsvollen Stellung, welche ihnen der Wahlfieg zuge 
wieſen bat, vollfommen bewußt. Eins ber bebeutenpfien Organe berfelben weik 
baranf bin: Der fiherfte Anhalt für die liberalen Abgeordneten werbe bie Be 
achtung der Stimmung fein, aus welcher die Wahlen hervorgegangen feier. 
Nicht als unbedingt minifterielle Partei feien die Liberalen gewählt, aber ebenſe 
wenig, um etwa ohne Rüdficht auf bie Stellung der Regierung eigene Pelitil 
zu treiben. Die Meinung ber großen Mehrzahl ber Bevölkerung fei 
dahin gegangen, daß bie liberale Partei im Abgeorbnetenhanfe 
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und bie Regierung Hand in Hand in Hand geben werben. Wenn 
e8 wider Berboffen zum Brude kommen follte, fo werbe bie Zu- 
kunft Dem gehören, der die meifte Billigfeit, Mäßigung und ver- 
Ränbiget Entgegenfommen gezeigt habe. 

enn die Mehrheit des Abgeorpnetenbaufes ſich in Wahrheit 
von diefen Auffaffungen leiten läßt, fo wird, wie bie Thronrede 
in Ausfidt nimmt, „bie Semeinfhaft des Strebens zwiſchen Re- 
gierung und Landesvertretung zur Quelle fegensreiher Ent- 
widelung der Staatseinrihtungen werben.“ 


Zum Wechſel im Präſidinm des Staats-Minifteriums. 


22. November. Erklärungen des Vice-Präſidenten des Staats⸗ 
Miniſteriums Finanz⸗Miniſters Camphaufen 

auf eine Interpellation des Abg. Dr. Windthorſt: 

„Was iſt über die Abgrenzung des Wirkungskreiſes des Präſidenten 
und des neugeſchaffenen Vice⸗Präſidenten zu einander und gegenüber 
dem Staats⸗Miniſterium feſtgeſetzt?“ 

Bei der Begründung dieſes Antrages in ber Sitzung vom 22. d. M. 
nahm ber Abg. Dr. Windthorſt Bezug auf die Auslegungen bes 
betreffenden Vorgangs in beutfhen und englifchen Zeitungen, nach 
welchen e8 ein Borgang von immenjer Bedeutung fet, durch welchen 


die Berantwortlichleit ber einzelnen Minifter in hohem Grabe be- 
rührt werbe. 


Der Minifter Camphaufen erwiderte darauf: 


„Ich bedauere, daß ich die immenje Bedeutung als eine Illuſion 
bezeichnen muß. Die Aenderungen, die wegen der formellen Leitung der 
Geſchäfte des Staats-Miniſteriums getroffen find, haben das Staats⸗ 
Minifterium zu Feſtſetzungen, wie fie hier in Frage geftellt werden, nicht 
veranlagt. Wir würden ſolche Feftiegung als ein Internum des Staats⸗ 
Miniſteriums betrachten; vorbehaltlich natürlich, daß die Beziehungen zur 
Landedvertretung in keinem Punkte alterirt werden. Es ih ein völliger 
Irrthum, als wenn das Staat3-Minifterium aufgehört habe, als Kolle- 
Bin zu fungiren; es wird als Kollegium nach wie vor feine Beſchlüſſe 
ayjen.” 

Auf weitere Ausführungen fatholiicher Redner in Betreff 
der großen Wichtigkeit der eingetretenen Veränderung er« 
wiberte der Minifter Camphauſen Folgendes: 


„Ich babe vorher vermieden, eine lange Rede zu halten. Ich babe 
geglaubt, mit kurzen Worten mich ganz deutlich auszufprechen. Nach der 
eben vernommenen Rede finde ich mich aber veranlaßt, nochmals zu 
wiederholen, daß in Bezug auf die Verantwortlichkeit der ein» 
zelnen Minifter im preußifchen Staate abfolut nichts geändert 
iſt, daß die Berantwortlichleit eines jeden Reſſort⸗Chefs für 
fein Reffort nad wie vor fortbefteht, dag die Beſchlüſſe, die 
Seitens de3 Staats» Minifteriums zu faffen find, die ihm vers» 
faffungsmäßig oder durch Geſetz überwieſen find, nad der 
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Majorität der Stimmen gefaßt werden, und daß bei dieſer 
Stimmgebung weder der Minifter-Präfident, nod der Mi: 
niftersBizepräfident irgendwie Anfprud darauf maden, daß 
ihrer Stimme ein höherer Werth beigelegt werde, wie jeder 
anderen. Im Gegentheil, meine Herren, wir find der VBerantwortlictet, 
die ‘Jeder von und ji tragen bat, uns heute mehr und flärker, oder doch 
eben fo fehr und eben fo ftarf bewußt, als jemals zuvor. Es beruhte 
auf dem einftimmigen Wunſch aller Minifter, daß der Fürft 
Bismard ſich bat bewogen finden laſſen, das PBräfidium 
wieder zu übernehmen; e8 beruht auf dem einflimmigen 
Wunſche fämmtliher betheiligten Minifter, Daß ich es über: 
nommen babe, ihm die Laſt diefer Geſchäftsführung bis auf 
einen gewiffen Grad zu erleichtern. Einftehben für die polis 
tifhe Seite der Handlungen werden wir nad wie vor alle 
pufommen, und wenn der Fall eintritt, daß es im JIntereſſe 
es Landes liegen möchte, und mobil zu maden, fo werden 
Sie ſehen, wie raſch ich darauf eingeben werde.“ 


1874. 10. Sanuar. Neuwahlen zum Reichstage. 
Die Wahlen und die deutfhe Wehrverfafjung. 


„Brovinzial« Correspondenz”“ vom 7. Januar. 


„Die Wahlbewegung für ben beutichen Reichstag wird, wie es nicht andert 
fein Tann, vorzugsweile durch ben gewaltigen Gegenfatz beberricht, welcher gegen- 
wärtig das gejammte politiihe Leben Deutſchlands erfüllt, durch den Gegenfat 
des deutſchen nationalen Geiſtes gegen bie reichsfeindlichen ultramontanen Be 
firebungen. „Sie Welf, hie Waiblingen“ ift die Lofung, welche von Nenem in 
allen Wahlkreifen ertönt: zmifchen ber römiſchen und ber beutichen Gefinuung 
wird ber Wahllampf borzugemeile ausgefochten. 

Während aber das beutich-nationale Bewußtſein fih vor Allem in be 
Richtung gegen bie päpftlihen Anfprliche bethätigen fol, liegt bie Gefahr nahe, 
baß eine andere überaus wichtige und entſcheidende Seite unferer nationalen 
Aufgabe und Pflicht bei den Wahlen nicht gebührend zur Beachtung und Geltung 
gelange. 

Bei benbiesmaligen Wahlen wird Das deutſche Volk beſondert 
auch dafür Sorge tragen müffen, daß ber Regierung bes Dentiden 
Kaifers im Reihstage eine Mehrheit zur Seite ſtehe, welde fek 
entihloffen if, die Grundlage ber neu gewonnenen beutjden 
Macht, die einheitlihe Wehrkraft des Reiches, unangetaftet zu er- 
halten und unwiderruflich zu befefligen. 

Einen größeren Vortheil könnten die Feinde bes Deutſchen Reiches mit er- 
ringen, als wenn unter bem ausſchließlichen Einfufe der Gefichtepunktg des 
kirchlich⸗ politiſchen Kampfes eine größere Anzahl von Männern in ben Reichttag 
ewählt würbe, welche zwar in den kirchlichen Kragen die Regierung zu unter 

üten bereit wären, bagegen in Bezug auf die Wehrverfaflung des Reichet auf 
dem Standpunkte der früheren Oppofition flänben und in biefer Frage gemeinjame 
Sade mit den Gegnern unferer nationalen Größe machten. 

Man beachte nur bie Verechnungen und Hoffnungen ber reichsfeindlichen 
Blätter innerhalb und außerhalb Deutſchlands. Die Berechnungen finb won vera 
herein nicht baranf gerichtet, daß etwa die ultramontanen und fonftigen Gegner 
ber nationalen Entwidelung an unb für fich eine Mebrbeit erringen unten; 
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wohl aber gehen die Hoffnungen bahin, baß neben einer ſtarken Schaar grunde 
jäglicher Gegner der Reichspolitik noch eine erhebliche Anzahl von Abgeordneten 
in den Reichstag gelange, welche aus demokratiſchem Parteiintereffe geneigt find, 
ber NReichsregierung, namentlich auf bem Gebiete der Militäreinrichtungen ent- 
gegenzuwirlen unb dadurch bie weitere Entwidelung der deutſchen Macht zu lähmen. 

Eine Schädigung ober auch nur eine Hemmung ber Reichspolitif auf dieſem 
Gebiete würde von ber ſchwerſten Bedeutung für die Wohlfahrt bes geſammten 
deutichen Bolles fein, und Jeder, ber bie ruhige und fichere Entwidelung bes 
Reiches ſowohl in politifher Beziehung, wie auch in Bezug auf bie gewerbliche 
Thätigleit bes Volkes förtern will, muß bei den Wahlen dazu mitwirken, jebe 
Erihütterung ber mühjam gewonnenen Grundlagen unjerer Macht zu verblten. 

Mit voller Zuverfiht dürfen wir auf bie Machtmittel bliden, welche wir 
in unferer wunderbar erprobten Wehrverfaffung befiten. Die Zuverficht ift er- 
böht durch die große Gemeinſchaft einer entichloffenen Friedenspolitik, welche von 
ber Drei-Kaijer-Zufammentunft an fih in den fürftlihen Begegnungen bes 
vorigen Iahres immer fefter und inniger geftaltet bat. 

Aber wenn es ber beutichen Politit vergönnt war, ben erften Grunb zu 
einem ſolchen mächtigen Friedensbunde zu legen, jo wäre ihr dies doch nimmer 
gelungen, wenn nicht die eigene friedliche Politik ihre nächſte Stüge in dem Be⸗ 
mwußtfein ihrer feft gegründeten Wehrkraft gehabt hätte. Eine Beeinträdti- 
gung biefer Kraft würde die Borausfegungen jenes europäiſchen 
Sriedensbundes erjhüttern unb um fo mehr die Feinde Deutſch— 
lands mit neuer Zuverſicht erfüllen. 

Wenn das beutihe Volk vie Sicherheit des Friedens und ba- 
mit den Schuß feines Befites und das Gedeihen feiner Arbeit fi 
felber verbürgen will, fo wird es bei ben Wahlen nur folden 
Männern fein Vertrauen ſchenken, welche die Regierung auf allen 
Gebieten der nationalen Politik und namentlih ebenſo fehr in 
ber ungefhmälerten Erhaltung ber beutihen Wehrfraft, wie in 
der Wahrung ber geiftigen Güter der Nation zu unterfiüßen ent» 
ſchloſſen find.” 


Dad Ergebnif der Wahlen. 


„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 21. Januar. 


„— Der vorige Reichstag zählte unter 382 Mitgliedern 50 Konſervative 
und 38 Freilonjervative (deutſche Reichepartei), ferner 116 National⸗Liberale, 30 
von ber liberalen Reichspartei und 45 von der Fortſchrittspartei; — dem gegen« 
über 58 nom ultramontanen Centrum und 13 Polen, — außerdem 30 Abgeorb- 
nete ohne beftimmte Parteibezeichnung. Es ftanden aljo etwa 280 national-ge- 
finnte Abgeordnete der verſchiedenen Schattirungen 70—80 Wiberfadhern ber 
nationalen Entwidelung gegenüber. Die Regierung hatte bei ihren wichtigften 
Aufgaben für ben Ausbau ber NReichseinrichtungen die Gewißheit, in ben fon« 
fervativen und gemäßigt liberalen Fraktionen eine Mehrheit von etwa zwei 
Dritteln der Berfammlung zu finden. Auf dieſer Sicherheit des nationalen Zu- 
fammenwirlens zwiſchen der Regierung und dem Kern der Reichövertretung be⸗ 
ruhte das bisherige allfeitig erfolgreiche Vorſchreiten der Geſetzgebung. 

Der lünftige Reichstag wird unter Zutritt der Elfaß-Lothringer 397 Abs 
geordnete zählen. Die 346 Wahlen, deren Ergebniß feftfteht, vertheifen ſich fo, 
daß bie Konferbativen 17 (ftatt der früheren 60), die Freikonſervativen 26 (ftatt 
38), die liberale Reichspartei 10 (ftatt 30), bie Fortichrittspartei 35 (ftatt 45) 
Stimmen zählt, während bie National-Tiberafen von 116 auf 130 angewachſen 
find, dem gegenüber aber das ultramontane Centrum von 58 auf 92, zu welchen 
12 Bolen und 4 anbere reichsfeindliche Abgeorbnete hinzutreten, ferner 6 Social« 
Demokraten. Es ſtehen zunächſt etwa 220—230 nationaf-gefinnte Abgeorbnete 
einer Gefammtzahl von 114 Gegnern ber nationalen Politik gegenüber, und es 
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it anzunehmen, daß Das Geſamutverhältniß fih nad Beendigung 
der Wahlen auf nahezu 260 Rational-Gefinnte gegen etwa 140 
Widerſacher der Reichspolitik lellen wird. 

Die Regierung darf hiernach beftimmt hoffen, für die Dur 
führung ihrer höchſten und entſcheidenden Aufgaben an und für 
fi aud in dem neuen Reihstage eine fihere unb bereitwillige 
Stüge zu finden. Nur wird man fi von vorn herein nicht verbeblen 
bürfen, baß eine faft aufs Doppelte geftiegene Zahl ber grunbfäglichen Gegner 
einen größeren und vielfach lähmenden Einfluß auf den Bang ber parlamenta- 
riſchen Thätigleit zu üben vermag; während anbererfeits die künftige nationale 
Mehrheit ſelbſt vermöge ihrer erheblich veränderten Zufammenfegung aud bei 
wejentlicher Uebereinflimmung über bie Ziele der Reichspolitik doch in Betreff 
der Mittel und Wege zur Erreidhung berfelben eine volle Verfländigung nicht 
immer ebenfo ſicher in Ausficht flellt, wie es feither ber Fall war. 

Aber jo ſehr hierdurch die parlamentarifchen Anfgaben im fünftigen Reicht 
tage für die Regierung unb für die nationale Partei erichwert fein mögen, fe 
werben doch gerade bie Erfahrungen, welche bei den Wahlen gemacht worben find, 
unfehlbar dazu beitragen, das gemeinfame Band, welches alle wahrhaft Rational- 
gefiunten verknüpft, zu ſtärken und zu befeftigen. 

Das gefhloffene Auftreten der ultramontanen Bartei in gan 
Deutihland, das rüdfichtslofe Hineinziehen aller Volkskreiſe in 
ben Kampf der römifhen Kirche gegen die Staatsgewalt wird ein 
ebenjo geſchloſſenes und entſchiedenes Borgehen aller nationalen 
Barteien zur Siherung ber Staatsintereffen gegenüber ben geif- 
lichen Herrfhaftsgelüften, zur Sicherſtellung der Gewiſſen gegen 
geiftlihe Bergewaltigung nad fich ziehen. 

Ye entfhiedener überdies hbervortritt, baß bie ultramontanen 
DBeftrebungen gegen bie Bolitil des Deutfhen Reiches ihre Stüke 
aub in verwandten Beftrebungen unſerer Feinde außerhalb 
Deutihlands finden, deſto mehr werben alle reichsfreundliden 
Parteien fe zufammenfteben, um bie Grundlagen ber einbeit- 
liden dentihen Macht in allen Richtungen zu befeftigen und vor 
jeder Erfhütterung zu wahren. 

Nicht minder wirb das unerwartet fräftige Hervortreten ber 
ſozialdemokratiſchen Bartei bei den jüngften Wahlen dazu belfen, 
daß alle diejenigen Parteien, weldhe mit ibren Ueberzeugungen 
auf bem Boden der jetigen fozialen Ordnung fieben, ſich feher au 
einander [hließen und mit der Regierung zuſammenwirken, um 
Staat und Geſellſchaft vor dem Anwachſen der von jener Seite 
drohenden Gefahr zu [hügen. 

Es ift nicht zu verfennen, daß ber Berlauf ber Iettten Wahlen im weiten 
Kreiſen als ein Mahnruf zu größerem Ernft in Erfüllung ber politifchen Pflichten 
gewirkt hat. In der That Finnen bie Einrichtungen im Dentichen Reiche, weiche 
auf der weiteften Gewährung und Auspehnung politifcher Rechte beruhen, nur 
dann zum Segen bes Volles gereichen, wenn bem Genuſſe bes Rechtes auch bat 
Bewußtfein der damit verbundenen Pflicht und Berantwortlichleit entſpricht. 

Der nächſte Reihstag wirb boffentlih einen weiteren Fort- 
ſchritt in derpolitifhen Erziehung und Entwidelung bes beutfden 
Bolles reifen lajfen, indem das Bewußtſein ber politifdhen Ber- 
antwortung in dem Berhalten der Barteien immer mehr jur 
®eltung gelangt und dieſelben immer entſchiedener auf die Er- 
forderniffe des praltifhen Staatslebens und auf die Nothwendig 
feit eines bereitwilligen und gewiffenhaften Zufammenwirtens 
für das Geſammtwohl des Bolles hinweiſt.“ 











34. Politiſche Erörterungen mit dem Grafen 
Harry von Arnim, 


Fraukreich und Italien. 
1874. 13. Januar. Aus einer Depeſche des Grafen Arnim aus Paris. 

— — „Man braucht nicht gerade zu perfider Polttil zu neigen, um zu 
finden, daß es überflüffig ift, die Franzojen darauf aufmerffam zu machen, 
wie fehr es in ihrem Intereſſe liegt, ihre Stellung in Rom zu vereinfachen. 
Es frappirt mich immer aufs Neue zu fehen, wie leivenichaftlich fich bie beutiche 
Prefſe gegen einen Zuſtand auflehnt, den bie italienifche Regierung mit ftiller 
Refignation zu tragen jcheint. Kür den Augenblid würbe es zwedbienlicher fein, 
auf Frankreich in diefer Frage keine Preifion zu üben. Für bie franzöfiiche Re- 
gierung iſt e8 eine Ehrenſache geworben, das Protektorat Über die Perfon des 
Bapftes in der beftebenden Weife fortzufegen. Einer ausſchließlich italienifchen 
Reflamation wird fie nicht nachgeben. Aber es würde ihr vielleicht nicht un 
erwänfcht fein, wenn fie unter dem Drud der europäifchen Meinung ober unter 
dem Hinweis auf wahrfcheinliche allgemeine Berwidelung fich zurüdziehen könnte. 

Herr Thiers, welcher mich vworgeftern befuchte, ſprach aufs Neue feine 
Befürchtung aus, daß die jekige Regierung, ungeachtet bes unleugbaren bon sens 
bes Duc de Decazes, mit Italien in ernfte Unannehmlichleiten gerathen könnte. 
Sein patriotiicher Scharfblid zeigt ihm, wo bie Gefahr liegt. Aber bie jekige 
Regierung fieht diefe Gefahr auch, und wenn ſie je einmal in die Nähe ber 
„Halle“ geräth, fo forgt die liberale Preſſe Deutichlauds und Englands dafür, 
daß fte rechtzeitig gewarnt wird. — — “ 


18. Sanuar. Erlaß des Fürften Bismarck an Graf Arnim. 


„In dem gefälligen Berihte vom 13. d. M. befchäftigen Em. Er: 
cellenz fi mit den Beziehungen Frankreichs zu Italien und bemerken, 
daß es nicht zweckmäßig fer, die franzöfiiche Regierung auf die Gefahren 
aufmerlfam zu machen, welche in der-unflaren Stellung derjelben zwijchen 
dem Papfte und dem italienifhen Gouvernement liegen. Sie halten es 
nicht für angezeigt, daß in diefer Frage ein Drud auf Frankreich aus⸗ 
gefibt werde, welcher ald „europäifche Preſſion“ der franzöftichen Regierung 
vielleicht wicht unangenehm fein würde, um fich aus ihrer jchwierigen Lage 
in Rom herauszuziehen. 

Ich laſſe e8 dahin geftellt fein, ob die letztere Annahme die richtige 
ift; für uns ift diefe Erwägung aber eine gleichgültige, da wir nicht be= 
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abfichtigen, einen ſolchen Drud auf Frankreich auszuüben. Wenn Em. 
Ercellenz es ferner tadeln, daß die „liberale Preſſe in Deutſchland und 
England“ die franzöſiſche Regierung ſtets rechtzeitig warne, fo oft diefelbe 
in die Nähe der italienischen „alle“ gerathe, jo bewegt fich diefe Kritik 
nicht minder außerhalb der Richtung unferer eigenen politifchen Abfichten. 
Wir wünſchen Teinesweges einen Konflikt zwiſchen Frankreich und Italien 
ausbrechen zu ſehen, weil wir bei einem jolchen ung der Unterftühung 
Italiens niet würden entziehen können.“ 


Nachſchrift: 

„Vor Abgang meines Erlaſſes iſt mir der in der Abſchrift anliegende 
Artikel des „Journal de Paris* vom 20. d. M. bekannt geraden, deſſen 
Inhalt Anklänge hat mit der von Ew. Excellenz in dem Berichte vom 13. 
d. M. dargelegten Anſchauung über das Intereſſe, welches wir an einem 
Konflikte zwiſchen Frankreich und Italien zu nehmen hätten. Ich erſehe 
daraus, daß irrthümliche Anſichten über unſere Intentionen ſich auch ander⸗ 
weit feſtſetzen und daher um ſo mehr der Berichtigung bedürfen. Aller⸗ 
dings iſt es meine Ueberzeugung, daß wir Italien, wenn es von Frank⸗ 
reich ohne Grund, oder aus Gründen, die auch unſere Intereſſen berühren, 
angegriffen werden follte, nicht hilflos laſſen können. Ueber die Frage, 
ob ſolche Entwidelung der europätfchen Politit für uns erfprieglich fein 
würde, oder nicht, fann man verfchiedener Meinung fein. Aber jelbft für 
den, der das Erftere annimmt, bleibt von da ein großer Sprung bis zu 
einer thätigen Politik, um ſolches als Ziel wirklich zu erftreben und ber 
beizuführen.“ — — 


Die franzöfifhen Ultramontanen und die Regierung. 

Ende 1873 und Anfang 1874. Hirtenbriefe franzöfticher Bijchöfe, 

beſonders des Biſchofs von Nancy, in welden die Beltre 

bungen der deutjchen Ultramontanen gegen die deutſche und 
preußiiche Regierung ermuntert werben. 


1873. 17. Dftober. Vorftellungen Seitend der deutſchen 
Negierung in Paris. Unterredung ded Grafen Arnim 
mit dem Herzog von Broglie. 

Aus einer Depefhe Arnims: 


„3b babe geftern in Ausführung bes mir geworbenen Auftrages eine 
längere Unterrebung mit dem Duc de Broglie gebabt. Es fei meine Pflidt, 
fagte ich ihm, ihn in eindringlichfter Weiſe von dem Cinfluffe zu unterhalten, 
welchen bie Sprache ber Prefie und einiger hochgeftellter Berfonen, z. B. bei 
Biſchofs von Nancy, auf die Beziehungen beider Länder haben müßten. 

Die Situation befchäftige meine Regierung unter zwei Gefichtspunkten. 
Einerjeits dürfe man ſich nicht verhehlen, daß bie Leibenfchaften, wenn fie fert- 
während angeftachelt würben, nothwendig zu einem Eat führen und geraden 
den Frieden fompromittiren müßten. 

Anbererjeitd könne man nicht Überfehen, baß bie franzöftiche Regierung 
bisher nichts gethan habe, um im Gegeufa mit der Sprache ber Blätter und 
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einzelner Berfonen vor aller Welt kund zu thun, daß fie nicht blos den Frieden 
im Allgemeinen unb für den Augenblid erhalten wolle, ſondern auch bemüht fei, 
alles zu verhindern, was bie feinbfelige Stimmung gegen Deutichland wach zu 
erhalten geeignet fei. 

Ja, fie Habe nicht einmal in unzmweibeutiger Weife bie Veranwortlichkeit 
für die Haltung von Blättern abgelehnt, welche allgemein al® ter Regierung er- 

eten angejeben würden. Er, ber Herzog, babe in einer. befannten Rete die 

een besavcuirt, welche in Bezug auf die innere Politit die Regierung in ben 
Verdacht gewaltfamer Reactionegelüfte gebracht hätten. In Bezug auf bie äußere 
Politik vermißte ih bisher eine ähnliche energifche Aeußerung und auf biefem 
Felde ſei doch bie Gefahr viel größer. Er möge fich die Lage nur einmal recht 
far maden.. 

„Wir find von dem aufrichtigen Wunfche bejeelt, mit Frankreich, nachdem 
ter Krieg beenbigt ift, im beften Einvernehmen zu leben. Wir haben mit andern 
Läntern glüdlihe Kriege geführt und leben jett mit ihren Regierungen in ben 
beften Beziehungen. Nichts ſteht unfererjeits der Verwirklichung des Gedankens 
entgegen, daß auch die Beziehungen Frankreichs und Deutſchlands fih durchaus 
freundſchaftlich geftalten.” 

„Aber wir können nur mit einem Franlreih und nur mit einer ſolchen 
franzöfifgen Regierung in Frieden bleiben, welche uns durd ihre Gefammthaltun 
Garantieen dafür giebt, baß fie den jetigen politifhen Zuſtand Europas, namentlich 
die heutige Karte bes Welttheils, foweit fie uns intereifirt, al8 definitiv anflebt.“ 

„Die heutigen Grenzen Frankreichs und die politiiche Verfaffung Deutich- 
lands, fowie feiner Verbündeten, find in unferen Augen bie nicht mehr diskntir⸗ 
bare Bafis, auf welcher bie europäiſchen Staaten und Völler ihre internationalen 
Beziehungen zu einander nach ihren Interefien regeln müffen. ' Wer diefe Baſis 
mit uns ohne Hintergedanken acceptirt, würbe in Deutſchland eine befreundete, 
wohlwollende Macht begrüßen können. — Wer nicht — nicht!” 


Er möge fih nur felbit fragen, ob die Stimmung ber im Augenblide 
berrienben Barteien den Bedingungen entjprede, unter welden ber Friede 
zwifhen Frankreich und Deutſchland möglich fei. 

Die Situation gleiche in Wirklichkeit mehr einem Waffenftillftande, welchen 
Frankreich fi vorbebielte, im erften günftigen Augenblide zu kündigen. Den 
Einwand, daß die von der Kaiferlichen Regierung beeinflußte Prefie eine plato- 
nifche Vorliebe für die republifaniiche Staatsform und den franzöſiſchen Radika⸗ 
lismus an den Tag lege und dadurch die Stellung der franzöfiihen Regierung 
erfchwere, Fönne ich nicht gelten Taflen. 


Die Frage dürfe in dieſer Weife gar nicht gefiellt werten. Wenn Franl- 
reich fein altes Königshaus zurüdrufen welle, fo fei Lies zunächft feine Sache. 
Aber wenn es fich hiebei nicht blos um eine NReflauration im Innern Frankreichs 
bantele, wenn vielmehr die Reftauration des Königsthums das Signal werben 
folle, für eine politifche Thätigleit, deren Zweck der Umfturz Alles deffen jei, was 
bie letzten zehn Jahre erichaffen hätten, fo würde bie Frage eine internationale, 
und man könne fih in Frankreich über die Beforgniffe nicht wundern, welche fich 
allerorten kund geben. 


Auch dur den ſchon fo oft gemachten Einwand qu’il fallait &tre in- 
dulgent pour les vaincus fönne id meine Beſchwerde nicht zurüdweifen laſſen. 
Es gewönne vielmehr ten Anjchein, als ob ich in die Lage verſetzt werben Fönne, 
de r&clamer un peu d’indulgence pour les vainqueurs, und ich müffe ihn 
ernftlich bitten, ſich einmal in unfere Stelle zu verfegen und fich zu fragen, ob 
id noch lange Zeuge davon fein bürfe, daß in ben ber Regierung ergebenen 
Blättern, trot des Belagerungszuftandes, Artikel gebrudt würden, wie fie 3.8. 
heut aus Anlaß ter Correſpondenz St. Majeflät mit dem Papfte zu leſen ge- 
wefen feien. Er fprädhe mir von den Kompenfationen, welche uns ber glüdliche 
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Krieg gewährt babe. Aber ich müfle ihm fagen, daß biefe Kompeufationen bei 
weitem nicht ausreichend wären, wenn wir anftatt ber Gewißheit langen Friebens 
bie Ausficht auf neuen Krieg in ben Kauf genommen hätten. 

Die Irritation ſei — nad feiner Meinung — nur auf ber Oberflähe! 
Nun wohl! Um fo leichter wäre e8, den Symptomen einer tünftlichen Ueber⸗ 
reizung entgegenzutreten, bamit bie Krankheit nicht von ber Peripherie in das 
Centrum bringe. Ich wolle ihn an das Wort eines illuſtren Staatsmannes er 
innern que les choses pas men6es mönent à la guerre. (&8 ift bies ein 
Dikton des verflorbenen Duc de Broglie, — Bater bes jetigen Miniſters) 
Zum Schluffe müfje ich immer wieder darauf zurüdtommen: Jedes Gouperne- 
ment, welches nicht blos von feiner Friebensliebe im Allgemeinen fpricht, ſondern 
auch das Seinige dazu thut, daß bie Nation fi an den Gebdanken gewöhnt, mit 
und dauernd in Frieden zu leben, kann auf unfer ntgegentotumen rechnen. 
Wenn wir aber fehen, daß die Regierung Sarantieen in diefer Beziehung nicht 
geben will, ober nicht geben kann, fo müflen wir uns die Sicherheit frieblicher 
Eriftenz auf andere Weife zu gewinnen fuchen. 

Der Herzog nahm meine Eröffnungen ohne Irritation, aber mit großer 
Erregung auf. Seine Antworten ergeben fi) aus dem obigen Rejume meiner 
Mittheilungen, ohne daß ich fie fpeziell zu wieberholen brauchte. 

Was die Mittel betreffe, auf die Preſſe einzuwirken, jo fei er im einiger 
Berlegenheit. Er babe ſchon öfters Avertiſſements ergeben lafien, bie fruchtlos 
eblieben jeien. Die meiften Blätter, über welche ich Klage führte, würden ihm 
elbft Oppofition machen, wenn nicht das jetzige Minifterium ans einer Koalition 
hervorgegangen jei. 

Er würde indeflen in irgend einer Form, jet e8 durch einen diplomatiſchen 
Alt (oftenfible Depeihe an Gontaut Biron?), fei es durch einen Disloure, zu 
welchem bie Gelegenheit ſich barbieten bürfte, ſei es in anderer Weiſe vor aller 
Belt bolumentiren, daß er in Bezug auf tie Beziehungen zwifchen Frankreich 
und Deutſchland ganz die Anſchauungen theile, welde ich ihm dargelegt hätte. 

Auch er gehe davon aus, daß bie gegenwärtige politische Berfaffung Europas 
definitiv fei. enn bie getäujchten Ambitionen, die bepoffebirten Fürſten und 
Se. Beitigfen ſelbſt von Frankreich die Erfüllung ihrer Wünſche bofften, fo würben 
fie üble Enttäufchungen erleben. 

Er ſchloß mit dem Ausdrud bes Dankes für die Offenheit, mit welcher ich 
ihn auf das Bedenkliche der Situation aufmerffam gemacht habe. „J’en suis 
profondement impressionn6 et j’en tiendrai le plus grand compte.“ 


1874. Sanuar. Aud einer (im Wortlaut nicht veröffentlichten) 
Inftruftionddepefche ded Fürften Bismard an die Ber 
treter an den großen Höfen: 


„Daß die deutjche Neichsregierung zwar von dem Wunfche durde 
drungen jei, mit Branfreih im Frieden zu leben. Wenn jedoch außer 
allen Zweifel geftellt würde, daß ein Zufammenftoß unvermeidlich fei, 
dann würde die deutfche Regierung es nicht vor ihrem Gewiflen und vor 
der Nation verantworten können, den Zeitpunkt abzuwarten, der für Frank 
reich der pajlendite wäre. ‘Der Antavonif Deutfchlands fei zur Zeit das 
geifice om. Darin liege die Gefahr für das Berbältnig zwilden 

eutihland und Frankreih. Sobald fi Frankreih mit Rom ideutifizire, 
werde es eben dadurch der gejchworene Feind Deutſchlands. Ein der 
firchenftaatlichen Tcheocratie unterthäniges Frankreich fer mit dem Belt 
frieden unvereinbar. Trennung der franzöfiichen Regierung von der Sache 
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des Ultramontanismns fei die ficherfte Gewähr für die Ruhe Europas 
und für die friedliche, menfchenmürdige Yortentwidlung des politifchen Les 
bens der Bölfer dieſſeits und jenjeitS der Bogefen.“ 


Die gefeplihen Waffen den franzöſiſchen 
Biſchöfen gegenüber. 
3. Sanuar. Erlaß des Staatsjefretaird von Bülow an den 
Grafen Arnim. 


„Ew. Excellenz Telegramm fowie der gefällige Bericht, betreffend 
den Artifel des Journals „Le soir* über die bifchöflichen Hirtenbriefe, 
haben dem Herrn Reichskanzler vorgelegen und St. Durchlaucht vorläufig 
zu nachftehenden Bemerkungen Beranlaflung gegeben. 

Die in meinem Telegramm Ew. Ercellenz gefälliger Aufmerkſamkeit 
empfohlenen Artikel de Code pe6nal zeigen Na auch nad) wiederholter 
Prüfung als von großer — für unſere Stellung gegenüber den 
Ausſchreitungen der franzöſiſchen Biſchöfe. Für dieſe Ueberzeugung ges 
nügt, auch abgeſehen von dem aus der Geſammtheit jener Artikel ein⸗ 
leuchtenden Geiſt der franzöfifhen Gejeggebung und der in letzterer bes 
gründeten Unterordnung der Biſchöfe unter den Staat, ſchon die Be— 
tradtung, dag fomohl für Reden der Geiftlichen (Art. 202) als für alle 
und jede „instructions pastorales* (Art. 204 nnd 205) jede Kritik der 
Regierung und jede Kritik eines „acte de l’autorit6 publique“ mit den 
fchärfiten Strafen bedroht if. Daß Verträge, welche mit fremden Staaten 
gejchlofjen find, unter den Begriff folcher Alte fallen, fomit unjer Friedens⸗ 
vertrag mit Frankreich von einem geiftlihen Würbdenträger nicht in der 
Art in Frag geſtellt und angegriffen werden durfte, wie ſich ſolches ganz 
direkt der Biſchof von Nancy erlaubte, ſcheint ebenſo einleuchtend, als 
dag die maßloſen Angriffe, welche die Biſchöfe von Angers und Nimes 
gegen die Perfon Seiner Majeftät des Kaiſers und die Königliche Re⸗ 
gterung gerichtet, nach franzöfiihem Recht unter den Begriff der „provo- 
cation directe à la dösobeissance aux lois“ zu bringen fein würden, 
fobald die Regierung auch nur ein ganz geringes Maß von gutem Willen 
dazu befäße. Die Edikte vom 17. und 26. Mai 1819 enthalten reſpektive 
in ihrem 12. und 5. Artikel Beftimmungen über den fremden Souveränen 
in Frankreich gebührenden Schuß, welde nicht fo unbedingt abgewieſen 
werden können, wie es in Em. Ercellenz Telegramm verjucht wird. Die 
eben dort vorausgeſetzte requöte wird allerdings nicht in einer bloßen 
Unterredung des Bertreter8 dieſes Souveräns, wohl aber in einer von 
ihm an den Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten zu richtenden Note 
zu finden fein, und eine förmliche, gerichtliche Befchwerde nicht vorausfegen. 

Allerdings ift es möglich, daß die beiden genannten Edikte durch 
fpätere Beftimmungen abgeändert ſeien. Es wird in Frankreich an Schutz 
fremder Souveräne gegen Angriffe franzöfiiher Staatsangehöriger in der 
gültigen Geſetzgebung nicht fehlen; und Die Behauptung, daß in Frankreich, 
wo nocd dag napoleonifche Konkordat in Önttigteit if die Biſchöfe nicht 
dem Staatöverband angehörig und nicht unter dem Gefet feien, ift nicht 
zutreffend. 

Nach der pofitiven Anführung im Journal des Döbats ift aber die 
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Berbindlichkeit der Edikte um fo eher anzunehmen, als ein großer Theil 
der franzöfifhen Preſſe eine gefegliche Hemedur jene Unfugs Seitens 
der Regierung als felbftverftändlich betrachtet. 

Geine Durchlaucht ſprach mit Rüdficht auf dieſe Frage fein Bedanern 
darüber aus, daß Em. Ercellenz nicht ſchon während der längeren Zeit, 
welche feit dem Mandement des Biſchofs von Nancy verftrihen, Anlaß 
genommen und Gelegenheit gefunden, die Prüfung der unfern Reflama: 
tionen zu Grunde zu legenden gejeglichen Einrichtungen und Borfäriften 
Frankreichs hrerfettö vorzunehmen und anzuregen. Die Kenntniß jener 
Beſtimmungen des code penal, welche ung jegt ein franzöfifches Journal 
bringt, würde als rechtzeitige Mittheilung der zur Darlegung der dortigen 
Verhältniſſe und —— recht eigentlich berufenen Votſchaft 
und von größten Werthe geweſen ſein, um fo mehr, als jene Artikel 
auf die verjuchte Störung unſeres elfälfifchen Befigftandes, wie gefagt, 
unzweifelhaft Anwendung leiden, und es nicht Em. Ercelleng Aufgabe 
fein könnte, fi auf allgemeine politifche Betrachtungen zu beziehen, wo 
ein Appell an beftehende und leicht anmendbare Gefege für uns als Fun⸗ 
dament zur Hand lag. Die in Em. Ercellenz Telegramm gleichfalls er- 
wähnte tage des appel comme d’abus zählt zu den fchwierigften und 
beftrittenften des franzöfifchen Kirchenrecht?, gewährt aber der beftehenden 
Negierung immer eine fichere Handhabe gegen Ungejeglichkeiten des Klerus. 
Jedenfalls würde diefes Mittel doch wirkſamer fein, ſchon des politifchen 
Eindruds wegen, als die vom franzöfifchen Herrn Minifter Em. Ercellenz 
bezeichneten halben Mittel und verborgenen Wege. 


(gs). von Bülom.“ 


Berhalten der franzöſiſchen Regierung. 
11. Januar. Aus einem Erlaß des Staatöfecretaird von Bülow 
an den Grafen Arnim. 

„Der hiefige franzöfifche Botſchafter hat bier die in Em. Excellenz 
Telegramm vom 5. d. M. in Ausficht geftellte Mittbeilung des Girkulare 
an die Bifchöfe bisher nicht gemacht, aber mir doch am 6. (während einer 
kurzen Abweſenheit de8 Herrn Reichskanzlers) das Aftenftüd vorgelefen. 
Es ift und noch unbelannt, ob der ſeitdem in allen Zeitungen erſchienene 
Tert ganz genau mit dem Original übereinftimme. Indeſſen wird letzteres 
im Ganzen voraudzufegen fein. In diefem Falle bildet das Cirkular im⸗ 
merhin einen nüglichen Fortfchritt in der Richtung einer deutfchen Politit, 
deren Aufgabe es ift, die Verſchmelzung der uns Teindtichen fonfeffionellen 
und nationalen Elemente, die Rontalidirung der gounernementalen Kräfte 
Frankreichs nad) der klerikalen Seite hin nad) Möglichkeit zu hindern. — — 

Ih kann mich übrigens eined näheren Eingehend auf die in dem 
Erlaß vom 3. Januar und inzwifchen auch von Em. Erxcellenz zur Sprade 
gebrachten Rechtsfragen für jegt enthalten. Sollten neue Aueihreitunge! 

er Biſchöfe erfolgen oder, den mehr befchwichtigten als erledigten T 
ſchwerden gegenüber, weitere Rellamationen erforderlich werden, fo wird 
Selbftverftänblich darauf zurädzulommen fein. 

Zur näheren Information bemerke ih nur, F der Ausſchuß des 

Bundesrathes für Juſtizweſen in einem dem Bundesrath vom 19. November 
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1872 erftatteten ſehr eingehenden Berichte, nah Prüfung der verfchie- 
denen Anfichten, betreffend Berfolgung des Cur6 Leonard in Eppingen 
(Lothringen), wegen Beleidigung eines Gemeindemitgliedes einftimmig ans 
erfannt bat, daß beide Rechtsmittel, Der recours comme d’abus der geift- 
Iihen Amtsgemalt und die Klage bei den bürgerlichen Gerichten nad) fran» 
öttihem Rechte von einander unabhängig find, der Berlegte mithin die 

ab! hat, ob er den Staatdrath anrufen oder von dem Wichter die Be⸗ 
ftrafung der Geiftlichen nach weltlihem Gefe erwirken will. Analog wird 
daher anzunehmen fein, daß, wenn eine Regierung fich über Verlegung 
Seitens franzöfifcher Geiftliher auf dem, im internationalen Verkehr vors 
geichriebenen Wege zu befchweren Anlaß nimmt, beide Wege für Erreihung 
der gefeglichen Sühne offen ftehen.“ 


Aus der „PBrovinzial« Correspondenz” vom 28. Januar. 


„Die ultramontane Bartei in Frankreich hatte ſchon feit einiger Zeit burch 
Kuntgebungen in biſchöflichen Erlaffen, ſowie in ber Prefie eine Iebhafte und 
leidenſchaftliche Theilnahme für bie Beſtrebungen ihrer Gefinnungsgenoffen in 
Deutſchland zu erlennen gegeben. Neuerdings hatte einer ber Biſchöfe in einem 
Hirtendriefe, welcher fih durch Heftigfeit der Sprache vor allen bisherigen Aeuße⸗ 
rungen auszeichnete, die Behauptung aufgeftellt, daß fih Deutſchland mit Italien 
und der Schweiz zur Berfolgung ber katholiſchen Kirche verſchworen haben; um 
biefe Behauptung zu begrünten, wurbe das Berhalten der deutſchen Regierung 
in den ſchmähendſten Ausprüden gejchilbert. 

Durch das gerechte Befremben, welches dieſe berausfordernde Sprache 
überall und namentlich in Deutfchland beroorrief, bat fich die franzöfliche Regie⸗ 
rung veranlaßt geſehen, dem bedenklichen Verhalten ber ultramontanen Partei 
im Interefie Frankreichs ſelbſt entgegenzutreten. 

Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Herzog von Decazes, 
nahm jängft Gelegenpeit, in der Nationalderfjammlung Erllärungen abzugeben, 
durch melde zunahft die Bejorgniffe wegen Störung der Beziehungen zur 
itaftenifchen Regierung bejeitigt werben follten, und fügte ſodann hinzu: die Re- 
gierung wolle ben Frieden, weil fie benjelben für das Wohl Sranfveiche für 
unerläplih halte, weil fie wife, baß bie heißen Wünſche bes Landes auf ben 
Frieben gerichtet feien. Um ihm zu fihern, werbe bie Regierung unabläffig 
bemüht fein, alle Mißverfländniffe zu bejeitigen, allen Konflikten vorzubeugen; 
fie werde den Frieden auch gegenüber eitelen Dellamationen und bebauerlichen 
Anfhetzereien, woher fie auch kommen möchten, zu wahren fuchen. Die Ehre 
und die Würbe Frankreichs feien bebrobt durch politiide Abenteurer, deren 
Gebahren das Land verhängnißvoller Weife zu einer Schwäche oder zu einer 
Thorheit treiben würben. 

Diefen Erklärungen bes Minifters, welde von der Nattonalverfammlung 
mit großer Zuftimmung aufgenommen wurden, entiprach ein thatjächlicher Schritt 
der Regierung. Das bebeutendfte Blatt ber ultramontanen Partei, ber „Univers“, 
welher den erwähnten SHirtenbrief veröffentlicht hatte, wurbe auf Beſchluß bes 
Minifterrathes auf zwei Monate verboten und diefe Maßregel ausdrücklich darauf 
begründet, daß das Blatt fowohl durch eigene Artikel, wie auch durch Urkunden, 
die e8 veröffentlicht habe, biplomatifche Verwidelungen herbeizuführen brobe. 

Indem die franzdfifhe Regierung in freier Entſchließung unb 
lebigiih in Erwägung der Intereffen Frankreichs fih mit Wort 
und That von der ultramontanen Partei losgefagt bat, deren Be- 
Rrebungen im Laufe bes legten Jahres einen gewiſſen Einfluß in 
ben berrihenden Kreifen Frankreichs gewonnen zu haben ſchienen, 
bat fie an ihrem Theile einen Beweis ber richtigen Würdigung ber 
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allgemeinen Lage und der Stellung Frankreichs in berjelben ge- 
geben. 

Allerdings bat bie Maßregel, welde bie franzöſiſche Negie- 
rung ergriffen hat, zunächſt nur die Preſſe getroffen, welde die ge 
häffigen Angriffe gegen Deutihland verbreitet hat, micht die geiſt⸗ 
fihen Urbeber derjelben. Der weiteren Erwägung ber Kaiſerlich 
beuifhen Regierung bleibt es vorbehalten, inwieweit nad Lage 
der Berhältniife und auf GOrund der franzdfifhen Geſetzgebung 
nod eine Genugthuung und Sühne in Betreff des Verhaltens ber 
geiftlihen Würbenträger felbft ins Auge zu faffen fein wird.“ 


1873. Das Geſandtſchaftsrecht der deutjhen Mittel- 
ftaaten und die bayerfhe Vertretung in Paris. 


18. Dezember. Bericht des Grafen Arnim. 


„Ich habe feiner Zeit berichtet, daß Herr von Remufat bie Abſicht hatte, 
nach Beendigung der beutichen DOffupation bie Vertretung Frankreichs in Baiern 
einem „Geſandten“ zu übertragen. 

Herr Lefebore, der jebige Gefchäftsträger in München, welcher Übrigens 
für feine Perfon den Rang und Titel eines Ministre plenipotentiaire bat, 
war bamals, feinen eigenen Mittheilungen nach, jener Anficht des Herrn von 
Remufat entgegengetreten. 

Ich habe nicht die Teifefte Andeutung und keinerlei pofltiven Grund, anzu» 
nehmen, daß der Duc Decazes beabfihtige, Herrn Lefebore zum Geſandten 
zu ernennen. 

Indeſſen leßterer ift augenblidiih bier und e8 war ihm angeboten worden, 
Gejandter in Washington zu werten. Er bat bies Anerbieten ausgeichlagen und 
e8 Tiegt nahe, zu vermuthen, baß er eine Kompenjation in Europa vor Augen 
hat, ne im Gegenjag mit feinen früheren Aeußerungen doch vielleicht Münden 
fein könnte. 

Außerdem babe ich geftern in ber „Libert6” ein Entrefilet gefunden, welches 
der Berwunberung darüber Ausdrud giebt, daß in Dresden unb Stuttgart kein 
Bertreter Frankreichs fei, obwohl Defterreih, Preußen und Rußland dort Ge⸗ 
fanbte hätten. Obgleih die „Libert6” gar keine offiziellen Verbindungen bat, 
könnte dies doch mohl ein Ballon d’essai gewefen fein. Es finb fo viele Diplo 
maten auf Lager, daß e8 dem Duc Decazes unter Umſtänden recht bequem jein 
Tönnte, einige Supplilanten placiren zu bürfen. 

Anbererfeits ift e8 auch nicht unmöglich, daß ber Wunſch nach franzöfiicen 
Geſandten von einer ober der anderen beutichen Refibenz ausgeſprochen worden 
ift. Es giebt immer noch Perfonen, die es fich nicht verbrichen laffen, ohne Gehalt 
in Baris einen biplomatifchen Poften anzunehmen. Sie find dann immer nech 

rößere Herren als der Geſandte des Fürften von Monaco, welder bier in ber 
That und in lebendiger Wirklichkeit eriftirt. 

Unter biefen Umftänden würbe es mir erwünſcht fein, Verhaltungsbeſeble 
über biefe Frage zu erhalten unb zu willen, ob ich gelegentlich in umauffäliger 
Weiſe dem Duc Decazes den freundichaftliihen Wink geben fol, vergleichen 
Belleitäten nicht nachzugeben, ſelbſt wenn ber Anftoß von einer deutſchen Regie. 
rung kommen follte, ober ob ich, falls er die Initiative nimmt, um unjere 
Stellung zur Sache zu erfahren, mich in biefem ober einem anderen Ginne 
äußern A 

Die Anwefenbeit eines bayerifden — in Parit 
iſt, wie ich früher ſchon berichtete, eine ber Wirkung nad ſehr un- 
erfreulihe Anomalie, Sie wird indeffen jehr erträglich durch bie Perſon⸗ 
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lichkeit des Heren Rubbart, ber thatjächlich feine Stellung nur als eine konſu⸗ 
lariſche auffaßt. 

Wenn ſich aber wirkliche bayeriſche, ſächſiſche oder württembergiſche Ge⸗ 
fandte — ein Graf Tauffkirchen, ein Graf Hohenthal, ein Hohenlohe⸗ 
Waldenburg ober brgl. — bier einfinden follten, fo würbe bie Stellung ber 
Kaiſerlichen Botſchaft ſelbſt dann fehr leiden, wenn bie betreffenden Herren für 
ihre Berfon veihsfreundlich zu fein ſich bemühen follten.” 


Nachſchrift. 
Paris, den 18. Dezember 1873. 

„Graf Wesdehlen, dem ich ſo eben von dieſem Bericht Kenntniß gegeben 
habe, theilt mir mit, daß ſchon im Sommer der damalige Kabinetschef des 
Herzogs von Broglie, Herr Gavard, ihn gefragt habe, ob die Ernennung 
von franzöſiſchen Geſandten in Deutſchland in Berlin ſehr ungern geſehen werben 
würde. Die jüngeren franzöfiihen Diplomaten behaupteten, daß man in Berlin 
dagegen fi) ganz gleichgültig vwerhalte, während der Bicomte be Gontaut Biron 
entſchieden dieſe Ruckkehr zur alten Gewohnbeit widerratbe. Graf Wespehlen 
bat auf biefe Anfrage des Herrn Gavard nicht geantwortet und fi) der ganzen 
Sache weiter nicht erinnert.” 


Die „Stellung” des deutſchen Reichs und bie 
„Stellung“ der Botihaft in Paris. 


23. Dezember. Erlaß des Fürlten Bismard an den Grafen 
Arnim. 


„Bon den in Em. Ercellenz gefälligem Beriht vom 18, d. M. näher 
erwähnten Abfichten, die franzöftiihen Vertreter in München oder Dresden 
zu Gejandten zu befördern, ift mir anderweitig noch nichts befannt ges 
worden. Auffällig tft mir in Ihrem Berichte vorzugämeife die Annahme 
gewefen, daß ein ehrgeiziger und befähigter Diplomat, wie Herr Tefebore, 
die bedeutende Sefandtihaft in Washington abgelehnt haben könnte, um 
in Munchen zu bleiben; es würde dies ein redender Beweis für die Bes 
deutung fein, welche bie franzöfiiche Diplomatie noch immer diefem Poften 
beilegt. Ob Herr Lefebvyre dabei die Kompenjation durch eine höhere 
Stufe in der Hierarchie in's Auge gefaßt, mag dahingeftellt bleiben; viel- 
leicht befigt derjelbe ausreichende Hingebung für den Dienft feines Landes, 
um mehr an die Sache, ald an die Form oder feine eigene Perſon gedacht 

u haben. 

⸗ Daß dieſe Form uns nicht gleichgiltig ſein, vielmehr die in der Be⸗ 
glaubigung franzöfiſcher Geſandten an den Deutſchen Höfen liegende De⸗ 
monſtration uns ein untrügliches Maß für den Werth gewähren würde, 
weichen die franzöfifche Regierung auf gute eaiehungen du Deutichland 
fegt, das liegt jo Kar zu Zage, daß Fein Franzoſe darüber zweifelhaft, 
nnd eine bejondere Betonung unferer Empfindung kaum nöthig fein wird. 
Lestere ift in der Berfaffung und in dem Weſen des Neich begründet, 
und wenn diefe Berfaffung oder die Verhandlungen des Reichstages über 
Konſervirung des Geſandiſchaftsrechts in Paris unbekannt fein follten, fo 
wird doch die deutfche Prefle e8 nicht fein, welche feit faft drei Jahren, 
wie ich glaube, Niemand einen Zweifel darliber gelafien hat, welcher Aufs. 
fafjung in der deutfchen Nation und in der Bolitik ihrer Regierung ſolche 
Belleitäten begegnen würden. Eben darum können wir aber auch darauf 
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vertrauen, daß der Anftoß zu einer folden Erweiterung der diplomatifchen 
Beziehungen zwifchen dentfihen Einzelftaaten und Frankreich nicht leicht 
von erfteren ausgehen werde; auch wenn es fi nur um Yormen hans 
delte, An die Wirkung kaum den Intereſſen der betreffenden Höfe 
nüglich fein. 

ei Ercellenz find mit den Beitimmungen der Reichsverfaſſung Aber 
das Gefandtichaftsrecht, fomie namentlich” mit den Bayern im Schluß⸗ 
protofol vom 23. November 1870 gewahrten Rechten vollftändig befannt. 

Durch diefe Beflimmungen motiwirt fi, daß wir unfere Auffafiung, 
den Franzoſen gegenüber, nur mit Borficht hervortreten laflen; dieſelben 
würden im entgegengefegten Falle ſchwerlich unterlafien, in Münden und 
anderen Reſidenzen zu infinuiren, daß wir etwa eine Berlürzung der in der 
Reichsvperfaſſung gemahrten Nechte der Einzelftaaten erftrebten. Sollte 
jedoh der Duc Decazes Em. Excellenz eine Frage nach unferen ihm 
ſchwerlich jweifelbaften ünfchen auf diefem Gebiete, wie Sie folde zu 
meiner Ueberraſchung als möglich andeuten, wirklich fielen, fo wür 
Ihnen nicht ſchwer fallen, zu verftehen zu geben, daß die Eindrüde, die 
jeder Agent Frankreichs in Deutſchland und jeder Zeitungslefer von dem 
Gewicht geben muß, welches die deutſche Nation auf ige eins 
beitlihe Erſcheinung dem Auslande gegenüber legt, der fran- 

öfifchen Regierung befannt fein würden, und daß Em. Ercellenz nicht 

den eruf haben, bdiejelben durch eine diplomatiiche Erläuterung abzu⸗ 

ſchwächen. Em. Excellenz würden dabei being erwähnen fönnen, daß 

von den befreundeten Mächten ſich England auf Geſchäftsträger beſchränkt, 

einige andere, theil® aus Familienbeziehungen, theils in Kontinuität frä- 

herer Berbältnifle, Gefantte an einzelnen Höfen haben, meiften® aber die 
ertretung mit der am Deutſchen eich vereinigt. worden ift. 

Was Frankreich fpeziell angeht, fo wird man fi) in Paris ſchwerlich 
verhehlen, daß Frankreich mehr als andere Staaten ein berechtigtes Miß⸗ 
trauen Deutſchlands zu Ichonen bat, und daß jchon die, wie es neuerding® 
den Anfchein hat, Igftematifche Ernennung von jüngeren deflaffirten Di⸗ 
plomaten zu SKonjuln in Deutichland, namentlih am Rhein, von uns 
nicht unbemerkt geblieben fein Tünne. Ew. Ercellenz wollen dem Duc 
Decazes gelegentlich bemerken, daß wir daran Fi achten berechtigt jeten, 
ob biete Konfuln ſich ausſchließlich konſulariſchen Gejchäften widmen, oder, 
wie ſolches 3. B. bei dem franzöfiichen Konful in Stuttgart der Fall, 
den gu und das Minifterium durch Arrogiren einer politiſchen Stellung 
und Thätigkeit in Berlegenheit zu bringen die Dreiftigkeit haben. 

Wenn Em. Ercellenz in Ihrem Bericht ſchließlich bemerken, daß „bie 
Stellung“ der Kaiferlichen Botjchaft „fehr leiden“ würde, wenn die dent- 
fen SKönigreiche ſich durch wirkliche Sefandte in Paris vertreten laflen 
ollten, fo ift mir diefe Betrachtung nicht ganz verftändlih. Das Deutfche 

eich ift ein zu gewichtiger Körper, als dag die „Stellung* 
feiner Botfchaft in Paris, foweit Deutfhland der leuteren 
bedarf, unter dem Erfcheinen einiger diplomatifder Figu— 
vonten in partibus wirklich leiden könnte, pvorausgefegt, daß 
die „Stellung“ von der Botjchaft felbft richtig genommen 
wird, Fur die Botſchaft des Deutſchen Reiches handelt es fih nur um 
Erfüllung ihrer dienftlicden Aufträge und Aufgaben, und ich vermag wicht 
abzufeben, was ein Fleinftaatlicher Diplomat Ew. Ercellenz bei denfelben 
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wirkſam in den Weg legen könnte. In diefer Hinficht wollen Em. Ex⸗ 
cellenz ſich übrigens gegenwärtig halten, daß derjelbe Artikel der Reichs⸗ 
verfaflung, welcher den Bundesftaaten das aktive und paffive Gefandt- 
ſchaftsrecht nicht entzieht, die völkerrechtliche Vertretung des Reiches auß- 
fhliegli in die Hände Sr. Majeftät des Kaiſers gelegt hat. In Anlaß 
der Nachichrift zu Ew. Excellenz mehrerwähntem Bericht erfordere ich heute 
vom Grafen Wesdehlen noch eine nähere Erläuterung.“ 


1874. 12. Januar. Bericht des Grafen Arnim zur Redt- 
fertigung des früheren Berichts. | 


„In dem hoben Erlaß fagen Ew. Durchlaucht, daß Ihnen nicht ganz ver- 
ſtändlich fei, wie Die „Stellung“ der Botſchaft durch Anweſenheit eines bayerifchen, 
ſächſiſchen 2c. Geſandten leiden Fünne. 

Ich babe damit fagen wollen: Wenn einer oder mehrere foldher „diploma⸗ 
tiſcher Figuranten” hier affreditirt werben follten, fo erhält das Ausland nicht den 
Eindrud von ber nationalen Einheit Deutjchlands, welchen es zum Nuten bes 
Reiches erhalten fol. Ich ober jeber andere Botichafter des Kaifers haben die 
Aufgabe, dafür zu forgen, daß dieſer Eindrud lebendig und wirkſam fei. Aber 
die Erfüllung diefer Aufgabe wirb mir erfchwert, wenn ſich diplomatiſche Figu- 
ranten bier aufhalten, deren einziger Zweck nur fein Könnte, jenen Eindruck ab- 
zuſchwächen. 

Ich wollte zuerſt ſagen: das Anſehen des Deutſchen Reiches würde dadurch 
leiden. Dieſer Ausdruck ſchien mir übertrieben und ich ſagte daher: „die Stellung 
der Botſchaft würde leiden.“ 

Auch jetzt weiß ich noch keinen beſſeren Ausdruck, um in einem Worte die 
Schwierigkeiten zu bezeichnen, welche in ber angedeuteten Eventualität entſtehen 
könnten. Es war der mildeſte terminus für eine ganze Kategorie von politiſchen 
„Unbequemlichleiten,” während Ew. Durchlaucht die in dem Subftantivum „Stel- 
Iung“ liegenden Begriffe durch ftillichweigenden Zuſatz des Apjeltivums „geſell⸗ 
ſchaftlich“ enger eingegrenzt haben als ich. Die Gedanken, welche ich zufammenfaflen 
wollte, werben ber Regel nad in bem Leitartikel einer Zeitung erörtert. Em. 
Durchlaucht haben, glaube ich, den Begriff „Stellung“ fo zerlegt, daß ich in ben 
Berdacht gelommen bin, vorwiegend aus feuilletoniftiihen Präsccupationen heraus 
anf ben inkriminirten Ausdrud gekommen zu fein. An einem Beifpiele darf ich 
erläutern, was ih meine. Am 14. giebt der Marfhal Mac Mahon bekanntlich 
ein großes, mehr oder weniger öffentliches Feſt. Alle Botfchaften und Gefanbt- 
fhaften find in verbindlicher Weife eingeladen worden, ibm Landsleute von 
Diftinktion zu nennen, welche fie eingeladen zu ſehen wünfchen. 

babe den wenigen Deutſchen, welche mir den Wunſch ausdrückten, eine 
Einladung zu erhalten, meine Verwendung verfagt, weil ich finde, baß Deutſche, 
welche nicht aus amtlichen ober gefhäftlihen Gruben dazu veranlaßt find, ſich 
nit um Zulaffung zur franzöſiſchen Geſellſchaft bewerben follen, fo lange darüber 
fein Zweifel beftebt, daß fie im Allgemeinen keine willlommenen Gäfte find. 
Andererjeits kann ber Marfhall Mac Mahon die Tiebenswürtigften Intentionen 
baben — aber er ift außer Stande, bei einem Feſte von mehreren Tauſend Per- 
fonen bafür einzuftehen, baß feinen deutſchen Gäften feine Unannehmlichkeit be⸗ 
gegnet. Diefe meine Auffafjung ift, glaube ich, wohlbegründet, und wenn ich auch 
durchaus nicht wünſche, viel barliber zu ſprechen, mache ich doch meinen Lande- 
leuten unb anderen Perfonen, welche mich fragen, daraus kein Geheimniß. 

Der bayerifche Gefchäftsträger feinerfeits bat dieſe Neflerionen nicht gemacht, 
fondern der präfidentiellen Aufforderung durch Anmelbung einiger Bahern „von 
Difiinktion“ entfproden. Es würde unrecht fein, Herrn Rudhart, ber ein fehr 
wohlgefinnter, reichstrener Mann ift, Daraus einen Vorwurf zu machen. Ich würde 
fehr bedauern, wenn darüber etwas in die Deffentlichleit käme. Er hat fich einfach 


630 
1874. 


den Fall nicht reiflich überlegt und von deu Bayern „von Diſtinktion“ wird and 
wohl nicht weiter bie Rebe fein. Aber wenn anflatt bes Herrn Rud hart cn 
Gefandter ober auch nur ein Geichäftsträger hier wäre, ber in Folge früherer 
Beziehungen ober feiner perfönlichen Berbältniffe gewifien franzöſiſchen Kreiſen 
näher fände und um ben fich eine größere Anzahl von „biftinguirten Bayern“ 
zu gruppiren geneigt fein könnte, fo würde es doch fehr eigenthiimfich fein, daß 
ber bayertfche Repräfentant in ber Freiheit feiner Attitube 6 nicht im Mindeſten 
von den politiſchen Rückſichten leiten läßt, welche die Haltung des Kaiſerlichen 
Botſchafters beſtimmen. Der Fall, den ich beiſpielsweiſe angeführt habe „ge 
vielleicht noch in das Beuilleton, aber doch ſchon in das politifche Feuilleton. 
Analoge Verhäftniffe Fünnen aber ohne Frage ſich bei viel ernfleren Anläſſen 
berausftellen. 

Die letzte Entſcheidung Tiegt freilich bei Kaifer und Reich und, foweit fie 
ibm übertragen wird, bei dem Botſchafter bes Kaiſers; aber in den Stabien, 
welche der Entſcheidung worausgehen, kann ihm doch feine Aufgabe, feine „EStel- 
Iung” ſehr exrichwert werben, wenn perjönlich wohl affrebitirte Gefanbte bie Mög: 
Yichfeit und das Recht haben follten, neben ihm fich Über politilche ragen gegen 
den franzöfifchen Minifter, wenn auch nur alademifch, zu äußern. Hierzu will 
th nur noch bemerken, daß bie Unannehmlichleiten einer ſolchen Eventnalität um 
fo größer fein würben, wenn die etwaigen Repräfentanten ber dentſchen Länder 
jemals Berjonen fein follten, die in ber Tage wären, nicht blos mit ihren Höfen, 
fonbern auch mit anderen Hauptftäbten — 3. B. mit Berlin — zu Torrespon- 
biren. Ich dachte an dieſe Eventualität, als ich beifpielsmeife Namen nannte, 
deren Träger möglicherweife zu jener Befürchtung Anlaß geben Fünnten. 

Ih bin überzeugt, daß der Duc Decazes fi wohl hüten wird, an bem 
beftebenden Verhältniß zu rütteln. Daſſelbe hat auch, fo lange Herr Rubbart 
bier bleibt, Leine fühlbaren übeln Folgen. Ebenfo nehme ih an, baf Herr Le⸗ 
febore in Münden feine Luft bat, ſich burch irgend eine Unvorfichtigleit bie 
Ausfiht auf eine Wohnung am Parifer Pla zu benehmen. Aber ein Wechſel 
in ben BPerfonen würde die Situation verändern. Im Hinblid hierauf habe ich 
mich erinnern müffen, daß die franzöfifche Gefandtichaft in München beftebt und 
von einem Geichäftsträger geleitet wird, ber ein bevollmächtigter Minifer if. 
Man braucht nur unter etwaiger Konnivenz eines Gaſſer'ſchen Minifteriumd, 
den Envoy6 extraordinaire inzugufligen — et le tour est fait. Daß 
biefer tour wahrſcheinlich in feiner Reaktion das ganze aktive und paffive Ges 
fandtichaftsrecht fortſcwwemmen würde, glaube ich gern. Aber e8 wäre doch viel 
leicht gut, wern die Sache im Voraus durd die bayeriſche Ranbesvertretung un 
möglich gemacht würde. 

Mir ift früher die Ausübung des Geſandtſchaftsrechts feitens ber Mittel 
ftaaten als eine ziemlich gleichgültige Sonderbarkeit erfchienen. Durch bie Praris 
— ſchon in Rom während bes Konzile — bin ich eines Befferen belehrt worben, 
und ich babe mich überzeugt, daß in Ionwierigen Zeiten, jowie an ſchwierigen 
Poſten diefes Recht mit einer wohlorganifirten Reichsdiplomatie ganz unvereinbar 
wird. Sogenannte „reichsfreundliche” Kooperatoren find unter ſolchen Berhält- 
niffen noch bedenklicher als reichsfeindliche. 

Ew. Durchlaucht wollen entichuldigen, wenn mid das Bedürfniß, das 
Wort „Stellung“ zu interpretiren, dahin geführt hat, mich über einen Gegenflaub 
zu ubern, r deſſen Beiprehung angenblidlih ein dringender Anlaß nicht 
vorlag.” 


21. Januar. Zurüdweifung Seitens des Fürften Bismarck. 


„Ew. Excellenz gefätiger Bericht vom 12.d. M., in welchem Sie auf 
die Ausübung des GefandtfchaftsrechtE durch die deutſchen Mittelſtaaten 
zurüdfamen, bat mich überrafcht und nad Lage der Verhältniſſe über 
raſchen müſſen. Em. Ercellenz hatten in dem Berichte vom 18. Dezember 
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das Bedärfnig nad) Inſtruktion darüber ausgeſprochen, ob Sie den Vellei⸗ 
täten der franzöfifchen Regierung in Bezug auf die Wiederhertellung von 
Geſandtſchaften an den deutichen Höfen entgegenwirken jollten. eine 
Antwort darauf war durchgehends ein Ausdrud des Erftaunens darüber, 
dag Sie in einer Trage, Über welche in Deutichland Niemand im Zmeifel 
ift, überhaupt einer Inſtruktion bedurften, dag Ste nicht ohne folche über: 
eugt waren, keine andere Antwort geben zu können, als die durch 7 Fahre 
eutfcher Politif und mit Rüdficht auf die Verfaflung des Norddeutichen 
Bundes und des Deutjchen Reiches fich für jeden reichöfreundlichen Deut- 
ihen von felbft ergebende, nämlich die, daß jede ftärfere Accentuirung des 
aktiven und paffiven Gefandtichaftsrecht3 der einzelnen deutfchen Höfe für 
ung im höchſten Grade unwillkommen, aber nach Maßgabe der Reichsver⸗ 
faffung ftatthaft if. Weder Sr. Majeftät dem Kaiſer, Allerhöchſtwelchem 
Ihre Berichte vorgelegen haben, noch mir ift es verftändlih, wie Ew. Ex⸗ 
cellenz auf diejen meinen Erlaß mit einer ausführlichen Darlegung eben 
jener politiſchen Erwägungen antworten konnten, welche in Deutfchland 
feit Jahren Gemeingut jedes reihsfreundlihen Wählers find 
und welche allein meine Bermunderung fiber Ihr Inſtruktionsbedürfniß 
rechtfertigten. 

Em. Excellenz würden dieſe Beweisführung nicht unternommen haben, 
wenn Sie der politiſchen Entwickelung des Heimathlandes mit der Sorgfalt 
folgten, welche für unſere wirlſame Vertretung im Auslande meines Er⸗ 
achtens unentbehrlich iſt. Sie würden ſonſt den Erlaß vom 28. Dezember 
v. J. mit dem Verſtändniß geleſen haben, welches ſich aus der genauen 
Bekanntſchaft mit der inneren Entwickelung der deutſchen Verhältniſſe er⸗ 
geben mußte. Ew. Erxcellenz würden dann empfunden haben, daß Ihre 

useinanderjegung für die ganze öffentliche Meinung in Deutjchland, das 
Auswärtige Amt nicht ausgefchloffen, feit Jahren politifche® Gemeingut 
eworden ift, und keinen Gegenſtand der Darlegung mehr für einen Dieße 
fitigen Bertreter dem Auswärtigen Amte gegenüber abgeben kann. 

Das Mißverſtändniß, in welchem Em. Ercellenz den Bericht vom 12, 
d. M. gefchrieben, dürfte nur dadurch hervorgerufen fein, daß Ew. Er⸗ 
cellenz bei der Beſprechung diefer Yrage in Ihrem früheren Berichte vom 
18. Dezember v. J. die Intereifen der „Botfchaft“ in Paris mit denje⸗ 
nigen des Deutſchen Reiches verwechfelt und die „Stellung der Botjchaft“ 
in einem von Ihnen ſelbſt „feuilletoniſtiſch“ genannten Sinne in den 
Vordergrund zu ftellen fchienen. Hätten Em. Excellenz von vorn herein 
die Intereſſen und «das Anſehen des Deutjchen Reiches betont, wie Sie 
nad) Ihrer Angabe in dem Berichte vom 12. d. M. es beabfichtigt hatten, 
jo wiirde ich der Mühe überhoben geweſen fein, diefe Frage aufzunehmen 
und die Begriffe, auf welche es dabei ankam, Tarzuftellen. 

Ich Tann bei diefem Anlaß die Bemerkung nicht unterdräden, daß 
mir die Zeit und die Arbeitskraft fehlt, um politifche Korres- 
ponbenzen, wie diejenigen, zu welchen mich die Art und Weife 

w. Ercellenz Berichterftattung feit Jahr und Tag nöthigt, 
fortzuführen. Wenn ſich mein fchriftlicher Verkehr auch nur mit den 
andern Botfchaftern Sr. Majeftät in ahntinen Kontroverfen bewegen follte, 
fo würde meine Stellung oder die der Botjchafter bereit? materiell un« 
haltbar geworden fein. Ih muß, wenn id im Stande bleiben 
folf, die Gefhäfte, die Se. Majeftät mir übertragen bat, 
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fortzuführen, von allen Agenten des Reichs im Auslande, 
auh von den höcftgeftellten, ein höheres Map von Fügſam— 
leit gegen meine Inftruftionen und ein geringeres Maß von 
felbfttändiger Initiative und von Fruchtbarkeit an eigenen 
petinigen Anfihten beanfprucden, als dasjenige, welded 

w. Ercellenz bisher Ihren Berichterftattungen und Jhrem 
amtlihen Verhalten zu ®runde legen.“ 


24. Februar. Smmediatbeichwerde des Grafen Arnim. 
Paris, den 24. Febrnar 1874. 


„Allerburdlauchtigfter, Oroßmächtigſter Kaifer! 
Allergnäbigfter König und Herr! 

Bei meiner Rückkehr nah Paris babe ich einen Erlaß bes Fürſten Reit: 
Tanzlers vorgefunben, welchen ich alferuntertbänigft beizufligen nicht verfehle, ba 
ich nicht weiß, ob er Em. Kaiſerlichen Majeftät befannt ift. 

Der Fürſt Bismard unterrichtet mich in dieſem Erlaſſe, daß es Em. 
Kaiſerlichen Majeſtät nicht verftändlich geweien fei, wie ich in meinem Berichte 
Nr. 6 in eine ausführliche Darlegung politifiher Erwägungen habe eintreten 
können, welche feit Jahren Gemeingut jebes reihsfreunbliden Wöählers ſeien. 
Ich muß danach glauben, daß Em. Kaiferlide Majeſtät von meinen Berichten 
benfelben ungünftigen Einbrud haben, welden fie auf den Fürften Bismard ge 
macht haben, und ich wage baher Ew. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, bie Auf- 
Märungen Allergnädigft hören zu wollen, welche ich zu geben mich verpflichtet erachte 

ga darf zunächſt alleruntertbänigft bemerken, daß ich in meinem Bericht 
vom 18. Dezember vorigen Jahres nicht von ber event. Abficht ber franzöſiſchen 
Regierung geſprochen hatte, Gefandte an ben deutſchen Königshöfen zu allre⸗ 
bitiren, fondern von der möglicherweije auftauchenden Velleität ber deutſchen 
Höfe, franzöfifche Gelandte zu empfangen ober Geſandte nach Baris zu fchiden. 

Ih war in einigem Zweifel darüber, ob ber Reichslanzler wünſchen würde. 
baß einer ſolchen Eventualiät durch eine Konverfation mit dem franzafiihen Mi⸗ 
nifter vorgebeugt würde, ober ob es ihm gerathener ericheinen könnte, bie Ber- 
wirllihung von dergleichen Ideen durch Demarchen bei den dentſchen Regie- 
rungen zu verhintern. Diefe Frage war in fo fern nicht ganz überflüifig, als, 
wie der Erlaß des Reichslanzlers vom 23. Dezember anerkennt, das Thema jeben- 
falls mit einiger Vorſicht zu behandeln if. 

Ich habe auch in dem Erlaffe vom 23. Dezember ben Ausbrud des Er⸗ 
ftaunens über mein Iuftruftionsbebürfniß nicht zu finden vermocht. Ich fand in 
dem Erlaß aber eine Auseinanderfegung, welche im Anſchluß an eine von mir 
gebranäite, meines Erachtens nicht mißverftänbliche, aber boch mißverflantene 

ebewendung mir zu ber VBeflichtung Anlaß geben mußter daß ber Reichetanzier 
bei mir die unerläßliche Kenntniß der politifhen Erwägungen vermiffe, melde, 
wie ber Fürſt Bismard zweimal fagt, Gemeingut jedes reichöfreunblicen 
Wählers find. Ich war daher genötbigt, in meiner Antwort auf ben Erlaß vom 
23. Dezember barzulegen, daß der Fürſt Bismard meine Belanutfchaft mit ben 
heimiſchen Verhältniſſen unterfchätt batte. 

Em. Kaiferliche und Königliche Majeſtät wollen Allergnäpigft verzeihen, daß 
ih mich unterfangen babe, Allerhöchftbiefelben von biefem Zwiſchenfall zu unter 
halten. Aber ich glaube, daß e8 ein Mangel an Ehrfurcht gegen Ew. Majellät 
fein wärbe, wenn ich nicht thun wollte, was in meinen Kräften flieht, um be 
Allerhöchfidemfelben den übeln Eindruck zu verwiichen, welchen meine Berichte aut 
Ew. Majeftät gemacht haben. 

Der Fürſt Bismard fagt am ut feines Erlaſſes, daß er von der 
Agenten des Reiches ein höheres Maß von Fuügſamkeit gegen feine Inſtruktionen 
beanfprucdden müſſe, als dasjenige, welches ich bisher meiner Berichterftattung und 
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meinem amtlihem Berbalten zu Grunde lege. Da mir unbelannt if, von 
welchem Gedanken ausgehend der Fürſt Bismard dazu gelommen ift, fich in 
biefer Weile auszudrücken, fo iſt mir bie Bebentung dieſes Gates nicht klar ge- 
worben; ich nehme an, baf ein Mifverflänbniß vorliegt, welches bei näherer 
Betrachtung verichwinben würde. 
Dem Wortlaut nah aber ſchließt jener Sa eine ſchwere Anklage in fich. 
Der Für Bismard ertheilt feine Inftruftionen im ausbrüdlichen ober impli⸗ 
cite ertbeilten Auftrage Ew. Kaiſerlichen Majeſtät. — Mangel an Füßgſamleit 
gegen feine Inſtruktionen würbe daher gleichbedeutend fein mit Ungehorſam gegen 
die Befehle Ew. Mojeftät. 

Ich kann mir faum benlen, daß ber Fürſt Bismard dies fagen wollte. Ich 
lann auch nicht die Befiirckhtung in mir auflommen laffen, daß Ew. Majefät mir Aller⸗ 
hochſtſe hl ben Vorwurf madıen, welchen Fürſt Bismard anſcheinend formulirt. 

Aber bie Situation, in welcher ich mich befinde, ift eine höchſt peinliche. 
Ih bitte daher Ew. Kaiferlihe Majeftät allerunterthänigft, meine Lage in biejer 
Beziehung Allergnäbigft aufllären zu wollen. 


In tieffter Ehrfurcht 
Ew. Kaiſerlich Königlichen Majeftät alleruntertbänigfter, 
treu gehorſamſter Diener und Unterthan. 


(gez.) Arnim.“ 


Die Entlaſſung des Grafen Arnim 
aus dem diplomatiſchen Dienft. 


22. Februar. Allerhöchfte Ordre wegen Abberufung des Grafen 
Arnim von Paris. 

19. März. Ernennung des Grafen Arnim zum Botichafter in 
Konftantinopel. 

2. April. Veröffentlihung „diplomatifher Enthüllungen” in der 
Wiener „Preſſe“ über die Auffaffungen und die Denkſchrift 
des Grafen Arnim in Bezug auf das vaticaniiche Konzil. 
(Ein Promemoria Arnims von 1870 nebft zwei Schreiben 
an ben Biſchof Hefele und den Stift8probft Dr. Döllinger). 

Die Beröffentlihung war, wie ſpäter in der Schrift Pro 
Nihilo zugeftanden ift, vom Grafen Arnim felbjt ver: 
anlaßt. 

Sn einem Artikel: Graf Arnim und Fürft Bismard 
in der „Schlefiichen Zeitung” wird hervorgehoben, daß die 
„Enthüllungen“ „in überrafchender Weile von dem weiten 
Blicke Zeugniß geben, mit weldem Preußens 
damaliger Vertreter bei der Kurie die Folgen 
der vaticaniſchen Beſchlüſſe voraußgejehen hat.“ 
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13. April. In der „Norbdeutihen Allgemeinen Zeitung“ wird 
der amtliche Schriftwechjel über bad Konzil zwiſchen Graf 
Arnim und Fürft Bismard aus dem Sahre 1869 
(vgl. oben S. 367 ff.) veröffentlicht, darunter der Bericht 
Arnimd vom 14. Mai 1869, mit dem Außiprude: 
„Wahrſcheinlich ift Fürſt Hohenlohe zu diefem Schritte 
(feiner Girculardepeihe vom 9. April 1869) von dem 
Stiftöprobft Döllinger infpirirt worden, welcher im jeiner 
Berftimmung gegen Rom ohne Zweifel ſehr geneigt ſein 
wird, Die Gefahren in etwas übertriebener Reife 
bervorzuheben, welde bem modernen Staat aus 
ben vermutheten Konzilöbefhlüffen erwadien 
können.“ 


21. April. Veröffentlichung eines Schreibens Arnims an den 
Stiftsprobſt Döllinger, deſſen Schluß lautet: 

„Wenn es gelungen wäre, die Wucherpflanzen, welche 
auf dem Konzil großgezogen worben find, im Keime zu 
eritidlen, würden wir und heute nicht in den unbegreiflihen 
Wirren befinden, die fo ziemlih Alles in Frage ftellen, 
was jeit langer Zeit Gemeingut der Chriftenheit geworden 
zu fein ſchien.“ 

4. Mai. Veröffentlichung eines Schreibend Arnims in be 
„Spenerſchen Zeitung," in welchem er die Beröffentlihung 
jeined Berichts vom 14. Mat 1869 ald „im Wideripud 
mit den Traditionen nit nur der preußifchen, ſondern 
jeder Diplomatie” bezeichnet. 


5. Mai. Erlaß ded Reichskanzlers (in Vertretung: Stantöjecretät 
von Bülow) an Graf Arnim mit der Aufforderung, 
auf Grund Allerhödhften Befehls ſich darüber zu erklären, 
ob die qu. Veröffentlichungen direct oder indirect von ihm 
ausgegangen oder ob fie durch Mittheilung der betreffenden 
Piecen an dritte Perſonen hervorgerufen find x. x. 

11. Mai. Graf Arnim lehnt die Berantwortlichkeit für die Ent 
büllungen der „Preffe” ab und verneint, mit der „Spener 
ſchen“ und der „Schlefiihen Zeitung” in Verkehr geftanden 
zu haben. | 
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14. Mat. Wiederholte ablehnende Antwort des Grafen Arnim: 
„Für die in der Preffe veröffentlichten Enthüllungen bin 
ich unter feinem Geſichtspunkt verantwortlich." 


15. Mat. Graf Arnim wird dur Allerhöchſten Erlaß in den 
einjtweiligen Ruheſtand verſetzt. 


Die Lamarmoraſchen Enthullungen*). 


16. Januar. Aeußerungen bed Fürſten Bis marck bei der dritten 
Berathung des Civilehegeſetzes (gegen den Abgeordneten 
von Mallindrodt). 


(Angeblie Bereitwilligkeit zur Abtretung preufifchen Gebiets; 
— bie ungarifche Legion von 1866; — bie Eivilehe und die Fa⸗ 
milienbande; — leihtfinnige Berleumbungen; — ber „beſtver⸗ 
leumbete uud gehafte Mann.“) 

„Ich babe gehört, daß in der heutigen Sitzung von dem bg. 
von Mallindrodt behauptet worden ift, ich hätte bei Früberen Verhand⸗ 
lungen dem italieniſchen General Govone die Abtretung eines preußiſchen 
Bezirkes — ich weiß nicht genau wo, an der Moſel oder an der Saar 
— in Ausſicht geſtellt. Ich bin gendthigt, dies mit den ſtärkſten Aus- 
drücken für eine dreifte, lügenhafte Erfindung zu erflären, die nas 
türlich der Herr Abgeordnete nicht gemacht hat, die aber anderswo gemacht 
ift. Aber der Herr Abgeordnete ſollte doch vorfichtiger fein im Wiederer⸗ 

iblen ſolcher Behauptungen, die diefe fcharje Kritik verdienen. Die Sache 
ft in Lügenhafter, gehäffiger Abficht erfunden worden; es ift auch nicht 
eine Silbe davon wahr. Sch habe niemals irgend Jemandem 
die Abtretung auch nur eines Dorfes oder eines Kleefeldes 
zugeficdhert oder in Ausficht geftellt. Alles, was darüber cir- 
fulirt und behauptet wird, erfläre ih in feinem ganzen Ums 
fange für das, was ih vorhin fagte: für eine breite, tens 
denzidfe Luüge, die zur Unfhmwärzung meiner Berfon erfunden 
worden ift. 

Ich bin zugleih, da ich einmal zur perfönlichen Bemerkung das Wort 
genommen babe, gendthigt, nun aud) einen andern Fall, der geftern vor- 

ekommen ift, in ähnlicher Weiſe zurüdzumeifen. Ich möchte aber allen 

rren, die dabei betheiligt find, und namentlich, wenn fie jo vorzugsweiſe, 
ihrer Behauptung nad), die Sache des Chriſtenthums, der Religion, der 

abrheit vertreten, bitten, doc in Beziehung auf die Wahrheit ihrerfeits 
etwas vorfidhtiger zu fein und nicht Alles ohne Prüfung als Wahrbeit 
anzunehmen, was ihnen aus unlauterer Quelle beigebradht wird. Ich 
möchte den Herren doch zu bedenten geben, daß die ihnen von 
Bott gefegte Obrigkeit, die über uns regiert, aud in den 


*) „Etwas mehr Licht.” Enthüllungen Über bie politifchen und militäriſchen 
Ereigniffe des Jahres 1866, vom General Lamarmora. 
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Drganen, die Se. Majeftät an die Spige des Reiches ftellt, 
vor dem Auslande wenigftens einen gewifjen Anſpruch auf — 
ih will nit fagen auf perſönliche Rückſicht, nein, aber dod 
auf decente Behandlung hat, dag man fi nicht die Aufgabe 
ftellt, die eigene Regierung vor dem Auslande zu verleumden. 

Was den geftrigen Borgang betrifft, fo bat mir der Abg. von 
Schorlemer Inkonſequenzen nachzuweiſen gefucht; nun, wenn ihm das 
mirflih gelungen wäre, fo würde die Sade, die er vertheibigt, damit 
nicht in irgend einem Maße gebefiert fein; aber e8 ift ihm: auch in Feiner 
Weife gelungen. Er hält mir vor, ich hätte früher gefagt, das Dogma 
der Unteblbarteit, welches von Millionen Katboliten angenommen ſei, 
müſſe refpeftirt werden. Das ift auch heute noch mıeine Anfict. Ich habe 
es auch rejpeftirt. Habe ich es je angefochten? Beftreitet man Ihren 
Blauben in irgend einer Weiſe? Ich habe nur die Konfequengn 
geaogen, die ihm für unjer Staatsleben entfließen, und auf bi 

chwierigkeiten aufmerkſam gemacht, die in unſer Staat8leben dadurd 
fommen, und in Folge deflen auf die Nothwendigfeit aufmerkſam gemadit, 
dag man fo wenig wie möglich von Glaubensſachen in das Staatsleben 
hineinthun müſſe. Aber den Glauben refpeltire ich ja, und würde, wenn 
er \ auf Dinge erftredte, die mir und den anderen evangeliſchen Ehriften 
noch ferner wären, ihn dennoch reipeftiren. Wie daB damit in Widerfprud 
fteht, was ich neulich über eine andere Sache gejagt habe, das verftebe ich 
nit. Die Herren müfjen nur nicht die Freiheit des Slanbens 
fo außlegen wollen, als ob fie darin beftehe, daß fie über An- 
dersgläubige und über den Staat eine Herrfchaft üben. Zr 
fie if Nichtherrſchen ſchon mit Unterdrüdtfein gleihbeden> 
tend. Ich babe e8 neulih fhon gejagt: wir verlangen fär 
unfere Ueberzeugungen audy Unabhängigleit für ung Anders: 
gläubige und verlangen Achtung vor unferem Glauben, bie 
wir bei Ihnen nicht immer finden — 

Der Herr v. Schorlemer hat ferner behauptet — und das iſt eine 
Behauptung, die in diefelbe Kategorie der heutigen von Herrn v. Mallind: 
rodt’8 gehört — ich hätte die ungarifhen und Dalmatijden 
Negimenter 1866 zum Abfall auffordern laſſen. Das ifl 
eintad niht wahr. Tür die behaupteten Thatjachen von 1866 würd 
der Abgeordnete aber doch irgend einen Beweis beibringen müfien. Es 
F weltbelfannt, daß fich eine ungarijhe Legion aus ungarifden 

riegögefangenen bier gebildet bat: e3 wurden ung in der Beziehung 
Anerbietungen fchon bei Ausbruch des Krieges gemacht; ich habe fie da⸗ 
mals zurüdgewiejen, obſchon es gewiß eine fchmere —— für 
einen Minifter war, in einem Kampfe mit einem jo waffenmächtigen Reiche 
wie Defterreih — die Unjrigen waren damals nicht erprobt — irgend 
einen Beiftand zurückzuweiſen, der nach Kriegsrecht möglich war; es wär 
das eine UnterYchäßung des Gegners gewelen. Indeſſen, da ich immer 
darauf gerechnet hatte, die Verbhältnifie mit Defterreich nicht dahin zu 
treiben, daß fie zu unverföhnlichem Zwielpalt führten, — eine U 

ung, der ich noch Ausdruck gegeben habe, und zwar bis ‚zu Same 

poſtoliſchen Majeſtät bin, in dem Momente, wo unjere Truppen ſchon 
marfjchirten, da noch habe ich Vorfchläge gemacht, die leicht zu einer Ber 
einbarung hätten führen können, — alfo ich habe am Anfange beb 
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Krieges ungarifche Anerbietungen zurüdgemwiefen, und erfi in 
dem Moment, al3 nad der Sdladt bei Sadowa der Kaifer 
Napoleon telegraphijc feine Einmifhung in Ausſicht ftellte, 
da babe ich mit gelogt: Ih babe meinem Lande gegenüber 
niht mehr das Recht, irgend ein Mittel der VBertherdigung 
und Kriegsführung, welches Eriegsrehtlich vollftändig erlaubt 
ift, zu verfchmäben, da ich es nicht darauf ankommen laffen 
wollte, daß unfere Erfolge durch das Erſcheinen Frankreichs 
auf der Bühne wieder in Zweifel geftellt würden; wenn Frans 
reih auch damals ſehr wenig Truppen hatte, fo hätte doch ein gemiffer 
Zufag von franzöfifhen Zruppen bingereiht, um aus den zahlreichen 
jüddentfchen Truppenmaſſen, die ein ſehr gutes, aber nicht organifirtes 
Material darftellten, eine recht tüchtige Armee zu machen, die uns fofort 
in die Lage gebracht hätte, zunäät erlin ji deden und alle unſere Er⸗ 
folge in ferzzig aufzugeben. Damals alſo habe ich in einem Alt der 
Nothwehr die Bildung dieſer Legion nicht gemacht, ſondern ermächtigt. 
Was liegt nun darin Revolutionäres? Ich möchte einmal die Frage oder 
Erwägung des geftrigen ‘Herrn Redners umlehren. Wenn wir nun mit 
einem wiedererftarften Frankreich im Kriege wären und die Heßereien der 
ſuddeutſchen Blätter fortdauerten, die diefelbe Sache, wie die Herren vom 
Gentrum hier und wie die „Germania,“ nur etwas plumper, vertheidigen, 
— und es träte dann der Fall ein, daß mit Zuhülfenahme der unters 
wüblenden Tendenzen, des Beilpield der Gejegeöverachtung, welches die 
hochſtehendſten PBrälaten geben, der aufregenden Erdrterungen, die wir in 
den Blättern des Centrums an Bollsfchichten gerichtet jehen, die fo genau 
logiſch ihre Pflichten und Rechte nicht abwägen, wie wir e8 bier in diefem 
Raume thun, — Alles dieſes, jage ich, hätte zur Folge, daß ſich nun aus 
beutfchen Mitbürgern oder auß deutſchen Kriegsgefangenen in Frankreich 
eine päpftliche Legion bildete, um Frankreich beiguftehen, würde dann Herr 
v. Schorlemer dem franzöfiihen Staatsmann, der in dem fehr jchweren 
Kampf mit dem Deutjchen Reich fich diefe Verirrung einiger unferer Lands⸗ 
leute zu Nuge machte, würde Herr vo. Schorlemer dem franzöfiichen 
Staatömann, der an der Epite ftände, vielleicht dem König Heinrich, 
Grafen von Chambord, die Annahme diefer Hülfe als ein revolutionäres 
Gebahren vorwerfen? Ich glaube nicht. Er könnte eher die Deutjchen 
Revolutionärs nennen — obſchon e8 noch andere Bezeichnungen dafür 
ei —, die von ihren Baterlande abfallen und dem Feinde Dienfte 
eiften. 

Eins bat mich mit am meilten frappirt, was eigentlich nicht gegen 
mich perjönlich gerichtet war; aber daß der Herr Vorredner die Tode» 
rung aller Bande der Familie gewiffermaßen und das Geborenwerden 
„unter dem Fluche der Sünde“ als eine natürliche Folge der Einführung 
der Civilehe anfieht — trifft denn diefe Folge der Zerrüttung des Fa⸗ 
milienlebens, 3. B. bei unferen rheinifchen Landsleuten zu, die doch dem 
Herrn Vorredner in Weftfalen befier befannt fein werden, als die poli⸗ 
tiichen Thatfachen, auf die er fich bezogen hat? Iſt denn da das Familien» 
leben fo zerrüttet und zerftört? Ich finde gerade das Familienleben und 
insbefondere das eheliche Verhältniß bei unferen rheinifchen Mitbürgern 
ein Beifpiel ächt deuticher Sitte, daS mit demjenigen, was man von Frans 
reich Eennt, auf das Angenehmſte fontraftirt. Ich glaube, dag gerade am 
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Rhein, wenn man ftatiftifche Zahlen über diefe Frage überhaupt aufftellen 
fönnte und wollte, die ebeliche Sittlichkeit eine ſehr hohe Stufe einnehmen 
würde. — Und ich möchte an den Vorredner als Chriſt — denn ich glaube, 
gewifle Srundbelenntnig » Wahrheiten theilen wir doch — die Frage ftellen, 
ob er felbft denn glaubt, nit unter dem Fluch der Sünde ge» 
boren zu fein? Wenn er das behauptet, fo muß ich fagen, daß ihm, 
der als einer der hauptſächlichen Bertheidiger des Ehriften- 
thums auftritt, niht nur die Kenntniß der Politik, fondern 
an bi Kenntniß einer der erften hriftliden Heilswahrheiten 
abgeht.“ 


Ueber die Berleumdungen Lamarmora'd un 
deren Benupung Seitend des Abg. von Mallindrodt 
fagte Fürſt Bismarck noch weiter: 

„Der Herr Vorredner hat eine eigenthümlich in der Politik der ganzen 
Partei begründete Art, ſich aus der Affaire zu ziehen, jo wie er fieht, 
daß die Schußlinie unangenehm wird, und den Vorwurf zu „indolfiren“ 
an einen Anderen (Ramarmora), der übrigens weder Minifter- Präſident 
noch General mehr ift, fondern einfacher Brivatmann, der iu unerlanbter 
Weiſe Altenftüde veröffentliht bat, die in feinem früheren 
amtlihden Berbältniß zu feiner Kenntniß gelommen find — 
ein Verfahren, gegen da8, wie mir von italienifcher Seite auf meine ver 
traulihen Erkundi ngen mitgetheilt ift, ein Strafgejeg in Italien nicht 
gültig if. —* aber — und das zeigt doch auch das Maß von Ans 
feben, das in Italien diefen Beröffentlihungen zu Theil wird, ıft mir ge 
fagt worden, dag man in Folge dieſes Vorgangs das Bedurfniß anerkannt 
hätte, ein ſolches Strafgejeg in Italien bergen. der Herr Vor⸗ 
redner lieber das Zeugniß eines Feindes, als das der Thatſachen herbei⸗ 
zieht, wundert mich nicht; ein ſolcher aber iſt der General Lamarmora 
nach ſeinem ganzen Verhalten und nach ſeiner ganzen Politik, und ich 
könnte über feine Politik viel mehr und viel unangenehmere Bücher ſchre⸗ 
ben, als er über die meinige, wenn ich nicht eine Abneigung hätte, andere 
Potenzen und Mächte in ſolche Erörterungen hineinzuziehen. Inſofern 
ſteht aber der Herr Vorredner viel freier da; er braucht auf die Juter⸗ 
eſſen und Ehre des eigenen Landes und auf deſſen Beziehungen za 
fremden Mächten fo viel weniger Rüdficht zu nehmen, als ich dazu ge 
zwungen bin. 

Der Herr Borredner fagte, er hätte feinerjeits an die Echtheit 
geglaubt. Fa, meine Herren, wenn id) Alles öffentlich jagen wollte, 
was ich glaube über mandye Leute, jo könnten wir leicht in eine fible Lage 
fommen. Ich balte mich dazu jedocd nicht für berechtigt, namentlich m 
Öffentlicher Berfammlung und in amtlicher Stellung, ehe ih nit die 
Wahrheit dejfen, mas ih vorbringe, etwas mehr gepräft habe. 
Der Herr Borredner begründet eine Art von Recht, an die Sache zu 
glauben, darauf, daß Monate lang dieje, mie gejagt, von einem Privat 
mann veröffentlichte Sammlung zu Unrecht entmwendeter Wltenfläde — 
ohne Widerlegung blieben. Ja, meine Herren, wenn ich mid anf 
die Widerlegung alles deffen einlaffen wollte, was gegen 











639 
1874. 


mid gedrudt wird, auch nur vielleicht im Sinne der Biex ver- 
tretenen Mittelpartei gegen mich gedrudt wird, da reichte 
fein Preß bureau und fein Welfenfonds; da müßte ein bejon- 
deres Minifterium dazu eingerichtet werden, um das blos 
lefen zu laffen. Und ie rechne e& mir zur Ehre! In meinem ganzen, 
unter verjchiedenen Geftaltungen der europätfchen Politik ſtets mit ent- 
ſchloſſener Bertretung der Intereſſen meines Königs und meines Landes 
durchgeführten bolititihen Leben ift mir die Ehre zu Theil geworden, ſehr 
viele Feinde zu haben. Gehen Sie von der Garonne, um mit der Gas⸗ 
cogne anzufangen, bis zur Weichjel, von dem Belt biß zur Tiber, fuchen 
Sie an den heimifchen Strömen, der Oder und des Rheins umber, fo 
werden Sie finden, daß ich in diefem Augenblide wohl die am 
ſtärkſten und — id behaupte ftolz! — die am beiten gehaßte 
Berfönlichleit in dieſem Yande bin. 

Wenn nun der Herr Borredner mir noch vorgeworfen bat, daß ich 
geftern bei einer folchen Tagesordnung nicht anweſend war: ja, ich habe 
nicht die Aufgabe, in das Einzelne dieſes Geſetzes (Über die Eivilehe) ein- 
zugeben, denn die Vertretung der Staatsregierung iſt ja in guten Händen; 
aber der Herr Borredner kann fiber fein, wenn auf der Tages⸗ 
ordnung nit die Civilehe geftanden hätte, fondern: „Ber: 
breitung falfder Thatſachen gegen den Minifter- Präfidenten, “ 
fo würde ih gewiß erfchienen Fein. — — — 

Mir kommt es jo vor, daß der Herr Vorredner doch noch beſtimmter 
mich bejchuldigt hat, als felbit das Buch des Generals Lamarmora. 
Aber, meine Herren, wenn Jemand in der Politik ging vor ganz Europa 
auf der Bühne bat wirken können, wie ich, dann bat er doch wohl das 
Recht, ſich auf Thatſachen zu berufen, und dagegen alle apofryphen 
Winleljtribenten, mögen fie Titel haben, wie fie wollen, al8 Zeugen zu⸗ 
rüdzumeifen. Iſt denn irgend etwas abgetreten? Eriftirt denn 
irgend wo eine Berhbandlung darüber? Hätten wir nicht, wenn 
wir etwas hätten abtreten wollen, mit großer Leichtigkeit, 
mit fehr wenig, mit wenig Dörfern, nur daß der Schandfled 
an unferer Politik gehaftet hätte, alles erreihen können? 
Das wäre ja dem Kaifer Napoleon genug gemelen. Hätte ich 
nicht die gemaltigften Refultate auf dem Gebiete bei Frank—⸗ 
reich leicht erreicht, wenn ig danad geftrebt Hätte? Sollte ich 
etwa bei Yranlreih einen Korb befommen haben? Wäre e8 
nicht das Leichteſte von der Welt gewefen, zum Abſchluß mit 
Napoleon zu kommen, wenn ich hätte fo verfahren wollen, wie 
der Herr Borredner no immer doch zu glauben beinahe vor» 
giebt. Jedenfalls wünſcht er, dag Andere es glauben. 

Meine Herren, ih finde, man hat gar nicht das Nedt, 
mich auf diefe Weife zu nöthbigen, durch einen Mißbrauch der 
Tribüne zur Berleumdung der eigenen Regierung den Leiter 
der Hegierung zu 1% en, ſich bier gegen ſolche Vorwürfe 

u verantworten, und Dre und meine Zeit damit zu tödten, 
Pr deren Bezeihnung mir jeder parlamentarifhe Ausdrud 
fehlt; aber die Preſſe wird ihn wohl finden.“ 


640 
1874. 


22. Januar. Notiz bes „Deutichen Reichs⸗ und Preußiſchen Staats - An- 
zeigers.“ 


„Nachdem bie durch General Lamarmora veröffentlichten engebfihen De 
peſchen bes General Govone in Folge neuerer Beiprechung berfelben von ein- 
gewweihten Perfonen einer näheren Prüfung unterzogen worben, bat fi letzteren 
die Ueberzeugung aufbringen müffen, daß bie frugfichen Depeichen gefälſcht, wo 
nicht garerfunden find, ba fie fi mit ben hier gepflogenen Berhanblungen nicht 
beden, weder dem Gegenftanbe noch ber Reihenfolge nad. Die bei ber italieni- 
{hen Regierung angeftellten vorläufigen Unfragen haben ergeben, baß bie von 
General Lamarmora angeführten angeblichen Depeichen im italieniſchen Archiv 
gar nicht vorhanden find und über bie Eriftenz, den Inhalt und den Verbleib 
etwaiger Berichte ber Art dort Nichts bekannt iſt.“ 


Erklärung des itafienifhen Miniſters Bisconti-Benofta über 
das Lamarmorafche Bud. 


„Er müſſe jebe Verantwortung der Regierung für dieſe Veröffentlichung, 
die zu verhindern die Regierung völlig außer Stande war, ablehnen. Die Bar 
öffentlihung fei um fo ernfter zu mißbilligen und um fo tiefer zu belfagen, als 
biefelbe dazu gebient habe, gegen eine ber italienifchen innig befreundete Regierung 
ben Borwanb zu Anfhulbigungen zu liefern, Die, weil fie vor ben Mar ver 
Augen Tiegenten Thatſachen in ihr Nichts zufammenflelen, boch nur allen auf 
mißverftändlichen Auffaffungen beruhen könnten. Die Regierung fei bereihtigt, ſich 
in dieſer Form und Weife zu äußern, ba bie lettere allein ber Wahrheit und 
ben freundichaftligden Beziehungen ber beiden Regierungen, fowie ber Sofibarität 
ber gemeinfamen Intereflen teider Regierungen gegenüber einer Partei entſpreche, 
bie überall in Europa agitire und beren Agitation vor Allem nur zum Grund 
unb zum Zwed babe, Yeinbieligfeiten gegen Italten zu fchüren. Der Miniſter 
fügte zu feiner: Erklärung weiter hinzu, bie von General Lamarmora ver 
öffentlihen Dokumente Bönnten nach "feiner Anficht, au wenn fie nur einen 
durchaus vertraulichen Charakter trügen, doch nur als öffentliche Dokumente an- 

ejehben werben. In der italienifchen Geſetzgebung fehle es betreffs Publikation 
—**— öffentlichen Dokumente an ausreichenden Beſtimmungen, bie Regierung 
werde ſich deshalb mit der Prüfung dieſer Dre weiter beſchäftigen unb zu ge 
ln Zeit diesbezügliche veglementarifhe Maßregeln im Wege der Geſetzgebung 
vorſchlagen.“ 








35. Jeitere kirchliche Geſetzgebuug. 


Die Nothwendigkeit weiteren Kampfes gegen 
geiſtliche Mebergriffe. 
1873. 10. Dezember. Rede des Kultus⸗Miniſters Dr. Falk bei 
der Berathung des Reichenſpergerſchen Antrages im Ab⸗ 
geordnetenhauſe. 


Der Reichenſperger'ſche Antrag lautete: 

„Das Haus wolle beſchließen: an die Staatsregierung die Erklärung ge⸗ 
langen zu lafſen, daß der ſeit dem Jahre 1871 geſtörte kirchliche Friede des 
Landes nach den ernſten Erfahrungen der Gegenwart nicht durch Verfolgung 
der Bahnen, welche mit den neueften, das Kirchenweſen betreffenden Gefet- 
gehumae“ und Verwaltungs - Alten betreten worben find, fondern nur durch bie 

ückkehr zu den in langjähriger Vergangenheit bewährten Grundſätzen zu er- 
reichen ifl.“ 

„Meine Herren! Der Herr Abg. Reihenjperger giebt als das 
Motiv feine Antrags felbft die ernften Erfahrungen der Gegenwart an, 
und er bat diejelben nach feiner Weife charakterifirt. 

Wenn ich mich dabei auf den Standpunkt der Staatöregierung ftelle, 
fo ſehe ich zunähft, dag die Bifchöfe Preußens fih miteinander 
verbindet haben, das Geſetz des Staates, dem fie angehören, 
da8 Geſetz des Landes, das für die meiften unter ihnen das 
Baterland ift, geringer au achten al8 den Wink eines Mannes 
außerhalb des Baterlandes. 

Ya, meine Herren, wollen Sie an einige Momente erinnert fein, die 
beweifen, daß das fo ift? Iſt Ihnen denn die Thatfache des Dogmas 
der Sufallibilität an und für fih aus dem Gedächtniß gelommen? aus 
dem Gedächtniß gelommen da8 Berbalten der Biſchöfe bei Faffung diefes 
Dogmas, aus dem Gedächtniß gekommen die Belobigungen, die einzeln 
und auch in der legten Encyclika beifpielaweife erteilt worden, und thre 
Motiwirung? Sollten Sie nit am Ende auch ebenfo gut wie ich wiflen, 
daß bei der letten Fuldaer Zufammenkunft über eine überaus wichtige 
weittragende Frage eine Einigung weder, noch auch eine Unterwerfung der 
Minorität der Biſchöfe unter die Majorität zu Stande kam, und daß fie 
diefes Ereigniß berichteten nad) Rom, damit dort entfchieden werde, her⸗ 
vorhebend ausdrüdliih, daß ein Theil der Biſchöfe auch für die mildere 
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Beantwortung der Frage ſei. Was war das für eine Angelegenheit? Es 
war die Frage, ob nah Aenderung der prsußifihen Berfaftungsurtunde 
ein Katholif diefelbe noch beihwören kann. Und nun fallen Sie die That- 
fachen, die zu vernehmen und auszudehnen Feine große Kunft fein würde, 
qulamnen und dann bezweifeln Sie nod, daß diefe Abbängige- 
eit der Biſchöfe von Rom thatſächlich ftattfindet. 

Meine Herren! Die Biſchöfe haben das Wort, was ich da: 
mals ausfprad, das Staatsgeſetz zu mißadten, wie id an- 
erkennen muß, redlich sepalten; fie haben es nicht blos mit 
Worten und fhärfften orten wiederholt, fondern durd 
Thaten beftätigt, fie haben das gethan einer Regierung gegen: 
über, die ihnen auf das Xoyalfte entgegenfam. Sa, meine Herren, 
dem ift fo, denn ich habe, nicht fußend * die Fuldaer Erklärung immer 
noch einen Schatten der Hoffnung gehabt, Einſicht, Vaterlandsliebe, 
Mitleid mit den Didzefanen würden doch nody in den Bilchöfen jo mächtig 
jein, um ein freundliches Berhalten über die Ausführung der Maigeſetz 
u ermögliden, und von diefem Standpunkte aus ging mein erfted An 
reiben an die firhlihen Behörden. — — — 

Nun, meine Herren, die Biſchöfe find auch nicht ftehen geblieben bei 
dem paffiven Widerjtande, fondern find über egangen zum altiven 
Widerftande. ch meine, es ift ein aktiver Widerſtand, unter Mik- 
achtung des Gejeges und unter Nichtanzeige der Thatfache der Anitellung, 
Geiftlihe als Pfarrer in die Diözefe —— Es iſt aktiver 
Widerſtand, wenn Anſtaltsbeamte angereizt und Beamte ver» 
leitet werden, der Aufforderung der Königliden Staatäre: 
gterung nicht zu folgen. Es ift ein aktiver Widerfiand gegen: 
über der ernftliden Mahnung, die die Königliche Staatöre- 
gierung bat ergeben lajfen an die widerrechtlich Angeftellten, 
geiftlihe Bunktionen nicht auszuüben, wenn man ihnen den 
entgegengefesten Befehl giebt. 

Nur Schritt für Schritt iſt die Königliche Staatsregierung vorge 
gensn) von leichten zu ernften Maßnahmen. Es hat Alles nichts gefructet. 

ie Bifchöfe haben es ich nicht nahe gehen lafjen, daß die ihnen unter» 
gebene Geiftlichkeit in ernfte Miitleidvenfchaft gezogen wurde. Es ift ihnen 
nicht nahe gegangen, wenn junge Leute, die in rer Ausbildung begriffen 
waren, ihrem Berufe entrifien wurden. Es ift ihnen auch nicht nahe ge» 
gangen — und das ift ein bejonders ſchweres Moment, daß die bürger⸗ 
ichen Berhältnifle ihrer Diözefe in arge Verwirrung geriethen, und woraus 
nicht blos vermögensrechtliche, ſondern auch ſchwere fittliche Nachtheile für 
die Betheiligten entftehen müffen. So ift man genöthigt worden, endlich 
zu dem Allerernftlichften zu fchreiten, was möglich war, zu der Aufforde 
rung an einen der Bifchöfe, fein Amt niederzulegen, und ihn zu dem 
Zwecke feiner Entlafjung vor den Gerichtshof zu ftellen, der mit Hülfe 
der beiden Häufer des Landtages ins Neben gerufen ifl. 

Wir ſehen dann — und das find weitere ernfle Erfahrungen der 
Gegenwart — einen Klerus abhängig in jeder Beziehung von 
den Bifchöfen, ihrem Winfe folgend, trog der daraus folgenden Rad 
theike, einen Klerus, der den aktiven Widerftand, wenigftens foweit er in 

erbreitung von Erregung in den Waffen befteht, mit Freuden umd ge 
ſchicktem Eifer in die meiteften Kreiſe hineinträgt. Und wir haben ann 
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weiter bie ernfte Erfahrung, dag ein fehr großer Theil der katho— 
liſchen Bevslkerung, aber immer nur ein Theil, es über ſich 
nimmt, aus Mißverjtand derartige Nachtheile, wie ich fie an— 
deutete, auf fih zu nehmen, der, indem er die Zahl der Männer, 
die in ber legten Seffion den in Rede ftehenden Gefegentwürfen Wider⸗ 
ftand leifteten, bei den Wahlen noch vermehrte, allerdings eine Ueberein» 
ſtimmung mit denjelben an den Tag gelegt hat. 

Diefe ernften Erfahrungen ftellt nun der Abgeordnete Reihenfperger 
als jolde bin, denen man Folge geben, denen man nachgeben müffe, in⸗ 
dem man Die Maigejege wieder hinwegräumt. 

Es ift uns vorgehalten worden, durch diefe Gejete fei das Chriſten⸗ 
thum auf das Schwerfte gefährdet; ein Nachlommen diefen Gefeßen gegen- 
über gehe gegen da8 Gewiſſen eines Biſchofs; es fei das bijchöfliche Bes 
wifien überhaupt das Gewiſſen jedes Chriften, welches nicht zugebe, derar⸗ 
tige Geſetze zu befolgen. Da kann ich denn nicht umhin, daran zu erinnern, 
daß diejenigen Beftimmungen, gegen welde Seitens der Bijchöfe 
gefehlt worden ift, zum Cheil in ausgiebigerem Maße früher 
chon beftanden im Staate Preußen; daß e8 nicht gegen das 
Gewiſſen ift, gleihen oder weitergehenden Beftimmungen fi 
zu fügen im Süden Deutfhlands und in Elfaß-kothringen, 
daß es einem preußifhen Bifchofe nicht gegen das Gewiſſen ift, 
das in Oldenburg zu tbun, was er in Breußen nad feinem 
Gewiſſen nit thun darf... ... 

Solcher Sachlage gegenüber wird und nun der Rath gegeben, umzu⸗ 
fehren, zur Bergangenheit zurüdzulehren; denn da fei Friede gemejen. 
Nun, meine Herren, gewiß, es ift lange Zeit Friede geweſen. R 
greife au, daß der Staat ein weſentliches &ntereife dabei 
bat, mit der katholiſchen Kirhe Frieden zu balten, und, 
meine Herren, die gegenwärtige Staatdregierung würde e8 
ſehr gern thun, wenn es eben einftweilen nicht ihre Pflicht 
wäre, e8 doch auf den Kampf anlommen zu lajfen. 

Meine Herren! Bergegenwärtigen Sie ſich doch, daß dieje Gejete 
vor kaum einem halben Fahre zu Stande famen nad parlamentarijchen 
Debatten, die an Dauer der Zeit nah und an Leidenfchaftlichkeit dem 
Inhalte nach bei ung noch unübertroffen daftehen, vergegenmwärtigen Sie 
fih, daß Sie eine Staatsregierung fich gegenüber gehabt haben, die kein 
Hehl daraus machte, daß fie mit ſchwerem Herzen und nad ernftefter 
Heberlegung dazu gelangt fei, den Häufern des Landtages dieje Vorlagen 
zu magen. Die Staatsregierung hatte ja, wie ich fchon einmal fagte, 
noch ein gewiſſes Maß von Hoffnung auf eine nicht fo leidenjchaftliche 
beftige Entwidelung der Dinge, aber, meine Herren, in dem Augenblide, 
da & die erfte Verfügung erließ zur Ausführung der Gefege, war fie 
volftändig überzeugt, daß diefe Hoffnung in den Brunnen gefallen fei, fie 
war fich aber umſomehr bewußt, daß es bedürfe der emfigften Aufmerk⸗ 
ſamkeit, der ruhigften Energie, vor Allem der geduldigften, gäbeften Auss 
dauer, wenn fie vorwärts fommen will. Sie i vollftändig davon durch⸗ 
drumgen, ein Gejegesparagraph oder der andere, ein Geſetz oder daß 
andere für fi, mags noch fo fehr von den Parteiftimmen in den Himmel 
erhoben werden, da8 macht e8 allein nicht, fondern nur eine nad) allen 
Richtungen koufequente BVorwärtsbewegung gegenüber den 
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Einflüffen, die ihr entgegenftehen. Und einer Regierung, de 
Ihnen darüber bo, glaube ich, fhon nor Monden feinen Zweifel ge 
Laffen hat, der muthen Ste zu, fie folle heute jene Geſetze wieder zurüdnchmen. 

Meine Herren! Glauben Sie an diefen Rüdzug wahrhaftig nicht. 
Die preußifche Regierung wird nie auf einen foldhen Autrag eingehen 
fönnen, wie er in diefen beiden Borfchlägen formulirt iſt; feine prens 
ßiſche Regierung fann und wird das thun. Denn, meine Herren, 
fie jehen gegenwärtig lauter abhängig ewordene Bifchöfe vor fi) und 
einen nach beftimmten Zielen und Richtungen erzogenen Klerus. Ex 
baben im gegenwärtigen Augenblid in den meiften Staaten von Bedeutung 
denfelben Kampf in verjchiedener Form, je nad den Verhältnifien des 
Staats, den wir heute führen, und, meine Herren, Sie fehen vor allen 
Dingen, daß wir nad hartem Kampf eingetreten find in dieſe Bewegung, 
daß mir bereit3 mit den ernfteften Maßnahmen unferer Auffaffung Geltung 
gegeben haben, — und einem folden Zuftande gegenüber follte 
eine preußifhe Regierung den Entjchluß finden, zu fagen: 
wir Igtogen einen andern Weg ein, wir nehmen die Geſetze 
zurüd a8 heißt denn das anders, als Frieden [chließen 
um den Preis der Souveränetät des preußifchen Staat8? 

Meine Herren! Sie werden auch nicht ohne praftifche Antwort auf 
Ihre Anträge bleiben. Ich halte es für fehr wahrſcheinlich, daß, wenn 
Sie aus den Ferien heimfommen, Sie Gefegesvorlagen vorfinden werden 
und Berdeutlihungen, — die Gefege follen ja fo febr dunfel fein, mie e8 
eute wieder ausgeführt if. Weiter, meine Herren, man wird doc dei 

edankens fein müflen, fich Die Frage zu beantworten: was wirb dann, 
wenn der Biſchofsſitz & Fulda nicht wieder beſetzt werden kann, was 
wird dann, wenn der Erzbiſchof Graf Ledochowski ſeines Amtes entſetzt 
wird? Inſoweit der Staat dabei betheiligt iſt, wird die Regierung ver⸗ 
ſuchen müſſen, mit Ihnen dieſe Frage zu beantworten; fie iſt auf das 
Ernſteſte befliſſen geweſen, die verſchiedenen Vorlagen vorzubereiten und 
das Vorbereitete zum Abſchluß zu befördern, und ſie wird Ihnen alsbald 
den Beweis davon liefern. 

Meine Herren! An Sie aber muß die Staatsregierung bei dieſen 
weiteren Mitteln denken, von der Majorität dieſes Hohen —* muß 
ſ5 A gung verlangen, wenn fie die Aufgaben löfen will, die fie 

et.“ 


Der ultramontane Antrag wurde vom Abgeordnetenhaufe: 
„in der Erwartung, daß die Königlidhe Staats: 
regierung den beftehenden Geſetzen Achtung ver: 
Ihaffen und den Erlaß der zur Ordnung ber 
firhlihen Zuftände unentbehrlihen Gefepe ber: 
beifübren werde” mit einer Stimmenmehrheit ven 
288 gegen 95 Stimmen dur Uebergang zur einfachen 
Tagedordnung abgelehnt. 











1873. 
Die Civilehe. 
Geſetzentwurf über die Einführung der bürgerlichen 
Eheſchließung. | 
Aus der Denkichrift zur Begründung ded Entwurfs: 


„Der gegenwärtige Geſetzentwurf bezwedt bie Einführung ber obligato- 
rifgen Civilehe (dev allgemein verbindlichen bürgerlihen Form ber 
Eheſchließung) und die Uebertragung der Führung aller Stanbesregifter an bür- 
gerlihe Behörden. 

Der beftebende Rechtezuftand binfichtlih ber Form der Eheſchließung ift in 
ben peitane größten Theile der Monarchie mit den fühlbarſten Uebelſtänden ver⸗ 
nüpft. 


Es fehlt in einem großen Theile ber Provinzen an einer Form für bie 
Eheſchließung zwiſchen Berjonen, von denen der eine Theil innerhalb, der andere 
außerhalb der Kirche ſteht. Die Eingehung ihrer Ehe hängt lediglich davon ab, 
ch fie einen landeskirchlichen Geiftlichen finden, welcher bie Trauung zu verrichten 
bereit if. — Die Mitglieder derjenigen Religionsgefellichaften, beren Geiftlichen 
bie Berechtigung fehlt, Trauungen mit bürgerlicher Wirkung vorzunehmen (Men- 
noniten, Baptiften, Immanuelſynode und Andere), find gendthigt, für ihre Ehe⸗ 
ihließungen bie Mitwirfung anbersgläubiger Geiftlichen zu ſuchen. — Die Ein- 
gehung gemiſchter Ehen ift, fo lange die kirchliche Trauung obligatorifch bleibt, 
eine unerſchöpfliche Duelle Eonfeffionellen Habers, welche auch die fluatlicden In⸗ 
terefien empfindfich berührt. — Das Gleiche gilt binfichtlich ber Gefchiebenen, 
welche die Wiebertrauung innerhalb der katholiſchen Kirche gar nicht, innerhalb 
ber evangelifchen Kirche, fofern bie frühere Ehe aus einem Tirchlich nicht aner- 
faunten Grunde gefchieben war, meift nur durch die Zuftimmung ber oberften 
Kirchenbehörde erlangen können, welche in nicht jeltenen Fällen verfagt wird. 


Kordern ſchon dieſe Uebelftände eine Abhülfe im Wege ber fluatlihen Ge⸗ 
feßgebung, jo wird ein unverzügliches Vorgehen in dieſer Richtung 
dburh bie neueren Bewegungen innerhalb ber fatholifhen Kirche 
und durch die ablehbnende Stellung der römiſch-katholiſchen 
ıihöfe zu ben jüngſt erlafjfenen Kirhengefegen unabweisbar ge» 

oten. 

Wie belannt, erfennt ein Theil ber Katholiken — die fogenannten Alt- 
katholiken — das auf dem vaticanifchen Konzil aufgeftellte Dogma von ber Un- 
feblbarkeit des Papſtes nit an. Die Staatsregierung bat nach ber Firchlichen 
Entwidelung biefes Streites bie firengfle Neutralität beobachtet und ift deshalb 
bei allen bezüglichen Anordnungen folgerecht davon ausgegangen, daß auch bie 
Altkatholiken nach wie vor innerhalb der katholiſchen Kirche ſtehen. Bon biefem 
Geſichtspunkt aus ift insbeſondere auch die flaatliche Anerkennung bes altlathofifchen 
Biihofs Dr. Reinkens erfolg. Daburd find fie freilich in die Tage gejegt, 
demnächft auch für orbnungsmäßig gegründete Parochien Geiſtliche zu erlangen, 
welche mit bürgerlicher Wirkung trauen und gültige Civilftandsalte vornehmen 
können. Allein die Gründung folder Barodien kann erft beginnen und nur all» 
mälig erfolgen, fo daß noch immer zahlreiche Altkatholiten vorhanden jein werben, 
in Betreff deren es die Staatsregierung für ihre Pflicht halten muß, die Beur⸗ 
fundung bes Perfonenftandes ſicher zu ftellen und ihnen eine Form ber Ehe⸗ 
ſchließung zu gewähren, welche fie nicht zwingt, wiber Ueberzeugung und Ge⸗ 
wiffen aus der katholiſchen Kirche auszutreten. 

Noch dringender, als bie Verhältniffe der Altkatholiken, erfordert bie zeitige 
Auflehnung bes römiſch⸗katholiſchen Klerus gegen bie Staatsgeſetze und bie An⸗ 
orbnungen ber Staatsbehörben ein Vorgehen im moege ber Geſetzgebung nad 
beiden angebenteten Richtungen. Die preußifchen Biſchoͤfe der römiſch⸗katholiſchen 
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Kirche weigern den neueften lirchlich⸗politiſchen Gejeken ben Gehorfam uub 
nehmen insbefondere Anftellungen von Geiftlichen ohne Berüdihtigung bes tem 
Staate gewahrten Einiprucdhsrechtes vor. Indem dieſe ben geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen zumiberlaufenben Webertragungen geiftlliher Aemter nad ber ausbrüd- 
lichen Vorſchrift als nicht geſchehen gelten, entbehren alle Amtshandlungen, 
welche von geſetzwidrig angeftellten Geiftlihen vorgenommen werben, ber red. 
fihen Wirkſamleit. Zur Hüprung der Kirchenbücher ift fomit der ge- 
ſetzwidrig angeftellte Geiſtliche nicht berechtigt; Eintragungen, die 
er vornimmt, und Auszüge, bie er daraus ertheilt, haben keinen 
dffentlihen Glauben. Um ben durch ungältige Eintragungen ent 
ftebenden VBerwirrungen vorzubeugen und die fernere Ertheilung 
laubwürbiger Attefle zu —— haben bereits an mehreren 
Drten bie Kirchenbücher mit Beſchlag belegt unb an die betreffenden 
Auffihsbehörden abgegeben werben müffen. Die zeitige Lage ber 
Geſetzgebung geftattet in bem größten Theile ber Monardie nidt, 
die Fortführung ber Perfonenftandsregifter anderen Behörden zu 
übertragen und Anorbnungen zutreffen, weldeaud nur annähernd 
einen ausreihenden Erfat zu bieten geeignet wären. Golf baber 
die ſowohl für ven Staat als für bie Betbeiligten fo wichtige Be— 
urfunbung bes Berfonenftandes nicht in Verwirrung geratben, 
fondern überall gefidert bleiben, fo erfheint eine Bejeitigung 
dieſes Webelftanbes, weldher durch die täglih zunehmenden In- 
en an von Beiftlihen eine fletige und raſche Ausdehnung er- 
abren muß, im Wege der ftaatlihen Geſetzgebung fobald als thum 
lich geboten. 


Bermöge ber Bedeutung ber Ehe als ber Grundlage bes gefammten Fa 
milienrechts ift Die Beſtimmung barüber, unter welchen Bebingungen unb Formen 
fie mit rechtlicher Wirkung eingegangen werben kann, ebenfo ein Gegenſtand ber 
ftaatlihen Geſetzgebung wie die Feſtſtellung bes Perfonenftanbes Überhaupt. Wenn⸗ 
gleich die Verbindung der Eheſchließung mit kirchlicher Einfegnung, welde in ben 

ttlihen Beziehungen bes Ehebundes ihre Begründung und volle Berechtigung 
nbet, feit Jahrhunderten befiebt, fo beruht doch der rechtliche Wirkungen er- 
zeugenbe Charakter der kirchlichen Trauung lediglich auf Der ſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebung, fo lange, als Überhaupt der Staat und nicht bie Kirche Schöpfer unb 
räger ber rechtlichen Ordnung if. 


Nachdem die vom Staat anerkannte, unb burdh bie —— — 

ewährleiſtete Gewiſſensfreiheit zu Entwicklungen auf krchlichem Gebiete geführt 
Bat, in deren Solge bie kirchliche Trauung, beziehungsweife Die Art, wie fie von 
ben Organen ber Kirche gehanbhabt wird, fih für einen großen Theil ber Etautt- 
angehörigen zu einer Beeinträchtigung in ihren flaatsblirgerliden Rechten oder 
doch zu einer ihnen Täftigen Feſſel bei der Ausübung biefer Rechte geftaltet und 
zu ben mannigfaltigften und erheblichften Konflikten mit dem Staate führt, in 
welchem ber letztere nicht unterliegen darf, ift der Staat zur Aufredterhaltung 
feiner Autorität genöthigt, die ber Kirche übertragene Macht zur Vermittlung ber 
Eheſchließung mit vechtliher Wirkung und zur Beurfundung bes Perfonenflantes 
wieder an fi zu nehmen. 

Der Einwand, daß bie obligatorifche Civilehe namentlich für bie Bevölle⸗ 
rung der öftfihen Provinzen eine Störung guter Sitte und Gewöhnung, un 
eine Beeinträchtigung bes Bewußtſeins von ber fittlicden Webentung ber Che 
enthalte, baf ber Staat an ber Erhaltung biefes Bandes zwiichen ben Nupta⸗ 
rienten und ihrer Kirche ein eigenes hohes Interefie babe und wohl thue, baffelbt 
zu erhalten, — ift allerdings von großem Gewicht. 

Der Staat muß in ber That dringend wünſchen, baß, wo 
möglid, Jeder, ber in bie rechtliche Gemeinſchaft der Ehe eintritt, 
dieſe Gemeinfhaft auch mit dem fittlihen Geifte und ber ernfer 
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Weihe erfülle, für melde bie religtdfe Handlung unb die mit ber- 
jelben verbundenen Segnungen Ausdruck und Quelle bilden 
ſollen. Allein bie geiftigen Güter, welche mit der firchlihen Trauung verbunden 
find, Tonnen do in der That nur dann wahrhaft wirffam fein, wenn fie aus 
dem Bedürfniß des Herzens heraus geſucht und erfehnt werden. Außerdem barf 
hervorgehoben werben, wie aus den Ländern, wo bie obligatorifche Civilehe bereits 
befteht, vielfach als unzweifelhaft bezeugt wird, daß biejelbe nirgends eine Ent- 
frembung gegen bie Kirche beförbert, fonbern eben nur, baf fie ba, wo eine ſolche 
ſchon vorhanden war, im Fall der Unterlaffung der nachträglichen religiöfen 
Handlung biefe Entfremdung zum Ausbrud gebracht babe. 

Wo aber bie Entfremdung gegen bie Kirhe als die Urſache der unter- 
bleibenden kirchlichen Trauung anzufeben if, da wird dieſe Wirkung unbedenklich 
auch dann eintreten, wenn bie Betbeiligten, wie bei ber fafuftativen Civilehe, bie 
Wahl haben zwiſchen der bürgerlichen und Tirchlichen Ehefchließung. Die Auf- 
gabe ber Kirche wird e8 fein, ihrerfeits in ben auf diefe Weife ihr 
als entfrembet fich darſtellenden Mitgliedern das Bewußitfein der 
Angebdrigleit zur Kirche neu au weden. 

Es wird fih nicht in Abrede flellen laffen, Daß das Verhalten ber römifch- 
kathoſiſchen Biſchöfe gegenüber der flaatlihen Geſetzgebung jett die Einführun 
ber obligatorifchen Civilehe aus praftifhen Gründen gebieterifch erheifcht. Burd 
Das Berbalten ber gefeßwidrig angeftellten Geiftliden wird ein 
großer Theil ber katholiſchen Bevölkerung zur Eingehbung un- 
gültiger Eben verleitet. Belehrungen und Warnungen Seitens 
der ftaatlihen Behörden haben feinen Schuß gegen die bierburd 
berbeigeführten Uebelffände gewährt, meige ganz eeignet find, 
die fozialen Berhbältnijie eines erheblihen Bructbeils der Be— 
oölferung in bie größte Verwirrung zu ffürgen. Dem kann nur 
dadurch vorgebeugt werden, daß das Gejet, bie bürgerliche Gültig— 
feit der Ehe ausfhlieflih von ber Vollziehung bes bürgerliden 
Alıs abhängig macht und hiermit jede vor VBollziehung dieſes 
Alte vorgenommene religidfe Einfegnung einer Ehe unter bie 
Strafe des Reichsſtrafgeſetzbuchs ſtellt.“ 


10. Dezember. Borläufige Aeußerung ded Kultus: Minifterd Dr. 
Half bei der Einbringung des Gefepentwurfs. 


„Es ift der Staatsregierung ſchwer geworden, Ihnen diefen Geſetz⸗ 
entwurf vorzulegen. Nach der allerernſteſten und eingehendſten Erwägung 
iſt aber das Staats-Miniſterium einſtimmig geworden, Se. Majeſtät 
dringend zu bitten, dieſe Vorlage dem Landtag der Monarchie zu machen. 
Die Staatsregierung hat es bei einer fo ernſten Angelegenheit nicht an⸗ 
emefien halten können, theoretiſche Nüdfichten entfcheiden zu laffen, 
Barteigrundfäge als folche zur Anwendung bringen zu Toben für 
Beantwortung der Trage, ob eine foldde Gefegoorlage zu mahen. Das 
Kapitel der obligatorifchen Eivilehe erregt, wenn auch vielleicht im gegen- 
wärtigen Augenblid meniger, doch nach vielen Seiten bin die Gemüter. 
Es nicht zu bezweifeln, daß die Auffaſſung über die Nothwendigkeit 
ſolcher Maßnahmen, bei der weiten Ausdehnung der Monarchie an ver⸗ 
ſchiedenen Stellen eine verſchiedene iſt. Es konnten bei der jetzigen 
Sachlage nur praktiſche Momente, Momente ernſteſter, weit— 
reifender Erfahrung bei der königlichen Staatsregierung die 
—2* ung begrlnben, es jei jegt der Zeitpunft gelommen, 
wo mit Diefer aßnahme vorgegangen werden müffje Die 
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Staatsregierung erinnerte fidh bei diefer Vorlage der Zeit, wo eine ihrer 
Borgängerinnen eine ähnlihe Maßnahme dem Landtage der Monarchie 
unterbreitete. Sie vergegenwärtigte fih, daß es auch damals die Berüd- 
fihttgung praftifcher Bedürfniffe war, die die Borfchläge diltirte. Es 
waren damals weſentlich die Gegenfäge in ber vroteftantifihen Kirche, die 
dort vorlommenden Mißftände, welche die Staat8regierung zur Einbringung 
ihrer Vorlage beftimmten. Weil die damalige Staatöregierung ber Ueber: 
zeugung war, daß die damals vorgefchlagene fogenannte falultative Civil⸗ 
ehe, welche dem Prinzipe freilich nicht entipricht, dieſem Bebürfnifle ge 
nüge, richtete fie ihre VBorfchläge auf dieſelbe. Ebenfo würde und vieleiht 
noch in höherem Maße, wenn es fih nur um die proteftantifde 
“Kirche handelte, die StaatSregierung auch heute zu der Weber g 
ekommen fein, es genüge dem Bedürfniß eine andere Form der Übe 
—— als diejenige, die die obligatoriſche heißt, und zwar um fo 
mehr, als die Zahl der Fälle, welche damals zu dieſer Geſetzgebung 
drängten, jest in der That eine verminderte ift, und meil die neue Ber- 
faflung der evangelifhen Kirche auch auf diefem Gebiete geeignet fein 
würde, die Widerjprüche auszugleichen. 

Meine Herren! Die Rüdfiht auf die evangeliſche Kirde 
begründet alfo das Bedürfnig zur Einführung der obligato> 
riſchen Civilehe nicht, nein, dies Bedürfniß ift hervorgegangen 
aus der Entwidlung, die die Berbältniffe des Staates zur 
tathbolifhen Kirche genommen haben. Wenn aber baffelbe 
auf dDiefer einen Seite eben nur befriedigt werden Tann durd 
bie obligatorifhe Civilehe, fo iſt es nothwendig, um ber Ba» 
rität willen, daß aud die evangelijche Rirde in gleicher 
Weife behandelt wird. 

Die obligatorifche Eivilehe iſt nothwendig geworden durch die Folge, 
zu welcher die Bewegung geführt hat, von der wir heute zu verhandeln 
in der wenig erfreulichen Yage waren. Die Staatsregierung weiß wohl, 
daß fie die Zuftände nicht verfchuldet, wie fie bier vorhin angedeutet 
worden, wie fie aus öffentlichen Blättern und amtlichen Schriftftüden 
hervorgehen; aber, meine Herren, troß deſſen hat die Staatsregierung 
e8 für ihre Pflicht erfennen müfjen, die Unterthbanen, die 
Angehörigen des Staates, mißleitete Menfhen vor Gefahr 
und Nadhtheil zu bewahren. Sie ift aber aud weiter davon 
durchdrungen, daß e8 in einer Zeit fo hochgeſpannter Begen- 
füge nicht möglich ift, wenn der ganze rat, der ganze Bille 
der Staatsregierung, zu einem gedeihlichen Zuftande zu ge 
langen, zur Geltung fommen foll, die entgegenftehenden 
Priefter der einen Kirche die Alte ferner vornehmen zu laffen, 
die fie nur im Auftrage de8 Staates mit Wirkung auf 
deſſen Gebiete vornehmen fünnen.“ 


16. Dezember. Rückkehr des Fürften Bismard nah Berlin. 
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Minifter und Parteimann. 
Stellung bed Fürften Bis marck zur Civilehe. 


17. Dezember. Rebe bei der erften Berathung der Vorlage im Abs 
georbnetenhauje 
egen ben Abgeorbneten von Gerlach, welcher auf bie von bem 
Fürſten in der Zweiten Kammer im Jahre 1849 gehaltene Rede über 
bie Civilehe Bezug genommen hatte. Vgl. Band I S. 27). 
„Der Herr Borredner bat mir die Ehre erzeigt, eine vor 25 oder 
24 Jahren, ungefähr vor einem Bierteljahrhundert, von mir unter andern 
Umftänden gehaltene Rede wiederholt zu citiren. 
Der Herr Borredner befand fi) damals mit mir in einer Fraktion; 
ih babe aber außerdem den Borzug gehabt, vor den großen politischen 
Bewegungen in näherer Beziehung zu ihm zu ftehen, und babe mir da⸗ 
durch einigermaßen, wenn aud nicht ohne Mühe, ein Urtheil von feiner 
Stellung zu politifchen Dingen gebildet. Der Herr Vorredner bat mid) 
damals oft durch einen überlegenen Geift und feine Beredfamfeit von der 
Nichtigkeit feiner Anfichten überzeugt, und es trat dann ein Moment ein, 
ein furzer Moment, wo wir gleicher Anſicht waren. Wenn der Herr 
Borredner das aber gewahr wurde, fo habe ich immer den Eindrud ge 
abt, daß ihm diefes Gefühl unbehaglih war, mit irgend Jemand gleiche 
fiht zu hegen — dann trat das Bedürfniß bei ihm ein, feine Anficht 
etwas anders zu geftalten und neue Seiten zur Diskuffion zu ftellen; wir 
find alfo nie lange einer Meinung geblieben. 

& babe in der langen preußifchen Gejchichte die Phaſe nicht finden 
fönnen, welche fich der zuftimmenden Würdigung de8 Herrn von Gerlach 
erfreut hat. Er war nicht für den ftrengen Abfolutismus Friedrid Wil 
helms I., der von Manchem, vielleicht auch von dem Herrn Borredner, 
wenn ich mich recht erinnere, für eine Yortfegung desjenigen Anfangs der 
Revolution betrachtet wurde, die Ludwig XIV. begann, indem er durch 
Gewalt von oben die alten Rechte zertrümmerte; diefer Abfolutismus 
hatte feinen Beifall nicht. Friedrich II. verfagte er den Beinamen des 
Großen aus Gründen, die ich nicht zu erörtern habe, die aber vom Stand» 

unfte der Kirchenpolitit auf der Hand liegen. Friedrich Wilhem II. hatte 

Keinen Beifall auch nicht, die Zeit vor 1806, Friedrich Wilhelm III., eben 
jo wenig wie die nach 1813. ‘Der einzige Moment, in dem mir fcheint, 
daß der Herr Vorredner fih je im Eimverftändnig mit dem preußifchen 
Staatsprinzipe befunden bat, mar, glaube ich, der Beginn der Kämpfe 
von 1813; ob er nad der Schladht von Leipzig noch in ganz berjelben 
Usbereinftimmung gemwejen ift, weiß ich nicht. Sicher aber ift, daß unter 
des zuletzt regiert habenden Königs Majeftät weder die Phaſe vor 48, 
noch die nachher den Beifall des Herrn Borredners hatte. Die Ehrfurdt 
bor meinem früheren Herrn verbietet mir, auf die Einzelheiten einzugehen, 
auch die Diskretion gegen meine Fraktionsgenoſſen von damals — aber 
weder die Zeit vor 48, noch das Berhalten der Revolution non 48 gegen« 
über, noch das Minifterium Manteuffel und noch weniger die neue 
Aera hatten den Beifall des Herrn Vorredners, fondern wurden mit der- 
felben ſcharfen und — vernichtenden will ich nicht fagen — aber ägenden 
Kritik, die er heute anwendet, verfolgt und verurteilt. 
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Eine pofitive Erklärung, wie e8 denn eigentlich wachen ſei an 
Stelle deffen, habe ich von Gem Herrn von Gerlach —* gehoͤrt, fie 
wurde immer auf das nächſte Mal verſchoben, wie wir es auch in den 
damaligen Artikeln der „Kreuzzeitung“ geleſen haben, die mir damals 
ein befreundetes Blatt war, aber ich babe gefunden, daß wir oft an einem 
Tage eine vernidhtende Kritik aller Mißſtände im Staate fanden, und 
dann lautete immer der Schluß: mas nun zu thun fei, wird in 
einem nädften Artikel entwidelt werden. 

Sch glaube, daß auch jegt der Herr Borrebner in Berlegenbeit fein 
würde, außzufagen, wie wir e8 zu machen hätten, ich ſetze bei ihm aber 
eine vollftändige Befriedigung für den Augenblid voraus, die ich ihm bei 
meinen perjönlichen Gefühlen für ihn gönne; denn er hat jet dad De 
wußtjein, fi in einer Stellung zu befinden, zu der ſchwerlich Jemand 
ihm nadfindet. Daß Jemand, der weder Katholit noch Pole ift und wel- 
fiihe Sympathien doch nur in mäßigem, indireftem Maße haben kann, 
daß der ſich der Centrumspartei anzufhliegen vermag, da befegt er eine 
ifolirte Säule, auf der neben ihm fein Anderer Blag bat, und wo er 
ganz fidher ift, die Unannehmlichkeit nicht zu erleben, daß Jemand mit 
ihm gleicher Dieinung ift. Sch weiß, auch ferne heutigen Fraktionsgenoſſen 
können es ja unter feinen Umftänden: für Die bleibt er der Ketzer, 
der Ungläubige, der ja natürlich tiber alle die Gegenftände, bie vor⸗ 
fommen, doch in letter Inſtanz nicht diefelben Anfichten haben kann. 

Der Herr von Gerlach, wenn er evangeliiher Ehrift ge 
blieben tft, Tann doh unmöglich darauf hinausgehen, für Se 
Heiligkeit den Papſt diejenigen Rechte in Preußen zu bean: 
"hrugen, die die übrigen Fraltionsmitglieder vielleicht in ge» 
nauer Logifher Konfequenz ihres Glaubens fordern; er würde 
damit zu dem Standpunkte lommen, auf dem, wie id annehme, 
ein Katholik feinem Glauben nad ſtehen fann, — er ift dann 
aber ein bedenfliches Glied für den ftaatlihen Verband — 
daß fein Geſetz in Preußen gegeben werden kann, weldes 
nit die Billigung des Bapftes hätte, oder wenigftens, daß 
er die weltliche Obrigkeit nit beredtigt hält, ein Geſetz zu 
geben, welches vom Papſt ausdrücklich verurtheilt wird. Site 
Önnen aber diefen Örundfag nicht anders durchführen als in 
einem Staate, wo die katholiſche Religion StaatBreligion if, 
und felbft, wenn da8 ein meltlider Staat wäre, fümen Sie 
damit auch nit vollftändig big an die Grenzen der Logik, 
die Sie erfireben; Sie können da8 eigentlich nur im Kirchen: 
ftaate, der ein geiftlihes8 Oberhaupt bat. Sie fommen alfe 
notbmwendig darauf, nit nur den Kirchenſtaat in Stalien. zu 
erhalten — das ift ja eine ſehr geringe Forderung im Ber- 
leih mit der, die Sie bier Ihren evangelifhen Mitbürgern 
Bellen, — fondern den Kirchenſtaat auf die Geſammtheit der 
Welt auszudehnen, überall wo nur einige Katholilen darin 
— dr legter Inftanz find Sie doch verpflichtet, fich dem 
entiheidenden Urtbeile des Papftes zu fügen. — — 

Wenn der Herr von Gerlach die Einzelheiten meiner älteren Reden 
citirte, jo möchte ich ihm zuerft einmal fagen: wenn er ein fo fchweres 
Gewicht auf meine Ueberzeugung, die ic vor 25 Jahren ausgeſprochen 
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babe, legt, warum will er denn nicht meinen lebendigen Worten von heute 
glauben; oder umgelehrt, wenn er mir einen Vorwurf daraus macht, fo 
nehmen wir an, nicht der Herr Vorredner, fondern ich wäre feit der Zeit 
altersfchwach geworden. Ich mar damals in der Bollfraft meiner Jahre, 
Ich mag durch Anftrengungen gelähmt fein, vielleicht bin ich nicht mehr 
fo frifch wie damals, das würde ja in der Sache nichts ändern. 

Aber ich habe mich noch nie gefhämt, eine Meinungsän— 
derung in meiner Stellung einzuräumen, wenn die Umfände 
mid nöthigten, entweder ın etwas nachzugeben, oder mich zu 
überzeugen, daß e8 fo, wie ich wollte, im Intereſſe des 
Landes eben nicht geht. Sch bin nun, ich glaube im zwölften 
Jahre, einer Regierung Leiter, die unter f[hwierigen und 
ffürmifhen Berhältniffen begonnen und geführt worden ift; 
ih bin danach recht zufrieden, wenn man mir auß dieſem 
jüngeren Zeitraum, aus der zweiten Hälfte diejes PBiertel- 
jabrhunbertB, auf da8 der Herr Borredner zurüdgriff, nicht 
den Borwurf machen fann, daß ich mich in irgend melden für 
den Staat entfcheidend wichtigen Dingen recht erheblich ge- 
täufcht hätte in meiner Borausficht und Beurtbeilung. 

Sch treibe feine Fraktionspolitik ald Minifter, fondern 
ih babe gelernt, meine perfönliche Ueberzeugung den Bedürf— 
niffen des Staat3 unterzuordnen. Ich glaube, daß es fo fein 
muß, und ich halte es für eine fchlechte Ueberzeugungstreue, die im Staats- 
dienfte jagt: mag das Kind mit dem Bade ausgeſchüttet werden, mag der 
Staat zu Grunde gehen, ed ift meine Ueberzeugung, ic} kann nicht anders. 
Das Tönnen Fraktionsmitglieder, die de8 Morgens ihre Führer fragen, 
wie fie fich zu verhalten haben. Es erinnert mich Died immer an die 
falſche Mutter im Salomonſchen Urtheil, die dafür ſtimmte: zerfchneidet 
das Kind, zertrümmert den Staat, gut, mir foll es recht fein, wenn ich 
nır meinen Willen babe. 

Wenn der Herr Borredner dann an den prägnanten Schlußfag einer 
alten Rebe erinnert — ich habe fie lange nicht gelefen; aber als fie vorhin 
verlefen wurde, babe ich fie wirklich mit einiger Befriedigung angehört ; 
ih glaube, fie war oratorifch nicht übel, aber welches auch der Inhalt 
fein mag, fo kann ih doch unmöglich, wenn ich als enangelifcher 
Chriſt von „der Kirche“ ſprach, im Jahre 1849 die fatholifche 
Kirhe nah den heutigen vatikaniſchen Beflimmungen als den 
Fels betradtet haben, den ih dort als unter allen Stürmen 
feftftebend bezeichnete. Jedenfalls wird man annehmen müfjen, da 
ih meine evangelifche Ueberzeugung immer feft, durchſichtig und offen aus⸗ 
gefprochen babe, daß ich damald nur an die evangelifche Kirche habe 
denken können, keineswegs an die römifch-tatholifche, noch weniger an bie 
— patifanifche, wie fie fich heute geftaltet hat. 

Meine perfönlihde Stellung zu der heutigen Lage der 
Frage der Civilehe ift die, dag ih mich allerdings nicht be- 
reitwillig, fondern ungern und nah großem Kampfe ent- 
fhloffen habe, in Gemeinfhaft mit meinen Kollegen bei St. 
Majeftät den Antrag auf Bollziehung diefer Borlage zu 
ftellen und mich entfchloffen habe, mit ihnen dafür einzufteben. 
Ih babe bier nicht Dogmatik zu treiben, ih babe Politik zu 
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treiben. Aus dem Gejihtspunfte der Politik habe ih mid 
überzeugt, daß der Staat in der Lage, in welde dad rene- 
Intionäre Verhalten der katholiſchen Bifhdfe den Staat ge- 
bradt bat, durch das Gebot der Nothwehr gezwungen ıft, 
das Geſetz zu erlaffen, um die Schäden von einem Theil der 
Untertbanen Sr. Majeftät abzuwenden, welde die Auflehnung 
der Biſchöfe gegenüber dem Gefege und dem Staate fiber 
diefen Theil der Königlihen Unterthbanen verhängt hat, und 
um von feiner Seite, foviel an ihm liegt und foviel der Staat 
vermag, feine Pfliht zu thun. Es ift ja ein Zugeftändniß, das der 
Staat dadurd machen wird, daß er dieſes Geſetz giebt, indem er damit 
Konflilten ausweichen will, jo lange e8 möglich ift. Es liegt ja gewiſſer⸗ 
maßen ein Borzug, wenigfteng ein Halt, welcher Zeit zur Beſinnung geben 
fol, darin, daß der Staat, anftatt den Kampf mit den Bifchöfen und 
ihren Unbängern hart durchzuführen, .ein friedliches Wafler fchafft, in 
welches die Lünftlih angefchmwellte Woge zurüdgehen kann. inter diefen 
Umftänden glaube ich, daß der Staat ein Bedürfniß der Nothwehr 
mit diefem Öefebe erfüllt, und ich bin entjchloffen, daflir einzuftehen mie 
für fo Manches, was meinen perfönlichen Ueberzeugungen, namentlich 
wie ich fie in der Jugend gehabt habe, nicht immer entſpricht. Ich bin 
ein, den Gejammtbedürfniffen und Forderungen des Staatel 
im Intereffe des Friedens und des Gedeihens meines Bater- 
landes gegenüber fih unterordnender Staatömann. 

Sch habe gejagt, ich wolle den Ausdrud „revolutionär” (in Bezug 
auf das Verhalten der Biſchöfe) noch näher erläutern. Was ift denn das 
Wefen und die prinzipielle Rechtfertigung der Revolution? Auf das ge 
waltthätige Element Tommt es dabei doch weniger an, als auf die Bor 
bereitungen der Revolution in den Gemüthern. Dereigentlihe Stand: 

untt eines jeden Revolutionärs refumirt fi immer babin: 

ich ftelle mein eigenes Urtheil höher, als die Macht des Ger 
fege8; da nad meinem eigenen, perjönlih-individuellen Ur- 
theit oder nach dem Urtheil der mich betreffenden Kategorie 
oder Fraktion diefes Geſetz ein ungeredhtfertigtes ift, fo ver- 
weigere ich ihm den Gehorſam und habe das Recht der Auf- 
lehnung. Das Wefen eines revolutionären Standpunlteh 
beftehbt immer darin, Daß man daB eigene Urtheil, das eigene 
Belieben über da8 im Staate geltende Geſeg flellt. Das 
Wefen der Reform im Gegenfage zur Revolution liegt in 
bem Beftrebem, auf legalem Wege zu Uenderungen bes Be: 
ſetzes zu gelangen, legterem aber zu gehorchen, fo lange es 
ültig if. Diefen Boden haben die Biihdle verlaffen, fie 
Baben gejagt, wir erfennen das Geſetz als verbindlid nidt 
an, wir gehorchem ihm nicht und infofern glaube ich die Stel: 
lung, welche die Bifchöfe gegen den Staat hbeuteinnehmen, ald 
revolutionär bezeihnen zu können. 

Ich habe nicht die Zeit, in den tiefen Schadht der Eitate hineinzu⸗ 
fteigen, fonft könnte id dem Herrn von Gerlach auch den Beweis führen, 
daß feine heutige Stellung ſehr wenig verträglich ift mit fehr nielen 
Worten, die er vor 25 Jahren gefagt hat und daß er in der Zeit vom 
55. bis zum 80. Jahre erhebliche Größere Wandlungen dem Staate gegen 
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über durchgemacht bat, als ich in der Zeit vom 35. Jahre bis zu dem 
bentigen. Indeſſen, meine Herren, darauf fommt es ja bier nicht an, mas 
irgend Jemand vor 25 Jahren gefagt hat: es kommt bier lediglich 
darauf an: was ift für den Staat, für das Land, für feinen 
Brieden und fein Gedeihen nügli und nothwendig. Ich babe 
mir früher an dem Herrn Borredner oft ein Beifpiel im politifchen Vers 
halten genommen, ich möchte den Herrn Vorredner bitten, heut einmal 
meinem Beiſpiel zu folgen. Ich bin der höchſte Staatsbeamte feit 
langer Zeit und babe für den Herrn VBorredner vielleidht in 
diefer Eigenſchaft ein gewiſſes Gewicht, eine Autorität; 
perfönlih möchte ich ihn bitten, von mir aud nur einen ges 
ringen Brad von Beiheidenbeit in Unterordnung bee eigenen 
urtheits unter das Bedürfniß der allgemeinen Wohlfahrt zu 
ernen!“ 


1874. 16. Januar. Annahme des Geſetzentwurfs über die Civilehe 
im Abgeordnetenhauſe mit 284 gegen 95 Stimmen. 


Nene kirchliche Vorlagen. 


20. Januar. Einbringung des Geſetzentwurfs „über die Ver— 
waltung erledigter Bisthümer.“ 


Aus den Motiven: 


„Nachdem die feindliche Yaltung ber Biſchöfe und ber von ihnen abhängigen 
Geiftfichleit bereits in einem alle bis zur Anwendung bes äußerften Mittels, 
der Einleitung bes Verfahrens auf Amtsentlaffung gegen einen Prälaten geführt 
bet, ift e8 erforberlich, die Källe näher in bas Auge zu faffen, in denen eine folche 
Amtsentlaffung wirklich erfolgt. Mit diefem Augenblid tritt der dem Staate 
aufgezwungene Kampf in eine Lage, welche bem Letsteren bie Pflicht auferlegt, ſo⸗ 
wohl fich ſelbſt neue Abmwehrmittel zu fchaffen, al® auch ber durch eine weitere 
Auflehnung gegen die Staatögefete entftehenden Verwirrung in der Verwaltung 
der Didcejen, foweit dies in feiner Macht liegt, vorzubeugen. 
Bei ber Stellung, welde die Bifchöfe zu den vorjährigen Gefeten genommen 
haben, ift zu beforgen, und es ift bereits im Voraus angeliinbigt worden, baf 
man in der Oppofition gegen die Staatsgeſetze fo weit gehen werde, einem Er- 
fenntmiß des Königlichen Gerichtshofes für Kirchliche Angelegenheiten, welches die 
Amtsentlaffung eines Kirchendieners, insbefondere eines Biſchofs, ausfprechen 
möchte, die Anerfennung zu verfagen und bie Folgeleiftung abzufehnen. Wenn 
aber die Rechtsordnung nicht in ihren Grundlagen erfhättert werben fol, fo ift 
es unabweisfiche Pflicht des Staates, ein folches gerichtliches Urtbeil, nöthigen- 
falls durch Anwendung der firengften Straf- und Zwangsmittel, zum Vollzug zu 
bringen. 
8 Zur Bollſtreckung eines auf Amtsentlafjung Tautenden Erlenntniffes gehört 
1) daß ber abgejetste Bifchof aus feinem Amt und aus den Nutzungen des⸗ 
ſelben entfernt, un 

2) daß den biſchöflichen Behörden und Beamten, fowie dem gefammten 
Didcefan- Klerus gegenüber zur Anerkennung gebracht werde, daß durch 
bie Amtsentlaffung bes Biſchofs Sebisralanz (eine wirkliche Erlebigung 
des Bilchofsfiges) eingetreten iſt. 
Die Entlafjung ans dem Amt bat gefelich den Berluft bes Amtseintommens 
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zur Folge, und eintretenben Kalle wirb ber Staat ohne Weiteres in ber Lage 
fein, einen aus feinem Amt entlafjenen Bifchof aus dem Genuß feines gefanmten 
AI neinfonimmene, einſchließlich ſämmtlicher Nutungen, Hebungen und Zeiftungen, 
zu ſetzen. 

Es kommt aber weiter daranf an, ber unbefugten Fortfekung der Amts 
thätigleit entgegen zu treten. 

Es kam in diefer Beziehung zunächſt in Frage, ob nicht von vorn herein 
eine Gefängnißftrafe für ein Vergehen anzubroben fein möchte, weldes ſich ats 

Schäbigung ber Öffentlichen Orbnung der allerſchwerwiegendſten Art barkeit. 
Wenn bie Staatsregierung von einem folchen Vorſchlage, wenigfiens für jetzt Ab⸗ 
ſtand genommen bat, fo beruht bies in dem Umſtande, baß fie felbft noch in ber 
Erwägung darüber begriffen it, ob es nicht gegenüber ber feinblichen Haltung 
bes Epislopats, welche die Grundlagen jeber ſtaatlichen Ordnung, nicht minder 
bie der einzelnen Staaten, ale die des Reichs in Frage ftellt, an ber Zeit lei, 
zur Belämpfung biefer ftaatsfeindlichen Elemente die Mitwirkung ber Reich 
gelengeoung in Anſpruch zu nehmen, ba in der weitergehenben Kompetenz ber 

eichsgeſetzgebung die Möglichkeit geboten ift, zum Schutze ber bedrohten Recht⸗ 
ordnung des Staates Sicherungsmittel aufzurichten, die in ebenfo wirfjamer, als 
der Lage der Verhältniſſe entſprechender Weiſe volllonmenern Erfolg erhoffen 
le, als eine im Wege ber Landesgefegebung herbeizuführende Gtrafver- 
ärfung. 

Deshalb ift in dem jetzigen Gefeentwurf nur bie Frage ins Auge geiaft 
worben, wie, abgefeben von ber Perjon bes feines Amtes entjetsten Biſchofs der 
Diöcefe gegenüber der Eintritt der Balany bes Biichofeftubles zur Anerkennung 
zu bringen fein wird. 

Für den Fall, daß die Domkapitel und bie Geiftlichleit ben geſetzlich ab⸗ 
gejegten Bifchof trotzdem ale noch in Amtswirkfamleit ftehend betrachten unb dem⸗ 
gemäß fortfahren, zu handeln wie bei befestem Biſchofsſtuhle, — für biefen Fall 
muß im Wege ber Geſetzgebung Vorſorge getroffen werben, baß die Anerfennung 
ber eingetretenen Balanz und damit die Einftelung jedes amtlichen Verkehrs mit 
dem entlaffenen Biſchof, fowie die daran ſich nüpfenden Maßnahmen wegen de 
ftellung eines einftweiligen Bisthumsverwefers und Wiederwahl eines Bildes 
erforderlichen Falles erzwungen werben können.” 


Einbringung des Geſetzentwurfs wegen Declaration 
und Ergänzung bed Geſetzes vom 11. Mai 1873 übe 
die Vorbildung und Anftellung der Geiftliden. 


Bemerkungen der „Provinzial-Eorrespondenz” zu ben neuen Vorlagen. 


„Die Beſtimmungen dieſer neuen Geſetzvorlagen find eine ſcharfe, aber un 
erläßliche Antwort auf das ungefetliche, revolutionäre Gebahren ber Biſchöfe und 
ber ihnen untergebenen Geiftlichleit. 

Die Biſchöfe haben die Entwidelung von Schritt zu Schritt dahin ge 
trieben, daß der Staat, um feine höchften Intereffen und fein Anſehen zu wahren, 
endlich dazu fchreiten muß, durch Mittel, welche nicht mehr von bem guten 
der Biſchöfe abhängig find, die Geltung feiner Geſetze zu erzwingen. 

Wenn bie vorjährigen Geſetze ſich nach fo kurzer Zeit fchon als nicht auf 
reihend erwielen haben, fo konnte es nur gefcheben, weil die Staategemalten es 
nicht für möglich gehalten hatten, daß die geiftliden Oberhirten ſich zu einer ſo 
fchroffen Auflehnung gegen Gefeg und Obrigleit verirren, fo bfind und rädfiht® 
108 auf die Zerrüttung aller bisherigen Grundlagen ber katholiſchen Einrichtungen 
in Preußen binarbeiten würben. 

Bom erften Augenblid if auf bie ſchwere Verantwortung hingewieſen 
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worben, welde ber Papſt und bie Biſchöfe in Bezug auf bie Gefährbung der 
Kirche ſelber auf fi) nähmen; wenn jet ber Staat Mafregeln ergreifen muß, 
welde die gefammte äußere Organifation der Kirche tiefer berühren, ala alle 
früheren Anordnungen, jo werben bie Biſchöfe und bie Geiftlichleit die Folgen 
für das kirchliche Leben vor ihren Gemeinben zu verantworten baben. 

Daß der römifchen Kirche gegenüber, wie fie fich feit ber Fefiftellung ber 
päpftlihen Unfehlbarkeit immer beftimmter geftaltet und in ihrem Wefen offenbart 
Bat, nur noch „bie Souveränetät ber ftaatlihen Geſetzgebung“ bie Grenzen flaat- 
fihen und kirchlichen Rechtes feftzuiegen vermag, daß ift neuerbings aud in 
wefentlich fatholifhen Staaten immer klarer erkannt worden. So eben bat bie 
Öfterreichiiche Regierung den entſchiedenen Willen bekundet, unter Bejeitignng ber 
früheren Vereinbarungen mit dem päpftliden Stuhle das Kirchenrecht in den 
faiferlichen Staaten auf Ähnlichen Grundlagen wie e8 bei uns geichehen, neu zu 
regeln. 

Ueberall in Europa gelangt das Bewußtſein zur Geltung, daß der Gebrauch, 
welchen ber Papft von ber ihm durch das Baticaniihe Concil zugefprochenen 
geiftihen Souveränetät macht, und durch welchen bie Biſchöfe aller Länder mehr 
als je der abjoluten Gewalt ber römifhen Curie willenlos unterliegen, e8 den 
Staaten zur unabweislichen Pflicht macht, ihrerſeits die Scuveränetät bes flaat- 
Gichen Rechts mit allen Mitteln des Geſetzes zur unbebingten Anerkennung zu 
bringen. 

Diefe Mittel will fih Die Regierung durch bie neuen Gefetvorlagen in 
enticheidender und burchgreifenber Weife verichaffen, und fie wirb dazu bie Mit- 
wirkung der Landesvertretung nicht vergeblich anrufen.” 


25. Februar. Vertagung des preußilchen Landtages bis zum 
13. April mit Rüdfiht auf die am 5. Februar eröffnete 
Reichstagsfeſſion. 


3. Februar. Der Erzbiſchof von Poſen und Gneſen, Graf 
von Ledochowski, iſt auf Grund gerichtlichen Befehls 
ind Gefängniß nad) Oſtrowo abgeführt worden. Derſelbe 
war in Folge ſeines fortgefepten Widerftanded gegen die 
Staatsgeſetze durch eine Reihe rechtskräftiger gerichtlicher 
Erkenntniſſe zunaͤchſt zu Geldſtrafen, und für den Fall, daß 
diefe nicht eingezogen werden fünnten, zu Gefängnißhaft 
verurtheilt worden. Da er die Zahlung der Geldftrafen 
verweigert hatte und Erefution nicht ausführbar war, ſchritt 
dad Gericht dazu, dem Geſetze durch Abführung des Prä- 
laten ind Gefängniß weiter Geltung zu verichaffen. 


36, Die Beichstnnsfefion 1874 mh dus 
Filitürgeſetz. 


1874. 5. Februar. Eröffnung des Reichstages. 
Rede des Reichskanzlers Fürſten Bismarck. 


„Geehrte Herren! 
Se. Majeſtät der Kaiſer haben mich zu ermächtigen geruhet, in 
Seinem und der verbündeten Regierungen Namen, Sie bei dem Beginn 
der zweiten Legielatur- Periode des Deutſchen Reichstages willlommen zu 


beißen. 

Ich babe zunäcft einem ausdrüdlichen Allerhöcften Befehl nad> 
gufommen, indem ich da8 lebhafte Bedauern meines Allergnädigften Herm 
arüber außfpreche, daß es Er. Majeftät heut noch nicht geftattet iſt, den 
Reichstag in feiner neuen Sufammenfegung perfönlich zu begrüßen. 

Die Arbeiten der abgelaufenen Yegislatur» Periode waren in vor 
wiegendem Maße durch die Regelung der Verhältniſſe in Anſpruch ge 
nommen, welche aus der Narr eugeftaltung Deutſchlands und ans 





den Folgen des letzten Krieges hervorgingen. Diefe Regelung ift in der 
Hauptfache abgefchloffen. Die Gemeinfamteit der Geſetzgebung zwiſchen 
dem Norden und dem Süden unſeres Baterlandes ift in allen Gebieten, 
welche vor Gründung des Neiches als gemeinfchaftliche des Bundes be 
handelt murden, faft ausnahmslos durchgeführt. 

Die gemeinfchaftliche —— iſt auf Grundlage der Ber: 

fafjung geordnet und die vollftändig eingegangene Kriegskoſten⸗Entſchädigung 
wird nad} Maßgabe der über ihre Verwendung erlafienen Geſetze ver- 
ausgabt. 
Die alten Deutſchen Lande, welche durch frühere Kriege dem Deutſchen 
Heide entriffen und durch den Frankfurter Frieden wieder mit demfelben 
vereinigt wurden, find heut zum erften Male in unferer Dritte verfafjungs- 
mäßig vertreten. 

Die erfte Stelle unter den Vorlagen, über welche Sie, meine Herren, 
m beſchließen haben werden, nimmt der Entwinf eines allgemeinen 

ilitärgefeßes ein, welcher in menig abweichender Yaflung bereits 
dem legten Reichſtage vorgelegen hat. Es ift nicht blos eine, in der Ber 
faflung enthaltene Verheißung und ein durch die Erweiterung des Dentſchen 
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Heeres gegebenes Gebot, welchem durch ‚diefe Vorlage genügt werden foll; 
entjchiedener noch, als durch diefe Anforderungen, ift die fefte Regelung 
ber Deutſchen Wehrkraft und Wehrfähigleit geboten durch die erſte Pflicht 
eines jeden ftaatlihen Gemeinweſens: die Unabhängigkeit feines 
Gebietes und die friedlihe Entwidelung der ihm innewohnenden 
geiftigen und wirthſchaftlichen Kraft zu ſchützen. — — Ä 

Die rechtliche Stellung der Preſſe ift bereits im ver foffenen Jahre 
Gegenftand der Berathungen des Bundesraths und des Reichstages ge⸗ 
weſen. Das Bebürfnig eines gemeinfamen Gefeges über dieſe Materie 
tft außer Zweifel. Die verbündeten Regierungen haben den von der 
Königlich preußifchen Regierung geftellten Antrag ihrer Berathung unter» 
ogen, und find bemüht, in dem Ihnen vorzulegenden Ergebniffe ihrer 

ejchlüffe die berechtigten Anfprüche auf freie einungsäußerung durch 
die Prefſe mit den Anforderungen in Einklang zu bringen, welche das 
öffentliche Intereffe mit nicht minderem Rechte gegen den Mißbrauch diefer 
Freiheit erhebt. 

Eine Novelle zur Gewerbe- Ordnung, welche Ihnen vorgelegt 
werben wird, fol die Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeit« 
ebern und Arbeitnehmern durch Gerichte, deren Mitglieder aus beiden 
ebenskreiſen entnommen find, in einem einfachen, von jeder läftigeu Form 
befreiten Verfahren fihern. Sie joll ferner Borforge gegen bie Sachtheile 
treffen, mit welchen die öffentliche Ordnung und die nationale Arbeit 
durch rechtswidrige Einwirkungen auf den freien Willen der Arbeiter und 
durch den rechtswidrigen Bud gefchloflener Verträge bedroht wird. — — 

Unfere auswärtigen Beziehungen berechtigen zu der Ueberzeugung, 
dag alle fremden Regierungen, gleich der unfrigen, entichlofien und bes 
firebt find, der Welt die Woblthaten des Friedens zu bewahren und fich 
Durch feine auf Störung defielben gerichtete Parteibeftrebungen in dieſer 
Fürſorge und in ihrem gegenjeitigen Bertrauen irre machen zu laſſen. 

Die fich wiederholenden Begegnungen mächtiger, friedliebender 
und einander perfönlich nahe ſtehender Monarchen und die 
erfreulichen Beziehungen Deutfchlands zu den uns durch geichichtliche Tradi⸗ 
tionen befreundeten Böllern geben Sr. Majeftät dem Kaiſer jedenfalls 
das fefte Vertrauen auf die geficherte Fortdauer des Friedens, welches ich 
auszufprechen den Allerhöchſten Auftrag habe.“ 


16. Februar. Eintrittder Elfaß-Rothringerinden Reichstag. 


Antrag des Abgeorbnneten Teutſch und ſämmtlicher Abgeordneten 
aus Elſaß⸗ Lothringen: 
„Der Reichstag wolle befchließen: daß bie Bevölkerung Elſaß⸗Lothringens, 
welche, ohne barliber Defrag worben zu fein, dem Deutſchen Reiche burch deu 
riebensvertrag von Frankfurt einverleibt worben ift, fich ſpeziell Über biefe 
inverleibung auszufprechen berufen werde.“ 


18. Februar. Erſte Berathung des Antrage. 
Erklärung des Biſchofs Raeß von Straßburg (ber ben Antrag 
mitunterzeichnet hatte) nach ber Rebe des Abgeorbneten Teutſch: 


„Um einer mißliebigen Deutung vorzubeugen, die uns, mich und meine 
Glaubensgenoſſen berühren könnte, finde ich mich im Gewiſſen gebrungen, eine 
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einfache Erflärung abzugeben: Die Elfäffer-Lotbringer meiner Kon- 
feffion find einezweg gemeint, ben Bertrag von Frankfaurt, der 
zwifhen zwei großen Mächten abgeſchloſſen if, in Frage zuftellen 
Das wollte ih von vorn herein erflären.“ 


Der Antrag wird mit allen gegen 23 Stimmen ab» 
gelehnt. 


Die franzöfifhe Proteftpartei und die Ultra 
montanen in Elſaß⸗Lothringen. 


„Provinzial- Eorrespondenz“ vom 25. Februar. 


„Dur die erfie Campagne ber Elſaß⸗Lothringiſchen Abgeorbueten im 
Neichstage bat die beutich-nationale Zuverficht in Bezug auf die Entwidelung 
ber Dinge in dem Reichslande eine Stärkung erfahren, wie fie gerade in biejem 
Augenblide kaum erwartet werben konnte. Während der Ausfall der Wahlen in 
dem Reichslande fo eben auf vielen Seiten Iebhafte Zweifel hervorgerufen hatte, 
ob es wohlgethan gewejen, bie bortige Bevölkerung ſchon jetzt zur Theilnahme 
an dem politiichen Leben Deutfchlandbe zu berufen, iſt durch jene Vorgänge im 
Neichstage die praktiſche Richtigkeit des eingeichlagenen Weges vollanf befätigt 
worben. 

Die Macht der Thatfachen und der wirklichen Intereffen, auf beren un 
wiberftehlihen Einfluß die Regierung ihr Verhalten und ihre Zuperficht gründet, 
bat fi ſchon jetzt burchgreifender erwiefen, als alle Künfte politiicher Wahlbe⸗ 
rechnung; bie anfcheinend fo gewaltige Verbindung aller reichsfeinblichen Kräfte, 
welche jo eben den Sieg bei den Wahlen errungen hatte, ift alsbald wieder jer- 
fallen und in Ohnmacht zerfplittert, fobalb es galt, eine fefte Stellung Angefiht® 
der Thatſachen zu nehmen. 

Gerabe bie mädttigfte, bie Tlügfte und kriegsgeübteſte unter ben Barteien, 
welche der beutichen Politik in Elſaß⸗Lothringen entgegenftehen, die ultramontane 
Partei, bat dur ihr jegiges Verhalten bie Auffafiung ber Regierung beflätigt, 
daß auf die Dauer nicht eine eitele und boffnungslofe Proteſtpolitik, ſondern ber 
fonnene praltifche Erwägungen in ber Bevölkerung ber Reichslande zur Herridaft 
gelangen werben, unb daß eben besbalb bie unmittelbare Theilnahme elfaß-loth- 
ringiſcher Abgeordneten an den Verhandlungen und Entſcheidungen des deutſchen 
Reichsſstages in Kurzem auch eine innere Theilnahme der Bevölkerung an ben 
SInterefien und geiftigen Kämpfen Deutihlands erzeugen werbe. 

Gleich nad den Wahlen in Eljaß-Lothringen war an biefer Stelle darauf 
bingebeutet worden, daß bie franzöfiiche PBroteftpartei wohl fehr bald erfahren 
würde, wie ſehr fie bei dem Bünbniß mit ben Ultramontanen uur für beren 
Awede gebraucht werde. 

In der That hat bie ultramontane Partei bei biefer Gelegenheit vor 
Neuem bewiefen, wie für fie jebe politifche Verbindung nur auf fo lange Be 
deutung und Geltung hat, als es ihren nächſten kirchlichen Zweden dient. Die 
franzöſiſche Partei hatte ja von Haufe aus, von ihrem Standpunkte burdant 
richtig, die Wahlenthaltung in Elfaß-Lothringen als Ausdruck der völligen Abteht 
von den deutſchen Verbältniffen zur Geltung bringen wollen. Zu fpäter Stunte 
erft ließ fie fih von ber ultramontanen Bartei zum Aufgeben dieſes Verhaltens 
und zu gemeinfamen Wahloperationen beftimmen, aus welden zum größten 
Theile ultramontane, in geringerer Zahl franzöflfchgefinute Abgeordnete —* 
ingen. Im Reichslande ſelbſt, ebenſo wie in Frankreich, von wo dieſe ganze 

ahlıpätigleit bie Tebhaftefte Ermunterung fand, war man ber Weberzengung, 
daß die Ultramontanen mit den Franzofenfreunden wirklich und aufrichtig ge 
meinfame Sache gemacht hätten. Sonft hätten ſich bie Letzteren, zumal bie zahl” 
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reichen Proteflanten unter benfelben gewiß nicht dazu herbeigelaflen, ihre vor⸗ 
berige Stellung zu den Wahlen zu Gunften ver ultramontanen Intereffen aufzugeben. 

Kaum aber waren mit Hilfe ber Franzoſenpartei die ultramontanen Ab⸗ 
geordneten gewählt, fo zeigte ſich, daß Letztere keineswegs gefonnen feien, bie Er- 
wartungen ber franzöfiihen Proteftpartei zn erfüllen. | 

Der Eintritt der Elfaß-Lothriuger in ben Reichstag verzögerte fich, weil fie 
zu feiner Berftändigung über ein gemeinfames Verhalten gelangen fonnten. Endlich 
erfolgte der Eintritt in theatralifch feierlihem Aufzuge, und es gewann einen 
Augenblid den Anſchein, als wären fie nunmehr auch innerlich volllommen geeinigt; 
deun fie fiellten gemeinfam ben wunderlidhen Antrag: bie elſäſſiſch⸗lothringiſche Be⸗ 
völferung möge berufen werden, ſich erft noch über die Einverleibung in Deutſch⸗ 
land auszufprehen. Sobald es jedoch zur Berathung bes Antrags kam, trat ber 
Zwieipalt der Auffaffung und Intereffen um fo überrafchender und ſchärfer hervor. 

Während ber SHauptantragfteller im Sinn und Geift der franzöſiſchen 
Broteftpartei den Frankfurter Vertrag als einen Alt der Gewaltthat bes Siegers 
gegen den ohnmächtigen Beſiegten unb die Abtretung von Eifaß-Lothringen ohne 
SZuflimmung der Bevölkerung als ungültig erflärte, — trat ihm ber Führer ber 
ultramontanen Abgeordneten, der Biſchof von Straßbnrg, ohne Weiteres mit ber 
kurzen und feierliden Erklärung entgegen, baß bie katholiſchen Elfäffer und Loth 
ringer keineswegs gemeint feien, ben Frankfurter Vertrag, ber zwifchen zwei 
großen Mächten abgeſchlofſfen fei, in Frage zu ftellen. 

So jehr dieſe Erklärung von einer richtigeren völlerrechtlichen und fittlichen 
Auffaffung und beſonders von einer richtigeren praktiihen Würdigung ber that- 
ſächlichen Verhältniſſe Seitens tes Biſchofs zeugt, fo ift man doch andrerfeits zu 
ber Annahme berechtigt, baß bie Franzofenpartei im Elſaß ſich gewiß nicht au 
Das Bündniß mit den Ultramoutanen eingelafjen hätte, wenn ber Biſchof von 
Straßburz ober irgend einer der ultramontanen Führer vorher hätte burchbliden 
Iaffen, daß zwiſchen ben beiberjeitigen Srunbauffaffungen ein jo tiefer unb unver» 
föhnlicher Zwieſpalt obwalte. 

Die franzöfifche Partei in Eflfaß-Lothringen hat eben den Ultramontanen 
nur bazu helfen müſſen, möglichft viele ultramontane Abgeorbnete in ben Reichs⸗ 
tag zu wäblen; fie muß jich jett darein finden, daß bie gewählten Ultramontanen 
ihre Stellung nicht nach den politifchen und nationalen Gefichtspunkten nehmen, 
fondern von ihrem ausſchließlich kirchlichen Standpunkt je nad) den Umfländen, 
und nad höheren Weiſungen praftiiche Politik zu treiben verfuchen. 

Welcher Art die augenblidlihen praktiſchen Geſichtspunkte fein mögen, welche 
den Biſchof von Straßburg beſtimmen konnten, fo unerwartet raſch der franzo- 
ſtſchen Partei bie Gemeinihaft zu kündigen und einen Antrag, den er vier und 
zwanzig Stunden zuvor mit unterfchrieben hatte, alsbald in fo ſchroffer Weife 
grundfäglich zu verleugnen, darüber laffen fich felbftverftänblich nur Bermuthungen 
aufftellen. Bon Bedeutung für die raſche Wenbung in bem Verhalten ber elfaß- 
lothringiſchen Ultramontanen bürfte aber jedenfalls geweſen fein, bag von bem 
Augenblide ihres Eintritts in ben Reichstag das Intereffe und bie Taktik ber 
Centrumspartei für fie enticheibender wurbe, als bie Rüdfiht auf bie eljäfjiich- 
franzöſiſche Partei. 

Für die deutihe Sache in Elfaß-Lothringen aber ift e8 vor Allem von 
Wichtigkeit, daß von der großen Mehrheit der Vertreter der Reichslande ſchon 
jest erfannt und befunbet worden ift, daß eine erfolgreiche Thätigkeit von ihrer 
Seite nur auf dem Boden der Thatiachen und der Anerkennung berjelben aus⸗ 

eübt werben kann. Wenn die Rolle der Abgeorbneten von Elſaß-⸗Lothringen 

Bei dem zunächſt aufgeführten Schaufpiele augenfcheinlich Leine befonders ehrenvolle 
für das Reichsland geweſen ift, fo wird die Bevölkerung aus biefer erften Er⸗ 
fahrung und aus ber allmälig ſich einftellenben Würdigung der großen praktiſchen 
Intereſſen, um bie es fich für fie bei den Neichstagsarbetten handelt, hoffentlich 
die Mahnung entnehmen, fi, fünftighin weder von Franzoſen, noch von Ultra» 
montanen als Mittel für frembdartige Zwede mißbrauchen zu laffen.“ 
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Die Beihwerden der Elſaß⸗-Lothringer. 


3. März. Rede des Fürften Bismard bei der Berathung des 
Antrags der Elfaß-Lothringer auf Befeitigung der bit- 
berigen Beichränkungen der dortigen Preſſe. 


„Ich halte e8 für meine Pflicht, in einer Angelegenheit, wo die Ber- 
anttwortlichkeit fchließlich ſich auf mich perjönlich zufpist, aud mein per 
fönliches Zeugniß abzulegen. Es iſt ja in ber Regel für einen Miniſter 
nicht angenehm, einer öffentlichen Ber anbing beizumobnen, in welcher 
eine Berwaltung, für die er verantwortlich ift, der Kritik unterzogen wird. 
In diefem alle wird das unbehagliche Gefühl aber ganz außerordentlich 
durch den erfreulicden Eindrud gemildert, den ich mir fortwährend zu vers 

egenmwärtigen juche, daß dieſe Berhandlung bier und nicht in Berfailles 
Auitfindet, daß die Beichwerde des Elſaß bier vor dem deutjchen Reichs⸗ 
tage und nicht in der franzöfifhen Nationalverfammlung erörtert wird. 
Das tröftet mich über manche verdrießliche Seiten, die fie bat, ferner auch 
die Thatſache, deß unſere Regierung ſtark genug iſt, ſo kräftige, 
wenigſtens in den Worten fo kräftige Ausbrüche des Miß— 
fallen8 rubig und Öffentlih mit anzuhören und für ganz 
Europa druden zu laſſen, daß fie diefe Kritif verträgt. Denken 
wir un die Verhältniſſe in's Gegentheil übertragen, daß bei einem andern 
Ausfalle des Krieges etwa ein Theil der Nheinpropinz, oder, was viel- 
leicht noch wahrfcheinlicher war, ein Theil von Belgien franzöftich geworben 
wäre, und die mider thren Willen anneltirten Abgeordneten wollten in 
der Parifer Verſammlung fo fpreden. Wir brauchen nur die erfle befte 
Sitzung der frangöfifhen Verſammlung in BVerfailles in den Zeitungen 
beichrieben zu lefen, um ficher zu fein, daß, wenn nicht die Dajorität, fo 
doch fchlieglich der Herr Präfident Buffet mit dem ihm eigenen eingrei- 
fenden Wefen die Redefreiheit für die Beſchwerdeführer bald illuſoriſch 
maden würde; noch bebenflicher würde aber die Bebentung der Redefrei⸗ 
beit erſt für die gerren Abgeordneten auf den Parifer Straßen und im 
den Gafthöfen zu Zage treten, und e8 würde des ganzen Aufwandes der 
franzöfifchen Poligeimacht bedürfen, um die Redner, die ihren Gefühlen 
gegen — usdruck gegeben, vor unparlamentariſchen Unannehmlich⸗ 
eiten zu ſichern. 

ie Herren aus Eljaß beklagen ſich, daß wir die drei fahre fie nicht 
fo glüdlich gemacht haben, mie fe zwar unter der franzöfifchen Herrſchaft 
nicht gewejen find, aber wie fie e8 doch gern fein möchten und wir fie 
aud gern jehen möchten, wir wünſchen es ihnen, aber der Zweck ber 
Annerion war e8 eigentlich nicht, wir haben mit derfelben nicht die Hoff⸗ 
nung verbunden, daß diefe Herren fofort nun enthufigftifche Anhänger 
unferer deutfchen Einrichtungen, Freunde unferer dorthin gefendeten neuen 
Beamten fein würden, und ihnen mit wohlmollender Kritik und kindlichen 
Bertranen entgegentreten würden. Wir haben uns darüber garnidt 
ge täuſcht, —9 wir einen harten Kampf zu beſtehen haben 
würden, ehe es uns gelänge, ihre Anhängligfeit zu gewinnen, 
die wir allerdingß erftreben, die wir aber augenblidlid 
obne Zweifel no nit befigen. Die Zeit ift zu furz dazım 
Der Elſaß hat, wie der Herr Vorrebner gejagt hat, Straßburg abge- 
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rechnet, volle 200 Jahre und länger zu Frankreich gehört, und die Ge⸗ 
wohnbeit hat über den Menfchen eine außerordentlihe Macht. Wenn die 
Herren erſt einmal 200 Jahre zu Deutjchland gehört haben werden, dann 
bin ich überzeugt, daß fie bei und doc im Ganzen ehr elebt 
haben werben. Jedenfalls bin ich überzeugt, daß-fie an der urfprünglichen 
Stammesgemeinfchaft der Deutjchen mit ebenfo großer Wärme und Energie 
hängen werben, wie jest diejenige Anbänglichkeit ift, die die Herren in 
einem fo vortrefflihen geläufigen Deutfch bier für drartzeig zu Tage 
legen. Auch das hat mir zur Genugthuung gereicht, daß die Ausbildung 
der deutſchen Sprache und Rhetorik und daß die Rhetorik in der deutſchen 
Sprache doch nicht ſo zurückgeblieben iſt, wie man es wohl nach dem erſten 
Antrag und nach dem erſten ſtammelnden Verſuch, ſich im heimathlichen 
Idiom bier zu bewegen, hätte fürchten können. 

Wir haben den Belagerungszuftand — wenn Sie e8 fo nennen 
wollen — die Ananabmege| etze ja gar nicht eingeführt, wir fanden ihn 
vor und haben ihn gemildert, vermindert und unter die verantwortliche 
Siviivermaltung gebracht. Die Frage ift: können wir ganz ohne den Aus⸗ 
nahmezuftand leben? Die Franzofen find gewiß in der Behandlung der 
bis 1870 franzöfiihen Unterthanen erfahrener, wie wir, fie haben bißber 
doch nicht geglaubt, ohne Belagerungszuftand leben zu können. Es be 
finden ſich augenblidlich noch 28 ‘Departements von Frankreich im Bela⸗ 
gerungszuftand, und darunter die bevölkertſten und bedeutendften. Ich 

weifle aljo gar nit daran, daß, wenn den Herren der Wunſch, 

en fie —* mit ihrem erſten Antrag zu erkennen gaben, 
wieder franzöſiſch zu werden, erfüllt würde, fie ſich fofort im 
vollftändigen Belagerungszuftand befinden würden, ebenfo 
wie die 28 übrigen Departements dort, und zwar unter einem 
Belagerungszuftand, der doc mit etwas weniger Schonung, ich kann unter 
Umftänden fagen, wenn die Wogen hoch gehen, mit etwas weniger Menſch⸗ 
lichkeit gehandhabt wird als bei und, und in deſſen Hintergrund fie ftatt 
auf die Vogeſen die Ausficht auf Lambeſſa und Neu⸗-Caledonien haben. 

Wenn ich daher noch zweifelhaft gemwefen wäre, ob ich die 
Aufhebung diejer Beftimmung befürworten könnte, fo haben 
die jüngften Wahlen, hat der Antrag, den diefelben Herren 
unterfchrieben haben, auf eine allgemeine Abftimmung, die ja 
doch nur die Loslöſung diefes Therles vom Reiche als Hinter» 
gebanten baben konnte, fo hat die Art, wie die Herren die 

rfcheinungen auffaffen und öffentlich ſchildern, wie fie fie 
alfo aud, wenn es erlaubt jein wird, wohl im Elfaß öffentlich 
fhildern würden, in mir jeden Funken von Zweifel befeitigt. 
Nachdem ich die Herren hier näher kennen gelernt habe, jage 
ih ihnen, ih kann unbedingt nicht ohne diefe Machtvoll— 
tommenbheit, die bisher geübt ift, die Berantwortung für bie 
Berwaltung, die mir foweit obliegt, tragen, 

Es Tann bei nnd auch feinen günftigen Eindrud machen, wenn wir 
auf diefe Weife Alles und Jedes, was dort von un gefcheben ift, tadeln, 
ich kann wohl fagen, ſchmähen hören, jo daß fie eigentlich der Verwaltung 
fein Haar, nicht einmal daß geringe, aber gm unbeftreitbare Ber» 
dienft anerfennen, daß fie die Steuern und Schulden verringert 
hätte; das Tann ihnen von fachlundiger Seite mitgetheilt werden, das ift 
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in ganz erheblichem Maße gefchehen. Wohin foll das aber führen, wenn 
die elfäffifche Benöllerung, deren Schulen Frankreich fehr gut geweſen 
fein mögen und dort zu den beften gehört haben, aber body weit Hinter 
den unfrigen zurüdftehen, wenn dort dergleichen erzählt wird, da find ja 
eine Menge Leute, die das glauben, während hier fein Menſch daran 
glaubt, weil jeder weiR, daß es nicht fo if. 

Ich möchte die Herren vom Elfaß bitten, zur Milderung ihres Zornes 
do auch einigermaßen zurüdzudenten an die Art, wie wir zur An 
nerion gelommen find. 

Wir haben ein Bollwerk gebaut gegen die Frruptionen, 
die feit 200 Jahren diefe leidenfchaftlihe, Eriegerifche Böller- 
Ihaft, deren alleiniger direkt ausgeſetzter Nachbar in Europa 

u fein Deutfhland das Unglüd und die Unannehmlichkeit 
het — dieſen Kriegern gegenüber haben wir die Spige von 
eißenburg, die tief in unfer Yleifch Hineinragt, abbreden 
müſſen, und gerade in dieſer elſäſſiſchen Spite wohnt ein Theil der 
früher franzöſiſchen Bevölkerung, der an Kriegsluft, an echt deutſchem Haß 
gegen den Nachbarftamın, den Balliern, in feiner Weife etwas nachgiebt. 
md die Herren, die bier find, ganz unfchuldig an diefer 200 jährigen 
Bergangenbeit, an diefen Kriegen, die endlich zur Ablöſung des Elfaß von 
Frankreich wieder geführt haben? Sie haben den Franzoſen, und das iſt 
eine ehrenvolle Anerkennung, mit die beiten Soldaten dazu geftellt, jeden 
falls die beften Unteroffiziere. Die Mitwirkung der elſäſſiſchen Klingen in 
den franzöfifchen Kriegen gegen Deutſchland iſt eine, die wir als Gegner 
hoch haben fchägen lernen, und fo Gott will, als Freunde, menn wir mit 
ihren Kindern die unferigen in Reih' und Glied ſehen, ſchätzen lernen 
werden. 

Wenn fie proteftiren hätten wollen, fo hätten fie beidem 
Ausbrud des Krieges proteftiren müffen, jo hätten fie bei 
vielen anderen Öelegenheiten proteftiren follen. Aber nad: 
dem fie geholfen haben, daß die Fluth bereinbrad, baß ein 
Krieg geführt wurde, der doch noch ganz andere traurige Ber- 
hältniffe in feinem Gefolge gehabt hat, fo möchte ich fagen, 
Daß Jeder, der auch nur ein Dreißigmillionftel der Mitſchald 
und Berantwortlihfeit an dem fo ruhlofen Angriffstriege 

egen ung trug, doch follte an feine Bruft Schlagen und fragen: 
* e ih Damals meine Schuldigkeit gethan? 

Wenn e8 fi um die Frage handelt: will der Reichsſstag den Antrag 
annehmen oder niht? Will der Neichstag ihn in eine Kommiffion ver 
weifen? — Der Antrag, der heute geftellt ift, findet feine Interpretation 
durch den erjten Antrag vom 18. Februar. Es find diefelben Herren 
Unterzeichner. 

enn Sie den Antrag annehmen oder ablehnen, fo haben Sie dabei 
bie Wahl, wollen Sie durch die Ablehnung dieſes Antrages das Vertrauen 
außjprehen, daß die Reichsregierung auch ferner einen Mißbrauch mit 
biefem ihr gegebenen Rechte, welches fie nicht entbehren zu können glaubt, 
nicht treiben werde; wenn Sie ihn aber annehmen, was ich nicht vorauß- 
fege, jo würden Sie damit für das Elfaß gemifjermaßen eine Befriedigung 
bes Neichötages über da8 Auftreten feiner diesmaligen Abgeordneten hier 
ausſprechen, und e8 mürde darin eine Aufforderung liegen, auf diejem 
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Wege fortzufahren. Es läge darin ein Zeugniß gegen Ihre Reichsre⸗ 
gierung. 


Eine andere Frage ift hier angeregt: die Sache in eine Kommiſſion 
zu fchiden. Ich möchte aber von diefem Wege abrathen, weil das Ende 
einer Kommiſſionsberathung bei den vielen und dringenden Geſchäften des 
Neichstages nicht mit voller Sicherheit auf Tag und Woche fich berechnen 
läßt. In der ganzen Zeit aber, in der die Kommiffion hierüber tagen 
würde, würde man im Eljaß und auch im Auslande unter dem Eindrude 
leben, daß der Reichstag doch nicht die Sache fo Mar gefunden hat, um 
den Antrag furzweg und von vornherein abzulehnen. 

Ich möchte deshalb von dem Wege aus diefem fachlichen Intereſſe, 
aus dieſem Intereſſe an dem Eindrud, der davon abhängig ift, abreden 
und Gie bitten, der Reichſsregierung ein volles und feftes Ber- 
trauensvotum dadurch geben zu wollen, daß Sie den Antrag 
ablehnen.“ 


(Der Reihdtag lehnte in der That.den Antrag 
der Elſaß-Lothringer mit einer Mehrheit von 196 
gegen 138 Stimmen ab, obwohl außer den Eljäfjern, den 
Ultramontanen, Polen und Sozialdemokraten auch die 
Fortſchrittspartei zum größten Theil für die Prüfung bed 
Antrages ftimmte.) 


Mai. Adrejje notabler Straßburger an den Fürften 
Bismarck (von 80 der angejehenften altitraßburger Bürger- 
und Handelöhäufer) wegen Erweiterung der Stadt. 


Das bemerlenswertbe Schriftftüd beginnt mit den Worten: 


„oa wir einer Vertretung im Reichstage in Folge ber von dem Abgeorb- 
neten für Straßburg eingenommenen Haltung entbehren, legen wir unterzeichnete 
Einwohner diefer Stabt vertrauensvoll die Wahrnehmung unferer Interefien un⸗ 
mittelbar in die Hände Euer Durchlaucht. 

Wir haben keinen Augenblid angeftanden, uns an Euer Durdhlaudt zu 
wenden, da wir wiflen, daß wir in Ihnen ben beredteiten und unermüblichften 
Bertreter unjerer Wünfche und Beichwerben finden würben. — — — 

Mit der lebhafteften Befriebigung fehen wir bie fräftige Entwidelung 
unferer Uuiverfität, und unfere Stadt wird bald ihren alten Rang unter ben 
Univerfitätsftäbten wieber einnehmen. Wir machen e8 uns zur Pflicht, Das Gute, 
bas man uns bietet, rüdhaltslos anzuerkennen. 

Aber die Blüthe der Titerarifhen Studien ift nicht Alles, was wir von 
Seite derjenigen zu erwarten berechtigt find, weldhe unfere Geichide in Händen 
haben. Wir find überzeugt, daß Straßburg, wenn es bie neue politifch-geogra- 
phifche Lage verwertbet, wieber werben kann, was es ſchon einmal war, — eine 
bedeutende Hanbelsftadt ımd ein Emporium für ganz Süddeutſchland.“ — — — 
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Vorlage des Gejebentwurfed wegen Ausweiſung oder 
Snternirung von Geiftlichen zc., welche durd gericht: 
liches Urtheil entlaffen find, diefer Enticheidung aber nicht 
Folge geben. 


Daffelbe wird am 25. April mit 214 gegen 108 Stimmen 
angenommen. 


Bas Beichs- Militärgefek. 
Februar. Die Friedensftärke des Heereß. 


Aus den Motiven: 


„Der Gejetentwurf zerfällt in fünf Abfchnitte, nämlich: 1) Organilatien 
des Reichſsheeres. 2) Ergänzung bes Heeres. 3) Bom altiven Heere. 4) Ext 
laffung aus dem altiven Dienfte. 5) Vom Beurlaubtenftanbe. 

Die widtigfte nnd grundlegende Beſtimmung in Betreff ber Organijatien 
bes Reichsheeres ift Die über bie Kriedensflärle des Heeres. 

Durch die Reichsverfaſſung war die Friedens⸗Präſenzſtärke bes benticen 
Heeres bis zum 31. Dezember 1871 auf ein Prozent der Bevölkerung von 1861 
feftgeftellt. Fur bie fpätere Zeit follte bie Friedens - Präfenzflärke im Wege ber 
Reichsgeſetzgebung beftimm werben. 

Siernus ergab fi für die Zeit bis zum 31. Dezember 1871 eine Präfen. 
flärle des Heeres von 401,659 Mann, und dieſe Ziffer ift durch das Reichtgeſet 
von 1a7ı au für die Jahre 1872, 1873 und 1874 als Norm feftgehalten 
worben. 

In der jeigen Vorlage wird nun vosgefihlagen, an biejer Sriedent- 
Präfenzflärfe au für die Zeit nad 1874 „bis zum Erlaß einer 
snberweitigen gejeglihen Befimmung“ feftzupalten. 

Die Friedensſtärke fleht mit der gefammten Organifation bes Heeres in ſo 
innigem Zufammenhange, daß es unmöglich fein würde, bie eine gefeislich zu 
regeln, obne gleichzeitig bie andere dauernd feftzuftellen. Eine veränberliche, eine 
von Jahr zu Jahr je nach der politifhen Lage zu beftimmende Sriebens- Prülenz 
Birke mag zuläffig und ſelbſt zwedmäßig fein für Staaten, welde beu größeren 

heil ber zur Kriegführung zu verwenbenben Kräfte auch im Yrieben bei bes 
Bahnen halten. Sie ift aber unvereinbar mit einem Syſtem, wie wir es haben, 
bet welchem jede Beränberung der Friedens⸗Präſenzſtärke auf Zeiten, beren pe- 
Aitifche Veränderungen unberechenbar find, derart nachwirkt, daß ſich beiſpieltweiſe 
aus einer Herabfegung berfeiben um nur 5000 Dann nad 12 Jahren eine Ver⸗ 
minberung ber Kriegsftärfe um mehr als 20,000 Mann ergeben würbe. 

Es Liegt zu Tage, daß ein folder Ausfall eine Aenberung ſowohl ber 
Kriegs», als aud ber Friedensformation des Heeres nach fich ziehen müßte. 

Bei einer fo bedeutenden Rückwirkung ber Friebens- Bräfenzziffer auf bie 
Kriegsftärle des Heeres ericheint aber auch eine etwaige Herabfegung ber gegen- 
wärtigen Ziffer aus Rückſicht auf bie Sicherheit des Reichs nicht zuläffig. 

Keine andere Macht befindet fi, wie Deutichland, in ber Lage, auf weile 
Gtreden von drei europätfhen Großmächten und vier Mittelftaaten begrenzt zu 
fein, während e8 Überdies an einer ausgedehnten Meeresküfte zugänglich if. DE 
unmittelbaren Grenzbeziehungen zu Staaten, deren europäilche Bewälterung fh 
auf etwa 157 Millionen Seelen beläuft, gewähren große Vorzüge, aber fie 
auch erhöhte Pflichten im Intereſſe ber Siherbeit des Reichs auf. Die militäri 
Macht der Nachbarftaaten entfpricht ber Größe berieben; ja Fraukreich, mit einer 
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Beuälterung don 37 Millionen Einwohnern, bat fogar nach Einführung ber all« 
gemeinen Wehrpflicht mit zwanzigjähriger Gefammtbienftzeit bie Friedensſtärke 
feines Heeres auf 428,000 Mann (anfer 26,738 Offizieren) feftgeftellt. 

Angefichts diefer Berhältniffe kann für das Deutſche Reich mit etwa 41 Mil- 
fionen Einwohnern ein Heer mit einer Friedensftärle von 401,659 Mann und 
mit zwölfjähriger Gefammtdienftzeit nnr im Vertrauen auf bie, von ber inneren 
Tüchtigkeit der Organifation abhängige Schneibigleit des Kriegsinftrumentes, 
Ioiie auf eine zwedmäßige VBerwenbung beffelben, für ausreichend erachtet 
werden.“ 


Die Reihöverfaffung und das Reichs-Militär— 
geieh. 
Aus der „PBrovinzial- Correspondenz“ vom 11. Februar. 


„Die erfie Stelle unter den Vorlagen, welche dem Reichstage unterbreitet 
find, nimmt nad der ausdrüdlichen Hervorhebung in der Eröffnungsrede bes 
Reichskanzlers, fowie nach dem allfeitigen politiſchen Bewußtſein der Entwurf bes 
Heichs - Militärgejeges ein. „Die fette Regelung ber Deutſchen Wehrkraft und 
Wehrfähigkeit ift geboten durch die erfte Pflicht eines jeben ftaatlihen Gemein- 
weiens: die Unabhängigkeit feines Gebietes und die friedliche Entwidelung ber 
ihm innewohnenden geiftigen und wirthſchaftlichen Kraft zu ſchützen.“ 

Die Aufgabe ift für das Deutſche Reich glüdlicher Weile nicht ſchwer zu 
erfüllen. Es handelt fi nicht darum, wie bei ähnlichen Berathungen in anderen 
Staaten, bie Grundlagen für eine neue Regelung erft zu finden; es gift vielmehr, 
bie bereits gſorreich bewährten bei der Gründung bes Norbbeutihen Bundes, fo 
wie bes Deutichen Reiches vom Reichstage freubig beftätigten Grundlagen unferer 
Behrverfaffung in allem Weſentlichen bauernb und unwieberruflich feftzuftellen. 

Die Heeresverfaffung, welche der jetiige Deutſche Kaifer feit dem Antritt 
ber Regentſchaft in Preußen als „bas Vermächtniß einer großen Zeit” — „durch 
Berjüngung ihrer Formen mit neuer Lebenskraft zu erfüllen” bebadht war, um 
„die Geichide des Baterlandes gegen bie Wechſelfälle der Zukunft ficher zu 
ftellen,” — biefe Heeresverfaffung, mit welcher das preußifche Heer von Sieg zu 
Sieg ſchritt, ift Die Grundlage geworben, auf welcher zunächſt der Nortbeutiche 
Bund die Einrichtungen ſchuf, vermöge beren dem beutichen Baterlande feine 
Stellung unter den Mächten gefihert wurde — fie ift, nach neuer wunderbarer 
Sewäbrung, als eine der wichtigften gemeinfamen Einrichtungen in das erweiterte 
Deutihe Gefammtreih übernommen worden. 

Die Berfaffung des Norbbeutichen Bundes und ebenjo die Heichsverfaffung 
geben davon aus, daß zunörberft die geſammte Preußifche Militärgeſetzgebung in 
dem ganzen Bunbesgebiete eingeflihrt werde. Wenn ſodann „nad gleihmä- 
Biger Durarübrung ber Bundesfriegs-Organifation“ no ein um- 
faffenbes Reiche - Militärgefeg feftgeftellt werten fol, fo konnte und follte ber 
Sinn und Zwed dieſer Beftimmung offenbar nicht fein, daß bie joeben eingeführte 
gemeinfame Organifation fofort wieber in ihren wefentlichen Örunblagen erfchüt- 
tert werden jollte, fondern die vollfändige Einführung der Gefammt- 
organtfation follte die Vorausfegung und zugleich bie geſicherte 
Grundlage bes allgemeinen Militärgejetes fein. 

Die Verhandlungen bei der Feſtſtellung ber Bundesverfaſſung geben von 
biefer Bedeutung ber in Rebe ftehenben Beſtimmung unbebingt Zeugniß. 


da waere frühere Präfident bes Abgeorbnetenhaufes, von Kordenbed, fagte 
mals: 


„Ich wünſche ber in Prenßen beftehenden Organifatton bie gerestihe Grund» 
lage zu en, bie ihr, meiner Anſicht nach, nach den glorreichen Erfolgen ber 
Jahre 1 und 1866 unter feinen Umſtänden mehr entzogen werben barf, bie 
ihr in dem Augenblide gegeben werben muß, und auch Seitens eines preußifchen 





666 
1874. 


Abgeorbneten, ber ihr früher entgegen eftanben, gegeben werben faun, wo es fih 
darum banbelt, nicht blos bie bältniffe für Berufen zu beſtimmen, fonbern 
diefe Organifation verfaffungsmäßig auf bas Übrige Norddeuiſchland zu über 
tragen.“ 


Der belannte Geſchichtsforſcher v. Sybel äußerte fi) wie folgt: 


„Jeder Zweifel an der Reorganifation, um bie Europa uns beneibet, würbe 
vom allgemeinen Hohn zugebedt werben. Ich huldige damit nicht dem äußeren 
Erfolg, fondern erkenne die Leiftungen ber Reorganifation an. Der Bonmurf, 
daß die Friedenspräfenzftärte von 1 Prozent den Wohlftand hemme, iſt grundlos. 
Trogdem Preußen feit 1815 mehr als 1 Progent beranzog, jo bat fi bod in 
den Yahren 1815—1850 fein Wohlſtand verbreifadht, und es war im Stande, 
im vorigen Jahre zerfchmetternde Schläge gegen ben Feind zu führen, ohne biefer 
Kraftanftrengung wegen zur Emiffion von Bapiergeib zu fchreiten. Richt unfere 
militäriſchen Cinrichtungen find die Urſachen der Geichäfteftodungen und ber 
Krifen, fondern das Mißtrauen, das durch alle Adern bes dlonomiſchen Lebens 
fhleiht und das ſich mit politiichen Motiven nährt. Machen wir bas Wort bes 
Engländer wahr, welcher fagte: Wenn Norbbeutichland fortfährt, unbefiegbar zu 
fein, jo it der Frieden Europas gefichert.“ 

Der Abg. Dr. Braun fagte: 

„Einig ift die Mehrheit dieſes Hauſes darüber, daß bie Reorganilatien 
chlechtweg anzuerkennen if. Die Vollendung der Reorganifation verbürgt ben 

rieden, das bürgerliche Leben; bie Armee ift bie Affeluranz für feine Sicherbeit, 
die Prämie von Geld unb Blut, bie wir mit Recht zahlen müffen. Zu Zeiten 
bes Reich8 progeffirten die Stände um jeden Mann, bis ber Reichsfeind im Lande 
war und ihnen das Bierfache abnahm von dem, was verlangt war. Noch iſt der 
Reichsfeind nicht da, aber: wenn bu ben Frieden willſt, rüfte dich zum Kriege, 
fonft machen wir den Nachbar zum Feind und reizen ihn zum Angriff.“ 


Endlich der Abgeordnete Raster Sprach fih unummunben babin aus: 


„Ih will die Vergangenheit abjchließen, ih will bie Gegenwart ficherftelien, 
ich will die Zukunft nicht preisgeben. Den Abfchluß der Vergangenheit finde id 
barin, wenn wir enblich offen Die Reorganifation anerfennen. Indem ich bereit 
bin, die Reorganifation jett anzuerkennen und jene Zeit friedlich abzuſchließen, 
will ih, daß fein Zweifel parüber beftebe, daß von jetzt an bie Reorgauiſation, 
wie fie thatſächlich in Preußen durchgeführt ift, die Orund lage für unfere Vndget⸗ 
Bewilligungen für alle Zeiten bilben muß.“ 


Was damals die Führer der liberalen Partei als den Sinn ber Berfaffung 
bezeichneten, das wird erfreulicher Weife auch jetzt von ben bebeutenbften liberalen 
Stimmen in der Preſſe im Boraus beftimmt hervorgehoben. So fchreibt bie 
„Rational- Zeitung“: 

„Die Thronrebe beſchränkt ſich auf die allgemeine Betrachtung, daß bie erfle 
Pflicht eines jeden ftaatlihen Gemeinweſens ift, die Unabhängigleit feines Ge⸗ 
biete8 unb die friedliche Entwidelung ber in ibm wohnenben Kraft zu fchägen. 
Gewiß wird bie große Mehrheit des Heichetage biefe allgemeine Betrachtung nit 
blos ale einen theoretifchen Sat anerkennen, ſondern auch aus ihm bie volle Ver⸗ 
pflichtung herleiten, die Grundlagen ber Heeresorganijation in einem geſedlich 
Haren Wortlaut ſicher zu flellen und das Heer reichlich auszuftatten nad ben 
Anforderungen, weiche die befondere Lage des Vaterlandes nothwendig mad. 
Bei der Berathung des Geſetzes über die Heeresorganifation mögen wohl mande 
lang gehegten Wünfche und Gorberungen abermals auftauchen; aber wir halten 
bie Zeit kaum dazu angethban, auf's Neue bie einmal gewonnenen Grundlagen 
zu erſchüttern; es will und nicht geziemenb erjcheinen, daß gewiſſermaßen bte 
Gelegenheit benntt werde, um im eine abermalige Diskuffion der Elementarfüge 
einzutreten. 
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Bon Haufe aus war e8 der Sinn ber VBerfaffung, daß nach einem gewiffen 
Zeitablauf, nachdem genügende Erfahrungen gefammelt fein werben, auf Grund⸗ 
lage ber Berfaffung, der einzelnen Gefee und ber zerfireuten Verordnungen eine 
überfichtliche Kobifilation ber Militärgefeggebung herbeigeführt werbe; Dagegen 
war es nidht der Sinn der Verfaſſung, abermals bie gewonnenen 
®rundlagen in Frage zu ftellen und von dem Nacheben hier ober 
dort bas Zuftandefommen bes Militärgefeges abhängig zu maden. 
Die Grundzüge der Heeresorganifation find anerlannt; diefe und 
die Ausfüllung des verfaffungsmäßig gebotenen Rahmens burd 
die jährlihe Bupgetbewilligung bilden unfer gegenwärtiges Ber- 
faffungeremt. 

an wirb billigerweife von der einen Seite die verfaffungsmäßigen Orund⸗ 
züge, von ber anderen Seite das Budgetrecht anerkennen müffen, um bie ohnehin 
fchwierige Arbeit der Organijation felbft nicht unnütz noch mehr zu erjchiweren 
dadurch, daß vorläufig beigelegte Streitpunfte wiederum gerabe bei dieſer Gelegen⸗ 
aufgenommen und ihre Austragung zur Bebingung der Berftändigung gemadt 
werbe. Soweit -auch die entgegengejeßten Anfprüde auseinandergeben, jo find 
wir boch berechtigt, auf beiden Seiten im böchften Intereffe des Reiches eine weile 
Mäßigung vorauszujegen und deshalb find wir aud beredtigt, auf das 
glüdlihe Gelingen dieſes an erfter Stelle in ber Thronrebe be- 
tonten Werkes zu glauben.” 

Auf dem Boden folder Auffajlungen und Abſichten wird es 
in ber That nicht ſchwer fein, zur Berftänbigung Über das wichtige 
Werl zu gelangen.” 


Die Sicherung ded europäijchen Friedens durch 
das deutiche Heer. 


16. Februar. Rede des Feldmarjhalld Grafen von Moltte bei 
der erften Berathung des Reichd- Militärgejebed. 


„Meine Herren! Bon ben Bedenken bes PVorrebners (Abg. Richter) will 
ich vorweg nur Eines berühren. Ich halte e8 geradezu für unmöglich, aud bie 
Kriegsformation der Armee im Boraus feftzuftellen, da wir nit im Voraus 
wiffen können, ob wir nach einer ober nach zwei Seiten Front zu machen haben, 
da wir nicht wiffen, ob wir, wie im Jahre 1864, mit nur einem Theil ber 
Armee, ober wie im Jahre 1870 mit Aufbietung aller unferer Kräfte den Krieg zu 
führen haben, wo wir ganze Lanbmwehr-Divifionen zu Etappenzweden, für Be⸗ 
Yagerungen verwenden mußten, wo wir bie älteften Mannſchaften der Heerpflichtigen 
in ganz neue Kormationen zufammenftellen, die ausgebienten ©arbe - bu- Corps 
mit Infanteriegewehren bewaffnen mußten, um Hunberttaufende von Gefangenen 
zu bewachen; mo wir im Laufe bes Krieges die Zahl der Armeen und folglich 
auch ihre Zufammenfegung ändern mußten. Sch glaube, daß dieſe und viele 
anbere Bedenken fi wohl in einer kommifſariſchen Berathung vollſtändig klären 
lafſen werben. 

Ich möchte Ihre Aufmerffamleit vor Allem barauf Ienten, daß es fi fchon 
bei dem 8.1 des vorliegenden Gefekentwurfs darum handeln wird, zu erwägen, 
ob künftighin Deutfchland die ſchweren Laſten zu tragen haben wirb, welche be- 
Dingt werben durch eine Friedenspräfenz won 401,000 Mann. Deine Herren, e8 
wird fih dabei um innere und äußere Berbältniffe des Landes handeln. 
Eine jeve Regierung wirb ihre Einnahmen verwenden müffen für Die unabweis- 
lichen Erforberniffe auf allen Gebieten des ftaatlichen Lebens, bevor fle an Er- 
fparniffe, an Schuldentilgung und zulegt wohl erft an Steuererlaffe denken kann. 

Nun ift aber doch das erfte Bepürfniß eines Staates zu 
erifliren, fein Dafein nah Außen gefihert zu ſehn. Im Innern 
ſchützt ja das Geſetz Recht und Freiheit des Einzelnen, nad Außen, 
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von Staat zu Staat, nur bie Macht. Einem Tribunal bes Böollerrecht 
wenn ein ſolches eriftirte, wärbe immer noch die vollfiredenbe Gewalt fehlen, und 
feine Ausſprüche unterliegen ſchließlich der Entſcheidung auf dem Schlachtſelde. 
Kleine Staaten können ſich auf Neutralität, auf internationale Garantieen ver⸗ 
laffen: ein großer Staat beftebt nur durch ſich ſelbſt und auseigener 
Kraft, erfüllt ven Zwed feines Dafeine nur, wenn er eutſchloſſen 
und gerüftet ifl, fein Dafein, feine Freiheit und fein Recht zu be- 
baupten; und ein Land wehrlog zu lajfen, wäre das größte Ver⸗ 
brechen feiner Regierung. Der Wunſch, an ben großen Summen, welche 
alljährfih für das Militär verausgabt werben, zu fparen, fie den Stenerpflichtigen 
zu erlaffen ober für Friedenszwecke zu verwenden, ift gewiß ein völlig gerechter. 
Ber würbe fih ihm nicht anfchließen! Wer malt fi nicht gern aus, wieviel 
Gutes, Nützliches und Echönes dann gefchaffen werben könnte; aber vergeſſen 
dürfen wir babei nicht, daß die Eriparniffe im Militär-Etat aus 
einer langen Reihe von Friedensjabren verloren gehen lönnen im 
einem Kriegsjahr. 

Die fol der Staat auch anf feine Einnahmen verzichten, wenn anf allen 
Gebieten noch fo viel zu leiften bleibt? Ich nenne Ihnen nur das der Schule, 
weil die Schule der Punkt ift, wo der Hebel eingefet werben muß, wenn wir 
uns gegen Gefahren fchligen wollen, bie eben fo Bor wie ein Angriff von Außen 
uns von Innen drohen, aus focialiftifchen und kommuniſtiſchen Beſtrebungen. — 

Die Schule, meine Herren, nimmt nicht Die ganze Jugend in fi) auf und 
fe begleitet die Mehrheit derjeiben nur auf einer verhältnigmäßig kurzen Stredce 
ihres Lebensganges. Glücklicherweiſe tritt nun bei uns da, wo ber eigentfice 
Unterricht aufhört, fehr bald die Erziehung ein und feine Nation bat bis 
jest in ihrer Geſammtheit eine Erziehung genoffen, wie bie 
unfrige durch die allgemeine Wehrpflicht. 

Man hat gefagt, der Schulmeifter habe unfere Schlachten gewonnen. Des 
bloße Wiffen aber erhebt den Menſchen noch nicht auf ben Standpunkt, wo er 
bereit iſt, das Leben für eine Idee, für Pflichterfällung, für die Ehre des Batır- 
Ianbes einzufegen: dazu gehört die ganze Erziehung des Menfden. 

Nicht der Schulmeifter, fondern der Erzieher, der Staat, bet 
unjfere Schlachten gewonnen, ber Staat, welder jett bald 60 Jahr- 
gänge der Nation zu körperlicher Rüftigleit und geiftiger Friſche, 
zu Ordnung und Pünktlichkeit, zu Treue und Gehorfam, zu Bater 
landsliebe und Mannhaftigleit erzogen bat. Sie lönnen bie 
Armee, und zwar in ihrer vollen Stärke, fhon im Innern nidt 
entbebren für die Erziehung ber Nation. 

Und wie nun nah Außen? Bielleicht, baß eine jpätere, gläd- 
lihere Generation, für welde wir im Boraus bie Laſten mittragen, 
hoffen barf, aus ben Zuftänben des bewaffneten Friedens heran 
sugelangen, welder nun ſchon fo lange auf Europa laftet. Uns, 
grande ih, blüht dieſe Ausficht nicht. Ein großes weltgeſchicht⸗ 

iches Ereigmiß, wie die Wieberaufrichtung bes Deutſchen Reiches, 
vollzieht fih kaum in einer furgen Spaune Zeit. Was wir tz 
einem halben Jahre mit den Waffen errungen baben, das mägen 
wir ein halbes Jahrhundert mit den Waffen hüten, bamit es 
uns nit wieder entriſſen wird. 

Darüber dürfen wir uns Feiner Täufhung bingeben: wir haben jeit 
unferen glücklichen Kriegen an Adtung Überall, an Liebe nirgende 
gewonnen. Nah allen Seiten ftoßen wir auf das Mißtrauen, daß Deutihland, 
nachdem es mächtig geworben, in Zukunft ein unbequemer Nachbar fein Könnte. Run, 
es ift nicht gut, Den Teufel an die Wand zu malen, unb aus Mißtrauen und Be 
forgniß, jelbtt unbegründet, Können wirkliche Gefahren hervorgehen. Sie finden nod) 
beute in Belgten —* Sympathien, deutſche ſehr wenig. Man hat dort wicht 
erlannt, daß der belgiſchen Neutralität nur ein Nachbar gefährlich werben laun, 
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und daß fie nur einen wirkſamen Beichüter bat. In Holland bat man an« 
gefangen, die Inunbationslinie wieberherzuftellen: gegen wen? Ich weiß es nicht. 
In Deutichland ift, glaube ich, noch kein Menſch auf den Gedanken verfallen, 
Solland zu anneltiren. Es ift wahr, wir baben bieje Linie zu Anfang bes 
Jahrhunderts einmal erobert, aber nicht für uns, jonbern für Holland. In einer 
Heinen, vielgelefenen Broſchüre, gefhrieben, um bie Engländer auf das Mißliche 
ihres Milizſyſtems aufmerkſam zu maden, werben bie Sofgen einer Landung in 
England geſchildert, nicht aus Frankreich, nicht von ber gegenüberliegenden 
Küfte, jondern ans Deutihland. In Dänemark glaubt man bie Küftenflotte 
vermehren und bie Landungspunkte auf Seeland befeftigen zu follen, weil man 
eine deutſche Landung befürdtet. Bald follen wir die ruſſiſchen Oftfeeprovinzen 
erobern, balb bie deutſche Bevöllerung Defterreih8 zu uns berüberzieben. 

Und nun, meine Herren, geftaften Sie mir, mich in Kürze noch nach unjerm 
intereffanteften Nachbar umzuſehen. Frankreich ift ja in bie Nothwendigleit 
verſetzt worden, feine ganze militärifche Einrichtung umzubilden. Während unfere 
Heere in Frankreich ftanden, haben wir nahezu die ganze franzöſiſche Armee bei 
uns gehabt, haben fie aufgenommen, untergebracht, ernährt, zum Theil befleibet 
und haben dann dieſe Armee unbeihädigt beim Frieden an Frankreich heraus» 
gegeben, wo fie ben tüdhtigen Kern für alle Neuformationen bildet. 

Man bat nun in Franfreih alle unfere militärifhen Ein- 
rihtungen getreulich fopirt, natürlich ohne das Original zu nennen, 
unter franzöfifhen Namen als urjprüngliche franzdfifche Ipeen, Kinder der großen 
evolution, weldde nur bie Deutfchen etwas früher aboptirt haben, als fie jelbft. 
Man hat vor Allem die allgemeine Wehrpflicht eingeführt unb babei eine 
2Ojährige Verpflichtung zu Grunde gelegt, während wir nur eine 
12jährige haben. Man Bat ferner dem Geſetz rüdwirkende Kraft gegebei, 
fo daß viele Franzoſen, welde längft ihre Jahre abgebient haben, plöglich wieber 
militärpflitig geworben find. Die franzöfiihe Regierung ift ſchon heute be⸗ 
rechtigt, für die altive Armee 1,200,000 und für die Kerritoriafarımee über 
1 Million Männer zu den Waffen zu berufen. Um dieſe auch nur theilmeije 
einftellen zu können — denn es fommt nicht blos auf bie Zahl ber Wehrpflich- 
tigen an, ſondern auch auf die Cadres, in welche fie eingeftellt werben follen — 
war es nothwenbig, bie Cabres zu vermehren. Nachdem Deutihland feine 
Neichölande wieder an fich genommen, haben wir mit Ausnahme einiger weniger 
Spezialwaffen nur bie beſtehende Laft auf mehr Schultern Übertragen. In 
Frankreich, welches doch um 11, Millionen Einwohner ärmer geworben ift, find 
feitbem jehr erheblihe Kormationen ausgeführt. Die Zahl ber bis zum Kriege 
beftehenden Infanterie» Kegimenter betrug in Frankreich 116, gegenwärtig 152, 
es find aljo Hinzugetreten 36, aufßerben 9 Jäger» Bataillone. Es find feit 
dem Frieden formirt 14 neue Karvallerie-Regimenter. Die Zahl ter Batterien 
betrug bis zum Kriege 164, fie beträgt jettt 323, es find hinzugetreten 159 
Batterien. Diele Bermehrungen find noch nicht gefchlofien. 

Die Friedens-Präfenzflärte ift in Frankreich noch nie fo ſtark 
gemwejen, wie gegenwärtig: fie ift um 40,000 Köpfe gewachſen. Die bubget- 
mäßige Durhfähnittsziffer der Stärke beträgt pro 1874: 471,170 Mann unb 
99,310 Pferde. Statt der 8 Armee-Corps, mit denen Frankreich uns zu Anfang 
des Krieges entgegentrat, ftellt es künftig 18, ein 19. für Algier nicht mit ge» 
rechnet. Das Militärbubget ift feit 1871 über 25 Millionen Thaler gewachſen: 
es beträgt im Ordinarium für die Landarmee 125 Millionen Thaler, im Ertra- 
orbigarium 46 Millionen Thaler zufammen 171 Millionen Thaler. 

Dies Alles giebt uns ein Bild von der Stimmung in Frank—⸗ 
reich. Ich glaube nun zwar, daß bie große Mehrheit ber Franzofen, welche 
ohne Zmeifel ihr Mifgeihid mit mehr VBejonnenheit und Würde trägt, als man 
glauben follte, wenn man nur die franzöfiichen Bollsvebner hört und die fran- 
zöſiſchen Journale lieft, daß dieſe Mebrheit wohl durchdrungen ift von ber un- 
bedingten Nothwendigkleit, zunähft ben Frieden zu wahren. Ich fehe eine Be- 
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fätigung dafür auch in dem Umſtande, daß eben ein einfichtsvoller Militär wieber 
an ber Spite ber franzöfiichen Regierung ſteht. Aber, meine Herren, wir haben 
alle erfebt, wie bie franzöfifchen Parteien, bie ihren Ausbrud in Barts finden, 
Regierung und Boll zu ben außerordentlichften Beſchlüfſen binreißen Eönnen. 

Run, meine Herren, wir find unferen Nachbarn nicht gefolgt 
aufdem Wege, die Armeen zu vergrößern, wir glanben mit dem 
auskommen zu Lönnen, was in dieſer Borlage enthalten if. Aber 
wir bürfen bie innere Güte unferer Armeen nicht ſchwächen laſſen 
weder Durch Abfürzung ber Dienftzeit, noch durch Herabicegung 
bes Bräfenzftandes. 

Die Abkürzung der Dienftzeit führt, wenn fie überhaupt einen 
finanziellen Effeft haben fol, zur Miliz. Die durch Milizen geführten Kriege 
baben die Eigenthümlichkeit, daß fie fehr viel länger dauern und ſchon ans 
biefem Grunde fehr viel größere Opfer an Geld und Menſchen kofen, 
als alle Übrigen Kriege. Ich erinnere Sie nur an den letzten amerifauifcen 
Krieg, der von beiden Seiten wejentlih von Milizen geführt werben mußte. 
Bancroft in ber vortrefflihen Geichichte ber amterilaniihen Staaten theilt das 
Urtheil Waſhingtons über Miligen mit. Zu feiner Zeit und an feinem Ort 
fonnte eine Forderung unpopulärer fein, al® die, welche Waſhington immer wieber 
an ben Kongreß ftellte, die Forderung, ein ſtehendes Heer zu errichten. Dies 
könnte befrembenb ericheinen, aber Waſhington fpricht fi) folgendermaßen aus: 

„Die Erfahrung, welde die befte Leiterin für das Handeln iſt, verwirft jo 
völlig Har und entſchieden das Vertrauen auf die Miliz, daß Riemand, ber Orb» 
nung, Regelmäßigleit und Sparfamleit ſchätzt, und ber feine eigene Ehre, feinen 
Charakter und Seelenfrieden liebt, diefe an ben Ausgang eines Unternehmens 
mit Milizen ſetzen wird.“ Und etwas fpäter jchreibt er: „Kurze Dienfizeit und 
ein unbegrünbetes Vertrauen auf bie Miliz find die Urſache alles unseres Miß⸗ 
geicic und bes Anwccfens unjerer Schuld.” Beendet wurbe bekanutlich der 

ieg durch das Auftreten eines Heinen Korps von nur 6000 Mann, aber wirl- 
licher Solbaten. 

Meine Herren! Frankreich hat es zweimat mit der Miliz verfucht. Rah 
ber Revolution war befanntlih das Erfte, daß man bie verhaßte Armee auiloſte, 
die Nation ſelbſt follte Die junge Freiheit ſchützen, ber Patriotismus follte de 
Disciplin, das Elan und die Maffen follten die kriegeriſche Bildung erſetzen. & 
fhwebt immer nod ein geiler Nimbus um die Volontäre von 1791, aber es 
giebt auch eine unpartetifche Geſchichte Derjelben, gefchrieben von einem Franzoier 
nach den Alten bes franzöfiichen Kriegs-Minifteriums. Ich widerſtehe der Ber- 
fuhung, Ihnen ſehr pilante Eitate vorzuführen, ich müßte das ganze Bad 
citiren, auf jebem Blatte finden Sie, wie nublos, wie koſtſpielig und welde 
Geißel für das eigene Land dieſe Kormationen geweſen find. Wir haben es Ale 
erlebt und uns überzeugt, daß felbft bie zahlreichſte Berfammlung von tüchtigen, 
patriotifhen und tapferen Männern noch nicht im Stande ift, einer wirklichen 
Armee zu wiberftehben. Die franzdftifhen Mobil- und Nationalgarben 
haben den Krieg um mehrere Monate verlängert, fie haben blutige 
Opfer gekoftet, große Verwüſtung und viel Elend verbreitet, aber 
fie haben deu Gang des Krieges nicht aufbalten können, fie haben 
Frankreich beim Frieden feine bejjeren Bedingungen verjdafft. 
Bollends das Unweſen der Franctireurd bat unfere Operationen auch nicht einen 
Tag lang aufgehalten, wohl aber hat es ſelbſt unferer Kriegführung einen Che 
rakter der Härte verlieben, den wir beffagen, aber nicht änbern Tonnten. 
Brozeffe, welche noch heute nad drei Jahren in Frankreich auftauchen, geben 
Ihnen ein Bild von ber VBerwilderung und den Gräueln, welche unansöleiblich 
im Gefolge einer ſolchen Maßregel erſcheinen. Wenn Sie bie Ration bewaffuen, 
fo bewaffnen Sie mit den guten Elementen zugleich die fchlechten und deren hat 
jede Nation. Die erfteren find ja unendlich Überwiegend. Aber haben wir nicht 
bei uns jelbft die Erfahrung mit unferen Bürgerwehren gemacht, wie bald ber 
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zverläffige Theil derſelben der Sache überdrüſſig wirb, in aller Stille ver- 
ihwindet und bas Feld dem Unzuberläfigen freiläßt. Die Gewehre find bald 
ausgetheilt, aber nicht jobald wieber zurüdzubelonmen und glauben Sie, daß 
wir bei uns nicht auch Elemente herbergen, wie bie, welche nach bem Kriege in 
Baris zur Herrichaft gelangt find? Haben wir fle noch nicht, fo wird man ſchon 
bafüt forgen, daß wir fie von außerhalb befommen. Es mögen viel importirte 
Helden geweien feiu, weldye in der franzöfiihen Hauptftabt die Denkmäler bes 
franzöftfiden Ruhmes vernichtet haben. Gott verhüte, daß wir ihnen jemals bie 
Waffen in die Hände geben. . 

Was fodann den Friedensſtand ber Armee anbelangt, fo möchte ich ein- 
dringlich davor warnen, ihn nicht zu einer Budgetfrage zu maden. Ich 
weiß ja, daß geehrte Mitgliever dieſes Haufes glauben, gerade an biefem Punkt 
fethalten zu müſſen, um das unbeftreitbare, aber auch unbeftrittene Recht der 
Steuerbewilligung ben Lanbtagen zu wahren. Aber, meine Herren, erwägen 
Sie, ob Sie durch die Handhabung dieſes Rechts nicht das Recht 
ſchädigen, weldes das Land bat, auf Ihre Mitwirkung zu rechnen 
in einer Frage, wo es ſich um ben Beftand bes Reichs handelt. Mir 
ſcheint es doch wünſchenswerth, nicht wieder in ein neues Proviforium einzutreten, 
ſondern endlich einmal befinitiv feftzuftellen, was Deutfchland für ein deutſches 
Heer zu leiften bat. Wenn Sie ſich Überzeugen Tönnen, daß wir mit Rüdficht 
auf innere und Außere Verhältniſſe nicht weniger als 401,000 Daun im Frieben 
unterhalten dürfen, und wenn nad reifliher Erwägung und Prüfung feitgeftellt 
wird, welcher Aufwand bafür nöthig ift, fo verzichten Sie ja allerdings darauf, 
biefe Summe alljährlich zu biskutiren, zu bewilligen ober abzulehnen. Aber, 
meine Herren, Ihr Bewilligungsrecht ift dadurch nicht beeinträchtigt. 
Es tritt in volle Geltung bei jeder Mehrforberung unb bei jeder 
nenen geſetzlichen Regelung dieſes Gegenfandese Es muß bie 
normale Ziffer des Friedensſtandes nothwendig auf sine lange 
Reibe von Jahren eine feftftebende bleiben. Durch Schwanten in 
biefer Ziffer tragen Ste eine Unſicherheit hinein in alle die vielen 
umfajfenden Borbereitungen, welde lange vorher und bis in das 
legte Detail feftgeftellt werben müjfen, wenn Sie mit ruhiger Zu- 
verjiht einem Angriff von Außen entgegenfehen wollen. Erwägen 
Sie, baß jede Berminderung diefer Ziffer zwölf Jahre lang nad- 
wirft, und baß feiner von uns überfeben fann, ob in zwölf Jahren 
Krieg oder Friede fein wirb, 

Nun, meine Herren, „es kann ber Befte nihtim Frieden leben, 
wenn e8 dem böſen Nahbar nicht gefällt.” Aber ih denke, wir 
werben ber Welt zeigen, daß wir eine mädtige Nation geworben 
und eine friedbliebenbe geblieben find, eine Nation, welde den 
Krieg nit braudt, um Ruhm zu erwerben und bie ihn nicht will, 
um Eroberungen zu maden. Ih wüßte aud wirklich nit, was wir 
mit einem eroberten Stück Rußlands oder Frankreichs machen 
follten. 

Ich Hoffe, wir werben eine Reihe von Fahren nit nur Friedeu 
halten, ſondern aud Fried en gebieten. Bielleiht überzeugt jih baum 
bie Welt, daß ein mädhtiges Deutſchland in Mitte von Europa bie 
größte Bürgichaft für den Frieden von Europa. Aber um Frieden 
zu gebieten muß man zum Kriege gerüftet fein, und ih meine, wir 
fteben vor der Entjiheibung, entweder zu jagen, daß bei den po— 
litifden Berbältniffen Europas wir eines harten und Triegsbe- 
reiten Heeres nit bebürfen oder aber zu bewilligen, was dafür 
nöthig iſt.“ 


Das Reihs-Militärgefeb wird einer Kommiſſion überwieſen. 
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März. Erkrankung des Fürſten Bismard an feinem alten 
rheumatiſchen Leiden. 

Schwierigfeiten in der Kommiffion für das Militärgeie 
wegen Feſtſetzung der Friedenditärfe. Der Antrag der Bor 
lage, die Friedensftärkfe dauernd auf 401,659 Mann zu 
firiren, wird mit allen gegen 4 Stimmen abgelehnt. Be: 
mittelungsanträge der Freifonfervativen auf 325,000, ber 
National» Liberalen auf 360,000 Mann. 


22. März. Anſprache des Kaiferd an die Generale. 


Auf die Anrede de8 General Feldmarichalld Grafen 
von Wrangel an Kaiſers Geburtätag. 


„Nehmen Sie meinen Dank für die Wünfche, welche Sie für die 
Kräftigung Meiner Gefundheit außgefprochen. Ich nehme fie in diefem 
Sabre befonders gern an und glaube aud ihre Erfüllung hoffen 
zu dürfen.“ 


Dann zu den fämmtlichen Generalen gewendet, ſagte 
Seine Majeltät: 


„Auch Ihnen fage Ih für die Gefinnungen Deinen Dank, welche 
der General- Feldmarfchall foeben in Ihrem Namen ausgeſprochen 
Da Sie als Nepräfentanten Deiner Armee vor Mir erfcheinen, fo darf 
Ich Ihnen an) nicht verfchweigen, daß abermals eine Krifis über der⸗ 
felben zu ſchweben ſcheint. Was Ich damals vier Jahr lang aus Pfliät- 
efühl und Ueberzeugung erftrebte, aufrecht erhielt und erreichte, bat 
feinen Lohn in den ja über alle Erwartung großen Erfolgen der Armer 
und der Meiner Verbündeten gefunden und dieſes Gefühl giebt Mir 
Muth zur Ausdauer auch jegt, denn nicht um Kriege herbeizuführen, 
Ipndern um den europäifchen Frieden zu fichern, halte Ich am deu 
ewährten feft. Leiften Sie Mir dazu auch weiter, wie bisher, Be 
ftand durch Ihre fo pflichtgetreue Thätigkeit.“ 


Bemerkungen der „Provinzial- Corresponbenz“ vom 25. Mär. 


„Dieje ernften Worte des Kaifers, inmitten ber Feſtfreude bes 22. Min 
geiprochen, haben in ben meiteften Kreifen einen tiefen Einbrud gemacht. 

Der Kaifer bat in feiner fchlichten, geraden und Harbewußten Art ben vollen 
Ernft der parlamentarifhen Verhandlungen über die Militärfrage dem allgemeines 
Bewußtſein und Gewiflen nahe gelegt und mahnend auf bie Gefahren hingemieten, 
welche aus einem etwaigen Zwieſpalt barliber entfteben müßten. 

Der Monarch fpricht allerdings nur von einer „Krifis, melde über ber 
Armee zu ſchweben ſcheine,“ nicht von einem etwa fchon vorhandenen Zmieiralt 
oder Zerwärfniß; — feine Sorge ift eben darauf geridtet, daß aus ber Krikt, 
aus dem MWiberftreit der Meinungen unb dem Htn- und Herſchwanken ber Em⸗ 
ſchließungen nicht ein wirklicher Konflilt heroorgebe, durch welchen bie Einrichtunger 
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ber Armee von Neem in Frage geftellt und die geſammte Entwidelung ber 
Reichöpolitit gefährbet werben Fünnte. 

Zu einer ſolchen Aeußerung mochte der Kaiſer fi) um fo dringender ver- 
anlaßt finden, ale die entſcheidende Partei im Reichstag felbft ihre endgültigen 
Entfchließungen wejentlih von bem maßgebenden militäriichen Urtheil der Regie⸗ 
rung abhängig zu machen gefonnen war. Je mehr nun ben bisherigen Berfiche- 
rungen der militärifchen Bevollmächtigten über die unerläßlicde Höhe der Friedens⸗ 
nä immer wieber Zweifel entgegengeftellt und noch das letzte enticheibende 
Wort einer höheren Autorität begehrt wurbe, um jo burchichlagender muß es ins 
Gewicht fallen, daß ber Kaifer jelbft mit feinem Worte eintritt und auf Grund 
feiner unvergleihlich bewährten Erfahrung und feines hohen fürſtlichen Pflicht- 
gefühls bie Berfiherung giebt, daß er auch jetzt an bem als richtig Erfannten 
ausbauernd fefthalten werbe. 

Die Mehrheit des Reichsſstags hat unzweifelhaft den Willen, zu einer glüd- 
lichen Erledigung der Aufgabe im Verein mit der Regierung zu gelangen; fie 
bat überbies das Bemußtjein, daß von dem Gelingen biefer Aufgabe die Mög⸗ 
fichkeit alles weiteren erfolgreichen Zuſammenwirkens, bie Möglichkeit einer ge- 
deihlichen Reichspolitik überhaupt abhängt.“ 


28: März. Mahnungen ded Fürften Bismarck vom Kranken⸗ 
lager. | 
„Die „Spenerſche'ſche Zeitung" erzählt von einem Befuche der Ab- 
geordneten D(tege) und L(ucius) bei Bismard und daß fich diefer gegen 
diefelben ſehr unzufrieden mit dem Gange der parlamentarifchen Folınt 
ausgeſprochen babe, im Wefentlihen in folgendem Sinne: „Ich habe 
1867 im conftituirenden Reichſtage gefagt: „Heben wir Deutjchland 
nur in den Sattel, reiten wird e8 ſchon können.“ Ich fürchte, dieſes ge⸗ 
flügelte Wort muß man wieder ftreihen. ‘Der Reichstag fcheint den Beweis 
liefern zu wollen, daß Deutfchland nicht reiten kann. Der Reichstag ver- 
fennt die Lage. Einzelne hervorragende Mitglieder glauben fi durch 
irgend eine frühere Aeußerung gebunden. Sie glauben deshalb das nicht 
thun zu dürfen, was die Tage des Augenblid3 gebieterifch fordert. Ich 
habe es anders gemacht. Ich habe ſtets geſtrebt, Neues zu lernen; 
und wenn ich dadurch in die Lage kam, eine frühere Meinun 
berichtigen zu müſſen, jo babe ich das fofort gethan, nnd id 
bin ftolz darauf, daß ich fo gehandelt habe. Denn ich ftelle 
ftet8 da8 Baterland über meine Perjon. Das gegentheilige Ver⸗ 
—* iſt mir geradezu unbegreiflich. Ich habe mich garnicht beſonnen, 
ogar meine ſubjective Meinung zu opfern, oder unterzuordnen, wenn es 
das Wohl des Ganzen erheiſcht. Hier aber im Reichstage glauben die⸗ 
jenigen Herren, welche ausdrüdlidh auf meinen Namen gewählt find, 
von weldyen ihre Wähler wünfchen, daß fie die deutſche Reichspolitik ftügen, 
baß fie mir gegen unfere gemeinfamen Feinde beiftehen, diefe Herren glauben 
fi) Diefer Aufgabe ftet3 dann entziehen zu dürfen, wenn fie dadurch fcheinbar 
in Widerſpruch gerathen mit irgend einem Wort, das fie an einem anderen 
Drte, zu anderer Zeit und unter ganz anderen Umftänden roge 
haben. Ich kann mir dieſe Lage der Dinge nicht gefallen laſſen. 
kann meinen europäiſchen Ruf nicht opfern. Ich werde, ſobald ich wieder 
im Stande bin, die Feder zu führen, meinen Abſchied erbitten. Viel⸗ 
leicht findet ſich ein anderer, welcher fi in dieſem Reichſtag eine Mehr⸗ 
heit, eine zuverläffige Mehrheit, zu fidern weiß. Ich babe an andern 
Fürft Biomard. IT. 43 
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Drten 3. B. auch im Bundesrath, ſchon Schwierigleiten genng zu fiber: 
winden: fpöttelnd jagt man mir, unter Hinweis auf das Berhalten 
einzelner Liberalen und der FortichrittSpartei im Reichstag: „„Das alto find 
die Männer, auf die Sie ſich ftügen!“" Einer folhen Lage ber Dinge, 
‚welche die höchften Intereſſen des Heiches jchädigt, muß ſobald als möglıd 
ein Ende gemacht werden; und e8 giebt nur zwei Mittel hierzu, entweder 
mein Nüdtritt, oder die Auflöfung des Reichſstages.“ Auf Ynfrage der 
beiden Abgeordneten ermächtigte der Reichskanzler diefelben, diefe feine 
Aeußerungen Anderen mitzutheilen. — 

Die Norddeutfche Allgemeine Zeitung, das Organ des Reichskanzlers, 
bemerkt zu der teilung der Spenerſchen Zeitung ihrerjeits: „Wir 
hören, daß diefe Nelation über Unterredungen, welche die betreffenden 
Seren nicht gemeinſchaftlich, fondern zu verjchiedenen Zeiten mit dem 

eichskanzler gehabt haben, infofern einen dem Hergange nicht ganz adä- 
quaten Eindrud macht, als der Hauptgedante, an den der Kanzler jeine 
Betradhtungen Inüpfte, nicht wiedergegeben ift, daß nämlich die Stärke 
und Stellung der Fortichrittöpartei und des mit ihr gehenden Theiles 
der Nationalliberalen die Lage unhaltbar machten. Funfzig bis ſechzig 
reichötreue nicht an Zerftörung des Weiches denkende Wahlkreiſe ſeien 
durch Abgeordnete vertreten, welche gegen die Reichsregierung operirten, 
und das zu einer Zeit, wo die TeichBfeindlicen Barteien jo ſtark feien, 
daß die Meajoritäten an und fir fi) ſchwankend würden. Dieſer Fehler 
in der Situation werde ſich voransfichtli im Laufe der Legislaturperiode 
mehr fchärfen, anftatt fi) zu mildern. Bon diefe Auffaffjung ausgehend, 
ift der Herr Reichskanzler Ay dem Satze gelangt, das einzige Mittel jet 
eine Berufung an die Wähler, und wenn das den Fehler nicht heile, 
jo ſei eine confante Majorität, auf melde irgend eine Wegierung ſich 
fügen könne, überhaupt nicht möglich.“ 


An Fürft Bismarcks Geburtdtag. 
Aus ber „Brovinzial- Correspondenz“” vom 1. April 


„Bürft Bismard vollendet am 1. April fein neun und funfzigftes Jebr. 
Wenn jüngft unfers Kaiſers Geburtstag mit freubiger Genugthuung über die 
Wiedergenefung und neue Kräftigung bes allverehrten Monarchen begangen wurde, 
fo richten fi an dem Geburtstage des beutichen Kanzlers bie Blicke ber Patrioten 
—F— ah auf das Kranfenbett, an welches ber große Staatsmann feit Boden 

efeſſelt iſt. 
ß Je dankbarer das deutſche Voll die unvergleichlichen Verdienſte bes Kanzlert 
um die geſammte glorreiche Entwickelung der letzten zehn Jahre ehrt, deſto inniget 
muß in den weiteſten nationalen Kreiſen die Theilnahme an den ſchweren Leiden 
ſein, on eben eine Folge feines mächtigen patriotiſchen Mühens und Rin⸗ 
gen® find. 

Die Theilnahme an dem Kranlenlager des Fürften Biemard beruht aber 
nit minder auf dem allfeitig lebendigen Bewußtſein von ber fortbawernd 
entſcheidenden Bedeutung ber perjünlichen Wirkſamkeit vefielben für bie höchſten 
Aufgaben des Reiches. Wie die urfprüngliche Geftaltung und bie allmäfige Fort⸗ 
entwidelung ber Berfaffung bes Norbdeutichen Bundes und bes Deutichen Reiches 
faft ansichließlich aus dem fchöpferifhen Genie des Kanzlers bervorgingen, jo iR 
fein Geift und Streben fort und fort leitenb für das geſammte nationale Lehen 

eblieben. Wie entichieben und wie freudig das beutiche Volt in allen patriotiſchen 
reifen Dies anerkennt, bavon haben bie legten Wahlen Iantes Zeugniß 
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egeben. Statt aller eigentlichen Parteiprogranmme galt faft Überall das Be⸗ 

enntniß zu der von dem Reichskanzler geleiteten Politik als das Erkennungs⸗ 

zeichen national gefinnter Kandidaten: das Bertrauen zu jener Politit und bie 

offene Hingabe an die geiftige Führung des Kanzlers bildete die Grunbftimmung 

2 he betreffenden Kreifen und die Vorausſetzung der großen Mehrzahl der 
ablen. 

Je mehr hiernach der Reichskanzler hoffen durfte, auch in dem jegigen 
Heichstage eine bereitwillige und kräftige Stüte für die Durchführung der Mar 
vorliegenden Aufgaben der Reichspolitik zu finden, deſto empfindlicher muß es ihn 
berühren, daß während feiner augeublidlihen nothgebrungenen Untbätigfeit par⸗ 
lamentarifhe Verwidlungen eintreten, welche bie oberften Ziele feines politiichen 
Strebens zu durchkreuzen broben, — daß bie nationale Mehrheit des Reichstages 
Angeſichts der mwichtigften Bragen für die Gegenwart und Zukunft bes Reichs 
einem bebenklihen Schwanken verfällt, und daß, gegenüber ber feften Einigung 
und ficheren Leitung aller reichsfeinblichen Kräfte, die nationalen Parteien einer 
Har bewußten und thatkräftigen Führung zu entbehren ſcheinen. 

Wenn ber Kanzler auf feinem Schmerzenslager von ben Gefahren hört, 
weichen bie meitere gedeihliche Entwidelung ber Reichspolitik durch den drohenden 

rfall der Mehrheit ausgefekt ift, und wenn er in folhem Augenblide bie 

ankheit und Schwäche, die ihn binbert, das Gewicht feiner Ueberzeugung und 
feines ſchwer errungenen Anſehens in die Wagfchaale zu werfen, zehnfach ſchmerz⸗ 
fih empfindet, — wer wollte es nicht natürlih finden, daß er jede fich ihm dar⸗ 
bietende Gelegenheit benutzt, um fich in bewegten Worten mahnenb und warnend 
an diejenigen zu wenden, bei denen er eine Uebereinſtimmung mit den Zielen 
feiner Politik und eine volle VBereitwilligleit zur Unterſtützung berfelben vorausfett 
ober nad den Umftänben, unter welchen fie gewählt worden find, vorauszufeten 
berechtigt wäre. 

Für Bismard bat durch bie offenkundigen Stimmungen bei den lebten 
Wahlen ein volles Anrecht erhalten, fi) auf die Zuflimmung ber großen Mehr⸗ 
beit des deutfchen Volles zu berufen, und bei der Verantwortung, welche bie 
beutfche Reihövertaffung ihm allein für den Gang der Politik zuweift, ftebt es 
ibn wohl an, bie Dlitglieder ber Reichsvertretung an jenen deutlich Fundgegebenen 
Volkswillen Angefihts ber jetigen wichtigen Entjcheidungen zu erinnern. 

Niemand vermag überdies jo wie er die unmittelbare Bebeutung und Wir- 
tung biefer Entiheidungen in Bezug auf bie allgemeine politifhe Lage zu beur- 
theilen, — und auch aus dieſem Grunde mußte er wünfchen, bie fchweren poli- 
tifhen Sorgen, welche feinen raftlos thätigen Geift inmitten feiner ſchmerzhaften 
Krankheit erfüllen, allen denen im Reichstage und im beutichen Volle ans Herz 
zu legen, welche mit ihm das weitere kräftige Gebeiben bes Reiches erftreben. 

Die Mahnungen, welche ber Fürft auf feinem Krankenbette ausgeiproden 
bat, gelten zunächſt, wie bie neulihen Worte Sr. Majeftät des Kaiſers, ber be- 
vorftependen Entiheibung über die Militärfrage, unb fie werben gewiß bazu bei- 
tragen, in biefer Beziehung die unerläßfihe Berfländigung zu fihern; aber. fie 

bren zugleich die Geſammthaltung ber liberalen Parteien gegenüber den großen 
Aufgaben der Reichspolitik und damit die Ausfichten und Hoffnungen in Bezug 
auf die ganze nationale Entwidelung.” 


Fürſt Bismard über die Madtftellung des 
deutſchen Reichs und ſein Heer. 


Aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 8. April. 

„Die augenblidiichen Erörterungen Über die Friedenshöhe des deutſchen 
Heeres werben von ben reichsſeindlichen Blättern dazu benugt, bie Meinung zu 
verbreiten, als feien bie nationalen Hoffnungen und Berheißungen, welche bei ber 
Gründung bes Deutjchen Reiches in Bezug auf unfere nene Machtſtellung zu⸗ 
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verſichtlich ausgeſprochen wurben, ſchon nad funer Zeit zu Nichte geworben. 
Unter Anderem iſt das Wort bes Felbmarſchalls Grafen Moltke, ba wir ein 
halbes Jahrhundert mit den Waffen zu fchiigen haben werben, was wir in einem 
halben Jahre errungen haben, — als ein Anzeichen gebentet worben, baß jene 
erfte Zuverficht, die fich voruehmlih auf den Gewinn von Straßburg und Re 
grünbete, ſich ſchon jetzt als hinfällig erweife. 

Dieſe Auffafſung ſteht jedoch im Widerſpruch mit den offenen und be⸗ 
ſtimmten früheren Kundgebungen unſerer Regierung. Fürſt Biemarck hat je 
wenig wie Graf Moltke jemals ein Hehl ans ber Ueberzeugun gemadtt, deß 
wir nach dem ſiegreichen Kriege gegen Frankreich und nach dem — —— 
durch welchen wir zwei Provinzen wiedererrungen haben, mehr als je auf unſerer 
Hut fein müßten, um etwaigen Gelüſten zur Wiederentreißung dieſes Gewinn 
fiegreich zu begegnen. 

Schon die berühmten Rundfichreiben des Reichskanzlers im September 1870, 
in welchen zuerſt bie Wiebervereinigung von Eljaß- Lothringen nit Deutichlanb 
als Siegespreis bezeichnet wurbe, ließen keinen Zweifel darüber, daß ber beutide 
Staatsmann neue kriegeriſche Unternehmungen Frankreichs für wahrſcheinlich hielt 
und biefelben auch durch die Abtretung von Straßburg und Met an Deutiäland 
feineswegs verhiüten zu Tönnen meinte, fonbern nur die Stellung Deutichlanbs 
* nothwendigen Vertheidigung durch jene Bollwerke erheblich zu verſtärken ge⸗ 
dachte. 


In dem erſten diplomatiſchen Erlaß aus Rheims vom 13. September 1870 
fagte der Kanzler: 


„Bir dürfen uns nicht barüber täuſchen, daß wir uns im Folge biefes 
Krieges auf einen baldigen nenen Angriff von Fraukreich und mit auf 
einen bauerbaften Frieden gefaßt machen müſſen, und das ganz unabhängig 
von den Bedingungen, welde wir etwa an Frankreich fielen möchten. Cs if 
bie Niederlage an ſich, es iſt unfere fiegreiche Abwehr ihres frevelhaften An- 
griffs, welche bie franzöfifhe Nation uns nie verzeihen wird. Wenn wir 
jetzt, ohne alle Gebietsabtretung, ohne jebe Kontribution, ohne irgend melde 
Bortbeile als den Ruhm unferer Waffen aus Frankreich abzögen, fo wärde 
doch derſelbe Haß, dieſelbe Rachſucht wegen ber verleiten Gitelleit und Herrid- 
ſucht in der franzöfiihen Nation zurüdbleiben, und fie würde nur auf ben 
er warten, wo fie hoffen bürfte, biefe Gefühle mit Erfolg zur That u 
maden. 

— — Nachdem man uns zu dem Kriege, dem wir wiberfirebten, ge 
zwungen hat, müffen wir bahin ftreben, für unfere Bertbeibigung gegen ben 
nächſten Angriff der Franzoſen beffere Bürgfchaften als bie ihres Wohlwollent 
zu gewinnen. — — — 

— — Bir fönnen unfere $orberungen für ben Frieden lediglich baranl 
richten, für Frankreich den nächſten Angrıff auf bie deutſche und namentfid 
bie bisher ſchutzloſe jübbentiche Grenze dadurch zu erſchweren, daß wir biefe 
Grenze und damit den Ausgangspunkt franzöfifcher Angriffe weiter zurüdu- 
legen und bie Feſtungen, mit benen Frankreich uns bebrobt, als befenfise 
Bollwerke in die Gewalt Deutfchlands zu bringen ſuchen.“ 


bei In dem weiteren Rundſchreiben aus Meaur vom 16. September 1870 
ißt es: 
„Die einmüthige Stimme ber beutfchen Regierungen und bes bentfden 
Bolles verlangt, daß Deutſchland gegen bie Bebrohungen und Vergewaltigungen, 
welche von allen franzöftihen Regierungen feit Jahrhunderten gegen uns ger 
übt wurben, burch beffere Grenzen als bisher geſchützt werde. . 
So lange Frankreich im Beſitz von Straßburg und Det bleibt, if jene 
Offenſive ſtrategiſch ſtärker als unfere Defenfive bezüglich bes ganzen Eävens 
und bes lintsrheinifchen Norbens von Deutfhland. Straßburg iſt, im Be⸗ 
fie Frankreichs, eine ſtets offene Ausfallpforte gegen Süpbeutfchland. Sa 
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dentſchem Befige gewinnen Straßburg und Met dagegen einen befenfiven 
Charakter; wir find in mehr als zwauzig Kriegen niemals die Angreifer gegen 
Fraukreich gewejen, unb wir baben von legterem nichts zu begehren als 
unfere von ihm fo oft gefährbete Sicherheit im eigenen Lande. Frankreich 
dagegen wirb jeben jetzt zu fchließenben Frieden nur als einen Waffenſtillſtand 
anfefen unb uns, um Rache für feine jegige Nieberlage zu nehmen, wieberum 
et ſobald es fich durch eigene Kraft ober fremde Bünbniffe ſtark genug 
bazu fühlt. 

Indem wir Frankreich, von deſſen Initiative allein jebe bieherige Beun- 
ruhigung Europas ausgegangen ift, das Ergreifen ber Offenfive erjchweren, 
handeln wir zugleich tm europäiichen Intereffe, welches das bes Friedens tft.“ 


Die Reicheregierung hat fich hiernach niemals dem Wahne hingegeben ober 
den Wahn zu erzeugen gejucht, daß mit dem letzten Friebensichluffe und mit ber 
Eroberung von Eifaß-Lothringen eine ſichere Bürgichaft gegen bie Wiederkehr 
kriegeriſcher Berwidelungen gegeben fei. Sie bat in dem Beſitz von Straßburg 
unb Det eine ber Bürgichaften für bie leichtere Abwehr neuer Angriffe und hier- 
dur auch für Erbaltung bes Friedens finden wollen und gefunden, aber nur 
eine ber Bürgſchaften; bie weientlichfte und bie ſelbſtverſtändlichſte aller Bürg- 
ſchaften ift bie eiefigung ber Wehrkraft des neu erftandenen Deutſchen Reiches 
anf den glorreich bewährten Grundlagen unferer bisherigen Heeresverfaffung. 

Wenn Deutichland feit drei Jahren feinerjeits eine Politil bes Friedens 
nicht blos verkündet, fonbern auch durch fein Verhalten mannigfach bewährt hat, 
und wenn ba& beutiche Friebensprogramm ber Mittelpunkt der europäiſchen Politik 

eworben ift, fo fonnte dies nur geichehen, indem Deutſchland ſelbſt das wolle 
Bemußtfein feiner Kraft bewahrte und indem bie anderen Staaten ebenfo von 
Dentſchlands Macht, wie von feiner Friebensliebe durchdrungen waren. Ein 
ſtarkes Deutihland ift die Borausjegung und fefte Grundlage ber Friebenspolitif, 
Dee unfere Regierung im Berein mit ben großen Nacbarftaaten durchzuführen 
gebenlt. 
Deutſchland ſtark zu erhalten ift deshalb die unerläßliche Aufgabe aller 
berer, welche Deutſchlands nationales Anfehen und zugleich eine kräftige Friebens- 
politit᷑ ſichern wollen. 

Die geſpannte Aufmerkſamkeit, mit welcher man in Frankreich ben Ver⸗ 
handlungen des Reichstages über die Militärfrage folgt, giebt einen deutlichen 
Bingerzei, wie ſehr man dort bie militärifhe und politiihe Bedeutung bes 

treitpunttes, um den es ſich handelt, zu würdigen weiß. Während man bisher 
aus dem Sange der Kommifftons-Verbanblungen mit Befriedigung entnehmen zu 
bürfen meinte, daß Deutichland nicht gefonnen fei, „fh in das preußiiche Milie 
tärwefen hineinzwängen zu laſſen“ (de se laisser militariser par la Prusse), 
während man neue Zulunftshoffnungen barauf gründete, baß bie beabfichtigte 
Berringerung ber Friedensſtärke der deutſchen Armee die „iehr beträchtliche Ver⸗ 
ringerung” von nahezu 100,000 Mann für ben Krieg ergeben werde, -— ift bie 
efammte franzöfiiche Preffe jettt Über die Ausfichten auf Verfländigung zwijchen 

egierung und Reichstag jehr verfiimmt und läßt ihren Unmuth gegen bie „jer- 
vilen“ nationalen Parteien in bezeichnenber Weije aus. 

Selbſt der alte kluge Thiers glanbte bei der Bekämpfung ber neuen, ſehr 
weitgehenden und koſtſpieligen Vorſchlaͤge für die Befeſtigung von Paris ſchließlich 
feinen ſtärkeren Trumpf ausſpielen zu können, als indem er darauf hinwies: 
dieſe umfafſende kriegeriſche Maßregel ſeitens Frankreichs werde in Deutſchland 
bie Wirkung haben, daß das Milttärgefeg in Berlin angenonnnen werde. 

Die franzöſiſche Nationalverfammlung hat fich durch biefe eruung nicht 
abhalten laſſen, in der ausgedehnteſten Weiſe und mit den erheblichſten Opfern 
das zu thun, was ſie im Hinblick auf einen künftigen Krieg im patriotiſchen In⸗ 
tereſſe für geboten erachtete. 

Der deutſche Reichstag wird, wenn auch nicht aus Rückficht auf dieſen 
neueften Vorgang, wohl aber in Erwägung ber gefammten militärifchen und po» 
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Ntfchen Berbältniffe, an patriotifcher Borausfiht und SHingebung hinter ber 
franzöfiiden Berfammlung ſicher nicht zurückſtehen. 

„Wir find (wie Graf Moltke hervorhob) unferen Nachbaren nicht gefolgt 
auf dem Wege, bie Armeen zu vergrößern; wir glauben mit bem anslommen 
zu lönnen, was in ber Borlage ber Regierung enthalten if. Wber wir dürfen 
bie innere Güte unferer Armeen nicht ſchwächen laffen, weder burch Abkürzung 
der Dienftzeit, noch durch Herabſetzung bes Präfenzftandes.“ 

„Ich denke,” fo ſchloß der Feldmarſchall Moltke, „wir werben der Welt 
zeigen, daß wir eine mächtige Nation geworben unb eine friebliebende geblieben 
find, eine Nation, welche den Krieg nicht braucht, um Ruhm zu erwerben unb 
bie ihn nicht will, um Eroberungen zu machen. 

Ih hoffe, wir werben eine Reihe von Jahren nicht nur Frieden halten, 
fondern auch Frieden gebieten. Vielleicht überzeugt fih dann die Welt, daß ein 
mächtiges Deutichland in Mitte von Europa die größte Bürgichaft für den Frieben 
von Europa if. Aber um Frieden zu gebieten, muß man zum Sriege gerüflet 
fein, und ich meine, wir ftehen vor ber Entfceibung, entweber zu fagen, daß bei 
ben politiſchen Berbältniffen Europas wir eines ſtarken unb kriegsbereiten Heeres 
nicht bebürfen, oder aber zu bewilligen, was baflir nöthig if.“ 


Bewegung in Deutſchland. 


Notiz der „Provinzial- Korrespondenz” vom 8. April. 


„Der Reichstag, welcher am 9. wieber zufammentritt, wird in ben nädften 
Tagen zur weiteren Öffentlichen Berathung bes Reichs⸗Militärgeſetzes fchreiten. 

Die Zuverfiht, daß bie Krifis in dieſer Brage zu einem glüdfichen Ans 

ange führen merbe, ift in der kurzen Paufe ber Keichstagsfelfton bebeutend er- 
öht worden. Die Einfiht und der Patriotismus ber nationalen Barteien haben 
einen noch fefteren Anhalt gefunden einerfeits an ber vollends gewonnenen Klar⸗ 
heit über bie Stellung der von ihrem Vertrauen getragenen Regierung, anberer- 
feit8 an ben unzweibeutigen Kunbgebungen ber Bollsmeinung in allen Theilen 
des Baterlanbes. 

Wenn vor Kurzem noch der Zweifel möglich erſchien, ob Die von ben Ber- 
tretern der Regierung in ber Kommiffton gegebenen Erklärungen aud ber Ant 
brud der Auffaffungen und Abfichten ber entſcheidenden Träger ber Neichögemelt 
wären, jo ift jebes ſolche Bedenken zuerft durch das befannte Wort ans bei 
Kaiſers Munde, ſodann durch bie Kunde von vertraulichen Aeußerungen bed 
Reichslkanzlers befeitigt worden. 

Gleichzeitig aber ift durch die anfcheinenb drohende Gefahr eines Konflift 
über die Militärfrage die öffentlihe Meinung in allen patriotifhen Kreifen mächtig 
erregt worben, und bat fidh laut und entſchieden dahin ausgeiprochen, baf kei 
ber bevorftehenden Enticheibung bie ungeichwächte Erhaltung ber deutſchen Wehr⸗ 
fraft nad dem ſachverſtändigen Urtheil ber bewährten militärifchen Autoritäten 
bes Reiches alle anderen Geſichtspunkte überwiegen mülffe. 

Bon Anfang an konnte die Hoffnung auf einen glücklichen Ausgang ber 
Krifis fih vorzugsweiſe auf bie einfichtige und patriotiſche Haltung des größten 
Theil® der liberalen Preſſe lügen. Während bie Aeußerungen berfelben in ben 
letten vierzehn Tagen immer lebhafter und dringender wurden, find neuerbings 
bebeutfame Kundgebungen in Abreffen und Wählerverfammlungen binzugelommen, 
welche beftätigen, daß bie Preſſe bei diefer Gelegenheit entſchieden ber wirklichen 
öffentlichen Meinung Ausbrud gegeben bat. 

So werben denn bie reichsfreunblichen Parteien im Reichstage, wenn fc 
nach ihrer gefammten Stellung zur nationalen Politik der Regierung mit Ueber 
winbung mancher Bedenken die Hand zu einem feften und dauernden Abſchluß 
ber Militäreinrichtungen bieten, bie Zuverficht begen dürfen, baß fie hiermit nicht 
blos zum Segen bes Baterlandes, fondern auch in voller Uebereinſtimmung mit 
den Wünfchen bes deutſchen Volles banbeln. 
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Eine Berfammlung in Hamburg fleht in erſter Reihe der jüngften 
Kfentlihden Kunbgebungen. Diejelbe war von ber Hanbelsfammer angeregt unb 
fanb im großen Saale der Hamburger Börfe flat. Die fehr zahlreiche Ber- 
fammlung flunmte unter begeiftertem Zurufe einer Abreffe an die Hamburger 
Reichstags⸗Abgeordneten zu, in welder e8 heißt: 

„Dentichlandb bat bewiefen, daß es Feine Opfer fcheut, um bie ihm ge- 
bührende mächtige unb würbige Stellung zu erringen. Die Opfer würben aber 
vergebens gebracht fein, wenn dieſe Errungenfchaft wieber in Frage geheilt werben 
könnte. Die Nachtheile, welde durch Erhaltung einer hoben Präfenzzahl bem 
Einzelnen erwachſen, können unmöglih in irgend einen Vergleich mit dem un- 
geheuren, unberechenbaren Schaben gebracht werben, welder bie ganze Nation 
und foweit auch jeben Einzelnen treffen würbe, wenn es einem Feinde, ber offen- 
bar nur ber Gelegenheit wartet, bie erlittene Demütbigung zu rächen, gelänge, 
von der ungenügenbden Wehrkraft Deutſchlands Vortheile zu ziehen. Im Hinblid 
auf die gebrachten Opfer darf das beutiche Volk erwarten, daß auch bie Körper⸗ 
ſchaft, welche es zu vertreten und feinen Gefinnungen Ausbrud zu geben berufen 
ift, der Reichstag, diefelbe Hingebung und GSelbftverleugnung beweife; baß ber 
Reichstag nicht durch feine Beichlüffe die Feftigleit und Stetigleit ber Organifution 
erihättere, welche von unſerm kriegskundigen erbabenen Kaifer feftgeftellt, welche 
von den unvergleichlichen Lenkern bes politifhen wie bes militäriihen Wirken 
der Nation für unbebingt nothwendig erflärt worden if. 

Ihre Wähler, geehrter Herr Abgeorbneter, find Männer, bie das Ziel unb 
die Aufgabe eines Volles ſicherlich nicht barin erbliden, kriegeriſche Lorbeeren zu 
pflüden und Eroberungen an Land und Leuten zu machen; fie ſehen das Glüd 
des Bolles in einem geficherten Frieden, ber das Aufblühen von Handel und 
Gewerbe, das Erfchliefen des geiftigen Lebens ber Nation ermöglicht. Über ein- 
geben? bes alten Wahrſpruchs, daß, wer den Frieden wolle, zum Kriege gerüftet 
fein müffe, bitten wir Sie, bei ber bemnädft im Reichstage ſtattfindenden Be⸗ 
rathung bes Militärgefeges nur ſolchen Anträgen, welche abfeiten ber Reichs⸗ 
Militärverwaltung als dem abfoluten Bebürfnig Deutfchlands genligend erachtet 
berben, zuzuſtimmen unb biefen Anträgen, fo viel an Ihnen Tiegt, Annahme zu 
ereiten.” 


Telegramm des Fürften Bismard auf die Seitend der 
Hamburger Bürgewerfammlung an ihn unmittelbar ge» 
langte Mittheilung über die dort gefaßten Beſchlüſſe: 


„Die in der erften Handelsftabt Deutſchlands von fo gewichtigen 
Stimmen ausgeſprochene Ueberzeugung, daß das Heer als ein organijches 
Glied der Nation dauernd im Stande fein müfle, die friedliche Arbeit 
vor gemwaltjamer Störung zu ſchützen, wird Wiederhall finden und ift ein 
wertboolles Pfand für das Gelingen einer Berftändigung zwifchen den 
verbündeten Regierungen und dem Reichstage.“ 


Bertraulihe Berbandlungen. 


Notiz der „Provinzial- Eorresponbenz” vom 15. April. 


„Der Reichstag ift, nachdem er feine Sigungen am 9. wieber aufgenommen 
hatte, am 13. in bie entſcheidenden Berathungen über feine wichtigfte biesmalige 
Aufgabe, die Militärfrage, eingetreten. 

In den vorhergehenden Tagen waren vertrauliche Verhandlungen, namentlich 
Seitens der national» liberalen Partei, mit ber Regierung angelnüpft worden, um 
eine verjöhnliche Löfung der Frage unter Mitwirkung einer erheblihen Mehrheit 
bes Neichsſstages vorzubereiten. Ein Vorſchlag, die von der Regierung geforberte 
Höhe ber Friedensſtärke auf fteben Jahre zu bewilligen, wurbe zunächft dem 
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Reichslanzler Fürſten von Bismard, welcher ungeachtet feiner Krankheit das 
lebhafteſte Intereſſe für eine befriebigenbe Erledigung ber gdwebenben Frage be 
funbete, vertraulich unterbreitet, und von ihm mit bem Kriege - Minifter weiter 
beſprochen. In Folge ber hierburch innerhalb ber Regierung veranfaßten Erwä- 
ungen fette Se. Majeſtät der Kaifer ſich perjünlich mit den Reichskanzler in 
Ber indung unb beebrte benfelben am Donnerflag mit einem längeren Beinde 
am Kranlenbett, um bie wichtige Angelegenheit eingebenb mit ihm gu erörtern 
Nach diefer Konferenz fanden bei Sr. Majeſtät mehrfache militäriſche — 
unter Zuziehung des Felbmarſchalls Grafen Moltke, ſowie weitere 
Erbrterungen mit dem Fürſten Bismard ſtatt, als deren Ergebniß am Sonn⸗ 
abend bie Zuſtimmung ber Regierung zu dem Vermittelungsvorſchlag, vorbehaltlich 
ber Genehmigung des Bundesraths, erfolgte. 

Bei der Berathung im Reichstage wurbe bemzufolge von bem Abg. von 
Bennigjen ein Antrag eingebradt, nad welden in bem 8. I bes Geſetzet, 
welcher bie Friedensſtärke anf 401,659 Mann beſtimmt, flatt ber Worte „Eis zum 
Erlaß einer anberweitigen geſetzlichen Beſtimmung“ bie Worte „für Die Zeit vom 
1. Januar 1875 bis zum 31. Dezember 1881“ geſetzt werben follen. 

Es trat alsbald hervor, daß für biefen Antrag nicht nur bie National 
Liberalen, fonbern in Folge ber Zuſtimmung ber Regierung auch bie dentſche 
Reichspartei und bie Konjervativen flimmen wiürben, jo baß von vorn herein eine 
beträchtliche Mehrheit für benjelben gefihert war. Aber auch eine Anzahl von 
Mitgliedern ber Yortihrittspartei, barunter Dr. Löwe, trenuten ſich von ihren 
bisherigen Genoſſen und vereinigten ſich mit ber Mebrbeit. 

Die Regierung erklärte bald nach dem Beginn ber Berathungen ihre Zu⸗ 
flimmung zu dem Vermittelungsantrag.” 


Annahme des Bermittelungsvorjchlage®. 


13. April. Erklaͤrung ded Kriegg-Minifterd von Kameke. 


„Bei dem 8. 1 der Vorlage ift die Abficht nicht leitend geweſen, eine 
ewige Präfenzziffer zu beftimmen, oder die verfafiungsmäßigen Befugniffe 
des Reichstages bei Sefftellung des Reichöhaushalts.Etats zu beichränfen. 
Der 8.1 batte den Zwed, die nach Meberzeugung der Regierung bei der 
gegenpärtigen Lage Europas fir die Aufredhterhaltung des Friedens und 

ie Abwehr eines Angriffe unbedingt erforderliche Stärke des deutſchen 
Heeres bis dahin feftzuhalten, daß eine Aenderung zwiſchen Bundesrath 
und dem Weichötage vereinbart werde. Das Amendenent v. Bennigfen 
erkennt die Nothwendigkeit diefer Stärke für die nächſten fieben Jahre an, 
‚ will aber über diefe Zeit hinaus die legislativen Faktoren nicht verpflichten. 
Die verblindeten Regierungen haben es der Sachlage entfprechend gehalten, 
da8 bekannt gewordene Amendement ſchon vor der Beſchlußnahme des 
Haufes gemeinjchaftlich zu erwägen Sie erkennen die Bedenken nicht an, 
durch welche die Ablehnung einer längeren Verpflichtung motivirt wird, 
fie find, wie im vorigen Jahre, noch heute überzeugt, daß eine Berringe 
rung der im $. 1 ausgedrüdten Heeresftärke mit der bewährten Eiunrich⸗ 
tung des beutjchen Heeres auch in Zukunft nicht vereinbar fein wäürke. 
Sie können indeß den Unterfchied zwiſchen ihrer Vorlage und dem Amen- 
dement in feiner praftiihen Tragweite nicht für einen derartigen anfeben, 
um eine Verftändigung auf Grundlage des letzteren zurfdzumeifen, weil 
% der Ueberzeugung find, daß die nach fieben Jahren gewonnenen Er⸗ 
abrungen dahin geführt haben werben, daß die heut geforderte Stärte 
dauernd erforderlich fei, und daß dann nach Ablauf der fiebenjährigen 
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Friſt Die nothwendige Stärke dauernd oder wieder auf längere Zeit bes 
reitwilligft werde gewährt werden. 

Die verbündeten Regierungen find ferner, indem fie den Bedenken 
gerecht werden, welche ein Theil des Reichſtags aus feiner verfaflungs- 
mäßigen Stellung egen ihre Vorlage hergenommen hatte, zu der Erwar⸗ 
tung beredtigt, dat er Reichſtag bei der künftigen Berathung des Mis 
litäretat3 ein gleiche8 Entgegenlommen zeigen werde. 

Ich erkläre daher Namens der verbündeten Megierungen, daß fie daß 
Amendement v. Bennigfen annehmen werden.“ 


Die Nothwendigkeit einer ſicheren Unterftügung 
der Regierung. 
Rede bes Abgeorbneten von Bennigſen. 


„Bon dem Abg. Grafen von Moltke ift neulih auf die äußere Kon- 
ſtellation hingewieſen, in welcher fi das beutiche Reich befinde gegenüber den 
Angriffen, die e8 etwa noch einmal erfahren mag, und ber Sicherung besjenigen, 
was es im lebten großen Kriege gewonnen bat. Es finb aber noch ganz andere 
Bebürfniffe, welche es nothwendig maden, bie Reichsregierung zu unterftlben 
burch eine feftgefchloffene nationale Majorität, bie nicht Tediglich aus dem konſer⸗ 
vativen ober aus dem liberalen Lager herkommt, fondern wo alle diejenigen, bie 
überhaupt entichloffen find, auf diefem Wege mit einer energiichen und nationalen 
Regierung zu geben, einerlei, ob fie konſervativ ober liberal find, zufammen geben, 
wie das Sefthefen it feit dem Jahre 1867 bis zu dem jetigen Reichstag. 

Meine Herren, die Aufgaben, bie dem jegigen Reichstage geftellt find, find 
fo Eolofjaler Art, daß vor allen Dingen eine ruhige und fletige Entwidelung in 
einer beftimmten Richtung durchaus erforderlich ift, wenn nicht alles von Neuem 
in Frage geftellt werden jol. Wo jemals in der Gefchichte hat man erlebt, daß 
in wenig Jahren es einer Regierung und einer Bertretung gegeben war, ge- 
wiffermaßen alle Verhältniſſe bes Öffentlichen Lebens und zum Theil fundamental 
umzugeftalten? Meine Herren, di" das gelingen, fol bafür kein Schwanlen und 
keine Krifis bineinfommen, die Grundlagen, auf benen man den Verſuch gemacht, 
müffen feftgebalten werben, bie Kräfte, auf die man fich dabei ſtützt und beren 
man bedarf bis zum Enbe, die müſſen zufammengehalten werben. 

Die Parteien, die babei mitwirken, müffen in biefer großen Umgeftaltung 
vor allen Dingen nachhaltig das Vaterland, in zweiter Linie erft ihre politifchen 
Grundſätze, Eonjervative und liberale, vor Augen haben. Eine ſolche Umgeftaltung 
aller öffentlichen Verhältniſſe kann nicht dadurch gefcheben, daß einzelne Parteien 
ganz uiebergehalten werben, bie überhaupt biefen Weg für zuläffig gehalten und 
ihn beichritten haben. So ift es auch eine vielleicht fonderbare, aber fegensreiche 
Entwidelung der beutfchen Verhältniſſe geweſen, daß bier von einer konſervativen 
Regierung und Tonfervativen Staatsmännern zur Umgeftaltung ber Verhältnifſe 
tonftituttonelle und politifhe Grundſätze aufgenommen find, welche im Weſent⸗ 
fihen jeit 30 Jahren aus dem liberalen Lager hervorgegangen find. Auf biefem 
Wege der Verfländigung unb bes Zufammenarbeitens ift einzig das Refultat zu 


Wenn ein folches Zuſammengehen fchon erforberlich ift wegen ber von ben 
Neichöregterungen angeftrebten nationalen Organifation, dann iſt es um fo mehr 
erforderlich in einer Situation, wo, wie wir Alle wiffen und aud bier im Reichstag 
feben, ein großer Theil des deutſchen Volles und jeiner Bertreter hier bie Zune 
damente bes jetigen öffentlichen Nechtszuftandes nicht anerfennen will und, wenn 
e8 von ihnen abbinge, erſchüttern würde. 

Wenn noch große Parteien unb Klaffen ber Bevöllerung be» 
fieben, welde jagen, daß die ganze beutihe Geſchichte fett 1866 
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eine Berirrung, baß die Jahre 1870/71 mit ihren großen politi« 
hen Erfolgen und der Wiebereroberung alter dentſcher ®renzlänber 
eine Thorbeit unb ein Unglüd wären, wenn berartige Parteien 
noch das große Wort führen lönnen in Deutihland uub im Reids- 
tage, dann ift bie Gefahr des Zwiefpalts nit nur dem Auslante 
gegenüben, fondern aub im Innern fo groß, daß alle nationaler 

räfte in der Regiernug wie in ben Barteien das Bepärfnig 
haben, feſt zufammenzuftehen unb durchzukämpfen, was fie be- 
gonnen haben. 

Wenn jekt biefe Bewegung burch die beutiche Nation gebt und bie Ra 
rung den Reichstag auffordert, fo zufammenzuftehen, fo ift es nicht blos bie 
fahr, daß gegen Frankreich das Errungene zu vertheibigen ift, nein, es if auf 
das Gefühl zum Ausdrud gelommen: bier im Innern haben wir Kämpfe be⸗ 
gonnen, die gar nicht aufaffen, daß baneben noch eine Krifis komme auf dem 

oden ber Heereöverfaffung. Wenn bie Regierung, gewiß nach ſehr ſchweren 
Entichluffe, einen Kampf aufgenommen bat und burdhgeflihrt, welcher ihr aufge 
drungen ift von ber römiſchen Kurie und ben deutſchen Biſchöfen, fo fage ich, ber 
Hinblick auf dieſen Kampf, auf die Gegenſätze, die nieberzubalten find, nöthigt 
Alles, was an nationalen Kräften in Meutfchland ift, zufammenzufteben und nit 
noch anbere Krifen und Kämpfe untereinander beraufzubeichwören, fo lange dieſer 
Kampf nicht ausgefochten if. 

Ih babe geglaubt, Ihnen dies darlegen zu follen, was uns bemogen hat, 
einen Verſuch der Verfländigung zu machen. Se wieberhole, jest und ünftig 
bedarf das Bubgetrecht bei unferer organifhen Einrichtung und and bei ver 
Heereseinrihtung einer gewiffen Beſchränkung; bie liegt in jeber gefetlichen or- 
ganifchen Einrichtung. 

Wir find auch ber Meinung, baf bie Regierung bie Ueberzgeugung gewinnen 
wirb, wenn wir bei ben jeßigen ungewöhnlichen Berhältniffen mit Yrantıeid 
einen folden Zuſtand firiren, daß fie demnächſt, wenn dieſe Zeit abgelaufen if, 
nicht 5108 genügende Anhaltspunkte in ber Verfaffung und in der Geſetzgebung 
bat, auf bie weitere Sicherung ber Armeeverfaffung binzuwirfen, fonbern fie fanz 
auch bie Ueberzeugung baben, wenn es ihr gelingt, in biefen 7 Jahren bie Zu- 
fände in einer gebeihlichen Weife weiter zu entwideln, daß fie bann immer 
wieber in der Lage fein wird, mit bem Reichstage diejenige Feftftellung zu trefien, 
welche bie nad ber dann vorhandenen Lage erforberliche Fefftellung bes Brüjen;- 
ftanbe8 erfordern wird. 

Wenn wir 7 Jahre das Militärwefen im Budget beratben baben, ſoweit 
es das Organiſationsgeſetz geftattet, dann werben mande Berbältniffe, konſtita⸗ 
tionelle und organifche, fte werden ähnlich geftaltet, wie e8 in ben anbern Fänbern 
ber Fall ift, die fidh längere Zeit als wir in Deutichland Tonftitutioneller Einrid- 
tungen erfreuen. Diefe Dinge haben in einem Lande wie Euglanb nicht mebr 
bie Bedeutung, daß daraus alle Jahre ein Kampf erfolgt. Wenn man fih ge 
wöhnt bat, fo lange Jahre binburh in allen Einrichtungen bie Regierung zu 
unterflüßen, welche produktiv und jchöpferiich die Berhältniffe umgeftalter bat, 
wenn wir im Heerweien auf 7 Fahre dieſe Verhältniffe weiter ſtrirt und befeftigt 
baben, dann möchte ich doch bie Neichsvertretung fehen, die es wagen würde, 
dieſe Grundlagen zu erſchüttern, die dann nothwendig find; ich möchte die Reicht 
vertretung ſehen, bie e8 wagt, einer Regierung diejenigen gejetlichen und finan- 
jiellen gorberungen abzulehnen, die in ber dann vorhandenen Lage nothwendig 
find. Wenn bie Regierung in folder Situation gegenüber einem then Botum 
ben Beietag auflöft, jo glaube ich, daß die Stimmen ber Ration am wenigflen 
auf biefem @ebiete Zweifel gelaffen haben, daß man am wenigften anf dieſen 
Gebiete es wagt, einen Konflikt mit ber Regierung aufzunehmen. 

Wie die Nation an ber allgemeinen Wehrpflidt, an ter 
Heeresverfafjung, welde Souverän und Boll einfhlteßt, ſelbſt eine 
Serzensfreude bat und haben muß, und wie bie Nation fehr wohl 
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fühlt, daß biefe Heeresverfaffung bie Souveräne der einzelnen 
Staaten unb bie ganze Nation einfhlieht, fo tft fie in der Hand 
bes Kaijers und Felbherrn eines ber widtigfien nationalen Mittel, 
das Band der Einheit von Deutihland feftzubalten. 

Ih hoffe alfo, daß es der Regierung gelingen wird, mit ber 
Mäßigung und Erwägung der Berhältniffe, welde [don in fhwie- 
rigen zogen bie Reihsregierung ausgezeichnet bat, bier jett eine 
Berfländigung zu treffen mit derjenigen Mehrheit aus dem libe- 
talen und konfervativen Fager, bie bislang zu ber Regierung ge- 
fanden bat, daß eine genügenbe Sicherung für bie Verhältniſſe 
der Armee gewonnen werde, bamit dasjenige vertheibigt werden 
fann, was wir gewonnen haben im legten Kriege, bamit Dasjenige 
burhgeführt und, wenn e8 fein muß, durchgekämpft werben kann, 
was zu feiner Entwidelung Deutfhland noch bedarf.“ 


Der deutjhe Patriotismus und die Militär 
frage. 
14. April. Aus der Rede des Abgeordneten von Treitſchke. 


— — „Der ganze Streit Über die Militärfrage bewegt fih im Grunde 
nur um den Punkt, ob wir das Recht ausüben follen alljährlich ober für eine 
längere Zeit oder für eine unbeſtimmte Zeit bis auf weitere gefeliche Verein⸗ 
barung. Da war denn meine Anficht, es follte im Gefe dauernd bis auf 
weitere geleatiihe Vereinbarung bie eher feftgeftellt werben. Gar zu 
unnatürfich ift e8 mir bieje fieben Sabre hindurch erfchienen, daß biejes Reich, 
das wie wenige durch bie Macht gerechter Waffen entftanden ift, feinem Heere 
noch nahezu eine Ausnahmeftellung in feinem Staatsredht einräumte. Denn ohne 
diefes Heer, das in Böhmen und in Frankreich [hlug, wo wären 
wir, wo wäre das Rei und ber Reichstag? 

Darum babe ich gewünſcht, daß ein- für allemal eine fefte Durchſchnitts⸗ 
ziffer der Sriebenspräfenz aufgeftellt würbe, und dem Parlament nur zuftänbe, 
jährlich zu bewilligen, was darüber hinausgeht. Damit wäre ganz Har und un⸗ 
zweibeutig der Grundſatz ausgeſprochen gewejen: das Heer iſt eine bauernbe, 
weſentliche, geſetzliche Inftitution des Staates, unb ich faun mir feinen vernünf- 
tigen Grund benlen, warum ein Deutſcher Kaifer, ein König von Preußen auf 
ben Gedanken kommen follte, auch nur einen Mann mehr unter den Fahnen zu 
balten, als er für nothwendig hält um ber Sicherheit des Reiches willen. Unfere 

efammte deutſche Geſchichte Tpricht gegen diefen Mißbrauch. Wir haben oft die 
älle geieben, daß Preußens Könige aus lanbeswäterlicher Fürforge für ten Volls⸗ 
wohlftand eine Meinere Truppenzahl unterhielten, als nothwenbig war, um Preu- 
Bens Aufgaben für Deutichlands Zukunft durchzuführen. Wir haben niemals den 
Fall erlebt, daß Preußens Heer zu ſtark geweien wäre für die großen Pflichten, 
die diefer Staat zu tragen hatte um Deutſchlands willen. So hätte ich denn bie 
permanente Ferftellung gewänfct. 

Ich habe mich aber überzeugt, daß nur eine Meine ober gar keine Mehrheit 
in biefem Haufe dafür zu Stande kommen würbe, und baß unter meinen polie 
tiſchen nächſten Freunden fogar die Stimmen getheilt waren; fo babe ich es für 
meine Pflicht gehalten, auch meine Meinung unterzuorbnen. Ich Tege den 
größten Werth darauf, daß in diefer Frage eine ſtarke, geſchloſſene 

ebrheit anf Seiten des Kaifers und feiner Regierung ftebt. 
Bir wollen ben Keinden im Innern wie denen nah außen zeigen, 
baß ein Bruch zwifhen beiden Faktoren unferer gefeggebenden 
Gewalt um des Heeres willen nicht möglich iſt, Daß in dieſer großen 
Drage ber Sicherheit des Reihes wir Alle für Einen und Einer 
für Alle Reben! 
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Unfer Vaterland hat allezeit Halb durch feine Macht, balb durch fein Ge 
wicht bie Geſchicke ber Welt beſtimmt. Es find nun zwei Menſchenalter ber, da 
Gneifenau mitten aus ber tiefflen Schmad heraus fagte, Deutſchlands und Ita⸗ 
fiens Schwäche habe das Uebergewicht Frankreichs verſchuldet, unb nicht eher 
würbe bie Welt zur Rube kommen, als bis biefe beiben Mächte wieder erftartten. 
Wir haben die Uebermacht Frankreichs gebrochen und bie ewige Stabt dem einigen 
unb freien Italien esdfinet. Ein Volk, welches eine nene und 
in ben enropäiſchen Verbältniffen geichaffen bat, kann nimmer barauf rechnen, 
daß die Nachbarn in diefe neuen Zuftänbe fih finden würben. Eine foldde Na⸗ 
tion muß auch den Muth befiten, ihre eigenen Thaten zu beihlken. Die 
Welt wird an die neue Orbnung glauben lernen, weun wir burd 
fefte Eintradt bier beweifjen, baß wir zu Kaifer und Neid fliehen. 

Und nun mein entideibenber Grund für bie fieben Jahre: ich babe bie 
Gofinung, daß in fieben Jahren ber deutſche Reichstag mit ganz anderen Gefin- 
unngen diefer Frage gegenüberſtehen wirb, al& heute. Laflen Sie uns erft, meine 
Herren, fieben Jahre den Etat des beutichen Heeres beratben, und wir werben 
allefammt mit Händen greifen, daß unfer Budgetrecht keineswegs beichräntt if, 
daß wir auch mit ber feſtſtehenden Präfenzftärke ſehr wohl in ber Lage find, un- 
feren Wünfchen und Anſprüchen Geltung zu fchaffen. Wir werben un® ia 
dDiefen fteben Jahren Überzeugen, baß die Präſenzſtärke unferes 
Heeres nicht zu hoch ift für unfere Steuerkraft, nit zu hoch ik im 
Bergleid mit den gewaltig anfhmellenben Nüfungen ber Nachbarn 
im Weſten und im Often. Aus jolhen Erfahrungen, bente ich, wird ſich Be 
uns eine parlamentarifhe Sitte bilden, welde mir faft eben fo wichtig fcheint, 
als das parlamentarifche Hecht: es wird ſich die Sitte bilden, ben Seeresetat 

eihäfttiher, ruhiger zu behandeln, als es bis vor Kurzen noch in Deutkhland 
lih war. 

Und endlih meine Herren, — id maße mir nit an ein Seher zu ſein, 
das aber glaube ich Ihnen vorherfagen zu können: in fieben Jahren werben bie 
ertremen Parteien unferes Baterlandes fehr viel unvernünftiger, ſehr viel maß⸗ 
Lofer fein in ihren Anſprüchen, als heutzutage und eben dies wirb bie gemäßigten 
Parteien in Deutſchland dahin bringen, noch mehr, noch vorfichtiger als beute 
mit ben realen Thatfachen zu rechnen. Jene Theorie der alten Zeit, 
wonach ein Parlament nach feinem Belieben gleihfam Fangball 
fpielen fonnte mit dem Dafein des Heeres, fte hat ihre Zeit gehabt, 
fte wird untergeben in wenig Jahren, fie ift nichts Anderes als 
ein trauriges Erbfüd aus der alten Kleinftaaterei. Golde alte 
fhledte Gewohnheiten müffen verfhwinden. 

In biefer Hoffnung, daß es in ben fieben Jahren einen freieren zugleih 
und bejonneneren Liberalismus als heute geben wirb, in biefer Hoffnung —8 
mich bie mächtige Bewegung im Bolke, welche wir Alle noch fo zu I 
fühlen und ſehen. Der Herr Abgeorbnnete Richter bat ſich freilich nik 
befunden, von „zufammengewäürfelten Bollshaufen” zu ſprechen — ein Wort, dab 
mir im Munde eines Demokraten einen jehr eigenthümlichen Einbrud mad. 
Sie ift nicht mehr neu biefe Taktik im Kampfe ber Parteien. Sehe ich eine 

ebene Denihenniaffe auf meiner Geite, fo vebe ich pathetifch von ber „Mai 
Des fouveränen Volkes“; find einige unferer Reichsbürger zufällig anderer Mei 
nung, fo nenne ich fie „uſammengewürfelte Saufen“. glanbe, meine Herren, 
auf dieſes rhetorifche Kunſtſtück brauche ich nicht näher einzugeben. Ich wil 
hiermit nur als eine Thatſache konſtatiren von bem Theile Deutichlands, welchen 
ih näher Senne: es tft nicht wahr, es ift ein Irrtum bes Herrn 
Richter, wenn er annimmt, diefe Bewegung fei eine gemachte. Ib 
möchte fragen: was giebt bem Herrn das Recht, eine Reihe angejehener, waderer, 
beutfcher Patrioten, die nad Hunderttauſenden zählen, fo furzweg als einen zu⸗ 
fammengewürfelten Saufen abzufertigen. 

In den Gegenden Deutſchlands, welche ich felber Tenne, kann ich verficherm, 
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baß bie Bewegung weber gemacht, noch erft von geftern ber erfinden if. Ich 
babe, meine Herren, zum zweiten Dale jetst die Ehre, einen Wahlkreis des linken 
Rheinufers zu vertreten, einen Wahlkreis jenes ſchönen Rheinlanbes, von bem 
fehr mit Unrecht im proteftantifchen Deutichland die Rede geht, ale ob es weniger 
feft zum Reiche ftehe, als andere Provinzen unferes Baterlandes. Dort bin ih 
zu Neujahr bei meinen treuen Wählern oben auf dem Hundsrück gemweien, und 
Sie werben mir ohne Verfiherung glauben, baß ich ihnen reinen Wein einge. 
ſchenkt Habe über meine Anfichten von der Militärfrage. Ich habe ihnen Alles, 
Alles und Jedes gejagt, was ich darüber dachte. Nicht ein Wort des MWiber- 
ſpruches hat fidh erhoben. Und als ich endlich fagte: wenn man reben will von 
ber Mißſtimmung ber rheinifhen Lande gegen bie Stärke bes neuen Neiches, 
bann will ich im Reichstage auftreten und erflären: auch ich habe die Ehre, einen 
tbeinifchen Bezirk zu vertreten, ich bin ein lebendes Zeugniß bafür, daß bas 
Rheinland nicht vergefien bat ben alten, ſchönen, rheiniſchen Sprud: 

Halt fe am Reich, Du Bölnifcher Bauer, 

Mag es nun fallen füß ober faner! 


— als ih fo zu meinen Wählern redete und ihnen dann fagte, baf wir bie 
bauernde gejetliche Friedenspräfenzftärte brauchten wie das liebe Brob, ba war 
Zuſtimmung allüberall. Und dies unter ganz einfachen Verhältnifien, wo man 
von abgelarteten Barteiumtrieben gar nicht reben konnte. So war die Stimmung 
in jenem Theile Deutſchlands, den ich näher kenne. 


Und bliden Sie um fid, meine Herren, Sie müſſen ja gar 
fein Obr baben- für den natürlichen vollen Klang ber tiefen leber- 
zengung, wenn Sie nicht feben, daß biefe Stimmen, bie rings um 
uns raufhen, hervorgehen aus der begeifterten Erinnerung an 
ben größten Krieg, den Deutfchland je geführt. 


Es ift zum erfien Male, meine Herren, feit Deutſchland kon— 
fitutionelle Staaten befigt, baß aus dem Volle heraus eine Be- . 
wegung fich erhebt für das nationale Heer. Ich begrüße bieje Er- 
IHeinung als ein Zeichen einer tiefen und wirlfamen Umwandlung 
unferer öffentlihden Meinung. 


Was jet um uns fi regt, das kommt aus dem Herzen bes 
Volkes, das iſt hervorgegangen aus der Erinnerung an große 
Tage, aus ber Dankbarkeit gegen ben Kaifer unb feine Helden. 
Und dbiefe Stimmung, meine Herren, ich hoffe, fie wird bauern. 


Wenn wir in fieben Jahren wieder Über die Militärfrage be- 
ratben, dann wirb noch fefter denn heute bie Nation entſchloſſen 
fein, für ihre Sicherheit und Macht zu bewilligen, was nöthig if. 

Ih bitte Sie, durch eine möglidhft arte und einmüthige 
Kundgebung ein Zengniß dafür zu geben vor dem In- und Aus» 
lande, daß Deutihland erhalten will das gerechte und heilfame 
Gleichgewicht der europätfhen Mächte, weldes unfere Waffen vor 
vier Jahren gegründet haben.” 


14. April. Aeußerungen ded Feldmarſchalls Grafen v. Moltte. 


„Es find vielfach frühere Reben von mir citirt worden; ich ftehe noch heute 
auf demſelben Standpunkte, und glaube fiher, daß ein flarles Deutichland in 
der Mitte von Europa bie größte Bürgfchaft für ben Frieden tft, aber, meine 
Herren, ein ftartes Deutfhland. So fange uns aus einem Nachbarſtaate 
täglich in Schrift und Wort bie Drohung mit dem Revanchekrieg ausgeſprochen 
wird, dürfen wir nicht vergeffen, daß nur das Schwert enticheibet und unter allen 
Umfländen Abräftung für uns Krieg bedeutet, ben wir gern vermeiben 
wollen unb ber hoffentlich durch bie Weisheit ber franzöftfchen Regierung ver- 
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mieben werben wird. Wenn wir in Dentihland uns früher und friedlich zu einigen 
gersußt —— fo wäre der Kampf mit Frankreich wahrſcheinlich Überhaupt nicht 
ausgebrochen. . 

In ben Kriege, mit welddem uns Frankreich Überrafchte, haben wir unfere 
Macht nicht gemißbraucht, von uns hing es ab, 2’, Diillionen Menfchen bem 
unverbienten Hungertode entgegenzuführen, Niemand konnte uns verhindern, bie 
Einfchließung von Paris 8 oder 14 Tage fortzufeken, ber bortigen Regierung 
fonnten wir jede Forderung abringen, ſie mußte alles bewilligen, zu erwägen 
blieb nur, ob irgend eine Regierung in ber Lage gewelen wäre, maßlofen Forde⸗ 
rungen nachzukommen. Wir begnügten uns nur, das Land zurüdguforbern, wel- 
ches unfer umrubiger Nachbar Deutſchland in feiner Schwäche entriffen hatte. 
Bon den weiteren Sriegsentichädigungen mag man uns nicht ſprechen, denn feine 
Milliarden lönnen die Wunden heilen, welche ein mit leichtem 
Herzen unternommener Krieg bem öffentlihen Leben und ber Fa— 
mitie gelhlagen. 

enn in ben eroberten Lanbestheilen in ber langen Zeit von ungefähr 
200 Jahren ein beuticher Vollsftamm jo vollftändig bat entnationalifirt werben 
können, daß er noch heute nad ber wohlwollenden und gerechten Behandlung fih 
fräubt, im Deutſchland aufgenommen zu werben, fo wollen wir in ben nädften 
zwei Sahrhunberten unferen Landsleuten bieffeitS ber Vogeſen Zeit Iaffen, ſich 
mit uns zu verföhnen. Daher geziemt es uns, ber Welt zu zeigen, daß wir 
den feften Willen und die Macht haben, das Reichsland beim Reihe 
Retig au erbalten. 

ings um uns ber haben alle größeren Mächte ihre Triegerifchen Mittel 
wejentlich erhöht, wir finb bei dem einen Prozent ber Bevöllerung einer früheren 
Zählung ſtehen geblieben. Wir können nicht auf numerifche Ueberlegenheit rechnen, 
wir müſſen unfer Vertrauen ſetzen auf die Tüchtigkeit unferer 
Armee und bie hängt eng zufammen mit ber Dienftbauer jebes ein- 
„zelnen Mannes. Der franzöſiſche Infanterift dient thatſächlich bei ber Fahne 
3 bis 3", Jahre; wir hoffen bei der trefflichen Anlage unjerer Leute, bei der fi 
mehr und mehr entwidelnden Schultilbung, bei ben eingeführten Turnübungen 
und im Vertrauen auf bie raftloje Arbeitsthätigleit unferer vom Morgen bis zum 
Abend angeftrengten Offlziere und Unteroffiziere in einer kürzeren Friſt eine 
tüchtige Infanterie erzielen zu können. Wie weit man in biefer Hinficht herab- 
geben kann, ift eine technifche, rein militärifche Frage, und bie Militär Behörde 
glaubt, während ber legten Jahre bereits unter das Zuläffige herabgegangen zu fein. 

Der Antrag bes Abg. vo. Bennigfen erkennt an, daß bie Forderung ber 
Militärverwaltung in ber That gerechtfertigt iſt; er bewilligt fie aber nur auf 
eine bejchränfte Zeit. Ich kann mich nun ſchwer davon Überzeugen, daß bie vor- 
nehmfte SInftitution des Reiches Überhaupt ein Proviforium fein barf, ich glaube, 
daß fie geſetzlich als Definitivum feftzuftellen war. Die Geſetze werben ja nicht 
für alle Ewigkeit gegeben. Aenderten fich im Laufe ber Jahre die politifchen 
Berhältniffe in der Welt, fo war es möglich, aud bie Ziffer der Präſenzſtörle 
rio zu modifiziren unter Zuſtimmung aller drei Faktoren ber Geſetzgebung. 

ber daß ber Beſtand der Armee abhängig fein ſoll von dem Bewilligungereit 
nur eines biefer Yaltoren, das will mir nicht einleuchten. Ich werbe nichts deſto 
weniger für biefes Amenbement fimmen, weil ich glaube, daß auch nad, fieten 
Jahren eine patriotifche Verſammlung von Vertretern des Reichs basjenige nicht 
wirb ablehnen lünnen, was wir heute ala nothwendig für ben Beſtand des Reiche 
erfennen, und in ber Rüdficht, daß vielleicht nur auf dem Boden biejet 
Amendements bei der Abſtimmung eine Majorität fi ergeben wird, 
welde ber Wichtigkeit bes Gegenftandes, dem Anſehen bes Landes 
nah außen und der Würde dieſes Haufes entſpricht.“ 


Der Bermittelungdantrag des Abg. von Bennigien 
wurde mit 224 gegen 146 Stimmen angenommen. 


. 
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26. April. Schluß des Reichstages. 


Thronrede Er. Majeftät des Kaiſers. 


„Die Seffion, an deren Abſchluß Sie ftehen, reiht fich durch die 
tiefgreifende Wichtigkeit ihrer gefeßgeberijchen Ergebnifle den bedeutſamſten 
Seifionen der früheren Reichstage an. 

Das heroorragendfte, unter Ihrer Mitwirkung zu Stande gelommene 
Geſetz foll, nach den Abfichten der verbündeten Regierungen, dem deutſchen 
Heere diejenige Organifation dauernd fichern, in welcher die Gewähr für 
den Schuß unfered Baterlandes und für den Frieden Europa’3 beruht. 

Um die Stetigkeit der Entwidelung unferer Berfaffung ficher zu ftellen 
und um für die Fortbildung unferer neugemonnenen nationalen Eins 
rihtungen die Grundlage alljeitigen Berftändniffes zu gewinnen, haben 
die verbündeten Regierungen eingewilligt, die von ihnen vorgefchlagene 
und nach ihrer Weberzeugung nothwendige definitive gefegliche Regelung 
der Friedensftärle des Heeres der Bubuntt vorzubehalten. 

Sie haben diefes Zugeftändniß in der feften Zuverſicht machen können, 
es werde die regelmäßige Berathung de Militär-Etatd und die fort« 
ſchreitende Ontwidelung des Berfajiungslebens dem Lande und den Fünf: 
tigen Reichötagen die Ueberzeugung gewähren, daß die Sicherftellung ber 
nachhaltigen gleichmäßigen Ausbildung ber nationalen Wehrfraft und die 
Herftellung einer gefeglichen Unterlage für die jährlichen Budgetberathungen 
nothwendig fei, um dem deutichen Heere eine feiner Bedeutung für das 
Reich entiprechende Feftigkeit der Geftaltung zu fichern. 

Mit patriotijcher Bereitwilligkeit haben Sie Ihre Mitwirkung geliehen 
zur Befeitigung der in der Erfahrung hervorgetretenen Mängel der ge- 
jeglichen Beftimmungen tiber die Berforgung der Invaliden des Reichs⸗ 
beeres und der Marine. Ich fage Ihnen Meinen Dank für die Fürjorge, 
welche Sie von Neuem für die Intereſſen derer bethätigten, die im Waffen- 
dienfte für das Vaterland Kraft und Gefundheit geopfert haben. 

Die Regelung des Papiergeld »Umlaufs in Deutfchland fand große 
Schwierigkeiten in dem von der Vergangenheit überfommenen Ergebniß 
einer vielgeftaltigen Entwidelung. Unter Ihrer Mitwirkung ift es gelungen, 
durch bundesfreundliche Ausgleihung der Verjchiedenheiten eine Regelung 
herbeizuführen, welche durch Herftellung eines einheitlichen Papiergeldes 
innerhalb der durch die Nüdfichten ftrengfter Vorſicht gebotenen Grenzen, 
jo wie durch Befeitigung der mit der Natur des Yandespapiergeldes vers 
Dundenen Hemmungen allen Berfehröfreifen zur Befriedigung gereichen 
wird, 

Auh auf andern Gebieten haben Sie, im Verein mit dem Bundes» 
rathe, die Geſetzgebung und die Inſtitutionen des Reiches weiter ausge⸗ 
bildet. Die Förderung und Unterftügung, welche die von Mir in Ge 
meinihaft mit den verbündeten Re terungen befolgte Politit in Ihren 
legten Beichlüffen gefunden hat, befeftigen in Mir die Ueberzeugung, daß 
daB deutfche Vaterland unter dem Schuge der gemeinfamen Onftiturionen 
einer gedeihlichen Zukunft entgegengehe und daß Europa in der jorgfamen 
Pflege, welche die geiftigen, fittlichen und materiellen Kräfte Deutſchlands 
finden, ein Pfand des Friedens und der geficherten Fortbildung feiner 
Kultur erbliden werde. 
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Ich entlafle Sie, geehrte Herren, mit Dank gegen Gott, defien Gnade 
* eſtattet bat, nad ernſter Krankheit Sie heute um Mich zu ver- 
ammeln.“ 


Ergänzung der Maigefete. 
8. Mai. Aus der Rede des Kultusminifterd Dr. Falk bei der 
Berathung des Gefeped zur Ergänzung des Geſetzes über 
die Ausbildung und Anftelung der Geiftlichen. 


„Fuür die in den legten Tagen berathenen Geſetze gilt mehrfach, die 
Bemerkung, daß die Beftimmungen nothwendig geworden find durch das 
bejonders in diefem Maaße nicht vorauszufehende Verhalten von anderer 
Seite. Es handelt fi in der That um Weiterentwidelung der außer: 
ordentlich ernften Bewegung, von der wir ja ſchon ſoviel geſprochen haben. 
Sobald das gegnerijche Verhalten neue Maßnahmen erfordert, fo liegt es 
ja in der Natur unferer Berfafiungszuftände, daß dieſe Maßnahmen nur 
getroffen werben können im Wege der Belesgebung, daß e8 nicht fo leicht 


if, wie anf anderen Gebieten, im Wege der Verwaltung entgegenzutreten, 
ja, daß das geradezu unmöglich if. Es ift alfo die cha he, daß die 
gefeßgebenden Gewalten angerufen werden, um neue Beflimmungen zu 


treffen, eine ganz nothmwendige, und nicht ift fie, wie e8 fo oft dargeftellt 
wird, eine ſolche, aus der man den Vorwurf herleiten könnte: Ihr gebt 
fo außerordentlih ungentigende Gefege, daß Ihr fie kaum nad Jahre 
frift wieder ergänzen müßt. 

Es ift aber noch ein weiteres Moment in Betracht zu ziehen. Es 
giebt Gedanken, die zu einer Zeit gänzlich) unfaßbar erfcheinen, und ſicherlich 
nit die Zuftimmung von Mehrbeiten finden, die aber nach der Enwid⸗ 
lung der Dinge in der That die Majoritäten raſch genug für fich gewinnen. 
Ich möchte Ste an zwei Puntte erinnern, bei denen das praktiſch geworden 
ift. Wer hätte heute vor einem Jahre e8 noch für möglich gehalten, daß 
die obligatorifche Cinilehe eine fo große und weitoerbreitete Ueberein⸗ 
ftimmung finden würde; mußten nicht eben die Ereignifie, die zwiſchen 
damald und jett gelegen haben, erfl kommen? Was vor einem 
nicht für möglich gehalten wurde, ift dene als nothiwendig erſchienen 
Was würde wohl der Erfolg geweſen ſein, wenn bie Staatsregierung 
wie mir neulich von einem jehr fonfervativen und fehr pofitiv chriſtlich 
gefinnten Manne als der richtigfte, gleich erforderlich geweiene Schritt 

ezeichnet worden ift, nämlich die Patrone und Gemeinden mit hinein⸗ 
augiehen und deren Rechte durch fie ſelbſt wahren zu laſſen, wie das der 
andere Geſetzentwurf an den Tag legt — Died gethan hätte, wie viel 
Stimmen würde wohl die Staatöregierung in diefer Beziehung für ſich 
ebabt haben, wenn fie vor einem Jahre mit diefem Gedanken an Sie 
Dezangetreten wäre? Doch nur einen Keinen Theil diefe® hohen Haufes, 
nicht aber eine Mehrheit, und nun haben Sie durch Ihr vor 
Votum von vorgeftern bewielen, daß Sie diefen Gefichtspunkt jept aller» 
dings al einen volllommen durchgreifenden erachten, und zwar auf d 
ber ingeifchen veränderten Lage der Dinge. 


iefe Bemerkungen hielt ich mich für verpflichtet zu machen gegenüber 
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dem fortwährenden Iandläufigen Borwurfe, daß die Königliche Staats⸗ 
regierung nicht genugfam durchdachte, den Berhältnifien nicht gehörig an⸗ 
epaßte Borlagen made, und daß die beiden Häufer bes Landtags fich 
defielben Vorwurfs ſchuldig machen, indem fie nicht gehörig begründete 
Geſetze befchloffen hätten, als fie im vorigen Jahre den von der Staats⸗ 
regierung vorgelegten Gefegen ihre Zuftimmung ertheilten. 

Nur einen Zufag noch! 

Niemals bat die Staatsregierung gemeint, eine raſche und durch⸗ 
greijende Wirkung von den Maigeſetzen zu fehen. Die pofitiven, die er⸗ 
auenden Momente in diefem 844 können ſelbſtredend nicht ſchon nach 
einem Jahre ihre Wirkung äußern, fondern dieſe poſitiven Momente können 
nad der Natur der Dinge erft nach einer verhältnigmäßig langen Zeit 
fih in ihren Wirkungen geltend machen. Aber außerdem habe ich Ahnen 
offen und unummunden ausgeſprochen, daß die Königliche Staatsregierung 
glaube, mit jenen Maigeſetzen die Mittel nicht erſchöpft zu haben, die fie 
in Anregung bringen muß, daß fie vielmehr erflärt Di fie werde, wenn 
die Maigefege nicht außreichten, mit neuen Vorlagen kommen.“ 


9. Mai. Annahme der neuen Maigejebe im Abgeorbnetenhaufe. 


15. Mai. Annahme derfelben im Herrenhaufe mit 81 gegen 
46 Stimmen. 


21. Mai. Schluß der Landtagsfeffion dur den Vice- Prä- 
fiventen des Staats⸗Miniſteriums Gamphaufen. 


Mai. Der Kaifer von Rußland in Berlin; Beſuch beim 
Fürſten Bismard. 


31. Mai. Abreife ded Fürften Bismarck nah Barzin. 


Die neuen Maigeſetze und die Bifchöfe. 


Aus der „Brovinzial- Korrespondenz” vom 10. Juni. 


„Die neuen firdhlidden Gefete find nunmehr mit binbenber Kraft verkündet 
worden. Die Staatsbehörben haben in benfelben ftarle und fchneibige Waffen 
zur Geltenbmacdung bes ftaatfihen Anfehens erhalten; die kirchlichen Gewalten 
aber werben ernft zu erwägen haben, ob fie bie thatfächliche Anwendung dieſer 
Waffen zur Nothwendigleit machen wollen. 

Bei den kirchlichen Oberen allein ſteht es, ob biefe neuen 
Maigeſetze Überhaupt zur praftifhen Geltung gelangen oder bloß 
Zengniffe einer energifhen geſetzgeberiſchen Vorſicht bleiben 
follen; denn bie jetzigen Geſetze find nicht, wie bie vorjährigen, dazu beftinmmt, 
die Beziehungen und Rechtsverhältniſſe zwiſchen der Staatsgewalt unb ber Kirche 
an und für fih und für alle Zeitumftände zu regeln; fie finb vielmehr nur Durch 
ben Widerſtand der Kirche gegen jene früheren grundlegenden Geſetze nothwendig 
geworden. Sie haben eine Bedeutung nur in dem Kampfe gegen bie 
geiflihe Auflebnung; fie werben praktiſch wirknugslos mit bem 


Fürf Blemarck. II. 44 
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Augenblide, wo bie vorjäbrigen Geſetze Überall zur Anertennung 
und Wirkſamkeit gelangen. 


Für die katholiſchen Biſchöfe und für bie entfcheidenben Kreife in Rom gilt 
e8 von Neuem, fi zu entfchließen, ob fie fich ben Yorberungen ber früheren 
Geſetze, ebenfo wie e8 Seitens der Katholiken in auberen Staaten geicheben if, 
auch in Preußen fügen, oder burch fortgejetsten Widerftanb Inſtände herbeiführen 
wollen, durch welche das kirchliche Leben in immer weiteren Kreifen erft wirklich 
erſchüttert und geichäbigt würde. 


Die ultramontanen Blätter ſchildern zur Zeit mit ben lebhafteften Farben 
die Zerrüttung der Kirche, welche durch die Ausführung ber neuen Gefehe berein- 
zubrechen broße: wie die katholiſche Kirche in Preußen nad Kurzem ohne kirchlich 
anerlannte Oberhirten fein werbe, wie es dahin kommen werbe, daß in immer 
zabhfreicheren Gemeinden kein Geiftfiher mehr ba ſei, welcher ven kirchlich Güu- 
bigen den Gegen, ben Troſt und bie Heilmittel der Kirche gewähren Bönne 

Und in der That — bie Lage für bie Tatholifche Kirche wirb tief ernft unb 
möglicherweife verbängnißvoll, wenn bie neuen Geſetze zu einer irgenbivie um- 
fafienden und dauernden Wirkffamleit gelangen müſſen. 

Je fchwerer aber die Folgen der neuen Gefetgebung werben Tönnen, deſto 
ſchwerer wird bie Verantwortung für die Kirchenfürften fein, welche ohne rine 
zwingenbe innere Nothwendigkeit biefe Zuftänbe heraufbeſchwören. 

Immer und immer wieber muß daran erinnert werben, daß ber that- 
ſächliche Grund bes ganzen immer tiefer greifenden Konflikts, der Grund und 
Anlaß aller weiteren Gejeggebung vor Allem in bem bartnädigen Widerſtande 
ber preußifhen Biſchöfe gegen das vorjährige Geſetz Über bie Borbilbung und 
Anftellung ber Geiftlihen zu finden if. 

Was verlangt denn aber ber Staat jo Entſetzliches, daß bie Gebieter in 
Rom lieber Die beutjche Kirche zerrütten, als den Forderungen bes Staates nad. 
geben wollen? 


Der Punkt des Geſetzes, an welchen ſich ber bisherige Wiberftand mit allen 
feinen verhängnißvollen Folgen vorzugswerfe anknüpft, ift Die Forderung, daß 
bie anzuftellenden Geiſtlichen dem Dber-Präfidenten nambaft ge 
macht werden, damit er Einſpruch erheben Fönne, wenn der Anzuftellende ben 
Bedingungen ber Staatsangebörigfeit, der geſetzlichen linbefcholtenheit und ber 
—— Vorbildung nicht entſpricht. 

Um dieſer Forderung willen, welche in anderen Staaten von der lathe⸗ 
liſchen Geiſtlichkeit unweigerlich erfüllt wird, und welche ſoeben noch in dem la— 
tholiſchen Oeſterreich gleichfalls ohne vorherige Vereinbarnng mit Rom und lediglich 
auf Grund ber Souverainetät ber ſtaatlichen Geſetzgebung feſtgeſtellt worden iſt. 
— um einer ſolchen Forderung willen, welche bie Erfüllung tet 
kirchlichen Berufs, des geiſtlichen Hirtenamts nicht im Mindeſten 
beeinträchtigt, ſollten bie preußiſchen Biſchöfe es dahin kommer 
laſſen, daß fie jenen Beruf Überhaupt nicht mehr erfüllen können! 
Wäre es möglich, daß die gefammte Beiftlichleit des höchſten und alleinigen Auf- 
trages, ben fie von dem Heiland erhalten bat, ver Pflicht ber Fürſorge für das 
Seelenheil der Gemeinden, ſich jo leicht enthoben erachten könnte, um bem Staat 
gegenüber gewiffe Machtanſprüche ber Kirche burchzufegen. 

Es kann nicht fehlen, daß mehr und mehr auch in ber Latholiichen Bevoöl⸗ 
terung der Zweifel und bie Frage laut werben, ob deun bie vom Staate gefor- 
derte Anzeige wirklich etwas jo Schlimmes und Unerfüllbares fei, daß bie Biſchẽſe 
und Geiftlihen darum alles kirchliche Leben zum Stiliftand bringen und tie Ge 
meinben alles geiftlichen Zufpruch® berauben dürften, ob bie Geiftlichen auf jelde 
Weiſe wirklich ihre Pflichten als „gute Hirten“ im Sinn und Geift ber Schrift 
erfüllen; — es lann nicht fehlen, bafı mit dem Fortgange ber Zerrüttung aus 
in den katholifchen Kreifen immer klarer das Bewußtſein erwache, daß es fih bei 
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dem Widerflande der Biſchöfe in Wahrheit nicht um Intereffen des katho— 
Glaubens, fondern lebiglih um die Machtanſprüche Roms 
anbelt. 


Die Führer der latholifhen Bewegung lünnen fih jett ber 
Zäufhung nit mehr bingeben, daß ein Zurädweiden ber ſtaat⸗ 
liden Mächte von der nah innerer Nothwendigleit betretenen 
Bahn irgendwie zu erwarten ober auch nur möglich fei. Um fo ein- 
facher liegt jeßt bie unausweidhlidhe Frage für die kirchlichen &e- 
walten, die Frage, ob fie um eines völlig hofinungsiofen äußeren 
Machtſtrebens willen ſich ber inneren Zerrüttung ber Kirche 
ſchuldig maden wollen.” 


Angebliche Friedenswünſche der Biſchöfe. 
Aus ber „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 1. Juli. 


„Die beutihen Bifchöfe follen bei ihrer jüingften Berathung in Fulda, wie 
von dort berichtet wird, ernfte Friedensgedanken erwogen haben. 

So dringender Anlaß dazu vorhanden war, fo fam bie Nachricht body grabe 
in biefem Augenblide Üüberrafhenb, weil die Anzeichen, welche unmittelbar vor⸗ 
bergegangen waren, beſonders bie Kundgebung der Verfammlung in Mainz und 
bie neueften Aeußerungen des Papftes felbft auf friedliche Stimmungen innerhalb 
der leitenden Kreife der Kirche nicht hatten fchließen Iaffen. 


Pius IX. hatte in der Rede, die er am Jahrestage feiner Thronbefteigung 
gehalten, mit ftolger Öenugthuung darauf bingewiejen, daß die gefammte katho⸗ 
Ihe Welt mehr als je ihre Blicke nur auf Rom gerichtet halte, unb gleichzeitig 
batte er die Biſchöſe um ihres bisherigen Wiberftandes gegen bie Zumuthungen 
ftaatliher Geſetzgebung willen bochgepriefen und jeden Gedanken an eine DBer- 
mittelung fchroff zurüdgewielen. — — 


Wenn nad dem Schluffe der Fuldaer Konferenzen verlautet, daß bie frieb- 
lichen Erwägungen zu überwiegenber Geltung gelangt feien, jo wird jeber deutſche 
Patriot, ſowie jeder befonnene Freund der Kirche dieſe Botichaft, infofern fie in 
den Thatſachen Beftätigung findet, mit aufrichtiger Freude begrüßen. 

Aber die Friedensbotihaft bat nur dann einen ernften Sinn und eine 
thatfächlihe Bebeutung, wenn bie Friedensſtimmung der Biſchöfe auf denjenigen 
Borausfegungen und Grundlagen beruht, auf welchen allein von Frieden vie 
Rede fein kann. Die Berfaffungsbeftimmungen uud die darauf begründeten Ge⸗ 
fege, welde mit Zuftimmung der Neichövertretung und ber preußifchen Landes⸗ 
vertretung feitgeftellt worben find, bilden den Boden, auf welchem allein die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Staat und Kirche fich weiter entwideln können, auf welchem 
allein ein erneutes friedliches Einvernehmen fortan möglich if. 

Feder Friedensverſuch, welcher nicht von biefer unbebingt feftftehenden That- 
ſache ausgeht, muß von vorn herein als eitel und fruchtlos angefehen werben. 

Allerdings Tiegt es, wie ſchon jüngft angedeutet wurde, in ber Macht ber 
Bilchöfe, die tief einjchneidenden neueften Maigeſetze thatſächlich unwirkſam zu 
maden; benn bie Geltung berjelben tritt Überhaupt nur ein, wenn bie vor⸗ 
jährigen Kirdhengejege mißachtet und verlegt werben. Sobald bie Geiftlichleit 
bie ftaatliden Forderungen, welchen fie fich in anderen Ländern gefügt bat, auch 
in Preußen erfüllt, werben alle die Zmwangsbefugniffe, weldhe der Staat in ben 
weiteren Geſetzen feinen Behörden gefidhert hat, von jelbft wirkungslos. 

Die Regierung wirb ſich gewiß mit Freuden der Nothwendigleit überhoben 
feben, von den ſcharfen Waffen ber neueften Geſetze Gebrauch zu machen, jobulb 
die katholiſche Geiſtlichkeit ſich tbatfähhli auf den Boden der Achtung und Be⸗ 
folgung ber Staatögejege ftellt, und ben Anſpruch aufgiebt, eine fremde Souve⸗ 
zänetät neben ber Staatsfouveränetät aufzurichten in Dingen, bie mit bem in⸗ 
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53 Glaubensleben und mit ben Heilsaufgaben ber Kirche nichts zu then 
aben. 

Die Regierung bat während des ganzen Berlanfs bes jehigen 
‚Kampfesimmer und immer wieber betont, baß fie burd Keffellung 
ber Grenzen zwiſchen dem flaatlihen und rein kirdlihen Gebiete 
vor Allem das künftige frieblide Nebeneinanderſtehen und er- 
fprteßlihe Wirten der beiden von Gott geſetzten Gemeirſchaften 
fihern wolle. Mögen bie Biſchöfe je eher je Lieber wirkliä ben 
werte ifungsmäßig und geſetzlich gegebenen Boden betreten, auf 
BAY fein bie Bermittelung ber thatſächlichen Wirren zu er- 
reichen ifl.“ 














34, Uns Attentat in Kilfingen, 


1874. 4. Zuli. Fürft Bismard trifft zum Kurgebrauch in 
Kilfingen ein. 


13. Suli. Mordverjud gegen Fürſt Bismard. 


Die erften telegraphiihen Meldungen: 


m Montag, 13 Juli, Nahmittage 1 Uhr. „Der Reichs— 
kanzler Furſt Bismard ift fo eben im freien Felde bei einer Yahrt nad 
den Salinen durch einen von dem Böttchergefellen Kullmann aus 
Magdeburg abgefeuerten Streiffhuß an der rechten Hand ganz unbe» 
deutend verlett worden. 

Der Thäter gehört dem Fatholifchen Verein zu Salzwedel an und ift 
jofort verhaftet, worden. 

Der Fürft, über defien Leben Gottes Hand fichtbarlich waltete, iſt 
p eben, 1 Uhr 30 Minuten, in Begleitung des Grafen Bappenheim 
urch die Stadt gefahren und hat fich der Bevölkerung gezeigt.“ 


Kiffingen, 13 Juli, Abend 7 Uhr 30 Diinuten. „Der —— 
Furſt Bismard beſuchte heute Abend in Begleitung ſeines Sohnes, des 
Grafen Herbert Bismard, den Kurgarten und wurde von dem ihn 
umdrängenden Badepublitum, der ftädtifchen und der berbeigeftrömten 
Landbevölferung mit unaufhörlihen Hochs begrüßt, während die Kur⸗ 
fapelle vaterländifche Lieder fpielte. Seitens der Stadt wird dem Fürften 
heute Abend eine Serenade gebracht werden. Morgen fol ein Dank—⸗ 
gottesdienft für die Rettung des Fürſten aus Lebensgefahr in der pro⸗ 
teftantifchen Kirche ftattfinden.“ 


Amtliche Depeiche vom 13 Juli Abends. „Mittags kurz nach 1 Uhr 
bei der Ausfahrt zur Saline, 15 Schritte vom Haufe, ſchoß ein Böͤttcher⸗ 
gefelle Eduard Franz Ludwig Kullmann, 21 Jahre alt, mit ein» 
äufigern Terzerol auf den Fürften Bismard und verwundete ihn leicht 
am rechten Handgelent, ergriffen, auf der Flucht das Terzerol fortgemorfen, 
Brieftafche verloren, gefteht, den Fürften wegen der Kirchengefeße haben 
tödten zu wollen. Fürft Bismard bat den Verbrecher felbit gehört. 
Recherche im vollen Gange.” 


Riffingen, 14 Juli, Morgens. „Ueber das Verhalten des wegen des 
Attentats auf den Fürften Bısmard verhafteten Kullmann bei dem 
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Berhöre vor dem Unterfuchungsrichter verlautet, daß derfelbe feine Abficht, 
den Yürften zu tödten, unummunden eingeftanden, auch Aeußerungen ges 
van babe, die darauf fchließen Laflen, daß nod mehr Berfonen um fen 

orhaben gemußt haben. Im Uebrigen babe fi) derfelbe fehr flörrig ges 
zeigt und auf eingehendere Fragen die Antwort verweigert.“ 

„Seftern Abend 7 Uhr vor zahllofer VBollsmenge evangelifcher Danl- 
gottesdienft. Abends 8". Uhr Fadelzug von circa 1000 Kurgäften, Bürgern 
und der Feuerwehr, Serenade. Fürft Bismard, den Arm in der Binde, 
fpridt vom Ballon: 

„3b dankte Ihnen für die Theilnahme, melde Sie 
mir in einem Falle beweifen, aus weldem mid Gottes 
Allmacht und Gnade glüdlich errettet bat. Es Tann mir 
nicht anfteben, Weiteres über dag zu jprehen, was dem 
Urtbeile des Richters übergeben worden if. Das aber 
vermag ih zu fagen, daß heute Nachmittag die Abfidt 
nigt meiner Perſon, fondern der von mir vertreteuen 
Sade galt. Hierfür, für die Größe, Einheit und Frei: 
heit unſeres Baterlandes zu fterben, das thaten fo viele 
unferer Mitbürger vor drei Jahren, warum follte ih nicht 
dazu bereit fein? Da Sie Alle darin mit mir einig find 
und fich eben fo für die Freibeit, Größe und Macht unferes 
deutfhen Baterlandes begeiftern, fo bitte ih Sie, mit mir 
and und feine verbündeten Fürſten bocdhleben zu 
arjen!“ 

Abends fpät noch Feuerwerk in dem Saalthal. Fürſt Bismard 
bat gut geſchlafen und foll heut feine Kur weiter brauchen.“ 


Kiffingen, 14. Juli. „Wie fich berausgeftellt, ift Fürft Bismard 
mr durch eine Art Wunder gerettet worden. Lediglich weil er bei einem 
Gruße die Hand vor das Geficht gehalten hat, iſt der Kopf bewahrt 
geblieben. Der Fürſt hat in der Hand übrigens ſtarke — und 

as Schreiben mit derſelben fällt ihm ſchwer. Sein Allgemeinbefinden 

ift aber gut. Als er ſich um 3 Uhr zur Konfrontation mit dem Berbreder 
nad) dem Landgericht begab, waren die Straßen von einer dichtgedrängten 
Menſchenmenge erfüllt, die ihm die begeiftertften Ovationen darbradite.” 


Ein Privatichreiben in der „National=Zeitung“ meldet 
folgendes Nähere über den Hergang ded Attentats: 


„Kiffingen, 13. Juli, Nachmittage 4’ Uhr. Unter dem Emdrude 
der unerbörten Frevelthat, die fi fo eben in unferem fonft fo ruhigen 
Badeorte vollzogen hat, ergänze ich meine an Sie gefandten Telegrammt, 
indem id) mid arauf befchränte, das bis jet durch Berichte von Augen 
— Bu denen auch ich zum Theil gehört babe, eftgeftellte Ihnen 
mitzutbeilen. 

lm Ihren Leſern zunähft eine Anſchauung von den örtlichen Ber 
hältniffen zu geben, führe ih an, daß Fift Bismard auf dem jenſei⸗ 
tigen Ufer der Saale in dem zu rechter Hand der Brüde fiber. diefelbe 
belegenen Haufe des Dr. Diruff Wohnung genommen bat. Der Bräde 
annächft befindet fidh eine Reftauration, ein Garten, in dem zur Mittage⸗ 
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ſtunde ein zahlreiches Publitum zu fpeifen pflegt; daran fchließt fi ein 
Hotel garni, das demfelben Befiger gehört. Neben diefem liegt das Haus 
des Dr. Diruff, defien erfte Etage Fürft Bismard bewohnt. Auf der 
anderen Seite de Diruff’fchen Haufes befindet fich gleichfalls ein Hotel 
garni, das zu Mittag von Bälten zahlreich befucht wird. So ift der Ort 
des Attentats um die Mittagäftunde ftark belebt und, da der Kanzler 
um dieſe Zeit fi zu Wagen nad) der Saline zu begeben pflegt, findet 
fi jett regelmäßig fogar ein außergewöhnlich großes Publikum ein, um 
den berühmten, vielverehrten Dann zu feben. " 

So war auch heute ein zahlreihes Publitum verfammelt, als Fürft 
Bismard um 1% Uhr an der Südfeite des Diruff’ichen Gartens 
den Königlihen Wagen beftieg, während ein Badediener neben dem Kut- 
ſcher auf dem Bode Play nahm. Als die Equipage aus dem Gartenmwege 
in die befchriebene Hauptftraße einbiegen wollte, bewegte ſich ein mit einem 
Node, wie ihn die katholifchen Geiftlichen zu tragen pflegen, bekleideter 
Mann vor dem eBagen ber, fo daß der Kutſcher gezwungen war, langjam 
zu fahren und den Mann anzırufen, der fich erft nach mehrmaligem Zuruf 

equemte, aus dem Wege zu gehen. Während diefer Zeit mar der Wagen 
bi3 an die oben erwähnte Braun’fche Reftauration gelangt, und in dieſem 
Augenblide wurde aus nächſter Nähe eine Piftole auf den Fürften abges 
feuert. Der Kutſcher, faft ftarr vor Schreden, hatte doch die Geiftes- 
gegenwart, ſich umzufehren, er fieht den Fürſten anfcheinend unverfehrt, 
will alſo weiter fahren und mendet fich den Pferden zu, da bemerft er 
den Mörder, der, das Piftol fortwerfend, in der aus den Reftaurationen 
und Häufern in Folge des Schuffes herbeigeftrömten Menjchenmenge vers 
ſchwinden wollte. Mit einem kräftigen Peitſchenſchlage fuhr der Sutfcher 
dem Mörder nun tiber das Geficht und gleichzeitig padte ein Badegaft 
(der Hofſchauſpieler Lederer aus Darmftadt) denfelben bei der Kehle. 
Unfonft bot der Mörder alle Mittel auf, fich feiner Feſtnahme zu ent⸗ 
ziehen (die Hand des Tederer trägt verfchiedene Bißwunden), die Menſchen⸗ 
menge bielt ihn feft, man padte ihn an allen Theilen des Körpers, und 
faft hätte man ihn in Stüde geriffen, fo groß war die Entrüftung über 
die verübte Frevelthat. Der Fürft ſelbſt mar, Gottlob! ziemlich unverlegt 
geblieben, eine leichte Streifung an dem Knöchel des rechten Handgelenks 
war die einzige fichtbare Folge des Mordverſuchs. Fürſt Bigmard trat 
unter da8 erregte Publikum und fuchte e8 zu beruhigen, indem er hinzu⸗ 
fügte, „man folle den Menſchen dem Gefege überlafien.” Nachdem man 
die Gewißheit erlangt hatte, daß ein gnädiges Gefhid den Kanzler vor 
dem Schlimmften bewahrt hatte, und der Schreden der Anweſenden fich 
elegt, umringte Alles den Fürften. Jeder wollte feine SCheilnahme aus⸗ 
Frechen, eine unbefchreibliche Verwirrung trat ein, und allmählig gelang 
ed, dem Fürften eine Bahn zu brechen, auf der es ihm möglich wurde, 
feine Wohnung zu erreichen. 

Während diefer Zeit wurde der Mörder von einer Zahl von Bade» 
gäften mehr fortgefchleift als transportirt und nach dem Stadtgefängniß 

ebracht. Er gab an, ein Böttchergefelle Kullmann aus Magdeburg zu 
ein, und erwiderte auf alle weitern ragen nur, er habe die Unthat 
aus freiem Antriebe gethan. Er ift ein junger Menſch von circa 19 bis 
20 Jahren vom roheften Außfehen, der mir indefjen doch zugleich den Ein- 
drud eine verfchmigten Menſchen und eines abgefeimten Verbrechers 
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machte; nach einem Fanatifer fieht er nicht auß. In der Aufregung 
deshalb auch Alle der Annahme zu, daß er zu dem Verbrechen ge 

fein möchte; mit welchem Rechte, will ich nicht unterfuchen; aber 

ft jedenfalls das BZufammentreffen der That mit der Anfangs erwähnten 
Perfönlichleit im Priefterrod. 

Trotz der durch den Vorfall natürlich bervorgerufenen ſtarken gei- 
fligen —— konnte Fürſt Bismard, den rechten Arm in einer Binde 
tragend, fich bereit3 gegen 3 Uhr in das Landgericht begeben; er hatte 
gemäinfät, den Verbrecher ſelbſt zu ſehen und zu fprechen. Der Inhalt 

tiefer Unterredung, wie da8 bisherige Reſultat der ſofort ein geleiteten 
Unterfuchung, entzieht fich felbftverftändlich vorerft der Deffentlichkeit. Die 
an dem Mörder vorgenommene Durchſuchung feiner Perjon hat — 
einen Zettel von feinem Papier auffinden laſſen, auf dem fich die mit 
eleganter Handfchrift gefchriebenen Worte „im Haufe mit Aufſchrift Dr. 
Diruff jun.“ befinden follen. 

Durd die Straßen und vor dem Haufe des Fürften wogt, während 
ich dies fchreibe, eine erregte Menfchenmenge. Zu wiederholten Malen 
mußte fih der Flrft dem immer und immer wieder mit begeifterten Jubel⸗ 
rufen nach ihm verlangenden Publikum zeigen. Alle flimmen in dem 
Wunſche überein, daß die Frevelthat auf das weitere Befinden des Fürften 
feinen nachtbeiligen Einfluß babe.“ 


Die „Provinzial Correöpondenz“ fügt hinzu: 

„Tür die Regierung aber wird der Mordverfuh von Kiffingen mit 
Rückſicht auf die Umftände, die ihn charakterifiren, ein dringender Anla 
fein, den Quellen, aus welchen der Fanatismus ungebildeter Tatholiicher 
Volkskreiſe immer neue Nahrung jchöpft und ſchließlich bis gem Verbrechen 
des Meuchelmordes getrieben wird, näher zu treten, um die Mittel und 
Wege in Betracht zu ziehen, ihrer unheilvollen Wirkſamkeit zum Wohl des 
Baterlandes Einhalt zu thun.“ 


Der erfte Eindrud des Attentats. 


„Provinzial» Korrespondenz” vom 22. Full. 


„Die Rettung bes großen deutſchen Staatsmannes aus broßenbfter Lebens» 
efahr ift in allen Theilen des Baterlandes und weit über bie Grenzen deſſelben 
Finans mit lebhaftefter Freude begrüßt worben. 

Der beutfche Kaifer erhielt während feines Aufenthaltes in Münden beim 
König von Bayern durch ein von bem Fürften Bismard felbft abgeſandtet 
Zelegramm Kunde von bem frevelhaften Unternehmen und zog, wie aud König 
Ludwig, fofort auf telegrapbifhen Wege Erkundigung Über das Befinden bed 
Neichslanziers ein. Unmittelbar darauf richtete der Kaiſer ein in ben herzlichſten 
Ausprüden abgefaftes Handichreiben an ben hechverdienten Staatsmann, welder 
durch Ähnliche huldreiche Kundgebungen von Seiten ber Kaiferin Auguſta und 
bes Kronprinzen erfreut worden if. 

Unmittelbar nah dem Belanntwerben bes Morbverfuches bat auch ber 
König von Italien bem Fürften Bismard einen telegrapbiichen Glückwonſch 
füberfandt, dem fofort auf bemielben Wege eine dankende Rüdäußerung folgte 
Ebenſo haben der Kaifer von Oeſterre ich und ber Kaiſer und bie Kaiferin 
von Rußland dem Fürften Glückwunſchtelegramme überſandt. Anch ber König 
zub die Königin von Württemberg haben dem Reichskanzler ihre auf 





697 
1874. 


richtige Freude über feine Errettung telegrapbifch ausgeſprochen. Aehnliche Tele⸗ 
gramme find von bem anderen beutfchen Fürſten eingegangen. Auch der Brä- 
fident der franzöfifhen Republik, Marfhal Mac Mabon, bat auf 
telegraphifchese Wege jeinen Glückwunſch überjanbt. 

In Berlin madten ſämmtliche anwefende Mitglieder bes biplomati«- 
ſchen Corps, theild im Auftrage ihrer Regierung, theild aus eigenem Antriebe, 
bem Staatsfelretär von Bülow ihre Aufwartung, um ihrer Theilnahme Aus» 
brud zu geben, 

Den Glückwünſchen ans den Regierungskreiſen haben fih zahlreiche Kund⸗ 
gebungen herzlicher Theilnahme und begeiflerter Verehrung von Seiten ftäbtifcher 
Behörden, öffentlicher Korporatiouen u. |. w. aus allen Xheilen bes Vaterlandes 
und ans fremben Ländern angeihlofien. Die Kommunalbehörben ber 
Reihsbauptfiadt Berliu richteten an ben Fürſten Bismard folgendes 
Telegramm: 

„Ihrem großen Bürger, dem aus äußerfier, von ruchlofer Mörberhand 
drohenden Tobesgefahr erretteten Kanzler des Deutichen Reiches fenbet ihre 
innigften Glückwünſche die Stadt Berlin.” 


Die katholiſche Preſſe und das Kullmannide 
Attentat. 


„Bald nad dem erſchütternden Ereigniß, durch welches das Leben bes 
Fürften Bismard in ernfte Gefahr gefett worden, konnte ber hohe Staats⸗ 
mann mit Sicherheit der Ueberzeugung Ausprud geben, daß bie mörberifche Ab- 
fit nicht feiner Perfon, fondern ber von ihm vertretenen Sache gegolten babe. 
Die gleiche Ueberzeugung hatte ſich von vorn herein Überall Bahn gebrochen und 
fand fih ſchon durch die Gewißheit beftätigt, baß ber Verbrecher, der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche angehörend, feine religidfen und pofitifchen Anſchauungen unter 
bem Einfluß jener Kreife herangebildet hatte, in denen bie Feindſchaft gegen das 
dentſche Reich unb der Haß gegen ben leitenden Staatsmann faft auf gleicher 
Linte mit den Glaubensjäten Heben. 

Die Jeſuiten⸗Preſſe hat es nicht an Anftrengungen fehlen laſſen, um bie 
Öffentliche Meinung irre zu leiten und bie thatſächlichen Verhältniſſe zu ver- 
dunkeln. Da es nicht möglich war, das Ereigniß felbft zu leugnen, jo bemlihte 
fie fich, die wirklichen politischen Beweggründe des Meuchelmörbers und die Ber- 
bindung befjelden mit ultramontanen Kreifen in Abrede zu flellen. Dabei trat 
in ihren Darftelungen ein Schwanfen zu Tage, welches zugleih für vie in 
jenem Lager herrſchende Verwirrung, wie fiir den Mangel an politifcher Reblich- 
fit und fittliher Strenge Zeugniß ablegte. Unter dem erften Eindrud ber 
Kiffinger Nachrichten fand bie „Germania“ es angemefien, Kullmann einen 
nichtswürdigen Verbrecher zu nennen, ber, vielleicht von der Vorftellung geleitet, 
für Glauben und Kirche zu wirkten, zu bem fchwerften Verftoß gegen bie göttliche 
Weltordnung bingeriffen worben fet. Dennoch unterließ fie nicht, in beinfelben 
Athen die Schandthat durch tückiſche Bemerkungen Über die angebliche Verfolgung 
ber Kirche in ein beichönigendes Xicht zu fegen und balb barauf erklärte fie, 
„Fürſt Bismard könne fih nit wundern, wenn ber Unwillen fih in 
bem einen ober anderen Kopfe zum Plan einer verbrech eriſchen Gewalt. 
that verdichte.“ Indeſſen begnügen die erwähnten Blätter ſich nicht Damit, 
jedwede Mitihuld an dem Verbrechen von ihrer Partei abzuwälzen; fie finden 
auch fehließlich ben Muth zu ber argliftigen Unterftelung, daß fein wirklicher 
Mordverfuc ftattgefunden habe, ſondern baf bie Welt durch eine Fünftliche Ver⸗ 
anftaltung ber deutſchen Behörben getäufcht ſei. Alſo weil die ruchlofe That miß- 
ungen ift, weil die Morbwaffe dem Neichsfanzler nicht den Tod, fondern nur 
eine, durchans nicht gefahrlofe, Berwunbung gebracht hat (bei eines Haares 
Breite wäre burch den Schuß eine Pulsader zerriffen worden), wagen jeſuitiſche 
Federn im Widerfpruch gegen hanbgreiflihe Thatſachen das Ereigniß als eine 
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„Bolizei-Komöbie” zu beuten, welche in Scene geſetzt worben fei, um bie Bo- 
pularität Bismarde aufzufriiden! 

Die ultramontanen Deuteleien können auf das Bffentliche Urtheil ſchon 
deshalb keinen beſtimmenden Einfluß Aben, weil ihnen bie Thatſachen gleichzeitig 
mit den offenen Ansfagen des Meuchelmörders gegenüberfieben. Un- 
umwunben ift von bemfelben bie Erklärung abgegeben worben, daß er wegen 
der Kirdhengefete auf ben Reichskanzler geichoffen habe. Durch biejes Bee 
fenntniß ift ſowohl der politiſche Beweggrund der That, wie ber Zuſammenhang 
berfelben mit den frevelbaften Hetzereien von ultramontaner Seite vor jebem nu» 
befangenen Sinn Mar gelegt. Einem Manne von dem Bilbungsftande Kull⸗ 
mann's iſt Überhaupt eine genauere Kenutniß der neuen Kirchengeſetze numtög- 
lich; dieſelben fieben dem Bereiche feines Urtbeild fern und Eönnen baber un- 
mittelbar feinem Empfinden und Handeln keinen Anftoß gegeben haben. Seine 
Auffaffungen ſtammen mithin augenſcheinlich aus benjenigen Kreifen, in denen 
man den neuen Geſetzen nicht blos ben Gehorfam verfagt, ſondern auch ben 
Stempel feinpfeligfter Abfichten gegen bie katholiſche Kirche aufzubrüden fact. 
Wie bie Anfichten Kullmann’s nicht feine eigenen, fonbern bie feiner geiftigen 
Leiter find, fo ift jene That auch nur, wie die „Germania“ es angebeutet bat, 
als eine „Verdichtung“ bes in jenen Kreifen gewährten Hafſes gegen den Reichs⸗ 
kanzler anzufehen, als bie Frucht gewiſſenloſer Hetereien, durch bie Fürſt Bis- 
mard als Tobfeind der römifchen Kirche und bes katholiſchen Glaubens überhaupt 
verläftert wird. 

Nicht von einer Anklage auf Anftiftung ober wirkliche Mitſchuld if bier 
die Rebe, wohl aber von bem verberblichen Einfluß des ultramontanen Xreibens, 
durh welchen bie rohen Maſſen ber katholiſchen Beölterung zur Auflehnung 
gegen bie Stautsobrigkeit und wilde Naturen zu frevelhafter Gewaltſamkeit ver 
Teitet werden. Ein folder mittelbarer Zufammenhang des Mordverſuches im 
Kiffingen mit ben jefuitiihen Wühlereien ift eine Gewißheit, welche nicht bios 
in ber öffentlihen Meinung Deutſchlands feſtſteht, ſondern auch in allen unbe 
fangenen Blättern der europäiſchen Preſſe zum Ausdruck gelangt if. Wenn ber 
ultramontanen Sade hierburd ein unauslöſchlicher Makel angeheftet ift, fo er- 
leidet fie gleichzeitig eine fchwere Niederlage durch die Kundgebungen herzlichſter 
Theilnahme und begeifterter Zuftimmung, die dem Fürſten Bismard in jüngſter 
Zeit zugegangen find. Je augenfälligere Beweife bie Gegenwart bafür liefert, 
daß bie Ultramontanen und alle Widerfadher ber beſtehenden Berhältniffe ben 
beutfhen Reichskanzler zum Stichblatt ihres jchonungslofen Ingrimms gemacht 
haben, um fo deutlicher erfennen alle Vaterlandsfreunde in Deutichland und alle 
vorurtheilsiofen Geifter in Europa, wie unerfelich biefer Mann mit feiner Um- 
fiht und feiner Thatkraft fiir Die höchſten Aufgaben bes Friebens und ber Kultur, 
wie berechtigt fein entichloffenes Einfchreiten gegen Beſtrebungen iſt, Die unter 
bem Dedmantel der Religion für den Geift ber Entfittlihung und Empörung 
arbeiten.” 


Neberwadhung der ultramontanen Blätter unt 


Pereine. 


„Der Morbverfudh in Kiffingen bat nicht nur ber öffentlichen Meinung An⸗ 
laß gegeben, ben Einflüffen nachzuforſchen, unter welchen ber Plan bes Ber- 
brechers entftanden und gereift ift; auch bie Staateregierung hat dieſem Gegen⸗ 
ftande ihre ernfte Aufmerkiamleit zuwenden müſſen. 

Unter den Berhältniffen, auf welche das Ereigniß in Kiffingen ein grellet 
Licht wirft, drängt fich die Frage auf, ob bie Behörben in ber geltenden Seien: 
gebung ausreidhende Waffen finden, um rieben und Orbnung im Lande gegen 
den Mißbrauch der Preß⸗ und Bereinsfreibeit zu ſchützen. Kür bie Beantwor- 
tung biefer Frage ift es Borbebingung, baß bie vorhandenen geſetzlichen Ber- 
ſchriften nachdrücklich in Anwendung gebracht werden, damit fich feftfiellen lafſe, 
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in wie weit fie fih gegen bie ultramontanen Wühlereien auf bem Gebiete ber 
Preſſe und des Vereinslebens wirkſam erweilen. 

Die Staatsregierung hat dieſem Gegenftande ihre ernfle Fürſorge zuge- 
wendet unb die möthigen Deifungen ertbeilt, damit alle zufländigen 
Behörden das Treiben ter Ultramontanen auf beiden Gebieten 
unter firenge Aufſicht nehmen. 

Der unbeilvolle Einfluß ber Iefuitenblätter, welche fich bei Beipredhung der 
firhenpofitifhen Fragen in offene Feindichaft gegen Geſetz und Obrigleit ftellen, 
it hinlänglich bekannt. Namentlid haben bie feit Kurzem erheblich vermehrten 
Heinen Lokalorgane ber ultramontanen Partei es fich zur Aufgabe gemacht, bie 
Leidenichaften ber Bollsmafle in gebäffigfier und bedrohlichſter Weile aufzuregen. 
Es ift daher dringende Pflicht der Behörden, ſolchen Hetereien, welde ben Frieden 
des Sandes in Gefahr ſetzen, nah Möglichkeit Einhalt zu thun und gegen Preß- 
erzeugniffe, welche den Thatbeftand einer flrafbaren Handlung enthalten, mit un⸗ 
nachfichtlicher Strenge einzufchreiten. 

In nenefter Zeit hat die ultramontane Partei befonders dem katholiſchen 
Bereinsweien eine große Berbreitung gegeben unb darauf bingewirkt, bafjelbe 
durch forgjame Blieberung und firaffe Leitung für den Krieg gegen die Staats» 
gewalt nutbar zu machen. Die katholiſchen Vereine haben unter verfchiebenen, 
oft barmlojen Namen einen Boden für ihre Wirkſamkeit gejucht; aber fie haben 
in der Mehrzahl einen politiihen Charakter angenommen und find vielfadh zu 
Heerden ftaatsgefährlicher Wühlereien geworden. Auch auf diefem Gebiete find 
bie Behörben verpflichtet, ftrenge Aufficht zu üben und die volle Schärfe bes Ge⸗ 
jeße8 zur Anmwenbung zu bringen. Nach dem Bereinsgejege unterliegen ber 
Bolizei-Aufficht alle Bereine, die eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
bezweden. Wenn biefer Zwed auch nicht ausprüdliih in den Statuten ausge» 
ſprochen ift, To greift die Uebermachungspflicht der Behörde dennoch Platz, falle 
ein Verein durch fein thatjächliches Verhalten erkennen läßt, daß er eine Ein- 
wirtung auf öffentliche Angelegenheiten auszuüben ſucht. Ganz beſonders wirb 
darauf zu achten fein, daß bie Beftimmung bes Vereinsgeſetzes, welche den Ver⸗ 
einen von politifhem Charakter jede Verbindung untereinander unterfagt, zur 
vollen Geltung komme. Eine Umgehung bes Gejees, wie dies von Seiten bes 
Mainzer Katholifenvereins und anderweitig verſucht worden ift, kann nicht ge⸗ 
bufdet werben. Vielmehr ftehen fogenannte lokale Bereinigungen von Mitgliedern 
eines Centralvereins auf gleicher Linie mit eigentlihen Lolalvereinen und fallen 
unter die Vorſchrift des Geſetzes.“ 


13. Auguft. Rückkehr des Fürften Bis marck über Berlin nad) Varzin. 


Danfjagung des Fürften Bismard. 


„Ans Anlaß der am 13. Juli dur) Gottes gnädige Fügung von 
mir abgewendeten Lebensgefahr, habe ich zahlreiche und gemichtige DBe- 
meile der Theilnahme aus allen Gegenden Deutichlandg und des Aus⸗ 
landes erhalten. Ich möchte, nad meiner jett erfolgten Rückkehr aus 
Kiffingen gern jedem Einzelnen und insbefondere den bochangejehenen 
Körperichaften und Behörden, welche mid, mit telegraphilhen und ſchrift⸗ 
lichen Glückwunſchen beehrt haben, meinen Dank unmittelbar ausſprechen. 
Die ärztlichen Vorjchriften und die nahe an 2000 betragende Bahl der 
einzelnen Schreiben und Telegramme geitatten mir das aber nicht, und 
ich bitte daher um die Nachficht aller Derer, welche mir freundliche Kund⸗ 
gedungen baben zugehen laffen, wenn ih Ihnen nur durch BVeröffent- 
lihung diefer Danftagung mittheile, wie herzlich ich mich des Ausdruds 

Ihrer Theilnahme gefreut habe. 
Berlin, den 14. Auguft 1874, v. Bis marck.“ 
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Schwurgerichts verhaudlnugen gegen Kallmann vor dem 
Schwurgericht zu Würzburg am 29. Oktober 1874. 


Aus der Anklageſchrift: 


„Der Böttchergefelle Kullmann ift am 14. Juli 1853 geboren unb ber 
Sohn eine® ganz unbemittelten Fiſchhändlers. Nah feiner Entlaff aus ber 
Bolksſchule erlernte er bei dem Meifter Auguft Welſch zu Nenſtadt⸗Magbeburg 
bas Böttherhbandwerl. Im Januar 1872 begab er fi in bie Fremde und ar- 
beitete an verichiebenen Orten, namentlich in Zangermünde, Berlin, Ebarletten- 
burg, Lüneburg, Salzwedel, und in Sudenbur "Da beburg. Der Aufenthalt in 
Salzwebel insbeſondere flel in die Zeit von Mitte Di bie 9. Juli 1873, jener 
in Subenburg in die Zeit von Auguft 1873 bis 26. Mat 1874. Der Leumund 
bes Angeflagten ift leineswegs ungetrübt. Schon von Jugend auf zeigte er fh 
ob, frech, troßig, wiberfpenftig, heimtückiſch, rachſüchtig, und ohne Einn für Re 
figion. Schon als Lehrling ging er gern mit Schießwaffen um, faufte fich da⸗ 
mals ſchon ein Terzerol und ſchoß häufig mit foldhem. 

Während feines Aufenthalts zu Salzwebel wurde Kullmann Mitglied 
bes dortigen fatholifhen Männervereins Es Bunte auffallen, wie 
Kullmann bei feinem ſchon gejchilberten Mangel an Religion nun plögii in 
dieſe anfcheinenb religidfe Strömung gerietb. Den erfien Heiz, dem genannten 
Bereine beizutreten, mag für Kullmann wohl der Umftanb geübt haben, daß 
man bort billiges Bier und wohlfeile Eigarren haben kounte. Nachdem er aber 
einmal Mitglied des Vereins geworben, lebte er fih mehr unb mehr in biefe 
ſcheinbar religidfe Richtung hinein, der indeſſen jeder fittlihe Ernſt umfomehr 

ebrach, als gerade vor Pinem Aufenthalte in Salzwedel feine Rachſucht und 

aufluſt in verflärktem Maße zu Tage trat. Die aufreizenden Borträge 
bes Pfarrers Störmann, welde Kullmann im Vereine gehört haben 
mochte, die dort zur Berbreitung gelangten $lugblätter, bas Lejen 
von Zeitungen verfhiebener Richtung und Tendenz mit ihrer 
gegenjeitigen Polemik Über das Iefunitengefeg unb bie fpäteren 
preußifhen Kirhengefege, dazu die Regierungsmaßregeln gegen 
einzelne Biſchöfe und Geiftlihe riefen aber nad und nad in Kull⸗ 
mann eine Stimmung hervor, bie ihn gegen alle Acte ber Staats- 
gewalt in der verbiffenften Weife Partei nehmen lieh. Bon folden 
Gejinnuugen erfüllt, betrachtete er mit der Zeit ven Reichſskanzler 
Fürſten Bismard als ben ärgſten Feind der fatholifhen Kirche, er 
fhimpfte über benfelben, wo er Gelegenheit dazu hatte, und ee 
find insbefonbere folgende Weußerungen altenmäßig: „Bismard 
ift ein liberaler Schuft, ein Liberaler Philiſter; von oben herab 
wird gewühlt und Bismard ift der Wähler; Bismard mit feinen 
drei Haaren hat die Jeiniten aus dem Lande vertrieben, wenn er 
fih noch drei Haare wachſen läßt, wird er fie wieder berein holen; 
das nützt ihm Alles nichts." Almälig wurde Kullmann aud mit dem 
Gedaufen an Morb vertraut. So äußerte er zu feinem Mitgefellen Pieper in 
Sudenburg: „Wenn es einmal dahin käme, daß ihr Baftor ein Wort zu viel 
fagte unb er abgeführt werben follte, dann würbe ber, welder ibn abfähre, 
fallen und er mit.” Schon in Salzwedel hatte Kullmann fidh eine nene eim- 
läufige Piftole getauft, biefelbe, welche ihm bei dem Attentate gegen den Fürſten 
Bismard ale Morbwaffe diente, unb mit folder übte er fi zum Oeftern im 
Schießen nah Vögeln unb anderen Gegenfländen. Bon bem Wufentbalte in 
Salzwedel batirten ferner auch die vorn aufgeführten Aeußerungen Rullmann'e, 
bie fih im weitern Verlaufe zu beftimmten Mordgedanken gegen den Fürſten 
Bismard ausprägten. Er geftebt jelbft zu, daß er bereits um Oflern b. 3. den 
Entſchluß gefaßt babe, den Yürften zu töbten. Um jene Zeit äußerte er beum 
auch zu dem Zeugen Ernft Meisner mit Bezug auf feine Piſtole: „Das 
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Ding bat feinen Zweck und wird ihn auch erreichen.” Ferner gegen ben Bött- 
Gergefellen Karl Dörr: „Ehe ich ſterbe, wirb noch ein Anberer fallen.“ 

Um fein Vorhaben, ben Fürften Bismard zu töbten, auszuführen, reifte 
Kullmann, mit der in Salzwebel gelauften Piftole verjehen, am 29. Maid. J. 
von Subenburg auf ber Eiſenbahn nach Berlin ab. Bor der Wegfahrt ſchoß er 
feine Piftole nochmals im Garten feines Meifters Wid ab, um ſich zu verge- 
wiffern, ob biefelbe nicht verfage. Im Bahnhofe ieh er ſich damals gegen beu 
Böttchergefellen Bruslorius verlauten: „er wolle nach Berlin, um ben Bis⸗ 
mard aufzuſuchen.“ In Berlin kaufte fih Kullmann bald nad feiner Ankunft 
bie udthige Schiefmunition für bie Ausführung bes geplanten Morbes, insbe- 
fonbere ſechs Rehpoſten. Allein damals verfehlte Kullmann feinen Reiſezweck, 
benn Fürſt Bismard reifte wenige Tage jpäter, am 31. Mai, Morgens nad 
BSarzin ad. Eine Vegeguung mit dem Fürſten war bierburd für Kullmann 
vereitelt. Er trat nun, ohne übrigens feine Mordgedanken aufzugeben, und um 
einigen Berbienft zu haben, zunächft bei dem Böttchermeiſter Geisler in Berlin 
und dann bei dem Meifter Danehl zu Botsdam in Arbeit. In lekterer Stadt, 
anf der fogenannten chriftlihen Herberge, ließ Kullmann nah Angabe bes 
Zeugen Kannebei im Geipräh bie Aeußerung fallen: „Meine Hand ifl zu 
etwa8 Anderem befiimmt und ich führe es auch aus.” 

Sogleih in ben erften kurz nach feiner Verhaftung mit ibm gehaltenen 
Berhören und fpäterhin wieberholt Iegte Kullmann das unummwunbene Ge- 
fändnig ab, baß er bie beftimmte Abſicht gehabt habe, den Fürſten zu 
ermorben. Er babe, fo lauten feine Ausfagen, nad) bem Kopfe bes Fürften 

ezielt, es thue ihm leid, ben Fürſten nicht orbentlich, nicht beffer getroffen zu 

oben. Er habe ſich einererzirt, ſchon Öfter, ja hundertmal aus der Piftole ge- 
ihoffen und gut gezielt, aber ber „Kerl“ babe eine Bewegung gemadt und fo 
babe er ihn gefehlt. Er hätte einen Poften mehr bineinthun follen; ein Zünd⸗ 
hütchen babe er beim Schuffe in ber Hand gehalten, bamit, wenn das aufgeſetzte 
verfagen follte, noch ein anderes bereit ſei. Er fühle nicht bie geringfte Reue 
über feine That und fei auch bei deren Verlibung nicht im minbeften erregt ge- 
weien. Er habe gewußt, daß er feiner That wegen um einen Kopf fürzer ge- 
macht, daß er geftraft werbe, ob mit dem Tode ober mit Zuchthaus, fei ihm ganz 
gleich. Er hätte e8 auch ausgeführt, wenn ein Gensdarm in Uniform babeige- 
ftanden haben würbe. Eine Anftiftung zu dem Attentate oder auch nur Mi ⸗ 
wiſſenſchaft Dritter ſtellt Cullmann entſchieden in Abrede, er hält vielmehr 
daran feſt, daß die That ausſchließend ſein Werk geweſen. Als Motiv be— 
zeichnete er zunächſt die Kirchengeſetze und ließ fich dann noch 
weiter dahin aus, daß ihn auch die Einſperrung der Biſchöfe tief 
gekränkt babe. Einen perſönlichen Haß gegen ben Fürſten hege er 
nicht. Ans politifden Gründen haſſe er im; übrigens auch nod 
nm beswillen, weil berfelbe feine — des Kullmann — Partei im 
Reichsſstage ale reichsfeindlich dargeftellt habe. Ebenſowenig wie im 
Moment feiner Verhaftung gab Kullmann fpäter auch nur bie leiſeſte Spur 
von Rene über feine Unthat fund.“ 


Aus der Rebe bes Staatsantwalts iſt Kolgendes hervorzuheben: 


„Als Beweggrund zu feiner That giebt Kullmann an bie Kränkung feiner 
religidfen Gefühle burch bie fogenannten Maigefege und durch bie Verhaftung 
mebrerer Bilhifee — — — — Der Ungellagte leugnet bis zum Momente ent- 
ſchieden, daß er zum That angefliftet worben ift. Er erflärt mit eiferner Beharr- 
Iichleit, Daß vie That fein Wert geweien fei; aber bie Annahme, fie liegt nabe, 
daß in ber Umgebung Kullmann’s während feines Aufenthaltes zu Salzwebel 
Aenßerungen gefallen find, welde in dem WBötthergefellen ben Gedanken an bie 
That wacgerufen haben. Thatſache ift es aber, ich wiebderhole dies, 
daß er feit dem Eintrittein den Männerverein aufeinmalden eifri- 
gen, den fanatifhen ober vielmehr, den fanatifirten Katholilen 
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gejpielt hat. Run, meine Herren, welcher Art waren benn bie Eimwirlungen, 
der Einfluß biefes Eintrittes iu ben DMännerverein auf eine Perjönlichleit wie 
Kullmann? Hat bei ihm jebt eine Selbfteinfehr flattgefunben? Suchte er jekt 
feine Leidenichaften zu belämpien? Wirb jekt aus dem Raufbolde ein frommer 
Kriftliher Dulder? D nein, meine Herren, gerabe das Gegentheil; noch im 
Salzwedel überfällt er einen Mitgefellen auf offener Straße mit bem Meſſer, mb 
faum ift er von Salzwebel weg und wieder in Sudenburg in Arbeit eingetreten, 
fo ift e8 einer feiner erfien Alte, daß er dem Bruber feines Lehrmeiſters aufpaft 
und ihn mit dem Meſſer ſchwer verwundet. Noch weiter, meine Herren, im ben- 
rigen Jahre noch, nachdem er die Strafe erftanben, lauert er dem Meifter ſelbſt 
in meuchleriicher Weife auf. Das, meine Herren, find bie Wirkungen geweien, 
und ein Sichbrüſten damit, welch eifriger Katholil er ſei Seine Gemwalttbä- 
tigfeit, feine Leidenſchaft hatte jetzt noch eine andere Richtung ge- 
funden. Er bat Partei genommen für eine Sade, unb feine Sase 
vertrat er in ber nämliden Weije und führte ben Kampf burd 
egen das, was ihm entgegenftand, wie er e& bisher and gethan 
Bat, und fo hören wir jet aus dem Munde bes Kullmann zuerk 
von ber Beihimpfung gegen die Königlich preußiſche Staatsregie- 
rung und gegen den Maun, beran ber Spige ber Geſchäfte Kebt. 
Weiter hören wir die Drohungen, wir hören eine Keibe von Aeuße⸗ 
rungen, welde über feiue finftern Pläne feinen Zweifel mehr 
übrig laffen. Meine Herren! Das if die Beleuchtung des Motins, 
wie e8 die Unterfuhung und bie Berbandlung — bat.” 


Aus der Rebe des Bertheidigers bes Kullmann: 


„In Salzwebel gerieth ber leicht erregte, ben Genüſſen ſich leicht hingebende 
junge Mann aus Langerweile, wie fie von ihm hörten, in ben katholifchen 
Männerverein und wurde beffen Mitglied. In biefem Bereine fand Aulimann 
insbefondere durch die Vorträge des Pfarrers Störmann, welder ein etfriges 
Mitglied, ja, die Seele des Vereins war, fowie durch die Lektüre der hier anf 
gelegten ultramontanen Zeitungen reichlichen Unterhaltungsftoff. 

Meine Herren! Die Thätigkeit aller Vereine ohne Unterſchied des Namens, 
mögen fie politifher ober kirchlicher Richtung fein, erregt ohnehin ſchon die 
Theilnahme ihrer Mitglieder. Damit Sie aber den Einfluß und bie ®i 
des Beſuchs gerade des fatholiihen Männervereins zu Salzwedel auf &ulimazaı 
reichlich zu bemeflen im Stande jeien, müffen fie ben Zwed eines derartigen Ber- 
eins und eines Theile der fogenannten katholiſchen Preffe keunen lernen, und 
die Mittel begreifen, welche zur Erreihnng dieſes Zwedes angewendet worden. 
In den wie File aus der Erde geichoffenen Vereinen wird unter bem Borwande, 
religiöjes Leben zu pflegen, Kirchenpolitit getrieben. 

Den ungebilbeten oder halb gebildeten Mitgliedern werben 
von ben wenigen, bes beabfichtigten Vereinszweckes ſich wohl be- 
wußten Gebildeten Borträge gehalten, welde, in bem Gage 
gipfeinb: „Die Religion ift in Gefahr!” Tedigli die päpflide 

achtſtellung behandelten. Werden nun folde Borträge, wie es 
bäufig der Fall if, und wie es aud in bem katholiſchen Männer- 
vereine zu Salzwedel gejhab, von Geiſtlichen gehalten, die ihrem 
wabren Berufe, Lehrer des Evangeliums zu fein, entjagt und zu 
politifden Agitatoren jih aufgeworfen haben, dann beſteht die 
größte Gefahr für die Zuhörer, diefe legteren haben das Berfländ- 
wiß nicht zwiſchen Religion und Kirhenpolitil zu unterjgeiben 
und fie halten, weil es ber vermeintlide Seelforger fagt, ibr 
heiligſtes Gewiſſen und ihre Religion durch ben Gtaat bebrobt, 
und der Haß gegen die angeblichen Seinde ber fatholifchen Religion 
nennt zu fanatifden Flammen in ben Herzen der bethörien 

alje. 
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Kommt nun noch ber Umſtand hinzu, daß folche Ichlichten Leute bie leiben- 
ſchaftiich geführte Politik zwiſchen den Blättern ber beiden Richtungen verfolgen, 
und daß fie die in dem Vereinsleben liebgewordenen firchenpolitiihen Argumen- 
totionen und Reſultate in den ultramontanen Blättern ohne nähere Prüfung als 
das allein Richtige annehmen, dann muß ein Gefühl der Intoferanz und Feind» 
haft gegen jeden Andersdenkenden in ben Herzen ber auf dieſe Weile Fanati⸗ 
foten entfieben, und ebenfo bie heftigften Ausbrüche ber Leidenſchaft mit ihren 
nothwenbigen Folgen. Meine Herren! Sie haben die Perſonlichkeit des Fatholi- 
fen Bfarrer8 Störmann aus dem verlefenen Berichte der PBolizeiverwaltung 
zu Salzwebel kennen gelerut. Sie haben einen Vortrag, welchen biefer Geiftliche 
bei &elegenheit des Bereins » Stiftungsfeftes gehalten hat, jo mie beffen Brief an 
den Beretinsvorftand verliefen hören. Welcher fanatifche und intolerante @eift 
webt aus dieſen Schriftflüden entgegen, und boch find das nur einzelne Bruch» 
ftüde, während bie eigentlichen Statuten und bie anderen Schriften bes Vereine 
einige Wochen vor ber kurz nach dem Kilfinger Attentat vorgenommenen polizei» 
lihen Hausſuchung angeblid verbrannt worbeu find. Welchen unglüdjeligen 
Eiufluß muß ber Bejuh des katholiſchen Mäunervereins im Zu- 
fammenfluffe mit vem Leſen ber leidenſchaftlich geihriebenen Bar- 
teiblätter auf Kullmann geübt haben! Diefer junge, nur [let 
unterridtete Mann hatte bisher um Religion und Gottesverehrung 
in feiner Weiſe fih befümmert. Nunmehr bejudt er, fo haben Sie 
von verfhiedenen Zeugen gehört, die Kirche, lobt ben Pfarrer 
Störmann, fowie die katholiſche Geiftlihleit Überhaupt als die 
beften Menſchen, fpriht in dem leidenfhaftlihfien Zone von Po- 
titil, ſchmäht Über ben Fürſten Bismard und diskutirt Über die 
Kirhengefjete, deren Bedeutung und Wirkung bei ibm wegen jeiner 
geringen Bilbung nit zum richtigen Berftändnijfe gelaugen 

onnte. 

Und diefe in Salzwedel aufgenommenen, ben Geift, bas ganze 
Denten und Fühlen des jungen Mannes abfjorbirenden Einprüde 
wirten allmälig immer flärler und ſchließlich fo mädtig, daß er, 
bem das Weſen der Religion nahezu fremd ift, ven Plan faßt, den 
Urheber ber Kirchengeſetze zu töbten, und baß er zur Ausführung 
dieſes Blanes ſchreitet, der Religion wegen.“ 


Der Kullmann wurde am 31. Oftober zu vierzehn- 
jähriger Zuchthausſtraſe verurtheilt (ein Jahr unter dem 
höchſten zuläffigen Strafmab). 


Bu den fpanifchen Angelegenheiten. 


Die Karliften und dad Völkerrecht. 


„Brovinzial» Eorresponbenz” vom 29. Jul. 


„Bis jet haben die europäifchen Mächte ben traurigen Wirren in Spanien 
als ruhige, nicht unmittelbar betbeiligte Beobachter zugeichaut. Im allen maß- 
gebenden Kreifen berricht die Weberzeugung vor, baß es der feldfiflänbigen Lebens⸗ 
tbätigkeit jebes Volles anheim gegeben werben muß, ben Gang feiner politiichen 
Entwidelung und die Geftaltung feiner inneren Verbältniffe zu beftimmen. Des- 
balb haben die Mächte ſich gewifienhaft jeder Einmiſchung in die Angelegenbeiten 
Spaniens enthalten und auch felbft mit der Anerlennung ber jeweiligen Regie⸗ 
rung in Madrid gezögert, um einen Zeitpunkt abzuwarten, wo bie Herftellung 





704 

1874. 

regelmäßiger biplomatifdher Beziehungen mit einiger Ansicht auf niltzliche Wirl- 
famleit erfolgen Fönnte. Durch bie neueften Vorgänge iR bie Aufmerfjamfeit ber 
Diplomatie den Zuflänben jemfeit ber Pyrenäen in Iebhafterer Weife zugewandt 
worden, und bie europäiſchen Mächte werben ſich ber Aufgabe nicht entziehen 
tönnen, über ihre Stellung zu Spanten unb ihre aus ber gegenwärtigen Sachlage 
erwachſenden Pflichten in ernfte Berathung zu treten. 

Für Dentichland ift ber Einbrud ber entſetzlichen Nachrichten aus Spanien 
noch dadurch empfindlich verflärkt worden, baf die Karliſten einen Reichsange- 
börigen, den ehemaligen preußiichen Artillerie - Hauptmann Shmibt, der auf 
bem Kriegsichauplage als militärifcher VBerichterflatter für bie beutiche Prefſe au- 
weienb war, aufgegriffen und gegen alles Völlkerrecht erichoffen haben. Ans den 
Berichten Über das Berfahren bes fogenannten Kriegsgerichtes iſt zu erſehen, daß 
ber Unglüdfiche, obgleich er durch Legitimationspapiere die Uuverbächtigfeit feiner 
Berfon und feiner VBeichäftigung nachweifen konnte, als Spion verurtbeilt wine, 
und baß die Grauſamleit feiner Richter namentlich gegen beu Dentfchen umb 
Broteftanten gerichtet war. 

Dan konnte von vornherein annehmen, baß bie Reicheregierung bei einer 
ſolchen, allen Grundſätzen des Wöllerreihts Hohn ſprechenden unb das dentſche 
Nationalgefühl tief verletzenden Barbarei nicht unthätig bleiben würbe. Wubrer- 
jeits leuchtete ein, daß ein im regelmäßigen biplomatifchen Verkehr üblicher Antrag 
auf Genugthuung bier nicht ftatthaft fet, ba bie ſpaniſche Regierung für ſolche 
Schaudthaten nicht verantwortlich gemacht, ihr vielmehr das Zeugnif nicht verfagt 
werben konnte, daß fie alle Kräfte aufbietet, um dem ränberifchen Unweſen ei 

iel zu jeßen. 
3 Mit allgemeiner Befriedigung wurde daher bie Nachricht begrüßt, daß das 
bisher bei der Injel Wight befindliche deutſche Geſch wader bie Beſtimmang 
erhalten babe, fi an die Nordküſte Spaniens zu begeben unb bort einige Zeit 
u kreuzen. — 
: Man darf hoffen, daß bie Schritte ber Neicheregierung ben Aufloß zu einer 
glücklichen Wendung in ben ſpaniſchen Zuftänben geben werben. Sebenfalls würde 
das Erſcheinen ber deutſchen Flagge an ber Norblüfte Spaniens als eine Bürg⸗ 
ſchaft gelten, daß völlerrechtswidrige Begünftigungen ber karliſtiſchen Räubereien 
nicht ohne fcharfe Aufficht, Leben und Eigenthum deuticher Reichsangehörigen im 
Spanten nit ohne Schuß bleiben ſollen.“ 


Anerkennung der ſpaniſchen Regierung. 


4. Auguft. Die deutjche Regierung fchlägt den Großmädten bie 
Anerkennung der faktiichen Regierung Spaniens vor. 


Notizen ber „Provinzial-Correspondenz.“ 


19. Auguſt. „Die deutſche Reichsre ierung bat Unterbanblungen angeknũpft, 
um fih mit ben europäifhen Mächten über eine förmlihe Anerleunung ber 
unter Leitung bes Marſchalls Serrano in Mabrid beftebenben fpanifchen Ere- 
Iutiogewalt zu verflänbigen, weil fie burch bie jüngften Vorgänge in Spauien zu 
ber Uebergeugung geführt worben war, baß ber Augenblid gelommen fei, durch 
einen jolden Schritt bad moraliihe Anſehen ber bortigen Regierung zu flärten 
und jo nad Möglichkeit das Ende eines gränelvollen Bürgerkrieges zu beihleu- 
nigen. Allem Anfchein nach bat die von Seiten ber beutichen Bolttit gegebene 
Anregung bei ben auswärtigen Mächten, wie in ber öffentlichen Meinung, eine 
günftige Aufnahme gefunden. Dan erkennt überall, daß bie Regierungen ſich 
Durch die Pflichten der Menfchlichleit zu einem Schritt veranlafit finden, ber, ohne 
irgend eine thatſächliche Einmifchung in die inneren Angelegenheiten Spaniens 
zu enthalten, doch in wirkſamer Weiſe zur Beenbigung einer barbariichen Meuterei 
und zur Herflellung georbueter Zuſtände jenfeit ber Gorenäen beitragen bärfte.” 
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26. Augufl. „Die Unterhandblungen über bie Anerfennung ber fpanifchen 
Erefutingewalt haben zu bem befriebigenden Ergebniß geführt, —* bie europäiichen 
Mächte den Beweggründen und Zielen der von ber deutſchen Reicheregierung ge» 
gebenen Anregungen volle Gerechtigkeit wiberfahren laffen. Die Mehrzahl der 
Mächte hat bereits die erforderlichen Veranftaltungen getroffen, um regelmäßige 
dipfomatifche Beziehungen zu ber Republif Spanien berzuftellen. Die Anerlen- 
nung ber bortigen Regierung von Seiten Dentſchlauds und Defterreichs fteht in 
naher Ausfiht. Nur die ruffiße Regierung bat e8 zur Zeit noch nicht für an⸗ 
gemefjen erachtet, einen biplomatifhen Vertreter in Madrid zu beglaubigen.“ 


3. September. „Der Bertreter Spaniens beim Deutfhen Reiche, 
Graf Rascon, ift am 2. September von Sr. Majeftät dem Kaifer in feierlicher 
Aubienz empfangen worden, um fein Beglaubigungsfchreiben als Bertreter bes 
Chefs der Kegierungsgewalt, bes Marſchalls Serrano, zn überreichen. 

Hiermit ift die Anerfennung ber gegenwärtigen Regierung 
Spaniens Seitens des Deutſchen Reiches erfolgt, 

Die Ueberreihung der Beglaubigungsichreiben bes bieffeitigen Vertreters in 
Mabrib, weile nur burch äußere Umftände verzögert worden iſt, wirb gleichzeitig 
mit dem Antritt des Gefanbten von Defterreich - Ungarn erfolgen. 

Die Anerlennnng ber ſpaniſchen Regierung Seitens ber brigen Großmächte, 
mit Ausnahme Rußlands, wird in ben nächſten Tagen in gleicher Weiſe ſtattfinden. 

Was Rußland betrifft, fo tft ſchon jetzt auf allen Seiten bie Ueberzeugun 
entſchieden dur Geltung gelangt, daß die Bier und da gehegte Erwartung, b 
die einftweilige Meinungsverfchiebenheit in ber Auffaflung ber ſpaniſchen Auflänbe 
bas herzliche Einverſtändniß zwiſchen ber ruſſiſchen und beutichen Regierung ge- 
flört zu ſehen, auf einer vollflänbigen Berlennung der Verhältniſſe beruht.“ 


Fürft Bismard. IL 45 








38. Beihstngsfellion 18574— 5. 


1874. 29. Dftober. Thronrede des Kaiſers zur Eröffnung 
des Reichstages. 


„Geehrte Herren! 

Zum zweiten Male in dieſem Jahre nehme Ich Ihre Mitwirkung für 
die meitere Entwidelung der Inftitutionen des Reichs in Anſpruch. Di 
gefeggeberifchen Aufgaben, welche Ihrer harren, ftehen an Wichtigkeit denen 
nicht nad, die in den früheren Seſſionen den Reichstag bejchäftigt haben 
und überragen diejelben an Umfang vielleiht auch in der Schwierigteit 
der gefchäftlichen Behandlung. — 

Bier Gejeg- Entwürfe: über die Berfaffung der Gerichte, über 
das Civilverfahren, über da8 Strafverfahren und über das Konkursver⸗ 
fahren, von welchen die drei erften bereit8 von dem Bundesrathe berathen 
find, follen die jeit Jahrzehnten von den Nechtfuchenden als Bedürfnis 
erkannte und von den Rechtskundigen erftrebte Einheit des Gerichtsver⸗ 
fahrens verwirklichen und durd) diete Einheit unferm Baterlande ein Gut 
gewähren, welches andere Länder längſt befigen und welches wir nicht 
änger entbehren fönnen. 

Die Entwürfe, melde Ihnen zugehen, find die Frucht mühfamer Bar: 
arbeiten, an welchen die Rechtswiſſenſchaft, der Richterftand, die Anmalt- 
ihaft und der Handelsftand aus allen SCheilen Deutfchlands mitgewirkt 
baben; fie wollen, an bewährte Einrichtungen anſchließend, den Forderungen 
des Lebens, mie ſolche die Entwidelung des Verkehrs zum Ausdrud ge 
bracht bat, und den durch Erfahrung gereiften Forderungen der Wiſſen⸗ 
fchaft, gerecht werden. 

Zu derjelben Zeit, in welcher Sie aufgefordert werden, die Einheit 
der Gerichtäverfaflung und des Verfahrens zum Abſchluß zu bringen, find 
die erſten Schritte gefchehen, um die Einheit des bürgerligen Rechtes ber: 
beizuführen. Freilich werden Jahre vergehen, biß der legte Schritt zur 
Herftellung diefer Einheit getan werden fann, aber Ich freue Mid, ge 
ftügt auf die gemachten Erfahrungen, ſchon heut die Ueberzeugung aus« 
ſprechen zu dürfen, daß es uns beichieden fein wird, diefen Testen Schritt 
in nicht allzu ferner Zukunft thun zu können. 

Die gemeinfame Gefeggebung über das Heerweſen, welche durd das 
in Ihrer legten Seſſion berathene Reichs-Militärgeſetz ihrem Abſchluß 
nabe gebracht ift, ſoll durch drei Ihnen zugehende Gefegentwürfe weiter 
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vervollftändigt werden. Zwei diefer Entwürfe, nämlich eines Geſetzes über 
den Landfturm und eines Geſetzes über die militärifche Kohtrole der Be- 
urlaubten, find bereit in dem Reichs-Militärgeſetz verheigen. Der dritte 
jol die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden gleihmäßig 
und in einer den veränderten Berhältniffen entfprechenden Weile regeln. 

Nachdem der Umlauf des Papiergeldes dur ein in Ihrer Iekten 
Seſſion zu Stande gelommenes Geſetz geregelt ift, bedarf es zum Abſchluß 
ber Gejeggebung über den Geldumlauf in Deutjchland noch der gejeglichen 
Regelung des Umlaufs von Banknoten. Die verbündeten Regierungen 
find bei dem Ihnen vorzulegenden Gefegentwurfe über dieſe wichtige Frage 
von dem Gefihtspunkte ausgegangen, daß beftehende Rechte nur fomeit 
zu bejchränten ſeien, als es das, mit der Aufrechthaltung der Metall⸗Cirku⸗ 
lation verbundene, Öffentliche Intereſſe erheilcht und daß gleichzeitig Vorſorge 
zu treffen fei, um einer fpäteren, auf den Erfahrungen über die Geftaltung 
des Gold⸗-Umlaufs fußenden, Gefeggebung den Weg anzubahnen. — 

Zum erften Dale wird Ihre Mitwirkung für die Feſtſtellung des 
Daushaltd-Giate von Elfaß- Lothringen in Anſpruch genommen werben. 

ie Prüfuug deffelben wird Ihnen Beranlaflung geben, von den Hülfs⸗ 
quellen, den Bedürfniffen und den Einrichtungen des Reichslandes ein- 
gebender Kenntniß zu nehmen, als es bisher, an der Hand der jährlichen 
Berwaltungsberichte, möglich” war. Sie werden unferen oberrheiniſchen 
Landsleuten das Intereſſe befunden, welches die gefammte Nation den Ver: 
bältnifjen diefer uralten deutfchen Gebiete widmet. 

Der von Ihnen in Ihrer legten Seffion gefaßte Beſchluß über den 
Entwurf eines Gejeges, betreffend die Beurkundung des Perfjonenftandes 
und die Form der Eheſchließung, hat dem Bundesrathe Veranlafiung ge= 
geben, die Aufftellung eines Gefeh- Entwurfes über die Einführung der 
ob igatorijchen Civilehe und die Beurkundung des Perfonenftandes anzu⸗ 
ordnen. — 

Unjere Beziehungen zu allen fremden Regierungen find friedlich, und 
mohlwollend und in der bewährten Freundfchaft, welde Mich mit den 
een mächtiger Weiche verbindet, liegt eine Bürgſchaft der Dauer des 

iedens, für welche Ich Ihr volles Bertrauen in Anfpruch nehmen darf. 

Mir liegt jede Verſuchung fern, die geeinte Macht des Reiches anders, 
als zu deſſen Bertheidigung zu verwenden; vielmehr ift es gerade diefe 
Macht, welche Meine Regierung in den Stand fett, ungerechten Verdächti⸗ 
gungen ihrer Bolitif gegenüber zu jchweigen und gegen das Uebelmollen 
oder die Parteileidenf Ki denen fie entjpringen, er dann Stellung zu 
nehmen, wenn diefelben zu Thaten übergehen follten. Dann weiß ch, 
daß fiir die Rechte und die Ehre des Reichs jederzeit die gefammte Nation 
und ihre Fürften mit Mir einzutreten bereit find.“ 


29. Oktober. Landesausſchußz für Elfaf-Lothringen. 
Allerhöchlter Erlaß Sr. Majeftät ded Deutſchen Kaiſers 
an den Reichskanzler. 


„Um den Wünfchen entgegenzufommen, welche von Bertretern der 
mtereflen des Reichslandes auf den Bezirkötagen fundgegeben worden 
45 * 
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find, und von der Abficht geleitet, die Verwaltung bei der Vorbereitung 
ber Landesgefege durch die Erfahrung und Sachkunde von Männern 
beratben zu jehen, welde dur das Bertrauen ihrer Mitbürger aus⸗ 
ezeichnet find, ermädtige Ih Sie, Ihrem Vorſchlage entſprechend, 
in Zukunft Entwürfe von Gefeten fir Elfaß- Lothringen über ſolche An⸗ 
gelegenheiten, welche der Reichsgeſetzgebung durch die Berfafjung nicht 
vorbehalten find, einſchließlich des Landeshaushalts⸗-Etats, einem aus 
Mitgliedern der Bezirkstage zu bildenden Landes-Ausſchuß zur gutacht⸗ 
— Berathung vorzulegen, ehe fle den gufländigen Faktoren der Geſetz⸗ 
ge ung, zur Beſchlußfaſſung zugehen. Auch will ih Sie ermächtigen, 
über Berwaltungsmaßregeln allgemeiner Debeutung, weldhe nach der be- 
fiehenden Geſetzgebung nicht der Berathung oder Beichlußfaflung der Be 
ee unterliegen, die qutachtliche Yeußerung jener Verſammlung zu ver: 
nehmen. 

Der Landesausſchuß wird aus Mitgliedern der Bet derart 
gebildet, daß die Bezirkstage eingeladen werben, je zehn ihrer Mitglie der 
dazu zu wählen, fowie drei Stellvertreter, welche für den Fall der Ber- 
binderung der Mitglieder in der durch die Wahl beftimmten Folgeordnung 
einberufen werden. 

Beit und Ort der Sitzungen zu beftimmen, behalte Ich Mir vor. 

Die Sigungen find nicht öffentlich. 

Ih ermäcdtige Sie, die zur Ausführung diefes Meines Erlafieg, 
welcher dur dag Geſetzblatt —* Elſaß⸗Lothringen bekannt zu machen 
iſt, erforderlichen Anordnungen zu treffen.“ 

Berlin, den 29. Oktober 1874. Wilhelm. 

(gegg3.) Fürft v. Bismard. 


Das deutſche Reichsintereſſe in Elſaß-Lothringen. 


30. November. Rede des Fürſten Bis marck bei der erſten Be 
rathung des Haushalts der Reichslande. 


‚(Gegenüber den Reben der ultramontanen elſaß⸗ lothringiſchen Ab- 
geordneten Winterer und Simonis.) 

„Ich halte es nicht für angemeſſen, auf die Einzelheiten in der Rede 
des Herrn Vorredners und ſeines engeren Landsmannes von der legten 
Debatte einzugehen, weil die Standpunkte, auf denen wir und befinden, 
in infommenfurabel find, als daß wir zu einer Berftändigung, zu einer 

iderlegung, die überzeugend wäre, kommen könnten. Wir ſprechen 
gewifiermaßen verjchiedene Sprachen und verftehen und gegenjeitig wicht, 
weil wir, obſchon beide deutſch fprechend, doch von verjchiedenen - 
fägen, die wir als wahr und richtig annehmen, ausgehen. Der Herr Bor- 
redner bat diefes Inlommenfurable zwifchen unjeren Standpunften am 
ſchärfſten damit gezeichnet, daß er und vorwarf, daß wir bei Aulegung 
der Univerfität in Straßburg das Neichsintereffe und nicht das Intereſſe 
Elfaß »Lothringens im Auge gehabt hätten. Ich Tann allerdings nur das 
Reichsintereſſe verfolgen und ich hoffe, die Elfälfer werdeu mit der 
Zeit dahin fommen, daß fie das Reichsintereſſe als das ihrige 
betrachten. Bisher find fie nicht auf dem Standpunfte, und 
ift die Diskuſſion Über diefe Dinge zwifchen uns meines Erachtens ziemlich 
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mußig. Ja meine Herren, in der That, wir haben die Univerfität im 
Intereſſe der Reichspolitik angelegt, wie wir denn überhaupt die ganzen 
—ãA— lediglich im Intereſſe der Reichspolitik Deutſchland einver⸗ 
eibt haben. 

Das möchten die Herren ſich doch vergegenwärtigen und ſich nicht 
ihrer Stellung in dem Maße überheben, daß fie einer Körperſchaft von 
40 Millionen darüber Bormürfe machen, daß fie nicht die Kirchthurms⸗ 
interefjen von Elfaß Lothringen, fondern in erfter Linie die Reichsintereſſen 


lge. 

In NHeihsinterefje haben wir diefe Länder in einem guten 
Kriege, in einem Bertheidigungsfriege, wo wir uns unferer 
Haut zu wehren hatten, erobert; nicht für Elſaß-Lothringen 
baben unjere Krieger ihr Blut vergoffen, fondern für das 
Deutfhe Reich, für Peine Einbeit, für den Schug feiner Örenzen. 
Wir De bie Länder an und genommen, damit die Franzoſen 
bei ihrem nädhften Angriff, den Gott lange hinausſchieben 
möge, den fie aber doch planen, die Spite von Weißenburg 
nicht zu ihrem Ausgangspunkt, fondern damit wir ein Glacis 

aben, auf dem mir und wehren können, bevor fie an den 
bein fommen. 

Wir haben auch im Reichsintereſſe und nicht im Interefle von Eljaß- 
Lothringen die Herren frübzeitiger, als vielleicht nüglich war, — ich bin 
zu diefem Wagniß nicht ohne lebhaftes Zureden gelommen — in unferen 
Schooß hier aufgenommen und fie an den Wohlthaten der Reichsverfafſung 
tbeilnehmen lafjen — nicht um Ihretwillen meine Herren — wir konnten 
bier ohne Sie leben — fondern lediglich im Interefie des Reiches, damit 
man bier mit lebendiger Theilnahme den dortigen Vorgängen folge, damit 
man auß diejer Kritif, wie fie bier geiibt wird, aus diefer entfchieden ab» 
geneigten Kritik doch genau die Fehler unferer Verwaltung fehe, die ja 

ewiß da find. Ach bin felbft den Herren dankbar für Vieles, mas fie 
—* — und fühle mich davon getroffen; wir find Menſchen und können 
nicht8 anderes als Meenfchliches Ieiften, und die Leiftung wird uns durch 
da8 MWiderftreben, was dort ftattfindet, ja in hohem Maße erſchwert, 
und es ift nicht leicht, die brauckhbarften und tlchtigften Elemente unter 
den Beamten dort fofort dauernd gewiffermaßen auf der Brefche zu erhalten. 
halte es im Ganzen immer für nüglich, daß diefe Herren hier 
fprehen und alle Schattenteiten beleuchten, die fie herausfinden können. 
Ich ſchätze an dem ganzen Regime der neueren Zeit nichts fo fehr, als 
die abſoluteſte Deffentlichkeit, es fol fein Winkel des öffentlichen Lebens 
dunkel bleiben, und müßte felbft nur das gelbliche Dämmerlicht auß der 
Blendlaterne, mit der die Herren Vorredner ung in diefer Sache beleuchten, 
auf ihre Schäden fallen, — es ift immer beffer, als daß fie unbeleuchtet 
bleiben, und hätte e8 auch nur die Folge, daß der „Fluch der hohen 
Meinung,” mit der die befte Berwaltung und Bürenufratie fid 
fo leicht täuſcht, einige Verminderung erleide. Ich bin danfbar für die 
ſchärfſte Kritik, wenn fie nur fachlich bleibt; ob fie hier überall fachlich blieb, 
wird ſich nachher ausweiſen, fie wird eine fachliche Erwiderung finden. 

Ich habe alfo nur betonen wollen: wir ftehen hier auf dem Reichs⸗ 
intereffe, die Herren ftehen theils auf dem Lokalintereſſe, theils auf dem 
Interefie ihrer Bergangenbeit, die fie nad) Paris weit, theilß auf 
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dem Intereſſe einer Gegenwart, die fie nah Rom weiſt. Wir ftehen 
auf ganz verfchiedenen Standpunften. Die Intereffen von Eljaß-Lothringen 
und die des Reiches werden — davon bin ich überzeugt — ſchließlich zu⸗ 
fammenfallen, wenn auch nicht dadurd, daß wir die Reichöpolitif dem 
lofalen Bedürfnig von Elfaß-Lothringen unterordnen und daß wir unjere 
Neichspolitit jo einrichten, wie die Herren Winterer und Simonis 
fie billigen oder uns vorfchreiben; dabei würden wir dem Reiche ein 
furzes Leben geben. 

Ich habe noch einige Worte über das Statut des Tandesaus- 
ſchuſſes zu bemerken. — Es ift fehr richtig: ich habe vor 2 bis 3 
Jahren, und ich fann genauer fagen, bi3 zu dem Zeitpunft, wo wir die 
jegt unter und anmefenden Abgeordneten von Elfaß- Lothringen kennen 
lernten, einigermaßen fanguinifchere Anfichten über die Möglichkeit gehabt, 
in Elfaß- Lothringen bald ein fonftitutionelles und parlamentariihes Leben 
groß zu ziehen. Ich will glei nachher da8 Element näher fennzeichnen, 
welches mich da in eine Zäufchung induzirt hat. Nachdem wir nun die 
Tonart kennen gelernt haben, in der die gewählten Vertreter von Elfaß- 
Lothringen die Neichspolitif, die Reichsintereſſen auffaffen, habe ih — 
ih bin fonft nicht fchüchtern in der Politit — doch ein gewiſſes Bangen 
und Bagen empfunden, ob ich dem Reiche den Schritt zumuthen darf, 
der dahin führen kann, daß wir in Eljaß- Lothringen eine parlamentariiche 
Inftitution fhüfen, deren Majorität oder Gefammtheit von der Gefinnung 
und Auffaffung der Herren Abgeordneten Simonis und Winterer 
fein könnte. Ich glaube, daß ein folhes Parlament für den europätichen 
Frieden eine große Gefahr in fich bergen würde. Ich vermuthe, daß die 
Wahlen demnähft anders ausfallen würden, als die jegigen ausgefallen 
find; aber ich bin zu wenig davon gewiß, wir müflen andere Proben erft 
fehen. Ein Barlament, mweldes feine Anfpirationen haupt— 
fählih dem franzöfifhen und römifhen Intereſſe entnehmen 
würde, fönnte nicht befteben ohne einen dauernden Konflikt 
zwijchen diefem Parlament und der Reihsregierung. Es würde 
eine erhebliche Aufregung in ber franzöfifhen Stimmung, vielleiht in der 
ganzen europätjchen, hervorrufen, und ich halte es für ſehr ſchwer, mit 
einer parlamentarifhen Berfammlung, in welder Anfıdten 
wie die bier von den elfälfifhen Abgeordneten vertretenen 
die Majorität befäßen, den europäijhen Frieden mit ders 
felben Wahrſcheinlichkeit auf ein Jahr und länger hinaus zu 
berechnen, wie e8 jegt der Ball ift. Sch habe deshalb der Vorlage 
des Statutd gerade die Form und den Weg angemwiefen, in dem e8 an 
Sie gelangte. Ich wage nicht, fo gerne ich e3 thun würde, dieſe Sache 
in eine Form zu bringen, bei welcher der Reichstag in die Lage käme, 
entweder fie zu vermerfen — was vielleicht Ihrem Gefühle nicht ent- 
Ipräche, indem auch Sie ein Berfuhsftadiun gern gewähren würden — 
oder fie zu genehmigen und dadurd eine Inftitution zu Ichaffen, die nur 
durh ein Gejeg mit Zuftimmung des Reichstags mieder aus der Welt 
gefchafft werden könnte. Wenn Tehr flagrante Dinge pajfirten, würden 
wir jolhe Zuftimmung des Reichstages erbitten und erlangen; aber die 
Herren werden felbft gewiß mit mir darüber einig fein, wie ſchwer und 
unangenehm eine ſolche Zumuthung fir eine parlamentarifche Berfammlung 
fein würde, etwas der Art wieder aufzuheben, und ich ſage, wir haben’ 
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dieſen Weg gewählt, damit wir, wenn wir ſähen, die Ent— 
ſchloſſenheit, die Neigung, die elſäſſer Geſchäfte mit Nüd- 
fiht auf die Zugehörigfeit des Landes zum Deutfhen Reiche 
zu behandeln, ift noch nicht in hinreihendem Mafßevorhanden, 
noch zumarten, und namentlich die Wirkung des Schulunterricht3 ab- 
warten können, den der Herr Borredner fo tadelte, und in Bezug auf 
den ich ihm fage, daß das einer der Punkte ift, tiber den ich mit dem Herrn 
Abgeordneten Dunder, fo viele Meinungsverjchiedenheiten fonft zu meinem 
Dedauern vorhanden find, vollftändig einverftanden bin: wır werden 
höchſt wahrſcheinlich und ſicher noch viel energifcher einfchreiten 
müffen. 

Wir glauben, daß der Schulunterriht in Elfaß und Lothringen zu 
den befferen in Frankreich, aber doch, wie in Frankreich überhaupt, im Ver» 
gleih zu Deutfchland noch immer nicht zu den guten gehört hat. Sie 
jehen, wohin die franzöfifche Nation unter folder Leitung des Schul⸗ 
unterricht8 mit der Zeit gefommen ift, jo daß es jehr ſchwer ift, etwas 
Feſtes mieberherzuftellen, indem der Zuftand des öffentlichen Unterrichts 
und feiner Ergebniffe der Art ift, daß es zu leicht ift, die Bevölkerung 
über ihre wirklichen Intereſſen zu täuſchen — um nicht zu fagen zu be— 
lügen — damit fie feinen ficheren und Haren Ausdrud ihrer eigenen Wünjche 
und Intereſſen in eine parlamentarifche Verfammlung hineinbringe. Im 
franzöfifhen Wefen liegt ja eine fprüchmwörtliche Leichtgläubigkeit, von der 
ih die elfähler Benölferung auch noch nicht Losgerifien hat. Ganz frei 
von der Mitjchuld ift die Art von Schulunterricht nicht, die bisher dort 
ftuttfand, an der jehr viele Elemente theilnahmen und Einfluß übten, die 
um ihrer Herrſchaft und ihres Einfluffe® willen ein Intereſſe hatten — 
ih will nicht fagen, an der Berdummung der Jugend, aber doc daran, 
daß fie nicht zu Klug werde, 

Wir halten an den Anfichten, die früher in Bezug auf eine Her- 
ttellung einer elfäffer Raudesvertretung von mir vor Ihnen geäußert worden 
find, durchaus feit; mern wir dem nicht näher treten wollten, aber vor= 
fihtig näher treten, fo würden wir auch dieſes Statut nicht eingebracht 
haben, das ja einer weiteren Ausbildung fähig ift. Ich habe zum Beis 
jpiel gar fein Bedenken gegen die Deffentlichkett, witrde aber, wenn die 
Lokalbehörden Wefentliches dagegen hätten, mit meiner Meinung nicht 
durch die Wand gehen, fondern auf diefelben hören; aber ich nehme an, 
daß fie zuläfftg fein wird. Dann werden wir ja hören, ob dort wirklich 
elfäjfifche und deutfche Politik, oder fremdartige Tendenz» 
politif getrieben wird. 

Ganz beftimmt werden wir aber in allen unferen Schritten 
in erfter Linie von den Intereſſen und vor allen Dingen 
von der Sicherheit des Reichs, feines Gebietes und feiner 
Grenzen geleitet werden, und werde ich mich, fo wenig ich fonft 
por einem gebotenen, dreiften Entſchluß in der Politik zurüd- 
jhrede, dur Vorwürfe oder durch Ueberredung nicht dahin 
bringen laſſen, die Intereffen des Deutſchen Reihes aus 
Gefälligkeit für ſolche Elfäffer zu gefährden, die im ganzen 
niht zu unferen Freunden gehören, und ih werde aud da 
den Hünfgen der Mehrheit meiner deutfhen Mitbürger, 
jo wie fie fih in der Bertretung bier im Reichſtage, und den 
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Wünfhen der deutfhen Regierungen, wie fie fi im Bundes- 
rathe ausfprechen, ſehr gern zugänglich fein; aber verlangen 
Sie von mir nit die Rolle, daß ich auf einem fo brüdigen 
und für die Sicherheit und Ruhe des Reiches bevenklihen 
Boden mit einer gemiifen ffürmifhen Eile vorausdrängen 
foll, immer bereit bleibend, die Berantwortnng für die Folgen 
zu tragen. Ehe wir weiter vorfchreiten können, müſſen uns 
weitere Wahlen die Proben liefern, ob dort wirklich die 
Elemente dauernd die Oberhand gewinnen, die dahin fireben, 
die Gemüther dem Deutſchen Reihe und der deutfhen Re» 
terung zu entfremden; und wenn das der Fall fein follte, 
eo müßten wir erft von der Befferung des Schulunterridts 
und von der heranwachſenden Generation eine Beflerung der 
Berbältniffe erwarten, die bis jegt fchief und in unrichtiger 
Strablenbredung von den Wählern gefehen werden, fo lange 
die Potenzen, die an der Irreleitung und Unterdrüädung ber 
jugendlichen Intelligenz ein Intereſſe haben, in den Schulen 
ort no wirkſam fein können.“ 


— — — — — — 


Mißachtung der Geſetze und Einſchreiten der 
Obrigkeit. 

21. November. Aeußerung des Fürſten Bismarck bei der Be— 

rathung des Antrags auf Freilaffung des Abg. Bebel x. 


(Auf die Rede des Abgeordneten Windthorſt, welcher über bie 
Zunahme der Einfperrungen Klage geführt hatte.) 

„Der Herr Vorredner veranlaßt mich, gegen meine urſpüngliche Ab- 
fit, mich mit einigen Worten in die Debatte zu mifchen, dadurch, da 
er die Häufigkeit der Einfperrungen, die Thatjache, daß es fich ſehr häufig 
wiederholt, daß Leute in das Gefängniß kommen, in einer Art und Weiſe 
portrug, als wenn fi daraus ein Vorwurf gegen einzelne Regierungen 
oder gegen die Reichöregierung begründen ließe; einer von biefen Bormürfen, 
die nicht ausdrüdlich ausgejprochen worden, überläßt dem Leer, daß an 
al’ diefen Uebeln irgend eine Ungerechtigkeit, von Seiten des Reichs oder 
der Regierungen, Schuld wäre, zwifchen den Zeilen zu lejen. Es genügt 
dazu der Vortrag mit dem Tone fittlicher Entrüftung Ein Schuldiger 
muß dod fein, und als fehuldig, fobald die Anklage von der Stelle des 
Borrednerd und von der Stelle des Herrn erften Redners ausgeht, denkt 
man fid natürlich die Regierung. Ich möchte diefem Eindrud doch mit 
wenigen Worten entgegentreten, indem ich fage: wenn ſehr viele Beifpiele 
vorliegen von — ich mwiederhole den Ausdruck — von Einfperren, denn ich 
finde fein entfprechendes Subftantivum, was ich aus Gefängniß bilden könnte 
— menn das alſo fehr häufig vorfommt, fo ift das allerdings eime fehr 
bedauerliche Erfcheinung, keineswegs aber ein Beweis, daß die Regierung 
nicht ihre Schuldigfeit thäte. Der würde dann erft geführt werden können, 
wenn man auch nur in irgend einem Beifpiele nachweifen könnte, daß die 
Gefängnißhaſt im Widerfpruch mit den Gefeten verfügt wäre. Das zu 
verjuchen, bat fich der Herr Vorredner, der leute ſowohl wie der erfte, 
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fehr wohl gebütet; er hat dunfel ein Mißbehagen angedeutet, daß häufig 
Leute unerwartet ins Gefängniß geriethen, bat e8 dem Bublifum überlaffen, 
den Miffethäter zu errathen, der eigentlich daran fhuld if. Ja, meine 
Herrn, das ift, wie bei der Abfhaffung der Todesftrafe Jemand fagte: 
„Laßt doch die Herren Verbrecher erft anfangen mit der Aufhebung des 
Mordes!* Das Häufige Einfperren liegt nicht an denen, die das Geſetz 
bandhaben und es mit pflichtmäßiger Strenge und Gleichmäßigkeit hand⸗ 
haben; es liegt an denen, die daß Geſetz übertreten. 
Das, was der Herr Vorredner anführte, iſt nur ein Beweis, daß 
die Gefeßesübertretungen in neuerer Zeit zahlreicher find, wie früher, daß 
die Achtung vor den Gefegen erheblich geſchwunden if. Fragen wir ung 
nun: Woran liegt da8? An der übermäßig gefteigerten Strenge unjerer 
Geſetzgebung? Das kann man doch nad unfeter neuen Gejeßgebung wahr⸗ 
lich nicht fagen; im Gegentheil, ih hörte fie vielfach zu großer Milde an⸗ 
Hagen. Es liegt darin, daß die Tendenz der Kritik, die Tendenz der Aufs 
lehnung gegen die Gefege überhaupt Schichten der Gefellichaft ergriffen 
at in denen fie früher nicht heimifch war; e8 liegt in den hodhftehenden 
eifpielen derer, die vorzugsweiſe auf die Achtung vor dem 
Geſetze halten follten, die aber in erfter Linie das Beifpiel 
ber Mißachtung, der Bekämpfung der Gefete, der Auflehnung 
gegen bie Geſetze geben. Dieſe Beifpiele wirken ſehr nachtbeilig. Es 
iegt außerdem wahrfceinlich in den Grundjägen, die auf die Erziehung 
unjerer Jugend unter dem in den legten 25 Jahren beftandenen Aufſichts⸗ 
weſen angewandt find. Die Thatfache ift, daß unter diefen Einwirkungen 
eine Berwilderumg in unferen fozialen Verhältniffen eingerifjen ift, die in 
der neueften Cosagun von der Pflicht, den Gefegen zu gehorchen, die 
von hoher Stelle gegeben find, nur ihre Beftätigung gefunden hat.“ 


Die Reichs⸗Juſtizgeſetze. 
24. November. Aeußerung ded Zuftiz-Minifterd Dr. Leonhardt 
bei der erften Leſung der Juſtizgeſetze. 


— ‚Wer die Geſetzentwürfe unbefangen prüft, wirb nicht wohl verfennen 
Innen, daß fie einen bebeutenden Yortichritt in der Gefehgebung bilden; es 
handelt fich nicht um leichte Arbeit, ſondern um die reifen Früchte der ernſteſten 
Geiſtesthätigkeit. Vollendet ſind die Geſetzentwürfe nicht, denn Vollendetes zu 
ſchaffen iſt den Geſetzen nicht möglich; auch ſoll nicht behauptet werden, daß ſie 
das erweisbar Beſte enthalten. Denn die Reichsjuftiggefeßgebung iſt in einer 
anderen Lage, als die Geſetzgebung des Einzelſtaates. ie Mannigfaltigfeit der 
Verhältnifſe ift fo groß, daß es faum möglich ift, biefelben in ihrer vollen Be⸗ 
beutung zu erfennen und zu würdigen, insbeſondere auch nach dem Gefichtspunkte, . 
ob fie einen berechtigten Anſpruch auf orteriftenz haben. Bei der Bearbeitung 
von größeren Reichsjuſtizgeſetzen muß deshalb bie Revifion von vornberein als 
ein maßgebenber Faktor Tür bie Geſetzgebung in Betracht gerogen werben; wer 
das verkennt und in der Revifionsbebürftigleit ein Uebel exblidt, das hätte ver- 
mieben werben können, ber beweift bamit, daß das legislative Schaffen eine 
ebeufo ſchwere, als die Kritik eine ſehr leichte Aufgabe if. Ich bin Überzeugt, 
daß unter Ihnen auch nicht ein Einziger ift, welcher den Inhalt ber Geſetzent⸗ 
wärfe durchweg billigt. Sie befinden ſich in der gleichen Rage mit den verbüindeten 
Regierungen. Manche verblindete Regierung wirb wünfchen, daß das Cine ober 
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Andere, vielleicht fehr Wichtige anders gemacht wäre. Allein bie verbündeten Re- 
gierungen haben, um zum Ziele zu gelangen, unb eingeben! bes Wortes: „Das 
Beffere ift ber Feind des Guten,” geglaubt, Nefignation üben zu müſſen und 
haben große Refignation geübt, und jo möchte ich auch Ihnen, meine Herren, 
zurufen: verfhmähen Sie nicht das Gute wegen bes Befferen, üben Sie Kefig- 
nation und zwar große Refignation! Nur wenn Sie das thun, kann auf bie 
—— Fr Werkes gerechnet werben, beffen fachliche und politiſche Bedeutung 
gleich groß if.“ 


Welt-Poftvertrag. 
Aus der Reichstagsfiung vom 30. November. 


"Das Wefen und die Bedeutung des Vertrages. 
Einleitende Rebe des General Poftvireltor® Dr. Stepban. 


„Meine Herren! Indem bie verbündeten Regierungen fich in der erfreu- 
lihen Lage befinden, Ihnen heute bie Urkunde über die Gründung eines allge- 
meinen Poftvereins vorzulegen, glauben fie von der Borausfegung ausgeben zu 
dürfen, daß e8 einer bejonderen Empfehlung ber Vorlage vor dieſem Hohen Haufe 
nicht erft bedarf. In der That enthält biejelbe im Wefentlidden nur die eure⸗ 
päiſche Beftätigung, man barf jagen, die univerfelle Anerkennung ber Grunbiäge, 
welchen der Reichsſtag bei einer Heihe vorangegangener Berathungen von Einzel» 
verträgen bereits jeine Zuftimmung ertheilt bat. — — 

Der vorliegende Vertrag beziwedt nicht eine Vereinigung zu einem beftimmten 
Unternehmen, welche ſich auflöft, wenn der Zweck biefes Unternehmens erfüllt if; 
er ift auch nicht Darauf berechnet, nur für gewiffe Zeiten und für gewiffe, hoffentlich 
immer feltener werdende Lagen in Anwendung zu fommen, in denen bie Völler 
blutige Kriſen durchſchreiten. Er will auf jeinem Gebiet eine dauernde Einridy- 
tung, einen fortlebenden Organismus Ichaffen; feine Anwenbung wird täglich und 
ftündlih, von Land zu Land, von Welttheil zu Welttheil ftattfinden, jei es im 
dem weiten Gezweige ber Gejchäftsverbindungen ober in ben fletigen Borlomm- 
niffen des Familienlebens, fei e8 in dem großartig zunehmenden Austauſch ber 
Erzeugniffe der PBreffe oder in den Beziehungen der Männer der Kunſt und 
Wiſſenſchaft. Niemand in dieſer Hohen Verſammlung wirb an den Wirkungen 
bes Vertrages unbeibeiligt und von ihnen unberührt bleiben. Deutſchland wechſelt 
Ihon gegenwärtig mit ben hier in Betracht fommenden Ländern, ungeachtet ber 
jetigen hoben Zaren, 150,000 Briefe und BDrudjahen täglich, das ıft in jeber 
Stunde 6000 Stüd. Für die Beamten ber Poftverwaltungen wird der Vertrag 
feine Wirkung dahin äußern, Daß durch eine weitgehende Vereinfachung des Dienf- 
medhanismus ihnen die Ueberwältigung ber Arbeit erleichtert und mithin eine 
forreftere Handhabung berfeiben, mit welcher erhebliche Intereflen des Publitums 
verknüpft find, ermöglicht wird. 

Wir werben eine einheitliche Brieftare von 2 Sifbergrofchen bei dem gleich- 
förmigen Gewichte von 15 Gramm haben, und für Zeitungen, Drudjaden, Bücher, 
für die Erzeugniffe der graphiſchen Kunft und die Kompofitionen der Muft, 
ſowie für Handels» und Geichäftspapiere eine Tare von Y, Silbergroſchen bei 
dem gleihförmigen Gewicht von 50 Gramm. Diefe Taren werben, auch wenn 
bie franzöſiſche Republik, deren freier Entfchließung ber Beitritt oder Nichtbeitritt 
zum Vereine jetst noch offen ftebt, es in ihrem Intereffe liegend erkennen jellte, 
fih von dem allgemeinen Concert der Übrigen kultivirten Länder und deren Re- 
ierungen auszufchließen, gleichwohl Anwendung finden auf ein Gebiet ven über 

00,000 Duadratmeilen, weldhe bewohnt werden von mehr als 300 Millienen 
Menſchen, die den civilifirten Nationen der Erbe angehören. In biefem weiten 
Gebiete find für ben bier in Betracht kommenden Zwed bie politiichen Grenzen 
niebergelegt, und die Waffe war der Gedanke. — — 

nd fomit, meine Herren, übergeben bie verbiinbeten Regierungen Ihrer 
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prüfenden Berathung diefen Vertrag, welcher, erlaubten Sie mir zum Schluffe 
diefer Hoffnung Ausdrud zu geben, neben den Bortheilen, die er ben Nationen 
in materieller und geiftiger Beziehung gewähren wirb, ein, wenn immerhin kleines, 
fo doch hoffentlich recht gefundes Reis am Delbaume des Völlerfriedens fein wird.“ 


Die Aufnahme des Vertrages im Reichstage. 
Worte des Berichterftattere Abg. Miguel. 


„Ich glaube auf die volle Zuſtimmung bes Reichstages rechnen zu können, 
wenn ich fage, daß die Befriebigung, welche bie Bundesregierungen über ben 
Abſchluß dieſes wichtigen Werkes empfinden, im Reichstag und im beutichen Lande 
gleichmäßig getheilt wird. So verichieden auch unter uns und im Bolfe über 
mande Inftitutionen des Reiches und ihre Wirkungen die Anfichten fein mögen, 
das erfennt doch Das deutſche Bolf einftimmig an, wie fegensreich bie Einheit bes 
Poſtverkehrs in Deutjchland geweſen ift, und wie große Fortichritte wir der Poft- 
verwaltung in biefer Hinficht verbanlen. Um jo größer ift aber bie Befriedigung, 
wenn wir nun bier die Grenzen der Nationalität der einzelnen Bölfer über- 
ſchritten ſehen, wenn wir zum erſten Mal die Einbeitlfichkeit, die im Weltverkehr 
feblte, hier angebahnt fehen. Wir erbliden barin eine jehr wejentliche Erleichterung 
bes friedlichen Verkehrs und der Annäherung ber Böller unter einander. Wir 
können ſtolz darauf fein, daß das ganze Deutſchland es war, welches dazu bie 
Initiative gab, es gebührt gewiß unferer bentichen Poftverwaltung und ihrem 
Chef der Dank bes Landes bafür. 

Ich habe nur dies ausbrüden wollen, ich halte mit den verbilndeten Re⸗ 
gierungen es nicht für nothwendig, ein fo auf der Hand Tiegenbes heiljames 
Kulturwerk noch in feinen Einzelheiten zu rechtfertigen; ich bin überzeugt, daß 
der Reichstag dieſen Vertrag einftimmig annehmen wird.“ 


Ein Rüdblid auf die Entftiehung nes Welt-Poftvereins,. 
Aus den Dankesworten des General⸗-Poſtdirektors Stephan. 


„Die Anerkennung, welcher in fo berebter Weife Ausbrud gegeben wurde 
und der das Hohe Haus fich in fo ehrender Weife angeichloffen bat, verpflichtet 
mid, im Namen ber verbündeten Regierungen, zum lebhafteften Danke. Als in 
ber fetten Situng des Berner Kongreffes eine ehrende Kundgebung ähnlicher Art 
erfolgte, ergriff ich bie Gelegenheit, daran zu erinnern, daß ſolche Ergebniffe nicht 
das Verbienft Einzelner find, fondern daß dies im Geift des Beitalters, ben Be⸗ 
wegungen und Ideen, liegt, bes Zeitalters, das feine Infpirationen von oben 
empfäugt, an deren Ausführung alle denkenden Geifter der Zeit mitarbeiten. 

So weit Preußen dabei in Betracht fommt, wird es vielleicht für das 
Hohe Haus von ntereffe fein, wenn ich einen kurzen Rüdblid auf Die Entſte⸗ 
bungsgeichichte des Vertrages werfe, und da habe ich zu erwähnen, baß durch Die 
perjönlihe Entſchließung Sr. Majeftät tes Kaiſers bereit8 1868 Schritte zur 
Einleitung von Verhandlungen mit anderen europäifchen Regierungen anbefohlen 
wurben, um Eitverftänpniffe mit Deutfchland herbeizuführen, wie fie jett ange- 
nommen worden find. Eine erneute Anregung zu dieſem Werke des Friedens, 
wie es genannt wurde, erfolgte durch einen Erlaß an den Kaiferlichen Botichafter 
in Paris, der das Datum bes 6. Juni 1870 trug, unb es ift wirffich eine inter- 
effante aftenmäßige Thatfache, daß wir fo wenige Tage vor dem Ausbruche des 
blutigen Krieges eine fo geringe Ahnung davon hatten, daß uns ein folcher 
Kampf bevorftand. Als der Klang der Waffen verballt war, wurde u. A. aud) 
diefe Friedensarbeit wieber vorgenommen unb fo weit gefördert, daß wir boffen 
durften, den Kongreß 1873 zu Stande fommen zu fehen. Es traten im lebten 
Augenblide Schwierigleiten ein und es mußte der Aufichub bis 1874 erfolgen, 
ein Aufihub, der dem Werke inbeffen nur förderlich geweſen ift, da bie barin 
borgeichlagenen Ideen mehr Eingang fanden: und die Geifter mit manden Bor- 
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ſchlägen, die Anfangs für unansführbar gehalten wurben, ſich body fo fehr ke 
freunbeten, daß dieſe Vorſchläge Farbe und Geftalt gewannen. Bon großem Ein- 
fluffe war dabei die Thatſache, daß zwiſchen Deutichland und Oeſterreich ſeit 
Zahren bereits ein Poftverein beftand, ber bie Nützlichkeit, die Möglichkeit und 
Zweckmäßigkeit folder Einrichtung in ausgezeichneter Weiſe dargethau hatte. 
Gleichwohl würben wir aber nicht jo ſchnell zum Ziel gekommen fein, weun 
uns nicht in ber ganzen Sache die Unterſtützung der übrigen Regierungen zu 
Theil geworben wäre. Bei allen Regierungen hatten unſere Vorſchläge das leb⸗ 
haftefte Intereffe erregt und bei faft allen thätigfte Unterftäung gefunden. Gerabe 
ber erleuchteten Auffaffung biejer Regierungen von ber Wichtigkeit des Zweces, 
ihrer Opferwilligkeit für das allgemeine Intereffe und ven ausgezeidneten Eigen- 
ſchaften ihrer Vertreter, bie fie nad Bern fanbten, ift es zuzufchreiben, baß ber 
Bertrag in fo kurzer Zeit bat abgefchloffen werben fönnen. Nicht minber wie bie 
europätichen Staaten haben auch die deutſchen Staaten und freien Städte, mie 
ich bereits bie Ehre batte zu erwähnen, im Bundesrathe dieſem Werke ihre volle 
und warme Unterftügung geliehen, unb ohne bie kraftvolle Förderung, bie bem- 
felben von feinem erften Entwidelungsfteabium an bis in alle folgenden Phaſen 
durch den oberflen Chef ber ReichE- Poftverwaltung, den Herrn Reichslanzier, 
und durch ben Heren Chef des Reichslanzler - Amts zu Theil geworben, würde 
das Wert wohl kaum Über den embryonifhen Zuftand binausgelommen fein. 
Aus Borftehendem wird nun ber geehrte Herr Vorredner, ber jo freunbiih 
war, ber Berion bes General. Poftbireftors Erwähnung zu thun, wohl entnehmen, 
in welchem Maße ber Antheil, den er bie Güte hatte ihm einzuräumen, redmzirt 
werben muß. So befheiben der verbleibende Reſt dieſes Antheils auch if, fo if 
in diefem Falle die Anerlennung ber Vertreter der Nation ein Titel, allezeit mit 
freudiger Genugthuung darauf zurüdbliden, und ich befenne gern, baß es in bem 
mühevoflen, opferbereiten Leben eines Staatsmannes in ber heutigen Zeit zu ben 
wahren Lichtbliden gehört, wenn man Durch die Gunft der Umflände das Glüd 
ebabt hat, feinem Vaterlande vielleicht einen Dienft zu erweiien, und wenn bem- 
Fefben bann dafür ber feltene Dank und vie feltene Ehre zu Theil wirb.” 


Diefen Worten folgte anhaltender Beifall von allen 
Seiten des Haufed, Auch der Reichskanzler Fürſt Bis- 
mard ſchloß fih mit dem Ausdrude freudiger Theilnahme 
den Zeichen der Anerkennung des Reichstages für Den 
General» Poftdireltor an. 


Der Welt: Poftvertrag wurde ohne weitere Erörterung 
jofort in erfter und zweiter Berathung mit Einftimmigfeit 
genehmigt. 


Der Reichskanzler und die Reichsämter. 


1. Dezember. Rede des Fürften Bismarck bei der Beratbung über 
die Einſetzung eined Reichs-Juſtizamts. 

„Nur einige Worte über die Natur der Berantwortlichfeit, die ih 
als Reichskanzler zu tragen glaube und meine Anſicht über die Frage, 
inwieweit ich mi zu einem abftracten Begriff verflüchtige, inwieweit ich 
materiell in die Sachen einzugreifen habe, um unter Umfländen meiner 
Berantwortlichleit gerecht werben zu fünnen. 

Es wäre ja eine fehr anmaßliche Behauptung, wenn ich glauben zu 
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machen verfuchte, daß ich alle Einzelheiten des weiten Geſchäftskreiſes, für 
den ich die Verantwortlichteit trage, jelbft zu überfehen und jelbftthätig 
zu betreiben oder auch nur mit Sicherheit an eurtbeilen vermöchte. Darin 
fann meines Erachtens die Berantwortlichleit des Reichskanzlers nicht ges 
ſucht werben, daß jede fpezielle Maßregel innerhalb des ganzen Bezirks, 
für den er verantwortlich ift, gerade als von ihm perfönlich herrührend 
und gebilligt angefehen wird. Sch bin meines Erachtens dafür verantwort⸗ 
ih, daß an der Spite der einzelnen Zweige der Reichsverwaltung Yeute 
ftehen, die nicht nur dazu befähigt find, fondern die ihre Verwaltung aud) 
im Großen und Ganzen in der Richtung des Stromes führen, den das 
deutfche politiiche Xeben nach der augenbliclichen Richtung des deutjchen 
Geiſtes und der deutichen Geifter zu laufen genöthigt ift, daß fein Zwieſpalt 
nicht nur innerhalb der verjchiedenen — lafien Ste mid) einmal den Aus⸗ 
drud gebrauchen — Reich» Dlinifterien, fondern auch kein Dauernder prins 
ipieller Zwiejpalt innerhalb der großen Körperfchaften, die dem Reiche 
* Geſetze und Einrichtungen geben, einreiße, auch kein Mißtrauen und 
keine Feindſchaften zwiſchen den einzelnen Bundesgliedern; im Weſentlichen 
aber dafür, daß an jeder Stelle, die zu beſetzen iſt, Jemand ſteht, der 
nach dem gewöhnlichen Ausdruck „tanti“ iſt, dieſe Geſchäfte zu beſorgen. 

Für alle Einzelheiten mir die Berantwortung zuzumuthen, 
das wäre fehr ungereht und wäre Uebermenſchliches von mir 
verlangt. Ste dürfen deshalb nicht fagen, daß dadurch ein Theil der 
Gefchäfte gewiſſermaßen, weil von mir ungededt, von jeder Berantwort- 
lichleit fret wäre, indem derjenige, der es vorbringt, die verfaſſungsmäßige 
Beantwortlichkeit nicht zu tragen bat, und derjenige, der fie trägt, ſich 
damit entjchuldigt, daß er jagt: ich kann das Alles unmöglich überfehen, — 
fondern Sie müffen fragen: weldhe Bürgfhaft einer moraliichen 
Berantwortlichleit haben Sie denn bei jeder anderen Einrich— 
tung, die nicht aufeine einzelne Perfon geftellt wäre? Gerades 

u gar feine! Wer hat in einem Kollegium, welches aus 8 oder 10 
Feibfitändigen Miniftern befteht, in dem keiner ohne den Willen des anderen 
eine irgend erbeblihe Bewegung machen Tann, in dem feine Maßregel 
anders als durch Stimmenmehrheit beichloffen wird, — wer hat die Ber- 
ontwortung zu tragen? Wer trägt die Verantwortung der Beichlüffe einer 
barlamentari‘ en Korporation, wie der Reichstag? Offenbar kann fie bei 
keinen Einzelnen gejucht werden! — Sie können die Berantwort- 
lichleit nur bei einem Individuum Juden, niemals meines 
Erahtens bei einem Kollegium, mo ‘Jeder berechtigt ift, fich damit 
a entjchuldigen, er hätte wohl gewollt, aber die Anderen nicht, und wo 

einer weiß, wer der Andere und mer der Eine ift. 

Ich Tann, mie 'gefagt, unmöglich in der Seele eine jeden der höheren 
Reichsämter fteden, vo daß ich Alles felbft leite; aber ich kann, durch eigene 
Beobachtung oder durch die Preſſe oder durch den Neichätag darauf auf« 
merkſam gemacht, fehr bald ertennen, ob irgendwo fi eine Strömun 
entwidelt, die mit der Richtung, für die ich verantwortlich bleiben wi 
niht im Einklange fteht. enn ich nun in der Reichspolitik die Ueber: 
—A gewinne, berechtigt oder irrthümlich, daß Mißbräuche oder fehler⸗ 
hafte Richtungen vorhanden find, dann bin ich berechtigt, verfügend einzu⸗ 
greifen, ich babe ein Veto gegen diefe Richtung. 

Ich bin fo thatenluftig und geichäftshungrig nicht, daß ich das Be⸗ 
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dürfnig hätte, meinen Gefchäftstreis ſehr wefentlich zu erweitern, — im 
Gegentheil; aber icy glaube, daß die Leitung einheitlih nur dann 
fein fann, die Berantmwortung alfo aus nur dann getragen 
werden fann, wenn an der Spige Jemand fteht, der beredhtigt 
ift, zu verfügen. ch würde mir felbft das Geſchäft fehr erfchweren, 
wenn ich von diefer Berechtigung einen leichtfertigen und fehr bereitwilligen 
Gebrauch machen wollte; aber e8 genügt jehr oft, daß man eine Waffe 
bat, und daß dieſer Befig befannt ift, ohne daß man in die Nothwendigkeit 
fäme, fie zur Anwendung zu bringen. Mit diejer einzihtung iR 
auch meines Eradtens das Snftitut jelbftftändiger Reichs-Mi— 
nifterien, immer unter der Leitung eines Premier-Minifters, 
mit den meines Eradtens allein Fonftitutionell möglichen 
Verantwortlichkeits-Grundſätzen vereinbar; aber da können 
Neih8-Minifterien einen fehr hohen Grad von Selbfiftändig- 
feit gerade fo üben, wie in ausgebildet konftitutionellen Yän- 
bern, wie in England, und ich glaube, daß fich jogar diejenigen Juſtitute, 
die dem Reichskanzler⸗Amt als ſolchem mit untergeordnet find — die 
Poftverwaltung, die Telegraphenverwaltung, und fo auch wohl das künftige 
Reichs⸗Juſtiz⸗ Amt — einer jehr großen GSelbftftändigteit erfreuen und 
m — ſchwerlich klagen werden über ein bureaukratiſch bevormundendes 

ingreifen. 

Ich glaube, daß auch der heutige Geſchäftsumfang des Reichs— 
kanzler⸗Amts auf die Dauer für eine einzelne Perfſönlichkeit 
zu viel fein wird. Sie würden einmal nicht immer eine Perfönlichkeit 
von diefer erzeptionellen Arbeitöfraft, wie der jegige Chef des Reichskanzler⸗ 
Amts ift, aufzutreiben vermögen, und zweitens lo für diefe — mehrere 
Perfonen, möchte ich fagen, ın fich ſchließende — Leiftungsfähigfert wird 
es auf die Dauer doch zu viel werden, wir werden nothwendig da- 
bin fonımen, aus dem Reichskanzler-Amt — ic will nicht jagen 
im nächſten Jahre, die Zeitbeftimmung ift dabei gleichgültig, ich ſpreche 
nur von einem Biele, wie e8 mir vorſchwebt — ein Juftiz-Minifterium 
zu entwideln, welches fo felbjtändig ift, wie e8 fein fann, wenn überhaupt 
noch ein Minifterpräfident die Verantwortlichkeit für deſſen Thätigkeit 
tragen jol. Wir werden vielleicht ein Yinanz=- Minifterium, wir werden 
ein Handel8- Minifterium daraus entwideln können; wir werben, wenn 
ElfaßsLothringen in diejer Verbindung bleibt, en Minifterium für 
Elſaß-Lothringen entwideln können. Die Grenze der Selbft- 
ftändigfeit diefer Diinifterien liegt ja fehr viel weniger in den Rechten, 
die der Reichskanzler beanfprucht und innehalten fol, wenn er ſich nicht 
jelbft überſchätzt und nicht die Grenze menſchlicher Thätigkeit überfchägt; 
fie liegt vielmehr in den verfaffungsmäßigen Rechten des Bundes: 
raths. Da würde ich auch rathen, an einer verfaffungsmäßigen Einrich⸗ 
tung gar nicht oder nur ſehr vorſichtig zu rühren. — — — 

Ich wiederhole in Kürze: In der Stellung des Reichs— 
fanzler8 und in den Anſprüchen, die ich mit br verbinde, 
liegt in feiner Weife ein Hinderniß, die Gelbftftändigfeit der 
Minifterien, die dem Reichſskanzler die Berantwortung tragen 
helfen, fo weit außzudehnen, wie die verfafjungsmäßigen Be- 
eeätigungen des Bundesrath8 esirgend geftatten. Wollen Sie 
aber einen Reichskanzler haben, der Ihnen perſönlich verantwortlich bleibt 








119 
1874. 


— moralifh und juriftifh, — dann müflen Sie ihm entweder die Be- 
fugniß geben, verfügend einzugreifen in den Lauf eines Kollegen, 
für deſſen Berfahren der Reichskanzler die Verantwortung nicht mehr über⸗ 
nehmen will (und fo fteht e8 jegt), oder Sie müßten ihm eine Berechti⸗ 
gung beilegen, die ich nicht annehmen möchte, weil fie in das Majeſtätsrecht 
des Kaiſers eingreift und eingreifen würde, daß er die Entlaffung eines 
beftimmten Minifterd oder hohen Beamten, für den er die 
Berantwortung nit weiter übernehmen will, verfafjungs- 
mäßig als fein Recht fordern darf. Eines von beiden merden Sie 
einen Ranzler, der verantwortlich fein fol, immer bemilligen müflen. Das 
erfte aber genügt, um den Reichskanzler in den Stand zu jeßen, eine 
feiner Berantwortlichleit entfprechende Macht zu üben, und fteht anderer- 
feit3, wenn Sie ſich nicht einen unvernünftigen, vechthaberifchen Reichs⸗ 
kanzler denken, der ſich in Dinge miſcht, von denen er nichts verftebt, 
dem nicht entgegen, daß jeder Minifter neben ihm fi fo frei 
entwidle, wie Sie ihn irgend brauden können.“ 


Die auswärtige Politik des Fürſten Bismard und die 
Ultramontanen. 


4. Dezember. Rede ded Fürften Bismard gegen den Abgeord- 
neten Förg. " 


[„Diejer führte Beichwerbe darüber, baß ber in ber Neichsverfaffung 
vorgeſehene Ausihuß des Bunbesraths für auswärtige Angelegenheiten an- 
geblih nicht in Wirkfamfeit getreten fei. Derfelbe fei dazu eingelett, damit 
es „bem Leiter ber auswärtigen Angelegenheiten nicht geftattet fei, auf ben 
verſchlungenen Wegen der Diplomatie die Dinge fo zu präpariren, baf bie 
Bertreter der Bundesftaaten plötzlich nicht im Stande wären, zu beurtbeilen, 
wer Angreifer und Angegriffener fei.” Gerade in dieſem Jahre fei in ber 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten in ſehr greifbarer Weiſe das perfdr- 
liche Regiment (bes Reichslanziers) hervorgetreten, — da wäre ſehr zu wänfchen 
gewejen, baß die Vertreter der übrigen Bunbesftaaten mäßigend und beru- 
bigend hätten einwirken fönnen. Der Redner wies darauf bin, daß ber 
Reichskanzler „einen kalten Wafferftrahl” nad Verſailles gerichtet habe, blos 
weil ein paar Fatholifche Biſchöfe aufregende Hirtenbriefe erlafien hätten. Das 
bätte leicht zu einer flagranten Einmiſchung in bie franzöflihen Angelegen⸗ 
beiten und zu einem Religionskriege führen können. Noch bringenber wäre 
die Einwirkung bes diplomatiſchen Ausſchuſſes bei ber ſpaniſchen Frage ge- 
weſen, welde zu ber Zeit vom Himmel gefallen fei, „als wegen bes verwe⸗ 
genen Verbrechens eines halbverrückten Menichen ein guter Theil ber Deutſchen 
geradezu in's Deliriren gerathen war.” Der biplomatifche Ausſchuß hätte 
den Reichskanzler vermutblih vor dem befanuten ruſſiſchen Widerſpruch be- 
wahrt, vor dem Fiasco, das der Neichslanzler wohl um Bieles gern unge- 
ſchehen machen möchte.“ 


(Die deutſche Politik und bie Bundesregierungen; die 
AUnerlennung Spaniens und Die europäifche Bolitil; das 
Kiffinger Attentat und die ultramontane Partei.) 
„Dei aller Bereitiwilligkeit, auf fachliche Anfragen bei Gelegenheit der 
Budgetdisfuffion Auskunft zu geben, wird es mir in diefem Falle doch 
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ſchwer, weil der Herr Redner eigentlich eine Frage, auf die man ant- 
worten Tönnte, nicht geftellt hat. Er hat die ganze Weltlage und das 
anze Ausland berührt, namentlich infoweit ed dem Reiche nachtheilig fein 
—* und im Auslande unangenehme Eindrücke macht. Mich in cine 
ſtaatsrechtliche Diskuffion über die Auslegung der Neichsverfaflung, über 
die Kompetenz dieſes Ausſchuſſes, über die Thätigkeit feiner Mitglieder, 
zu denen bekanntlich Preußen nicht gehört, mit dem Herrn Borredner zu 
vertiefen, da8 werden Sie mir hier nicht zumutben. 

Der Ausſchuß beftebt in voller Wirkfamleit, er beftehbt aus dem K- 
niglich bayeriſchen Miniſter von Pfregfhner, dem Königlich ſächfiſchen 
Minifter von Friefen, dem mürttembergifchen Gejandten von Spigem- 
berg, dem Großherzoglich badiſchen Miniſter von Frey dorf und dem 
Großherzoglich mecklenburg⸗ſchwerinſchen Vertreter von Bülow; aljo daraus 
wird der Gere Abgeordnete entnehmen, was er wahrfcheinlid wohl ſchon 
ohnehin gewußt hat, daß der Ausſchuß zu Recht befteht und zufammen- 
tritt, jo oft eineß der Mitglieder auf Berufung anträgt oder der Königlich 
bayeriihe Bundesbenollmäctigte ihn beruft. Daß das Bebürfnig nicht 
häufig eintritt, dafür forgt da8 Auswärtige Amt, indem es die verbündeten 
Regierungen durch Abjchriften der wichtigeren Depeſchen und durch Dit- 
theilung ber Ergebnifjie auf dem diplomatijchen Gebiete weit über jeine 
dienftlihe Verpflichtungen hinaus, und, fo viel ich habe erkennen Fünnen, 
unter voller Anerkennung der verbündeten Regierungen, auf dem Laufenden 
erhält. Wir haben in unferen auswärtigen Beziehungen redt 
reine Wäfche und nicht ſehr viel zu verbergen, wie Sie aud 
daraus erjehen, daß wir uns nicht daran fehren, ob die höchſten Beamten, 
die wir im Auswärtigen Amte anftellen, gerade dem einen oder dem an» 
deren Bundesftaate angehören. Wir haben zu allen Neichsangehörigen, 
fo weit fie nicht das Bertrauen durch politifches Berhalten irten, 
wir haben namentlich zu allen Reichſsregierungen ein unbegrenztes 
Bertrauen. Diefe Idee, als ob, wenn ein heimlich forgfältig präparirter 
Krieg oder fonft eine Abjcheulichleit geplant würde, diefer Ausſchuß, wenn 
er berufen witrde, dem auf die Sprünge kommen würde, ift ja ganz utopiſch 
und eigentlih doch mehr für Romane und Kinderlefeblicher berechnet. m 
Fahre 1874 ift meines Erachtens gar Fein Bedürfniß geweſen, daß irgend 
eine Ausſchußſitzung hätte flattfinden müflen, weil da8 Jahr 1874, mas 
bem Herrn Borredner, wie es fcheint, einen fo erjchredenden Eindrud ge 
madt bat, in den 13 Son Be die ich nımmehr an der Spike des Au 
wärtigen Amts von Preußen und Deutichland ftebe, eigentlich das ereig⸗ 
nißlofefte geweſen ift, was mir je vorgelommen if. — — 

Der Herr VBorredner hat außerdem eine — Thatſachen theils 
aus dem auswärtigen, theils aus dem inneren politiſchen Leben des ver⸗ 
gangenen Jahres berührt, auf die ich noch kurz eingehen muß, um irgend 
welchen Entftellungen vorzubeugen. 

Bon einer Intervention ift bei uns nach feiner Seite die Rebe 
geweſen in dem Sinne, wie er und der nterventionsgelüfte in Frank⸗ 
reich anklagte, weil wir uns über die aufrührerifche Sprache franzöfifcer 
Biſchöfe in Erlaſſen, die an deutjche Unterthanen gerichtet waren, be 
fchwerten. Es handelt fih da, juriftifch genau genommen, nicht einmal 
um außländifche Bilchöfe; denn die flagranteften Thatfachen betrafen ſolche 
Biichöfe, die Damals noch einen Theil der Diözefen im Deutſchen Reiche 
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befagen und infofern auch der Jurisdiktion des Deutſchen Weiche unter⸗ 
lagen. Aber auch in Spanien handelt e8 ſich um feine Intervention. 
Als ich die erfte Nachricht von der Ermordung des Hauptmann Schmidt 
erfuhr, fo ift mein Gefühl geweien: wenn das ein englifcher Zeitungs⸗ 
Korrefpondent, ein amerikaniſcher, ein rufflicher, ein franzöſiſcher geweſen 
mar, fo wäre ihm das nicht paffirt. E8 regte fi in mir die Er» 
innerung an alle alten Demüthigungen, die Deutfchland durch 
feine Zerriffenheit früher zu erdulden genöthigt worden ift, 
und ic fagte mir, e8 ift Zeit, das Ausland daran zn gewöhnen, 
daß man auch Dentfche nicht ungeftraft ermorden darf. Und in diefem 
Sinne war ih allerdings entfchloffen, den Vorgang nicht ungerügt und 
unbemerkt vorübergehen zu laflen. Wäre e8 den nölferreitfigen Ueber» 
lieferungen gemäß und geziemte e8 und, auf eine barbartjche, ich Tann 
fagen henkermäßige Berfahrungsweife in ähnlicher Weife zu antworten, 
fo Hätten wir am erften beften karliftifchen Hafen, den mir erreichen 
konnten, eine Landung gemadt, hätten den erften beiten karliſtiſchen 
Stab3offizier ergriffen und am Hafenthor erhängt. Das war das, 
was fih dem natürlihen Menſchen als Repreſſalie aufdrängte. In⸗ 
deſſen, ſo handeln wir nicht, denn wir ſind eminent friedfertig. Der Herr 
Vorredner vindicirt dieſen Charakter für Süddeutſchland hauptſächlich. 
Ich will ihm den ja nicht beſtreiten, aber friedfertiger wie der Herr Vor⸗ 
redner bin ich jedenfalls, da braucht man nur ſeine letzte Rede zu kennen, 
und wenn er mir als kriegeriſch vorwirft, ich hätte irgend einmal von 
einem Strahl kalten Waſſers zur Beruhigung aufgeregter Gemüther ge⸗ 
ſprochen, ſo kann ich mich nur darauf berufen. dag faltes Waffer 
ein eminent friedfertiges, abtühlendes Element ift. Ich würde 
dem Herrn Borredner rathen, recht viel Gebrauch davon zu machen. 
emnächſt lagen die Verhältniffe in Spanien nicht fo, daß mir für 
diefe an einem deutfchen Offizier begangene Mordthat die dortige Regie⸗ 
rung hätten verantwortlih maden können; denn fie hatte dort die Macht 
niht. Da mir nicht in der Rage waren, und in einer menſchlichen und 
für eine große Macht fchidlichen Weile Dergeltung zu nehmen, fo haben 
wir uns gefragt: wie ift es möglich, diefem Lande von jo ruhm- 
a ergangenheit und von fo bedauerlider Gegenwart 
in feinem jegigen Leiden einigermaßen zu helfen? Sch habe 
mir gefagt, das Richtigſte ift, wenn man die Reſte ftaatliher 
Öeftaltung, die dort noch vorhanden find, dadurd ftärkt, dag 
man fie anertennt, daß man den glimmenden Docht ftaatlicher Ord⸗ 
nung, der dort noch ift, nicht nollftändig auslöfchen läßt durch die Riva⸗ 
Itäten im Lande und etwaiger femdlicher Mächte, die andere Intereſſen 
baben, daß man die faktiſch noh vorhandene Madt dort, die 
von der Mehrheit des Volkes einftweilen getragen — ob 
innerlih anerfannt wird, weiß ih nit, — anerfennt und 
dadurch zu kräftigen fucht, damit man einer Fünftigen ftaatlichen 
Ordnung wenigſtens den vorhandenen Reſt von Kapital ftaatlicher In⸗ 
ſtitution noch übergeben kann. Wir glaubten, daß das der befte Dienft 
wäre, den wir der fpanifhen Nation leiften könnten, ihr 
nachher überlaffend, die Inftitution — die jetzige giebt ſich 
ja für eine dauernde felbft niht aus, fondern für eine über» 
leitende — die Inftitution vollftändig ihrer freien Wahl 
Fürf Biomarck. IT. 46 
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überlaffend, die fie fih geben will. In diefem Sinne haben 
wir unſererſeits die fpanifche Regierung, wie fie jegt augenblidlich befteht, 
fediglich im Interefie Spaniens und um unfererjeit3 zu thun, was wir 
konnten, um den Gräueln des dortigen Bürgerfrieges ein Ende zu machen, 
anerkannt und haben diefe Abficht, jo zu verfahren, ſämmtlichen Mächten 
mitgetheilt, bevor wir fo ‚verfuhren. Dem Herren Borredner wird aud) 
befannt fein, daß mit uns faft ſämmtliche europäifche und der 
rößte Theil der überfeeifhen Staaten die jegigen fpanifchen 
erhältniffe anerkannt haben. Die Kaiferlih ruſſiſche Regie— 
zung bat ibrerjeit8 es nicht in ihrem Intereſſe gehalten. Die Berhälte 
niffe liegen für die ruſſiſche Politik ganz anders wie für die unſrige. Auf 
land liegt um jo und fo viel Meilen weiter von Spanien, wird von den 
Ipanifchen Verhältniſſen um fo viel weniger berührt. Es ift fein ruffifcher 
Offizier dort umgebracht worden, da8 nationale Gefühl aljo fpielt dabei 
in feiner Erregung nicht mit; und außerdem fo, wie wir Achtung für 
unfere Anfichten verlangen, achten wir die Meinungen anderer Regierungen, 
die in der günftigen Lage find, der theoretijchen ulfaflung ber Sade zu 
folgen, weil fie von der praftifchen nicht berührt werden. Am allermeiften 
aber achten wir die Meinung ber uns feit einem Jahrhundert 
und noch heute am intimften unter den Mächten uns befreun- 
deten, der ruffifhden Macht, und wenn der Herr Borredner 
geglaubt hat, mit feinen Kleinen Pfeilen, dahin ſchießend, 
eine Meine Berfiimmung zu maden, jo erregt daß nur unfere 
Heiterfeit. Unfere Beziehungen dort Kehen Gott fei Dauk feſt 
—* thurmhoch über der Tragweite von dergleichen kleinen Ber- 
uhen. — — 
Der Herr Vorredner bat ferner in einer etwas gewagten Weile — 
ich hätte an jeiner Stelle doch lieber geſchwiegen — den Vorgang bes 
Kiffinger Attentatd erwähnt und hat dabei den Mörder als einen halb» 
verrüdten Menfchen bezeichnet. Ich kann Ihnen verfichern, daß der Mann, 
den ich felbft geiprochen babe, vollfommen im DBefig feiner geiftigen Fä⸗ 
igkeiten ift. Sie haben ja auch meitläufige ärztliche Attefte darüber. 
dh begreife e8, daß der Ser Borredner jede Gemeinſchaft in den Ge⸗ 
danken Anderer mit einem folchen Menſchen fcheut und ihn weit von ſich 
weift. Sch bin auch überzeugt — dag wird auch vor dem Attentate des 
Heren Vorredners Abficht geweſen fein, und der Herr Vorredner wird 
ewiß nie im Innerſten feiner Seele auch nur den leifeften Wunſch ge» 
Baht haben: „wenn diejer Kanzler einmal irgendwie verunglüden könnte“, 
— id bin überzeugt, er hat das nie gedacht. Aber mögen Sie Im 
losſagen von diefem Mörder, wie Sie wollen, er hängt ſich an Järe 
Rockſchöße feſt. Er nennt Sie feine Fraktion. (Große Unruhe und 
allfeitiger ler Widerfpruch aus den Reihen der ultramontanen Partei) 
Ich erzähle Ihnen ja nur die gefchichtlihen Thatſachen; feien Sie dod) 
entrüftet über die Momente, die dazu Anlaß gegeben haben, daß fo etwas 
gefchehen konnte, aber nicht, wenn man Ihnen die einfachen Thatſachen 
erzählt, wohin ein zorniges, undurchgebildete Gemüth kommt, wenn e& 
auf diefe Weiſe gehegt wird, wie bieler Sullmann in Salzwedel vom 
Pfarrer Störmann, der nicht mehr am Neben ift; kurz und gut ich beab⸗ 
fihtige ja nur und bin dazu bereit, fofern Sie es wüntden, 8 Geſpräch 
über diefes Thema jederzeit wieder aufzunehmen, ich fürchte Daffelbe nicht, . 
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aber ich habe es bier nicht angeregt; der Herr Vorredner bat es ans 
geregt. 

Der Mann bat bei der einzigen Unterredung, welche ich mit ihm gehabt 
babe, wo ich ihn fragte: Wenn Sie mich auch nicht gefannt haben, warum 
haben Sie mich denn umbringen wollen? — darauf Fr er mir ges 
antwortet: Wegen der Kirchengefege in Deutfchland. Ich habe ihn weiter 
gefragt, ob er denn glaubte, damit diefe Sache zu verbeflern? Darauf 
bat er gejagt: Bei uns ift es ſchon fo fehlimm; es kann nicht fehlimmer 
werden. Sch babe mich überzeugt gehalten, daß er diefe Redensart irgendwo 
in Bereinen aufgefchnappt Hatte. 


Und dann bat er noch gejagt: Sie haben meine Fraktion beleidigt! 
Ih ſagte: Welches ift Ihre Fraktion? Darauf hat er mir vor Zeugen 
gefagt: Die Centrumsfraktion im Reichſtage! Fa, meine Herren, 
Derfoßen Sie den Mann wie Sie wollen! Er hängt fi doch 
an Ihre Rockſchöße! (Stürmifcher Beifall rechts und links, Toben im 
Centrum und häufige Rufe Pfuil aus defien Reihen.) 


Präfident v. Fordenbed: Ich bitte um Ruhe und muß bemerken, 
daß der Ausdrud „Pfui“ nicht parlamentarifch ift! (Andauernde Unruhe.) 
— Der Herr Reichskanzler hat das Wort! 


Fürſt Bismard fährt fort: Meine Herren! Der Herr Präfident hat 
ſchon gejagt, was ich von dem Herrn Abgeordneten, der dort auf der 
zweiten Bank fit, rügen wollte Pfui iſt ein Ausdrud des Efels 
und der Beratung! Glauben Sie nicht, daß mir diefe Ge— 
fühle fern liegen! Ich bin nur zu höflich, um fie auszufprechen! 
(Stürmifches Bravo rechts und links.) 


Es folgte nun eine ftürmifch Teidenfchaftlihe Scene, indem 
viele Abgeordniete dem ultramontanen Grafen Balleftrem, 
von welchem der Ausruf: Pfui! ausgegangen war, lebhafte 
perjönliche Vorwürfe machten. Nachdem der Sturm fich einiger» 
maßen gelegt, — ergreift dad Wort: 

Abg. Windthorft, welder dem Reichskanzler vorwirft, daß feine ganze 
Politil die Idee verfolge, überall gegenilber dem römiſchen Stuhle Verbindung 
und außerdem Gebülfen zu finden, bie tn einem gewiffen gegebenen Augenblide 
nüglih fein Lönnen. Die beutichen Regierungen, welche in bem biplomatifchen 
Ausihuffe figen, hätten alle Beranlaffung, recht aufmerkfam auf biefen San der 
Dinge Fe fein; denn er (Winbthorft) habe. die Ueberzeugung, daß wir allmählich 
einem Kriege unwiderruflich entgegenfteuern. 


In Betreff der That des „unglüdlihen Kullmann“ fagte Windthorſt: 

„Ih fage, daß es ein Schandfled für Alle ift, daß ein folder Mann hat 
überhaupt auftreten Lönnen, und wenn in den fchweren Kämpfen, bie uns jekt 
beivegen unb bie ſich leider noch verfähärft haben, man zu folhen Mitteln greift, 
denn ift ein großes Unglüd über Deutfchlanb gelommen. Aber dieſen Menfchen 
in irgend welche Kaufalverbinbung zu bringen mit einer befiimmten Partei, ja 
mit beftiimmten Perfönlichleiten, das gebt zu weit. Es ift damals fofort in 
Kflingen vom Altane herunter die Parole gegeben worben unb bie offizißfe 
Brefie bat das Wort zu finden gewußt, welches man nicht ausfprechen wollte, 
Ih behaupte, bie That Kullmann's war fhänblih, aber ſchändlich war auch 
bie Annahme ver Offtzißfen.“ 


46 * 
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Fürſt Bismard ermwiderte darauf: 


„Der Herr Borredner bat mich bejchuldigt, ich hätte in Kifſingen 
vom Altan eine „Parole“ für die offiziöfe ref außgegeben. Wenn der 
Herr Borredner abwarten will, bis auch er einige Male angefchoflen wird, 
wie dad mir paffirt ift, jo wird er vielleicht in dem Augenblide auch nicht 
zuerſt daran denken, eine Parole für offiziöfe Zeitungen auszugeben, fo 
nahe ihm die Beſchäftigung auch fonft liegen mag. Ich babe damals — 
die Worte find oft genug wiederholt worden, um mir im Gedäcdhtnig zu 
bleiben ih habe gejagt: „Die That galt niht meiner Berfon, 
fondern der Sache, die ich vertrete;“ war ich etwa dazu nicht be= 
rechtigt, wenn mir 3 Stunden vorher der Thäter died ausdrüdlich ſelbſt 
fagte? Er fagte, er habe meine Perfon gar nicht gelaunt, auch gar feine 
Abneigung gehabt, fondern ftehe nur der Sache gegenüber, die ich ver 
trete, derjelbe her deſſen ganze Papiere in einem aufregenden Gedichte 
aus den „Eichsfelder Blättern“, ich will den Öegenftand des Gedichtes 
bier nicht nennen, beſtanden, das aber nur der Sache galt. Durfte ich 
nicht fagen, was wahr, dann hätte ich überhaupt zu Omeigen; der Her 
Borredner hat eben über die Vorgänge kein Urtheil Er wirft mir vor, 
daß ich von Siffingen, wo ich in der Kur, nicht mäßigend auf den Ton 
ber officiöfen Preſſe eingewirkt habe. Ich möchte dagegen den Herrn Bor- 
rebner fragen, ob er, der, jo viel ich weiß, gefund war um die Zeit, viel 
leicht mäßtgend auf den Ton der ultramontanen Blätter, von der 
„Germania“ bis zum „Bayerifchen Baterland”, eingewirtt bat, die fi 
von Haufe aus damit beichäftigten, die That zu entiHuldigen? Und die 
„Sermania” gab die Parole guerft, die der dert Borredner vorher 
meinem Erflaunen in feiner Rede mit einer leifen Anflage wiederholte. 
Die „Germania“ fagte: Es ift ja nicht zu verwundern, wenn folde 
Thaten der Diinifter die Leute zur Verzweiflung bringen, zum Berb 

Der Herr Borredner — und ich nehme davon Alt und werde 
es nicht jo bald vergejfen — fagte heute ausdrücklich: wenn 
es vorlommt, daß in der Aufregung der religidfen Kämpfe 
folhe Berbreden begangen werden, fo mögen es diejenigen 
ſich felbft zufhreiben, die an dieſer Aufregung fhuld find. 
Er wiederholt alfo den Gedanken der „Bermania*: eigent- 
ih war Kullmann entfhuldbar und der Reichskanzler Veibf 
daran fhuld, dag Kullmann auf ihn ſchoß (— fo drüde ih es 
mir in Deutich auß). Hat irgend Jemand temperirend auf die ultramontane 
Preffe in Bayern eingewirft? Hat man nicht dieſes Attentat zu frivolen 
Entjtellungen benugt, die ich noch jeßt durch eine große Anzahl von Preß⸗ 
prozefien an das Licht * iehen ſuche, nicht etwa weil ich durch ein 
Seth der Rache und mpindlicfei dabei geleitet wurde, ſondern mır 
durch das Rechtsgefühl, weil ich will, daß die Schändlichleiten, die font 
auf einen engeren Leſerkreis beſchränkt bleiben, in dem fie feine Wider 
legung und Berichtigung finden, vor ein größere® Forum gezogen werden, 
damit ehrliche Leute jehen, was man heute einem betbörten Leſerkreis zu 
bieten wagt. Darum bringe ich diefe Verdächtigungen vor das Licht. 
Daß diefe Prefie an dem Attentat unſchuldig wäre, kann man fiher nicht 
jagen. Wenn ih nur die Hälfte der Schändlichfeiten, die von mir im 
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ultramontanen Blättern gedrudt werden, von irgend einem Menfchen 
glaubte, fo wüßte ich feiof nicht, was ich thäte,“ 


In dem weiteren Verlaufe der erregten Situng ſprach fich 
der Abg. Lasker über die dunkelen Propbezeihungen der Ul- 
tramontanen in Betreff einer angeblichen Kriegspolitik unter 
dem Beifall des Reichdtages in folgenden Worten aus: 


„Es ift heute nicht das erfle Mal, fonbern bald in witigen, nicht greifbaren 
Nebenfägen des Herrn Winbtborft, bald mit ben gewictigen Worten irgend 
eines feierlichen Redners, ober in ironiſch ftilifirten Worten des Herrn Abg. Jörg 
kommt es immer wieber zum Vorſchein, daß die deutſche Regierung es ab- 
fihtlih und planmäßig barauf anlege, der friepliebenden Nation 
Sranfreich gegenüber den Krieg zu provoziren. Meine Herren, biefes 
Manöver will ih vor ganz Deutfhland brandbmarlen, daß fich beutiche 
Vertreter finden, die nicht allein etwa in den heimlichen Intriguen der Höfe 
glauben, ven Herrn Reichskanzler erſchüttern zu können, indem fie ihn als einen 
folden varftellen, ber friedlichen Nationen gegenüber mit allen Mitteln ben Krie 
berbeiführen will. Solche Intriguen würbe ich ihnen gern überlaflen, ohne au 
nur ein Wort bes Tadels auszuſprechen; denn fie jcheinen mir viel zu niedrig zu 
ftieben für das, was in Deutichland vorgeht; aber in öffentlicher Berjamm>» 
Iung dies über die Regierungen Deutſchlande auszufagen, das 
ganze Ausland auf dieſe Weife gegen Deufhland zu beten, das iſt 
eine® Bertreters unwürbig. Und, meine Herren! ih will bieje 
Politik fennzeihnen, damit fortan alle Angriffe dieſes Herrn vor 
Deutihland als das eriheinen, was fie find, und nicht etwa als 
das, wofür fie fih ausgeben, als Verbrechen gegen das Baterlaub!“ 


Die Einziehung der dentſchen Gefandtfchaft beim päpft- 
lichen Stuhle. 


5. Dezember. Crflärung ded Fürften Bismarck bei der Bes 
rathung ded Reichshaushaltsetats. 


— — — „Bei meiner Durchleſung der legten Verhandlungen über 
dieſe Sache fand ich — und wenn man anderthalb Jahre wie dieſe durch⸗ 
lebt hat, ſo iſt man durch ſolchen Rücklick oft in ein gewiſſes Erſtaunen 
verſetzt, als ob man ein Jahrzehnt zurückſähe — ich fand, daß ich damals 
einer verſöhnlichen und hoffenden Stimmung Ausdruck gegeben hatte, die 
nah dem, was in diefen anderthalb Jahren ſich abgefponnen bat, nicht 
mehr aufrecht erhalten werden Tann, ohne Mißdeutungen auögefegt zu 
ein. — — — — 

Wir find weit entfernt, den Papſt nicht mehr anerkennen zu wollen 
al8 da8 Haupt der katholifchen Kirche; wir ertennen ihn in diefer Eigen» 
haft volllommen an. Aber es ift die Eigenfchaft, dad Haupt einer Kon⸗ 
feffion zu fein, welche in Deutfchland Belenner hat, noch fein Grund, 
einen diplomatifchen Vertreter bei einem ſolchen Haupte zu haben. Ich 
wüßte nicht, daß wir bei dem Haupt irgend einer anderen Konfelfion und 
diplomatifh vertreten ließen. Ich wüßte auch nicht, daß in anderen 
Staaten, wo ähnliche Verhältniffe, wenn auch nicht auf der breiten und 
großen Grundlage, wie fie die fatholifche Kirche darbietet, die aber doch 
in die Millionen bineingehen, vorhanden find, — daß zum Beifpiel der 
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Kaifer von Rußland bei dem armeniſchen Patriarchen eine diplomatifdhe 
Vertretung unterbielte, obſchon die armenifchen Unterthanen Rußlands 
auch wohl nad) Millionen zählen mögen. 

Mir find weit entfernt, irgendwie die Gefühle, welche die Katholiken 
mit dem Papfte verbinden, kränken oder ihnen irgend zu nahe treten zu 
wollen; wir erflären nur: wir haben jest nicht oder überhaupt nicht das 
Bedürfniß, diplomatijche Gefhäfte an dem römiihen Stuhle zu machen 
oder irgend welche ragen dort auf diplomatifchen Wege, wie dies früher 
wohl geſchehen ift, zu verhandeln. Sollte die Nothwendigkeit dafür ein⸗ 
treten, jo haben wir in Rom Diplomaten, denen wir Wuftrag geben 
tönnen, und baben Leute, die wir proviforifch Binfchiden können; und 
follte fich jemals wiederum das Bedürfnig berausftellen, eine dauernde 
diplomatifhe Vertretung in Rom zu haben, fo würde e8 auch gelingen, 
die gejeßgebenden Faktoren von diefem Bedürfniß zu über eugen, wenn 
es wirklich vorhanden ift, und wir würden dann eine Keubemwilligung 
fordern können; jegt fordern wir fie nicht, weil die Hoffnungen, 
die mich vor anderthalb Jahren noch leiteten, zu meinem Be— 
dauern in die weite Ferne gerüdt worden find. 

Ich babe die Streihung der Pofition auh für eine Sache bes 
ftaatlihen Anftandes gehalten, weil und fo lange das Haupt 
der katholiſchen Konfeſſion Anſprüche aufftellt und eine 
Stellung einnimmt, mit deren Durdführung jedes geordnete 
Staatsweſen abfolut unverträglid if, wo jeder Staat, ber 
fih dem unterwerfen wollte, unter ein faudinifches Joch gehen 
würde und feiner eigenen Selbftftändigleit zu entfagen ge- 
nötbigt wäre. So lange das Haupt der römifchen Kirche die— 
jenigen feiner Diener, die unabhängig von diefer ihrer Eigen» 
ſchaft unterhaen eines Staates des Deutſchen Reiches fınd, 
in ihrem auflehnenden Verhalten gegen die Geſetze ihres 
eigenen Vaterlandes ermuthigt und unterſtützt, ja dieſe Anf- 
[ebnung von ihnen als eine geſchworene Dienftpflidht fordert, 
fo lange ift e8 eine Anftandspfliht für das Deutfhe Neid, 
eine Macht, die ſolche Anſprüche erhebt, nit nur nit an- 
zuerfennen, fondern aud nit den Schein auf fi zu laden, 
als beabfihtige e8, diefe Anerfennung in der Zulunft aus 
aufprecden, one daß diefe unerfüllbaren und für jedes ge- 
ordnete Staatsſyſtem unannehmbaren Anſprüche zupor in 
irgend einer Beil elöft werden. 

— — Ich kann hnen fpezielle Thatfachen anführen, die aeigen, 
daß fchon vor dem Kriege 1870 die Ausficht auf diefen Kampf bei 
eingemweibteften Mitglicbern der römiſchen Politik ziemlich feftftand. 

Ich will eine beftimmte Thatſache nennen, die mir verbürgt worden 
ft, und die fih in den amtlichen Akten einer deutfchen Regierung befindet. 
Diefe deutfche Regierung hatte Anlaß, mit dem damaligen Nuntins im 
Münden, Meglia, zu verhandeln über gewiſſe Arrangements in ihrem 
eigenen Staate, und im Laufe des Geſprächs befam fie von diefem, wie 
es Scheint, nicht fo verfchwiegenen Prälaten, unter Anderem die 
fung zu bören: „wir lönnen und auf Bergleich nicht mehr einlaflen, 
und kann doch nichts pelfen, als die Hevolution.“ 

Diefe Revolution fand allerdings nicht ftatt; dagegen kam der Krieg 
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von 1870. Daß der Krieg im Einverftändniß mitder römischen 
Politit gegen uns begonnen worden ift, daß das Konzil des» 
halb abgekürzt if, daß die Durhführung der Konzilsbe— 
ſchluſſe, vielleiht audh ihre Bervollftändigung, in ganz 
anderem Sinne ausgefallen wäre, wenn die. Franzoſen ge— 
fiegt hätten, daß man damals in Rom, wie au anderswo, 
auf den Sieg ber Franzofen als auf eine ganz fihere Sade 
rehnete, daß an dem franzöfiihen Kaiferhofe gerade die 
katholiſchen Einflüffe den eigentlihden Ausſchlag für den 
friegeriihen Entſchluß gaben, ein Entfhluß, der dem Kaifer 
Napoleon fehr fhwer wurde und der ihn faft übermältigte, 
daß eine halbe Stunde der Frieden dort feft befhloffen war 
und diefer Beſchluß umgeworfen wurde durch Einflüffe, 
deren Zuſammenhang mit den jefuitifhen Prinzipien nach— 
gemwiejen ift: — Über das alles bin ich vollftändig in der Lage 
Zeugniß ablegen zu können.“ 


Der Abg. Frhr. v. Barnbüler, früher mürttembergifcher 
Minifter, Fügte den obigen Mittheilungen des Reichskanzlers 
beftätigend und ergänzend Yolgendes Binzu: 

„Ich muß mich auf wenige Worte beichänten, welche den Zweck haben, 
dasjenige, was ber Herr Reichslanzler Ihnen vom Nuntius Meglia angeführt 
bat, in einigen Zufammenbang zu bringen. In Württemberg war ein Biſchof, 
welcher die Liebe und bie Verehrung aller feiner Diözefanen und feines Klerus 
enofien bat. Er fand im Alter von 70 Jahren, war aber in vollftänbig rüftiger 

unbheit und im Befite feiner vollen Geiſtesfähigleit. Ganz unerwartet traf 
ibn der Schlag, daß ihm ein Coadjutor geftellt werben follte. Die ganze Didzefe, 
bad ganze Land, bie Regierung, welche mit dem Bifchof in den beften Beztehungen 
ftand, war darüber ſehr erjchredt; man that daher bie nöthigen Schritte in Rom, 
und bie Folge davon war allerdings ſchließlich, daß dieſe Maßregel zurückge⸗ 
nommen wurbe. Der Hauptgrund für biefe Mafregel war, daß der Bifchof den 
zuglingen ber katholiſchen Theologie in etwas liberaler Weife geftattet hatte, bie 
orlefungen in Tübingen zu hören, namentlich auch Vorlefungen ber philoſo⸗ 
phiichen Fakultät. Es war bei einem Theile der Katholiken in Württemberg, 
namentlich aber in Rom die Anficht, baf der Klerus feine Zwecke viel beffer er- 
fülle, wenn er nicht gebilvet, als wenn er wiffenichaftlich gebildet fei. 

Diefe Berhältniffe haben zu einer Erörterung mit bem in Württemberg 
übrigens nicht affreditirten Nuntius in München über bie Frage geführt, ob ber 
Biſchof wirklich einen Coadjutor erhalten joll oder nicht. 

Bei einer Unterrebung, welche ber württembergifche Gefhäfts- 
träger mit bem Nuntius Meglia hatte, bellagte fich derſelbe über 
bie mißliche Lage der katholiſchen Kirdhe in ganz Europa und es 
führte das ungefähr zu der Aenßerung: „Die katholiſche Kirche 
tommt zu ihrem Recht nur in Amerika, in England etwa unb in 
Belgien, der Kirche fann dann allein bie Revolution helfen.“ Ich 
kaun für die Richtigkeit dieſer Worte ihrem Sinne nach volllommen einfteben — 
ich babe in dieſem Augenblid den Brief nicht vor mir, aber ich fiehe ein für Die 
Richtigkeit dieſer Worte ihrem Sinne nad. Ich weiß nun nicht, ob ber Nuntius 
Meglia bie Anfichten der römijchen Kurie ausgebrüdt hat, das kann ich natürlich 
nicht wiffen. Thatſache aber ift, daß er inzwiſchen Nuntius in Paris geworben 
it, alfo eine wejentlich wichtigere Stellung einnimmt, als er fie damals einger 
nommen bat. Ich habe es für meine Pflicht gehalten, bie Thatjache, die der Herr 
Reichskanzler angedeutet bat, aus meiner Erinnerung zu ergänzen.“ 
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Drohender Konflitt und VBertranenspotum. 


Die Verhaftung des Abgeordneten Majunte. 


Der thatſächliche Verlauf nah ber „Provinzial » Korrespondenz” 
vom 23. Dezember. 


„Die letzten Sitzungen bes Reichstags waren unerwartet durch ein broben- 
bes Zerwürfniß zwiſchen bem Reichskanzler und der Mehrheit ber Berfammiung 
lebhaft erregt; doch if der anſcheinende Zwiefpalt durch bie erneute entichiebene 
Bethätigung des Vertrauens bes Reichstages zu dem Fürfen Bismard alsbalb 
wieder befeitigt worden unb wird hoffentlich nur als ernfle Mahnung für bie 
forglihe Wahrung des unerläßlihen Einvernehmens zwilchen ber Regierung unb 
dem Parlament von bauernber Bedeutung fein. 

Den Anlaß zu dem augenblidiihen Zerwürfniß gab bie Nachricht von ber 
Berbaftung des Abgeorbneten Majunte Behufs Verküßung einer rechtskräftig 
verhängten Gefängnißftrafe. 

Das Berliner Stadtgericht zeigte unterm 11. Dezember dem Reichstage an, 
daß der Abg. Majunke In feiner Eigenihaft ale Rebaltenr ber ultramontanen 
Zeitung „Germania“ durch fchließliches Erfenntniß vom 23. September 1874 
wegen Beleidigung des Kaifers, des Reihslanzlers Kürften von 
Bismard, des Staats-Minifteriums ıc. zu einem Jahr Gefänguiß ver- 
urtheilt und Behufs Verbüßung biefer Strafe jo eben zum Gefängniß gebradkt 
fi. Da er Mitglied bes Reichstages jei, jo made das Stabtgericht dem Präfl- 
dium biervon Mittbeilung. 

Bevor noch das Threiben des Stadtgerichts dem Reichstage mitgetheilt 
war, hatte der Abgeordnete Taster, auf die erſte von der Zeitung „Germania“ 
gebrachte Anzeige von ber Berbaftung, einen Antrag mit Unterfchriften von allen 
Seiten bes Neichstages eingebracht, dahin gehend, daß bie Gefhäftsorbnungs- 
Kommilfion mit ſchleuniger Berichterſtattung darüber zu beauftragen jei, 

1) ob nad Art. 31 der deutichen Reichsverfaſſung bie Verhaftung eines Reiche- 
tagsmitgliebes auf Grund rechtsfräftigen Strafurtheils während der Seffien 
des Reichstags ohne Zuftimmung bes letzteren verfaffungsmäßig zulsſſig 


jet; 

2) ob und welche Schritte zu veranlaflen, um Berbaftungen von Mitgliedern 
des Reichstags in Folge eines rechtskräftigen Strafurtheile währen? ber 
Seſſion des Reichſstags ohne Zuſtimmung beffelben vorzubeugen. 

Der Antrag wurbe als ein fhleuniger anerlannt und in der Giäung 
vom 12. Dezember unverweilt zur Berathung geftellt. Bei ber Begrünbung bes 
Antrages hob ber Abgeorbnnete Laster beroor, daß fi alle Barteien {mi 
hätten, um gieid beim erften Male, wo ein folder Fall der Verhaftung eines 
Mitglieves während einer Seffion eingetreten fei, bie Lage bes verfaflungsmäßigen 
Rechtes ruhig zu prüfen, und alle Schritte zu tbıın, „um auf ber einen Seite 
bem Rechte Genüge zu fchaffen, anbererfeits aber Die Interefien bes übrigen 
Staatslebens in Einklang zu bringen und im Zufammenbang zu erhalten mit 
den Sntereffen der unbehinberten freien parlamentarifchen Berathung”. 

Der Führer der Ultramontanen, Abg. Windthorſt gab feiner Freude 
darüber lauten Ausbrud, baf bei biefer Gelegenheit „eine feltene Einſtimmigkeit 
aller Parteien” zur Geltung gelangt ſei. 

Die Kommilfion Übergengie fi) in ihrer großen Mehrheit bavon, daß ber 
Artilel 31 der Verfaſſung der Verhaftung rechtelräftig verurtbeilter Abgeordueter 
nicht entgegenftehe, daß mithin eine Verlegung eines wirklichen Rechts des Reiche⸗ 
tages nicht ftattgefunben habe. 

Was aber, die Mittel und Wege zur künftigen Sicherung bes Reichstages 
gegen ähnliche Maßnahmen betraf, fo fand Feiner ber hierzu gemachten Borfchläge 
eine Mehrheit ber Stimmen, — und fo bradte denn bie Kommilfion bie Frage 
ohne jeden beftimmten Antrag an ben Reichstag zurüd. 
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Hier wurden von ben verſchiedenen Parteien fünf verſchiedene Anträge ge- 
hellt: die Ultramontanen und die Kortichrittspartei wollten, daß ohne Weiteres 
bie Entlaffung Majunte’s aus ber Haft verlangt werbe, während bie gemäßigten 
Parteien fih darauf beichränkten, eine Aenberung ober beflimmtere Erklärung der 
Berfaffung in dem betreffenden Punkte für nothwendig zu erflären. Seitens ber 
national-liberalen Partei war beantragt, die Sache erft bei der Berathung ber 
Strafprogeßorbnnung in weitere Erwägung zu nehmen, für jet aber auf fich be- 
ruhen zu Taffen. 

Der Iuftizminifter Dr. Leonhardt betheiligte fi mehrfah an der Er- 
Örterung, berzugeweite um bie Thatfachen in Betreff der Verhaftung bes Ma- 
junle unb in Betreff der Stellung ber Juſtizbehörden ins rechte Licht zu ftellen. 
Er erflärte, wie e8 gekommen fei, daß die Verhaftung erft während ber Reichs⸗ 
tagejeffion erfolgt fei. Das Stabtgericht hatte ſchon am 6. Oktober die Verhaftung 
verfügt; — Majunfe fei aber damals verreift und fein Aufenthalt nach Aus⸗ 
jage der ihm Nächfiftehenden unbelannt geweſen. Das Erkenntniß wurde ihm 
darauf ordunngsmäßig durch Anbeften an der Thür behändigt. Als er nad Er⸗ 
ffnung des Reichstages wieder erichien, entitanb beim Stabdtgericht ber Zweifel, 
ob bie verfügte Strafhaft gegen ihn als Abgeorbneten jebt zur Ausführung 
Iommen könne. Das Kammergericht entſchied, daß ber Art. 31 ber BVerfaflung 
dem sicht entgegenftebe, unb demzufolge wurde mit der Verhaftung vorgegangen. 

Der YIuftiz- Minifter machte ferner den Anträgen auf Freilafſung des 
Majunke gegenüber darauf aufmerffam, daß diefen Anträgen nicht anbers als 
im Wege der Gnade Folge zu ‚geben fein würbe, da eine Ausfekung ber Straf- 
vollftredung nur ale Gnabenalt auf Anrufung des Verurtbeilten erfolgen könne. 

Bei der Beratung gingen die Auffeffungen auch innerhalb ber einzelnen 
Parteien weit auseinander; doch ſchien für Die Annahme des national-liberalen 
Antrages auf Vertagung ber Sache bis zur Berathung ber Strafprozeßordnung 
die Mebrheit gefichert. Auch die Hegierung konnte mit Rüdficht auf die Stellung 
und Stärfe der einzelnen Parteien nur einen folden Ausgang erwarten. Bei 
der Entſcheidung aber trennten fih mit Laſsker eine Anzahl National-Fiberaler 
don tem Kern der Partei, und der Antrag blieb um 7 Stimmen in der Min- 

beit. 

Dagegen wurde fchließlih wider alles Erwarten ein im Berlaufe ber 
Sitzung von dem fortſchrittlichen Abg. von Hoverbed eingebrachter Antrag an⸗ 
genommen, dahin lautend: 

„Behufs Aufrechterhaltung der Würde des Reichstags iſt es 
nothwendig, im Wege ber Deklaration reſp. Abänderung der Berfaffung bie 
Möglichkeit auszufchliehen, baf ein Abgeorbnneter während ber Dauer ber Situngs- 
periode ohne Genehmigung bes Reichstags verhaftet werbe.” 

Den Kern der Mehrheit für biefen Antrag bildeten mit ber Fortſchritts⸗ 
fartei die Ultramontanen, Bolen und Radikalen; biefelden konnten jedoch nur 
dadurch den Sieg erreihen, daß ſich ihnen eine Anzahl national-liberaler Abge- 
orbneter anfchlof. 

Es konnte nicht fehlen, daß die Ultramontanen Die Annahme der Refolution 
als eine Parteinahme der Mehrheit für Majunle barftellten, und fo ift es in 
der That gefchehen. Eines ber größten Fatholifchen Blätter Inlipfte an bie Mit- 
tbeilung bes Neichstagsbeichluffes alsbald folgenden Schluß: 

„Damit war bie Verhaftung Majunke's als die Würde des Reichstages 
verletzend, verurtbeilt, und ba ber Reichskanzler augenblidlich bie Incarnation 
der Regierung jelber ift, jo hatte ſelbſtverſtändlich Bismarck am jchneeigen 
Sirerias vor Majunke und dem Schloß in Plötzenſee ein erſtes Canoſſa ge⸗ 

nden.” 

Aehnliches war in ſämmtlichen katholiſchen Blättern zu leſen. 

Der Reichskanzler Fürſt Bismard faßte an feinem Theile die parlamen- 
tariſchen Vorgänge in Betreff des Majunke'ſchen alles und namentlich bie 
Zufammenfegung der Mehrheit, welche dem Antrag Hoverbed ben Sieg ver« 
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ſchaffte, keineswegs als gleichgültig auf: er blidte auf ben Zuſammenhang ber 
politiihen Aufgaben, welche er in Gemeinfchaft mit bem Neichötage zu [dien bat 
und ſah von biefem Geſichtspunkte mit Ueberrafhung unb Sorge auf bie That- 
ſache, daß bie Mehrheit des Reichſstages, auf beren vertrauensvoller Mitwirkung 
die Kraft ber Regierung beruht, in der Majunte’iden Angelegenheit dieſes 
Vertrauen anſcheinend verleugnet, wenigftens nicht bethätigt hatte. 

Schon bei dem erften Auftauchen ber Frage mußte es befremben, daß bie- 
felben Männer, welche kurz zuvor das agitatoriſche Wirken ber Ultramontauen in 
der fchärfften Weiſe gebranbmarkt hatten, fich jett, wo es fih um bie Strafbaft 
eines ber fchlimmften Agitatoren wegen Beleidigung des Kaiſers, bes Kanzlert 
u. f. w. handelte, fi) Über die Behanblung der Sade von Stanbpunft ber 
Würde bes Parlaments nicht vertraulich auch mit der Negierung, ſondern lieber 
mit Windthorft und Oenofien ins Vernehmen fekten. &s war ferner mehr 
als befremblih, daß in ber ganzen fünfftlindigen zweiten Berathung ber Unge- 
fegenbeit wiederum nicht ein Wort von Seiten ber regierungsfreunbliden Parteien 
fiel, aus weldem für weitere Kreife die Zurückweiſung jedes Iutereffes für 
Majunke ſelbſt Har erfichtlich wurde. Die Natur ber Verbrechen, für melde 
die Strafe Über denfelben verhängt war, hätte eine ſolche Verwahrung, jo ſelbſt⸗ 
verftänblich fie erfcheinen mochte, nabelegen müſſen. WBielleicht bätte fich and 
darüber ein Wort fagen laffen, ob es mit der „Würbe bes Neichetages denn ver- 
einbar ift, wenn ein Mitglied deſſelben fich ber gerichtlichen Strafhaft fo lange zu 
entziehen bemüht ift, bis es ſich burd die Privilegien bes Reichſtags geichägt 
wähnt.” Vollends Üüberafchend aber war es, daß ein Theil der Rational-Piberalen 
fih zu einem Beſchluſſe berbeiließ, welder in ber erwähnten Weife einen Tadel 
gegen bie Regierung auszufpredden jchien und deshalb bie Deutung einer Partei⸗ 
nabme für Majunke zufieh. 

Dies mögen die Wahrnehmungen und Erwägungen geweſen fein, melde 
dem Fürften Bismard von Neuem bie ſchwere Sorge nahe legte, ob die 
Mehrbeit des Reichſstages in fih die Kraft und Entſchiebenheit, 
und in wichtigen Augenbliden bie rihtige Leitung befite, um ber 
Regierung des Kaifers bie Stüße zu fein, beren fie zur Dard- 
führung ihrer [hweren Aufgabe in diejer Zeit bedarf. 

Der Reichskanzler hielt es nicht für möglich, feinerfeits bie 
Berantwortung für Die Reihspolitil weiter zu tragen, wenn er 
nit entfhiedenere Bürgſchaften für bie Mitwirkung einer zuper- 
läffigen Reihstags- Mehrheit erhielt, — und ſah ſich veranlaßt, 
bie Srage wegen ber weiteren Führung ber Heichsregierung zur 
Erwägung und Entjheibung Sr. Majefät bes Kaifers zu ftellen. 

Sobald bie vufaflung und der Entihluß des Reichskanzlers befannt ger 
worben war, hatte fi im Reichsſstage fowohl wie in ben weiteften Vollskreiſen 
fofort bie tiefe Ueberzeugung geltend gemacht, daß es im Intereſſe bes Deutichen 
Reiches dringenb geboten ſei, bie Beforgniffe, welche ber Kanzler aus den er- 
wähnten Vorgängen geichöpft batte, zu heben und Alles baran zu feßen, mz 
bemjelben bie AuDerfictfiche Fortführung der Reichspolitik zu ermöglichen. 

Kaifer Wilhelm wies, wie es nicht anders fein konnte, ben Gedanken. 
bie Leitung ber Reichspolitik in anbere Hände zu legen, weit von fi), würdigte 
aber volllommen die Erwägungen, welde ben Fürſten Bismard zu feinem 
Schritte beftimmt hatten. Während aber im Rathe bes Kaifers die Mittel unb 
Dege, um ben Bedenken des Kanzlers Abhülfe zu fchaffen, ernſt erwogen 
wurden, erfolgte von Seiten bes Reichstages bereits eine feierliche Kundgebung, 
welche jene Bedenken zunächft zurücktreten ließ. 

Die Gelegenheit dazu wurbe im Reichstage felbft ungeahnter Weife durch 
ben Abgeorbneten Windthorſt geboten, welcher bie lette Berathung über ben 
Stat des Auswärtigen Amtes zu einem nenen Angriff gegen ben Fürften Bis- 
mard benußte und bie Verweigerung bes fogenannten Bertrauensfonbs be⸗ 
antragte. 
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Dies benubte einer ber angefehenften Führer ber national»Tiberalen Partei, 
ber Abgeorbnete von Bennigfen, um in mädtig wirkender Rebe den Reichstag 
gerabe zu neuer Belunbung bes unbebingten Vertrauens zu bem Reichskanzler 
anfzuforbern. Unter fharfer Zurüdweifung ber ultramontanen Politik und nnter 
Hinweis auf bie bedeutungsvollen Dolumente, welche jüngft im Arnim'ſchen 
Brozeffe in Bezug auf die Bolitil des Fürſten Bismard veröffentlicht worden 
find, ſchloß der Redner damit, daß das Vertrauen ber Nation zu dem Träger 
dieſer Politik gerade jett noch bebentend erhöht fei, und daß feine zugleich weit- 
jebenbe und fefte, würdige und nationale Politik der Zuſtimmung der Mehrheit 
des Reichstags und ber beutichen Nation für alle Zukunft ficher bi. 

Er beantragte dur die Bewilligung bes erwähnten Fonds dem NReiche- 
Ianzler ein ausdrückliches Bertrauenspotum zu geben, — und bie Ber- 
femmhfung, welde feine Worte mit begeiftertem Zuruf aufnahm, erneuerte mit 
199 gegen 71 Stimmen den Anshrud freubigen Vertrauens für den deutſchen Kanzler. 

Diefe bebeutungspolle Kundgebung war in ber That geeignet, bie irrthüm⸗ 
lichen Auslegungen, welde fih an ben Beſchluß in ber Maiunte’fien Sade 
nüpfen konnten, zu befeitigen, — unb ber Reichskanzler ſelbſt hielt e8 nach biefem 
Vorgange nit für angemefjen, feinen Bedenken und Beſorgniſſen in Betreff ber 
Parteiverhältniffe und Parteiführung im Reichstage zunächſt weitere folge zu 
geben. Die Wirkung der jüngften Vorgänge wirb unzweifelhaft mächtig genug 
fein, um innerhalb des NeichStages ſelbſt das Bedürfniß eines Pehleren 
vertrauenspolleren Zujammenhalts mit der Regierung entidie- 
beuer zur Geltung zu bringen.“ 


Fürſt Bismard und dad Bertrauen der deut> 


hen Nation. 
18. Dezember. Rebe des Abgeorbneten von Bennigjen. 


„Denn der Borredner den Antrag geftellt bat, diefen Fonds abzufeken in 
der britten 2efung, jo bietet er damit ber Mehrheit biefes Haufes eine fehr er- 
wünſchte Gelegenheit, dadurch, daß fie tro aller folder Angeifle biefen Fonds 
bewinigt der jetzigen deutſchen Politik und ihrem Leiter ein aus— 
drückliches Vertrauensvotum zu geben. Der Herr Vorredner hat ſich 
gemüßigt geſehen, Vorwürfe gegen ben Leiter ber jetzigen Politik auch Daher zu 
nehmen, Daß wegen ber Angriffe, die vorzugsweife von feiner Partei ausgehen, 
wieberbolt Preß⸗ und Strafprogefie von dem Kanzler angeftrengt oder in en: 
Auftrage bei ben Gerichten geführt worben find. Der Herr Borrebner fcheint 
darin wieber eine ganz befonbere perſönliche Gereiztbeit bes Leiters unferer Po- 
litik zu finden. Ich bitte aber den Herrn zu berüdfichtigen — unb das wirb auch 
wohl die Auffaffung der Mehrheit diefes Hanfes und auch ber großen Mehrheit 
der Nation fein — daß, wenn der Leiter unferer Politik, in einer ſolchen Weiſe 
täglich und erbittert angegriffen, vorzugsweife von freunden bes Vorredners und 
in Preßorganen feiner Karte fih dagegen vertheibigen läßt und wenn er bagegen 
auch die Gerichte anruft, biele Bertbeibigung nicht allein feiner angegriffenen 
Berjon gilt, daß er gerabe in ber Stelle dafteht, wo er als Leiter der benticheu 
Politik die Gründung bes Deuntſchen Reiches, bie Aufrechtbaltung ber jetigen 
deutſchen Politik und bie Befeſtigung biefer deutſchen Zuftänbe zu vertreten Eat, 
wo bie Angriffe alfo weniger gegen feine Berfon, als gegen bie Inftitution bes 
Deutſchen Reiches und die deutfche nationale Politik gerichtet finb und daß, wenn 
er biefe Angriffe zurlidweift und fo weit fie firafbar find, fle ben Gerichten über- 
weift, dies auch mit zur Aufrechterbaltung ber beutichen Inftitutionen gefchiebt, 
gegen welche bie Herren noch fo erbittert, aber immer erfolglos kämpfen werben. 

IH habe mid dann weiter gewundert, daß man gerabe in biejen Tagen, 
nachdem bie Veröffentlichung amtlicher Altenftüde in einem belannten Prozefie 
(Arnim) beiläufig erfolgt if, unternommen hat, von Neuem bie Bolitil bes 
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Reichsſlanzlers zu belämpfen unb biefer Belämpfung einen ſolchen brefiiihen 
Ausdrud zu geben in bem Antrage auf Abfeuug biejes Fonds. Meine Herren, 
wir fennen ja Alle bie erbitterten und ich möchte faft fagen nach unb nach immer 
verzweifelter werbenden Anftreugungen ber Partei bes Herrn Borrebuers nub 
jeiner Organe gegen bie dentſche Politit, wir willen vor allen Dingen, wie es 
verfucht worden 4 und noch täglich verſncht wird in ben Blättern, bie zurüdgn» 
weilen von Ihrer Partei der Herr Borrebner unb feine Freunde vergeblich ver- 
fuchen werben, e8 jo barzuftellen, ale ob es gerabe ber Reichskanzler geweſen if, 
ber burd feine revolutionäre und kriegerifche Politik Deutſchland nie werbe zur 
Ruhe, Europa nie werde zum Frieden kommen laflen. Und was bat Seber, ber 
biefe Dinge verfolgt hat, in ber letzten Woche ſehen Finnen, nachdem zum erften 
Male Geheimnifſe der Politit der mitlebenden Welt aufgebedt finb, unb nick, 
wie es fonft zu geſchehen pflegt, erft ben kommenden Generationen in Geſchichts 
werten? Wir haben aus dieſen Schriftfiüden erfahren, daß biejenige 
Politik, welche der Kanzler für Deutſchland leitet, weit entfernt 
davon ift, fih in die innere Geſtaltung ber politifhen Gejdhide 
Frankreichs einzumtifhen, weit entfernt bavon Keime zu nenen 
Zerwürfnifien und Kriegen zu geben, daß fie vielmehr im emi- 
neunten Sinne bes Worts eine Politik ber Nichteinmiſchung, bes 
Friedens if; ein Eindrud, der in einem hoben GOrade imponirenb gewirkt hat 
in Deutihland und außerhalb Deutſchlands, auch auf Männer, bie bislang mit 
einer gewiſſen Beſorgniß ber Politik des Kanzlers gefolgt find. 

Wenn derſelbe Einbrud eben bei dem Herrn Borredner und feinen Kreunden 
nit vorhanden ift, fo iſt ber Grund hiervon, daß fie im biefen Dingen auf 
einem ganz anderen Boben ftehen, als bie Mehrheit unferer Nation und bie ent- 
ſcheidende Mehrheit biefes Reichstages. Sie haben bie Politit des Kanzler miß- 
billigt vom erften Augenblide an, fie baben Alles getban, was in ihren 
Kräften lag, das Zuftandelommen bes Norbbeutfhen Bundes, bes 
Deutihen Reiches zu hindern; fiewerben aud nicht aufhören, foweit 
fie glauben, daß ihre Kräfte Dazu reihen, biefe Politik aud ſpäter 
zu hindern. Aber, meine Herren, gerade bieje erbitterten und leibenichaftfichen 
Angriffe gegen bie Perſon bes Reichskanzlers, als den Träger unferer beutfchen 
Politit, werden von Zag zn Tag mehr dazu beitragen, biefe Politik zu feftigen, 
das Bertrauen ber Nation und ber Mehrheit dieſes Reihstages 
zu dem Träger biefer Politik zu ſtärken und gerade bazu dienen, ba®- 
jenige nicht zu erreichen, vielmehr zu zerſtören, was ber Herr Borrebner unb 
feine Freunde wollen. - 

Meine Herren, wenn ich mid) fo ausfpreche, jo glaube ich ber Zuftimmeung 
ber großen Mehrheit diejer Verſammlung entichieben ficher zu jein. 

Dasjenige, was jet auch für Nichtkundige aus beu Dofn- 
menten ber legten Zage Über die Politik des bentfhen Reichſskanz⸗ 
ler8 zur öffentliden Kenntniß gelommen if, bat das Anfeben, bie 
Stellung dieſes Staatsmannes in hohem Grade erhöben müfien. 
Diefe Politik ift zugleich weit in und feft, wärbig unb national, mmb 
fe wird der Zuftimmmuug ber Mehrheit biefes Reichötage® und der Deutidhen 

ation für alle Zukunft fiher fein.” 


30. Dezember. Wiederherftellung des Königtbumd in 
Spanien. | 


Einſetzung des Königs Alphons XII. 
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1875. 3. Januar. Rotification an die audwärtigen Mächte. 


Circulardepeſche bes interimiftiichen Minifters des Auswärtigen Spaniens: 

— — „Die Annahme if bereditigt, daß die fremden Mächte, indem fie 

in wohlwollender Abficht die legte Dictatur anerkannten, hierbei von ber Intention 
ausgingen, baß biefelbe zu einer monarchiſchen Löſung führen möchte.“ 


Notiz der „Provinzial- Correspondenz“ vom 6. Januar: 

„Diele Wendung ber Dinge in Spanien ift zwar nicht unvorbergefeben, 
aber raſcher eingetreten, als wohl vor Kurzem noch erwartet wurbe. Daß bie 
bisherige NRegierungsgewalt nicht eine dauernde, fonbern nur eine „überleitende” 
fein werde, war ja grabe von ber Seite, von welcher bie Anerkennung berfelben 
ausgegangen war, von vornherein angenommen und ausgeiprocdhen worden. Ale 
bie Aufgabe der Anerkennung erſchien es, den „Reft von Orunblagen ftaat- 
lihen Weſens für eine künftige ſtaatliche Ordnung,” bie ſich das 
fpanifche Voll feiner Zeit würbe geben wollen, zu erhalten.“ 








39, Ber Prozeß Arnim, 


1874. 4. Dftober. Berhaftung des Grafen Arnim auf dem 
Gute Nafjeheide in Pommern. 


Unterfuhung gegen Graf Arnim. 
Notiz der „Provinzial- Corresponbenz” vom 14. Oltober. 


„Die Berhaftung des Grafen Arnim ift ſowohl von dem GStabtgericht zu 
Berlin, wie auch von dem Kammergericht aufrecht erhalten worben; mit Rädfict 
auf den leidenden Zuftand beffelben ift jedoch von bem Kammergericht beichloffen 
worben, ihn aus der Stabtwogtei in ein Krankenhaus, unter Wahrung genügender 
polizeilicher Sicherheit, überführen zu laffen. 

Die jetige Anklage gegen Graf Arnim bat nad) ihrem Urfprunge keinen 
Zuſammenhang mit den früheren Dorgängen, welche die Entfernung beffelben aus 
der diplomatiſchen Thätigkeit herbeigeführt haben. 

Den Anlaß zu den gegenwärtigen Grmittelungen und Maßnahmen bat 
lediglich der Umfland gegeben, daß ber jetige Botſchafter in Paris nad feinem 
Eintritt in fein neues Amt eine Anzahl von Schriftftüden, welche nach dem amt- 
ſtchen Berzeichnifie der Botichaft während ber Amtsführung bes Grafen Arnim 
Dort eingegangen waren, nicht mehr vorfand. Die angeftellten Nachforfchungen 
führten zu ber Annahme, daß Graf Arnim bei feinem Scheiben aus feiner 
früheren amtliden Stellung jene Attenftlide mitgenommen haben müfſe. Im ber 
That gab er nad einigem Bögern eine Anzahl von Schriftftüäden heraus, wogegen 
eine größere Zahl, über 50 Altenftüde, ungeachtet ber bringenben Aufforberungen 
bes Auswärtigen Amtes nicht zurlidigegeben find, indem Graf Arnim einen Theil 
derſelben für Privatichreiben erklärt und demgemäß bie Herausgabe berjelben ver- 
ER zu bürfen glaubt, von dem Verbleib ber übrigen aber nichts zu wiſſen 

ebauptet. 

Die Weigerung bes früheren Botſchafters, Schriftflüde, welche nad ter 
Meberzeugung des Auswärtigen Amtes Eigenthbum ber Botichaft find, am dieſe 
zurückzugeben, ift alfo der Far vorliegende Grund des Einſchreitens gegen Graf 
Arnim; das Auswärtige Amt hatte eine unzweifelhafte Pflicht zu , indem 
es alle Mittel ergriff, um die Beſitzrechte der Reichsarchive zu wahren. 

Die Erfüllung dieſer amtlichen Pfliht war völlig unabhängig von ber in⸗ 
neren Bedeutung und politifchen Wichtigkeit ber einzelnen fehlenden ifttäde, 
fo wie von ber Möglichkeit eines etwaigen Mißbrauchs berjelben: das äffentfice 
Intereſſe an unb für fi und die Wahrung ber ftaatlichen Autorität machten bes 
Einſchreiten mit allen Mitteln des Gejekes zu einer unabweislichen Nothwenbig- 
feit. Die Reichsbehörde konnte unb durfte ihren wohlerwogenen Anſpruch nicht 
vor der Weigerung des betheiligten Beamten fallen laflen. 

Nachdem Graf Arnim alle bienftlichen Aufforberungen zur Rüdgabe ber 
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Alten zurüdgewieien hatte, ſah ſich das Auswärtige Amt genöthigt, das Einfchreiten 
der Gerichte in Anſpruch zu nehmen. 

Wenn das Gericht auf Grund der ihm zunächſt vorliegenden Thatſachen 
nicht blog eine fofortige Hausfuchung bei dem Grafen Arnim angeorbnet hat, 
fondern andy zur Verhaftung befjelben gefchritten ift, und wenn biefe Maßnahmen 
gegenüber ber Befchwerbe des Grafen Arnim von dem höheren Gerichte zunächft 
aufrecht erhalten worben if, fo wirb man hierin vor Allem ein Anzeichen bafür 
finden bürfen, daß auch von Seiten der Gerichte das wichtige öffentliche Intereſſe, 
um welches es fi bei ber Sache handelt, und weldyes allein das Auswärtige 
Amt bei feinem Vorgehen geleitet bat, entfchieden anerlannt wird.“ 


Die Anklagefchrift gegen Graf Arnim. (Auszug): 


„Der Nachfolger des Grafen Arnim in ber Botſchaft zu Paris, Fürſt 
von Hohenlohe, vermißte bald nad feinem Amtsantritte mehrere amtliche 
Scriftfiäde aus dem Archive ber Botichaft. Eine beshalb von ihm veranlafite 
genaue Nachforſchung ergab das Fehlen einer großen Anzahl von Schriftftüden. 

Der Angellagte erſcheint als überführt, dieſe Schriftflüde (Urkunden), 
welche für vie Bofitt des Deutichen Reiche und deſſen Beziehungen zu auswär- 
tigen Mächten von ber größten Bedeutung find, bei Seite geichafft unb unter- 
lagen zu haben. 

Einen Theil diefer Schriftſtücke (welche in der Anklage unter Nr. I. und II. 
aufgeführt find) hat der Angellagte gefländlich mitgenommen, während er von 
bem Verbleib ber librigen (unter Nr. III. anfgezählten) nichts wiffen will. Bon 
den erfteren bat er auf bie Aufforberung des Auswärtigen Amtes eine Anzahl 
(die nnter Nr. I.) mit der Behauptung zurüdgegeben, daß es nicht feine Abficht 
geweſen fei, fie für fich zu behalten, die Übrigen (Nr. II.) aber unter dem Bor- 
geben, baß fie fein Privateigenthum feien, herauszugeben bermeigert. 

Die vermiften Schriftftüde find theils Erlaſſe (bes Reichelanzlers oder 
feines Bertreters an ben Botſchafter), theils Berichte (des Botſchafters an das 
Auswärtige Amt). 

Die unter I. verzeichneten Schriftftüde find 13 Erlaffe und Berichte über 
wichtige Firchenpolitifche Angelegenheiten, barnnter ein Bericht in Betreff der 
künftigen Erlebigung bes päapftlihen Stuhles, — ein Bericht Über das alsdann 
bevorfiehende Konklave, ein Bericht Über eine Unterrebung mit Herren Thiers in 
Betreff ver Krankheit bes Papſtes. Graf Arnim hatte diefe Schriftftüde, als er 
Ende April 1874 Paris verließ, zunächſt nach Berlin und von hier nach Karlsbad 
mitgenommen; al® er zur Aeuferung über ben Verbleib derſelben aufgeforbert 
wurde, antwortete er zuerft, daß biefelben feines Erachtens nicht zu ben Alten 
ber Botichaft gehörten, weil fie fih auf Beſprechungen mit Herren Thiers be- 
zögen, welche den Charakter vertraulicher Privatgeſpräche gehabt. 

Auf wiederholte Aufforderung fchidte er dieſe Schriftftüde Ende Juni von 
Karlebad an das Auswärtige Amt zurüd. 

Die zweite Reihe von Schriftſtücken find Erlaffe, welche Graf Arnim nad 
ausdrücklichem Geſtändniß mitgenommen unb noch hinter fi hat. Im dem be- 
trefienden Schriftwechfel mit bem Auswärtigen Amte erllärte er: 

„Seit feiner Berfeung in ben einftweiligen Rubeftand habe er nicht mebr 
die Ehre, mit dem Auswärtigen Amte in irgenb welchen Beziehungen zu fleben, 
vielmehr ftebe er zur Dispofition Sr. Majeflät des Kaiſers. Das Auswärtige 
Amt fer deshalb nicht in der Lage, amtliche Aeußerungen von ihm zu erfordern.“ 

Mit diefem Vorbehalte Tieß er fich Über die in dem überſandten Berzeich- 
nifje aufgeführten Schriftftüüde dahin aus, daß er einen Theil ber Erlaffe, melde, 
wenn auch an politifche ragen anknüpfend, bo im Wefentlichen feinen perſön⸗ 
lichen Konflikt mit dem Reichskanzler beträfen und Anfhuldigungen gegen ihn 
enthielten, als fein Privateigenthum anfähe unb deshalb mitgenommen hätte. 

Unter dieſen von ihm ale Privateigenthbum zurüdbehaltenen Erlaffen be- 
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finden ſich folgende: ein Erlaß des Fürften Bismard, durch welchen Graf 
Arnim zur Zeußerung über eine Unterhaltung aufgefordert wirb, welche er 
(nad Mittbeilung des General von Manteuffel) mit bem Grafen St. Ballier 
aber 2 inneren franzöſiſchen Verhältnifſe gehabt und in welcher er gefagt 
haben follte: 

„Er betrachtete bie bamalige franzöflihe Regierung als nnhaltbar, dem 
Herrn Thiers werde Gambetta, biefem bie Kommune unb biefer ein mili- 
tärifches Regiment folgen, wenn Frankreich nicht rechtzeitig eine monarchiſche Ber- 
faffung wähle.“ 

Sodann ein Erlaß vom 23. November 1872, in weldem von bem Staats⸗ 
fefretär von Balan Namens bes Reichskanzlers die von dem Angellagten gegen 
Thiers und deſſen Regierung erhobenen Bebenten widerlegt und bem Unge- 
Hagten für fein Verhalten ber damaligen franzöfiichen Regierung unb deren 
Konkurrenten gegenüber eine ganz beftimmte Inftruftion ertheilt wirb. 

Ferner, ein Erlaß vom 20. Dezember 1872: indem der Reichskanzler bie 
Berichterftattung bes Angeklagten Über bie politifde Situation in Frankreich als 
zum Theil auf irrthümlichen Borausfegungen berubenb bezeichnet und näher kri⸗ 
tifirt, unterzieht er zugleich die frage, welche Regierungsforın in Frankreich für 
das Deutſche Reich dermalen am zuträglichften ſei, einer eingehenden Grörterung 
und giebt bem Angellagten bie erforberliche Direktive. 

Weiter aus dem Jahre 1874 Erlaffe des Staatsſekretärs von Bülow 
über bie Hirtenbriefe der franzöfifhen Bilchöfe und die mit Bezug Darauf 
Kr en Mafregeln, — über das Gefandtichaftsrecht ber deutſchen Mittel» 

aaten u. f. w. 

„Daß diefe Erlaſſe, deren Herausgabe der Angeklagte verweigert (und von 
denen der eine fich nach feiner Angabe zur Zeit im Befitze einer Perjon befindet, 
die er nicht namhaft machen will), indem fie amtliche Angelegenheiten unb zwar 
zumeift politifhe Kragen von ber allergrößten Wichtigkeit behandeln und dem An- 
gellagten für fein amtliches Verhalten Inftruftionen ertheilen, ſich nicht blos for- 
mell, fonbern auch der Sache nad als amtliche Schriftftüde kennzeichnen, welche 
dem Staate veip. in deſſen Archive, nicht aber bem Ungellagten gehören, liegt 
für Jedermann Mar zu Tage; baß durch bie in einzelnen von ihnen dem Ange 
Haglen gemachten Borhaltungen und ertbeilten Rektifilationen deren Charakter in 
feiner Weiſe alterirt wird, ift felbftverftäublich.” 

Drittens handelt es fich um eine Reihe von Erlaſſen und Berichten, über 
beren Verbleib Graf Arnim feine Auskunft geben zu können erflärt, deren Bei⸗ 
jeiteihaffung ihm aber ebenfalls zur Laft gelegt wird. Die fraglichen Schriftftüde 
betreffen nicht blos meiſt Gegenſtände von größter Wichtigfeit und von befonterem 
Yntereffe für den Angeklagten, fondern ftehen zum Theil auch noch in ber gan; 
bejonderen Verbindung mit einander, daß mit pen Erlaſſen (des Auswärtigen 
Amtes) zugleich die bezüglichen Berichte (des Grafen Arnim) verſchwunden fint. 

Zur Bezeichnung ber Beweggründe und Endzwede ber Handlungsweiſe te? 
Angellagten, — zur Beurtbeilung der Glaubwürdigkeit feiner Angaben, — zur 
Kennzeihnung jeiner Auffaffung von feiner Stellung, fowie für jeine Charaf- 
— überhaupt, — hält die Anklageſchrift bie folgenden Thatſachen für 
gewichtig: 

1. Bei feiner Verhaftung zu Naflenheive gab er über den Berbleib ber 
geftänblich nad fi) genommenen Schriftftüde anfangs an, biefelben bejänben ſich 
im Auslande. Demnächſt erbot er ſich für den Fall, daß er auf freiem Sub e⸗ 
laſſen würde, die Papiere binnen drei Tagen herbeizuſchaffen und * 
zuletzt unter derſelben Vorausſetzung bereit, einen Beamten an ben Aufbewah⸗ 
rungsort der Schriftflüde zu führen, wenn biefer über die Perjon besjenigen, in 
befien Verwahrung fich diejelben befänden, abjolutes Stillichweigen gelobe. Bei 
feinen fpäteren Bernehmungen kam er auf die Erklärung, daß die Schriftftüde 
fi im Auslande befänden, zurück. 

2. Der fragliden Schriftſtücke will er „zu feiner Bertheibigung“ gegen 
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die feinen Ruf auf das Spiel feßenven, ſchweren Anjchulbigungen bes Reichs⸗ 
kanzlers bebürfen. Unter ben Anſchnldigungen verfteht er den von bem Neiche- 
tanzler in feinen Erfaffen wiederholt gegen ihn erhotenen Vorwurf, daß er — 
in Berlennung feiner Stellung — eine deffen Intentionen und Imftruftionen 
zuwiberlaufende Politik triebe. 

3. Im Eeptember 1872 brachte ein Brüffeler Blatt bie Auffehen erregende 
Mittheilung: Graf Arnim babe feine Entlafjung als deutſcher Botſchafter ge- 
nommen, — bie Stelle werde auf unbeftimmte Beit unbefegt bleiben, — und 
Fürft Bismard fei geneigt, künftig nur einen Konful bin zu fehiden. 

In einem amtlichen Bericht fagte Graf Arnim über dieſe falfche- Zeitungs» 
nachricht: es werbe von einem Pariſer Blatt ein Herr von Kahlden für viefelbe 
verantwortlich gemacht, welcher fie aus Unmuth über feine Ausfchließung aus dem 
Jockey⸗Klub in die Welt geſchickt haben folle. 

Später ergab fih im Widerfpruch mit biefer Angabe, daß Graf Arnim 
felo Durch einen Dr. Bedmann jene Nachricht nach Brüffel hatte beförbern 
laſſen; die darüber ermittelten Thatfachen mußte er als im Weſentlichen richtig 
zugeben. 

3 4. Das Wiener Blatt „bie Preſſe“ vom 2. April 1874 brachte unter ber 
Ueberſchrift: „Diplomatiiche Entbüllungen, Florenz, 27. März,” einen Artifel, 
welcher verjchiebene im Jahre 1870 von dem Angeklagten, damaligen Gefanbten 
bei der Kurie, an hervorragende Tatholiihe Theologen (man nannte den Stifts- 
prepft Dr. Döllinger und Biſchof Hefele) gerichtete Schreiben, fowie ein 
Promemoria veröffentlichte. Diefe Schriftftiide bezogen ſich auf die Politik, welche 
die deutſche Regierung tem vatitanifhen Konzil gegenüber befolgte, ober wielmehr 
nach Anficht des Verfaſſers befolgen ſollte. Die Veröffentlichung der Schrift- 
füde erregte wegen der amtlichen Stellung ihres Verfafſers das allgemeinfte 
Auffeben. 

Graf Arnim wurbe am 5. Mai auf Allerhöchſten Befehl — unter Hinweis 
auf bie Bebeutung bes Amtseides — zur amtlichen und fchriftfichen Aeußerun 
aufgeforbert: ob bie Veröffentlihung in der Wiener „Preffe” direkt oder indirekt 
von ihm ausgegangen oder burh Mittheilung der betreffenden Piecen an Dritte 
bervorgerufen jet, event. ob er davon, baß eine foldhe Verdffentlichung beabfichtigt 
fei, vorher Kenntniß gehabt habe. 

Nach einiger Verzögerung antwortete er: „Für bie in ter „Prefſe“ ver- 
öffentlichten Enthüllungen bin ich unter feinem Gefichtspunfte verantwortlid. — 
Ich kann darüber aud feine Aufklärungen von Anderen erlangen.“ 

Abgefehen aber von der großen inneren Unwahrſcheinlichkeit, daß die Ber- 
öffentlihung ber betreffenden Schriftftüde ohne Zuthun oder Wiffen des Ange- 
Hagten erfolgt fein follte, ſprechen (wie die Anklageſchrift annimmt) gegen bie 
Wahrheit der von ihm abgegebenen amtlihen Erflärung gewiffe Thatfachen, na⸗ 
mentlich die Verbindungen, welche Schriftfteller Dr. Landsberg in Paris an- 
fcheinend im Auftrage des Angeklagten mit der Wiener „Prefle” unterhalten bat, 
— ſo wie anderweitig verſuchte Anknüpfungen mit Zeitungen, um einen Einfluß 
auf tiefelbe im Sinne der Politil des Grafen zu gewinnen. 

Für diefe Thätigkeit, fagt die Anllagefhrift, würden Die vom Grafen Arnim 
zurückbebaltenen Schriftftüde eine reiche Ausbeute geliefert haben. Als bemeis- 
fräftige Driginale waren fie beſonders werthvoll für den Angeklagten, nicht zu 
feiner Bertheidigung, fonbern zu erneuten Angriffen anf die derzeitige Politik bes 
Deutihen Reiches. 

Demgemäß, und da bie fraglihen Schriftftäde ih nah Form und Inhalt 
als Urkunde im Sinne bes Strafgeſetzbuches barftellen, der Thatbeftand ber 
Unterfchlagung aber durch bie Abficht rechtswidriger Zueignung, ohne daß es zu⸗ 
gfeic) einer gewinnfüchtigen Abficht bedarf, bedingt wird, ift der Grafvon Arnim 
angellagt: 

* Hotel der Kaiſerlichen deutſchen Botſchaft zu Paris während der Zeit von 

1872 bis 1874 durch eine und dieſelbe Handlung als Beamter 
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a) ihm amtlich) anvertraute Urkunden vorfätlich bei Seite gefchafft, 
b) Saden, die er in amtlicher Eigenjchaft empfangen hatte, ſich redhtewibrig 
jugeeignet zu haben. 

Die gerichtlichen Berhandlungen haben vom Mittwoch (9.) bis zum Dienflag 
(15.) ftattgefunben. 

Der Staatsanwalt bat am Schluß berjelben die Auflage anfredst erhalten 
und beantragt, den Angellagten zu einer Gefängnißftrafe von 2 Jahren 6 Mo⸗ 
naten zu verurtheilen.“ 

% 


Das Urtheil erfter Inftanz (vom 19. Dezember 1874). 
&8 ift erfannt: 


daß der Angeklagte Kaiſerlich Deutſche Botichafter z. D. 
Graf Harry von Arnim nidt der Urkunden-Unter 
Ihlagung und nit des Amtövergebend, wohl aber 
des Vergehend wider die öffentlihe Ordnung 
Ihuldig, und deshalb unter Zurlaftlegung der Koften 
mit einer Gefängnihftrafe von drei Monaten zu 
belegen, wovon indeljen ein Monat durch die erlittene 
Unterfuhungshaft für verbüßt zu erachten ift. 


Aus der Begründung: 


— — „Es liegen der Anklage brei Kategorien ober beffer Serien von 
Altenftücden zum Grunbe, geſchieden nah dem Schickſale, welches fie erfahren 
baben, gefchieben nah den Auslaffungen bes Angellagten, aber aud weſentlich 
geichieben in ihrer rechtlichen Beurtbeilung. 

Die erft zu behandelnde Serie aus den zwölf Erlaffen, welche Angeflagter 
wegen ihres bisciplinären Inhalts als fein Privateigentbum anſpricht und zu 
benjenigen Alten genommen bat und nehmen zy können glaubte, die er „ale feine 
Konflilts- Alten” fignirte und „als das Grab einer lang gehegten und gepflegten, 
innigen Freunbfchaft” bezeichnet hat. — 

Diefe zwölf infriminirten, vom Angeklagten zugefänblich gar nicht zum 
Archive gebrachten, ober doch, foweit ohne fein Zuthun dahin gelangt, balb wieder 
zurüdgenommenen Erlaffe hat Angellagter feinem Zugeftänbnifje oder doch feinen 
ummiberlegt gebliebenen Angaben zufolge vor bem Juni c. a. einer Berjon im 
außerpreußiſchen Deutfchland übergeben. 

Die diesfälligen Handlungen würden ſonach in das Botſchaftshotel zu 
Baris, reip. nah Deutſchland (außer Preußen) fallen. 

Ausmweislich der verlejenen Korrespondenz - Alten bat Angeflagter, wieber- 
holter Aufforderung bes auswärtigen Amtes ungeachtet, conjequent ber genannten 
Amtsftelle herauszugeben fidy verweigert, vielmehr erft am 3. Dezember c. dem 
Gerichte — aber au nur biefem — unter Vorbehalt feiner Rechte überliefert. 

Bon dieſen, ſämmtlich verlefenen, durch bie Preffe befannt gewordenen Er- 
laſſen betreffen Nr. 224, 239, 271, 281 de 1872, Nr. 9%, 102, 104 de 1813 
die Beziehungen Deutſchlands zur franzöfiihen Regierung, fowie bie in bieler 
Hinfiht vom Angeklagten eingenommene Pofition, im Gegenjat zu ber Pelitik 
des Herrn Reichslanzlers, alſo den eigentlichen fogenannten Konflilt in der Sache, 
zwei &rlaffe betreffen das Verhalten des Angeklagten zu ben Hirtenbriefen ber 
franzöſiſchen Bifhöfe in Nancy, Augers, Nimes, 2 Erlaffe das active und paffive 
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Geſandiſchaftsrecht ber Deutfhen Mittelftaaten, 1 Erlaß endlich bie mangelhafte 
Beauffihtigung ber Botſchaftskanzlei. | 

Die Anklage nennt ſämmtliche angeführte Schriftſtücke amtliche. Sie hat 
bierin ber abfenbenden Amteftelle gegenüber durchweg vollfommen Redt. 

Der Charakter eines Schriftftüädes auf Seiten bes Abfenders aber ift für 
ben gegenwärtigen Prozeß nicht relevant; und es finb daher die auf den Erlaffen 
fih findenden, nur die Ausgangeftellen betreffenden Journal» und Depeſchen⸗ 
nummern in feiner Weiſe wejentlich, und zwar dies um fo weniger, als a. aus⸗ 
weislich des in der Verhandlung vorgelegten Privatbriefes bes Herrn Fürſten 
Reichskanzlers an ben Angeflagten, b. nah dem Zeugniffe des Herren Geh. Hof- 
raths Roland auch politiiche Korresponbenzen in abſolut privater Form gemwechfelt 
worden find. 

Wefentlih ift für den vorliegenden Streit, ob bie Erlaffe auf Seiten bes 
Empfängers als amtlide — nicht für die Perfon des Angeflagten, fondern in 
das Botſchaftsarchiv beftimmte Schriftftüde — anzufehen find, und bierfür ift 
lediglich der Inhalt enticheidend. 

Disciplinariiche Verfügungen (Rügen, Mahnungen, Berweife) find für bie 
Berjon des Empfängers beftimmt. Berfügungen fachlichen Inhalts, alfo 3.8. 
Direltiven für diplomatifche Agenten find amtlichen Charalters, und gehören in 
bie Archive der empfangenen Amtsftelle, mögen fie an dieſe wörtlich ober an deren 
Chef abreffirt fein. Bei Verfügungen gemijchten Inhalts ift e8 entfcheidend, ob 
die Rüge zum Zwede ber Direktive ertheilt ober umgelehrt der ſachliche Inhalt 
zur Begründung der Rüge — etwa wie die Urtelsgründe zum Tenor des Er- 
fenntniffeg — gegeben if. Nicht relevant wiederum ift Form und Faflung bes 
Tadels. 

Aus dieſen Geſichtspunkten betrachtet, erſcheinen der Erlaß Nr. 74 de 1874 
als rein disciplinairer — alſo auf Seite des Empfängers privater — Natur, bie 
Erlaffe Nr. 271 de 1872, wobei e8 am Eingange ausdrücklich heißt, daß „neue 
Inſtruktion“ nicht ertheilt werben folle, — Wr. 33 de 1874, worin in fachlicher 
Beziehung wefentlih auf den ſachlichen Inhalt des Erlaſſes Nr. 291 de 1873 
verwiejen ift, al8 überwiegend bisciplinärer — alfo wiederum privater — Natur, 
bie übrigen Erlaffe aber objektiv allerdings als amtliche Schriftftiide. 

Aber auch mit Beziehung auf dieſe letteren Erlaſſe kann dem Angeklagten 
bie bona fides nicht abgeſprochen werben, wenn berjelbe verfichert, ſubjektiv 
diefe Alktenftlide file nicht amtliche erachtet zu haben. 

Das Maß ber Berechtigung zu jener Meinung ift gleichgültig. 

Eine etwas andere Geftalt nahm allerdings die Sachlage an, als an ben 
Angeklagten, wenn auch flugs nach feiner Verfegung in ben einftweiligen Rube- 
fand, die ſchon angezogenen Rejcripte des auswärtigen Amtes ergingen, worin 
Angellagter angewiejen worden ift, jene Erlafje zurüdzugeben. 

Diefen Weifungen mußte er Folge geben. Er war und blieb auch 
als Botichafter 3. D. der Diesciplin des auswärtigen Amtes, deſſen vorherige 
Meberorbnung von ihm anerkannt ift, in bem von diefem in feinen verlefenen 
Erlaffen (vom Iunt bis Auguft c. im Korrespondenzfascikel) entwidelten Sinne 
unterworfen. 

Es fragt fih aber, was ber Angeklagte Berantwortliches that, ale er ben 
an ihn ergangenen Weifungen nicht nadhlam. Die Antwort auf biefe Frage lautet: 
daß Angellagter fih eines Disciplinarvergebens ſchuldig madte. Mit 
ſolchen Vergehen hat das Strafgericht Nichts zu fchaffen. 

So ſcheiden die Documente ad passum II. aus dem Debet bes Ange- 
Hagten aus. 

Ein Gleiches, freilih aus anderen Gründen gilt auch von ber ganzen 
Serie von den in passus III. der Anklage aufgezählten Actenftüden, umfaffenb 
11 Erlaffe und 12 Berichte mannigfachen, politiihen Inhalts. 

Jhre Onalität als amtliche Actenftäde ift von feiner Seite angezweifelt, 
und ift nach ihrem verlefenen Inhalt auch ganz unbebenllih. Daß Konzepte zu 
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ben bier in Frage fiebenden Berichten in ber Botſchaft zu Paris überhaupt ge- 
fertigt worden find, ift unbeftritten refp. zugeftanden. Unb baß bie vermißten 
Erlafje dem Angeklagten zugegangen find, ift gleichfalls als erwiefen anzuſehen. — 

Fraglich aber ıft, ob die noch heute vermißten Stüde durch ben Augellagten 
überhaupt und event. vorjäglich, und die vermißt gewefenen, aber zuräüdge 
Stüde dur den Angeflagten vorfäglich befeitigt find, wie bies ihm zum Vorwurf 
gemacht ift. 

Auf diefe Frage konnte das Bericht nur mit bem römiſchen „Non liquet“ 
antworten. 

Bon einer konftatirten Unglaubhaftigleit des Angeklagten ift feine Rebe. 
Die Glaubhaftigkeit der Angabe des Angeklagten vielmehr, die zurüdgegebenen 
Stüde wirklich in feinem bei ber Abreife von Paris ohne fein Zuthun mitverla⸗ 
benen Arbeitstifche ex post aufgefunden, jene Stüde aljo ohne feinen Willen 
(unvorfäglih) von Paris mitgenommen zu haben, folgt aus bem Umſtande, daß 
Angellagter in feinem verantwortlichen Berichte vom 20. Juli 1874 nach tiefer 
Ritung bin fon Bermuthungen ausgeſprochen hatte. 

So bleiben nur noch die von der Anklage zu Serie I zufammengefahten, 
firhenpolitifhen 7 Erlaffe und 6 Berichte übrig, deren bochamtlicher Charakter 
vom Angellagten ſelbſt anerkannt if. 

Angellagter fol dieſelben 

8) vorfäglich bei Seite geſchafft unb zugleich 

b) unterfchlagen haben. 

Es fol zunächſt ber zweite Geſichtspunkt angeblicher Unterfchlagung in’s 
Auge gefaßt werden. Es unterjchlägt nad) 5 246 des Strafgeleßbuches Derjenige, 
welcher eine fremte, bewegliche Sache, die er im Beſitz ober Gewahrfam bat, ſich 
rechtswidrig zueignet. — 

In Befig und Gewahrfam hat Angellagter unbeftrittenermaßen bie Do⸗ 
fumente ad pass. I. gehabt. Es fehlt aber die rehtswibrige Aneignung, 
die Abficht, die Dokumente ſich zu eigen zu machen, und eine biefe Abſicht aus- 
führende Handlung. 

Der bloße unbefugte Gebrauch fremder Sachen ift firaflos und bie Ber- 
werthung bes geiftigen Inhaltes fremder Schriften kann nur das Vergeben bes 
Nachdrucks konftituiren. Aber auch von der Abficht eines Gebrauchs ober einer 
fonftigen Berwertbung der Depeichen dem Inhalte nah iſt Nichts erwieſen. 
Welcher Gedanke dem Angellagten bezüglich ber kirchenpolitifchen Depeichen inne» 
wohnte, davon bald nachher. 

Der Borwurf der Unterfhlagung fällt demnach wiederum. 
Gefeblt, und zwar firafrechtlich gefehlt, bat indeß Angeliagter be- 
züglih ber kirchenpolitiſchen Depeſchen dennod. Cr hat geſtändlich, 
nachdem er fur, vor ber Abreife aus Paris nach biefen Depeichen mit Eifer ge» 
ſucht, dieſelben verſchloſſen in einer Dienftmappe bed auswärtigen Amtes, und 
dieſe Mappe in einem Koffer von Paris aus der Botſchaft wiſſentlich (alſo vor- 
fäglih) mit fortgenommen, weil er fie feinem katholiſchen Amtenachfolger nicht 
zurüdiaffen zu können glaubte, und der Meinung war, fie an's auswärtige Amt 
abliefern zu müſſen. Er hat geftänblich weiter bie kirchenpolitiſchen Depeſchen 
in Dappe und Koffer am 29. April 1874 von Paris bierber nah Berlin mit- 

bracht und bat geflänblich bi8 zum 15. Mai 1874 bier verweilt, ohne bie Ds- 

mente abzuliefern. Angellagter bat geftänblich die kirchenpolitiſchen Depeichen, 
enblih in Mappe und Koffer am 15. Mai 1874 von bier auf Ummegen nah 
Karlsbad übergeführt. Er giebt zu feiner Entichuldigung an, über dem ausweitkd 
ter verlefenen Korrespondenz im Mai 1874 wegen feiner publiziſtiſchen Thätig⸗ 
feit ausgebrodhenen Konflifte mit dem auswärtigen Amte die Depefchen unb beren 
beabfichtigte Ablieferung an das Amt vergeflen zu haben. 

Der Annahme dieſes Vergeſſens ſtehen inteß gewichtige Gründe entgegen, 
welche im Gegentheil für die Annahme ber wiflentlihen Mitnahme von hier — 

·ſchließlich nach Karlsbad — ſprechen. I. Angellagter bat auch von Karlsbad ans 
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dem auswärtigen Amte feine Meldung gemadt, obwohl er bort die „vielleicht“ 
hier unterlafiene Oeffnung feiner Reifeloffer doch unzweifelhaft vorgenommen 
batte. Angeklagter bat vielmehr erft auf Erinnern des auswärtigen Amtes unterm 
19./21. Juni 1874 aus Karlsbab zum Beſitz fi befannt. II. Der mit dem 
auswärtigen Amte bamale ausgebrochene Konflikt mußte recht eigentlich den An- 
geliagten daran mahnen, daß und was er noch an dieſes Amt abzuliefern hatte. 

Die vom Angeflagten felbft für jo hochwichtig und bedenklich gehaltenen 
kirchenpolitiſchen Depeichen betrafen eine fo brennende Frage, daß bie letzteren — 
um ein Bild zu gebrauden — aud durch die Wände bes ungeöffneten Koffers 
hindurchleuchten mußten. 

Das feftgeftellte Verhalten des Angelfagten dem auswärtigen Amte gegen- 
über bezüglich der kirchenpolitiſchen Depeichen rührt allerdings aus dem Konflikte 
mit jenem Amte ber, aber gewiß nicht daher, weil er — ihres Befikes gerade 
ne bewußt — aus Xerger Über vermeintlih ihm angetbanes Web, opponiren 
wolte. 

Hiermit ift das Strafgejeg Übertreten worden. Die Anklage ift, geftügt, 
auf 8 348 bes Strafgefegbuches Abſatz 2, wo mit Gefängnißftrafe nicht unter Einem 
Monate, jeber Beamte bedroht ift, welcher eine ihm amtlich vertraute oder zu⸗ 
gängliche Urkunde vernichtet, bei Seite ſchafft, beſchädigt oder verfälſcht. 

Es Tiegen alle Requifiten dieſes $ vor: 

a) die Beamtenqualität des Hanbelnden, 
b) die amtliche Anvertrauung und Zugänglichmachung der Dokumente, 
c) die vorjätsliche Beifeitefchaffung der Dokumente. 

Nur feblt die Urkund enqualität der Dokumente. 

Was das Nequifit ad c der vorſätzlichen Beifeitefchaffung betrifft, jo liegt 
eine ſolche Beifeitefhaffung vor, wenn, wie bier, eine nicht berechtigte Entfernung 
Des amtlichen Objektes zu mehr als kurz vorübergehenden Befite mit dem Be⸗ 
wußtjein ftattfindet, daß das Objekt dem ordentlichen Gefchäftshetriebe der berech⸗ 
tigten Amtöftellen entzogen wird. Dieſe Entziefung konnte dem Angeklagten nicht 
verborgen fein und hat ſich fofort ergeben, infofern als ein Theil der kirchen⸗ 
politischen Schriftflüde vom Fürften Hohenlohe zu Baris Mitte Juni 1874 
vermißt und bie Beranlaffung zum Berichte vom 8. Juni 1874, damit aber ber 
ganzen Unterjuchung mwurbe. 

Aber die von der Anklage behauptete Urkundenqualität lann nicht anerkannt 
werben. 8 348? des Strafgeſetzbuches ſcheidet aljo wiederum aus. 

Es greift aber ebenfo unbedenklich ver $ 133 des Strafgejeß- 
buches dürch, welcher in feinem bier allein in Betracht kommenden Abjage 1 
wörtlich lautet: 

„Der eine Urkunde, ein Wegifter, Alten ober fonftigen Gegenftand, welche 
fih zur amtlichen Aufbewahrung an einem bazu beftimmten Orte befinden, 
ober, welche einem Beamten ober einem Dritten amtlich übergeben worden 
— Fi vernichtet, bei Seite ſchafft ober beſchädigt, wird mit Gefängniß 
eftraft.” 

Es liegen in ben Depeichen aber einfach amtliche Altenftüde vor, die fi 
zur amtlichen Aufbewahrung an dazu beſtimmtem Orte, zuvörderſt im Botſchafts⸗ 
hotel zu Paris, demnächſt bier in Berlin in der vom Angelfagten mitgeführten 
Dienfimappe bes auswärtigen Amtes befanden, ihm übrigens auch amtlich über- 
geben waren. 

Und dieſe Altenfüde bat Angellagter vorfätlih, nämlid 
wiffentlih und bewußt bei Seite gefchafft, db. i. bem ordentliden 
Geſchäftsgange durch ihre Wegnahme nad Karlsbad entzogen. 

Angellagter ift fonach überführt: 

im Mat 1874 zu Berlin 13 amtliche Tirchenpolitifche Altenftilde, welche ſich 
zur amtlichen Aufbewahrung an dazu beflimmtem Orte befanden, vorſätzlich bei 
Seite geſchafft zu haben. 

Vergeben gegen $ 133 St. ⸗G. ⸗B. 
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Bei ber Strafausmeflung famen in Betracht: 
A. als Sehärfungegrlinbe 
8) Br Ar tellung bes Angeklagten und bie dadurch bebingten hoben 
ichten, 
b) bie Wichtigkeit der Depeſchen⸗Serie I. und bie aus ungeeignetem 
Belanntwerben ihres Inhalts drohende Gefahr; 
B. ale Milderungsgründe hingegen 
&) bie am 28. Juni 1874 Inhalts bes Correspondenzfascilels ſtattge⸗ 
fundene Rüdgabe ver Depeichen, 
b) die durch den verlefenen Erlaf vom 21. Dezember 1843 fon von 
Altersher bezeugte Eigenmächtigleit einer Anzahl biplomatifcher Agenten 
in der Dispofition Über Archivalien. 
Es ift denn aus allen vorgetragenen Erwägungen 


erfannt: Im Namen des Königs 


„Daß der Angeklagte, Katjerliche Deutiche Botfchafter 3. D. Graf Harry von 
Arnim nit der Urkundenunterfhlagung und nicht des Amtsvergehens, wohl 
aber bes Vergehens wiber bie öffentlihe Ordnung ſchuldig und deshalb unter 
Aurlaftlegung ber Koſten mit einer Gefängnißftrafe von 3 Monaten zu belegen, 
wovon indeffen ein Monat durch die erlittene Unterfuchungshaft für verbüßt 


zu erachten ift. 
Bon Rechts Wegen.“ 


Dad Urtheil zweiter Inſtanz (ded Kammergerichts) 
vom 16. Juni 1875 lautete — indem der Charakter der 
beiſeitegeſchafften Schriftftücde ald Urkunden anerkannt wurbe 
— auf Grund des $ 348 des Neichöftrafgejehed auf neum 
Monate Gefängnih. 

Die Nihtigfeitöbejhwerde wurde vom Ober: 
Tribunal unterm 20. Dftober 1875 zurückgewieſen. 


Durch Urtheil des Reihd-Disciplinarhofes vom 
27. April 1876 wurde ferner gegen Graf Arnim auf 
Dienftentlaffung erkannt. 


Auf Anlaß der Schrift „Pro Nihilo“ wurde gegen Graf 
Arnim endlich beim Kammmergericht ald Staatögerihtöhof 
Anklage wegen Landesverraths auf Grund des $ 92 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs erhoben. Da der Angeklagte nicht er» 
ſchienen war, verurtheilte ihn der Gerichtshof in contumaciam 
als ſchuldig der angeflagten Verbrechen zu einer Zuchthaus⸗ 
ftrafe von 5 Jahren. 





40. Weitere kirchliche Kämpfe, 


1874. Dezember. Beröffentlihung der Depeſche des Fürften 
Bismarck über die Papftwahl vom 14. Mat 1872 im 
Reichs⸗ und Staatd- Anzeiger auf Anlaß des Arnimjchen 
Prozeſſes (ſ. die Depeiche oben ©. 489). 


1875. Februar. Collectiv-Erflärung des deutſchen Epis- 
copats betreffend die Circulardepeſche des deutjchen Reichs⸗ 
kanzlers binfichtlich der Tünftigen Papftwahl. 


„Der „Staats-Anzeiger“ hat unlängft eine auf bie künftige Papſtwahl be- 
zügliche Circular⸗Depeſche des Herrn Reichskanzlers Fürften v. Bismard vom 
14. Mai 1872 veröffentlicht, welche nach der ausbrüdtichen Erklärung des An- 
zeigers „die Bafis zu dem ganzen ber Oeffentlichleit vorentbaltenen Fascikel“ ber 
in dem Proceffe gegen den Grafen v. Arnim oft erwähnten Actenftüde kirchen⸗ 
politifchen Inhaltes bildete. 

Diefe Depeſche geht von ber Vorausfegung aus, daß burch „das Vaticaniſche 
Eoneil und feine beiden wichtigſten Beftimmungen über die Unfehlbarkeit und die 
Yurisdiction des Bapftes die Stellung bes letteren auch ben Regierungen 
gegenüber gänzlich verändert fei, und folgert hieraus, daß „das Intereffe 
der letteren an der Papftwahl aufs Höchfte gefleigert, damit aber auch ihrem 
Rechte, fih darım zu fümmern, eine um fo feſtere Bafls gegeben fei.” 

Dieje Folgerungen find eben fo ungeredtfertigt, als ihre Vorausſetzung 
unbegründet ift; und es haften bei ber hohen Wichtigkeit dieſes Actenftüdes und 
bei dem Schlufſe, welchen daſſelbe auf die leitenden Principien des Reichskanzler⸗ 
amtes in ber Behandlung ber kirchlichen Angelegenheiten Deutſchlands geftattet, 
die unterzeichneten Oberbirten fich für eben fo berechtigt als verpflichtet, den barin 
enthaltenen irrigen Anfchauungen im Interefie der Wahrheit eine öffentliche Er- 
Härung entgegenzuftelen. 

Die Kircular-Depefche behauptet binfichtlich der Beſchlüſſe bes Vaticaniſchen 
Concils: „Durch dieſe Beſchlüfſe ift der Papft in bie Lage gelommen, in jeber 
einzelnen Diöceſe die biſchöflichen Rechte in bie Hanb zu uehmen und bie päpfl- 
Iihe Gewalt der Ianbesbiichäflihen zu jubftituiren.” „Die bifchöfliche Jurisdiction 
it in der päpftlihen aufgegangen.“ „Der Papſt übt nicht mehr, wie bisher, 
einzelne beflimmte NRejervatrechte aus, ſondern bie ganze Fülle der biſchöflichen 
Rechte ruht in feiner Hand;“ „er ift im Princip an bie Stelle jedes einzelnen 
Biſchofs getreten“, „und es hängt nur von ihm ab, fih auch in ber Praris in 
jebem einzelnen Augenblide an die Stelle beffelben gegenüber ben Regierungen 
zu ſetzen“. „Die Biſchöfe find nur noch feine Werkzeuge, feine Beamten obne 
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eigene Berantwortlichleit”; „fie find ben Regierungen gegenüber Beamte eines 
fremden Souverains geworben”, „und zwar eines Souveramd, der vermöge jeiner 
Unfehtbarteit ein vollkommen abfoluter if, mehr als irgend ein abfoluter Monarch 
der Welt”. 


Alle diefe Säte entbehren der Begründung unb fteben mit dem Wortlaute, 
wie mit dem richtigen, durch den PBapft, den Episcopat unb die Vertreter ber 
katholiſchen Wiffenichaft wieberholt erklärten Sinne der Beichlüffe des Vaticaniſchen 
Eoncils entſchieden im Wiberfprud. 

Allerdings ift nach dieſen Beſchlüſſen die kirchliche Jurisdictionsgewalt bes 
Bapftes eine potestas suprema, ordinaria et immediata, eine dem Papft von 
Jeſus EhHriftus, dem Sohne Gottes, in der Perjon des h. Petrus verfiehene, auf 
die ganze Kirche, mithin auch auf jede einzelne Didcefe und alle Gläubigen fich 
birect erfiredenbe oberſte Amtsgewalt zur Erhaltung der Einheit bes Glaubens, 
ber Dieciplin und ber Regierung ber Kirche, und keineswegs eine bloß ans 
einigen Reſervatrechten beftebenbe Befugniß. 

Dies ift aber keine neue Lehre, ſondern eine ſtets anerfannte Wahrheit des 
katholiſchen Glaubens und ein befannter Grundſatz des canonifchen Rechte, eine 
Lehre, welche has Baticanifche Eoncil gegenüber den Irrthümern der Gallicaner, 
Janfeniften und Yebronianer im Anfhing an die Ausfprüde ber früberen all- 
gemeinen Concilien neuerdings erklärt und beftätigt bat. Nach diefer Lehre ver 
atholiſchen Kirche it der Papſt Bifhof von Rom, nit Biſchof irgend einer 
andern Stabt oder Diöcefe, nicht Bifchof von Köln ober Breslau u. |. w. ber 
als Biſchof von Rom ift er zugleich Bapft, d. 5. Hirt und Oberhaupt der ganzen 
“ Kirche, Oberhaupt aller Biſchöfe und aller Gläubigen, und feine päpftlidde Ge⸗ 
walt lebt nicht etwa in beftimmten Ausnahmefällen erft auf, fondern fie bat 
immer unb allezeit und überall Geltung und Kraft. In biefer feiner Stellung 
hat der Bapft darüber zu wachen, daß jeder Bifchof im ganzen Umfange jeinee 
Amtes feine Pflicht erfülle, und wo ein Biſchof behindert if, ober eine auder⸗ 
weitige Notbwendigfeit e8 erforbert, da bat ber Papft das Recht und bie Pflicht, 
nicht ale Biſchof der betreffenden Diöcele, ſondern als Papſt, alles in derſelben 
anzuorbnen, was zur Berwaltnng berfelben gehört. Dieſe päpftlichen Rechte haben 
alle Staaten Europas bis auf die gegenwärtige Zeit ſtets als zum Syſteme ber 
katholiſchen Kirche gebörend anerlannt und in ihren Verbandfungen mit bem 
päpftlicden Stuble den Inhaber beifelben immer als das wirkliche Oberhaupt ber 
ganzen katholiſchen Kirche, ver Biſchöſe ſowohl als der Släubigen, und keineswegt 
als den bloßen Träger einiger beftinmter Refervatrechte betrachtet. 


Die Beſchlüſſe des Vaticaniſchen Eoncils bieten ferner feiuen Schatten 
von Grund zu der Behauptung, es fei ber Papſt durch dieſelben 
ein abfoluter Souverain geworben, und zwar vermöge feiner Unfehlbarkeit 
ein volllommen abjoluter, mehr als irgend ein abfoluter Monarch in ter Welt. 


Zunächſt ift das Gebiet, auf welches fi die kirchliche Gewalt bes 
Bapftes beziebt, mweientlih verfhieden von demjenigen, worauf ſich 
die weltfihde Souveränetät bes Monarchen bezieht; auch wirb die volle Souve⸗ 
rainetät des Lanbesfürften auf flaatliihem Gebiete von Katholiken nirgends be⸗ 
firitten. Aber abgefehen hiervon kann bie Bezeichnung eines abjoluten Monarchen 
auch in Beziehung auf kirchliche Angelegenheiten auf ben Papſt nicht angewendet 
werben, weil derfelbe unter dem göttlichen Rechte ſteht unb an die von 
Chriftus für feine Kirche getroffenen Anorbuuugen gebunden if. Er kann bie 
ber Kirche von ihrem göttlihen Stifter gegebene Berfafiung nicht ändern, wie ber 
weltliche Geſetzgeber eine Staatsverfafjung ändern kann. Die Kirchenverfaflung 
beruht in allen wejentlihen Punkten auf göttliher Anorbnung und if jeber 
menſchlichen Willkür entzogen. Kraft verfelben göttlihen Einfegung, worauf das 
Papſtthum beruht, befteht auch ber Episcopat: auch er hat feine Rechte und 
Pflichten vermöge der von Gott felbft getroffenen Anordnung, welche zu ändern 
der Papſt weder das Recht no die Macht hat. Es ift alſo ein wölliges Miß⸗ 
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verſtändniß ber Vaticaniſchen Beichlüffe, wenn man glaubt, durch biefelben fei 
„wie bifchöfliche Jurisdietion in ber päpftlichen aufgegangen“, ber Papſt fei „im 
Princip an die Stelle jebes einzelnen Biſchofes getreten”, die Bilchdfe feien nur 
noch „Werheng bes Bapftes, feine Beamten ohne eigene Berantwortlichleit”. 
Nach der befländigen Lehre ber katholiſchen Kirche, wie fie auch vom Baticanijchen 
Concil ausbrüdlih erklärt worben ift, find die Biſchöfe nicht bloße Werkzeuge 
bes Bapftes, nicht päpftliche Beamten ohne eigene Berantwortlichkeit, fonbern „vom 
heiligen Geiſte gefetst unb an bie Stelle der Apoftel getreten, weiden und regieren 
fie al8 wahre Hirten die ihnen anvertrauten Heerden“. 

Wie in ben bisherigen achtzehn Jahrhunderten ber chriftlichen Kirchen- 
gefhichte der Primat neben und über dem ebenfalls von Chriftus angeorbneten 
Episcopat Traft göttliher Einfegung im Organismus ber Kirche beftanden und 
zum Seile berfelden gewirkt hat, jo wird joldhes auch ferner gejchehen: und fo 
wenig das zu allen Zeiten beftandene Recht des Papſtes, feine Firdhliche Negie- 
rungögewalt in ber ganzen katholiſchen Welt auszuüben, feither dazu geführt ent 
die Autorität der Bifchöfe illuſoriſch zu machen, eben fo wenig kann die neue 
Erffärung der alten katholiſchen Lehre über ben Primat eine ſolche Befürchtung 
für die Aufunft begründen. Werben ja auch notorifch bie Didcefen ber ganzen 
katholiſchen Welt von ihren Bifchöfen feit dem Baticaniihen Concil gerade in 
derfelben Art und Weife geleitet und regiert, wie vor bemjelben. 

Was insbefondere bie Behauptung betrifit, die Biſchöfe feien durch bie 
Baticanifhen Beſchlüſſe papftllide Beamte ohne eigene VBerantwort- 
lihleit geworden, fo können wir biefelbe nur mit aller Eutſchiedenheit zurüd- 
weifen: es ift wahrlich nicht die katholiſche Kirche, in weldher der 
unfittlihe und despotiſche Grundſatz: ber Befehl des Obern ent- 
binde unbedingt von der eigenen Berantwortlidhleit, Aufnahme 
gefunden hat. 

Die Anfiht endlich, als fei ber Papſt „vermöge feiner Unfehlbarkeit ein 
vollkommen abfoluter Souverain”, berubt auf einem durchaus irrigen Begriff von 
den Dogma ber päpftlien Uyfehlbarkeit. Wie das Vaticaniſche Concil es mit 
Haren und beutlihden Worten ausgefprochen bat und die Natur ber Sache von 
ſelbſt ergiebt, bezieht fich dieſelbe lediglich auf eine Eigenſchaft des höchſten päpft- 
lichen Lehramts: biefes erftredt fi genau auf baffelbe Gebiet, wie das unfehl« 
bare Lehramt der Kirche Überhaupt und ift an ben Juhalt der h. Schrift unb ber 
Meberlieferung, fowie an bie bereits von dem kirchlichen Lehramt gegebenen Lehr⸗ 
entſcheidungen gebunben. 


Hinfichtlich der Regierungshandlungen des Papftes ift dadurch nicht das 
Mindefte geändert worden. Wenn diefem nach die Meinung, es fei die Stellung 
bes Bapftes zum Episcopat durch die Vaticaniſchen Beſchlüſſe alterirt worden, ale 
eine völlig unbegründete ericheint, fo verliert eben damit auch die aus jener 
Borausfegung bergeleitete Bolgerung. daß die Stellung des Papftes ben Regie» 
rungen gegenüber burch jene Beſchlüſſe verändert jei, allen Grund und Boden. 

Wir können Übrigens nicht umhin, unferm tiefen Bedauern darüber Aus- 
brud zu geben, daß in ber oft erwähnten Circulardepeſche das Reichslanzler⸗ 
amt fein Urtheil über katholiſche Angelegenheiten lebiglih nad 
Behauptungen und Hypothefen gebildet bat, welde von einigen 
bis zur offenen Auflebnung gegen die legitime Autorität des ge- 
fammten Episcopates bes h. Stuhles vorgeidhrittenen früheren 
Katholiken und einer Anzahl proteftantifher Gelehrten in Umlauf 
gefeßt, aber wiederholt und nahprüdiih vom Papſt, von ben 
Biſchöfen und von Fatholifhen Theologen ſowohl als Eanoniften 
jurüdgewiejen unb wiberlegt worben find. 

Als rechtmäßige Vertreter ber katholiſchen Kirche in ben unjerer Leitun 
anvertrauten Diöceſen haben wir das Hecht, zu verlangen, daß, wenn es fe 
um die Beurtheilung von Grundſätzen und Lehren unferer Kirche hanbelt, man 
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uns böre, und jo lange wir nach biefen Lehren und Grunbfäken unſere Hand» 
lungen einrichten, bürfen wir erwarten, daß man uns Glauben fchente. 


Indem wir durch gegenwärtige Erklärung bie in ber Eircularbepeiche des 
Herrn Reichslanzlers enthaltenen unrichtigen Darftellungen ber Tathofifchen Lehre 
berichtigen, ift e8 keineswegs unfere Abficht, auf bie weiteren Ausführungen ber 
Depeiche in Betreff der künftigen Papſtwahl näher einzugehen. 

Wir fühlen uns aber verpflichtet, gegen ben bamit verfuchten Angriff anf 
die volle Freiheit und Unabhängigkeit der Wahl des Oberbauptes ber katho liſchen 
Kirhe laut und feierlich Einſpruch zu erheben, indem wir zugleich be⸗ 
merten, daß über bie Giltigkeit der Papſtwahl jeder Zeit nur die 
Autorität der Kirche zu enticheiben bat, deren Entjheibung jeter 
Katholik, wie in allen Ländern, jo auch in Deutfhland rädpalt- 
108 fih unterwerfen wird.” 


5. Februar. Eucyclica des Papfted an die Erzbiihöfe und 
Biichöfe in Preußen. (Außzug). 

„Was Wir im Andenken an bie Beflimmungen, welche von dieſem apoſto- 
fiihen Stuhle gemeinfam mit der oberften Negierungsgewalt Preußens im 
21. Jahre des laufenden Jahrhunderts für das Wohl und das Gedeihen ber ka 
tholiſchen Sache getroffen wurden, niemals für möglich erachtet hätten, das bat 
fih gegenwärtig, Ehrwürbige Brüder, in Euren Gegenben auf-die beffagens- 
wertheſte Weife ereignet, indem auf bie Ruhe und ben Frieden, beffen fich bie 
Kirche Gottes bei Euch erfreuete, ein ſchwerer unb umerwarteter Sturm gefolgt 
it. Denn zu ben Gejeken, welhe man vor Kurzem gegen die Rechte ber Kirche 
erlaffen hatte, und durch die ſchon viele treue und gewiflenhafte Diener berfelben 
ſowohl im Clerus ale im glänbigen Bolle getroffen waren, find neue hinzugefügt, 
welde die göttlihe Berfalfung der Kirche vollfänbig umfürzen 
it bie heiligen Gerechtſame der Bifhäfe gänzlih zu Grunde 
richten. . 

Denn in dieſen Gejegen wurde Nichtern aus dem Laienſtande die Wacht 
beigelegt, die Bilchöfe und andere geiftlihe Borgefettte ihrer Würde und ihrer 
Amtsgewalt zu entlleiden. Durch dieſe Gefege wurben vielfache und große Sinter- 
niffe denjenigen gelegt, welche bei Abweſenheit der Oberhirten beren rechtmäßige 
Surisdiction auszuüben berufen find. Durch dieſe Gefebe wurde den Capitela 
ber Kathebrallirhen zugemuthet, gegen bie Canones Kapitelsvicare zu wählen, 
während ber bifchöflihde Stuhl od nit vacant if. Durch diefe Gelee murbe, 
um Anderes zu übergehen, den Oberpräftventen bie Befugniß beigelegt, feger 
akatholiſche Männer an Stelle der Biſchöfe und als biefen gleichberechtigt in dem 
Didcefen mit der Verwaltung der geiftfichen Güter, ſowohl den für kirchliche Ber- 
fonen al8 für die Unterhaltung von Sotteshäufern beftimmten, zu betranen. Rur 
zu gut wiffet Ihr, Ehrwürbige Brüder, wie viel Schaden und wie vielfade Be⸗ 
läftigungen und Mißhandlungen aus diefen Geſetzen unb ihrer fo harten Aus- 
führung folgten. Abfichtlich ſchweigen Wir hiervon, um ben allgemeinen Schmerz 
nicht durch die Erwähnung al’ des Traurigen zu erhöhen. Aber ſchweigen löunen 
Wir nit von bem Mißgeichide, welches bie Diöcefen Gnefen und Bolen unb 
bie Didcefe Paderborn getroffen hat. Denn nachdem Unfere Ehrwürbigen Brüder 
Miecislaus, Erzbifhof von Gnefen und Polen, und Konrad, Biſchof nen 
Paderborn, in’8 Gefängniß geworfen und über fie das Urtheil gefällt war, wo⸗ 
durch ſie des biihöflihen Sites und-ihrer Amtsgewalt mit bem größten Unredht 
für verluftig erflärt wurden, find dieſe Didcefen der fegensreichen Leitung ihrer 
ausgezeichneten Hirten beraubt und in einen Abgrund von Beſchwerniß und ven 
Jammer elenb geftürzt worben. Freilich glauben Wir Unfere vorbegeichneten 
Ehrwürdigen Brüder nicht bellagen, fonbern vielmehr glüdlich preifen zu mälien, 
ba fie — eingebent des Wortes des Herrn „Selig feib ihr, wenn euch bie . 
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ihen baffen und wenn fie euch ausfchließen, ſchmähen unb euren Namen als böſe 
verwerfen um bes Menichenfohnes willen” (Luk. 6, 23), — nicht blos nicht er» 
fchrafen vor der einbrechenden Gefahr und vor ber von ben Geſetzen verhängten 
Strafe nicht abließen, ihrem wichtigen Amte gemäß für bie kirchlichen Rechte und 
Sagungen einzutreten, fonbern vielmehr es fih zur Ehre und zum Ruhme 
rechneten, gleich ben anderen ausgezeichneten Oberhirten jenes Landes, unverbiente 
Berurtheilung und bie Strafen der Schuldigen um ber Gerechtigkeit willen auf 
fih zu nehmen, zum glänzenden Zugenbbeifpiele und zur Erbauung für bie ganze 
Kirche. Aber wenn ihnen auch eher glänzende Lobiprüche als Shränen bes Mit- 
leids gebühren, jo fordern doch die Erniebrigung ber bifchöflicden Würbe, bie 
Berlegung ber Freiheit und ber Rechte der Kirche, bie Verfolgungen, wovon nicht 
blos die genannten, fonbern auch die anderen Diöcefen Preußens gedrückt werben, 
von Uns, daß Wir, dem Uns, wenn auch ohne Unſer Verbienft, von Gott über- 
tragenen apoftolifhen Amte gemäß, Hagenb bie Stimme erheben gegen 
jene Gefete, welche bie Quelle jener bereits verwirften und vieler 
noch zu befürchtenden Uebelthaten find, und daß Wir für Die durch 

ottlofe Gewalt niedergetretene kirchliche Freiheit mit aller Ent- 
hiedenheit und mit der Auctorität bes göttlihen Rechtes auftreten. 
Um dieſe Pflicht Unferes Amtes zu erfüllen, erflären Wir durch dieſes Schreiben 
ganz offen Allen, weiche es angeht, und dem ganzen katholiſchen Erdkreiſe, daß 
jene Geſetze ungültig find, da fie der göttlihen Einrichtung ber 
Kirhe ganz und gar widerſtreiten. Denn nicht bie Mächtigen der Erbe 
bat der Herr den Bllädfen jeiner Kirche vorgefet in den Dingen, welche ben 
beifigen Dienft betreten, fonbern ben heiligen Petrus, dem Er nicht blos feine 
Lämmer, fondern auch feine Schafe zu weiden übertrug (Joh. 21, 16, 17), und 
darum Tonnen auch von feiner noch jo hochſtehenden weltlichen Macht diejenigen 
ihres biſchöflichen Amtes entſetzt werben, welde der heilige Geiſt zu Biſchöfen ge- 
fetst hat, um bie Kirche zu regieren (Apofl. 20, 28). 

Hierzu fommt ferner folgenber eines edlen Volkes unwürdige Umſtand, ber 
auch, wie Wir meinen, jelbft von unparteitfchen Atatholifen verworfen werben 
muß. Dieſe Gefeke nämlich, welche in ihren ftrengen Strafbeflimmungen mit 
barten Ahndungen die nicht Gehorchenden bedrohen und zur Ausführung biejer 
Strafen die bewaffnete Macht bereit haben, bringen frieblie und unbewaffnete 
Bürger, welche um bes Gewifjens willen, wie die Gejeßgeber ſelbſt wohl wiſſen 
Ionnten und nicht unbeadhtet laffen durften, mit Recht den Geſetzen abgeneigt 
find, oft faft in die unglüdfide und bebrängte Lage von Menſchen, welche, von 
ber Uebermacht niebergehalten, fich derjelben nicht erwehren Können. Daher will 
es ſcheinen, als ob jene Geſetze nicht freien Bürgern gegeben, um 
einen vernünftigen Gehorſam zu forbern, jondern Sclaven aufgelegt feien, 
um den Gehorſam durch des Schredens Gewalt zu erzwingen. 


Das foll jedoch nicht jo verftanden werben, ale wenn Wir glaubten, daß 
jene in gerechter Weife entichulbigt feien, welche aus Furcht den Menſchen lieber 
gehorchen wollten, al® Gott; noch viel weniger fo, als ob bie gottlofen Menichen, 
wenn es deren giebt, ungeftraft vom göttlichen Richter bleiben würden, melde, 
allein geftlitst auf den Schuß ber bürgerlichen Gewalt, verwegen Pfarrfirden in 
Def} genommen und den heiligen Dienft in benjelben auszuilben gewagt haben. 
Im Gegentheil ertlären Wir, daß jene Gottlofen und alle, welde in Zu- 
kunft fih durch ein ähnlihes Verbrechen in die Regierung der 
Kirchen eingebrängt haben, gemäß ben heiligen Canones rechtlich 
und thbatfählich der größeren Ercommunication verfallen find und 
verfallen; unb wir ermahnen bie frommen Gläubigen, daß fie ſich von dem 
Sottesdienft berfelben fern halten, von ihnen die Sacramente nicht empfangen, 
und fo fi) vorfichtig des Umgangs und Verkehrs mit denſelben enthalten, damit 
nicht der böfe Suuerteig die gute Maffe verberbe.” — — — — 
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März. Borlage wegen Einftellung der Leiftungen des 
Staates für die römiſch-katholiſche Kirche (inſoweit 
nicht der Biſchof oder der einzelne Geiſtliche fich verpflichtet, 
die Geſetze des Staated zu achten). 

Aus den Motiven: 


„Als König Friedrid Wilhelm III. in der Allerhächften Kabinets- Drere 
vom 23. Auguft 1821 ber päpflliden Bulle „de salute animarum" Allerhöchſt 
Seine Königliche Billigung und Beflätigung mit den Worten ertheilte: 

„Dieſe meine Königliche Billigung und Sanktion ertheile ich vermöge 

meiner Majeftätsrechte und dieſen Rechten... . . . unbeichabet,” 
ſprach Allerhöchfitberjelbe einen Grundſatz aus, an welden jet zu erinnern an 
der Zeit if. Es ift der Grundſatz, daß die katholiſche Kirche des preußiſchen 
Staates — jo nannte fie Die gedachte Ordre mit Recht — fo weit fie von biefem 
Staate Nugungen und 2eiftungen bezieht, dieſe nur beziehen kann und burf, je 
weit und lange fie die Mujeftät des preußiichen Staates und feiner Geſetze achtet 
und anerfennt. Der Grundſatz gilt auch für bie Lathofifche Kirche in ben men 
erworbenen Provinzen, die Circumfcriptionsbulle für das vormalige Königreich 
Hannover ift durch das Batent vom 20. Mai 1824 landesherrlich genehmigt 
worben, und zwar kraft ber Majeftätsrechte des Könige und nnbefchabet Diejen 
Rechten. Nicht minder erfolgte die Publilation ber betreffenden Bullen in ver 
oberrbeinifchen Kirchenprovinz mit dem Vorbehalte, daß aus deren Genehmigung 
nichts abgeleitet werben bürfe, was den ftaatlihen Hoheitsrechten ſchaden eder 
ihnen Eintrag thun möchte, ober den Landesgefegen und Regierungeveräuberungen 
entgegen wäre. 

Jener Grundſatz bätte kaum ausgeſprochen zu werben brauden, er bildet 
die ſelbſtverſtändliche Borausfegung für alle Feiftungen des Staates an bie la⸗ 
tholiſche Kirche, und er muß für biefe Leiftungen gelten, auf welchem Rechtsgrunde 
immer biefelben beruhen, zu welchem Zeitpunfte die Berpflidtungen des Staates 
zu benfelben entflanden fein mögen. 

Der Staat ift gendthigt, ihn jeßt zur Anmwenbung zu bringen. 

Das Berbalten des römiſch-katholiſchen Episkopates gegenüber ben ver⸗ 
faffungsmäßig beihloffenen, von Sr. Majeſtät dem Kaifer und Könige vollzogenen 
und gehörig publizirten Geſetzen vom 11., 12. und 13. Mai 1873, vom 20. unt 
21. Mai 1874 ift notorifch ein folches geweſen, daß jene Majeflätsrechte, umer 
beren Vorbehalt allein die katholifche Kirche in Preußen alle die Erwetiungen ber 
„böchften Großmuth und Güte” wie Bapft Pius VII. in ber Bulle „de salate 
animarum“ fi ausprüdte, empfangen bat unb zu genießen bereiitigt iR, ami 
das fchwerfte geichädigt und verletzt erfcheinen. 

Der Staat ift deshalb ebenjo berechtigt als verpflichtet, bis dahin, daß ter 
römisch- katholifche Klerus zum Gehorfam gegen die Geſetze zurüdtehrt, ihm zu⸗ 
nächſt alle Mittel zu entziehen, welche er ſelbſt bisher zur Unterhaltung dieſet 
Klerus beigetragen hat. Unterließe der Staat bies noch länger, e8 müßte ihn der 
ſchwere Vorwurf treffen, daß er felbft feine Gegner in ihrem Widerſtaude flärke. 
Solhem Vorwurf darf er fih am wenigften in einem Augenblid ausfegen, in 
welchem in deutſchen und römifchen Blättern in lateiniſchem Texte wie in bent- 
ſcher Ueberſetzung eine bezüglich ihrer Echtheit nirgends angezweifelte Encyklila 
des Papſtes vom 5. Februar d. 3. veröffentlicht worben if, welche jene Geſetze 
vor der katholifhen Welt und filr Alle, die es angeht, für ungültig erklärt und 
ben Ungehorſam gegen dieſelben fanktionirt bat — und bie Erzbifhife umb 
Biſchöfe in Preußen dieſe an fie gerichtete Encyklika — ſoweit befannt — ehne 
einen Wiberfpruch hingenommen haben.” — — — 
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16. März. Reden des Fürſten Bismard bei der Berathung der 
Vorlage im Abgeordnetenhaufe. 


Der Gehorſam gegen Gott und den König. 
(Nah einer Rebe des Abg. v. Gerlach.) 


„Ich beabfichtige nicht, dem Vorredner im Allgemeinen zu antworten, 
fondern nur auf ein Wort. Diefem Worte muß widerfprochen werden 
in einer Weife, mie es bisher noch nicht gefcheben ift. Es iſt die falfche 
Auffafjung des an fi richtigen Sages: man foll Gott mehr 
geboren als den Menfhen Der Borredner kennt mich ja lange 
genug, er hat ja felbit öfter davon geſprochen, um zu wiſſen, daß ich dieſen 
ns in feiner vollen Richtigkeit anerfenne, und daß ich glaube, Gott zu 
gehorchen, wenn ich dem Könige diene, dem er früher ja auch gedient hat, 
mit der Devife mit Gott für König und Vaterland; jest find ihm 
diefe drei Devpifen außeinandergelommen, wie es fcheint, und er fieht Gott 
etrennt von König und Vaterland. Ich kann ihn auf diefem Wege nicht 
Polen. Ich glaube meinem Gott zu dienen, wenn ih meinem 
Könige diene im Schuge des Gemeinweſens, dejfen Monarch 
‘er von Gottes Önaden ift, und in welchem die Befreiung von 
fremdem Geiftesdrud und die Unabhängigkeit feines Volkes 
egen römiſchen Druck zu [hügen feine ihm von Gott auferlegte 
Bilict ift, in der ih dem König diene. Der Vorredner felbft muß 
doch zugeben, wenn er ganz offen fein will — unter vier Augen wird er 
ehrlich genug fein es uns einzugeftehen, — daß wir an die Gottheit eine? 
Staatsgötzenthums nicht glauben: nichtödeftomeniger läßt er fih von dieſer 
Entftelung der Wahrheit bei feinen Ausführungen leiten, als wenn mir, 
die wir bier figen, an eine beidnifche Staatgottheit glaubten. Er ver- 
fällt hierbei in denjelben Fehler, den er den römischen Kaifern vormarf, 
die ſich vergöttern ließen, inden er fagte, die Leute waren ja meit ents 
fernt, felbft daran zu glauben, und fo ıft auch er weit entfernt, daran zu 
glauben, was er fagte: er brauchte es nur zur Beichönigung der Gerrfcatt 
die er felbft ausüben will. . 

Der Sag aber, um den e8 fich handelt, ift nur die Frage: ſoll 
man dem Papſte mehr dienen als den Könige? Zwilhen dem 
Papſt und Gott ift denn doch für mich ein fehr mejentlicher Unterjchied. 
Es handelt I alfo bier nicht um die Frage: Soll man Gott oder foll 
man den Menjchen mehr dienen, fondern nur darum: Sollen mir in 
meltliden Dingen, wo e8 fih um unfer Seelenbeil in feiner 
Weife handelt, dem Papft mehr dienen, ald dem Könige. Wir 
haben vor 1826 unter der Herrichaft des Landrechts gelebt, das meiter 
ging, und diejelben Herren, die jet behaupten, durch die Maigeſetze, die 
nit jo weit. gehen, mie das Landrecht, gefchädigt zu fein, mögen doch 
bedenten, daß ihre Väter in Ehren felig geworden find unter 
jenem Regime. 

Der Borredner hat noch ein Argument vorgebradht; er hat den Kul⸗ 
tusminiſter auf feine Erfolglofigfeit bingewiefen. Ja, ich bemundere das 
und frage, wenn er auf der einen Geite feine Lorbeeren außtheilt ohne 
jede Rückſicht auf Erfolg, hat denn auf der anderen Seite da8 Verhalten 
der Biihdfe den Zuftand der Tatholifchen Kirche mefentlich gebefiert? (Rufe 


⸗ 
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auß den Reiben der Ultramontanen: Ya wohl! gewiß!) Run, meine 
Herren, das Zeugniß des Papftes jagt nein. Was wäre denn das für 
eine Heuchelei, für ein heuchleriſches Klagen, mit denen man ums 
‚vor Europa verläumbdet, als ob wir Slirchenfeinde wären, al3 ob wir bie 
Kirche vernichteten; wie wären denn diefe Klagen denkbar, wenn y wirk⸗ 
lich Ihre Kirche ſo gefördert hätte, wie Sie behaupten. Eins von 

iſt alſo jedenfalls ſicher: entweder die Klage über Berfolgung der Kirche 
ift Heuchelei, und das werde ich mir merken, fo oft fie wieder auftritt, 
oder aber auch Sie haben irgend welde Erfolge nicht gehabt. 

Darauf aber kommt e8 bier ganz und gar nicht an. Wir find beide 
einig, nit in den: Streben nad Erfolg, jondern in der Pflichter⸗ 
füllung, beide im Begriff, Gott mehr zu dienen, al8 den Men—⸗ 
fen, jeder nah feiner Weife, wie er es glaubt. Sie glauben 
den Willen Gotte8 näher, genauer zu fennen als wir, wir glauben es 
auch, ich meinerfeit3 glaube auch den Willen Gottes genauer zu kennen 
als der Vorredner. 

Alſo, meine Herren, auf den Erfolg kommt ed nicht an, au 
dieſes Geſetz wird keinen nennenswerthen Erfolg haben. Der Papſt und 
zehn Dal mehr der Jejuiten- Orden find viel zu reich, als daß es ihmen 
auf diefe Summe ankommen könnte, ich) jage nicht ohne Bedadht: der Je⸗ 
fuiten= Orden zehn Mal mehr als der Papſt, außerdem fönnen fie ihre 
Befteuerungsart, die ihnen bisher gute Dienfte leiftete, anwenden. Ich 
erwarte alto feinen großen Erfolg, aber wir thun einfad unjere 
Pflicht, indem wir die Unabhängigteit des Staates und ber 
Nationen gegen diefe änßeren Einwirkungen [hügen, indem 
wir die Geiftesfreihbeit der deutfchen Nation gegen die Ränke 
des römifhen Jeſuiten-Ordens und des Papſtes vertreten; 
das thun wir mit Gott für König und Baterland.“ 


18. März. Weitere Erklärungen. 
(Auf eine Rebe des Abg. Dr. Winphorf). 


[Rechtskunde und praftifhe Politik; — Grund und Erfolg ver 
en Bepoliit — Bildung einer mächtigen ſtaatlich⸗ monarchiſchen 
artei. 

„Der Herr Vorredner hat behauptet, ich hätte irgend wo, ich weiß 
nicht wann, geſagt, die Maigeſetze enthielten nichts, was nicht im Land⸗ 
recht ſtände, und wären mit dem Landrecht übereinftimmend. Ich beſtreite, 
das jemals geſagt zu haben. Ich habe zwar ſchon ſehr viel im Leben ge⸗ 
ſprochen, zu viel, als daß ich jedes einzelne Wort behalten könnte, aber 
das beftreite ich, gefagt zu haben. Obſchon ich mich auf dem Gebiete 
der Jurisprudenz mit dem Herren Vorredner nicht meflen will, fo bin ich 
doch feit meinen Studien fo unmiffend nicht, daß ich nicht zu beurtbeilen 
verftände, daß im dem Landrecht nach manchen Richtungen fehr viel mehr 
fteht, als in den Maigefegen, — wiederum vieles, was nicht im Land⸗ 
recht zu finden ift, im dem Dlaigefegen, an welche man zur landrechtlichen 
Zeit noch gar nicht gedacht hat, weil man zu Friedrichs des Großen 
Zeiten an die unerbörte Erfheinung, daß ſämmtliche Landes» 
bifhöfe fich gegen die Gefege auflehnten, nod gar nidt ge- 
dacht hat. Wenn nun der Herr Borredner aber nad) feiner Art etwas 
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zu behaupten, was nicht fo ift, aber annähernd fo fein könnte, mir Schuld 
giebt, ich hätte diefe noch größere juriſtiſche Unwiſſenheit, als die mir in 
der That eigenthlümliche bewieſen, und daß ich fchwerlich durch das Examen 
durchgefchlüpft wäre, jo muß ich doch feftitellen, daß bier der Herr Bor» 
redner mir Unrecht getban hat; ich. habe da8 nie gejagt und würde es 
auch nie thun. In jedem Eramen — bin ich überzeugt — wird er jehr 
viel befier beftchen als ich, namentlich im juriftifchen, bei feiner Vieljeitigfeit 
auh in fehr vielen anderen Dingen; etwas anderes ift es aber, 
praftifhe Bolitif zu treiben und fih mit einigem Erfolge 
mit der Wohlfahrt des eigenen Landes zu befhäftigen; da 
behaupte ich meinerfeit8 wieder, das befier zu verftehen, als der Herr 
Borredner, und alle Eramina, die er machen könnte, würden ihn vielleicht 
dazu nicht befähigen, wir mürden vielmehr jeden Staat bedauern, dem es 
bejchieden wäre, von dem Herrn Vorredner regiert zu werden. Die Herren 
aus Hannover haben ja die Erfahrung gemadt, und fie werden mir fagen 
können, ob fie lieber einen ftreng eraminirten oder einen dem Lande nüg- 
fihen Deinifter haben wollen. 

Der Herr Borredner hat außerdem gefagt, ich hätte geftanden, mir 
würden mit dieſem Geſetze wenig erzwingen, und hat daraus gefolgert, 
dag er nicht begreifen fünne, warum mir e8 denn überhaupt ins Leben 
führen wollen. Der Herr Vorredner begreift doch fo Manches, was ung 
unverftändlich ift; daß er nicht auf den Gedanken gekommen ift, der ung 
bierbei leitete, das begreife ich nicht: es ift des Staates nicht würdig, 
feine erflärten Feinde gegen ſich ſelbſt zu befolden, es ıft 
Anftandspfliht des Staates, diefe Gelder einzubehalten, 
der Staat fann nicht ftillfehweigend dulden und durch Zah» 
lung beftätigen, daß gegen ihn der Aufruhr von den Seiten 
gepredigt wird, wo er am meiften im eigenen Intereſſe mit- 
unterdrüdt werden follte; ich fage im eigenen Intereſſe, denn Sie 
ziehen ſich in Ihren — ih will nicht jagen Geiftlichen — fondern in dem, 
was wir im Allgemeinen die Hetzkapläne nennen — in denen ziehen 
Sie ſich do eine Gejellihaft groß, mit der Sie in ruhigen Zeiten Ihre 
Noth haben werden. 

Wenn Sie außerdem fragen, was wir für Erfolge davon haben, 
fo glauben Sie den Erfolg zu haben, daß Sie ſich das Kirchliche Bewußtſein 
im Kampf ftärfen. Der Deutfche bat das Gefühl, er mag für eine ge- 
rechte oder ungerechte Sache kämpfen, wenn er einmal im Kampfe enga= 
girt ift, fo iſt er nicht geneigt, die Sache zu prüfen, er hat dafür gefochten, 
er begeiftert fich dafür, die Echläge, die er dafür ausgetheilt und empfangen 
hat, dienen ihm als Grund feiner Meberzeugung, und in dem Gefühl folgt 
er entichloffen der Führung feiner Reiter. Ob fie diefes entjefjelte Ferment 
lünftig wieder beherrſchen werden? Alle die jungen ehrgeizigen Streber, 
die bei dem jesigen Verfahren ihre vorgefegten Biſchöfe einihüchtern, fühlen 
ſich dadurch größer als fie find, fie wollen mit der Zeit befriedigt fein, 
fie wollen nicht immer Heglapläne bleiben und Zeitungen fchreiben — fie 
wollen Bifhof werden. 

Aber auch der Staat hat nad diefer Seite bin in Bezug 
auf Geſchloſſenheit durch diefen Kampf außerordentlich ge— 
wonnen; und e3 ift wie in früheren Zeiten, unter andern der von 
heinrich dem Vogelſteller. Ehe er die Ungarn am Lech ſchlug, übte 
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er feine, wie man behauptete, damals vom friegerifchen Sinne der Bor- 
fahren abgelommenen Unterthanen durch allerhand Gefechte zehn Jahre 
lang, bis er fie gegen den gejährlichften Feind führte. Diefer Kampf iſt 
ja für den preußiſchen Staatsmann, womit ich nicht mich meine, jondern 
die jämmtlihen StaatSmänner, die bier verfammelt find, eine außeror- 
dentlich nützliche Schule geworden, Die Ueberzeugung von der Roth: 
wendigfeit, daß der Staat einige Häülfsmittel zur Bertbei- 
digung haben muß, dag ein ftarker Staat vorhanden fein 
muß, daß alle Parteien ein Interefje daran haben, daß der 
Staat niht in feiner Eriftenz, in feinen Örundfejten er: 
jhüttert werde, bat fi in dieſem Kampfe weſentlich gefräj- 
tigt. Die Folge davon wird fein, dag wir mit der Zeit nur 
zwei große Parteien haben werden, eine, die den Staat negirt 
und ihn befämpft, und eine andere große Majorität der dem 
Staate anhänglichen, ahtbaren, patriotifh gefinnten Lente, 
womit ich die anderen durchaus nidht ald weniger adtbar 
bezeihnen will — gewiß alles achtbare Xeute — dieſe große 
Partei wird fich bilden in der Schule diefes Kampfes. 

Schließen ſich nicht alle Barteien, die den Staat und die 
Monarchie wollen, Angeſichts der ungeheuren Gefahr, die von 
jener Seite droht, näher zufammen? 

Sind nicht die auf der äußerften Rechten aus ihrer früheren Abge- 
ſchloſſenheit herausgetreten — ich möchte jagen, moderner gemorden? 
Haben fie fih nicht ihren politiichen Nachbarn genähert? Sind nicht die 
von der äußerften Linken, wie fie bier vertreten iſt, die von der Fort: 
fchrittspartei offen zu Ausfprüchen gelangt, die durch fonkludente Hand: 
lungen beweilen, daß fie anerkennen, daß es nicht nüglic it, 
die Sundamente des Staates, des Haujed, in dem wir alle 
wohnen, zu erjhättern und ununterbroden mit der Art zu 
bearbeiten, in dem Gefühl, daß Andere für die Yolgen verantwortlid 
feien? Alle diefe früheren Sünden in unjerem politiihen Leben haben ja 
vielfah einer Einkehr, einer Umkehr Plag gemadtt, und ich jage mit 
Genugthuung: der Staat ift durch das Wachſen der jtaatliden 
Gefinnung der großen Majorität derer, die ihn ehrlich wollen, 
ftärfer und mächtiger geworden, al3 früäber, und er wird 
mächtiger und ftärfer au diefem Kampfe hervorgehen. Was 
aus dem Staate würde, wenn wir den Kampf aufgäben, wenn wir jegt 
die Bahn beträten, die der Herr Borredner in leifer diplomatijcher Ans 
deutung. — gewiß ijt er ein beſſerer Diplomat, als ich Juriſt bin — in 
leifer diplomatifcher Andeutung ung empfahl, das kann ich nicht beurtheilen; 
denn unfere Aufgabe ijt es nicht, dergleichen Wege zu fuchen, wer uns 
braudt, weiß uns zu finden, wir genügen unjern Zweden 
durch uns felbft.“ 


2. April. Smmediatvorftellung der Biſchöfe (aus Fulda). 


„Durch Ew. Kaiferlihen und Königlichen Majeftät Staats-Minifterium wurde 
ben Häufern des Landtages ein Geſetzentwurf vorgelegt, nach welchem der Yortgenuß 
der den katholiſchen Bisthümern und Geiſtlichen aus Staatsmitteln zugefiherten 
Leiftungen von einer vorgängigen Erklärung der Didzefanvorftäube oder Geiſtlichen 
zu unbedingter Befolgung ber ftaatlichen Geſetze abhängig gemacht werben ſoll. 
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Eine derartige Erklärung in folder Unbebingheit abzugeben, ift mit dem 
Gewiffen eines Chriften unvereinbar. Haben —* bie Apoſtel und unzählige 
chriſtliche Blutzeugen lieber den Tod erbulden, als ſich benjenigen Staatsgeſetzen 
und obrigkeitlihen Anorbnungen fügen wollen, melde ihnen bie Berfünbigung 
der göttlichen Wahrheit unterfagten, ober von ihnen eine Berleugnung bes chrift- 
lichen Glaubens forberten. 


Köunen wir nun aber, ohne unferem Gewiſſen zuwider zu handeln und 
mit den Prinzipien bes Chriſtenthums zu brechen, jene Erflärung nicht abgeben, 
fo wird auch das Beſtreben, uns bazu burch Borenthaltung materieller Mittel 
nöthigen zu wollen, als ein vom chriſtlichen Stanbpunlte zuläffiges niemals er- 
achtet werden Fönnen. 

Ueberbies find bie bezüglichen Leiftungen bes Staates an bie betreffenden 
Bisthlimer die Folge einer rechtlichen Verbindlichkeit, welche der Staat zugleich 
mit den fähllarifirten Kirchengätern in Gemäßheit ausdrücklicher Stipulationen 
überlommen bat, unb bie nah bem belannten Worte eines preußiſchen Minifters 
„unter Berpfändung der Ehre Preußens“ übernommen wurde. Und was bie 
übrigen Leiftungen aus Staatsmitteln an Geiftliche anbetrifft, fo find auch dieſe 
teineswegs aus einer bloßen Liberalität des Staates gegen bie Kirche entiprungen, 
fondern haben ebenfalle eine rechtliche Grundlage, ſei es in ber Säfularifation 
von Klöftern und Stiftern, fei e8 in Patronatsrechten ober in landesherrlichen 
Aufagen, und muß bie Einftelung biefer Leiftungen gerade im gegenwärtigen 
Augenblide ganz bejonder® bazu dienen, bittere Gefühle in ben Herzen ber Ka⸗ 
tholiken anzuregen, als eben für bie Geiftlihen anberer chriftlihen Konfeifionen 
von Seiten des Staates mit wohlvollenter Freigebigleit aus den allgemeinen 
Steuererträgen erhebliche Gehaltsverbefierungen bewilligt werben. 

Am fchmerzlichften aber berührt uns bie angebrohte Einftellung der fei- 
flungen aus Staatsmitteln deshalb, weil fle als eine Strafe des Verhaltens ber 
katholiſchen Biſchöfe und Geiftlihen den Maigefegen gegenüber ausdrücklich be- 
zeichnet wirb, obwohl biefelben ohne Verlegung ihrer heiligften Pflichten und ber 
von Gott gegebenen Berfaffung ber katholiſchen Kirche zur Ausführung biefer 
Gelege mitzuwirken nicht im Stande find. 

Wir wärben ber ſchuldigen Ehrfurdht gegen Ew. Majeftät zu nahe zu treten 
fürdhten, wenn wir bie Vorausſetzung auch nur für möglich halten wollten, daß 
e8 den Intentionen Em. Majeftät entiprechen Lönnte, eine ſolche Untreue unb 
Pflichwerletzung von Seiten ber beftellten Hüter der lirchlichen Ordnung zu 
fordern. Deshalb wenden wir uns nicht an bie Häufer des Landtages, in welchen 
das Verſtändniß chriftlicher Anfhauungen mehr und mehr zu fchwinden beginnt, 
fondern an Ew. Majeftät Selbft ale den Schirmberrn ber in Preußen anerlannten 
riftlihen Kirchen, — an bie Krone, zu welcher bie Katholiken auch bet politischen 
Etürmen ſtets mit treuer Loyalität geftanden haben, mit ber ehrfurchtsvollen 
Bitte, dem intenbirten Gejete als einer Verletsung wohlerworbener Rechte und 
einer Duelle unfägliher Trauer und friebeflörender Verwirrung die Allerhöchſte 
Santtion verfagen zu wollen.” — — 


Antwort des Staatd-Miniftertums im Aller: 
höchſten Auftrage. 
(An den Erzbifchof von Köln gerichtet.) 


Berlin, den 9. April 1875. 
„Ew. Erzbifchöflihe Gnaden benachrichtigen wir, daß Seine Majeftät 
der Kaifer und König gerubt haben, das Staats-Minifterium mit der 
Deantmortung der Immediat, (Eingabe der in Fulda verfammelt gemwejenen 
preußifchen Biſchöͤfe vom 2. d. M. zu beauftragen. 
Fürft Bismard. II. 48 
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Bei Erledigung diefes Allerhöchften Auftrages können wir nicht umhin, 
unfer Erftaunen und unjer Bedauern darüber auszudrüden, daß Beiftliche 
in der hoben Stellung der Herren Biſchöfe fih zum Organ einer Be 
bauptung machen fonnten, als ob es in Preußen eine Verleugnung des 
Hriftlihen Glaubens fei, die Befolgung foldher Geſetze zu verſprechen, 
welche in anderen deutfchen und fremden Staaten jeit Jahrhunderten und 
noch heute von der katholiſchen Geiftlichkeit und ihren Kirchenoberen be 
reitwilligft befolgt werden und deren Befolgung dort von katholiſchen 
Geiftlihen mit heiligem Eide bedingungslos gelobt wird. 

Nicht minder auffällig und unmahr ift die Behauptung, daß die Ge⸗ 
fege, gegen melde ſich neuerdings der Ungehorfam der Bifhöte gerade 
nur in Preußen gerichtet hat, die Berfündigung der göttlichen Wahrheiten 
unterfagten. 

Wenn die Herren Bifchöfe andeuten, daß dem Geifllichen anderer 
Konfeffionen gegenwärtig Gehaltöverbeflerungen bewilligt würden, welche 
nicht gleichzeitig den tatholifchen Geiftlihen zu Statten fämen, jo hätte 
ein oberflädhlicher Einblid in die Vorlagen und Verhandlungen des Land—⸗ 
tags genügt, um die Herren Biſchöfe ſelbſt von der Unmahrbeit ihrer 
Behauptung zu überzeugen. Ebenjo kann den Herren Bilchöfen unmöglich 
unbelannt fein, daß die Vorlage, deren Nichtvollziehung Sie unter An- 
wendung verlegender Worte liber den Inhalt derfelben von Sr. Majeftät 
verlangen, nur mit Allerböchfter Genehmigung an den Landtag gelangen 
fonnte. 

Die Forderung, daß Se. Majeftät derfelben dennoch, nach der An- 
nahme durch den Landtag, die Sanftion verweigern folle, ift um fo be 
fremdender, als die Herren Biſchöfe felbft nicht glauben werden, daß bie 
Dotationen, um deren Zurüdhaltung es fi handelt, vom Staate jemals 
bewilligt worden wären, wenn bei der Bewilligung den Bifchäfen und 
Geiftlihen das Recht hätte vorbehalten werden follen, je nach päpftlicem 
Befinden den Gejegen des Staates gehorfam zu fein oder nicht. 

Wenn die Eingabe das Einftellungsgefeg eine Duelle unſäglicher 
Trauer und friedeftörender Verwirrung nennt, jo wollen Diejenigen unter 
den Herren Biſchöfen, welche im Jahre 1870 vor der Verkündigung der 
vatifanischen Bejchlüffe derartige Zuftände ala die Folge der letzteren vor- 
ausfahen, und mit beredten Worten öffentlich verkündeten, fich jelbft fragen, 
ob Sie nicht vielleicht durch treue und feite Vertretung ihrer Ueberzen 
gungen unfer Vaterland vor den Wirren und Friedensſtörungen zu be 
wahren vermocht hätten, welche Sie felbft warnend vorberjagten und die 
wir jegt mit Ihnen beflagen. 

Em. Erzbiihöflide Gnaden erfuchen wir, den übrigen Herren Mit 
unterzeichnern der Jmmediat-Eingabe von diefem Schreiben gefälligft 
Mittheilung machen zu mollen.“ 


Das Staat- Minifterium. 


Fürft v. Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Fall. Achenbach. Friedenthal 
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Borlage wegen Abänderung der Berfaflungs- Urkunde, 
Gejegentwurf: 


„Die Artikel funfzehn, ſechszehn und achtzehn ber Berfaffungsurtunde vom 
31. Januar 1850 find aufgehoben. Die Rechtsordnung der evangelifchen und 
katholiſchen Kirche, jowie der anberen Religionsgeſellſchaften im Staate, regelt fidh 
nad ben Geſetzen des Staates.” 


Motive: 


„Seitdem in neuerer Zeit begonnen werben mußte, durch die Gefeßgebung 
bes Staates die nothwenbigen Grenzen zwiſchen biefem und ber Kirche zu regeln, 
um dadurch ein feites, für jebes der beiben Gebiete geregeltes Verhältniß berzu- 
ftellen, bat die Staatsregierung flet8 und immer von Neuem die Erfahrung 
gemadt, daß ihren Schriten der Einwanb entgegengefet wurde, biefelben ver- 
fließen gegen biejenigen Beflimmungen ber Berfaffungsurkunde, mwelche ven Reli⸗ 
gionegefellicaften bie ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zugewieſen 
haben. Als fih im Jahre 1873 die Geſetzgebung zum erften Dale dem bezeich- 
neten Gebiete zumanbte, war bies erklärlich. Denn damals beftanb ber Art. 15 
der Berfaffungsurfunde noch in feiner urfpränglichen Faſſung, bie verfchiebener, 
engerer und weiterer Auslegung Raum gab, unb hatte lange Zeit durch das 
feldftthätige Eingreifen der fatholifhen Biſchöfe und die Zulaſſung der Organe 
des Staates eine über feinen wahren Sinn hinausgehende Anwendung erhalten. 
Diejen wahren Sinn Har zu ftellen, war die Aufgabe des Geſetzes vom 5. April 
1873 (Gele -Samml. S. 143); e8 follte zum allgemeinen und Haren Bewußtfein 
gebracht werben, daß auch eine ſelbſtſtändige Beſorgung ber kirchlichen Angelegen⸗ 
beit dem SHobeitsrechte des Staates, feiner Geſetzgebung und Aufficht unterliege. 
Dennoch wirb jener Einwand meiter und bis in bie neueften Tage gegen jebe 
kirchenpolitiſche Geſetzesvorlage erhoben. Fort nnd fort, ſowohl in den Häufern 
des Landtages, als in Organen der Prefje gegen die Berfaffungsmäßigfeit ber 
Mafregeln wiederholt, wiegt er um fo fjchwerer, als er Beunruhigung in die 
Bevdikerung trägt, die geſetzgebenden Faltoren und bie Staatöregierung eines 
verfaffungswidrigen Verhaltens verbädhtigt und Die Geſetze, noch ehe fie verkündet 
werden, als folche bezeichnet, Denen mit Recht Widerſtand geleiftet werben dürfe. 
Ein folder Zuftaud kann in feinem Staate ertragen werden, namentlich in einer 
Zeit jo ernfler Bewegungen, wie bie gegenwärtige; unabweisbare Pflicht ift es, 
denjelben entichieben, Fräftig und fo fchleunig als möglich zu befeitigen. Dies 
kann nur gelingen, wenn das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche nicht ferner 
durch allgemeine, der Mißdeutung fähige Sätze, ſondern Iebiglich durch eingehende 
Spezialgejeße geregelt wird, alfo eine Aenberung ber Berfaffungsurkunde erfolgt. 
Bor einer ſolchen darf um fo weniger zurlidgefchrectt werden, als die Geſetzgebung 
freie Bahn bedarf um den Staat unter allen Umftänden zu fichern gegen ben 
feine Hobheitsrechte mißachtenden und angreifenden, und damit ihn felbft gefähr- 
denben, von Rom geleiteten Klerus. Deshalb wirb die Aufhebung des Art. 15 
der Berfaflungsurfunde vorgeichlagen. Die auf biefem Wege für bie Geſetzgebung 
gervonnene Freiheit joll zur Abwehr jener Angriffe dienen. Anberen Religiond- 
gejellihaften, insbefondere der evangeliihen Kirche gegenüber, bedarf es folder 
Abwehr nicht. Someit bie eigene Orbnung ihrer Angelegenbeiten geſetzlich bereits 
geregelt ift, wirb es dabei bewenben; fo weit dies nicht ber Fall ift, vie Geſetz⸗ 
gebung biejenige Sicherheit ſchaffen, welche Korporationen gebührt, bie der Rechts⸗ 
orbnung bes Staates fich unterwerfen. 

Die Aufhebung des Art. 16 findet ihre Rechtfertigung darin, daß das 
Bertrauen, unter dem ben Religionsgejellichaften ber Verkehr mit ihren Oberen 
ungehinbert freigegeben und die Belanntmachung Kirchliher Anordnungen nur 
ſolchen Beſchränkungen unterworfen worden ift, welchen alle Übrigen Beröffent- 
lihungen unterliegen, namentlich in den legten Zeiten ſchwer getäufcht worden ift. 
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Es braucht nur an bie Encyklila des Bapftes an ben preußiſchen Epiflopet vom 
5. Februar d. 3. erinnert zu werben, um bie Nothwendigleit darzuthun, baß das 
Uebermaß freier Bewegung, welches ber gedachte Artikel gewährt, in Grenzen zu⸗ 
rüdgeführt werben muß, welche mit dem Staatswohl verträglich find. 

Die Beftimmung bes $. 18 enthält bie Entwidelung bes im Art. 15 nieber- 
gelegten Gedankens für einen einzelnen Fall; bie Aufhebung des Art. 15 führt 
daher in logiſcher Konſequenz auch zur Aufhebung bes Art. 18. Weberbies wirb 
obne dieſelbe es nicht dahin kommen, daß Überall einflußreiche kirchliche Stellen 
von Männern verwaltet werben, welche ben Gejeten bes Staates Gehorjam 
feiften, ein Anſpruch, ben insbejonbere ein Staat nicht anfgeben kann, ber ver- 
möge feiner Eonfeffionell gemiichten Bevölkerung das höchfte Iuterefie daran hat, 
daß bie verſchiedenen Religionsgeſellſchaften frieblich neben einander leben.“ 


Zur Stellung der Evangelifch- Koufervativen im Kampfe 
gegen Rom. 
15. April. Rede ded Fürften Bismarck im Herrenhaufe. 
Auf eine Rebe bes Frh. von Maltzahn, welder gejagt hatte: 


(„Ich babe gegen das Schulauffichtsgefe, gegen bie Maigefege und gegen 
das Civilſtandsgeſetz geftimmt; ich habe gefagt fie ſchädigen das einzige Vollwert 
egen Rom, bie evangelifche Kirche, und barum konnte id nicht dafür flimmen. 
Seat geht nun bie Staatsregierung einen anderen Weg, einen Weg, weldien ih 
damals gewänfeht hätte; fie gebt dem Gegner birelt auf ben Leib, Täßt bie evan⸗ 
elifche Kirche bei Seite und trifft nur die katholiſche Kirche; das hätte fie von 
Anfang an thun follen. Die Encyklika des Papſtes entbindet bie Unterthanen 
für das betreffende Gefe des Gehorſams gegen bie Obrigkeit; fie Abertrifft an 
Ueberhebung das Unfehlbarleitspogma oder, um mic richtiger auszubräden, et 
find die nothwendigen Konfequenzen bes Unfehlbarkeitsdogmas, bie ber Kürf 
Bismard 1870 ſchon vorausgeſehen und oorandgefagt bat. Der Bapft, der dieſe 
Encyklika erließ, das war nicht Pius IX, der dem König von Preußen fo bankbar 
wer für bie Aufhebung des Placet und der Kontrole zwifhen Rom und ben 
Biihöfen. Deine Herren! Dies ift der unfehlbare Pius IX, ber durch dieſe 
Encyklika ben erften Verfuh macht auf deutſchem Grund unb Boden für eine 
birelte Eifenbahn von Berlin nah Canoſſa. — — Fe Tonfervativer 
Jemand fein will, deſto entſchiedener muß man bier auf die Seite 
ber Staatsregierung treten. Ih will auch begeugen, bag in allen 
Kreifen, in denen ih daheim verkehre, ich feinen Tonfervativen 
Mann kenne, der nicht mit einer wahren Entrüftung bie Encyklike 
bes PBapftes gelefen und der nicht der Regierung Dank fagt für 
diefe raſche und entſchiedene Antwort.“) 


„sh will auf das Sadliche der Gejegesvorlage, die uns beſchäftigt. 
nicht eingehen, fondern da® meinem Kollegen, dem Herrn mint 
überlafien. Sch will überhaupt mehr in meiner Eigenfchaft als Mitglied 
dieſes Haufes, wie in meiner Eigenfchaft als Mitglied des Staatsmint- 
ſteriums das Wort ergreifen. In beiden aber kann ich mir nicht verfagen, 
den Ausdrud herzlicher Freude darüber laut werden zu laflen, daB ih 
endlich einmal aus der konſervativen Seite dieſes Haufes ein 
freies, fröhliches Bekenntniß zu unferem Evangelium der Re- 
formation gehört babe. Wäre diefes Belenntnig vor Jahren mit der 
jelben Beftimmtheit hier ausgeſprochen, hätte dieſes Belenntnig die Be 
ſchlüſſe dieſes Haufes feiner evangelifchen Eonjervativen Stüßen geleitet - 
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bei dem erften fchmerzlichen Beginnen des Bruches zwifchen den Konſer⸗ 
pativen und mir bei @elegenheit des Echulauffichisgejeged, auch der 
Kampf mit der Fatholifhen konſervativen Partei, auch jelbft 
mit der katholiſchen Revolution wäre nicht jo heftig geworden, 
wie er geworden if, — wenn mir damals die Evangelijd- 
fonfervativen im Sinne des proteftantifden Evangeliums 
treu zur Seite geftanden hätten. — — TDiefes Belenntniß zum 
Evangelium bat und gefehlt. Ich danke dem Herrn BVorredner, daß 
er nn Ausdrud gegeben hat, und er hat mir herzliche rende damit 
gemacht. 

Es iſt das eine Brücke für mich, um alte Beziehungen, die 
nicht ohne ſchwere Verletzung für mich haben zerriſſen werden 
müffen, wieder anzufnüpfen. Ich fann mich nicht mit Jemandem 
politiich befreunden, ibn nicht als Bundesgenofjen betrachten, der fein 
evangelifches Bekenntniß feiner Politik unterordnet, für den es bier nur 
eine Kirche giebt. Wir haben eine allgemeine chriftliche Kirche, aber mit 
Aüdfiht auf den Kampf, um welden es fich in dem Geſetzentwurf handelt, 
ift e3 etwas fehr Gefährlicheg — wie der Herr v. Kleiſt-⸗Retz ow thut 
— nur von Einer „Slirche* zu fprechen, wo im Geſetze von ber Danger 
liſchen gar nicht die Rede iſt. Für ihn ift damit die eine Kirche die Tas 
tholifche, ich betone es ausdrüdlich. Viele meiner alten Freunde, die uns 
bewußt, ich möchte fagen, aus gewifjer zorniger Unzufriedenheit mit den 
weltlihen Dingen, handeln, fommen dahin, in frypto-fatholifirender Rich⸗ 
tung Alles, mas unjerem vorwiegend evangeliichen Staate feindlich ge= 
worden oder geblieben ift, als Freund und Bundesgenofien zu betrachten, 
Alles, was dem Staate entgegenfteht. 

Die ift denn die Kirche von der fatholifche Seite zu be- 
trachten? Die katholiſche Kirche ift heut der Papſt, und Nies 
mand weiter als der Bapft, und wenn Sie von den Rechten 
der katholiſchen Kirche fpreden, fo würden Gie fih zu- 
treffender ausdrüden, wenn Sie fagen: die Rechte des 
Bapftes. Früher vor dem Batilanım konnte man fi nod der Ans 
ſchauung bingeben, wie fie bei der Herftellung der Berfafjung vorgeſchwebt 
bat, dab man die Rechte, die man der katholifchen Kirche bemilligte, dem 
katholiſchen Preußen bemwillige. Jetzt Tiegt zu Tage, daß dies ein Irrthum 
war. Wir Alle find in der katholiſchen Dogmatik oder in der katholiſchen 
Inſtruktion fo weit vorgefchritten, um zu wiffen, daß für die Fatholifche 
Kirche die Gemeinde der preußiichen Staatsbürger, die fi zur katholiſchen 
Konfeffion befennen, nicht erıftirt. Die Gemeinde ift allenfalls in jedem 
ihrer Glieder immer der Stein in dem Pflafter, auf welchem der Priefter 
fteht, aber fie hat mit dem Hochbau der Kirche feine Beziehung und keine 
Berbindung Das ift ein bimmelmeiter Unterjchied von unferer evanges 
liſchen Aufaffung, aber wir fonnten uns früher, vor dem Batilanım, 
mit der Idee fchmeicheln, daß wenigſtens 6 oder 8 preußijche Unterthanen, 
— die Bifhöfe, — für Preußen die Kirche vertreten, der wir 
Nechte einräumten; feit dem Batilanum aber hat fih der 
Papft an die Stelle aller Biſchöfe gefegt. Es ift fein Zweifel, 
die Bifchöfe find mur noch die Präfekten des Papſtes; er kann ſich lofal 
an die Stelle eines eben ſetzen, er lann einen Jeden erjegen ein. ab» 
jegen. Wir haben gefunden, daß die Bifchöfe ihre als chriftliche Wahr» 
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bb erfannte Weberzeugung auf Befehl des Papſtes bereitwillig geopfert 
aben; fie haben gar nicht einmal mehr das Recht, etwas anderes zu 
denken, als der Papft. Ein Soldat hat dod das Recht, wenn ihm „Halb 
rechts“ befohlen wird, bei ſich zu denken: das ift ein thörichter Befehl, 
aber er gehordt. Der Biſchof darf das nicht einmal denfen. 

Was bei diefer Lage der Sade Herr von Kleiſt⸗Retzow immer 
von einer „Sirche“ ganz einfach ſprechen kann — er hat fi ja viel mit 
Theologie befchäftigt, und ich glaube, daß er ſich u auch einmal die 
Frage vorgelegt hat, ob er für fein Seelenheil befjer jorgt, wenn er la- 
tholiſch wird; ich habe fie mir menigftens vorgelegt, habe fe aber verneint. 
Aber Herr von Kleift wird doch mwenigftend die Inſtitutionen der fatho- 
liſchen Kirche einmal geprüft haben; er muß fie aljo annähernd fo gut 
kennen wie ich fie fchildere, und wenn er diefe Inſtitutionen von feinem 
evangelifchen Standpunkte aus, von dem eined Königlich preußifchen ehe 
maligen Ober-Präfidenten, inımer noch als die „Kirche“ in dem augen 
blidlichen fchweren Kampfe Preußens vertritt, fo glaube ih, fagt er fi, 
foweit er da8 thut, von feiner Treue gegen Köntg und Vaterland los, 
von dem Evangelium. 

Folge ich dem Papfte, geht für mich die Seligfeit verloren; der 
Bapft bat fie für mid nicht. Er ift auch nicht in dem Sinne, tie 
der Graf von Brühl andeutete, der Nachfolger Petri; Petrus war nicht 
unfeblbar, er fündigte, er bereute feine Sünde und meinte bitterlich über 
fie; von dem Papfte, glaube ich, dürfen wir das nicht erwarten.“ 


Der Gejepentwurf über die Entziehung der Staats: 
leiftungen für die fatholifche Kirche wurde im Herrenhaufe 
mit 92 gegen 29 Stimmen angenommen. 


Die Veränderung der römischen Kirdhenverfafinng uud 
die entjprechende Veränderung der preußiſchen Berfafiung. 


16. April. Rede ded Fürften Bismarck bei der erften Berathung 
der Berfaffungsänderung im Abgeordnetenhaufe. 


„Die Staatsregierung ift ungern daran gegangen, Ahnen eine Ber« 
. änderung der Berfafjung vorzufhlagen, denn fie theilt mit Ihnen die 
Anfiht, daß das Staatsgrundgefeg fi) einer größeren Stabilität erfreuen 
fol, wie die Geſammtheit der übrigen Gefege. Aber fie hat fi auch 
fagen müſſen, daß es unabänderlich nicht fein fol, denn die Frage, wie 
die Berfaffung geändert werden Tann, tft in ihr felbft beftimmt, und je 
wichtiger und entfcheidender jeder Artikel der Verfaffung für unfere Gef 
gebung, für unfer Volks- und Staatsleben wird, um fo nothmwendiger fl 
e8, da, wo die Bedingungen, welche ihm als Entſtehungsrecht und als 
Grundlage dienen, fih ändern, eine Mopdifilation eintreten zu laffen, 
eine a e, die fi den wirklichen Beränderungen unferes Vollslebens 
anpaßt. 
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Iſt nun eine foldhe Veränderung in dieſem alle eingetreten? Ich 
glaube, daß in Bezug auf die Artikel, um die es fich handelt, die Artikel 
15, 16 und 18, wohl bei Niemandem von und Zweifel fein wird, daß, 
wenn die Zuftände des Jahres 1850 die jegigen gewejen 
wären, dann diefe Berfaffungs-Artifel nie zu Stande ges 
fommen wären. Wenn da Batifanım, wenn die Fildung einer rein 
fonfeifionellen und durch die Konfeifion begrenzten politifchen Partei damals 
denfelben Erfolg wie jet ſchon gehabt hätte, fo glaube ich nicht, daß 
die damaligen ſchwachen latholiſch⸗parlamentariſchen Regungen es verniocht 

ätten, weder über die Regierung, noch über die damals in aufgeflärtem 

ohlwollen dieſe kirchlichen Fragen behandelnden liberalen Parteien, auf 
dieſe Beſtimmungen auszugehen. Die Zeit hat uns belehrt. Man konnte 
damals allenfall8 glauben, durch diefe Artikel unjeren katholiſchen Mit- 
bürgern Rechte zu geben; ich habe das zwar nicht geglaubt, denn fo viel 
wußte ich, daß die in der katholiſchen Kirche überhaupt nichts mitzureden 
hätten; aber wir fonnten glauben, einer Korporation, die aus 
der Geſammtheit der preußiſchen, aus deutſchen Geiſtlichen 
beſtand, an ihrer Spitze unſere Biſchöfe — daß wir der Rechte 
verliehen, bei deren Ausnutzung ſie doch das Gefühl, Deutſche, 
Preußen zu fein, die Pflichten, die fie gegen den Staat haben, 
den Eid, den fie dem Könige leiften, nicht vollftändig außer 
Augen verlieren würden. Diefe Bürgſchaft ſchwand durch das 
Vatikanum, durch die große Ummwälzung in der Berfafjung 
der katholiſchen Kirche. (Murren im Centrum.) Meine Herren, 
Sie murren, Ste werden die Wahrheit nicht todt murren, es bleibt doch 
wahr, Ihr Murren wird ja aber regiftrirt werden. Sie können mich ja 
widerlegen und nachher bemeifen, daß unjere Biſchöfe nach dem Vatikanum 
fih derjelben Selbititändigteit erfreuen, wie in alten katholiſchen Zeiten 
und mie die urfprünglich deutſchen Biſchöfe, die ihrem Kaiſer gegen den 
Papſt ins Feld folgten, — dies können Sie ja beweifen, Ste fünnen mich 
Aberzeugen, wenn es Ihnen gelingt, irgend etwas Wahres dafür beizu- 
ringen. 

Alſo feit diefer Ummälzung, welde die Epistopalfirde 
in die abfolute Herrſchaft des Papftes vermandelt hat, heißen 
diefe Paragraphen nichts anderes weiter, als, die Angelegen» 
beiten der katholifhen Kirhe werden durch den Papſt ge» 
ordnet. Durch die Auslegung, die der Papſt diefen Angelegen- 
heiten der Kirche giebt, greift ſogar diefe päpftlide Ordnun 
weit über alle firhlihen Angelegenheiten hinaus. Der Bapf 
behält fich vor, die Grenzen zu beftimmen, fie jo weit zu ziehen, ohne 
daß die meltlihen Behörden mitzureden haben, höchſtens in einer Ber» 
einbarung, die nie vollftändig zu Stande kommen wird wegen feiner 
Oberherrlichkeit3aniprüche, dem Staate etwas zuzugeftehen. Kurz und 

ut, der König und der Staat erhalten, was übrig bleibt, nachdem der 
apft aus den weltlichen Rechten fi, was ihm gefällt, außgejchnitten hat. 

Unter diefem Regime bat fih nun ein Staat im Staate gebildet. 
An der Spike dieſes Staate® im Staate fteht der PBapft mit autofra- 
tifchen Rechten, welcher durch das Vatikanum die bijchöfliche Gewalt in 
fich aufgenommen und ſich felbftherrlich an deren Stelle gejett hat. Diefer 
Monarch befindet fih außerdem bei uns an der Spige einer 
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geialoffenen Partei, die wählt und abſtimmt nad feinem 
illen, der durdh die von ihm abhängigen, nie anders wie 
der Papſt zu denken bereihtigten Briefter fundgegeben wir). 
Der Papft hat in Preußen feine offizidfe Breite befier be 
dient, wie die des Staated, wohlfeiler, außgedehnter, zugänglider; er hat 
in diefer offiziöfen Preſſe die Möglichkeit, feine Dekrete amtlich, t 
mit amtlicher Glaubwürdigkeit zu verlünden und die Geſetze unjered 
Staates für null und nichtig zu erflären; er bat außerdem auf unferem 
Boden ein Heer von Seiflicen, er zieht Steuern ein, er hat und mit 
einem Net von Bereinen, und Kongregationen überjponnen, 
deren Einfluß fehr wirkſam ift, furz, e8 giebt faum, feitbem wir ver- 
faffungsmäßig find, Jemanden, der in Preußen perfönlich und autokratifd 
fo mächtig wäre, wie diefer hohe italienifche Prälat, mit feinem Rath des 
italienischen Klerus umgeben, — fo mächtig, wie er mit jenem Ap- 
parat, fann faum eine andere Berfönlichleit auf unfere preu- 
Bifhen VBerhältniffe einwirken. Eine foldye Stellung, mit fo viel 
Machtmitteln umgeben, wäre an fich eine fehr gefährliche und für dem 
Staat faum erträgliche, wenn fie einem Inländer verliehen und garantirt 
wäre, und zwar einem folchem, der diefelben Ziele erftrebt, wie der Staat, 
aber vielleicht mit anderen Mitteln. Wir wiflen ja, wir Alle erftreben 
diefelben Ziele, aber nicht immer mit denfelben Mitteln, und unfere 
Kämpfe um die Mittel find ja oft recht heftige; aljo felbft dann wäre 
eine fo mächtige Stellung gefährlid. Hier aber ſteht die Madt 
einem Ausländer zu, gewählt von italienischen oder mehr als zur 
Hälfte italienifirten Prälaten, die mit dem Deutfhen Reihe und 
mit dem Königreich Preußen fehr wenig zu tbun haben. Beide 
fallen ihnen nad den Worten des Dichters faum mie der Tropfen am 
Eimer dem Dcean ind Gewicht bei Allem, was bier auf unferer armen 
märkiſchen Sandfcholle gefhieht. Auf diefem Boden fteht num ein jo 
mähtiger Monarch mit einem Programm, welches dem des 
Staates fhnurftrad3 entgegenfteht, ein Programm, welches un- 
ählige Mal öffentlich verkündet worden ift in der amtlichften Weiſe, wie 
* Verkündigungen nur möglich ſind, feierlich, und welches Jeden, der 
nah Auffaſſung des Papſtes katholiſch bleiben will, verpflichtet, dies ala 
Glaubensartikel zu beadhten, was von einem politifchen Programm niemals 
efordert wird. In diefem Programm der Päpfte würde der 
Bapft, wenn er bei un zur vollen Herrihaft gelangte, die 
von ihm felbft gefchaffene Glaubenspflicht fih auferlegt 
finden, mit der Mehrbeit der Preußen, mit der evangelischen 
vollſtändig aufzuräumen. Die find ja nach dem vollem Programm 
gar nicht eriftenzberechtigt, am allerwenigften mit foldhen Einrichtungen, 
wie fie in Preußen gefchaffen find, konftitutionelle Einrichtungen, wie die 
Preßfreiheit, deren die offigiöfe Prefie des Centrums ſich fo etirig be 
dient; dergleichen ift an und für fich durch päpftliche dDogmenartige und 
offenfundige Detrete verworfen. Aber babei würde e8 nicht bleiben, mir 
Nichtlatholiken, die Majorität der Preußen, von denen Duldung und Ge 
rechtigkeit beanfprucht wird, die fie bi8 zu dem Punkte geübt haben, daf 
fie einen Staat im Staate ermöglicht haben, wir müflen entweder bes 
Opfer unferes Glaubens machen und und für Fatholifch erflären oder der 
Papſt würde im der dogmatifchen Nothwendigkeit fein, wenn nicht fofort, 
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aber doch als Ziel zu erftreben, die Bertilgung der Ketzer durch Feuer . 
und Schwert. 

Einem fo mächtigen fremden Monarchen mit einem ſolchen, dem 
preußiihen Staate feindlihen Programm fünnen wir diefe Privilegien 
nicht belafien, Privilegien, die das große Gebiet, was er fo beherrſcht, 
war noch der Aufficht des Staates unterwerfen, aber von der eigentlichen 
ich ng der Gefegebung ihm eine Ausnahmeftellung gewähren. Es ift 
da eine Einſchränkung diefer übermäßigen Gewalt abfolut noth» 
wendig; daß diefe Einfchränfung nad) den Prinzipien der Gerechtigkeit 
und der Duldung geſchieht, die unjern Vollsſtamm und unjere Dynaſtie 
ſeit ——— charakteriſirt haben, dafür bürgt uns eben die Ver⸗ 
angenbeit Deutſchlands, daflir bürgt uns der Stand der Bildung und 
er Gerechtigleitäfinn , der durch öffentliche Inſtitutionen gewahrt und 
— wird. Die gebotene Einſchränkung iſt die Abſchaffung der Ver⸗ 
ungsartikel und vielleicht noch anderer Geſetze, die damit im 2 ulammen- 
bang Ind, wenigſtens ſolcher, die den urfprünglichen Bertheidigungszuftand 
des Staates und feine gegen Sonderbeftrebungen fchügenden Geſetze bei 
Seite gefchoben oder gar außer Kraft gefetst haben; die werden meines 
Erachtens fallen müflen, das ift der Weg zum Frieden. Wir, die Re— 
sierung, fönnen den Frieden nicht fudhen, fo lange unfere 

efeggebung nicht von den Fehlitellen gereinigt ift, mit denen 
he fett 1840 in einem übel angebrahten Bertrauen auf 

illigleitsgefühl der anderen Seite, auf Patriotismus bei 
denjenigen, die man mit der Ausführung betraute, ftellenmweife 
unwirkſam gemadht worden ift. Diejed Vertrauen, welches die mehr 
edle als praktiſche Ratur des Höchſtſeligen Königs charakteriſirte, das fich 
fhon 1840 fund gab in der Aufhebung des Placet, in gewiſſen Hoff- 
nungen, die ſich nicht erfüllten, in mehreren anderen Beftimmungen, in 
der Schaffung der katholiſchen Wbtheilung, dieſes Vertrauen, welches nur 
die erfte Generation von Räthen noch erfüllte, diefed Vertrauen bat die 
Feſtigkeit, mit der die alten landrechtlichen Beſtimmungen und die Vorficht 
unferer Vorfahren den Staat verfehen hatte, in manchen Beziehungen 
elodert, e8 bat gemifjermaßen Breſche in die für den allgemeinen 
Srieben des Staat8 nothwendigen Beftimmungen gelegt. Dieſe 
Breſche muß überfchüttet werden, fie muß auögefült: merden; 
fobald das geſchehen ift, werde ich Fein eifrigeres Bemühen 
haben, als den Frieden, felbft mit dem Sentrum, namentlid 
aber mit dem fehr viel mäßiger gefinnten römiſchen Stuhle 
u fuhen, und ich hoffe, ihn dann aud mit Gottes Hülfe zu 
Inden. und ih werde dann, fo lange mir da8 Neben gegeben 
ift, dazu beitragen, den Kampf, den aggrefiiv zu führen mir 
eine Weile genöthigt geweſen find, demnächſt nur defenfiv 
fortzufegen und die Agreffion mehr der Schulbildung als der 
Politik zu überlajfen. 

Nachdem anf diefe Weiſe der Gefeugebung die Bahn frei ge- 
macht ift, hoffe ich, meine Herren, anf diefem Wege mit Gottes 
pärfe diefen Frieden zu finden, denfelben Frieden, unter dem unfere 

äter Jahrhunderte lang in einem ftarfen Staate nnd geftütt in 
diefem ftarfen Stante dur unfere Dynaftie mit einander in Ton- 
fefftoneller Einigkeit gelebt haben.“ 
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Weitere Aeußerung des Fürften Biömard in Erwidernng 
auf die Rede des Abgeordneten Frh. v. Schorlemer-Atft. 


„Wenn der Herr Borredner fagte, ich hätte vor gewiſſen Jahren 
gefagt, daß ich vor jedem Dogma Achtung und Reſpekt hätte, fo iſt das 
noch heut der Fall; aber ich habe auch vor meinen amtlichen Pflichten 
und por den Geſetzen meines Landes Reſpekt, und meine Adhtung vor 
fremdem Dogma kann nicht fo weit gehen, daß ich jo pflichtvergefien wäre, 
den Schuß der Intereſſen des Landes und die Vertheidigung der Freiheiten 
des Landes, deſſen eriter Diener ich bin, für fremdes Dogma aufzugeben. 
Dei aller Achtung vor dem Dogma hat man feinem Könige und Bande 
den geleifteten Eid zu halten, ihm nach den Gefegen zu dienen. Das zu 
verleugnen, foweit geht mein Reſpekt nicht. Meine Pflichten gegen den 
* werden durch meine Achtung vor dem Dogma Anderer nicht auf⸗ 

eboben. 

i Der Herr Borredner hat mir ferner zu beweifen gefucht, Daß der 
Papſt feinen Einfluß auf die Kentrumspartei hätte. Nun, wenn Eie ganz 
ohne Verbindung mit dem Bapft find, woher wiflen Sie denn, daß Alles, 
was Sie thun, von ihm gebilligt ift; ich wage das alddann fehr zu be. 
meifeln, und wünſche, daß die Preſſe diefem Zmeifel Ausdrud gebe. 
Bor mehreren Jahren lag die Sade fo, daß zwar nicht der 
Bapft, fondern der Kardinal Antonelli die Schöpfung der 
fonfejfionellen Gentrumspartei mißbilligte. Ich batte ihm ge 
fagt: e8 ift das eine Sur Gefahr für die Freiheit, deren fich die katho⸗ 
Iifche Kirche bei und erfreut, wenn die Wirkſamkeit einer Tonfeffionellen 
Partei in unfere politiihen Geichäfte übertragen werden fol, wenn auf 
diefe Weife das fonfeifionelle Prinzip zu einer weltlichen Herrjchaft in 
unferem Parlament gelangen fol; ich halte das für unvorfichtig. Der 
Kardinal Antonelli, der ein feiner Kopf ift und nicht fo fehr in der 
Knechtſchaft der Jeſuiten, wie mancher Andere, fah dieß ein und antwortete 
darauf mit einem Reſkript, worin er mit Ausdrücken, die ich gerade 
nicht wiederholen will, die Bildung der Fraktion mißbilligte. 
Darauf fchicdten die Unternehmer der Sentrumspartei einen fehr vornehmen 
Herrn, der im Sübmeften von Deutfhland wohnt und auch noch mitunter 
von ſich reden macht, nad Rom und verflagten den Kardinal Antonelli 
beim Papft; oder wenn die erfte Regung des Kardinal Antonelli die 
päpftlihe Billigung gehabt hat, fo überzeugten fie den Papſt, daß er in 
diefem Falle ſich doch einmal geirrt habe, und es fam num leider von 
Nom die volle Siltigung alles deffen, was in Deutſchland ge» 
ihehen war. Ich glaube, daß Se. Deiligfeit damals ſchlecht berathen war. 

Daß ih damald mit dem Papite felbft in Verbindung geftanden hätte, 
nu ja nach der Form der diplomatischen Gefchäfte gar nit annehmbar. 

eine Verbindungen bejchräntten fich auf den, wie gejagt, geſcheuten, jest 
aber leider einflußlojen Kardinal Antonelli. Anbeffen bewahre ich di 
Hoffnung, daß der päpſtliche Einfluß auf das Centrum ſich erhalten werde, 
— denn wie und die Gefhichte friegerifche Päpfte und friedliche, 
fehtende und geifiliche zeigt, fo botfe ih, wird doch auch wieder 
einmal demnädhft die Reihe an einen friedliebenden Papfl 
fommen, der nicht lediglich das Produkt der Wahl des italieni- 
hen Klerus zur Weltherrſchaft erheben will, jondern, der 
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bereit ift, auch andere Leute leben zu laſſen nad ihrer Art, 
und mit dem fi Friede fließen laffen wird; — darauf ift 
meine Hoffnung gerihtet und dann hoffe ich wiederum einen 
Antonelli zu finden, der einſichts voll genug ift, um dem Frieden 
mit der weltliden Macht entgegen zu fommen.“ 


Aufhebung der geiftliden Orden und Kongregationen. 


Aud den Motiven ded Gejehentwurfs: 


„Das Tatholifche Orbens- und Kongregationswefen ift innerhalb des preu- 
ßiſchen Staates in ber Periode feit den Säfularifationen bis zum Erlaß der 
Berfafjungsurfunde vom 31. Januar 1850 verhältnifimäßig nur unbebentend 
gewefen; jeitbem aber hat e8 eine jchnelle und umfangreiche Auebehnung gewonnen. 

In weldem rafhen Anwachſen bie Zahlen erreicht find, ergiebt ſich daraus, 
baß in ben ſchon vor 1866 zur Monarchie gehörigen Provinzen (für welche allein 
ausreichende Weberfichten zu Gebote fteben) im Jahre 1855 nur 913, im Sabre 
1867 bereit 5877, in den Jahren 1872/73—7992 Mitglieder von Genofien- 
fchaften vorhanden waren. 

Die Gefahren, welche bie Eriftenz jo vieler geiftfihen Genoffenfchaften in 
fo zablreihen Nieberlaffungen dem Staate bereiten kann, liegen fowohl in ber 
Drganifation der Orden und Kongregationen, als auch in den Zmeden, welche 
fie verfolgen und welche ihnen einen woeitgreifenden Einfluß auf die Latholifche 
Bevölkerung gewähren. 

Was zunächſt die Organifation diefer Genoſſenſchaften betrifft, fo fteben fie 
entweder unter ber direften Leitung auswärtiger Oberer, welche theils in Rom, 
theils in Frankreich ihre Refidenz haben, ober fie find der bifchöflihen Aufficht 
unterworfen. Damit ift nicht nur jebe Garantie dafür ausgeichloffen, baf fie 
nicht zu ſtaatsgefährlichen Zweden unb zur Förderung der immer mehr hervor- 
tretenden fiuatsfeinblihen Tendenzen bes höheren katholiſchen Klerus benukt, 
fondern, wie die Verhältniffe jetzt liegen, ift bie dringenbfte Gefahr vorhanden, 
daß fie als nur zu geeignete Inftrumente für derartige Beftrebungen gebraucht werben. 

Die in ihnen Beute herrſchende Gehorſamstheorie ift bie bes jefuitifchen un⸗ 
bebingten Gehorſams, wodurch thatjächlich die eigene Willens- und Dentthätigfeit, 
d. h. die geiftige Perjönlichleit vernichtet wird. 

Was bie Thätigleit und Zwecke dieſer Genoffenfchaften betrifft, jo führt 
nur eine verſchwindend Meine Anzahl (5 in 9 Niederlaffungen mit etwa 176 Mit- 
gliedern) ein rein beſchauliches Leben. 

Die übrigen find ſämmtlich für praftifhe Zwecke thätig. Bon den männ- 
lien Orben und Kongregationen wibmet fih ein Theil der Aushülfe in ber 
Seelforge, bie Übrigen, jowie Taft alle weiblichen Genoſſenſchaften dienen theils 
ber Krankenpflege, theils den verſchiedenartigſten Unterrichts und Erziehungszmweden. 

Durch dieſe Thätigfeiten ift ihnen ein bebeutenber Einfluß auf die katholiſche 
Bevölkerung ermöglicht worben. 

Die Erziehungs- und Unterrichtsthätigleit der geiſtlichen Genofjenichaften 
ift aber von fo bevenklihen Folgen geweſen, daß fich die Staatsregierung ſchon 
im Sabre 1872 veranlaßt geleben bat, bie Mitglieder folcher Senoffenichaften als 
Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Vollsſchulen nicht mehr zuzulaſſen und 
die Entfernung ber bereits angeftellten aus ihren Stellungen, ſoweit dies rechtlich 
ftattbaft war und das Bebürfniß durch weltliche Lehrer gebedt werben Tonnte, 
zu bewirken, eine Maßregel, weiche auch bie Zuflimmung des Haujes ber Ab- 
georbnneten gefunden bat. 

Die Gefahren, welde die übermäßige Zahl der Niederlaf- 
fungen und Mitglieder ber nah ihrer Organiſation unb ihrer 
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Thätigkeit Harakterifirten Genoſſenſchaften bei dem durch bas 
Berhalten des Epiekopate und der römifhen Kurie immer mehr 
verfhärften Konflikt für den Staat barbietet, finb berartig, daß 
ein Ipteuniges Eingreifen bringendp geboten erfheint. Die Staats» 
vegierung bält es für ihre Pflicht, fo ſchnell und burhgreiiend wie 
möglih au verhindern, daß diefes zahblreihe, ber Lenkung ber 
Kurie und des Epislopats willenlo8® preisgegebene Perjonal zu 
einer ftaatsfeinbliden Einwirkung auf bie ibm weit unb breit zu— 
gänglihe Maffe ber katholiſchen Bevölkerung benutt wirb. 

Vereinigungen, deren Einrichtungen zur Vernichtung ber geiftigen Perſen⸗ 
fichleit feiner Bürger führen, welche bie wirtbichaftlichen Fundamente feiner 
Eriftenz negiren unb deren übermäßiges Anwachſen ihn felbft in Gefahr bringen 
muß, ift der Staat zu bulben nicht verpflichtet. 

Ferner aber kommt in Betracht, baf weil die Macht ber Oberen in ben 
fraglichen Genofienfchaften eine jo gut wie ſchrankenloſe if, und bie Mitglieder 
in ber Hand derſelben nichts als willenlofe Werkzeuge find, bie ernftliche Gefahr 
in dem jesigen Stadium des Konfliltes zwilchen dem Staate unb bem Tathokiiden 
Klerus obwaltet, daß ber Apparat, welcher in ben Orden und Kongregationen 
ben Leitern ber jeßigen Bewegung unbedingt zur Verfügung ſteht, zur Be 
kämpfung des Staates benutzt und verwendet wird. 

Die Feſtſetzung der kurzen Aufldjungsfrift von ſechs Monaten rechtfertigt 
fih aus dem oben Bemerkten, unb entipricht der Beſtimmung bes Reichtgeſetzet 
vom 4. Juli 1872. 

Eine Verlängerung ber ſechsmonatlichen Friſt ift dagegen bei denjenigen 
Drben, die fih mit Unterricht bejchäftigen, geboten. Bei dem zur Zeit noch vor⸗ 
bandenen Mangel an weltlihen Lehrern und Lehrerinnen ift es nothwendig 
Mebergangsbeftimmungen zu treffen, burch welche e8 möglich wirb, das Snterefle 
zu wahren, welches der Staat daran bat, daß jedem fchuipflichtigen Kinde der 
nothwenbige Unterricht auch wirklich ertheilt werben fann. Zn diefem Zwed be- 
barf es einer Ermädti ung ber Staatsregierung nicht nur dahin, daß jolden 
Niederlaffungen, die fi mit dem Unterricht unb ber Erziehung ber Jugenb be 
ſchäftigen, die Frift zur Auflöfung bis auf vier Jahre verlängert, ſondern daß 
auch nach Ablauf diefes Zeitraums einzelnen Mitgliedern von Orden und Ken- 
gregationen bie Befugniß gewährt werben faun, Unterricht zu ertbeilen. 

Die Orden und Kongregationen, welde ſich ausichließlich der Kranten- 
pflege widmen, verbienen und geftatten eine abweichende Behandlung. 
Sie verdienen foldhe wegen ihrer Überall ba rühmenswertben Leiftungen, wo fe 
fih, wie dies insbefondere auch in ben legten Kriegen ber Fall war, lediglich 
bem Gebote der Erfüllung ber Nächftenliebe gewidmet haben unb ferner widmen. 
Sie geftatten ſolche, weil e8 nad ben gemachten Erfahrungen eine Reihe von 
Höfterlihen Nieberlaffungen ber gebadhten Art giebt, von welden anerkannt 
werben darf, baß fie fih in dieſen Schranken gehalten und es vermieben haben, 
daneben auch der Förderung Mertlaler Intereffen zu dienen. Anbererfeits Temmt 
e8 allerdings barauf an, durch geeignete Kontrolmaßregeln unb nätbigenialls 
burh Aufhebung auch folder Orden einer, den Staatsintereffen nochtbeifigen 
Thätigleit Grenzen jegen zu können.“ 


Der wünſchenswerthe Abſchluß der kirchlichen 
Geſetzgebung und der kirchliche Friede. 
22. Mai. Aus der Rede des Kultus» Minifterd Dr. Falk bei Be 
tathung des Kloftergejeped im Herrenhaufe. 


„Die Borlage ift — das leugnet ja Niemand, eine jehr einfchneidende 
und darum fehr ernſte. Wenn fi) die Staatsregierung entfchloffen bat, 








165 
1875. 


dem Landtage der Monarchie diefer Eigenfchaften ungeachtet die Borlage 
zu maden, fo werden Sie ſchon aus dieſer Thatfadıe allein abnehmen, 
welch entfcheidendes Gewicht fie auf die Annahme diefer Vorlage legt und 
daß fie daher nur bitten fann, diefer Vorlage Ihre Zuftimmung zu ges 
währen. Es wäre im hohen Grade überflüffig, wollte ic den Ernſt der 
Situation, in welche wir durch den fircpenpolitiichen Kampf geführt worden 
find, Ihnen noch einmal zeichnen. E8 genügt die einfode Berweilung 
auf dieſe klar vorliegende Ehatfache. Bisher hat in ihren fchweren Bes 
ftrebungen die Staatsregierung die Unterftügung beider Häufer ded Land» 
tages erhalten, und fie vertraut mit Zuverfiht, daß fie auch in diefem 
Halle ihr nicht entgehen wird, um fo mehr, als ein Berfagen diefer Unter» 
Rügung, bei diefer ernften Vorlage und in dem gegenmärtigen erniten 
Yugenblide für die ganze Entwidelung der Verhältniſſe von der erniteften 
Bedeutung fein mußte. Eine foldhe Berfagung würde mit Nothwendigkeit 
dahin führen, die Kraft des Gegners zu ſtärken, und die Forderung an 
die Organe des Staates zu ftellen, diefer nen geſtärkten Kraft mit wo⸗ 
möglich noch energifcheren Maßregeln entgegenzutreten, als den bier in 
Anwendung gebraten. Der Herr Minitter» Bräffdent bat im anderen 
Haufe vor Kurzem betont, daß bie Staatöregierung den Gedanken feft- 
ebalten hat, mit dem fie in ihre Beftrebungen in diefen Kampf eingetreten 
ıft, nämlich den Gedanken, daß Alles das nicht gefchehe, um feiner 
feldft willen, der Kampf nicht um des Kampfes willen, fondern 
allein mit dem Ziele zum Frieden, und er hat hervorgehoben, 
dag für die Vertreter der StaatSgewalt es nicht möglich fei, 
auf einen ſolchen einzugehen, es fei denn, daß die Staatdges 
feggebung fo geordnet wäre, daß man da8 mit Ruhe thun 
könne. 34 möchte dieſem Gedanken noch ein weiteres Moment hinzuſetzen. 
Es wird Niemand in dieſem Hohen Hauſe der Meinung ſein, daß es der 
Staatsregierung Freude mache, auf dieſem Gebiete immer wieder mit neuen 
Geſetzen zu kommen. Die Staatsregierung ſieht ja, zu welcher Erregung 
derartige Vorlagen führen, nicht blos in den beiden Häuſern des Landtages, 
ſondern auch im Lande, insbeſondere in der Preſſe einer bekannten Partei. 
Sie wiſſen eben ſo gut, daß eine ſolche Erregung ein Faktor iſt, der nicht 
gedeihlich wirken kann für das Ganze, und daß daher die Staatsregierung 
den Wunſch haben muß, ſolche Erregung in den möglichft engften Gren— 
zen zu balten und auch folde Erregungen möglichft zu vermeiden, alfo 
in die Lage zu fommen, nicht immer wieder neue Gejege diejer 
Art einbringen zu müfjen. Ich bin nun allerdings — mer weiß 
freilich die Entwidelung der Zukunft, die auch durch die Handlungen des 
Gegners bedingt wird? — der Weberzeugung, daß, wenn im einzelnen 
Punkten, wie bier und in dem anderen Haufe angedeutet wurde, die 
Neichögefeßgebung ergänzend eingetreten ift, dann allerdings die Staats» 
regierung in der Lage wäre, nah Abſchluß diefer Seffion fid 
fagen zu können: Du braudfi nit immerfort mit neuen Ge» 
fegen zu fommen. Und aud darum ift fie der Ueberzengung eweſen, 
daß ſie dieſes Geſetz in dieſer Seſſion dem Landtage der —* vor⸗ 
legen müſſe und den Antrag ſtellen müſſe, daß —8 Geſetzentwurfe die 
Zuſtimmung gewährt werde. Denn, meine Herren, ohne ein Geſetz diefer 
Art würde die Staatsregierung den Zuſtand, den fie zu erreichen wünſcht, 
nicht erreichen können; fie würde fort und fort ihre Beſtrebung darauf 
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richten muſſen, ein ſolches Geſetz ge Annahıne gebracht zu ſehen, und 
zwar in einer Weife, daß es dem Bedürfniſſe genügt, nicht ın eimer Weife, 
die man halb und lahnı nennen muß, und die wegen diefer Halbheit und 
Lahmheit dazu drängt, immer wieder Neues zuzufügen.* 


Gejeg über die Bermögendverwaltung in den 
katholiſchen Gemeinden. 
„PBrovinzial- Eorresponbenz” vom 30. Juni. 


„Die Preußiſche Geſetzſammlung wirb in den nächften Tagen und Wochen 
eine Reihe bochwichtiger Gejete bringen, wie fle in folder Zahl und VBebentung 
feit langen Jahren nicht veröffentlicht find. 

Das zunächft veröffentlichte Gele Tiber bie Bermögensverwaltung in bes 
tatholifchen Kirchengemeinden ift von größter dauernder Wichtigkeit für bie 
ſtaatliche Stellung biefer Gemeinden. Es ift, wie Seitens der Regierung wieber- 
bolt und beftimmt hervorgehoben wurde, nach feiner weſentlichen Beſtimmung 
nicht ausfchließlich oder vorzugsweiſe eine Kriegswaffe im jetzigen kirchlichen 
Kampfe, fondern ein Geſetz von dauernder organifatorifher Bedeutung für vie 
äußere Stellung der katholiſchen Kirche in Breußen. 


Den katholischen Kirchengemeinden foll durch das neue Geſetz eine Wit- 
wirkung bei ber Bejorgung ber äußeren kirchlichen Angelegenheiten, insbejontere 
bei der VBermögensverwaltung gegeben werben: zu biefem Zwecke foll eine Ber- 
tretung ber Gemeinden eingejegt werben, welcde ber Regel nad aus ber Wahl 
ber Gemeinven hervorgehen fol. 

In jeber fatholiichen Pfarrgemeinde follen bie kirchlichen Vermögensange⸗ 
legenheiten nämlich durch einen Kirchenvorftand und eine Gemeinbevertretung be⸗ 
forgt werden. — — — 

Die den vorgefeten Kirchenbehörben gejetzfich zuſtehenden Rechte ber Aut 
fiht und der Einwilligung zu beftimmten Handlungen ber kirchlichen Bermögent- 
verwaltung follen benjelben unter den im Gejege enthaltenen näheren Beſtim⸗ 
mungen gewahrt bleiben. Wenn jedoch bie vorgefekte Kirchenbehörbe ungeachtet 
erfolgter Aufforderung von ihren Rechten keinen Gebrauch machen will, fo geben 
ihre Befugniſſe auf die ſtaatliche Aufſichtsbehörde über. 

Die den bifchäflichen Behörden zuftehenden Rechte ruhen, fo lange bie be 
treffende bifchöfliche Behörde dem neuen Geſetze Folge zu leifien verweigert oder 
fo lange das betreffende Amt nicht in gefegliher Weiſe bejegt oder verwaltet if. 
Eine Weigerung wird als vorhanden angenommen, wenn bie bifhöfliche Behörde 
auf eine fchriftliche Aufforderung des Ober» Präfidenten nicht binnen 30 Tagen 
die Erflärung abgiebt, den Vorſchriften dieſes Geſetzes Folge leiften zu wollen. 
Die den biſchöflichen Behörden zuftehenden Beiugniffe gehen in ſolchen Fällen 
auf bie Staatsbehörde über. 

Das Geſetz wahrt neben ber flaatlihen Aufficht grundſätzlich und auebräd- 
fi die den biſchöflichen Behörden zuftebenden Rechte, und macht deren Ausübung 
nur davon abhängig, daß bie Vifchöfe ihrerfeits nicht dem Geſetze Folge zu leiten 
verweigern. 

Zn der Hand der geiftliden Oberen allein liegt es mithin, 
ob Die Durchführung des Gefetes unter der georbneten Mitwirkung 
der biſchöflichen Behörden oder ohne dieſelbe erfolgen ſoll, ob mit. 
bin das Gejeß, welches an unb für fi kein Gefetz bes Kampfes 
ie bas Bereich des kirchlichen Kampfes bineingezgogen werben 

oll. — 

Einer ber bedeutendſten katholiſchen Abgeordneten wies gerabe bei ber Be 

rathung biejes Geſetzes die Gegner baraus bin: es fei nicht nötbig und nicht 
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wohlgethan, immer Alles unbedingt und abfolut auf die Spike ber Principien 
zu flellen, das erſchwere jeden Ausgleich im höchſten Maße; denn man könne im 
Leben ſehr oft fich vertragen, ſich in einander fcdhiden, indem man babei bie 
Principien auf ſich beruben laffe. 


Die Beherzigung diefer Lehre würde der katholifhen Kirche 
gerabe bem vorliegenden Geſetze gegenüber nicht ſchwer werben 
önnen; die Nichtbefolgung aber würde bie Stellung ber geiſt— 
tihen Behörden zur Firhliden VBermögensverwaltung bis auf 
Weiteres durchaus erfhüttern. Es iſt natürlih, daß unter ſolchen 
Umftänden gewiffe Gerüchte und vermeintlihe Auzeihen in Be- 
treff der Bereitwilligleit der Biſchöfe zur Mitwirlung bei Aus- 
führung bes Geſetzes leiht Glauben finden. Die nädfte Zeit wird 
Aufflärung darüber verfhaffen, in wieweit es fih dabei um 
wirkliche Entfhließungen handelt, und ob die Biſchöfe in der 
That den Boden kirchlichen Friedens zunächſt bei diefem wichtigen 
Bejege betreten wollen. Es würde dies unzweifelhaft auch über 
Dies Sefeg hinaus von Bedeutung fein.“ 


Die Bifhöfe und dad Geſetz über die firdlidhe 
Bermögendvermaltung. 
„Breovinzial- Eorrespondenz” vom 28. Juli. 


„— — Die Biihöfe Haben ihre Entſcheidung getroffen, und zwar im 
Sinne der vollftändigen und rüdhaltlofen Mitwirkung zur Ausführung bes 
Staatsgeſetzes. 

Die Anerkennung bes Geſetzes ſeitens ber kirchlichen Gewalten konnte in 
dieſem Falle nach zwei Seiten uud gewiſſermaßen in zwei Abftufungen, theils 
ftilfchweigend und zulaffend, theils ausdrücklich und poſitiv erfolgen. Es mußte 
fih zunähft fragen, ob die kirchlichen Oberen den katholiſchen Gemeinden bie 
Mitwirkung zu den im Gefete vorgefchriebenen Wahlen und die Uebernahme ver 
ftaatlich geordneten Gemeindeämter geflatten würden; — aber wenn dies auch 
geihab, war e8 eine weitere und viel bebeutendere Frage, ob die Biſchöfe 
bebufs ihrer eigenen Theilnahme au der Bermögensverwaltung die nach dem 
Geſetze erforderliche ausprüdlihe Erklärung abgeben würden, dem Gefetze 
Folge leiften zu wollen. 

Daß die Biſchöfe dem in Rebe ſtehenden Geſetze gegenüber ſchließlich nicht 
eine blos verneinende Stellung einnehmen könnten, wie ben Maigejeten gegen- 
über, das war aus einzelnen Neuerungen und Anzeichen von vornherein zu ent⸗ 
nehmen. Das thatfächliche Verhalten, hieß e8, werde fi in biefem Falle eben» 
fowenig, wie bei bem Pfarrerwahlgejege und der Civilehe in ein einziges Wort 
faffen Taffen. Damit follte offenbar angebentet werben, daß ebenfo wie bie 
Biſchöfe der katholiſchen Bevölkerung geftatten, fi den Vorjchriften über bie 
bürgerliche Ehe zu fügen, ohne daß doch die Kirche die Civilehe ausbrüdlich an⸗ 
erlenne, — ebenfo werbe es ſich bei bem neuen Geſetze nicht um ein einfaches 
Wort der Anerkennung ober Nichtanerfennung, ſondern möglicherweife um bie 
nothgebrungene Zulafjung einer thbatjählihen Unterwerfung ber Ge⸗ 
meinden handeln, aber vorbehaltlich der grunbfäglidhen Stellung ber 
Biſchöfe. 

Aber ſelbſt die Ausſicht auf irgend eine thatſächliche Anerkennung des Geſetzes 
wurde zunächſt wieder in ben Hintergrund gedrängt durch die entſchiedenen Er⸗ 
klärungen der Biſchöfe ſelbſt. 

Der Erzbiſchof von Köln richtete im Auftrag und Namen ſämmtlicher 
Biſchöfe eine Rechtsverwahrung an das Abgeordnetenhaus, in welcher er das be⸗ 
abfichtigte Geſetz als unvereinbar mit den ber fatholijhen Kirche zu> 
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Bebenben Nehten und als [hwere Schädigung ber ihr nidt nur 
un Folge ihrer göttliden Stiftung uub Einridtung, fonbern auf 
uach allgemeinen Rehtsgrundfägen gebührenden Selbſtſtändigkeit 
erflärte. Die durch das Geſetz ins Leben zu rufenben Einrichtungen würben nad 
ben Grundſätzen bes katholiſchen Kirchenrechts als rechtmäßig nicht angeſehen 
werben können, und dem Staate könne Überhaupt eine Befugniß zum Erlaſſe 
eines folgen Geietes niemals zuerkannt werben. 

Diefer Stellung ber Biſchsfe entiprah das Wuftreten ber Führer ber 
Ultramontanen im Abgeordnetenhauſe. 

Noch bei der letzten Berathung im Wbgeorbnetenhaufe hatte ber Abg. 
Windthorſt dringend gemahnt: „Haben Sie wirfiich die Abficht, mit der Ki 
möglichft biefes Geſetz im Frieben auszuführen, bann flellen Sie die Dinge nicht 
auf das theoretifche Prinzip. — — Ich frage bie Herren, ob Sie mit gutem 
Blauben eine Erllärung von den Bifhdfen verlangen fönnen, 
welche jagt: fie wollen ein Geſetz befolgen, welches in mehreren 
Punkten ſich auf bie Maigejege bezieht, welches namentlich beu 
kirchlichen Gerichtshof ausbrädlih in Bezug nimmt, ber in bieier 
Kompetenz unmöglich anerlannt werben kann.“ 


Nach ſolchen Aeußerungen burfte es wohl einigermaßen überraſchen, ale vie 
Biſchöfe fi nah dem Erlaß bes Geſetzes dennoch entjchloffen, bie von ihnen 
geforderte ausdrückliche Erfärung abzugeben. Der Fürſtbiſchof von Breslau bat 
bie Reihe eröffnet, alle übrigen Biſchöfe oder biſchöflichen Verwaltungen bürften 
inzwiſchen bereits gefolgt fein. 

Je entfchiebener bie Biſchöfe von vornherein eine grunbiägliche Bebentung 
bes Geſetzes auch für bie inneren Verhältniffe der Kirche und zugleich bie Un- 
vereinbarleit deſſelben mit ben ber Kirche nach ihrer göttlichen Stiftung zufeben- 
ben Rechte behauptet und deshalb jebe Mitwirkung zur Ansführung bes vom 
Staate einfeitig erlaflenen Geſetzes als unmöglich von ber Hand gewiefen haben. 
— deſto fchwerer fällt jetzt bie Thatſache ber allfeitigen und ausdrücklich ausge: 
ſprochenen Bereitwilligleit zur Mitwirkung ins Gewicht. 

Das Geſetz kann mit ben Rechten ber Kirche nicht in fo nulkebarem 
Widerſpruche fleben, wie man von ultramontaner Seite behauptet hat; fonft 
könnten die Biſchöfe nicht fchließlich ihre Mitwirkung bazu ausdrücklich in Aus⸗ 
ſicht geftellt haben. 

Die Wendung in bem Berbalten ber Biſchöfe reicht aber weit 
über biefes Geſetz binaus: zum erfien Male baben fie jet that- 
fählih den Grundſatz aufgegeben, daß die Kirche nit bie Hand 
zur Ausführung eines vom Staate einjeitig erlaffenen Gefeges 
über firhlihe Angelegenheiten bieten dürfe. 

Wenn aber bie grunbfäglicde Unmöglichkeit erſt in einem Kalle aufgegeben 
ift, fo hat fie überhaupt feine abjolnt hindernde Bedeutung mehr. 

Das „Niemals“, weldhes von ben Bilchöfen noch vor Kurzem dem jetigen 
Geſetze entgegengeftellt wurde, kann ebenjo leicht wie für biefes auch für andere 
Geſetze feine Kraft verlieren. 

Der Abgeorbnete Windthorſt hat ja überdies baranf hingetwiefen, daß 
die Erflärung, dem jetigen Gelee gehorſam fein zu wollen, in iffen 
en we Mitanerlennung ver Maigeſetze und bes firdhlichen Gerichtshofes in fi 

ieße. 

Wenn hiernach ber grundſätzliche Boden bes bisherigen Widerſtandes cr- 
ſchüttert und aufgegeben ift, fo ift deshalb freilich nicht zu erwarten, daß em 
weiteres Einlenfen zur Anertennnng ber Kirchengeſetze unmittelbar bevorſtehe. Et 
it vielmehr ganz erflärlih, daß zunähft, um bie VBebentung ber erſten Rak- 
giebigleit zu verbeden, gerabe eine um fo fchroffere Sprache geführt werbe. Aber 
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biefelben Erwägungen priefterlicher Pflicht, welche bie jetzige Entichließung einge- 
geben haben, werben auch bie weiteren Konfequenzen ficher herbeiführen. 

Die Zuverfiht der Regierung war ja flet® darauf begründet, baß bie 
Biichöfe immer klarer erkennen würben, baß fie um bes Gewiffens halber und 
nach ihrer Pflicht gegen bie Gemeinden ben bie Kirche zerrüttenden Wiberftanb 
gegen bie Staatsgejeße aufgeben müßten. 

Diele Zuverſicht if jegt an einem ber wicht igſten und burd- 
greifendſten Geſetze trot aller entgegengejetten Anlünbigungen 
unbebingt in Erfüllung gegangen: fie wird ſich aud weiter unge» 
ar: aller behaupteten „Unmdglichleiten”“ als wohlbegrünbet er- 
weifen.” 


Fürft Vismard. IT. 49 





Al. Zur nusmärtigen Politik, 


1875. Deutſch⸗belgiſcher Zwiſcheufall in Betreff dex Straflofigfeit 
gegen Deutſchland gerichteter feindſeliger Handlungen bel» 
gifcher Unterthanen. 


3. Februar. Note des deutichen Geſandten in Brüffel Grafen 
von Perponder an den belgijchen Minifter des Aus 
wärtigen. 

„Der Unterzeichnete zc. hat den Auftrag erhalten, Sr. Ercellenz dem 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs der 
Belgier, Herrn Grafen d'Aspremont-Lynden, die vertraulichen Be 
fprechungen ganz ergebenft in da8 Gedächtniß zurüdzurufen, welde er 
felbft, ſowie jein Stellvertreter und fein Amtsporgänger mit Sr. Ercellenz 
fiber die Einwirkungen der Handlungen belgifcher Unterthbanen auf die 
inneren Berbältniffe benachbarter Staaten und deren rechtliche Beurthei⸗ 
[ung zu halten die Ehre gehabt haben. Anlaß zu demfelben gaben früher 
die in den Jahren 1872 und 1873 von einzelnen belgischen Bifchöfen er: 
laflenen Hirtenbriefe und andere Veröffentlihungen, und neuerdings eine 
von dem Comité des oeuvres pontificales in Brüffel an den Bifchof von 
Paderborn gerichtete, in dem „Bien public“ vom 25. v. M. veröffentlichte 
Adrefie. In diefen Kundgebungen war Theilnahme und Ermuntermg für 
die in Auflehnung gegen die Gejege und die Staatögewalt begriffenen 
Geiftlihen in Preußen in mehr oder weniger aufreizendem Tone und mehr 
oder weniger beleidigend für dig Regierung Seiner Majeftät des Kaiſers 
und Königs, des Unterzeichneten Allergnädigiten Herrn, ausgedrückt. 

Die Beiprehung ergab in jedem einzelnen Yalle, daß die Königlich 
Delgiiche Regierung in der Geſetzgebung und der Rechtspflege ausreichende 
Mittel nicht zu befigen glaubt, um dergleichen gegen den inneren Frieden 
eines Nachbarſtaates gerichtete Kundgebungen zu hindern oder zu ahnden. 

Zu Erkundigungen über die belgifche Gefeggebung bat außerdem ein 
Vorgang Anlaß gegeben, der zwar anderer Natur, aber nicht ohne einen 
geiftigen Zufanmenhang mit den ermähnten Kundgebungen ift, nämlic 
das an einen franzöfifchen Erzbifchof gerichtete, von dem- 
felben zur Renntnis der Behörden gebradte Erbieten des in 
Delgien Naatö angehörigen und wohnhaften Keffelfchmieds 
Duchesne, gegen Empfang einer beflimmten Geldſumme den 
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Neihslanzler Fürften Bismard zu ermorden, welches Erbieten 
mit allen Einzelheiten nnd den nicht widerlegten Beweisftüden der öffent⸗ 
lichen Betheilung übergeben worden ift. Auch über diefen Yal fiel das 
rechtöverftändige Gutachten dahin aus, das, was Ducdesne gethan oder 
beabfihtigt, nach belgiſchem Gejege keinen Anlaß zum Einfchreiten gebe. 
Der Unterzeichnete ift beauftragt, die Erwägungen zu wiederholen, welche 
er über diefe Vorgänge dem Herrn Minifter der auswärtigen Angelegen- 
beiten mündlich zu.entwideln die Ehre gehabt hat. Es find unbeftrittene 
Grundfäge des Völkerrechts, daß ein Staat feinen Angehörigen nicht ge= 
ftatten darf, die innere Ruhe eines anderen Staates zu flören, und ver⸗ 
pflichtet ift, durch feine Geſetze dafür zu forgen, daß er im Stande fei, 
dieſer völferrechtlichen Obliegenheit zu genügen. ‘Die mächtigften Weiche 
haben ihre Gejeggebung in dieſem Sinne geordnet und bei hervortretendem 
edürfniß ergängt, Die Berpflichtung aller Staaten, nicht zu dulden, daß 
ihr Gebiet au erfftatt von Anfchlägen gegen die Ruhe der Nadhbar- 
ftaaten und die Sicherheit der Angehörigen derfelben gemacht werde, liegt 
in verftärktem Maße einem Staate ob, der ſich des Privilegiums der 
Neutralität erfreut; zu den ſtillſchweigend vorausgeſetzten Bedingungen 
feiner Neutralität gehört die volle Erfüllung jener Verpflihtung. Es darf 
daran erinnert werden, daß Belgien durch die Gejege vom 20. Dezember 
1852 und 22. März 1856, betreffend Prefvergehen und Mordanjchläge 
gegen die Oberhäupter anderer Staaten, Tüden feines Munizipalvechts 
auszufüllen fi bemüht bat, und daß, wenn der Anwendung des Ars 
tikels 123 des belgiichen Strafgefegbuches Bedenken, über welche der 
Unterzeichnete ein Urtheil ſich nicht erlaubt, entgegenftehen, die gleichfalls 
neutrale Schweiz Schwierigkeiten der Art dadurch überwindet, daß nad 
dem eidgenölfifhen Strafrecht ein Bürger oder Einwohner der Schweiz, 
welcher eine fremde Macht zu einer die Schweiz gefährdenden Einmifchung 
in ihre inneren Angelegenheiten anreizt, Zuchthaus von wenigftens zehn 
Jahren vermirft. 
Auh die Regierung Seiner Majeftät ded Königs der Belgier wird 

ſich der Erkenntniß nicht verfchliegen wollen, daß die beftehende Geſetz⸗ 
ebung einer Ergänzung bedürfen würde, wenn wirklich die gegenwärtigen 
Belgifchen Geſetze nicht die Mittel gewähren follten, den inneren Frieden 
und die Sicherheit der Perfonen in befreundeten Nachbarſtaaten gegen 
Beeinträchtigung durch beigifche Untertbanen ficher zu ftellen. Die dies⸗ 
feitige Uebergeugung, daß die Königlich Belgiſche Regierung diefe Auffaflung 
tbeilt, wird dur den Umftand nicht erfchlittert, daß die Mißbilligung der 
erwähnten Vorgänge, welche der Herr Miniſter der auswärtigen Angeles 
enheiten perfönlich ausgeſprochen hat, einen amtlihen und öffentlichen 
Ausbrud bisher nicht gefunden hat.“ 


26. Februar. Ablehnung Seitens der belgijchen Regierung. 


— „Der Unterzeichnete kennt kein Geſetz, ba® heutzutage noch in irgend⸗ 
weldem Lande wirkffam wäre, bemgemäß das, was Duchesne-Poncelet gethan, 
als Verbrechen oder Vergehen qualificirt werben könnte. Indeſſen wenn die Mehr» 
zahl der europäifchen Nationen ober body einige derjelben ihre Strafgefege in dem 
Sinn Ändern wollten, daß die durch Wort oder Schrift fundgegebene Abſicht, 
einen Genofjen zu einem in Ausficht genommenen Verbrechen oder Vergeben zu 
finden, felbft in dem Kalle ftrafbar ift, wenn dieſe Abficht, weit entfernt, freundlich 
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aufgenommen worden zu jein, mit Entrüftung zurückgewieſen worben iR, bamı 
würbe Belgien allerdings dieſes erufte Problem bes Strafrechts zu prüfen baben 
und wahrfcheinlich einer Bewegung folgen, zu welder ihm allervinge, wie «6 
ſcheint, die Initiative nicht zufteben Tann.“ 


Erneute Vorftellung in Betreff der Ergänzung ber 
belgiſchen Geſetzgebung. 
15. April. Graf Perponcher an den Miniſter des Auswärtigen. 


„Der Herr Reichskanzler hat bedauert, daß die Regierung Sr. Ma- 
jeftät des Königs der Belgier fich gegen die in der Note des Linterzeic- 
neten vom 3. defl. Mts. angeregte Frage bezüglich einer Bervollfiändigung 
der belgiſchen Geſetzgebung ablehnend verhalten zu müſſen glaubt. 
berjelbe auch bereitwillig anerkennt, daß die Königlich Belgijche Regierung 
befier als jeder Andere im Stande ift, ihre parlamentariiden Schwierig 
teiten in jeder Brage zu ſchätzen, fo durfte e8 body gegenwärtig noch me 
niger auf folche, als auf die Frage ankommen, ob die Königlich Belgiſche 
Negierung fich mit und von dem Vorhandenſein eines Uebelftandes, von 
einem Bedürfniß der Abhülfe zu überzeugen vermag. In allen geſetzge⸗ 
berifchen Fragen handelt e3 ſich in erfier Linie darum, zu ermitteln, was 
fachlich gerecht, vernünftig und wünſchenswerth fe. In zweiter Linte erfl 
werden die Schwierigkeiten zu prüfen fein, welche der Ausführung des 
* richtig Erkannten im Wege ſtehen, und die Frage, ob oder wie die⸗ 
elben überwindbar ſind. Die Erörterung der Frage, wie die völlerrecht⸗ 
liche Aufgabe eines jeden Staates, feine Angehörigen von Störungen 
des inneren Friedens der Nachbarn und von Beeinträchtigung —* inter» 
nationaler Beziehungen abzuhalten, match zu erfüllen fei, findet nicht 
allein auf die Besiebungen zwilchen Deutfchland und Belgien Anwendung, 
fondern fie ift eine Frage, welche alle Staaten intereffirt, welche fich die 
Pflege des allgemeinen Friedens und insbefondere der guten nadhbarlichen 
Berbältniffe zur Aufgabe ftellen. Eine jede Zeit hat dieje Frage nach dem 
obwaltenden Bedürfnig und nach den vorhandenen Möglichkeiten einer 
Abwehr fremder Einwirkungen auf die Sicherheit eines gegebenen Staates 
zu beantworten gehabt. nternationolen Bebürfnifien gegenüber den 
Standpuntt der Einzelfouperänetät und ihrer Sonderintereffen aus 
ſchließlich feftzubalten, dazu erſcheint die gegenwärtige Zeit nicht mehr m 
bemfelben Maße wie die frühere angethan. In einem nody vor einem 
Menfchenalter undenkbaren Maße bat die Berwebung der materiellen In⸗ 
terefien, die Erleichterung des perfönlichen Verkehrs und des Gebanten- 
außtaufches zwiſchen den europäilchen Staaten einen innigen und empfin- 
lihen Zufammenhang aller friedlichen Intereſſen hergeftellt, in dem kein 
Staat von den Rückwirkungen irgend einer Störung der regelmäßigen 
Berhältniffe frei bleibt. Diefelbe Entwidelung bat denjenigen Elementen 
ber Bevölkerung, welde auf die Störung der flaatlihen Ordnung und 
des Friedens ausgehen, Erleichterungen und Actionsmittel dargeboten, die 
früher nicht vorhanden waren, Diele Erſcheinungen ſprechen dafür, daß 
der mwechjeljeitige Schug, oder doch mindeftens die wohlwollende Beräd- 
fihtigung des Friedens und der Ordnung in benachbarten Staaten, heut- 
zutage eher verftärkt als verfagt werden follte. zc. 

In Deutjchland felbft haben die bisherigen Anfänge der Discuffior 
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die Aufmerkſamkeit der Reichsbehörden auf die auch in Deutjchland beftes 
benden, den belgifchen Zuſtänden analogen Lüden der Geſetzgebung be- 
glich des Schuged anderer Staaten gegen Unternehmungen deutſcher 
nterthanen gelenft, objchon bisher Reklamationen fremder Regierungen 
egen feindliche Umtriebe deutſcher Neichgangehörigen nicht eingegangen 
fin ‚ weil Einmiſchungen deutfcher Unterthanen in die inneren Angelegen- 
heiten anderer Länder nicht flattfanden, Der Herr Reichskanzler hat aber 
dennoch feine Zeit verloren, die Reichsbehörden zu der Erwägung aufzu- 
fordern, durch welche gefeglichen Beitimmungen ſich der Schub des Aus⸗ 
landes und des inneren Friedens der Nachbarftaaten gegen ev. Störungen 
Durch deutjche Reichsangehörige ficher ftellen läßt. Welche Aufnahme folche 
bei den gejeggebenden —** finden werden, läßt ſich auch in Deutſch⸗ 
land Se nicht beurtbeilen. Der ganz ergebenft Unterzeichnete ift beauf⸗ 
. tragt, auf's Neue den Wunſch auszuſprechen, daß die Regierung Sr. Majeſtät 
des Königs der Belgier diefem Beiſpiel folgen und auch ihrerfeits den Verjuch 
machen möge, der Erhaltung freundnadhbarlicher Beziehungen, auf welche 
fie nach ihren wiederholten Berficherungen einen eben jo großen Werth 
legt, wie ſeinerſeits das deutſche Reich, eine verftärfte Bürgfchaft zu geben, 
und durch denjelben, jelbft wenn er mißlingen follte, die mit biefer —* e 
beichäftigte öffentlihe Meinung Hären und ein alle Staaten gleihmäßig 
interejfivendes Einverftändniß herbeiführen helfe. 

Wenn die Königlich Belgifche Regierung auf diefem Wege in die 
Lage kommt, den Inhalt der gegenwärtigen Correspondenz öffentlich zu 
discutiren, jo wird fie gewiß gern die Gelegenheit wahrnehmen, den öfs 
jentligen Entftelungen entgegenzutreten, als ob von deutjcher Seite eine 

eeinträchtigung der Breßfreibeit Belgiens erftrebt worden ſei. Deutſch⸗ 
land beabfichtigt überhaupt feine Einmifhung in innere An— 
elegenheiten Belgiens, fondern führt Klage über Einmi— 
ungen belgijher Unterthbanen in die innere Kirchenpolitik 
Deutihlands, über Einmifchungen, die durh Handlungen 
erfolgt find, mit denen die belgifhe Preßfreiheit nicht in 
Beziehung ſteht. Die deutſche Reihöregierung hält dabei an 
der Meinung feft, daß die erceptionelle Lage, ın der fi Bels 
gien vermöge des Privilegiumd der Neutralität befindet, von 
diefem Königreihe auch eine befondere Sorgfalt in der 
Pflege guter internationaler Beziehungen erwarten läßt, 
namentlih den Mächten gegenüber, welde diefe Neutralität 
verbürgen. In dieſer Yuffaffung hat die Kaiſerliche Regierung es auch 
für ihre Pflicht gehalten, den Meinungsaustaufch, in welchem fie mit der 
Königlich Belgifhen Regierung begriffen ift, unter Mitwiſſenſchaft der 
übrigen Sarantiemächte einzuleiten und zu führen. Die Königlich Bel⸗ 
iſche Negierung wird auch hieraus gewiß gern entnehmen, daß die beut- 
34 Reclamationen feine Ziele erſtreben, welche das Urtheil der übrigen 
Garantiemächte zu ſcheuen hätten.“ 


30. April. Erwiderung Seitens des belgiſchen Miniſters. 


„wie Erklärung Belgiens vom 26. Februar babe nicht bie Bedeutung einer 
Ablehnung haben follen. Die Unterfuhung bes Falles Duche ne werde jo eifrig 
wie möglich fortgejettt, ſei aber noch nicht beendigt. Baer ſei entfchloffen, feinen 
Pflichten als neutraler Staat in freundſchaftlichem Geiſte und in ber ihnen vom 
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BVölterrecht angewiefenen Ausdehnung zu entfprechen, daß es ben ichneten 
Beziehungen, die es mit Deutſchland zu unterhalten nie aufgehört habe, einen 
boben Werth beilege und auch ben aufrichtigen Willen betbeuere, alles, was in 
jeinen Kräften ftehe, zur dauernden Bewahrung dieſer Beziehungen zu thun.“ 


23. Mai. Weitere Mittheilung der belgiihen Regierung. 


Deberjendung der Aftenftüde des Fall Duchesſsne und 
Eingehen auf dad Begehren der deutichen Regierung. 

„Ohne abzuwarten, daß anbere Rationeu ihre Strafgefege abänbern und 

obne ihre Beichlüffe der Bedingung ber Gegenfeitigleit unterzuordnen, hat bie 

Regierung bed Könige, Über das, was fie verfprocden bat, binausgebenb, fi 

entſchieden, ber Geſetzgebung balbigft eine Dispofition vorzulegen, nach welder 

bie nit angenommenen Anerbieten ober Borfchläge, gegen eine Berlon ein 

ſchweres Attentat zu begeben, in gleicher Weiſe wie die Drohung mit einer rengen 
Correctionsftrafe beftraft werben jollen.“ 


Dank der deutſchen Regierung. 


17. Juni. Graf Perponder an den Minifter ded Auswärtigen. 


„Der 2c. hat ſich beeilt, die Note des zc. vom 23. v. M. nebft Anlagen 
ur Kenntniß des Herrn Reichskanzlers zu bringen. Se. Durchlaucht 
dat mit Dank die Mittheilung der forgfältigen gerichtlichen Ermittelungen 
über das gegen ihn beabfichtigte Attentat entgegengenommen, durch welche 
feftgeftellt ıft, daß Handlungen vorliegen, welche von der Königlich Bel- 
iſchen Regierung ſittlich und politiſch verurtheilt, aber von den beftehenden 
elgiſchen Strafrecht nicht erreicht werden. Daß die Königlich Belgiſche 
Regierung fich durch dies Ergebniß bewogen gefunden hat, zu einer Er⸗ 
gänzung des Strafrechts zu fchreiten, hat der Regierung Sr. Majeflät 
des Kaiſers und Königs, des Unterzeichneten Allergnädigften Herrn, zu 
lebhafter Befriedigung gereicht. Dieſelbe verſpricht fi von der gleid- 
zeitigen legislatoriſchen eörterung deffelben Gegenftandes in Deutſchland 
und Belgien eine wohlthätige Wirkung auf das öffentliche Bewußtſein 
überhaupt, wie auf die Entwidelung des Völlerrechts; und fie giebt fid 
der Hoffnung hin, daß die Wiederkehr von Einmifchungen belgifcher Staats» 
angebörigen in innere deutiche Streitigkeiten in demfelben verjühnlichen 
und freundnachbarlihen Sinne werde verhütet werden, von weldem die 
Regierung Sr. Majeftät des Königs der Belgier in dem Duchesneſchen 
Falle einen fo anerkennenswerthen Beweis gegeben hat. Der ganz er 
gebenft Unterzeichnete hat den Auftrag erhalten, diefe Eindrüde zur Kennt- 
niß des zc. zu bringen.“ 


Kriegsgerüchte uud Beſorguiſſe. 
Iſt der Krieg in Sicht? 
8. April. Artikel der Zeitung „Poſt.“ 
„Seit einigen Wochen hat ſich der politifche Horizont mit bunflem Gewöll 
bezogen. Zuerft kamen die ſtarken Pferdeankäufe für franzöfiiche Rechnung, welchen 


die deutſche Regierung ein Ausfuhrverbot entgegenjegen mußte. Dann wurbe man 
aufmerkfam aut bie ftarle Vermehrung der Cadres des franzöfiicden Heeres, welche 





775 

1875. >. 
die Rationalverfammlung zu Berfailles, wie abfichtlich verſteckt zwiſchen bie Ver⸗ 
banblungen zur Begründung ber neuen Verfafſung, beſchloß. Eudlich kamen bie 
Franzöfiihen Kommentare zu ber Reife des Kaiſers von Defterreich nad) Venedig, 
ver unverhohlene Jubel, dem fich die franzöſiſche Preffe bei dieſem Aulaß Bingab, 
Alle diefe Momente hat nun ein Brief aus Wien, welchen bie Kölnische Zeitung: 
am 5. April an ber Spite ihres Blattes veröffentlichte, zu einem Gefanmntsilb 
ber jeßigen Sachlage zufammengefaßt und ergänzt, bas in fehr ernften Karben 
gehalten if. Danach unterliegt es Teinem Zweifel, daß die franzöfiiche Heeres⸗ 
organilation ein Wert ad hoc, das heißt für einen baldigen Krieg ift, keineswegs 
aber eine auf bie Dauer berechnete, auf die Dauer erträgliche Reform. Die Eoa- 
lition ber Orleaniften und Republikaner, deren Werk die franzöſiſche Yebruar- 
verfaflung iſt, hat nach demſelben Gemälde zum trait d’union bie unmittelbare 
Borbereitung des Revandhelrieges. Was Defterreich betrifft, fo fteht Graf Andraſſy 
zwar unerfchütterlich auf Seiten ber deutihen Allianz; aber eine mächtige Partei 
im Heere und am Hofe, vor Allem in der hohen Geiftlichleit, arbeitet gleichyeitig 
an einem Revanchebündniß mit Frankreich und an einem Erſatz ver jeßigen 
dualiſtiſchen Verfafſung, fei es durch einen ariftofratifch - hierarchifchen Födera⸗ 
Kemus, fei es burch eine böfiich-ariftofratifch » bierardhifche Centralifation. So 
fheint denn die Möglichkeit nicht ausgefchloffen, daß mwenigftens von ben Mitglie- 
dern biefer Partei bie Kaiferreife nach Venedig zur Sondirung ber italienifchen 
Regierung benugt wirb, in wie weit dort ber Boden vorhanden zu einer unter 
päpftlicher Aegide gegen Deutichlanb gerichteten Tripleallianz.. Der Boden aber 
ift nah bem wiener Brief ber Kölniſchen Zeitung allerdings vorhanden, denn 
zahlreiche Kreife des officiellen Italien erfehnen uichts lebhafter, als eine Aner- 
fennung bes letteren durch das Papſtthum, felbft un den Preis einer großen 
Undankbarkeit gegen Deutſchland. 

So das Gemälde in der Kölniſchen Zeitung. Wir ſind weit entfernt, die 
Nichtigkeit deſſelben im Ganzen in Abrede zu flellen. Wir vermögen daſſelbe 
durch Züge zu ergänzen, bie wir unferer eigenen Beobachtung entnehmen, während 
wir andere Züge allerdings für irrig halten. 

Wir halten für ſehr wahricheinlich, Daß der befanute Brief des Grafen 
v. Chambord vom 27. Dftober 1873, welcher die zur Aufrichtung bes legitimen 
Thrones bereite Majorität von Verſailles zeriprengte, wejentlih mit eingegeben 
war burh ben Gedanken, daß bie Annahme dieſes Thrones ber augenblidliche 
Krieg fei. Wir halten für fehr wahricheinfih, daß Mac Mahons bald barauf 
ausgeiprochene Forberung, feiner Präfidentichaft eine beftimmte Dauer zu ver- 
leihen, deren Umfang ber Marſchall anfangs auf zehn Jahre bemeffen wollte, vor 
Allem dem Wunſche Mac Mahons entiprang, den Revanchekrieg als Staats» 
oberhaupt zu erleben und zu leiten. Wir halten jogar für wahrſcheinlich, daß in 
den einflußreichen Kreifen der franzöfiichen Armee der Gedanke vorberrichenb if, 
Daß eine Krone auf dem Schlachtfelde erworben werden müfle, oder boh am 
beften von einer fiegreihen Armee vergeben werden könne. Woran wir dagegen 
nit glauben, ift, daß die unmittelbare Vorbereitung auf den Revandyelrieg das 
Motiv zum Bündniß der Republilaner und Orleaniften bei ber jüngften Ber- 
faffungsbildung gegeben babe. Wir benlen nicht fo gering von ber Einficht der 
republifaniihen Yührer, um zu glauben, daß diefe Männer fich nicht fagen, was 
ein unter klerikalen Aufpicien burch klerikale Diplomatie und klerikale Generale 
zum Ziel geleiteter Revanchekrieg aus der Republit machen würde. Wir bleiben 
vorläufig bei unjerer Anſicht ſtehen, daß das Motiv der Republilaner bei jenem 
Bündniß die Abfiht geweien, Mac Mahon an ben Nechtsboben der Republik 
zu binden unb bie anardhifchen Befürchtungen von der Republil, welche die Be⸗ 
vörferung dem Bonapartismus in bie Arme treiben, zu bejeitigen. Wir balten 
es für fraglih, ob eine republilanifche Majorität in ber Wahlkammer ber neuen 
Berfaffung ben Krieg unter Führung Mac Mahons und der orleaniftiichen 
Bringen zu beſchleunigen bereit wäre. Wir glauben eben deshalb, daß die Kriegs- 
partei in Frankreich den Ausbruch des Krieges fogar vor Aufldfung ber jegigen 
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Nationalverfammlung ins Ange faßt. Den Ausführungen ber Kölnifchen Zeitung 
binfichtfich Defterreih8 und Italiens haben wir nichts hinzuzufegen. 

Wenn wir demnach unfere an bie Spike geftellte Frage: iſt der Krieg im 
Sit? beantworten follen, fo müffen wir fagen:.ber Krieg ift allerdings in Sicht, 
was aber nicht ausichließt, daß die Wolle Hr zerftreut. Ob es den ultramontanen 
Intriguen in Oeſterreich gelingt, Andraſſy zu flürzen, ift nicht nur an fich 
fraglich, es ift auch fraglich, welche Wirkung biefer Sturz auf die Bevoöll in 
DOefterreih wie in Ungarn haben würde. Dennoch kann man die Möglichkeit 
nicht ableugnen, daß bie Heereskreife, deren Stimmung ber kürzlich veröffentlichte 
Brief des Erzherzogs Salvator abipiegelte, im Stande fein lönnten, ben Staat 
zu einer Aktion in ihrem Sinne fortzureißen. Was Italien betrifft, jo weiß mem, 
daß im Sinne der meiften Italtener das Papſtthum Beides ift: ein nationaler 
Feind und ein nationaler Stoß. Die heißeften Wünſche biefer Italiener wären 
erfüllt, wenn das Papſtthum ohne den Nationalftaat zu hindern nur noch ber 
Stolz der Nation fein wollte. Das Papfttbum ift doch im Grunde nichts anderes 
als die Weltberrichaft der italienischen Prälatur, wie dies kürzlich ber Abgeord⸗ 
nete Oneift ausbrüdte. Um den Preis, daß das Papſtthum zu Yuuften Italiens 
auf feinen ttalienifchen Landbeſitz verzichtet, um feine Weltberrichaft, ungeſtört 
von Italien, allein ins Auge zu faffen, wirb ber größte Theil ber höheren 
Klaffen Italiens zu einem Bündniß gegen Deutichland volllommen bereit feim. 
Und dennod gehört viel dazu, einen folden Entſchluß zu faflen, ba, wo er gefaßt 
werben muß, unb er ift in dieſem Augenblid noch nicht gefaßt. Ob Frankreich 
ohne bie öſterreichiſch⸗italieniſche Bundesgenoſſenſchaft ficher zu haben, ben Krieg 
beginnen würde, läßt fi nicht fagen. Die Bereitelung dieſer Bunbesgenoffen- 
ſchaft, ver Sieg ber republilanifchen Partei Lönnten ben Krieg hinausfchieben. 

Vielleicht Tegt man uns bie Frage vor, warum wir weitläufig eine Mög. 
lichkeit erörtern, die fich vielleicht nicht erfüllt und deren Nichterfüllung wir 
wünfhen. Es giebt Leute mit der Anficht, daß, wenn das Dad eines Hauſes 
brennt und eine gute Beuerwehr tn Sicht if, fein Grund fei, bie Schlafenden im 
den unteren Stodwerlen zu weden. Unjererfeits find wir nicht der Mei 
bieien Rath auf das beutiche Volt anwenden zu follen. Wir halten es nicht für 
wünfcdenswerth, die Gemüther zu beunruhigen und unter die Waffen zu rufen. 
Aber wir halten es auch nicht für angebracht, der beutichen Ration zu verfchweigen, 
welches ihre Situation ift und welchen Gefahren ihre Staatsleitung zu begeguen 
bat. Es ift nöthig, daß wir Alle lernen, unfere Lage zu würbigen und unjer 
Benehmen jeden Tag danach einzurichten.“ 


14. April. Gegen die Kriegöbeforgntife. 
„Provinzial » Korrespondenz.“ 


„Beſorgliche Erdrterungen in einem angefehenen Blatte Über bie augenblid- 
lichen politifden Verbältniffe haben in ben letzten Tagen vielfach Be 
in Bezug auf nahe Kriegsgefahren ermwedt, welche in ber wirklichen Lage zur 
AR feine Begründung finden und welde inzwifchen durch Aeußerungen ven 

cher unterrichteter Stelle beichwichtigt worben find. 

Jene Betrachtungen gingen von ben Wahrnehmungen in Betreff ber nener- 
dings gefleigerten militärifchen Reorgantfationsarbeiten in Frankreich aus, brachten 
damit bie gegen Deutſchland gerichteten VBeftrebungen der ultramontanen Partei 
in mehreren latholiſchen Ländern in näheren Zufammenbang und gelangten da⸗ 
durch zu einer „fo forgenvollen Anficht von der Gegenwart unb zu emer fa 
melancholiſchen Auffaffung der Zukunft,” wie fie in unferen jegigen internatio- 
nalen Beziehungen keineswegs begründet find. 

„Was Frankreich anbelangt, (heißt es in einer Gegenerlärung der „NRer- 
beutihen Allgemeinen Zeitung”) fo tragen freilih bie dort in Bezug auf bie 
Reorganilation ber Armee theils bereits ausgeführten, theils befählofienen Maß- 
nahmen einen beunruhigenden Charakter an fi. Es Teuchtet ein, daß dieſelben nicht 
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anf eine folibe Herftellung ber franzöflihen Wehrkraft berechnet find, ba auch das 
reichfte Bolt die dadurch auf das Land gewälzte Ueberlaft nur auf kurze Zeit er» 
tragen kann, daß damit vielmehr Rüftungen ad hoc (zu einem beitimmten 
Dwede) a Konfequenz betrieben werben, deren Zwed keinem Sehenden ver- 
orgen bleibt. 

Dagegen entipricht, unferes Erachtens, ber Seitenblid auf Defterreih- Ungarn 
und Italien nicht der wahren Sachlage. Daß e8 in beiden Ländern eine päpft- 
liche Bartei giebt und daß Jeluitenzöglinge nicht Deutſchlands Freuube find, weiß 
alle Welt. Glücklicherweiſe ift in beiden Ländern der Einfluß dieſer Richtung 
nit ftark genug, um bem Einvernehmen der Regierungen des Kaiſers Franz 
Joſeph und des Königs Victor Emanuel mit dem Deutfben Reich Eintrag 
zu thun, befreunbete Verhältniſſe zu trüben, deren fih Deutichlanb zu beiben 
Staaten erfreut.” 

Derjelben Auffaffung der internationalen Verhäftniffe ift jo eben in einem 
über die auswärtigen Beziehungen wohl unterrichteten öſterreichiſchen Blatt im 
folgenden Worten Ausdrud gegeben worben: 

„Roh liegt kein Grund und keine Wahrficheinlichleit vor, daR das Drei- 
Kaifer- Bünbnif, das die unantaftlbare Bürgichaft des Weltfriebens iſt, ins 
Schwanken gelommen ober gar erſchüttert worden ſei, noch bat fich feine beben- 
tende europäifche Macht gefunden, die fo thöricht und felbftmörberifch wäre, um 
die eigene Eriftenz zur größeren Ehre der franzöfifhen Revanche in die Schanze 
zu fchlagen; nod find die Sranzofen jelbft nicht jo verblendet, um einen Kampf 
zu überſtürzen, ber in Anbetracht der heutiger gegenfeitigen Muchtverhäftniffe 
ihren nationalen Untergang nad fich ziehen könnte; noch endlich Ieben die Schredeen 
und Leiden bes Jahres 1870 zu friſch in Aller Erinnerung, noch brüden bie 
Folgen dieſes gewaltigen Zufammenftoßes zu jehwer auf den europäilchen Gelb» 
markt und auf die Erzeugungs- und Verbrauchskraft in allen wirtbichaftlichen 
und inbuftriellen Gebieten, als daß nicht der vergangene Krieg ſelbſt das beite 
Gegenmittel gegen einen baldigen neuen Krieg fein follte. 

Das find Grlinde von foldem Gewicht, daß fie, wenn die Stunde ber 
ernften Entideibung Schlagen jollte, alle Hoffnungsträume und Reftaurationsgelüfte 
gewiffer Koterien, alle Kombinationen ber internationalen ultramontanen Ber- 
ſchwörung und alle noch fo kühnen Rachepläne einer voreiligen Revanche mit 
leichter Mühe in die Höhe fchnellen follten.” 

Wenn enbli bei den erwähnten bejorglichen Auffaffungen auch gewifſe 
Erörterungen zwiſchen der beutfchen und ber belgiſchen Regierung über die von den 
Ultramontanen in Belgien mehrfach verſuchte Unterflügung ihrer Gefinnungsge- 
nofjen in- Preußen mit in Betracht gelommen find, ſo wird eine fo eben von 
dem englifgen Premier-Minifter Disraeliim Parlamente abgegebene vertrauend- 
volle Erklärung unzweifelhaft dazu beitragen, auch in diefer Beziehung die Be⸗ 
forgniffe wegen internationaler Berwidelungen zu bejeitigen.“ 


10.—13. Mai. Anwefenheit des Kaiferd Alerander in Berlin. 


Einer der erften Bejuche, welche Se. Majeltät der Kaifer 
Alerander am Tage feiner Ankunft machte, galt dem 
Reichskanzler Fürften Bismarck, welder bald darauf 
von dem Monarchen im ruffiihen Palais empfangen 
wurde umd in längerer vertraulicher Beiprechung dort vers 
weilte. 

Der ruffiihe Reichskanzler Fürft Gortſchakoff Hatte 
täglich Konferenzen mit dem Fürften Bismard. 


- 
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Der Kaiſerbeſuch und der Friede. 


„Prowinzial« Corresponbenz” vom 12. Mai. 


„Der erneute Beſuch bes Kaifers Alerander von Ruflanb am Hofe un- 
ſeres Kaiſers bat alle die lebhaften Gefühle und Stimmungen, welche feit Jahren 
bem Kaiſerlichen Gafte entgegengebracht wurben, mit alter Kraft wieber bervor- 
treten laffen: in ber Bevölkerung wie in ben Organen der Öffentlichen Meinung 
findet überall die aufrichtige Verehrung für ben hochberzigen Monarchen ben 
wärmften Ausbrud. 

Diefe wahrhaft ſympathiſche Begrüßung beruht vor Allem anf bem in un- 
ferem Volke lebendigen Bewußtſein, daß Kaijer Alerander nicht blos mit un- 
ferem Kaiſer und deflen Haufe durch innige Bande ber Yreundichaft verknüpft 
if, fondern daß dieſe Freundſchaft ſich auch feit Fahren in der Gemeinſchaft bes 
politifden Strebens und in ber aufrichtigen und fördernden Theilnahme an ber 
Kalan De der höchſten Interefien Preußens und Deutichlanbs bewährt und be- 
thätigt bat. 

Diefes immer entſchiedener zur Geltung gelangte vertrauliche Einvernehmen 
bat fchließlich in der mächtigen durch die Drei- Kaifer- Zufammenkunft feftgeftellten 
Bolt eine erweiterte und erhöhete Bedeutung unb gewiffermaßen eine feierliche 

ihe vor ganz Europa erbalten und ift feitvem ber allfeitig erfannte fefte Grund» 
fein einer die mächtigften Staaten bes Kontinents umfaffenben, auf ben Frieden 
Europa’s gerichteten Politik geworben. 
In dem Trinfiprude, welchen Kaifer Alerander vor zwei Jahren auf 
„Seinen beften Freund, ben Deutichen Kaiſer,“ ausbradte, fagte er: „Unier 
reundichaftsverbund, von ben Eltern berftammend, hoffentlich auf die Kinder 
bergeheud, giebt die befte Bürgſchaft für den Allen erwünſchten Frieden 
Europa’s.“ 

Die Gemeinfamleit der Auffaffungen und bes Strebens zwiſchen beu beiden 
Kaiferlihen Regierungen bat ſich auch feitdem in allen Fragen von allgemein enro- 
päiiher Bedeutung volllommen bewährt, und alle Verſuche ober Wünfde ber 
Widerſacher des deutichen Reiche, die innigen Beziehungen Rußlands und Deutid- 
lands zu flören, wurden noch vor Kurzem vom Fürften Bismard mit ber Ber- 
fiherung abgefertigt, daß unjere Beziehungen zu „ber ung feit einem Iahrbunbert 
und noch beute am intimften unter den Mächten befreundeten ruſſiſchen Mudkt,” 
— „Gott fei Dank feft ſtehen und thurmbocd über der Tragweite von bergleichen 
Heinen Berfuchen.” 

Die jeige erneute Bekundung bes innigen Verhältniſſes zwiſchen ben 
beiden mächtigen Staaten wirb nicht blos in Deutichland, ſondern unter ben 
Sriedensfreunben aller Nationen als ein neues Unterpfand einer weiteren frieb- 
lihen Entwidelung freudig begrüßt werden. Nachdem gerade in jängfter Zeit 
auf Grund gewiffer Stimmungen und Anzeichen in benadhbarten Staaten, auf 
deren möglihe Folgen fih die Anfmerkſamkeit ber politifhen Kreife richtete, eine 
peroifie Beunrubigung und unklare Beforgniß in faft allen Ländern beroorgetreten 

,‚ und nachdem die Gegner Deutſchlands fich nicht geicheut haben, in —— 
der Thatſachen unſerer Regierung dunkele Kriegsplane zuzuſchreiben, wird die 
offenkundige Wiederbethätigung der gemeinſamen Kaiſerpolitik Überall bie berahi- 
gende Ueberzeugung neu beleben, daß das Deutſche Reich heute wie vor 
drei Jahren ernft und entſchieden den Frieden will unb feiner 
eigenen Sriebensneigung um fo zuverfihtlider folgen fann, als 
es fih zur Niederhaltung etwaiger fremder Belüfte zur Störung 
bes Friedens nicht blos auf die eigene bewährte und flets bereite 
Kraft, fondern auch auf die Gemeinſchaft des politifhen Wollent 
und Strebens mit feinen mächtigſten Nachbarn fügen kann. 

Denn wie bied neue herzliche Aufammenjein der beiden Kaijer 
und die vertraulihen Beiprehungen der europäifhen Verhältniſſe 
zwiihen den Monardhen und ihren großen Staatsmännern der 
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politifden Bedeutung nad vor Allem im Anſchluſſe an bie Drei- 
Kaifervereintigung, an beren Abfichten und Ziele aufzufafjen find, 
fo ift auch bei jeder folden Begegnuug bie fortbauernde innere 
Uebereinfimmung mit bem Dritten jener denkwürdigen Bereini- 
gung, mit bem Kaifer von Defterreid, bie ſelbſtverſtändliche und 
völlig gejihente Borausjegung. 

hen Werth Defterreich auf diefe Gemeinfchaft legt, das tft erſt vor we⸗ 
nigen Wochen im Hinblid auf den Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph bei dem 
Könige von Italien laut verlündet worden: „Der Ölanz unb bie Freude ber 
Sefttage in Benebig (fo wurbe von öſterreichiſcher Seite verfichert) werbe noch 
Durch bie Erwägung gehoben, daß die Begegnung der Monarden von Oeſterreich 
und Stalien ihren politifchen Charakter in der Kräftigung des Drei- Kaifer- Bünb- 
nifles finden werde, dem Italien nicht ferne ſtehe und an das es nur noch näher 
herangezogen werbe.“ 

Und fo eben wirb der Beſuch des Kaiſers Alerander in Berlin von bem 
öfterreigiichen halbamtlichen Blatte im Sinne einer neuen Kräftigung ber Inter- 
effen bes „allgemeinen Friedens und ber Verſtärkung der Beziehungen“ gebeutet, 
welche fich zwiſchen ben drei Kailerreichen in einer auch für Europa jo bebeutungs« 
vollen und jegensreichen Weiſe vollzogen haben.“ 

So wird denn der neue Bejuh des Kaifers Aleranber am 
Hofe des Deutſchen Kaifers, fo wenig er aus politifhen Beweg- 
gründen und Abſichten, vielmehr nur aus dem Herzensbebürfniife 
der beiden Monarchen hervorgegangen if, doch unfehlbar von ber 
fegensreiäften Denentung Für Die weitere frieblide Entwidelung 
und für die allgemeine Wohlfahrt fein. Auch von biefer Zufam- 
menfunft gilt, was Fürſt Bismard nad der Drei-Kaifjer-Vereinis> 
gung fagte: baß ber Glaube an den Frieden befonders für das Em- 
porblühen der Gewerbthätigleit faft ebenfo wichtig fei, als die Er- 
baltung bes Friedens ſelbſt.“ 


Die Beziehungen zwiſchen Deutſchland und - 
Frankreich. 


Aeußerung Lord Derby's im engliſchen Oberhauſe: 


„Es ſei bekannt, daß vor einigen Wochen eine ſehr tiefgehende Beunruhi⸗ 
gung über die Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Frankreich entſtand. Per⸗ 
ſönlichkeiten von höchſtem Anſehen in Berlin hätten oft erklärt, daß die franzö⸗ 
ſiſche Armee ein Gegenſtand der Gefahr für Deutſchland geworden ſei, indem bie 
fo ungeheuer bermeßrten Zablenverbältuiffe derſelben deutlich ben Entſchluß be- 
kundeten, bemnähft den Krieg zu erneuern. Es wurde hinzugefügt, daß wenn 
Die Abficht zu einem Angriff auf Deutſchland beftebe, letzteres ſich veranlaßt fühlen 
Tönne, zu feiner eigenen Bertheidigung den erften Schlag zu führen. Auch wurde 
hervorgehoben, daß, jo wenig auch Deutichland den Krieg wünſche, e8 doch noth- 
wendig jein würde, Daß Frankreich feine Armee beträchtlich rebuzire, um ben 
Frieden zu fihern. Der deutſche Botichafter ſprach fich wiederholt in diefem Sinne 
aus, und es wurbe bierburch jelbftverflänblich eine außerorbentliche Beforgniß und 
Unrube in Frankreich hervorgerufen. Die franzöfiiche Regierung ftellte fofort jede 
kriegeriſche Abficht in Abrede.“ .... 


Der „Deutſche Reichs⸗Anzeiger“ bemerkt zu dieſer Erklärung. 


„Daß die Vermehrung der Cadres hier eine gewiſſe Beunruhigung erzeugt 
bat, iſt richtig. Dieſe Veunruhigung bat aber nicht im Entfernteſten zu kriege⸗ 
rifhen Entſchließungen oder auch nur Erwägungen in Deutſchland geführt, unb 
bat bei der Reichsregierung zu leiner Zeit die Abſicht beftanden, eine Aufforbe- 
rung zur NRebultion der Streitkräfte ober auch nur zur Siftirung ber Armee 
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Reorgantfation an die franzöfifche Regierung zu richten. Es if zu keiner Zeit 
auch nur ber Gedauke an eine folde ober ähnliche Mafregel zur Erwägung ge- 
zogen ober überhaupt erwähnt worben.” 


Juni. Fürſt Bismard nimmt einen Urlaub auf unbeftimmte 
Zeit. Seine Vertretung wird dem Staatöfecretär im Aus» 
wärtigen Amte von Bülow, dem Präfidenten des Reichs⸗ 
kanzler⸗ Amts Staats: Minifter Delbrüd und dem Vice 
Hräfidenten ded Staats⸗Miniſteriums Camphauſen über- 
tragen. Der Kaiſer behält ſich jedoch vor, fi in befon=- 
deren Fällen auch während bed Urlaubs des Rathes des 
Fürften zu bedienen. - 


Die Reife des Kaiſers nad) Italien. 


„Provinzials Korrespondenz“ vom 13. Oftober. 


„In den nächſten Tagen gedenkt Kaifer Wilhelm Über bie Alpen zn 
geben, um in der alten Hauptftabt ber Lombardei ale Gaſt bes Königs Victor 
Emmanuel und des italienischen Volles zu verweilen. 

Seit langer Zeit fchon hatte e8 dem Kaiſer am Herzen gelegen, ben Beſuch, 
welden ihm der König von Italien vor zwei Jahren unter bebeutungsvollen 
Umftänden gemacht hatte, zu erwidern, und ungern hatte er fich ben gebiete- 
en Rüdfigten gefligt, welde ihm bie Ausführung feiner Abſicht unterfagt 
atten. 

Wenn den Kaifer nicht ſchon fein perfönlicher dringender Wunſch fort unb 
fort jene Abſicht hätte feſthalten Taffen, fo würben bie ſympathiſchen Gefühle, urit 
welchen das itafieniihe Voll bem Beſuche des Kaifers entgegeniah, ihn immer 
wieder zur Erwägung des alten Plans bewogen haben. Je mehr endlich bie Ber- 
zögerung des Kaiferlihen Beſuches bier und da zu unrichtigen politiichen Den⸗ 
tungen benugt wurbe, befto entjchiedener mußte ber Kaifer wünſchen, wit ber 
That befunden zu Fünnen, wel hohen Werth er perſönlich und zugleich Namens 
des deutichen Volles auf Die freundichaftlihen Beziehungen zu dem Könige von 
Stalien und feinem Volke legt. 

Der Beſuch bes Könige Victor Emmanuel in Berlin im Sabre 1873 
batte Zeugniß dafür abgelegt, daß die europäifche Friedenspolitik, zu welcher ein 
Jahr zuvor von den brei Kaifern ber fefle Grund gelegt worden war, aud in 
Italien volles Vertrauen und willigen Anſchluß fand. 

Der jekigc Beſuch des Deutiihen Kaifers in Mailand, beffen VBebentung 
im Sinne des Monarchen auch durch die Theilnahme des Reichskanzlers Fürften 
Bismard und des Feldmarſchalls Grafen Moltke bezeichnet werben fol, barf:ale 
eine erneute Beſtätigung ber politifchen Webereinfimmung und Einigun gelten, 
welche die großen Staaten Europas zur Wahrung und VBefefligung des —* 
verbindet. Wenn dieſe gemeinſame Politik gerade in den letzten Wochen ihre 
Kraft durch die Beſeitigung drohender Gefahren auf einem ber ſchwierigſten Ge⸗ 
biete der internationalen Politik bewährt hat, ſo muß um ſo freudiger jeder poli⸗ 
tiſche Vorgang begrüßt werben, in welchem eine weitere Entwickelung nud Be⸗ 
feſtigung jenes großen Friedensbundes zu erkennen iſt. 

In dieſem Sinne bat bie Zuſammenkunft bes Deutſchen Kaiſers mit dem 
Könige von Italien unzweifelhaft eine hohe politifche Bedeutung, beren ih auch 
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bie beiden Böller, die fi in Mailand durch ihre Fürſten bie Hänbe reichen, 
vollauf bewußt find. 

Das deutſche Bolt geleitet feinen ehrwürbigen und fo herzlich verehrten 
ürften mit den innigften Wünfchen und mit ber Zuverſicht, daß der erfte Deutiche 
aifer, welcher nur mit Gedanken aufrichtiger Freundſchaft für Italien Über bie 

Alpen geht, in den Einprüden und Erfahrungen feines bortigen Aufenthalts neue 
und erhöhete Bürgichaften für das gemeinichaftliche Streben beider Völler in 
Ben auf bie höchſten Ziele ber politifchen und geiftigen Entwidelung finden 
werde. 


„Der Reihstanzler Fürft Bismarck, welder bis 
Anfang voriger Woche mit Beftimmtheit gehofft hatte, 
Se. Majeftät den Kaiſer auf der Reife nad Italien zu 
begleiten, bat in Folge dringenden Rathes jeined Arzted 
im legten Augenblide noch zu feinem lebhaften Bedauern 
auf die Reife verzichten müljen. 

Auf Allerhöhften Befehl bat demzufolge der Staate- 
jefretär von Bülow Se. Majeftät begleitet, mit ihm ber 
ältefte Sohn des Reichskanzlers Graf Herbert v. Bis— 
mard." 


„Provinziale Correspondenz” vom 20. Oftober. 


„Der Deutſche Kaijer in Mailand ift in biefen Tagen der Mittel- 
punkt aller politiigen Gedanken und Erörterungen, nicht blos in Italien und 
Deutichlanb, fonbern überall, wo das politifche Leben ber Gegenwart eine Stätte 
bat, — ans allen Betrachtungen klingt, ob willig ober wiberwillig, das Aner- 
fenntniß der großen Bebeutung biefer Kaijerreije Dervor. 

Als ein „weltgejchichtliches” Sreigniß wird die Erſcheinnng des deutſchen 
Kaiſers in Mailand als Freund bes Königs von Italien und als Genoffe einer 
ernften Friedenspolitil bezeihnet, — und weltgefhichtlih if bie Thatſache in 
Wahrheit, nicht zwar um neuer politifcher Entſcheidungen willen, welche dort ge» 
troffen oder vorbereitet werben follen, wohl aber als der feierliche Ausdruck und 
die Beftegelung ber großen weltgeſchichtlichen Thatfachen, die fih im legten Jahr⸗ 
zehnt für ganz Europa und vornehmlich für Deutihland und Italien vollzogen 
haben, und auf welden eine neue Geftaltung der gefammten europäifchen Ber- 
bältniffe berubt. Der bewußte Anſchluß an dieſe neue Orbnung der Dinge und 
der entſchiedene Wille, für die Erhaltung berfelben mit einzuftehen, war es, was 
den König Victor Emmanuel vor zwei Jahren nach Berlin führte, — unb 
der Wunſch des deutichen Kaiſers, dem König von Italien unb dem italienifchen 
Volle die Genugthuung Deutfchlands Über dieſe Gemeinſchaft bes politiihen Stre- 
bens unmittelbar zu befunden, war e8, was unfern Monarchen alle Bebenten 
nnd Schwierigkeiten überwinden ließ, um ben Beſuch bes Könige Bictor 
Emmanuel perſöulich zu erwibern und das Freundſchaftsband mit Italiens 
Fürſt und Voll noch fefter zu knüpfen. 

Wenn des Kailers Abficht, dieſe hohe Bedeutung feines Beſuchs auch durch 
die Theilnahme des Fürften Bismard zu bezeichnen, ſchließlich mit Rückſicht 
auf bas Befinden des Kanzlers nicht zur Ausführung gelangen konnte, jo ift 
gewiß das alljeitige Bedauern gerechtfertigt, daß bei ber Begegnung in Mailand 
neben dem Kaifer der bebeutenpfte Träger jener großen weitgeſchichtlichen Wen- 
bung nicht anweſend iſt; doch wirb dadurch bie Bedeutung ber fürftlihen Zufam- 
menktunft an und für fich, welche eben ben bereits gefchaffenen und in Kraft 
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ſtehenden politifden Beziehungen ber beiden Länber gilt, nicht beeinträchtigt. Nie⸗ 
mand wird mehr ale ber Kaifer beklagen, daß Fürft Bismard nicht Zeuge ber 

eifterten Kundgebungen fein fann, mit welchen das italieniſche Voll das nen- 
geichloffene Freundſchaftsbündniß feiert, aber ber Wiederhall der großartigen 
Huldigungen für unfern Kaifer darf dem Reichskauzler und uns Allen eine er 
freulihe Beftätigung dafür fein, daß der Sinn und die Bedentung, welche ber 
Kaiferlihen Reife von vornherein beimohnen follten, in vollen Maße zur Gel- 
tung gelangen.“ 


Dezember. Trinkſpruch Kaiſer Aleranders. 


„Bei dem Georgs-MNitterfeft, welchem diesmal der Erzherzog Albredt 
von Defterreich und der Prinz Karl von Preußen als Säfte des Kaiſers 
von Rußland und zugleich als Vertreter der Kaiſer von Defterreich und 
von Deutichland beimohnen, brachte Kaifer Alerander folgenden Zrinf- 
ſpruch auß: 

„Ih trinte auf Geſundheit meiner Yreunde und Berbündeten, 
des Kaifers Wilhelm als Ritter des Großkordons des St. Georg 
ordens, defien Feines Kreuz Seine Bruft feit 1814 ſchmückt, und anf 
die des Kaiſers Franz Joſeph, welchen Wir gleichfalls ftolz find, 
feit 26 Jahren zu den Wittern linferes Militärordens zu zählen Ich 
bin glüdlich, bei diefer Gelegenheit fonftatiren zu lünnen, daB das 
intime Bundniß zwifchen Unfern drei Reichen und Unferen drei Heeren, 
gegründet von Unfern erhabenen Borfahren für die Bertheidigung der- 
jelben Sadje, und nur die Erhaltung der Ruhe und des Friedens 
in Europa bezmedend, gegenwärtig intaft befteht. Ich habe das volle 
Vertrauen, daß Unfere gemeinfamen Anftrengungen mit Gottes Hülfe 
da8 friedliche Ziel erreichen werden, welches Wir im Auge haben, 
welches ganz Europa mwünjcht und defien alle Staaten bedürfen. Gott 
erhalte Ihre Majeftäten zum Glüd Ihrer Völker!“ 

Erzherzog Albrecht von Defterreih dankte im Namen der beiden 
Souveräne und erbhabenen Verbündeten des Kaiſers, „welche die von Sr. 
mi Al ausgeſprochenen Öefinnungen volllommen theilen und tief em⸗ 
pfinden.“ 


Nitter von Schmerling. 


Ein alter Gegner Preußens. 
„Provinzial» Correspondenz” vom 22. Dezember. 


„In Defterreih find neuerdings Anzeichen und Anſätze neuer Partei- 
gruppirungen bervorgetreten, welche, abgefehen von bem Intereſſe an der inneren 
Entwidelung und dem Gedeihen der öfterreichifch-ungarifchen Monarchie, auch in⸗ 
fofern eine aufmerffame Beachtung in Deutfchland verdienen, als fie fchon im 
Ban Keimen nicht ohne Beziehung auf die Stellung Defterreich® zu dem Deutichen 

e find. 

Den Mittelpunlt der babei mitwirkenden politiſchen Elemente bilben an- 
fcheinend bie Vertreter ber alten liberalen Gefammtflaatepartei, namentlich ber 
unerwartet wieder auf der Oberfläche des politiihen lebens anftauchenbe vor» 
malige Miniſter Ritter von Schmerling. Die ganze Vergangenheit bieles 
früher vielgenannten Politikers wurzelte in bem boppelten Beſtreben, t 
bie gelammten Staaten und Völkerſtämme der öſterreichiſch-⸗ ungariſchen Monarchie 
in einem einheitlich Eonftitutionellen Staatöwefen zufammenzufaflen — anberer- 
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feit® dieſes feft geeinigte Defterreih zur leitenden und berrichenben Macht eines 
deutihen Bunbesflaates zu machen. Bon dieſem Standpunkte trat Herr von 
Schmerling im Jahre 1848 .den Berfuden, einen beutichen Bunbesftaat unter 
Preußens Führung, jedoch in enger Verbindung mit ber öfterreidhiichen Monarchie, 
zu gründen, mit aller Entſchiedenheit und mit allen Mitteln politifcher Taktik 
entgegen, und ibm if in ber That ein wejentliher Antbeil an bem Scheitern 
des damaligen Strebens zuzuſchreiben. 

Inzwifhen bat die Geſchichte einen Verlauf genommen, burch welchen bie 
5 amerlingihe Gedanken fowohl für Defterreih, wie für die Beziehungen 
beffelben zu Deutichland thatfächlich verurtbeilt worben finb: ſtatt eines parlamen⸗ 
tarifhen öfterreihiihen Geſammtſtaates ift bie öſterreichiſch⸗ ungarifche Monarchie 
anf ben Gruxbe gefenderter Berfaffungen ihrer beiden großen Völkergruppen, 
abez unter enger politifcher Vereinigung berjelben zu neuem kräftigen Dafein er- 

‚ — baneben aber ift unter ber Kaiferberrichaft des Königs von Preußen 
das Deutſche Reich in enger, fefter Einigung aller deutſchen Staaten erftanben, 
— bie beiden ſelbſtſtändig organiftrten Mächte aber haben ſich zu übereinfiimmen- 
dem’ politifhen Streben aufrichtig aneinander geſchloſſen. 

Wenn nun der vormalige Minifter und Vertreter der überwundenen poli- 
tifchen Richtung, nachdem er Jahre lang nur feines Amtes als Präfivent bes 
oberfien Gerichtshofes gewaltet hatte, jett plötzlich wieder in bie politiiche Be⸗ 
wegung bineintritt, jo kann es nicht Überrafchen, daß fi ihm alsbald die ver- 
ſchiedenen Gruppen anzufchließen fuchen, welche einerfeits unter dem Vorwande 
des „wahrhaften Oeſterreicherthums“ Die Grundlagen bes jeßigen üfterreichifchen 
Staatswejens in Frage ftellen möchten und benen andererſeits das neue beutiche 
Reich ein Dorn im Auge if. Im Verein mit dem alten Gefammtftaats- Politiker 
von Schmerling maden fih auf's Neue Beftrebungen im Gegenſatze zu bem 
erreichten Öfterreihiich- ungarischen Ausgleiche geltend, — ein hervorragenber Be⸗ 
amter des früheren Minifters Grafen Thun verlangt beit den jetigen Verhand⸗ 
(ungen mit Ungarn volle „Rüdfichtslofigkeit" zur Wahrung der jpeziell öſter⸗ 
reichifehen Interefien „obne Scheu vor den Folgen des Wipderftandes“; Daneben 
fheint der neuen politifchen Gruppirung eine Herilale Beimiſchung nicht fremb zu 
fein, welche fich namentlich in dem Verhalten der betreffenden Politiker auf An⸗ 
laß ber Trauerfeier für den Kardinal Raufcher bemerklich machte. 

Wenn fih die Aufmerffamleit von deutſcher Seite ſchon auf bie erften 
Symptome biefer politiihen Regungen richtet, jo wirb man darin vor Allem eine 
Betbätigung des Wunſches erkennen, daß die im öffentlichen Leben Defterreiche 
wirkſamen Kräfte fih den Beziehungen zu Deutichland freundlich zeigen möchten, 
fowie den Ausdrud der Beſorgniß, daß bie Kraft, welche zur Zeit auf die Bühne 
tritt, eben feine woblwollende für das jebige deutſche Reich fei. Herr von 
Schmerling hat den Hinweis darauf, daß er „ein lebender Zeuge jener Zeit 
fei, wo der Gedanke, Defterreih und Deutichland zu verbinden, an ber Tages» 
ordnung war”, baß er aber vor Allen Oefterreicher fei und bleibe — bie viel- 
dentigen Worte hinzugefügt: „Große Ideale muß man mehrmals in Angriff 
nehmen, bis fie durchgeführt werden.” 

Da nun bie politiihe Schöpfung, welche in Deutichlanb neuerdings Durch» 
geführt worden ift, ven Schmerling’ichen Idealen fiher nicht entipricht, fo if 
die Deutung nahe liegend, daß er einen erneuten fpäteren Verſuch zur Durch⸗ 
führung des eigenen Programms auch jetst nicht ausichließen will. 

8. mehr das deutſche Volk die Gefühle und Sympathien, welche in Oeſter⸗ 
reich noch jüngſt für Deutſchland ausgeſprochen worden ſind, vollſtändig erwiedert, 
je mehr in allen politiſchen Kreiſen Deutſchlands ein unbedingtes Wohlwollen 
für das heutige Oeſterreich und zugleich die Ueberzeugung gleicher Auffaſſung in 
beiden großen Theilen der öfterreicifcheungarifehen Monardie herrſcht, — um fo 
weniger kann e8 gleichgültig erjcheinen, wenn in bem befreundeten Staate neue 
Kräfte und Richtungen fich geltend zu machen fuchen, weiche nad ihren Grund⸗ 
auffaffungen ber Einigleit des jeigen Oeſterreichs mit dem jeßigen Deutſchland 
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wiberfireben müfſen, unb anfcheinenb zwar von beutichen Elementen getragen, in 
ber That aber ber beutichen Politik feinblich, bie dem beutichen Reiche aufrichtig 
zugewanbte Stellung der gegenwärtigen Bfterreichifch- ungarischen Regierung abzu- 
ſchwächen verſuchen. 
Die erhabene Verbindung unter ben drei Kaiſermächten, welcher bie immer 
ünſtigere und innigere Geſtaltung der Beziehungen wie zwiſchen Oeſterreich und 
eutſchland, ſo auch zwiſchen Oeſterreich und Rußland zu danlen iſt, hat zu ihrer 
Vorausſetzung eine aufrichtig wohlwollende Geflnuung und Beurtheilung jedes 
ber Betheiligten für das Wollen und Streben ber beiden anderen. Bon biefem 
Wohlwollen if Deutichland Seitens ber jetzigen öſterreichiſchen Hegierung auf 
Grund ernſter Erfahrungen überzeugt, — und barf vertrauen, baß es jenen 
Gegenftrebungen, die unerwartet ans Licht getreten find, leinenfalls vergönnt fein 
werde, bie erfolgreich bewährte Politik irgendwie zu lähmen umb bie bernbigenben 
Bürgfchaften zu gefährben, welche in ber Freundſchaft ber drei Kaiſerhöfe in fo 
gewichtiger Weife enthalten find.” 


„Provinzial» Eorrespondenz” vom 29. Dezember. 


„Die Bemerkungen der Provinzial » Eorrefpondenz über 
Herrn von Schmerling haben in ber Prefie lebhafte Erörterungen hervor⸗ 
gerufen. Auf beuticher Seite ift vielfach ein Befremben barüber geäußert worden. 
Daß die „Prov.⸗Corr.“ abweichend von ihren Gewohnheiten einen anſcheinend 
fern liegenden Gegenftanb in ben Kreis ihrer Betrachtungen gezogen babe, unb 
es finb Über ben Urfprung und Zweck derfelben theilweife wunberlide Ber- 
mutbungen ausgeſprochen worben. Die Sache Tiegt jeboch durchaus einfach: jo 
fehr die „Prov.⸗Corr.“ zunähft der Beiprehung preußifcher und dentſcher innerer 
Angelegenheiten gewidmet ift, fo würbe fie doch ihre Aufgabe nicht erfüllen innen, 
wenn fie nicht den Blid auch auf alle diejenigen Ericheinungen unb Beftrebungen 
im Auslande gerichtet bielte, welche für Deutfchland eine Bedeutung erlangen 
können. Die richtige Beurtheilung, in wie meit ein folder Fall vorliegt, wird 
von dem Weberblid über die dabei in Betracht kommende Gefannntlage abhängen, 
und die „Prov.⸗Corr.“ darf in biefer Beziehung wohl das Vertrauen in Anſpruch 
nehmen, daß fie fidh über den Entwidelungsgang der für Deutſchland wichtigen 
Beftrebungen in benachbarten Ländern feit längerer Zeit ſchon umfaffenbere In⸗ 
formationen, al® die in ben Zeitungsberichten Über die Schmerling’iche Rebe 
hiegenben, verſchafft bat. 

Was die dfterreichifche Preſſe betrifft, jo tritt in den Wiener Blättern eine 
bemerfenswertbe Lebhaftigkeit in ber Zurlicdtweifung bes Artileld der , Prov.Cort.“ 
hervor, namentlih auch in ber Zurlidweilung von Vorwürfen und Angriffen, 
welche in bemjelben gar nicht enthalten waren. Diefelbe erfiärt fi) wohl baraus, 
daß e8 eben einer Angelegenheit des Herrn von Schmerling gilt, welcher feiner 
Zeit das Syſtem einer einheitlichen Leitung und Benutung ber Tagesprefle zu 
feltener Bolllommenheit entwidelt und mit beijpiellofer Virtuofltät geübt hatte: 
man barf in dem jebigen Borgange einen Nachhall jener Ueberlieferung er⸗ 
fennen. Daß die traditionellen Beziehungen biefer Leitung auch zu beutichen 
Blättern fo lebendig geblieben find, wie e8 bei biefer Gelegenheit ben Anſchein 
eroinnt, gewährt eine lehrreiche Aufklärung der Situation. Um fo mehr er- 
—* es als Pflicht, der Thätigkeit nicht ſtillſchweigend zuzuſehen, welche auf 
dem Boden befreundeter Nachbarländer ſeit Jahren von Parteien und Perſonen 
entwickelt wird, welche, ohne prinzipielle Uebereinſtimmung untereinander, doch 
einſtweilen einig ſind in ihrer Abneigung gegen das Dentſche Reich, — dem fie 
bie guten Beziehungen mit ben befreundeten Nachbarſtaaten mißgönnen. Für 
die auf Schädigung biefer guten Beziehungen gerichteten Beſtrebungen werben 
wir flets ein offenes Auge behalten und bie Wahrnehmungen, welche uns bar- 
über zugänglich werben, der Oeffentlichkeit nicht vorenthalten.“ 











4, Beihsings- und Landingsfeffionen 
1819 — 1816, 


1875. 27. Oktober. Eröffnung des Reichstages. 


Aus der Rede ded Präfidenten des Reichskanzler⸗Amts 
Staatd-Minifterd Delbrüd. 


„Der Wunſch Seiner Majeftät des Kaiſers, Sie bei dem Wieders 
beginn Ihrer verfaflungsmäßigen Thätigkeit perfönlich zu begrüßen, hat 
zum lebhaften Bedauern meines Aller gnäbigften Herrn nit in Erfüllung 

ehen können. Seine Majeſtät haben mich deshalb zu ermächtigen gernbei, 
in Gehen und der verbündeten Regierungen Namen, Sie heute will 

u beißen. 
: Die bevorftehende Seſſion wird Ihre Thätigkeit mehr für die Aus—⸗ 
bildung und Ergänzung —E Geſetze, als fuͤr die Begründung neuer 
Inſtitutionen in Anſpruch nehmen. 

Seit Ihrer letzten Seſſion iſt die am Schluſſe des Jahres 1871 be⸗ 
gonnene, im Beginn dieſes Jahres zum Abſhuuß gebrachte eegonna 
fiber das Geld- und Bankweſen Deutſchlands der vollſtändigen Durch⸗ 
Führung nabe gebracht. Die über Erwartung gefteigerte —— unſerer 
neuen Münzen bat es Seiner Majeſtät geflattet, im Cinverftändniß mit 
dem Bundesrath, den 1. Januar fünftigen Jahres als Zeitpunkt für den 
Eintritt der Reichswährung zu beftimmen. 

In dem Ihnen vorzulegenden Neich&haushalts - Etat für 1876 haben 
die regelmäßigen Einnahmen des Reichs nicht unerheblich höher, als für 
das laufende Sabr veranfchlagt werden können. Dieſes Mehr wird indefien 
überwogen durch die Diinder- Einnahmen, welche in dem natürlihen Rück⸗ 
gang der Zingeinnahmen von belegten Neichsgeldern, ganz beſonders aber 
in dem Borgriff beruhen, der im diesjährigen Etat auf die Ueberſchüſſe 
des Vorjahrs ftattgefunden hat. Zur Dedung diefer Miinder Einnahme 
und zur Beltreitung der bei jorgfältigfter Rückſicht auf die Finanzlage 
nit abzuweifenden Steigerung der Verwaltungs» Ausgaben wird Ihnen 
eine Erhöhung der Matrikularbeiträge nicht vor dilagen, Die verbündeten 
Regierungen theilen die Ueberzeugung, welche Sie, geehrte Herren, bei der 
Berathung des diesjährigen Etats gelte bat, daß eine Steigerung jener 
Deiträge vermieden werden muß. Sie find der Meinung, daß das Gleich» 
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ewicht des Etats nicht herzuftellen fei dureh eine Auflage, welche die 
teuerkraft der einzelnen Staaten außer Betracht läßt, fondern durch Ab⸗ 
aben, welche fa an den Verbrauch und Verkehr anfchliegen. Es werden 
hnen deshalb Entwürfe von Geſetzen über Erhöhung der Brauftener 
und über Einführung einer Stempelabgabe von Dörfengefchäften 
und Wertbhpapieren vorgelegt werden. — — 

Die prattiihe Handhabung des Strafgejegbudes hat Yüden und 
Mängel diefes Gefeges erkennen lafien, deren Ausfüllung und Deleitigung 
im Intereſſe der Nechtöpflege erforderlich if. Der Bundesrath hat 
halb eine Reviſion des Gejetzes auf Grundlage der von den einzelnen 

undesregierungen gemachten Vorſchläge eingeleitet. Ein aus dieſen Bor- 
(Slägen berporgegangener Gejeg- Entwurf unterliegt der Berathung des 
undesrath8 und wird nad Abſchluß derfelben Ihnen vorgelegt werben. 

In Elfaß-Fothringen ift der berathende Landesausſchuß, deflen 

Einrihtung der Erlaß vom 29. Öftober v. J. geordnet bat, im Sommer 
d. %. zum erften Male in Thätigkeit getreten. bat den Yandeshaushalt 
und andere, zu Ihrer Beichlußfafiung gelangende Gejeg- Entwürfe, melde 
ur Ausführung von Neichögejegen und zur Ergänzung von Lüden der 
Handeögefeßgebung beftimmt find, gutachtlich berathen. ‘Die gefaßten Be 
fhlüffe werden mit den über die Berathungen aufgenommenen Brotofollen 
polftändig zu Ihrer Kenntniß gebracht werden. Sie berechtigen zu ber 
Erwartung, daß in dem Landesausfhuß ein glinftiger Boden für die Mit⸗ 
wirkung yet Bevölkerung an der Verwaltung ber Reichslande gewonnen 
ein wird. 
In Eljaß- Lothriuges wie im ganzen Reiche eg ae der Rüd- 
blid auf die wenigen Jahre, welche feit dem Frankfurter Frieden verflofien 
find, zu dem Ausdrud der Befriedigung über den ftetigen Fortſchritt der 
Extwidelung unferer politiihden Einridtungen im Innern und der Ber 
feftigung unferer guten Beziehungen zum Auslande. 

Wenn in Handel und Verkehr dennoch gegenwärtig eine der Stagna⸗ 
tionen ftattfindet, wie fie im Laufe der Zeit periodifch wiederfehren, io 
liegt e8 leider nicht in der Macht der Hegierungen diefem Uebelſtande 
abzubelfen, der ſich in andern Ländern in gleicher Weife wie in Deutſchland 
fühlbar macht. Jedenfalls aber bat diefe Erfcheinung keine Unficherbeit 
der politiichen Berhältniffe und namentlich des äußeren Friedens zum 
Grunde Wie Sie im vorigen Jahre mit dem Ausdrud des Vertrauens 
auf die Dauer des Friedens empfangen werden konnten, jo war jeitdem 
fortwährend und ift noch heut Die dauernde Erhaltung des Friedens 
nah menſchlichem Ermeſſen geficherter, als fie es jemals in den legten 
amanzig Jahren vor der Herftellung des Deutfchen Reiches geweſen if. 

bgejehen von der Abweſenheit eines jeden erfennbaren Grundes zu einer 
Störung, genügt zur Aufrechthaltung des Friedens der feſte Wille, in 
dem Seine Majeftät der Kaifer Sich mit den Ihnen befreundeten Wo» 
narchen einig wei, und die Uebereinftimmung der Wünjche und Intereſſen 
der Volker. Die Mächte, deren Einigfeit in einer früheren Beriode unſeres 
Fahrhunderts Europa die Wohlthat eines langjährigen Friedens gemährte, 
ftügen denfelben auch heut, getragen von der Zuftimmung ihrer Bölfer; 
und der Beſuch, von welchem Seine Majeftät der Kaifer heimfehren, die 
erzlihe Aufnahme, melde Sie bei Seiner Majeftät dem Könige vou 
talien und bei der ganzen Bevölkerung gefunden haben, befeftigen bie 
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Ueberzeugung, daß die innere Einigäng und die gegenfeitige Befreundung, 
u denen Deutihland und Italien gleichzeitig gelangt find, der friedlich 
—— Entwicklung Europas eine neue und dauernde Bürgſchaft 
gewähren.“ 


20. November. Rückkehr des Fürſten Bismarck von Varzin 
nach Berlin. 


Ein erſter Verſuch zur Steuerreform. 


22. November. Rede des Fürften Bismarck bei der erften Be 
tathung der Steuervorlagen im Reichätage. 


(Das Recht des Heichstages in Steuerfragen; — bie Steuer- 
reform und bie Befeftigung des Reiche; — bie inbirecten Steuern; 
— Finanzzölle;, — die Reform und die Reichsverwaltung.) 

„Wenn ich erft heute, meine Herren, zum erften Male in Ihrer 
Mitte zu erfcheinen und das Wort zu nehmen vermag, fo rechne ich auf 
Ihre Nachſicht, wenn ich damit beginne, hierüber mein Bedauern und 
meine Entſchuldigung auszudrüden, daß ich bei der Eröffnung des Reichs⸗ 
tage8 und bei den bisherigen Arbeiten nicht habe äugegen fein können. 
Ih kann Sie verfihern, daß nur Törperliches Unmwohlfein mic) davon ab» 
gehalten bat, indem ich erft in den leßten Wochen, wo die Witterung 
älter und trodener wurde, einigermaßen die Erholung gefunden habe, die 
ih erwartete und fie gern noch weiter gefucht hätte, wenn nicht mein 
eigenes Pflichtgefühl mich in Ihre Mitte geführt hätte, und andererfeits 

“au die mehrfach nicht mißzuverfiehenden Appellationen an dieſes Pflicht 
efühl von Seiten eines geehrten Mitgliedes diefer Berfammlung, des 
rrn Abgeordneten Richter. Gerade von feiner Geite finde ich es 
eigentlich nicht ganz billig, fo ftreng zu urtheilen, und er wird fich felbft 
nicht im Unflaren fein, daß gerade er wefentlich dazu beiträgt, das an 
und für ſich mühſame und angreifende Geſchäft einer minifterielen Eriftenz 
noch zu erſchweren. — 

Er bin in der That in einer recht ſchwierigen Stellung Wenn ich 
erfläre, daß meine Kräfte nicht mehr den Arbeiten genügen und ich ges 
funderen Kräjten Pla machen muß, jo wird dad von mehr als einer 
Seite als eine Art von Telonie betrachtet, und namentlid die Preffe 
appellirt an mein Pflichtgefühl, an meine Vaterlandaliebe, an mein Ehr- 
gefühl, während mir der Appell an einen Arzt, der mir helfen könnte, 
erwünjchter wäre. 

Nah diefen Ihrer Nachficht empfohlenen Worten pro domo trete 
ich der Sache näher, indem ich mich zunörderft an die Neußerungen meines 
Kollegen im Bundesrath, de Herrn Camphauſen, vollftändig dahin 
anfchließe, daß auf feinem Gebiete des Staat8lebens die Ent» 
fheidung des Reichſstags in unanfehtbarer Inſtanz zweifel» 
Lofer ift, als auf dem der fteuerliden Fragen, au dem der 
Entfheidung über die Art, wie wir die Mittel aufbringen 
wollen, die wir für unfer Staatsweſen im Reihe und aud 
in den einzelnen Staaten gebrauden Alſo Sie find in der 

50* 





188 
1875. 
Lage, vollftändig mit der Nachſicht des Mächtigen, möchte ich fagen, 
verlahren und sine ira et studio die Sache zu behandeln, wi * 
dem Geſichtspunkte: iſt es zweckmäßiger, daß die Mittel, die wir 
zum Theil in der Ihnen vorgeſchlagenen Form aufgebracht werden oder 
nicht? Wenn eine Regierung nicht einmal in Finanzfragen die Rechte der 
Landesvertretung unbedingt und auch bis im die Formen binein achten 
wollte, jo wäre eben der Konſtitutionalismus in ihr doch noch nicht zu den 
eriten Anfängen gelangt. 

Seien Sie in der Beziehung unbeforgt und feien Sie entgegentom- 
mend in dem Gefühl Ihrer Stärke, die auf diefem Gebiete unantaftbar 
ft. Sie felbft werden doch aber wünfchen, daß die Mittel, deren das 
Neich bedarf, fo aufgebracht werden, wie e8 den Steuerzablenden 
am bequemften und am leichteften ift und wie es für die Be- 
fetigung des Reichs am nüglichften ift, und deshalb liegt die Frage 
allein fo: entiprechen dieſe Fleinen, vielleicht gerade durch ihre geringe 
Tragweite fündigenden Vorlagen — entipredhen bie diefem Zwede oder 
nicht? Ich erwähne ausdrüdlich den geringen Umfand, die geringe Trag⸗ 
weite; denn von allen Gründen, die dagegen meines Wiſſens eingemenbet 
find, ift der meiner Empfindungsweife am nächſten verwandt, daß Sie 
fi eine weitergreifende Steuerreform wünjden. 

Eine totale Steuerreform inclufive der Zollreform, wer wünſchte fie 
nicht? Aber fie ift eine Herkulesarbeit, die man verjuchsweife angefaßt 
he en muß in der Eigenfchaft eines verhältnigmäßigen Laien, wie ich es 

in, um ihre Schwierigfeiten vollſtändig zu überſehen. Mit einem Zuge 
an diefem Nege, unter dem wir jet in fleuerlicher Beziehung gefangen 
find, da irren alle Mafchen bis in die Heinften Staaten binein; jeder 
bat feine befonderen Wünſche. Eine vollftändige Reform kann nicht zu 
Stande kommen, ohne eine bereitwillige, thätige, in Die Hände arbeitende ° 
Mitwirkung jeder einzelnen partifularen Regierung mit dem Rei. — — 

ch meiß nicht, ob die Gedanken, die ich über Steuerreform habe, 
im Allgemeinen Anklang finden; e8 würde mich, wenn fie den nicht 
fänden, auch dag nicht abhalten, fie nach meiner Ueberzeugung zu befolgen 
und abzuwarten, in welder Weife e8 gelingt, fie bei den bewilligenden 
Körperichaften durchzubringen. Wenn id zuerfi vom Standpuntt lediglich 
bes Reiches ſpreche, jo habe ich das Bebürfniß einer möglichften Ber- 
minderung, wenn nıdht vollftändige Befeitigung der matrifus 
laren Umlagen. Es ift da8 wohl kaum beftritten, daß die Form der 
Matrikular⸗Umlage eine ſolche ift, die den einzelnen zahlenden Staat nicht 
ereht nach dem Berhältniß feiner Leiftungsfähigkeit trifft. Ich möchte 
Hagen, e8 ift eine rohe Form, die zur Aushülfe dienen kann, fo lange 
man in dem erften Jugendalter des Reiches demjelben eigene Einnahmen 
zu verfchaffen nicht vollitändig in der Lage war. Iſt es anerfannt, daß 
es eine Steuer ift, Die nicht gerecht trifft, jo gehört fie von meinem po⸗ 
Iitifhen Standpunkt als Reichskanzler nicht zu den Mitteln, die das Reich 
konſolidiren. a8 Gefühl, u ungerechten Leiftungen herangezogen zu 
werden, entwidelt daß Beftreben einer foldyen Ungerechtigkeit ſich zu ent» 
ziehen und verftimmt. 

Alſo ans dem Geſichtspunkte der Befeftigung des Reichs — das 
Reich ift jung im Vergleich zu den einzelnen Staaten; ich möchte fagen, 
bei allen den Knochenbrüchen, denen Deutichland im Laufe der Jahr⸗ 
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Bumderte außgefegt worden ift und deren Geilung jetzt verfucht ift, da ift 
der callus noch nicht wieder fo feft verwachſen, dag nicht Berftimmungen 
oder ein flarter Drud parlamentariicher Machtprobe und dergleichen das 
Heich empfindlicher treffen follten, als den einzelnen Staat. Je mehr ge- 
meinfame Neich8einrichtungen wir fchaffen, je mehr gemeinfames Reichs⸗ 
vermögen, defto mebr befejtigen wir das Neid. — — 

Ich fage dies nur, um Sie zu bitten, das Reich in feinen Inſtitu⸗ 
tionen nach Möglichkeit in den Heinen Dingen zu fchonen und zu pflegen, 
und demen, die fich überbürdet fühlen, und wie ich glaube mit Recht, 
etwas mehr Schonung und nicht die rein theoretische Härte entgegen zu 
tragen. 

Ich kam von der Frage der Steuerreform ab, Ihnen zu fagen, wie 
ich fie verftehe. Ich glaube, daß ich die Pflicht habe, meine Meinung 
darüber darzulegen, und daß ich vielleicht Manches Ueberzeugung anftoße, 
wenn ich mich von Haufe aus für indirelte Steuern erkläre und die 
direkten für einen barten und plumpen Nothbehelf nach Aehnlichkeit der 
Matritularbeiträge halte, mit alleiniger Ausnahme, ich möchte fagen, einer 
Anftandsfteuer, die ich von der direlten immer aufrecht erhalten würde, 
das ift die Eintommenfteuer der reichen Leute, — aber mohlver- 
ftanden nur der wirklich reihen Leute, — die heutige Einkommen⸗ 
fteuer, wie fie bi8 zum Vermögen von 1000 Thlrn. geht, trifft nicht bloß 
reiche Leute. Es giebt Yagen des Lebens, in denen man mit 1000 Thlrn. 
wohlhabend ift, das ift richtig; e8 giebt aber auch Tagen, in denen man 
mit 1000 Thlrn. jehr gedrüdt und genirt lebt, wo man nur mit Mübe 
die Kindererziehung, die Äußere Erſcheinung, die Eriftenz, die Wohnung 
beftreiten kann. — — 

Das Ideal, nach dem ich ftrebe, ift, möglihft ausſchließlich 
durch indirefte Steuern den Staatöbedarf aufzubringen. 
Sch weiß nit, ob Sie eine franzöfiiche Stimme vor Kurzem in ben 
Beitungen gelefen haben, die fich darüber munderte, daß wir Deutſche im 
Vergleich mit Frankreich unfere Steuerbelaftung fo ungeduldig trügen, 
Frankreich zahle doppelt ſoviel, und hätte viel mehr Urfache zur Unzu- 
friedenheit, und in Frankreich würde über Steuerdrud in leiner Weiſe 

emurrt, während in Deutfchland alle Blätter und alle parlamentarifchen 
eußerungen darliber voll wären. Ich glaube aber, daß es wefentlich 
darin liegt, daß in Frankreich wie in England die überiviegende Maſſe 
der Staatsbedürfniſſe durch indirekte Steuern aufgebracht wird. Die in⸗ 
direkten — was auch theoretiſch darüber geſagt werden mag, Thatſache 
iſt, daß man fie weniger fühlt. Es iſt ſchwer zu berechnen, wieviel der 
Einzelne bezahlt, wieviel auf andere Mitbürger abgebürdet wird. Bon 
der Klaffenfteuer weiß er ganz genau, was auf ihn fommt, — und es 
ift fo wunderbar, wenn man bei indireften Steuern mit einem Mitleid, 
was ich mir früher einmal als heuchleriſch zu bezeichnen erlaubte, von 
der Pfeife des armen Mannes, von dem Licht ded armen Mannes |pridht 
und demjelben armen Manne feine Lebensluft, feinen Athem befteuert, — 
denn die direlte Steuer muß er zahlen, fo lange er athmet; bei direlter 
Steuer wird nicht danach gefragt: kannſt du deinen Trunk Bier unter 
Umftänden entbehren? Kannft dur weniger rauhen? Kannſt du die Bes 
leuchtung des Abends einſchränken? fondern fie muß er zahlen, er mag 
Geld haben oder nicht, er mag verfchuldet fein oder nicht, und mas daß 
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Schlimmfte-ift, es folgt die Erelution, und nichts wirkt auf die Gemüther 
mehr als das Exequiren von Steuern wegen weniger Grofchen, die für 
den, der fie zahlen foll, augenblicklich unerſchwinglich find; der Groſchen 
ift gleich einer Million für den, der ihn nicht hat und ihn nicht im 
Augenblid der Fälligkeit erjchwingen kann, und der fi jagt, fo und fo 
viel Triegt diefer Beamte Gehalt, jo und fo viel geht auf unnöthig 
fheinende Ausgaben, und ich werde hier um mein bischen Gelb erequirt. 
Solches Elend kommt von direlten Steuern. Laſſen wir die direkten 
Steuern den ftädtifhen Verwaltungen. Yür den Staat aber ift e8 meiner 
Ueberzeugung nad die Aufgabe, nach dem Beiſpiel von England, von 
Frankreich nad indireften Steuern zu ftreben. 

Es fragt fih, ob Sie ung beiten wollen, einen Schritt in der 
Nihtung einer Reform zu thun, wenn wir die ganze Reform nicht 
leiften können, 

Ich bin der Meinung, daß wir in unferen Zöllen, ganz unabhängi 
von der Frage, wie hoch jedes Einzelne befteuert werden fol, uns “+; 
freimachen von diejer zu großen Maſſe von zolipflichtigen Gegenftänden, 
dag wir und auf das Gebiet eines reinen einfahen Yinanzzoll- 
ſyſtems zurüdziehen und alle diejenigen Artikel, die nicht wirklich Finanz⸗ 
artifel find, d. h. nicht hinreichenden Ertrag geben, itber Bord werfen, — 
die zehn oder fünfzehn Artikel, die die größte Einnahme gewähren, fo 
viel abgeben laflen, wie wir überhaupt auß den Sollquellen für unfere 
Finanzen nehmen wollen. Als folche Gegenftände der Berzollung und 
zugleich einer entſprechenden Beſteuerung im Inlande fehe ich im 
an diejenigen Berzehrungsgegenftände, deren man ſich, ohne das —8* 
u ſchädigen, in gewiſſem Maße wenigſtens, zu enthalten vermag, wo man 
in gewiffem Maße den Regulator feiner eigenen Beiträge zum öffentlichen 
Steuerjädel in der Hand bat. 

Ich will nur im Allgemeinen das Syſtem entwideln, nad dem ic 
eben würde, wenn fich diefes Streben jo leicht verwirklichen ließe wie 

ie Gedanken, die eben leiht im Kopf bei einander wohnen, 
aber im Raume da ftoßen fi fünfundzwanzig Regierungen 
und die verjchiedenen Interefſenten und die Parlamente, ja felbft fchon die 
Minifterien in fi und die eigenen ‘Dlitarbeiter, wie wir hier bei einander 
figen, felbft wir würden eine Menge einander belämpfender Gedanten zum 
Vorſchein bringen, die man um des Friedens willen fich verſchweigt, und 
da ift die Herftellung einer Einigung über große, durchgreifende Ne 
formen eine Herkuleßarbeit. 

Die Arbeit kann auch dadurch nicht gefördert werden, wenn anftatt 
ber jegigen reichſskanzleriſchen Berfaffung dem Neiche ein tollegtaliiges 
Miniftertum gegeben würde. Ein Jeder, der eine Zeit lang Winifter 
geweſen ift, weiß, wie viel langmwieriger, jchiwieriger, aufreibender und an- 

reifender fir jeden einzelnen Betheiligten ein Kollegialminifterumm arbeitet. 

ußerdem fällt ja die Berantwortlichleit vollftändig weg, fobald eim 
Kollegium entfcheidet. Verantwortlich Tann man eben nur fein für dag, 
was man felbft freilich thut, ein Kollegium ift für nichts verantwortlich, 
auch die Majorität nicht, fie ift fpäter nicht aufzufinden. Man fagt, der 
einzelne Weflortminifter fei verantwortlich. Wo ift aber ein Reflort ie 
gefondert, daß es nicht der Mitwirkung von zweien oder dreien andern 
zur Durdführung feiner Maßregeln und Pläne brauchte, die es aber 
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pielleicht nicht gefunden bat. Die ganze Verantwortlichleit wird eine ein« 
gebildete, wenn fie einem Kollegium gegenüber geltend gemacht werden 
jo, ganz abgefehen davon, daß wir abftimmende Pollegien nachgerade im 
Reiche genug-baben, den Bundesrath und Weichstag nicht blos, fondern 
fänmtlihe parlamentarifhe Einrichtungen. Es iſt gewiß ſehr bequem, 
im Kollegium befchließen zu lafien und zu fagen: Das Minifterium bat 
befchloffen, anftatt zu jagen: ich, der Miniſter, trete ein; fragt man ein 
Kollegium: wie ift dag eigentlich gelommen? fo wird jeder achjelzudend 
e3 anders erzählen, wenn das Befchlofiene mißglüdt ift, niemand wird 
verantwortlich fein. Daß bei der Kollegialverfaffung fchneller und durch⸗ 
fihtiger gearbeitet wird, daß wird niemand einräumen, der beide Sachen 
mit durchgemacht bat. Nur Einer kann verantwortlich fein, die Anderen 
fönnen nur dafür verantwortlich fein, fomweit fie durch die Tanzleriiche 
Berantwortlichkeit nicht gededt find, und ich verftehe die Verantwortlichkeit 
der Minifter nicht in der Weile, daß ich in jeder einzelnen Branche die 
Einzelheiten damit glaubte deden zu können; ich glaube nur dafür ver» 
antwortlich zu fein, daß an der richtigen Stelle die richtigen Berjonen, acht⸗ 
bar und kundig ihres Gejchäftes find und daß äußerlich erkennbare prinzipielle 
Fehler, namentlich ſolche, auf die der Reichstag aufmerkjam gemacht hat, 
nit dauernd einreißen. Für Einzelheiten kann ıch nicht verantwortlich fein, 
fondern da muß jeder Reihsminiter — denn wir haben deren und werden 
deren, wie ich glaube und wünſche, mehr befommen — da8 außmärtige Amt, 
die Marine, die Eifenbahnbehörde, wir haben neuerdings die Poft- und 
Zelegraphie — kurz und gut, es kann ſich ja ausbilden, und ich wünſche, 
. B. dringend, daß die Verwaltung von Eljaß-Lothringen felbftftändig ge⸗ 
Kelt wird; ich kann in die Details der Landed-Berwaltung auch viel weniger 
bineinfehen, al8 in die Details eines Reichsminiſteriums — wenn die pers 
onalen und anderen Fragen fich überwinden lafjen, fo bin ich der Erfte, 
er den Tag mit Yreuden begrüßt, wo meine Berantwortung auf das 
Maß des wirklich dem Lande verantwortlichen Premier-Minifter8 reduzirt 
wird, und ich neben mir einen in erfter Linie dem Kanzler und durch den 
Kanzler dem Lande, in den nicht durch den Kanzler gededten Phafen 
auch direft dem Lande verantwortlichen Minifter für Eljaß-Tothringen ſehe. 
Ich will nur fagen, daß Sie die Sachlage nicht richtig beurtheilen, wenn 
Sie glauben, daß meine Abmefenbeit leichter zu verdeden oder zu ver» 
treten wäre, wenn ein kollegiales Minifterium beftände, oder daß die Ge⸗ 
fchäfte dabei irgend etiwad geminnen würden; das Weich würde an der 
raſchen Altionsfähigkeit, die es jetzt befigt, an der einheitlichen Feſtigleit 
verlieren; die Reichſexecutive würde in fich gefpalten, gelähmt und uneinig 
werden, und auch für die Zeit, wo ich nicht mehr im eigenen Intereſſe 
diefe Mechte vertreten werde, möchte ich meine Herren Kollegen und die 
Mitglieder des Neichstages dringend warnen, von dieſer fehr nüglichen 
Sinrichtung, die der eines englischen Premier⸗Miniſters entipricht, nicht 
abzugeben. 
Wenn ich fir Darlegung einer Steuerreform auf das nächfte Geſetz 
infoweit übergreifen kann, jo wünſchte ih, daß auch die Stempelab» 
aben gerechter vertheilt werden, wie e8 durch jene Vorlage zum erften 
Dal verſucht wird. Es ift von Allen, auch von denen, die nicht Grund- 
befiger find, anerkanntes Bedürfniß; die jebige Befteuerung alle des⸗ 
jenigen Verlehrs, der den Grundbefig betrifft, mit Stempeln ift ja er⸗ 
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ftaunlich ungerecht im Vergleich wit der, melde die mobilen Sapitalien in 
allen Beldgeichäften, dem Anlauf von beweglichen Sachen, Ouittungen und 
dergleichen zahlen. 
Ste haben auß ber Rebe des Herrn Finanz⸗Miniſters zum Theil 
entnommen, als läge ihm wenig daran, daß die Borlagen durchgebracht 
würden. Ich kann Sie verfihern, und er wird Ihnen gewiß die Ber 
fiherung auch geben, daß das ein Irrthum if. Er hat fagen wollen, 
was ich eben auch fage: wenn Sie diefen unjeren wohlgemeinten 
Berſuch, die erften Schritte auf der Bahn der Steuerreform 
u tbun, ablehnen, ja, fo find Sie allerdings in Ihrem Rechte, wir 
Önnen nichts machen, als das ruhig einfteden und jehen, wie wir uns 
helfen, und das nächſte Mal werden wir wieder kommen, bis Sk 
die Ueberzeugung haben, oder bis fich unfere Ueberzeugung ändert oder 
andere Berjonen an's Ruder treten, oder bis Sie bemilligen, was wir 
lauben, im Intereſſe des Landes fordern zu müflen. Ich fage nur des⸗ 
—* daß von Empfindlichkeiten, Kabinetsfragen und dergleichen bei dieſer 
Gelegenheit nicht die Rede ſein kann. Es iſt Ihre Sache, die Steuern 
fo aufbringen zu belfen, wie es dem Lande am nützzlichſten iſt, und wenn 
Sie nicht unferer Meinung find, fo müflen wir und mit der Hoffuung 
tröften, daß Sie e8 fünftig werden.“ 


Das Strafgefeß und das Staatdwohl. 


3. Dezember. Rede des Reichöfanzlerd Fürften Bismard beide 
eriten Berathung der Strafgejeßnovelle im Reichstage. 


(Nothwendigleit der Vorlage; — Berantwortlichleit der Re 

ierung; — die Milde des Strafrechts; — Schub der Sicherheits⸗ 

amten; — Ungehorfam von Beamten im auswärtigen Pienft.) 

„sh habe wejentlih nur das Wort ergriffen, um den politifchen 

Standpuntt der verbündeten Regierungen und fpeziel den meinigen zu 
diefer Vorlage darzulegen, ih meine den Standpunkt der inneren 
Reichspolitik in ihren Orundzügen betrachtet. Ach glaube, daß diefe 
Darlegung, jo kurz fie auch fein mag, doch dazu beitragen wird, die Dis- 
fuffion, in der wir uns befinden, frei zu halten von jedem Anfluge von 
Erregtheit, von fittliher Entrüftung über das Beginnen des anderen Theiles 
und von Kritiken, die eben nicht ohne DBitterkeit find oder wenigſtens in 
der Deffentlichkeit den Eindrud machen werden. Ich glaube, dag, wie ich 
ſchon neulich fagte, der Reichstag in der Gefegebung im allgemeinen — 
befonder8 aber bezitglich der Steuerbewilligung — in der Lage ift, daß es 
feiner gereizten Färbung ber Erörterung, feiner Bertheidigung von 
bedarf; es ıft das feine Machtfrage, es ftebt ja feft, daß fein Geſetz ohne 
Bewilligung des Reichſstages zu Stande fommen kann. ‘Diefe Beruhigung 
baben Sie. Wenn Sie fih alfo nicht überzeugen können, daß in Bezi 
bung auf da8 Ganze oder einzelne Theile diefer Vorlage es dem Lande 
und Reiche nützlich fei, wenn Sie deshalb nicht dafür flimmen Tönnen, fo 
find Sie im Rechte und Niemand kann die Uebung dieſes Rechtes ver⸗ 
fünmern. 
Wir können aljo fehr ruhig an die Diskuſſion herangehen, von der 
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ih von Haufe aus nicht geglaubt habe, daß fie fih in der Dauer der 
wenigen Wochen, die wir bier noch geſchäftlich zufammen arbeiten werden, 
erihöpfen wird, jondern in der ich den Beginn einer Reviſion fehe, 
die fi), wie ich glaube, über mehrere Legißlaturperioden hinausziehen 
wird. Den verbündeten Regierungen liegt ed nad) meiner Anficht und 
wohl auch nach der Ihrigen ob, die Anregung da zu geben, wo eine Ber- 
änderung in der jetigen Tage der Geſetzgebung erforderlich ſcheint. Wir 
baben unſererſeits wenigſtens da8 Bedürfniß, de zu geben, um uns vor 
jeder Be antwortlidleit fir die Fortdauer der Nahtheile des 
jegigen Buftandes frei zu madhen, und dieſe Berantwortung 
dem Reichstage, infomweit er uns nicht beiftimmt, zuzufchreiben, 
Es wird dann Sade Ihrer Stellung zu Ihren Wählern fein, 
ob Sie [ih gegenjeitig darüber verftändigen, daß Sie in 
Ihrem Widerftande bebarren, oder inwieweit Sie Ihre Stel- 
lung modifiziren wollen. Sie werden vielleicht noch in der zweiten 
Legislaturperiode nachher in Ihren Wahlreden Erdrterungen haben, bet 
denen ja von allen Seiten nur das ob! des Ganzen, namentlid) 
ber Nechtsficherheit, der innere Friede im ganzen Reiche bezwedt 
und erzielt wird; e8 werden, wie gejagt, noch in Ihren Enkeln, wenn ich 
eine Yegiölaturperiode als eine Generation betrachten darf, uns diefelben 
Tragen befchäftigen, wie fie uns ja vor 4 Jahren, vor 6 Jahren auch ſchon 
beſchaftigt haben, und es ift das vielleicht einer von den Würmern, die 
nicht fterben: aber e8 wird eben nur das Material, das und diefe 
Trage liefert, von allen Seiten mit Sorgfalt und pflichttreuer Ueberzeu⸗ 
gung bier aufgearbeitet werden. — — 

- Wenn ich von innerer Reichspolitik ſprach, fo meinte ich diejenige 
ZDeönlehoirkung, zwifchen ben verbündeten Regierungen unter fi und 
wifhen den Reichseinrichtungen, zwifchen dem Reichstage und in legter 
—32* mit dem Plenum der Wahn mit der Nation. Dieſe Wechſel⸗ 

irkung muß unterhalten werden, und um eine Konverſation über dieſe 
Frage einzuleiten, die Jahre lang dauern Tann, ift Ihnen ja diefe Bor» 
lage dargeboten, und Sie werden ja fehen, mas Sie daraus machen oder 
nicht maden. Alſo ich hoffe eben, daß dieje vollfländig ruhige 
und, ich möchte jagen fonfliktfreie Stellung, die Jedem Zeit 
und Raum gönnt, feine Berhältniffe zur Borlage zu erwägen, 
dazu beitragen wird, der Disfuffion des Ganzen einen rus 
bigen Berlauf zu gewähren. 

Ich will factic, nur dem Gedanken entgegentreten dem der Herr 
Borredner einen ziemlich fcharfen Ausdrud gab, daß der Auf der Milde 
des Strafreht3 ein Märchen fei, im Lande beitehe darüber andere 
Meinung, und ich glaube au, daR das, was er zur Begründung feiner 
Anfiht anführte, dag ftellenmeife das Reichsrecht Verſchärfungen gegen 
das preußifche enthielte, war doch nur der einzelne Fall der Wiederholung 
des Betruges, wo das Reichsſtrafgeſetz eine ſchärfere Strafe ala das preu> 
ßiſche Strafgefeg will. Ja, meine Herren, wenn die Sicherheit, der 
Öffentliche Friede, die Ehre, der gute Auf, die körperliche 
Gefundbeit, das Reben des Einzelnen fo gut gefhügt wäre 
duch unfer Strafgefeg, wie unfere Geldintereifen, dann 
bätten wir gar keine Novelle nöthig. Nicht blos im Strafrecht, 
fondern auch in der Auffafjung der Nichter — ich weiß nicht, moran es 
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liegt — ich wundere mich jedesmal über die gerechte Schärfe der 
theilung in Eigenthbumsfragen neben der außerordentlihen Nachficht gegen 
Örperverlegungen. Das Geld wird höher veranfchlagt im Geſetzgebun 

tarif, al8 die gefunden Knochen. Man kann Jemandem viel wohlfeiler 
eine Rippe einichlagen in einem nicht vorbedachten Kampf, namentlich wem 
der Jemand Beamter der öffentlihen Sicherheit ift, ala man fich erlanben 
darf, etwa auch nur eine fahrläffige Fälſchung, will ich einnial jagen, von 
einem Attefl, namentlich aber, wenn es eine Geldfrage ift, das gebt gleich 
auf 5, 7 Jahre Zuchthaus, und dicht daneben findet man ausgeſchlagene 
Augen von Polizeibeamten, ſchwere körperlihe Mißhandlungen mit Xebens« 
gefahr und Nachtheil für die Geſundheit, und das fcheint daneben fafl 
ala ein leichter, entichuldbarer Scherz. Daß daran die Stunmung und 
Richtung unjeres Richterſtandes einen erheblichen Antheil hat, hat ſchon 
der Herr Vorredner angedeutet und ift wohl unzweifelhaft. Der Richter 
ift, wie der Deutfche im Ganzen, vor allen Dingen gutmütbig; namentlich 
fobald die Perfönlichkeit des Verbrechers Feine abjchredend und beleidigend 
herausfordernde Erjcheinung bat, fo wird der Deutſche dem in Fleiſch 
und Blut Gegenüberftehenden leicht gutmüthig, ich) möchte fagen von 
ftrafbarer Gutmüthigfeit, wie der Herr Borredner mit Ironie den Aus- 
drud „ftrafbare Milde“ brauchte. Ya, meine Herren, von „ftrafbarer 
Milde“ werden die Verurtheilten, die Verbrecher nicht fprechen, aber die 
Dpfer des Verbrechens, die haben in erfter Linie Anſpruch auf unferen 
Schuß, und um diefen Schug gegen die dem Herzen der Nichter zur 
Ehre gereihenden Tendenz zur Milde und Gutmüthigfeit zu gemähren, 
liegt da8 Hauptmittel, das die Geſetzgebung bat, im Sinaufichieben 
der Minimalftrafen die immer noch minime Strafen bleiben. Bei dem 
fehr großen ausgedehnten Spielraum, den die meiften ſtrafrechtlichen 
Paragraphen laffen, finde ich, daß, mit Ausnahme der Eigenthums⸗ 
verbrechen, der Richter jederzeit dag geringfte Strafmaß wählt, zu dem er 
berechtigt ift. 

gr bin zu diefer Erkurfion ja nur veranlaßt, um der meines Er⸗ 
achtens zu mert gehenden Berurtheilung der Anfiht von der Milde des 
Strafrechts öffentlich) entgegenzutreten, und mache darauf aufmerkſam, dag 
der Herr Vorredner (der Abg. Taster) dabei einigermaßen pro domo 
ſprach; denn wir verdanken ihm einen außerordentlichen Antheil an den 
Milderungen des damals vorgelegenen Gefetzes, und er hat bei jpäteren 
Gelegenheiten das befondere Intereſſe und gethan, das ihm der Berbrecer 
und der Verurtheilte einflößt — eine ungemein edle Richtung des Geiſtes —, 
aber fie wird von allen denen, die unter den Verbrechen zu leiden haben, 
pielleiht manchmal für eine unpraftifche gehalten werden. 

Ich enthalte mich des Eingehens in die Eingeibeiten, da e8 mid) doch 
auf das gerichtliche Gebiet bringen würde, und erwähne nur zweier 
Beftimmungen, auf die ich nach meiner Lebergeugnng ein gauz befon- 
deres Gewicht lege, zwei Sachen, die ich theils zur Wahrung des Rechts⸗ 
gefühls, theild im dienftlichen Interefie als widtig bezeichnen muß, das 
it, die eine: der Schu der Erefutivbeamten. Was mir vorfchwebt, 
it das, mad man aus den täglihen Anfchauungen der Berliner Unter 
gerichte und deren inmitten anderer turbulenter Bevöllerungen wahrnimmt, 
daß der eigentliche körperliche Träger und Bertreter des Ge 
jeges, der mit Gefahr feines Leibes und Lebens ſchließlich 
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die Autorität des Geſetzes aufrecht zu erhalten hat, nicht in 
dem Grade gefhügt ifl, wie er das Recht hat. Es wird ja oft 
gerühmt die Achtung, die der Engländer vor dem Geſetze babe, und in 
der That, wenn man das Verhalten eines englifchen und deutfchen Poli« 
giten auh nım auf der Straße in Bezug auf die Fahrpolizei fiebt, fo 
efommt man den Eindrud, dag in England der Wink mit einem Beige 
finger gerade jo nachdrücklich und unbedingt wirft und Befolgung nad) da 
ieht, als bier nicht immer die aufgeregten Bewegungen, mit denen man 
chutzleute einem Kutſcher entgegengeftifulicen ſieht, das laute Erheben 
der Stimme. Der englifhe Policeman ift fich deflen bewußt, daß, wer 
fid an ihm vergreift, nahezu oder direft an der Majeſtät des Gefetes 
ſich vergreift in feiner Ausfübrung, in feiner Berlörperung in diefem unter« 
geordneten, aber treuen ‘Diener, das jehr hart beftraft wird; ähnlich wie 
es bei uns jehr felten vorkommt, daß fi) Jemand an der Schildwache 
vergreift, . weil fie ganz anders durch das Geſetz gefchügt if. Dagegen 
der Schugmann ift Veh bäufig der Begenftand einer ganz frivolen Nederei, 
Berhöhnung und, wenn es ſchwer kommt, gewaltthätiger Behandlung, die 
nachher als Körperverlegung kaum behandelt wird, ohne daß fein Amt 
irgend ein erjchwerendes Element in der Beftrafung nach ſich zieht. Und 
von diefem Manne wird doch verlangt, daß er immer auf Vorpoften jei 
in dem Kampfe, den das Gefet mit den Uebelthätern hat, und er ift nad 
der Zunahme der Rohheit, wie fie ganz unleugbar die legten Jahre cha- 
rafterifirt, doch in einer jehr erponirten Stellung. Er hat auf Anerten- 
nung fehr felten zu rechnen, die vorgefegten Behörden verlangen viel von 
ihm, und in der Kritik der Preffe hat ja die’ Polizei nach guter alter 
Deutfcher Tradition immer Unreht. Hätten die Beamten der öffentlichen 
Sicherheit das Gefühl, befjer gefhügt zu fein, ich bin überzeugt, fie 
würden befiere Poliziften werden im Bemnßtfein ihrer größeren Macht, 
im Bemußtfein ihrer Berantmortung. Daß damit auch Veh firenge und 
unter Umftänden gerichtliche Beſtrafung des Mißbrauchs diefer größeren 
Gewalt und jenes Benehmens, welches eines folhen Beamten und des 
gefetlichen Schuge8 unwürdig ift, verbunden fein follte, daß betrachte ich 
als jelbftverftändlih. Aber ich glaube, wir haben ung zu fehr daran ger 
mwöhnt, die Mißhandlung eine Beamten der Obrigkeit als gewöhnliche 
Prügelei, die alltäglih vortommt, anzufehen. Dadurch ſchwindet ganz 
nothmwendig die Achtung vor dem Geſetze. Ich halte diefen Punkt für einen 
der widhtigften,; denn der untergeordnete Beamte hat nicht blos ein Recht 
auf den Schuß in feiner erponirten Stellung, fondern der Gedanke, daß 
er das Gefe verkörpert, ift bisher lange nicht lebendig genug, Es wird 
immer fo angejehen, als ob er die polizeiliche Willfür verkörperte; und 
diefem Mißverftändniß leiftet die Thatſache Vorſchub, daß die Leute zu 
wenig bandeln können und viel zu viel reden. Ä 
Der zweite Punkt, der für mich eine befondere Bedeutung hat, ift 
der Paragraph, die Beamten im Dienfte des Auswärtigen Amtes 
betreffend. Ich kann für das praftifehe Bedürfniß in einem Dienft 
ftreiten, dem ich nachgerade 25 Jahre in höheren Stellen angehöre und 
in dem ich feit 13 Jahren und länger die leitende Stellung eingenommen 
abe. Was mir da zur Wahrung meiner Berantwortlichleit unentbehrlich 
ift, meine Herren, da8 muß ich nachgerade wiflen, und in dem Verlangen, 
daß mir das gewährt werde, wenn ich meine Berantwortlichfeit weiter 
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tragen fol, kann ich mich dadurch nicht irren laſſen, daB mir gejagt wird, 
das widerfpräche juriftifchen Theorien. Mit juriftifchen Theorien läßt fi 
auswärtige Politik nicht treiben. 

Ich halte nicht gerade an die jpezielle Yaflung, wie fle hier vorliegt. 
Es wird fi ja darüber in einer Kommiſſion reden lafien; ich erkläre 
aber ganz beflimmt als das Ergebniß meiner Erfahrungen, daß ich nicht 

laube, ohne Berfhärfung der Disziplin, durch Beihülfe 
rafrehtlider Beftimmungen von Art der vorgefhlagenen 
dauernd mein Amt als ausmärtiger Minifter tragen zu 
tönnen. Der Sat des Ungehorſams kann genaner gefaßt werden; 
es ift fchwer, den Begriff jo zu faflen, daß er in juriftiihem Geſchmad 
erjcheint und in die jurtftifche Fagade paßt. Der Ungeboriom, der zufällig 
ftattfindet oder aus Trägheit, ift mitunter recht firafbar; eine Schi 6, 
die einjchläft, ift ja auch recht firafbar; aber ich meine das eigentlich nicht, 
das liegt auf einem anderen Gebiete. Nehmen Sie 3. B. an, daß Jemand, 
der den Auftrag hat, Jedermann, mit dem er Gelegenheit hat darüber 
u fprehen, zu erflären, daß wir ben Frieden für vollftändig gefichert 
Daiten, dag wir unfererjeitö entſchloſſen find, ihn aufrecht zu erhalten, — 
daß Ddiefe betreffende amtliche Perfönlichleit darüber wirklich interpellizt 
und von fompetentefter Seite, darauf antworten würde mit ſchweigenden 
Adjelzuden, vielleicht mit Hinweifung auf die Unberechenbarleit der Ent 
ſchließungen des Kanzlers, dann tft vielleicht der Landesverrath in dem 
Achſelzucken noch nicht zu finden, fondern ein Ungehorfam gegen die Aus- 
führung der Inſtruktion, daß der Betreffende überall jagen follte, ich halte 
den Frieden für voliftäridig gefichert und meine Regierung ift die legte, 
die daran denken möchte, ihn zu ſtören. Nehmen Sie an, daß Jemand 
eine Inſtruktion befommt, von der einigermaßen wichtige Verhältniſſe ab» 
hängen, daß er diefe Inſtruktion einfach in der Taſche behält, eme In» 
ftruftion, die er, wenn fie von dem telegraphiichen Befehl „in 24 Stunden 
auszuführen“ begleitet ift, fofort und vollſtändig ausführen muß; unter 
allerhand Vorwänden bleibt fie aber unausgeführt und die Wiederkehr des 
Vertrauens, die Wiederkehr der Sicherung des Friedens bleibt in ber 
Taſche, und die Gerüchte, daß der Friede nicht gefichert fei, und das 
Mißtrauen fteigen. Das find Verhältniffe, mo ich auch nichts Anderes 
nachweifen kann, als einen Ungehorjam, mogegen ich aber unbedingt 
fichert fein muß. Ferner, wenn Jemand e8 unternimmt, unwabre Annaben 
feinen DVorgefegten zu machen, oder unter Mißbrauch feiner amtlichen 
Stellung Andere zu täufchen, jo paßt das fchon für den Fall, den ich 
anführte. Daß Jemand aus Gründen, die ich weiter nicht in Erwägung 
ziehe, den ihm zuftehenden Einfluß in der Preſſe und im geſellſchaftlichen 
Verkehr mit gewiſſen Berfonen dazu benugt, zu beunrubigen da, mo er 
Auftrag Hatte zu beruhigen: darin liegt eine Täuſchung. Das alles find 
Dinge — ih meiß nit, ob fie nad) dem Strafgeſetzbuch ftrafbar find; 
aber ich kann mit folchen Unmwahrheiten und Unfolgfamleiten — nnd mi 
denen, die die Amtöverfchwiegenheit und die Dienftgeheimnifle verlegen — 
nicht auskommen. 

Ich erkläre, daß, wenn ich verantwortlich bleiben foll für 
die Erfolge unfere® Auswärtigen Amts, wie ich es bisher 
gewefen bin, ih mich mit der bloßen Disziplinarbefugniß 
nit begnügen kann, und daß ih darin einer Stärkung be- 
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darf. — — Paßt es Ihnen nicht in die juriftifche Facade, fo 
paßt es mirniht indie Möglichkeit, die auswärtigen Beihäfte 


u führen, wenn daS Gegentheil von dem gejchieht, was beantragt ift, 
* heißt, wenn ich gar keine Hülfe, keine Verſchärfung der nicht aus⸗ 
reichenden Disziplinarbeſtimmungen belomme. Das Strafmaß braucht nicht 
einmal erheblich zu fein, für mich kommt es nur darauf an, daß ich außer 
ber Dißziplinargewalt die Berufung auf das richterliche Strafverfahren 
habe. — Ich werde wahrfcheinlich nicht, wenn ich oder mein Nachfolger 
einen folchen Paragraphen hätte, in die Lage foınmen, davon Gebrauch zu 
machen, — ih kann es wenigſtens nicht wünſchen — und bei der hoben 
Stellung, der Erziehung und der patriotifchen Gefinnung unjerer Vertreter 
im Auslande ift e8 undenkbar; daß aber auch dag Nichtdenkbare geichehen 
kann, da8 haben und doch die Ergebniffe dieſes Jahres gezeigt.“ 


Der Reichstag beichloß mit großer Mehrheit eine An- 
zahl technilch=ftrafrechtlicher Beftimmungen an eine Kom 
milfion zur Vorberathung zu weiſen, dagegen die politischen 
Beitimmungen, deren Ablehnung von vorn herein ald un⸗ 
zweifelhaft galt, in zweiter und dritter Leſung alsbald im 
Plenum zu berathen. 


Stellung des Reichsſtages und der Regierung 
zur Revifion des Strafrechts. 
„Provinzial» Eorrespondenz“ vom 8. Dezember. 

„Die Hoffnung der Bundesregierungen, im Reichstage bereitwillige 
Dritiwirhung zur Abbülfe gewiſſer fozialer Mißſtände durch eine Verſchär⸗ 
fung ber betreffenden Strafbeftimmungen zu finden, wird vorläufig nur 
in geringem Umfange in Erfüllung gehen. 

Devor noch die Berathung im Reichstage felbft begann, wurde auf 
Grund vorheriger Vereinbarung unter den fiberalen Parteien als feft- 
ftehende Thatſache angenommen, daß die entjcheidende Mehrheit der Ver⸗ 
fammlung fi) auf eine eingehende fachliche Berathung des Entwurfs in 
feinen wichtigften Theilen überhaupt nicht einlafjen, vielmehr nur einzelne 
Punkte zu eigentlicher legislativer Erwägung herausnehmen werde. Diefer 
vorgängige Beſchluß wurde beim Beginn der erften velung bon einem der 
Führer der Reichſstagsmehrheit Namens derjelben auf's Beftimmtefte an- 
gefünbigt und ein dem entjprechender Antrag für die geſchäftliche Behand⸗ 
ung der Borlage eingebradit. 

Die Bundesregierungen fanden ſich daher gleich beim Be» 
ginn der erften Beratbung einer durchaus beftimmten thatſäch— 
lien parlamentarifden Situation gegenüber, auf deren 
Henderung im Großen und Ganzen die weitere Erörterung 
faum einen erbebliden Einfluß üben fonnte. 

In Harer Erkenntniß diefer Tage hielt der Reichskanzler Fürft Bis⸗ 
mard den Augenblid nit fir angethan, um etwa unter Einfegung des 
vollen Gewichtes der Wegierungsauffafjungen und Weberzeugungen eine 
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moralifche Einwirkung auf die fonft vegierungsfreundliche Mehrheit bebufs 
fofortiger Berftändigung über die ſchwebende Frage zu üben, fondern er 
beichränfte fi) darauf, den Standpunkt der verbündeten Regierungen zur 
Strafgefegreforın mit Bezug auf die innere Reichspolitik und deren weitere 
Entwidelung Harzulegen. — — — 

Der Reichstag hat nach kurzer Beratbung, ganz wie es im voraus 
unter den Parteien feftgeftellt war, befchlofien, daß nur einige wenige und 
apar im Ganzen die minder wichtigen Beitimmungen des Entwurf einer 

ommiffion zur weiteren Borberathung überwiefen werden, die übrigen 
Anträge aber alsbald im Haufe felbft zur Erledigung, und zwar nach den 
ausgeſprochenen Abfichten der Antragfteller größtentbeils zur ablehnenden 
Erledigung gelangen ſollen. — — — 
ie die Kegierungen fi durd ihre Ueberzeugung von 
dem praftifhen Bedürfniffe verpflichtet gefühlt haben, bie 
Aenderung des Strafgefeges zunähft in Anregung und zur 
Erörterung zu bringen, jo werden fie die Frage auch ferner 
nicht ruhen laffen dürfen, und die wiederfehrenden Wahlen 
werden dem Lande Gelegenheit bieten, in die Erörterung des 
Bedürfniffes mit einzutreten. 

Daß die Regierungen früher als die Abgeordneten fich von dem Bor» 
bandenfein und der Bedeutung gewiſſer focialer Gefahren überzeuden, liegt 
in der Natur ihrer fortdauernd auf da8 Ganze gerichteten Stellung und 
Aufgabe, — zu den Pflichten der Regierung gehört eben die unabläjfige 
Borforge für das öffentliche Wohl, und diefelbe darf nicht erft dann wach⸗ 
fam und wirkſam werden, wenn der Zuſtand der äufßerften Gefahr und 
Nothwehr bereit eingetreten ift. 

Schon jest ift in weiten, auch liberalen Kreifen anerlannt, 
daß das Strafgejeg dem friedlichen Bürger, ſowie dem Wäch⸗ 
ter des Gefeges und den allgemein ftaatlihen Intereffen nidt 
Binreihenden Schuß gewähre, — und der Reichstag wird, 
wie fchon die erfte Berathung gezeigt hat, fi dem nicht ent— 

iehben können, den Vorſchlägen des Bundesraths wenigſtens 
in einigen erheblichen Punkten entgegenaufommen. Schon die 
gegenwärtige erfte Anregung der Neform wird anjdheinend 
nicht ohne einige danfenswerthe Ergebniffe für die Siherung 
des inneren Friedens und der Achtung vor dem Gefexe bleiben. 

Die Regierungen find daher gewiß nicht der Meinung, „eine 
Schlacht verloren oder abgebrodhen zu haben“; — man darf 
y ihrer Meberzeugungstreue und Beharrungsfähigkeit das 

ertrauen begen, daß fie von der Hoffnung umd von dem 
Streben nicht ablaffen werden, die erften Erfolge unter der 
wachfenden Zuftimmung und Unterftügung der öffentliden 
Meinung in künftigen Xegislaturen zu vernollftäudigen.“ 


1876. Die zweite Berathung des Gefehentwurfd fand in ber 
legten Woche des Januar ftatt. Die Kommilfion hatte 
mehrere der ihr zur Worberathung überwiejenen Beitim- 
mungen zur Annahme empfohlen, darunter auch die oben 








1876. 


199 


vom Reichskanzler, vom Standpunkte des auswäͤrtigen 
Amtes, als unmittelbar dringlich bezeichneten Paragraphen. 


Dagegen wurde der Verſchaͤrfung der Strafbeſtimmungen 
gegen politiſche Vergehen der lebhafteſte Widerftand ent- 
gegengeftellt. 

Der $. 130 der Vorlage, weldher eine ftrenge Beftrafung 
der Öffentlihen Angriffe gegen die Snftitute der 
Ehe, der Familie und des Cigenthums bezwedte, 
wurde in der zweiten Leſung namentlich von dem preußi- 
hen Minifter ded Innern Grafen zu Eulenburg vers 
theidigt. Er gab in eingehender Rede ein Bild von dem 
Mejen und Treiben der Socialdemofratie, und knüpfte 
daran Namend der Bundedregierungen die dringende Bitte, 
die Waffen des Geſetzes gegen dieſes Treiben zu gewähren, 
ehe es zur Meberwindung defjelben mit friedlichen Waffen 
zu pät ſei. 

Der Paragraph wurde jedoch (nachdem für ein Amen 
dement, welches den Grundſatz der Vorlage aufrecht zu er⸗ 
halten ſuchte, nur die fonjervative Partei geftimmt hatte) 
zuletzt einftimmig abgelehnt. 


Angenommen wurden dagegen: 


1) der fogenannte Kanzelparagraph gegen Geiftliche, 
weldhe in Ausübung ihres Berufd oder öffentlih „Ange- 
legenbeiten des Staates in einer den öffentlichen Frieden 
gefährdenden Weile erörtern,” 


2) der fogenannte Duchesneparagraph (gegen Die 
jenigen, welche Andere zur Begehung eined Verbrechens ꝛc. 
auffordern, oder eine ſolche Aufforderung annehmen), 


3) der fogenannte Arnimparagraph (gegen Beamte 
ded Audmärtigen Amted, welche die ihnen amtlich anver- 
trauten oder zugänglichen Schriftftüde oder die ihnen er⸗ 
theilten Anweiſungen widerrechtlich mittheilen 2c.). 
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Mifbräude und Gefahren auf dem Gebiete der Prefie. 
9. Februar. Rede des Fürften Biömard bei der brittn Be 
rathung der Strafgejehnovelle. 

(Berbreitung faliher Thatfahen; — bie vermeintlich offizisfe 
Brefie; — falfche Kriegsgerlichte; — bie ſozialdemokratiſche Prefie; 

— bie Kreuz- Zeitung.) 

„Ich babe nicht die Abficht, meine Herren, in der dritten Berathung 
den Berfuch zu machen, auf die Aenderung ihrer früheren Abftimnumgen 
eine Einwirkung zu üben. Aber da ich den beiden erften Berathungen 
Krantheitshalber nicht beimohnen Tonnte, jo entnehme ich aus der ziemlich 
einftimmigen Verwerfung diefer und anderer Paragraphen eine gemifle 
Berpflihtung, die Gründe einigermaßen zu rechtfertigen, die die verbän: 
beten Regierungen überhaupt dahin gebracht haben, derartige Anträge zu 
fielen, ohne daß fie in diefer Sigung auf eine Annahme fich wejentlich 
Hoffnungen machten. 

ch bin dabei nicht der Anficht, wie ein verehrtes Mitglied der 
Fortſchrittspartei, daß verantwortliche Dlinifter überhaupt Anträge nicht 
einbringen dürften, deren Annahme fie nicht vorausfehen. Einmal iſt das 

—— und fehlt uns die Propbetengabe danır aber ift, wie ich glaube, 
mit Verkündigung eines ſolchen Grundfages der monardifche Boden ver- 
laſſen und der der republifanifchen Selbftregierung der gefegebenden 
Berfammlung betreten. Ich würde dann, wenn ich diefen Sag annehmen 
müßte, nicht mehr Miniſter des Kaifers fein, ſondern Minifter der Ber: 
fammlung. Es ift da8 eben ein mejentliches Unterfcheidungs » Drerfmal 
der republifanifchen und monarchiſchen Berfaffung, in der wir im Reiche 
leben. Ich nehme für uns da8 Recht in Anſpruch, auch ſolche Anträge 
einzubringen, von’ denen wir mit siemlicher Wahrfcheinlichkeit vorausſehen, 
daf fie verworfen werden, um eine Erörterung darüber anzuregen im 
diefen Räumen und im Lande, eine Erörterung, die, wie ich ſchon 
bemerfte, fich jahrelang binziehen fann, und um unter Umftänden 
von einem Reihstag zum anderen zu appelliren, biß etwa bie 
Uebergeugung in der Regierung fich ändert. 

3 handelt ſich um verjchiedene Mißbräuche und verfchiedene Ber: 
eben, die durch Die le begangen werden Fünnen. Im Wefentlichen 
ommt ed mir augenblidlicy darauf an, die Schäden näher zu berühren, 
die durch Verbreitung erdichteter und entftellter Thatſachen unferem Ges 
meinwejen zugefügt werden. Ich erwähne in erfter Linie dabei die aus⸗ 
wärtigen Berbältniffe, die Entftellung der Sachlage in Bezug auf Krieg 
und Frieden. Laffen Sie mich mit kurzen Worten die Kriegslügen nennen, 
die feit zwölf Jahren, ja feit länger, die ängftlihen Gemüther verwirrt 
und nicht unmefentlich dazu beigetragen haben, daß die Geſchäfte fo dar- 
nieberliegen, wie e8 der Fall ift, — nicht weil durch ſolche Zeitungsar: 
tifel Krieg wirklich herbeigeführt wird, fondern weil die Keichtgläubigleit der 
Lefer und die Furcht derer, die verlieren könnten, fo groß ift, daß fie daran 
glauben, und daß diefe permanente Kriegslüge auf das Geſchäftsleben 
wefentlichen Eindrud macht. 

Wie alt diefe Rüge ift, ift mir zufällig an einem Blatte aufgefallen, — 
es ift das ein belgiſches Blatt, das im Jahre 1863 erjchienen if. 
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Da wird gelegt: 

„sn Berlin raunt man fih ins Ohr, daß es im Winter eine 
neue Duadrupel» Allianz zwifhen Preußen, Frankreich, Italien und 
Schweden geben joll. Den Anſchluß Dänemarks würde man durd 
endgültige Ueberlafiung von Schleswig. Holitein erreihen. Schweden 
jol Finnland befommen, Polen jeine alten Grenzen von 1770 wieders 
erhalten, Stalien Venedig, — Frankreich Mainz, Köln und vielleicht 
Drüffel, — Preußen würde ganz Deutſchland und vielleiht aud 
Holland erhalten.“ 

Da finden wir aljo den erften Urfprung all diefer Hetereien in 
Bezug auf das uns ſehr befreundete und durch beiderfeitig friedliche Ges 
finnungen gefhügte Holland. In vielen Blättern hat fich dieje Lüge durch 
viele Jahrgänge hindurcdhgezogen. Dabei ift e8 nicht geblieben. Sie wiffen, 
daß bald darauf nad dem Frieden mit Defterreich der franzöfifche Kriegs⸗ 
lärm folgte, ein Krieg, der fchließlich doch durch uns nicht begonnen wurde, 
und jeitdem nun find wir ununterbrochen verdächtigt worden. So viel 
ich mich erinnere, hieß e8 im Jahre 1871, wir würden nun die Oſtſee⸗ 
provinzen von Rußland erobern wollen; es waren vorzugsmweije polnifche 
Blätter, die ja jederzeit gern in der Ausſich ſchwelgen, daß ein Krieg 

wiſchen Deutſchland und Rußland ausbrechen werde. Dann kamen die 

SGerleumbungen, als dächten wir an einen Srieg gegen Defterreih, und 
dann kom bis zum Kulminationspunkt im vorigen Frühjahr dieſer Kriegs⸗ 
lärm auf Grund einiger Zeitungsartikel, welche ein das Wunderliche noch 
überfchreitende® Maß von Leichtgläubigkeit gefunden haben. 

Daß bei allen ſolchen Entftelungen der Wahrheit das Wort „offiziöfe 
Zeitung“ eine große Rolle fpielt und weſentlich gemißbraucht wird, das 
bat mich namentlid) veranlagt, Werth darauf zu legen, bei dieſer Gelegen- 
beit das Wort zu ergreifen und tiber Diefen Schwindel, der mit Dem 
Worte offizids getrieben wird, meine offene Berurtheilung auszuſprechen. 

Es ift ja nicht zu leugnen, daß jeder Regierung, bejonders in einem 
großen Reiche die Unterftügung der Prefle, die Vertretung ihrer Inter⸗ 
efjen und Wünfche in der Preffe auch auf dem Gebiet der auswärtigen 
Bolitit wünjchenswerth fein muß. Es ift deshalb wohl natürlich, wenn 
die Regierungen fich für ſolche Dinge, die fie nicht gerade in ihrem amt» 
lichen Moniteur fagen wollen, in irgend einem befreundeten Blatte fo 
viel weißes Papier offen halten laffen, wie fie brauchen, um gelegentlich 
ihre Meinung zu äußern. Als folches Blatt war früher die „Norddeutjche 
Allgemeine Beitung der Regierung von ihren Eigenthilmern, aus reiner 
Ueberzeugung, ohne Geldunterſtützung — die Eigenthlümer waren ibrer- 
feit8 wohlhabende Anhänger der Regierungspolitit — in freundlicher 
Weiſe zur Berfligung geftelt. Die Wegierung hat das Anerbieten be- 
nugt; die Zeitung hat vielleicht auch Vortheil gehabt von diefer Anlch- 
nung, — aber wie madt fih nun eine folhe Benugung? Die meijten 
Leute nehmen an, daß alle Artikel, die in einem ſolchen Blatte ftehen, ges 
wifjermaßen von dem Minifter felbft gefchrieben, wenigftens von ihm 
Durchgelefen werden, fo daß er für jeden Wortlaut verantwortlich gemacht 
werden kann; und darin liegt eben die Gefahr, die mich zulegt nötbigte, 
auf die Annehmlichkeiten, die e8 hat, feine Meinung in der Preffe außer- 
amtlich zu vertreten, abfolut zu verzichten. Der Minifter hat nun einen 
vortragenden Rath, dem er den Auftrag giebt. Nun entjpinnt fi) denn 


Furſt Bismard. II. 51 
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eine Berbindung zwilchen den Organen des Miniſteriums und bem 
Blatte; es werden auf Grund bderfelben aud andere Nachrichten mit- 
getheilt, die gerade nicht auf Antrag des Miniſters mitgetheilt werden, 
aber mitgetheilt werden dürfen und können. Aber es kaun dann in 
einem ſolche Mittbeilungen enthaltenden Blatte fliehen, was da will, 
was die Nedaltion als Lüdenbüßer bineinfegt; fo heißt e8 von Allem, 
was darin fteht, aud von Allem, was in anderen Blättern fteht, die 
nur ein einzige® Mal eine nalen erhalten haben: „ein Blatt, 
welches den Wegierungsfreifen näber fteht,”r — „ein Blatt, welches 
bekanntlich —8 Mittheilungen erhält,“ und in franzöftfchen Zeitungen 
einfach: „la feuille de M. de Bismarck“ — da ift e8 fo gut, als 
wenn ed im „Staats- Anzeiger“ geftanden hat. Nun find die Nachtheile, 
wenn aus Irrthum oder noch öfter aus böſem Willen, ohne irgend einen 
anderen Zwed, als die amtliche Politit zu ſchädigen, Nachrichten als 
offiziöß bezeichnet werden, die es gar nicht find, jehr erheblich. Sehr oit 
ift es and nur die Abficht des Zeitungsfchreibers, feiner Meimung eine 
größere Wichtigkeit dadurch zu geben, daß er Nachrichten, die er befämpft, 
als offiziös bezeichnet. Sonft würde das lefende Publikum gar nicht bes 

eifen, warum der Mann das fchreibt, oder er würde wenigftens feinen 

eruf haben, gegen eine erfundene Behauptung zu jchreiben; fowie er 
aber die zu widerlegende Behauptung als offizibs aufftellt, fo tritt er dem 
Neichslanzler perfönlich gegenüber und madt feine Darlegung damit 
wichtig. Es hat keine Dummheit gegeben, die man mir auf dicht Weiſe 
nicht imputirt hat durch das einfache Wort „offiziös“; und deshalb er⸗ 
greife ich dieſe Gelegenheit, um auf das Beſtimmteſte zu erklären, daß es 
fein offiziöſes Blatt des Auswärtigen Amts giebt, auch keine offizidle 
Mittheilungen an irgend ein Blatt ergehen. — Ich bin Unbilden 
und der Mißbräuche, die feit Jahr und Tag damit getrieben worden find, 
müde geworden. Es it für nich, ich gebe e8 zu, fehr unbequem, daß ih 
nur im „Staats= Anzeiger,“ unter Umftänden in einem anerkannt offiziöfen 
und offiziös bleibenden Blatte, der „Provinzial Eorreßpondenz,“ eine 
Meinung zur öffentlichen Kenntniß bringen kann; indefien bin ich da we⸗ 
nigſtens ficher, daß keine anderen Kukukseier mir daneben gelegt werden 
und ich da nur für das verantivortlid) gemacht werde, was entweder ich 
oder einer meiner Kollegen wirklich zu vertreten haben. — — 

Es ift allerdings ſehr leicht, einem Artikel einen offiziöfen Anſtrich 
zu geben, wenn er gewilje Mittheilungen enthält, von denen man fidyer 
jagen Tann, daß eine Zeitungsrebaltion oder der Zeitungskorrespondent 
fie in diefer Eigenſchaft nicht hat erfahren können, da fie nur von amt⸗ 
liher Stelle herrühren können; — wenn foldhe Mittbeilungen in zwei, 
drei Zeitungen gleichzeitig erjcheinen, dann ift es für jeden Umbefangenen, 
der das Geichäftsverhältnig nicht Tennt, Beweis genug, daß man es bier 
mit einer „offiziöfen“ Mittbeilung zu thun hat. Das iſt aud) in gemifiem 
Grade richtig, nur nicht offizids in Bezug auf daS Deutſche Reich, das 
find offiziöfe Mittheilungen von Korreßpondenten anderer Regierungen, 
von fremden Diplomaten. Es ift ja für jede Gefandtichaft in jedem Lande 
eine Annehmlichkeit, wenn fich zu igg ein Zeitungskorrespondent heranfindet, 
oder auch mehrere, und ſagen: Wenn Site etwas in der Preſſe zu ver 
treten haben, fagen Sie e8 mir; ich verlange fein Geld, aber wenn Sie 
mir ab und zu Nachrichten geben. — Aljo ein folder Korrespondent 
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braucht nur mit einer Gefandtfchaft in engerer Beziehung zu fteben, der 
ab und zu den Gefallen zu thun, eine Sache, die der eFandtfcaft am 
Herzen liegt, zu verfechten oder zu vertreten, natürlich jo, wie es feiner 
politifchen Ueberzeugung entjpricht, fo wird der Gefandte, infoweit er nicht 
mit Geldern ausgerüſtet ift, oder folche nicht genommen werden, um feiner 
Regierung Dienfte zu leiften, jehr gern dafür Kadrichten in den Kauf 
„ geben, die er verbreiten will, und wird fo ein anfcheinend offiziöfer Artikel 
entftanden fein, wo man ſich jagt: dad muß von der Regierung kommen 
— wer anders foll das wifien? fonft würde e8 auch nicht in Drei, vier 
Zeitungen zugleich Regen, — während legteres blos daher rührt, daß ein 

efuchter, heidhidter orrespondent, der diplomatifche Verbindungen bat, 
Fehr feiht von drei, vier und mehr Zeitungen zugleich angewandt wird, 
— das iſt ihm ja auch zu gönnen, wenn nur die Nachrichten, die auf 
diefe Weile verbreitet werden, immer richtig wären; denn der Gefandte 
fagt zu einem folchen Herrn niemals alle8, was er weiß, fondern mır 
dasjenige, von dem er wünſcht, daß es geglaubt und öffentlich bekannt 
werde, und jo entitebt, zum Nachtheil der Regierung, diefer offiziöfe Schein. 

Daß Entftellungen der Thatſachen in Bezug auf die Tage bon Krieg 
und Frieden nachtheilig auf Handel und Bertehr wirken, ift ja ganz Mar, 
und ich fchreibe einen großen Theil der Stodung in den Gefchäften diefen 
Entftellungen der Zeitungen zu. Über die eigentlihe Schuld liegt doch 
an der munderbaren Leichtgläubigkeit und an der Senfationsbedürftigkeit 
der Lejer. Namentlich die deutfchen Leſer mögen ernfte, fachlich geſchrie⸗ 
bene, belehrende Artikel über innere Angelegenheiten, die und doch zunächſt 
intereffiren, nicht leſen. Keiner lieft die gern, und fchreiben mögen die 
Redaktionen fie noch weniger gern, da8 erfordert Anftrengung und Arbeit. 
Deutſche Zeitungen follen politiihe Unterhaltungs »Lektüre fein, die man 
eben beim Schoppen gelegentlich verrichtet, und von der man eine anre- 

ende Unterhaltung, vor allen Dingen etwa Neues weit aus dem Aus⸗ 
de erwartet, 

Die Zeitungen befchäftigen fi für meinen Geihmad viel zu fehr 
mit ausländiichen Angelegenheiten. Der Schaden, von dem ich rede, trifft 
die leichtgläubigen Leute an den Börfen, und das ift ſchlimm genug. Der 
Krieg aber wird durch Zeitungs Artikel niemals herbeigeführt. In neueren 
Zeiten ift durch Wortftreitigleiten wohl ſchwerlich je ein Krieg entitanden, 
und felbft der franzöfiſche Krieg von 1870, an dem ſcheinbar die Prefie 
einen großen Antheil hatte, aber nur die Regierungspreffe, ift ganz gewiß 
nicht von der Prefje gemacht, fondern nur von der damaligen Kaiferlichen 
Kamarilla. Er fpufte ſchon 1867 vor, und die ganze Zeitungspreſſe an 
fi hätte e3 nie zum Stiege getrieben. Auf Zeitungs» Artikel bin führt 
fein Menſch Krieg, und wer für die Beängftigung der Börſe im vorigen 
Frühjahr die Artikel einiger durchaus nicht offiziöfer Blätter, — ich meine 
„die Boft“, um fie beim Namen zu nennen, fir die habe ich meines 
Willens niemals einen Artikel fchreiben laffen, am allerwenigiten den, der 
„Krieg in Sicht“ überfchrieben war, — aber ich habe den Artikel nicht 

etadelt, denn ich finde, wenn man das Gefühl hat, daß in irgend einem 

ande eine Minorität zum Kriege treibt, dann foll man recht laut 

freien, damit die Majorität darauf aufmerffam wird; denn die Majorität 

bat gewöhnlid, keine Neigung zum Kriege, der Krieg wird durch Mino- 

ritäten oder, in abfoluten Staaten, durch Beherrſcher oder Kabinette ent« 
51* 
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zündet. Aber der ift gan seat nicht des Krieges, der Brandlegung 
nicht verdächtig, der zuerft Feuer jchreit. Wenn es wirklich einen Minifter 
gäbe, der aus irgend einem gänzlich unbegründeten Zwecke zum Kriege 
drängen mollte, der würde es doch wahrlidy ganz anders anfangen, als 
daß er zuerſt in der Prefle Lärm fchlüge, damit würde er nur die Löſch⸗ 
mannſchaft rufen; vor allen Dingen müßte er doc) die Zuftimmung jeines 
Souveränd zu gewinnen fuchen. 

Dann fommt weiter binzu, wenn nun Se. Majeftät der Kaifer und 
fein Minifter einig wären, einen Krieg zu führen, — Se. Majeftät der 
Kaiſer — er hat Kriege führen müſſen, er hat fie ungerne geführt, fich 
ſchwer dazu entſchloſſen, er bat großen Ruhm darin erfämpft — iſt in 
einem Alter, mo man gewöhnlich nicht Händel fucht; fein Menſch wird 
glauben, daß Se. Majeftät der Kaifer friegsluftig fl. So lange er das 
aber nicht ift, jo ift ja Alles, was man von einen kriegsluſtigen Minifter 
ipricht, Windbeutelei und bewußte Entftelung der Thatfadhen, und alle 
Yengftlichleit darüber eine affektirte, die nicht wirklich iſt. Dann aber 
denfen Sie fid, meine Herren, meine Lage, wenn ic) vor einem Jahre hier 
por Sie getreten wäre und hätte nun ähnlich wie anno 1870, wo wir von 
Frankreich angegriffen waren, Ihnen außeinandergefegt: meine Herren, wir 
müfjen Krieg führen, ich weiß Ihnen eigentlic einen ganz beftimmten Grumd 
dafür nicht anzugeben, wir find nicht angegriffen und nicht beleidigt, aber 
die Situation ift gefährlich, wir haben mehrere mächtige Armeen zu Nachbarn, 
die franzöfiiche Armee reorganifirt fi in einer Weife, die in der That 
beunrubigend ift, ic) verlange von Ihnen eine Anleihe von 200 Millionen 
Thalern oder 500 Millionen Dart, um zu rüften. Würden Sie da wicht 
jehr geneigt gewejen fein, zunächft nach dem Arzte zu fchiden, um unter 
ſuchen zu lafjen, wie ich dazu käme, daß ich nach meiner jangen politifchen 
Erfahrung, die kolofjale Dummheit begehen könnte, jo vor Sie zu treten 
und zu jagen: es ift möglich, daß wir in einigen Jahren einmal angegriffen 
werden, damit wir dem num zuvorkommen, fallen wir raſch über unfere 
Nachbarn ber und bauen fie zuſammen, ehe fie fi) vollftändig erholen, — 
gewiflermaßen Selbftmord aus Beforgniß vor dem Tode, und das inmitten 
einer ganz behaglichen, ruhigen Stellung, mo kein Menſch gewußt hätte, 
was eigentlich für ein casus belli vorliegen könnte. — Wir haben nichts 
zuerobern,nicht8 zu gewinnen, wir find zufrieden mit Dem, was 
wir haben, und es ıft Verleumdung, wenn man uns irgend 
einer Eroberungsjudt, einer Ausdehnungsfuht befhuldigt. 

Es trat damals zu der öffentlichen Leichtgläubigleit, die ich tadle, der 
entgegenzumirten ich für unſere Aufgabe halte, es traten im vorigen Früh 
jahr noch Verhältniſſe ein, die ich hier nicht näher außeinander legen will, 
der Umftand, daß einzelne Diplomaten aus trüben Quellen fchöpften und 
wegen Mangel an Erlehrung überzeugt waren, daß dieje trüben Quellen 
reines Wafler lieferten, daß Saloneinwirlungen — Berfonen, die gefell- 
fchaftlich hoch genug geftellt waren, um mit politifchen Kreiſen in Berührung 
zu fommen, Ueberzeugungen ansſprachen, die irrthümlich waren, weil eben 
diefe Berfonen noch nicht eingeweiht genug waren, um ein politiſches Urtheil zu 
baben,. vielleicht auch nicht unparteirfch genug, um das Deutſche Reich wohl⸗ 
wollend zu beurtbeilen; ich nenne feine Namen, aber ich Fönnte fie nennen. 
Es giebt ja hochgeftellte Perfonen, die als politiihe Orakel gelten, ohne 
amtlich dazu berufen zu fein; Perſonen, die auch mit einem An- 
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dein von Offiziöfität und Glaubwürdigfeit korrefpondiren, 
aber mit Unredt. 

Nun, der Frieden, den wir alle zu erhalten wünfchen, ift fo gut der 
Ihrige wie der unfrige. Wenn Sie fi nicht überzeugen können, daß die 
von den Regierungen wahrgenommenen Schäden ftark genug find, um ihnen 
Abhülfe zu geben — gut, fo wollen wir diefelbe Gefahr mit Ihnen be= 
fteben; Sie Fllen und nicht vormwerfen, daß wir furchtfamer feien ala Sie! 
Aber wir haben uns von der Berantwortlichleit befreit, wenn die Verbält- 
nifje nachtheiliger werden, von der Verantwortlichkeit, die man der Negie- 
rung zufchteben könnte, daß fie den Beruf gehabt babe, den erften Schritt 
zu einer Derbefferung der Lage zu thun. 

Die Geſchäfte leiden aber auch unter einer anderen Art von 
Preſſe — ih möchte fie diejenige nennen, die im Dunkeln wirkt, nur bei 
dem Lichte von einer Blendlaterne. Die Zeitung, da8 Wochenblatt, was 
einem Manne von wenig Mitteln und wenig Bildung behändigt wird, der 
feine Art von Kontrole hat, die Irrthümer, ja dreiften Rügen, die ihm darin 
aufgebürdet werden, irgendwie zu bemeijen, die Zeitung, die ſich in folchen, 
in den ärmeren und unzufriedeneren Kreiſen der Bevölkerung einniftet, die 
bat ein leichtes und ſicheres Spiel, indem fie den gemeinen Mann, der da 
glaubt und mit Recht glaubt, daß er in einer unangenehmen Rage ift, dahin 

etbört, daß er — mit Unreht — wähnt, er könne durch weniger Arbeit 
und durch eine Anweilung auf das Vermögen feiner Mitbürger der eigenen 
Noth dauernd abhelfen, daR es dauernd möglich wäre, mehr zu genießen 
und weniger zu arbeiten, al8 nach dem allgemeinen Angebot und Bedarf 
der Arbeitäfrötte eben drin ſteckt. Auch diefe Art von Preſſe hat uns weſent⸗ 
Lich gejchadet und zurückgebracht; die jozialiftifchyedemofratifhen Um— 
triebe haben mefentlich mit dazu beigetragen, den gefhäftlichen Drud, unter 
dem wir uns befinden, zu ſchaffen; de baben ganz gewiß die deutiche Arbeit 
vertheuert und vermindert, und ihr Produft ift, daß der deutfche Arbeitstag 
nicht mehr daS leiftet, was der franzöfifche und der engliſche Arbeitstag 
Leiftet; der franzöfijche Arbeiter arbeitet an einem Tage mehr, als der deutfche, 
und gefchidter; wir find zurüdgelommen in der Arbeit, und dadurch haben 
wir aufgehört, Tonfurrenzfähig zu fein. 

Daß wir zurlidgelommen find, jchieben wir wefentlich den fozialiftifchen 
Umtrieben zu, die die Leute auf unbeftimmte, unrealifirbare Hoffnungen 
fünftigen Glückes verweifen und fie dadurdy von dem, was in diefer Welt 
allein fie erhält und trägt und ihnen möglichft viele Genußmittel verfchaffen 
fann, von regelmäßiger, fleißiger Arbeit, die früher bei den Deutichen 
fprühmörtlih und eigenthümlicdy war, abziehen; und deswegen Klage ich die 
Führer der Socialiften an, daß fie an der Noth, in der fich der Arbeiter- 
ftand heutgutage befindet, weſentlich mit ſchuld find; fie haben die Leiſtungs⸗ 
fähigfeit der deutichen Arbeit vermindert und unfere Konkurrenzfähigfeit 
den Fremden gegenüber herabgedrüdt. Sie, meine Herren, haben e8 abge- 
lehnt, auch dagegen Hülfe zu gewähren. Aber Sie haben doch die Gefahr, 
die darin liegt, nicht verfannt; ich denfe daher, Ste werden Ihrerſeits num 
auch darüber nachdenken, wie fi) dem etwa Abhülfe fchaffen läßt; font 
gehen wir einer Abhilfe eutgegen, die allerdings eine fehr fchmere ift, 
nämlich der, daß wir bis zu einem gewillen Maße verarmen werden, bevor 
Beſſerung eintritt. Wenn diefe Zuftände fortwirten, dann wird das ihr 
Heilmittel fein, die Zuchtruthe, die Gott über diefe Ercefje verhängen wird, 
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Aber follten wir nicht da& Unfrige thun, um dem en, baß dieſe 
Steafe der Berarmung, des Rüdgangs der deutfchen Produktion im Ber- 
gleich zur anderen, eintritt? Der Framzöftfee Arbeiter fchafft heute im jeder 
einzelnen Stunde mehr, als der deutjche Arbeiter; das können Sie täglich 
bei unferen Bauarbeiten, bei denen Franzoſen verwendet werden, fehen. 

Alfo, meine Herren, wenn Sie dem in der Weiſe, wie wir e8 vor» 
ſchlugen, nicht abhelfen wollen, fo erwarten wir, daß vielleicht im ber 
nächſten Seifion andere, neue Borfchläge Ihre Zuftimmung finden werben, 
— oder es fei denn, Sie wollen e8 abwarten, wie es wirb, wenn ber 
Schade erft meiter frißt, und dann erſt zur Abhülfe übergehen. 

Einftweilen glaube ih, daß es fchon helfen würde, wenn wir den Uebeln 
mit den Mitteln, die von dem Strafrichter ganz unabhängig find, feſt ent- 
egentreten. Mit Tadel und Belehrung von der Schule ab und von der 
Berbefferung der Schuleinrichtungen verjprecdhe ich mir eine Reaktion gegen 
diefe Irrthümer; aber ich möchte Sie doch jetzt ſchon auffordern, den fo- 
zialiftifchen Agitationen anders als bisher entgegenzutreten. 

ch glaube, daß wir und durch offene Erörterung diefer Fragen im 
gaufe und in der Preſſe gegenfeitig Waffen in die Hand geben und den 
egengründen gegen den Unfinn, daß irgend Jemand die gebratenen Tauben 
in den Mund fliegen, eine ſolche Verbreitung geben, wie fie nur durch das 
Spradrohr von Bier aus erreicht wird, und daß wir unjeren Wählern mit 
dem Rezept an die Hand gehen gegen die Trugſchlüſſe und umrichtigen 
Lehren, die im Sozialismus, wie er ſich bei uns verkörpert hat, enthalten 
find — in dem Maße, daß die Mörder und Mordbrenuer der Barifer 
Kommune hier eine öffentliche Lobeserhebung vor dem Reichstag erhalten 
haben. Den Wegweifer zu den Zielen der Barifer Kommune finden wir 
auf allen Wegen der Sozialiften, und ich glaube, e8 wäre jehr viel nüg- 
licher, die ſozialiſtiſchen Blätter mehr zu verbreiten. Es find das eben 
Gebilde, die von dem VBerführten nur im Dunkel unter der Blendlaterne 
der Berführer gefehen werden; wenn fie hinreichend an die Luft und Sonne 
fommen, fo nüflen fie in ıhrer Unausführbarteit und verbredherijchen 
Thorheit erkannt werden. 

Dann, meine Herren, hat die Entſtellung der Thatfachen noch ein Ge⸗ 
biet ergriffen, das ja ſchon mehrfach in diefen Tagen bier berührt worden 
ift; es iſt Dies das Verlegen unferer inneren Diskuflionen von dem fachlichen 
Gebiet auf das verfönfiche Gebiet. Man bemüht fich nicht, ſachlich queier 
legen und zu dißfutiren, fondern man bemüht fich, nachzuweifen, daß der 
Gegner eigentlich ein fchlechter Kerl fei; man fpürt in feinem Privaileben 
nad, ſucht irgend eine wunde Stelle zu finden, übertreibt diefe, — hırz 
und gut, betreibt mwejentlich Berleumdung. Auch dagegen könnten wir mit 
einem entfchloffenen fittlichen Gefühl viel thun — nicht gegen alle Fleinen, 
wobl aber doch gesen große Blätter. 

Wenn ein Blatt, wie die Kreugzeitung, die für dad Organ einer 
weit verbreiteten Partei gilt, fich nicht entblödet, die ſchändlichſten 
und (agenhafteien Berleumdungen über hochgeſtellte Männer 
in die Welt zu bringen, in einer ſolchen Form, daß fie nach dem Urtheil 
der höchſten juriftiichen Autoritäten grarlie nicht zu fallen iſt, aber doch 
derjenige, der fie gelefen hat, den Eindrud bat: hier wird den Mini 
vorgeworfen, daß fie unxedlic gehandelt haben, — wenn ein ſolches Blatt 
fo handelt und in monatelangem Stillſchweigen verharrt, trogdem das alles 
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Lügen find, und nicht ein peccavi oder erravi fpricht, fo ift daB eine 
ebrlofe Berleumdung, gegen die wir alle Front machen follten, und 
Niemand follte mit einem Abonnement ſich indirekt daran betbeiligen. Bon 
einem ſolchen Blatte muß man ſich losſagen, wenn das Unrecht nicht ge⸗ 
fühnt wird; Feder, der es hält und bezahlt, betheiligt fich indireft an der 
Lüge und Berleumdung, die darin gemacht wird, an Berleumdungen, wie 
Die „Sreuzzeitung” fie im vorigen Sommer gegen die höchften Beamten des 
Reichs enthalten hat, ohne die leifefte Andeutung eines Beweiſes und mit 
eimer komiſchen Unwiſſenheit in den Perfonalgefhichten, die fie dabei zur 
Schau trägt. 

Alfo, meine Herren, ich glaube, wir können außerhalb des Strafgefeßes 
fehr viel thun! Wenn wir Alle — und es ift doch die große Mehrzahl, 
ih will Niemanden ausnehmen unter uns, — die Sinn für Ehre und An- 
fand haben, für riftliche Gefinnung und Sitte — Alle, welche die chrift- 
liche Geſinnung nicht blos als Aushängeſchild für politifche Zwede brauchen 
— wenn wir alle zufammenhalten in einer Ligue gegen die Schlechtigkeiten, 
die ich eben bezeichnet habe, und fie verfolgen, Jeder vor feiner Thür und 
fie einmüthig in Bann halten, jo werden wir mehr erreichen, als mit dem 
Strafrichter.“ 


Februar. Erklärung in der Kreuz-Zeitung, — und wei= 
tere Zuſtimmungserklärungen. 


„Bon einer Anzahl bier anweſender Barteigenofjfen ift uns folgenbe 
Erflärung zur Beröffentlihung zugegangen: 

Der Reichskanzler Fürſt von Bismard hat in der Reichstagsſitzung 
vom 9. Februar fi dahin geäußert, daß Jeder, ber die Kreuzzeitung halte und 
bezahle, fi indirect an Lüge und Verleumdung betheilige. 

Als trene Anhänger ber Königlihen und confervativen Fahne, weilen wir 
dieſe Aufhuldigungen gegen die Kreuzzeitung und die gefammte durch fie vertre- 
tene Bartei auf bas Entichiebenfte zurüd. Wir bedauern, daß ber erfte Diener 
der Krone zu berartigen Ditteln greift, um eine Partei zu bekämpfen, bie er 
Jahre lang als zuverläffigfte Stüte des Thrones anerkannt hat. 

So wenig wie bie fhmerzlichen Erfahrungen der letzten Jahre vermocht 
haben, uns in unferer Königstreue und in unjeren Gruubfägen zu erjchlittern, 
fo wenig wird auch ber letzte und verlegendfte Angriff gegen bie Partei und ihr 
Organ ım Stande fein, und von ber Zeitung zu trennen, welche furchtlos und 
treu noch ſtets ihren Wahlſpruch: „Mit Gott für König und Vaterland“ vere 
fochten und alle Verſuche, ihr beizukommen, erfolgreich abgefhlagen bat. 

Wenn aber ber Herr Neichslanzler im Anfchluß an den oben angeführten 
Ausspruch die Aufrichtigkeit unferer chriſtlichen Geſinnung in Zweifel zieht, fo 
verfhmähen wir es ebenfo, mit ihm darüber zu rechten, wie wir es zurückweiſen, 
die gegebenen Belehrungen über Ehre und Anftand anzunehmen.“ 


Sm Reichs- und Staatd-Anzeiger werden die 
Namen der „KreuzzeitungdsDeclaranten" abs 
gedrudt. 
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Der Smvalidenfonds und die Finanzverwal— 
tung des Reichs. 


„Provinztals Eorrespondenz” vom 9. Februar. 


„Die Verwaltung des Invalidenfonds war feit längerer Zeit in regterunge- 
feindfichen Kreifen zum Gegenſtande dunkeler Anlagen und Verdächtigungen gegen 
bie oberftien Finanzbehörben des Heiches gemacht worden. Es wurde bebanptet, 
baß ber Fonds durch die theilweife Anlegung in Eifenbahn- Prioritäts - Chliga- 
tionen eine [were Schädigung erfahren babe. 

Als nun dem Neichötage beim Beginn der Seifton eine Vorlage gemacht 
wurbe, welche eine Aenderung bes Geſetzes über den Invalidenfonde grade ım 
Betreff ber angelauften Prioritäts- Obligationen, nämlich eine SHinausfchiebung 
bes Termins zur anbermweitigen Belegung der Gelder, verlangte, war volle Ge⸗ 
legenbeit zur Geltendmachung und zur —* jener Bedenken und Anlagen 

egeben. 
ß In der That wurde ſchon bei der erſten Leſung des Geſetzentwurfs von 
ultramontaner Seite dem Mißtrauen gegen bie Finanzverwaltung Ausbrud ge⸗ 
geben und eine gründliche Unterſuchung der Sache in einer beſonderen Kommiſſion 
beantragt. Die Mehrheit bes Reichstags freilich war auf Grund ber von Seiten 
der Verwaltung von vorn herein gegebenen Erklärungen nicht geneigt, fidh jeuem 
Mißtrauen anzuſchließen, — unter alljeitiger Uebereinftimmung wurbe jedoch bie 
Angelegenheit Behufs näherer Prüfung ber Bubgetlommilfion überwieſen. 

e Bubget- Kommilfion bat nun nad forgfältiger Unterfuhung unb Er- 
Örterung einen umfafjenben Bericht über bie Lage ber Sache erftattet. 

Die Kommilfion ift bei ihren Erwägungen davon —— daß in 
Folge der thatſächlich vorhandenen Schwierigkeit, Eiſenbahn⸗Prioritäts-Obliga⸗ 
tionen jetzt auf den Markt zu bringen, eine gewiſſe Beſorgniß und ein Mißtrauen 
in Betreff der in Rede ſtehenden Belegung bes Invalidenfonds in einzelnen 
Kreifen in der That befteben. 

Wiewohl von der Kommilfion dies Mißtrauen in Feiner Weile getbeilt 
wurde und ihrer Meinung nad es an jedem beredtigten Grunde und Anbalts- 
punkt bierfür gebricht, glaubte fie ſich dennoch im Intereffe aller Betheifigten ver- 
pflichtet, den Erwerb und den Werth ver für ben Reichs⸗Invalidenfonds ange- 
Ihafften Werthpapiere, namentlich ber in diefem befindlichen Cifenbahn - Brioritäte- 
Obligationen ohne Staatsgarantie, uud alles, was fi auf den Erwerb bezicht 
und damit zufammenhängt, forgfältigft und genaueftens zu unterfuchen unb zu 
prüfen und feinen Umftanb unermittelt zu laſſen, welcher zur Aufflärung ber 
Sade dienlich fein könnte. 

Außer den Erklärungen, weldhe von den Regierungs- Kommiffarien mänd- 
fih gegeben wurben, bielt die Kommiffion Behufs allfeitiger vollſtändiger Auf 
Märung der Sache noch bie fchriftlihe Beantwortung einer Reihe beftimmter 
Fragen für erforderlich, welche Seitens der Finanzverwaltung in eingehender und 
vollfländigfter Weife gegeben wurde. 

Die Unterfuhung und Prüfung des gefammten Materials Seitens ber 
Kommiffton führte zu folgenden, vor Allem ausgeſprochenen Ergebnifſen: 

Die im Beflg ber Reichsfonds befindlichen Cijenbahn - Brioritäts - Oblige- 
tionen find flet um die damaligen Tagescourſe berfeiben angelauft worben, fe 
daß jeder Anhaltspunkt für Die Annahme irgend einer nicht ganz lautern Ber- 
fahrensweife fehlt und daher keinerlei Grund zu Mißtrauen gegeben if. 

Die Gefeglichkeit der Kapitals» Anlage und des Verfahrens wurde von ber 
Kommiſſion einftimmig anertannt. 

Nah der Anfiht der großen Mehrheit ber Kommiifion iſt die Sicherheit 
ber beiprochenen Eifenbahn - Prioritäten in Bezug auf ihre Berzinfung nicht zu 
bezweifeln und kann auch von wirklichen Berluften ebenjo wenig wie von einer 
Gefahr für die Fonds und die darauf rubenden Anſprüche geiprodhen werben. 
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Bet ber Beratbung im NReichötage felbft wurde von Seiten ber ultramon- 
tanen Bartei von Neuen behauptet, daß ber erfolgte Anlauf von Prioritäte- 
Obligationen wenn auch nicht mit dem Buchſtaben bes betreffenden Geſetzes, wohl 
aber mit bem Geifte beffelben im Widerſpruche geftanben babe; das Geſetz babe 
für den Anlauf eine Friſt bis zum 1. Iuli 1875 gewährt, und nur deshalb, 
weil das Neichslanzler- Amt die Belegung bereits bis zum 1. Oktober 1873 be- 
wirkt habe, fei es nöthig geweien, fo große Summen in Eifenbahn- Prioritäten 
anzulegen, welche jetzt nicht verlänflich jeien. Es wurbe ein ausdrückliches Tadels⸗ 
ootum in biefer Richtung vorgeichlagen. 

Der Präftdent des NReichelanzier- Amtes, Staatsminiſter Delbrüd, nahm 
bie ganze moralifche Berantwortlichleit für das, was gefchehen, für fih in An- 
ſpruch, erllärte aber zugleich, es jet fo gehandelt worden, lebiglih um für das 
Reich fo viel Verlufte zu vermeiden, als möglih. Für die Berwaltung wäre es 
ja gewiß äußerft bequem geweſen, bis zum letten Termin, ven das Geſetz zuge⸗ 
laffen, bi8 zum 1. Juli 1875 zu warten, welche Anleihen fih etwa fir den In⸗ 
validenfonds darbieten würben, — aber der Fonds hätte darüber einen großen 
Betrag an Zinien verloren und demzufolge aus feinem Kapital zuſchießen müſſen. 
Er wies nad, daß, wenn jo verfahren worben wäre, wie die Antläger ber Ber- 
waltung es nachträglich als richtig erllären, 15 Millionen weniger an Zinfen 
für den Invalidenfonds vereinnahmt worben wären. Er führte ferner aus, daß 
bie Berwaltung gern anbere Wertbe zur Anlage benutzt hätte, aber man habe fie 
nicht nehmen Fönnen, weil eben feine da waren. Schließlich erklärte er, daß bie 
Finanzverwaltung des Reiches der Entieibung des Neichötages Über das von 
ultramontaner Seite geftellte Tadelsvotum ruhig entgegenjebe. 

Aus den Reiben der Mehrheit wurde auf Grund biefer Erffärungen zu- 
nächſt zugeftanden, daß bie Finanzverwaltung ſchon bei ihren urfprünglihen Ab⸗ 
fihten in Betreff der Anlegung des Invalidenfonds eine weitere Borausficht be- 
währt babe, als ihre Gegner; — in Bezug auf den ultramontanen Antrag aber 
wurde ausgeſprochen, daß das heabfichtigte Mißtrauensvotum fih in ein Ver⸗ 
trauensvotum Seitens der Mehrheit verwandeln müffe. 

In der That wurbe der Antrag der Ultramontanen von ber Gefammtheit 
aller andern Parteien zurildgewiefen, dagegen ber Gefegentwurf wegen Hinaus- 
fhiebung der Frift für die anderweitige Anlegung bes Fonds bie zum Jahre 
1880 angenommen. 

So groß der Werth ift, welcher auf ben Ausfpruch der weit Üüberwiegenben 
Mehrheit des Heichetages an und für fich zu legen tft, fo iſt e8 doch noch von 
größerem Werthe, Daß durch bie allfeitigen vollftänbigen Darlegungen und Er- 
Härungen der Finanz-Berwaltung über ihr ganzes Verhalten in biefer Ange- 
legenheit für Iebermann klar und überzeugend nachgewiefen ift, daß alle jene 
Berbäctigungen, welche nicht blos gegen die Verwaltung des Invalidenfonds, 
fonbern davon ausgehend, gegen die Finanzverwaltung überhaupt in gebäfftgfter 
Weile gerichtet worben find, alles und jedes thatſächlichen Grundes entbebren. 

Diefe Verbächtigungen gegen Reichsbehörben waren um fo bebenflicher und 
verwerflicher, als ſie in Zuſammenhang gebracht waren mit den Anlagen gegen 
die jchweren Verirrungen unb tiefen fittliden Schäden des Spekulationstreibens 
ber letten Jahre. Mit einer unverkennbaren Befliffenheit wurde von den Gegnern 
ber Regierung bie Auffaffung verbreitet, als fei jenem Treiben Seitens der Fi⸗ 
nanzverwaltung des Reiches und zwar zu Gunften einzelner einflußreicher Führer 
der Reichstags» Mehrheit Vorſchub geleiftet worben. 

Es konnte deshalb nicht fehlen, baß die Berathung ber frage bes Inva⸗ 
Ndenfonde im Reichstage zu erregten Auseinanberfegungen zwijchen den Parteien 
über jene Verbächtigungen ber PBarteiblätter Anlaß gab, Auseinanberfegungen, 
welche voransfihtli auch in den Verhandlungen des preußifchen Landtags wei⸗ 
teren Wieberhall finden werden. 

Wenn es bie Finanzverwaltung bes Reiches ſelbſtverſtändlich unter ihrer 
Würde finden mußte, fich ihrerfeits gegen bie Anklagen erwähnter Art auch nur 
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mit einem Worte zu vertheibigen, fo wirb body bie —— Kiariegung ihrer 
Schritte in Bezug auf ben Suvalibenfonbe dazu beigetragen das 
a lkten » ben Charakter und Werth ber betreffenden manöver überhaupt 
aufzuklären 


Vom preußifchen Sandtage 1876. 


16. Januar. Eröffnung der Seſſion durch den Vice⸗Präſi⸗ 
denten ded Staatd- Minifteriumd Finanz Minifter Gamp- 
haufen. 


Die Bereinigung Lanenburgs mit der reufifdhen 
Monarchie. 
3. April. Aeußerungen des Fürſten Bismarck. 
Bei der erſten Leſung im Abgeordnetenhauſe. 
Mit Bezug auf die Benennung: „Kreis Herzogthum Lanenburg.” 
„sh Tann in meiner Eigenſchaft als Minifter des Landes verfichern, 

daß die große Mehrheit der Einwohner von Lauenburg erheblichen Werth 
legt auf ihre Vorgeſchichte und auf die Stennzeichnung dieſer Borgejchichte 
durch die Benennung, die auch von der rechtmäßigen Yandesvertretung 
angenommen ift. Ich kann jagen, daß ic) felten in einem jo einen Rande 
ein ftarfe8 Gefühl von (otafifirtem Nationalftolz gefunden habe, wie in 
dieſem Herzogthum, was fi nicht gern Herzogthum Lauenburg nennen 
läßt, fondern die alten Leute nennen es Herzogthum Sachſen oder Herzog 
thum Niederfachfen, das ift der landesübliche Ausdrud, und gerade daß 
dies ber letzte Ueberreſt des alten großen Herzogthums Niederſachſen ge 
weſen ift, bis die Iauenburgifhen Herzöge außftarben, fieht die Einwohner: 
ſchaft de Landes in ihrer Majorität, — ganz abgefehen von der Ritter: 
fchaft, ich glaube, daß die viel eher darüber beruhigt jein würde, aber 
dag potentefte Element ift eine fehr ftarfe und gr übige —— 
und dieſes dort vorherrſchende Element, glaube ich, würde es ba 
anerfennen, wenn Sie dem Selöftgefühl, daß diejes Meme Land — * 
ein felbſiſtindiges und nicht unwichtiges Herzogthum gewefen ift, im der 
Benennung Rechnung tragen, — e8 Toftet Ihnen ja gar nichts.“ 


Mit Bezug auf die Beſtimmung des Entwurfs: 
„An dem provinzialfänbiichen Berbande von Schleswig - Holſtein 
nimmt das Herzogthum nicht Theil.” 
„Der Herr Vorredner hat das hohe Haus erſucht, der Regierungt⸗ 
vorlage nicht beizutreten. Dieſe Ausdrucksweiſe trifft bier nicht gang zu 
Für Sie, meine Herren, kann es ſich allerdingd nur um eine Borlage 
der preußiſchen Regierung handeln, für die —— Fa * 
aber handelt es noch um eine andere Seite der 
ein Abkommen mit den lauenburgiſchen Ständen. Diele Stände find 
Hein und machtlos neben dem großen preußiſchen Landtage, aber anf ihr 





81l 

1876. 

Recht zum Mitreden, infomeit als es erforderlich ift, um dem ganzen 
Abkommen hier den Charakter eines Abkommens, eines freiwillig auch von 
dem ſchwächeren Theil genehmigten Ablommens zu gewähren — infoweit 
muß die Königliche Negierung do darauf halten, daß auch dem Deraog- 
thum Lauenburg das Hecht zum Mitreden gegeben wird. Nun haben die 
lauenburger Stände fih ausdrücklich gegen eine volljtändige Berfchmelzung 
zu einer Provinz mit Schleswig⸗ Holflein verwahrt. Ob das eine Folge 
der Abneigung ijt, die ich in dem Maße nicht bemerkt babe, die auf ber 
aften Grenze der Holften und der Sachſen berrfche, laſſe in dabingeftellt 
fein; aber wenn das der Fall wäre, fo wurde ich den Wiberftand ber 
Lauenburger dagegen, einer großen Majorität, die ihnen abgeneigt ift, 
außgeliefert zu werden, doch noch in höheren Diaße begreifen. 

Es fann ja jein, daß die gegen diefe Annerion bei den Tauenburgern 
unzweifelhaft vorhandene Abneigung vielleicht ſchwindet, wenn fie in dieſem 
engeren land8mannfcaftliden Berbande die Schleswig- Holfteiner näher 
fennen lernen; dann finden fie fie vielleicht liebenewätrbiger. ala bisher 
bei der langen und ftrengen Abiperrung von einander. 3 wenigfiens 
ift e8 ja aud) fo gegangen. Die Schleswig-Holfteiner gewinnen 
bei näherer Bekanntſchaft. Warten Sie das doch ab. 

Bis zur Einführung einer Provinzial-Drdnung in Schleöwig-Holftein 
wie in Hannover, glaube ich, wird jedenfall doch noch Jahr und Tag 
vergeben, und dann können wir das wiederum mit den Lauenburgern 
regeln, und der Gelegeber fann dann immer noch bejchliegen, was ihm 
ımabweislich fcheint. Wenn ſich nun heraußftellte, daß die Lauenburger 
mefentlich lieber in dem Provinzialverbande von Hannover wären, nas 
mentli wenn die feite Eifenbaknbrüde bei der Stadt Lauenburg herges 
ftellt ift, wie in demjenigen von Schleswig« Holftein, jo würde das zwar 
noch mande lokale Unbequemlichkeit haben, aber die Zufammengebörigteit 
ift doch durch das vorige Saprhundert hindurch eine althergebrachte ges 
weſen, die Provinzialrechte find diefelben, und ich kann mir wohl denken, 
daß fi dafür im Sinne eines Lauenburgers jehr viel anführen läßt, und 
wenn fie nicht die Gemwißheit hätten, eimftweilen ihr Heines Gemeinwejen 
für fi zu behalten, wenn fie vor die Wahl geftellt wären, für eine 
Provinz müßt ıbr euch entjheiben, für Hannover oder Schleswig-Holftein, 
fo vermuthe ich beinahe, daß die ‘Mehrheit des Landes, d. b. diejenige 
Mehrheit des Landes, die an Bollöverfammlungen nicht Theil nimmt, 
fich wahrſcheinlich für Hannover erflärt haben würde. 

Alſo, vertagen Sie die Frage bis zur Einführung einer Provinzial 
Drdnung in Schleswig» Holftein refp. Sannoner: warten wir ab, was 
dann die Kreis⸗ oder Landesvertretung von Lauenburg dazu — und 
Sie ſind dann ebenſo ſouverain in —— wie Sie es heute noch 
nicht vollſtändig find. Noch ſteht Lauenburg in Unabhängigkeit.“ 


Der Paragraph wurde ſchließlich unverändert angenommen. 


5. April. Bei der zweiten Leſung im Abgeordnetenhaufe. 

„sh muß fagen, ich habe es mir im Ganzen nicht fo ſchwierig ges 
dacht, den —— Sur zu vermögen, daß er ein wohlhabende, wohl⸗ 
ftebendes, woblgelegene® Herzogthum, das man ihm auf dem Präfentir 
teller anbietet, annehme. — — — 
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Es überrafht mid, fo viel Schwierigkeiten gerade von Seiten bes 
Herrn Abg. Virchow zu hören. ch hatte geglaubt, er wiirde mit einer 
gewilfen vornehmen Bergefjenheit über Dinge, die zehn Fahre 
rüdwärts liegen, hinweggehen. 

Denn es nah dem Abg. Virchow damals gegaugen wäre, 
wäre weder von einer ausgequetfhten noch vollen Citrone 
bier die Rede, fondern Yauenburg würde ſich im Beſitz des 
PER von Auguftenburg und unter dem Schuß des Frank⸗ 
urter Bundestags befinden, der nad der Politik des Herrn 
Abg. Virchow, die er damald vertreten bat, noch heute bie 
berrfchende Potenz in Deutfhland fein würde. Ich würde im 
Stelle des Herrn Abgeordneten nidht gern an dieje Phafe erinnert haben, 
er zwingt mich aber dazu, ihn darauf aufmerffam zu machen, daß er mehr 
als jeder Andere in der Yage war, ein dargebotenes Geſchenk nicht fo 
genau zu kritiſiren — id will an ein populäre Sprichwort nicht erin 
nern —, aber doch nicht fo ſcharf zu kritifiren an den Formen, unter 
denen dieſes fehr flattlihe und —2 — Herzogthum von ſeinem 
und nicht von der Volksverſammlung Preußen angeboten wird. Ich 
aber muß darauf halten, daß die Bedingungen, unter denen 
Lauenburg hier angenommen werden ſoll als Mitglied des 
preußiſchen Verbandes, auch den jetzigen legalen Vertretern 
des Herzogthums gerecht ſeien, und ich werde ſie darüber be— 
fragen; wenn ſie ihnen nicht gerecht ſind, meine Herren, dann 
halte ich mich für verpflichtet als Miniſter für Lauenburg, 
die Verhandlungen zu vertagen. Es liegt das ſonſt nicht in meiner 
Abſicht, aber wenn Sie glauben, daß der Herzog und ſein Miniſter ein 
ſo ſehr großes Intereſſe —* dies Herzogthum los zu werden und ſich 
hier alle möglichen Ausſtellungen gefallen zu laſſen, dann iſt dies eine 
faktiſch unrichtige Vorausſetzung.“ 


„Der Herr Vorredner hat die Stellung des Abgeordnetenhanſes in 
den Jahren 1863, 64, 65, mir gegenüber wahren zu müſſen geglaubt; 
ich glaube, daß dies überflüffig war. ch erfenne meines Erachtens — 
ich habe Objektivität genug, um mich in den Ideengang des Abgeordneten- 
haujes von 1862 bis 1866 vollftändig einleben zu Iönuen, und habe di 
volle Achtung vor der Entfchlofienheit, mit der die damalige preußiſche 
Bollsvertretung das, was fie für Recht bielt, vertreten bat. Daraus 
made ich Niemand einen Borwurf. Sie konnten damals nicht wiflen, wo 
meiner Anſicht nah die Politik ſchließlich Hinausgehen follte; ich hatte 
auch Feine Sicherheit, daß fie faltiih dahin hinausgehen würde, und Ex 
hatten auch das Recht, wenn ich es Ihnen hätte fagen können, mir innmer 
noch zu antworten: uns fteht das Berfaflungsredht unſeres Landes höher, 
als jeine auswärtige Politi. Da bin ich weit entfernt geweien, i 
Jemandem einen Vorwurf daraus zu machen, oder bin es wenigftens jekt, 
wenn aud in der Neidenichaft des Kampfes ich es nicht immer geweſen 
fein mag, und ich glaube, Sie werden mir gerechterweile das Zengniß 
nicht verjagen können, daß ich meinerfeit8 in den zehn Jahren, die jeitdem 
ins Land gegangen find, nie, auch nicht in gereigten Diskuffionen, an den 
damaligen onflit erinnert babe. Ich babe meinerfeits alle Feindſchaft 
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von damals vergefien und ihr die volle Verſöhnung der Landsmannſchaft 
und der gleichen Liebe zum Baterlande jubftituirt. Wenn das von anderen 
Seiten mir nit in gleichem Maße entgegengetragen ift, fo ift das gerade 
das Bedauern, dem ich vorhin in einer vielleicht mißverflandenen oder 
unpolllommenen Weife Ausdrud gegeben habe. Wenn man an dem Aus⸗ 
drud „Geſchenk“ fich ftößt, jo habe ich damit nur jagen wollen, daß ich 
nicht glaube, daß in irgend einem anderen europäifchen Lande man ſo viel 
Schmierigfeiten haben würde, dem Staate einen fo wohl gelegenen und 
erwänjchten Zuſatz zuzubringen. 

ch möchte, da ich einmal das Wort habe, doch in Bezug auf die 
angeblihe Berfchlechterung der Finanzen noch ein Wort bemerken. Die 
lauenburgifhen Finanzen find außerordentlih gut und fie 
werden auch Ueberſchüſſe ergeben, abgefehen von dem gro= 
Ben Bermögen, wa8 dem Kreife als foldhem zugebilligt 
wird — — — 

Das Land Lauenburg lieferte früher an Ueberfhuß an die dänifche 
Krone jährlich eine Summe, die, foviel ich mich erinnere, zwiſchen 150,000 
und 250,000 Thaler gewechſelt hat, — die baaren Ueberſchüſſe des Landes, 
die man gewifiermaßen als die Kinillifte des Königs von Dänemark bes 
trachten konnte. Durch die Theilung, die Se. Majeftät der König mit 
dem Lande über da8 Domanium vorgenommen hat, ift die Königliche Ci» 
pillifte von durchfchnittlih 200,000 Thaler jährlich auf den budgetmäßigen 
Ertrag von 34,000 Thalern jährlih, nämlih das Amt Schwarzenbed, 
reduzirt worden. Se. Majeftät haben ſich alſo mit circa 160,000 Thalern 
jährlich weniger begnügt, al früher. Daß Se. Majeftät dieſe refervirte 
Tivilliſte, die auf die Siter fundirt war und die den budgetmäßigen Er⸗ 
trag von 34,000 Thalern trugen, fhlieglih nicht für fich felbft behalten, 
fondern mit als Dotation gejchenft bat, da8 ändert in den finanziellen 
Berbältniffen Lauenburgs gar nichts; denn Niemand würde Sr. Majeftät 
als dem Herzog eine Bemerkung darüber machen können, wenn er ſich bei 
diefem reichen Landesvermögen als Domanialantheil ein Hauspatrimonium 
von nur 34,000 Thalern jährlich budgetmäßiger Neventtien refernirte. ch 
erwähne dies ausdrüdlich, weil in den Volksverſammlungen aud darüber 
eine Menge Lügen verbreitet werden. Ich bin für diete Dotation, Die 
mir im Rande von vielen Uebelmollenden vorgeworfen wird, ausſchließlich 
Sr. Majeftät dem Kaifer und Herzog zu Danfe verpflichtet, der die Gnade 
gehabt bat, fie mir aus Seinem eigenen Vermögen zu übermeifen.“ 


(Der Gejegentwurf wurde in beiden Häujern in doppelter 
Berathung nad je 21 Tagen mit großer Mehrheit ges 
nehmigt.) 


Die Eifenbahn-Borlage. 
März. Gefepentwurf wegen Webertragung der Eigenthums— 
und fonftigen Nechte des Staates an Eiſenbahnen 

auf daß deutihe Neid. 


„S. 1. Die Staatsregierung ift ermächtigt, mit dem Deutſchen Reiche 
Derträge abzufchließen, durch welche 
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1) die gefanmten im Bau oder Betriebe befindliden Staats⸗Eiſen⸗ 

bahnen nebft allem Zubehör und allen hinfichtlich des Baues oder Be 
.‚ triebes von Staats⸗Eiſenbahnen beftehenden Berechtigungen und Berpflid- 
tungen des Staats gegen angemefiene Entſchädigung kaufweife dem Deutſchen 
Neiche übertragen werben; 
2) alle Befugniffe des Staates bezüglich der Verwaltung ober des 
Betriebes der nicht in feinem Eigenthum Rebenben Eifenbahnen, fei es, 
daß diefelben auf Geſetz, Konzeſſion oder Vertrag beruhen, an das Deutſche 
Heich übertragen werden; 

3) in gleihem Umfange alle jonftigen dem Staate an Eifenbahnen 
zuftehenden Antheils⸗ und andermeiten Bermögensredhte — gegen ange 
meflene Entfhädigung — an das Deutfche Reich abgetreten werden; 


4) eben fo alle Verpflichtungen des Staats bezüglich der nicht in 
feinem Eigenthum ftehenden Eifenbahnen vom Deutjchen Reiche gegen an 
gemeflene Vergütung übernommen werden, und 

K die Eifenbahu-Auffichtsrechte des Staates auf das Deutſche Reich 
übergeben. 

8.2. Bezüglich der erwähnten Bereinbarungen bleibt die Genehmi⸗ 
gung der beiden Häufer des Landtages vorbehalten.“ 


Ziel und Bedeutung der Eifenbabn-Borlage. 


26. April. Rede des Zürften Bismard bei der erften Berathung 
im Abgevrdnetenhaufe. 


„sh Tann mich darauf befchränten, meine Stellung zu der Borlage 
als Minifter und als Kanzler Harzulegen und Ihnen die Vorlage felbf 
ans Herz zu legen. 

ie Reichsverfaſſung giebt dem Verkehr im Deutfchen Reiche und 

den gefammten Angehörigen deffelben Ich wertbhoolle Berbeißungen in Bezug 
auf die Behandlung der Eifenbahnen. Als Reichsbeamten liegt mir die Ver⸗ 
antwortung für die auf Ansführung der Reichsgeſetze gerichtete Kaiſerliche 
Thätigleit ob, von denen die Reichsverfaſſung das vornehmfte ift, und uh 
kann mich nicht zu der Höhe leichter Beurtheilung irgend eine® wefentlichen 
Theil der Verfafiung erheben, die den Herrn Abgeordneten Richter bei 
feinen fonft fo fonftitutionellen Anfichten fennzeichnete, indem er von dieſem 
wichtigen Theil der Verfaſſung wie von einem todten Buchftaben und fo 
geringihäß: ſprach, daß ich als Miinifter mir doch nicht möchte zu Schulden 
mmen taften, von irgend einem Theile der preußifchen oder der Reiche 
verfafiung in diefem Zone zu fprechen. Ich erinnere mich, dag damals, 
als die Verfaflung des Norddeutſchen Bundes zu Stande fam, weber von 
den Regierungen, noch von den Körperfchaiten, die dabei mitwirkten, im dem 
Zone von diefem Abjchnitte der Verfafſung gefprocdhen wurde. Im Gegen 
tbeil: man Inlipfte daran große Hoffnungen, jedenfalls zu weit gehende 
Hoffnungen für die Zukunft an. Ich jelbft habe damals au mehr — man 
muß ja immer erft die Entwidelung der ‘Dinge ent ehe man fie 
richtig erkennt — ich habe damals auch mehr auf die Initiative der Re⸗ 
gerungen gerechnet. Ich habe darauf gerechnet, daß bie Negierungen die 

pflichtung, die fie hier übernommen haben: 
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„Die Bundesregierungen verpflichten fi, die deutihen Eifenbahnen 
im Intereſſe eines einheitlichen Berkehrs verwalten zu laſſen“ ernfter 
nehmen würden. ch babe mich darin vollſtändig getäuſcht! 

Ich hatte dann geglaubt, Daß bie Derfleilung des Reichseiſenbahn⸗ 
Amts als eines AuffihtSamts dem Mangel abhelfen könnte. Diefe Er- 
fahrung hat aber nur gezeigt, wie ohmmächtig das Reich an fich und wie 
ſtark der einzelne Staat if. Das Reichseifenbahn- Ant ift eine begut« 
achtende, beratbende, bittende Behörde geworden, die ſehr viel ſchreibt und 
thut, ohne daß ihr Jemand Folge leiftet, und der eine Vejchäftigung zu⸗ 

efallen ift, bei der ich die ausgezeichneten Kräfte, die fich ih gewidmet 
Baben, doch nur mit Mühe vor der Entmuthigung bewahren kann, mit 
der jede erfolglofe und angeftrengte Thätigleit verbunden ift. 

Ich habe demnächſt meine Soffnung al8 Kanzler zur Verwirklichung 
diefes Theils der Berfaffung auf ein Eifenbahngefeg gerichtet gehabt. 
Es ift vorher ſchon davon geſprochen, auf welche Schwierigleiten deſſen 
BZuftandelommen geftoßen ift; nur ift e8 ungerecht, diefe Schwierigkeiten 
allein der Königlich ächfifchen Megierung zuzuſchieben; es find andere Res 
gierungen, und dabei die unfrige, auch betheiligt. 

te Thatſache ift immer geblieben, daß der faltifche Einfluß des 
preußifchen Handels⸗Miniſteriums auf die gefammte Entwidelung und Ge⸗ 
ftaltung des deutfchen Eiſenbahnweſens ein ftärlerer ift, als der des Reichs⸗ 
minifteriums trotz Allem, was darüber in der Berfafiung fteht; es bat 
eben das Recht der territorialen Aufficht mit feiner Erefutivgewalt und 
der Befig eines großen Eifenbahnlompleres, der eine mag— 
netifhe Einwirkung auf andere Schienenmege ausübt, doch 
als ſehr viel ftärfer fih erwiejen, ala die theoretifhen Ber- 
fajfungsredte, die dem Reiche verliehen worden find. Dieſen 
Zuſtand zu bekämpfen ift eine Pflicht, bie mir als Reichskanzler obliegt. 

Wir find in Bezug auf den Erfenbahnverkehr in eine Lage gerathen, 
wie fie fonft feit dem Mittelalter Deutfchland nicht eigenthümlich war. 
Wir haben in ganz Deutſchland, glaube ich, 63 verichiedene Eifenbahn- 

opinzen — das ift faft zu wenig gejagt, fie find felbitftändiger als 
roviigen „ Eijenbahnterritorien möchte io fagen — von denen vielleicht 
40 auf Preußen kommen werden. de dieſer territorialen Herrichaften 
ift nun mit den mittelalterlichen Rechten des Stapelsrecht3, des Zoll- und 
Geleitweſens und Auflagen auf den Berlehr nah Willlür zu Gunften 
Ihres Privatſäckels vollftändig ausgerüftet, ja ſelbſt mit dem Fehderecht. 

aß diefe Zuſtände nicht dem Ideale entfprechen, das die Reichsverfafſung 
aufftellt, daß fie das nicht einmal in Preußen thun, dem kann, glaube ich, 
nnr dadurch abgeholfen werden, daß auch in Preußen ein anderer 
Weg der Abhülfe als bisher verfuht würde, wenn der Ueber— 
gang an das Reich nicht flattfände. Ich halte die Eifenbahnen 
dazu nicht in der Hauptfache beftimmt, ein Gegenftand finanzieller Kons 
furrenz zu fein, um das Höchſtmögliche herauszujchlagen; die Eifen- 
bahnen find nah meiner Ueberzeugung viel mehr für den 
— des Verkehrs als für den Dienſt der Finanzen be- 

immt. 

Die nichtpreußifchen Bahnen, welche Privatbahnen noch find — es 
find deren fehr wenige — werden mahrjcheinlich in kurzer Zeit von den 
betreffenden Staaten erworben werden; die nichtpreußiſchen Staats⸗ 
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bahnen aber find in fehr guten Händen, fie dienen bereits in 
der Hauptfadhe dem Hffentlihen Bertehrsintereife, mebenher 
den Finanzintereſſen diefer Staaten, alfo jedenfalls öffentlichen Zweden. 
Es ift der Uebelftand der Privatbahnen, daß ein von dem Staat ver: 
liehene3 Brivilegum und nur dur die Staatdhülfe ausgebentetes — man 
Iann jagen, ein verliehene® Monopol — für Privatinterefien und Brivat- 
revenuen rechtmäßig außgebeutet wird. Das findet bei den Staatsbahnen 
nicht ftatt, und es war eine ungerechte und übertriebene Befürchtung, dıe 
man bat laut werden lafien und die wahrfcheinlich nicht laut geworden 
wäre, wenn man abgemartet hätte, bis wirklich öffentlich kundbar war, 
was wir eigentlich wollten. Ja, ich ſehe auch in diefen Befürchtungen 
re geringeren Glauben an Recht und Gerechtigkeit in Deutfchland, als 
ich babe. 

Ih bin vielleicht nicht Jurift genug, aber nad) meiner lieber: 

eugung wären wir gar nicht in der Möglichkeit, den anderen 
Stanten wider ihren Willen ihre Staat8bahnen zu nehmen. 
Die gefeliche Kompetenz in Artikel 4, daß das Eiſenbahnweſen der Ge 
feggebung und Aufliht der Staaten unterliegt, reicht meines Erachtens 
doch fo weit nicht. Juriſtiſch unmöglich |heint es mir, daß mir 
ein Reichsgeſetz mahen, nah welhem es hieße, Sachſen Soll 
feine Eifenbahnen, fein Eigentbum an denfelben an dad 
Neih abgeben. So weit habe ih die Reichskompetenz nie 
ausgelegt, ich begreife daher nicht, welche Duelle dieſe Be- 
fürdtungen, wenn fie aufridhtig find, in dem einzelnen 
Staaten haben fonnten. 

Man kann ja fragen, warum wir Ihnen Überhaupt die Vorlage 
maden, da die Regierung felbfiftändig befugt geweſen märe, mit dem 
Neiche zu unterhandeln, und wenn fie zu einem Abjchluß gelangt, Ihnen 
dann die Abmachung zur Genehmigung oder zur Verwerfung vorzulegen. 
Nun, meine Herren, dazu, glaube ich, ift die Sache doch zu wichtig, ala 
daß die Regierung von ihrer Machtvollkommenheit in diefer Weiſe hätte 
Gebrauch machen follen. Ich glaube, es mürde bei den meiften von 
Ihnen doch einen gewiffen Eindrud von Nichtachtung gemacht haben, 
wenn die Regierung in einer fo wichtigen Frage, wo ein fo großes Eigen- 
thum des Staates zum Kaufe angeboten wird, vorginge, ohne fich vorher 
durh die Stimmung der Volksvertretung und der gejeggebenden Körper: 
haften einigermaßen zu vergemifiern, ob fie auch ſicher ıft, im Einklang 
mit ihnen zu handeln. Die nitiative muß dabei ja natürlich) von dem, 
deſſen Eigenthum verkauft werden fol, ausgehen. Unfere Stellung gegen 
über dem Reiche ift auch eine ganz andere, wenn wir, geftärft durd 
das Botum diejer Berfammlung, der nähft fchwerwiegenden 
im Deutſchen Reih, dem Reihe gegenübertreten. Das zeigt, 
wie wichtig und nothwendig e8 war, dag mir Ihre Unterflügung hierbei 
nachgeſucht haben, und mieniel davon abhängt, ob Sie uns diefelbe be 
willigen oder vorenthalten. Ich hoffe das Erilere, damit ein erfter Schritt 
auf einer Bahn gefchehe, die wohl bei meinen Lebzeiten, ich kann mohl 
fagen, bei unferen Lebzeiten, nicht ganz zu Ende gegangen wird. Aber 
mag die Entwidelung noch fo langfam fein, unter noch fo großen Kämpfen 
vor fich aggen, was ift dem Wichtige jemals anders zu Stande gelommen 
als mit Kämpfen und gerade dur Kämpfe? — mögen diefe noch jo 


817 
1876. 


groß, mögen fie noch fo fchwierig fein, wir werden im Bemußtfein des 
guten Zieles, da8 wir verfolgen, nicht davor zurädichreden, und werden 
auch nicht erlahmen und entmutbigt werden, weil ich überzeugt bin, daß, 
wenn eines an fich” richtigen Gedankens fi bei uns die öffentliche 
Meinung einmal bemädtigt hat, er nicht eher von der Tagesord- 
nung verfhwinden wird, als bis er fich verwirklicht Bat, als 
bis mit anderen Worten die Neihsverfaffung, als deſſen Ber; 
treter ich nor Ihnen ſtehe, zu einer Wahrheit wird aud in 
ihrem Eiſenbahnartikel.“ 


Bei der zweiten Zejung (am 29.) wurde der erfte (ent⸗ 
Icheidende) Paragraph des Entwurfd mit 206 gegen 165 
Stimmen angenommen. 


Der NMebergang der preußifhen Bahnen an 
das Reich und die Intereſſen Preußens. 


18. Mat. Aus der Rede des Zürften v. Bismard im Herrenhaufe 
(nah einer Rede des Herrn von Kleift-Retom). 


„Der Herr Borredner hat fich die Bekämpfung der Vorlage, wie das 
ja auch an anderen Orten und außerhalb der parlamentarifchen Berfamm- 
Iungen geſchehen ift, dadurch erleichtert, daß er ihr eine bedeutendere Trag⸗ 
weite und weiteren Umfang gegeben bat, als fie nach ihrem Wortlaut 
überhaupt bat. Er bat zwer Reihen Gründe aufgezählt, die ihn beftimmen, 
Dagegen zu votiren, zuerft die Sorge, daß die armen Randestheile in Zus 
funft von Seiten des Reichs die Pflege nicht haben würden, die fie bisher 
von Seiten des preußifchen Staat8 gehabt haben, Das glaube ich auch nicht, 
daß das Reich ſich dazu verpflichtet fühlen wird, iſt ur nicht feine Aufs 

abe. Warum aber der preußijche Staat in feiner Geſammtheit nicht 
päterhin, wenn er die Nothwendigkeit oder Nüslichkeit anerkennt, diefelbe 
Fürforge für feine ärmeren Landestbeile auß dem gemeinfamen Sädel 
aller Provinzen üben follte, die er bisher geübt hat, warum er allen feinen 
Untertpanen aus eigenen Mitteln nicht auch ferner follte helfen follen, 
und ebenfo bereitwilligft wie bisher, das fehe ich nicht ein; das bleibt 
dem preußifchen Staate unbenommen. Der Herr VBorredner wünſcht, daß 
der preußifche Staat diefelbe Ausbildung des Eifenbahnauffichtsrehts und 
feiner materiellen Hülfsmittel in die Hand nehme, die wir hier dem Reiche 
zuführen wollen, ich fann nicht erfehen, wie er dabei gleichzeitig das Ars 
gument des Mißtrauens in die Schranken bat führen können, von dem 
ie übrigen Bundesftaaten Preußen gegenüber erfüllt fein würden, wenn 
die preußiſchen Bahnen in den Händen des Reich wären. Dies Miß⸗ 
trauen würde viel ftärker berechtigt fein, wenn der ganze gewichtige Kom⸗ 
lex einer Baſis von ftaatlihem Einfluß — in den Händen 

reußens bliebe und dort ausgebeutet würde im einſeitigen preußiſchen 
Intereſſe. Das iſt ja eben, was ich vermeiden möchte, daß ein einzelner 
Bundesſtaat, der ſchon bevorrechtigt iſt durch die große Ausdehnung, durch 

Fürft Bismard. II. 52 
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die Thatjache, daß fein Somverän zugleich der Kaifer ift, und ber durch 
feine geographiſche Lage genöthigt ar würde, die Konfolibation feiner 
Erfenbahnverhältnifie im Berein mit einer Anzahl kleinerer norddeutſcher 
Staaten zu ſuchen, durch diefe Konfolidation Preußen noch wieder ein 
neues Vorgewicht im Reiche erwirbt. — 

Der Herr Vorredner hat dann gefürchtet, daß das Reich im diefen 
Eifenbahnen einen Befig erwerbe, deſſen Rentabilität von Jahr zu Fahr 
mehr zurüdgeben werde, daß der allgemeine Rentenrückgang dann auch 
für Preußen zu befürchten fei. Auch diefe Befürchtung iſt gefnüpft an 
die unrichtige Uebertreibung der Vorlage, die Boraußfeßung, als wollten 
wir die gefammten Sifenbahnen Deutfchlands erwerben; denn wenn diefe 
iwrtbümliche und durch die Borlage in keiner Weife gerecdhtfertigte Borans- 
fegung nicht dabei gemacht wäre, fo würde der Herr Vorredner ſich doch 
felbft den Einwand haben machen müfjen, daß die Gefahren diefes Ren- 
tenrüdgangs, von Preußen in Bezug auf feine Staatsbahnen, vom Reihe 
in Bezug auf feine bisher von ihm befeffenen Reichsbahnen im Reichs⸗ 
lande fo wie jo getragen werden müfjen. 

Daß die Rentabilität der Eifenbahnen im Allgemeinen ſtets zurüd- 
fchreitet, ift ja eine befannte Thatſache, die ſich in allen Rändern beobadıten 
läßt, und richt blos bei ung. Es ift dies eine natürliche Folge der Ber- 
vielfältigung. der Linien zwifchen zwei Punkten, des Irrthums, daß die 
Konkurrenz in Eifenbahnlinien den Verkehr wohlfeiler madıt. 

Der Bere Borredner bat weiter in dem früheren Abfchmitt feiner 
Hede gelegt, daß der Verfuch noch nicht gemacht fei, einen fo großen Kom⸗ 
pler von Eijenbahnen aus einer Hand zu bewirtbichaften. Nun, was dieſe 
Vorlage betrifft, fo tft ja in derjelben der Verſuch fort und fort bereits 
gemadt, die preußifche Regierung bewirtbfchaftet denjelben Komplex, der 
on das Reich übergehen fol; ob ihn das Reich und wie weit es ihn vers 
größer will, da8 haben wir bier nicht zu erörtern, darüber wird das Reich 

eichliegen, wenn es fich überzeugt haben wird, daß es im Stande ıf, 
einen fo großen Komplex zu beiwirthichaften umd zu überfehen, und daß 
es nielleiht im Stande ift, ihm eine ähnliche Einrichtung zu geben, wie 
bei der Poft, die auch bei uns Heut zu Tage eine große Ausdehnung, 
eine umfaflende Bermaltung hat, von der wir in unferer Jugend zu der 
mit Freude begrüßten Zeit Nagler’8 ung noch nichts träumen ließen, wo 
wir doch fchon der Meinung waren, daß eine recht volllonmene, le 
dehnte und jchwer = überjehende Ausdehnung vorhanden je ch g 

daß die Zahl der Eifenbahnbeamten 5 „ die jegt zu übernehmen jem 
würde, die der Poftbeamten, die das Weich bereits hat, böchftens um 30 
bis 50 Prozent überfteigen würde. 

Wenn in anderen Yändern biöher ein fo großer Berwaltungstompier 
nicht eriftixt, fo kann uns doch eine Umschau in der Eifenbahngefeggebung 
überzeugen, daß fein anderes Reih davor zurückſchreckt, im Ge⸗ 

entheil alle dem Ziele zuftreben dadurch, daß fie, was nur 
ei uns unterlaffen wurde, daß fie fich alle das Heimfallsredht 
für fämmtllihe Eifenbahnen ftipulirt, und namentlid das fran- 
ati: Syftem, wo nad 90 Jahren nad) der Konzeſſion alle Bahnen 
em Staat anheimfallen, angenommen haben. Aber nicht mur auf dab 
franzöfifhe Reich, jondern, wie ich glaube, auch auf Oeſterreich umd auf 
Italien erſtreckt fich diefer Zuſtand als etwas gejelich Erftrebtes, als 
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etwas, was die Staatsmittel jofort zu erreichen nicht erlaubten, was bie 
gebaßten Länder fi) aber durch die Geſetzgebung haben fihern wollen. 
8 einzige Land, welches im diefer Beziehung unter allen andern euro- 
pöiihen großen Ländern keine Vorlehr getroffen hat, ift befanntlic Eng⸗ 
Iand, und dort find mir von fehr einflußreichen und bedeutenden Staats⸗ 
mänuern mannigfache Sor und ein lebhaftes Bedauern fiber Ddiefe 
Situation wiederholt andgelprohen worden. Angefehene engliſche Staats⸗ 
männer haben mir gefagt: bei uns befteht leider die Befürchtung, daß 
es jchom zu fpät fei, den Uebergang der Privatbahnen in die Hände des 
Staates zu bewirken; von der Nothwendigkeit und Nutzlichkeit, deß es geſchehe, 
find wir Alle überzeugt. Wir glauben deshalb, daß es zu ſpät iſt, weil 
die Macht der Eifenbahn-Direltionen in den Wahlen und in dem Pars 
lamente jchon zu ſtark geworben ift, als daß die Regierung ohne ein vers 
fafjungswidriges Verfahren fie brechen könnte. Die Intereſſen daran werden 
aber jo wichtig gehalten, daß mir gefagt ift, als vor wenig Jahren 
die nur noch wenigen aber jehr mächtigen Eijenbahns@efellichaften, zu 
welchen die urſprüngliche Maſſe der englifchen Unternehmungen fi kon⸗ 
folidirt bat, damit umgingen, fich in eine einzige zu verfchmelzen, um 
einen einzigen Direktor an ihrer Spige zu haben — gemwiffermaßen einen 
Eifenbabnilönig — die Negierung darin eine joldye Gefährdung des Staats⸗ 
wohles erblidt bat, daß fie außeramtlich die Eifenbahngefellichaften mit 
etwas in England fo ziemlich Unerhörtem bedroht habe: daß fie dann 
Mitteln greifen müßte, deren Berfaffungsmäßigfeit en, fein 
nnte, um das zu verhindern. Sie wäre aber überzengt, daß fie die 
Sffentlihe Meinung und das Boll von England dabei für fi) haben 
würde, aber in Folge diefer Drohung ift diefe Fuſion, wie mir gemeldet 
wurde, unterblieben. Sie jehen aljo, daß bei einer fo intelligenten, prak⸗ 
tifhen, auf die Freiheit der Entwidelung jedes mit der Sicherheit des 
Staates verträglichen Unternehmens fo eiferfüchtigen Nation diefelbe Ueber» 
zeugung berricht, daß man fich dort nicht fürchtet vor der kolofjalen Aufs 
gabe, ſaͤmmtliche englifche Eifenbahnen in Regierungsverwaltung zu nehmen, 
und dad zeigt do, daß unfer Unternehmen bier nicht für ein fo unges 
benerliche3 und auffällige im Außlande und von anderen Regierungen 
gehalten wird." — — 


Der Gefepentwurf wurde im Herrenhaufe (am 20. Mai) 
mit 60 gegen 31 Stimmen genehmigt. 


April. Rücktritt des Präfidenten des Reichöfanzler- Amted Stantd- 
Miniiterd Delbrüd. 


26. April. Aeußerung ded Fürften Biömard im Abgeordneten⸗ 
hauſe 
(in Folge einer Andentung bes Abg. Richter). 
„Ib will eine irrthümliche Angabe berichtigen, die den allgemein 
befiagten Rüdtritt des Minifterd Delbrüd betrifft. Es ift durchaus uns 
52* 
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richtig, und auch nicht ein Schatten von Wirklichkeit Liegt dafür vor, wenn 
man dieſe beflagenswerthe Aenderung in unferem Perjonalbeftande mit 
irgend einer politifchen und fachlichen Frage in Verbindung bringt. Daß, 
wie an jedes Ereigniß, jo auch an dieſes die tendenziöfe Erfindung, die 
politiiche Ausihmüdung, das Senfationsbedärfniß fih hängen würden, 
war ja voraußzufehen; ich Tann aber verfihdern — und ich würde es nicht 
ern birfen, wenn ich nicht ficher wäre, daß das Zeugniß des Herrn 
Miniſters Delbrüd das meinige befräftigen wird — daß zwifchen ihm 
und Sr. Majeftät dem Kaiſer, zwiſchen ihm und mir. aud nicht eim 
Schatten von einer Meinungsperjchiedenheit über irgend eine 
der ſchwebenden Fragen zu Tage getreten ift. 

Der Miniſter Delbrück batte, wie ihnen Allen bekannt ift, in ſolchen 
Fällen den Muth feiner Meinung und verfchwieg fie nicht. Wir find oft 
verfchiedener Anficht gemwefen, und da es fich meift um Dinge handelte, 
die er beffer verfiand als ich, fo bin ich fehr oft in der Lage geweſen, 
feiner befieren Einficht nacpu eben; er würde alfo, wenn er in irgend 
einer wichtigen Sache, wie eiipielßieife in der Silenbabnfroge, mit mir 
. anderer Meinung gewejen wäre, nicht ſtillſchweigend da8 Schlachtfeld ge- 
räumt haben, fondern er würde feine abweichende Deeimung anögelprochen 
haben. ‘Sch habe mit ihm 25 Jahre lang gemeinfchaftlich gearbeitet umd 
10 Jahre lang in kollegtalifchen — ; wir ſtanden in ſolchen Be⸗ 
ziehungen, daß er wußte, daß jede, auch die bedeutendſte Frage 
pon mir eher vertagt worden wäre, als daß ich fie zum Anlaß 
feines RüdtrittS werden ließ; darüber war er vollftändig Flar. 
Es ift eine eigenthümliche Neigung, die natürlichen Urſachen der Dinge 
u verjchwenımen und nad Künftlichen, namentlich nad folchen, die man 
—* feine politiſchen und Parteitendenzen verwerthen Tann, zu f 
Nichts iſt natürlicher, als dag Jemand, auch mit der ungewöhn- 
Liöften Ürbeitsfraft, man kann fagen, mit der mehrerer be 

abter Männer ausgerüftet, bei dem Uebermaß von Arbeit, 
daB er zehn Jahre auf ſich genommen hat, beiden Erſchwerungen, 
die ibm dabei gemadt find, und nicht am allerwenigften non 
denen, die jeßt ihr vielleicht aufrichtiges Bedauern über feinen 
Nüdtrittlund geben, — daß dadurd die folidefte und elaſtiſchſte 
Arbeitskraft aufgerieben wurde. Daß die Verbäcdtigungen und 
kränkenden Inſinuationen, denen diefer ausgezeichnete Beamte ausgeſetzt 
gewefen ift, nicht gerade dazu beigetragen haben, ihm die abflunmpfenden 
ermüdenden Wirkungen der Arbeit zu mildern, daß liegt auf ber Hand. 

Ich rg das vorausjchiden wollen, um denjenigen Rednern, bie 
etwa nachher noch wiederum den Minifter Delbrüd und feinen Aädtritt 
ind Gefecht führen wollen, von Haufe aus diefe Mühe zu erfparen; fie 
würden, wenn file es dennoch thun, entweder bewußt die Unwahrheit reden, 
oder mich einer foldhen beichuldigen.“ 


Mai. Berufung des Großherzoglich heſſiſchen Minifter« Präfidenten, 
Bevollmächtigten beim Bundesrathe Hofmann zum Pr 
jidenten des Reichskanzler-Amtes. 
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Zuni. Cmennung des Staatöjecretaird im Auswärtigen Amte 
von Bülow und des Präfidenten des Reihöfanzler-Amted 
Hofmann zu Staats-Miniftern und Mitgliedern des 
preußiichen Staatd- Minifteriums. | 


Mitte Juni. Reife des Zürften Bismard zur Kur nad) Kiffingen. 


Glückwunſchſchreiben des deutihen Kaifers an 
den Präfidenten der Bereinigten Staaten Nord-Amerifas 
zur hundertjährigen Subelfeter der Vereinigten Staaten. 


„Großer und guter Freund! 

Es ift Ihnen befchieden, die hundertjährige Feier des zags zu bes 
gehen, an welchem das große Gemeinweſen, an defien Spike Sie eben, 
in die Weihe der unabhängigen Staaten eingetreten if. Was die Bes 
gründer beijelben in meifer Benugung der Lehren der Gefchichte der 

taatenbildungen und mit weitem Blid in die Zukunft geordnet, bat ſich 
in einer Entwidelung obne Gleichen bewährt. Sie und das amerikaniſche 
Bolt darüber zu beglüdwünfchen, ift Mir eine um fo größere freude, als 
feit dem OFrensbfchaftäpertra e, melden Mein in Gott ruhender Ahnherr, 
König Friedrih II., ylorreicen Andenkens, mit den Bereinigten Staaten 
gefchloffen bat, jederzeit eine ungetrübte Freundjchaft zwifchen Deutſchland 
und Amerika beftanden und fi) Durch die immer zunehmenden Deehungen 
beiderfeitiger Angehörigen und in einem immer fruchtbareren Austaufch 
auf allen Gebieten des Verkehrs und der Wiflenfchaft entwidelt und be« 
feftigt pet. Dog die Wohlfahrt der Dereinigten Staaten und die Freund 
fihaft beider Völker auch ferner mit einander wachen mögen, ift Mein 
aufrichtiger Wunſch und Meine zuverfichtlihe Hoffnung. Empfangen Sie 
die erneuerte Berficherung Meiner vorzüglihen Achtung. 
Wilhelm. 
gegz. von Bismarck.“ 





45, Yon der Keichstagsſeſſiun 1876. 


(30. Olteber bis 22. Dezember.) 





1876. 30. Dftober. Aus der Eröffnungdrede ded Reichs— 
fanzleramtd-Präjidenten Hofmann. 


„Die Angelegenheiten, welche in der beginnenden Seffion der Erle⸗ 
digung barren, And nicht zahlreich. Aber an Wichtigfeit werden Ihre 
bevorftchenden Verhandlungen hinter den Verhandlungen früherer Seffionen 
nicht zurüdbleiben. 

Sauptfächic wird Ihre Thätigkeit durch die Berathung der Geſet⸗ 
entwürfe über die Gerichtsverfaſſung, daB Verfahren in bürger: 
Iihen Rechtsſtreitigkeiten und in Straffaden, fowie des Entwurfs 
einer Kontursordnung in Anfprud genommen fein. 

Mit gerechtfertigter Spannung fieht die Nation der Entjcheidung der 
Frage entgegen, ob es gelingen wird, dieſes für die einheitliche Rechts⸗ 
entwidelung Deutichlands fo bedeutſame Geſetzgebungswerk, an welchem 
feit einer Weihe von Jahren fchon gearbeitet wird, vor dem Ablaufe der 
gegenwärtigen Regislatur» Periode zu Stande iu bringen. 

Die &hmircigteiten, welche ſich einem folhen Gelingen in den Weg 
ftellen, find nicht gering. In zahlreichen und zum Theil fehr wichtigen 
Punkten weichen die Anträge der von Ihnen eingejegten Kommiſſion, ind 
befondere F dem Gerichtöverfafjungsgefeß und zu ber Strafprogeorbnumg, 
von den Beichlüfien der verbündeten Regierungen wefentlid) ab. 

Wenn die verbündeten Wegierungen gleihmoh! an der Ueberzengung 
fefthalten, daß eine glüdliche Töfung der großen Aufgabe, welche der be 
ginnenden Seſſion hinſichtlich der — geſtellt iſt, möglich ſei, fo 
geſchieht es in dem Vertrauen, daß Sie, geehrteſte Herren, bei Berathung 
jener Entwürfe das Jutereſſe einer ſichern und unbehinderten, das all 
meine Wohl wirkſam ſchützenden Ausübung der Rechtspflege im Au 
yalken werden. Die verblindeten Regierungen dürfen hoffen, 

eichstag dem, was in der fo eben bezeichneten Richtung für unerläßlic 
erfannt werden muß, feine Zuftimmung nicht wird verfagen wollen. — — 

Die auswärtigen Beziehungen Deutſchlands entfprechen, uns 

eachtet der augenblicklichen Schwierigleiten der Lage, dem friebfertigen 
baralter der Politik Seiner Majeftät des Kaiſers. Das angelegentluhe 
Beftreben Seiner Majeftät ift unabänderlich darauf gerichtet, gute Bezie⸗ 
— mit ak —— in a a oh mit den ee enter nad» 
arlich und gefchichtlich näher ftehenden zu pflegen, und auch unter ihnen 
den Frieden 1 er bedroht werden follte, Durch freundfchaftliche Gen 
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mittelung zu erhalten. Was aber die Zukunft auch bringen möge, — 
Deutſchland darf ſicher ſein, daß das Blut ſeiner Söhne nur zum Schutze 
ſeiner eigenen Ehre und ſeiner eigenen Intereſſen eingeſetzt werden wird. 
Der Drud, welcher auf Handel und Verkehr nicht blos in Deutſch⸗ 
land, ſondern auch in den meiften andern Ländern fchon feit geraumer 
Zeit laftet, ift &egenftand der unausgefegten Aufmerffamteit der verbün⸗ 
deten Regierungen. Eine unmittelbare und durchgreifende Ibhaife liegt 
bei der Allgemeinheit der obwaltenden Uebelſtände und nach der Natur 
derſelben nicht in der Macht eines einzelnen Landes, wie lebhaft immer 
der gute Wille und die Bethätigung deſſelben bei denen ſein mag, die an 
feiner Spitze ſtehen. Wohl aber wird es als die Aufgabe der deut⸗ 
ſchen Handelspolitik zu betrachten ſein, von der — In⸗ 
duſtrie Benachtheiligungen abzuwenden, welche ihr durch 
die Zoll» und Steuer-Einrichtungen anderer Staaten bereitet 
werden. Auf diejes Ziel wird die Kaiferliche Regierung namentlich bei 
den bevorftehenden Unterhandlungen über die Erneuerung von Handels 
berträgen hinzuwirken bemüht fein. 
ährend der vergangenen Monate find Seiner Majeſtät auf Aller» 
höchſtderen Reifen in berthiedenen Theilen des Reichs mannigfache Bes 
weife der mwärmften Sympathien von Seiten der Bevölkerung entgegen» 
gebradit worden. Bon Seiner Majeftät bin ich beſonders beauftragt, an 
iefer Stelle Allerhöchftderen Dank und innige Befriedigung darüber aus⸗ 
uſprechen. Seine Majeftät haben aus ſolchen Hundgebungen aufs Neue die 
Freudige Gewißheit gejchöpft, daß die durch dag Weich begründete Einheit 
Deutfhlands in dem Herzen der Nation tiefe Wurzeln gefchlagen hat. 
Daß das Reich jeiner verfaffungsmäßigen Aufgabe, das Recht zu 
ſchützen und die Wohlfahrt des deutichen Volkes zu pflegen, fich immer 
mehr gewachſen zeige, daß es ſich immer mehr als feſtes Bollwerk des 
Friedens nad) Auden und im Innern ermweife, dazu werden, fo Gott will, 
auch die Verhandlungen der bevorftehenden Seſſion des Reichstags dag 
ihrige beitragen.“ 


21. November. Rückkehr des Fürften Bismard von Barzin 
nad Berlin. 


5. Dezember. Rebe des Fürften Bismarck über Deutſchlands 
Stellung zu Rußland und zur orientalijden 


Frage (I. |päter). 


6. Dezember. Ablehnung der Theilnahme an der Parijer 


Weltausftellung. 
Notiz ber „Provinzial- Eorrespondenz.” 

„Der Bundesrath hat am 6. Dezember einftimmig befetoffen, daß eine Be⸗ 
theifigung bes Deutſchen Reiches an ber im Jahre 1878 zu Paris zu veranftal- 
tenden Weltausfiellung unb eine Bewilligung von Gelbmitteln zu biefem Zwecke 
nicht flattzufinden babe. Es ift diefer Beſchluß die Folge allfeitiger reiflicher Prü«- 
fung gewejen, an welcher auch bie Öffentliche Meinung feit Monaten regen Antheil 
genommen t. “ 

Die im Monat April an das Auswärtige Amt gelangte Aufforderung ber 
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franzöflfihen Regierung war von bem Reichskanzler⸗Amte ben einzelnen verbün⸗ 
deten Regierungen mit dem Anheimſtellen mitgetheilt worben, fih annähft über 
die Stellung zu vergewiflern, welde bie betheiligten inbuftriellen Kreife zu ber 
Frage einnehmen unb unter Erwägung bes Ergebniffes biefer Ermittelung bie 
eigene Meinung feftzuftellen. 

Aus den von den einzelnen Regierungen veranlaßten Erhebungen bat fi 
ergeben, baß in ben inbuftriellen Kreiſen bie Ausficht anf eine fo nahe Wieder⸗ 
bolung einer allgemeinen Weltausftellung faſt durchweg als eine hoöͤchſt umer- 
wünſchte erkannt wurde, und daß felbft diejenigen Stimmen, welche ſich für die 
Beſchickung der Ausftellung ausfprechen zu müflen glaubten, hierbei nicht ſewohl 
der Ueberzeugung von einem erheblichen pofltiven Jutereſſe der Inbuftrie, als ber 
Meinung von einer Art Ehrenpflicht folgten. Eben beshalb glaubten fie aud 
- annehmen zu bürfen, baß bie gefammten erheblichen Koften ber Betheiligung von 
bem Reiche getragen werden müßten. 

Unter biefen Berhäftniffen hielt ber Bunbesrath es für geboten, bei ber 
Entſcheidung über bie Betheiligung des beutichen Reiches an ber beabfichtigten 
Beranflaltung, über deren Angemefienheit und Zeitpunft eine vorherige Berflän- 
digung nicht flattgefunben hatte, feinerfeits lediglich das Intereſſe ber bentichen 
Induftrie ſelbſt ale maßgebend zu erachten, unb demgemäß ſich gegen bie Bethei⸗ 
ligung auszufpredhen.” 


(Auf Grund eines jpäteren Beſchluſſes erfolgte die Be 
theiligung der beutfchen Kunft an der Parifer Außftellung.) 


Die großen dentichen Juſtizgeſetze. 
„PBrovinzial« Eorrespondenz” vom 15. November. 


„Der Reichstag fteht nunmehr unmittelbar vor ber Erlebigung ber bebaut» 
famften unb umfafiendften Aufgabe, weldhe ber nationalen Vertretung bisher ge 
flellt war: es gilt eine ber wichtigftien Seiten bes gefammten ftaatfichen Lebens, 
die öffentlihe Rectiprehung in ihren Einrichtungen und Formen einheitlich für 
das ganze Deutiche Reich zu regeln und damit bem gemeinjamen nationalen Be- 
mwußtjein eine der wichtigften Grundlagen und Bürgichaften zu fihern. 

Schon im Norbbeutihen Bunde war biefe Seite ber nationalen Geſetzge⸗ 
bung in Angriff genommen, damals jebod in ber Beſchränkung auf das Verfahren 
in Civilfahen, — feit Begründung bes Deutjchen Reiches ift die Löjung ber Auf⸗ 
gabe in ihrem vollen Umfange vorbereitet worden. Ä 

Die Thronrebe des Kaifers vom 29. Oktober 1874 konnte bem Reichttage 
das Ergebniß der Vorarbeiten Seitens ber verblindeten Regierungen in folgenven 
Worten ankündigen: 

„Bier Sejeh- Entwürfe: Ueber die Verfafjung ber Gerichte, über bas Ci⸗ 
vilverfahren, über das Strafverfahren und Über das Konkursverfahren follen bie 
eit Jahrzehnten von den Rechtſuchenden als Bebürfniß erlannte und von bem 

echtskundigen erftrebte Einheit des Gerichteverfahrens verwirklichen unb burd 
biefe Einheit unjerm Vaterlande ein Gut gewähren, welches andere Länder fängf 
befigen und welches wir nicht länger entbehren Tünnen. — Die Entwürfe, welde 
Ihnen zugeben, find bie Frucht mühfamer Vorarbeiten, an welden bie Rechte 
wiſſenſchaft, der Richterfiand, die Anwaltichaft und ber Handelsſtand aus allen 
Theilen Deutichlands mitgewirkt haben; fie wollen, an bewährte Einrichtungen 
anfchließenb, den Forberungen bes Lebens, wie foldhe bie Entwidelung bes Ber- 
kehrs zum Ausdruck gebracht bat, und ben durch Erfahrung gereiften Korberungen 
ber Wiflenfchaft, gerecht werben.“ 

ALS die Vorlagen am 24. Novbr. 1874 zur erften Berathung im Reichstage 
gelangten, nahmen zunädft bie brei Juſtiz⸗Miniſter von Preußen, Bayern unb 
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Württemberg das Wort, um fi) Über den Geift und bie Bedeutung der Eutwlrfe 
im Sinne der Bundesregierungen auszufprechen. 


Der preufiihe Bunbesbevollmädtigte, Miniſter Dr. Leo uhardt, ſprach 
über die Gefeentwürfe in ihrem Zuſammenhange und insbefondere über das 
Gerihtsverfaffungs- Gefeh. Er ſchloß mit folgenden Worten: 


„Schwierig iſt die Aufgabe, die Ihnen geftellt ift, fo ſchwierig, wie fie ber 
Reichsgeſetzgebung bislang noch nicht geftellt war und aller menſchlichen Voraus⸗ 
fegung nad aud nicht wieder geftellt werben wird. — — — Ber bie Geſetz⸗ 
entwürfe unbefangen prüft, wirb nicht wohl verlennen können, daß fle einen be- 
beutenden Fortſchritt in ber Geſetzgebung bilben; es handelt ſich nicht um leichte 
Arbeit, fonbern um bie reifen Früchte der ernfteften Geiftesthätigleit. Bollendet 
find die Geſetzentwürfe nicht, denn Vollenbetes zu fhaffen, ift den Geſetzen nicht 
möglich; auch foll nicht behauptet werben, baf fie das erweisbar Befte enthalten. 
Denn die Reichsjuſtizgeſetzgebung ift in einer anderen Lage als bie bes Einzel⸗ 
ftaates. Die Mannigfaltigkeit der Verhältniſſe ift jo groß, baß es kaum möglich) 
if, biefelben in ihrer vollen Bebeutung zu erkennen und zu würbigen, insbeſon⸗ 
bere auch nad dem Gefihtöpunft, ob fie den berechtigten Anfpruch auf Forteriftenz 
haben. — — — — Ich bin überzeugt, daß unter &pnen auch nicht ein Einziger 
ift, welder den Inhalt der Gejegentwürfe durchweg billigt. Darin befinden Sie 
fih in ber gleichen Tage mit den verbündeten Regierungen. Manche Regierung 
wirb wünſchen, baß das Eine oder Andere, vielleicht fehr Wichtige, anders gemacht 
wäre. Allein bie verbündeten Regierungen haben, eingeben! bes Wortes: bas 
Beſſere ift der Feind des Guten, geglaubt, Nefignation üben zu mäflen, unb 
baben große Refignation geübt, und fo möchte ih auch Ihnen, meine Herren, 
zurufen: Verſchmähen Sie nicht das Gute wegen des Befleren, Üben Sie Re- 
fignation und zwar große Refignation! Nur wenn Sie das thun, fann auf bie 
Krönung Fir Wertes gerechnet werben, beflen fachliche und politiſche Bebeutung 
gleich groß if.” 


Der württembergiiche Bunbesbevollmächtigte, Iuftizminifter von Mittnacht, 
weicher befonbers ben Entwurf der Strafprozeßordnung begründete, fagte über 
denjelben: 


„Der vorliegende Gefeentwurf will das in den vorhandenen Geſetzen ent⸗ 
haltene Gute fi) aneignen und fo das neue Werl als eine Fortentwidelung unb 
einen Ausbau bes Befſtehenden erſcheinen laffen. Das Gute, welches die Einzel⸗ 
gejeßgebungen auf dem Gebiete des Strafprozeßrechts geleiftet haben, will der 
Entwurf in fih aufnehmen und zu einem möglichft vollendeten Ganzen fortent- 
wideln und verarbeiten. — Der Entwurf bat dur feinen Inhalt fo viel guten 
Willen bewiefen und an den Tag gelegt, daß nad dem regelmäßigen Laufe ber 
Dinge von ihm wirb noch mehr verlangt werden. Hier, meine Herren, giebt es 
eine Schrante: eine Träftige und fichere Repreſſion des riminellen Unrechts muß 
garantirt bleiben, und bavon darf man fi nicht abziehen laffen, weder durch 
Berufung auf biefes ober jenes Schulprinzip, auf biefe oder jene Konjequenz aus 
einem folchen, noch auch durch gefteigerte Rückſichten der Humanität für den Ber- 
bäcdhtigen. Die Nothwendigkeit eines ausreichenden Schutzes ber bürgerlichen Ge⸗ 
fellichaft und ber Bffentlichen Rechtsorbnung würde fi and, falls ja Die gebeih- 
fie Prozedur zwedentiprechend nicht geftaltet würde, unausbleiblich auf anderen, 
dann aber um fo gefährlicheren und bebenklicheren Wegen zum Durchbruch und 
zur Geltung verhelfen.” — 

„Die Ordnung bes Strafverfahrens erfaßt das Srunbverbältni von Staat 
und Geſellſchaft und fällt alfo unmittelbar in das Gebiet der politifhen Partei- 
meinung. Es wirb deshalb in einem Tonftitutionellen Staatswefen nicht leicht 
anders ergeben, als nach gejuchter unb gefunbener Verflänbigung zwiſchen Volls⸗ 
vertretung und Regierung, nach Verhandlungen, in welchen aus nabeliegenden 
Gründen bie Regierungen vorzugsweife das konſervative Prinzip zu betonen und 
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zu vertreten im ber Lage jein werben. Wir begen aber bes fefle Vertrauen, baf 
eine ſolche Berfländigung gelingen und daß das Deutſche Reich eine gleichmäßig 
bem Staatszwed entiprechende, wie ber beutichen Nation würbige Orbunng des 
Strafverfahrens erhalten wirb.“ 


Der bayerihe Bunbesbevollmäctigte, Juſtizminiſter Dr. von Fäuſtle, 
endlich, welcher bie Berathung ber Kivilprozeßorbuung einleitete, ſchloß mit fol- 
genden Worten: 


„Sie werben bie mannigfachen Schwierigkeiten nicht verfennen, welche es 
ebabt bat, um bie werfchtedenen Brozebinformen, welde in ben einzelnen bemt- 
chen Staaten befteben, zu einem harmoniſchen Ganzen zu vereinigen. Der Bunbes- 
rath bat biele Schwierigkeiten ſchwer empfunden, aber ben verbündeten Regierungen 
bat über alle Bebenten eine Rückſicht hinweggeholfen, bie Rüdficht, da ein fer 
tige Wert zu Stande kommen müſſe, und baf der beutichen Nation biefes erſte 
und bebeutfamfte Stüd ihrer Rechtseiubeit nicht mehr fänger vorenthalten werben 
—F Ich eife nicht, meine Herren, daß dieſer Geiſt auch Ihre Betrachtungen 
efeelen werde.“ 


Namens bes Reichstages ergriff zuerſt der Abgeordnete Dr. Laster bes 
Wort und äußerte fi) wie folgt: 

„IH handele gewiß im Sinne bes Meichstages, wenn ih am Eingang 
meiner Worte dem Gefühl ber Befriedigung darüber Ausbrud gebe, daß wir wit 
ben brei fo fehr bebeutenben, im fih zufammenbängenden nnd Grund legenden 
Geſetzen deutſcher Rechtseinheit endlich befaßt werben. Wie jehr wir auch bei bez 
Berbanblungen Gelegenheit haben werben, Meinung gegen Meinung zu flellen, 
fo glaube ich doch, daß alle Mitbetheiligten getragen werben von bem Danlgefübl, 
daß wirklich Ernft gemadt wirb mit ber Juftizeinheit, und baf wir Alle erfällt 
find von ben Gefinnungen, wie fie bie brei Herren Miniſter entwidelt haben, im 
Beziehung auf ihr gemeinjames Streben das Werk zu Stanbe zu bringen.“ 


Der Rebner betonte weiter, daß es bei ben bevorfiehenben Berathungen 
fih nur um Erdrterungen handeln Fönne, wie fie unter Gleichgefiunten geführt 
werben; benn in ben letten Zeilen jei fein Unterfchieb anzunehmen zwiichen bem 
Mitgliedern bes Neichstages unb ben Mitgliebern ber Regierung. „Es wäre”, 
fuhr er fort, „für uns gewiß erfreulich gemweien, wenn wir uns in ber Lage be» 
funben hätten, die brei Gelege, wie fie vorgelegt find, en bloc (durch einen ein- 
zigen Gejammtbeichluß) anzunehmen; ich wenigſtens würde mid dann mit bem 
Kınde im Märchen verglichen haben, bem piötlih über Nacht ein unenbliches 
Glück zugefallen ift unb das fih in ein ganz anderes Reich verſetzt ſieht. Indeſſen 
bie fachliche Möglichkeit ift nicht gegeben, ſelbſt bei bemjenigen Werke nicht, weiches 
ih nicht anſtehe, als ein nahezu vollendetes Meiſterwerk zu bezeichnen, bie Cinil- 
prozeßordnung, welche den Stempel ber Reife im Ausbrud, wie im Inhalt au 
ſich trägt, welche überall bie Meifterband darthnt. — — And hierin find zum 
Theil Beflimmungen aufgenommen, welche jebenfall® ber Srörterung unterworfen 
werben möäflen. — — Weiter entfernt von ber Möglichkeit unmittelbarer Anu⸗ 
nahme fei die Strafprogeßorbnung und am weiteften bas Gerichtsperfaflunge- 
geſetz.“ — 

In Betreff der Hereinziehung politiſcher Geſichtepunkte aber ſagte der 
Redner: „Weiſen wir bei ber Berathung ber Juſtizgeſetze den Hinweis barvamf, 
daß einige Theile unter der Herrihaft politiiher Tendenz fländen, gänzlich wen 
der Hand; ich wlirde es für beflagenswerth halten, wenn wir mit bıefem Geiſte 
an bie Berathung der gegenwärtigen Juſtizgeſetze treien wollten. — — — Min⸗ 
beftens als meine Anfiit mögen Sie mir glauben, ich will nicht weiter geben 
in meinen Anſprüchen, als nothwenbig ift, um innerhalb des Deutfchen Reiches 
eine gute, prompte, einheitliche und mit Rechtsbürgſchaften ambgeflattete Iufliz- 
pflege herbeizuführen.“ 
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Der —— Dr. Windthorſt erffärte von feinem Standpunkte gleich⸗ 
fols: „Der Gegenſtand, welcher uns beichäftigt, ift glücklicherweiſe einmal ein 
folcyer, bei weldem bie fonftigen Parteiftanbpuntte mehr ober weniger verſchwinden 
und wir Alle geben mit gleicher Bereitwilligkeit und mit gleicher Freubigfeit 
darauf ein, bie Borlage rubig zu prüfen und wo möglich zur Annahme zu 
Bringen. Eine folhe Sachlage giebt eine beſondere Freubigkeit zur Arbeit. — — 
Wenn id bie Borlagen, die uns gemacht find, vergleiche mit dem Zuſtande, in 
weldem in Deutſchland Überbaupt die Rechtspflege fich befindet, fo bin ich ber 
Meinung, baß, wenn die Vorlagen angenommen würben, fo wie fie liegen, im 
Großen und Ganzen ein entichiebener Yortichritt getban wäre.” — — — 


Wenn an alle diefe Aeußerungen heute erinnert wird, fo gefchieht es, um 
daran den Ausdrud der Ueberzeugung und Zuverſicht zu knüpfen, daß ber Geiſt 
freubdigen Zufammenwirfens zu dem großen nationalen Werte, welcher fich vor 
Ken Sahren fo entſchieden kundgab, nunmehr auch das enbliche wolle Gelingen 

n werpe. 

Diefe Zuverficht ift geſteigert durch ben Verlauf der zweijährigen Arbeit, 
welche die Inſtizkommiſfion bes Reichstages ihrer Aufgabe aewidmet bat, und in 
welder mit dem Bewußtfein von ber Größe und Bedeutung berfelben zugleich 
das Bewußtfein ber ſchweren Berantwortlichleit filr das wirkliche Gelingen we- 
ſentlich wirffam war. 

Zu ber jahrelangen treuen Arbeit der tüchtigften und erfabrenften Rechts⸗ 
kundigen aus fänmtlichen deutfchen Regierungen iſt nunmehr bie eifrige und hin- 
ebenbe Arbeit ber bebeutenbften Juriften aus ber beutichen Geſammtvertretun 
Finzugelommen, — und bas Werd der Berfländigung ift fo weit gebieben, * 
außer ber Konkursordnung, Über welche gar keine abweichende Meinung mebr 
beftebt, das eine der großen Geſetze, bie Civilprozeßordnung, welche von vornherein 
als „ein nahezu vollenbetes Meiſterwerk“ bezeichnet wurde, jetzt abgeſehen von 
einem einzigen wichtigen Punkte als völlig vereinbart gelten fann, — unb daß 
bei dem Gerichtsverfafſungsgeſez und ber Strafprozeforbnung die urſprünglich 
ungemein zahlreihen Meinungsverjchiedenheiten fchließfich auf eine verhältnißmaͤßig 

geringe Zahl eingeſchränkt worben find. 

Freilich handelt es fich bei dem noch übrig gebliebenen Punkten nach ber 
feften Ueberzeugung ber Bunbesregterungen wejentlih um „das Interefje einer 
gefiherten unb unbehinberten, das allgemeine Wohl wirkſam jchägenden Ausitbung 
der Rechtspflege.” Um dieſer Ueberzeugung willen, fowie im Bertrauen auf ben 
von dem Reichötage feitber bewährten Geiſt dürfen fle ben ſchließlichen Berathungen 
mit der zuverſichtlichen Hoffnung anf volle Verſtändigung über das in jener Rich 
tung Unerläßliche entgegengeben. 

Die Summe und Bebeutung befien, worüber ber Reichstag mit ben Res 

ierungen einig ift, ift zu groß und gewaltig, als daß man es für möglich halten 
* daß an ben noch beſtehenden Differenzen das Ganze ſcheitern könnte: ber 
Gewinn fir bie deutſche Nation beſteht nicht in irgend einem einzelnen Punlte, 
fondern in dem Ganzen bes großen Werkes. Und wer auf biefes Ganze ben 
Blick richtet, wirb an bie lebte Berathung mit ber Ueberzeugung unb dem Willen 
herangehen: es muß gelingen, darum wird es gelingen!“ 


Die Verftändigung über die Juſtizgeſetze. 
13. Dezember. Schreiben ded Fürften Bismarck an den Prä- 
fiventen des Neichötaged vor der dritten DBerathung der 
Juſtizgeſehe. 


„Bei dem hohen Werthe, welcher auf das Zuſtandekommen der dem 
Reichstag vorliegenden Juſtizgeſetze von den verbündeten Regierungen ges 
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legt wird, und da bei der Kürze der Zeit, welde zu dem gemeinfamen 

irten in diefer Legislaturperiode nur noch übrig ir zu belogen ftebt, 
ob es gelingen wird, diefe Geſetze in dem jonft hergebrachten Geſchäafts⸗ 
genge zu vereinbaren, bat der Bundesrath es für geboten erachtet, bie 
rgebniffe feiner Berathung über die von dem Reichstag in zweiter Lefung 
gefaßten Beſchluſſe ungefäumt und insgefammt ſchon vor dem Beginn der 
ritten Leſung zur Kenntniß des Neichötaged zu bringen. Demgemäß 
beehrt ſich der unterzeichnete Reichskanzler, Em. Hochwohlgeboren die bei- 
liegende Zufammenftellung der Beichlüffe des Bundesraths mit dem ganz 
ergebenften Erfuchen Ey überfenden, diejelbe dem Reichstag gefälligft mit⸗ 
theilen zu wollen. Der Bundesrath bat fich bereits, als er zu den An- 
trägen der Kommiſſion Stellung zu nehmen hatte, von dem Beftreben 
leiten lafjen, fi diefen Anträgen thunlichſt anzufchliegen. Auch bei der 
erneuerten Berathung ift er beftrebt geweſen, den Beſchlüſſen des Reichs 
tag8 in zweiter Leſung gegenüber, die Differenzpunfte auf das möglich 
eringe B urüchuftbren. Er bat daher ber einer großen Reihe von 
unften, obgleich fie ihm zu begrlündeten Bedenken Beranlafung, geben, 
dennoch darauf verzichtet, diefe Bedenken weiter zu verfolgen. fehr 
aber aud die verbündeten Regierungen biernach bereit waren, ben 
ſchlüſſen des Reichstag entgegen zu fommen, fo fehr fühlten fie fich doch 
andererfeit8 verpflichtet, in dieſem Entgegenfommen diejenigen G 
einzuhalten, deren Weberfchreitung als eine Gefährdung der ihrer Obhut 
vorzugsmeije anvertrauten öffentlichen Intereſſen erfcheinen müßte. Der 
unterzeichnete Reichskanzler hegt die Hoffnung, daß e8 auf Grund ber 
Beichlüffe des Bundesraths gelingen wird, da8 große nationale Werk der 
deutſchen Juſtizreform zu einem gedeihlichen —2 zu bringen.“ 


Notizen ber „Provinzial- Eorrespondenz.”“ 


„In Folge diefer Mittheilung beſchloß ber Reichstag auf ben Vorſchlag bes 
Präfidenten, bie dritte Berathung der Juſtizgeſetze einfiweilen auszuſetzen. 

Die Hinauefhiebung der britten Berathung hatte den Zweck, vor bieler 
endgültigen Entſcheidung zunähft durch vertrauliche Verhandlungen wo möglıd 
noch einen Boden für eine Ausgleichung ber vorhandenen Gegenſätze zu ge 
winnen. 

Die vertraulihen Verhandlungen wurben zwiſchen den Yührern ber ma- 
tional-liberalen Partet und dem Reichskanzler, fowie bem preußiſchen Iufizm- 
uifter, ale dem Vorfitzenden bes Suftizausichuffes des Bnnbesratbes, geführt. 
Dielelben gelangten am 16. zu einem Abfchluffe, welcher von der national - libe⸗ 
ralen Partei und demnächſt ebenfo von ber konſervativen und von der frei⸗ kon⸗ 
fervativen Partei als annehmbar erkannt wurbe und in einem von biefen drei 
Barteien geftellten Antrage zur Abänderung ber in ber zweiten 2efung gefaßten 
Beichlüffe feinen beftimmten Ausbrud fand. 

Die Berathung im Reichstage über den vertraufich vereinbarten Ausgleich 
begann am 18. Der von ben brei verblinbeten Fraktionen geftellte Antrag warte 
von dem Übgeorbneten Miquél (bem feitherigen Berichterftatter ber Inſtizkom⸗ 
miffion) näher begründet. 

Der Bundesbevollmächtigte Juſtizminiſter Dr. Leonhardt gab bie Eckis⸗ 
rung ab, — daß bie verbünbeten Regierungen bie vorliegenden Anträge als einen 
ufammengebörigen Gejammtantrag gegenüber ben früheren Beſchlüffen ter 

unbesregierungen betrachteten: es feien barin bie Erllärungen ber R 
theilweife einfach angenommen, tbeilweife mit gewiffen Beränderungen, — einzelne 
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Wünſche der verbünbeten Regierungen bleiben unberüchätigt. Nah Lage ber 
Berhältniffe werde er die Anträge nicht anfechten und bie Wünfche der verbün⸗ 
beten Regierungen, welche nicht berüdfichtigt worben find, nicht weiter verfolgen. 
Wenn ber Reichstag die Anträge annehme, fo fei gegründete Hoffnung vorhanden, 
daß bie verbünbeten Regierungen ſich anfchließen werben und bamit bie Juſtiz⸗ 
eſetze in Wirkſamkeit treten. Wenn bie Anträge nicht angenommen werben, fo 
ei die große Aufgabe, die Einheit der Rechtspflege für Dentichland herbeizuführen, 
unzweifelhaft als geicheitert anzufeben. 

Der Ausgleihantrag wurde von ber Fortfchrittspartei, den Ultramontanen 
und ben Sozialdemokraten als eine ungerechtfertigte Nachgiebigleit, ale eine Ber- 
feugnung befjen, wa® die Nationalliberalen in ber zweiten Lefung als nothiwenbig 
erfannt haben, und als eine Preisgebung ber gefetsgeberiichen Stellung bes 
Reichstages lebhaft befämpft und ua lich ebauptet, baß der Reichskanzler und 
der Bundesrath, wenn nur ber Reichstag feſt auf feinen Beſchlüſſen bebarre, 
wohl nachgeben würben. Wenn nicht, fo fet es fein Schabe, wenn bie Geſetze 
erfi fpäter zu Stande kämen. 

Bon national. Tiberaler Seite wurben jene Vorwürfe entſchieden zurückge⸗ 
wiejen: ganz baffelbe babe die Fortſchritispartei auch bei ber Annahme der Norb- 
dentfden Bundesverfaffung, bei der Annahme ber Verfaffung bes Deutfchen Reiches 
und beim Abichluffe der Militärfrage gefagt, — aber alle folche Vorwürfe feien 
wie Wind verweht. Es fei ber Würde des Neichetages durchaus nicht zumider, 
Beichlüffe ber zweiten Lefung in ber britten zuridzunehmen, wenn man fid 
überzeuge, daß nur baburd eine an unb für fich gute Arbeit gefichert werben 
tönne. Schon wieberholt fei bei bebeutenden und verwidelten Geſetzen zwiſchen 
ber zweiten unb britten Lefung durch vertrauliche Verhandlungen die Grundlage 
der Berflänbigung gefucht und gefunden worben. Es fei auch keineswegs gleich- 
gültig, ob bie Gelege jett zu Stande kommen; benn wenn es nicht geſchehe, 
würben fi bie verſchiedenſten Intereſſen zu einem Anfturm gegen bie ganze 
Geſetzgebung vereinigen. Mit größter Mühe feien in achtjähriger Arbeit brei Ge- 
fee vereinbart, bei denen in Zaufenden von Paragraphen eine volle Ueberein⸗ 
fimmung zwiſchen den Regierungen unb dem Reichstage erreicht fei, — in feinem 
einzigen aller biefer Punkte jei ein Rückſchritt gegen ben bisherigen Zuftand nach» 
weisdar, in einer großen Anzahl gewichtiger Punkte dagegen unverlennbare 
Kortieritte Wenn man bem gegenüber auf einige wenige noch weiter erftrebte 

eformen verzichte, um das Errungene im Ganzen zu fichern, fo fünne man das 
gute Bemwußtjein haben, dem Lande einen bedeutenben Dienft zu leiften. 


Die allgemeine Berathung, wie bie Berathung ber einzelnen Punkte, war 
ein fortgefeiter, heftiger Kampf zwifchen den Parteien, welche ben Ausgleich unter- 
früßten, und den Gegnern befielden, vor Allem zwiſchen den National - Liberalen, 
welche unter Berzicht auf einzelne frühere Forderung bie Verſtändigung herbeige- 
führt hatten, und der Fortſchrittspartei, welche ihnen deshalb Abfall und Verrath 
den liberalen Grundfähen gegenüber vorwarf. 

Diefe fih unaufhörli wieberholenden Auflagen wies ber national - liberale 
Abgeordnete von Bennigien mit großer Entſchiedenheit zurück, indem er noch⸗ 
mals die Beweggründe für den Ausgleich und ten Unterſchied ber aufiaffun en 
zwifchen feiner Partei und ber Kortfchrittspartei barlegte. Gegenüber ber Antün- 
Digung, baß bie liberalen Wähler das Urtheil Über die Urheber bes Ausgleichs 
abgeben würben, erflärte Herr von Beunigfen: „Er und feine Freunde wollten 
dem Urtheil der Wähler mit Ruhe entgegen ſehen und zwar auf Grund ber Er- 
fahrung und der Geſchichte, denn das Urtheil des Volles Über das Vefireben ber 
Mehrheit, Ausgleiche mit der Regierung zu fließen, fei von ber Benöflerung 
in Preußen und Deutſchland bereits gegeben worden, ebenfo wie über bie un- 
fruchtbare Politik der Fortſchrittspartei im Jahre 1867 und in den folgenden 
Jahren, als es fih um die deutſche Neichsverfaffung, als es fih um bie nord⸗ 
deutihe Bundesverfaffung, als es fih um bie Regulirung unferer Militär » Anger 








830 
1876. 


legenheiten unb um bie Wehrhaftigleit gegen bas Ausland auf eine Reihe von 
Jahren handelte, und das Voll babe feinen Zweifel gelaffen, daß es ber Mehr⸗ 
beit des Reichstages beigetreten ei. 

Allerdings fei es jchwer geweien, in manchen Punkten nachzugeben, aber 
man babe es gethan, nachdem auch bie Regierungen eine große Strecke Weges 
entgegengelonmen feien. Dieſer Nachgiebigleit babe man fich anfchließen mäflen; 
denn nimmer fönne der Reichsſtag verlangen, allein bie Gefeke zu machen. 
fei eben die innere Unwahrheit, baß bie Kortihrittspartei mit biefer falſchen For⸗ 
derung das Öffentliche Urtheil verwirre und dadurch ein freubiges Gefühl über 
bie Wirkſamkeit im neuen Deutichen Reiche nicht auflonmen lafle. — — Kr 
wenigen Rationen fei es Überhaupt verginnt geweſen, eine ſolche Arbeit zu voll- 
bringen. Ein fo großes Werk dürfe nicht an bloßen Parteiauffafjungen fcheitern. 
Der Unterſchied zwiſchen den tn bes Ausgleiches und ber Yortfchrittepertei 
befiehe darin, daß Iene die Politik und bie Geſetzgebung nicht als Sache einer 
Lehr⸗ und Schulweisheit anfehen, fonbern als eine Sache ber Praris und als 
eine Kunſt. Wenn fie fih an das Höchſte wage und dazu gehöre bie Rechtsein- 
heit, fo dürfe fie es mit ber höchſten Begeifterung, aber auch mit 
nung thun, freilich nicht mit ber Selbfiverleugnung, baf bie Künſtler, wenn fie 
ihre Arbeit faft vollenbet haben, dann ihr durchaus felbR vernichten und 
ſchlecht maden müſſen. 

Das Bolt und die Wähler würden ber Mehrheit dieſes Reichſtags Recht 
geben, wenn biejelbe fage: nachdem bie Regierung uns fo weit entgegengeloumen 

‚ wollen auch wir ben Schritt thun und mit der Regierung bas Bert zu Stande 
bringen, bas zum erften Mal in Deutichlanb die fidheren und unerfchütterlichen 
Grundlagen ber Rechtseinheit bildet.“ 

Daß eine erhebliche Mehrheit entfchloffen war, das Werk ber Berfiänbigung 
mit den Regierungen durchzuführen, trat alsbald bei ber erfien enticheibenben 
Abſtimmung beroor. 

Es —*8 ſich zunächſft um die Zuſtändigkeit ber Schwurgerichte für 
Preßvergehen, welche iu der zweiten Leſung beſchloſſen war. Der Ausgleichsautrag 
forderte die Streichung dieſer Beſtimmung, jedoch mit dem Zuſatze, daß da, wo 
Preioergehen nach ben bieherigen Landesgeſetzen bereitd von Schwurgerichten ab- 
— t werden (in Bayern, Württemberg und Baden), es dabei verblei⸗ 

n ſoll. 

Dieſer Vermittelungsantrag wurde nad lebhafter Berhaublung mit 198 
gegen 146 Stimmen angenommen. 

Am Donnerſtag (21.) konnte der Reichstag zu den namentlichen Schluß⸗ 
abftimmungen über bie 8e ſchreiten. 

Mit 194 gegen 100 Stimmen, alſo ir mit Zweibrittel- Mehrheit 
wurbe zunächſt das —— — eſetz, ſodann bie Strafprozeßerd 
nung, mit Einſtimmigkeit die Civilprozeßorbdunug und bie Koukurserbuung 
angensmuten.“ 


Schluß des Reichstages. 
22. Dezember. Thronrede Sr. Majeſtät des Katfers. 


„Geehrte Herren! 

Bei dem Schlufle der vierten und legten Seffion der zweiten Legis⸗ 
latur⸗Periode des Reichstags dar 30 Sie auffordern, mit Mir einen 
befriedigenden Rüdblid ur die ebniffe Ihrer Thätigleit zu richten, 
um und zu vergegenmwärtigen, in welchem Maße Ihre und ber verbünbeten 
Regierungen gemeinfame Arbeit im Laufe der legten drei Jahre den Aus⸗ 
bau der verfafjungsmäßigen Grundlage des Reichs gefördert Bat. 
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Duch das Reichs⸗Militärgeſetz ift die Organifation des deutfchen 
Heeres fefgefielit und damit eine zuderläffige Gewähr für die Unabhängigs 
keit ed aterlands und für feine berechtigte Weltftellung gejchaffen 
worden. 

Auf dem Gebiete der wirtbichaftlichen Snterelen bat daß Bankgeſetz 
für die Regelung der Kreditverhältnifie und des Geldumlanfs einheitliche 
Drdnnngen eingeführt, von deren Wirkfamleit Handel und Verkehr eine 
ftetige und nachhaltige Förderung erwarten dürfen. Zugleich ift die Ge⸗ 
feggebung darauf bedacht —*8 ihre Fürforge für die arbeitenden 
ae durch die Organifation der eingejchriebenen Hülfskaſſen zu bes 
thätigen. 

Bon nicht geringerer Bedeutung tft das in ber ablaufenden Legislatur⸗ 
periode Sefhaftene r die Pflege der geiftigen Intereſſen der Nation. 

Die Rechte und Pflichten, welche ſich an die literarifche Thätigkeit 
Inüpfen find dur das Geſetz über die Preſſe neu geordnet. 

Der Schuß des geiftigen Eigenthums hat durch die Geſetze über das 
Urbeberreht an Werten der bildenden Fünfte, an Muftern und Modellen 
eine langentbehrte Grmweiterung erhalten. 

So werthvoll aber auch die Ergebnifie Ihrer früheren Seffionen in 
den genannten und in anderen Beziehungen waren, fo werden fie doch 
an Bedeutung überragt durch die große Aufgabe, melde Ihnen auf dem 
Gebiete der — geſtellt war. 

Nachdem eine Reviſion des Strafgeſetzbuchs in der vorigen Seſſion 
ftattgefunden hatte, fiel der heut fchliegenden die Erledigung der Geſetz⸗ 
entwürfe zu, welche die Gerichtsverfaflung, die Eivil- und Strafprozeß- 
ordnung und die Konkursordnung regeln. Diefe Entwürfe find von Ihren 
Kommilfionen mit angefpannteftem Fleiße und mit der eingehendften Sorg⸗ 
falt geprüft worden und der Reichſstag hat die Beratbungen über dieje 
Geſetze mit dem Eifer und der Hingebung gepflogen, mie fe der großen 
nationalen Aufgabe würdig waren. 

Bei einem fo umfangreichen und bedeutungsvollen Werke mußten in 
der erften Beurtheilung die Meinungen über viele und wichtige Punkte 
nothmwendig in dem Maße außeinandergehen, wie es der Verbreitung und 
der Vielſeitigkeit juriftifcher Durchbildung in allen Xheilen unſeres Vater⸗ 
landes entfpricht. Dennoch ift e8 zu Meiner aufrichtigen Freude gelungen, 
alle Meinungeverfeiebenheiten im Wege der Berftändigung unter Ihnen 
und mit den verblindeten Regierungen auszugleihen und die Verhand⸗ 
lungen zu einem befriedigenden Abſchluß zu bringen. 

Das Gefühl des Dankes für bie Bereitwilligleit, mit welcher Sie, 
geehrte Herren, den verbündeten Regierungen zu dieſer VBerftändigung 
entgegengelommen find, ift in Mir um fo lebhafter, je höher Ich den 
Gewinn anſchlage, welcher auß dem Gelingen dieſes Werts für unſer 
nationales Leben erwachſen muß. 

Durch die flattgehabte Berabfchiedung der Juſtizgeſetze ift die Sicher- 
Beit gegeben, daß in naher Zukunft die Rechtspflege in ganz Deutſchland 
nad gleichen Normen gehandhabt, daß vor allen deutfchen Gerichten nach 
denfelben Vorſchriften verfahren werden wird. Wir find dadurch dem 
Ziel der nationalen Rechtseinheit wejentlich näher gerüdt. 

Die gemeinjame Rechtsentwickelung aber wird in der Nation das Be⸗ 
wußtjein der Zufammengebörigfeit ftärten und der politiichen Einheit 
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Deutichlands einen inneren Halt geben, wie ihn feine frühere Periode 
unferer Geſchichte aufweift. 

Die Nechtseinheit auch auf dem Gebiete des gefammten bfirgerlichen 
Rechts herbeizuführen, wird der Beruf der kommenden Seffionen fein. 

Ich entlafje Sie, geehrte Herren, indem Ich Ihnen für Ihre ange 
ftreugte und erfolgreiche Arbeit wiederholt im Namen der verbündeten 
Regierungen den mwärmften Dank ausſpreche in dem feſten Bertrauen, 
daß, aud wenn der Reichstag fi) wiederum hier verfammelt, e8 uns 
pergönnt fein wird, unfere Arbeiten ausjchlieplic den friedlichen Aufgaben 
der inneren Entwidlung des Neich8 zuzumenden. 

Der bisherige Fortgang der Verhandlungen der eurppäifchen Mächte 
über die im Orient fchwebenden Fragen berechtigt Mich zu der Hoffnung, 
daß e8 Meinen Bemühungen und den einander entgegenlommenden fried- 
-lihen Intentionen der an der Entwidelung der Dinge im Orient um 
mittelbar betheiligten Mächte gelingen werde, die fchwebenden Yragen 
ohne Beeinträchtigung der guten Beziehungen zu löfen, melde gegen 
wärtig unter ihnen obmwalten. Ich werde, geflügt von dem BBertrauen, 
welches Deutjchlands friebliebende Politik fich erworben bat, im Wege 
freundfchaftlicher und felbftlofer Vermittelung mit Gottes Hülfe aud ferner 
dazu mitwirken.“ 


Nach dem Streit. 
„Provinzial» Eorresponbenz” vom 28. Dezember. 


„Auf die jüngften färmifch-erregten Verhandlungen bes Reichstages iſt eine 
letzte feierliche und erhebende Sitzung gog — nach den leidenſchafilichen Er- 
drierungen, in welchen bie trennenden Parteigedanken heftig gegen einander 
ſtritten, ift aus bem Munde des Kaiſers ber einigende Reichegedanke zur ver⸗ 
ſohnenden Geltung gelangt. 

Aller Streit und bittere Hader, ber ſich an bie letzte gewaltige Arbeit bes 
Reichstages gefnüpft hatte, tritt zurüd vor ben ſchlicht erhabenen Worten vom 
Kaifertbron, in welchen bie gewaltige Bebentung bes für Deutſchland Errnugenen 
verfündet wird. — — — 

Mit dem Ausbrude des Dankes ber verblinbeten Regierungen für bie er- 
folgreiche Arbeit bes Reichstags bat ber Kaiſer ben vertraueusvollen Hinweis auf 
weitere friebliche Arbeit für Die innere Entwidelung des Reiches verknüpft. 

Der glüdlih erreichte Abſchluß der umfaflenden Juffizgeſetze iſt im ber 
That aud deshalb von großer und erfreulicher Bedentung für unfer 
politifches Leben, weil die gefegebenben Kräfte tes Reiches fih nunmehr um ie 
freier und erfolgreicher anderen wichtigen Aufgaben und VBebürfniffen unteres 
Volkslebens werden zuwenden können. 

Die wirtbichaftliden ragen vor Allem ſtehen im Vordergrunde ber allge 
meinen Sorgen und Wünfide, und find fchon feit längerer Zeit Gegenſtaud ter 
eingehenbften Erwägungen auch auf Seiten ber verbünteten Regierungen: fie 
werten unzweifelhaft während ber nächften Jahre bie —— Thätigfeit 
in hervorragender Weife in Anſpruch nehmen. 

Das Gelingen beilbringender Reformen anf bem wirthichaftlichen Gebiete 
hängt aber ebenfo, wie auf dem rein politiichen, in erfter Linte von der Möglid- 
feit vertrauensvollen Zuſammenwirkens bes Reichſstages mit den verbündeten Re- 
gierungen ab. j 

8 iſt fehr leicht getban, in Parteiprogrammen ben verfchiebenen Schichten 
bes Volles in allgemeinen Wendungen die herrlichſten Reformen, bie größten 
Erleichterungen und wirtbichaftlichen Berbefferungen in Ausſicht zn ſtelen, — 
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jeber wirkliche Schritt auf bem Wege beilfamer Reformthätigleit aber erheiſcht bie 
forglichfte alljeitige Abwägung der verfchiedenen Intereffen, wenn nicht das, was 
den Einen zum Bortbeil gereicht, Anderen unbillige Schädigung bereiten fol, 
Auf keinem Gebiete gehen ferner die Auffafjungen und Beftrebungen fo ſehr aus- 
einanger, wie auf dem wirtbichaftlichen, weil hierbei eben bie unmittelbarften 
Zebensinterefien und Bedürfuiffe jedes Einzelnen im Spiele find. 

Wirtbichaftlicde Reformen können baber fiherli nur von einem Reichstage 
durchgeführt werden, dem es in feiner Mehrheit mit einer wirklichen Verſtändi⸗ 
| bie Bebürfniffe und Intereffen des Volles mit den Regierungen voller 

; 

Wer mit unjerem Kaifer weitere Erfolge einer befonnenen und ftetig fort- 
fchreitenden Gefeßgebung zum wahrbaften Gedeihen ber veutihen Nation zu 
fichern gewillt ift, Der wirfe bei ben bevorftebenden Wahlen an feinem Theile ba- 
bin, daß ber Geiſt vertrauensvollen Entgegenlommens und freubigen gemeinfamen 
Schaffens zwilchen den Regierungen und der Reichövertretung, welcher bie bis⸗ 
berigen Fortſchritte der nationalen Gefetgebung zur Reife gebradht hat, auch ferner 
zur Geltung und fegensreichen Wirkſamkeit gelange.“ 


1877. Verleumdungen gegen den Fürſten Bismard. 
Die „Eijenbahnzeitung” und die „Reichäglode”. 


„Provinziaf- Correspondenz” vom 24. Januar. 


„In den legten Wochen haben fih die Berliner Gerichte wiederholt mit 
einem Blatte beichäftigt, welches wohl als das ſchamloſeſte aller bisher in Preußen 
erihienenen Preßerzeugniffe gelten fann. Dafjelbe trug früher den Namen 
„Eifenbahn- Zeitung“ und war urſprünglich gegründet, um nach den parlamen- 
tarifchen Vorgängen, weiche zur Einjegung einer Unterfuhungstommiifion in Be- 
treff der Eifenbahnlonzeffionen führten, an ben Urhebern dieſer Maßregel Ver⸗ 
geltung zu üben unb beſonders den Nachweis zu führen, daß gerade in bemjenigen 
Kreilen, welchen diejelben angehörten, bie gröbften wirtbichaftlihen Ausichreitungen 
und Mifbräuche vorgelommen feien. Mehr und mehr ging das Blatt dazu über, 
feine Angriffe und Schmähungen in biefer Beziehung nicht mehr blos gegen bie 
finanziellen Unternehmer, fondern mit immer wachlender Schärfe gegen Mitglieder 
der Regierung zu richten, welche angeblich jene Ausjchreitungen begünftigt hätten 
und dabei ben verwerflichflen Beweggründen perfönlichen Eigennutzes gefolgt 
wären. Im weiteren Verlaufe wurde vor Allem die Politik und die Perjon bes 
Reichskanzlers Fürften Bismard zum Gegenftande ber gehäffigften Angriffe ge- 
madt. Im offenbaren Zufammenbange mit ben Agitationen bes Grafen Harry 
von Arnim wedjelten fortan mit den blos wirthfchaftlichen Erdrterungen bie 
bo8hafteften Verdächtigungen der gefammten inneren und Äußeren Politik des 
Reichskanzlers und zugleich die fchwerften perſoͤnlichen Beichuldigungen befielben 
in Bezug auf die Beweggründe feines gefammten politifchen Wirkens. Dieje An- 
griffe gegen ben Charakter und bie Ehre des Fürften bewegten fi theilmeife nur 
in Andeutungen unb Anfpielungen, welche allerdings leicht errathen ließen, auf 
wen fie zielten, doch aber vorfichtig genug gebalten waren, um einer ſtrafrechtlichen 
Berfolgung lange Zeit jeve Handhabe zu entziehen. 

achdem es Tange Zeit unmöglich erfchienen war, dem heuchleriichen, 
zafftinirten Treiben des Blattes, welches den Namen „Deutſche Reichsglocke“ an⸗ 
enommen hatte, ftrafrechtlich beizulommen, bot im festen Dezember ein beifpiellos 
her und zugleich ungewohnt unvorfichtiger Angriff gegen ben Direltor bes 
Berliner Stabtgericht® eine durch feine Ausflucht mehr binwegzuräuntende Hand- 
babe zum gerichtlichen Einſchreiten. Alsbald traten nunmehr bie Anzeichen bes 
ſchlechten Gewifjens der Rebaktion hervor: ber eigentliche Herausgeber bes Blattes, 
Joachim Gehlfen, ergriff unverweilt die Flucht unb ging nach ber Schweiz, 
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ber angeblich verantwortliche Rebalteur erwies ſich als eine nur vorgeſchobene 
völlig unbebeutenbe PBerfon. Die in dem Artitel erhobene Anſchuldigung ſtellte 
fih in allen Zheilen als eine der frechften Verleumbuugen heraus. 

Das wichtigſte Ergebniß der bamaligen Gerichtsverhandlung aber war, daß 
ein großer Theil der Aufläge bes nichtswürbigen Blattes, namentlich viele ber 
ehäffigen Angriffe gegen den Kürften Bismard von einem ber ultramontanen 

artei angehörigen früheren Legationsrathb von Los herrühren, und baß ber 
Geranegeber Gehlſen in lebhaften fchriftlihen und perſönlichen Verkehr theils 
mit befannten Mitgliedern der ultramontanen Partei, theils mit ben Genoffen 
des worafen Harry von Arnim, theils mit Demolraten und Socialdemokraten 
fand. — 

Der wirtlihe Herausgeber der „Reicheglode” Hatte bei feiner Flucht mit 

tem Grande angenommen, daß die Zeit ber Straflofigfeit für das Blatt vor⸗ 

ber fei. Bereits am 23. Dezember kam eine weitere Anklage gegen baffelbe zur 
Berbanblung, nunmehr wegen Beleidigung und Berleumbung des Reichskanzlers. 
Wiederum war es ein nur vorgefchobener Kebalteur, gegen weldhen die Auflage 
erhoben werben mußte. Derfelbe hatte aus bem Sefängniffe eine Abbitte an deu 
Reichskanzler gerichtet, weil er zu fpät erkannt habe, daß Gehlſen unb Los bei 
ihren een bon ben verwerflichften Beweggründen geleitet worben — er ver⸗ 
fpra Umkehr und verfiherte den Fürften ferner Dienftwilligfeit. Da ber Brief 
ohne Antwort blieb, verwandelte fih bie Reue wieber in zo, unb er beantragte 
zum Beweis ber Wahrheit der Anfchuldigungen gegen ben Kanzler zugelaffen zu 
werben. Die Verhandlung über ben bie Verleumbungen enthaltenden Artikel 
wurben deshalb ausgejegt — wegen brei anderer Aufjäke aber wurde alebald 
weiter verhandelt. 

Der Staatsanwalt theilte babei mit, daß ihm aus ber Hinterlafſenſchaft 
Gehlſens ein Pad Briefe übergeben worben fei, welches auf bie ultramontauen 
und fonftigen Beihüger und nofien deſſelben ein bebeutfames Licht werfe. 
Namentlich wurbe ein Brief des Legationsraths von 2o& verlefen, welcher mit 
Maren Worten als Zweck der Angriffe gegen ben Fürſten Bismard bezeichnete, 
bie Geſundheit deffelben durch Aerger zu untergraben. „Ich ſchlage vor, ſchreibt 
Lo& von Paris, die nächſte Nummer zu einer Benefizuorfiellung zu Gunſten des 
Reichlanzlers zu erheben. Vom piychologiich-mediziniihen Standpunkte fcheint es 
mir wichtig, bezüglih der Reihenfolge der Artikel zuerſt das Pathetiſche — — 
und dann das Komiſche zu bringen. Die Hauptſache iſt, daß von vormberein 
gie die Verdauung auf einige Tage geflört wirb und das geſchieht nur durch 
eibenfchaftliche Erregung.” 

Der Redakteur wurbe unter Berüdfiätigung, daß er uur ber vorgeldhobene 
Berantwortlicde war, zunähft zu ſechs Monaten Gefängniß verurtbeilt. 

Der verleumbderifche Artilel aber, in Bezug auf welchen ber Rebaltenr bie 
Anlaffung zum Beweife ber Wahrheit beantragt hatte, kam am 15. Sannar db. 3. 
von Neuem zur Verhandlung. Es ftellte fih zunächft heraus, daß ber Angellagte 
während ber Unterfuchungshaft fih bem Richter hatte vorführen laſſen, um zu 
Protokoll zu erklären, daß er von dem beabfichtigten Beweis ber brheit ab» 
fteben wolle. Dem gegenüber befand aber nunmehr ber Staatsanwalt baranf, 
feinerfeit8 den Beweis zu führen, daß die unter Anklage geftellten Artikel auf 
Berleumbung beruhen. 

Es hanbelte fich vorzugsweife um bie Behauptung, Für Bismard habe 
fih für bie Erwirkung ber Konzeſſion zur Gründung der Central-Boben-Krebit- 
Geſellſchaft mit einer bedeutenden Summe an bem Gründungsgewinn beibeiligen 
lafien. 

ſ Die als PH vorgeladenen Borflandsmitglieder und Berwaltungsräthe 
ber genannten Geſellſchaft befunbeten in völliger Uebereiuflimmung, daß von irgend 
einer Betheiligung bes Fürften bei ber Gründung ober bei bem Berwaltungt- 
rathe der Gejellihaft niemals bie Rebe geweien jei, die Behauptung vielmehr 
auf leerer Erfindung berube. 
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Der Staatsanwalt Tefjendorf ergriff hierauf das Wort. 

„Der Beweis ift erhoben worben, fagte er, bie Beweisaufnahme hat das er» 
geben, was ich von vornherein erwartete, eriwarten mußte nach meiner Kenntniß 
von ber Haltung und von der Zendenz biefes würdigen Blattes und von ber 
Perfönlichleit ber Hintermänner und ſtillen Gefellichafter deſſelben. Man hätte 
etwa jagen fönnen, indem man biefe Artifel als bie fchwerften in's Auge faßte: 
bie Beſchuldigungen, weiche bier erhoben find gegen den höchften Beamten bes 
Heiches unb bes preußifhen Staates, find fo wenig glaubwürdig, daß mar am 
beften thut, in ber Borausfegung, Niemand glaubt jo etwas, bie Sache zu 
ignoriren. Es wäre ein großer Fehler gemweien. 

Man foll die große Bedeutung bes Blattes, was feine Leiftungen im Ge⸗ 
ſchäft der Verleumbung anbetrifft, nicht unterfhägen. Das Blatt hat allerdings 
nicht ſehr viele Abonnenten, zum Theil aber Abonnenten gerade in ben höheren 
Kreiſen; das Blatt aber hat jehr großen Abſatz in feinen Artikeln in ber ultra» 
montanen unb in ber foziafiftifchen Tale Nicht blos Heine ultramontane 
Blätter, auch große intereffiren fich für Colportage der Artikel der „Reichsglocke“, 
beſonders auch bie „Sermania”. — Es war aljo nöthig, biefer ſich überall hin 
bergiweigenben Berleumbung entgegenzutreten.” 

achdem ber Staatsanwalt ſodann noch bie einzelnen befeibigenben Artilel 
open n Reichskanzler in ihren boshaften Wendungen näher beleuchtet hatte, 
er fort: 


„Ich Könnte meinen Vortrag mit ber Beleuchtung biefer Artikel ſchließen, 
ich will aber mit Rüdfiht darauf, baf in dem vorliegenben Kalle fo überaus 
fredde und unverfhämte Beichulbigungen ohne ben geringften Grund gegen ben 
böhften Stantsbeamten erhoben worben flnb, Doch noch Einiges über bie Tendenz 
des Blattes und bie Berfönlichleiten, bie es halten und leiten, binzufllgen. Im öffent» 
lichen Intereſſe thue ih das. — — Die Tendenz bes Blattes ift neulich durch die 
verlejenen Briefe des Herrn von Loð feftgeftellt worben, fie gebt einfach dahin, 
ben Reichskanzler durch Beihimpfungen, insbefonbere aber, ba bie® Mittel viel» 
leicht nicht ſtark genug fein follte, durch Berleumbungen an feiner Gejunbheit zu 
ſchädigen. In einer Beziehung haben fi bie Herren allerbinge verrechnet, 
nämlich ber Reichskanzler lieft das Blatt gar nicht, ber Reichskanzler lieſt nur 
biejenigen Nummern, bie ibm zugefchidt werben, weil die Behörben behaupten 
und finden, daß in diefen Nummern firafbare Angriffe, insbejondere verleumderiſche 
Angriffe auf feine Berjon enthalten find. Natürlich müffen bie Behörden derartige 
serleumberifche Angriffe zur Kenntniß bes Reichskanzlers bringen; fommen fie nicht 
zu feiner Senntniß, ftellt er keinen Strafantrag, fo heißt e8 in ben Zeitungen won 
biefer Sorte: „er Hagt nicht”, indem vorausgefet wird, er habe ben Artikel ge- 
leſen; freilich Tieft er bie fchlimmften Artikel, die ihm gefchict werben. Durch 
biefe Artilel fol, denn bies bleibt übrig, auf bie Geſundheit des Reichskanzlers 
eingewirkt werben; es ift jedenfalls bisher eine derartige Tendenz in ber Preffe 
umerbört, und biefer Tendenz huldigte boch nicht 6108 derjenige, ber das Blatt 
rebigirt, Herr Gehlſen, fondern biefer Tendenz buldigen aud die Mitarbeiter. 

Ich made für dieſe verbrecherifche Tendenz alle Mitarbeiter bes Blattes, 
auch alle diejenigen, bie das Blatt durch Rath und buch That unterflügen, 
moraliſch verantwortlich; zunächſt insbeſondere ben Herrn von Loð, fobann aber 
auch den ®rafen Harry von Arnim. Es ift gar nicht zu bezweifeln, daß alle 
bie Artilel „Arnim contra Bismard”, die es fih zur Aufgabe gemacht haben, 
feit Jahr und Zag die Perſon des Fürften Bismard anzugreifen, berabzufegen, 
im Iutereffe des Grafen Arnim geichrieben werben. 

Man bat fih, als ich vor einiger Zeit darauf hingewiefen babe, daß auch 
von ultramontaner Seite das Blatt unterflütst werbe, mit großer Enträflung gegen 
bie Belanntihaft mit Seren Gehlſen verwahrt. Ich babe in der vorigen 
Sisung gefagt, ich fei in ber Lage, zu fonftatiren, baß auch in der That von 
jener Seite, die fo energiſch gegen jede Beziehung zu Gehlſen proteflirte, Ber- 
bindungen mit ben Socialbemofraten behufs einer Wahl Gehlſens anzufnüpfen 
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verfucht feiern. Die „Germania“ fchreibt, inbem fie das abbrudt, ich möchte doch 
nicht derartige Behauptungen aufftellen, wenn ich fie nicht beweiien foun; id 
ftelle feine Behauptung auf, bie ich nicht beweiſen kann. Ich Tann biefe Be 
bauptung beweiſen und führe in diefer Beziehung Folgendes an — es ift bier 
ja der Ort, wo mir dazu Gelegenheit gegeben wird, benn mit ben Zeitungen 
fanı ich mich nicht in Krieg und Korreipondenz einlafien. Alfo ih kann zunächſt 
amtlich Tonftatiren, daß ein namhafter Rebacteur in ber fozialiftiihen Partei, 
Herr Loffow, der auch zum Reichstage in Vorſchlag gebradht worden ift, in 
öffentlicher Verſammlung ertlärt bat, es jet damals ein ultramontaner Reichstags- 
Abgeordneter zu Herrn Bebel gelommen unb babe ein Kompremiß zwiſchen 
Ultramontanen und Sozialdemokraten vorgeichlagen Behufs der Wahl bes Herrn 
Gehlſen in Hagen mit der Verpflichtung, daß demnächſt die Ultramontanen mit 
ben Sozialiften in Solingen für den ſozialdemokratiſchen Kanbibaten ſtimmen 
follten (was inzwiichen geſchehen if). Herr Bebel habe dieſes Anfinnen abge- 
lehnt, denn — fie brauchten eine derartige Unterftügung „nicht mehr”, fie rechneten 
auf mehr als eine Mandel Sitze. 

Nun, daß diefe Partei fih in ber That ſehr erheblich für das Blatt in- 
tereifirt bat, ift ja gar nicht zu bezweifeln. 

Es finden fi auch noch andere Parteien in biefer Korrefponbenz vertreten; 
fo ein Brief von (dem fozial-bemofratiihen) Hafjelmanu an Herrn Gehlſen, 
ein Brief von dem (welfiichen) Grafen Borries in Celle, der auch Verbindungen 
mit dem Blatte unterhalten bat. 

Man fagt, wir leben jetzt in bem Zeitalter ber Berleumbung. Nun, &9 if 
gewiß etwas Kichtiges Daran und es ift zu hoffen, daß fie mit den Berhandlungen 
gegen dieſes Blatt, bie ſich leider noch längere Zeit binziehen werden — denn 
es werben nocd mehrere Anklagen erhoben werben — zum Abihluffe gelangen. 
Das Gröbſte und Großartigfte ın biefer Art, auf biefem Gebiete hat in der That 
wohl das fragliche Blatt geleiftet in den Angriffen auf ben Reichslanzier, an 
denen auch nicht ein wahres Wort if. 

Man kann, wenn man das Zeitalter ber Berleumbungen überblidt, bie 
Berleumber in drei Klafjen rangiren: Die erften find bie Frechen, bie wenigſtens 
ben Muth haben, unter eigener Yirma zu arbeiten; bie zweiten finb bie Vor⸗ 
fihtigen, die nämlich fo jchreiben, daß man bas, was fie wollen und was baranf 
berechnet if, Anbere an ihrer Ehre zu ſchädigen, zwiſchen ven Zeilen Iefen muß; 
die fo jchreiben, daß man fie gerichtlich nicht Belangen kann. Die dritte Kafſe 
bas find die ſchlimmſten, es find die Feigen, die namenlofen, anonymen Ber- 
leumder. Diele find eigentlich fchlimmer wie Einbrecher und wie Straßenräuber, 
denn bie leßteren risfiren wenigftens, baß man fie nieberfchlägt, indem fie Einem 
gegenübertreten müſſen. Aber die namenlojen Ehrabichneider find in feiner Weile 
zur Rechenſchaft zu ziehen. Die frechen, bie vorfichtigen unb bie feigen Berlemmber 
— die leßteren haben am meiften Aechnlichleit mit Meuchelmörbern, und Her 
Gehlſen ſelbſt fagt: es if ein menchlerifher Angriff, und das ifl der Angriff 
in dem Blatte in der That. 

Sch kenne Stimmen aus dem Auslande, welche es ger nicht erftärhar finben, 
baß ein Blatt, eine Zeitung unbeanflandet ericheinen kann, welches gegen ben 
höchſten Staatsbeamten bie Beſchuldigung der Verübung eines gemeinen Bers 
brechens erhob. Unſer Preßgeſetz giebt uns keine Befugniß, Blätter ſolchen Iu- 
balts mit Beichlag zu belegen, weber bie Polizei, noch die Staatsanwaltſchaft if 
dazu in ber Lage; Das Gericht kann freilich fpäter die Beſchlagnahme befchlichen, 
bann ift das Zeitungseremplar aber längft in den Händen ber Abonnenten.” 

Der Gerichtshof ſprach bie Berurtheilung ber angellagten Rebalteure nad 
dem Antrage bes Staatsanwalts aus. 








44. Jon her Heichstogsfelfton 1877. 


22. Februar. Thronrede Sr. Majeftät des Kaijers. 


„Geehrte Herren! 

Beim Beginn der dritten Legißlaturperiode heiße Jch Sie im Namen 
der verbündeten Hegierungen willlommen. 

Die BZufammenfegung, in mwelder der Reichſtag auß den neuen 
Wahlen hervorgegangen ift, läßt Mich hoffen, daß e8 auch in diefer ‘Periode, 
wie in den beiden vorhergegangenen, gelingen wird, die wichtigen Aufgaben, 
welde dem Reichstag geteilt find, im Einverjtändnig zwiſchen den ver- 
Bündeten Negierungen und der Volfsvertretung zum Wohl der Nation in 
Erledigung zu bringen. 

orzugsweiſe wird Ihre Thätigkeit durch die Beratung und Yeft- 
ftellung des Haushalts-Etats für das Jahr 1877/78 in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. Bezüglich der Aufbringung der durch eigene Einnahmen 
nicht gededten Bedürfnike ift das Reich durch Artikel 70 der Berfaflung 
zunächſt anf Matrikular⸗Umlagen verwiefen. Ihre Aufgabe wird es fein, 
ın Gemeinfchaft mit den verbündeten Regierungen zu ermägen, ob und 
welche Maßregeln zu nehmen fein werden, um den hochgefteigerten Betrag 
der Deatrikular-Imlagen durch Eröffnung anderer Einnahmequellen für 
das Reich zu ermäßigen. 

Die Korarbeiten zu den Verhandlungen mit Defterreich-UIngarn über 
Erneuerung de8 Handelövertragd find unter Mitwirkung der Regierungen 
von Preußen, Bayern und Sacjfen fomeit gefördert, daß die Verhand⸗ 
lungen mit Defterreih-Ungarn binnen Kurzem merden beginnen können. 
Der Abſchluß diefer Verhandlungen bildet eine Borbedingung der Reformen 
unferes Zoll» und Steuerfyftems, über welche die verbündeten Hegierungen 
demnächſt in Berathung treten werden. 

Die dem Reichstäg bereit8 früher vorgelegten Geſetzentwürfe tiber 
die Cinriötung und die Befugniffe des Rechnungshofes und tiber die Ver⸗ 
—5 der Einnahmen und Ausgaben des Reichs werden Ihnen wieder 

ugehen. — — 

zug Die in der letzten Seſſion vereinbarten Juſtizgeſetze ſollen nach den 
darin enthaltenen Beſtimmungen ſpäteſtens am 1. Oltober 1879 in Kraft 
treten. Um dieſen Termin einhalten zu können, ift ed nöthig, daß baldigft 
über den Ort entjchieden werde, an welchem das Reichsgericht feinen Sit 
haben fol. Ein bierauf bezüglicher Gejegentwurf wird Ihnen vorgelegt 
werden. ' 
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In den Skreifen der vaterländifchen Induftrie find Klagen über den 
Mangel einer gemeinfamen Gefeggebung zum Schug der gewerblichen Er» 
findungen laut geworden. Um diejen Mangel abzuhelfen, ift, nach Ber- 
nehmung von Sachverftändigen, der Entwurf eines Patentgeſetzes ausge⸗ 
arbeitet worden, welcher Ihnen zugehen und einen hauptſächlichen Gegen 
ftand Ihrer Berathungen bilden wird. 

Leider dauert die gedrückte Lage, in welcher Handel und Verkehr fidh 
in den legten beiden Sabren befunden baben, bei und wie in anderen 
Ländern noch heute fort. Die unausgeſetzten Erwägungen der verbündeten 
Regierungen über die Mittel, derfelben abzuhelfen, haben Mir nicht bie 
Ueberzeugung gegeben, daß die inneren Zuftände des Deutſchen Reichs 
einen wefentlicen Antheil an den Urfachen der Uebelftände haben, die 
in allen anderen Rändern gleichmäßig gefühlt werden; die Aufgabe, augen- 
blicklichem und örtlihem Mangel an Beichäftigung arbeitfuchender Kräfte 
abzuhelfen, liegt den einzelnen Staaten näher als dem Neid. Inſoweit 
der Wiederbelebung des Verkehrs ein Mangel an Vertrauen auf die zu» 
künftige Sicherheit der Hechtözuftände innerhalb Deutjchlands etwa im 
Wege fteht, werden Sie mit Mir ſolche Bejorgnifie für unbegründet halten. 
Die Organifation des Heich und der gejunde Sinn des Deutſchen Bolls 
bilden eine ftarfe Schugwehr gegen die Gefahren, welche anardhifche Be⸗ 
[iredungen der Sicherheit und der regelmäßigen Entwidelung unferer 

echt3zuftände bereiten könnten. 

Fon auswärtigen Gefahren aber, welche aus der noch ungelöften 
orientalifchen Kriſis herporgehen könnten, ift Deutfchland weniger bedroht, 
als andere Länder. Meine Politik iſt den Grundjägen, welche fie vom 
Beginn der orientalifchen Berwidelungen an befolgt hat, ohne Schwanten 
treu geblieben. Der Konferenz in Stonftantinopel Bat leider nicht den Er» 
tolg gehabt, die Pforte zur Semährung der Zugeftändnifle zu vermögen, 
welche die europäifchen Mächte im JIntereſſe der Menfchlichkeit und zur 
Sicherftellung des Friedens für die Zukunft glaubten verlangen zu follen. 
Die Konferenz Verhandlungen haben aber das Ergebniß gehabt, daß bie 
Hriftlihen Mächte unter fich über daS Maß der von der Pforte zu beans 
fpruchenden Bürgfchaften zu einer Uebereinftimmung gelangt find, für weldye 
vor der Konferenz wenigſtens ein alljeitig anerfannter Ausdrud noch nicht 
beftand. Es ift dadurch ein fefter Grund zu dem Bertrauen gewonnen, 
daß der Frieden unter den Mächten auch dann gewahrt bleiben wırd, wem 
die Hoffnung ſich nicht veriwirflihen follte, daß die Pforte aus eigener 
Entfchließung die Reformen bezüglich der Behandlung ihrer chriftlichen 
Untertbanen zur Ausführung bringen werde, welche von der Konferenz 
als europätfches Bedürfnig anerkannt worden find. Wenn die Erwartungen 
unerfüllt bleiben follten, welche in diefer Beziehung fi) an Verheißungen 
der Pſorte und an die Einleitung der Friedensverhandlungen mit Serbten 
und Montenegro fnüpfen, fo wird Meine Regierung wie bisher fo auch 
ferner bemüht fein, in einer Yrage, in welcher die deutfchen Intereſſen ihr 
eine beftimmte Linie des Verhaltens nicht vorfchreiben, ihren Einfluß zum 
Schuge der Ehriften in der Türkei nnd zur Wahrung des europäiichen 
Briedens, insbefondere aber zur Erhaltung und Befeftigung ihrer eigenen 
guten Beziehungen zu ben ihr verbüindeten und befreundeten Regierungen 
aufzumenden. Au diefem friedlichen Werle rechne Ich vertrauensnoll 
Gottes Segen.“ 
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Der neue Reihätag. 


„Prosinzial» Eorresponbenz“ vom 22. Februar. 


„Das Ergebniß ber Reichstagswahlen, wie es jett faft vollſtändig vorliegt, 
bat in der Gefammtftärke der Parteien, welche einerjeits bie Reichspolitik unter- 
fügen, anbererfeits biefelbe bekämpfen, keine tiefgreifenbe Veränderung berbeige- 
geführt. Die Zahlenftärke derjenigen Parteien, welche im Allgemeinen die Re⸗ 

ierung zu unterftüßgen bereit find, ver fonfervativen unb ber national-liberalen 

artet, ift in ihrer Geſammtheit faft dieſelbe wie bisher geblieben, nur innerhalb 
derjelben bat eine Verſchiebung der Zahlenverhältniſſe flattgefunben: während bie 
Konfervativen von 22 auf 38, die freilonfervatin- beutfche Reichspartei von 36 
auf 40, mithin die konfervativen Parteigruppen im Ganzen von 58 auf 78 Stim- 
men gewacdfen find, ift die national-liberale Partei mit ben ihr verwanbten 
Gruppen etwa um ebenfoviel, von 170 auf 146 herabgegangen. Die beiden 
Parteien vereinigt, werben ber Regierung für die weſentlichſten Reichsintereffen 
vorausfichtlih auch ferner eine zunerläffige Mehrheit von 45 bis 50 Stimmen 
gegenüber allen übrigen Parteien gewähren. 

Die Kortfhrittspartei, welde zwar grundſätzlich bie Förderung ber 
nationalen Entwidelung auf ihre Fahne gefchrieben bat, thatſächlich aber bie 
Durdführung ber nationalen Aufgaben in wichtigen Beziehungen befämpft und 
erichwert bat, kehrt nach den jebigen Wahlen zwar wmefentlich in ber früheren 
Stärle wieber, aber fie ift innerlich et, theils durch die entſchiedene Los⸗ 
ſagung einer Anzahl beſonnenerer Mitglieder (unter Führung des Abgeordneten 
Löwe), theils Durch die während des legten Wahllampfes zur Entſcheidung ge- 
Yangte Löſung bes bisherigen Zufammenbanges mit ber national -liberalen Partei, 
aus welchem bie FYortichrittspartei immer wieder eine größere Kraft und Beben- 
tung fchöpfte, als ihr nach ihrer eigenen Stärke zugelommen wäre. 

Diejenigen Parteien, welche in grundſätzlichem Gegenjage zur Reichspolitik 
fteben, die Ultramontanen, Bolen und Bartikulariften, find aus dem Wahllampfe 
in gleiher Stärle mie bisher hervorgegangen, — bie Ulttamontanen allerdings 
mit dem Verluſt von einigen Stimmen, wenn man ihre Gefinnungsgenoffen aus 
den Reihelanden Elfaß--Lothringen mit in Rechnung ftellt. Die Socialdemokraten 
haben einen Zuwachs von 4 Stimmen errungen, welcher jedoch nicht ausreicht, 
ihre Sefammtftelung im Reichstage weſentlich zu verändern und fie zu einem 
felöftfländigen Eingreifen in bie parlamentarifche Wirkſamkeit zu befähigen, info- 
fern fie dazu nicht Unterflügung aus anderen Barteigruppen finden. 

Die Wahlen von Elſaß⸗Lothringen laffen fich zunächſt in bie eigentliche 
Parteigruppirung des Reichstages nicht wohl einfügen. Sie find bis auf Weiteres 
nur für die Reichslande jelbft won hoher Bedeutung. Die Wahl von ſechs Ab- 
geordneten ber Antonomiftenpartei, welde nit mehr den bloßen Proteſt 
gegen bie Lostrennung des Landes von Frankreich zur Grundlage ihres Verhal⸗ 
tens machen, fonbern auf dem Boben der thatſächlich gegebenen Berhältnifie und 
mit den Mitteln, welche die Reichsverfaffung und die Verfaffung von Elſaß⸗ 
Lothringen gewährt, das Wohl des engeren Landes und die Entwidelung deſſelben 
zu möglichfter Selbſtſtändigkeit förbern will, die Wahl von ſechs ſolchen Abgeord⸗ 
neten beweift freilich nicht, daß in Elfaß- Lothringen etwa beutiche Gefinnungen 
und Sympathien aufzuleimen beginnen, fie beweift vielmehr nur, daß bie Elfäffer 
als praktiſche Männer einem unfruchtbaren, bloßen Grollen nad außen hin ent- 
fagen und in thätigem Eingreifen das Beſtmögliche für ihr engered Vaterland 
erreichen wollen. Nichtsveftoweniger iſt diefe Wendung vom deutſchen Standpunkte 
ebenfo freudig und hoffnungsvoll zu begrüßen, wie fie auf franzöfticher Seite als 
eine ſchwere Niederlage der bortigen Beſtrebungen empfunden wird; denn es 
liegt auf ber Hand, daß won bem Augenblide, wo bie wirklichen pofitiven In⸗ 
terefien von Eifaß-Lothringen von angefehenen Männern eigener Wahl im 
deutichen NReichstage ernft und wirkſam wahrgenommen werben, bie Blide und 
Gedanken der bortigen Bevölkerung fi mehr und mehr nach biefer Seite wenben 
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und unwillfürkh in Anfammenbang mit dem politiſchen und geiftigen Leben 
Deutihlands treten werden. Die Sympatbien und das bereitwillige Entgegen- 
fommen, worauf bie Reichslande ſowohl Seitens ber Regierungen, wie and 
Seitens der Vertretung bes deutſchen Volles fidher rechnen fönnen, bürften baun 
weiter dazu beitragen, ten Boden einer politifhen Gemeinſchaft für die Zukumnit 
u bereiten. So bebeutiam biernad die in Rebe fiebenden Wahlen für Elſaß⸗ 
othringen felbft find, jo läßt fih dagegen ein Einfluß derjelben auf bie Partei⸗ 
ftellungen im Reichstage in beftimmter Richtung fürs Erfte nicht vorberfeben. 

So if denn in Bezug auf die Aufammenjegung bes Reichsſtages im 
Großen und Ganzen bie einzige Beränberung von erheblicher Bebeutung in ber 
Stärluug der fonfervativen Parteien zu finden. - 

Die Bedeutung unb ber Einfluß ber fonjerpativen Partei in ber Vollsver⸗ 
tretung waren während ber letzten Jahre in Folge ber Losjagung eines Theiles 
ihrer leitenden Kräfte von den unerläßlihen Aufgaben der Reichspolitik offenbar 
auf ein Maß berabgefunten, welches ber Stellung und Geltung ber konſervativen 
Kreife im Lande nicht entſprach. Selbſt von befonnenen Liberalen wurbe das 
entftandene Mißverhältniß als ein ernfler Mangel in unferem parlamentarifchen 
Leben erfannt; der Regierung aber war eine nothwenbige Stüge bei ber Erfül- 
fung ber ihr obliegenden Aufgabe entzogen, eine gefunde Wechſelwirkung unb ein 
richtiges Gleichgewicht zwiſchen den konjervativen und liberalen Kräften und Be 
Rrebungen im Baterlande zu fichern. 

euerbings iſt num in konſervativen Kreifen bie Ueberzeugung mehr und 
mebr zum Durchbruch gelommen, baß es bringenbe Pflicht der gefammten fon- 
fervativen Partei fei, wieder wirlfamer unb erfprießlicher ale feither an ber peli- 
tiſchen Bewegung ber Gegenwart und an ben unmittelbaren Aufgaben des 
Staatslebens Theil zu nehmen und nad bem pofitiven Einfluß zu ringen, auf 
weichen bie konſervative Partei nicht ohne Schädigung bes Geſammtwodbls ver- 
sichten barf. Die Bewegung, die ſich innerhalb ber fonfervativen Partei im ber 
doppelten Richtung vollzogen bat, einer Annäherung der verwandten Barteigrupper 
ben Weg zu ebnen und bie Bereinigung derſelben wieber zu einem feiten Stüg- 
punkt der Regierung zu machen, bat bei ben Reichetagswahlen zu einer Stärkung 
ber Partei geführt, welche den thatſächlichen und moraliſchen Einfluß derſelben 
auf die parlamentariſchen Entſcheidungen unzweifelhaft erhöhen wird. 

Für die neue Stellung der Partei fällt in's Gewicht, daß ſchon eine Ver⸗ 
einigung ber fonjervativen Gruppen mit der national liberalen Partei ausreict, 
um eine Stimmenmehrheit für Beichlüfie zu fihern, in welden ba® Giuver- 
nehmen zwiſchen ber Reichevertretung und ReichBregierung zum Ausbrud gelangt. 

In diefer Richtung ift der konſervativen Geſammtpartei 
unter den fhwierigen Verbältniffen der Gegenwart unzweifelhaft 
eine große Aufgabe und ein weiterer Auffhwung vorbebalten, 
wenn Te mit aller Kraft wieder den Beruf erfaßt, ein vertranen®- 
volles Zufammenwirlten aller gemäßigten und flaatserhaltenden 
Kräfte zu fördern. 

Das Streben aller befonnenen Elemente innerhalb der kon— 
fervativen und liberalen Barteien muß Angeſichts ber nenerpinge 
bervorgetretenen Gefahren entfhiedener als je auf bie Bildung 
einer parlamentarifhen Mehrheit gerichtet fein, welde aus ter 
Bereinigung aller reichsfreundlichen Kräfte vie Macht jhöpit, die 
gegen die Reichſeinheit, wie gegen bie Ordnungen bes Staats nub 
der Geſellſchaft gerichteten VBeftrebungen mit Erfolg zu betämpfen 
und dem deutſchen Volke bie Zuverfidht einer ftetigen und beil- 
bringenden Entwidelung auf allen Gebieten bes ſtaatlichen Lebent 
neu zu gewähren und zu ſtärken.“ 
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Neichsfinanzen und Reichsminiſterien. 

Aus den Neden ded Fürften Bismarck bei der erften 
Berathung ded Reichshaushalts⸗Etats. 
10. März. (Nach dem Abgeordneten Richter.) 


[Die Antaftung bes Invalidenfonds; — Matrikularumlagen 
und Steuerreform; — Reichsminifterien.] 

„Der Herr Vorredner ift mit unferen Vorlagen unzufrieden. Nun, 
meine Herren, darauf bin ich vollftändig gefaßt gemejen. Er fteht mir 
feit einem Jahrzehnt gegenüber. Ich habe noch nie eine Regierungsvor⸗ 
lage gefannt, mit der er zufrieden gemwejen wäre, und ich glaube, wenn 
wir ed in dem Sinne gemadt hätten, wie er vorfchlug, jo würde doch 
der Fehler, daß es von der Negierungsfeite fam, der Vorlage in der 
Weiſe angehangen haben, daß fie feinen Beifall nicht gefunden hätte. 

Wir haben von dem Herrn Borredner im legten Theil feiner Rede 
gehört, wie er wünſcht, daß die Sache gemacht werden fol. Er meift 
ung im Wefentlihen an, auf die Beftände zurüdzugreifen, d. b. vom Ka⸗ 
pital zu zehren und die Wege zu betreten, die groBe und befreundete Nach» 
barreihe — ja id) glaube, nicht zum dauernden Heil ihrer Finanzwirth⸗ 
ſchaft — betreten haben. — — 

Der Herr Abgeordnete hat und alſo auf unfer Kapitalvermögen 
vermwiefen und empfiehlt uns, das aus allen Eden zujammenzufragen und 
davon zu leben, nicht aber für dauernde Ausgaben, die ſich wiederholen, 
dauernde Dedungsmittel zu befchaffen, fondern die Beſchaffung dauernder 
Dedungsmittel aufzufchieben, bis wir unfer Beſitzthum an Kapitalien auf- 
gezehrt haben. ch begreife eigentlich nicht, warum er dabei ftehen bleibt, 
die Beftände und zunächſt den ReichE-Invalidenfonda zu diefem Erperiment 
zu empfehlen. Dan fann ja auch noch fehr viel weiter gehen. Wir werden 
einige Zeit lang gar feine Matrikularumlagen brauchen, menn wir die 
Staatseifenbahnen unter den Hammer bringen; wenn wir demnächſt den 
Staaten anheimftellen, diefen Weg meiter zu gehen, ihre Domänen zu 
verkaufen, ihre Forften zu verkaufen, ihre Betriebsfonds aufzuzehren, kurz 
und gut, das ganze Nationalvermögen, das wir befigen und zum ‘Theil 
dich Geſetz gegründet haben, budgetmäßig aufbrauchen, wie ein Ber 
ſchwender, der vom Kapital lebt und jagt: ich werde nachher mit Bewilli⸗ 
gungsanträgen kommen, wenn ich nichts mehr habe. 

Der Reichs⸗Invalidenfonds ift durch ein Gejeg zu einem beftimmten 
Sud geichaffen und ich bitte Ste dringend, feine Verwendung auf dieſen 

we zu befchränten und ihn dafür beitehen zu laflen ſowohl für die 
gegenwärtigen, als auch, mas Gott verhüte, zukünftigen Invaliden, die 
uns etwa erwachſen könnten. Gönnen Sie dem Weich dieſes Kapitalver- 
mögen. Es find auch Kriege möglich, in denen man feine Kontributionen 
bat und bei denen man auf das, was man hat, eben angewieſen bleibt. 
Wird das Geſetz auf gefegmäßigem Wege geändert, fo würde das natür⸗ 
li feinen Lauf haben; ich fann nur erffären, daß ich mich, ſoviel in meinen 
Ihmachen Kräften liegt, dagegen wehren werde, daß auf diefe Weiſe der 
erfte bereitefte Kapitalbeftand des Reichs angegriffen werde, um laufende 
Ausgaben zu beitreiten. 
Stehen wir deshalb der Gefahr gegenüber, dauernd unverhältniß- 
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mäßig hohe Matrikularbeiträge zu erheben? Ich glaube es wirklich nicht. 
Wir haben mit —— — keine ermuthigenen Erfahrungen im Reichs⸗ 
tage gemacht. Vielleicht haben wir ungefchidt ausgewählt, gewöhnlich aber 
ift und der Sag entgegengetreten, welchen auch der Herr Borredner vor- 
bin wiederholt hat, wir wollen feine Steuervermehrung, wir wollen eine 
Steuerreform. 

Nun, meine Herren, diefen Sag unterjchreibe ich von ganzem Herzen 
und Tämpfe dafür, fo viel meine Gefundheit und geringe Arbeitskraft, die 
mir nah einem mühevollen Leben geblieben ift, es mir geftattel. Aber 
es giebt auch noch andere Leute, deren Einwilligung ich dazu gewinnen 
muß, namentlich wenn ich deren thätige Mitwirkung dazu haben milL 
Nur weil fi) das Reich und die verbündeten Regierungen außer Stande 
ſehen, jett in diefem Augenblide Ihnen einen vollen Reformplanı für unfere 
Zoll» und Steuereinrichtungen vorzulegen, habe ich zu dem natürlichen Aus⸗ 
funftömittel der Matrikularumlagen gegriffen. 

Wenn ich in einer fehmierigen politiichen Tage mich befinde, fo ſehe 
ich zuerst die Reichsverfaſſung an, was fie mich anweift zu thun, und 
wenn ich an deren Hand mich bewege, glaube ich, mich immer auf ſicherem 
Wege zu befinden. 

Sie jagt in ihrem Artilel 70: — Sie kennen ihn alle, er wird aber 
— in der Debatte fo todt geſchwiegen, daß ich ihn nochmals verlejen 
möchte. — 

Zur Beitreitung aller gemeinfchaftlichen Ausgaben dienen zunächſt 
die etwaigen Ueberſchüſſe der Borjahre, fo wie die auß den Zöllen, den 
gemeinfchaftlichen Berbrauchäfteuern und aus dem Pofl- und Tele 
graphenweſen fliegenden gemeinfchaftlichen Einnahmen. Inſoweit dies 
jelben durch diefe Einnahmen nicht gededt werden, find fie, fo lange 
Reichsſteuern nicht eingeführt find, durch Beiträge der einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten nad) Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bi3 zur 
Höhe des budgetmäßigen Betrages dur den Reichskanzler audges 
ichrieben werben. 

Da liegt aljo ganz klar der Hinweis, was das Reich thum foll, 
wenn feine Geldmittel zur Dedung der Ausgaben nicht ausreichen — 
und daran muß ich wich halten. Ich weile ja die Aufgabe nicht von mir, 
darüber nachzudenken, mas außerdem zu thun fei, im Gegentheil, ich bin 
meinerjeit8 ganz entichloffen und babe das Reſultat meines Nachdenkens 
ſchon gezogen; aber daran zu arbeiten, daß es möglich wäre, ſolche Reichs- 
einnahmen, ſolche Reichsſteuern, wie in der Verfaſſung gejagt if, Ihnen 
vorzulegen, die Hoffnung auf Ihre Annahme haben — und dieſe es 
Inüpfe ich an den Plan, daß wir die Steuern in einer Weiſe fom- 
biniren, die auf der einen Seite Erleichterung, auf der anderen 
Seite neue Einnahmequellen fhafft, — ohne das Beftreben, 
größere Einnahmen zu haben, als der Bedarf if. 

Ih kann mit beftem Gewiſſen erflären, daß ich keinen Ueberfchuß 
erftrebe, fondern nur die Dedung defien, was uns fehlt, die Verringerung 
der Matrifularumlagen; wenn e8 fein Tann, gänzliche Abfchaffung derfeiben 
denn ich glaube nicht, daß Sie blos um der parlamentarifdhen 
Machtfrage willen unbequeme Steuern behalten wollen. 

Die parlamentarifge Macht bleibt einer verfaflungs- 
treuen Regierung gegenüber durch das Ausgabenbemwilligungs» 
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recht gejihert, und einer der Berfaffung nicht treuen Regie— 
zung gegenüber find ebenfowenig Bürgfchaften zu finden, 
wie einer parlamentarijchen Kammer gegenüber, die in ihren 
Beihlüffen fih an den Fortbeftand des Reichs oder Staats 
nicht weiter lehren wollte, fondern daraufhin befchließen, bis er eben 
zu runde ginge. Auf beiden Seiten muß man doch eine ehrliche, vernünf⸗ 
tige, gefeglihe und verfafjungstreue Geſinnung und Abficht vorausfegen, 
fonft fommt man ja überhaupt aus den Hemmniſſen, aus dem gegenfeitigen 
Mißtrauen, aus einem gewiffen gegenfeitigen Berfchanzungsfampfe und 
Ringen nah Macht im Innern gar nicht heraus und kommt über dieje Strei⸗ 
tigfeiten eben nicht dazu, zu erwägen, wie figt der ſchwere Steuerrod dem 
Volke am bequemften, oder vielmehr, wie läßt er ſich am bequemften tragen. 
Nun ich erkläre alfo, daß wir vor der Hand innerhalb des Reichs⸗ 
TanzlersAmt8 und in den Behörden mit Zuziehung der preußifchen Be⸗ 
börden, die uns ihren Beiftand leihen, damit befchäftigt find, eine Steuer- 
reform vorzubereiten, daß ich die Hoffnung habe, daß Sie, und zwar in 
dem von dem Herrn Abgeordneten Richter getadelten Sinne, bei einer 
Verſtärkung der indirelten Steuern uns zur Seite ftehen werben. 
Wir hoffen, fie Ihnen bei der nächſten Reichstags⸗Seſſion vorzu⸗ 
legen. Wenn dann der Gedanle des Herrn Abgeordneten Richter die 
Dberhand gewinnt, daß die indirelten Steuern vorzugsweife den Armen 
belaften und den Reichen freilafien, wenn das mirklich ein richtiger wirth« 
fchaftlider Say ift, dann werden Sie ja diefe Sache ablehnen, und wir 
werden dann wieder von vorn anfangen müflen, refpeftive zu einer Reichs⸗ 
einlommenfteuer oder zu anderen direften Steuern — wir werden dann 
aljo in der Lage fein, den Einwohnern der großen Städte, die ja die 
Mahl⸗ und Schladhtfteuer bereitwillig abgefchafft haben und fich davon 
goldene Berge verſprachen und die jegt an der Aufgabe laboriren, durch 
direkte Klaſſenſteuern (mit Erelution fir Ausfälle von geringen Beträgen) 
das aufzubringen, was bei der Mahl- und Schlachtſteuer mit Leichtigkeit 
getragen wurde (ſehr richtig! recht); — das Brod ift nicht um ein Haar 
mohlfeiler gemorden; das Yleifch ift nicht billiger geworden; etwas weniger 
ut ift es geworden, aber wohlfeiler durchaus nicht; und dabei find die 
Breite auf dem Lande im Einkauf nicht theurer wie früher ; ich frage 
aljo, wo bleibt der Ausfall, der dabei eintritt? Ich habe den Eindrud, 
daß der Arme unter dem Regime der indirelten Steuern ſich wohler befand. 
Es ift ja die Frage aufgeiworfen worden, ob es zwedmäßig geweſen 
wäre, eine einzelne Steuer, aljo namentlich eine Steuer auf Tabak, Ihnen 
jet zu bringen, um die Einnahmen zu erhöhen — ein Defizit Tann ich 
nicht zugeben, das Reich hat kein Defizit, der Artikel 70 fchügt es ab» 
folut vor einem Defizit — alfo Ihnen als Erfag für einen Theil der 
Matritularumlagen eine Tabaksſteuer, die auf den anfchlagsmäßigen Er» 
trag von vielleiht 22 Millionen ſich bezifferte, vorzulegen? Die Sache 
bat ihr Für und Wider gehabt. Ich räume offen ein, Daß ich mich da⸗ 
wider erklärt babe und Lieber die Unannehmlichkeit zu hoher Watrikulars 
umlagen ein Jahr hindurch, ein Budget hindurch, einmal tragen will, als 
die Steuerreform dadurch fchädigen, daß man einen der beiten und we⸗ 
fentlihften Artifel, von deſſen Schwimmkraft ich erwarte, daß 
er andere vielleicht mittragen werde, porwegnehme, für den 
ein Proviforium einführe, was uns nachher abhalten würde, 
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eine gründliche Reform, von deren Nothwendigkeit ich fo über» 
eugt bin, wie irgend einer von Ihnen, vorzunehmen, uns die 
töglichkeit, der näher zu treten, zu erjchweren, und deshalb babe ich 

mid gegen diefe Steuer ın diefem Augenblide erflärt. “Die Ueb 

bat ſich bei mir feftgefeßt, Daß wir Ihnen mit einer einzelnen Steuer 

ohne eine Reform nicht mehr fommen dürfen. 

Ich komme auf die Frage, die der Herr Abg. Lasker vorher ange 
regt bat und auf die auch der legte Herr Vorredner anfpielte, daß der 
ganze Uebelftand, dag Ihnen hier eine Erhöhung der Matrilularumlagen 
von 25 Millionen zugemutbhet wird, eigentlich feine Urfache darin hätte, 
daß wir feine Reichs⸗Miniſterien haben, daß wir feinen verantwortlichen 
Reichs⸗Finanzminiſter haben. 

Mit diefem Streben nad) Reichs⸗Miniſterien irren Sie fi), glaube 
ich, in der Abſchätzung der Bedeutung, die diefe Minifterien auf die Daner 
baben würden, Minifterien ohne ſachliche Macht, ohne Verwaltung hinter 
fih. Wir haben ein, ich möchte fagen, warnendes Beifpiel gehabt am 
Reichs-Eifenbahn-Amt, wo eine hohe Neichäftelle mit großen Anfprüchen, 
ſowohl ſolchen, die fie jelbft zu machen berufen war, als ſolchen, die 
fie geftellt wurden, aber ohne jegliche Macht, denfelben Nachdruck geben 
zu können — was dahin geführt hat, daß arbeitfame und Beamte von 
Selbtgefühl in diefem Amte nicht ausharren wollen, und der bisherige 
Inhaber der Stelle, der nicht blos feinem Amte fehr gemachien war ımb 
tüchtig darin, fondern auch mit Liebe zur Sache bineinging, Hat mir nad) 
gweijäbrigem Dienfte gejagt: Schaffen Sie mir eine Stelle im preußifchen 

ienfte, mag fie geringer befoldet fein als dieſe, es ift für mich eim zu 
niederdrüdendes Gefühl, Teinem der Anfprüche, die ich an mich felbft ſtelle 
und die Welt mit Recht an mich ftellt, in diefer Hülflofigkeit gerecht werden 
= können. In einer ähnlichen Yage würden die Reichs⸗Miniſterien fein. 

8 würden eben Minifter fein, die in keinem Einzelftaate eine beftimmte 
Wurzel hätten, einen beftimmten Vortrag bei dem Souverain, kein be 
rechtigtes Mitvotiren bei allen materiellen Sachen, die in dieſem Einzel- 
ftaate vorkommen, fondern fie würden ganz allein auf die ReichSgewalt 
in Berlin angewieſen fein, und das eigentlich praftifche Leben würde aufer- 
balb ihrer Betheiligung ſich bewegen und zwar, wie ich glaube, in rem 
partitulariftifichem Sinne, 

Meine Herren, in ber Theorie kann man dergleichen ja fehr Leicht 
beiprechen. Ich fpreche aber aus der Erfahrung einer ziemlich langjährigen 
Praris auf diefem Gebiete, und diefe Erfahrung hat mid) dahin gebracht, daß 
ich gewünjcht habe, daß die höheren Heihsbeamten, die Reichsmi— 
nifter, im preußiſchen Minifterium figen und flimmen. — — — 

Ganz gewiß ift nach meiner Weberzeugung, daß ich den Hanpteinfluß, 
den es mir gegönnt ift zu üben, biöher nicht in der SKaiferlichen Macht, 
fondern in der Königlich preußifhen Macht gefunden habe. Ich Habe ver 
fucht, ich habe eine Zeit lang aufgehört, preußifcher Minifter-Präfibent 
zu fein, und babe mir gedacht, daß ich als Reichskanzler ſtark genug fei. 
Ich habe mich darin vollftändig geirrt; nad) einem Jahre bin id) renevoll 
wiedergefommen und babe gejagt: entweder will ich ganz abgehen, oder 
ih will im preußiſchen Minifterium das Präfidium wieder haben. Das 
war aud ganz richtig, aber es genügte nicht. Ich war Die einzige Perfon 
Darin, und der Beweis gegen die Theorie der Reichsſsminiſterien liegt ſchon 
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darin. Aber ſchneiden Sie mir die preußifhe Wurzel ab und 
machen Sie mich allein zum Reichsminiſter, fo, glaube ich, 
bin ich jo einflußlos, wie ein Anderer. 

Es hat ja das etwas DVerführetifches, fich ein Reichs-Miniſterium 
zu denken, was im Weiche innerhalb der Grenzen und Stompetenzen, die 
die Derfaflung, bem Weiche zumeiß, diefelbe Machtvollkommenheit ausüben 
und bdiefelbe Berantmortlichleit dem Reichſtage gegenüber tragen würde, 
wie ein Minifterium im Einzelftaate dies thut und trägt; aber ich glaube, 
Sie täujchen fich über die Entwidlung, die das nehmen würde. Die Macht 
der Stammeseinheit, der Strom des Partilularismus iſt bei uns immer 
fehr ftarf geblieben; er hat an Stärke gemonnen, feitdem ruhige Zeiten einge: 
treten find. Ich Tann jagen, die Reichsfluth ift rüdläufig; wir gehen 
einer Ebbe darin entgegen. ch weiß nicht, ob ich es tadeln fol, oder ob es 
ein gejunder, naturgemäßer Entwidelungsgang iſt. Es wird auch die Reichs⸗ 
fluth wieder fteigen. Man muß nur nit annehmen, daß in drei Jahren 
oder felbft in zehn Jahren alle diefe Sachen fertig gemacht werden fünnen. 
Ueberlaffen Sie unjern Kindern auch nod eine Aufgabe. - 

Man muß einer natürlichen, nationalen, organiſchen 
Entwidelung Zeit laffen, fih auszubilden, und nicht ungeduldi 
werben, wenn fie Stodungen, ja felbft rückläufige Bewegung hat, und darı 
Denen, die diefe rlidläufige Bewegung verurſachen, das nicht fo übel deuten. 
Die können fi) doch nicht umformen und können nicht vollftändig, wenn fie 
in beſtimmten Richtungen der Politik aufgewachſen find, wenn fie zeitlebens 
e3 als ihre höchſte Ehre betrachtet haben, den Partikularinterefien zu dienen, 
nun mit einem Male dem Allgemeinen zum Opfer gebracht werden. a, 
der höhere nationale Schwung, die Erziehung treibt dazu; ich bin übers 
eugt, unfere Kinder werden es viel natürlicher finden als unjere reife. 

ie Hauptſache dieſes Theils meiner Yeußerungen bleibt immer, Sie zu 
bitten, daß Sie von Reichsminiſterien nicht zu viel erwarten. Sie müflen 
nit glauben, daß dann fehr Vieles leichter geben würde, fondern im 
Gegentheil eine gewilfe Scheu davor haben, die Reaktion des Partikularis- 
mug gegenüber dieſen reinen Reichsbeamten zu Fräftigen, und nad) meiner 
Erfahrung würde fie ganz gewiß ſtärker werden, als fie bisher mar.“ 


13. März. — — „Wenn wir vor 10 Iahren, als der Norddeutfche 
Bund zuerft gefchaffen wurde, fofort darauf eingegangen wären oder bald auf 
die erfen Interpellationen, und wenn wir von Anfang an mehrere verants 
wortliche Minifter in konkurrivender Stellung unter fi und zum Bundes⸗ 
rath, in konkurrirender Stellung zu den Landesminiſtern eingejegt hätten, — 
ob wir dann fo weit gelommen wären, wie wir jest find, ift mir doch 
ſehr fraglid. Blicken mir auch nur 12 Jahre zurlid, fo werden Sie mir 
alle jagen, dag Niemand damald auch nur die Soffnun begte oder wenig» 
ftend laut außzufprechen wagte, daß wir und in 12 Jahren in der Si⸗ 
tuation in Bezug auf den Yortichritt der deutfchen Einheit und Verfaflung 
befinden würden, wie heute Wie alt ift denn das deutſche Reich in feiner 
jetigen Geftalt? Fünf Jahre! Sch glaube, Staaten wachſen langjamer 
wie Dienfchen, fünf Jahre find für einen Menſchen ein Kindesalter. Ich 
traue unferer Berfaflung eine Bildungsfähigteit zu grade auf ähnlichem 
Wege, wie die englifche Verfaſſung fich gebildet hat, nicht durch theoretifche 
Aufftellung eines Ideals, auf das man ohne Rüdficht auf die Hinderniffe, 
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die im Wege fiehen, losftrebt, fondern durch organifche Entwidiung des 
Beftebenden, indem man die Richtung nach vorwärts beibehält, in diefer 
Richtung jeden Schritt thut, der fi) im Augenblid ala möglih und un⸗ 
ſchädlich zeigt, fo daß feine größereh Gefahren damit verbunden find. — 

Berlaffen wir nicht der Theorie zu Liebe den Weg, der 
uns praftijch weiter geführt hat, und wollen wir ſchneller vor- 
wärts kommen, fo tft daß befte Mittel dazu das Zufammen-> 
halten und das einhbeitlihe Wollen des Keihstags und der 
verbündeten Regierungen, auch das BZufammenhalten des Reichs⸗ 
tages in fich in höherem Maße, daß, wie id ja im Willen von Jedem 
überzeugt bin, aber der Zorn des Kampfes führt unter Umfländen weiter, 
— ſtets die Imtereflen für das Ganze über das Intereſſe der Berbände 
ber Gefinnungsgenofjen dominiren, und wenn dies gejchiehbt und der 
Neihdtag mit dem verbündeten Regierungen oder doch we⸗ 
nigftens mit dem Kaiferlihen Antheil innerhalb der Regie— 
rungsfphäre einig ift, und die Führung vorfichtig vorwärts geht, 
dann, meine Herren, fommen wir zu einem Ziele, welches allen billigen 
und verftändigen Wunſchen unferer Mitbürger entfprechen wird.“ 


Leipzig als Sit; des Reichsgerichts. 
Aus der „Provinzial- Correspondenz“ vom 28. März. 

„Der Reichstag bat die Borlage ber verbünbeten Regierungen über bem 
Sit bes Keihegerichte in breimaliger Leſung berathen und fi) in Uebereinſtim⸗ 
mung mit bem Bundesrathe für bie Errichtung bes oberften beutfchen Gerichts in 
Leipzig ausgefprocen. 

Diefe Beihlußnahme fleht im Gegenſatze zu bem urſprünglichen Vorſchlage, 
welchen ber Reichslanzler dem Bunbesrathe unterbreitet hatte unb nach welchem 
Berlin zum Sit bes Reichsgerichts beftimmt werben follte. Bei ber Begründung 
biejes Borfchlags war von vorn herein betont, daß keinerlei Sonberinterefien eines 
einzelnen Bundesflaates, ſondern nur das Intereſſe des Reiche für bie gemein- 
fame Rechtspflege bei ber Wahl bes Drtes maßgebend fein Fünne. Es komme 
barauf an, wie „ben Mitgliedern bes Reichsgerichts am beften bie Möglichkeit 
und Gelegenheit gewährt werbe, mit dem ganzen wiffenſchaftlichen Leben ber 
Nation in Berührung zu bleiben, und gleichſam bie geiftige Atmofphäre barge- 
boten, welche fie nicht wohl entbebren können, wenn anders fie ihres Werufs, als 
oberfte Richter des Reichs, in einer der hoben VBebentung dieſes Amts entfpredken- 
den Weiſe walten follen.“ 

Bon dieſem Geſichtopunkt werde man ungelucht auf Berlin hingewieſen. 
Seine geographifche Lage, jo ziemlich gerabe im Mittelpunkt des Reiche, bie reihen 
Hülfsmittel, welche dieſe Reſidenz den Mitgliedern bes Gerichts materiell wie 
geiftig bietet, jprechen ſchon dafür, ihr den Borzug zu geben. Dazu trete aber 
noch mit ausichlaggebender Bedeutung Hinzu, bar Berlin die Reſidenzſtadt bes 
Kaifers ift, daß bier ber Bunbesrath und Reichstag refibiren und überdies bie 
böchften Reichebehörben ihren Sig haben. Es jei gewiß nicht zufällig, vielmehr 
in der Natur ber Dinge begründet, daß faft in allen größeren europiſchen 
Staaten der Ei des höchften Gerichts mit bem Site ber Staatsregierung zu- 
fammenfalle. Bon biefer Regel gerabe im Deutſchen Reiche abzumeichen, Dazu 
würde man nur dann vorfchreiten bürfen, wenn ganz befonbere Gründe geltend 
gemacht werben könnten, welche Berlin, obgleich es bie Reſidenz bes Kaiſers if, 
als ungeeignet für bie Reſidenz bes höchſten Reichsgerichts erwieſen. Solche 
Gründe feien aber nicht aufzufinden. Dagegen treten zu ben noch geiwichtige Mo⸗ 
mente zu Gunften Berlins hinzu. 
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Für mehrere Reichsbehörden, namentlich den Disziplinarhof für Reichsbe⸗ 
ante, daB Bundesamt für Heimathweien, das Reichs⸗Eiſenbahnamt fei die Mit» 
wirkung von richterlichen Mitgliedern durch bie betreffenden Geſetze in Ausfiht 
genommen. Es werbe gewiß ber Natur der Sache entipredden, wenn nur Mit» 
glieder des höchften Reichsgerichts dazu verwandt werden, und es würbe dies ben 
weiteren Bortheil haben, daß man biefe Mitglieder aus ben im Reichsgerichte be- 
findlichen Mitgliedern der verſchiedenen Bundesſtaaten wählen könnte. 

Aus allen dieſen Erwägungen, fowie im Hinblid darauf, daß mit der 
weiteren Entwidelung ber Reichsinftitutionen fi immer mehr das Bedürfniß 
ergeben werbe, in den Reichsbehörden auf die Mitwirkung von reicherichterlichen 
Kräften zurüdgreifen zu Tönnen, war baber in dem urfprüngliden Entwurf 
Berlin ale Sit des Neichögerichts in Vorſchlag gebracht. 

Im Bundesrathe fand dieſer Berfälag jedoch nicht die Zuftimmung ber 
Mehrheit: für benfelben ftimmten Preußen, Baden, Heflen, Anhalt, Waldeck und 
die freien Stäbte, gegen benfelben alle übrigen Staaten. 

Mit einer Mehrheit von dreißig gegen acht und zwanzig Stimmen wurde 
beſchloſſen, Leipzig ale Si des Reichsgerichts in bie dem Reichstage zu machenbe 
Borlage aufzunehmen. 

Den Beflimmungen der Reichsverfafſung entſprechend, wurde ber Geſetz⸗ 
Pe „nah Maßgabe der Beichlüffe des Bundesrathes“ an ben Reichstag ge- 

racht. 

Die Begründung, welche dem Entwurfe in dieſer veränderten Geſtalt bei- 
gegeben wurde, beſchraͤnkte ſich auf die Anführung: für die Wahl von Leipzig 
zum Sitze des Reichsgerichts ſei die Erwägung ausſchlaggebend geweſen, daß das 
oberſte Reichsgericht, welches durch das Geſetz vom 12. Juni 1869 für Hanbels- 
ſachen geſchaffen wurde, und deſſen Zuſtändigkeit im Laufe der Zeit bereits durch 
ſpätere Geſetze mehrfach erweitert worden iſt, in Leipzig ſeinen Sitz hat, und 
a miegenhe Gründe, hierin eine Aenderung eintreten zu laffen, ſich nicht er- 

e aben. 

8 Das Kaiferlihe Präſidium, deſſen Bertreter der Reichskanzler ift, war bei 
ben weiteren Berhanblungen über die Vorlage infofern in einer eigenthlimlichen 
Lage, als daſſelbe feinen eigenen, bem Bundesrathe unterbreiteten Vorſchlag, nach⸗ 
dem berjelbe die Zuftimmung bes Bunbesrathes nicht gefunden hatte, im Reichs⸗ 
tage nicht unmittelbar zu vertreten Gelegenheit hatte; denn bie Reichsverfaffung 
ordnet zunähft nur für die von ber Mehrheit des Bunbesrathes befchloffenen 
und bengemäß an ben Reichstag gebracdhten Vorlagen eine Bertretung durch Mit- 
glieder des Bundesrathes oder durch beſondere von legterem zu ernennende Kom⸗ 
miffarien an, außerdem ift ben einzelnen Mitgliedern des Bundesrathes nur 
vorbehalten, bie Anfichten ihrer befondern Regierungen zu vertreten, auch wenn 
biefelben von ber Mehrheit bes Bunbesrathes nicht angenommen worden find. 
Nach Lage biejer verfaffungsmäßigen Beftinmnungen Tonnte daher bie Vertretung 
bes uriprünglicen Vorſchlages, Berlin zum Site des Reichsgerichts zu wählen, 
vom Tifche des Bundesrathes weientlih nur als Anficht der preußiſchen Regie- 
— und durch die preußiſchen Bundesbevollmächtigten in dieſer ihrer Eigenſchaft 
erfolgen. 

Dieſe eigenthümliche und ſchwierige Stellung ber Reichsregierung wurde 
beim Beginn der erſten Leſung im Reichstage durch den Staatsſekretär im Reichs⸗ 
juſtiz⸗ Amte Dr. Friedberg mit einigen Worten bezeichnet. 

Derfelbe kündigte an: vermöge feiner Stellung fei er zunächſt berufen, ben 
Gefegentwurf, wie ihn die verblindeten Regierungen vorgelegt haben, zu ver- 
treten; im Laufe ber Berathung aber werbe er von bem Rechte Gebrauch machen, 
welches bie Verfaffungsurkunde jedem Bunbesbenollmächtigen gebe, eine Anſchauung 
zu vertreten, wie fie nicht in dem Gefetentwurf Ausbrud gefunden habe. 

Er ſprach babei als Uebergeugung ber verblinbeten Regierungen aus, daß, 
wie aud die Meinungen darüber, ob Leipzig oder Berlin zu wählen jei, ans⸗ 
etnanber geben, jebe dieſer Meinungen für fich es in Anjpruch nehmen bürfe, daß 
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damit nicht ein bejonberes Zaubesinterefie, noch weniger aber gar eim isfales 
Stabtintereffe vertheibigt wird, ſondern, daß bie :Bertbeibiger Hier usb bie Ber 
theibiger dort nur von dem Gebanlen des. Reichsinterefjed getragen werben nnd 
daß fie dabei jo vergehen, wie fie glauben, daß Die Entwidelung unferes Rechtes 
in Deutihland und damit die Entwidelung unſeres politiichen- Sehens überhaupt 
am beften gefördert werben lönne. on | on 

Die eigentliche Vertretung bes urjprünglicden Borfchlags, Berlin zum Eig 
bes Reichsgerichts zu beflimmen, übernahm ber preußiſche Yuftig- Minifter Dr. 
Leoubardt. Auch er betonte aber non vorn herein, daß es nicht geichehe im 
bejonberen preußifchen Iutereffe, fondern Iebiglich und allein tm Sntereffe des 
Reichs. Unter den Regierungen, welche im Bundesrath vertreten find, babe in 
ben verjchiebenften Phaſen, welde bie Entwürfe der Reichs-Juſtizgeſetze durch⸗ 
laufen haben, Seine Ichärfer den Reichsgedanken betont, als bie preußiſche, feine 
babe vie Intereffen bes Staats den Interefjen bes Reichs mehr untergeorbuet 
und feine Regierung fei mehr geneigt und bereitwillig geweſen, ſich ben großen 
Opfern zu unterziehen, welde die Entwidelung ber Reichs⸗Juſtizgeſetzgebung mit 
fih bringe für den einzelnen Staat. — — Anbererjäits freilich fer leiu beuticher 
Staat auch nur entfernt fo fehr bei ber Aufrechterhaltimg eines oberſten Landes⸗ 
gerichtshofes interejfirt wie Preußen. Und dennoch fei die preußifche Stimme bie 
einzige Stimme geweſen, welche im Juſtizausſchuffe bes Bundesraths ſich bagegen 
erflärte, daß e8 den Bunbesftanten, welche mehrere Oberianbesgerichte baben, ge 
ftattet werden jolle, einen oberften Canbeegerichteßof beizubehalten. Wllerbings 
babe ber preußiſchen Regierung ber Gebanle fern gelegen, baß ber oberfte Ge- 
richtshof ana Berlin verlegt werben follte. 

Der Minifter beleuchtete beionbers wm Staudpunkte feiner Geſchäftskunde 
unb Erfahrung die Schwierigkeiten, welche. bie .Berlegung bes Gerichts nad 
Leipzig für die Drganifation deſſelben bereiten würken: . Er bob. hewor, wie es 
von Außerfier Wichtigkeit für das Rei tt fei, daß die Beſetzung wicht blos 
ber NRichterfiellen, fonbern auch der Rechtsanwaltſchaft mit Juriſten von hervor⸗ 
ragender Fähigkeit erfolge; aber nach der bei Berufungen für das Oberhandele⸗ 
gericht gemachten Erfahrung fei jchwer zu glauben, daß e8 gelingen werde, ein 
in Leipzig refivirenbes Reichsgericht mit folgen berggrzageuben Männern zu be 
jegen. Wenn für Leipzig ber Beſitzſtand angeführt werbe, fo fei das nicht ju- 
treffend. Daß man dem Oberbanbelsgericht als Spezlalgerichtshof feinen Ein 
in Leipzig anwies, F nahe, weil eben Leipzig ein bebeutender Handelsplatz ſei; 
doch ber Dber-Hanbelßgerichtshof erlöjhe mit dem 1. Oftober 1879, wie jebes 
anbere Gericht, und es handele fich jegt darum, ben oberſten Gerichtshof für bie 
allgemeine Rechtiprehung in Deutjchland zu Ichaffen. 

Bei ber zweiten Lejung (am 21. März) gab der bayeriſche Bunbest«- 
vollmäcdhtigte v. Riedel eine Erklärung Namens der Mehrheit bes Bunbesrathes 
ab. Er verficherte anf das Beſtimmtefie, daß bie bayeriiche Regiernug mit deiner 
anderen beutichen Regierung in irgenb einer Weiſe vertraulich Über die Frage 
bes Sitzes des Reichsgerichts verhanbelt habe. Was die Sache ſelbſt betreffe, je 
ſei während der Berathungen über dieſe Frage niemals ber Gedanke zum Durch⸗ 
bruch gekommen, das Reichegeriät aus potitiihden Grituden nach Berlin ober nad 
Leipzig zu verlegen; bie Worte Centralifation ober Deceutralifation feien im 
Bundesrathe nie gefallen. Dan babe ſich einfadh damit begnügt, zu ermägen 
und zu unterfuchen, was denn das Neichsgericht für eine Aufgabe zu eriällen 
babe und danach ben Sit beffelben zu beflimmen; mit anderen Worten, bie ver 
bündeten Regierungen haben ſich die Frage geftellt, wo kann bas Reihegnih 
biefe feine Aufgabe, ein Hort bes deutichen Rechts zu fein, am beften eriüllen? 
Da ſei denn vorzugsweife in Betracht gelommen, daß das oberfte Gericht in 
Leipzig fich bereits erprobt habe. Nicht um eine politifche Demonftration zu 
machen, nit um ihr Stimmredt zu mißbrauchen, fonbern im Bewußtjein der 
Erfüllung einer verfaffungsmäßigen Pflicht haben fi bie Regierungen für den⸗ 
jenigen Ort entichieden, von dem fie glauben, daß das Heichögericht fich zur wellex 
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Blüthe entfalten unb fofort bei feinem Auftreten das ungetheilte Vertrauen ber 
Ration genießen unb fich erhalten werbe. 

Bei der Abfimmung nad dem Schluß der zweiten Leſung 
wurde ber Gefekentwurf („das Reich sgericht erhält feinen Sig in 
Leipzig”) mit 218 gegen 142 Stimmen angenommen. 

Die Abſtimmung ergab mithin bei ſtark beſetztem Haufe eine Mehrheit von 
71 Stimmen zu Gunften Leipzigs. Dieje Mehrheit fette fich zufammen aus ber 
Hortfchrittspartei, den Ultramontanen, den Socialiften und ber Eljäffer Proteft- 
partei, welche Parteien ſämmtlich gefchloffen ſtimmten, fowie ferner aus 32 Na⸗ 
tional-Liberalen (meift Süd⸗ und Mitteldeutichen, aufßerbem Abg. Laster und 
einige Norbbeutiche), den ſüddeuntſchen Mitgliedern der deutſchen Reichspartei unb 
brei Konfervativen. Die Minderheit für Berlin beftand aus allen übrigen 
Konfervativen, allen preußiſchen Mitgliedern ber deutſchen Reichspartei, ber 
Mehrzahl der National» Liberalen und ben Mitgliedern ber fortfchrittlichen 
Gruppe Löwe. 

Die dritte Leſung konnte gegenüber ber bebentenden Mehrheit, wel 

& für Leipzig erklärt hatte, eine Aenderung zu Gunften Berlins nicht mehr 
erbeiführen. Seitens ber Vertreter ber Regierungen fand eine Betheiligung an 
ber ſchließlichen Berathung nicht mehr flatt, dieſe trug nur ben Charalter einer 
nachträglichen Auseinanderfegung zwiſchen den Parteien über bie Geſfichtspunkte 
ber flattgehabten Entſcheidung. 

Die Schlußabſtimmung beftätigte lebiglih bie in zweiter 
Lefung getroffene Entſcheidung, nad welder der Sit des Reidhs- 

eriht8 bem Vorſchlage des Bundesraths gemäß in Leipzig fein 
Pont. jeboh mit ber weiteren Befimmung, baß Sadjen kein be- 
fonberes oberfies Geriht mehr aufrecht erhalten barf. 

Wegen biejes Aufates zu bem Gefeßentwurfe wirb eine nochmalige Be» 
ſchlußnahme des Bunbesratbes über benfelben erforberlich.” 


Weitere Rotiz vom 11. April. 


„Das Reichsgericht erhält feinen Sit in Leipzig: fo iſt am 
6.5. M. im Bundesrathe unter Genehmigung des Zufatantrages bes Reichs⸗ 
tages mit Ginftimmigleit befchlofien und fomit Die Wrage durch Ueber⸗ 
einfiimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe des Bunbesrathes und bes Reichstages eub- 
gültig entſchieden. 

Bor biefer Entſcheidung ber gefetsgebenden Gewalten bes Reichs treten 
felbftoerfländlich alle Bebenten zurüd, welche während ber Erörterung ber Broge 
geltend gemacht worben find. An bie Stelle aller vorherigen Zweifel tritt bie 
Zuverficht, baß das nunmehr in Leipzig zu errichtende oberfte Gericht, burch welches 
die gemeinfamen Rechts» Inftitutionen bes Deutichen Reiches gekrönt werben, eine 
Bürgſchaft gerechter nationaler Rechtſprechung und ein neuer Mittelpunkt bes 
gemeinjamen nationaleu Geiftes fein werde.“ 


Furſt Blomard. II. 54 
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Benzlaubuug des Fürſten Bismarck. 
Notiz der „Provinzial⸗Correspondenz.“ 


„Der Reichskanzler Fürſt Bis marck, defien Geſundheit im Folge 
der anſtrengenden und aufreibenden Thätigkeit der letzten Zeit von Neuem 
ſchwer angegriffen iſt, bat Sr. Majeſtät dem Kaiſer den dringenden 

unſch zu erkennen gegeben, von ſeiner amtlichen Stellung im Reiche und 
in Preußen entbunden zu werden. Obwohl eine endgültige Beſchlußnahme 
Sr. Majeſtät über dieſes Geſuch noch nicht vorliegt, darf doch als 
wahrſcheinlich gelten, daß dem Reichskanzler zunächſt ein längerer Urlaub 
unter vollftändtger Entbindung von aller Betheiligung an den Gefchäften 
ertheilt werden mird. 

Der Reichskanzler, welcher an feinem jüngften Geburtstage (1. April) 
die perfönlihen Glückwünſche Sr. Majeftät des Kaifer8 und des Kron- 
prinzen, fowie die zahlreichften Anzeichen inniger Theilnahme empfangen 
bat, wird ſich vorausſichtlich fehr bald nad) feinen Beſitzungen in Lauen- 
burg begeben.“ 


„Brovinzials Corresponbenz” vom 11. April. 


„Das Abſchiedsgeſuch des Reichskanzlers Fürften von Bismard ift ven 
Sr. Majeftät dem Kaifer nicht genehmigt worden: das Oberhaupt des Deutfcen 
Heiches bat in Uebereinftimmung mit ben Kundgebungen der Öffentlichen Meinung, 
wie fie auf die Nachricht von dem Gefuch bes Kürften überall Tebhaft und dringlich 
bervorgetreten finb, als den höchſten Geſichtspunkt für feine Entſchließungen erachtet, 
bem Kanzler jebe zeitweife nöthig erfcheinende Befreiung von feinen Geſchäften 
eher zuzugefteben, als in feinen wirkfichen Rüdtritt zu willigen. 

Der Kaifer und bas deutſche Voll können und wollen ſich nicht mit bem 
Gebanten vertraut machen, daß ber Staatsmann, aus beflen gewaltigem Denten 
und Schaffen die Geftaltung unferes nationalen Gemeinweſens hervorgegangen 
ift, und ber die Entwidelung defſelben feitber durch alle Schwierigkeiten von Stufe 
zu Stufe glücklich hindurchgeführt bat, feine Hand von ber weiteren Zeitung befielben 
zurüdzieben follte, fo lange dieſe Hand nicht wirklich erlahmt und erſchlafft if; — 
der Kaijer konnte aber zu ber ſtets bewährten treuen unb patriotiſchen Hingebung 
bes Kanzlers das Vertrauen begen, daß er ungeachtet ber fchiweren Grfchätterung 
feiner Geſundheit auf ben Rücktritt von feinem erbabenen Berufe verzichten wärte, 
jo ange bie Hoffnung begründet erſcheint, daß er bie unerläßliche Erfriſchung 
und neue Stärkung zu weiterem Wirken und Schaffen ohne jene volle Entjogung 
wiebergemwinnen werbe. 

Denn der Reichskanzler jelbft, in bem peinlicden Gefühle, ben gehäuften 
unb aufreibenden täglihen Anforberungen feines Berufes nicht mehr im einem 
feinen eigenen Anfprüden und Wünſchen entſprechendem Maße gemachten zur fein, 
in feiner firengen Gewiſſenhaftigkeit e8 für feine Pflicht hielt, dem Kaifer feine 
Entlaffjung nnd die Wahl eines Nachfolgers anheimzuftellen, — fo konnte er 
ſich doch dem Berlangen Sr. Majeftät nicht entziehen, zunächſt noch einmal ben 
Berfuh zu machen, in einem längeren Urlaub feine Kräfte nen zu beleben und 
zu flärten, einftweilen aber fi) und feine unerfegliche Autorität dem Neide zu 
erhalten. 

Um dem Wunſche des Reichskanzlers auf volle Entbindung von allen amt 
lichen Geichäften und Sorgen, wenn aud nicht bauerub, doch wenigftens für einen 
längeren Zeitraum zu entiprechen, mußte zur Erwägung kommen, ob nicht während 
einer ausgedehnten Beurlaubung eine volle Stellvertretung bes Kanzlers in Be 
zug auf alle feine verfaffungsmäßigen Detuguifle zu orbnen wäre: in foldem 
Falle wärbe einem für die geſammte innere Verwaltung bes Reichs und Preußent 
einzufegenden Stellvertreter Behufs vollſtändiger Entlaftung bes Fürſten auch die 
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nach ber Reichöverfafkung. dem Kanzler zuſtehende Gegenzeichuung unb Verant⸗ 
—— — für die Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers zu übertragen ge⸗ 
weſen ſein. 

In Hinblick auf bie Meinungslämpfe und Schwierigkeiten aber, welche bie 
Regelung einer jo weit ausgedehnten Stellhertretung darbieten Tonnte, hat der 
Neichslangler auch barin den Wünſchen des Kaiſers gewillfahrt, daß er zunächſt 
während eines kürzeren, mebhrmonatlichen Urlaubs den Zuſammenhang mit ber 
Leitung ber Reichsgefchäfte nicht abjolut aufgeben, vielmehr dem Kaifer auf Ber- 
langen mit feinem Rath zur Seite fieben und bie verfafjungsmäßigen Gegen- 
zeichnung der Kaiſerſichen Anordnungen infoweit erforberlic Übernehmen wird. 

Die Vertretung bes Fürften in allen übrigen Beziehungen ift flir die inneren 
Reichsangelegenheiten dem Bräfibenten des Reichskanzleramtes, für die auswärtigen 
Angelegenheiten dem Staatsjelretär im auswärtigen Amte, bie Vertretung in ber 
preußiihen Verwaltung bem Bize- Präfipenten Des Staats - Minifteruuns über- 
tragen. 

Dur dieſe Anorbnungen dürfte dem vollauf beredhtigten Anfpruche bes 
Kanzlers auf Ruhe und Wiederaufrichtung feiner erfchätterten Geſundheit und 
gleichzeitig dem Intereffe des Reiche und den Wünfchen des beutichen Volles ſo⸗ 
weit möglich Befriedigung gewährt fein: fo ſchwer auch die zeitweilige Abweſenheit 
des Kanzlers, namentlich während der jo eben wieder aufgenommenen Reichstags⸗ 
felfion, empfunden werden wird, fo dürfte doch auch die Heichövertretung das 
Vertrauen unb bie Unterflügung, welde fie dem Kanzler jeber Zeit gewährt bat, 
aud in biefem Augenblide durch die wolle Rüdfichtnahme auf die unausweichlichen 
Schwierigkeiten der Tage und durch die Bereitwilligfeit zur Erleichterung berjelben 
betbätigen, und fi mit bem Kaifer in bem Wunſche vereinigen, ben hochverdienten 
Kanzler bald mit erneuter und frifcher Kraft zur vollen Ausübung feines Berufs 
für Preußen und Deutſchland zurückkehren zu ſehen.“ 


Fürſt Bismarck und die weitere Entwickelung 
des deutſchen Reichs. 


13. April. Rebe des Abgeordneten von Bennigſen (bei ber Beſprechung 
bes Schreibens bes Reichskanzlers in Betreff feiner Beurlaubung). 


„Als ber Abg. Dr. Hänel die Beſprechung bes Schreibens bes Herrn Reichs⸗ 
kanzlers beantragte, haben wir unb ebenfo auch bie anderen Parteien bes Hauſes 
diefem Wunſche uns nicht widerſetzt. Ein Ereigniß wie das Abſchiedsgeſuch bes 
Herrn Reichslanzlers, die Fragen flaatErechtlicher, politiſcher und perfönlicher Art, 
welche fi) daran Inlipfen, haben eine berartige Aufregung in Europa und nicht blos 
in Deutſchland hervorgerufen, daß es ganz unnatürlich gewejen wäre, wenn ber 
Reichstag dieſe Ereigniffe nicht in irgend einer Form bei feinem Wieberzufammen- 
tritte nad) den ferien zur Erörterung gebracht hätte. Ich gehe zwar nicht jo weit 
wie ber Abg. Hänel, daß ich bie Rolle, bie ber Reichstag in biejer Angelegenheit 
fpielt, für eine bedanerliche, oder, wie der Ausbrud fogar gebraucht ift, befchänende 
halte. Deine Herren, wie follte wohl ein Reichstag, ber auch eine längere hiſtoriſche 
Bergangenheit hinter ſich hat, einen Einfluß barauf gewinnen, wenn doch in 
feiner Weiſe bezweifelt werben Tann, daß ber entſcheidende Grund für das Geſuch 
bes Kanzlers gelegen hat in ber Ueberarbeitung unb Ueberfpannung ber Kräfte 
auch des gewaltigften Mannes in einer langen Arbeit der aufreibendften und ge- 
waltigfien Art. 

Bir, die Bertreter ber Ration, Lönnen dem Kanzler dafür 
banktbar fein, daß er bei diefem Zuſtande feiner Gefunphbeit, bei 
ben Schwierigkeiten, bie eine Thätigleit an fo hervorragender 
Stelle nothbwenbig nah ben verfhiedenen Seiten mit fi führen 
muß, zu jeder Zeit, gefleigert vielleicht in biefem ober jenem Mo- 
mente, baß er fih da bat bewegen laſſen burch bie ganze Lage, in 
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ber Dentihland fich befindet, — vorgugemeile in feiner Stellung. zu deu 
anderen Mächten emgefihts ber brobenben Bexriwideluugen im Arient, abex auch 
nicht allein aus biefem Grunde, jondern auch bei Deu großen Schwierigkeiten. denen 
wir noch zu begegnen Haben in ben inneren deutſchen poltiicken Angelegen beiten, bem 
noch nicht volkündig bauernd und auerkannt geordueten Bergältniffen zwiſchen Staat 
und Kirche, von ben manden unfertigen unb wichtigen Dingen, Die in Dentſchland 
noch ber weiteren Geflaltung oder Beſſerung bedürfen, — wenn ber Herr Reihe 
tanzler in patriotiidher Erwägung aller diefer Aufgaben, bie. feinem anderen Maune 
in ber Weife zur fung geftellt werben Tönnen, als gerade ihm, ſich bat bewegen 
fafien, das Abfchiebegefuh nicht aufrecht zu erhalten, ſondern im -Mejentlicgen 
einen Urfaub und eine Ausſpannung von ben lauſenden Geichäften anzutreten, 
fo möchte ich gerabe glauben, daß bie Beranlaffung für ben Reichetag, mindeſtens 
für alle Parteien, die ber Politik des Reichslanzlers nahe ſtehen und dieſelbe 
unterfiigen wollen, geweien wäre, ber Befriebigung über biefen Ausgang ber 
Krifis einen unummwundenen Ausbrud zu geben, 

In biefem Augenblide finb die Augen ber ganzen Welt vielleicht mehr als 
vor einigen Jahren auf bie Dinge gerichtet, die im Orient vorgehen. Da eriunert 
fi) doch gewiß die daukbare deutſche Nation und ihre Vertretung, welche Stellung 
fih das Deutiche Reich, fein Katfer und fein Kanzler in biefen Diugen ber euro- 
päiihen Bolitit in wenigen Jahren verfchafft haben. Ich brauche Sie nicht zu 
erinnern an bie Stimmen ber Preffe, ber bedentendſſen Staatsmänner in ben 
verichtebenen anberen enropãiſchen Ländern. 

IR Das nicht eine wunderbare Entwidelung und Füguug in ben 
Zuſtänden Deutfhlande, in ber Stellung und bem Einfluß, welden 
Deutfchland ſich erworben hat, daß, nachdem noch nit ein Dutzend 
Jahre hinter uns liegen, wo Deutihland in furdtbarer Anipaunung 
aller Kräfte, in ben gewaltigfien Anftrengungen und Leikungen 
militärifcher Energie fih eine Stellung verfhafft hat auf kriege» 
rifhenm Wege gegen Defterreidh, gegen Frankreich, daß nad fo kurzer 
Zeit eine Bolitil, bie im erſten Augenblicke nach ſolchen Ereiguifjer 
und Erfolgen bei den anderen Kabinetten mehr Stauneu und Furcht 
bervorrief al® irgenb einen anderen Eindruck, baß es geluugen 
if, nad folden Ereigniſſen an der Sand einer jo ungewöbhnliden 
militärifhen Energie und folder militärifhen Erfolge dem Auslande 
bas Gefühl beizubringen, baß man es hier in bem neuen Deutid- 
land nicht mit einer vorzugsweiſe militärifchen ober kriegeriſchen 
Macht zu thun habe, jondern mit ber Madt einer Ration, welde 
fi Die Aufgabe geftellt hat, innerhalb ber wiedergewounenen alten 
Grenzen mit dem erftartten Einflufje, ver dem beutihen Belle zu- 
tommt, nun anf biefem Boden friedlich das Weitere zu gefalten, 
was bier von ber Natur und ber Borfehung befimmt if, und and 
aubere Mächte in ihrem Beſitze und in ihrer Entwickelung ungeſtört 
zu lafjen? Wer bat im Jahre 1866, wer bat noch mehr im Jahre 
1871 erwarten können, daß nah wenigen Jahren bie Stellung 
Deutihlands, fein Einfluß in Europa gerade in dieſer Linie liegen 
würde, und daß das geſchehen if, das iR das Berdienſt bes Deut- 
[hen Kaifers und feines Kanzlers. Dafür il bass Gefühl iz 
Deutfchland wie im Übrigen Europa fo lebhaft, baß bie Lüde, bie 
durch das Ausfheiden bes Kanzlers gerijjen'worben, nah allen 
Seiten bin als eine verhängnißvolle empfunden wird, 

Was dann Die Frage ber verantwortlichen Reichſs⸗ Miniflerien anlangt, die 
Frage der Ausfüllung verichtebener Lüden in unſerer Verfafſung und einer ein- 
heitlihen Ordnung ber Reichöregierung, fo würbe ih, wenn in biefer Hinfidt 
Anträge geftellt worben wären, wie es uriprünglich beabficktigt war, beufelben 
entgegengetreten fein, in dieſem Angenblide uicht aus fachlichen Gründen, fordern 
aus Gründen der Courtoifie, aus Gründen ber natärlihen KRüdficht auf deu 
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einzigen. verantwortlichen unb hervorragenden Reichsbeantten, mit beim ſolche Ber» 
Hältniffe- allein georbnet werben WBnuen, während es unmöglich erfcheint, fo lange 
ber Kanzler im Amte If}, diefe Dinge ohne ihn ordnen zu wollen, am wenigen 
in dem Wugenblide, wo er fi auf den Urlaub begiebt. Ich nehme keinen An- 
ſtand, auszuſprechen, daß dieſe ragen einer endlichen Regelung bebürfen. Diefe 
Dinge Bnnen aber tar geregelt werben in vollem Einverſtändniſſe mit einer Re- 
gterung in Deutſchland, mit dem Kangler, welcher bie Berautwortlichleit für biefe 
darin Tiegenden bedentungsvollen Berfaffungs- Berdäuberungen glaubt Übernehmen 
zu Binnen. Die Loſung dieſer Fragen bei uns iſt nicht jo leide wie in einem 
Einheitsfiaat. Nicht allein die Frage, wie bie NReichöregierung in ſich georbnet 
werben foll,:wie Die Verantiwortiichleit ber einzelnen Träger von Minifterien ge- 
genüiber dem Reichstag befchaffen fein fol, wie das Verhältniß bes Kanzlers zu 
biefen Miniftern fein foll, fonbern auch Die Frage des Verhältwiffes des Reichs⸗ 
mmißeriums zu den Einzelftanten, zınan Bundesrath und befien Ausſchüfſen muß 
gelöft werben. Es ift allerdings Vieles in dem verfaffungsmäßigen Verhältniß 
ber Regierungen zu bent Kaiſer und dem Kanzler und dem Reichstage nicht fo 
raſch entwidelt, aiß wir es wünſchen möchten. Das, was noch zu ordnen if, er» 
ſcheint im Berhältniß zu demjenigen, was man in ben lekten zehn Jahren erreicht 
bat, nicht Überwiegend groß. Bergleicht man bas Refultat dieſer zehn⸗ 
jährigen Geſetzentwickelung mit den Berfaffungszufänden in 
Deutihland, mit ben Einrihtungen, ber Zerfahrendeit und Un> 
einigleit nicht blos in politifhen Dingen, nein, mit bem Dangel 
an Uebereinfkimmung anf allen Gebieten der Geſetzgebung, aud 
ber wichtigften, wo bas Zuſammenwirken und Zufammeuarbeiten 
der Bevbslkerung eine einheitlihe Geſetzgebung nöthig erfheinen 
läßt, Dann find die Kortfhhritte, bie in weniger als einem halben 
Menſchenalter auf Diefem Gebiete unter ber Herrſchaft der jetigen 
Verfaſſung gemacht worden find, fo ungeheuer, daß ih jedes Mit- 
glied der Verſammlung aufforbere, mir eine Zeit äbnlihen Um⸗ 
fanges aus der Geſchichte irgend eines Volles, geichweige benn 
bes dentſchen, zu nennen, in dem fo Großes auf jo weiten Ge⸗ 
bieten erreicht worben ifl. Wir wollen alfo zu dem guten Sterne und 
zu dem guten Glücke Deutkhfands das Vertrauen haben, daß uns das, was 
ung noch fehlt, auch noch werben kann, auch und, den Mitgliebern, und ba, 
wo das Bedürfniß fo ſtark heroorgetreten ift, wie in ben bier zur Sprache 
gebrachten Berhäftnifien, daß es in näcfter Zukunft möglich fein wind, an 
die Loſung dieſer Frage zm geben. Nach bes Kanzlers Rückkehr werben meine 
polſitiſchen Freunde gern auf biefe Fragen eingeben, tm feiner Abweſenheit 
jedoch nicht. Nach 1866 hegte man in Deutſchland bei den Eimelftasten die Sorge 
einer Entwidelung und FAhrung in den Einheitsftaat hinein, und nachher hat 
fih das Berbälturg fo geftaltet, daß gerade ber beutfche Kanzler ber beftimmte 
und fefte Halt für Diele Regierungen efen ifl. Das Bertrauen, welches ber 
Kanzler in dieſer Richtung gewonnen hat. ift fo mmentbehrlich für Die weitere 
una der Dinge in Deutichlanb, daß ein Erſatz in der Hinfict nicht mög⸗ 
ich wäre. 

Alſo wenn wir in biefem Angenblid micht in ber Tage find, anf biefe ragen 
näber einzugehen, gefchweige darüber Beſchlüſſe zu faffen, fo werben wir uns 
doch benfelben keineswegs entziehen, und wenn ich es mir verfügen amıß, auf eine 
näbere Erörternug ber Frage im Gingelnen einzugehen, jo kann ich body nicht 
umbin, auf ein und das wichtigſte Verhältniß binzumelfen, welches im Haufe tm 
Iehten Monat auch ſehr deutlich hervorgetreten iſt; das ift das Verhältniß ber 
deutſchen Finanzen zu den Finanzen ber einzelnen Länder. Dieſe Frage iſt gerade 
in dieſem Augenblicke, wo wir uns fo ſehr viel beſchäftigt haben mit ben Erör- 
terungen über direkte und inbdirelte Steuern, WUeberlaftung einzelner Kreile ber 
Bevölkerung, Aber die Schwierigleiten, in welche die Finanzen ber großen deutſchen 
Dnubesflaaten geraiben find oder in nächſter Zeit loımmen werben, — gerabe jet 
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ift dieſes VBerbäftniß ein fo brennenbes geworben, und ich glaube, in ber Richtung 
wird man ſchon im nächſten Winter verfuchen müſſen, irgenb eine Abbälfe ber- 
beizuführen, und nah meiner Auffaffung ift eine Regelung biefer Berhäftnifie 
auf anderer Grundlage nicht möglih, als daß eine enge Verbindung einer ver- 
antwortlihen Reichs - Finanzverwaltung mit ber Winanzverwaltung des großen 
beutichen Staates hergeftellt wird. Wenn wir in diefer Rüdfichtnahme einen er- 
heblichen Yortfchritt machen, fa wird eine Erleichterung file die Geſchäfte bes 
Neiches und bes Reichsſtages eintreten: ' 

Wir wollen hoffen, daß der Reihslanzler, wenn er burd den 
Urlaub, der ihm jetzt gewährt ift, ſeine Yelunbheit getzäfsi ſieht, 
wenn er inzwiſchen anch bie großen völker edtlier ngelegetrheiten 
feitet von feinem Urlaube aus, wenn er dann zurückkehrt, mit uns 
weiter zufammen arbeiten wird an der Entwidelung des Deutichen 
Reiches und feiner Zuftände auf der einmalgewonnenen verfalfungs- 
mäßigen Grundlage, die Niemand von uns, am wenigften meine 
politifhen Freunde, antaften will, und baß er dann die im Ein- 
zelnen praftifch bervorgetretenen Mängel und Lüden auf Grundlage 
ber Berfaffung mit uns in Lebereinffimmung mit den übrigen ver- 
bündeten Regierungen zu heilen ſich vornehmen wixb.“ ' 





 Pernkwürdige Aeuberungen 
des Järſten Bismardk. 
(„Öeflügelte Worte”) 


Bam Bereiwigten Laudtage, ber Zweiten Kammer nub bem 
Erfurter Parlament. 


E8 beißt, meines Erachtens, der Nationalehre einen fchlechten Dienft 
erweilen, menn man annimmt, daß die Mißhandlung und Erniedrigung, 
die die Preußen durch einen fremden Gemalthaber erlitten, nicht hin« 
reichend geweſen feien, ihr Blut in Wallung zu bringen und durch den 
Hoß gegen die Yremdlinge alle anderen Gefühle übertäubt werden zu 
lofien. — — Ich habe immer geglaubt, daß die Knechtichaft, gegen die 
damals gekämpft wurde, im Auslande gelegen habe; fo eben bin ich 
aber belehrt worden, daß fie im Inlande gelegen bat, und ich bin nicht 
jehr dankbar für dieje Aufklärung. (1847.) I. 6. 


Die alte preußifche Volksmeinung, der ein Königswort mehr gilt 
als alles Deuten und Drehen an den Buchitaben der Gefege. (1. Juni 1847.) 
1.7. 


s 


Die Preußifhen Monarchen waren nicht von des Volkes, fondern 
von Gottes Gnaden im Befige einer faktifch unbeſchränkten Krone, 
von deren Rechten fie freimillig einen Theil dem Bolfe verliehen haben: 
ein Beifpiel, welches in der Geſchichte felten ift. I. 8. 


Ich bin der Meinung, daß der Begriff des chriſtlichen Staates 
fo alt fei, wie das alte ci-devant heilige römiſche Reich, fo alt, wie 
ſämmtliche europätfche Staaten, daß er gerade der Boden jei, in welchem 
diefe Staaten Wurzel gejchlagen haben und daß jeder Staat, wenn er 
feine Dauer gefichert fehen, wenn er die Berechtigung zur Eriftenz nur 
nachweiſen will, ſobald fie beftritten wird, auf rveligiöfer Grundlage fich 
befinden muß. Für mi find die Worte: „Bon Gottes Gnaden“, 
welche chriftliche Herrjcher ihrem Namen beifügen, Fein leerer Schall, fon» 
dern ich fehe darin da Belenntniß, daß die Fürften das Scepter, was 
ihnen Gott verliehen hat, nach Gottes Willen auf Erden führen wollen. 


Entziehen wir die religiöfe Grundlage dem Staate, jo behalten wir 
als Staat nichts als ein zufälliges Aggregat von Rechten, eine Art Boll 
werk gegen den Krieg Aller gegen Alle, welchen die ältere Philoſophie auf- 
geftellt Bat. (15. Juni 1847.) I. 9. 10. 
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Es liegt nicht in mmferem Ipterefie; „die Blume des Ber- 
trauens, old «in Unkraut, weiches. uns :bindext, den ka hlen Rechts⸗ 
Hoden in ſeiger gangen Masdtheit zu ſehen, ‚andzureifen umb bei 
Seite zu werfen. (1. Juni 1847.) - ._ L4% 


Es iſt kein Ausdruck im letzten Jahre mehr. gemißbraucht ‚worden 
als das Wort Boll. Jeder bat: das Darıntter verßanden, mas gerade 
in feinen Kram paßte; gewöhnlich einen beliebigen Haufen non Indiri⸗ 
duen, die ed ihm gelungen war, für feine Anjicht zu gewinnen, Das 
wahre preußiiche Voll hat in der letzten Zeit viel Geduld gezeigt und 

oße Feichtgläubigkeit gegen diejenigen, die fidh feine Freunde nennen. 
1. März 1849.) " L 13. 


Durch die wiederholten Amneftien wird das. Rechtsbewußtſein im 
Bolfe auf das Tieffte erfchüttert. (223. März 1849.) L 13. 


Die weinerliche Sentimentalität umjere® Jahrhunderts, melde 
in jedem fanatiihen Rebellen, in jedem gedungenen Barriladen » Sämpfer 
einen Märtyrer findet, wird mehr WBiutvergießen herbeiführen, ats eine 
firenge und entichloffene Gerechtigkeit, wenn fie von Anfang am gelibt 
worden märe, bätte thun fönnen. (22. März) 1849.) I. 14. 


In Preußen ift nur das conftituttonelf, was aus der preußifchen 
Serfeffung hervorgeht. Mag in Belgien oder Frankreich, in Anhalt: 
Deffau oder da, wo der morgenröthlihe Glanz der medien» 
burgifhen Freiheit ftrablt, conflitutionell fein, was da well; hier iſt 
mir das conftitutionell, mas auf der preußtichen Berfaſſung beruht. 
(10. April 1849.) L 15. 


Es wird nicht lange dauern, fo werden die Radikalen vor ben 
neuen Kaiſer bintreten mit dem Reichswappen und ihn fragen: glaubſt 
Du, diefer Adler jei Dir gefhentt? 


Die frankfurter Krone mag fehr glänzend fein, aber das Gold, 
welches dem Glanze Wahrheit verleiht, ſoll erft durch das Einfihmelzen 
der preußifchen Krone gewonnen werden, und ich Babe Tein Ber: 
trauen, daß der Umguß mit der Form dieſer Verfafjung gelingen werbe. 
(10. April 1849.) I. 17. 

Was ung gehalten bat, war gerabe da8 fpecififche Preußen: 
thum. Es war der Reft des verlegerten Stodpreußentbums, der bie 

volution überdauert hatte, die preußifche Armee, der preußifche Echas, 
die Früchte langjähriger intelligenter preußifcher Verwaltung und die le⸗ 
bendige Wechfelmirfung, die in Preußen zmifchen König und Volt befteßt. 
Es mar die Anhänglichleit der preußifhen Bevölkerung an die ange 
flammte Dynaftie, e8 waren die alten preußifchen Tugenden von Ehre, 
Treue, Geborfam und die Tapferfeit, weiche die Armee, von deren Knochen⸗ 
bau, dem Officier-Corp8 ausgehend, bis zu den jüngften Rekruten, durch⸗ 
iehen. Wir Alle wollen, daß der preußifche Adler feine Yittige von der 

mel bis zum Donnersberge ſchütend und berrichend ausbreite, aber 
frei wollen wir ihn ſehen, nicht gefeflelt durch einen neuen vegensburger 
Reichstag und nicht geitust an den Flügeln ven jemer gleichmachenden 
Heckenſcheere ans Frankfurt. Preußen find wir und Preußen wollen wir 
bleiben; ih weiß, daß ich mit diefen Worten das Beleuntwiß ber preuii- 
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ſchen Armee, das Belenntniß der Mehrzahl weiter Yanbslente auäfpreche, 
und hoffe ich. zu Gott, daß wir nuch noch lange Preußen bleiben. werben, 
wenn dieſes Stuck Papier vergeſſen fein wird, mie ein darres Herbſtblatt. 
(6. Septbr. 1849.) En LM. 
Ich ſehe gerade in den. jeigen Zuſtünden von Frankreich feine 
Aufforderung, und das Reifusgewand der franzöfilden Staatßlehrer 
auf unſeren gefunden Körper zu ziehen. (24. Sptbr. 1849.) I. 24. 
Die belgiſche Berfaffung ift erft 18 Jahre alt, ein fehr 
empfehlende3 Alter für Damen, aber nit für Eonflitutionen, 
und ich glaube, Sie alle legen Fein erhebliches Gewicht auf die Lebens⸗ 
erfahrungen eine® Mädchens von 18 Jahren, felbft dann, wenn es ein- 
mal fo glädlich oder flug gewefen märe, die Bewerbungen eines mauvais 
sujet abzulehnen. (24: Sptbr. 1849.) I. 24. 


Die Berufungen auf England find. unfer Unglüd; geben Sie uns 
alles Engliſche, was wir nicht haben, geben Sie uns englifche Gottes⸗ 
furdt und engliſche Achtang vor dem Geſetze, die geſammte englifche Ver⸗ 
faflung, aber auch die gefrminten Berhältniffe des englifhen Grundbe- 
figes, engliihen Reichthum und englifchen Gemeinſinn, befonders aber ein 
englifche® Unterhaus, kurz und gut Alles, was wir nicht haben, dann 
will ih auch fagen, Sie können und nad englischer Weiſe regieren. 
(24. Sptbr. 1849.) I. 24. 


Wenn wir fhmimmen lernen wollen, müllen wir ind Waſſer 
eben; da8 mag wahr fein, aber ich fehe nicht ein, warum Jemand, der 
hwimmen lernen will, gerade da hineinfpringen fol, wo das Waffer 

am tiefjten iſt. (24. Sptbr. 1849.) L 25. 


Die Grundlage unferee Berfaffung bildet die Gleichberechti— 
gung der Krone, der erften und der zweiten Kammer in der 
Geſetzgebung. Aendern Sie dieſe Gleichberechtigung zum Nachtheil der 
Krone, entziehen Sie die Gefeggebung über Steuern, über deren Eins 
nahme und Ausgabe, dieſer allgemeinen Regel, fo vernichten Eie die 
Selbftändigfeit der Krone zu Bunften von Majoritäten. Das Bewußt⸗ 
fein, daß eine Kammer diefes legte Zmangsmittel in Händen hat, ift hin⸗ 
reichend, die Vertreter der Krone in Unterwürfigkeit gegen die Gebote der 
Sammer zu halten. (24. Septbr. 1849.) I. 25. 


Ich möchte doch darauf aufmerkjam machen, daß gerabe die Phrafe 
den ſchönſten Shmud einer conftitutionellen Verfaſſung ab: 
giebt, den Schleier vor dem Bilde von Sais vergleichbar; zerreißen 

ie ihn ganz, jo werden Sie den Augen gar Mancher, die in die tieferen 
Seheimnifle des Conftitutionalismus noch nicht eingeweiht find, zeigen, 
daß das Idol, welches wir in diejen Räumen verehren, nicht ganz das 
war, welches fie hinter dem Schleier zu finden hofften. (15. Movbr. 1849.) 


Ich glande nicht, Daß e8 Aufgabe der Gefeggebung fein Tann, dag, 
was dem Volke heilig iſt, zu ignoriren; in einer Zeit, die ung mit blutiger 
Schrift gelehrt hat, daß da, wo es den Freigeiftern, die fich gebildet 
nennen, gelungen ift, ihre Gleichgulugkeit gegen jedes pofttive Velenntniß 
den großen Maffen injoweit mitzutheilen, daß bei ihnen von dem Chriſten⸗ 
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thum als ſchaler Bodenſatz nur-eine zweideutige Mnrel-Bhilofephie übrig 
geblieben it, daß da nur das blanle Bojenett zwiſchen den verbrecheriſchen 
Leidenſchaften uud dem friedlichen Bürger fieht, daß Da ber Krieg Wer 
gegen Alle keine Yiction if. (15. Nopbr. 1849.) . : LM. 
Fahren wir auf diefem Wege jo fort, machen wir den Art. 11, die 
Gewährleiftung eines jeglichen Kultus, inſomeit zur Wahrheit, daß wir 
auch den Kultus derjenigen demokratiſchen Schwärmer, die in ben güngfien 
Berfammlungen ihren Deärtyrer, Robert Blum, auf gleiche Linie mit dem 
Heilande der Welt fielen, durch Gensdarmen ge Störung tchüten 
lafien, fo hoffe ich e& noch zu erleben, daß das Narrenſchiff der Zeit 
an dem Felfen der hriftlihden Kirche fcheitert, denn noch ſteht ber 
Glaube an das geoffenbarte Wort Gotted im Bolte fefter, als der 
Glaube an die ſeligmachende Kraft irgend eines Artilels der Berfaflung. 
(15. Novbr. 1849.) L 30. 
Das bittere Gefühl, daß ich die Sike, auf denen wir tagen, mit 
Farben geſchmückt ſah, die nie die Farben des Deutſchen Reiches 
geweſen find, wohl aber feit zwei Jahren die Farbe des Aufruhrs und 
der Barrifaden! Farben, die in meinem Baterlande neben dem Demopfraten 
nur der Soldat in trauerndem Gehorſam trägt. (15. April 1850. 
Im Erfurter Parlament.) v I. 32. 
Wenn Sie fich bemühen, dieſe (Erfurter) Verfaſſung diefem preußifchen 
Geifte aufzuzwängen, fo werden Sie in ihm einen Bncephalus finden, 
der den gewohnten Reiter und Heren mit muthiger rende trägt, den 
unberufenen Sonntagsreiter aber mit ſammt feiner ſchwarz⸗roth⸗goldenen 
Zäumung auf den Sand fegt. (15. April. 1850.) L 32. 
Ih ſprach vom preußifchen Geifte bei diefem Vergleich, von dem 
Geifte, vor dem biegen müflen oder brechen die Geiſter derer, welche 
laubten, in dem exiten Schaumfprigen der Märzwellen ein Element 
—* in dem fie zu ſchwimmen vorzugsweife befähigt wären, indem 
fagen zu können glaubten: „Sei ruhig, freundlih Element”, — 
nnd dann, als fie ſich daran verbrannt Datten, Schuß fuchten unter den 
Flügeln deilelben Adlers, den der Abg. für Baden bier einen tobten 
Bogel genannt bat. (15. April 1850.) I. 33, 


Mancher wird ſich überzeugt haben, daß die Tenben der Geſetz⸗ 
gebung, welche Iebiglih den Schug ber Verſchwörer gegen die Obrigkeit 
im Auge hat, auf die Dauer nicht haltbar ift; fo wie die Männer des 
tonftitutionellen Rütli von Heppenheim fich überzeugt haben werden, 
daß die Flamme, welche fie liebten und für wohlthätig wärmend hielten, 
fie felbft verbrannt haben würde, wenn nicht das kalte Eifen der 
Reaktion löfhend dazmwifchen ging. Ich möchte Sie alfo bitten, weine 
Herren, Alles zu thun, was nad den vorliegenden Anträgen, non denen 
ich bebaure, daß fie nicht noch weiter geben, in Ihrer Macht ſteht, damit 
diefer BIafebalg der Demokratie (da8 Vereinsrecht) nicht in den Händen 
verbleibe, um die Kohlen unter der Aſche anzublafen. (17. Ayri 1000, 


Die preußif he Ehre beiteht nach meiner Ueberzeugung nicht bare, 
daß Preußen überall in Deutichlaud den Don Quirote fpiele fir gekronkte 
KanmersCelebritäten, welche ihre Iolale Verfaſſung für gefährdet. halten. 
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Ih ſuche die preußiſche Ehre darin, daß Preußen vor Allem ſich von 

jeder ſchmachvollen Berbindung mit der Demokratie entfernt halte, daß 

Preufen in: der vorliegenden wie in allen ragen nicht zugebe, daß in 

Deutfchland etwas gefchehe ohne Preußens Einwilligung. (Ropbr. 1850.) 
Ä . 1.837. 

Sollten wie dahin getrieben werden, fitr die Idee der Union Krieg 

zu führen, meine Herren, e8 würde nit lange dauern, daß ben Unions⸗ 

männern von kräftigen Fäuſten die leiten Fetzen des Unionsmantels 

beruntergerifien würden, und es würde nichts bleiben, als das rothe 

Unterfutter diefes fehr leichten Kleidungsſtückes. (Rohr. 1850.) 
.40. 


Dann wäre es Pflicht der Räthe der Krone, ſich zu erinnern, deß 
eine Kammer leichter mobil zu machen iſt, als eine Armee un 
in einer Neuwahl das Volk zu fragen, ob es die Anſichten feiner Ver⸗ 
treter durch Wiederwahl gutheiße. (Novbr. 1850.) I. 41. 


And der Frankfurter und Petersburger Zeit. 


Ih babe nie daran gezmeifelt, daß fie (am Bundestage) alle mit 
Wafler kochen; aber eine ſolche nüchterne einfältige Waflerfuppe, in der 
auch nicht ein einziges Fettauge zu ſpüren ift, überrafcht mid. (Wai 1851.) 

I. 42. 


Möchte es doch Gott gefallen, mit Seinem Haren und ſtarken Weine 
dies Gefäß zu füllen, in dem damals der Champagner Z1jähriger Jugend 
nutzlos verbraufte und Nichts als fchaale Neigen zurückließ. Ich begreife 
nicht, wie ein Menſch, der über ſich nachdenkt, und doch von Gott nichts 
weiß oder wiſſen will, fein Leben vor Verachtung und Langeweile tragen 
Tann. (Juli 1851.) I. 44. 

Ich gemöhne mich daran, im Gefühle gähnender Unſchuld alle 
Symptome von Kälte zu ertragen und die Stimmung gängliher 
Wurſchtigkeit in mir vorherrſchend merden zn laflen, nachdem ich den 
Bund allmählich mit Erfolg zum Bemußtfein des durchbohrenden Gefühls 
feines Nichts zu bringen nicht unerheblich beigetragen zu haben mir 
fchmeicheln dar? (1853.) T. 48. 

"Sch fehe in unferem Bundesverhältniß ein Gebrechen Preußens, 
welches wir früher oder ſpäter ferro et igni werden heilen müfjfen, wenn 
wir nicht bei Zeiten in günfliger Jahreszeit eine Eur dagegen vornehmen. 
(1859.) I. 52. 

Wenn, ich einem Teufel verfchrieben bin, fo ift e8 ein teutonifcher 
und fein galliicher.... (1861.) I. 53. 

Diefes einfältige Federvieh der deutfchen Preſſe merkt gar nicht, 
Daß es gegen das beffere Theil feiner eigenen Beftrebungen arbeitet, wenn 
es wich angreift. (22. Auguft 1860.) L 55 

Das —— der Solidarität der conſervativen Juter⸗ 
effen aller Länder iſt eine gefährliche Fiction, fo lange nicht die volfle, 
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Fee Gegenſenigkeit in aller: Herren Bänder: sbiwaltet. Ifektrt vor 

reußen durchgeführt, wird e8 zur Donquizoterie. (1861.) ": E- 55. 
Sch fehe nicht ein, warum wir vor der Fre einer VBoltsvert 

fei es im Bunde, fel es in einem: Beu. und Bertinvparlament, ſo Simmern 

zurüdichreden. (1861.) L 56. 


Du kannſt nicht mehr Abneigung gegen die Bithelmfra Be haben, 
A ich felbft, und wenn ich nicht überzeugt bin, daß es fein müß, fo 
ich nicht. Den König uriter Rranfpeitöborwänben um Std au often, 

ln ih Ai Feigheit und Untreue. (Juni 1862 .). 


Aus der Konikiszeit. 


Der Konflitt zu tragiſch aufgefaßt. 

Wir find nielleiht zu gebildet, um, eine Berfefeng zu erfragen; 
wir find zu kritiſch. — 

Es giebt zu viel Tatilinariſche Eriftenzen, die ein Intereſſe an 
Ummwälzungen haben. — — 

ir Haben zu heißes But, wir haben die Vorliebe, eine zu große 

Rüftung fr unfern ſchmalen Leib zu tragen; nur follten tir fie 
auch nlgen. Nicht auf T, nreußeng Tiberalismnd ſſeht Deuiſchland „fondern 
omf feine Macht. (186%.) 

Nicht durch Reden und Dtajpritätsbefhtuffe werden bie sroßen Pe 
ber Seit entfchieben — das ift der Fehlex von 1848 und 1849 sale 
— fondern durd Eifen und Blut.' (1862.) 


Der Olivenzmweig aus Avignon. (Septbr. 186%) R er 


Nach meiner Ueberzeu ng mäffen-unfere Beziehungen zu Defter- 
reich. unvermeidlih entweder beſſer ober ſchlechtet werben. (a 
nuar 1863.) L 8. 


Die Verfaffung halt das Gleichgewicht der drei geſetzgebenden Ge⸗ 
walten in allen Fragen, auch in der Budget⸗Geſetzgebung, durchaus feR; 
feine diefer Gewalten Tann die andere zum Nachgeben zwingen; die Bere 
faffung vermeift daher auf den Weg der Compromiſſe zur Berftändie 
gung. Ein Fonftitutionell erfahrener Staatsmann bat gejagt, daß das 
ne m taffungßleben jederzeit eine Reihe von Compro— 
miffen fei 

Wird der Compromiß dadurch vereitelt, daß eine ber betheili 
Gewalten ihre eigene Anficht wit doctrinärem Adfolutigmus durch 
will, jo wird die Reihe der Compromiſſe unterbroden und an ihre Stelle 
treten Gonflicte, und Gonfliete, da das Staarsleben nicht ſtill zu fiehen 
vermag, werden zu Mach fragen Wer die Macht in Händen hat, 

geht dann in ſeinem Sinne vor, weil das Staatsleben an nicht 
einen Augenblick ſtillſtehen kann. (Sanuar 1863.) I. 90. 

Das prenußiſche Königthum hat feine Mifſion noch micht exfillt, 
es iſt noch nicht reif dazu, einen rein vrnamentälen Schmuck Ihres Ber 
faſſungsgebäudes zu bilden, noch nicht reif, als ein tobter Maſſchinentheil 
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Dem Megmisne has parlamentoriſchen Regiments eingefägt zu werden. 
(Januar 1863.) . IL. 98. 


i a ſich für fremde Mationaliciten und National⸗ Beftre 
bungen zu. beheiflern, auch dann, wenn diefelben nur auf Koften be 
eignen Baterlandes verwirklicht werden können, ift eine politifche —* 
heitsform, deren geographiſche Verbreitung ſich auf Deutſchland leider 
befchräntt. (Februar 1863.) _ 


Der Herr Vorredner hat Dänemart darüber zu beruhigen — 
Daß es einen Krieg in diefem Augenhlicke von. Preußen unter unſeren 
nah innen und außen zerrütteten Verhältniſſen nicht zu erwarten habe. 
Meine Herren, zum Glüd ift man im Auslande nicht ebenjo leichtgläubig, 
und ih fann Sie verfihern und das Ausland verfihern, wenn wir es 
für nöthig finden Krieg zu führen, jo werben wir ihn rühren 
mit oder ohne Ihr Gutheißen. (April 1863.) 


Politiſche Fragen find Machtfragen; Preußen kann fi cam Bude) 
nit majorifiren laſſen, etwa durch eine Majorität, bie ein paar Mil» 
lionen repräjentirte; Die deutſchen Groß mächte find das Glashaus, 
das den dentfchen Bund vor europäiſchem Zugwind ſchützt — — 

Wir haben zu Ihnen nach wie vor das Vertrauen, daß Sie uns 
diejenigen Mittel, welche wir fo nothwendig bedürfen, auf verfaſſungs⸗ 
mäßiger Wege zugänglich wachen werden, ſonſt müfjen wir fie nehmen, 
wo wir fie befommen. (Januar 1864.) I. 


Der Volksgeiſt Preußens ift durd und durd nonarhife, 
Sott fei Dank! Sie widerfprehen den ruhmvollen Traditionen unfrer 
Bergangenheit, indem Sie die Stellung, die Großmadtöftellung 
Preußens, melde durch ſchwere Opfer an Gut und Blut des Volkes 
erfämpft wurde, desavouiren. Sie jegen den Barteiftandpunft über die 
Intereſſen des Landes. 

Fuhlte das Preußiſche Voll, mie Sie, jo te man einfach fagen, 
der Preußiſche Staat habe fid überlebt und an en jet gefonımen, wo 
er anderen biftorifchen Gebilden Plag zu machen habe. 

Der rocher de bronce fteht noch heute ie er bildet daB Fun⸗ 
dament der Preußifchen Gefchichte, des Preußiſchen Ruhms, der Preußi⸗ 
ſchen Großmacht und des verfafjungsmäßigen Königthums. Diefe ehernen 
Felſen werden Sie nicht zu erjchüttern vermögen durch Ihren National» 
verein, durch Ihre Reſolution und durch Ihr liberum Veto! (Januar 
1864.) I. 204. 


Ich glaube, der Herr Redner kennt mich lange genug, um zu willen, 
daß ih Furcht nor der Demokratie nicht kenne. Hätte ich diefe, fo 
fände ich nicht an diefem Plage oder würde das Spiel verloren geben. 
Ich Iicihte diefen Gegner nicht, ich Hoffe ſicher ihn zu „nefiegen. 

a3 die Furcht vor dem Ausland betrifft, fo beftreite ich bie 
Richtig keit des Ausdruckes Man kann Borfigt Furcht, man faun 
Muth Reichtfertigleit nennen. (Januar 1864) I, 207, 


Die augenblidlihe Lage ift fo geartet, daß es mir zimeddienlich 
fgeint, gegen dad Danemhum auf ber Conferenz alle — loszu⸗ 
laßſen, welche bellen wollen (verzeihen Sie dieſen *2 
bad sejanıne Geläut der Meute wirkt dahin zuſammen, daß bie Unter⸗ 


862 


werfung der Herzogtbämer unter Dänemark den Ausländern unmöglich 
erfcheint und daß letztere gemöthigt werden, Programme in VBetracht zu 
ziehen, welche die preußische Regierung ihnen nicht bringen fann. Ich 
rechne in der legteren Beziehung zu diefen Ausländern auch die Holfteiner 
felbft, nebft dem Auguftenburger und allen ewig Ungedeelten bis 
Königsau. Die Herzogthümer haben ſich bisher an die Rolle des Ge- 
burtstag8findes in der deutichen Familie und an den Gedanken ge 
wöhnt, daß wir und auf dem Altare ihrer Particularinterefien willig zu 
opfern und für jeden einzelnen Deutfchen im Norden von Schleswig die 

ziftenz Preußens einzufegen haben. Diefem Schwindel namentlic wird 
die Adrefje entgegen wirken. | 

Sie jehen daraus, wie ich nad) Menfchenwig die Sache auffafie; um 

übrigen fteigert fi bei mir da8 Gefühl des Dankes für Gottes bishe⸗ 
rigen Beiftand zu dem Bertrauen, daß der HErr auch unjere Irr⸗ 
thbümer zu unferem Beften zu wenden weiß; das erfahre id 
t&glih zu heilfamer Demit tgung. — Bm Beleuchtung der Si- 
tuation bemerfe 2 noch ſchließlich, daß mir die preußiſche Annerion 
nicht der oberfte und nothwendige Zwed ift, wohl aber daß 
angenehmfte Refultat. (Mai 1864.) L 232. 


Die Bafis des Tonftitutionellen Lebensprozeſſes ift überall der Kom⸗ 
promiß. (Januar 18665.) L 265. 


Es flieht dem Abkommen (mit den Schleswig - Hoffteinern) entg 
daß im Allgemeinen die Eriftenz auf der Batıs der Phäaken be> 
quemer tft, als auf der Balıs der Spartaner. an läßt fid 
gern fchügen, aber zahlt nicht gern, und am allerwenigften giebt man ba 
geringfügigfte Hoheitsrecht zum Beften der allgemeinen Intereſſen auf. 
(1865.) I. 290. 


Nur nit die Geduld verlieren, fondern ruhig abwarten, ob fid 
Jemand findet, der e8 unternimmt, Düppel zu belagern, wenn 
die Preußen darin find. (1865.) L 291, 


Herzog von Scleswig»Holftein und Lauenburg find Se. Majeflät 
der König nnd Se. Majeftät der Kaifer von Oeſterreich. 

Zweifeln Sie an der Möglichkeit, unjere Abfihten zu verwirklichen, 
fo babe ih ſchon in der Kommiſſion ein Auskunftsmittel empfohlen; Us 
tiren Sie die Anleihe dahin, daß die erforderlichen Beträge nur dam 

ahlbar find, wenn wir wirklich Kiel befigen, und fagen Sie: Kein 
BL, fein Geld!“ 

Sie kommen in die Lage der falihen Mutter im Urtheil Salomonis, 
die lieber will, daß das Kind zu Grunde gehe, als daß damit anders 
ala nad ihrem Willen gejchehe. 

Ich glaube, dag das fo ſchwer nicht ift, dab Gewähltwerden. Wenn 
man verjprehen kann, fo kann man auch gewählt werden. (Ser 
1865.) I. 2 


Ich bin der Anerkennung in ſehr geringem Maße bedürftig und 
gegen Kritik ziemlich a in nah 6 * ee (de bag Alles, 
8 , i ah, daß die Regierung 
ra ann —* iR * wir der Spielball fremder Jutriguen 
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und äußerer .Einfläffe geweſen find, deren Wellenichlag uns zu unferer 
eigenen Weberrafchung an der Küſte von Kiel ans Rand geworfen bat. 
Der Borredner hat und vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der 
Wind gemechfeit hätte, auch das Steuerruder gedreht. Nun frage ich, 
was fol man denn, wenn man zu Schiffe fährt, Andres thun, ald das 
Nuder nad) dem Winde drehen, wenn man nicht etwa ſelbſt Wind 
maden will. Das überlaffen wir Anderen. (Juni 1865.) I. 296. 
Wer wich einen gewifjenlofen Politiker ſchilt, thut mir Unredt; er 
fol fein Gewiſſen auf diefem Kampfplag erit felbft einmal verjuchen. 
I. 332. 


1866 wor bem Rriege. 


Wenn der deutiche Bund in [einer jegigen Geftalt und mit feinen 
jegigen politifhen und militärifchen Einrichtungen den großen, europäifchen 
Beilen, die aus mehr als einer Urſache jeden Augenblid auftauchen können, 
entgegengehen joll, jo ift nur zu jehr zu befürchten, daß er feiner Auf- 
gabe erliegen und Deutjchland vor dem Schickſale Polens nicht fchligen 
merde. (24. März 1866.) I. 380. 


Wenn die Verhandlungen (unter den deutfchen Regierungen) immer 
bei dem Austauſch verfchiedenartigfter Meinungen und der Anfammlung 
eined endlojen Materials ftehen geblieben find, fo geſchah dies, weil es 
an der ausgleihenden und treibenden Kraft de3 nationalen 
Geiſtes bei diefen Berhandlungen fehlte und die partifulariftiichen Ger 
genfäge zu ſchroff und einfeitig dabei feftgehalten wurden. Ein folcher, 
zu höherer Einigung der Gegenjäge führender Factor ift nur in einer 
aus allen Theilen Deutfhlands gewählten Berfammlung zu 
finden. (9. April 1866.) I. 386. 


Se. Majeftät der König hat niemals die Abficht gehabt, die Sou⸗ 
verainität der deutſchen Fürften anzutaften oder zu gefährden. Wenn 
wir aber jetzt auch bei denjenigen Aegierungen, melde die Natur der 
Dinge und das Berhältnig der geographijchen Lage zu unferen natürlichen 
Bundesgenofien, eben fo fehr in ihrem eigenen wie in unjerem Intereſſe, 
maden follten, einer feindfeligen Tendenz begegnen, die unfere eigene 
Sicherheit gefährdet, fo Tann es nicht außbleiben, daß wir jede andere 
Nüdfiht dem Bedürfniß der Selbiterhaltung unterordnen. Se. Majeftät 
ber König darf und wird alsdann feinen anderen Beweggrimd anerkennen, 
als die Üftichten gegen fein Land; und felbft die Rüdficht anf einen ihm 
fo nahe ftehenden Monarchen, wie der König von Hannover, wird dar 
gegen zurüdtreten. (9. Mai 1866.) I. 438. 


Wir maren bereit, Hannovers Selbftftändigfeit für alle Eventualität 
fiher zu ftellen, und Hannover bat es gleichzeitig in der Hand, den 
Bruch mit Preußen zu erzwingen. Wir müflen annehmen, daß Hannover 
dazu entfchloffen ift. (28. Mai 1866.) 1. 443. 

Erflärung am Bunde: daß Preußen ben bisherigen Bundes» 
vertrag für gebrochen und deshalb nicht mehr verbindlich anfiebt, den» 
jelben vielmehr als erlofchen betrachten und behandeln wird. 
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Indeß will Se. Majeſtät der König mit dem Exrlöfchen des biöherigen 
Bundes nicht zugleich die nationalen Örundlagen, anf denen der 
Bund auferbaut geweien, ala zerftört betrachten. 

Preußen hält vielmehr an diefen Grundlagen und an ber über die 
vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der deutfhen Nation 
feft und fieht e8 als eine unabmweisliche Pflicht der deutfchen Staaten an, 
für die legteren den angemefjenen Ausdruck zu finden. (14. sun 1866.) 

. 454. 


Berleiht und Gott den Sieg, dann werden wir auch ſtark genug 
fein, das loſe Band, welches die deutfchen Lande mehr dem Namen als 
der That nach zufammenhielt, nnd welches jegt durch diejenigen zerrifien 
ift, die dag — und die Macht des nationalen Geiſtes fürchten, in an⸗ 
derer Geftalt fefter und beilvoller zu erneuen. (18. Juli 1866.) 
I. 467. 


Nach Königgräg. 


Wenn wir nicht übertrieben in unferen Anſprüchen find und nicht 
glauben, die Welt erobert zu haben, fo werben wir auch einen Frieden 
erlangen, der der Mühe werth ıft. Aber wir find ebenſo fchnell beranfcht 
wie verzagt, und ich habe die undankbare Aufgabe, Waffer in den 
braufenden Wein zu gießen und geltend. zu maden, daß wir nicht 
allein in Europa leben, fondern mit noch drei Nachbarn. (9. Juli 1866.) 

I. 474. 


Nah Eintritt der patriotifden Bellemmungen des Miniſters Rouher 
bat Frankreich nicht aufgehört, und durch Anerbietungen auf Koften 
Deutſchlands und Belgiens in Derfuhung zu führen. Im Intereſſe des 
Friedens bewahrte ich das Geheimniß über diefe Zumuthung und bes 
handelte fie dilatoriſch. (28. Juli 1870.) I. 505. 


Bon der Zeit an hat Frankreich nicht aufgehört, und durch Aner- 
bietungen auf Koften Deutichlands und Belgiens in Berfuhung zu führen. 
Die Unmöglichkeit, auf irgend melde Anerbietungen der Art einzugeben, 
war für mich niemald zweifelhaft; wohl aber hielt id es im Intereſſe 
des Friedens für nüglıh, den franzöfifchen StaatSmännern die ihnen 
eigenthümlichen Illuſionen fo lange zu belafien, als diefeß, ohne ihnen 
irgendwelche auch nur mündliche Aufage zu macden, möglich fein würde. 
Ich vermuthete, daß die Vernichtung jeder franzöfifchen Hoffnung den 
Grieden, den zu erhalten Deutfchlands und Europas Intereſſe war, ge 
fährden würde. 

IH war nicht der Meinung ‚derjenigen Bolititer, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nad Kräften vorzubeugen, weil 
er doch unvermeidlich fe. So ficher durchſchaut Niemand die Abfichten 

öttliher Borfehung bezüglich der Zukunft, und ich betrachte auch einen 
Hegreichen Krieg an fi immer als ein Uebel, weldes die Staatskunſt 
den Völkern zu erfparen bemüht fein muß. (29. Juli 1870.) L 508. 


Die letzte Aeußerung des preußifchen Diinifter- Präfidenten, welde 
Denedetti nah Paris mitnahm, Tautete ungefähr dahin: Machen Sie 
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Se. Majeftät den Kaifer darauf aufmerkſam, daß ein folcher Krieg unter 
ewiſſen Epentualitäten ein Krieg mit revolutionären Mitteln werden 
Önnte, und daß Angefihts revolutionärer Gefahren die 
deutſche Dynaftie Doch wohl eine größere Feſtigkeit bewähren 
würde als die des Kaijers Napoleon. (Auguft 1866.) I. 511. 


1866 — 1870. 


Wir wünfhen den Frieden (mit dem Abgeordnetenhaufe), nicht 
weil wir fampfunfähig find, im Gegentheil, die Fluth ging mehr zu 
unferen Gunſten als vor Jahren, auch nicht, um einer künftigen An⸗ 
Elage zu entgehen, denn ich glaube nicht, daß man und anflagen wird, 
ih glaube nicht, daß, wenn dies geſchieht, man uns verurtheilen wird. 
Man hat dem Minifterium viele Vorwürfe gemacht, aber der der Furcht⸗ 
famteit wäre neu. 

Wir wünfchen den Frieden, weil da8 Vaterland ihn in diefem Augen- 
blick mehr bedarf als früher, weil wir hoffen, ihn jest zu finden. Wir 
glauben ihn zu finden, weil Sie erfannt haben werden, daß die König- 
iche Regierung den Aufgaben, melde auch Sie in ihrer Mehrzahl ers 
ftreben, nicht jo fern fteht, als Sie vielleicht vor Sahren gedacht haben, 
nicht fo fern flieht, wie da8 Schweigen der Wegierung über 
Manches, was verfhmwiegen werden mußte, Sie zu glauben bes 
rechtigen Tonnte. 

enn man oft gefagt hat, was da8 Schwert gewonnen babe, hat 
Die Feder verfpielt, jo habe ich das volle Vertrauen, daß wir nicht hören 
werden, was Schwert und Feder gemonnen haben, ift von diefer Tri⸗ 


büne verjpielt worden. (1. Sptbr. 1866.) I. 539. 
Nur ein ganz fertiger Staat kann fi den Luxus einer libe- 
ralen Regierung geftatten. I. 549, 


Das Verfaſſungsleben kann nicht nach mathematiſchen, nicht einmal 
nach juriftiichen Regeln beurtheilt werden. Es ift eben ein beßändiger 
Kompromiß. (22. Dibr. 1866.) I. 551. 

Fürft Bismard verwahrte fi) (bei den Kommiffionsberathungen über 
die Annerionen) gegen den Vorwurf der nadten Gewalt und rechtfertigte 
die Eroberung mit dem Hecht der deutſchen Nation zu eriftiren, 
zu athmen und ſich zu einigen, tei aber mit dem Recht und 

er t Preußens, dieſer —*88 Nation die für ihre Exiſtenz nd» 
thige Baſis zu liefern. (1866.) I. 556. 
Wenn bei Lauenburg die Form der PerfonalsUnion gewählt 
worden, fo ſei dieß ein Act der Eourtoifie gegen diefen Erftling 
Preußifher Erwerbungen geweſen. (Sptbr. 1866.) I. 556. 


Einem Bundesgenoffen nah dem fiegreichften Kriege ift fein 
Fürſt des Haufe Hohenzollern im Stande, ein Haar zu frümmen. 
(1866.) I. 561. 

Es bat und widerftrebt, gegen diejen befreundeten und benachbarten 
Stamm (Hannover), der mit uns benfelben Dialekt fpricht, in deſſen 

Fürſt Bismard. IL 55 


Adern unfer Mut Tieht, den Megemrz ziehen. Ma: hate den Arieg ge 
wollt mit offenen Yugenz: man wer emiickoffen, Preußiſche Brövinsen eu gu 
achmem, mens. max geilgt. hätte, Danach hat nom bein Hecht, ſich nechher 
au munbern ; daß den Krieg Die: ernſten Folgen haste, die ar mern geheht 
hat, und zum ans gegenüber einen Ton: der Sage über ‚miele: "Folgen 
anzufhlapen. (1866.) . 2.ık 362 


Ih wüuſchte Ihnen, daß der t. Detnber (dab Ende ger Diktatur) 
raſcher herankomme, als es fonft jeine Art if. ‚Aber gerabe, weil 
die Zeit jo kurz if, Können wir in dieſer kungen Zeit nicht viel ſpaßen 
Ich rathe auf daB Dringendſte Ihnen und Ihren Freunden ab, daß Sie 
uns nicht herausfordern! Sie werden einer. Energie begegmen, der 
Sie nicht gewachfen find. 11. März 1867.) I. 562. 


Ich habe (in Bezug auf Schleswig⸗Holſtein) ſtets an dem Mlimar 
feftgebalten, daß die Perſonal⸗Union beſſer war, wie des, was eziftirte, 
daß ein ſelbſtſtändiger Furſt beſſer war, als die Berfonal-Unten,. und doß 
bie Bereinigung art bem Preußiſchen Staete beſſer war, als — 
ſtändiger Fürft, (1866,) - 

Unfer Eroberungsredt (an Salcawi Holſtein waaba tes 
Wir haben ed, zuerft —* — und Amerteng en mit unfern frieges 
riſchen Feinden verbinbeten Prinzen von Auguftenburg abgenommen. 
(20. Dezbr. 1866.) . 568. 


Ich babe nicht Zeit und halte es nicht für zmedimäßig, sie Geſchaãfte 
bergeftalt zu centraliſiren, daß man gewiſſermaßen in jedem Gensdarm 
perſönlich drinfigem will, (20. Dezbr. 1866.) L 569. 


* Eine Nation, die ſich deſinitiv conſolidirt hat, die fertig iſt mit 
ihren — Aufgaben, kanu on Berfaffungstimpfe ohne Scheu 
berantreten. r aber haben den Kampf, ber und 4 bis 5 Jahre ber 
jchäftigt hat, erft in dieſem Sabre zum Abfchluß gebracht durch eine Nach⸗ 
giebigfeit, die hier Tadel gefunden hat. 

Meine Herren, leben Sie. erit etwa 4 Jahre eine folden Eon- 
flictes bimduch mit dem Gefühle der Berantmortlichkeit für die ge⸗ 
ſammte Cituation zwijchen Kräften, deren Sie nicht Herr find, weder 
der auswärtigen noch der inneren, ımd Sie werden jagen: daß die Re= 
gierung Recht gethan dat, diefen Eonflict geſchlichtet zu "haben, fobald fie 
ed ohne Demüthigung ber Krone konnte; der gewählte Moment aber 
war fo, daß er jeden Verdacht einer Demüthigung derſelben — 
(15. Januar 1867.) 576. 


Das Maß der Annerion Hin i ab von dem Maß ber Ei und 
der Eonftellation der europäifhen Mächte im Augenblid —* —— 
entzog ſich alſo der — — en Berechnung; jo viel Tann id) 

fagen, daß e8 gauz ohne Annerion’a geben würde, Babe is 
allerdings nie geglaubı. (Septbr. 1866.) 


Der Ihnen vorzulegende Derallungs Entwurf mitthet‘ ve ve 
fländigfeit der Einzelftaaten zu Gunſten ber Geſammtheit F lei 
Opfer zu, welche unentbebrlih find, um den Frieden 

Sicherheit des Bundesgebietes und die Ertwidehmg der nk —* 
Bewohner zu gewährleiſten. Bon unſerer —— — hängt es baber 
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nr dieſen Augenblicken ub, den: geſammten Deutfhluhisihte Burgſchaften 
viner/ Zuluuft zu Tichenn, in welcher 88, frei von der Gefahr, wieder in 
Berrifienheit: nnd. Ohnmacht zu verfallen,: nach⸗ eigener Selbfibeftammiuimg 
feine verfaffungsmaſige Eutwicklung und: feine: Wohlfahrt: pflegen iud in 
berk: Ratbei der Bikes’ feinen: friedliebrnden Beruf zu nerſulben? vernag 
(24. Yebtuar 1867.) an 688. 

. 1. Mn: iſt⸗der Orund/ der und bie Einheit verlieren lieh, und ung 
bis jetzt verhindert Hat, fie wieder‘ zu gewinnen? Wenn ich es mit: einem 
kurzen Werte jagen folk, Sotft &9, wie mie ſcheint, ein gewiffer Ueber⸗ 
ſchuß an: dem Gefühle -männlider Selbftftändtgkeit, weiche. m 
Deutſchlaud den Einzelnen, die Gemeinde, den Stamm veranlaßt; ſuh 
mebz auf die eigenen Kräfte zu veilaflen, als auf die der Gejanımtheit. 
(4. März 1867.) : . - - u „1.598. 

Wir glauben, daß, wenn die Berfaflung hier! angengntmen wird, ftir 
das dentjche Bolt die Bahn frei gemacht’ worden iſt, und daß mir 
das Bertrauen zum Genins unferes eigenen Volkes haben können, 
DaB ed auf diefer Bahn den Weg zu finden wifjen wird, der zu feinen 
Sielen the. en | oa J 

Die Baſis dieſes Verhältniſſes ſoll nicht die Gewalt ſein, weder den 
Fuürſten, noch dem Volke gegenüber. Die Baſis ſoll das Vertrauen zu’ 
Der Bertragdtreue Preußens fein und dieſes Vertrauen darf nicht 
erjchüttert werden, jo lange man und die Bertragätreue hält. (11. März 1867) 

ae Du: | I. 599. 


. 


',. Glauben Sie wirklich, daß die großartige Bewegung, die im 
vorigen Jahre die Völker vom Belt bis an die Meere Eiziliend, vom 
Rhein bis an ben Pruth; und den Dujeſter um KHampf-führte, zu dem 
eiferuen-Wärfeljpiel, in dem um Königs⸗ und Kaiſerkronen geſpielt wurde, 
daß die Milton deutſcher Krieger, die gegen einander gefämpft und ges 
blutet ‚haben auf. den: Schluchtiefderw. vom Rhein bis zu den Karpathen, 
daß die Taufende und aber Zaufende, die durch ihren Tod Ddiefe nationale 
Entjcheidung befingelt haben, mit einer vandtags⸗Reſolution ad. acta ge= 
fchrieben ‚werben tännen; meine Herren, dann ftehen Sie wirklich nicht 
auf der Höhe der Situation. - " “ 

Ich möchte die Herren, die fich diefe Möglichkeiten denken, wohl 
fehen, wie fie einem Invaliden von Königgräg antworten würden, 
wenn der nach dein Ergebniß diefer gewaltigen Anftrengung fragt. Sie 
würden ihm etwa fagen:' Ja freilich, mit der deutichen Einheit iſt es 
wiederum nichts geworden, die wird ſich wohl bei Gelegenheit finden, ſie 
iſt ja leicht zu haben, eine Verſtändigung ift ja alle Tage wieder möglich; 
aber wir haben das Bubgetrecht des Abeordneienhaue , des Preußiſchen 
Landtages gerettet, das Recht, jedes Jahr die Eriſtenz der Preußiſchen 
Armee in Frage zu ftellen, ein Recht, von dem wir als gute Patrioten 
niemold Bebraudy machen würden. (11. März 1867.) _ 1. 602. 


Wir. wollen. ben Grad von Kreiheitgentwidlung, ber mit der 
Sicherheit ded Ganzen nur irgend, verträglid if. (1867.) 1. 603, 

Wenn die Einrichtung der Bundes-Armee duch ein jährlichen 
Botum in Frage’ geftellt werden ſollte, es würde mir das, verzeihen Sie miz, 
weint ich ein Gleichniß braude aus einem Beruf, in dem ich mich früher 


55* 





868 


befand, den Gindrud eines Deichverbandes machen, in dem jedes Jahr 
nach Kopfzahl, auch der oſen daruber abgeftinnnt 'wird,. or "die 
Deiche bei Hochwaſſer durchſtochen werben’ follen: oder nicht; aus folthem 
Deichverbande wiirde ich einfäch ausfdheiden, da wäre mir‘ das Wohnen 
zu unficher, (1867.) - TFT 604. 


- Meine Herren! Arbeiten wir raſch! Segen wir Deutfchland, jo 
zu jagen, in den Sattel! Neiten wird es fchon'tännek. (1867.) 


Ich habe. mich überzeugt,. doß aus dem Bujhaucrranm bie 
politiſche Welt — nicht bloß die auf den Brettern, die die Welt. be- 


deuten — anderd außfieht, ald wenn man hinter die Couliſſen tritt, und 
baß der Unterſchied nicht blog ander Beleuchtung Hiegt 87 


Ich füge hinzu, Daß ich mich glücklich jhäge, überhaupt nicht zu 
den Lenten zu gehören, die mit deu Jahren und mit den Er— 
fahbrungen nichts lernen. (1867.) _ .I. 609. 


Der hoben Berfammlung in ihrer deutſchen Mehrzahl möchte ich 
das Beifpiel der Polen noch befonderd vor Augen halten, um den Beweis 
gi liefern, wohin ein großer mächtiger Staat, geleitet vom einem tapferen, 
tegerifhen und gewiß auch einfichtigen Adel, gefangen Tann, wenn er 
Die Freiheit des Einzelnen höher ftellt, als die Sicherheit nad anfen, 
ich will nicht Jagen, als die Einheit, — wenn die Freiheit des In— 
dividunms als eine Wucherpflange die allgemeinen Intereifen 
erfiidt. . (18. März 1867.) 0, 1. 617. 


Cie halten ung für fhücdhterne, verlegene Leute, die ermuthigt 
werden müffen, denen man eine douce violence anthim müfle, damit he 
fi entſchließen, das zu fordern, was fie im Grunde ihres Herzens eigent- 
lich felbft wünſchen. Ich kann Ihnen auf das Beſtimmteſte erklären, daß 
dem nicht fo iſt. Wir haben uns die Grenze unſerer Anſprüche an die 
Dpfer, die von den übrigen Regierungen zu bringen wären, Darin gefelt, 
wie ich fie ſchon öfter bezeichnet habe, in den, mas und unentbehrlich 
fchten zur Führung eined nationalen Gemeinwefend, Died glauben wir 
erreicht ‘zu haben, wir glauben, daß die Mittel dazu ausreichen. e7. März 
1867.) | 0 | 02 I 638, 


Ich habe niemals in meinem Leben gefagt, daß ich der Vollsfreiheit 
much Feindlich: enigegenftellte,: ſondern mux ‚gejagt und natürlich umter der 
Borausfegmg „rebus sio stantibns“, - meine, Snteyeljer an den 
außmärtigen Angelegenheiten find nicht nur ſärker, jondern 
zur.Zeit allein maßgebende und fartzeifende, ja daß ich, fo 
oiel. ich: lann, jedes Hinderniß durchbreche, welches zur um Wege jleht, 
am zu dem Ziele zu gelangen, welches, wie ich glaube, zum Wohle bes 
Baterlandes -erteicht. werden muß. Das ſchließt nicht aus, daB and) ich 
die Veberzeugung teile, daß den höchſten Grad von Freiheit des 
‚Bolfes, des Indipiduums, der mit der Sicherheit und gemein- 
—— — PR iR, ran an et 

reben, die icht jeder ehrlichen Regierung tft. 
1867) a ng! u 628. ’ 
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‚-. Beun mon. fünf. jahre lang ſchwer gefämpft hat, und da8 erreicht 
hat, was bier norliegt, wenn mon jeine Bet, h Dei Zeit‘ des Lebend, 
feine Gefundhejt dabei, geopfert hat, wenn man fid) der Mühe erinnert, 
die, es geloftet hat, of einen einen Paragraphen, eine, Ynterpimt- 
tationgfrage zwiſchen 22 Regierungen zu entſcheiden, werin man nun auf 
den Punkt gefommen ift, wie er bier vorliegt, dann treten Herren, die 
von allen -Diefen Kämpfen menig erfahren haben, won den amtlichen Bor» 
gängen nichts. wiſſen hönnen, in einer, Weije auf, die ich nur Damit ver- 
gleichen Tann, daß Jemand in meine gefchloffenen Fenfter einen 
Stein binstnmirft, ohne zu wiffen, wo ich ſtehe. Er weiß nicht, 
wo er wich trifft, er’ weiß nicht, welche Befchäfte er mir gerade im Augen⸗ 
blick ‚ame, die vorliegen, und die mir durch diefen Widerftand un⸗ 
öglich werden. J I 

. Daun kommit man ſehr leicht, auch ohne gerade künſtlich nervös ges 
macht zu ſein, in eine Stimmung, die ich dem Herrn Abgeordneten nicht 
beffer Satafteriftren kann, ala mern ich ihm empfehle, in eimer der erften 
Seenen von Heinrich IV. nachzuleſen, maß Heinrich Percy für einch 
Eindrud! hatte, als der dort befagte Kammerherr fam und ihm die Ge⸗ 
fangemen. abforderte und ibm, der mund und kampfesmüde war, eine 
längere Borlefung über Schußwaffen und innere Verlegung hielt. Die 
Stelle ſteht im Anfang des Stüdes und fängt mit den Worten an: 
„I. rememben that when the fight was over, there came a certain 
Lord etc.“ So ungefähr wie Bercy ift mir zu Muthe, wenn ich 
über Dinge, für die ich gelitten und gelämpft habe, Die id 
beifex. fennen muß, folde Reden höre. (29. März 1867.) 1.638. 


Wäre der fübdentihe Bund zu Stande gekommen, oder hätte er 
Ausſicht. dazu, ſo it meine Ueberzeugung, daß, wenn. im Norden ein Par- 
lament ‚tagt: auf einer nationalen Baſis, im Süden ein ähnliches, diefe 
beiden Parlamente nicht länger auseinander zu halten fein 
würden, als etma die Gewäſſer des Rothen Meeres, nahdem 
der Durchmarſch erfolgt war. (10. April 1867.) . . 1. 638. 


Die dentfihen Fürſten haben bie Gewohnheit, ihre Heere in den 
Krieg zu führen oder zu begleiten, und in Folge deflen auch in erhöhten 
Mae daB Bedurfniß, auf dem Schlachtfelde und im Lazavethe dein 
Krieger in das brechende Auge Jeden zu können, ohne fidy jagen 
zu müffen: diefen Krieg hätte id mit Ehren vermeiden können. (24. Sep» 
tembex: 1867.) rn ; I. 635. 


Wenm ich mich Hberzeugen Fünnte, daß der Buftand,- in welcheni von 
400 meiner Mitbürger Teder Einzelne berechtigt iſt, mich zu 
Befhfrhpfen, ohne bar ich ein gefegliches Mittel dagegen ergreifen kann, 
fobald mir eitien fo nachfichtigen Präſidenten haben) wie wir Ihn im frü⸗ 
heren Jahren gehabt haben, — wenn ich mich überzeugen Tönnte, daß 
Diefer Zuftand für uns ein würdiger wäre, dann, meine Herten, wäre 
die Frage (der Reberreiheit) fehr raſch erledigt. (27. Nopbr. 1867), 

Ih kann die Potitik nur fo maden, mie ich fie verftehe und wie 
ich fie. in ihrer ee ee: ih kann mir nicht einzelne 
Theile herandgreifen und jagen laffen: Bier ift die Regietung von aller 
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Weisheit vesfaften geroeſen dies lann nicht: fekm 
—— ———— Asssyn i 

"ga sine eonftil 
die Aegiern WERDE Rn 
Sicherheit'z —* far 
vielleicht nicht, durchweg 
Eine Partei im: Sande ,.. 
dieſer Art aueh. Dann 
dann zuuß fir, gegen bie, $ 
tünftfigp: fhaffen. ‚ober. y 
dann in. Die Schwäche de 
m Sämanlnngen, ‚di 
für das konferusting 
fung.find, (5. Fehr, 18 

‘Und! hätte Die Iunfernatie” Variei dem —— ee 
Brodit — ‚ich. will. wicht. von O in feier, Di ve 3. Mipifterinn dem 
Lande. gehragit bat, denn wir hd fie dem 2aı big... aber, „meine 
Fr dafür zeigen wir Ihnen bie Beten neuen Prod inzen 
auf,.daftr zeigen wir Ihnen das. befeſtigte — ham auf, 
wiy, zeigen Aiten das vereinigte Deutichland. anf, wenn. Sie 
darnad mit uns abrechnen molten, Al werben Sie ung ftart 
Ir Bovtheit finden: ; 

Wir amen uw Regierung im She 1862;: 8 waß at; KH} 
Jemand unter Ihnen von Haufe auß geglaubt hat, daß wir die Gachen 
fügen Ends führen mürben.. Aber'hat ſich außer uns —— 
Kane gefunden; ' ber bereit‘ war, "fie durchzaftihren ? Was tupt dann 
ein, wenn wir dt: den Muth 'gehabt hätten, die Minifterftelken zu aber⸗ 
nehmen, hier. Drei Fahre: Lang alleinftehend.mireif Konfernvs⸗ 
tiden- verfcin aht, berkegert, ‚nangejeind a EL EL Das 
abet gersiätwän Fee rafch. 

Daß ih dem "Koaftittinige: fürdpter weine: Hereen, ich 
ade thun eh rilch die Stirn gezesgt drei Jahunihindarh,> aber 
br zuieiher: bleiberiden gJuſtitutlon⸗ zu mschen, 

iſt ngt meine-Wbfkhk >(5. debr, 18608.) 

Vor! piefem Nütteln an den Zundartenten BAU Zımbes)"wärne 
ich Sie, ieine Kerken, Mranfber-Bilee Sutereffe: ' find 
no Mt To-feft gemchfen, : un en niht''fo ver tele 

wir heut Zaraaaehinen md in Stage flellen efte, — ir vot 
an Jahre noch einten nmilihſamen —S— ragt 
haben. Wer das Anſehen der Kompromiſſe nicht echt, eh iR: eine 
conſtituttio nelle ‚Berfaflung ; Aberallı wicht: / xift deun bas-B — 
ledem bgſteht. muß einer Reihe won Ro wnnamikieng; Diele ‚heute:gu 
geben. „und worgen guuhldzurchnen,: iſt leint —— ùr Voiitiſe e 
1. Mei wollen DIE SB ei ch dit icht ir Airns Notnmen 
äh Phmen  ticht' höre era: RD, Monbeht welt, Me 54 
zu liberal Finde et nt Se 
ige —— —* naher 
feinen; - — Wiek baß tt dibernigane Den Kr 
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jagen... um. sein: Diauhihenalter „mol aber um biejemige .Beit,, hie ſeit ber 
an Amen verfloffen H vun uns aurid: find; -, 2. And 2868 


.n De 2. Hop —5 Pr beden R 6. ip; ir r 

nu em- Vorredyner gel kan. € en, A ein p * au A; 
ae im. 3 — — 2 menete ein Ei nn find et. 
(13. Mai ltr I.; 783. 7 


ggg a: af Pe PR Minifter in eiftem ‚Bette ngsftante mi 
nicht Fit berechtigt hafte, an— meiner eignen Brite Beben. 
engmng bu ehe — hiu Feflzuheften, ſondern unter Um⸗ 
anden Uebereinſtim der Gewallen und die Herſtellung derſelben 
r einen’ Five hal, dem, ich nicht nur bereditigt, ſondern in meiner 
Stefing‘ auch verpflich tef bin, Weber esgengungen, von deren Fallenlaffen it 
einen ptaftifchen Hk, weſentlichen ötherl für daS: Gemeinweſen nicht 
befürchte, im Intereſſe der Einigkeit, im Irtere ffe des Kom⸗ 

pyomaſſea. auszugebenn. «aq. Nov, #868) - 2. 316.791. 


- Deftörteid burch eine ahdjäßrige' guitfhafichg in Die Rage - 
en worden, An mit demjenigen Li * aliſsmus ge zumachen, 
er bi uns’ in der Han tache ſchon feit 20° Jahren, in vielen ferner 

[e‘ berettB, jeht 80 Jahren zu einem ‚überfouinbenen Siandpunkte 

hört. Odsbr. 68.) ‚1.79. 


Ueber jurifiifege "Ziwirnsfäden wird die, Rünigtüpe Hegierung 

a ſtolpern in ber Ansnbung. ihter Pflicht ſur den Frieden des Staates 

| re 

” Es ga b eine Beil: ‚bei md, mo her Friede hebroht ſchien. Wenn ich 
das Inge jo fege ich mich zwar wiederum Der Gefahr aus, daß. ein 
geehtter Abgenrdneter hier mich. Jür einen Schwarzjeher hält und findet, 
ich ſprüche won einar Degenſpitze, die Auf um ſe re Pruſt gerichtet 
iſt, umd Die. en wicht Fieht. Es aſt mein Troſt, daß hiefer. Herr Ab⸗ 
geordnete feiner Zeit hundert Tauſende von; Bahonnetten, als jie ſchon 
erkennbar if. der Qukt ſchwebten auchn nicht geſfehen / hat. — 

Dear: chlaftrunkener Kaämmerling des Königb Duncan ſah 
den Dolch: des⸗ Macbeth auch nicht, vie Aufgabe der Regierung 
eine großen. Landes ift-e3 aber, die Aagen. offen 3 heben 
AND wach zu. fein. (30. Januar, 1868,) . .. 


fd 

ı Die Anriolont find in Deutſchland sit ‚fit, & eh Pa 
PR on „Bolstern“, and, wenn Sig Bolsker ‚wüxden fie ſich 
Baf Ib. ‚Damaßliren; nur den letzten En Roriolans würden 

uen Aueh und. Deutſchlands dann, nicht, un, ‚Stande ſein her⸗ 
—2 on ea, 

2 Meberitt, wo au iſt, ſtellt/ſich ein Veben ein}: wel 4 man. nicht 
it‘ veinen Slatshandichuhen anfaſſen Tdan.. Diefer Thatſache 2% egenfiber 
ſprecheni ‚file bo nicht: von: Spiorlivivefart:. Ich bim: nicht zum Spion des 

n TERN Kr al Bent ER —— 
Menn ADIE U ergeben, bögnztige nau 
bis a hr ee um Mi a was / ſie treiben, 


Wachen ie ur Tan dem Adern Nun geun DaB, wir, Gelder 
—* Breiten — — Jeinen Horwgci —* Sie ſelbſi 
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erſt, ob Sie. Red. anfafjen Hunen,aban: 2 we..beinbeial 
(30. Januar 1869,). en 
Es wisd dahin Formen, zu ſagen: ee lagt wie gun. 
Bir 'tommeen ſchließlich dazır, daß wir Pe Berüfsttafte pon Ab⸗ 
georbneten erhalten; die aber dann meines Ekarhtend einem Buirean- 
atiſchen Element allmählich viel näher kommen mirb, gl ‘Einer leben- 
digen, mit dem Volle in ununterbrochener Werhſeiwirtung ſtehendrn Bollks⸗ 
vertretung, von der ich mir nicht anders denken kann, als daß ſie eine 
yaße —— rr z beichäftigten Klafſe des "Bates uarmieheibr tepräfentirt. 
8 —— 69.) ae 1. 819. - 


Ba — * in der Bundis polint Io (ange ich die Ehre habe, anf 
ſie einen zu Adern,“ als underbrüchlichen Grundfag denjenigen ge⸗ 
ſtellt, und in ar babei befunden, daß es nicht rathſam iſt, die Auto» 
nomie der eingelnch Hegierungen auch nur um eines Haares 
Breite weiter zu beſchränken und zu bekämpfen, als es nothwendig iſt zur 
Erfüllung der großen nationalen Zwecke, melde dem Bunde obliegen. 
(16, März 1869) . I. 824. 


Der Antrag (wegen verantwortlicher Bunbes- Miniferien) ift eine 
weifelloſe — des Mains als Grenze, das iſt gar feine 
enge: mit der Annahme dieſes Antrages wäre an den Beitritt der 
ſuddentſchen Negierungen nicht mehr zn denfen. (16. Mpril it 1869. 


2. 
Ich halte eine kollegialiſche Minifterverfaffung für einen ſtaats⸗ 
rechtlichen Mißgriff und Fehler. — — — 


Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, aber acht harte Steine neh 
viel ſchwerer. 

Wie daB Bundestangler ⸗Amt — ift, fo habe ich es Aber- 
nommen, — ein Kollege würde am demſelben vage, wo er eB. wird, 
_ mein Nachfolger werden müſſen. 


Der Bartilularismus ift die Bafis- der Somige, aber auch nach 
einer Richtung bin der Blüthe Deutfchlande. _ 


Die Gentralifation ift mehr oder weniger eine Gemalttbat und 
ift ohne einen — wenigſtens am Geiſte der Verſaſſung ſich verfimdigenden 
Bruch kaum durchzuführen. 


Ich frene mich ber einen tortſchritt in Preußen, über ben, daß der 
Fluch der „hoben Meinung, womit der Meniäfid‘ feibt be- 
trügt,“ bei unjerer näheren Bekanntſchaft mit der Berwaltung der klei⸗ 
neren Staaten. amöhlig von uns: abgemommnten wird, and eb hoffe, wir 
werden ihn mit der Zeit ganz verlierem. 


Mir Innen bie Gefchichte der Vergangenheit weber i 3 morgen, noch 
koimen wir die Zukunft machen; und das iſt ein Mißver (va ‘vor dem 
ih auch Bier warnen möchte, dag "wir un nicht einbil Höndten 
den Lauf der Zeit: dadurch beſchleunlgen, daß * unſer up; it vor⸗ 
ſtellen. Mein Emfluß auf Die Creigifie, Die niich getragen! Kabeln, wird 
Der weſentlich überſchätzt, aber doch mind mir gewiß Seiner qumuthen 

ichte zu marhen,.:Daß,- gie. Herren, ‚Tünuteich fekbiin:Beineinichait 
mit, Ihnen nicht, „cine Bemmeinishaft, an Ar mir voch ke Rack ud, 
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wir einer. Welt in Waffen trotzen khmnten, aber die Meſchichte Fönnen 
wir. nicht machen, fondern nur abwarten, daß fie ſich bolls 
zieht. Wir können das -Meifen der; Früchte: nicht: dadurch befchleimigen, 
daß. wir eine Lampe darunter halten, und weun wir.uag-unzeiten 
Sruchten [hlagen, jS werben. wir nur ihr Wachsthum hindern 
und fie verderben. Ich möchte deshalb Ihnen doch mehr Geduld 
empfehlen, der Entwidelung Deutſchlands Zeit zu laſſen. (16 An 109) 


. Man kann nur noch aus natiowalen Gründen — -and-Brlnden, 
welche in dem Maaße national find, daß ihre zwingende Natur von der 
großen Mehrheit der. Bevölkerung anerkannt wird, Krieg führen, mes 
nigftens meiner Auffajlung nad. Sie können daher, wear. wir ana 
fangen, Depeſchen amtlich zu veröffentlichen, e8 faſt immer als ein 
Symptom einer ziemlih ernften Situation anjehen,. welche anfängte 
wijhen und und den Wegierungen, an melche die Depeche gerichtet iſt, 
—* zu entwickeln. (22. April 1869.) I. 841. 
Wir verlangen von Ihnen Brot, und Sie geben uns Steine; 
Sie thun, als ob Sie die Sache weniger anginge als die Regierung, als 
ob es ein Land der Abgeordneten gäbe und ein Land der Regierung, als 
ob dieſe beiden nicht identiſch wären und dieſelben Bedürfniſſe ‚hätten. 
Wenn ich mich darauf einlafjen wollte, davon zu veben, wie grauſam 
e3 wäre, dem armen Dann fein Pfeifhen Tabak oder den ftärfeuden 
Trank zu verlümmern, und ich wäre nur dabei bemußt, Daß ich immer 
noch das Kopfgeld und die Brotfteuer von ihm fordere, fo würde ich 
meinem inneren Menſchen gegenüber, ehrlich genug fein, ihn zu fragen: 
was bezwedit Du eigentlich mit diefer Heuchelei? 
Die gegebenen Grundlagen einer Steuer in dem heutigen 
civilijirten Staate find meines Erachtens diejenigen Genüſſe, 
die maffenhaft genug verbraudt. werden, um einen finanziellen 
Ertrag zu geben. (21. Mai 1869.) 
Gerade wie ein Dach vor dem Wetter ſchützt, ein Deich vor ber 
Ueberſchwemmung, fo ſchützt auch unfere Armee unfere Produetivität in 
ihrem ganzen Umfange. (22. Mai 1869) . L 84. 
3h glaube, dag wir nicht gut thun, das Element, welches der 
nationalen Entwidelung im Süden am günftigften ift, ae Großherzog⸗ 
thum Baden) auszuſcheiden, gewiſſermoßen dan: Milchtapf abzu⸗ 
ſahnen und das Uebrige ſauer werden zu fajjen. (1870.) 
oo. oo. ar 1 I. 885.. 


11.. 


Ich hatte zuerſt, als ich den Antrag las, das Gefühl, daß den 
Herren Antragſtellern fo etwa zu Muthe war, wie Shakeſpeare den Heiß⸗ 
jporn Percy fchildert ».der, nachdenr er. ein halb Dutzend Schotten um- 
gebracht. hat, fiber das langweilige Yaben ‚Uagie eb: paffirt. eben: nichts, 
es muß, etmas. Leben hineingebracht ‚werben. Gründung ftaatlidher. Bes 
Sul — : großartige. Reformen, durchgreifende Geſetzgebungen, daß 
Alles, erjchöpft. den Thatendrang wicht; es muß etwaß. geiäehen] 1320.) 

en, KR y U] ee Gr Eee —— äs”. .. 
ch lann udreiſt: brhaapten: trbt hide das "Praftbiun Des’ Nord⸗ 
dantfcheu Bundes in Shddentfchland ein Stuck Käiferlicher Gewalt, 
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wie es: im Befige. der Deubfchen Beifer ‚feit 500 Jahrd nirft geweſen 
Wo iſt denn — jet der. Brit: der. venftan Gohetiftanfen a 7 *5* 
Oberhefehl im: Kriegs, eine unhefmittene ee 
elben: Yaank und: Denfelken:, Freimd: im: Siriege: beit, in Dentiche: 
nen porhanden gewefen, an deren Spike: der —— : Kirifor sgrftinden 
hätte? Der Name macht: 8 nichtt: AERO.) u 2, munar’s m BrsBaßk: I 
Se 'kaıı aber Bundesianzler und Saubeätigr niet bin, 
19 muß. bie — a ea oem * ſch Er macht. —— Sie 
‚Steine. in den ih ppel in. die Räder ge) 
fo 5 ) hindern Si \ der. eh und ’ Berenhperll feit. Nr dieſe 
erung, ja ſelbſt für die unzeitige Nöthigun au m, Die 
—— far die Folger ragen Ei, gr na it Gebr ner, 
währt 5. (1876) u 8 
BWenn Sie Alles beſſer ‚mitten, mie igh fo — * 
und ich werde ni anf re Iegeg "mad Ken — 
bie, mir eine 20 jährige Ta in deu Geſchäften de i 
die, Hand gehen wird; aber, ich verſichexe Sie, ein Tate latismus 
wird mich [dmeigen tollen, wenn in dh fühle, daß Spsden | Kr 
Unzeit iſt. A le ar de 
Es iſt * ae Rraufhriie * en ie ee vun: de Bean 
working, cui ene erzeugung: dın ein To de supthei eandztilprpdgen, 
von Geiten der Gefchmorenen. uf eigene: Urberzeagung-hin:einen "Bahr: 
fpruch zu geben, von dem fie.nach Dem Meier annehmen: können, daß: er 
bie Tödtung detz Bechrechers ur Folge bat; Dieſe Furchti voor der 
Verantwortlichkeit iſt eine anhein die unfere ganze Brit; aaa 
es iſt eine Krankheit, dje PLAN: e. hichſten —— en 
ee 
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Hierardjie ‚hinaufreicht. nie aa die Herren 
forderung richten: en Sie. — ae der dee 
— ber. En chung u wen R % * —* Ye 
ürhften Stadium an! und werfen Ste Mr m Bin fi 
(in Diät. 297 u Sm ja 

BP Fe ET rear gele:.’ 

. 11 Su 1 05 Bar VaE A EU LE SE 1829 14877, ler Beten 

- Eike ſolche Auſeentiut wie Vviel heutige⸗ ee chen Nktion 

ih dauernd von Neuem a AAN —2* oe pe 
zungen, 'materchelle: BR Dia für hie: Sicherheit/ Doitſchlands 
gegen Frankreichs künftigen Angtiffenza erſtreben, hir ten zugleich Mir 
ben euvopuiſchen/ Frie den⸗ wei ‚ug tſchlaud eine! tönuigiimicht: Zu be 
fändhten! het. 2 (18: Septht. 4870.)1 13 sinn ca cbrakli ES. 


BL Slate: St ie no di erung ae 
Bolkesn berlaugt Pi Da Er 


— ne era — 


"Ringe —* — von Sri bur 
feine Offeufideoſtreitegiſch⸗ rder TE Alan re 
n 


Audens und: ides linterheiniſchen o Nurdens vanı: —— 
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Re Franlreichs seiner offene Ausfallpforte > gege: Sit 

—— Deutſcheni WBeſig Kur Straßburg iund 13 dagegen 

eineh befenfiven Dharaiter; wir. jindıim urehrual s zw amzig Hriegen 

—— bie, RR ———— 
1) 1 w, Anfene voneihmi 

—— im eigenen Lande. (16. Geptbb;11870)) fi 1275. 

Stroßzburg iſt.der Schluſſel zum Haufe, idysmup:ik haben“ 


"safe fe Ken eat —— — 
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a ipaß ſeit her 
1 inheit und deren orgaı 
unferer, Örenzen, bie Unabhän ur unfere 
fein, a 
" verhiflt,; doch ffets Era Ka — 
Begei u, mit toeliher die gi 
Beh ten Väterlandes hab Bi — 
Schlachtfeldern Frantreichs ihren Willen v 
fein“ und°zu bleiben. 
Das neue Deniſchland, nie es aus ber ftuerprobeided:gegemmättigen 
hervorgegangen win wirdisein Zumerfäfftgen Bürge: bed" —e—— 
8: fein,’ weil es ſtatk und felbſtbewußt ‘genug iſt, um! Tech die 
—* ſeiner de jelegenheiten als fein reiche, aber 
and “außreitheubes :'und mas Gobtgeit Ku 
um aTa) © © ——— 206. 
’ ätfacheiſt, di MO Anett un 
zu — zu aha 








Mu mit Gebuld zn überwin 
ae dazug wir ſchen be 
Fin FAR witunter etwas un 


kommt es doch heraus, wohlwollender 
es die franzbſiſchen Staatsmänner thun, 
ſchens Weſens, der in dem deutſchen Herzen der Elſaſſer bald anheimeln 
und erfennbar werden wird. Wir find außerdem im Stande, den Ber 
ahnen einen viel höheren Grad“bon koniniunaler und individueller 
Freiheit ‚au. beraifli i jchtungen und Tradi⸗ 
Bone, dies je, Dex „I. 331; 
„Ark hähte:e6hhe Leichter: ba die Elfafiee‘ 









2 Fühlenatiftiberufen, ihr Minothtue sd are Stau 
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weſen, hem fir, beitpeien,: ſaweit eh mir ‚gegeben ift, zu. fein. < (25. Mai 
17) 5.. en 3 RN . 14. 336. ' 


In andertbal Jahren lüßt ſich viel Odfes thun, aber nicht ſehr viel 
Gates ſchaffen. (1871) BR 
IIch möchte die Herren bitten, einer Meizbarkeit unter Unſtduden etwaß 
zu gufe zu halten, ohne die ich andererfeit$ nicht im Stande wäre, Ihnen 
und dem Rande Dienſte zw‘ leiften: Das Recht, etwas made zu fein, 
wird mir auch der Herr Vorredner nicht bereiten: (1876) :II. 343. 
Wenn ein Monarch, art Fähren und an Ehren reich, mit vieſer 
Eutichloffenbeit feine nach irdiſchem Maßſtab kurz bemeſſene Kraft, feine 
befriedigt srubwwolle: Erifteng :einfette für fein: Boll, wenn ar in ſeinem 
hoben Alter einen Kampf durchlämpfte, der. ganz: anders ablaufen bonnte, 
wenn er dann zurädfehrt und, füh fragt: Wem verbanfe ih, daß ich 
fiegreic) 2 daR unſer Volk geſchittzi in vor den Leiden und 
Drangfalen de8 Krieges, vor dem Drud des Eroberers, und. daß darüber 
binauß Gott feinen Segen gegeben hat, daS dentfche Volk in biefem 
Kriege, wo man es böje mit ung vorbatte, zu einigen und ihm feinen 
Kaifer wiederzugeben, und dieſer erſte Deutſche Kaifer kehrt zurück nach 
einem langen interregnuam, im Beſitz der größten Bollgemalt und Macht, 
die in diefem Augenblide in Europa, und ftagt fiy? durch welche Werk⸗ 
euge hat Gott mir das geſchenkt, babe ich dies erreicht, wem bin id) 
ank ſchuldig? Dann fällt fein Blick zuerft auf jein Heer und auf die 
Intelligenz der Yührer, und es muß ifmr:ein Herzensbedürfniß fein, bier 
zu Ichnen, we er finn: : >. "zen a 
Tapferkeit läßt fih im Einzelnen nicht belohnen, : fie: iſt, Gott ſei 
Dank, en Gemeingut. ber deutſchen Soldaten, jo daß man, walle man 
belohuen, jeden Einzelnen, zu belohnen hätte. Aber-die Tapferleit allein 
reicht nicht ‚hin, Math haben. auch die Franzoſen bewieſen, nut Tapferkeit 
haben fih auch die frangöfichen: Soldaten geichlagen; ‚mas. ihnen Ih 
waren die Fiihrer, die Pflichttxeue, die Einſicht der Führer, ‚bie entſchloſſene 
Leitung eines Kaiſerlichen Mongrchen und Feldherrn, der in voller Ber- 
antwortlichfeit um Krone und Reich an der Spige ftand, — dieſe Führung 
zu belohnen, muß ein Herzensbedürfniß des Kaiſers fein. (14. Apr 1871.) 
‚II. 855. 


—ñ— — 


Fur Preußen. giebt +48 :verjaflungbmäßig wie politiſch nur einen 
Staudpunft, den der vollen Freiheit der Kirche in kirchlichen Di 
und her entichiedenen Ubwehr jedes Uebergriffs auf das ftontluhe 
Gebiet. (26. Mai 1860.) . : 3 ,...IKL #21 

“ Wir haben ohne Zweifel in der parlamentarifcheh Geſetzgeberug eine 
durxchſchlagende Waffe gegen jeden ungexechten Uebergriff ber geiftlichen 
Gewalt, Aber beſſer Ha 68 gewiß, wenn wir nicht gezwungen werben, 
vom. derielben Gebrauch zu maden, und ich halte es ‚bafer.. für eime 
Wohlthat, die den geinticen wie den weltlichen Obrigkeiten 
erwiefen wird, wenn der Conflict zwiſchen beiden fi ver- 
hüten läßt. (11. Auguft 1869.), on IE 972. 

Wir fünnee mir wänfhen, daß der Organismus. der katholi⸗ 
ſchenKirche, auf deſſen Grunde fi bisher gedeiblicde Beziehungen 
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zwiſchen Stuät und Kirche gebildet! huben, nicht geftörk oder unterbrochen 
werde. Tief eingreifende Aenderungen in dem Organismus der katholiſche 
Fire, wie ſie durch die abſolutiſtiſchen Tendengen den Curialpartei an⸗ 
geſtrebt werden, würden auch nicht ohne Einfluß auf- die Beziehungen der 
Stiche. zum Staat. und damit auf fet eigene Stellung der Regierung 
gegenüber bleiben. (3. Januar 1870.) II. 378. 


Ich habe es von Hauſe auß als eine‘ der ungeheuerlichfien Erſchei⸗ 
nungen auf politifchene Gebiete betrachtet, daß ſich eine konfeſſionelle 
Fraltign in einer politiichen Verſammlung bildete, u ‘ 


Zr Habe, als ich aus Frankreich zurluckam, bie Bildung. diejer Braf- 
tion nit anders betrachten können als im Lichte einer Mobilmadhung 
der Partei gegen-ben Staat. II. 48%. 


Ich babe die Einrichtung eines Nuntius immer fr wejentlich niitz⸗ 
licher und zwedmäßiger gehalten, als die katholiſche Abtheilung. ch habe 
in een nicht gemagt, ihr Folge zu geben, da ich ſowohl an höheren 
Stellen, als aud) in der öffentlihen Meinung eine ftarfe Abneigung da» 
gegen norfand.. Ob wir ſchließlich nicht Doch auf diefen Ausweg kommen, 
ütberlaffe ich der geſchichtlichen Entwidlung, fobald fie friedliche 
Wege gefunden haben wird. | 

Konzeifionen in der jetigen Lage zu machen, ift mir mie die alte 
Babel von dem Wanderer, feinem Mantel und der Sonne und dem Winde 
vorgefommen. Der Wind fonnte ihn nicht nehmen, die Sonne gewann 
es ihm ab, und mit der Sonne würden die Herren auch weiter 
gelommen jein, 


Es iſt der ernfte Wille der Regierung, daß jede Konfelfion, und 
vor allen Dingen diefe jo angefehene und durch ihre Volkszahl große ka⸗ 
tholiſche, innerhalb dieſes Staates ſich mit aller Frekiheit bewegen’ foll. 
Deß fie außerhalb des Gebietes eine Herrſchaft übe, das können wir 
in der That nicht zugeben, und ich glaube, der Streit liegt nmehr auf 
Dem Gebiete der Eroberung für die hierardhifchen VBeftrebungen, 
al3 anf dent Gebiete der Vertheidigung. 

Jedes Dogma, auch dad von und nicht geglaubte, welches fo und 
fo viele Millionen teilen, muß für ihre Mitbürger und für die Regie⸗ 
rung jebenjo beilig fein. Aber wir können den dauernden Anſpruch 
anf eine Ausübung eined Theile der Staatögemwalt den geiftlichen 
Behörden nicht einräumen, und fomweit fie diefelbe befigen, fehen wir im 
Imereſſe des Friedens ung genöthigt, fie einzuſchränken, damit wir neben- 
einander Plab haben, damit wir in Ruhe mit einander leben Fönnen. 
B0:.Zanuar 1872.) : on, U. 465. 
th glaube, meine Herren vom Centrum, Sie werden zum Ürieden 
mit dem Staate leiter gelangen, wenn Sie füh der welfiſchen Yübh- 
rang entziehen. DE 478, 
 , Rue id Deutſchland ganz allein, da ift bie eigenthumliche Erſchei— 
nung, daß die Beiftlihfeit einen mehr intergationalen Cha— 
zalter bat. Ihr liegt die katholiſche Kirche, ‚nich wenn fie der Ent- 
wilke ung Deutſchlands fich Auf’ det Bafls fremder Nationafität entgegen- 
ſtelltnaher am Herzen’ ais die Entwideliing' des Deutſchen Reichtkä. — 
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Zu Der: Gern Berräbner'hat an Weber ewianert, ıbietdz'nör 128 %fahren, 
im Jahre, 1849, gehalten ‚babe, : Fcy: künnte' dieſe Wezugnahme einfach: mit 
der Bemerhing: abfertigen, dab ich⸗ im 28: Fahren; mamentlichh wenn 8 
die beften Mannesjahre find, etwas zuzulernen pflege, und daß ih 

upt, ich wenigſtens, nicht nufehlbat Bin in 7.11 rd 2°, 

- Aber ich will weiter gehen. Was in jenen meinen Arscheruugen au 
lebendigem Bekenatniz, an Bekenntniß zu dem lebeüdigen, drifs 
lihen Glauben liegt,.bazır bekenne ich mich noch heute ganz offen ımd 
jeheue dieſes Bekenntniß weder por dev Oeffentfickeit sach. in meinem 
Haufe an irgend einen Tage; aber gerade diefer mein lebendiger, eumı- 
gelsicher, chriftlicder Glaube legt mir: die Berpflichtung anf;: für das Land, 
wo ich geboren ‚bin und zu defien Dienft mich. Gott geſchaffen bat, und 
me ein Hohes Amt mir Übertragen worden iſt, dieſes Amt nach allen 
Seiten hin zu wahren;. und wenn die. Fundamente des Staates 
von den Barrikaden und der republikaniſchen ‚Seite ‚angegriffen werden, 
jo babe ich e8 für meine Pflicht gehalten, auf der Brefche zu ftehen, und 
werden fie von Seiten angegriffen, die eher berufen waren und noch immer 
find, die Fundamente des Staateß zu befeftigen und nicht zu erfchüttern, 
jo werden Sie mid: auch da yu jeder Beit nuf.der Brefche 
finden. Das gebietet mir da8 Chrifienthum und: mein Blaubel (Fe⸗ 
bruar 1872.) Zu IL 476. 

Kerne Regiernng bat je ein Intereſſe, mit einer konſervatiden Partei 
zn brechen, aber die Bartei beforgt daB mitunter felbft. (6. Piz 1872) 
| 477. 


Ich halte es nach den neuerdings en ot öffentlich 
promulgirten Dogmen ber katholiſchen Kirche nicht für möglich, für eine 
weltliche Macht zu ‘einem Konkordat zu gelangen, ohne daß bieſe welt- 
liche Macht bis zu einem Grade und in emer Weiſe effueirt ‚te 
daß deutſche —* wenigſtens nicht annehmen kanun. 

Seien Sie außer Sorge, nad Kanoſſa gehen wir nicht, 
weder körperlich, noch geiftig. nn 

. Die Regierung ſchuldet unſeren katholiſchen Mitbürgern, daB fie 
nicht müde werde, die Wege aufzuſuchen, auf denen die Hegelung ber 
Grenze zwiſchen der geiftlihen und der weltlihen Gewalt, der wir im 
Intereffe unferes inneren Friedend abſolut bedfirfen, in ber ſchonendſten 
umd Fonfejfionel am wenigſten verſtimmenden Weiſe gefunden werden 

ne. — — | v 

Das kann ich verſichern, daß wir gegenüber den Anſprüchen, welche 
einzelnen Untertbenen Ei Majeſtät —— von Bee geiftlichen 
Standes ftellen, daß es Landeögefege geben könne, die für fie.nicht ver⸗ 
bindlich feien, daß mir folden Anjprücen gegenüber bie volle einheit- 
lihe Souveränetät. mit allen und zu Gebote ftehenben Mitteln. auf- 
reht erhalten werden und in dieſer Richtung auch der vollen Unterftügung 
der großen Majorität beider Konfeffionen fiher nd. 5. 

Die Souveränetät kann nur eine einheittiche ſein und 
muß e8 bleiben: die Sonveränetät ber Gefet —— and 
wer die Geſetze feines Landes als für-ihn nit verbindfidh 
barftellt,: ftellt fih außerhalb der Gefege und fagt ſich los 
von dem Gefeg. (14: Mai 1872) ° + 3 "EndßS. 
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1 nfere Aufgobe ft es gewiß:richt, Frankreich, durch Konſolidirung 
ſeiner inn eren Berhäitmiffe und. durdy. Herſtellung einer georbueten 
e emänhtig. und bündnißfähig Für unſere bisherigen: Freunde 
zu ma ena * .. j Fi J ernten, —W 
Ich bin überzeugt, daß kein Franzoſe jemals auf den Oedanken 
kommen mwilpde, uns wieder zu den Wohlthaten. seiner Monarchie zu ver- 
helfen, wenn Gott fiber und das Elend einer republikaniſchen Anarchie 
verhängt : Hätte Die Bethätigung derartiger wohlmollender. Theilnayme 
für. die Geſchicke feindlicher Nachbarländer zft eine weſentlich deutſche 
Eigenthümlichkeit. 
Unſer Bebärfniß iſt, non Frankreich in Ruhe gelaffen zu werden und 
verbittem, daß Frankreich, wenn es uns den Frieden nicht haften will, 
undeßgenofjen finde. Go lange es ſolche wicht hat, iſt uns Frankreich 
nicht gefährlich: und fo lange die großen Menarchien Europas gulammen- 
halten, ift ihnen feine Republik gefährlich... (20. Dzbr. 1872.) .525. 


— 





Es: handelt ſich nicht um den Kampf, wie unſeren katholiſchen Mit⸗ 
bürgern eingeredet wird, einer evangeliſchen Dynaſtie gegen die katholiſche 
Kirche, es handelt ſich nicht um den Kampf zwiſchen Glauben und Uns 
glauben; es — ſich um den uralten Machtſtreit, der ſo alt iſt 
wie das Menſchengeſchlecht, um den Machtſtreit zwiſchen Königthum 
und Prieſterthum, den Machtſtreit, der viel älter iſt als die Erſchei⸗ 
nung unferes Erlöfers in diefer Welt. 

Diefer Machtſtreit unterliegt denjelben Bedingungen wie jeder andere 
politifche Kampf, und es if eine Verſchiebung der Frage, die auf den 
Eindrud auf urtheilsloſe Leute berechnet ift, wenn man fie darflellt, als 
ob e3 fih um Bedrückung der Kirche handelte. Es handelt fi) um Ber 
theidigung des Staates, es handelt fi um. die Abgrenzung, wie 
weit die Priefterherrfhaft und wie weit die Königsherrſchaft 
geben foll, und diefe Abgrenzung muß fo gefunden werden, daß der 
Staat jeinerfeit3 dabei befteher kann. Denn in dem Reihe diejer 
. Welt hat er das Regiment und den Bortritt. (10. März 2) 

I. 566. 


Ich perweiſe daranf, daß die Regierung und Se. Majeftät der König 
mit ihr die Heberzeugung haben, daß der Staat in feinen Fundamenten 
bedroht und gefährdet it non zwei Parteien, die beide das Gemein- 
fame haben, daß fie ihre Gegnerfchaft gegen die nationale Entwidelung 
in internationaler Weife bethätigen, daß fie Nation und nationale Staaten- 
bildung befämpfen. &egen dieje beiden Parteien möllen meine Erachtens 
alle diejenigen, denen die Kräftigung des ftaatfichen Elements, die Wehr: 
baftigfeit des Staats, gegen die, die ihn angreifen nnd bedrohen, zu⸗ 
ſammenſtehen. 

Ich habe mich. nicht von der konſervativen Partei losgeriſſen — 
— —RE reißt ſich von dem Größern bos, das Bewegliche von ber 
Baſis, ein angewachſenes Schaalthier von dem Schiff. (24. aprit 1873) 


nn | 


Zweijeln Sie an unſerem Geſchich, aber dh unſerer Hingebung, an 
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unferem guten Willen zweifeln fie nicht; an unferem Muth und an dem 
feften Entſchluß, allen Gegnern des Reichs eme fefle Stirn zu zeigen, 
daran zweifeln Sie nicht! (16. Mai 1878.) - - II. 59%. 


Der Herr Abgeordnete Laster hat in einer rein fachlichen Debatte 
eine zwiejpältige Stellung, eine Unterfcheidung zwiſchen Regierung uud 
Volk, zwiihen Regierungsrechten und Volksrechten Bernorgehoben. 
Es war ein Anklang an vergangene Zeiten darin. Ich ſehe nicht ein, 
warum die einen Gejege gerade das Verdienft haben follen, Volksrechte 
zu betreffen, und bie anderen nicht. Ich bleibe dabei, wir find Alle Voll, 
und die Regierungen mit, und ich brauche mir nicht gefallen zu laſſen, 
baß zu meinem Nachtheil aus dem Volke in feiner Maſſe bie Regierungen 
außgefchieden werden. Der Herr Vorredner hat gefagt: nachdem fo viele 
Tinanzgefege berathen find — alfo nachdem wir der Regierung fo vide 

ummen bemilligt haben — hätten wir uns wohl aud mit den Volks— 
rechten beſchäftigen köͤnnen. Wie? Sind denn die Finanzgefee feine 
Bollsgefege? Ja, wenn fie es nicht wären, fo hätten Sie Unrecht ges 
than, diefelben zu bemilligen! ft die Bertheidigung des deutſchen Bodens 
fein Volksrecht ? Iſt Die Herfte ung und Sicherung von Feſtungen gegen 
feindlihen Ueberfall des Landes kein Volksrecht? Iſt das Budgetrecht, 
das geordnete finanzielle Zuftände im Deutjchen Reiche herbeiführen fol, 
fein Volksrecht? (16. Juni 1873) _ oo II. 595. 


Sch habe niemals irgend Jemandem die Abtretung and) nur eines 
Dorfes oder eines Kleefeldes zugefichert oder in Ausficht geftellt. Allee, 
wa8 darüber cirfulirt und behauptet wird, erkläre ih in Einem ganzen 
Umfange für eine breifte, tendenziöfe Füge, die zur Anfchwärzung meiner 
Perſou erfunden morden if. (16. Januar 1874.). | Il. 635. 


In meinem ganzen politiſchen Leben tft mir die Ehre zu Theil 
worden, fehr viele Feinde zu haben. Gehen Sie von der Garonne biß 
zur Weirhfel, von dem Belt bis zur Tiber, fuchen Sie an den beimifchen 
Strömen, der Dder und des Rheins umher, jo werden Sie finden, daß 
ih in diefem Augenblide wohl die am ftärkfien und — ich behaupte 
ſtalz! — die am beften gehaßte Persönlichkeit in Diejem Lande 
bin. (16. Januar 1874.) II. 639. 


ch treibe feine Fraktionspolitit als Minißer, ſondern ich habe ge 
lernt, meine perfönliche Ueberzeugung den Bedurfniſſen des Staats unter 
uordnen. Ich glaube, daß es fo fein muß, und ich halte e8 für eine 
—* Ueberzeugungsſtreue, die im Staatsdienſte ſagt: mag das Kind 
mit dem Bade außgefchüttet werden, mag ber Staat zu Grunde gehen, 
ed ift meine Ueberzeugung, ich kann nicht ander, Es erinnert mid) dies 
immer an die falſche Mutter im Salomon’fchen Urtheil, die dafür flimmte: 
erjchneidet das Kind, zertrlimmerf den Staat, gut, mir fol es recht 
fein, menn ich nur meinen Willen habe. 

Wenn der Herr Vorredner dann an den prägnanten Schlußſatz einer 
alten Rede erinnert (vgl. I. 30) — ich Habe fie lange nicht gelejen, aber 
als fie vorhin verlefen wurde, habe ich fie wirklich mit einiger Befriedi⸗ 
gung angehört; ich glaube, fie war oratorifch nicht übel, aber welches 
auch der Anhalt fein mag, fo Tann ich doch unmdglid, wenn id 
als evangelifcher Chriſt von „der Kirche“ ſprach, im- Jahre 


’ 
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1849, bie, katholiſche Kirche nach ben heusigen vatikaniſchen 
Beſtimmungen als den Fels betrachtet haben, den ich Dart 
als unter allen Stürmen: faftfiehend bezeichnete: Jedenfalls 
wird man annehmen müfjen, da ich meine evangelijche Weberzeugung 
immer feft, durchſichtig und offen ausgeſprochen babe, daß ich damals nur 
an bie evangeliſche Kirche habe denken können, keineswegs an die römifch⸗ 
Fatholifhe, noch weniger an die — vatikaniſche, wie fie ſich heute ge⸗ 
ftaltet Dt. O0 nn 
Meine perjönliche Stellung zu ber. Heutigen Tage der Frage der 
Cipilehe if die, .daß ich mic allerdings nit. bereitimilig, jondern uns 
gern ‚und nach großem Kampfe entjchloffen babe, in Geitieinfchaft mit 
meinen Kollegen bei Sr. Majeltät den Antrag auf Bollziehung dieſer 
Borlage. zu fielen und mich entjchloffen habe, mit ihnen dafür einzuftchen. 
Ih habe Die: niht Dogmatif zu treiben, ich. habe Politik zu 
treiben, Aus, dem Geſichts punkte der Politik habe ich mich überzeugt, 
daß der Staat in der Rage, ın melde das rennlutionäre Verhalten der 
katholiſchen Biſchöfe den Staat gebracht hat, durch daB Gebot der Noth- 
wehr gezwungen ift, das Geſetz & erlaſſen, um die Schäden von 
einem Theil der Unterthanen Sr. Majeſtät abzuwenden, melde 
die Auflehnung der Biſchöfe gegenüber dem Gefege und dem Staate über 
diefen Theil der Königlichen Unterthanen nerhängt hat, und um non feiner 
Seite, foviel an ihm liegt und foviel der Staat vermag, feine Pflicht zu 
tun. (17. Dezember 1873.) . IL 651. 
Im Reichsintereffe Haben mir diefe Linder nen in 
einem guten Kriege, m einem Bertheibigungsfriege, wo wir und unſerer 
Haut zu. wehren’ —X erobert; nıcht für Elſaß-Lothringen haben 
unfere Krieger ihr Blut vergoffen, fondern für das Deutfde Reich, 
für feine Eisheit, für den Schutz feiner Grenzen. Wir haben 
die Länder an umd- genommen, damit die ‚Soanzofen bei ihrem närhften 
Angriff, ver Gott fange hinausſchieben möge, den fie aber doch planen, 
die Spige von Weißenburg wit zu ihrem Ausgangspunlt, ſondern 
damit wir ein Glacis haben, auf dem wir und wehren tönmen, bevor 
ſie an den Rhein kammen. (80. November 1874.) Id 709. 


Sie können die Berantwortlichleit nur bei einem Individuum 
dyen, nlemat8 meines Grachtens bei einem Kollegium, wo Feder berech⸗ 
tigt ift, fich damit zu entſchuldigen, er hätte wohl gewollt, aber die Au⸗ 
Deren ‚nicht, und wo Peiner weiß, wer der Andere und wer der Eine if. 
(1. Dezember 1874.) - I. 717. 
Friedfertiger mie ber Herr Vorredner (Abg. Jörg) bin ich jedenfall, 
da braucht man nur feine legte Rede zu kennen, und wenn er mir als 
kriegeriſch vormwirft, ich hätte irgend einmal von einem Strahl Falten 
Waffers Zur Beruhigung aufgeregter Gemüther gefprochen, fo kann id 
mich nur darauf berufen, daß kaltes Waffer ein eminent friedfer- 
tiges, abfirhlendes Element jfl. ch würde dem Herren Vorredner 
rather, recht viel Gebrauch davon zu machen. | 
‚Am allermeiften achten wir die Meinung der uns feit einem Jahr- 
hundert ‚und noch heute am intinſten unter den Mächten und befreun- 
beien, dex ruſſiſchen Macht, und- wenn. der Hera Borrebner geglaubt bat, 
Furſt Bismard. II. 56 
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mit feinen Heineu Pfeilen, dahin fchießend, eine kleine Berfimmung zu 
machen, fo erregt das nur unfere Heiterleit. Unſere Bezichungen 
Dort Reben Gott fei Dant feft und thurmhoch über: der Tragweite 
von dergleichen Heinen Verſuchen. (4, Dezember 1874.) IL 721. 


Mögen Sie fih losſagen von diefem Mörder, wie Sie 
wollen, er hängt fih an Ähre Rockſchöße fe. Er nemt Sie 
feine Fraktion. Er bat gefagt: Sie haben meine Yraftion befeidigt! Ich 
fagte: Welches ift Ihre Fraktion? Daranf hat er mir vor Zeugen gejagt: 
Die Centrumsfraktion im Reichſtage! Ja, meine Herren, verftogen Sie 
den Mann wie Sie wollen! Er hängt fi) doch an Shre Rockſchöße! 
(4. Dezember 1874.) H. 723. 


Ich glaube meinem Gott zu dienen, wenn ich meinem Könige diene 
im Schuge des Gemeinweſens, deſſen Monarch er von Gottes Gnaden 
ift, und in welchem die Befreiung von fremdem Geiftesdrud und die Un- 
abhängigteit feines Volles gegen römischen Drud zu ſchützen feine ihm 
von Gott auferlegte Pflicht ft, in der ich dem König diene IL. 749. 


Wir thun einfach unfere Pflicht, indem wir die Unabhängigkeit des 
Staates und der Nationen gegen diefe äußeren Einwirkungen jchäten, 
indem mir die Geiftesfreiheit der deutjchen Nation gegen die Ränke des 
römiſchen Jeſuiten-Ordens und des Papftes vertreten; daß thun wir mit 
Gott für König und Baterland. (16. März 1875.) DO. 750. 


Der Kampf mit der katholiſchen Fonfervatinen Partei, auch felbft mit 
der katholiſchen Revolution wäre nicht jo heftig geworden, wie er ges 
worden ift, — wenn mir damals die Evangeliſchkonſervativen im Sinne 
des proteftantijchen Evangeliums treu zur Seite geftanden hätten. — — 
Diejed Bekenntniß zum Evangelium bat ung gefehlt. ‘Sch Dante dem Herrn 
Borredner (vd. Malgahn), daß er dem Aushrud gegeben bat, und er 
bat mir herzliche Freude damit gemacht. 

Es ift das eine Brüde für mid, um alte Beziehungen, die nicht 
ohne ſchwere Verlegung für mich haben zerriffen werden müflen, wieder 
anzufnüpfen. (15. April 1875.) IL 757. 

Wir, die Regierung, können den Yrieden nicht fuchen, fo lange umfere 
Geſetzgebung nicht von den Fehlſtellen gereinigt ift, mit denen fie feit 
1840 in einem übel angebradgten Bertrauen auf BilligleitSgefähl der 
anderen Seite, auf Patriotismus bei denjenigen, die man mit der Aus⸗ 
führung betraute, ftellenweife unwirkſam gemacht worden it. Dieſes Ber 
trauen hat gemwiflermaßen Breſche in die für den allgemeinen Frieden 
des Staat nothwendigen Beftimmungen gelegt. Diefe Breſche muß fiber: 
jchüttet werden, fie muß ausgefüllt werben; ſobald das geſchehen iſt, 
werde ich fein eifrigeres Bemühen haben, als den Frieden, 
felbft mit dem Centrum, namentlich aber mit dem fehr viel mäßiger ges 
finnten römiſchen Stuhle zu fuchen, und ich hoffe, ihn dann auch mit 
Sottes Hülfe zu finden, und ich werde dann, fo lange mir daS Leben 

egeben ift, dazu beitragen, den Kampf, den aggreifto zu führen mir eine 
eile genöthigt gemejen find, demnächſt nur defenfiv fortzuſetzen und bie 
Agreifion mehr der Schulbildung als der Politik zu überlaſſen. 

Nachdem auf diefe Weife der Gefeggebung die Bahn frei 

gemacht ift, hoffe ih, meine Herren, auf diefem Wege mit 
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Gottes Hülfe dieſen Frieden zu finden, benfelben Frieden, 
unter dem unfere Bäter Jahrhunderte lang in einem ſtarken 
Staate und geftügt in diefem ftarten Staate durch unfere 
—RX mit einander in konfefſioneller Einigkeit gelebt 
aben. ' 

Wie und die Geſchichte Eriegerifhe Päpfte und friedliche, 
fechtende und geiftliche zeigt, jo hoffe ich, wird doch auch wieder einmal 
Die Reihe an einen F Vebliebenden Papft kommen, der nicht lediglich 
Das Product der Wahl des italieniihen Klerus zur Weltherrichaft er⸗ 
heben will, fondern der bereit ift, auch andere Leute leben zu laflen nach 
ihrer Urt, und mit dem fih Friede fchliegen laſſen wird; — darauf ift 
meine Hoffnung gerichtet und dann hoffe ich wiederum einen Antonelli 

u finden, der einſichtsvoll genug ift, um dem Frieden mit der weltlichen 
acht entgegen zu kommen. (16. April 1875.) N. 761. 


Das Ideal, nach dem ich ftrebe, iſt, möglichft ausfchließlich dur 
indirefte Steuern den Staatsbedarf aufzubringen. (1875.) ’ 
I. 789. 


Ih bin der Meinung, daß wir in unferen Zöllen und freimachen 
von diefer zu großen Maſſe von zollpflichtigen Gegenfländen, daß mir 
und auf daß Gebiet eines reinen einfahen Finanzzollſyſtems 
urüdziehen und alle diejenigen Ürtilel, die nicht wirklich Finanzartikel 
nd, d. h. nicht binreihenden Ertrag geben, über Bord werfen, — die 
zehn oder fünfzehn Artikel, die die größte Einnahme gewähren, fo viel 
abgeben lafjen, wie mir überhaupt aus den Zollquellen für unfere Finanzen 
nehmen wollen. Als folche Gegenftände der Verzollung und zugleich einer 
entjprechenden Befteuerung im Inlande fehe ich im Ganzen an diejenigen 
Berzehrungsgegenftände, deren man flch, ohne das Leben zu jchädigen, in 
genifiem aße wenigfteng, zu enthalten vermag, wo man in gewiſſem 

aße den Regulator feiner eigenen Beiträge zum öffentlichen Steuers 
fädel in der Hand hat. (22. Novbr. 1875.) II. 790. 

Deine Hoffnung knüpfe ich an den Plan, daß wir Steuern in einer 
Weiſe fombiniren, die auf der einen Seite Erleichterung, auf der 
anderen Seite neue Einnahmegquellen fhafft, — ohne das Bes 
ftreben, größere Einnahmen zu haben, al8 der Bedarf ifl. Ich kann mit 
beftem Gewiſſen erklären, dar ich keinen Ueberſchuß erftrebe, fondern nur 
die Dedung deflen, was uns fehlt, die Verringerung der Matrikularum⸗ 
lagen; wenn e3 fein kann, gänzliche Abſchaffung derfelben; dem ich glaube 
nicht, daß Sie blos um der parlamentarifhen Machtfrage willen unbes 
queme Steuern behalten wollen. 

Die parlamentarifhe Macht bleibt einer verfaffungstreuen Ne 
gierung gegenüber dur dad Ausgabenbemwilligungsrecht gefichert, 
und einer der Berfaffung nicht treuen Regierung gegenüber find ebenfo- 
wenig Bürgfchaften zu Finden, wie einer parlamentarifchen Kammer ges 

enüber, bie in ihren Befchlüffen ſich an den Fortbeſtand des Reichs oder 
aats nicht weiter Tehren wollte, fondern daraufhin bejchließen, biß er 
eben zu Grunde ginge. Auf beiden Seiten muß man doch eine ehrliche, 
56* 
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vernünftige, gefeßliche und verfafiungstreue Gefinnung und Abfirgt vor- 
ausfegen, fonft kommt man ja üiberhanpt aus den Kenmmmiffen, aus bem 
egenfeitigen Mißtrauen, auß einem gemiffen gegenfeitigen Berjchanzung®- 
ampfe und Ringen nach Macht im Innern gar nicht Perans und kommt 
über diefe Streitigkeiten eben nicht dazır, zu erwägen, wie figt ber ſchwere 
Steuerrod dem Dolle am bequemften, oder’ vielmehr, mie läßt er ſich 
am bequemften tragen. ' 

Es ift ja die Frage aufgeworfen worden, ob es zwedmäßig geweſen 
wäre, eine einzelne Stener, alfo namentlxh eine Steuer auf Zabal, 
Ihnen jegt zu bringen, eine Zabalöftener von vielleicht 22 Millionen 
vorzulegen? Die Sade hat ihr Für und Wider gehabt. Ich räume 
offen em, daß ich mich dawider erllärt habe und lieber die Unannchm- 
Iichleit zu hoher Matritularumlagen ein Jahr hindurch, ein Budget hin. 
durch, einmal tragen will, ald die Steuerreform dadurch ſchädigen, 
daß man einen. der beften und weſentlichſten Artilel, von 
deffen Shwimmfraft ich erwarte, daß er andere vielleidt 
mittragen werde, vorwegnehme, für den ein Provijorium einführe, 
was uns nachher abhalten mwitrde, eine gründliche Reform, von deren 
Nothwendigkeit ich fo überzeugt bin, wie irgend einer von Ihnen, vor 
unehmen, uns die Möglichkeit, der näher zu treten, zu erſchweren. 
do. März 1876.) IL 842. 


Wir haben das Bedürfniß, die Anregung zur Strafgejegreform 
5 eben, um uns vor jeder Berantwortlichkeit für die Fortdauer der 
adtbeile des jetigen Zuftandes frei zu machen, und diefe Verantwor⸗ 
tung dem Reichstage, infoweit er uns nicht beiftimmt, zugufchreiben. Es 
wird dann Sache Ihrer Stelung u Ihren Wählern fein, ob Sie fid 
gegenjeittg darüber verftändigen, J Sie in Ihrem Widerſtande beharren. 
oder inmieweit Sie Ihre Stellung modifiziren wollen. Sie werden viel» 
leicht noch in der zweiten Legislaturperiode nachher in Ihren Wahlreden 
Erörterungen haben, bei denen ja von allen Seiten nur das Wohl des 
Ganzen, namentlih die Rechtsſicherheit, der innere Friede im 
anzen Weiche bezwedt und erzielt wird; es werden, wie gefagt, noch in 
hren Enteln, wenn ich eine Legislaturperiode als eine Seneration be» 
traten darf, uns diefelben ragen beichäftigen, wie fie ung ja vor 
4 Jahren, vor 6 Jahren auch ſchon befchäftigt haben, und es das viel 
leicht einer von den Würmern, die nicht fierben. (3. Dezember 
1875.) I. 793. 


Die fozialiftifh-demoktratifgen Umtriebe haben weſentlich 
mit dazu beigetragen, den gejchäftlichen Drud, unter dem wir uns be 
finden, zu fchaffen; fie haben ganz gewiß die deutjche Arbeit vertbenert 
und vermindert. Wir find zuräcdgelommen in der Arbeit und dadurch 
haben wir aufgehört, konkurrenzfähig zu fein. (9. Februar 1876.) 

IL 


Es überrafcht mich, ſoviel Schwierigkeiten gerade von Seiten des 
Abg. Birhom zu hören. Sch hatte geglaubt, er würde mit einer ge- 
wiſſen vornehmen Bergefjenheit über Dinge, bie zehn Jahre rüd- 
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wärts liegen, binmeggehen. Wenn es nah dem Abg. Virchow damals 
gegangen märe, wäre weder non einer ausgequetſchten, nod vollen Ci- 
trone- die Rede, fonbern Lauenburg würde fi) im Befig des Herzogs von 
Auguftenburg und unter dem Sau des Frankfurter Bundestags befinden, 
der nad der Politik des Herrn Abg. Virchow, die er damals vertreten 
hat, noch jet die herrfchende Potenz in Deutfchland fein würde. (3. April 
1876.) - 11.812. 
Wir haben nichts zu erobern, nichtö zu gewinnen, wir-find zufrieden 
mit dem, was wir haben, und es ift Berleumdung, wenu man unß ir» 
end einer Eroberungsfucht, irgend einer Ausdehnungsſucht beſchuldigte. 
9. Februar 1876.) II. 808. 
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Untturismns I 885. 

Bercy, ber Heißſporn I 685. 888. 

Perfien, Vertrag II 600. 


Betereburg, Briefe aus I 53. 
Piorbten, en, v. d. und Bismard 1865 I 


Pins IX (f. Konzil); Anipradhe: das 
„Steinchen“ II 512; und Kaijer Wil⸗ 
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Schriftwechſel J 102. 
polniſhe ae im Landtage. 1863 I 


—8*8* Wionale Anfprüde I 609. 
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Preßgeſetz für das Reich II 592. 
Preßverordnung von 1863 I 139. 
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für Preußen I 569. 

Schleinitz, v., Minifter, Brief an den⸗ 
felben I 49. 

ae last: Srage. 1850 I 39; 

23—131; Gemeinſchaft mit 
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; Adreſſe an Bismard IL 663. 

Sübbentfchland und Norddeutſchland I 
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die neutralen Mäch te ii 148, Ber- 
handlungen in Berleilies II 163; in 
Borbesur II 230. 243; nad vom 








893 


Kriege TI 424; Sturz II 542; Thiers 
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Ultramontane Bartei (j. Sentrumspartei). 
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Bereinigter Landtag I 6—12. 
Vereinsrecht I 33. 
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promiß I 551. 766. 
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